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Vorwort 

zur  dritten  Auflage. 

Die  starke  zweite  Auflage  diese»  erste ü  Bands  der  Finanz- 
wiasenschaft  ist  seit  Mitte  1882  im  Bachhandel  vergriffen  gewesen. 
Die  Bearbeitung  der  dritten  Auflage  habe  ich  inmitten  viel  Zeit 
und  Kraft  beanspruchender  politischer  Thätigkeit  und  neben  den 
Verpflichtungen  meines  akademischen  Lehramts  nicht  so  schnell 
vollenden  können,  als  ich  gewünscht  hätte.  Der  ersten  im  Fe- 
bruar d.  J.  erschienenen  Lieferung  (S.  1  —  252)  folgte  die  zweite 
Lieferung  (8.  253  —  480)  zu  Ende  October.  Nunmehr  gelangt  der 
Schluss  des  Bandes  und  damit  die  Bandausgabe  selbst  in  die 
Oeffentlichkeit 

Meine  Arbeit  wäre  allerdings  vereinfacht  und  beschleunigt 
worden,  wenn  ich  mich  auf  eine  blosse  Revision  der  zweiten  Auf- 
luge beschränkt  hätte.  Aber  trotz  der  tiefgreifenden  Umgestaltung, 
welche  ich  in  dieser  zweiten  Auflage  bereits  mit  meiner  Neube- 
arbeitung der  6.  Auflage  des  ersten  Bands  der  Rauschen  Finanz 
Wissenschaft  vorgenommen  hatte,  hielt  ich  eine  solche  blosse  Revision 
dieser  im  Jahre  1877  erschienenen  zweiten  Auflage  nicht  mehr  für 
ausreichend.  Ich  habe  in  allen  Abschnitten  Vieles  überarbeitet,  das 
statistische  und  legislative  Material  erneuert  und  fortgeführt  (so 
besonders  im  Abschnitt  vom  Besoldungswesen,  Militärwesen,  Unter 
riehtswesen).  Grössere  Partieen  sind  aber  völlig  umgearbeitet  und 
dabei  theils  erweitert  (so  die  finanzwissenschaftliche  Literatur 
geschiente,  das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper,  die  Lehre 
von  der  Deckung  des  Finanzbedarfs,  einige  Abschnitte  des  Eisen- 
bahnwesens), theils  zusammengezogen  worden  (so  das  Domänen-, 
das  Forstwesen).  Endlich  ist  das  vierte  Kapitel  des  ersten  Buchs 
formelle  Ordnung  der  Finanz wirthschaft,  d.  h.  Finanzdienst  und 
Finanzbehördenwesen,  Etatswesen,  Zahlungs-,  Kassen-  und  Kechnungs- 
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wesen,  Controlwesen ,  Rechnungsabschluss  u.  s.  w.,  S.  183—335) 
in  diese  dritte  Auflage  ganz  neu  eingefügt  worden.  Es  behandelt 
dieses  Kapitel  einen  Gegenstand,  der,  vielleicht  mehr  als  jeder 
andere  in  der  Finanzwissenschaft,  dem  Theoretiker  besondere 
Schwierigkeiten  bereitet.  Ueber  die  Gründe,  ihn  an  diese  Stelle 
in  Band  I  zu  setzen,  habe  ich  mich  im  Werke  selbst  ausgesprochen 
(S.  61,  183). 

Ueberall  war  es  mein  Bestreben,  die  principielle  Behand- 
lung und  die  socialpolitische  Auffassung  noch  schärfer  als 
in  der  vorigen  Auflage  hervortreten  zu  lassen.  Dadurch  sollte  auch 
der  Einklang  mit  der  zweiten  Auflage  der  „Grundlegung"  herge- 
stellt werden.  Auf  die  historischen  Entwicklungen  bin  ich  dabei 
genauer  eingegangen,  als  in  den  früheren  Auflagen  (besonders  im 
Kapitel  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft).  Auch 
habe  ich  bei  der  Bestimmung  der  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft 
meine  frühere  Auffassung  ergänzt  und  die  Bedeutung  der  Finanz- 
Geschichte  für  die  eine,  die  beobachtungs wissenschaftliche  Seite  der 
Disciplin  mehr  hervorgehoben  (§12).  An  der  scharfen  Unterscheidung 
zwischen  Finanzwissenschaft  und  Finanzgeschichte  halte  ich  hier 
wie  in  der  Nationalökonomie  jedoch  fest.  Ich  kann  in  der  unklaren 
Identificirung  von  Theorie  und  Geschichte  in  beiden  Fällen  nur 
einen  logischen  Fehler  sehen. 

Das  erste  Heft  war  schon  ausgegeben,  als  Schaf  fle's  Aufsätze 
„zur  Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfs"  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift erschienen.  Eine  Auseinandersetzung  mit  dieser  Theorie 
konnte  ich  daher  in  dieser  Auflage  nicht  mehr  vornehmen. 

Die  Eisenbahnlehre  hat  jetzt  noch  eine  weitere  Ausdehnungen  ah 
ren.  Das  Bedenken,  sie  in  solcher  Ausführlichkeit  in  die  Finanzwissen- 
schaft zu  ziehen,  wird  daher  gegen  meine  gegenwärtige  Behandlung 
des  Gegenstands  noch  mehr  erhoben  worden.  Indessen 'entspricht 
es  doch  der  deutschen  Theorie  und  Praxis,  die  „privatwirthschaft- 
lichen  Zweige"  eingehender  in  der  Finanz  Wissenschaft  zu  behandeln. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  jetzt  ein  beherrschender  Factor  in 
unseren  Finanzwirthschaften.  Wenn  z.  B.  in  Preussen,  noch  ohne 
die  jetzt  in  Aussicht  stehenden  weiteren  Verstaatlichungen  der  Privat- 
bahnen, in  einem  Gesaramt  Einnahme-Etat  von  1113  Mill.M.  (f.  1884  85) 
auf  das  Eisenbahnwesen  553  Mill.M.  fallen,  so  entspricht  es  dieser 
Sachlage  einigermaassen ,  ihm  in  der  Finanzwissenschaft  eine  so 
ausgedehnte  Darstellung  zu  widmen,  wie  es  hier  geschieht.  Darin 
liegt  etwas  für  die  gegenwärtige  Phase  der  Finanzwirthschaft .  und 
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demnach  auch  der  Finanzwissenschaft  Characteristisches  (§  27—29). 
Im  Uebrigen  glaubte  ich  aber  auch  in  dieser  Auflage  die  Eisen- 
bahnlehre nicht  kürzen  zu  sollen,  weil  ich  noch  nicht  auf  den  Band 
des  Lehrbuchs,  in  welchem  sie  mehr  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpuncte  aus  zu  behandeln  sein  wird,  verweisen  konnte.  —  Die 
Domänenlchre  und  zum  Theil  die  Forstlehre  konnte  ich  dagegen 
wobl  auch  deshalb  kürzen,  weil  die  älteren  Streitfragen  mehr  und 
mehr  verschwunden  oder  endgiltig  ausgetragen  sind. 

Die  Beziehungen  zur  Rau 'sehen  Finanzwissenschaft,  aus  deren 
Neubearbeitung  dieses  Werk  ursprünglich  hervorgegangen  war, 
hatten  sich  schon  in  der  vorigen  Auflage  sehr  vermindert  und 
traten  eigentlich  nur  noch  in  der  Lehre  von  den  älteren  Domänen 
und  von  der  Bewirtbschaftung  der  Forsten  mehr  hervor.  Jetzt  be- 
schränken sich  diese  Beziehungen  vollends  nur  noch  auf  die 
Benutzung  von  Notizen  "und  einzelnen  kleinen  Ausführungen,  wie 
ich  sie  mehrfach  auch  anderen  Werken  entnommen  habe.  Damit 
glaube  ich  nicht  gegen  die  Rau  gebührende  Hochachtung  Verstössen 
zu  haben.  Die  Wissenschaft  ist  eben,  seit  Rau  die  Grundlage  zu 
dem  seiner  Zeit  so  vorzüglichen  Werke  legte,  vorwärts  geschritten 
und  gerade  die  principiellen  Auffassungen  sind  andere  geworden. 
Ob  mit  vollem  Rechte,  das  ist  ja  noch  bestritten,  aber  nach  meiner 
Ueberzeugung  zu  bejahen. 

Dem  Umfang  nach  hat  sich  dieser  erste  Band  in  dieser  3.  Auf- 
lage wieder  um  117  Seiten  vergrössert,  besonders  durch  die  Ein 
fügung  des  Kapitels  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirtb- 
schaft, das  allein  152  Seiten  umfasst  Dem  Inhalt  nach  hat  dieser 
Band  aber  eine  noch  erheblich  grössere  Ausdehnung  durch  die 
veränderte  Art  des  Drucks  erfahren.  Ich  habe,  ähnlich  wie  es  bei 
meinen  und  anderen  Abhandlungen  im  Schönberg'schen  Handbuch 
der  politischen  Oekonomie  geschehen  ist,  durchweg  die  Noten  nicht 
mehr  unter  die  Seiten  oder,  wie  Rau  und  Roscher,  nach  den  Para- 
graphen, sondern  zwischen  den  Text  selbst  in  kleinerem 
Druck  gesetzt  und  ebenso  die  näheren  Ausführungen,  Be- 
weisführungen, Belege  u.  8.  w.  in  dieser  Weise  drucken 
lassen.  Dadurch  ist  eine  bedeutende  Raumersparniss  erreicht  wor- 
den. Es  wird  so  aber  zugleich  meines  Erachtens  in  zweckmässiger 
Weise,  auch  fUr  Lehr-  und  Lernzwecke,  das  Hauptsächliche  und 
das  Detail  schon  äusserlich  besser  unterschieden  und  für  denjenigen, 
welcher  die  Noten  genauer  verfolgen  will,  das  lästige  und  zerstreuende 
Hin-  und  Herlesen  und  Herumschlagen  der  Seiten  vermieden. 
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Diese  3.  Auflage  ist,  wie  auch  diejenige  des  2.  Bands  der 
Finanzwissenschaft,  in  der  doppelten  Stärke  der  Üblichen  Auflagen 
gedruckt  worden,  -  auch  aus  einer  personlichen  Rücksicht:  mir 
die  ohnehin  beschränkte  Müsse  fUr  literarische  Arbeit,  welche  mir 
das  Lehramt  und  die  Theilnahme  am  politischen  Leben  übrig  lassen, 
wenigstens  fUr  die  Fortsetzung  des  grossen  systematischen  Werks 
etwas  länger  frei  zu  halten,  dessen  Plau  ich  schon  vor  acht  Jahren 
entworfen  habe,  ohne  davon  bisher  mehr  als  die  Grundlegung  und  die 
beiden  ersten  Bände  der  Finanzwissenschaft  vollenden  zu  können.  In 
den  letzten  zwei  bis  drei  Jahren  war  es  auch  die  persönliche  Be- 
tbeiligung  an  der  Politik,  welche  meine  Zeit  und  Arbeitskraft  in  An- 
spruch genommen  hat,  —  oft  mehr  als  ich  wünschte.  Ich  bin  halb 
widerWillen  in  diese  Betheiligung  hineingezogen  worden,  glaubte  sie 
aber  doch  nicht  unbedingt  ablehnen  zu  sollen.  Gerade  uns  Theore- 
tikern ist  es  gut,  einmal  so  aus  der  StuuTrstubc  ins  Leben  hinaus 
zu  treten  und  Manches  zu  lernen,  was  uns  Bücher  und  Studien  allein 
nicht  lehren.  Und  als  Jünger  einer  Wissenschaft,  welche  wie  die 
Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft  für  das  Leben,  für 
das  Volkswohl  mit  zu  arbeiten  hat,  hielt  ich  und  halte  ich  es 
denn  auch  nicht  für  etwas  Unrichtiges,  sondern  für  etwas  Erlaubtes, 
ja  Gebotenes,  jenen  „socialpolitischen  Standpunet"  in  der 
practischen  Politik,  soweit  die  Kräfte  reichen,  mit  durchkämpfen 
zu  helfen,  den  ich  in  diesem  „Lehrbuch"  der  politischen  Oeko- 
nomie  theoretisch  vertrete,  —  mit  flir  eine  Gesetzgebung  dieses 
Characters  zu  kämpfen  und  sie  in  der  öffentlichen  Meinung  mit 
vorzubereiten,  vollends  seitdem  die  Kaiserliche  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  wenigstens  ein  ähnliches  Ziel  aufgestellt  hat,  zur 
unendlichen  Freude  und  Genugthuung  der  Männer  unserer  Richtung 
(s.  §  27-29). 

Wenn  dann  auch  mein  Werk  langsamer  vorrückt,  als  ich  gehofft 
habe,  so  mögen  Fachgenossen  und  weiteres  Publicum  es  mit  solchen 
Umstäuden  freundlich  entschuldigen.  Ich  darf  behaupten,  gerade  an 
dieser  neuen  Auflage  öfters  bis  zur  äusserten  Anspannung  meiner 
Kräfte  gearbeitet  zu  haben.  Wenn  ich  die  Vorrede  meiner  gerade 
vor  12  Jahren  erschienenen  6.  Auflage  Raus,  der  ersten  dieses 
Bands,  schon  damals  mit  dem  Worte  schloss:  „Die  beschauliche 
Arbeitsmusse  unseres  Altmeisters  Rau  im  schönen  Heidelberg  gehört 
eigentlich  auch  zum  Abfassen  solcher  mühsamer  Werke,  aber  sie 
fehlt  leider  nur  zu  sehr  in  der  Hetzerei  der  Weltstadt",  so  habe  ich 
allerdings  vollauf  erst  in  den  letzten  Jahren  kennen  gelernt,  welche 
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„Nerven  stehlende"  Anspannung  unsere  Zeit  von  ihrem  Geschleclite 
verlangt.  Und  doch  ist  das  wieder  das  Grosse  und  das  Anregende 
dieser  Zeit,  wer  möchte  es  eigentlich  anders  haben?! 

Was  mir  an  Müsse  ftlr  literarische  Arbeit  bleibt,  werde  ich 
möglichst  ausschliesslich  der  Fortsetzung  dieses  Werks,  zunächst 
dem  dritten  Bande  der  Finanzwissenschaft  widmen,  für  welchen 
ich  seit  Jahren  viele  Vorstudien  gemacht  habe. 

Uharlotteuburg-Berliü.  >.  Decembcr  1883. 

Dr.  Adolph  Wagner. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  zweiten  Auflage  dieses  Bands. 

 Mit  der  tiefgreifenden  Umgestaltung  dieses  Bands  in  der 

neuen  Auflage  bezwecke  ich  mehr  Einheitlichkeit  der  sachlichen 
und  formellen  Behandlung  in  diesem  Bande  wie  zwischen  den  ein- 
zelnen Bänden  des  Lehrbuchs  herzustellen.  In  der  jetzigen  zweiten 
Ausgabe  meiner  Bearbeitung  des  ersten  Theils  der  Finanzwisscn- 
schaft  leitete  mich  daher  das  Bestreben,  diesen  Band  Uberall  in 
grundsätzliche  Uebereinstimmung  mit  meiner  „Grund- 
legung'* der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  zu 
bringen. 

Namentlich  wurde  in  den  Untersuchungen  Uber  die  Beibehaltung 
oder  Veräusserung  der  einzelnen  privatwirthschaitlichen  Erwerbs- 
zweige neben  dem  Gesiehtspunct  des  Productionsinteresses  —  wel- 
cher Rau  mit  den  früheren  Nationalökonomen  und  im  Ganzen  auch 
noch  mich  in  der  Neubearbeitung  der  6.  Ausgabe  von  Rau  fast  allein 
beschäftigt  hatte  der  Gesichtspunct  des  volkswirtschaft- 
lichen Vcrtheilungs-  uud  des  social  politischen  Intcr 
csses  zur  gebührenden  Geltung  gebracht.   Dadurch  ergaben  sich 
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manche  principiellc  Abweichungen  von  Ran  and  hie  und  da  auch 
von  der  letzten  Ausgabe.  Die  jetzige  Behandlung  des  Gegenstands 
liefert  auf  diese  Weise  zugleich  eine  Ergänzung  der  mehr  theore- 
tischen Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Volkswirtschaft 
und  den  Staat,  sowie  Uber  die  Rechtsordnung  des  Kapitals  und 
des  Bodens  in  der  „Grundlegung"  durch  die  mehr  practischen  Er- 
örterungen aus  dem  finanzwissenschaftlichen  Gesichtspuncte.  Die 
Theorieen  der  Grundlegung  erfuhren  dabei  gewissermassen  eine 
„Probe",  die  anzustellen  mir  erwünscht  war,  um  so  manche  Punctc 
in  der  Grundlegung  genauer  und  mit  steter  Rücksicht  auf  die 
practische  Durchführung  zu  prüfen.  Es  ist  dadurch  die  Verbindung 
zwischen  den  theoretischen  und  practischen  Theilen  des  Lehrbuchs, 
soweit  ich  letztere  zu  bearbeiten  übernommen  habe,  hergestellt 
worden.  Darauf  lege  ich  vom  Standpuncte  meines  Systems  der 
Politischen  Oekonomie  aus  besondern  Werth. 


Berlin,  Februar  1S77. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Einleitung. 


1.  Abschnitt 
Der  Staat  und  die  Flnanzwirthscliaft. 

Die  Finanzwissenschaft  hat  zunächst  an  die  Geinein-,  besonders  dieZwangä- 
jemein  wi  r  thscbaf  tslehre  und  speziell  an  die  allgemeine  Lehre  vom  Staate 
iu  rolkswirthschaftlicher  Hinsicht  anzuknöpfen,  diese  Lehren  aber  als  be- 
kannt Torauszusetzen.  Sieho  daher  das  Nähere  darüber  im  1.  Bande  des  Lehr- 
buchs, Wagner,  Allgem.  Volkswirtschaftslehre  I.  (Grundlegung).  2.  A.  Lpz.  187*.*, 
bes.  Abfh.  I,  Kap.  3,  Hauptabschn.  1,  3,  4  und  Kap.  4. 

I.  —  §.  1.  Der  Staat  und  die  sogen.  Selbstvcrwaltungs- 
körper  haben  als  Formen  der  öffentlichen  oder  Zwangs- 
gemein wirth Schäften  für  das  ganze  Volksleben  Aufgaben  zu 
erfüllen,  zu  deren  Durchführung  sie  wie  jede  andere  Wirthschaft 
(G.  §.  161,  170)  der  regelmässigen  Verfügung  Uber  Produktionsmittel 
<1.  h.  über  Arbeitskräfte,  Kapitalien  und  Grundstücke  bedürfen,  um 
die  von  ihnen  begehrten  einzelnen  Leistungen  herzustellen.  Die 
V  erfügung  Über  diese  Productionsmittel  kann  der  Staat  auf  die  ver- 
schiedenen Arten  erlangen,  welche  einer  Wirtbschaft  überhaupt 
hierzu  zu  Gebote  stehen  (G.  §.  10).  Geschichtlich  zeigt  sich  dann 
mancher  Wechsel.  Es  kommen  indessen,  wenn  auch  in  ver- 
schiedenem Umfange,  gewöhnlich  mehrerlei  Arten,  jene  Verfügung 
zu  erlangen,  neben  einander  vor. 

Hinsichtlich  der  Arbeitskräfte,  welche  der  Staat  bedarf, 
sind  namentlich  drei  Systeme  der  Beschaffung  derselben  zu  unter- 
scheiden: die  im  Wesentlichen  freiwillige  und  unentgeltliche 
Bereitstellung  dieser  Kräfte,  wie  im  System  der  unentgeltlichen 
(Ehren  )  Aemter  der  Selbstverwaltung;  die  im  Ganzen 
zwangsweise  und  nach  einseitiger  Bestimmung  des  Staats  ver- 
goltene Bereitstellung,  wie  im  System  der  militärischen  Con- 
scription  oder  der  allgemeinen  Wehrpflicht;  und  die 
vertragsmässig  erlangte  und  nach  den  Bedingungen  dieses 

A  W.tntr,  FiD»urwis-«ovhftt1.   I.  3.  Aufl.  1 
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Vertrags  entlohnte  Verfügung,  wie  im  System  des  besoldeten 
Staatsdienstes  (Arbeits-,  Staatsdiener  Vertrag). 

Das  erste  System  hat  nur  ausnahmsweise  in  der  Geschichte 
der  Staaten  eine  grössere  Bedeutung  gewonnen.  Theils  fehlt  es 
an  der  genügenden  Bereitwilligkeit  der  Bürger,  freiwillig  und 
unentgeltlich  Dienste  zu  leisten ;  theils  entspricht  die  so  angebotene 
Arbeit  nicht  ausreichend  den  Anforderungen  an  die  Qualität  der 
Arbeit,  welche  der  Staat  stellen  muss;  theils  legen  diese  Dienste 
den  Einzelnen  zu  grosse  uud  besonders  zu  ungleiche  Opfer  auf, 
oder  es  stellen  sich  andere  Bedenken  einer  umfassenderen  Ver- 
wendung solcher  Dienste  entgegen.  Der  Staat,  zumal  der  moderne 
Culturstaat,  ist  daher  vornemlich  auf  das  zweite  und  dritte 
System  der  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  angewiesen.  Ob,  wo 
und  wieweit  er  hier  mittelst  Zwangs  vorgehen  darf  und  kann,  ist 
an  diesem  Orte  nicht  zu  entscheiden.  Es  genügt  hier,  darauf  hin- 
zuweisen, da8s  sich  ein  solcher  Zwang  aus  dem  Wesen  des  Staats 
ableiten  und  principiell  rechtfertigen  lässt  (G.  §.  157)  und  nach 
geschichtlicher  Erfahrung  allgemein,  im  Gebiete  des  Wehrwesens, 
ausgeübt  worden  ist. 

Die  zwangsweise  beschafften  Arbeitskräfte  vermag  der  Staat 
aber  gewöhnlich  nicht  ohne  jeden  Entgelt  zu  benutzen,  theils  weil 
die  einzelnen  Betroffenen  diesen  Entgelt  nicht  völlig  entbehren 
können,  theils  weil  die  bei  unentgeltlichen  Zwangsdiensten  zu 
bringenden  Opfer  sich  zu  ungleichmässig  vertheilen  würden.  Der 
Staat  muss  daher  in  der  Regel  auch  hier  die  Mittel  zum  Unter- 
halt (Sustentation)  gewähren.  Auch  bei  dem  im  Uebrigen 
unentgeltlichen  Ehrenamtsdienst  ist  öfters  wenigstens  ein  Ersatz 
besonderer  Kosten  nothwendig.  Für  die  in  Anspruch  genommenen 
Zwangs-  und  Ehrendienste,  vollends  für  die  vertrngsmiissig  gegen 
Lohn  beschafften  Dienste  bedarf  der  Staat  somit  zunächst  der 
Verfügung  über  Sachgüter,  daher  iu  der  Gcldwirtlischaft  meist 
über  Geld. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sieb,  dass  der  Staat  zur 
Durchführung  seiner  Zwecke,  welche  sich  ohne  Verfügung  über 
menschliche  Arbeitskräfte  nicht  erfüllen  lassen,  stets  nothwendig 
eine  eigene  Wirthschaft  führen  muss,  deren  Aufgabe  es  ist. 
diejenigen  Sachgüter  (Geld)  regelmässig  zu  erwerben  und  zur 
Verwendung  zu  bringen,  welche  zur  Vergütung  der  erforder- 
lichen Arbeitskräfte  erforderlich  sind.  Der  Umfang  dieser  Wirth 
Schaft  kann  sehr  verschieden  sein  uud  schwaukt  erfahrt!  ngsgemäss 
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zeitlich  und  örtlich  ausserordentlich.  Aber  wo  Uberhaupt  ein  „Staat 
wenn  auch  noch  in  primitivster  Entwicklung,  existirt,  da  kann  eine 
solche  eigene  Wirthschaft  zum  Zweck  der  Beschaffung  und  Ver- 
wendung von  Sacbgütein  niemals  vollständig  fehlen.  Dieselbe  ist 
insofern  eine  absolut  nothwendige  Bedingung  und  Folge  des  Staats 
selbst,  an  sich  eine  absolute  Kategorie  des  Wirtschaftslebens  und 
nur  in  ihrer  Erscheinungsform  etwas  geschichtlich  Ver- 
änderliches. 

Kau  in  d.  5.  A.  §.  3  noch  andere. 

§.  2.  Neben  den  Arbeitskräften  und  ausser  den  fUr  deren 
Vergütung  erforderlichen  Sachgtitcrn  braucht  der  Staat  für  die 
Erfüllung  der  ihm  als  „Productionswirthschaft"  (G.  §.170,  C9) 
obliegenden  Aufgaben  Kapitalien  und  Grundstücke.  Auch  wo 
sich  dieselben  im  concreten  Staate  bereits  in  erforderlicher  Menge 
und  Beschaffenheit  in  seinem  Eigenthum  befinden,  bedarf  es  zu 
ihrer  Instandhaltung  einer  beständigen  neuen  Hinzufübrung  von 
Sachgütern,  mithin  zu  diesem  Zweck  wieder  einer  regelmässigen 
Thätigkeit  zur  Beschaffung  und  Verwendung  der  letzteren.  In  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Volkslebens  ändert  sich  indessen 
fortwährend  auch  der  Bedarf  des  Staats  an  solchen  Kapitalien  und 
Grundstücken  in  qualitativer  und  quantitativer  Hinsicht.  Die  vor- 
handenen Staatseigenthum8objecte  müssen  umgestaltet,  neue  müssen 
dazu  erworben  werden,  u.  A.  auch,  um  eine  richtige  Vertheilnng 
der  nationalen  Kapitalien  und  Grundstücke  als  Privateigenthum  an 
die  Privatwirtschaften  und  als  öffentliches  Eigenthnm  an  den  Staat 
und  die  übrigen  Zwangsgemeinwirthschaften  herzustellen,  insbe- 
sondere was  den  Grund  und  Boden  anlangt  (G.  §.  285  u.  G.  Abth.  II, 
Kap.  3  —  5). 

II.  —  §.  3.  Die  SachgUter  (bez.  das  Geld),  welche  der  Staat 
znr  Vergütung  von  Arbeit  und  sonst  braucht,  kann  er  wiederum 
auf  dreierlei  Art  erlangen:  freiwillig  und  unentgeltlich  von 
den  Staatsangehörigen  aus  deren  Wirtschaften ;  sodann  mittelst 
privatwirthschaftlichen  Erwerbs,  nämlich  direct  durch  Eigen- 
produetion  der  betreffenden  SachgUter  oder  indirect  durch 
Verkehrs-  oder  vertragsmässige  Erwerbung  von  anderen 
Wirtschaften  gegen  speciell  stipulirtc  Gegenleistungen  (Kauf,  Dar- 
lehen, Miete,  Pacht);  endlich  zwangsweise  ohne  speciellen 
oder  wenigstens  gegen  einen  von  ihm,  dem  Staate,  einseitig 
bestimmten  Entgelt  (G.  §.  10).  Selbst  wenn  das  erste  System 
vollständig  allein  ausreichte,  würde  der  Staat  eine  eigene  Wirth- 
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schaff  (and  zwar  eine  „Ausgabewirthscbaft",  G.  §.  69; 
fuhren  müssen,  welche  die  Aufgabe  hätte,  die  so  zur  Verfügung 
des  »Staats  kommenden  Güter  richtig  zu  verwalten  und  zu  ver- 
wenden. Bei  den  beiden  andern  Systemen  erlangt  diese  Wirthschaft 
eine  grössere  Ausdehnung  und  einen  reicheren  Inhalt,  weil  hier 
vielfältige  und  umfassende  Thätigkeiten  zur  Erwerbung  der  Güter 
nothwendig  werden,  also  eine  erwerbs wirtschaftliche  Abtheilung 
hinzutreten  niuss. 

Freiwillige  und  unentg eltliche  tiaben  von  Sacbgutcrn  and  lebertragungen 
von  Kapitalien  und  Grundstücken  Seitens  der  Staatsangehörigen  au  den  Sunt  oder,  in 
froheren  Zeiten,  an  das  den  Staat  rertretende  Oberhaupt,  den  Fürsten,  sind  überall 
in  der  (ieschichte  vorgekommen.  Sie  spielen  in  primitiven  Verhaltnissen  des  Volkä-, 
Wirthschafts -  und  Staatslebens  eine  relativ  grossere  Rolle,  so  bei  den  Germanen  zur 
Zeit  des  Tacitus,  auch  no<  b  in  der  fränkisrhen  Monarchie  der  Merovinpcr  und 
später  in  der  Form  von  Ehrengeschenken  an  die  Fürsten,  von  grosseren  einmaligen 
Leistungen  in  besonderen  Fällen,  z.  B  im  Kriege,  wo  die  Prästation,  wenn  auch  nicht 
nach  strictem  Rechte,  so  doch  nach  der  Sitte,  wenigstens  thcüweise  freilich  schon 
den  Character  einer  Zwangsabgabc  annehmen  kann,  aus  wehher  sich  dann  später  das 
eigentliche  (directei  Steuerwesen  cutwickelt.  Ganz  fehlen  solche  Leistungen  auch  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart,  z.  B.  wiederum  im  Kriege,  bei  ö  deutlichen  Unglücks- 
fällen, nicht.  Aber  im  Wesentlichen  aus  ähnlichen  Gründen  wie  das  System  frei- 
williger unentgeltlicher  Arbeitsdienste  reicht  auch  dieses  System  freiwilliger  unent- 
geltlicher Gaben  niemals  aus.  für  den  entwickelten  Staat  vollends  nicht.  Der  Grund 
bierfür  liegt  in  der  Natur  des  Staats  als  Zwangsgeinein wirthschaft  überhaupt  und  in 
der  Entwicklungstendenz  des  modernen  Rechts-  und  Culturstaats  insbesondere, 
(G.  §.  154  —  IG0 

Der  Staat  ist  daher  principiell  und  der  sich  entwickelnde 
moderne  Staat  auch  thatsäeblich  immer  mehr  auf  die  beiden 
anderen  Arten  des  Erwerbs  von  SacbgÜtern  angewiesen.  Das- 
selbe gilt  von  den  Selbstverwaltungskörpern.  In  die  Verfügung 
der  erforderlichen  Grundstücke  gelangten  diese  Körper  durch 
ursprünglichen  Vorbehalt  bei  der  Ansicdlung  und  Vertheilung  des 
Bodens,  durch  Ankauf,  Pacht,  Confiscation ,  Zwangsenteignung. 

III.  —  §.4.  Die  Erörterung  darüber,  ob,  wo  und  wieweit  ein 
Z  wangs  er  wer  b  von  Sacbgtitern  dem  Staate  gestattet  sein  kann, 
gehört  nicht  an  diese  Stelle,  sondern  ebenfalls  in  den  grundlegenden 
Tlieil  <ler  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre.  (G.§.  10, 11, 156 — 15i*)- 
Hier  ist  nur  zu  constatiren,  dass  auch  ein  solcher  Zwangserwerb, 
in  gleicher  Weise  wie  der  Zwang,  durch  welchen  der  Staat 
persönliche  Dienste  sich  zur  Verfügung  stellt,  aus  dem  Wesen  des 
Staats  alt«  Zwangsgemeinwirthschaft  abzuleiten  ist  nnd  danach 
principiell  gerechtfertigt  erscheint  und  überall  in  der  Geschiebte 
vorkommt.  Seine  beiden  Hauptformen  sind  die  Besteuerung  und 
die  Enteignung  (G.  §.  384).  Im  Gegensatz  zum  Zwangserwerh 
als  dem  öffentlichen  kann  man  den  durch  Eigenproduetion  er- 
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folgenden  und  den  vertragsmässig  mit  speciell  stipulirten  Gegen- 
leistungen verbundenen  Erwerb  des  Staats  (zu  welchem  letzteren 
auch  derjenige  mittelst  Creditaufnahme  gehört)  den  privatwirth- 
schaftlichen  nennen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  in  den  modernen  euro- 
päischen Culturstaaten  überall  dem  Zwangserwerb  gegenüber  diesem 
geschichtlich  älteren  und  anfänglich  vorwaltenden  privatwirtbschaft- 
lichen  und  namentlich  gegenüber  dem  Eigenerwerb  des  Staats  das 
lebergewicht  verschafft  (F.  II.  §.  340  ff,  438  ff.).  Es  hängt  dies  zwar 
zum  Tbeil  mit  zufälligen  Ereignissen  der  europäischen  Geschichte, 
besonders  mit  dem  mehrfach  vorgekommenen  Verlust  oder  der  Ver- 
minderung des  ehemaligen  Staatsguts  zusammen.  Vornemlich  ist 
es  jedoch  die  notbwendige  Folge  zweier  grosser  Momente 
der  vol kswirthschaftliehen  Entwicklungsgeschichte,  ein- 
mal der  Ausbildung  des  Rechtsinstitnts  des  Privateigen- 
thums an  den  sachlichen  Productionsmittcln,  besonders  am 
Boden,  und  des  thatsächlich  grösstenteils  erfolgten  Ucbergangs 
des  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Privatwirt- 
schaften (F.  II.  §.  341),  sodann,  in  nunmehriger  Rückbildung 
dieses  historischen  Processes,  ist  es  die  Folge  jenes  gegenwärtig 
mehr  und  mehr  zur  Geltung  kommenden  grossen  volkswirt- 
schaftlichen Eutwicklungsprincips,  welches  sich  als  Ueber- 
gang  von  der  mehr  privatwirthschaftlichen  zu  der  mehr 
gemein-  und  besonders  zwangsgemein  wirtschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirtbschaft  formuliren  lässt  und  sich 
in  der  fortschreitenden  Ausdehnung  der  öffentlichen,  besonders 
der  Staatsthatigkeiten  offenbart  (G.  §.  171  ff.). 

Zur  regelmässigen  Besorgung  nun  des  ZwaDgs-  wie  des  privat- 
wirthschartliehen  Gütcrerwerbs,  als  des  Mittels  zur  Herstellung  der 
Staataleist unge ii,  sei  es,  um  Arbeitsdienste  zu  vergüten,  sei  es,  um 
unmittelbar  Sacbgliter  für  Staatszwecke  zu  verwenden,  muss  der 
Staat  eine  eigene  (Erwerbs  )  Wirtschaft  führen.  Und 
wiederum  dasselbe  gilt  meistens  von  den  Selbstverwaltungs- 
körpern. 

IV.  —  §.  5.  Diese  eigene  Wirthschaft,  welche  ein  öffentlicher 
Körper,  wie  der  Staat,  zum  Behuf  der  Erwerbung  und  Verwendung 
von  Sachgtttern,  bez.  Geld  für  die  Zwecke  der  von  ihm  mit  Rück- 
sicht auf  die  herzustellenden  Leistungen  repräsentirten  „Produetions- 
wirtbschaft"  (G.  §.  170)  betreibt,  ist  die  Finanz  wirthschaft  oder 
der  öffentliche  bez.  der  Staatshaushalt.    Dieselbe  ist,  wenn 
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der  Staat  selbst  als  ein  Wirthschaftsganzes  betrachtet  wird, 
eine  Wirthschaftsabtheilung  desselben. 

Andere  Namen  sind:  Regie rungswirthschaft,  auch  (subjectiv)  Finanz- 
wesen. Der  Ausdruck  Finanzverwaltung  bleibt  besser  für  diu  Gesammthcit  der 
Behörden  vorbehalten,  welcho  die  Finanzwirthschaft  leiten.  Die  letztere  wird  mitunter 
auch  Staatswirthschaf t  genannt,  sprachlich  nicht  unrichtig.  Der  Ausdruck  ist 
jedoch  nach  dem  heutigen  Sprachgebrauch  vieldeutig,  indem  mit  ihm  öfters  die 
(staatlich  organisirte)  Volkswirtschaft  selbst  bezeichnet  wird,  wie  z.  B.  in  dem  Titel 
des  bekannten  He r man n 'sehen  Werks:  „staatswirthschaftln he"  Untersuchungen. 
Anders  ist  wieder  die  Terminologie  von  L.  Stein,  übrigens  willkürlich  und  wider 
spruchsvoll.  Er  stellt  den  Begriff  .,S  taatsw  i  rthsc  h  a  ft"  (,„das  Gütericben  als  Gegen- 
stand der  Verwaltung  im  weiteren  Sinne")  an  die  Spitze,  betrachtet  die  Finanzen  als 
einen  Theil  derselben  und  will  unter  dem  Finanzwesen  dann  wieder  nur  die  Staats- 
einnahmen verstanden  wissen,  —  eine  Auffassung,  die  er  jedoch  selbst  in  seinem 
J .ehrbuch  nicht  festhält.  S.  L.  v.  Stein,  Lohrb.  d.  Finanzwiss.,  3.  Aufl.,  Lpz.  1875, 
S.  1  <r.  Wieder  etwas  abweichend  in  d.  4.  Aufl.,  187s,  I,  1  ff.  6  ff.  AS.  —  „Da* 
Wort  Finanz  stammt  aus  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  13.  und  14.  Jahrhundert 
verstand  man  unter  finatio,  financia,  auch  wohl  financia  pecuniaria,  eine  schuldige 
(ieldleistung.  Diese  Ausdrücke  stammen  von  finis  ab.  welches  oft  einen  Zahlungstermin 
bedeutete,  wie  man  durch  eine  ähnliche  Metonymie  des  Sprachgebrauches  öfters  sagt: 
einen  Termin,  ein  Quartal,  ein  Ziel  bezahlen.  Mit  dem  griechischen  Worte  t»'/.oj, 
Ziel,  Zweck,  verhält  es  sich  in  ähnlicher  Weise.  Dasselbe  wurde  auch  für  Steuer 
und  Zoll  gebraucht  In  der  älteren  Kanzleisprache  bedeutete  tinis  auch  den  einen 
Rechtsstreit  beendigenden  Vertrag  und  die  daraus  herrührende  Zahlung,  ferner  einen 
vor  dem  Köllig  über  einen  Kauf  von  Grundstücke!!  abgeschlossenen  Vertrag,  dessen 
Urkunde  die  Form  eines  Urtheils  erhielt  (quasi  litis  terminus'*,  sodann  die  Abgabe  an 
den  König  von  solchen  Käufen  (the  Kings  sylvor),  eine  Entrichtung  des  antretenden 
Pachters  oder  Grundholden  an  den  Verpächter  oder  Grundherrn,  auch  eine  schwere 
Geldstrafe;  überhaupt  werden  in  England  allerlei  Geldgebuhren  mit  dem  Namen  fiue 
bezeichnet.  Vgl.  Du  Frcsne  du  Gange,  Glossar,  mediac  et  infnnae  latinitatis,  s.  v. 
financia  und  bnatio.  —  Spclmann,  Glossar,  archaeologic.  s.  v.  linis  (Lond.  1051. 
S.  228).  —  Iltillmann,  Städtewcsen ,  III.  95.  —  Gncist,  Engl.  Verfassung«-  und 
Verwaltungsrccbt .  A.  I,  30.  —  Mehrere  Schriftsteller  hielten  den  Stamm  des  Wortes 
Finanz  für  germanisch-,  sie  deuten  entweder  auf  das  englische  fine,  Geldstrafe, 
Privilegientaxe  u.  dgl.  [i.  B.  Genovesi,  Grunds,  der  bürgert.  Oek.,  I,  358),  welches 
aber  nach  Spei  mann  a.  a.  0.  nicht  vor  der  normannischen  Eroberung  vorkam  und 
nach  dem  Obigen  mit  tinis  zusammenhängt.  —  oder  auf  finden,  schwed.  fiuna. 
welches  durch  den  Mittelbegriff  von  erfinderisch  auf  ränkevoll  führt,  wio  das 
isländische  fiiidinn  durch  ingeniosus,  calumniosus,  erklärt  wird,  Haldorson,  Lex. 
island  ed  Kask,  I,  213  ijlavn.  1S13),  —  oder  auch  auf  fein.  —  Merkwürdig  ist, 
dass  im  10.  und  17.  Jahrhundert  das  Wort  eine  allgemeinere  und  zwar  schlimme  Be- 
deutung hatte,  weil  vielleicht  das  fremde  Wort  an  fein  uud  erfinderisch  erinnerte  und 
die  fiuationes  selbst  mit  vielen  Bedrückungen  verbunden  sein  mochten,  weshalb  z.  B. 
Schotteli us  (Von  der  deutschen  Hauptsprache,  Braunschweig  1003.  S.  1310)  Finanz 
durch  Schinderei.  Wucher,  erklärt,  und  Sebastian  Brant  (Narrenschiff)  Untreu, 
Finantz,  Neid  und  Haas  zusammenstellt.  [Aobulich  noch  v.  Seckend or ff.  Koscher, 
Gesch.  d.  Nat.-Öckon.,  München  1874,  S.  241.J  Vergl.  Frisch,  Deutschlatein. 
Wörterb.  S.  207,  Scherz,  Glossar,  germ.  med.  aevi,  ed.  Oberliu,  I,  392.  Campe, 
Wörterbuch,  S.  321.  In  Frankreich  bezeichnete  schon  damals  finance  eine  Geldsumme, 
oder  insbesondere  die  Staatseinnahme  (Nos  adversaires  ont  peu  de  finance,  mais  ils  Ia 
m6nagcnt  bien,  sprach  Kanzler  de  l'Hospital  1508),  les  linances  aber  das  ganze 
Staatsvermögen  und  den  Zustand  der  Kegierungswirthschaft.  Der  Einfluss  der 
französischen  Sprache  verdrängte  aus  der  deutscheu  jenen  schlimmen  Wortsinn  von 
Finanz  gänzlich.  —  Der  spanische  Ausdruck  hacieuda  für  Finanz  stammt  vielleicht 
aus  dem  arabischen  chasüua,  Schatzkammer.  Auch  im  Russischen  heisst  kasna  die 
Casse,  kasnatsebei  der  Schatzmeister.  Vielleicht  ist  dies  Wort  durch  die  tatarische 
Herrschaft  eingedrungen.  Doch  wird  in  der  russischen  Sprache  Finanzwesen  durch 
hosudarstwennie  dochodui,  herrschaftliche  Eiunahmen,  ausgedruckt'.  (Nach  Kau. 
Aum.  zu  §.  1). 
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Der  Staat  braucht  demnach  zur  Ausführung  seiner  Aufgaben 
als  Productionswirthschaft  eine  Summe  „wirtschaftlicher  Güter" 
(G.  §.  15—20)  (persönliche  oder  Arbeitsleistungen,  Sachgüter  und 
in  der  Geldwirthschaft  Geld),  welche  den  Staatsbedarf  darstellen. 
Derjenige  Theil  des  letzteren,  welcher  in  Sachgütern  bez.  in 
Geld  besteht,  um  damit  Dienste  zu  vergüten  oder  unmittelbar 
Staatsleistungen  herzustellen  oder  andere  Sachgttter  zu  erwerben, 
ist  durch  die  Finanzwirthschaft,  die  hier,  getrennt  vom  Staate 
gedacht,  als  Verbrauchs-  oder  Ausgabewirthschaft  fungirt, 
zu  beschaffen.  (G.  §.  69,  1 70).  Dieser  Theil  des  gesammten  Staats- 
bedarfs kann  daher  spccicll  Finanzbedart  genannt  werden.  In 
der  Geldwirthschaft  (G.  §.  114)  tritt  er  grösstenteils  als  der 
Geldbedarf  der  Finanzwirthschaft  hervor  und  erscheint  rechnungs- 
mässig  als  Staatsausgabe,  bez.  „Ausgang"  (G.  §.  67,  71).  Zur 
Deckung  dos  Finanzbedarfs  oder  zur  Bestreitung  der  Staatsaus- 
gabe muss  die  Finanzwirthschaft  sodann  als  Erwerbs-  oder  E in- 
nahm e  Wirtschaft  fungiren.  Ihr  Erwerb  kommt  rechnungsmässig 
als  Staatscinnahme  bez.  „Eingang"  (G.  §.  67,  70)  zum  Vor- 
schein. Die  Doppelfunction  der  Verbrauchs-  und  Erwerbswirthschaft 
bildet  den  Inhalt  der  Finanzwirthschaft. 

Id  Uebercinstiininung  mit  Kau,  welcher  sagt,  es  sei  dorn  Sprachgebraucho  durch- 
aus zuwider,  auch  diu  Bf  Schaffung  persönlicher  Leistungen  ohne  Vcnnittelung  sachlicher 
tiuter,  z.  H.  das  Con sc riptions Wesen,  in  die  Finanzwirthschaft  zu  rechnen,  (vergl.  da- 
gegen Duhr,  Wirthsch  des  Staates.  S.  190),  halte  ich  daher  an  der  Beschränkung 
der  Fiuau zw irthschaft  auf  die  Beschallung  und  Verwendung  von  Sachgütern  oder  Geld 
lest.    Mein  Zusatz  zu  §.  5  Anin.  a.  in  der  l».  Ausg.  Kau's  ist  danach  zu  berichtigen. 

Ihr  eigentümliches  Gepräge  als  Wirthschaftsart  erlangt  die 
Finanzwirthschaft  des  Staats  dadurch,  dass  sie  die  Wirthschaft  ist, 
durch  welche  der  Staat  die  ihm  zu  seiner  Function  als 
höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften  erforder- 
lichen Sachgüter  (Geld)  erwirbt  und  zur  Verwendung 
bringt.  Der  specitische  Character  der  beiden  Abtheilungen  der 
Finanzwirthschaft,  der  Verbrauchs-  und  der  einnahmewirthschaft- 
lichen,  ergiebt  sich  aus  dieser  Sachlage  mit  Notwendigkeit.  Dies 
ist  von  vornherein  ftlr  die  Auffassung  der  wissenschaftlichen  Lehre 
von  der  Finanzwirthschaft  zu  beachten. 

V.  —  §.  6.  Die  Wissenschaft  von  der  oder  den  Finanzwirth- 
schaften  ist  die  Finanzwissenschaft.  Dieselbe  lässt  sich  mit 
Rücksicht  auf  die  ökonomische  Natur  der  Finanzwirthschaft  definiren 
als  die  Wissenschaft  von  der  Wirthschaft,  welche  der 
Staat  oder  ein  öffentlicher  (Sclbstverwaltungs-)  Körper 
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zur  Beschaffung  und  Verwendung  der  ihnen  zu  ihrer 
Function  als  Zwangsgemein  wirtschaften  erforderlichen 
Sachgüter  (insbesondere  Gelds)  führt.  Der  früher  für  die 
Finanz  Wissenschaft  in  Deutschland  nicht  selten  gebrauchte  Name 
Cameralwis8en8chaft  (im  engeren  Sinne)  ist  jetzt  abgekommen. 
Er  erklärte  sich  geschichtlich  daraus,  dass  man  ursprünglich  unter 
Kammersachen  oder  Kammergescbäften  gerade  das  Finanzwesen 
verstand,  und  erst  nach  Errichtung  der  Kammercollegien  auch 
andere,  nicht  finanzielle  Geschäfte,  die  sog.  Polizei,  hinzukamen. 

Kau.  Ueber  die  Cameralwiss.  8.  8.  Der  ältere  Name  z.  8.  bei  Dithinar, 
Einleitung  in  die  Ökonom.,  Polizei-  und  Cameralwisscnschaften,  6.  Aufl.  v.  Sch reber. 
S.  10.  (Frankf.  17G9.)  Eine  noch  engere  Bedeutung  von  Camcralwissenachaft  ist  jetzt 
fast  vergessen.  Man  unterschied  (nach  Rau  1.  §.  5)  ehemals  in  dem  heutigen  Um- 
fange der  Finanzwissenschaft  zwei  Theile,  ncmlich  1)  die  Cameralwissenschaft,  welche 
von  den  ganz  in  der  Verfügung  der  Fürsten  stehenden  Quellen  der  Staatseinnahme, 
d.  i.  den  Domänen  uud  Hegalien  handelte,  2)  die  eigentliche  Finanzwissenschaft,  deren 
Gegenstand  die  der  landständischen  Mitwirkaug  unterworfeneu  Abgaben  der  Bürger 
waren;  s.  z.  B.  Fischer,  Lehrbegriff  u.  Umfang  der  deutschen  Staatswissensch.,  S.  20 
(Halle,  1783).    Rössig,  Lehrb.  d.  Fiiianzwiss.  §.  0. 

Die  Finanzwissenschaft  wnrde  bisweilen  auch  mit  dem  Namen 
Staatswirthschaftslchre  belegt,  was  aber  bei  der  Vieldeutig- 
keit dieses  Wortes,  welches  mitunter  auch  die  ganze  Politische 
Oekonomie  bezeichnet,  besser  vermieden  wird.  Die  Finanz  Wissen- 
schaft ist  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie. 

S.  u.  §.  12  IT.  u.  Rau,  Volkswirthsch.- Lehre,  §.  15.  Ich  halte  in  diesem  Pum-te 
an  Rau's  Systematik  fest,  wenn  auch  mit  etwas  anderer  Motivirung.  Ueber  Stein 's 
abweichende  Auflassung  der  Finauzwisseuschaft  s.  o.  §.  5.  Er  fasst  die  F.-W.  auf 
als  einen  „bestimmten  Theil  der  Staatawirthschaftslchru "  oder  „die  wissenschaftliche 
Entwicklung  der  Staatseinnahmen,  ihrer  Grundlagen  und  ihres  Rechts"  (4.  A., 
I.  9):  zu  eng.  wie  seine  eigene  spätere  Behandlung  zei«t.  —  Meioo  jetzige  Begriffs- 
bestimmung weicht  von  der  Rau's  (Fin.  I.,  §.  5,  auch  noch  in  meiner  Bcarb  d.  6.  Aufl.) 
ab.  Rau  sagte  hier:  „Die  Finauzwisseuschaft  sei  die  Wissenschaft  von  der  besten 
Einrichtung  der  Rcgieruugswirthschaft  oder  von  der  besten  Befriedigung*  weis«  der 
Staatsbedurfuisse  durch  sachliche  Guter."  Dies  wurde  mehr  auf  die  Finanzpolitik 
als  die  Finanz  Wissenschaft  passen,  welche  letztere  doch  zugleich  immer  den 
('haraoter  einer  Beobachtungswissenschaft  hat  (§.  12).  Richtig  hat  daher  gegeu  meine 
Beibehaltung  der  älteren  Rau'schen  Definition  und  gegen  einen  Widerspruch  der 
letzteren  mit  späteren  Ausführungen  schon  in  meiner  Bearbeitung  der  *'».  Auflage 
(§.85  fl.)  Hack  Einwendungen  erhoben,  s.  dess.  Recension  der  ti.  Aufl.  in  d.  Tub. 
Ztschr.  XXVIII.  (1872)  S.  434.  Auch  Cossa,  elcmenti  3.  ed.  MU.  18*2.  S.  3,  be- 
stimmt die  Finanzwissenschaft  als  „dottriua  del  patrimouio  pubblico",  welche  lehre  „il 
modo  migliore  di  costituirlo,  amini  niatrarlo  ed  impiegarlo".  I.eroy-Beaolieu 
Fin.  I.,  Par.  1S77,  p.  2:  Finanzwiss  ..science  des  reveuus  publics  et  de  la  mise  en 
oeuvre  de  ces  rerenus",  m.  E.  auch  zu  eng. 
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2.  Abschnitt. 

Characteris  Irans:  der  Flnanzwirthschaft  als  Wirthschaftsart. 

Vgl.  Wagner,  G.  §.  49  ff.  Rau,  I.  §.7 — 10.  Laspcyros,  Art.  Staatswirth- 
schaft  im  Staatswörterbuch  X,  71  11'.    Geffcken,  in  Schönberg's  Handbuch  II,  '6  ff. 

§.  7.  Ihren  speeifischen  Cbaracter  erlangt  die  Finanzwirth- 
scbaft, wie  gesagt  (§.  5),  dadurch,  dass  sie  für  die  Zwecke 
öffentlicher  Körper,  speciell  des  Staats  fungirt.  Im  Einzelnen 
tritt  das  Wesen  and  die  Eigentümlichkeit,  die  Aehnlichkeit  mit 
anderen  Wirtschaften  und  die  Verschiedenheit  von  denselben  bei 
der  hier  yornemlich  zu  betrachtenden  Finanzwirthscbaft  des  Staats 
in  folgenden  einzelnen  Puncten  hervor: 

I.  Die  Finanzwirthscbaft  ist  eine  Einzelwirtschaft,  welche 
das  den  Staat  in  der  Verwaltung  vertretende  Organ,  die  Regie- 
rung, zum  Wirthsebafitssubjeet  hat. 

Als  Einzelwirtbschaft  ist  sie  in  vielen  Puncten  anderen  Einzel- 
wirtschaften wesentlich  gleichartig,  so  namentlich  auf  den 
jenigen  Gebieten,  wo  sie  ganz  oder  überwiegend  nach  den 
Grandsätzen  des  privatwirthschaftlicben  Systems  Güter, 
insbesondere  Sachgüter,  für  den  freien  Verkauf  auf  dem  Markte 
prodneirt:  in  der  Feldgtiter-,  Forst-,  Bergwerksverwaltung  u.  s.  w. 
Soweit  diese  Gleichartigkeit  besteht,  ist  auch  die  Lehre  von  der 
Finanzwirthscbaft  in  der  Einzelwirthschaftslehre  oder  der  Privat- 
ökonomik enthalten.  Sie  gehört  daher  streng  genommen  im 
Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  Theilen,  der  Domänen-,  Forst-  und 
Eisenbahnlehre  u.  s.  w.,  nur  insoweit  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
als  der  Umstand,  dass  der  Staat  das  einzelwirtbschaftlicbe  Subject 
ist,  Eigenthümlichkeiten  des  Wirthschaftens ,  z.  B.  bei  der  eigenen 
Verwaltung  der  Feldgllter,  Forsten,  Bergwerke,  bedingt.  Letzteres 
ist  nun  freilich  meistens,  und  oft  in  erheblichem  Maasse  der  Fall, 
indem  die  Uebernahme  neuer  oder  Beibehaltung  älterer  privat- 
wirthschaftlicher  Tbätigkeiten  und  der  betreffenden  Eigenthums- 
objecte  Uberhaupt  nur  selten  aus  rein  finanziellen,  sondern  mehr 
.  oder  weniger,  selbst  überwiegend  aus  Staats-  und  volkswirtschaft- 
lichen, socialpolitischen ,  politischen  Gründen  erfolgt  und  demnach 
auch  die  Verwaltung  oder  Bewirtschaftung  mit  nach  solehen 
Rücksichten  stattfindet. 

Richtige,  aber  etwas  zu  weitgehende  Bemerkungen  Uber  diesen  Punct  macht 
r  Scheel,  Schönberg's  Handbuch  II.  8*i.  —  Die  Zugehörigkeit  mancher  titianzwirth- 
schaftlkheu  Lehren  zur  Einzelwirthschaftslehre,  nicht  zur  eigentlichen  Kinanzwissen- 
sehaft  hat  z.  B.  v.  Hock  in  s.  Ötfentl.  Abgaben  und  Schulden,  Stuttg.  18S3,  S.  I. 
hervorgehoben     Aehnlich  betont  es,  wenn  auch  in  anderen  Ausdrucken,  doch  dem 
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Sinne  nach  L.  v.  Stein  in  s.  Finanzwissenscb. ,  bes.  in  d.  Abschn.  v.  wirthscbaftL 
Einkommen  des  Staates  (3.  Ausg.,  S.  173  H).  Im  Priucip  ganz  richtig.  Wenn  in- 
dessen an  dieser  Scheidung  der  privatökonomischen  und  finanzwirthschaftliehen  Seite 
der  Fragen  in  den  Werken  über  Fiuaiizwissenschaft  oi>-ht  genau  festgehalten,  sondern 
auch  die  erstere  in  grosserem  Umfange  mit  in  die  Erörterung  gezogen  wird,  so  hat 
dies  in  Deutschland  geschichtliche  und  praktis«  he.  wie  anderseits  theoretische 
Gründe.  Ersteres,  «eil  in  den  deutschen  Tcrritorialstaatcu  das  Domänen wesen  bis  in 
die  Neuzeit  hinein  den  Haupttheil  des  Finanzwesens  bildete  und  die  praktischen 
Cameralisten  in  der  Verwaltung  die  privatökoinimi-»ehe .  technische.  \ olkswirthscbaft- 
lichc  und  die  eigentlich  iiuanzwirthschaftlK  he  Seite  gleichzeitig  behandeln  mussten. 
Theoretische  Gründe,  weil  sich  mit  unter  dem  Kinfluss  dieser  Praxis  die  deutsche 
Fiuanzwisscnscbaft  in  der  Form  der  CamcralvisseiiMiiaft  und  dann  aus  dieser  heraus 
entwickelt  hat  Dieser  Ursprung  ist  in  dem  Werke  von  Kau  noch  deutlich  erkennbar. 
Hier  werden  die  privatwirthschaftlichen  Kinküintn- nzn.  isr-j  und  die  Kegalien  noch 
sehr  eingehend  behandelt,  während  viele  der  betreffenden  Erörterungen  theils  über- 
haupt nicht  in  die  Politische,  sondern  in  die  Privatökonumik,  theils  wenigstens  nicht 
oder  ni-  ht  vollständig  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  die  Volkswirthscbafts- 
politik  und  in  die  Wirthscbaftlicbe  Verwaltung>lehrc  gehören.  Trotzdem  lässt  sich 
indessen  auch  für  die  Gegenwart  noch  diese  Behandlungsweise  Kau 's  aus  Gründen 
practischer  Zweckmässigkeit  rechtfertigen  und  wird  wenigstens  einstweilen  auch  in 
meiner  Bearbeitung  der  Finanzwissenschaft  no.  b  beibehalten.  Denn  bei  dem  engen 
inneren  Zusammenhange  lassen  sich  die  politisch- ökonomischen  und  privat- 
ökonomischen, sowie  die  linauzwissenschaftlieheii  und  volkswirthschafts-,  social  politischen 
(iesichtspunete  bei  der  Erörterung  doch  niemals  vollständig  trennen.  Auch  fehlt 
es  in  der  neueren  Literatur  an  privatökonomischen  Schriften  auf  dem  jetzigen  Stand- 
punkte der  Wissenschaft,  auf  welche  man  verweisen  könnte.  Später,  wenn  die 
Ausarbeitung  dieses  Lehrbuchs  der  Politischen  Oekonoinie  bis  zu  der  speciellcn  und 
praktischen  Volkswirtschaftslehre  vorgeschritten  seiu  wird,  beabsichtige  ich  tbcilweisc 
eine  Herübernahme  einiger  Materien,  welche  jetzt  in  der  Finanzwissenschaft  einen 
etwas  zu  grossen  Kaum  einnehmen,  z.  B.  der  Eisenbahnlehre  in  di<>  Bände  4  u.  bes.  X 
I„  Stein  übersieht  in  seiner  flüchtigen  Weise  bei  seiner  mehrfachen  Polemik  gegen 
meine  Behandlung  der  privatwirthschaftlichen  Zweige  in  der  3.  und  4.  Ausgabe  seiner 
Finanzwisscnscbaft,  dass  ich  hierin  absichtlich  Kau  noch  folgte  und  die  Auf- 
nahme der  Eisenbahnlehre  in  die  Finanzwissenschaft  nur  eine  Conse^ucuz 
dieser  Kau'schen  Behandlungsweise  war.  Die  Bedenken  hiergegen  vom  Stand- 
punete  strenger  Systematik  habe  ich  schon  damals  selbst  ausgesprochen, 
s.  Vorwort  zu  meiner  Bearbeitung  der  »V  Aufl.  d.  I.  B.  d.  Kau'schen  Finanzwissen- 
schaft, S.  IX.  Diese  Bedenken  tretfen  meine  Behandlung  aber  nicht  mehr,  als  die- 
jenige  Kau 's  und  vieler  anderer  Finanzschriflsteller. 

Die  Regierung,  vollends  die  der  parlamentarischen  Finanz- 
controle  des  Verfassungsstaats  unterstehende,  ist  als  leitendes  und 
verwaltendes  Organ  der  Finanzwirthschaft  der  Natur  der  Sache 
nach  eine  complexe  Grösse.  Sie  selbst,  als  einheitliches 
Ganzes,  daher  auch  ihr  Wille  niuss  erst  künstlich  gebildet 
werden.  Dieser  Wille  kommt  nur  durch  einen  Organismus  von 
Behörden  und  einzelnen  Personen  zur  Ausführung.  Die  Finanz- 
wirthschaft ähnelt  daher  allen  solchen  Einzehvirthscbaften,  deren 
leitendes  und  verwaltendes  Rechts-  und  Wirthschaftssubject  auch 
eine  juristische  Person  ist,  demnach  anderen  Gemeinwirth- 
schaften  und  solchen  Privatwirtschaften ,  welche  in  Form  von 
Vereinen ,  Erwerbsgesellsehatlten ,  besouders  AetiengeseUschaftcn, 
betrieben  werden. 
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Namentlich  die  Aohnlichkeit  zwischen  dein  finan/.  wirtschaftlichen 
Betrieb  des  Staats  (der  Gemeinde  u.  s.  w.)  und  dem  Actiengescllschafts- 
Betrieb  ist  von  weitreichender  Bedeutung  in  der  Frage  ton  der  Abgrenzung 
des  durch  den  Staat  (und  die  sonstigen  öffentlichen  Körper)  vertretenen  gemein- 
wirtbschaftlichen  und  des  durch  die  Acticngcsellschaft  vertretenen  privatwirthschaft- 
lichen  Systems,  indem  in  vielen  Fragen,  z.  B.  in  der  Frage  „Staats-  oder  Privatbahn  V*\ 
„öffentliches  oder  privates  Versicherungs-,  Bankwesen  ?  \  die  üblichen  Gründe  für  das 
letztgenannte  System  und  gegen  Staatsbetrieb  schon  deswegen  nicht  schwer  wiegen, 
weil  die  hier  allein  in  Betracht  kommende  Privatwirtschaft,  die  Actiengesellschaft, 
an  denselben  Mängeln  wie  die  Wirthschaft  des  Staates  leidet.  Selbst  grosse  Indi- 
vidual  wirtschaften ,  z.  B.  eines  grossen  Grundl>esitzcrs,  Berg-  und  Hüttenwerk-, 
Fabrikbesitzers ,  haben  wegen  der  Verwickeltheit  der  Verwaltung  noch  einige  Achn- 
lichkeit  mit  der  Finanzwirthschaft,  was  bei  der  Frage  nach  der  finanziellen  Zweck- 
mässigkeit des  Staats-Grundcigcnthums,  Bergwerks-,  Huttenbetriebs,  zu  beachten  ist. 
In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  zwisrhen  der  Finanzwirthschaft  und  anderen 
;Productions-)  Wirthschaftcn  nicht  um  speeifischo  (qualitative),  sondern  nur 
um  gradweise  (quantitative)  Unterschiede.  Nur  bei  dein  Vergleich  zwischen 
der  Finanzwirthschaft  und  der  gewöhnlichen  I ndividual- (Productions-)  Wirth- 
schaft (der  eigentlichen  Einzelfirma,  allenfalls  auch  der  offenen  Handelsgesellschaft 
und  Commanditgescllschaft)  verhält  sich  dies  anders:  nur  hier,  nicht  allgemein, 
kann  man  wenigstens  häufig,  z.  B.  beim  Betrieb  des  Ackerbaues,  der  Fabrikation,  des 
Handels  unter  Mitwirkung  des  im  folgenden  §.  besprochenen  l'mstands  von  einem 
..natürlichen'4  ökonomisch  -  technischen  Vorzug  der  privaten  Einzelwirtschaft  vor 
der  Finanzwirthschaft  sprechen,  ein  Satz,  welcher  in  praktischen  volkswirthschaftlicheu 
und  finanziellen  Fragen  im  L'ebrigcn  viel  zu  sehr  verallgemeinert  und  daher  miß- 
bräuchlich, unter  falschem  Hinweis  auf  die  „Erfahrung'",  angewendet  worden  ist. 
Es  ist  gut,  dies  schon  hier  zu  betonen.  Die  weitere  Ausführung  folgt  in  der  Lehre 
vom  Privaterwerb.  Einzelne  wichtige  Fragen,  z.  B.  die  Eisenbahnfrage,  sind  durch 
die  falsche  Stellung  des  Gegensatzes  oft  von  vornherein  schief  aufgefasst  worden. 
Der  hervorgehobene  Irrthum  häugt  übrigens  eng  mit  der  einseitigen  Rcaction  des 
Smithianismus  und  seiner  Theorie  der  freien  Concurrenz  gegen  Staatsthätigkeit  und 
mit  der  gleich  einseitigen  optimistischen  Beurteilung  der  Thätigkcit  der  vom  Selbst- 
interesso geleiteten  Privatwirtschaften  zusammen.  Vgl.  Wagner,  G.  §.  129,  134  ff.  u. 
Vorbemerk,  zu  Abt  L  d.  G.,  Kap.  3,  S.  196  ff.,  Kap.  4,  S.  288  ff.  u.  Abth.  II.,  S.  343  fl. 
Unter  den  Finanzschriftstellern  begegnet  die  einseitige  Parteinahme  gegen  die  privat- 
wirthschaftlichen  Gebiete  des  Finanzwesens  aus  dem  Grunde  einer  ohne  Weiteres  an- 
genommenen, vermein tchen  principiellcn  Inferiorität  des  Staates  bei  A.Smith  selbst, 
neuerdings  noch  am  Meisten  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  früher  auch  bei 
Max  Wirth.  Mit  Recht  ganz  anders  Sehmoller,  Epochen  d.  prouss.  Fin.polit., 
Jahrb.  d.  D.  Reichs,  1877,  S.  104  £  u.  v.  Scheel,  Schönberg's  Handb.  II.  40. 

II.  —  §.  8.  Wie  im  Staate  Uberhaupt,  so  besteht  auch  in  der 
Finanzwirthschaft  das  Arbeiterpersonal  aus  einem  zahlreichen 
und  complicirten  Apparate  in  der  Regel  nicht  selbst  direet 
ökonomisch  am  Ausfall  der  Arbeit  oder  an  der  Menge  und  Güte 
des  Arbeitsproducts  interessirter  „Arbeiter",  der  Beamten.  Auch 
in  dieser  Beziehung  giebt  es  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und 
verschiedenen  Arten  anderer  Einzelwirtbschaften  Achnlichkeiten 
und  Verschiedenheiten,  welche  von  der  Finauzwissenschaft  und 
Finanzpraxis  zu  beachten  sind. 

Die  Finanzwirthschaft  leidet  unvermeidlich  gegenüber  dem 
Selbstbetrieb  des  Privaten  an  den  Naci.theilen  aller  Wirtschaften, 
welche  mit  einem  solchen  Beamtenapparat  arbeiten  müssen.  Sie 
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steht  daher  wiederum  anderen  Gemeinwirthschaften  and  anter  den 
Erwerbsgesellschaften  besonders  der  Actiengesellscbaft  in  dieser 
Beziehung  ziemlich  gleich.  „Die  Trennung  mehrerer  Zweige  des 
Finanzdienstes  wird  nothwendig,  wodurch  die  oberste  Leitung  be- 
trächtlich erschwert  wird.  Der  Vorstand  des  ganzen  Finanzwesens 
kann  nur  durch  verschiedene  Mittelglieder  die  Ausführuug  der  Be- 
schlüsse bewirken,  die  Geschäftsführung  der  unteren  Beamten  nicht 
an  Ort  und  Stelle  beobachten,  sondern  dieselbe  fast  nur  aus  schrift- 
lichen Berichten  kennen  lernen  und  vermittelst  schriftlicher  Be- 
fehle leiten.  Die  hieraus  hervorgebende  Umständlichkeit  und 
Schwerfälligkeit  im  Staatshaushalte  hat  die  Folge,  dass  hier 
Manches  nach  anderen  Regeln  eingerichtet  werden  muss,  als  in 
der  Privatwirtschaft"  (Bau,  Fin.  I,  §.  8).  Es  ergiebt  sich  daraus  aber 
auch  vielfach  fast  mit  Noth wendigkeit  eine  geringere  Wirth- 
schaftlichkeit  des  Betriebs  und  namentlich  in  der  Gegenwart 
in  den  gewöhnlichen  Erwerbsgeschäften  (der  Landwirtbschaft, 
Fabrikation,  des  Handels)  eine  natürliche  ökonomisch-tech- 
nische Ueberlegenheit  des  einfachen  Privatgeschäfts- 
hetriebs  gegenüber  dem  Staats-  (Communal-  u.  s.  w.)  Betrieb  mit 
nicht  selbst  interessirten  und  noch  durch  gleichwohl  unvermeidliche 
Controlen  gebundenen  Beamten.  Dies  gilt  um  so  mehr,  je  weniger 
nach  der  Natur  des  Geschäfts  eine  eigene  Betheiligung  der  Be- 
diensteten am  Geschäftserfolg  wegen  des  im  folgenden  §.  9  an- 
gegebenen Grundes  Uberhaupt  eingerichtet  werden  kann  oder 
wegen  der  Würde  des  Dienstverhältnisses  werden  darf,  also  bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  eigentlichen  Staatsthätigkeiten. 

Abschaltung  des  eigenen  Sportclbezugs  der  Richter  im  Dienstinteresse ;  von 
immerhin  nicht  unbestreitbarem  Werthe  ist  der  Schulgeld-  und  Honorarbezug  der 
Lehrer  (auch  an  den  Universitäten).  —  Selbst  bei  Geschäften  der  materiell  wirtschaftlichen 
Sphäre  hat  man.  im  Gegensatz  zu  der  Privatwirtschaft,  die  an  sich  mögliche  Be- 
theiligung der  Beamten  am  Gewinn  des  Unternehmens  grundsätzlich  im  Dieustinteresse 
ausgeschlossen,  z.  B  bei  der  Prcuss.  Bank,  der  jetzigen  Keicbsbank,  hinsichtlich  des 
leitenden  und  verwaltenden  Beamtenpersonals,  das  gar  keine  Bankac.tien  besitzen  darf. 

Man  hat  hieraus  in  der  entwickelten  Volkswirtschaft  wohl  die  Kegel  abgeleitet, 
dass  die  „Staa tsin du s t rie"  besser  vermieden  wird,  soweit  die  technische  Seite 
und  das  Moment  der  privatwi  rthsc  haftlic  hen  Rentabilität  entscheidet. 
Mit  letzterem  Satze  wird  dann  zugleich  die  oft  vergessene  Schranke  dieser  Kegel 
gezogen:  in  vielen  Fallen,  z.  B.  in  der  Forstwirtschaft,  beim  Eisenbahnwesen, 
entscheidet  die>e  Seite  und  dies  Moment  nicht  allein.  Ferner  gilt  die 
Regel  auch  in  den  wichtigen  Fallen  nicht,  wo  aus  sachlichen  (technischen  u.  s.w.) 
Gründen  auch  der  sonstige  einzelwirthschaftlicbc  Betrieb  ähnlich  wie  der  Staats- 
betrieb eingerichtet  werden  und  namentlich  in  gleicher  Weise  mit  einem  complicirten 
Beamtenapparate  arbeiten  uitlsstc:  z.  B.  bei  den  grossen  Verkehrs-,  Bank-,  Versicherungs- 
anstalten. Der  Staat  steht  daher  auch  aus  diesem  Grunde  bei  dem  Industriebetrieb 
ebensowenig  wie  aus  dem  im  vorigen  §.  7  angegebenen  Grunde  principiell  gegen  die 
.Aktiengesellschaften  zurück,  was  wiederum  z.  B.  für  die  Eisen  bahnfrage,  das 
Versicherungswesen  zu  beachten  ist.    Aebnlicbcs  gilt  von  der  Gemeinde. 
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Dem  Staate  kommt  ferner  auch  in  der  Finanzwirtbscbaft  im 
Vergleich  mit  denjenigen  anderen  Einzelwirtbschaften,  besonders 
den  Privatwirtbschaften,  welche  gleichfalls  mit  einem  solchen 
Beamtenapparate  ihre  Geschäfte  besorgen  müssen,  zweierlei  zu 
Gate,  —  ein  selbst  in  ökonomischer  und  speciell  in  finanzieller 
Hinsicht  wichtiger  Punkt:  —  er  braucht  seine  Beamten  nicht  bloss 
in  Geld  zu  bezahlen  und  kann  sie  anders  stellen  als  jede 
andere,  vollends  jede  Privatwirtschaft.  Ersteres,  indem  er  äussere 
Kbren vortheile  vergiebt  (Rang,  Titel,  Stellung,  Orden  n.  s.  w.). 
Let/.teres,  indem  er,  wenigstens  bis  jetzt  fast  allein,  (ähnlich,  aber 
nicht  wohl  in  gleichem  Maasse  nur  in  der  Verwaltung  grosser 
Selbstverwaltungskürper)  der  Staatsdienerschaft  als  Arbeitergattung 
in  der  Organisation  des  Staatsdienstes  eine  gesichertere 
und  darin  dem  einzelnen  tüchtigen  Beamten  durch  die  Aussicht 
auf  Vorrücken  (Avancementsystem)  eine  allmälig  besser 
bezahlte,  höhere  und  wichtigere  Stellung  bietet.  Der  Staat 
verfügt  Dank  diesem  System  doch  häutig  über  ein  besonders 
tüchtiges  und  bei  gleicher  Lohnzahlung  Uber  ein  tüchtigeres  Arbeits- 
persoual  als  jede  andere  Wirtschaft. 

Vgl.  unten  Uber  den  Staatsdienst  a.  das  Besoldungswescn.  Interessante  Vergleiche 
zwir  nen  der  Anziehungskraft  des  Staates  und  der  Priratwirthscbaften  (Actiengcsellschalt) 
als  Arbeitgeber  Hessen  sich  in  Deutschland  in  der  wichtigen  Wirthschaftsperiode 
seit  1S71  anstellen  und  fielen  schliesslich  doch  zu  Gunsten  des  Staats  aus. 

III.  —  §.  9.  Die  Finanzwirtbscbaft  beschafft  Sachgüter 
(Geld),  mit  welchen  der  Staat  zur  Erfüllung  seiner  ihm  als 
Zwangsgeraeinwirthschaft  obliegenden  Aufgaben  vorne  m  lieh 
immaterielle  Güter  („öffentliche  Einrichtungen",  Dienstleistungen) 
herstellt.  Fasst  man  den  Staat  und  die  Finanzwirthschaft  als  Ein 
Wirthscüaftsganzes  auf,  so  erfolgt  also  hauptsächlich  ein  Uin- 
setzungsprocess  von  materiellen  in  immaterielle  Güter. 

Vgl.  u.  A.  Laspeyres,  Staatswörterb.  X,  72  ff.,  80  ff. 

Wegen  der  Unentbehrlicbkeit  der  letzteren  für  das  ganze  volks- 
wirtschaftliche Leben  und  für  alle  privatwirthschaftlichen  Thätig- 
keiten  der  Einzelnen  müssen  diese  Staatsleistungen  und  mnss  der 
Staat  und  daher  auch  die  Finanzwirthschaft  —  und  zwar  letztere 
gerade  in  ihrer  Verbrauchs  wirtschaftlichen  Abtheilung  —  selbst 
für  eminent  produetiv  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  gelten. 
Aber  schwierig  ist  sogar  die  technische  und  vollends  die  ökono- 
mische Productivität  der  einzelnen  Staatsthätigkeit  zu  beurteilen. 
;G.  §.  116»,  151,  158,  161  ff.)    Denn  in  der  grosscu  Mehrzahl  der 
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Fälle  sind  schon  nach  der  Natur  der  staatlichen  Gemeinwirthscbaft, 
z.  B.  bei  den  Leistungen  anf  dem  Hauptgebiete  der  Staatsthätigkeit, 
dem  der  Rechtsordnung  und  des  Rechtsschutzes  (Militärwesen!), 
die  einzelnen  Leistungen  des  Staates  speciell  unverkäuflich. 
Es  waltet  im  Staate  noch  mehr  als  in  jeder  anderen  Gemein- 
wirtbschaft, die  übrigen  Zwangsgemeinschaften,  auch  die  Gemeinde, 
eingeschlossen,  das  Princip  der  bloss  generellen  Entgeltlich- 
keit ob:  ein  gemeinwirthschaftlicher  Productionsprocess  findet  statt, 
dessen  Kosten  nicht  nach  dem  gewöhnlichen  Privatwirtschaft  liehen 
Princip  von  specieller  Leistung  und  Gegenleistung,  sondern  nach 
einer  einseitig  vom  Staate  bestimmten  Weise  gedeckt  werden,  ohne 
separate  Verrechnung  mit  dem  Einzelnen  über  dessen  Empfänge 
von  Staauvortheilen.  (G.  §.  116  a).  Selbst  in  der  geringen  Zahl 
von  Fällen,  wo  der  Staat  (und  ähnlich  die  anderen  räumlichen 
Zwangsgemeinwirthschaften,  wie  besonders  die  Gemeinde)  sich  den 
einzelnen  Dienst  vom  Geniessenden  speciell  vergüten  lassen,  in  der 
sogen.  Gebühr  (F.  IL  ij.  277  ff.i,  wird  die  Höhe  dieser  Gebühr 
nicht,  wie  bei  anderen  Preisen,  durch  die  Marktconcurrenz.  sondern 
einseitig  vom  Staate  festgestellt  und  regelmässig  nicht  bloss  nach 
dem  privatwirthscbaftlicben  Gesichtspunkte  der  Kostendeckung. 

Die  Folge  hiervon  ist  dann,  dass  die  Finanzwirtbschaft 
nicht  wie  die  Privatwirtschaft  von  selbst  im  bezahlten 
Absatz  ihrer  Leistungen  ihr  vorgeschossenes  Kapital 
und  damit  die  Mittel  zur  Fortsetzung  ihrer  Prodnction 
immer  von  Neuem  ersetzt  erhält,  sondern  zu  diesem  Zwecke 
einer  eigenen  Erwerbsart  der  Einkünfte,  der  Besteue rung, 
bedarf.  Daraas  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  der  gewöhnliche 
M aas s stab  des  privatwirthscbaftliehen  Systems  zur  Beurtheilung 
der  technischen,  der  privat-  und  schliesslich  der  volkswirthsehaft- 
lichen  Productivitiit,  nemlich  der  —  freilich  oft  trügerische 
.Maassstab  dauernder  lohnender  Rentabilität,  in  der  Finanz 
wirtbschaft  fehlt,  mit  ihm  aber  auch  diese  wirksame  Cont  role 
für  die  Production  überhaupt  und  für  die  Durchführung  des  Princips 
der  Wirtschaftlichkeit. 

A(i<  h  daraus  ..•utwkleU  si<~h  vrir.i.-r  di««  N>>tbrr'ti-lisL.-it  Jor  Kurdorutisr  oiuor 
onabh aMsi^en  Finanz  ontrole  durch  Vi>Ik>venretun'.'^u  .  am  f in^f,  Ervit*  j<f,c- 
f.hleiiJni  Maa^tak-s  d*r  Prodootivittt  /u  erlang- .-».    <i.  §.  IM. 

IV.  —  10.  Der  Staat  ist  auf  unbegrenzte  Dauer  be- 
rechnet. Geht  auch  der  einzelne  geschichtliche  Staat  unter,  er  findet 
in  dem  Nachfolger  seinen  Ersatz.   Der  Staat  kann  daher  Geschäfte 
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eingeben,  welche  anderen  Einzclwirthschaften  in.  der  Regel  schon 
wegen  ihrer  beschränkten  Lebensdauer  versagt  sind.  Eiu  Punct, 
der  u.  A.  für  das  Staatsschuldenwesen  von  Bedeutung  ist:  der 
.Staat  allein  kann  und  darf  eigentlich  immerwährende  (sogen, 
ewige)  Kenten  versprechen. 

Das  Gesagte  gilt  nicht  allein  selbstverständlich  von  den  gewöhnlichen  Wirt- 
schaften ,  deren  Kecbtssubject  ein  einzelner  Mensch  ist ,  ?oudcrn  auch  von  Vereinen, 
Erwei  bsgeselJsrhaftcn  u.  s.  w.  Mit  gutem  Grunde  haben  selbst  Gesetzgebungen  für 
die  Actieugesellschaften  mitunter  eine  Maximaldauer  festgesetzt,  welche  erst  beim 
Ablauf  dieser  Zeit  verlängert  werden  kann.  Auch  die  übrigen  Zwangsgemeinwirth- 
icluften,  selbst  die  (iemeiuden,  stehen  dem  Staate  hier  nicht  gleich.  Sind  sie  auch 
Dich  geschichtlichen  Erfahrungen  oft  langlebiger  als  der  historische  Staat,  dem  sie 
su-rehAren .  so  wechselt  ihre  „Substanz"  0hre  Bevölkerung.  Wohlstand  u.  s.  w.)  noch 
viel  mehr,  was  für  Kragen  wie  die  der  ewigen  Kentenschuld  in  Betracht  kommt.  Das 
Uom  der  Kuiscr/eit  von  1'/* — 2  Millionen  Bewohnern  war  zur  Zeit  der  Pabstresidcnz 
id  Avignon  eine  Landstadt  von  weniger  als  17,000  Einwohncm  geworden.  Ob  Italien 
in  diesem  Maasse  „niedergegangen"  war,  ist  doch  zu  bezweifeln. 

V.  -  §.11.  Der  letzte  und  wesentlichste  Unterschied  zwischen 
der  staatliehen  Finanzwirthschaft  und  anderen  Wirtbschaften  liegt 
endlich  in  der  Bestimmung  des  Staats  für  das  Volksleben  und 
in  der  souveränen  Stellung  desselben  im  und  über  dem  Wirth- 
scbaftsleben. 

Inhalt  und  Umfang  der  Staatsthätigkeiten  müssen  sieb 
nach  den  richtig  erkannten,  dem  Interesse  des  Volks  gemäss 
bestimmten  Staatsz wecken  richten.  In  dieser  Beziehung  steht 
aber  der  Staat  und  demgemäss  die  Finanzwirthschaft  ausserhalb 
der  freien  Verkehrsconcurrenz.  Er  vermag  vielmehr  kraft 
seiner  Souveränetät  seine  Aufgaben,  die  Art  der  Erfüllung  der- 
selben und  mithin  die  Menge  und  Beschaffenheit  von  Leistungen, 
die  er  der  Bevölkerung  bietet,  freithätig  zu  bestimmen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Begehrtheit  dieser  Leistungen  Seitens  des  Volks. 
(G.  §.  162).  Die  Durchführung  dieser  Aufgaben  wird  dem  Staate 
aber  kraft  seiner  Finanz hoheit  oder  Finanzgewalt1),  d.  h. 
der  Souveränetät  specicll  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbs  von  Ein- 
künften möglich.  Denn  er  kann  sich  so  die  letzteren  im  erforder- 
lichen Umfange  durch  den  Zwangscrwerb  (s.  o.  §.  3,  4)  be- 
schaffen, ohne  eine  specielle  Gegenleistung  zu  gewähren.  Dieser 
Zwangserwerb,  insbesondere  mittelst  allgemeiner  Steuern,  ist 
die  dem  Staate  als  höchster  Form  der  Zwangsgemcinwirthschaft 
zustehende  eigentlich  organische  Erwerbsart  in  unseren 

')  Der  rou  L.  Stein  Kinanzw.,  3.  Aufl.  S.  7lJ,  102  perhorrescirte  Ausdruck 
..  Kinarizhohcit"  lässt  sich  recht  wohl  noch  aufrecht  erhalten.  Die  Mentificirung  der 
»ou  L.  Stein  sog.  Stnatswirthschartsgcwalt  mit  der  Fiiiauzgewalt  («b.  S.  77  H.)  ist 
freilich  falsch,  aber  auch  nicht  so  ..gewöhnlich",  wie  er  behauptet. 
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wesentlich  privatwirthschaftlich  organisirten,  demnach  das  Ganze 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens  rechtlich  in  die  Einzelein- 
kommen und  Vermögen  zersplitternden  Volkswirtschaften. 

Dadurch  wird  es  dem  Staate  möglich .  dauernd  auch  nicht  begehrte  oder  zu 
kostspielige  Leistungen  herzustellen,  für  welche  die  Privatwirtschaft  im  freien  Ver- 
kehr keinen  Absatz  oder  keinen  rollen  Ersatz  der  Productionskosten  erlangen  wurde. 
In  dieser  Gewalt  liegt  eine  ollen  bare,  durch  die  Geschichte  reichlich  belegte  Gefahr 
des  Missbrauchs,  d.  h.  einer  Anwendung  der  Souveränetät  des  Staats  und  speciell  der 
I  inaiizgewalt  gegen  das  wahre  Interesse  des  Staats  und  seiner  Bevölkerung.  Daher 
weist  auch  die  Finanzwissenschaft  von  ihrem  Standpuncte  darauf  hin,  das»  die 
Regierung  in  der  Ausübung  der  Finanzgewalt  einer  Controle  bedarf.  Eine  solche 
liegt  in  einem  der  Regierung  unabhängig  gegenüberstehenden  Organ,  dass  die  Interessen 
der  Bevftlkerung  auch  in  den  Finanzsacheu  zu  vertreten  hat,  daher  in  einer  je  nach 
der  politischen  Verfassungsform  der  Staaten  verschieden  organisirten  Volksvertretung 
(Stände.  Parlament  u.  s.  w..  Steuerbewilligungsrecht  derselben). 


3  Ahschnitt. 
Die  Finanzwissensehaft. 

Kur  die  Fragen  der  Systematik  vgl.  Kau,  Volkswirthschaftsl.  S  Aufl  §.  H,  12  lf., 
bes.  1".  21  II.  Wagner,  0.  1.  A.  Vorrede  S.  1 0  ff.  Geffcken  in  Schönberg's  Handb. 
II.  Abh.  1.  Stein  Finanzwiss.  4.  A.  I,  1 — 3U  pa<%sim.  Gossa,  finanz.  cap.  1,2. 
Leroy-Beaulieu  fin.  I,  1  (f.  In  der  Bestimmung  der  A ufgaben  der  Fiuanzw.  habe 
ich  im  Folgenden  ineine  frühere  Auffassung  wesentlich  ergänzt  (2  A.  §.  12  IT.). 

§.  12.  Die  Finanzwissenschaft  ist  materiell  oder  nach  ihrem 
Inhalte  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie,  formell  ein 
Tbeil  der  Staats  Wissenschaften. 

I.  Die  Finanzwissenschaft  hat  zwei  wesentlich  verschie- 
dene Aufgaben.  Sie  soll  nemlich  einmal  zeigen,  wie  tbat- 
sächlich  nach  der  geschichtlichen  Erfahrung  die  sach- 
lichen Hilfsmittel  (bez.  Geld)  für  den  Staat  und  die  anderen 
öffentlichen  Körper  beschafft  und  verwendet  worden  sind 
und  noch  werden.  Das  ist  ihre  vorwiegend  theoretische 
Aufgabe,  in  Bezug  auf  welche  sie  vornemlich  eine  Beobacbtungs- 
wissenschaft  ist,  welche  aus  der  Geschichte  und  Statistik  ihr 
Material  entnimmt  und  die  Causalzusammenhängc  in  der 
Entwicklung  und  Gestaltung  der  Finanzwirtbsehaft,  besonders  der 
einnähme -wirtschaftlichen  Seite  derselben  (Domanial-,  Regal-, 
Steuerwirthschaft,  Arten  und  Formen  der  Besteuerung,  öffentliche 
Creditwirthschaft  u.  s.  w.)  aufzudecken,  die  bezüglichen  Abhängig- 
keitsverhältnisse von  den  socialen,  politischen  und  namentlich  den 
wirtschaftlichen  Factoren  des  gesellschaftlichen  Znsammenlebens 
nnd  die  danach  sieh  ergebenden  fiuanzwirthschaftlieheu  Entwicklnngs 
gesetze  festzustellen  sucht.    Die  zweite  Aufgabe  besteht  in  der 
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wissenschaftlichen  Lösung  der  practischen  Finanz- 
probleme, soweit  dafür  nicht  die  concreten  Verhältnisse  der 
einzelnen  Finanzwirthschaft,  sondern  allgemeine,  aus  der  Er- 
fahrung gewonnene  oder  bestätigte  oder  auch  deductiv  abgeleitete 
Grundsätze  eine  Richtschnur  geben  können.  Die  Lösung  der 
ersten  Aufgabe  bereitet  hier  diejenige  der  zweiten  theilweise  mit 
vor  (s.  jedoch  §.  18).  Die  Erörterungen  über  das  bestehende 
Finanzrecht  und  seine  geschichtliche  Entwicklung  (de  lege  lata) 
werden  hier  zu  solchen  Uber  die  passende  Fortbildung  und  Ge- 
staltung des  Finanzrechts  (de  lege  ferenda).  Grade  dabei  muss 
wieder  der  Staat  in  seiner  Function  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthscbaft  oder  als  Gesammtwirthschaft  des  staatlich  organi- 
sirten  Volks  aufgefasst  werden.  Die  Finanzwissenschaft  gehört 
insofern  mit  zur  Gemeinwirthschafts-,  speciell  zur  Zwangsgcmein- 
wirthscbaftslehre  und  setzt  in  allen  ihren  Untersuchungen  die 
Bekanntschaft  mit  diesem  wichtigen  Theile  der  Politischen  Oekono- 
raie  voraus.  (G.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4). 

Es  gilt  dies  vor  Allem  von  der  Lehre  vom  Finanzbedarf  oder  von  der 
Staatsansgabe.  Dieser  BedArf  ist  Wirkung  und  Maass  der  herrschenden 
Auffassung  der  Staatszwecke,  des  geltenden  Bereichs  der  Staatsthätigkcit  und  des 
bestehenden  Verwaltungssystems,  d.  h.  des  Organismus  von  Einrichtungen  und  Arbeits- 
kräften ,  mit  Hilfe  deren  die  Staatsthätigkcit  durchgeführt  wird.  Dio  Aufgaben  des 
Staats  als  höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften ,  die  organische  Verbindung 
aller  letzteren  unter  einander,  daher  namentlich  des  Staats  mit  der  Gemeinde  und 
den  übrigen  Selbstverwaltungskörpern  (räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaften), 
(G.  §.  141,  155),  ferner  ihrer  aller  mit  den  freien  Gemcinwirthschaften  (Vereins- 
wesen u.  s.  w.)  '(i.  §.  151  Ii.)  zum  gemein  wirtschaftlichen  System,  die  richtige 
Coinbination  des  letzteren  mit  dem  privatwirthschaftlichcn  und  caritativen  System  zu 
dem  grossen  Organismas  der  Volkswirtschaft  (Ii.  £}.  litt  — 120)  —  alle  diese  Momente 
bestimmen  den  jeweiligen  Bereich  derStaatsthätigkeit  und  damit  den 
Kinanz bedarf.  Die  Finanzwissenschaft  muss  dieses  Zusammenhangs  der  atisgabe- 
wirtbschafüichen  Abtheilung  der  Finanzwirthschaft  mit  der  ganzen  Organisation  der 
Volkswirtschaft  stets  eingedenk  sein  und  hat  in  di  es  er  Beziehung  als  ein  materieller 
Theil  der  Politischen  Oekonomie  zu  gelten.  Denn  dio  Fiuanzwirthschaft  des  Staats 
fungirt  hier  ab  ein  hochwichtiges  (iiied  in  der  Kette  von  Einzelwirtschaften,  welche 
•He  Volkswirtbschaft  bilden,  (G.  §.  49  -  5ü),  diese  anderen  Einzelwirtschaften  beein- 
flussend und  von  ihnen  beeinflusst.  ihnen  stets  zugleich  indirect  Güter  gebend  — 
nemlich  die  Staatsleistungcn,  für  deren  Herstellung  sie  die  sachlichen  Mittel  beschallt  — 
und  direet  Guter  nehmend,  durch  die  Besteuerung  u.  s.  w. 

§.  13.  Aus  dieser  Auffassung  der  Finanz  Wissenschaft  ergeben 
sich  ftlr  die  Behandlung  der  letzteren  zwei  wichtige  Fol- 
gerungen und  Forderungen: 

1.  Mehr  und  mehr  muss  die  Finanzwissenschaft,  welche  in 
ihrer  bisherigen  Gestalt  fast  noch  ausschliesslich  die  Lehre  von 
der  Fiuanzwirthschaft  des  Staats  ist,  sich  zur  Lehre  von  der 
Finanzwirthschaft  aller,  einen  grossen  Organismus 
bildenden  Zwangsgemeinwirthschaften  im  Staate  er- 

\.  Wjä'mt.  rin»n*wisw.n^h;ilt.    I.   :i.  Aufl.  2 
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weitern  oder  m.  a.  W.  zu  der  Lehre  vom  Staat 8 haushalte  in 
Verbindung  mit  der  Lehre  vom  Hausbalte  der  grossen  räum- 
lichen Selb  st  Verwaltungskörper,  mithin  vor  Allem  vom 
Gemeinde-,  Kreis-  und  P ro vi nz ialhau shalte.  Denn  der 
Staat,  zumal  unser  beutiger  geschichtlicher  Staat,  der  moderne 
europäische  Rechts-  und  Culturstaat,  ist  zwar  der  vornehmste 
Repräsentant,  die  höchste  Form  der  Zwangsgemeinwi ith- 
schaften, von  welcher  alle  anderen  Arten  derselben  in  letzter  Linie 
ihre  Zwangsbefugnisse  ableiten,  aber  er  ist  doch  immer  nur  eine 
dieser  Formen,  er  hat  in  Gemeinschaft  mit  den  übrigen  die 
Aufgabe  zu  erfüllen,  die  nothwendigen  ., Gemeingüter*  <G.§.  139 ff.; 
des  gemeinwirthsi  haftlichen  Systems  der  Production  und  Bedürfniss- 
befriedigung in  der  Volkswirtschaft  herzustellen  und  dement- 
sprechend statt  des  privatwirthschaftlichen  Systems  einzutreten.  Die 
aus  der  Function  des  Staats  entspringende  Aufgabe  der  staatlichen 
Finanzwirthschaft  lässt  sich  deshalb  wissenschaftlich  nicht  voll- 
ständig getrennt  erörtern  von  der  verwandten  Aufgabe  der  Ge- 
meinde, des  Kreises,  der  Provinz,  so  wenig  als  diese  Aufgaben  in 
der  Praxis  zu  trennen  sind. 

Sel  on  .Ii?  bisherige  Finaiizwisscuschaft  hat  daher  mit  Kecht  auf  das  1  inanz- 
wesen  dieser  Selbstverwaltungskorper  Bezug  genommen.  Doch  genügt  dies  noch  nicht. 
Namentlich  drängt  die  in  der  Praxi.*  unserer  Culturstaaten.  zumal  Deutschlaads .  vor 
sich  gehende  gross  artige  Organisation  der  Selbst-  neben  der  Staats- 
verwaltung auf  ein«-  förmliche  Erweiterung  der  bisherigen  Finauzwissenscbaft  hin. 
wie  es  s'huri  länger  die  englische  politische  und  Verwaltungspraxis  hätte  thun 
sollen.  Wenn  unsere  Disciplin  auch  in  ihrer  neuesten  Literatur  —  dieses  Werk  noch 
mit  eingeschlossen  -  dieser  Forderung  gegenwärtig  noch  nicht  so  vollständig  nach 
allen  Seiten  entspricht,  wie  es  prinzipiell  zu  verlangeu  wäre,  so  liegt  der  Grund  nicht 
in  einer  Bestreitung'  i;er  Richtigkeit  jenes  Ziels  oder  in  fehlender  Erkenutniss  desselben, 
sondern  in  äusseren  \  erh.ihnissen .  zum  Theil  in  dem  Mangel  an  genügenden  Vor- 
arbeiten über  das  Finanzwesen  der  Seibstverwahungskdrper ,  spec^ell  der  Gemeinden. 
Eine  grössere  Berücksichtigung  dieses  Finanzwesens.  als  die  bisherige,  wird  aber 
immer  mehr  zu  erstre<Vn  sein. 

S.  die  frühere  Behandlung  bei  Kau.  Finanzwiss.  e.  Ausg.  §.  53 — 55.  in  der 
von  mir  bearbeiteten  «<.  Ausg.  jj.  3  vi— 3*>  f.  —  Die  kai.ftige  Finanzwissenschaft  wird 
somit  einen  weiteten  Kabinen,  als  die  geg-  nwänige  und  vollends  als  die  frühere  um- 
fassen müssen.  Vorgearbeitet  wird  ihr  seitens  der  Politischen  Oekonomic 
durch  die  Lehre  vom  g  e  m  e  in  w  i  r  t  h  sc  h  a  f  tli  e  h  e  u  System,  hinsichtlich  dessen 
liier  auf  Seh.4  ffle  und  auf  meine  ..'mindleguiiff  verwiesen  wird,  eine  Hauptseite 
d-r  Fraire.  welche  bei  L.  Stein  imch  zu  sehr  fehlt;  s^hnn  seitens  der  neueren 
St  aa  ts  w  i  s  s  c  Iis  c  h  a  lt.  besonders  der  Inneren  Verwaltungslehre  durch  die 
Lehre  von  d<  r  Selbstverwaltung  in  ihrer  organischen  Verbindung  mit  der  Staats- 
verwaltung, bezuglich  «leren  auf  One  ist 's  bekannte  %  etke  über  die  englische  Selbst- 
verwaltung u.  ».  w.  und  namentlicli  auf  L  Stein's  grosses  System  der  Verwaltuugrs- 
lehre  und  zum  Thei!  auch  bereits  auf  dessen  Finan/wissei. Schaft,  Ksonders  die  3.  u.  -I. 
Auflage,  zu  verweis -ii  ist.  Stein  hat  im  letzteren  Werke  den  SelbstverwaltungskOrpern 
ihre  Stelle  in  der  von  ihm  sogen.  Staats»  irthschaft  ■>.  bes.  3.  Aufl.  S.  So»  und  ihrem 
Finanzwesen  im  ..Organismus  der  Finanzverwaltung"  \cb.  S  Ui» — 15»;  gegeben,  wo- 
mit aber  vorläufig  doch  mehr  die  formale  als  die  ^materielle  Seite  der  Aufgabe  gelöst 
ist.    In  d.  4.  A    werden  jetzt  in  B  I  im  1.  Buche  Staatshaushalt  und  Staatsreicb- 
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rhum)  im  4.  Hauptstück   „der  Haushalt  der  Selbstverwaltung"  (S.  124—129),  im 

2.  Buche  (Ausgaben  u.  s.  w.)  S.  158  ff.  das  Ausgabcbudgot  d.  Selbstvcrw.körper,  im 

3.  B.  S.  200  lf.  die  Sclbstverw.körper  als  Finanzorganc ,  dann  in  der  Einnah  uielohre 
ebenfalls  d.  Verhältnisse  der  Sclbstverw.körper  etwas  näher  betrachtet  (s.  bes.  das 
Steuerwesen  ders.  I.  548  —  56S).  Viel  dürftiger  als  die  Behandlung  dor  Staats- 
Fin  wirthseb.  bleibt  das  freilich  alles  noch.  Auch  Leroy-Beaul ieu  widmet  im 
I.  B.  ein  Kap.  den  Locaisteucrn.  —  Die  Hauptaufgabe  besteht  darin,  auch  nach 
Gegenständen  die  Thätigkcitsgcbieto  der  Selbstverwaltungskörper  unter  einander 
und  gegenüber  der  Sphäre  des  Staats  (bez.  des  Beichs)  principiell  und  erfaurungs- 
mässig  festzustellen,  daraus  diu  Anforderungen  abzuleiten,  welche  die  betreffenden 
verschiedenen  Ausgabcwirthschaftcn  erfüllen  müssen,  und  dann  die  principiell  und 
erfahrungsmassig  richtigen  Dcckungsmittel  der  dazu  gehörigen  Einnabinewirth- 
schaften.  daher  namentlich  die  Steuersysteme  der  verschiedenen  Haushalte  des 
Staats  und  der  Selbstverwaltungskörpcr  zu  bestimmen.  Um  letzteren  Punct.  um  die 
Bestcuerungsfrage,  drehen  sich  auch  gegenwärtig  die  praktischen  Finanzproblctne  auf 
diesem  Gebiete  vornemlich. 

§.  14.  —  2.  Die  zweite  Forderung,  welche  für  die  Behand- 
lung der  Finanzwissenschaft  zu  stellen  ist,  betrifft  die  stete  Beach- 
tung der  Beziehungen  zwischen  der  Finanz wirthsc haft 
einer-  und  der  Volkswirtschaft  des  privatwi  rthschaft- 
lichen  Systems  anderseits.  Die  Finanzwirthschalt  liefert  die 
sachlichen  Mittel  zur  Herstellung  der  Leistungen  des  zwangsgemein- 
wirthschaftlicheu  Systems.  Von  Art  und  Umfang  dieser  Leistungen 
hängt  nothwendig  stets  die  Abgrenzung  desjenigen  Gebiets  der 
Volkswirtschaft  ab,  welches  dem  privatwirtbschaftlichcn  System 
verbleibt.  Die  Finanzwirthschaft  bezieht  aber  bei  der  geschichtlich 
gegebenen  heutigen  Ausdehnung  des  letztgenannten  Systems  in 
unseren  Volkswirtbschaften  jene  sachlichen  Mittel  grösstenteils 
durch  den  ihr  eigentümlichen  Zwangserwerb,  die  Besteuerung, 
aus  dem  Einkommen  der  Privatwirtschaften.  Auf  dieser  Seite 
erscheinen  die  Staatsleistungen  u.  s.  w.  mithin  in  ihren  Kosten. 
Es  ist  nun  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft,  die  Notwendig- 
keit eines  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dem  Werth 
der  Staatsleistungen  für  das  Volksleben  und  ihren 
Kosten  für  die  Privatwi rthsc haften  stets  im  Auge  zu 
behalten. 

Die  Finanzwissenschaft  kann  so  wenig  wie  die  Finanzpraxis  einen  ein  für  allemal 
festen  absoluten  oder  relativen  Betrag  (im  Verhältnis  zum  Volkseinkommen)  angeben, 
welchen  die  Kosten  der  Staatslcistungen  nicht  überschreiten  dürfen.  Denn  je  nach 
dem  Werth  der  Staatsleistungen.  nach  ihrer  Art  und  Güte  kann  und  darf  dieser  Betrag 
sich  verändern.  Je  mehr  sich  die  Staats-  und  zwangsgemeinwirthschaftliche  Sphäre 
bei  den  Volkern  der  modernen  Welt  ausdehnt,  ..eine  desto  grössere  Quote  der  Aus- 
gaben des  Familienbudgets  entfällt  nothwendig  auf  Steuern,  besonders  au  Gemeinde 
und  Staat,  auch  auf  (k-bühren  an  sie"  (G.  §.  171).  Daraus  ist  keine  notwendige 
Ueberlastung  der  Privatwirtschaften  abzuleiten,  sondern  es  ist  darin  nur  eine  Folge 
einer  veränderten  —  mehr  gemein-,  weniger  privatwirthschafdichen  —  Organisation 
der  Volkswirtschaft  zu  erkennen.  Aber  die  Finanzwissenschaft  muss  doch  betonen, 
dass  hier  Alles  ankommt  auf  eine  richtige  Bestimmung  der  Leistungen  des  Staats, 
*o  dass  die  letzteren  stets  wenigstens  im  Ganzou  für  die  Volkswirtschaft  den  Ersatz 
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für  die  Steuern  bilden  und  die  eigene  Leistungsfähigkeit  der  Privatwirtschaften  noch 
»teigern.  Davon  hängt  die  Prodoctivität  der  Verwendung  ab.  welche  der 
Staat  den  Steuern  giebt.  Wird  daher  die  Staatsthätigkeit  in  unrichtiger  Weise 
ausgeübt  und  werden  die  Kosten  derselben  ohne  genügende  Berücksichtigung  der 
Rückwirkungen  der  Finanzinassregcln  auf  die  Volkswirtschaft  aufgebracht,  werden 
die  Lehrsätze  der  Volkswirtschaftslehre  dabei  nicht  gehörig  zu  Käthe  gezogen,  so 
uiuss  die  Finanzwissenschaft  ihre  warnende  Stimme  erheben.  „Eine  drückende,  die 
Verarmung  einzelner  Volksclasscn  oder  des  ganzen  Volkes  herbeiführende  Finanzver- 
waltung, sie  mag  sich  nun  harter  Uewaltütreiche  oder  listiger  Kunstgrille  (..Plusmaeherei") 
bedienen,  kann  nur  aus  kurzsichtigem  Despotismus  entspringen"  tR.iu,  Fin.  I.  §.  12). 

II.  —  §.  15.  Die  Finanzwissenscbaft  gehört  zu  den  Staats- 
wissenschaften, weil  sie  vornemlich  die  Lehre  von  der  Finanz- 
wirthschaft  des  Staats  ist.  Dabei  hat  sie  Bezug  zu  nehmen  auf 
die  etwaige  Stellung  des  Staats  in  Bundesstaats- Verhältnissen 
u.  s.  w.,  wodurch  eine  mehr  oder  weniger  eingreifende  Rückwirkung 
auf  das  Finanzwesen  des  Einzel-  oder  Gliederstaats  entsteht,  ferner 
auf  das  Vcrhältniss  des  Staats  zu  den  Selbstverwaltungs- 
körpern,  wobei  wieder  mancherlei  Beziehungen  zwischen  den 
Finanzen  dieser  Körper  und  den  Staatsfinanzen  eintreten.  Vielfach 
handelt  es  sich  in  modernen  Staaten  nur  um  eine  ihnen  vom  Staate 
,,delegirtc"  Thätigkeit  dieser  Körper,  zur  Ausführung  eigentlicher 
Staats  aufgaben  durch  sie,  wovon  auch  in  der  Finanzwissenschaft 
Act  zu  nehmen  ist.  Für  die  Finanzwissenschaft  als  Staatswissen- 
schaft kommen  viele  Grundsätze  und  Lehren  der  übrigen  Staats- 
wissenschaften, der  allgemeinen  Staatslehre  (Politik),  des 
allgemeinen  und  des  positiven  Staatsrechts,  speciell  der 
1  nneren  Verwalt  ungsl  ehre  (Polizei  Wissenschaft),  der  Wirt- 
schaftlichen Verwaltungslehre  (§.  16),  der  Justizver- 
waltnngslehre,  der  Militärverwaltungslehre  u.  s.  w.  in 
Betracht. 

Namentlich  mehrere  der  leitenden  (irund-iitz«-  der  tu  od  er  neu  Steuerpolitik, 
besonders  die  sogen.  Principicn  der  «iereehtigkeit  („Allgemeinheit"  und 
..(ileichmässigkeif  der  Resteuerung,  Fin.  II.  396— 429)  sind  blosse  ('onsecjuenzeii 
der  im  heutigen  Staate  zur  Anerkennung  gelangten  Re<  htsprineipien  der  staatsbürger- 
lichen Freiheit  und  tdeiehheit  der  Bevölkerung.  Desgleichen  ist  die  Trennung  von 
Hof-  und  Staatsfinanzen  in  monarchischen  Staaten  und  die  daraus  folgende  Ver- 
werfung des  Rechts  des  Regenten,  beliebig  zu  -«einen  Privatzwecken  über  die  Staats- 
einkünfte zu  verfugen,  eine  einfache  Con$c<|Uenz  der  modernen  staatsrechtlichen  Ent- 
wicklung  u.  s.  w. 

III.  —  §.  16.  In  besonders  nahe  Beziehung  tritt  die  Finanz- 
wissenschaft vielfach  mit  der  Wirtschaftlichen  Verwaltungs- 
lehre oder  der  speciellcn  oder  practischen  Volkswirtschafts- 
lehre i  Volks  wir  t  tisch  aftspolitik).  Denn  die  Thätigkeiten,  welche 
der  Staat  hier  ausübt,  berühren  oftmals  nicht  nur  die  Ausgabewirth- 
schaft,  sondern  zugleich  die  Einnahmewirthschaft  des  Finanz- 
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wesens.  Es  wird  z.  B.  ein  bestimmtes  Gebiet  der  Thätigkeit,  wie 
das  Münz-,  Post-  und  Eisenbahnwesen,  vom  Staate  übernommen, 
nm  es  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems 
zu  leiten,  aber  es  dient  gleichzeitig  mit  zur  Erzielung  von  Ein- 
nahmen, sei  es  um  die  Betriebskosten  ganz  oder  theilweise  zu 
decken  oder  um  selbst  noch  einen  Ueberschuss  darüber  hinaus  zu 
geben.  Die  finanzielle  Behandlung,  welche  der  Staat  diesen 
Einrichtungen  angedeihen  lässt,  verändert  sich  mit  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Volkslebens  mitunter  wesentlich.  Das 
finanzielle  Interesse  tritt  stärker  oder  schwächer  hervor  und  ver 
schwindet  vielleicht  schliesslich  ganz,  weil  der  Staat  dies  durch 
das  Volks  wohl  ttir  geboten  hält.  In  der  Lehre  von  den  Staats- 
einnahmen wird  näher  nachgewiesen  werden,  nach  welchen  ver- 
schiedenen Finanzprincipien  der  Staat  eine  von  ihm  geübte 
Thätigkeit  oder  geschaffene  Einrichtung  behandeln  kann  und  in  der 
Geschichte  behandelt  hat. 

Für  die  formelle  Behandlung  der  Finanzwissenschuft  selbst  erklärt  sich  aus  diesen 
Verhältnissen  die  Thatsachc,  dass  viele  Gegenstände  der  Vol  kswirthschafts- 
politik  sowohl  in  der  literarischen  Darstellung  dieser  als  in  derjenigen  der  Finanz- 
visscuschaft  eine  Stelle  finden  können  und  auch  gefunden  haben.  Die  Volks- 
wirtschaft »politische  Bedeutung  einer  Einrichtung  oder  Thätigkeit  des  Staats 
für  das  Volksleben  oder  die  finanzielle  Bedeutung  derselben  für  die  Staatsein- 
nahmen pflegt  zwar  in  einem  bestimmten  Lande  und  Zeitalter  zu  uberwiegen.  Die 
Wissenschaft  hat  dann  diu  Aufgabe,  dies  zur  Geltung  zu  bringon  und  danach  den 
Gegenstand  mehr  dem  praktischen  Theile  der  Volkswirtschaftslehre  oder  mehr  der 
Finanzwiseenschaft  zuzuweisen.  Unter  der  Annahme  eines  gewissen  Wirthschafts-  und 
Culturzustandcs  der  Völker  lässt  sich  bisweilen  (obwohl  man  darin  öfters  gleichfalls  zu 
absolut  geurtheilt  hat)  auch  principicll  die  finanzielle  Ausnutzung  einer  Staatsein- 
richtung  für  Einnahmcbeschallung  verwerfen,  wie  etwa  diejenige  des  Schul-,  des  Münz-, 
des  Landstrasscnwescns  bei  den  Culttirvölkern  unserer  Epoche.  (Ob  in  diesen  Bei- 
spielen ganz  mit  Recht,  steht  freilich  dahin,  s.  Fin  II.  §.  296.  299.  305,  306).  Dann 
wird  der  Gegenstand  grosscnthoils  aus  der  Einuahmclchre  der  Finanzwissenschaft  selbst 
auszuscheiden  sein.  Da  es  sich  indessen  in  allen  solchen  Fragen  meistens  um  contro- 
verse  Puncte  handelt,  nach  deren  Entscheidung  erst  die  Hinausweisung  des  Gegen- 
standes aus  diesem  Thcil  der  Finanzwissenschaft  wissenschaftlich  begründet  ist,  so 
rechtfertigt  es  sich  immerhin,  einer  solchen  .Materie  einen  Platz  in  letzterer  Disciplin 
zq  belassen,  auch  wenn  dann  wiederholte  Erörterungen  über  denselben  Gegenstand  in 
den  verschiedenen  Theilon  des  wissenschaftlichen  Systeme»  der  Politischen  Oekonomie 
nicht  ganz  zu  vermeiden  sind. 

Vgl.  Kau.  Fin.  I.  13.  Die  Frage  »st  eine  ganz  ähnliche  wie  die  oben  im 
L  Abschn.  §.  7  erwähnte.  S.  nam.  das  daselbst  gegen  L.  Stein  Gesagte,  was  hier 
nur  zu  wiederholen  wäre.  Er  übersieht  in  seiner  Polemik  gegen  die  Hineioziohung 
mancher  Gegenstände  in  die  Finanzwissenschaft,  die  er  meistens  nur  mir  vorwirft,  die. 
jedoch  zunächst  an  Bau  s  und  der  meisten  anderen  deutschen  Finanztheoretiker  Adresse 
gehen  mttsste,  dass  eben  die  finanzielle  Behandlung  streitig  ist,  in  der  Geschieh  tc 
vielfach  gewechselt  hat  und  eiue  bestimmte  principielle  Entscheidung,  die  für 
«iie  Gegenwart  ganz  richtig  sein  mag,  ^übrigens  auch  hier  meist  nur  relativ 
richtig  ist),  nach  geschichtlicher  Auffassung,  welche  Stein  doch  sonst  so 
tuergisch  vertreten  will,  nicht  als  die  allein  richtige  gelten  kann.  Die  unbedingte 
Eiuausweisung  eines  solchen  Gegenstands  aus  der  Finanzwissenschaft  beruht  insofern 
auf  einer  potitio  prineipii. 
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IV.  —  §.  17.    Hülfsiehren  der  Finanzwissenschaft. 

Rau,  Volkswschl.  §.14.    Koscher,  Syst.  I.  §.  20. 

1.  „Privat-Oekonomik",  nemlich  Land-  und  Forstwhth- 
schafts-,  Bergbau-,  Gewerks-  und  llandelslekre ,  nebst  ihren 
Spccialtheilcn  (Bank-,   Versicherung»- ,  Transportlehre  u.  s.  w.). 

Diese  Disciplinen  sind  wichtig  für  die  Lehre  von  den  privatwirtbschaftlichen 
Erwerbszweigen  und  von  den  Gcbuhrenzweigcn ,  aber  auch  für  die  Stcuerlehre;  hier 
namentlich  für  die  Lehre  von  den  Ertragsteuern  und  den  indirecten  Ver- 
brau ch steuern,  besonders  der  Bier-,  Branntwein-,  Zucker-,  Tabaksteuer,  bei  welchen 
es  sich  um  die  genauere  Kenntnis*  z.  B.  der  chetnhsclieu  Processe  bei  der  Erzeugung 
des  Products  lUr  die  zweckmässige  und  gerechte  Einrichtung  der  Besteuerung  handelt. 

2.  Staatsrcchenkunst,  politische  Arithmetik,  ein  Theil 
der  angewandten  Mathematik,  welcher  sich  mit  der  Lösung  mannig- 
faltiger, in  der  Staatsverwaltung  vorkommender  Rechnungsaufgaben 
beschäftigt. 

S.  ältere  Literatur  bei  Kau,  Fin.  I.  §.  1 1.  Nute  c;  z.  Th.  darnach  in  d.  2,  Aufl. 
dieses  Bandes  §.  17  Note  li>  Neuere  Werke  u.  A.:  Uleibtreu,  polit.  Arithmetik 
2.  Aull.,  Heidelberg  lb*>3.  (Jettinger,  Anleitung  zu  linatiziellen ,  polit.  u.  juiid. 
Kechnungen,  Diauiischweig,  lf>45.  De*sen  weitere  Ausführung  der  politischen  Arith- 
metik. Ihlnl  Beskiba,  Lehrbuch  für  die  juristische,  politische  und  camc raiist. 
Arithmetik.  Wien,  1S02.  Wild,  Politi>che  Itechnungswissensch.  I.  B.  München  lsb'2. 
Habcrl,  Lehrb.  d.  polit  Aiithmet.  Wien,  1^75. 

§.  18.  3.  Geschichte  uud  Statistik  des  Finanzwesens  sind 
für  die  Finanzwissenschaft,  wie  Geschichte  und  Statistik  überhaupt 
für  die  ganze  Politische  Oekonomie,  einerseits  Hilfswissen- 
schaften, andererseits  Methoden  der  Beweisführung  und 
daher  der  Fortbildung. 

Die  nähere  Begründung  dieser  Auflassung  gehört  in  die  Fortsetzung  der  „Grund- 
legung" in  dein  späteren  2.  B.  der  Allgem.  Volkswirtschaft*].  Kau 's  Ansichten 
i Volk=wirtlis<-haft>l.  frühere  und  noch  S.  Aufl.  I,  §  24,  25)  sind  hier  unzulänglich. 
Aber  auch  Koscher  wird  der  Statistik  nicht  gerecht,  s.  dessen  System.  1,  §.  !•>. 
22,  2G.  Meine  Auflassung  s.  in  d.  Abh.  Statistik  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  XL 
400  ff.  nam.  S.  457  tf.  S.  sonst  bes.  Knies,  polit.  Öckonoin.  Braunschw.  1S55  u.  neue 
(2.)  Aufl.  1SS1-S2. 

Wenn  in  beiderlei  Beziehung  die  Geschichte  bisher  kaum 
eine  so  hervorragende  Bedeutung  für  die  Finanzwissenschaft,  wie 
für  andere  Theile  der  Politischen  Oekonomie,  gewonnen  hat,  so 
liegt  dies  zunächst  an  dem  äusseren  Grunde,  dass  es  an  genügen 
den  Vorarbeiten  über  die  Geschichte  des  antiken,  mittelalterlichen 
und  selbst  vielfach  des  neuzeitlichen  Finanzwesens  noch  sehr  fehlt, 
ein  Mangel,  welchen  neuere  Studien  und  Quellenforschungen  in- 
dessen mehr  und  mehr  heben.  Selbst  heute  ist  man  aber,  was 
verarbeitetes  Material  anlangt,  noch  vielfach  auf  sonst  veraltete 
Werke,  wie  Hüllmann,  Lang  u.  A.  angewiesen.    Für  die  in 
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§.12  genannte  erste  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  oder  für 
die  erfabrungswissenschaftliche  Seite  dieser  Disciplin  hängt  der 
weitere  Fortschritt  der  letzteren  vornemlich  von  geschichtlicher 
Forschung  und  statistischer  Untersuchung  ab.  Für  die  zweite 
Aufgabe,  die  practische,  gilt  dies  aus  einem  principiellen 
Grunde  nicht  in  gleichem  Maasse.  Die  Finanzgeschichte  vor  der 
modernen  Epoche  der  „staatsbürgerlichen"  Gescscllschaft  und 
vor  den  grossen  technischen  und  wirthschaftlichen  Unigestaltungen 
der  Neuzeit,  also  im  Wesentlichen  die  Finanzgescliichte  vor  der 
Mitte  oder  dem  Schluss  des  18.  Jahrhunderts  bietet  zu  wenig  Ver- 
gleichungspuncte  mit  der  Gegenwart,  als  dass  man  aus  ihr  für  die 
Lösung  der  jetzigen  practischen  Finanzproblcme  sich  viel  ltaths 
erholen  könnte. 

Jener  principielle  Grund  liegt  in  dem  innigen  Abhängigkeits- 
verhältniss  der  Finanz wirthschaft  vom  Gange  des  Staats- 
lebens. In  das  moderne  Staatsleben  sind  nun  Factoren  ein- 
getreten, welche  der  früheren  Zeit  grossentheils  fehlen,  weshalb 
sich  keine  rechte  Vergleichbarkeit  ergiebt. 

Der  Umfang  und  der  Inhalt  der  Staatsthatigkeit  hat  sich  gegen  jede  frühere 
geschichtliche  Periode  unserer  Culturvöikcr  ausserordentlich  erweitert  und  ver- 
ändert und  diese  Bewegung  daoert  fort.  Die  Ausgabewirthschaft  des  modernen 
Staat*  la&st sich  daher  mit  derjenigen  keines  anderen  gen ügend  ver gleichen. 
Zar  Deckung  des  Finanzbedarfs  müssen  deshalb  auch  Mittel  eines  früher  nicht 
gekannten  Dmfangs  in  Anspruch  genommen  werden.  Aehnliches  gilt  vom  Haushalt 
der  Übrigen  öffentlichen  Körper,  besonders  der  Gemeinden  (Grossstiidtc). 

Bei  der  Wahl  dieser  Mittel  befindet  sich  die  moderne  Welt  wiederum  in  einer 
vollständig  anderen  Lage  als  die  frühere  Zeit.  Nach  der  Aufbebung  aller  Unfreibeits- 
verbaltnissc ,  dem  Fortfall  ständischer  Vorrechte  in  der  Besteuerung,  nach  der  An- 
erkennung allgemeiner  persönlicher  Freiheit  und  staatsbürgerlicher 
Gleichheit,  freien  Eigenthums  und  Vertragsrechts  inuss  die  Staatsgewalt 
noth wendig  ganz  anders  bei  der  Deckung  ihres  Bedarfs  verfahren,  als  sie  es  ehedem 
thun  konnte.  Die  Entwicklung  des  moderneu  (icscllschaf tslcbcns,  der 
modernen  Volkswirtschaft,  des  Systems  der  freien  Concurrciu,  dann 
namentlich  der  Productions-Tochnik.  des  Communicatiouswesens  stellt 
ebenso  viel  neue  Anforderungen  an  die  Beschallung  der  Staatseinnahmen  wie  an  die 
Function  des  Staats  und  damit  an  die  Ausgabewirtbschaft  des  Finanzwesens.  Das 
moderne  Rechtsleben,  das  neuere  Völkerrecht  sind  weitere  Factoren  von 
weitreichendem  Einfluss  auf  die  mögliche  Art  der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 

Für  die  heutigen  Aufgaben  der  Finanzwirthschaft,  welche  die  Finanzwissenschaft 
mit  zu  lösen  hat,  bietet  sich  so  kaum  ein  Analogen  in  der  entfernteren  Vergangenheit. 
Die  Finanzgeschichte  ist  daher  von  grosstem  Interesse  als  ein  wichtiger  Theil  der 
allgemeinen  politischen,  der  Cultur-  uud  Wirtschaftsgeschichte,  als  llauptförderuugs- 
mittel  zur  Lösung  der  genannten  ersten  Aufgabe  der  Finauzwissenschaft.  Auch 
practischen  hohen  Werth  hat  sie  als  der  Schlüssel  des  Verständnisses  für  das  in 
den  einzelnen  Staaten  historisch  überkommene  Finanzwesen.  Aber  sie  ist  nur  ein 
untergeordnetes  Förderungsmittul  der  Finanzwissensrhaft,  soweit  letztere  sich  mit  den 
practischen  Aufgaben  des  Finanzwesens  der  Gegenwart  zu  befassen  hat.  Am  meisten 
eigentliche  Förderung  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Erkenntnis»  möchte  aus  der 
Geschichte  des  Staatsschulden-  und  Papiergeldwesens  der  neueren  Zeit  und  für  das 
Finanzwesen  der  Gemeinden  aus  der  Geschichte  des  städtischen  Stcuerwesens  —  cino 
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vor  der  grossen  Schönberg 'sehen  Schrift  übrigens  noch  »ehr  wenig  bearbeitet«? 
Partie  der  Finauzgeschicbte  —  zu  gewinnen  f-ein.  Sonst  ist  es  vornemlich  erst  die 
neuere  und  neueste  Geschichtsperiode  der  modernen  Staaten,  in  welcher  die 
Finanzgeschichte  von  umfassenderer  Bedeutung  für  die  Fortbildung  auch  der  prac- 
tischen  Seite  der  Finanzwissens«  haft  wird.  Denn  in  dieser  Periode  entwickelt  sich 
der  moderne  Hechts-  und  Ctilturstaat,  die  neue  Technik,  das  neue  Hechts-,  Wirtschafte-, 
Culturlebeu  mit  seinen  Anforderungen  au  den  Staat  und  demnach  an  das  Finanzwesen. 
Hier  sind  ilenu  namentlich  die  Verhältnisse  der  bereits  weiter  vorgeschrittenen  Länder. 
z.B.  Englands  und  Frankreichs,  von  Wichtigkeit.  Die  Finauzgeschichtc  fuhrt  dann 
theils  in  die  Darstellung  des  positiven  Finanzrechts  unserer  modernen  Staaten, 
theils  bei  dem  Erfordernis*  zillermassiger  Genauigkeit  zur  Finanzstatistik  hinüber. 

§.  Ii).  Das  positive  Finanzrecht  ist  ein  Theil  des  posi- 
tiven öffentlichen  Rechts.  Es  handelt  sich  auch  hier  bei  der  Finanz- 
wissenschaft um  die  verfassungsmässigen  und  gesetzlichen  Be- 
stimmungen «her  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung  an  der 
Feststellung  und  Controle  des  Staatshaushalts  (Budgetrecht,  Control- 
recht);  ferner  um  die  Gesetze,  Ausführungs-  und  Vollzugsverord- 
nungen, Instructionen  u.  s.  w.  über  Besteuerung,  Verwaltung  des 
werbenden  Staatsvermögens,  Staatsschuldenwesen  und  Finanz- 
verwaltung im  Allgemeinen,  Kassenwesen  u.  s.  w.  Auch  die 
Stcuergesetzcnt würfe,  die  Motive  zu  denselben,  die  Kammer- 
Verhandlungen  darüber  sind  eine  wichtige  Quelle. 

Die  Finanzstatistik  bildet  sich  aus  den  Daten  der  Finanz- 
rechnungen, welche  dann  das  Material  für  die  „vergleichende 
Finanzstatistik"  liefern.  Jcmehr  das  Budgetrecht  der  Volks- 
vertretungeil und  deren  verfassungsmassige  Finanzcontrole  und  je 
mehr  das  Princip  der  Oeffentlichkeit  in  Finanzsachen  sich  in 
unseren  Staaten  einbürgerte,  desto  reicher,  eingehender  und  leichter 
zugänglich  ist  dieses  tinanzstatistischc  Material  geworden.  Not- 
wendig ist  dabei,  namentlich  auch  für  Vergleiche  verschiedener 
Perioden  und  Länder,  die  Unterscheidung  von  Regierungs- 
entwurf des  Voranschlags  oder  Budgets  (vorgelegtes 
Budget),  von  verfassungsmässig  verabschiedetem  Budget  und 
Schlussrechnung  (Ergcbniss). 

Die  vergleichende  Finanzstastistik  hat  die  Aufgabe, 
aus  der  Vergleichung  der  Finanzrechnungen  eines  Staats  in  ver- 
schiedenen Perioden  und  verschiedener  Staaten  die  characteristischen 
Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  der  Gestaltungen  des  Finanz- 
wesens abzuleiten.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  die  finanzstatistiseben 
Daten  aber  möglichst  genau  vergleichbar  gemacht  werden, 
was  oft  grosse,  nicht  immer  genügend  beachtete  Schwierigkeiten 
hietet. 
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Störend  ist  zunächst,  dass  in  den  einzelnen  Ländern  die  Aufstellung  vou 
Brntto-  und  Nettobudget  (d.  1).  von  Ausgaben  und  Kinnahmen  bez.  inbegriffen 
und  abzüglich  der  durchlaufenden  Poston,  der  Gewinnung*-  und  Erhebungskosten 
der  Einnahmen  o.  s.  w.),  selten  in  ganz  gleicher  Weise  erfolgt;  ferner  dass  mitunter 
das  moderne  Princip  der  fisealischen  Kasseueinhcit  noch  niebt  ganz  conse- 
4uent  durchgeführt  ist,  sondern  für  einzelne  Zweige  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
noch  besondere  Kassen  bestehen.  Bei  iiuanzstatistisclien  Vergleichen,  namentlich 
bei  etwaigen  Berechnungen  der  Vertheilung  der  Ausgaben  und  Kinuahmen  auf  den 
Kopf. "der  Bevölkerung  oder  des  Verhältnisses  zwischen  Rohertrag  und  Reinertrag  im 
Einnahmeetat  stört  ferner  die  sehr  ungleiche  Ausdehnung  der  privatwirth- 
schaftlicben  Thätigkeit  in  den  verschiedeneu  Staaten  (Domänen,  Bergwerke,  Eisen- 
bahnen u,  s.  w.).  Durch  Nichtbeachtung  des  angegebenen  L'mstandcs  entstehen  die 
gröesten  Täuschungen.  So  berechnet  selbst  Horn  in.  s.  anuuaire  du  cr6d.  publ.  p. 
1860.  S.  2S9 ,  die  Kopfquoten  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  llauptstaaten  ohne 
Rücksicht  auf  jenes  Moment:  Baden  nimmt  hier  gleich  nach  Gross.-Brit.  die  zweit- 
höchste Stello  ein,  —  wegen  seines  Eisenbahnwesens  und  seines  Bruttobudgets; 
Baiern  mit  seinem  dainal.  Nettobudget  trotz  Staatsbaunwesens  erst  die  zwölfte! 
Solche  Zusammenstellungen  sind  ohne  jeden  Werth.  Weiter  hat  auch  die  unmittelbare 
Vergleichnng  von  Staaten  und  Staatshaushalten  sehr  ungleicher  Grösse  ihr 
Missliches,  indem  z.  B.  ein  kleiner  roicher  oder  armer  Staat  verglichen  mit  einem 
grossen  Staat  in  zu  günstigem  oder  zu  ungünstigem  Lichte  erscheinen  wird.  Denn 
der  grosse  Staat  wird  oft  aus  Provinzen  ungleicher  Entwicklung  zusammengesetzt  sein, 
von  denen  manche  Provinz  jenem  kleinen  Staate  gleicht,  was  aber  bei  der  Zusammen- 
/iehung  der  Resultate  des  grossstaatlichen  Finanzwesens  nicht  so  zum  Vorschein 
kommt.  Namentlich  in  Deutschland  wird  dies  bei  einem  Vergleich  Preussens  mit 
einem  Mittel-  oder  Kleinstaat  oft  übersehen.  Und  schliesslich  darf  nicht  unbeachtet 
bleiben,  dass  die  öffentlichen  Thätigkeiten  in  verschiedenen  Ländern  und 
Zeiten  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungskörpern  mauchfach  ver- 
schieden vertheilt  siud  (England-Contincnt!),  was  natürlich  die  Vcrgleichbarkeit 
der  Daten  der  Staatsfinanzen  und  die  Schlüsse  daraus  sehr  erschwert. 

Viele  Mühe,  die  Grundlagen  für  richtige  Vergleichbarkeit  der  finanzstatistischen 
Daten  herzustellen,  gab  sich  v.  Czörnig,  d.  österr.  Budg.  i.  Vergleich  mit  jenen  d. 
vorzügl.  and.  europ.  Staaten,  Wien  1862.  S.  darüber  meine  Besprechung  in.  d. 
Gött.  Gel.-Anz.  1863,  S.  81— 11«  Knjrel.  krit.  Beiträge  z.  vergleich.  Finanzstatistik, 
Premis.  Stat.  Zeitschr.  1962.  S.  145.  Horn,  aunnaire  du  cr«d.  publ.  Par.  1859—61 
(leider  mit  dem  3.  Jahrg.  eingegangen)  und  darüber  meine  Recension  in  d.  Gött. 
Gel. -A uz.  1859.  S.  1601—1620.  worin  überall  auf  d.  methodol.  Fragen  der  ver- 
gleichenden Finanzstatistik  eingegangen  ist.  Ueber  letztere  s.  bes.  die  Verhandlungen 
der  intern.  Statist.  Congrcsse  zu  Paris,  London  u.  nam.  Wien.  Dann  neuerdings: 
v.  Kiecke,  d.  internat.  Finanzstatistik,  ihre  Ziele  und  Grenzen.  Stuttg.  1876  (im  Auf- 
trage der  permati.  Commission  d.  intern.  Oongresses  gearbeitet! ,  der  die  Schwierig- 
keiten und  unvermeidlichen  Mängel  aller  vergleichenden  Finanzstatistik  nähor  nach- 
webt (s.  bes.  Abscbn.  5)  und  die  neuere  Literatur  d.  Finauzstatistik  anführt.  Die 
besten  und  neuesten  Versuche  einer  Vergleichung  der  Pinanzstatistik  der  Culturstaaten 
sind  von  Herrn.  Wagner  im  Gotb.  Almauach  gemacht,  bes.  1874,  und  seitdem  von  der 
jetzigen  Redaction  (Stein,  Behm)  wiederholt.  Die  besten  neueren  deutscheu  ver- 
<leichend-tinauzstatistischcn  Arbeiten  sind  die  von  Gerstfeldt.  Mancherlei  tinanzstat. 
Vergleiche  und  weitere  Bemerkungen  über  die  Art  sie  anzustellen,  folgen  in  den 
späteren  Abschnitten  dieses  Werks,  bes.  auch  in  d.  Ausgabelehre. 

Endlich  ist  unter  den  Gegenständen  der  Statistik  nicht  bloss 
die  Finanzstatistik,  sondern  auch  die  allgemeine  Be Völker ungs- 
nnd  die  volkswirtschaftliche  Statistik  jedes  Staats,  wegen 
der  Abhängigkeit  des  Finanzwesens  vom  Zustande  der  Volkswirt- 
schaft, besonders  zu  beachten. 

..Man  sagt  oft,  Zahlen  regieren  die  Welt;  das  aber  ist  gewiss.  Zahlen  zeigen, 
wie  sie  regiert  wird",  so  sagt  Goethe.  Ob  unbedingt  auch  der  Statistiker  selbst,  der 
die  Mängel  seines  Materials  kennt,  ist  eine  andere  Frage. 
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V.  —  §.  20.  Lieber  das  hier  wie  immer  streitige  Verhaltniss 
der  Wissenschaft  (Theorie)  zur  Ausübung  (Praxis)  äusserte 
sich  Rau  folgendermaassen  —  (Fin.  I.  §.  15—18),  —  Ausfuhrungen, 
welche  zwar  heutezutage  fast  für  selbstverständlich  gelten  können 
und  deswegen  Manchem  beinahe  trivial  erscheinen  werden, 
angesichts  vieler,  auch  noch  neuester  Vorgänge  im  öffentlichen 
Leben  bei  uns  und  in  anderen  Ländern,  angesichts  der  Prüfungs- 
ordnungen für  den  höheren  Verwaltungsdienst,  auch  im  Finanziacb, 
aber  immerhin  hier  noch  ihren  Platz  behalten  und  beherzigt  werden 
mögen: 

„Die  blosse  Geschäftsübung  (Routine)  ohne  wissenschaftliche 
Kenntnis«  muss  entschieden  als  unzureichend  erklärt  werdeu.  Ohne 
geordnetes,  reifes  und  vielseitiges  Nachdenken  über  die  wirtschaftlichen  Angelegen- 
heiten der  Staaten  ist  man  nicht  ixu  Staude,  den  richtigen  Weg  zu  Verbesserungen 
zu  finden ;  uiau  bleibt  aus  Gewohnheit  gerne  bei  dem  Bestehenden,  ohne  es  anbelangen 
zu  prüfen,  und  halt  sieb,  statt  das  Ganze  zu  Uberblicken,  an  Einzelnes.  Sobald  in 
einem  praktischen  Gebiete  eine  wissenschaftliche  Behandlung  angefangen  hat,  kann 
Niemand,  der  zur  Ausübung  berufen  ist,  es  sei  denn  in  den  ganz  untergeordneten 
Diensten,  den  Beistand  des  in  der  Wissenschaft  niedergelegten  Gedankenvorrathes 
entbehren,  selbst  wenn  darin  noch  Manches  unreif  wäre.  Der  Schein  einer  aus  blosser 
Geschäftsubung  erlangten  vollkommenen  Tüchtigkeit  ist  uanu  eine  Tauschung,  weil 
dabei  immer  mittelbar  auf  irgend  eine  Weise  die  in  dem  Beamtenstaude  verbreiteten 
oder  auch  zum  Gemeingute  der  Burger  gewordenen  wissenschaftlichen  Lehrsätze  ihren 
EinÜuss  geäussert  haben,  auch  muss  diese  mUbsaine  Weise  der  eigenen  Ausbildung, 
wo  man  die  Theorie  zerstückelt  und  aus  zweiter  oder  dritter  Hand  sich  aneignet,  dem 
unmittelbaren  Erforschen  derselben  immer  nachgesetzt  werden.  Die  Erfahrung  beweist, 
dass  die  Wissenschaft  eine  grosse  Macht  Uber  die  Ausübung  besitzt,  dass  ihre  Lehren 
auf  vielerlei  Wegen  früher  oder  später  in  das  Geschäftsleben  gelangen  und  dort 
herrschend  werden,  und  dass  hierdurch  grosse  Verbesserungen  zu  Stande  kommen". 

Der  theoretisch  hochgebildete  österreichische  Finanzpracüker  v.  Hock  setzte  daher 
mit  Recht  seiner  Schrift  Uber  „d.  öll.  Abgaben  u.  Schulden"  folgendes  Wort  Royor- 
Collard's  vor:  „Die  Theorie  als  übertlitssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth  haben, 
mau  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man  spricht,  und  was  mau  thut, 
wenn  man  handelt."  S.  auch  Vorwort  zum  B.  1[.  meiner  Fin.wiss.  —  Ueber  das 
Verhaltniss  von  Theorie  und  Praxis  in  einzelnen  Finanzfragen,  z.  B.  der  Valutafragc, 
s.  A.  Wagner,  Ruas.  Papier- Währung,  Riga,  lStte,  S.  1  H. 

„Gleichwohl  giebt  die  Wissenschaft  für  sich  allein  zur  Fuhrung 
schwieriger  Staatsgeschäftc  nicht  die  hinlängliche  Fähigkeit.  Sic  kann 
bei  der  Entwicklung  allgemeiner  Lehrsätze  nicht  in  alle  Verschiedenheiten  der  äusseren 
Zustände  der  Zeit  und  des  einzelnen  Landes  eingeben  und  muss  bei  ihren  Anforderungen 
eine  gewisse,  oder  die  gewöhnliche  Lage  der  Dinge  voraussetzen.  Nur  da,  wo  bloss 
wenige  Fälle  möglich  sind ,  ist  es  thunlich ,  für  jeden  derselben  besondere  Grundsätze 
aufzustellen.  Man  muss  also  bei  der  Anwendung  jener  wissenschaftlichen  Vorschriften 
auf  eiu  einzelnes  Land  immer  erst  die  besonderen  Umstände  erforschen  und  hieraus 
die  Regeln  für  das  zweckinässigste  Verfahren  ableiten.  Was  hier  als  Ausnahme  einer 
theoretischen  Regel  erscheint,  ist  nur  die  Folge  der  Einwirkung  eines  anderen  Grund- 
satzes. Zu  diesen  sorgfältig  aufzufassenden  Umständen  gehören  die  rechtlichen  Verhält- 
nisse (positives  Privat-  und  Staatsrecht  des  eiuzelnen  Landes),  flie  bisherigen  Ein- 
richtungen der  Finanzverwaltung,  auf  die  mau  foribaucu  muss  oder  von  denen  man 
wenigstens  nicht  sogleich  abgeheu  darf,  der  Zustand  der  Gewerbe,  die  Wohlhabenheit 
des  Volkes,  die  äussere  Stellung  des  Staates  u.  dgl." 

„Es  war  auch  öfters  die  Schuld  der  bisherigen  Theorie,  wenn  man 
sie  nicht  anwendbar  fand,  d.  h.  sie  war  noch  unvollkommen  und  ihre  Lehreu 
bedurften,  wenn  mau  sie  in  Vollzug  zu  bringen  unternahm,  noch  einer  Läuterung. 
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Die«  war  die  Folge  des  jugendlichen  Alters  der  ganzen  Politischen  Ockonomio  und 
des  Uinstandes.  dass  viele  Beaibciter  derselben  ihre  Sorgfalt  und  Vorliebe  den  volks- 
wirtschaftlichen (irundlehren  zugewendet  hatten  und  in  die  Finanzwisscnschaft  weniger 
eingedrungen  waren.  Daher  blieben  manche  schwierigere  Thcilo  derselben  ungenügend 
durchdacht,  es  wurden  hier  und  da  aus  einem  zu  beschränkten  Kreise  von  Erfahrungen 
einseitige  Schlüsse  abgeleitet,  es  wurden  Behauptungen,  die  nur  in  gewissen  Be- 
schränkungen wahr  sind,  mit  zu  grosser  Allgemeinheit  aufgestellt,  die  verschieden- 
artigen obersten  Grundsätze  durchdrangen  sich  nicht  immer  gehörig,  endlich  sind  über 
manche  Arten  von  Finanzgeschäften  noch  gar  keine  wissenschaftlichen  Betrachtungen 
angotellt  worden.  Wo  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  da  ist  man  leicht  geneigt,  sogar 
die  Möglichkeit  oder  doch  die  Fruchtbarkeit  einer  systematischen  Behandlung  in  Zweifel 
zu  ziehen  und  die  Gegenstände  in  das  Gebiet  wechselnder  besonderer  Regeln  zu  ver- 
weisen, wie  dies  in  Frankreich  oft  geschehen  ist.  Wie  aber  die  Wissenschaft  mehr 
gepdegt  wird,  zieht  sie  auch  mehr  solcher  Angelegenheiten  in  ihren  Bereich.  Je 
glücklicher  man  diese  Mängel  vermeiden  und  je  mehr  sich  der  Vorrath  belehrender 
Erfahrungen  anhäufen  wird,  desto  fester  muss  auch  das  allgemeine  Vertrauen  auf  die 
Wissenschaft  wurzeln  "  Vergl.  v.  Jakob.  Finanzwissenschaft.  I.  Vorrede.  —  v.  Malchus. 
Handb.  I.  Vorrede.  —  Jakob  a.  a.  Ü.  unterscheidet  1)  den  reinen  Theoretiker,  der 
sich  bloss  an  das  Allgemeine  hält,  2)  den  praktischen  Theoretiker,  der  die  Anwendung 
der  Theorie  auf  wirkliche  Fälle  lehrt,  3)  den  theoretischen  Praktiker,  4)  den  blossen 
Praktiker,  Routinier.  Die  Finanzgelehrten  müssen  zur  zweiten,  die  Finanzpraktiker  zor 
dritten  Kategorie  gehören,  um  nützlich  wirken  zu  können.  In  Männern  wie  Malchus, 
J.  G.  II  oft  mann.  Neben  ius  und  namentlich  Hock  hat  die  deutsche  Finanzwisscn- 
schaft Vertreter  besessen,  welche  mehr  als  ähnliche  bei  irgend  einem  anderen  Volke 
Theorie  und  Praxis  auf  diesem  Gebiete  vortrefflich  vereinigt  haben. 

..Wie  die  gesaminte  Politische  Oekonomie.  so  ist  die  Finanzwissenschaft  demnach 
für  den  Beamten  in  jedem  Zweige  der  Finanzverwaltung  unentbehrlich. 
Manche  dieser  Zweige  wurden  fruherhin  bloss  nach  den  besonderen  Kunstregeln,  z.  B. 
der  Forstwissenschaft,  des  Bergbaues,  des  Post-.  Münz-,  Lottowesens  u.  s.  w.  behandelt. 
In  unsenn  Zeitalter  aber  verbleitet  sich  mehr  und  mehr  die  Cebcrzcugung,  dass  diese 
technischen  Kenntnisse  nicht  genügen,  und  dass  mau  auf  die  allgemeinen  tiuanzwissen- 
«chaftlichen  Grundichren  zurückgehen  muss,  um  jeden  dieser  Geschäftszweige  ganz 
zweckmässig  zu  gestalten." 

..Die  Finanzwissenschaft  ist  ferner  für  die  Rechtspflege  und  sogen.  Innere 
Verwaltung  im  engeren  Sinne  von  unzweifelhafter  Bedeutung,  weil  bei  vielen  Rechts- 
•rreitigketten  (z.  B.  liscalischen)  und  Vergehen  (z.  B.  Steuerbetrug)  die  Begriffe  und 
Einrichtungen  des  Finanzwesens  massgebend  sind,  und  weil  viele  Staatsanstalten  die 
Zwecke  der  Volkswirthsehaftspolilik  und  der  Finanzwirthschaft  zugleich  betreffen". 

,.l)ie  Finanzwisscnschaft  ist  endlich  auch  dem  Gebildeten,  dem  Bürger, 
welcher  die  Ereignisse  seiner  Zeit  begreifen  will,  nützlich  und  geradezu  unentbehrlich 
Demjenigen,  weh  her  in  Gemeindeämtern,  in  den  Parlamenten  und  in  den  Vertretungs- 
organen der  Sclbstverwaltungskörpcr  zu  einer  öll'entlichen  W  irksamkeit  berufen  ist." 

4.  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der  Finanzwissensehaft  und  ihrer  Literatur. 

Eine  eigentliche  umfassendere  Literaturgeschichte  der  Finanzwissenschaft 
fehlt.  Mau  ist  auf  die  allgemeine  Literaturgeschichte  der  Politischen 
•  Ökonomie,  welche  freilich  die  Finanzliteratur  oft  nur  sehr  nebenbei  (mitunter  gar 
nicht)  berührt,  und  auf  die  kurzen  Abrisse  und  Bibliographien  der  systematischen 
Werke  der  Fiuaiizwi»suiischaft  angewiesen.  Aus  der  allgemeinen  Literaturgeschichte 
v  das  fleißige  und  stoffreiehe  Werk  von  Kautz,  gcschichtl.  Entwickl.  «I.  N;tt.-Oek.  u. 
ihrer  Literatur.  Wien,  IStiÖ  und  jetzt,  bes.  auch  f.d.  ältere  deutsche  Finanzlink., 
W.  Roschor,  Gesch.  d.  Xatioualökon  ,  München,  1^71  (vgl.  Register  s.  v.  Finanz- 
wij.*cnschaft,  Finanzen).  K.  Walcker's  ,.z.  Gesch.  d.  Finanzwiss."  (..Zeitfragen",  Lpz. 
u.  Kass.  1S74.  S.  1S3 — 196)  enthält  nur  einige  Aphorismeu.  Rau,  Fin.  1.  §.22—23 
eiebt  einen  kurzen  Abriss,  mit  Bibliographie,  danach  auch  noch  meine  2.  A.  §.  21  ff.. 
Stein .  Fiu.  4  A.  I.  24 — 39  einige  allgemeine  Bemerkungen  u.  Notizen,  dsgl.  Geffcken 
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in  Schönbcrg's  Haudb.  d.  pol.  Oek.  II,  Abtb.  1,  §. ff.  Bei  Cossa,  Fin.  4.  ed.  p.  7—1 1 
einige  literar.  Fingerzeige  (s.  auch  ders.  guida  allo  studio  dell'  ocou.  pol.  2.  ed. 
Mil.  1878,  psssim,  deutsch  von  Moormeister,  ISM);  in  einem  Auhange  (p.  171 — 204) 
eine  gute,  systematisch  nach  den  Materien  geordnete  Bibliographie  der  neueren  huauz- 
wiss  engl.,  fran/ös .  deutscheu,  italicu.  u.  z  Th.  der  sonstigen  (u.  A.  d.  spau.1  Literatur. 
Eine  vorzügliche  umfassende  Monographie  über  die  ital.  Fin.lit.  z.  Th.  mit  Hinblicken 
auf  die  übrige  lieferte  jüngst  G.  Kicca-Salcrno.  storia  dello  dottrine  finanziarie  in 
Italia,  Koma,  1881. 

Iii  dieser  3.  Auflage  ist  dieser  Abschnitt  Uber-  u.  /..  Th.  umgearbeitet  und 
etwas  erweitert  worden.  Ungleich  wichtiger  als  die  Literatur  ist  bis  zur  neueren  Zeit 
(vierte  der  im  Text  unterschiedenen  Epochen)  die  practische  Gestaltung  de»  Finanz- 
wesens. Darauf  wird  mehrfach  bei  den  betreuenden  einzelnen  Materien  (so  im  B.  L 
Kap.  4,  vom  Finanzdienst,  §.  86  ff.)  eingegangen.  Auch  für  weitere  Einzelheiten  der 
neueren  Literatur  seit  der  Mitte  des  IS.  J.h.,  soweit  diese  vou  Bedeutung  für  die  Ent- 
wicklung der  Ideen  und  Zielpunctc  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  Finanzwesens 
sind,  ist  auf  Späteres  zu  verweisen,  wo  öfters  Abrisse  der  literarhistor.  Entwicklung 
an  betreffender  Stelle  gegeben  werden,  (Vgl.  bes.  B.  IL  von  den  Gebühren  u.  der 
allgcin.  Steuerlehre.)  Eine  eingehendere  Literaturgeschichte  der  allgemeinen  Finanz- 
literatur muss  der  monographischen  Behandlung  vorbehalten  bleiben.  Geber  die  lite- 
rarische Bearbeitung  des  alteren  und  neueren  practischen  Finanzwesens  einzelner  Län- 
der s.  unten  die  Bibliographie  am  Schluss  dieses  Abschnitts  u.  ebenfalls  die  Noten  in 
den  späteren  Abschnitten. 

§.  21.  DieGescbichteder  Finanz  Wissenschaft  steht 
mit  der  Geschichte  der  Finanz  wi  rthschaft  in  Zusammen- 
hang.   Theorie  und  Praxis  wirken  gegenseitig  auf  einander  ein. 

Die  Anfänge  einer  einigermassen  wissenschaftlichen  Er- 
örterung des  Finanzwesens  gehen  nicht  Uber  den  Beginn  der  neueren 
Zeit,  das  Reformationszeitalter,  hinaus.  Etwas  bedeutendere  An- 
sprüche werden  kaum  vor  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
befriedigt.  Für  die  ältere  Zeit  kann  man  auch  aus  den  Finan  z- 
einrichtu ngen  nur  mit  Vorsicht  auf  theoretische  Ansichten 
der  betreffenden  Epoche  seblicssen,  indem  dabei  gewöhnlich  nur 
rein  practische  Gesichtspuncte  massgebend  waren  und  Zufall, 
Tradition  und  Routine  entschieden. 

Ftlr  die  Geschichte  der  Finanzwissenschalt  sind  etwa  dieselben 
grossen  Epochen  wie  fttr  diejenige  der  Finanzwirthschaft  und 
damit  der  allgemeinen  Geschichte  Uberhaupt  zu  unterscheiden: 
1.  Alterthum,  II.  Mittelalter,  III.  Uebergangszeit  vom  15.,  16.,  zum 
17.,  18.  Jahrhundert,  IV.  neuere  Zeit  etwa  seit  der  Mitte  des  18., 
V.  neueste  Zeit  seit  der  Mitte  des  Ii).  Jahrhundert.  Jene  Ueber- 
gangszeit kntlpft  an  die  mittelalterlichen  Verhältnisse  noch  deutlich 
an  und  lässt  sich  für  das  Finanzwesen  als  die  Epoche  der  „ständi- 
schen Gesellschaft"  characterisiren.  Im  17.  und  vollends  im 
18.  Jahrhundert  beginnt  diese  Epoche  mit  dem  Siege  der  absoluteu 
Staats-,  insbesondere  Fürsteugewalt  in  die  Epoche  der  „staats- 
bürgerlichen Gesellschaft"  Überzugehen.  Denn  der  Absolutis- 
mus hat  grade  dieser  Epoche  hier  wie  sonst  mächtig  vorgearbeitet. 
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Im  und  mit  dem  Zeitalter  der  französischen  Revolution  gelangt 
diese  Epoche  aher  erst  zu  voller  Herrschaft  und  rechtlicher  Aner- 
kennung im  „Rechtsstaat".  In  unserem  Jahrhundert  treten  dann 
allmälig  die  socialen  Ideen  immer  mächtiger  hervor,  beeinflussen 
die  Auffassung  des  Staatszwecks,  der  Aufgaben  und  damit  der  Aus- 
gaben der  öffentlichen  Körper,  socialpolitischc  Gesichtspuncte 
fangen  an  für  die  Ausgabe-  und  Einnahmewirthschaft,  besonders 
für  die  Besteuerung  sich  geltend  zu  machen :  eine  „sociale"  Epoche 
der  Finanzwirthschaft,  eine  Zeit  des  Cultur-  und  Socialstaats 
kündigt  sich  in  Anknüpfung  an  die  und  in  Weiterentwicklung  der 
staatsbürgerlichen  Periode  an.  Die  finanz wissenschaftliche  Literatur 
seit  dem  15.  und  lf>.  Jahrhundert  spiegelt  auch  diese  drei  Epochen, 
die  ständisch-absolutistische,  die  staatsbürgerliche  und 
die  sociale,  wieder.  Die  grossen  Gährungen  in  der  Praxis  der 
Politik  und  der  Finanzpolitik  kommen  in  der  Literatur  stets  deutlich 
zum  Vorschein.  Die  Wissenschaft  hilft  dann  der  Praxis  mit  zu  all- 
mäliger  Abklärung.  Aber  natürlich  gelangt  auch  die  Literatur  selbst, 
stets  vom  umgebenden  practischen  Leben  beeinflusse  wie  sie  ist,  erst 
allmälig  zur  Klarheit  des  Erkennens  und  der  Ziele.  Grade  in  der 
unmittelbaren  Gegenwart  ist  die  Unfertigkeit  der  Finanzwissenschaft 
wesentlich  mit  eine  Folge  der  gewaltigen  socialen  und  wirtschaft- 
lichen Gährungen  im  practischen  Leben. 

I.  —  §.  22.  Dem  Alterthum  und  dem  Mittelalter  ist  nicht 
nur  eine  systematische  Finanzwissenschaft  völlig,  sondern  selbst 
eine  wissenschaftliche  Erörterung  einzelner  Finanzfragen  in  der 
Hauptsache  fremd.  Dies  kann  nicht  auffallen,  da  es  in  der  antiken 
Welt  Griechenlands  und  Roms  kaum  zu  eiuer  eigentlichen,  von  der 
Philosophie  wenigstens  nicht  losgelösten,  Staatswissenschaft,  zu 
einer  selbständigen  Wirtschaftswissenschaft  aber  Überhaupt  nicht 
gekommen  ist.  Denn  die  sporadischen  Bemerkungen  der  Historiker 
und  selbst  die  gelegentlichen,  etwas  zusammenhängenderen  und 
principielleren  Ausführungen  einzelner  Philosophen  Uber  ökonomische 
Puncte  können  doch  noch  nicht  als  eine  „Politische  Oekonomie" 
im  Sinne  einer  wirklichen  Wissenschaft  gelten.  Aus  den  Mass  rege  In 
der  practischen  Staatsmänner  der  antiken  Cnlturstaatcn  lassen  sich 
aber  immerhin  auch  theoretische  Gesichtspuncte  ableiten,  welche 
diesen  Männern  deutlich  zum  Bewusstsein  gekommen  waren  und 
nach  denen  sie  handelten.  Der  Znsammenhang  zwischen  guten 
Finanzen  und  Macht  und  Wohlsein  von  Staat  und  Volk  ist  auch 
damals  nicht  verkannt  worden. 
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Vgl.  die  Ausführungen  von  Böekh.  Staatshaush.  d.  Athener  2.  A.  I.  201  If, 
Uber  die  auch  im  Altertliutn  nachweisbare  u.  erkannte  Bedeutung  der  Finanzen  für 
das  Staatswohl.  —  Theilweise  finanzwisscnschaftlichcr  Art.  jedenfalls  finanzieller  Ten- 
denz i>t  die  gewöhnlich  und  «ach  Böekh  wohl  mit  Hecht  dem  Xcnophon  zu?c- 
scliricbcne  Schrift  vom  Einkommen  oder  von  den  Quellen  des  Wohlstandes  (.Tfp* 
noQüßv).  Die  meistens  freilich  sehr  fragwürdigen  Vorschläge  dieser  Schrift  gehen 
darauf  hinaus,  durch  Entwicklung  der  inneren  volkswirtschaftlichen  Kräfte  des  Lands 
und  Volks  von  Athen  den  Wohlstand  und  die  Staatseinkünfte  unabhängiger  vom  Aus- 
land, von  den  Bundesgenossen  zu  machen.  U.  A.  soll  im  volkswirtlisch,  u.  finanziellen 
Interesse  die  Vermehrung  der  vom  Kriegsdienst  zu  befreienden,  aber  Schutzgeld  zah- 
lenden Schutzgenossen  begünstigt,  dem  Handel  soll  durch  öffentliche,  mit  aus  Staats- 
mitteln herzustellende  Einrichtungen  Unterstützung  zu  Thcil  werden.  Der  Hauptvor- 
schlag betrifft  die  Ausdehnung  des  attischen  Silberbergbaus.-  Dieser  gilt  dem  Xeno- 
phon  für  unerschöpflich  und  durch  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  für  jeder  Ausdehnung 
fähig.  Die  Vermehrung  des  Silbers  werde  dessen  Werth  nicht  erniedrigen.  Der  Staat 
solle  nach  und  nach  eine  grosse  Anzahl  Sclaven  anschaffen  und  diese  vermiethen, 
woraus  ihm  ein  erhebliches,  sich  steigerndes  Einkommen  erwachsen  könne.  S.  Böekh, 
a.  a.  0.  S.  777—789,  Kautz,  Gesch.  d.  Nat.ükon.  S.  125  II. 

Unter  den  hervorragenden  Hegeuten  des  Mittelalters,  welche  die  Bedeutung  der 
Ordnung  der  Finanzen  für  das  Staatsleben  erkannt  haben  u.  bei  ihren  Plänen  u. 
Maassregeln  den  Eindruck  machen,  als  ob  sie  wohl  mit  von  theoretischen  Einsichten 
ausgegangen  wären,  ist  wohl  Friedrich  II.,  der  Hohenstaufe,  besonders  als  Herrscher 
Siciliens.  hervorzuheben.    S.  v.  Haumer's  Hohenstaufen,  B.  III. 

II.  —  §.  23.  In  der  Ucbergangsperiode  vom  Mittel- 
alter zur  Neuzeit  begannen  sich  seit  dem  16.  Jahrhundert  die 
politischen  Schriftsteller  auch  tiber  das  Finanzwesen  zu 
verbleiten.  Es  waren  die  allgemeinen  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Veränderungen  des  Zeitalters,  welche  auch  auf 
diese  theoretische  Beschäftigung  mit  Finanzfragen  hinwiesen: 
einerseits  die  allmälig  erfolgende  Loslösung  des  Staatsbegriffs 
von  der  patrimonialen  Auffassung;  das  Emporkommen  des  fürst- 
lichen Absolutismus,  wodurch  doch  die  Entwicklung  eines  eigent- 
lichen Staatslebens  begünstigt  wurde;  die  Umgestaltung  in  der 
Wehrverfassung;  die  Einbürgerung  des  römischen  Rechts  (auch  des 
Fiscalreehts);  der  wachsende  Finanzbedarf  des  Staats  im  Gefolge 
von  alle  Dem;  anderseits  in  ökonomischer  Hinsicht  der  immer 
mehr  sich  vollziehende  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirth- 
schaft;  die  Gcldentwerthung  im  Gefolge  der  americanischen  Silber- 
ausbeute; dazu  die  allgemeine  bevormundende  Tendenz  in  der 
Wirtschaftspolitik,  die  mercantilistisehe  Politik,  die  Begünstigung 
des  Regalien wesens  in  der  Praxis;  die  Säcularisation  des  geistlichen 
Guts  in  den  protestantischen  Ländern,  die  u.  A.  eine  andere  Regelung 
des  Armenwesens  gebot. 

Aber  die  ersten  literarischen  Versuche  einer  Art  finanzwissen 
schaftlieher  Theorie,  sowohl  in  grösseren  staatsw issensc haft- 
lichen Werken  (Bodin,  Gregorius  Tholosanus,  Box- 
horn u  A.  m.),  als  in  der  abgesonderten  Darstellung  des 
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Finanzwesens  (Bornitz,  Beso  I  d,  Klock,  v.  Secken- 
dorff  u.  A.)  waren  und  blieben,  so  urtheilt  Rau,  Fin.  I.  §.  20 
mit  Recht,  lange  doch  „sehr  mangelhaft.  Sie  zeugen  mehr  für  den 
Sammlerfleiss,  als  für  die  gründliche  Sachkenntnis  ihrer  Verfasser, 
welche  zwar  manche  gute,  [aber  auch  oft  sehr  platte]  Lehren  der 
Sparsamkeit,  Gerechtigkeit  und  wirtschaftlichen  Klugheit  aufstellten, 
jedoch  die  zur  Erläuterung  bestimmten  Thatsachen  aus  den  ver- 
schiedensten Zeitaltern  und  Staatsverhältnissen  hernahmen  und 
wenig  Einsicht  in  den  Zustand  und  die  Bedürfnisse  der  Gegen- 
wart bewiesen.  Später,  im  Verlaufe  des  17.  Jahrhunderts,  ergriffen 
Geschäftsmänner  die  Feder.  Auch  ihnen  standen  strengere 
wissenschaftliche  Grundsätze  nicht  vor  den  Augen."  Mercantilistische 
Ansichten  äussern  dabei  vom  17.  Jahrhundert  an  immer  mehr  ihren 
Einrluss  auf  die  Finanzliteratur. 

Die  deutschen  Autoren  knüpfen  im  Uebrigen,  dem  Zustand 
der  Praxis  gemäss,  vorzüglich  an  das  Domänen-  und  Regalien- 
wesen der  Territorien  an  und  machen  allmälig  die  Finanzlehre 
zu  einem  Theil  der  Kameralwissenschaft.  Das  Domänen- 
wesen gilt  fast  allgemein  als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
wesens. Da  aber  bei  dem  steigenden  Staatsbedarf  und  dem  noch 
unentwickelten,  mehrfach  noch  an  die  unliebsäme  standische  Zu- 
stimmung geknüpften  (directen)  Steuerwesen  die  Domäneneinkünfte 
immer  weniger  ausreichten,  wird  das  Augenmerk  stärker  auf  die 
Entwicklung  des  Regalienwesens,  der  indirecten  Abgaben,  der 
Accise  u.  s.  w.  gelenkt,  worüber  dann  auch  in  der  Literatur 
debattirt  wird.  „Die  Lehre  von  den  Staatsausgaben  blieb  schon 
wegen  des  Mangels  leitender  staatsrechtlicher  Sätze  sehr  unvoll- 
kommen. Doch  wirkten  deutsche  Schriftsteller,  von  einem  richtigen 
Gefühle  geleitet,  mehrfach  eifrig  für  Ordnung,  Gerechtigkeit  und 
Schonung,  ohgleich  sie  dieses  Streben  nicht  tiefer  zu  begründen 
vermochten."  (Rau  a.  a.  0.).  Der  Zusammenhang  zwischen  Volks- 
wirtschaft und  Volkswohlstand  einer-,  Finanzen  und  Steuerkraft 
andrerseits  wird  in  dieser  Periode  aber  schon  deutlich  erkannt  und 
findet  in  der  theils  patriarchalisch,  thcils  höfisch  und  fiscalisch 
gefärbten  Literatur  seinen  mitunter  freilich  sehr  naiven  Ausdruck 
(v.  Seck endor ff,  v.  Schröder).  In  der  traurigen  Zeit  nach 
dem  verheerenden  dreissigjäbrigen  Kriege  galt  es  in  der  That 
zunächst  dircet  und  indirect  durch  wohlgeplante  und  zweckmässig 
durchgeführte  positive  Staatspolitik  („Landescultur- 
politik")  Volk,  Land  und  Volkswirtbschaft  zu  heben,  wenn  die 
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Finanzintercssen  des  Fürsten  (»der  Staats  sollten  wahrgenommen 
werden  können.  Dies  war  der  richtige  Gesichtspunct ,  welcher  in 
den  mitunter  rein  fiscalisch  und  absolutistisch  klingenden  Beweis- 
führungen der  Schriftsteller  nicbt  zu  verkennen  ist. 

Eine  Characteristik  der  einzelnen  Jiltcren  Autoren  ist  bei  der  Unklarheit  ihrer 
Meinungen  u.  der  Verwirrtheit  ihrer  Darstellung  mit  wenigen  Worten  kaum  zu  liefern 
u.  durch  den  Werth  der  Schriften  auch  hier  nicht  geboten.  Im  Folgenden  daher  nur 
Einiges  zur  Orientirung.  Aus  der  deutschen  älteren  Literatur,  namentlich  des  17. 
Jahrhunderts,  giebt  Koscher  in  s.  (ieseh.  d.  Nationalökon.  meist  genauere  Auszüge. 
Besonders  wichtig  sind  zwei  Perioden  mit  ihrer  Literatur,  die  von  Koscher  soge- 
nannte des  „Eindringens  des  wälschen  Rogalismus"  im  16.  Jahrhundert,  der 
aber  in  Deutschland  nie  solche  Bedeutung  wie  im  Auslande  (Frankreich,  Italien)  ge- 
wann (s.  bes.  Koscher  a.  a.  0.  §.  38,  39,  S.  151  lt.,  158  IT.),  und  die  Periode  des 
sogen.  Acciscstreits  am  Ende  des  1 7.  Jahrhunderts  und  spater  noch,  bes.  in  Bran- 
denburg, s.  darüber  und  über  die  sich  anknüpfende  Literatur  Koscher  §.  74,  S.  319  H., 
v.  Inain a-Sterncgg,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  IMI5,  B.  21,  S.  515,  (Jliemann,  ebendas. 
1878,  B.  29,  S.  177,  auch  Riedel,  brandenb.  preuss.  Haush.  S.  .Hl,  49  lt.,  u.  bes. 
lsaacsohn,  preuss.  Beamtcnth.  II,  182  — 197.  lieber  eine  ähnliche  Streitschrift- 
literatur bei  (ielegenheit  des  Walpole 'schon,  später  gescheiterten  Planes  einer  Salz-, 
Wein-  u.  Tabakaccisc  <J732 — 33)  s.  Leser,  ein  Accisestrcit  in  England.  Heidelb.  1879. 

Der  hauptsächlichste  deutsche  Vertreter  der  fisealischen  Kegalisirungcn  war  der 
st rassburger  jurist.  Professor  Obrecht  1547 — 1012),  aus  dessen  hierher  gehörenden 
Abhandlungen  (1017  nach  seinein  Tode  herausgegeben  zu  Strassburg)  Koscher  län- 
gere Auszüge  giebt.  Aehnliche  Tendenzen  finden  sich  mehrfach  bei  italienischen  und 
französischen  Autoren  jener  Zeit. 

Das  im  Ganzen  auch  wohl  hier  in  der  Finanzliteratur  bedeutsamste  Buch  ist 
Jean  Bodin 's  (Bodinus  1530—1596)  1576—77  zuerst  französ.,  dann  1584  lateinisch 
geschriebenes  u.  öfter  erschienenes  Werk  de  republica,  bes.  Buch  0,  Kap.  2  de  aerario. 
S.  über  ihn  Baudrillard,  Bodin  et  sou  teuips,  Par.  1853,  bes.  p.  473  —  503,  auch 
Kautz  S.  271,  Roscher,  Gesch.  d.  deutschen  Nat.-ök.  S.  143  tf.,  Kicca-Salerno 
a.  a.  0.  p.  60  H'.  Rodin  ragt  Uberhaupt  als  theoretischer  Politiker  und  Nationalökonom 
über  seine  Zeitgenossen  hervor  und  kanu  als  einer  der  Begründer  moderner  Staats- 
wissenschaft gelten.  Er  hat  u.  A.  die  „Vcrtheucrung-4,  d.  h.  die  Preissteigerung  der 
Waaren  im  16.  Jahrhundert  mit  zuerst  auf  die  Vermehrung  des  Geldes  in  Folge  der 
amerik.  Silbergewinnung  zurückgeführt.  Er  vertritt  eine  rationelle  Munzpolitik.  Seine 
Ausführungen  über  Kiuanzcn  stellen  bereits  eine  Art  theoretisches  System  dar.  Er 
erörtert  die  zweckmässige  und  gerechte  Verwendung  des  fürstlichen  Einkommens, 
wobei  neben  den  eigentlich  öffentlichen  Ausgaben  Ausübung  der  Wohltbätigkeit  hervor- 
gehoben wird.  Er  bringt  die  Einnahmen  in  ein  System:  Domanialcinkommen.  das  er 
für  das  passendste  und  sicherste  hält,  weshalb  der  Veräusserung  der  Domänen  vorzu- 
beugen ist;  Beute  u.  dgl.  vom  Feinde;  Geschenke,  auch  testamentar.  Zuwendungen 
von  Freunden  u.  Unterthancn;  Tribute  der  Bundesgenossen;  Staatsbandel  (bedenklich  : 
Abgaben  der  Kauflcute  beim  Ein-  und  Ausfuhren  der  Waaren  (Zölle,  höhere  Ausfuhr-, 
niedrigere  Einfuhrzölle^  alt  und  im  Ganzen  berechtigt;  endlich,  directe  Steuern:  nur 
im  Fall  absoluter  Xothwendigkeit  zulässig.  Für  solche  Steuern  wird  Allgemeinheit 
(keine  Exemtion  der  privil.  Stände)  u.  Gloichmässigkeit  verlangt.  Luxussteuern  werden 
empfohlen.  Die  theueren  Anleihen  sind  dem  Bodin  bedenklich,  eher  im  Fall  der 
Noth  Zwangsanleihen  zulässig.  Bodin  empfiehlt  auch  zu  Zwecken  der  Verwaltung,  der 
Besteuerung  und  der  Sittlichkeit  einen  umfassenden  L'ensus  (Volkszählung,  mit  vieler- 
lei speziellen  Angaben  Uber  Beruf,  Vermögen  u.  s.  w.). 

Neben  Bodin  ist  sein  Landsmann  Gregorius  (Grcgoirc)  Tholosanus  (aus 
Toulouse,  gest.  1597)  mit  s.  Werke  de  republ.  3.  Buch  zu  nennen.  Nach  Kau  §.  2t». 
Note  6  wurde  dies  Buch  mehrmals  abgedruckt,  u.  a.  Francof.  1042,  4U.  Arnd  (bi- 
blioth.  polit.  hcraldica,  1705,  S.  97}  erwähnt  eine  Frankf.  Ausg.  von  1597;  nach  der 
biographie  gener.  XXI,  879  ist  die  älteste  Ausgabe  1595  zu  Cahors  erschienen. 
Saude,  bibliogr.  polit.  Hai.  1712  S.  28  schildert  den  Verf.  richtig:  omnia  ingerit 
et  pauca  digerit,  vgl.  Kau.  primae  lineae  historiae  politiecs.  p.  82.    S.  indessen 
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anders.  Roscher.  Gesch.  d  deutschen  Xat.ök.  S.  139  II.  Bodinus  wird  nach  Ran 
von  Grcgorius  nicht  erwähnt,  scheint  aber  von  ihm  hie  und  da  benutzt  worden  zu 
v.iü ;  er  hebe  mehr  die  jnridischeu  u.  religiösen  Gesichtspunctc  als  Bodiu  herror, 
neige  sich  auch  mehr  zur  unbedingten  fürst  1.  Gewalt,  ohne  jedoch  deren  Missbrauch 
ungetilgt  zu  lassen.  —  Auch  die  ho  Hand,  polit.  Schriftsteller  u.  Nationalökonomen 
des  17.  J.h.  sind  z.  Th.  auf  Finanz-  u.  Steuerfragen  eingegangen,  so  die  beiden  I)e- 
lacourt  (Peter  1018 — 1085,  u.  Jan),  Boxhorn  (institutiones  politicae  Üb.  I,  c.  10, 
auch  varii  tractatus  polit.  Amsteld.  10-13).  S.  darüber  E.  Laspeyres,  (icsch.  d.  volks- 
wirthsch.  Anschauungen  der  Niederländer  u.  ihrer  Liter,  zur  Zeit  d.  Republ.,  Lcipz. 
1863;  ders.  über  Delacourt  in  d.  Tub.  Ztschr.  1802,  B.  18,  S.  330,  bes.  S.  364  (prin- 
<  ipielle  Abweisung  der  Glcichmussigkeit  der  Besteuerung;  um  die  wohlhabenderen  u. 
volkswirthsohaftlich  wichtigeren  Thcile  der  Bevölkerung  nicht  aus  dem  Lande  zu  ver- 
drängen, seiet»  diese  mit  Steuern  zu  schonen).  Koscher  Gesch.  d.  Nat.ök.  S.  221  ff". — 
Unter  den  italien.  Zeitgenossen  Bodin's  vertritt  der  bedeutendste,  G.  Botero  (1540 
—  1617)  (della  ragione  di  stato,  Vcnet,  1589)  in  der  Hauptsache  ähnliche  theoret. 
Ansichten  über  Finanzen  wie  Bodin  (Kicca-Salerno,  p.  02  II.  Eb.  über  andere 
Italien.  Finanzschriftstcller  der  Zeit).  Auch  Sully's  Memoiren  sind  aus  dieser  Pe- 
riode zu  erwähnen. 

Die  deutschen  Autoren  des  17.  Jahrhunderts  kommen  bereits  zu  einer  gewissen 
V-rsclbständigung  und  Systematisirung  ihrer  Ausführungen  über  Finanzen. 
So  giebt  Bornitz  (Jac.  Bornitius,  aerarium  Francof.  1012.  4U)  ein  Gerippe  einer 
l'inanz  Wissenschaft.  Er  betont  vor  Allem  die  Dotnänenwirthschaft  als  Grundlage  der 
Finanzen,  rechtfertigt  im  Princip  Steucrexemtionen,  verlangt  aber  sonst  Gleichmässig- 
Leit  der  Besteuerung,  auch  ist  er  Gegner  der  Obrecht'schen  Kegalisirungstendenzcn  (s. 
Kau  Jj.  20,  Note  b.  Koscher  S.  184,  193  —  194).  —  Chr.  Bcsold,  von  Koscher 
der  grösste  deutsche  Staatsgelehrte  in  der  1.  Hälfte  d.  17.  J.h.  genannt  (a.  a.  0.  S. 
193  ff.),  ein  äusserst  fruchtbarer  und  vielseitiger  Schriftsteller,  berührt  mehrfach  Finanz- 
lagen und  hat  ebenfalls  eine  Schrift  de  aerario  geschrieben  (zuerst  1015  [?J,  2.  A. 
1020  u.  spätere).  Er  ist  gegen  die  willkührliche  Ausdehnung  der  Kegalien,  nur  aus- 
nahmsweise für  Staatsmonopolicn.  In  der  Besteuerung  vertritt  er  die  ständischen 
Kechtc  der  Bewilligung  und  Controle,  mehr  die  indirecten  als  die  directen  Steuern, 
er  verwirft  die  Stcuerexcmtionen  der  privil.  Stände  (Koscher.  S.  203  —  205.  Kau, 
§.  20,  Note  6'i.  —  Von  Einfluss  auf  dio  Literatur  seiner  Zeit  war  namentlich  mit 
2  grossen  Finanzwerken  Kaspar  Klock;  tractatus  oeconomico-politicus  de  contri- 
butionibus,  Brem.  1034,  Fol.,  und  tracL  juridtco-politico-polemico-historicus  de 
aerario,  Norimb.  1051,  2.  ed.  1071,  Fol.  (Koscher  S.  210  —  217  hebt  auch  hier 
das  Hauptsächliche  gut  hervor).  Zwei  unendlich  weitschweifige  und  von  ihrem 
Thema  abschweifende,  höchst  umfangreiche  Werke  (das  erste  von  519,  das  zweite  in 
der  2.  Aufl.,  besorgt  von  Peller,  von  1104  doppclspaltigcn  Seiton  Gross* Folio). 
Nation alökon.,  jurist.  u.  finanzwirthschaftlichc  Erörterungen  laufen  neben  einander  her 
u.  sind  mit  polit.,  histor.  u.  anderen  Excurscn  wirr  gemengt.  Im  1.  Buche  de  aerario 
wird  eine  wirre  Geschichte  der  Finanzen  in  der  ganzen  Welt,  im  2.  Buche  eine  Er* 
«>rtcrang  Uber  die  verschiedenen  Mittel  u.  Wege  der  Beschattung  der  Einnahmen  ge- 
geben, unter  Berücksichtigung  der  damit  in  Verbindung  stehenden  volkswirtschaft- 
lichen und  Verwaltungsfragen.  In  der  älteren  Schrift  ist  Kl.  hinsichtlich  der  ständi- 
schen Kcchto  auch  in  Betr.  der  Besteuerung  freisinniger,  in  der  zweiten  absolutisti- 
scher. Er  tritt  für  das  Regalien wesen  ein,  doch  mit  Maass.  Für  die  Steuern  stellt 
er  einige  richtige  volkswirthsch.  Gcsichlspuncte  auf  u.  macht  Katastrirungsvorscbläge. 
Den  Accisen  redet  er  wenigstens  iu  schwachbevölkerten,  verkehrsarmen  Ländern  wio 
Deutschland  nicht  das  Wort.  Besteuerung  der  wichtigsten  Lebensbedurfnisse  verwirft 
er  (%.  bes.  Roscher,  S.  215  —  21"). 

Während  die  erstgenannten  Schriftsteller  mehr  als  Theoretiker  an  die  Finanz* 
fragen  herantreten  uud  diese  wissenschaftlich  —  nach  Maassgabe  ihrer  Zeit  —  behan- 
deln wollen,  verfolgt  der  bedeutendste  deutsche  Autor  auf  diesem  Gebiete,  Veit  Lud- 
wig von  Seckendorf f  O026 — 1092)  mehr  practische  Verwaltungszwecke  in  seinem 
lange  Zeit  sehr  ein  flussreichen  Werke  „der  teutsche  Fttrstenstat"  (zuerst  1650, 
Frankf.  a.  M.,  in  kl.  4°.,  erschienen,  die  von  mir  benutzte  u.  im  weiteren  Verlauf 
citirte  Aufl.,  dann  noch  öfters  bei  Lebzeiten  u.  nach  dem  Tode  des  Verf.,  bis  in  die 
Mitte  d.  18  J.h.  neu  aufgelegt).  Dies  Buch  „hat  lange  Zeit  die  vornehmste  Grund- 
lage des  polit.  Unterrichts  auf  den  deutschen  Universitäten  gebildet,  wonach  verschie- 

A.  \V*gn«t,  Finanz ni«"ti«han.    I.    I.  Aull.  3 
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deue  Gelehrte  ihre  Vorlesungen  hielten4*  ^Roscher  S.  2ifS,  der  ihn  eingehend  wür- 
digt, S.  23S  — 252,  Über  S.  s  Finanz-Auflassungen  S.  24'»  Ii.).  v.  S.  war  ein  ehren- 
fester Staatsmann  von  gesunder  realpolitischer  u.  gemässigt  conservativer  Richtung, 
lango  in  herzogl.  sächs..  zuletzt  in  kurbrandenb.  Diensten  (Kanzler  d.  Univers.  Halle). 
Sein  genanntes,  in  den  neueren  Auflagen  vermehrtes  n.  in  einzelnen  Puncten  ver- 
ändertes Hauptwerk  liefert  ein  Schema  für  die  Beschreibung  eines  Fursteuthums  oder 
einer  ähnlichen  Herrschaft  \kurzer  1.  Theil),  behandelt  dann  in  einem  2.  Tb.  die 
Einrichtung  der  Verfassung  und  Regierung  eines  solchen  Landes  des  Breiteren  (eine 
Art  allgemeiner  u.  innerer  Verwaltungslehre)  und  geht  in  einem  dritten,  dem  hierher- 
trehorigen  Theilc,  auf  das  Finanzwesen  und  die  Fi  nan  z Verwaltung  ein:  „von  eines 
Lands-Herrn  eigenen  Gutem  u.  Einkünften,  Vorzügen  u.  Regalien,  dadurch  er  neben 
Fürstlicher  u.  Herrlicher  Präminenz  u.  Hoheit  die  Mittel  zu  seiner  Fürst],  u.  Standes 
gebührlichen  Unterhaltung  u.  ergctzlichkeit  erlanget  u.  wie  er  darauss  sein  Kammer  u. 
Hausswesen  führet  u.  beMellet ".  (Das  Wort  ..Finanz"  bedeutet  bei  v.  S.  uoch  in  jenem 
alteren  Sinne  |s.  o.  **}.  5.  S.  6J  „unbillige,  zumal  arglistige  Erpressung",  Rosche- 
S.  241).  Er  betrachtet  hier  freilich,  für  seine  Zeit  characteristisch.  bei  allem  Maas* 
im  Einzelnen  u.  bei  politischen  Ansichten  —  z.  B.  in  Betrelf  der  Steuern  und  der 
ständischen  Bewilligung  derselben  — ,  welche  keineswegs  dem  furstl.  Absolutismus  der 
Zeit  schmeicheln.  ..die  ganze  Volkswirtschaft  aus  dem  Standpunctc  des  noch . vorzugs- 
weise höfisch  u.  domanial  gefärbten  Rcgicrungshaushalts"  (Roscher  S.  24f»)-  Des 
genannte  H.  Theil  des  W  erks  ist  mehr  eine  practische  Finanzvcrwaltungslehre  u.  Dar- 
stellung der  positiven  Finanzverhältnisso  in  deutschen  landen,  als  eine  theoret.  Finauz- 
wissenschaft.  Doch  linden  sich  Bestrebungen  der  theoret.  Systematisirung  und  der  prin- 
zipiellen Behandlung  u.  Generalisirung  vielfach.  In  5  Kapiteln  wird  gehandelt  von 
den  fürstl.  Gütern,  Einkünften  u.  Regalien  insgemein  (Kap.  1):  dann  speciell  von  den 
fürstl.  eigenen  Gutem  u.  Einkünften,  „die  nicht  auf  Regalien  bestehen"  (privatwirthseh. 
Einnahmen,  K.  2,  Gebäude,  landwirthsch.  Kammergüter.  gemeine  Gefell«».  Renten. 
Gülten,  Zinsen.  Zehnten  u.  a.  in);  von  fürstl.  Einkünften,  Hoheiten  u.  Gerechtigkeiten, 
die  andere  Stände  des  Lands  insgemein  nicht  haben,  sondern  als  fürstl.  Regalien  gel- 
ten, oder  denselben  verglichen  werden  oder  sonst  hierherzuzieben  sind  (Kap.  y,  also 
Einnahmen  aus  Regalien  i.  e.  S„  gebühren-  u.  steuerartige  Abgaben,  wohin  v.  S. 
rechnet:  Bergregal,  Münzregal,  Geleit  u.  Zoll,  Lchcn-Hofsangelegenhcitcn.  Wildbann 
nebst  Jagerei.  Fischerei  u.  \\  assernutzuug.  Forstbann  u.  Waldnutzung,  „Landes-Steuer- 
barkeit",  Fisailgerechtigkeit  u.  dgl.).  Das  4.  Kap.  beschäftigt  sich  mit  der  Bestellung 
der  fürstl.  Kammer  zur  Beaufsichtigung  u.  Verwaltung  der  aufgezählten  Einkünfte. 
Nutzungen  und  Regalien  (die  eigcntl.  Finanzvcrwaltungslehre,  mit  Ausführungen  über 
Verrechnungswesen,  Etats  u.  dglA  Das  5.  Kapitel  ist  eine  Darstellung  der  fürstl. 
Privatökonomie,  indem  es  von  der  Bestellung  u.  Verfassung  der  „fürstl.  Hofstadt" 
Hofhaltung)  handelt  u.  die  dazu  gehörigen  Aufgaben  u.  Einrichtungen  näher  darlegt 
Das  Privat-  u.  Öffentlich -Rechtliche  und  -Ökonomische  wird  doch  sebon  mehrfach 
deutlicher  geschieden.  Bei  der  Gliederung  des  Finanzbedarfs  (Frankf.  Ausg.  v.  165»» 
S.  164)  werden  6  Rubriken  gebildet,  die  erste  und  die  letzte  betreffen  fürstliche  Privat- 
interessen (Haushaltung  —  Ergötzliehkeiten),  die  4  mittleren  öffentliche  Angelegen- 
heiten (Besoldung  der  Hof-  u.  Staatsdiener,  —  sonstige  innere  u.  äussere  Verwaltung, 
—  Erhaltung  der  Schlösser,  Aintsgebliude,  Festungen,  Landstrassen,  Brücken,  — 
Kirchen-.  Schul-.  Armenwesen).  Eine  cbaracterist.  Reihenfolge,  in  der  bcachten*- 
werther  Weise  die  besondere  Hervorhebung  des  Militärwesens  als  Hauptglied  der  Aus- 
gaben noch  fehlt.  Bei  der  Darstellung  u.  Beurtheilung  der  Einkünfte  stehen  auch  für 
v  S.  nach  deutscher  Praxis  dio  Domanialeinkünfte  u.  Regaleiunahmen  voran,  wob<  i 
aber  in  letzterer  Beziehung  an  die  alten  Regale  gedacht,  nicht  deren  Ausdehnung  das 
Wort  geredet  wird.  Die  Steuern  fasst  v.  S.  bes.  in  der  1.  Aufl.  noch  als  eine  durch- 
aus extraordinäre,  mehr  freiwillige,  nur  mit  ständ.  Bewilligung  zu  erhebende  Einnahme 
auf  (S.  222  fD  und  betrachtet  es  selbst  als  erreichbares  Ziel,  wieder  zur  Beseitigung 
aller  Steuern  zu  kommen,  wo  „die  Obrigkeit  bei  ihren  ordentlichen  Einkünliten  u.  die 
Unterthancn  bei  Ablegung  ihrer  Erbscbuldigkeit  beruhen  und  vergnügt  sein  können** 
S.  22!>i.  Später  erscheint  ihm  diese  Hoffnung  selbst  als  zweifelhaft.  Er  neigt  dann, 
aus  den  gewöhnlichen  Gründen  der  pract,  Staatsmänner,  („Cnmerklicbkeit")  mehr  zu 
Aceiscn,  Lizenzen,  Consumtionssteuern  als  zu  Schätzungen. 

In  vieler  Beziehung  ein  Zerrbild  der  patriarchalischen  Auffassung  der  Volks- 
wirtschaft und  des  Finanzwesens  erscheint  in  dem  Werke  eines  Zeitgenossen  v  Secken- 
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dorfTs.  in  V.  von  Schröder  s  fürstl.  Schatz  u.  Rentkammer  (zuerst  1666  u.  8  mal 
später  aufgelegte  Dennoch  ist  mehr  die  Ansdrucksweisc  als  die  volkswirtschaftliche 
o.  finanzielle  Grundtendenz  des  Buchs  so  anstössig.  dessen  Verf  nur  sonst  rückhalt- 
loser Absolutist  u.  strenger  Mercantilist  war.  Er  empfiehlt  wörtlich  dem  Fürsten, 
gleich  einem  Hausvater  seinen  Unterthanen  erst  zu  einer  guten  Nahrung  zu  verhelfen, 
wenn  er  ihnen  etwas  nehmen  wolle,  ähnlich  wie  ein  Hausvater  das  Vieh,  das  er 
schlachten  wolle,  erst  mästen,  die  Kühe,  die  er  melken  wolle,  erst  gut  füttern  müsse: 
von  der  Form  abgesehen  ja  ein  ganz  richtiger  u.  von  den  practischen  Finanzmännern 
oft  unbeachtet  gelassener  Satz.  (Koscher  S.  294  ff.).  —  Auch  die  bekannten  grossen 
Staatsgelehrten  der  Epoche.  H.  Co n ring  (de  aerario  boni  prineipis  reete  constituendo, 
aogendo  et  conservando,  Koscher  S.  2»0  ff.)  und  Puffendorf  (cb.  S.  316)  gehören 
zu  deu  in  der  Literarhistorie  der  deutschen  Finanzwissenschaft  zu  nennenden  Autoren 
Üie  Schrift  des  ersteren  enthält  uach  Koscher  „eine  ziemlich  vollständige  Finanz- 
wissenschaft jener  Zeit,  allenthalben  mit  volkswirtschaftlichen  Durchblicken*'.  Puffcn- 
dorf's  Finanzlehre  ist  ein  aufgeklärter  Absolutismus  fast  genau  derselben  Art,  wie 
die  Praxis  des  Grossen  Kurfürsten"  (Koscher").  Bemerkenswerth  ist  seine  rechts- 
philosophische  Begründung  der  Besteuerung  auf  den  Schutz  für  Leben  n.  Vermögen, 
den  dafür  die  Unterthancn  genössen,  und  seine  Forderung,  dass  die  Steucrvcrtheilung 
nach  Verhältnis  des  Nutzens  der  Pflichtigen  vom  öffentlichen  Frieden  erfolge  (Ro- 
scher. S.  317).  D3S  noch  in  der  modernen  Theorie  spukende  sogen,  „Gcnussprincip" 
u.  „Assecuranzprincip"  als  Kechtsprincip  für  die  Begründung  und  tinanzwirthschai't- 
liches  Princip  für  die  Verthcilung  der  Steuern  (Fin.  11,  §.  418,  340)!  — 

Unter  den  ausländischen  Schriftstellern,  welche  Finanzfragen  mit  berühren, 
sind  im  17.  J.b.  in  Englaud  die  Philosophen  Hobbes  u.  bes.  Locke  mit  zu  nen- 
nen, wofür  hier  auf  Roscher,  z.  Gesch.  d.  engl.  Volks»* .sch.lchre.  Lpz.  1851.  u.  jetzt 
auch  auf  Ricca-Salcrno  a.  a.  0.  p.  S2  ff.  zu  verweisen  genügen  inuss.  (Bei  Locke 
SteuerUbcrwälzungstheorie.)  Unter  den  ital.  Autoren  der  Zeit  wirkt  Botero's  Ein- 
doss  nach.  Bedeutendes  auf  diesem  Gebiete  tritt  nicht  hervor  (Kicro  -  Salcrno 
p.  73  if.l. 

Die  erwähnte  Epoche  des  Accisestreits  in  d.  2.  Hälfte  des  17.  J.h.  und  noch 
hinuber  ins  ISte  spielend,  hat  zu  einer  Streitschriftliteratur  geführt,  in  die  Koscher 
u.  die  obeu  S.  32  gen.  Schriften  interessante  Einblicke  gewähren.  Achnlicher  Streit 
der  Ansichten  über  directe  u.  indirecte  Steuern  wie  noch  heute. 

§.  24.  Bis  Uber  die  Mitte  des  18  Jahrhunderts  hinaus  ändert 
sich  in  diesem  Zustande  der  Finanzliteratur  doch  nur  wenig.  Im 
Wesentlichen  auf  Grund  der  bisherigen  Anschauungen,  wenn  auch 
allmälig  unter  dem  Einfluss  der  neueren  Staats-  nnd  Rechtsphilo- 
sophie, besonders  WolfFscher  eudämonistischer  Richtung,  wurde  die 
Finanztheorie  in  Deutschland  nur  mehr  und  mehr  systematisirt 
und  im  Einzelnen  mehr  ausgebildet,  meist  im  engen  Anschluss  an 
die  Kameralwissenschaft,  diesem  „Inbegriffe  der  für  einen  Beamten 
in  der  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse"  (Hau)  oder  als 
ein  Theil  dieser  Disciplin.  Die  wichtigsten  Autoren  sind  v.  Justi 
und  v.  Sonncnfcls. 

S.  die  Literatur  in  Kau,  Grundriss  der  Kameralwissenschaft,  1S23,  S.  10.  Viele 
bh*  finanzielle  Schriften  bei  Zincke.  Kameralistenbibliothek,  III,  780  ff.  (1751).  — 
Soch  heute  sind  manche  dieser  Schriften  auch  deshalb  beachtenswerth ,  weil  sie  die 
Verhältnisse  der  damaligen  Praxis  schildern  oder  zum  Ausgangspunct  der  theoret. 
Betrachtung  nehmen.  Für  die  ganze  deutsche  Kameralwissenschaft,  die  eine  Wurzel 
der  modernen  deutschen  Nationalökonomie,  und  damit  auch  für  die  „kameraltstische 
Fininzwissenschaft*'  des  IS.  Jahrhunderts  ist  die  eudämonistischo  oder  Wohlfahrtsstaats- 
Philosophie  Chr.  Wolff's  vielfach  von  Einfluss  gewesen.  —  jene  Philosophie,  welche 
für  die  Praxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  Despotismus"  der  Friedrich  II.  u.  Maria 
Theresia  in  mancher  Hinsicht  die  theoretische  Begründung  u  Rechtfertigung  gegeben 
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hat.  Unter  den  liuanz.  Fachschriften  verdienen  hervorgehoben  zu  werden:  Gasser's 
(erster  Inhaber  des  von  Friodr.  Willi.  I.  neu  errichteten  Ökonom.  Lehrstuhls  an  der 
Inivers.  Halle,  1727)  Einleit.  zu  den  ökon.,  polit.  u.  kamcralwisscnschaftcn .  172*.) 
(1.  Band  ,  „eine  nach  den  damaligen  Begriffen  ziemlich  vollständige  Finanzwissenschaff 
(Roscher,  S.  372  H'.\  d.  h.  vorncmlich  die  Lehre  v.  d.  Domänen  u.  Kegalien,  deren 
Ertrage  den  Civiletat,  während  die  Steuern  den  Militäretat  zu  decken  haben.  Bei 
Weitem  der  hervorragendste  deutsche  Theoretiker  dieser  Epoche,  hier  wie  auf  dem 
verwandten  polizeiwissenschafd.  Gebiete  war  Job.  Heiur.  Gottl.  von  Jnsti  Igest  1771, 
ausführlich  Uber  ihn  Koscher.  S.  44-1 — IG7».  über  s.  Fin.wiss.  461  IÜ.  Mit  seinen 
hierhergehörigen  grossen  Werken  (System  des  Finanzwesens.  Halle  1761,  4..  u.  Staats- 
wirthschaft  2.  B.  Leipz.  1.  A.  1 752,  2.  staik  vermehrte  A.  175s).  hat  v.  Justi  wohl 
den  Anspruch  auf  den  Platz  des  bedeutendsten  linanztheoretischen  Systematikers  seiner 
Zeit  erworben.  Mit  Recht  stellt  ihn  Stein  voran,  freilich  ihu  doch  wohl  etwas  uber- 
schätzend. Auch  Kau  nennt  seine  Werke  ,.die  erste  ausfuhrliche  u.  methodische 
Abhandlung  der  Finanzwissenschaft,  die  auch  lange  Zeit  Handbuch  der  Praetiker 
blieb."  v.  Justi  steht,  wie  v.  Sonnenfels  auf  ausgesprochen  eudäinonist.  Stand- 
punete  (s.  bes.  d.  Einleit.  /..  System  d.  Fin.  S.  4  IL'  u.  theilt  die  Vorzüge  u.  diu 
Schwächen  dieser  philosopb.  Auffassung,  weiss  namentlich  die  Conflicte  zwisehen  dem 
Staats-  und  Volksintcrcsse  u.  der  Einzelfrciheit  so  wenig  als  seine  practischen  Vor- 
bilder,  Maria  Theresia  ti.  Friedrieh  d.  (ir.  zu  lösen.  In  polit.  Ansichten  ist  er  von 
Montesquieu  beeintlusst.  Die  Anschauungen  seiner  Zeit  Uber  Bevölkerung,  positive 
Volkswirthschaftspolitik  („Polizei")  als  Mittel  zur  Hebung  des  Wohlstands  u.  damit 
der  l  inanzkraft,  im  (iedankengange  der  v.  Scckendortf  u.  v.  Schröder,  theilt  er.  was 
auch  auf  seine  theoret.  Behandlung  der  Finanzwissenschaft  Einfluss  übte:  der  1.  Band 
der  „Staatswirthsch."  enthält  die  „Lehre  von  der  Erhaltung  u.  Vermehrung  des  Ver- 
mögens des  Staats,  mithin  die  Staatskunst,  die  Polizei-  und  Comincrzicnwissensch., 
nebst  der  Haushaltungskunst";  der  2.  Band  baut  dann  auf  dieser  Grundlage  „die 
eigentliche  Kamerai-  oder  Finauzwissenschaft"  auf,  oder  „die  Lehre  von  dem  ver- 
nunftigen Gebrauche  des  Vermögens  des  Staats".  Es  tritt  Uberall  bei  v.  Justi  in 
volkswirthsch.  Fragen  der  so  charactcristischc ,  th.  mercantilistische,  th.  staatsbevor- 
muudcndc  Standpunct  der  Doctrin  vor  den  Physiokraten  u.  Smith  scharf  hervor.  Im 
Finanzwesen  steht  ihm  die  Besteuerung  schon  mehr  voran,  als  den  deutschen  Kamcralisten 
des  17.  J.Ii.,  wenn  er  das  auch  mehr  als  einen  tatsächlichen  Ucbclstand  ansieht  u. 
von  den  Einkünften  aus  den  Domänen  u.  Kegalieit  sagt ,  „sie  seien  eigentlich  die- 
jenigen, worauf  der  Staat  fundirt  ist"  ilin.  S.  347).  Die  Steuern  u.  Abgaben  sollten 
daher  eigentlich  nicht  zu  den  ordentlichen  Staatseinkünften  gerechnet  weiden  (Eb.S.  3Ö»K 
Er  stellt  für  die  Besteuerung  bereits  die  Kegeln  der  „staatsbürgerlichen  Gesellschaft", 
im  Wesentlichen  die  v.  A.  Smith  (Fin.  S.  3<»2  II..  30^).  auf,  kennt  die  Bedeutung 
des  liiianztechnischen  Moments  in  allen  Steuersachen  gut  (Fin.  S.  39JJ  II.)  u.  hat  hier 
für  die  Folgezeit  der  deutschen  Steuertheorie  vorgebaut.  Die  lediglich  principielle 
Behandlung  der  Stcuerfragen  in  der  englischen  Doctrin,  ohne  irgend  genügende  Rück- 
sicht auf  die  Steuertechnik,  wird  so  mit  Kecht  vermieden.  Seine  volkswirthsch. 
Würdigung  der  Steuern  enthalt  im  Einzelnen  manches  Richtige,  entbehrt  aber  freilich 
jener  principiellen  Würdigung,  wie  sie  erst  seit  der  Smith'schen  Zeit  eruicht  wird. 
In  Montesquieu'scher  Weise,  aber  nicht  mit  einfacher  Zustimmung  zu  ihm,  wird  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Steuern,  deren  Art,  Höhe  und  der  Staatsform  u.  s.  w. 
behandelt  (Fin.  S.  30*»  II  ).  Doch  die  ganze  Staatsidec  v.  Justfs  war  eine  zu  einseitige, 
als  dass  grade  seine  politischen  Betrachtungen  der  Besteuerung  genügen  köunten. 
Im  Ganzen  ist  er  gtösser  im  Speziellen ,  im  Technischen  als  im  Allgemeinen.  Philo- 
sophischen, UeUcntlich  -  Rechtlichen.  Volkswirtschaftlichen. 

Der  jüngere  Zeitgenosse  v.  Justi's,  der  österr.  Nationalökonom  Job.  v.  Sounenfela 
(1733—1817,  jnd.  Abstammung)  nimmt  in  der  deutschen  Finanzliteratur  des  vor. 
Jahrhunderts  mit  seinem  s.  Z  berühmten  viel  knapper  geschriebenen  Werke  „Grund- 
sätze der  Polizei,  Handlung  u.  Finanz"  (3.  B..  I.A.  Wien  1765,  ti.  1T*«S,  nach  der 
ich  citire.  7.  1S04.  S.  IS  MI)  wokl  als  Finanztheoretiker  die  erste  Stelle  nach  Justi 
ein.  (Vgl.  Roscher,  533—552,  über  d  Fin.wiss.  S.  54S  IL).  Er  war  zwar  ebenfalls 
Eudämonist  und  aufgeklärter  Absolutist,  vertritt  noch  schärfer  als  seine  Zeitgenossen 
das  „Bevölkcrungsprincip"  (Vermehrung  der  Bevölkerung  als  Ursache,  Wirkung  u. 
Massstab  der  Hebung  des  Volkswohlstands),  ist  bis  zuletzt  von  A.  Smith  noch  kaum 
berührt,  aber  in  seinem  politischen  Unheil  u.  seiner  Auffassung  des  Finanzwesen 
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«loch  schon,  seiner  Zeit  entsprechend,  mehr  ein  moderner  Mann  als  v.  Justi,  in  seiner 
Staateauffassung  von  Kousscau'schen  Ideen  mit  becinflusst.  Domänen  u.  Kcgalien 
treten  bei  ihm  weit  mehr  zurück  als  bei  v.  Justi;  seine  Stcucrlohre  ist  nicht  so  tech- 
nisch eingehend ,  aber  principiell  schärfer  u.  z.  D.  seine  Polemik  wider  die  Steuer- 
freiheiten privileg.  Stände,  vor  Allen  der  ..Cleriscy"  athmet  den  Geist  der  Josefinischen 
Zeit  u.  der  „staatsbürgerlichen  Epoche"  (III,  107  11'.). 

Aus  der  deutschen  Finanzüt.  sind  ausserdem  etwa  not  b  zu  nennen:  die  linanz. 
Artikel  in  Sergius"  Pulizci-  u.  kamcralraagazin,  1707  ff,  1)  Bände.  —  v.  Pfeiffer, 
drundriss  d.  Finanzwesens,  Lpz.  l'sl  u.  dess  Lehrbcgrilf  sämmtl.  ökon.  u.  Kameral- 
wissensch.  1704 — 78,  VI  (Koscher  8.  555  ff.).  —  Jung,  Lehrb.  d.  Fin.wiss.  17^9 
Jioscher  S.  552).  —  Kössig,  Fin.wiss.  17S9  ( Koscher  S.  5!Jl).  —  S.  auch  Mor- 
titner,  (irundsätzc  d.  Handlung*-,  Staats-  u.  Fiu.  Wissenschaften,  d.  v.  Engelbrecht. 
Hamb.  17M.  —  Mehr  vom  Standpunct  d.  pract.  Staatsmanns  aus  d.  Schule  Friedr.  d.  Hr.  : 
de  Biclfeld,  iustitutions  politiques,  1700,  I.  ch.  11,  12  (Koscher  S.  420  fl'.). 

Diese  ganze  Finanzliteratur  des  18.  J.h.  leitet  dann  hinüber 
znr  modernen  deutschen  Finanzwissenschaft  der  streng  wissen- 
schaftlichen Periode,  auf  die  sie  (auch  von  Rau  gilt  das  noch) 
einen  deutlichen  Einfiuss  ausgeübt  hat.  Dieser  letztere  wurde  nur 
durch  die  mächtigeren  Kinflüssc  von  anderen  Seiten  (§.  25)  mehr 
und  mehr  zurückgedrängt,  ist  aber  auch  gegenwärtig  berechtigter- 
massen  noch  nicht  völlig  verschwunden,  was  System,  Methode, 
Berücksichtigung  der  finanztcchnischcn  Momente  anlangt,  worin 
die  moderne  deutsche  Wissenschaft  Dank  dieser  Nachwirkung  der 
kameralistischen  Periode  die  fremde  heute  noch  übertrifft. 

In  der  ausländischen  Literatur  von  Ende  des  17.  bis  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  gelangt  man  nur  ausnahmsweise 
zu  der  in  Deutschland  beliebten  Systematisirung  der  Finanztheorie. 
Aber  einige  Finanzfragen  finden  doch  bereits  in  dieser  Periode 
eine  bemerkenswerthe  Behandlung  von  wissenschaftlichem  Werthc. 
So  fördern  in  Frankreich  Boisguilbert  und  Vauban  durch 
ihre  Kritik  der  bestehenden  Besteuerung  und  deren  Wirkungen  und 
durch  Erörterungen  und  Reform  vorschlüge,  welche  sich  daran 
schliessen,  die  theoretische  Erkenntniss  des  Stcuenvesens.  Die 
Theorie  des  öffentlichen  Credits  und  damit  zusammenhängender 
Puncte  wird  durch  den  Schotten  Law  gefördert,  trotz  des  practi- 
schen  Fiasco's  dieses  Mannes.  Die  Italiener  sind  auch  jetzt  nicht 
müssig  (Broggia).  Mo ntcsquieu's  Auftreten,  das  auch  für  die 
Finanztheoric  von  nachhaltiger  Bedeutung  war,  fällt  in  den  Schluss 
dieser  Periode,  wie  ebenso  dasjenige  von  Hume.  Beide  bringen 
dann  mit  den  Phyaiokraten  die  politischen  und  Wirthschaftswisscn- 
schaften  zu  jenem  mächtigen  Aufschwung,  welcher  in  A.  Smith 
culminirt  und  auch  die  Finanzdoctrin  in  neue  Richtungen  führen 
sollte. 

Näheres  Eingehen  auf  diese  Literatur  müssen  wir  uns  hier  versagen.    Sie  darf 
aber  nicht  unterschätzt  oder  ubersehen  werden.    Kau 's  Unheil  Fin.  I,  §.  20  über 
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die  Italiener  des  18.  J.Ii,  ist,  wie  R  icca-Sal  eruo's  Arbeit  zeigt,  doch  zu  ungünstig 
hinsichtlich  der  Ausbeute  dieser  Autoren  auch  für  die  Finaiizwi&enschaft.  Boisguilbert 
u.  Vau  bau  sind  vou  der  neueren  iranzös.  Litcrarhistoric  wohl  etwas  übermässig 
hervorgehoben  und  überschätzt  worden,  aber  bcmcrLenswertli  bind  ihre  Ausführungen 
Uber  die  Unbilden  der  damaligen  Besteuerung  n.  ihre  Reformvorschläge  allerdings. 
S.  beider  Schriften  (B.'s  Detail  de  la  France  1C<95,  2.  ed.  1697,  Factum  de  la  France 
1706  oder  1707,  V.s  dlmo  royalo,  1707)  in  vol.  I  der  Collect,  des  prineip.  econouiistes. 
ed.  Dairc.  Darüber:  Horn.  6con.  polit.  avant  les  physioerates,  Par.  1867,  Cadet, 
P.  de  Boisguilijert,  Par.  1970,  G.  Cohn.  Bois*.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1&69.  B.  26, 
S.  360,  v.  Skarzynski  P.  de  B.,  Berl.  1873,  Ri cca-Salcrno,  S.  96  ff.  B.  wie  V. 
strebten  doch  vor  Allem  nach  einer  gerechteren  und  w i rthschaftlich  zweck- 
mAssigeren  Ycrtheilung  der  Steuerlast,  wobei  der  Vcrwaltungspractiker  B. 
nur  nicht  so  radlcal  vorgeht  als  der  Marschall  Yauban  mit  seiuer  Forderung  des 
„Königszehents"  von  allen  ländlichen  und  städtischen  Erträgen.  —  Law's  Crcdittheorie 
bes.  in  s.  „memoires"  u.  „lcttres"  sur  les  banques  (im  1.  vol.  der  Coli.  d.  priue.  Ocon.). 
Darüber  Kautz,  S.  2S2,  Horn,  J.  Law,  Lcipz.  1S5S,  bes.  Knies.  Credit  1, 63  ff.  Weitere 
französ.  Finanzschriften:  Dural,  eldments  des  finances,  Par.  1736.  Dutot,  reflex.  polit. 
aur  les  flu.  et  le  commerce,  La  Haye,  1738—54  II.  B.  Auch  Melon,  essai  polit  sui 
le  commerce.  1734,  Forbonnais,  recherches  et  consider.  sur  les  fin.  de  France  175b 
u.  a.  m.  berühren  Finanz-,  Credit-,  Steuerfragen,  (irouber  de  Groubenthal. 
theoric  gener.  de  l'administr.  des  fin.  P.  17S8  2  B.  —  Ueber  die  Italiener  (auch 
andere,  wie  z,  B.  M6lon)  s.  Ricca-Salorno,  99  11*.  (Pascoli,  1733,  1737. 
Randini  1677 — 1760,  bes.  Rroggia,  gest.  1763,  von  ihm  trattato  dei  tribnti  etc. 
Nap.  1743,  s.  Ricca-S.  p.  106  ff.).  Genovesi,  dessen  gedrängte  Entwicklung  der 
Finanzgrundsätze  auch  Rau  schätzbar  nennt,  gehört  doch  erst  der  späteren  Periode  an. 

III.  —  §.  25.  Neuere  Zeit  seit  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts oder  strenger  wissenschaftliche  Periode  der  Finanz- 
wisseuschaft.  Diese  beginnt,  wie  diejenige  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie,  —  was  bei  aller  Achtung  vor  einzelnen  früheren  Autoren 
mercantilistischer  wie  freierer  Richtung  wahr  bleibt  —  doch  erst 
nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Drei  Hauptmomente 
zeigen  sich  darauf  von  Einfluss.  Zunächst  und  zumeist  die  Ent- 
wicklung der  neueren  Volkswirthscha fts lehre,  der  „Theorie 
der  freien  Concurrenz",  in  der  Lehre  der  Physio k raten  (Quesnay, 
Turgot)  und  mehr  noch  in  dem  epochemachenden  Werke  von 
Adam  Smith.  Sodann  der  Umschwung  in  der  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  und  in  der  (theoretischen)  Politik,  in  An- 
knüpfung an  Montesquieu,  Rousseau  und  schliesslich  und 
hauptsächlich  an  Kant.  Endlich,  den  Ausschlag  gebend,  die 
prac tische  Umgestaltung  des  politischen,  socialen  und 
wirtschaftlichen  Lebens  durch  die  französische  Revo- 
lution und  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse.  In 
der  Praxis  und  in  der  Theorie  geht  nunmehr  erst  die  „ständische 
Periode"  definitiv  unter  und  gelangt  die  „staatsbürgerliche" 
zur  Herrschaft. 

Die  P Ii ysiok raten  waren  die  ersten  cousequenten  Vertreter 
des  Individualismus  und  Liberalismus  auf  ökonomischem 
biete,  sie  stehen  hiermit  auf  derselben  philosophischen  Grund- 
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läge  wie  A.  Sraith  und  die  britische  Oekonomik.  Ihre  Doctrin 
wird  mit  Recht  mit  der  britischen  Lehre  zu  einer  höheren  Einheit, 
eben  der  „Theorie  der  freien  Concurrenz",  zu  Einer  grossen 
..Schule"  zusammergefasst,  in  welcher  sie  die  erste,  die  Smith'sche 
Lehre  die  zweite  Entwiiklungsphase  bildet.  Der  auch  für  die 
Finanztheorie  hochwichtige  Punct  der  neuen  Doctrin  ist  die  ganz 
veränderte  Auffassung  des  Zwecks  und  der  Aufgaben 
des  Staats.  Grundsätzlich  wird  Front  gegen  die  endämonistischc 
Staatsauffassung,  gegen  die  Vielregiererei  und  die  Einmischung 
des  Staats  in  das  Wirtschaftsleben  gemacht.  Die  „natürliche 
Ordnung"  soll  im  letzteren  hergestellt  werden,  der  Staat  soll  sich 
im  Wesentlichen  auf  Rechtsschutzgewähr  und  etwa  auf  Volks- 
erziebung  beschränken,  Handel  und  Wandel  nicht  künstlich  regu- 
liren,  „die  sterilen  Ausgaben  sich  selbst  überlassen "  (Qucsnav 
Max.  8).  Daraus  würde  eine  Verminderung  des  Finanzbedarfs 
folgen  müssen.  Der  verbleibende  Bedarf  soll  dann  nach  phvsio- 
kratischer  Lehre  einfacher  und  rationeller  und  dem  leitenden 
ökonomischen  l'rincip  der  Doctrin  der  „Oekonomisten"  gemäss 
ganz  oder  groasentheils  durch  eine  einzige  Grundsteuer  oder 
eine  einzige  Steuer  (irapot  unique)  vom  Boden-Reinertrag  (produit 
net)  bedeckt  und  die  schweren,  belästigenden,  ungleichmässigen, 
grosse  Erbebungskosten  bedingenden  bisherigen  Steuern,  zumal 
die  indirecten  Verbrauchsteuern  sollen  beseitigt  werdeu. 
Die  Forderung  jener  eiuzigen  Steuer  ist  die  Consequenz  der  schiefen 
und  unhaltbaren  physiokratischen  Lehre  von  der  allein  Reinertrag 
oder  Ueber8chuss  schaffenden  Bodenarbeit  und  ausserdem  von  dem 
Streben  nach  Vereinfachung  der  Besteuerung  eingegeben,  indem 
die  Steuer  jenen  Reinertrag  an  der  Quelle,  in  der  Hand  des  Boden- 
bebauers bez.  des  Grundeigentümers  trifft.  Die  Beseitigung  des 
bestehenden  Steuerwirrwarrs  wird  somit  auch  aus  Gründen  der 
Steuertechnik  (Vereinfachung  der  Besteuerung,  Verringerung  der 
Erhebungskosten)  und  der  Gerechtigkeit  (gleichmässigere  Be- 
steuerung) verlangt.  Trotz  der  theoretischen  Einseitigkeit  und 
grossentheils  der  Falschheit  der  philosophischen  Grundlage  des 
Pbysiokratismus,  der  Unrichtigkeit  der  Lehre  vom  alleinigen  Rein- 
ertrag der  Bodenarbeit  und  der  practischen  Undurchführbarkeit 
der  „einzigen  Steuer"  hat  die  ganze  Doctrin  doch  anregend  und 
befruchtend  auf  die  Finanztheorie  eingewirkt. 

-  leber  die  innere,  nicht  nur  Verwandtschaft,  sondern  Gemeinsamkeit  des  Physio- 
ktutusmus  und  Suiithianisnius,  ungeachtet  der  Berichtigung  der  Lehre  vom  ]>roduit  net 
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und  imp''it  uniquo  durch  Smith,  s.  bes.  v.  Scheel  Uber  Turgot,  Tüb.  Ztschr.  1S<»8, 
B.  24,  S.  243  fr.,  auch  v.  Sivors  über  Turgot,  in  Hildebr.  Jahrb.  1S74  I,  in  eine 
Grundleg.  S.  223  fi'.  Vgl.  auch  v.  Skarzynski,  A.  Smith,  Berl.  1878,  Leser,  Begr. 
d.  Reicbthuins  bei  A.  Sinith.  —  Uebcr  die  Physiokraten  im  Allg.  z.  B.  E.  Laspcy- 
res  in  Bluutschli's  Staatswßrtcrb.  B.  8.  L.  De  Lavergnc.  ccon.  franc.  du  18.  siccle, 
Par.  1870.  —  Quesnay's,  Turgots  und  der  übrigen  wichtigeren  Pbysiokrateu 
Scliriften  jetzt  am  Besten  zugänglich  in  d.  ColL  d.  prineip.  ccouoinistes,  vol.  2 — 4.  — 
Die  Stcuerlchre  schon  in  (^ucsnay's  Max.  5  (aus  1758):  „<juc  l'impöt  nc  soit  pas 
dostruetif  ou  disproportionue  ä  la  inassc  du  revenu  do  la  nation;  que  son  augmenia- 
tion  stiivo  l'augmentation  des  revenos;  <[U*il  soit  ctabli  immediatemont  sur  lc 
produit  not  des  biens-fonds  et  non  sur  le  salaire  des  hommes  ni  sur  les  denn' es. 
ou  il  multiplierait  les  frais  de  pereeption,  prejudicicrait  au  commerco  et  detruirait 
aunucllement  unc  partic  des  richesses  de  la  nation."  Modifikationen  u.  Zugeständnisse 
an  die  PraxU  bei  andern  Physiocraten.  So  pliidirt  Mirabeau  (d.  Acltcre),  theoric 
de  l'impot,  1760,  für  eine  Besteuerung  in  Frankreich  von  75  Mill.  F.  mittelst  einer 
Grundsteuer,  von  150  Mill.  F.  mittelst  einer  auf  Heord,  Haus  u.  Personen  gelegten 
Einkommensteuer.  Ein  Hauptargument  gegen  die  bestehende  Besteuerung  ist  auch 
für  M.  die  colossale  Hohe  der  Erhobungskostcn.  die  er  auf  c.  58°/,,  anschlägt  (V,  350 
von  600  Mill.  F.)  —  Lc  Trosne,  traitc  do  l'administr.  provinc.  et  de  la  reforme  de 
l'impot,  1779,  behalt  die  Grcnzzölle  bei,  vereinfacht  aber  sonst  das  Steuersystem,  in- 
dem er  die  indir.  Steuern  durch  einige  directe  ersetzt.  —  Seit  den  Physiokraten  ist 
der  tbcoret.  Kampf  gegen  die  indirecten  Verbrauchsteuern  aus  prineip.  u.  techn. 
Gründen  lebhaft.  Vgl.  meino  Fin.  II,  S.  488  tf.  —  Ein  Versuch  zur  Verwirklichung 
der  pbyhiokrat.  „einzigen  Steuer"  ist  in  kleinem  Maassstabe,  in  ein  paar  Dörfern,  in 
Baden  gemacht  worden.  Er  musstc  schon  dieses  Maassstabes  wegen  missllngen.  S. 
den  auch  sonst  für  die  physiokr.  Lehre  beachtenswertheu  Aufs,  von  Einininghaus 
über  Karl  Friedr.  v.  Baden,  in  Hildebr.  Jahrb.  1872,  B.  19.  S.  1  fr.  Scheel  in  d. 
Aufs,  über  Turgot  S.  255. 

Mit  den  Physiokraten,  wie  gesagt,  auf  demselben  Boden  der 
philosophischen  und  ökonomischen  Grnndanschauungen  stehend, 
aber  die  falsche  Steuerlehre  derselben  fallen  lassend  verbreitete 
hierauf  „A.  Smith  ein  neues  Licht  über  das  Finanzwesen,  indem 
er  die  volkswirtschaftliche  Grundlage  desselben  in  seinem  der 
ganzen  Politischen  Oekonomie  gewidmeten  Werke  entwickelte. 
Die  Staatseinkünfte  traten  aus  der  Vereinzelung,  in  der  man  sie 
bisher  betrachtet  hatte,  zu  einem  Ganzen  zusammen,  welches  mit 
dem  grösseren  Ganzen  der  Volks wirthsebaft  in  der  engsten  Ver- 
bindung erschien.  Man  ward  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  für  die 
nothwendige  Schonung  des  Volksvermögens  und  der  Volksgewerbc 
bestimmte  Grundsätze  statt  undeutlicher  und  schwankender  Regeln 
aufzustellen,  und  man  lernte  Massregeln  und  Einrichtungen  als 
fehlerhaft  erkennen,  bei  denen  man  bisher  kein  Bedenken  gehegt 
hatte"  (Rau  §.  22).  Allerdings  hat  selbst  Smith,  wie  L.  Stein 
mit  Recht  sagt,  zwar  schon  eine  ziemlich  vollständige  Staatswirth- 
8chaftslehre,  aber  noch  keine  vollendete  Finanzwissenschaft  ge- 
liefert, weil  ihm  in  seinen  Erörterungen  über  das  Finanzwesen  ein 
einheitliches  leitendes  Prineip  noch  fehlte.  Dies  war  die 
nothwendige  Folge  seiner  mangelhaften,  dürftigen  Staatslehre, 
namentlich  der  vollständigen  Verkennung  der  universalen  Bedeutung 
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des  Staats  für  das  Volksleben  und  der  Bedingtheit  der  Volkswirth- 
sebaft  (selbst  des  von  A.  Smith  und  seiner  engeren  Schule  eigent- 
lich allein  betrachteten  privatwirthsehaftlichen  Systems)  durch  den 
Staat.  Aber  von  diesem  allerdings  verhängnissvollen  Fehler  ab- 
gesehen hat  A.  Smith  auch  hier  mit  dem  fünften  Buche  seines 
berühmten  Werks  vom  Volkswohlstande  Epoche  gemacht,  mass- 
gebenden, in  der  englischen  Literatur  eigentlich  noch  heute  nach- 
haltigen Einfluss  auf  die  theoretische  Auffassung  und  Behandlung 
des  Finanzwesens  ausgeübt  und  schon  ein  ziemlich  abgerundetes 
System  der  Theorie  entworfen.  Die  auch  iiusserlich  enge  Ver- 
bindung, in  welcher  er  das  Finanzwesen  mit  der  Politischen  Oekonomic 
behandelte,  blieb  für  die  ausländische  Wissenschaft  bis  heute  meistens 
bestehen.  Die  sich  selbständig  stellende  deutsche  Finanzwissenschaft 
ist  in  ihrer  Systematik  aber  ebenfalls  von  Smith  mit  beeinflusst 
worden.  Sie  bat  sich  erst  seit  ihm  aus  der  alten  Kameralwissen- 
sebaft  herausgelöst  und  verdankt  Smith  namentlich  das  Durch- 
dringen zu  schärferer  principieller  Behandlung  der  Finanzfragen 
ans  dem  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunct. 

Der  wichtige  britische  Vorläufer  von  A.  Smith  auch  im  Gebiete  der  Finanz-, 
namentlich  der  Stcuertheoric  ist  D.  Home,  besonders  in  deinem  Essay  über  Steuern 
u.  Staatscredit  in  den  „essays  a.  treatises  on  scvcral  subjects"  1753.  II.  ist  Gegner 
der  physiokrat.  u.  ähnlicher  Stcucrtcndcnzcn,  mehr  Anhänger  passender  Verbrauchs-, 
auch  Luxussteuern,  auch  ein  scharfer  Kritiker  der  leichtsinnigen  Staatsschuldcnwirth- 
schaft.  Auch  der  überhaupt  durch  Smith  etwas  zu  sehr  verdrängte  gemässigte  und 
geläuterte  Mcrcantilist  J.  Steuart,  inquiry  into  the  principles  of  pol.  econ.  1767,  giebt 
eine  beachtensworthe  Steucrlehre. 

Es  ist  überhaupt  hier,  wie  sonst  nicht  sowohl  die  keineswegs  überall  vorhandene, 
mehrfach  ganz  fehlende  Originalität,  als  die  glückliche  Form  seiner  Darstellung,  die 
grossartige  Zusammenfassung  de«  Stoffs,  die  richtige  Verbindung  theoret.  u.  pract. 
Auffassung,  der  A.  Smith  seine  Epoche  machende  Stellung  in  der  Finanzwisscnschaft 
verdankt.  Seino  staatsmännischc  Auffassung  lässt  ihn  die  doctrinären  Einseitigkeiten 
eher  vermeiden  und  dadurch  ihn  auch  für  die  Praxis  grösseren  Erfolg  erzielen.  Eine 
nähere  Darlegung  u.  Würdigung  seiner  Finanztheorie  gehört  nicht  hierher.  Vielfach 
liegt  seine  Theorie  doch  der  Finanzwissenschaft  bis  auf  unsere  Tage  zu  Grunde  u. 
i«t  daher  in  diesem  Werke  öfters  an  ihn  anzuknüpfen,  beistimmend  und  kritisch  ab- 
lehnend. S.  s.  „Inquiry  into  the  nature  a.  cause«;  of  the  wealth  of  nations".  Lond. 
1776  u.  zahlreich  später.  Unter  den  deutschen  Uebersetzungcn  die  ältere  von  Garvc, 
die  (für  die  beste  geltende)  v.  Asher  (Stuttg.  1SR1.  2  Ii.),  neueste  von  Stöpcl  1878, 
von  Löwenthal,  2.  A.  1880,  französ.  in  d.  Coli.  d.  prineip.  cconom.  vol.  V  u.  VI. 
Das  5.  Buch  ,.of  the  revenue  of  the  sovereign  or  common wealth'k  zerfällt  in  3  grössere 
Abthcil.  (Kap  ).  Zuerst  werden  die  Ausgaben  geprüft,  wo  die  Staatslehre  des  Verf. 
am  Meisten  nachtheilig  einwirkt,  neben  manchem  richtigen  polit.  Gesichtspunct,  der 
bei  Smith  nio  fehlt,  aber  mit  seiner  Grundanschauung  in  Widerspruch  steht.  Darauf 
werden  die  Quellen  der  Staatseinkünfte  behandelt,  liier  werden  u.  A.  für  die  Besteu- 
rung  die  berühmten  4  Hcgelu  aufgestellt  (B.  V,  ch  II.  part  2  im  Auf.)  (s  meine  Fiu.  II, 
221),  wie  sie  übrigens  vor  u.  gleichzeitig  mit  Smith  von  manchem  andern  Autor  ge- 
geben wurdcu  (auch  von  detitschen  Kameralisten,  s.  die  Noten  der  vorausgehenden 
ji§).  Drei  dieser  Kegeln,  „Bestimmtheit  \  „Bequemlichkeit'',  „geringe  Erhcbungskosten" 
6iod  selbstverständliche  Stcnervcrwaltuiigspriucipien  (Fin.  II,  §  533—536).  wo  nur  die 
Schwierigkeit  beiteht,  sie#iu  der  Praxis  richtig  auszuführen.    Die  erste  Regel.  ,.Bu- 


Digitized  by  Google 


42  Einleitung'.  4.  A.  Entwicklung-  der  Finauzwisscn&chaft  u  Uttcratur.  §.  25,  26. 

Steuerung*  im  VcrhiUtniss  zu  den  resp.  Fähigkeiten,  d.  i.  zum  Einkommen,  welches 
man  unter  dem  Schutze  des  Staats  geniesst",  ist  mit  den  anderen  Regeln  das  richtige 
Stcuerprograuiui  der  „Staatsbürger!.  Gesellschaft"  (Stein),  aber  ein  unklarer  Satz,  der 
iu  seiner  Fassung  alles  problematisch  liisst,  d.  h.  eigentlich  keine  Frago  löst,  vielmehr 
alle  möglichen  Streitfragen  der  Steuenheorie  in  sich  birgt.  Auch  die  weitere  Steuer- 
lehre von  A.  Smith  leidet  an  erheblichen  Mängeln,  z.  Th.  der  Folge  der  ungenügen- 
den Smith'schen  Lehre  von  der  Vcrtheilung  des  Einkommens.  Das  Schlusskapitcl 
handelt  von  den  Staatsschulden.  S.  Uber  Smith'  Staats-  u.  Finanzlehre  Onckcn. 
Smith  u.  Kant,  Lcipz.  1S77.  I,  105  fr.  —  Bis  heute  hält  sich  die  britischo  Finanz- 
wissenschaft merkwürdig  streng  in  den  Gleisen,  die  Smith  zog.  nach  Inhalt  und  selbst 
anch  Form.  S.  z.  B.  Mill,  princ.  of  pol.  ccon.  (Deutsch  v.  Sötbeer).  eben  f.  Buch  5.  — 
Immerhin  manches  Selbständige  zeigt  auch  im  18,  J.h.  die  italien.  Literatur 
über  Finanzen,  wofür  hier  auf  Kicca'-Salcrno's  rcichhalt.  Werk  zu  verweiseu  genügen 
muss,  da  ein  allgemeiner  Einfluss  dieser  Litoratur  auf  die  Finanzwissenschaft  über- 
haupt und  »peeicll  auf  die  deutsche  doch  nicht  hervortritt  S.  u.  A.  (ieuu  vesi'> 
lezioui  di  ccou.  civile,  )  705,  u.  darüber  liicca-S.  p.  178  11. 

Der  Umschwung  der  Philosophie  und  die  französische 
.Staatsumwälzung  haben  dann  zu  neuen  Staats  wissenschaftlichen 
Untersuchungen  über  die  Aufgaben  des  Staats  und  die  Grenzen 
seiner  Thätigkeit  geführt,  wodurch  neue  staatsrechtliche  Sätze  ge- 
wonnen und  der  Fiuanzwissensehaft  von  einer  auderen  Seite  aus 
vorgearbeitet  wurde.  Ein  Uebelstand  war  nur  hier  die  über- 
triebene Reaction  der  Kant 'sehen  »Staatslehre  gegen  die 
eudämonistischc  Theorie  der  Wo lff  scheu  Schule  und  gegen  die 
Praxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  Despotismus".  Diese  Reaction 
bewirkte  eiue  bedenkliche,  der  concreten  Sachlage  auch  durchaus 
widersprechende  Entleerung  des  Staatsbegriffs,  welche 
sich  mit  der  einseitigen  und  ungeschichtlichen  Opposition  des 
Smitbianismus  gegen  alle  „Staatseinmischung"  in  das  (materiell-) 
wirtschaftliche  Gebiet  begegnete.  Die  falsche  Lehre  von  Smith 
und  seiner  Schule  Uber  die  Unproductivität  der  Dienst- 
leistungen (G.  §.  16  ff.)  und  damit  auch  des  Staats  leistete 
dieser  vcrhängnissvolleu  Richtung  noch  Vorschub.  (G.  Abth.  I,  Kap.  4.) 
Trotzdem  gewann  aber  unter  diesen  verschiedenen  Einflüssen  die 
Finanzwissenschaft  eine  festere  systematische  Gestaltung  und  es 
bereitete  sich  in  Folge  der  allmäligen  Vervollkommnung  der  Wissen- 
schaft ein  Umschwung  der  Praxis  vor,  der  seitdem  zwar  langsam, 
aber  doch  unaufhaltsam  sich  vollzieht. 

Neben  dem  grösseren  u.  nachhaltigeren  Einfluss  der  neueren  Philosophie,  bes. 
der  Kant  s«  hon.  darf  der  EinHuss  Montesquieu'-  nicht  ganz  übersehen  werden.  In 
seinem  berühmten  ..esprit  des  lois"  ((jenf  1 74**  zuerst)  behandelt  M.  die  Besteuerung 
in  B.  XIII.  den  offen tl.  Credit  mit  in  B.  XXII.  Er  stellt  jene  utilitarische  „Assc- 
«  uranztheorie"  für  die  Begründung  der  Steuern  auf.  wonach  diese  sind  „uue  portion 
i[ue  rha<|üe  ritoyen  donuc  de  sou  bien  pour  aroir  la  suretc  de  lautre  ou  pour  eu 
jouir  agr«-ablemcnt  \XIIl,  ch.  1).  Eine  schon  altere,  aber  noch  heute  nicht  völlig 
überwundene  Theorie  der  Begründun»  und  Vcrtheilung  der  Steuern  (s.  Fin.  II,  §. -IIS). 
Bes.  wichtig  i>t  seine  Erörterung  über  die  Beziehungen  zwischen  Staatsform,  politi- 
scher Freiheit  u.  Besteuerung,  wo  die  Möglichkeit  staiker  Besteuerung  gude  für  den 
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freieren  Staat  abgeleitet  wird,  (iute  Uoboreicht  über  M.'s  Finanzlobren  bei  Bicca- 
Salerno,  p.  112  ft'. 

§.  26.  Die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Finanzwesens 
hat  sich  dann  auf  dieser  Grundlage  im  Auslande  und  in  Deutsch- 
land bis  in  die  neueste  Zeit  bemerkenswert!)  verschieden- 
artig gestaltet. 

„Die  vielen  Bearbeitungen  der  Politischen  Oekonomie  seit 
Adam  Smith  erstreckten  sich  gewöhnlich  auch  auf  das  Gebiet 
des  Finanzwesens,  inzwischen  wurde  dasselbe  in  den  nichtdeutschen 
Werken  jener  Art  nicht  vollständig  systematisch  behandelt,  sondern 
vorzüglich  in  der  Absicht  herbeigezogen,  um  volkswirtschaftliche 
Lehren  darauf .  anzuwenden  und  dadurch  zu  erläutern.  Man  be- 
schränkte sich  dabei  meistens  auf  eine  allgemeine  Betrachtung  des 
Steuerwesens,  der  Staatsausgaben  und  Staatsschulden,  die  man  bei 
der  volkswirtschaftlichen  Lehre  von  der  Consumtion  einschaltete." 
(Raa,  §.  23.)  Schon  eine  solche  Einschaltung  schloss  unliebsame 
Consequenzen  in  sich.  Es  konnte  dabei  in  wirthsebaftlicher  Hin 
sieht,  wie  im  Uebrigen  nach  der  ganzen  staatsphilosophischen 
Auffassung,  von  der  diese  Oekonomisten  ausgingen,  eine  prin- 
cipielle  Auffassung  der  Bedeutung  der  Finanzwirthscbaft  ftir 
die  Volkswirtbschaft  nicht  gewonnen  werden.  In  der  That,  eine 
solche  fehlt  hier  bis  in  die  Gegenwart  fast  durchweg.  Aber  im 
Einzelnen  wird  Bedeutendes  geleistet,  besonders  in  der  Lehre 
von  den  volkswir thschaftlichen  Wirkungen  der  Steuern, 
von  der  Ueberwälzung  der  einzelnen  Arten  Steuern. 
(Ricardo.)  Ueber  der  principiellen  Erörterung  wird  jedoch  die 
steuertechnische  Seite  der  Fragen  arg  vernachlässigt. 

Die  uionograph  ische  Finanzliteratur  knüpft  gern  an  die  grossen  pruetischen 
Probleme  dea  öffentlichen  Lebens  an,  namentlich  in  England,  an  die  Fragen  des 
Staatsschulden wesens.  dos  Papiergeld»,  der  Münz-  and  Baukpolitik, 
des  Zollwesens  u.  s.  w.  In  neuester  Zeit  finden  sich  auch  Anklänge  au  die  social- 
politische  Auffassang  des  Finanzwesens.  Im  Einzelnen  zeigt  sich  hier  in  der  eng- 
lischen und  französischen  Literatur  fast  immer  der  Tact,  den  die  Anschauung  grosser 
Staatsverhältnisse  verleiht,  wodarch  auch  die  reinen  Theoretiker  vor  dem  Doctrinarismus 
bewahrt  werden,  zu  welchem  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Finauzwisseuschaft  die 
..Theorie  der  freien  Concurrenz"  sonst  so  leicht  geführt  hat.  Aber  eine  selbständige 
Kinanzwissenschaft  in  deutscher  Weise,  als  ein  besonderer  Theil  der  Politischen 
Meitouoinie.  fehlte  der  fremden  Wissenschaft  bis  vor  Kurzem  grossentheil* ,  soweit  sie 
nicht,  wie  die  osteuropäische  und  etwas  die  italienische,  von  der  deutschen  Wissen- 
schaft becinflusst  wurde.  Selbst  besondere  Werke  über  das  ganze  Finanzwesen  sind 
in  der  englischen  und  französischen  Literatur  selten  und  beginnen  erst  in  neuster 
Zeit  mehr  hervorzutreten. 

S.  u.  die  Bibliographie.  Zu  nennen  s.  z.  B.  aas  der  1.  Hülfte  d.  II).  J.h.  .1.  B. 
Say,  traitt  d\_vcon.  pol.  (vielfache  AutU  1.  III.  ch.  6— H:  ders.  «ours  complet  d'econ. 
pol.  prat.  7.  Th.  Abschn.  u.  V  Th  —  Eingreifender  u.  selbständiger  auch  hier 
Simonde  de  Sismondi,  Nouv.  princ.  d  econ.  pol.  Par.  IMS,  2.  A   1821.  I.  6  (d<* 
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l'iinpöt).  —  Ricardo,  princ.  of  pol.  ccon.  ch.  8 — 1s,  2!>,  zuerst  deutsch  von 

Baumstark,  Lcipz.,  I.A.  1S37,  2.  A.  1S77,  nebst  Baumstark's  Erläuterungen,  1S3S. 
M'Culloch,  treat.  on  thu  princ.  a.  pract.  influence  of  taxatiuii  :i.  the  fuudiug  systcro, 
Lond.  1845  u.  öfter.  —  J.  St  Mi  11,  princ.  of  pol.  cc.  B.  V. 

„In  Deutschland,  wo  die  Finanz  Wissenschaft  schon  früher 
als  eine  besondere  Wissenschaft  (von  den  kameralistischcn  Autoren) 
behandelt  worden  war,  wurde  dagegen  von  vielen  Schriftstellern 
die  zusammenhängende  und  vollständige  Darstellung  derselben 
beibehalten,  so  dass  sie  als  einer  der  drei  Haupttheilc  der  Politischen 
Oekonomie  vorgetragen  oder  auch  ganz  ausschliesslich  abgehandelt 
wurde.  Diese  Methode  hat  die  Ausbildung  der  Finanzwissenschaft 
sehr  befördert."  (Rau  §.  23.).  Hier  zeigt  sich  einmal  die  Nach- 
wirkung der  alten  kameralistischen  Tradition  von  günstigem  Ein- 
flüsse, dann  auch  die  in  Deutschland  doch  immer  vorhandene 
tiefere  Auffassung  des  Staats  und  damit  der  Finanzwirth- 
schaft,  als  der  materiellen  Bedingung  des  Staats,  verbunden  mit 
dem  deutschen  Sinn  für  systematische  Behandlung.  Aber  zwei 
Klippen  hat  besonders  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft 
dieser  Periode  (vor  der  neuesten  Phase  der  Disciplin)  nicht  stets 
vermieden.  Sic  hütete  sich  nicht  immer  vor  dem  Doctrinarismus, 
eine  mauchesterschuleartigc  Beschränkung  der  Staatsthätigkcit 
zu  befürworten,  und  sie  betonte  den  Öffentlichen  Character 
der  Finanzwirthschaft  oft  nicht  genügend. 

Am  letzteren  Fehler  war  nicht  selten  die  Engt;  des  politischen  Gesichtskreises 
kleiner  Staatsverhältnisse  schuld.  Es  hängt  hiermit  und  mit  dem  ^tatsächlichen  Zu- 
stande der  deutschen  Tcrritorialfinanzcu  zusammen,  dass  das  Domänen-  und  Regalien- 
wesen  gegenüber  dem  Steuer-  und  vollends  dem  Staatsschuldcnwcscu  noch  zu  sehr 
im  Vordergrund  der  Betrachtung  stand.  Zu  einer  principicllcn  Würdigung  namentlich 
des  Staatscrcdits  gelangte  die  deutsche  Fiuanzwissenschaft  daher  z.  B.  noch  nicht, 
seihst  Nebcnius  kaum  ausgenommen.  Ihren  Höhcptinct  erreichte  die  ältere  deutsche 
systematische  Finanzwissenschaft  sonst  im  (ianzen  wohl  in  dem  für  seine  Zeit  inustcr- 
giltigcu  Werke  von  Rau. 

Die  Literatur  s.  u.  in  der  Bibliographie.  Bes.  zu  nennen  sind  neben  Rau 
v.  Jacob,  v.  Malchus  fUr  die  allgemeine  Finanzwissens"  haft,  Nebcnius  f.  d.  Lohre 
vom  ölfentl.  Credit,  J.  (>.  Iloffmann  f.  d.  Steuerlehre,  von  etwas  späteren  v.  Hock. 

Ausser  in  den  grösseren  selbständigen  Werken  und  in  den  umfassenderen  Syste- 
men der  Politischen  Oekonomie  wurde  in  Deutschland  auch  öfters  ein  Abriss  der 
Finanztheorie  in  den  allgemeineren  Werken  über  die  ganze  Staatswissenschaft 
(Politik)  gegeben. 

Ein  immer  wichtigeres  Hilfsmittel  auch  für  die  Finanztheoric 
wurde  im  Laufe  des  Jahrhunderts  die  stark  anschwellende  historische, 
statistische  und  administrative  Finanzliteratur  Uber  das  Finanzwesen 
einzelner  Staaten,  die  monographische  über  einzelne  practische 
Finanzfragen,  die  politische  und  populäre  über  finanzielle  Zeit-  und 
Streitfragen.  Das  überall  neu  erwachte  politische  Leben,  in  der 
Aera  der  Constitutionen,  die  immer  stärker  hervortretende  Bedeutung 
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der  Finanzen  für  Staaten  und  Selbstverwaltungskörpcr  führte  Überall 
zur  regsten  Bescbüftigung  mit  Finanzargelcgenheiten.  Die  parla- 
mentarischen Verhandlungen  bewirkten  eine  solche  von  Amtswegcn 
und  das  moderne  Verfassungswesen  gab  ausserdem  den  Anlass  zur 
Anerkennung  und  breitesten  Verwirklichung  des  Princips  der 
Pnblicität  in  allen  Finanzsachen,  wodurch  eine  Masse  werthvollcs 
statistisches  und  legislatives  Material  zu  Tage  trat,  das  vielfach 
noch  der  wissenschaftlichen  Verarbeitung  harrt,  diese  durch  seine 
leberfülle  erschwert,  unverarbeitet  aber  nicht  immer  genügend 
brauchbar  fllr  Schlussziehungen  ist. 

IV.  —  §.  27.  Eine  neueste  Entwicklnngsphase  der 
Finanzwtssenscbaft  hat  sich  in  manchen  Symptomen  etwa  seit  der 
Mitte  unseres  Jahrhunderts  angekündigt  und  ist  jetzt  in  Deutsch- 
land wenigstens  deutlich  im  Durchbruch  begriffen.  Sie  findet  ihre 
Berechtigung  in  den  Mängeln,  welche  nach  dem  Gesagten  der  bis- 
herigen Finanzwissenschaft  ankleben,  und  ihre  Erklärung,  wie  immery 
in  der  Umgestaltung  der  Anschauungen  auf  den  nächst- 
stchenden  Wissenschaftsgebieten,  sowie  in  neuen  Er- 
scheinungen des  öffentlichen  Lebens.  Dadurch  erhält 
die  Finanzwissenschaft  auch  neue,  erweiterte  und  veränderte 
Ziele:  es  bereitet  sich,  nach  der  „staatsbürgerlichen",  das  Richtige 
in  derselben  aufnehmend  und  fortführend,  eine  „sociale"  Phase  des 
Öffentlichen  Lebens,  der  Politik,  der  Finanzwirthscbaft  und  als 
Reflex  davon  eine  analoge  Phase  in  der  Finanzwissenschaft  vor. 

In  der  Hechts-  und  Staatsphilosophie  und  (theoretischen) 
Politik  ist  an  die  Stelle  der  engen  und  einseitigen  Kant'schcn 
Schutzzwecktheoric  und  der  rationalistischen  Auffassung  die 
organische  und  historische  Auffassung  des  Staats  getreten. 
Der  Staat  wird  nicht  mehr  als  eine  willkührliche  Bildung,  die  etwa 
auch  unterbleiben  könnte,  nicht  nur  als  ein,  besten  Falles,  not- 
wendiges Uebel,  sondern  als  die  unumgängliche  Bedingung 
und  zugleich  die  höchste  Form  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  der  Menschen  betrachtet,  als  ein  Product 
der  Geschichte,  mit  dem  jede  Theorie  als  mit  einer  gegebenen 
Grösse  rechnen  muss.  Der  entleerte  Staatsbegriff  ist  daher 
wieder  angefüllt  und  dem  Staate  sind  theils  für  sich  allein, 
theils  in  Gemeinschaft  mit  den  Selbstverwaltungskörpern  die  um- 
fassendsten Aufgaben  vindicirt  worden,  namentlich  neben  denjenigen 
auf  dem  Gebiete  des  Rechtszwecks  solche  der  Cultur-  und  Wohl- 
fabrtsförderung,  ohne  fest  bestimmbare  Grenzen,  in  neuester 
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Zeit  mit  der  bestimmten  Tendenz  einer  Hebung  der  unteren  Classen 
mittelst  Staatshilfe.  In  der  auch  für  die  Finanz  Wissenschaft 
zunächst  massgebenden  volks wirtschaftlichen  Auffassung 
erscheint  der  Staat  als  höchste  Form  der  Zwangsgemein- 
wirthschaften,  als  wahre  Gesammtwirthscbaft  der  Nation, 
stets  in  enger  Verbindung  mit  den  Übrigen  Zwangs  gern  ein  wirt- 
schaften, mit  den  grossen  Selbstverwaltungsköi  pern.  Die 
für  den  Staat  erfolgenden  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanz- 
wirthschaft  erlangen  ihre  organische  Stellung  im  Productions-  und 
Vertheilungsproeess  der  wirtschaftlichen  Güter.  Sic  iungiren  als  das 
Mittel  des  Umsatzes  von  materiellen  in  immaterielle  Güter,  von  Sach- 
gütern  der  Privatwirtschaften  in  Dienstleistungen  des  Staats  und, 
durch  den  direct  und  indireet  fördernden  Einfluss  der  letzteren  auf  die 
Volkswirtschaft,  wieder  dieser  Dienstleistungen  in  Sachgütcr. 

Es  muss  genügen,  das  hier  anzudeuten.  Das  Nähere  und  die  Begründung  gchßrt 
nicht  in  die  Finanzwissenscbaft.  sondern,  soweit  überhaupt  iu  die  politische  Oekunomie. 
nach  meiner  Auffas&ung  in  derr-n  ..grundlegenden  Thoil".  Ehen  deshalb  habe  ich 
auch  für  mein  System  der  Finanzwissonschaft  geglaubt,  diese  ..(irundlcgung"  zuvor 
ausarbeiten  zu  müssen.  (S.  Vorwort  zu  B.  IM.  Lehrb.  d.  l'olit.  Oekon.  1.  Aufl  \  Ich 
beziehe  mich  daher  hier  jetzt  auf  dies  Work.  s.  bes.  (irundl^g.  2.  A.  1.  Abth.  Kap. 

u.  4.  Auch  für  den  folgenden  Punct  habe  ich  die  nähere  Begründung  in  letzterem 
Werke  zu  geben  gesucht,  1.  Abtheil.  K.      u.  2  Abth.  der  2.  Ausgab»'. 

Dazu  kommt  noch  ein  wichtiges  zweites  Moment.  Die  neuere 
Wissenschaft  der  Nationalökonomie  erkennt  nicht  nur  den  orga- 
nischen Zusammenhang,  die  gegenseitige  Abhängigkeit  und  Sich- 
Ergänznng  des  vornemlich  durch  den  Staat  vertretenen  gemein- 
wirtschaftlichen und  des  privatwirthsebaftlichen  Systems,  sie  sagt 
sich  auch  mehr  und  mehr  von  der  optimistischen  Auf- 
fassung des  letzteren  im  Smithianismus  los  und  erkennt 
die  grossen  Bedenken  des  Systems  der  freien  Concurrenz. 
(G.  §.  121—138.)  Sie  lernt  verstehen,  dass  die  Gestaltung  des 
privatwirthsebaftlichen  Productionssystems,  die  bestehende  Privat- 
eigentumsordnung,  besonders  das  private  Kapital-  und  Grund- 
eigentum, dass  die  auf  dieser  Basis  sich  vollziehende  Verteilung 
des  volkswirtschaftlichen  Productionsertrags  oder  Volkseinkommens 
mit  der  ökonomischen  eine  entscheidende  sociale  Bedeutung  haben 
und  dass  die  socialen  Machtverhältnisse  der  Klassen  und 
Individuen  der  modernen  Erwerbsgesellschaft  dadurch  ihr  Gepräge 
erhalten  (G.  Abth.  11).  Zugleich  erkennt  die  Nationalökonomie 
den  Einfluss,  welchen  der  Staat  direct  oder  indireet  auf  die  Ver- 
keilung des  Vol  kseinkomm  ens  und  auf  die  socialen  Macht- 
verhältnisse einerseits  durch  die  Art  seiner  Thätigkeit,  also 
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durch  die  Art  der  Verweil dung  seiner  Einkünfte  oder  durch 
seine  A  usgabewirthschaft,  anderseits  durch  die  Gestaltung 
»einer  Einnahm ewirthschaft  ausübt.  Der  Staatsbesitz  (und 
ähnlich  der  Corumunal besitz)  von  sachlichen  Productionsmitteln, 
Kapitalien,  Grundstücken,  als  Grundlage  der  privatwirthsebaftlicben 
Erwerbszweige  (älteres  und  neueres  Domaninm)  und  vieler  Gebühren- 
anstalten (Verkehrswesen),  hat  als  öffentliches  oder  Gemcineigen- 
thum  (G.  §.  254)  auf  die  ganze  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
daher  weiter  auf  die  Production  und  Vertheilung  des  Volksein- 
kommens und  Vermögens  erhebliehen  Einfluss.  Und  die  Art  der 
Besteuerung,  der  vornehmsten  modernen  Einnahmequelle,  (Steuer- 
gattungen, Steuerfuss,  Steuerform,  Erhebungssystem  u.  s.  w.),  endlich 
das  öffentliche  Creditsystem  (Staatsschulden wesen)  sind  in 
ihrem  Einfluss  auf  die  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse 
gleichfalls  immer  mehr  erkannt  worden. 

Es  entwickelt  sich  aus  dieser  Eikenntniss  nun  eine  doppelte 
Forderung  für  die  Finanzwirthschaft,  mithin  auch  für  die  Finanz- 
wissenschaft: 

Zunächst  die,  die  Ausgaben,  den  Staatsbesitz  und  das 
Besteucrungs-  und  Creditsystem  so  einzurichten,  dass  gewisse 
daraus  bisher  hervorgehende  ökonomische  und  sociale 
Tebelstände  möglichst  abgestellt  werden. 

Sodann  die  weitere  Forderung:  dass  auch  solche  Uebel- 
stände,  welche  unabhängig  von  der  bisherigen  positiven  Staats- 
thätigkeit  und  vom  Einnahmesystem  der  Finanzwirthschaft  sind, 
durch  eine  zweckentsprechende  Socialpolitik  und  eventuell 
mit  Aufwendung  von  Finanzmitteln  gehoben  werden.  Daraus 
folgt  dann  für  die  Finanzen  eine  Aendernng  und  im  All- 
gemeinen eine  Ausdehnung  des  Finanzbedarfs,  um  mehr 
und  andere  Staatsthätigkeiten  zu  ermöglichen,  eine  Erweiterung 
des  Staatsbesitzes,  um  Renteneinkommen  und  Gewerbsgewinn 
den  Privatwirtschaften  zu  entziehen  und  auf  den  Staat  (ähnlich 
auf  die  Communen  u.  s.  w.)  zu  Übertragen  (Staatseisenbahnwesen, 
Versicherungswesen,  Bankwesen,  neue  Regalisirungen ,  Tabak- 
monopol, —  städtische  Anstalten  f.  Gas,  Wasser,  Verkehr  u.  s.  w.). 
Neben  den  rein  finanziellen  Gesiehtspunct  der  Deckung  des 
Finanzbedarfs  tritt  ferner  der  Gesiehtspunct  einer  „socialen 
Steuerpolitik"  zu  dem  ausgesprochenen  oder  nicht  gescheuten 
Zwecke,  eine  andere  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
als  die  im  System  der  freien  Concurrenz  auf  der  Basis  der  heutigen 
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Eigenthums-  und  Erwcrbsordnung  sich  vollziehende  mit  H  ilfe  des 
Besteuerungssystems  herbeizuführen.  Es  ist  die  moderne  „sociale 
Frage"  iu  der  Wissenschaft  und  im  öffentlichen  Leben,  welche 
hier  umgestaltend  auch  auf  die  Finanzwissenschaft  einzuwirken 
beginnt  und  eben  deren  „sociale  Phase"  einleitet. 

Die  naher«  Begründung'  für  das  Gesagte  sticht  wiederum  meine  „Grundlegung" 
zu  geben.  S.  1.  Abtli.  Kap.  3,  4,  im  2.  Kap.  die  §.  70- M  u.  §.  1>4— 10»  e,  neb>t 
Abth.  II.  Aus  der  Finanzlitcrntur  lies.  v.  Scheel,  progress.  Besteuerung.  Tilb.  Zisch. 
1*»75  u.  ders.,  Erbschaftssteuer.  Hildchr.  Jahrb.  1S75.  Jetzt  auch  mein  B.  II  der 
Fin.wiss.  Einzelne  ähnliche  Gcsichtspuncte,  aber  dabei  m.  E.  noch  nicht  die  ausrei- 
chende Zuruckfuhrung  der  Spccialfragcu  (Steuerart  u.  Form.  Steuerfuss,  proportionaler, 
progressiver,  Erbschafis-,  Börsensteuer  u.  s.  w.)  auf  das  höhere  ..sociale  Finanzprincip", 
nach  dem  gegenwärtig  solche  Fragen  zu  entscheiden  sind,  bei  Neu  mann.  Schmol- 
ler, L.  Stein  (I,  414)  u.  A.  m.  S.  Fin.  II,  bes.  d.  Absrh.  Uber  gerechte  Stcuer- 
verth.  ilung  S.  2S2  II'.,  u.  die  Citnte  S.  2S2.  2S3.  Am  Meisten  bat  auch  hier  Schäfflc 
iu  seiner  „Steuerpolitik"  (Tüb.  l^SO)  sich  mit  auf  den  Boden  dieser  socialen  Auf- 
fassung gestellt. 

V.  —  §.  2<S.  Die  Finanzwissenschaft  ist  unter  diesen  Einflüssen 
gegenwärtig  in  einer  ähnlichen  Krisis  begriffen  wie  die  ganze 
Politische  Oekonomie.  Es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  die  grossen 
Probleme,  welche  hier  vorliegen,  von  der  Theorie  bereits  vollständig 
bewältigt  sind.  Vieles  ist,  wie  im  practischen  Leben,  noch  uuab- 
geklärt.  Aber  das  Ziel  möchte  bereiis  feststehen:  Die  Finanz- 
wissenschaft muss  der  neuen  organischen  Auffassung  des 
Staats,  den  durchaus  gemeinsamen  Aufgaben  der  Staats- 
und der  Selbstverwaltung  und  dem  soc ial-polit isebe n 
neben  dem  fiscalischen  Gesichtspunct  im  ganzen  Finanzwesen, 
iu  den  Fragen  des  Besitzes  von  öffentlichem  Eigenthum, 
im  Steuerwesen,  im  Creditwesen  und  in  der  Ausgabe- 
wirthschaft  gerecht  werden.  Damit  schreitet  sie  weit  über  die 
Entwicklung  hinaus,  welche  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft, 
auch  bei  Kau,  erreicht  hat. 

Einigkeit  Uber  dieses  Ziel  herrscht  freilich  auch  in  der 
deutschen  Wissenschaft  noch  nicht,  so  wenig  als  in  der  politischen 
Praxis.  Wird  der  erste  Theil  der  Aufgabe,  die  Finanzlehre  der 
neueren  Auffassung  des  Staats  und  der  Staats-  und  Selbstverwaltung 
anzupassen,  auch  immer  mehr  zugestanden  und  hat  derselbe  in 
L.  Stein' s  Finanzwissenschaft  bereits  eine  in  vieler  Beziehung 
vorzügliche  Lösung  gefunden,  so  wird  der  zweite  Theil  der  Auf- 
gabe, die  zugleich  social-pol itische  Auffassung  des  Finanz- 
wesens, noch  um  so  mehr  beanstandet,  vielfach  noch  nicht  einmal 
verstanden. 

Vgl.  z.  B.  die  Aeusscrungen  Sötbecr's  in  Betreff  einer  Stelle  über  das  sozial- 
politische Steucrprincip  in  meiner  Vorrede  zum   I.  Bande  des  Lehrbuchs  (S.  VI.)  in 
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dein  Aufsatze  Uber  <1.  Gcöamuiteinkommen  in  Preußen  im  „Arbeiterfreund'*  1875 
(XIII.).  28S.  Die  schätzenswerthen  Vergleiche  des  preuss.  u.  englischen  Volkseinkom- 
mens und  seiner  Verkeilung,  welche  Sötbeer  hier  giebt.  bereisen  m.  E  schon  die 
Tendenz  steigender  Ungleichheit  des  Einkommens,  die  ich  bekämpfen  möchte.  ünd 
isötbcor's  frühere  Arbeit  üher  die  Wirkungen  des  Staatsschuldeiiwesens  ist  selbst  ein 
Beleg  für  die  Notwendigkeit,  die  »ocialpolitischo  Seite  der  Finan/inassrcgcln  mir 
zq  beachten.  Bei  fremden  Nat. Ökonomen,  i.  B.  bei  Leroy-Beau licu  in  seinem  viel- 
fach vorzüglichen  Finanzwerk,  mangelt  eine  solche  sociale  Aulfassung  noch  ganz,  so 
bei  der  Betrachtung  des  Stcnerfusses,  der  Erbschaftssteuer.  —  Auf  die  mancherlei 
Angriffe,  wclcho  diese  Auffassung  der  Finanzen  und  der  Finanzwisäenschaft  mir  zu- 
gezogen hat,  lohnt  es  sich  mir  nicht,  an  dieser  Stelle  einzugehen.  Sachlich  waren  sie 
•selten  genug,  die  grosso  liberale  Tagespresse  ist,  wio  immer,  in  solchen  Dingen  durch- 
aus in  der  Arriercitanie.  wie  es  Lassallo  von  ihr  so  richtig  sagte,  gewöhnlich  um 
*q  mehr,  je  mehr  sie  von  „Fortschritt"  redet. 

In  der  Finanzwissenscbaft  selbst  kann  die  auf  jenes  Ziel 
bezügliche  Controverse  auch  nicht  ausgefochten  werden,  denn  sie 
gehört  hierher  nur  nach  ihren  finanztechnischen  Consequenzen. 
Völlig  zu  erledigen  ist  sie  allein  in  der  Allgemeinen  Volkswirt- 
schaftslehre, speciell  in  der  „Grundlegung",  auf  welche  dafür  hier 
zu  verweisen  ist.  Dieses  Werk  stellt  sich  aber  nunmehr  auf  diesen 
sozialpolitischen  Standpunct  und  wird  versuchen,  ihn  auch 
in  der  Finanztheoiie  zur  Geltung  zu  bringen. 

Ausserhalb  der  deutschen  Wissenschaft  isl,  abgesehen 
von  einzelnen  Anzeichen  in  der  italienischen,  von  der  deutschen 
Literatur  beeinflussen  Finanzwissenschaft,  von  dieser  neuesten 
Entwicklungsphase  der  Finanzielle  selbst  noch  weniger  zu  spüren, 
als  von  der  Umgestaltung,  welche  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie  bei  uns  neuerdings  zu  geben  gesucht  wird.  Von  unserem 
Standpuncte  aus  erscheint  dies  als  ein  Mangel,  welcher  sich  aus 
der  ungenügenden  Auffassung  des  Staats  und  aus  dem  falschen 
HUngenbleiben  in  den  Schablonen  des  Smithianismns  erklärt. 

§  29.  Die  Weiterentwicklung  wird  gewiss  bei  uns  wie  im 
Auslände  wesentlich  mit  von  der  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Dinge  im  practischen  Leben  abhilngen.  In  dieser 
Hinsicht  muss  das  Zurückgehen  auf  nationale  Wirtschafts- 
politik und  der  entschiedene  Fortschritt  zu  einer  positiven 
Staatswirthschafts-  und  Socialpolitik  —  nach  Rodbcrtu.s' 
richtigem  Programmwort:  Die  Volkswirtschaft  muss  mehr  Staats- 
wirthschaft  werden  —  oder  m.a.  W.  die  Hinwendung  zum  „Staats- 
so c  i a) i sraus"  und  die  finanzielle  Voraussetzung  dafür,  eine 
sociale  Finanzpolitik"  von  grossem  Einflüsse  auch  auf  die 
Finanzwissenschaft  werden.  Eine  solche  Politik  erscheint  mir 
ebenso  berechtigt,  als  unausbleiblich,  wenn  die  grössten  inneren 
Katastrophen  vermieden  werden  sollen.    Es  ist  hoch  erfreulich, 
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dass  das  junge  Deutsche  Reich  hier  mit  gewohnter  preussischer 
Energie  den  neuen  Weg  betritt,  sich  selbst  zum  Ruhme,  allen 
anderen  Cnlturstaaten  zur  Nachahmung.  Die  bisher  in  der  Theorie 
noch  so  vielfach  angefochtene,  in  der  politischen  Praxis  als  uner- 
hört geltende  „sociale  Steuerpolitik",  welche  in  diesem  Werke  in 
dieser  Weise  zuerst  vertreten  wurde,  hat  in  den  Motiven  zur  ersten 
Unfallversicherungs -Vorlage  im  Deutschen  Reichstage  und  noch 
allgemeiner  und  principieller  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  im  prächtigen  Lapidarstyl  ihren  Ausdruck  und  ihre 
Anerkennung  gefunden.  Ein  solcher  Vorgang  in  der  Praxis  wird 
von  der  Theorie  auf  die  Daner  nicht  ignorirt  werden  können  und 
zur  vollen  Herrschaft  der  „socialen  Phase"  in  der  Finanzwissen- 
schaft der  Gegenwart  das  Seine  beitragen. 

Ich  habe  hierauf  schon  in  meiner  Abh.  directe  Steuern  in  Schönberg's  Hand- 
buch II,  170  hingewiesen  und  wiederhole  es  hier  absichtlich  auch  gegenüber  neuer- 
licher Polemik  gegen  diese  Auffassung.  Vgl.  aus  den  gen.  Motiven  der  Unfallversich.- 
vorlage  u.  A.  die  folg.  Sätze:  „dass  der  Staat  sich  in  höherem  Maasse  als  bisher  sei- 
ner hilfsbedürftigen  Mitglieder  annehme,  ist  nicht  bloss  eine  Pflicht  der  Humanität 
u.  des  Christenthums,  ron  welcher  die  staatlichen  Einrichtungen  durchdrungen  sein 
sollen,  sondern  auch  eine  Aufgabe  staatserhaltcnder  Politik,  welche  das  Ziel 
zu  verfolgen  hat,  auch  in  den  besitzlosen  Klassen  der  Bevölkerung,  weiche  zugleich 
die  zahlreichsten  u.  am  wenigsten  unterrichteten  sind,  die  Anschauung  zu  pflogen, 
dass  der  Staat  nicht  bloss  eine  notwendige,  sondern  auch  eine  wohlthätige  Anstalt 

sei.'4   ,Das  Bedenken,  dass  in  die  Gesetzgebung,  wenn  sie  dieses  Ziel  verfolge. 

ein  socialistisches  Element  eingeführt  werde,  darf  von  der  Betretung  dieso» 
Weges  nicht  abhalten.  Soweit  dies  wirklich  der  Fall  ist,  handelt  es  sich  nicht 
um  etwas  ganz  Neues,  sondern  um  eine  Weiterentwicklung  der  aus  der  christlichen 
Gesittung  erwachsenen  modernen  Staatsidee,  nach  welcher  dem  Staat  neben  der  de- 
fensiven, auf  den  Schutz  bestehender  Rechte  abzielenden,  auch  die  Aufgabe 
obliegt,  durch  zweckmässige  Einrichtungen  und  durch  Verwendung  der  zu  sei- 
ner Verfügung  stehenden  Mittel  der  Gesammtheit  das  Wohlergehen  aller 
seiner  Mitglieder  und  namentlich  der  schwachen  und  hilfsbedürftigen  positiv  zu 
fördern.  . . .  Auch  die  Besorgnis»,  dass  die  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  nam- 
hafte Erfolge  nicht  erreichen  werde,  ohne  die  Mittel  des  Reichs  und  der 
Einzelstaaten  in  erheblichem  Maasse  in  Anspruch  zu  nehmon.  darf  von 
der  Betretung  des  Weges  nicht  abhalten.  Denn  der  Werth  von  Maassnahmen.  bei 
welchen  es  sich  um  die  Zukunft  des  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Bestands  han- 
delt, darf  nicht  an  den  Gcldopfcrn,  welche  sie  vielleicht  erfordern,  gemessen  wer- 
den." —  ü.  ähnlich  ist  allgemeiner  noch  in  der  Kais.  Botschaft  v.  17.  Nov.  1881  die 
Rede  von  Plänen  „zur  positiven  Förderung  des  Wohls  der  Arbeiter",  namentlich  von 
Gewährung  „grösserer  Sicherheit  u.  Ergiebigkeit  des  Beistands,  auf  den  die  Hilfsbe- 
dürftigen Anspruch  haben",  u.  von  „einem  höheren  Maass  staatlicher  Fürsorge,  als 
ihnen  (speciell  den  Arbeitsinvaliden)  bisher  hat  zu  Thcil  werden  können."  Dass  hier- 
für ..ohne  die  Aufwendung  erheblicher  Mittel"  nichts  zu  erreichen  sei,  verhehlt  sich 
die  Botschaft  nicht.  Einstweilen  von  einem  grossen  Thcil  der  „öffentlichen  Meinung" 
abgelehnte  verspottete  aber  im  Zusammenhang  der  Social-  u.  Finanzpolitik  betrachtet 
durchaus  der  Erörterung  werthe  Ideen  u.  Pläne,  grosse  Erwerbsquellen  der 
Privatwirtschaft  dieser  zu  ontziohen  und  nach  einem  neuen  ,,Roga- 
lisirungsprincip"  dem  Staate,  zum  Zweck  speciellcr  Leistungen  für 
die  unteren  Olassen,  zu  Übertragen,  solche  Ideen  u.  Pläne  möchten  in  nicht 
allzn ferner  Zeit  zu  den  regelmässigen  Objecten  zählen,  wolche  die  Fiuanzwissenschafl 
in  der  „socialen  Phase"  der  Finanzpolitik  zu  behandeln  haben  wird.  —  wie  z.  B.  die 
Constituirung  eines  Reichs- Tabaksmonopols  als  „Patrimonium  der  Enterbten" 
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/ddi  Hilfsfonds  für  Arbeiterversicherungswesen,  nach  einer  speciellen  Idee  des  Porsten 
Bismarck  (nicht,  wie  öfters  gesagt  wurde,  des  Verf.  dieses  Werks,  der  nur  ähnliche 
Ideen,  z.  B.  hinsichtlich  der  Verwendung  der  Salzateucr  schon  früher  kundgegeben 
(s.  Pin.  II.  S.  49  lj  nnd  jene  Bismarck 'sc  he  Idee  zuerst  mit  im  Publicum  verbreitet 
bat).  Die  bloss  negative  Kritik  und  die  Abtrumpfung  solcher  Ideen  mit  einem  Schlag- 
wort des  Tags»,  wie  sie  auch  von  Männern  der  Wissenschaft  erfolgt  ist,  «rollen  wenig 
besagen  Regen  über  einer  unverkennbaren  Tendenz  der  Praxis,  eben  derartige  Pro- 
bleme doT  Social-  u.  Finanzpolitik  zur  Lösung  zu  stellen.  Uic  Rhodus. 
hie  salta,  —  das  wird  für  die  Finanzwissenschaft  in  dieser  neusten  Entwicklangsphasc 
des  politischen,  socialen,  wirtschaftlichen  Lebens  u.  in  der  eben  dadurch  bedingten 
Phase  der  Finanzwissenscbaft  solchen  Problemen  gegenüber  gelten. 

VI.  —  §.  30.  Zur  Bibliographie  der  Finanzwissen- 
schaft. Im  Vorausgehenden  ist  nur  in  grossen  Zügen  ein  Bild 
der  Entwicklung  der  Finanzwissenschaft  entworfen  worden.  Es 
kann  nicht  die  Aufgabe  eines  Lehrbuchs,  wie  des  gegenwärtigen, 
sein,  eine  förmliche  Literaturgeschichte,  welche  sich  ein- 
gehend mit  den  Werken  der  einzelnen,  wenn  auch  nur  der  wich- 
tigeren Autoren  beschäftigt,  zu  geben.  Ebenso  wenig  vermag 
ein  solches  Werk  eine  vollständige  Bibliographie  des  Fachs 
7.u  liefern.  Entsprechend  dem  Vorgänger  dieses  Werks,  dem 
Kau'  sehen  Lehrbuchc ,  soll  indessen  auch  hier ,  im  Anschluss  an 
obige  Skizze  der  Geschichte  der  Finanzwissenscbaf't,  ein  Beitrag 
zur  Bibliographie  der  Disciplio,  insbesondere  hinsichtlich  der  neueren 
und  neuesten,  namentlich  deutschen  Literatur,  seinen  Platz  finden. 

Die  folgende  Uebersicht  Uber  die  Finanzliteratur  beschränkt 
sich  im  Wesentlichen  auf  die  Schriften  systematischer  und  all- 
gemeiner Art,  einschliesslich  einzelner  monographischer  Arbeiten 
von  Bedeutung  für  die  principielle  Auffassung  des  Finanzwesens, 
fernerauf  die  Werke  über  Finanzgeschichte,  Finanzstatistik 
und  über  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  Die  Special- 
literatur Uber  die  einzelnen  Hauptgebiete  des  Finanzwesens  (Steuer- 
wesen, Staatscredit  u.  s.  w.)  findet  sich  in  den  späteren  Abschnitten 
angeführt 

L  Allgemeine  bibliographische  Hilfsmittel  der  (neueren)  Finanzliteratur 
sind:  Moldener,  bibL  geogr.  stat.  et  oecon.  pol.  (Gott.);  dess.  (jetzt  eingestellte) 
-taatswissenseb.  Bücherschau  in  den  früheren  Jahrgängen  der  Tüb.  Ztschr.  für  Staats- 
wiasensch.  Ferner:  O.  Mühlbrecht's  (auch  dio  fremde  Literatur  vollständig  um- 
fassende) Uebersicht  der  rechts-  u.  staatswiss.  Liter.,  Berl.  seit  1868  jährlich.  —  Ausser- 
dem dürfen  drei  gedruckt  vorliegende  Bibliothekskataloge  hier  genannt  werden, 
derj.  der  Hamburger  Commerzbibliothek  (Hamb.  1864,  mit  späteren  Nachträgen"! 
u.  derj.  der  Bibliothek  des  K.  Statist.  Bureau»  in  Berlin  (1.  Abth.  1874.  2.  187Ü), 
wozu  jetzt  noch  (1882)  derj.  der  Biblioth.  des  Deutschen  Ucichstags  getreten  ist. 
Die  zwei  erstgenannten  Bibliotheken  sind  wohl  die  reichsten  Specialbibliothekon  der 
Staatswissenschaften  (im  weitesten  Sinne)  in  Deutschland,  reich  bes.  auch  an  aus- 
ländischer Literatur,  dio  Berliner  freilich  lückenhaft  iu  Bezug  auf  ältere  Werke. 
Dio  Reichstagsbibliothek  beginnt  sich  ihnou  würdig  anzuschliessen  und  übertrifft  sie 
bereits  in  einzelnen  Zweigen ,  allerdings  nicht  in  der  Finanzliteratur.  —  Für  die 
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netteste  in-  u.  ausländ.  Liter,  s  auch  den  reichhaltigen  Lagerkatalog  No.  30  (1  S*»2) 
der  Bucbh.  f.  Hechts-  u.  Staa'swissensch.  Puttkaiuiner  u.  Mühlbrccbt  in  Berlin. 
Das  spccicll  die  preuss.  FinanzÜtcratur  betretende  Werk  von  Klotkc,  Liter,  über 
das  Finanzwesen  des  preuss.  Staats.  3.  Aufl..  Berlin  1 S7G ,  liefert  zugleich  vielfach 
c-in  allgemeines  bibliographisches  Hilfsmittel  für  die  Finanzliteratur.  Eine  kürzere 
Bibliographie,  systematisch  gegliedert,  enthält  Cossa's  clcinenti  d  scienza  d.  fiu. 
Mil.  3.  ed.  1882.  deutsch  v.  Eheberg.  Erlansrcn  1992,  (hier  u.  A.  mehrfache 
Angaben  über  spau..  russ ,  poln.,  scandinav.,  holländ.,  ungar.  u.  s.  w.  Finanzwerkel. 
Die  folgende  Ucbcrsicht  beschränkt  sich  im  Wesentlichen  für  die  fremde  Literatur 
auf  Angaben  über  französ.,  englische  u.  italien.  Werke. 

II.  Einzelne  Werke  (die  ältere  Literatur  z.  Th.  nach  Bau». 

1.  Aus  der  fremden  Literatur  Uber  Polit.  Oekonomie  im  Allgemeinen. 
Ad.  Smith,  wealth  of  uations,  b.  V.  s.  o.  S.  41.  —  Ricardo,  principlcs  of 

polit.  ccon..  s.  S.  44.  —  MCulloch.  ebendas  —  J.  St.  Mill.  princ.  of  pol.  econ.. 
B.  V.,  deutsch  v.  Sötbocr.  2.  Aufl.  in  1.  B..  Hamb.  1961,  S.  590  II.  (3.  Aufl.  1970). 

J.  B.  Say,  traite  d'6con.  pol.  s.  o  S.  43.  —  Simonde  de  Sismondi,  nouv. 
princ.  d'öcon.  pol.,  ebendas. 

2.  Deutsche  Werke  über  Finanzwissenschaft  im  Anschluss  au  die  Werke 
über  Polit.  Oekonomie  im  Allgemeinen. 

Krug,  Abriss  d.  Staatsökonouiic,  S.  Uli  bis  Ende.  —  Harl,  Handb.  d.  Staats- 
wirthsch.  u.  Finanz.  2.  Abfh.  1S11.  —  Graf  J.  v.  Soden.  Nationalökonomie.  VI.  ß. 
1911  (hat  auch  den  besonderen  Titel:  Staatsfinanzwissenschaft).  —  Fulda  (f  1 847>. 
Grundsätze  der  ökonomisch-politischen  oder  Kameralwis^enschaftcn,  2.  A.  19  H).  S.  255 
bis  Ende.  —  Schmalz.  Staafewirthschafulehrc.  II.  152  bis  Ende.  —  Lötz,  Hand- 
buch der  Staatswirtlischaftslehrc.  III.  B.  —  Pölitz,  Die  Staatswissenschaften.  11,  263 
bis  Ende  (2.  Ausg.  1S27).  —  Krause.  National-  und  Staakökom.mic,  II,  218  (19*0). 

—  Schäfflc,  d.  peicllsch.  Syst.  d.  menschl.  Winhsch.  Tub.  1967,  2.  Aufl.  §.  17« 
bis  179,  19b— 220  ^bes.  nationalök.  Analyse  d.  Staats),  g.  274—284  (Abriss  d.  Finauz- 
wissensch.).  —  Wirt  Ii ,  M.  (iruudz.  d.  Nationalök..  B..  4.  Aufl.,  Cölu  1892.  S.  328—506. 

3.  Selbständige  Behandlungen  der  gesammten  Finanzwissenschaft 
(Systcmat.  Werke). 

a.  Deutsche  Werke:  Stockar  v.  Neuforn  (t  1917),  Handb.  der  Finanz- 
Wissenschaft,  Kothenburg  a.  d.  T.  1807.  II.  B.  —  v.  Jacob,  Die  Staatslinanzwissenschaft. 
Halle,  1921.  II.  2.  Ausg.  von  Eisclen,  1837.  —  Behr,  Die  Lehre  von  der  Wirt- 
schaft dos  Staates.  Leipzig.  1*»22.  —  Fulda.  Il.indb.  der  Finanzwissense  Ii  aft, 
Tab.  1826.  —  v.  Malchus  (r  1910),  (ehem.  wcstfähl.  u.  würtemb.  Finanzminhter). 
Handbuch  der  Finanzwissenschaft  und  Finanzverwaltung.  Stuttg.  18'tO.  II.  (noch  heute 
werthvoll  bes.  für  die  pract.  Seiten.  Verwaltung  u.  s.  w.)  —  Schön,  Die  Grundsätze 
der  Finanz,  eine  kritische  Entwicklung.    Brodau  1932.    (Nur  einzelne  Abhandlungen. ) 

—  Barth.  Vorlesungen  über  Finanzwissenschaft,  Augsb.  1843.  —  Gr.  Cancrin. 
*1t  1 34 1") .  Die  Oekonomie  der  menschlichen  Gesellschaft  l  ud  das  Finanzwesen.  Stutt- 
gart 1945.  —  Magnus  Graf  Moltko.  Uebcr  die  Einnahmequellen  des  Staats. 
Hamburg  1846.  —  Ümpfcnbach.  Lehrbuch  der  Fiiianzwis>en>cbalt.  IL  B.  Erlangen 
1859.  1860.  (mehr  nur  Grundr^s).  —  Stein.  Lehrbuch  der  Finanzwisscnsehaft. 
Leipzig  lb60,  4.  Aufl.  jetzt  in  2  B.  1879  —  Huhn,  Finanzwiss. ,  Lpz.  1965.  - 
K.  J  Bergiiis.  Grundsätze  der  Finanzwiss.  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  preuss. 
Staat.  Berlin  lsf>5.  2.  Aufl.  1871.  —  K.Pfeiffer,  die  Staatseinnahmen.  Geschichte. 
Kritik  und  Statistik  derselben.  Stuttg.  18K6.  IL  B.:  ders.  vergleich.  Zusammeiwell. 
d.  enrop.  Staatsausg..  1965.  2.  A.  1879.  —  Bischof.  Katechismus  d.  Finanzwiss.. 
Lpz.  1^70.  A.  1990  (irrossenth.  Auszug  aus  Stein  s  und  meinem  Fin.werk).  — 
Parth.  A.  B,  C.  d.  Fin.wi-s.  Gratz.  1S71.  —  Schmidt,  Hepetit.  d.  Syst.  d.  allgem. 
Fin.rechts  u.  d.  Fin.wisscnsch.,  Lpz.  1990.  —  v.  Hock.  öh".  Abgaben  und  Schulden, 
Stuttg.  1963  (nahezu  eine  voll*t*nd.  Fm.wissenschaft  in  prägnanter  Kürze.  Uber  Finanz- 
technisches  mit  das  Beste).  —  G.  Schönberg,  Handbuch  der  polit  Oekonomie. 
Tub.  1*92.  B.  II,  1—464.  10  grössere  monograph  Abhandlungen:  v.  Geffckcn  üb. 
Wesen,  Aufgabe,  Geschichte  d.  Fin.wiss.  u.  üb.  Sfaatsau>gaben ,  v.  r.  Scheel  üb. 
Erwerbsdnkunfte.  v.  Schall  üb.  Gebühren,  üb.  Aufwandsteuern,  üb.  Verkehr-  n. 
Erbsch.stcucr,  v.  Helferich  üb.  allgem.  Stcu.lchre.  v.  Uiccke  üb.  Zölle  n.  Zucker- 
steuern, v.  A.  Wagner  üb.  dircetc  Steuern  u.  üb.  Ordn.  d.  Fiu  winhsch.  nebst 
öllcutl.  Credit. 
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b.  Fremde  Literatur.  J.  Garnier,  traite  de  finances,  3.  ed.  Par.  1872.  — 
Leroy-Beauli  cu,  trait6  de  la  sciencc  de  fin.  2  vol.,  Par.  1S77,  2.  cd.  1879  (sehr 
reichhaltig  u.  eingehend  in  Betr.  d.  französ.  Fioanzen).  —  Gandillot,  princ.  de  la 
sc,  d.  fin.  Par.  1874.  —  De  Luca,  scienza  d.  fin.  Nap.  1858.  —  Marescotti,  le 
hnanze,  Bol.  1867.  —  Zcppa,  la  sc.  linanc.  Fir.  1870.  —  Giovanelli,  dclla  sc. 
hnanz.  vol.  I.  Roma  1677.  —  Morpurgo,  la  finanza,  Fir.  1877.  —  L.  Gossa,  primi 
clementi  di  sc.  d.  fin.  3.  cd.  Mil.  1882  (hier  Werke  in  and.  fremd.  Sprachen  S.  176). 
deutsch  o.  d.  T.  Grundriß  d.  Fin.wisscnsch.,  frei  bcarb.  v.  Eheberg,  Erl.  1882  (als 
Grundriß  auch  dies  Buch  Cossa's  gleich  seinen  anderen  sehr  brauchbar). 

4.  Monographische  theoret.  Behandlungen  von  Hau ptgebicten  der 
Finanzwissenschaft  nebst  einigen  grundlegenden  Arbeiten  Uber  einzelne  Puncte. 
(Weiteres  in  den  späteren  Abschnitten  bei  den  Speciallehren). 

a.  Ord nung de r  Finanzwirthschaft u.dgl.:  Dietzel,  Syst.  d. Staatsanleihen. 
Heidelb.  1855.  —  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatshaushalts,  Wien  1863,  Ab- 
schn.  I,  S.  1 — 63.  (Oberste  Grundsätze  d.  Finanzwiss.  f.  d.  Ordnung  d.  Staatshaus- 
haltes.); ders. .  Art.  Staatshaushalt  in  Rcntzsch'  Handwörterbuch  der  Volkswirth- 
schaffelehrc  (186t>).  ders.  a.  a.  0.  in  Schöubcrg's  Handb.  II,  413 — 433.  — 
Laspeyres,  Art.  Staatswirthsch..  Staatsw.buch,  B.  10.  —  Schäfflc,  z.  Theorie  der 
Deckung  des  Staatsbedarfs,  Tüb.  Ztschr.  1883  (B.  39).  —  Knies,  linanzpolit.  Er- 
örterungen, Heidell».  1871  (Prorectoratsprogr.  allgemeineren  Inhalts)  —  Vgl.  auch  die 
Staatsrecht!.  Liter.,  bes.  Uber  Budgetrecht,  so  (in eist,  Gesetz  u.  Budget,  Berl.  1S79) 

b.  Besteuerung.    S.  die  umfassendere  Bibliographie  in  B.  II.  S.  139 — 150. 

1.  A.  Murhard,  Theor.  n.  Polit.  d.  Bestcuer. ,  Gott.  1*>34.  —  J.  G  Hoffmaun. 
Lehre  v.  d.  Steuern,  Berl.  1840.  —  G.  Schmoller,  Lehre  vom  Einkommen  in  ihrem 
Zusammenhange  mit  den  Grundprincipicn  d.  Steucrlehre,  Tüb.  Ztsch.  1803,  XIX,  I. — 
Prondhon,  theorie  de  l'imput,  Brüx.  1861  u.  später.  —  Eisenhart,  Kunst  d. 
Bestcuer..  Berl.  186"*.  —  Maurus,  mod.  Bcsteucr.,  Heid.  1870.  —  A.  Held,  Ein- 
kommensteuer, Bonn  1872.  —  Heuschling,  l'impöt  sur  1c  revenu,  Par.  et  Brüx.  1873. 

—  Gutachten  über  P<rsonalbesteucrung  von  Kasse,  Held,  Gcnsel,  Graf  v.  Wintzin- 
scrode  u.  Rösslor,  Lpz.  1873  (Schriften  des  Vereins  f.  Soc.  Pol.  Ill.\  — 
Fr  J.  Neu  man  Ii.  progress.  Einkommensteuer  im  Staats-  und  ^cmcindehaushalto, 
Lpz.  1874  (Scliriften  d.  Vor.  u.  s.  w.  VIII.) :  ders.  d.  Steuer  nach  d.  Leistungs- 
fähigkeit, in  Conrads  Jahrb.  1S80,  1*81.  —  Vcrhandl.  dieses  Vereins  über  Ein- 
kommensteuer. Lpz.  1875,  (Schriften  No.  XI).  15  ff.  —  v  Scheel,  progress.  Be- 
steaer,  Tüb  Ztsch.  IS75.  XXXI,  273:  ders  ,  Erbschafissteuer,  Hildebr.  Jahrb.  1875, 
XXIV.  233;  dies.  Arbeit  selbsländig  in  2.  Aufl..  Jena  1877.  —  Schäfflc,  Grund- 
sätze d.  Steuerpolitik,  Tüb.  1880.  —  Esiju.  de  Parieu,  traite  des  impOts,  4  vol. 

2.  cd.  Par.  1*66.  1*07.  —  Cliffo  Leslic,  financ.  reform.  Lond.  1871  (auch  deutsch 
xou  Brömel,  1872.) 

Ucber  Coinmunalbc Steuerung  insbesondere:  Die  Coinniunalstcucrfrage. 
10  Gutachten  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  (bes.  v.  E.  Meier,  Nasse,  v.  Reitze  n  st  ein  u. 
A.  ni.).  Heft  12  d.  Ver.schr.  1877.  —  Vcrliandlungeu  darüber  in  d.  Verven»,  z. 
Herlin  1877,  Heft  14  d.  Schriften,  Leipz.  1878.  —  Daraus  bes.  ausgearbeitet  das 
Referat  von  A  Wagner,  d.  Coinmunalsteuerfrage ,  Leipz.  1878.  —  R  Fried  her g. 
d.  Bestcuer.  d.  Gemeinden,  Herl.  1878.  —  v.  Bilinski.  d  Gemeindebestcuerung  u.  d. 
Reform,  Leipz.  1 S7S.  — Gneist,  d.  preuss.  Finanzreform  durch  Rcgulir.  d.  Gemeinde 
«teuero,  Berl.  1881.  - 

c.  Oeffontlicher  Credit.  Nebenius,  olfcntl.  Credit,  2  Aufl.,  LB.,  Karisr.  182t». 

—  Dietzel.  Syst.  d.  Staatsanleihen,  Heid.  1855.  —  A.Wagner,  Art.  Staatsschulden 
im  Siaatswörterb. ,  X.  —  So t beer,  Betracht.  Uber  d.  Staatsschulden  wesen,  Beil 
Viertcljahrschr.  f.  Volkswirthsch.  1865,  2.  B.  —  E.  Nasse,  Steuern  und  Staatsanleihen. 
Tubiug.  Zcitechr.  1808.  XXIV.  —  O.Michaelis,  über  Staatsanleihen  (aus  d.  volksw . 
Virteljjjc.hr.)  in  d.  volkswirthsch.  Schriften,  Berl.  1873  11.  —  R  icca-Salor  n  o.  teot 
pener.  d.  prest  publ.  Mil.  1879. 

Besondere  deutsche  Fachzeitschriften  f.  d.  Finan/.wissenschaft  allein  bestehen 
nicht,  doch  finden  sich  manche  finanzwiss.  Specialarbcitcn  in  den  allgcm.  nat.ökon 
und  staat>wi*s.  Fachzeitschriften,  so  in  d.  Tüb.  Ztschr.  f.  d.  gcs.  Staatswi>s  ,  v> 
Hildebrand  -t'onrad's  Jahrbüchern  f  Nat  ök  u.  Stati>t .  im  Jahrb.  f.  Gcs.geb.  u  s.  w 
d    deutschen  Reichs,   in  d.  Berl.  Vicrtelj.schr.  f.  Volkswirthsch.    Aus  d.  fremden 
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Ltt.  t.  bes.  das  Journal  des  Economistes,  das  Joora.  of  the  Statist.  Soc  tn  London, 
den  engl.  Economist  n  A.  m. 

5.  Abriss  der  Finanzlehre  in  Werken  der  allgemeinen  Staats- 
wissenschaft. 

Behr,  Syst.  d.  angew.  Staabl.,  III,  (1510)  —  Craig,  Grundzüge  d.  Politik, 
III.  Bd.  deutsch.  Leipz.  1516.  —  v.  Aretin.  Staabr.  d.  constitut  Monarchie,  fortges. 
durch  v.  Rotteck.  II.  295.  (1527.1  —  Weber.  GrondzOgc  d.  Politik,  2.  359.  (1S27.) 

—  Eiselen.  Handbuch  des  Systems  der  Staabwisscnschaftcn ,  S.  291.  (1525.)  — 
Schmitthenncr,  Grondriss  der  politischen  und  historischen  Wissenschaften,  I,  215. 

1*30.^  —  Schön.  Die  Staatswissenschaft,  S.  511  —360.  (1531.)  —  v.  Rotteck. 
Lehrbuch  der  ökonomischen  Politik  (des  Vernuuftrccbtes  4.  B.)  Stuug.  1535,  S.  22-. 

—  Stahl,  Philos.  d.  Rechts,  II,  2.  §.  J20  ff.  —  Waitz.  Politik.  1562.  S.  51  ff.  — 

H.  Es  eher,  Handb.  d.  pract.  Politik.  Lpz.  1563.  I.  247  ff.  —  Bluntscbli,  Lehre 
v.  mod.  Staate,  5.  Aufl.,  Stuttgart  1S76.  II,  495  ff.  u  a.  m. 

6.  Zur  Literatur  der  Finanzgescbichtc  (s.  auch  So.  7  u.  bes.  5  unten 
u.  f.  Weiteres  d.  Specialabschnitte). 

Heeren.  Ideen  über  die  Politik  u  s  w.  der  Völker  der  alten  Welt,  3.  Ausg., 
Gött.  1S1 5,  III.  —  L.  Reynier,  de  IVcon.  polit.  ct.  rur.  des  Perses,  et  Phi-nic,  Gen. 
et  Par.  1519:  dpi.  des  Arabes  et  des  Juifs.  1520:  dgl.  Jes  Egyptiens  et  Carthagin.. 
.  1S23:  dgl.  des  Grecs,  1825.  —  Gauilh,  Essai  politique  sur  le  revenu  public  dos 
peuplcs  de  l'antiquite  du  moyen  agc  et  des  siccles  modernes.  P.  ISO*».  Neue  Ausg. 
1S23.  II.  Bd.  ( grossen theils  über  Frankreich  und  England^  —  Böckh,  Die  Staab- 
hausbaltang  der  Athener,  Berlin  1S17.  II.  2.  Aus*.  1550. 

Leber  Rom  ist  ilio  ältere  Hauptschrift :  Burmann,  de  vectigalibus  populi  Ro- 
mani.  Leid.  1734.  —  Hegewisch.  Histor.  Versuch  über  die  röm.  Finanzen,  Altona. 
1*04.  —  Bosse.  Grundzutre  des  Finanzwesens  im  römischen  Staate.  Braunschweig. 
1SU6.  7.  IL  —  Becker,  Handbuch  der  röin.  Aherthumer.  fortges.  v.  Marquardt, 
3.  Tbl.  2.  Abth  1553  (enthält  Finanz-  u.  Militärwesen),  neue  Aufl.  Röm.  Staabrcrw.  B.  2, 
Lpz.  S.  76—  30V  1576.  —  Mummsen.  röm  Staabr..  Lpz..  1574,  II,  1.,  400  ff..  596  fl.. 
II,  2.  (1575'».  929  ff.  —  Botichard,  etude  sur  ladministr  des  tinances  de  l'emp. 
Romain,  Par.  (1574'.  —  v  Gosen,  röm.  Fiscus,  Tab.  Zbch.  23.  —  Rodbertus. 

I.  Gesch.  d.  löm.  Tributsteuer  u.  s.  w.,  in  Hildebr.,  Jahtb.  B.  4,  5.  5. 

Hallmann,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  Berlin.  1505.  <Xur 
das  Finanzwesen  des  ganzen  Reiches ,  nicht  der  einzelnen  Lande.1  —  G.  Waitz. 
Deutsche  Verfassuugsgeschichte  pass  ,  bisher  5  Bände,  d.  älteren  in  neuen  Auflagen. 
B.  5.  Kiel.  1575.  Für  die  einzelne»  Hieben  ».  bes.  die  Kapitel  Uber  d.  Finanzwesen 
(so  B.  5,  S.  216  — 414 1.  —  Zeumer.  d.  deutschen  Städtesteuern ,  insbes.  d.  Stadt. 
Reith>steuern  im  12.  u.  13.  J.h.  Leipz.  1575  (Schmoller's  Forsch.  I,  21.  —  Lang, 
bist.  Eutwickl.  d.  deutschen  Steuervcrfas*. .  Berl.  u.  StetL  1793.  —  Ilse,  Gesch.  d. 
deutschen  Steuerweseus  1.  Abth.  Glessen  1544.  —  G.  Schön  berg,  Finrerhältnissc 
d.  St.  Basel  i.  14.  u.  15  J.b.  Tob.  1579.  —  Töppen,  d.  Zinsrerfass.  Preussens  unter 
d.  Herrsch,  d.  Deutschen  Ordens.  Ztschr.  f.  preus-s.  Gesch.  B.  4.  —  Kotelmann,  d. 
Finanzen  Albr.  Achills,  ebendas.  B.  :<.  —  G.  Schmoller.  d.  Epochen  d.  preuss. 
Fin.politik,  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  s.  w.  i.  Deutschen  Reich,  K  F.  I.  1577  S.  33—114.  — 
Klewitz.  Steu.vcrfass.  im  Herzoirtb.  Magdeburg.  Bert  1797.  —  Kries.  bist.  Ent- 
wickl.  d.  Sicu.iL-rfa>>.  in  Schlesien,  Bresl.  1542.  —  Riedel,  d.  Brand,  pn-oss.  Staats- 
haushalt in  d.  beiden  letzten  Jahrhunderten,  Berl.  1566  (<|uell.mässigX  —  Krug. 
Gesch.  d.  preuss.  Staatsschulden,  her.geg.  v.  Bergius,  Breslau  1*61.  —  t.  Bosse. 
Darstellung  des  staatswirths^haftlichen  Zustande*  in  den  deutschen  Bundesstaaten  aut 
«einen  geschichtlichen  Grundlagen.  Braunschweig.  1*20.  —  Falke.  Gesch.  d.  Deutschon 
Zoll  wesens,  Lpz.  1569.  —  Hoff  manu,  das  Finanzwesen  von  Würtemberg  zu  Anfang 
des  16  Jahrhunderts.  Tübingen.  1540  —  ObcrleitneT,  Oesterreichs  Finanzen 
unter  Ferdinand  L,  Wien.  1*59;  ders. ,  Finanzlage  Nicder-Oesterreiehs  im  16.  Jahr- 
hundert, Wien  1m>3;  ders..  Finanzlage  der  deubch-österrekh.  Erblande  im  J.  1761. 
Wien,  1565.  —  Schwabe  r.  Waisen fn-und.  Vers,  einer  Gesch.  d.  österr.  Staats-. 
Credit-  u.  Schulden  wesens,  Wien  1560  ff.  —  J.  v.  Haner,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  österr 
Finanzen.  Wien.  1»»4>.  .'»  Hefte.  —  A  Wagner,  z.  Ge>ch.  u.  s.  w.  der  österr. 
Bancozettelperiode .  Tub.  Ztschr.  1561  u.  15»V3.  —  Vocke,  Beitr.  z.  (»esch.  d.  Ein- 
kommensteuer in  Baiera,  Tub.  Ztechr.  B.  20  u.  21.  —  S.  im  Allgenv  sonst  die  Werke 
über  deutsche  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  (wo  Eichhorn  auch  aber  das  Finanz- 
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westn  immer  noch  das  Beste  u.  Eingehendste  giebt)  u.  Uber  allgemeine  deutsche 
8.  Territorialgcschichte,  so  Droysen's  Gesch.  d.  preuss.  Politik. 

Sinclair,  History  of  the  public  revenue  of  the  British  empire.  3.  Edit.  1803. 
1IL  —  Madox,  History  otc.  of  the  excbequer,  2.  ed.  Lond.  1769.  —  G »eist,  eugL 
Venraltuugsrecht,  2.  A.  2.  B.  Berl.  1867.  passiin.  —  Vocke,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit. 
litachs,  Leipz  1867.  —  Höf  ler,  Gesch.  d.  engl.  Civilliste.  Stuttg.  1834.  —  Do  well, 
sketch  of  the  hist  of  taxes  in  Engl.  Lond.  1876  ff. 

Froomanteau  (pscudouym),  Le  secrot  des  finances  de  France,  1851.  (Auf- 
zahlung aller  Einnahmen  und  Ausgaben  des  80 jahrigen  Zeitraums  von  1550 — 1580, 
vgL  v.  Mohl.  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaft,  III,  III.)  —  do 
Forbonnais,  Rccherches  et  consideratious  sur  los  finances  dela  France  depuis  1595 
josqu'en  1721.  Bäle.  1758.  II.  4°,  u.  Liege,  1*58.  VI.  8°.  —  Amould,  Histoire 
generale  des  finances  de  la  France.  Par.  1804.  4°.  —  de  Monthiou,  Particularites 
et  observatious  sur  les  ministres  des  finances  de  la  France  los  plus  celcbres  depuis 
1660  jusqu'en  1791.  Par.  1812.  —  Brcsson,  Histoire  finaneiöre  de  la  France.  Par. 
1828.  IL  (meistenteils  aus  Monthiou  abgeschrieben).  —  Bailly,  Histoire  finaneiöre 
de  la  France.  1830.  IL  (bis  1786.)  —  Die  Discours  prcliminaires  von  Pastorct  vor 
den  von  demselben  herausgegebenen  Thciien  der  Ordonnances  des  rois  de  France, 
Bund  15 — 19,  enthalten  ebenf.  die  ältere  franzosische  Finanzgeschichte.  —  Glamageran , 
hist.  de  l'ünpöt  en  France.  3  vol.  Par.  1867 — 76.  —  de  Nervo,  Les  finances  francaises 
»Ott*  Tancienne  monarchic,  la  republique,  lo  consulat  et  l'empire  P.  1863.  IL  B. 
Forts,  sous  la  restauration.  1865 — 68.  IV.  B.  —  Vuitry  dtudes  sur  le  r6gimo  fin. 
d.  I.  France  avant  la  rcvolution.  Par.  1878.  —  Oberleituer  Frankr.s  Fin.verhält- 
nisse  unt  Ludw.  XVI.  Wien  1866.  —  d'Audiffret,  apercu  du  cred.  pnbL  etc.  de 
1789— 1S60,  Par.  1861.  Dgl.  bis  1873,  Par.  1873.  —  Tripier,  la  dette  publ.  eu 
France  1789—1873,  Par.  1873.  —  v.  Wolff,  d.  Staatsrentcnschuld  in  Frankr. 
Lfz.  1875.  —  Cohn,  G.,  Colbert,  i.  d.  Tub.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  B.  25,  bes.  B.  26, 
S.  390  IT. 

7.  Zur  Finanzstatistik. 

S.  oben  §.  19,  S.  25.  Hauptwerk  immer  noch:  v.  Czörnig,  d.  österr.  Budget 
im  Vergleich  mit  jenen  d.  voriügl.  and.  europ.  Staaten,  Wien,  1862.  Eine  neue  Be- 
arbeitung dieses  halbauitl.  Werks  durch  ein  Statist  Bur.  wäre  erwünscht.  —  F.  Cohen, 
etndes  sur  los  impots  et  sur  les  budgets  des  prineip.  etats  de  l'Europe  Par.  1865  — 
r.  Czörnig,  Einriebt  (lb.  Budget,  Staatsrecht  u.  s.w.  in  verschied.  Staaten,  Wien,  1866.— 
M.  Block,  l'Europc  pol.  et  soc.,  Par.  1869,  ch.  3.  —  Der».  Annuaire  decon.  poL 
et  de  stat,  jährlich.  —  Kolb,  Handb.  d.  vcrgl.  Statistik.  —  Goth.  Almanach,  die 
Hauptdaten  für  alle  Culturstaaten  jährl.,  in  den  letzten  Jahrgängen  gegen  früher  sehr 
specialisirt  —  Mehrfach  Aufsätze  in  der  Zeitschr.  f.  Kap.  u.  Rente.  —  Publicationcn 
d.  internat  Statist.  Congresses  über  Finanzstatistik,  bes.  der  grossen  Städte  (vom  Pester 
»tädt  Bur.  besorgt).  1.  vol.  1877  ff*.,  Jahresbulletin  kürzer  ausserdem.  —  Die  Arbeiten 
der  vergleichenden  Finanzstatistik,  rorncmL  über  deutsche  Verhältnisse,  aber  mit  Ver- 
glcichungea  fremder,  von  Ph.  Gcrstfeldt,  bes.  Beiträge  z.  Rcichssteuerfragc  u.  s.  w. 
Leipz.  1879,  ferner  vergleichende  Zahlen  u.  Bilder  z.  Keichssteuerfrage,  Leipz.  1881.  — 
Ueber  ihren  betreiienden  Staat  bringen  die  amtl.  Statist  Bureaus  bes.  in  den  „Jahi- 
buehern"  vergleichend.  Statist.  Daten  f.  längere  Perioden  (Deutsches  Reich ,  Preusaen, 
Oesterreich,  bes.  Italien  u.  a.  m.)  Ueber  Communal-Finanzstatist.  s.  bes.  die 
i  gen.  neueren  preuss.  Publicationen. 

Regelmässig  finden  sich  geschichtliche  Ausfuhrungen  und  statist.  Daten 
tn  den  Werken  der  folgenden  Rubrik .  naturlich  von  verschiedener  Ausdehnung. 

8.  Zur  Literatur  Ober  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  (Weiteres 
in  den  Specialabschnitten). 

Deutschland.  Gebiet  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes:  v.  Reden, 
if  1657),  Allgemeine  vergleichende  Finanzstatistik,  Dannstadt,  1851—56.  II  B.  in 
4  Abtheilungen.  Es  bind  bloss  die  deutschen  Staaten  abgehandelt  Bd.  I  enthält  die 
rein  deutschen  Staaten,  Bd.  II  Preusscn  und  Oesterreich. 

Neues  Deutsches  Reich:  A.  Wagner.  Reichsfinanzwesen  in  v.  Holtzen- 
dorf  f 's  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  B.  1  u.  3  (hier  bes.  Uber  die  Kriegsfinanzen  1870—71).  — 
Zaldreiche  Abhandlungen  und  Materialiensammlungcn  Uber  alle  wichtigeren  Gebiete 
des  D.  Finanzwesens  (v.  v.  Auffsess  u.  a.  m.)  in  Hirth  s  Annalen  d.  D.  R.  — 
Jahrb.  d.  aintl.  Statist  d.  preußisch.  Staats,  IV,  2,  S.  215  ff.  —  Statist.  Jahrb.  f.  d. 
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Deutsche  Reich.  Lpz.  1SS2.  Bcrl.  1SS2.  S.  HS  ff.  Zoll-  u.  Steuerstatistik  auch  iu  d. 
..Statistik  d.  D.  Reichs",  bes.  in  d.  Monatsheften.  —  Weber,  d  D.  Zollverein,  Lpz.  1869, 
2.  Aufl.  1*71.  —  lieber  das  Reichsfinanzrecht  s.  bes.  v.  Rönne's  u.  Labaud's 
Werke  Uber  das  Staatsrecht  d.  Deutschen  Reichs. 

Einzelne  Staaten  des  heut.  Deutschen  Reichs: 

Preussen:  Kletke,  Literatur  Ob.  d.  Finanz»,  d.  preuss.  Staates.  3.  Aufl..  Berl. 
1S76  (sehr  fleissig).  —  v.  Bcguelin.  histor.  krit  Darstell,  der  Accise-  u.  Zollverfass. 
in  preuss.  Staaten,  Herl  1797.  —  Borowski,  Abriss  des  praktischen  Kamerai-  und 
Finauzwes.  in  den  K.  preuss.  Staaten.  3.  Ausg..  IL,  Berlin  1805.  —  Benzcobcrg. 
Proussens  Geldhaushnlt  u.  neues  Steuersystem.  Leipzig  1820.  —  (r.  Reibnitz?)  Uber 
Preusscns  Geldhaushalt  u.  s.  w.  Berlin  1821.  —  Hanse  mann.  Preussen  u.  Frankreich, 
staatswirthschaftlieh  u.  politisch,  2.  Aufl.,  Ib34.  Riegen  den  Verfasser  trat  Kauf- 
mann auf,  den  wieder  Springsfeld  zu  bekämpfen  suchte.)  —  v.  Bülow-Cun»- 
merow,  Preussen.  Berlin  1 S 12.  3  A. —  Bergius.  Preuss.  Zustände,  Münster  1V44 : 
dess.  Grundsätze  d.  Finanzwiss.  mit  bes.  Bezieh,  auf  d.  preuss.  Staat.  Berlin,  2.  Aufl. 
1*71.  —  Dicterici,  Tabellen  und  Nachrichten  für  den  preuss.  Staat  für  das  Jahr  1841». 
IV.  B.  1853.  —  Schimmelpfennig,  d.  preuss.  directen  Steuern  2  B.  3.  n.  4.  A. 
Potsd.  1859;  ders.  die  preuss.  indirecten  Steuern.  2  B.  3.  A.  Beil.  1858.  - 
Nasse.  Bemerk,  über  d.  preuss.  Steuersyst.  Bonn.  18KI.  —  v.  Czörnig,  das  österr. 
Budget  etc.  I.  281.  —  Jahrbuch  für  die  amtliche  Statistik  des  preuss.  Staats.  3.  Jahr- 
gang 18IJ9,  S.  357 — 57>»  (Einnahmen  it  Ausgaben  von  IS  00 — 69).  —  Auch  4.  Jahrg.. 
2.  Abth.  S.  215  Ii.  0 574— 70).  —  Richter,  das  preuss.  Staatsschulden  wesen ,  Berl. 
1869.  —  Dicterici  ( jun.^i .  (iesch.  d.  Stcuerref.  in  Preussen  von  IS10 — 20.  Berl. 
1875.  —  S.  auch  J.  G.  Hoffinaun's  Lehre  v.  d.  Steuern.  Berl.  1810.  —  v.  Czud- 
nochowski,  Steu.refortn,  Fin.pol.  u.  s.  w.  in  Preussen,  Berl.  1873.  —  Wissmaun. 
d.  Stcuerwesen  d.  preuss.  Monarchie,  Berl.  J S75.  —  Leber  Communalfiuanz- 
statistik:  L.  Herrfurth,  Beitrüge  z.  Finanzstatistik  d.  Gemeinden  in  Preussen. 
Ergänz. h.  0  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur .  1879:  Herrfnrth  u.  Studt,  Fin.stat 
d.  Kreise  d.  preuss.  Staats.  Erg.h.  7,  1889;  Beiträge  /..  Statist,  d.  Gemeindeabgaben 
in  Preussen  (auch  Stat.  d.  Krcisabgabeu\  Erg.h.  9,  18*2.  —  Gerstfcldt,  Städtc- 
tinanzen  in  Preussen,  Lpz.  1882  (Schmollcr's  Forsch.  IV.  V.  —  Staatsfiua  nz- 
recht  bes.  in  v.  Rönne's  preuss.  Staatsrecht  (4.  Aufl.).  Ein  allgemeines  Werk 
über  das  preuss.  deutsche  Finanzwesen  im  Ganzen,  wie  die  Werke  von  Stockar  von 
Nouforn-Hock  über  ßaiern,  v.  Hock  u.  v.  Kaufmann  über  Frankreich  fehl» 
leider.  Einen  bezü;!.  Abriss  giebt  v.  Oesfeld,  Preussen  in  »taabrechtl.  u.  s.  w. 
Bezieh.  Berl.  1S71,  II  1  — ISS. 

Andere  deutsche  Staaten:  Höek,  Grundlinien  der  Katneralpraxis,  Tüb. 
Ist9  (ist  grösstenteils  Fiuanzstatistik).  —  Dessen  Materialien  zu  einer  Fiuanzstatistik 
iler  deutschen  Bundesstaaten.  Schmalk.  1823.  —  Ger  et,  Systemat.  Repertorium  der 
konigl.  baier.  Finan/verordnungen.  1812.  1S'J5.  II.  dessen  Samml.  ungedruckter  Ver- 
ordnungen. —  Rudhart.  Leber  den  Zustand  des  K.  Baieru,  Erlangen  1827.  III.  B. 
Erl.  IS27.  —  K.  Stockar  von  Neuiorii  (Sohn  des  ölten  genannten,  +  1  S*>5 Hand- 
buch der  gesammten  Fiuanzverwaltung  im  Königreich  Baiern.  Bamberg.  I ^»57.  3.  Aufl. 
t  J.  Hock,  ob.  1882— *3.  —  Vocke,  über  d.  baier.  Fin.  in  d.  Ztschr.  d.  baier. 
Stat.  Bur.  herausgeg.  von  G.  Mayr,  1*70  H.  2,  3,  1*71  II  1,  2.  3,  1*72  H.  2,  3 
(Statist.,  Einn. .  bes.  dir.  u.  indir.  Steuern,  Stan^eigenth  ,  Unternehm.,  dann  Aus- 
•rabenV  —  Chr.  Herdegen,  Wurtembergs  Staatshaushalt.  Stuttg.,  1*1*.  —  Hoff- 
tnann.  Das  würtemborg.  Finanzrecht.  L  Tubinueu.  1857.  —  Rieckc.  iu  d.  W'ürt. 
Jahrb  1861.  1 S7 1 —  74  über  Würtemb.,  ders.  Verfass.  Verwalt.  u.  Staatshaneh.  d. 
K.  Wttrt.  Stuttg.  1  *?S2.  —  Ueber  d.  Finanz,  d.  Kirr.  Sachsen  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten *  v.  Nostiz  in  d.  Sachs.  Stat.  Ztschr.  1*7*.  —  Ub  belob  de,  Ueber  die 
Finanzen  des  Königreich*  Hannover.  ISM.  —  Lelizen  i+  1*55).  Hannovers 
Staatshaushalt.  1S53 — 55.  IL  B.  —  Amtliche  Beiträge  zur  Statistik  der  Staatshnanzen 
des  Grossh.  Baden.  Karlsruhe.  1S51.  4°.  Von  dem  Miuister  Regeuauer  heraus- 
gegeben. —  Regenauer,  Der  Staatshatislialt  des  Grossh.  Baden.  Karlsr.  1863.  — 
Eigenbrodt,  Handb.  der  Grossh.  Hess.  Verordnungen.  IL  B.  1*17.  —  v.  Hoff- 
mann.  Beitrage  zur  näheren  Kenntnis»  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  drossh. 
Hessen.  Glessen,  1832.  —  Baur.  Handb.  d.  dir.  Stcucrwes.  u.  s.  w.  in  Hessen. 
L  B.  Heidelb.  1868.  —  M.  Wiggers,  d.  Finanzverhaltnisse  d.  Grossh.  Moeklenb.- 
Schwerin,  Berlin  1  sGÜ.  —  Balck,  F>n.verhältuissc  in  Metklcub.-Schwerin . 
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Wismar  1877.  —  Denkschr.  üb.  d.  Fin.  v.  Els.-Lothr.  Strassb.  1875.  —  Grad, 
nmsitter.  sur  los  fin.  etc.  do  l'Alsace  Lorraine,  Par.  1877.  —  Burkhard,  Handbuch 
der  Verwaltung  im  Grossh.  Weimar-Eisenach.  1841.  S.  517.  —  üeber  Hamburg 
ia  der  Statistik  d.  hamb.  Staats,  H.  3  und  4.  —  Gröning,  zur  Kefonn  der  bremischen 
Finanzen,  Bremen  1867. 

Oesterreich:  A.  v.  Malinkorski,  Haudb.,  zunächst  für  k.  k  Kaineral- 
beamte.  Wien,  1840.  II.  (Abriss  des  österreichischen  Finanzwesens).  --  de  Tengo- 
borski.  Des  finances  et  du  credit  public  de  l'Autriche,  Par.  1843.  II.  B.  Deutsch 
1845.  Dagegen  die  3  folgenden:  Wiesner,  Kussisch-politische  Arithmetik,  Leipzig, 
1844  II:  A.  Tebeldi,  (Beidtel?).  Die  Geldangelegenheiten  Oesterreichs.  Leipzig. 
IS47.  (Nur  zum  Thcil  finanzwisscnschat'tlieh.,> ;  L.  Johu.  Anti-Tebeldi.  Leipzig.  1S48.— 
Habner,  Oesterreichs  Finanzlage.  J84*.  —  v.  Czörnig,  Oesterreichs  Neuge- 
staltung 1848—58,  Stuttgart  1858.  S.  J19.  Dess.  Das  österreichische  Budget  für  1802 
in  Vcrglcichurg  mit  jenem  der  vorzüglicheren  anderen  europäischen  Staaten,  II  B. 

1.  A.  Wien,  1802.  —  Wagner,  A..  Ordnung  d.  Österreich.  Staatshaushalts.  Wien  1868. 

—  Ders .  Oesterreichs  Finanzen  (histor.  stak  Abriss  bis  1 862)  im  d.  Staatswörterb. 
VII,  595—616  u.  die  hier  cit.  Abbandl.  Ders.,  Oesterreichs  Finanzen  seit  dem  Frieden 
ioo  Villafranca  (1859  —  63)  in  „Unsere  Zeit"  1863.  —  Angcrstein,  25  J.  öst. 
Fui.polit.  1>4^  —  T?l .  2.  A.  Lcipz  1874.  —  de  Mülinen,  fin.  de  TAutriche,  Paris 
et  Vienne,  1*75.  —  Nouvrirth,  Bank  u.  Val.  in  Oesterreich  -  Ungarn ,  2  Bde.. 
Leipzig  1873  —  74.  —  M.  Wirth,  Oesterreichs  Wiedergeburt,  Wien,  1876,  S.  309  fl. 

—  A.  Beer,  Oest.  Fin.  i.  19.  Jhrh.  Wien  1877.  —  Ders.  d.  Staatshaushalt  Ocsterr. 
Ungarns  seit  1868  Prag  1881.  —  Lang,  les  finances  de  la  Hongrie  et  de  l'Autriche. 
1«»67 — 77,  Par.  1881.  —  Horn,  Ungarns  Fitüagc.  Wien  1874.  —  Dessary,  Grund- 
/üge  d.  österr.  Finan/gescsetzkundo.  Wien,  1855  —  v.  Chlupp,  Handb  d.  dir. 
Steuern  (in  Ocst.).  6.  A.  Lpz.  1877.  —  Konopasck  u.  v.  Mor,  2.  Aufl.  v.  Blonski 
besorgt,  Fin.gesctAuude  d.  öst.  Kaiserstaats,  2.  B.  Wien.  1880.  —  Hancl.  d.  österr. 
Steuergesetzc.  Mies  —  Wien  1879.  1880.  4  B.  —  v.  Pacher.  chron.  Fiu.uoth  in 
•  »e^terr.  Zürich  1883. 

Grossbritannien:  v.  Raumer.  D.  britische  Besteuerungssystem.  Berlin  1810. 
(Betrifft  aoeh  andere  Einkünfte.)  —  Dess  England  im  Jahre  1835.  Berlin  1836.  II.  B  — 
Lowe.  England  nach  seinem  gegenwärtigen  Zustande,  nach  dem  Engl.  v.  Jacob. 
Leipzig  1S23.  —  Parnell,  Ou  tinancial  reform.  2d.  ed.  London,  1830.  —  Marshall. 
Digest  of  all  the  aecounts  rclating  tho  the  population.  pniduetions.  rerenues,  financial 
«.perations  .  .  .  etc.  of  the  U.  K.  of  dreat  Britain  and  Ireland.  Loud.  18.H3.  II  Vol.  4°. 
iSchr  reichhaltige  Materialien,  blosse  Zahlenangaben.)  —  Pablo  Pcbrer,  Histoire 
tinanci^re  et  staristiqne  generale  do  l'Empire  Britanni'|ne.  trad.  par  Jacobi.  Paris  1834. 

2.  Aufl.  1"»39.  —  Bailly.  Expose  de  laduiiiiistration  generale  et  localc  des  finances 
du  r»yautnc-uni  de  la  Gr.  Brct.  er  d'Irlandc.  Paris  1  S'tT,  II.  —  Porter.  The  Plegie*, 
of  the  nation,  n.  A.  1851.  —  Wells.  The  true  state  of  tho  national  finances  Lon- 
don 1842.  —  v.  Czörnig.  Oesterr.  Budget,  I.  19.  Gladstouc.  linanc.  Statements, 
2.  ed.,  Lond.  Is»i4.  —  Northeote,  2<»  years  of  fin.  policy.  London  1862.  —  Pcto 
S.  Morton,  taxation.  Lond.  1863.  —  Noble,  tisc.  legislation  1*42— 65.  Lond.  1S67. — 
Baxter,  nation.  income  of  the  I  nited  Kingdom,  Lond.  186*».  —  Vocke.  Gesch.  d. 
Steuern  d.  brit.  Keichs.  Lpz.  1*07.  —  (in  eist.  Engl.  Verwalt. recht.  2.  A.  2  B. 
Herl.  1867.  —  Baxter,  taxat.  of  the  Inir.  Kingdom.  London  1869.—  Ders.  national 
dt;bts,  Lond.  1*71.  —  (i.  Du  ff.  Fast  Ind.  tinanc  statemeiit  1*60.  —  Sargant. 
Taxation.  Lond.  187L  —  Fawcett.  Indian  finance,  Lond.  1*»*0.  —  H.  (iiffen, 
e*says  in  tinan.  c,  Lond.  1*»*0  (nur  z  Th.  hierhergehörig).  —  Parliamunt.  papers, 
Kinance  aecounts.  jahrl.  —  Itep.  of  the  couitniss.  of  lulaud  Uevenucs  etc.  f  1  >.'»«»  -69. 
*iib  n-trospeet.  bistory .  2.  p.  Lond  1870.  —  Kcp.  on  local  taxation  IS44.  Weitere 
Liter,  über  Commnnalfinan/wesen  s.  u    §.  .VI.  — 

Krankreich-  Encvclfpedie  mcthoduiue.  Finance.  Paris  et  Liege*  17*4.  IV  Voll, 
t*  <Die  Grundlage  dieses  für  die  Kenntnis  der  damaligen  Fiuanzvcrwaltung  schätz- 
baren Werkes  »ind  die  eii^chliiirigcii  Artikel  der  D i d e rot'scheii  Encyklopädic.)  — 
Vrck.-r.  De  radniini^tration  des  linances  de  la  France.  Paris  1785.  IÜ  u.  flftcr.  — 
Bosse.  Ueb«  rslcht  der  französischen  Staatawirthsehaft.  Hraiinschwcij»  1806—7.  II. 
id«r  LB.  historir' Iii.  —  Wchiieit.  Ueber  den  tieist  «kr  neuen  franzfisisrhen  Finanz- 
renraltuii?.  Berlin  5*»  12.  —  timiilh.  La  ^rience  Je,  linanco.  P.  1*25.  (Gegen 
ViMrle'»  Verwaltung.»  —  Duo  de  tiaete  (Gaudin),  Notice  historiijue  sur  1<> 
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finauces  de  la  Franca  de  l'an  1800—1814.  P.  1848.  —  Memoire«.  IL  1826.  —  de 
Geraado,  Instituts  du  droit  administratif  francais.  III.  B.  zum  Theile,  IV.  ganz. 
Paris  18SO.  —  Rapport  au  Roi  sur  1'adminUtration  des  iinanccs.  Paris  1830.  (von 
v.  Audiffret,  mit  38  Tabellen  uud  einer  Sammlung  von  Vorordnungen.  4°).  — 
Macarel  et  Boulatignier,  De  la  fortune  publique  en  France.  Paris  1838  U. 
III.  B.  (unvollendet).  —  Oai ander,  Darstellung  der  franz.  Finanzen  von  1830—32. 
Stuttgart  1839.  —  Marquis  d'Audiffret,  Examen  des  revenus  publica.  Paris  1839.  — 
Ders.  Systeme  nuancier  de  la  France.  Paris  1840—54.  VI.  B.  3  ed.  1863—1870. 
Supplcm.  dazu  Par.  1S76.  —  v.  Reden,  Fr.s.  Staatshaush.  u.  s.  w„  Darmst  1853.  — 
r.  Hock  (t  1869).  Die  Finanzverwaltung  Frankreichs.  Stuttgart  1851.  —  v.  Czörnig 
a.  a.  0.  I,  133.  —  Calmon,  hist.  Parlament,  des  Iinanccs  de  la  restauration,  2  vol. 
Par.  1S68,  1670.  —  Horn,  Frankreichs  Finanzlage,  Wien  1668.  —  Annuaire  de 
de  )'6con.  politique  für  jedes  Jahr.  —  Merlin,  Progression  comparce  des  budgets 
de  l'etat  sous  le  second  empirc.  P.  1669.  —  Horn,  bilan  de  l'empire.  Par.  166*), 
5.  id.  —  Keller,  dix  annees  de  doticit  (1859 — 69).  Par.  1869.  —  v.  Brasch,  Ge- 
meinde  n.  ihr  Finanzw.  in  Fraukreich.  Lpz.  1874.  —  v.  Hirschfeld,  die  Finanzen 
Frankreichs  nach  dem  Kriege  v.  1870.  Berl  1>75.  —  L.  Say,  rapp.  sur  le  payement 
de  la  cootribution  de  guerre  etc.  Par.  1*74.  —  Wolowski,  resnlt.  econom.  du  payetn. 
de  la  coutrib.  de  guerre.  Paris  1874.  —  Desmousscaux  de  Givre  la  Icgislat  du 
budget.  —  Vrayc,  le  budget  de  l'etat  etc.  Par.  1875.  —  Ferraris,  l'indcnnita  di 
guorra  della  Francia  alla  Germania,  Nuova  Antologia  1675.  —  de  Casabianca  rin. 
fraoi;.  Par.  1880.  —  Noi'l,  etudo  histor.  sur  l'organisat  financ.  d.  1.  France,  Par.  1SM. 

—  Mathieu-Bodet,  Ii«,  frauc.  du  1670—78.  2  voL  Par.  1881.  —  Block,  budget, 
revenus  et  d<-penscs  de  la  France,  Par.  1682.  —  Atlas  de  stat  financiere,  Par.  1861. 

—  Die  Specialartikel  in  Block 's  diction.  de  l'administr.  franc^  2.  cd.  Par.  1681  (3.  Ab- 
druck), nebst  Jahressupplementen.  —  Dejean.  code  des  nouv.  imputs,  2.  od.  Par.  1875. 

—  v.  Kaufmann,  die  Finanzen  Frankreichs,  Leipz.  1882.  —  Pcrroux,  d.  frauzos. 
dirocten  Steuern,  übers,  v.  Joppen,  Strassb.  1874.  —  Olibo,  code  des  contrib. 
indirectes,  3  vol.  Lyon,  1878—79.  — 

Italien:  Plobano  et  Musso,  Fin.  du  roy.  d'Italie.  Par.  1863.  —  Annuario 
del  mioistro  delle  finance  d.  R.  dltaiia.  seit  1862  fast  jährlich  (sehr  reichhaltig). 
Auch  sonst  reichhaltige  Finanzstatistik.  —  De  Choisy.  sitoat  miaue  d'Italie  etc. 
Tor.  1869.  —  Bonghi,  storia  d.  fin.  itaL  d.  1664—68,  Fir.  186S.  —  Morpurgo,  la 
finanzaetc.  Fir.  1877.  —  Woker,  d.  kirchl.  Finanzwesen  d.  Päbste.  Nördl.  1878.  — 
Ferraris,  moneta  o  corso  forzoso,  Mil.  1879. 

Niederlande:  (Oslander)  Geschieht!.  Darstellung  der  niedorläud.  Finanzen 
seit  ISIS.  Amsterd.  1829.  —  Dessen  Geschieh»!.  Darstellung  ...  von  1630  —  33. 
Stuttg.  1634.  —  vau  Houten,  de  toekamst  onzer  huanzien ,  Gron.  1869. 

Belgien:  Expose  de  la  sitaatiou  generale  du  Royaumo  en  1641 — 50  Brüx. 
1852.  III.  671.  Dsgl.  1857—60  im  Expose'.  Brüx  1865,  t.  II,  p.  509  ff.  —  Mal ou, 
notice  histor.  sur  les  fin.  d.  1.  Belg.  (1831—65).  Brüx.  1867.  —  Bollie,  traite  des 
taxes  common,  Brüx.  1681.  — 

Schweiz:  Bericht  an  den  Grossen  Rath  der  Stadt  u.  Republik  Ben)  Uber  die  Staats- 
verwaltung von  1814 — 1630.  2.  A.  Boru  1832.  —  Mathy,  Ucbcr  die  Finanzen  des 
Cantons  Bern  in  Rau's  Archiv,  IV.  u.  V.  Bd.  —  Hottinger,  Der  Staatshaushalt 
der  schweizer.  Eidgenossenschaft.  Zürich  1617.  —  von  Taur,  Der  Staatshaushalt 
der  schweizer.  Eidgenossenschaft.  Cbur  1660.  4.  —  v.  Scheel,  Reform  d.  Steuer- 
wesens im  Canton  Bern.  Bern  1676.  —  Jahresberichte  der  verschiedenen  Cantons- 
Kegicruugcn  Uber  die  ganze  Verwaltung.  —  G.  Cohu,  d.  Finanzlage  d.  Schweiz, 
Zürich,  1877.  —  Lombard,  etudes  sur  les  tin.  d.  L  confederation.  Zarich  1878.  — 

Spanien:  Canga  Arguelles,  Diccionario  de  hacienda,  Lond.  1826—27.  V.  — 
ßorrego.  Der  Nationalreichthum,  die  Finanzen  und  die  Staatsschuld  des  K.  Spanien, 
deutsch  von  Kottenkamp,  Mannh.  1834.  —  Mirauda  y  Eguia,  revoluc.  tinanc. 
de  Espana,  Madr.  1869.  —  Finanzen  u.  s.  w.  Spaniens,  Wien,  1871.  — 

Portugal:  A  de  Figueiredo,  lo  Portugal  etc.  1873,  p.  69  rt. 

Russland:  Horn  in  d.  Anuaaires  du  cred.  publ.  —  Wolowski,  Fin.  du  la 
Russiu.  Par.  1664.  —  Graf  Keyscrliug,  aus  den  Reisctagobuchern  des  Grafen 
G.  Kankrin  (russ.  Finanzm.).  Braunschw.  1865,  I,  59— IIS.  (Per.  1823  —  1842.)  — 
A.  Schmidt.  Das  russ.  Geldwesen  wahrend  der  Finanzvcrwalt.  des  Gr.  Kankrin. 
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Erstes  Buch. 
Die  Ordnung  der  Finanz wirthschaft. 

Rau,  Fio.  I,  (5  A.,  auch  z.  Tb.  noch  meine  Bearbeitung  d.  (i.  A.)  hat  iu  seinem 

1.  Buche  von  den  „Staatsatisgabcn"  Mancherlei  behandelt,  was  systematisch  richtiger 
davon  zu  trennen  ist,  weil  es  sich  auf  die  Regelung  der  Fiuanzwiithscbaft  im  All- 
gemeinen bezieht,  so  die  Lehre  vou  den  Haushalten  der  Sclbstvcrwaltunnsköipcr,  iu 
den        53 — 55  und  57  (in  der  6.  Ausgabe  von  mir  an  eine  andre  Stelle  geschoben. 

3b  c  in.  Andrei  von  grosser  und  allgemeiner  Bedeutung  für  die  Finanzwirih- 
ichaft  und  ihre  Ordnung,  wie  die  Lehre  vom  Haushalt  der  Staatcnvcrbiudungen, 
von  der  Deckung  der  Staatsausjtnbcn  (Abschu.  3  den  1.  Buchs  in  meiner  ti.  Ausgabe) 
hat  Bau,  nach  dem  früheren  Standpunctc  der  Wissenschaft,  ganz  Übergangen  oder 
nur  nebenbei  und  gelegentlich  in  anderem  Zusammenhang  bciührt.  Dagegen  findet 
»ich  dann  wieder  in  Erörterungen  wie  der  ..allgemeinen  Betrachtung  der  Staat»aus- 
gaben"  in  der  5.  Aufl.  §.  21—11  (Ü.  Ausg.  §.  24— 37a)  Maucbcs.  was  gegenwärtig 
tbeib  unnölhig,  theils  antiquirt  erscheint.  Andere  Punkte,  welche  sich  auf  dio 
materielle  und  formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  beziehen,  erörtert  Rau  im 

2.  Bd.  im  3.  und  z.  Tb.  im  4.  Buche.  In  der  2.,  bereits  im  Wesentlichen  verselb- 
ständigten Ausgabe  des  1.  Bandes  meiner  Neubearbeitung  des  Rau 'sehen  Finanzwerks 
habe  ich  im  dortigen  1.  Buche  schon  in  erheblicher  Erweiterung  und  vielfach  völliger 
Abweichung  von  Rau  „die  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  den  Finanzbedaif'* 
behandelt.  Aber  ich  behielt  damals  noch  die  formelle  Ordnung  des  Haushalts  dem 
Schluss  des  Werks  vor.  Bei  den  engen  Zusammenhang  der  materiellen  und  formellen 
Ordnung  und  in  der  Consequeuz  richtiger  finan/wisscnschaftlichcr  Systematik  erscheiut 
*.-§  aber  doch,  in  Ucbereinstitntnung  mit  Stoin,  angemessener,  auch  die  Lehre  von 
der  formellen  Ordnung  schon  hier  mit  in  das  erste  Buch  herüber  zu  nehmen  und 

der  Lehre  von  den  Ausgaben  und  Einnahmen  voranzuschicken,  wie  ich  es  nunmehr 
in  dieser  3.  A.  tbue.  Die  Abtrennung  der  Lehre  vom  „  Finanzbcdarf"  für  ein  be- 
sonderes (jetzt  das  zweite)  Buch  ist  ebenfalls  wohl  das  Richtigere.  Aus  der  Literatur 
ist  namentlich  auf  Stein,  bes.  auf  dessen  neueste  Behandlung  des  Gegenstands  in 
d.  4.  A.  zu  verweisen  (1.  Buch:  ,  Staatshaushalt  u.  Staatsrcichthum",  I,  51 — 12^, 
theilweise  auch  auf  Buch  2.  „Staatsausgabeu.  Vcrwaltungslehre  u.  Caineralwissonschaft" 
o.  Buch  3,  1.  Abth.  „verfass.  massiges  Finanzwesen")-  Hier  wie  sonst  geht  nur  bei 
Stein  di<>  finanzwissenschaftliche  und  finanzpolitische  Behandlung  der  Fragen 
zu  N?hr  in  der  rinanzrcchtl  ichen,  bez.  vcrwaltungsrochtlichen  auf.  was  bei  dem 
engen  Zusammenhang  der  Dinge  freilich  nahe  liest,  aber  wobei  das  Gebiet  der  Finanz- 
wisenschaft  (vollends  wenn  man  diese  mit  Stein  auf  die  Einnahmen  —  allerdings 
anrichtig  —  beschränkt,  s.  o.  vor  §.  7)  zu  sehr  erweitert  und  verschoben  wird.  Das 
gilt  namentlich  von  der  Behandlung  der  „formellen"  Ordnung  der  Finanzwirthschaft. 
Ich  habe  mich  grade  in  diesem  Gegenstand  möglichst  auf  das  Hauptsächliche  zu  be- 
ftchränken  gesucht,  ohne  in  das  reicho  Detail  der  budgctrcchtJichcn  Fragen  u.  s.  w. 
einzugehen,  wie  das  ähnlich  auch  Leroy-Beaulieu  (Fin.  II.  1.1,  le  budget)  ver- 
meidet. Dagegen  war  mein  besonderes  Bestreben,  die  Finanzwirthschaft  in  engerem 
Zusammen hange  mit  der  volkswirtschaftlichen  Lehre  vom  Staate 
und  vom  z  wan  gsgemcinwirthschaftlichcn  System  überhaupt  zu  be- 
handeln, gemäss  dem  in  der  „Gruudlcgung"  dargelegten  und  dort  begründeten  Stand- 
punctc.   Auf  letzteres  Werk,  bes.  Abth.  I.  Kap  3  u.  4,  z.  Tb.  auch  2.  u.  Abth.  11, 
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1.  B.  Ordnung  der  Finanzwirthschaft.  §.  51. 


ist  daher  liier  zu  verweisen.  Ich  wollte,  wie  schon  in  der  vorigen  2.  Aufl.,  den  1.  Band 
der  Finanzwisscnscbaft  mit  der  „Grundlegung*4  möglichst  in  Einklang  bringen. 

Mit  Ausnahme  von  Stoin  und  Lcroy-Beaulieu  beschränkt  sich  die  sonstige 
allgemeine  fiuanzwisscnschaftlicho  Literatur  im  Wesentlichen  auf  die  Erörterung  ein- 
zelner Gegenstände  dieses  1.  Buchs.  Im  Abriss  habe  ich  jüngst  in  der  Abb.  X. 
B.  U  d.  Schön berg'schen  Handb.  der  Pulit.  Oekon.  „Ordnung  d.  Fin.wirthsch." 
(S.  413  —  433)  den  grössten  Theil  des  Themas  behandelt. 

§.  31.  Einleitung.  Hier  sind  folgende  Gegenstände  zu  be- 
bandeln. 

I.  Es  ist  die  Einwirkung  darzulegen,  welche  der  Staat  als 
Gesammtwirth8cbaft  und  Hauptorgan  des  zwangs- 
gemein wirthsebaftlicben  Systems  auf  die  Gestaltung  und 
Entwicklung  der  Finanzwirthschaft  ausübt.   (Kapitel  1). 

IL  Es  ist  neben  dem  eigentlichen  Staatshaushalte  das  Finanz- 
wesen einmal  der  Staatenverbindungen,  zu  denen  ein  Staat 
Völker-  oder  staatsrechtlich  gehören  kann,  sodann  der  kleineren 
räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaften  oder  der  Selbstverwal- 
tungskörper, besonders  der  Provinz,  des  Kreises,  der  Gemeinde, 
ins  Auge  zu  fassen,  mit  welchen  allen  sich  der  Staat  in  die  Auf- 
gaben des  z  wangsgemein  wirtschaftlichen  Systems  theilt.  (Kap.  2). 

III.  Es  sind  oberste  Grundsätze  für  die  materielle 
Ordnung  des  Staatshaushalts,  (bez.  auch  der  übrigen  öffent- 
lichen Haushalte),  insbesondere  für  die  Sicherung  des  Gleich- 
gewichts in  demselben  und  damit  eine  Theorie  der  Deckung 
des  Finanzbedarf 8  aufzustellen.   (Kapitel  3). 

IV.  Es  ist  die  formelle  Ordnung  des  öffentlichen, 
besonders  des  Staatshaushalts  darzustellen,  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  die  principiellen  Fragen,  welche  dabei  auftauchen,  und 
als  solche  eine  finanzwissenschaftliche,  nicht  bloss  eine 
öffentlich   oder  verwaltungsrechtliche  Bedeutung  haben.  (Kap.  4). 
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Elftes  Kapitel. 

We  Finanzwirthschaft  in  ihrer  Abhängigkeit  vom  Gang  des 
öffentlichen,  besonders  des  Staatslebens. 

Der  Gegenstand  dieses  Kapitals  findet  soine  tiefere  Begründung  nicht  hier,  sondern 
im  grundlegenden  Thcil  der  Politischen  Ockonomic.  Hier  in  der  Finanzwissenschaft 
sind  daraus  nor  einige  Folgerungen  für  das  Finanzwesen  abzuleiten.  S.  bes.  meine 
Grundlegung,  I.  Abth.  Kap.  4  und  Kap.  3  Hauptabschn.  4(8.  150— 160k  Sonst  dio 
Liter,  über  Verwaltungslohre,  narn.  Stein»  grosses  Werk  und  sein  „Handbuch"; 
im  Abriss  £.  Meier,  in  v.  Holtzcndorffs  Encycl.  d.  Rechts  wisecnsch.  3.  u.  4.  A. 

§.  32.  Die  Finanzwirthschaft  hat  dem  Staate  die  sachlichen 
Hilfsmittel  (Sachgüter,  Geld)  zu  beschaffen,  welche  dieser  zu 
seiner  Function  als  Gesammtwirthschaft  bedarf  (§.  1  ff.).  Darens 
folgt  mit  Noth wendigkeit,  dass  der  äussere  Umfang  der  Finanz- 
wirthachaft von  dem  Umfang  nnd  der  Art  der  jeweiligen  Aufgaben 
und  Thätigkeiten  des  Staats  bestimmt  wird.  Und  wesentlich  das- 
selbe gilt  von  den  Haushalten  der  Übrigen  Öffentlichen  Körper. 

Namentlich  ist  die  Ausgabewirthschaft  des  Finanzwesens  unmittelbar  ab- 
hängig rom  Umfang  und  Inhalt  der  Staatsthätigkcit:  der  Finanzbedarf  gestaltet,  bewegt 
und  gliedert  sich  nach  dieser  Thätigkeit.  Dio  Einteilung  der  allgemeinen  Zwccko 
und  einzelnen  Aufgaben  des  Staats  ist  daher  auch  von  selbst  die  Grundlage  der  Ein- 
tboilang  des  Finanzbodarfs.  Dio  Gestaltung  und  Eintheilung  dieses  Bedarfs  i*t  aus 
diesem  Grunde  an  und  für  sich  auch  nicht  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern  in  der 
Staats-,  bez.  der  Staatsverwaltungslebrc  und  der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslchro 
zo  begründen.  Sie  muss  daraus  hier  in  die  Finanzlchro  herüber  genommen  werden 
und  dieser  zum  Ansgangspunct  dienen.  Aber  in  der  Finanzwissenschaft  selbst  sind 
dann  nor  die  finanziellen  Consequcnzen  ans  der  Gestaltung  und  Weiterentwicklung 
der  Staatstb&tigkeU  zu  zichon. 

In  dieser  Hinsicht  sind  es  drei  Puncte  aus  der  volkswirt- 
schaftlichen Betrachtung  des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems 
überhaupt  und  des  Staats  speciell,  von  welchen  die  Finanzwissen- 
schaft besonders  Act  zu  nehmen  hat. 

1 .  Die  Z  w  e  c  k  e  und  Aufgaben  des  Staats  (bez.  der  sonstigen 
öffentlichen  Körper)  und  dieses  Systems  und  die  zur  Durchführung 
vorzunehmenden  einzelnen  Thätigkeiten  (§.  33—35). 

2.  Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  dieser 
Thätigkeiten  in  der  modernen  Culturwelt  (§.  36). 

3.  Das  V  orwalten  des  Präventivprincips  vor  dem 
Repressivprincip  im  entwickelten  Staatsleben  (§.  37). 

I.  —  §.  33.  A.  Das  zwangsgemeinwirthsebaftliche  System  und 
in  ihm  der  Staat  (G.  §.  154  ff.,  162  ff.)  speciell  haben  durch 
eventuell  zwangsweises  autoritatives  Eingreifen  das  Selbstinteresse 
der  Individuen  unter  die  Zwecke  der  menschlichen  Gemeinschaften 
zu  beugen  und  dadurch  Existenzbedingungen  der  Gattung  und  des 
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Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Enlwicklungsbedingungeu  der 
Volkswirtbschaft  und  sittliche  Zwecke  der  Gesammtheit  und  der 
Einzelnen  sicher  zu  stellen.  Der  Staat  und  jenes  System  treten 
dabei  in  eine  stets  veränderliche  Combination  mit  dem  privat- 
wirtbscbaftlichen  System.  Die  durch  sie  herzustellenden  Leistungen 
lassen  sich  daher  nicht  endgiltig  feststellen.  Für  die  Finanz- 
wirthschaft  folgt  daraus  der  wichtige  Sehluss,  dass  auch  fUr  ihren 
Umfang  und  ihre  Thätigkeit  keine  festen  Grenzen  zu  ziehen 
sind,  woraus  sich  die  Verkehrtheit  einer  grundsatzlichen 
Stabilität  der  Einnahmen  und  der  ausschliesslichen  An- 
weisung des  Staats  auf  unbewegliche  oder  wenig  be- 
wegliche Einnahmearten,  sowie  die  bloss  relative  Bedeutung 
des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  im  öffentlichen  Haushalte  er- 
gebt.   (G.  §.  163,  u.  u.  §.  34,  36). 

Die  einzelnen  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  unter 
die  beiden  organisch  verbundenen  Staatszwecke,  den  Rechts- 
und Machtzweck  und  den  Cultur-  und  Wohlfahrtszweck, 
einreihen  (G.  §.  165  ff.).  Die  Verwirklichung  dieser  Zwecke  im 
Lehen  des  Staats  führt  zu  einem  System  von  Leistungen,  welches 
zugleich  zu  einem  System  der  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft 
oder  zu  einem  System  des  Finanzbedarfs  wird.  Als  Durch- 
führungsmittel der  Staatszwecke  erscheinen  die  verfassungs- 
mässige oberste  Centralleitnng  oder  oberste  Handhabung 
der  Staatsgewalt,  sodann  die  Finanz  Verwaltung,  welche 
ihrerseits  nur  Mittel  für  die  Staatszwecke  sind. 

Rau  theiltdie  Ausgaben  in  solche  aus  der  ^Verfassung"  und  in  „Reglern  ngs- 
ausgaben"  ein  (5.  Ausg.  §.  42).  und  rechnet  zu  den  ersteren  die  Ausgaben  für  den 
Hof  und  die  Volksvertretung.  Die  Kegierungsaiisgaben  4?0  gliedert  er  dann 
materiell  nach  den  Staats/wecken.  In  der  G.  Au.-gabe  (§  42.  4't.  43c)  habe  ich  diese 
Ausdrucke  noch  beibehalten,  Sie  lassen  sich  inde»>cn  kauui  billigen.  Auch  die  sogen. 
Rcgierungsaiugaben  sind  verfassungsmässige. 

Im  modernen  Staate  ergiebt  sich  alsdann  folgendes  System 
der  Ausgabe w irthsebaft  oder  des  Finanzbedarfs. 

1.  Bedarf  für  die  verfassungsmässige  oberste  Cen- 
tralleitnng, insbesondere  für  die  obersten  Leiter  des  Staats 
(d.  i.  in  Monarchieen  für  den  Fürsten  und  seinen  Hof),  für 
die  Volksvertretung  und  für  die  obersten  Staatsküi  per 
(Staatsrath,  Ministerrath,  ,.Staatsnunisteiium44). 

Streng  genommen  wäre  dieser  Bedarf  auf  denjenigen  der  anderen  Gebiete  mit 
zu  vcrtheilen.  weil  die  oberste  Leitung  des  Staate  schliesslich  nur  das  Mittel  zur  Reali- 
sirung  der  beiden  organischen  Staatszvrecke  Der  übrige  Tlieil  der  Ausgaben  für 
die  Ccntralleitung  schliefst  sich  unmittelbar  au  die  Thätigkeitcn  zur  Durchführung 
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der  beiden  Staatszwecke  and  an  die  Finanzverwaltung  an,  repartirt  sich  also  demgemäss 
gleich  richtig.  In  der  verfassungsmässigen  obersten  Centraileitung  liegt 
die  Bürgschaft  für  die  noth wendige  harmonische  innere  Vereinigung  des  Rechts-  und 
Culturzwecks  des  Staats. 

2.  Bedarf  zur  Durchführung  des  Rechts-  und  Machtzwecks. 
Die  hierher  gehörigen  Staatsleistungen  lassen  sich  wieder  in  ein- 
zelne Classen  zusammenfassen,  welchen  bestimmte  Verwal- 
tungsabtheilungen (Ministerien)  zu  entsprechen  pflegen. 
Nach  letzteren  tbeilen  sich  daher  dann  wieder  die  betreifenden 
Finanzbedarfsquoten.    Hierher  gehören 

a)  die  Justiz  (Civil- und  Criminaljustiz  nebst  Strafanstalts- 
wesen); 

b)  die  (Sicherbeits)  Polizei  (i.  e.  S.),  ein  Theil  des 
Bogen.  „Inneren". 

Die  Ressorts  von  Justiz.  Polizei,  Innerer  Verwaltung  (s.  unter  Nr.  8)  sind  in 
den  einzelnen  Staaten  verschieden  begrenzt,  auch  findet  nicht  selten  ein  Wechsel  darin 
statt  Die  Gensdarmerie ,  das  Gefängnisswesen ,  die  Strafanstalten  stehen  bald  hier, 
bald  dort,  in  Preusscn  z.  B.  die  Polizeiverwaltung,  die  Landgensdarmerie,  die  Straf- 
anstalten beim  Ministerium  des  Innern;  beim  Justizministerium  die  Gerichtshöfe  und 
die  Gefangnissvenraltung.  In  Baiern  Strafanstalten  beim  Justizministerium.  Polizei, 
Gcosdannerie  beim  Minist,  d.  Innern.  In  Oestorreich  gab  es  in  der  centralist 
Periode  zeitweise  eine  oberste  Polizeibehörde  in  einer  den  Ministerien  coordinirten 
Stellung,  später  ein  Polizeiministerium.  Jetzt  steht  in  West-Oesterreich  die  Gens- 
darmerie in  dem  bes.  „Min.  der  Landesverthcidigung"  (woneben  das  Reichs- 
kriegsmin.  f.  beide  Reichshälften  gemeinsam),  die  Polizei  ressortirt  z.  Min.  d.  Innern. 

c)  Die  diplomatische  und  consularische  Vertretung 
im  Auslande  („Auswärtiges"),  welche  neben  dem  Zweck  des 
Rechtsschutzes  der  Staatsangehörigen  im  Auslande  auch  noch  den 
Interessen  der  wirtschaftlichen  Wohlfahrt  dient  und  insofern  zum 
Theil  zu  den  Leistungen  behufs  Durchführung  des  Culturzwecks 
des  Staats  gehört; 

Der  diplomatische  Dienst  steht  regelmässig  unter  dem  Minist,  des  Auswärtigen, 
das  Consulatswesen  meistens  auch  (im  Norddeutschen  Bunde  im  Bundesetat,  im  Deutschen 
Reich  beim  Ausw.  Amt),  mitunter  unter  dem  Minist  d.  Handels,  z.  B.  zeitweise  in 
Oesterreich,  jetzt  auch  hier  in  dem  (gemeinsamen)  Minist  d.  Acutem. 

d)  Das  Militärwesen  (bewaffnete  Macht,  Heer  und  Flotte). 

Für  Heer  und  Flotte  bestehen  zwei  getrennte  Ministerien  in  den  meisten  Staaten 
mit  Marinewesen;  in  Frankreich  umfasst  das  Marineministerium  die  Colonien  mit. 

Justiz  und  Polizei  bezwecken  den  Rechtsschutz  im  Innern  des  Staats,  diplo- 
matische und  consularische  Vertretung  denjenigen  ausserhalb  des  Staats.  Vornemlich, 
doch  nicht  ausschliesslich,  gilt  Letzteres  auch  vom  Militärwesen. 

3.  Finanzbedarf  zur  Durchführung  des  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtszwecks.  Die  hierher  gehörigen  Htaatsleistungen  erfüllen 
das  grosse  Gebiet,  welches  man  mit  einem  gemeinsamen  Kamen 
als  dasjenige  der  Inneren  Verwaltung  (i.  w.  8.)  bezeichnen 
kann,  —  ein  Gebiet,  welches  sich  gerade  im  modernen  Staat  immer 
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mehr  ausdehnt,  daher  immer  neue  Aufgaben  zn  lösen  giebt  and 
dafür  immer  grössere  Mittel  beansprucht. 

Die  einzelnen  Thätigkeiten  und  Leistungen  lassen  sieb  öfters  nicht  scharf  von 
denjenigen  zur  Durchführung  des  Rechtszwecks  trennen,  z.  B.  von  denen  im  Gebiete 
der  „Polizei".  Die  „allgemeine  Laudesverwaltung"  (s.  unter  a)  unter  dem 
Ministerium  des  Inneren  dient  beiden  Staatszwecken  zugleich.  Im  Einzelnen  bieten 
sich  ferner  manche  Schwierigkeiten  für  die  Einreihung  in  C lassen  und  Ver< 
waltungsabtheilungon  (Ministerien).  In  den  einzelnen  Staaten  uud  zu  verschiedenen 
Zeiten  bestehen  daher  auch  nicht  unbedeutende  Verschiedenheiten  in  der  Begrenzung 
der  sogen.  Kessorts.  Auch  zwischen  der  lnnereu  Verwaltung  (in  diesem  allgemeinen 
Sinn)  einer-  und  der  Justiz  und  Pojizci  andererseits  sind  die  Thätigkeiten  in  unseren 
Culturstaaten  nicht  immer  gleichmässig  abgetheilt.  Ein  absolutes  Princin  für  die 
richtige  Eintheilung  giebt  es  auch  nicht,  sondern  die  Gestaltung  dieser  grossen  Gebiete 
der  Staatsthätigkeit,  ihr  Verhältniss  zu  einander  und  die  Eingliederung  der  spcciellcn 
Thätigkeiten  in  jedes  Gebiet  unterliegen  selbst  wieder  einem  niemals  still  stehenden 
geschichtlichen  Entwicklungsprocess.  Für  die  Gegenwart  können  in  den  west- 
europäischen Culturstaaten  etwa  folgende  drei  Gebiete  und  demgemäss  Be- 
darfsquoten unterschieden  werden.  (G.  §.  169). 

a)  Die  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne:  derjenige 
Tbeil  des  Geschäftsgebiets  des  sogen.  Ministeriums  des  Inneren, 
welcher  sich  nicht  auf  Rechtsscbutzthatigkeiten,  Sicherheitspolizei 
noch  auf  volkswirtschaftliche  Fürsorge,  Cultus  und  Volksbildungs- 
wesen bezieht.  Daher  rechnen  wir  hierher  die  amtliche  Statistik, 
das  öffentliche  Gesundheitswesen,  das  Hilfs-  und  Armenwesen 
(öffentliche  Wohlthätigkcit)  u.  s.  w.  Einige  dieser  Zweige  sind  in 
der  Praxis  öfters  mit  der  Polizeiverwaltung  verbunden.  Ferner 
gehört  hierher  die  allgemeine  Landesverwaltnng,  soweit  sie  Staats- 
verwaltung ist  und  auf  Staatskosten  erfolgt,  nebst  der  Oberaufsicht 
Uber  die  Verwaltung  der  Selbstverwaltungskörper. 

In  Preussen  steht  z.  B.  d.  amtl.  Statist.,  meteorol.  Instit..  das  Verwaltongs- 
srerichtswesen ,  die  Deputation  f.  d.  Heimathwesen,  die  staatlichen  Ausgaben  f.  d. 
Standesämter,  die  Verwaltung  der  offen ü.  Amtsblätter  u.  8.  w„  Woblthätigkeit  im 
Ministerium  d.  Innern,  ausserdem  d.  landräthl.  Behörden,  Aemter,  LanddrosL,  u.  d. 
unter  N.  2  mit  genannten  Zweige.  Das  Gesundheitswesen  im  Unterrichtsministerium. 
In  Bai  er n  Etat  für  Gesuudhcit,  Wohlthätigkcit,  Sicherheit,  gew.  Districtsstrassen  im 
Minist  d.  Innern. 

b)  Die  volkswirtschaftliche  Verwaltung.  Dahin 
gehören  wichtige  Zweige  aus  dem  Üblichen  Ressort  des  Ministe- 
riums des  Innern,  so  alles  Das,  was  man  die  Verwaltung  oder 
Handhabung  der  (materiell-)  wirtschaftlichen  Rechts- 
ordnung nennen  kann.  Die  Feststellung  dieser  Ordnung  ge- 
hört zum  Rechtezwecke.  Der  Staat  übt  hier  „Volkswirthschafts- 
pflege"  im  Gebiete  der  pri vatwirthschaf tlichen  Thätig- 
keit  (Ackerbau,  Bergbau,  Gewerbe,  Handel  u.  s.  w.).  Ferner  ist 
dieser  Verwaltungszweig  regelmässig  verbunden  mit  der  gänzlichen 
oder  theilweisen  Uebernahme  gewisser  allgemeiner,  die 
ganze  Volkswirtschaft  angehenden  Angelegenheiten  auf  den 
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Staat  Diese  Angelegenheiten  können  unter  dem  Namen  des 
„Verkehrswesens"  zusammengefasst  werden  und  es  gehört 
dahin  besonders:  Maass  und  Gewicht,  Mtlnze,  Bank-,  Versicberungs-, 
Communications-  und  Transportwesen.  In  unseren  Staaten  sind  die 
hierher  gehörigen  Thätigkeiten  theils  dem  allgemeinen  Ministerium 
des  Innern,  theils  Spectalrainisterien  der  Landescultur ,  der  Land- 
wirthsebaft,  des  Handels,  der  Gewerbe  und  öffentlichen  Arbeiten, 
der  Communicationen  u.  s.  w.,  Einzelnes  auch  wohl  noch  dem 
Finanzministerium  übertragen. 

Die  Zusammenfassung  dieser  Thätigkeiten  in  einem  «.Ministerium  der  Volks- 
wirtschaft", wie  eine  Zeitlang  in  Oesterreich,  schien  Manches  für  sicli  zu  haben, 
statt  der  jetzigen  Zersplitterung,  wo  drei  oder  vier  Ministerien  in  enge  vorwandten 
Sachen  entscheiden  oder  die  Verthcilung  der  einzelnen  Gegenstände  unter  sie  ziemlich  will- 
kühriieh  erfolgt,  —  wenn  nicht  der  Ressort  zu  gross  würde!  —  Das  „Handelsministerium" 
mehrfach  eine  neue  Schöpfung,  z.  B.  in  Preussen  i.  .1.  1848,  Verordn.  v.  17.  Apr. 
ah»  Minist  d.  Handels,  der  Gewerbe  u.  öffentl.  Arb.  vom  Ministerium  des  Innern, 
der  Finanzen  losgetrennt.  Neuerdings  Veränderungen  in  der  Gestaltung  und  iu  den 
Ressorts  dieser  Ministerien.  Neben  einem  jetzt  auf  einen  nur  uoch  kleinen  eigenen, 
vornemlich  die  Angelegenheiten  v.  Handel  und  Gewerbe  umfassenden  Geschäftskreis 
beschränkten  ..Min.  für  Gewerbe  und  Handel"  (worin  u.  A.  auch  die  Xavigat.schulen) 
iin  besondres  „Min.  d.  öffentl.  Arbeiten"  (mit  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen, 
der  sonstigen  Bauverwaltung  (Wasserbau  u.  s.  w.J.  dem  Staats-  Berg-  u.  Hüttenwesen), 
ein  besonderes  „Min.  f.  Landwirthsch.,  Domänen  u.  Forsten"  (letzteres  beides  früher 
beim  Finanzministerium)  (Erl.  v.  7.  Aug.  187$,  Ges.  v.  13.  März  187fl).  —  In  (West-) 
Oesterreich  jetzt  im  Min.  d.  Inneren  auch  der  Staatsbaudienst,  die  Polizei,  im 
Handeisministerium  Post,  Telegraphen,  Staatsbahnen,  im  Ackerbauministerium  die 
Domänen.  Forsten,  Bergwerke  des  Staats.  —  In  Baiern  im  Min.  d.  Inneren  eine 
Abtheil.  f.  Landwirthsch.,  Gewerbe,  Handel.  —  In  Frankreich  (unter  dem  Kaiser- 
thum  u.  jetzt  unter  d.  Republik)  ein  besond.  Minist,  der  öffentl.  Arbeiten  (mit  Strassen- 
bau.  Eisenbahnen,  tun.  SchitlTabrt,  Häfen,  Staatsbauten)  und  ein  anderes  gemeinsames 
für  Ackerbau  u.  Handel.  —  In  Bussland  ein  Minist,  der  Wege  u.  Verkehrsanstalten 
(f.  Eisenbahnen,  Landstrassen,  Kanäle.  Flusse,  wogegen  Posten  u.  Telegraphen  Abtheil. 
f.  sich). 

c)  Die  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Bildungs- 
wesens sowie  des  öffentlichen  Cultus.  Hierhin  gehört  das 
Cultus-  und  Unterrichtsministerium  mit  seinem  üblichen  Ressort. 

In  kleineren  Staaten  etwa  eino  Abtheilung  des  Minist,  des  Innern ,  z.  B.  in 
Baden.  In  Baiern  ein  allgcm.  Minist,  d.  Innern  u.  ein  anderes  Minist,  d.  Innern 
für  Kirchen-  und  Schulangclegenheiten.  Iu  Frankreich  ein  Minist  des  öffentl. 
Unterrichts  o.  unter  Napoleon  III.  ein  gemeinsames  für  Justiz  u.  Cultus;  später  bildeten 
Cultus,  Unterricht  u.  schöne  Künste  ein  Minist  zusammen,  jetzt  ist  der  Cultus  davon 
abgezweigt  und  unter  d.  Min.  d.  Inneren  gestellt.  In  Preussen  ein  Minist  der 
ertlichen,  Unterrichts-  und  Medicinalangulegenhciteu.  In  Kussland  ein  Minist, 
der  Voltaaufklärung  u.  der  Kessort  des  heil.  Synod  (für  d.  griech.  orthod.  Kirche).  — 
Einzelne  Zweige  befinden  sich  mitunter  bei  anderen  Ministerien,  i.  B.  die  öffentlichen 
Kunstsammlungen,  Bibliotheken,  Theater,  die  etwa  unter  einem  Ministerium  des  K. 
Hauses  oder  der  schönen  Künste  (so  im  Kais.  Krankreich,  mit  Kcichsarchiven  u.  A.  m  ) 
«tehen  oder  gewisse  Fachschulen  (etwa  bei  einem  der  volkswirtschaftlichen  Mini- 
sterien u.  s.  w.)  In  Preussen  z.  B.  die  Bau-  u.  Gewerbcakad.  in  Berlin,  d.  techn. 
Lehranst  in  d.  Provinzen  früher  unter  dem  Minist  des  Handels,  jetzt  im  Unterr.min., 
d.  landwirthsch.  Akad.  u.  Lehranstalten  sind  beim  Minist  d.  Landwirtschaft  ver- 
blieben. 

5* 


Digitized  by  Google 


G8        l-B.  1.  K.  Finanzwirthscbaft  in  Abhängigkeit  v.  Staatsleben.  §.  38  .34. 


Mehrfach  knüpfen  sich  an  die  Staatsleistungen  auf  dem  Ge- 
biete des  Rechtsschutzes  und  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsförderung 
Einnahmen,  namentlich  die  sog.  Gebühren  an.  Diese  Ein- 
nahmen sind  aber  nicht  der  Zweck,  dessentwegen  die  betreffende 
Staatsthätigkeit  erfolgt,  sondern  letztere  geschieht  behufs  Durch- 
führung der  vom  Staate  einmal  im  Interesse  der  Gesammtheit  über- 
nommenen Aufgaben,  also  aus  inneren  sachlichen,  volkswirtschaft- 
lichen, socialpolitischen,  politischen,  nicht  aus  äusseren  finanziellen 
Gründen.  Der  Zweck  darf  unter  der  Benutzung  einer  solchen  Staats- 
tbätigkeit  als  Einnahmequelle  daher  auch  nicht  leiden.  Insofern 
muss  die  finanzielle  Rücksicht,  eine  Einnahme  zu  erzielen,  bei  der 
Vornahme  dieser  Thätigkeiten  überhaupt  und  bei  der  Art  und  Weise, 
wie  sie  vorgenommen  werden,  hinter  die  Rücksicht  auf  den  Zweck, 
dessentwegen  die  ThUtigkeit  vom  Staate  übernommen  wird,  zurück- 
treten. Einige  Staatsleistungen  auf  den  genannten  Gebieten  sind 
im  Folgenden  demnach  sowohl  bei  den  Ausgaben  als  bei  den  Ein- 
nahmen zu  berühren,  z.  B.  Justiz  (Kosten  und  Einnahmen,  Gebühren, 
Gerich tssporteln),  Schulen,  Strassen,  Post,  Münze  u.  s.  w. 

4.  Bedarf  für  die  Finanzvcr waltung,  welche  im  Finanz- 
ministerium repräsentirt  wird.  Die  Finanz  Verwaltung  hat  die 
Aufgabe,  die  Mittel  zur  Führung  des  Staatshaushaltes  herbeizu- 
schaffen und  sie  den  einzelnen  Dienstzweigen  behufs  Ausführung 
der  diesen  im  Staatlichen  obliegenden  Functionen  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Sie  muss  zu  diesem  Zwecke  bestimmte  Thätigkeiten 
ausüben,  welche  wiederum  nur  Mittel  zur  Durchführung  dieser 
organischen  Staatszwecke  sind.  Die  Ausgaben,  welche  sich  an  die 
Thätigkeiten  der  Finanzverwaltung  knüpfen,  sind  theils  allge- 
meine, aus  der  Leitung  und  Organisation  des  Finanzwesens  im 
Ganzen  hervorgehende  (Centraileitung,  Etats-,  oberstes  Rechnungs-, 
Kassen-,  Controlwesen);  theils  specielle,  welche  sich  an  die  Er- 
hebung der  einzelnen  Einnahmen  oder  an  die  Verwal- 
tung der  betreffenden  Einnahmezweige  anschliessen  und 
in  den  Abschnitten  vom  Privaterwerb  der  Regierung,  von  den  Steuern 
und  den  Staatsschulden  einzeln  mit  bebandelt  werden. 

Genau  genommen  müssten  die  Ausgaben  für  die  Finanzverwaltung  auf  die  Aus- 
gaben für  die  Durchführung  der  eigentlichen  Staatszwecke  repartirt  werden.  Denn 
offenbar  kostet  /..  B.  das  Militair,  die  Justiz  nicht  nur  das,  was  unmittelbar  dafür  veraus- 
gabt wird,  sondern  noch  um  so  viel  mehr,  ab  die  Beschaffung  der  Dcckungsmittel 
für  die  Ausgaben  (an  Erhebungskosten  für  die  Steuern,  an  Zinsen  u.  s.  w.  für  die 
Schulden)  erheischt.  Bei  der  Würdigung  der  Kosten  des  Rechtsschutzes,  namentlich 
des  Militairwesens.  ist  jedenfalls  daran  zu  denken,  dass,  von  den  neuen  Eis<:nl»ahn- 
schulden  abgesehen,  notorisch  der  bei  Weitem  grösste  Theil  der  Staatsschulden  aus 
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Kriegen  u.  s.  w.  herrührt,  die  laufenden  Ausgaben  für  die  Schuld  also  auf  jenes 
Conto  mit  zu  setzen  sind.  —  Der  Ressort  des  Finanzministeriums  umfasst  nicht  immer 
alle  diejenigen  Zweige,  areiche  ausschliesslich  oder  rornemlich  Einnahmequellen  sind 
im  Unterschied  von  den  Thätigkeiten ,  an  die  sich  Gebühren-Einnahmen  knupfen\ 
In  Russland  besteht  z.  B.  noch  ein  besonderes  Ministerium  der  Dominen  neben  dem 
der  Finanzen.  Mehrfach  stehen  auch  solche  arichtige  Anstalten,  welche  für  den  Staat 
doch  wenigstens  rornemlich  als  Einnahmequelle  in  Betracht  kommen,  unter  dem 
Handels-  oder  dem  Ministerium  der  otfcntl.  Bauten,  auch  der  Landwirthsch.  S.  die 
Augaben  o.  unter  3,  a.  In  diesen  Ressortbegrenzongen  wird  allerdings  öfters  passend 
dem  rolfcswirthschaftlichen  neben  oder  ror  dem  finanziellen  Gesichtspunct  Rechnung 
getragen,  aber  Vieles  ist  doch  willkürlich  und  durch  ganz  zufällige  historische  Ent- 
wicklung bedingt  Die  öffentl.  Schuld  steht  mitunter  unter  einer  selbständigen  höchsten 
Behörde  oder  auch  als  selbständiger  gestellte  Abtheilung  im  Finanzminist  Ebenso  das 
oberste  Control-  u.  Rechnungswesen  (z.  B.  in  Oesterreich,  Russland,  in  Prcussen  unter 
d.  Staatsmiuist). 

§.  34.  —  B.  Die  Grundsätze  und  Gesichtspuncte  für  die 
Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  im  All- 
gemeinen und  der  einzelnen  Leistungen,  durch  welche  die 
Staatszwecke  ausgeführt  werden,  sind  nicht  in  der  Finanzwissen- 
schaft, sondern  wieder  in  der  Staatslehre  und  Staatsverwaltungs- 
lehre und  soweit  der  Staat  als  Zwangsgemeinwirthscbaft  erscheint, 
im  grundlegenden  Theile  der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre 
darzulegen. 

G.  §.  1*4-190.  Schiffle,  gcseUsch.  Syst  2.  A.  Kap.  29,  31,  §.  185,  199. 

Da  jede  staatliche  und  jede  andere  zwangsgeweinwirthschaftlkhc,  „öffentliche"4 
Thätigkeit  in  der  Regel  notbwendig  mit  einem  Finanzbedarf  oder  einer  Ausgabe  für 
sie  verbunden  ist,  so  folgt  daraus,  dass  die  Feststellung  einer  solchen  Thiitigkeit  und 
damit  des  Ob  und  Wie  ihrer  Ausfuhrung  zugleich  ron  einer  Feststellung  des  Finanz- 
bedarf»  und,  implicite,  der  zu  dessen  Deckung  dienenden  Einnahmen  bedingt  ist  Es 
erklärt  sich  auf  diese  Weise  die  bekannte  und  wichtige  geschichtliche  Thatsache,  dass 
diejenigen  Factoren,  welche  im  Staatsleben  (und  ebenso  im  Leben  andrer  öffentlicher 
K oi  per)  die  Finanz wirthschaft  beherrschen  oder  mit  bestimmen ,  wie  die  Volksvertre- 
tungen ( Parlamente,  Stande),  neben  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,  auch  im  Allgemeinen 
and  im  Einzelnen  den  Bereich  der  Staatsthätigkeit  feststellen,  selbst  wenn  ihnen  dazu 
die  unmittelbare  Competenz  abgeht 

Bei  diesem  untrennbaren  Zusammenhang  zwischen  Finanz 
bedarf  und  Staatsthätigkeit  muss  die  Finanzwissenschaft  fUr  die 
Feststellung  beider  folgende  drei  Forderungen  stellen: 
Organisation  einer  richtigen,  unabhängigen  Finanzcontrole, 
Beachtung  des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  und  Beachtung 
des  Verhältnisses  des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen. 

1.  Es  ist  eine  durch  die  Volksvertretung  auszuübende  wirksame 
Finanzcontrole  zu  verlangen,  damit  Umfang  und  Inhalt  der 
Sraatsthätigkeiten  und  daher  wiederum  die  Hohe  des  Finanzbedarfs 
richtig  und  sparsam  bestimmt  werde.  In  der  sog.  constitutio- 
nellen  Budget  wirthschaft  liegt  hierfflr  die  —  wenigstens  ver- 
hältnissmassig —  beste  Garantie. 
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Kegicrung  and  Volksvertretung  rcpräscntiren  hier  in  mancher  Beziehung  die 
beiden  verschiedenen  Seiten  eines  Geschäftsabschlusses,  die  Kegicrung  die  des  An- 
gebots, die  Vertretung  die  der  Nachfrage  nach  den  Staat&leistungco.  Beider 
Urtheile  Uber  Werth  und  Kosten  dieser  Leistungen  werden  leicht  auseinandergehen. 
Die  Kegicrung  wird  mitunter  den  Werth,  d.  h.  die  Summe  von  Vortheilen  der  Staats- 
leistungen  für  die  Bevölkerung  und  das  Gemeinwesen,  Uber-  und  die  Kosten,  d.  h.  die 
Opfer,  welche  die  Bevölkerung  in  den  Steuern  (und  in  der  damit  verbundenen  Be- 
lästigung) trägt,  unterschätzen;  umgekehrt  die  Volksvertretung.  Die  Kegicrung 
wird  auch  oft  geneigt  sein,  Staatsthätigkeiten  Uberhaupt  länger  beizubehalten,  statt  sie 
aufzugeben  oder  den  Privaten  zu  uberlassen  (z.  B.  in  der  gewerblichen  Sphäre  i ;  eine 
bestimmte  Vcrwaltungseiurichtung  unverändert  zu  erhalten,  statt  sie  zu  verbessern 
(Priocip  der  Stabilität  in  der  Verwaltungspolitik  i ;  die  Staatsthätigkeiten  noeb  weiter 
auszudehnen,  statt  den  Privaten  und  den  Vereinen  oder  doch  den  Gemeinden, 
Kreisen.  Provinzen  neu  herantretende  Aufgaben  zu  Ubertragen  (Princip  der  Staats- 
allmacht, der  Bevormundung,  der  Hypercentralisation) ;  oder  endlich  neue  Gebiete  der 
Staatstbätigkeit  nach  alter  Schablone  einzurichten.  In  allen  diesen  Dingen  wird  eine 
unabhängige,  gut  eingerichtete  Volksvertretung  sehr  häufig  den  entgegengesetzten 
Standpunct  einnehmen ,  das  Princip  des  Fortschritts  bekennen,  auf  Einschränkung  der 
Staatsthätigkeiten,  Reform  der  Verwaltung  hindrängen  und  gerade  dadurch  der  Re- 
gierung gegenüber  zu  einem  Organ  wirksamer  Kinanzcontrole  werden.  Freilich  wird 
die  Volksvertretung  uutur  dem  Einflüsse  einseitiger  Zeitansichten  auch  leicht  in  die 
den  regierungsseitigen  entgegengesetzten  Fehler  verfallen,  der  Popularität  wegen 
knausern  oder  abstreichen,  z.B.  im  Militairetat.  Aber  dennoch  besteht  eine  grosse 
Wahrscheinlichkeit,  dass  aus  dem  Pactiren  der  Kegicrung  und  der  Volksvertretung 
Com  pro  misse  hervorgeben,  durch  welche  das  Interesse  von  Staat  und  Volk  in  der 
Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  des  dafür  erforderlichen  Aufwandes  noch  am 
Besten  gewahrt  wird  und  namentlich  auch  der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  zur  rich- 
tigen Geltung  kommt.  Der  leitende  Grundsatz  bei  der  Prüfung  muss  in  jedem  cinzelucn 
Falle  sein:  jede  Staatstbätigkeit  oder  jede  Art  derselben  und  daher  jede  Ausgabe 
dafür  ist  zu  verwerfen,  welche  der  Gesammtheit  ein  höheres  Opfer  auferlegt,  als  die 
betreffende  Staatsleistung  ihr  nützt  oder  werth  ist  (absolute  Verwerflichkeit)  oder 
als  sie  nothwendig  kostet,  wenn  sie  ebenso  gut,  aber  billiger  von  den  Privaten. 
Vereinen  oder  anderen  Organen  für  öffentliche  Zwecke,  wie  den  Gemeinden  u.  s.  w.. 
ausgeführt  werden  kann  •relative  Verwerflichkeit).  (S.  Schäffle,  Ges.  Syst.  d. 
mensch!.  Wirthsch.,  2.  A.  §.  205.  216.  Im  absolutistischen  Staate  liegt  die  Gefahr  un- 
richtiger Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  geringerer  Sparsamkeit  näher,  doch 
kann  auch  hier  etwa  durch  einen  Staatsrath  und  durch  eine  richtige  Stellung  des 
Finanzministeriums  gegenüber  den  anderen  Ministerien  eine  Prüfungs-  und  Control- 
instanz  geschaffen  werden.  Die  preussischc  Finanzverwaltung  war  auch  in  der 
absolutistischen  Periode  sparsam  und  ausgezeichnet). 

Werth  und  Kosten  der  Staatsleistungen  allgemein  und  einzeln  festzustellen, 
ist  freilich  schwierig.  Denn  bei  der  Immateriahtät  und  Unverkäuflichkeit  der  meisten 
Leistungen  (§.  9)  kann  nicht  der  Tauschwerth,  sondern  nur  der  Gebrauchswerth  und 
auch  dieser  nur  sehr  allgemein  ermittelt  werden.  Und  selbst  die  Kosten  sind  schwer 
g«:nau  zu  ermitteln .  weil  die  richtige  Kepartition  der  vielen  gemeinsamen  Ausgabe- 
posten (für  die  gemeinsamen  Ceiitralbehörden.  für  die  aufgenommenen  Staatsschulden, 
für  die  Erhebung  der  Steuern  u.  s.  w.)  si<  b  niemals  vollständig  durchführen  lässt. 
Erleichtert  wird  die  Aufgabe  in  der  Praxis  dadurch,  dass  die  Masse  der  alt- 
überkommenen  Leistungen  überhaupt  kaum  ernstlich  in  Frage  steht  und 
nur  die  einzelneu  alten  wegfallenden  oder  neuen  hinzukommenden 
Thätigkeiten  auf  ihren  Werth  und  ihre  Kosten  zu  prüfen  sind. 

2.  Der  Grundsatz  der  Sparsam keit  ist,  wie  für  jede  Wirt- 
schaft, so  früher  auch  ftir  die  Finanzwirthsehaft  als  die  Haupt- 
regel  fUr  die  Ausgaben  bezeichnet  worden.    Diese  wohlgemeinte, 
auch  von  Kau  getheilte  Auffassung  ist  indessen  in  dieser  Absolut 
lieit  bei  der  Bedingtheit  des  gesammten  Wirtschaftslebens  durch 
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den  Staat  nicht  haltbar.  „Jener  Grundsatz  kann  niemals  eine 
absolute,  sondern  nur  eine  relative  und  Uberhaupt  nicht  die 
Bedeutung  haben,  dass  eine  Ausgabe  unbedingt  unterbleiben 
mUsste.  Denn  das  hängt  immer  von  dem  Zweck  derselben, 
daher  von  der  mit  ihr  herzustellenden  öffentlichen  Leistung  ab. 
Die  Sparsamkeit  kann  mithin  niemals  ein  leitender  Grundsatz 
des  Staatshaushalts  werden,  sondern  ist  bloss  eine  selbst- 
verständliche, aber  freilich  in  der  Praxis  oft  verletzte  Klugheits- 
regel in  Betreif  der  Durchführung  des  ökonomischen  Princips  im 
Staatshausbalte,  wie  in  jeder  Einzelwirtschaft."  (G.  §.  163). 

Wenn  man  den  Grundsatz  in  dieser  Beschränkung  annimmt,  kann  man  mit  Kau 
sagen:  „er  entspringt  aus  der  Rücksicht  anf  die  Beschränktheit  des  Vermögens  und 
Einkommens  im  Vergleich  mit  dem  grossen  Umfange  der  Bedürfnisse,  und  fordert 
eine  verstandige  Anordnung  des  Aufwandes,  so  dass  mit  gleicher  Aufopferung  sach- 
licher Guter  der  grösste  Erfolg,  oder,  was  dasselbe  sagt,  gleicher  Erfolg  mit  dem 
geringsten  Güteraufwande  bewirkt  wird.  Die  Beobachtung  dieses  Grundsatzes  wird 
auch  nicht  allein  von  der  wirtschaftlichen  Klugheit,  soudern  auch  von  der  Gerech- 
tigkeit geboten.  Der  Staatsaufwand  schmälert,  von  der  Kostenseite  betrachtet,  immer 
den  Gütergebrauch  der  Bürger,  es  mögen  nun  die  erforderlichen  Einkünfte  unmittel- 
bar aus  dem  Privatvermögen  erhoben,  oder  gewisse  Erwcrbsgoschäfte  den  Bürgern 
entzogen  und  von  der  Regierung  betrieben  werden.  Staatsbürgern  dürfen  aber  nur 
solche  Lasten  aufgelegt  werden,  welche  zur  Erreichung  der  Staatszwecke  dienen,  und 
die  Staatsgewalt  ist  zu  keinem  Aufwände  befugt,  der  nicht  zur  Befriedigung  eines 
solchen  Staatsbedürfnisse«  beitragt."  Rau,  Fin.  I,  §  28,  übrigens  erkennt  er  in  §.  33 
selbst  schon  die  Relativität  des  Sparsamkeitsprincips  an.  Beredte  Entwicklung 
jenes  Satzes  bei  Necker,  Admin.  des  (in.  de  la  France.  I,  30  der  1.  Ausg.  —  Von 
den  altern  Schriftstellern  nimmt  Bodin  grosse  Luxusbauten  in  Schutz,  empfiehlt  aber 
doch  ein  verständiges  Maas  derselben  und  der  forstlichen  Geschenke.  Gregorius 
(Kap.  VIII,  Abs.  II.)  eifert  strenger  gegen  die  Verschwendung  und  den  Prunk  der 
Höfe,  noch  starker  Bcsold,  S.  10  H..  Diese  Beiden  tragen  die  Lehren  der  Sparsam- 
keit in  dem  Abschnitt  von  der  Erhaltung  des  Staatsvermögens  vor,  conservatio 
aerarii  (Rau).  —  Zu  einseitige  Betonung  der  „Sparsamkeit"  als  leitender  Grundsatz 
der  Finanzpolitik  bei  einzelnen  Theoretikern  der  neuoren  Natök. .  z.  B.  J.  B.  Say 
Itraite,  1.  3,  ch.  6,  cours  p.  8,  ch.  1),  wo  die  „öffentlichen  Ausgaben"  als  „Consum- 
tionen"  betrachtet  werden;  ähnliche  Tendenzen  bei  manchen  Parlamentariern.  — 
Ueber  die  freilich  durchaus  falsche  Ansicht,  die  Staatsausgabon  könnten  überhaupt 
ohne  Nachthoil  beliebig  vermehrt  werden,  wenn  nur  „das  Geld  wieder  unter  die  Leute 
komme",  was  ja  eigentlich  fast  immer  geschehe,  eine  Art  mercantilistischeu  Irr- 
thums,  s.  Rau,  Fin.  L  §.  20.  30  u.  danach  meine  2.  A.,  S.  63.  Eine  ähnliche  Be- 
richtigung giebt  Say  a.  a.  0.,  auch  cours  p.  7,  ch.  13.  Nur  wenn  die  Dienste,  welche 
mit  dem  Gelde  bezahlt  werden,  wirklich  prodactiv  sind,  liegt  ein  Ersatz  der  durch 
Stenern  n.  s.  w.  herangezogenen  Güter  für  dio  ganze  Volkswirtschaft  vor.  Die  Aus- 
gaben, welche  die  Beamten  u.  s.  w.  aus  ihrem  Gehalte  bestreiten,  vertreten  aber 
keine  neue,  sondern  nur  eine  veränderte  Nachfrage  nach  Sachgütern  und  Dieusten 
\er>rlichen  mit  den  Ausgaben,  welche  die  Besteuerten  ohne  die  Besteuerung  hätten 
machen  können. 

Man  kann  dann  mit  Kau  (%.  32)  aus  dem  Grundsatze  der 
Sparsamkeit  folgern:  „Ks  darf  keine  Ausgabe  ohne  einen  dem 
Gemeinwohlc  angehörenden  Zweck,  also  für  irgend  eine  Privat- 
absicht oder  blosse  Privatvortheile,  vorgenommen  werden,  ein  Satz, 
dessen  Richtigkeit  ausser  Zweifel  steht,  dessen  Anerkennung  und 
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Durchführung  aber  früher  schwer  zu  bewirken  war,  so  z.  ß.  hin- 
sichtlich der  sog.  Sinecuren,  der  Amtsstellen  mit  Besoldungen 
ohne  Dienstgeschäfte.  In  Grossbritannien  sind  dieselben  in 
neuerer  Zeit  abgeschafft  worden.  Anfang  dieses  Jahrhunderts  soll 
ihr  Betrag  dort  noch  an  360,000  Pf.  St  gewesen  sein.  —  Man 
darf  ferner  auf  minder  wichtige  Zwecke  keine  Summe  verwenden, 
welche  zur  Bestreitung  einer  dringenderen  Ausgabe  nöthig  ist 
Ueberhaupt  soll  wegen  der  Unmöglichkeit,  für  alles  Nützliche  in 
einem  gegebenen  Augenblicke  zureichende  Mittel  zu  finden,  möglichst 
eine  solche  Gleichförmigkeit  in  den  verschiedenen  Regierungszweigen 
beobachtet  werden,  dass  gleich  wichtige  Zwecke  zugleich  besorgt 
werden  und  leichter  verschiebliche  Ausgaben  erst  nach  der  Deckung 
der  wichtigeren  an  die  Reihe  kommen".  —  Endlich  muss  im  ein- 
zelnen Falle  mit  den  geringst  möglichen  Kosten  gewirthschaftet 
werden,  wobei  jedoch  nicht  allein  der  Yortheil  des  Augenblicks, 
sondern  auch  derjenige  der  längeren  Periode  zu  berücksichtigen  ist. 

§.  35.  —  3.  Die  Beachtung  des  Verhältnisses  des  Finanz- 
bedarfs (des  Staats,  wie  der  anderen  öffentlichen  Körper)  zum 
Volkseinkommen  ist  stets  ein  hochwichtiges  Postulat  richtiger 
Finanzpolitik,  auf  welches  die  Finanzwissenschaft  eindringlich  hin- 
weisen muss.  Aber  von  vorneherein  muss  man  sich  darüber  klar 
sein,  dass  sich  ein  Grundsatz,  welche  Höhe  der  gesammte  Staatsauf- 
wand, —  ganz  allgemein  genommen  oder  in  einem  bestimmten 
Staate  zur  bestimmten  Zeit,  absolut  dem  Betrage  an  Geld 
oder  wirtschaftlichen  Gütern  nach  oder  als  Quote  des  Volksein- 
kommens, —  erreichen  darf,  offenbar  nicht  aufstellen  lässt.  Die 
früheren  Versuche,  hierfür  bestimmte  Zahlensätze  oder  unüber- 
8chreitbare  Quoten  des  Volkseinkommens  zu  ermitteln,  sind  daher 
auch  immer  missglückt  Sie  beruhen  auf  einer  falschen,  mechanischen 
und  äusserlichen  statt  einer  richtigen  organischen  Auffassung  des 
Verhältnisses  des  Staats  zur  Volkswirtschaft. 

Murhanl,  Theor.  o.  Pol.  d.  Besteuerung,  S.  110.  Parieu,  Tlu-or.  des  inpüts, 
I.  ST.  Hock.  Oeff.  Abgaben.  S  34,  und  die  dort  citirten  Schätzungen  von  Büsch, 
Bielefeld.  Justt  (rergl.  über  ihn  Koscher.  Gesch.  d.  Kationalökon.  8.  463),  Pölitz, 
Schmalz  u.  A.  m.  Man  ging  von  1  ,0  bis  4  JO  des  Volkseinkommens.  Selbst  Hock 
glaubt  aber  doch  noch  sagen  zu  dürfen:  „Wir  wurden  ein  Steuersystem,  das  jährlich 
mehr  als  15°,,  des  freien  Einkommens  des  Volkes  kostet,  schon  für  zu  hoch  halten." 
Schön  hält  den  Nationalcharacter  und  die  Staatsform  .letztere  auch  schon  Justi)  für 
entscheidend  für  die  mögliche  Höhe. 

Zu  betonen  ist  nur,  dass  weder  der  Werth  noch  die 
Kosten  einer  Staatsleistung  für  sich,  sondern  immer  nur  beide 
zusammen  bei  der  Beurtheilung  der  absoluten  und  relativen  Höhe 
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der  Aasgabe  zu  berücksichtigen  sind.  Daher  dürfen  nicht  bloss 
politische,  ans  dem  Wesen  des  Staats  hergenommene,  aber  auch 
nicht  ausschliesslich  privatwirthschaftliche  Erwägungen  ent- 
scheiden. Als  Regel  kann  der  Satz  gelten:  je  grösser  der 
anmittelbar  ökonomische  Werth  einer  Staatsleistung  —  der 
aber  erheblich  weiter  als  gewöhnlich  zu  fassen  — ,  je  mehr  die 
Leistung  die  Productionskraft  Aller  fördert  und  je  grösser 
das  absolute  freie  Volkseinkommen,  d.  h.  im  Sinne  Roscher'* 
dasjenige,  welches  nach  Befriedigung  der  notwendigsten  (materiellen) 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  übrig  bleibt,  (G.  §.  85)  ist,  endlich 
ein  je  grösserer  Theil  der  reinen  Staatseinnahme  aus  dem 
Privaterwerb  des  Staates,  nicht  aus  Steuern  herrührt,  desto 
höher  kann  auch  der  Staatsaufwand,  absolut  und  als  Quote 
dieses  Einkommens,  sein. 

Die  Anerkennung  des  Ökonomischen  Werths  einer  Staatsleistung  in  weiterem 
Maasse  folgt  schon  aus  der  Auffassung  der  Dienstleistungen  mit  als  wirtschaftliche 
Hilter  (abweichend  von  Rau)  oder  der  sogen.  Produktivität  dieser  Leistungen.  (Vgl. 
Wagner.  G.  §.  16 — 20.)  Besonders  wichtig  zeigt  es  sich  z.  B.  in  der  Militair- 
frage,  so  weit  dies  eine  volkswirtschaftliche  und  finanzielle  ist.  Das  weltgeschicht- 
liche Beispiel  Preussens  dient  als  Beleg.  Namentlich  in  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wenn  sie  ernst,  wie  in  Preussen,  durchgeführt  ist,  muss  sicherlich  auch 
<änc  grossartige  Schulung  der  männlichen  Bevölkerung  erkannt  werden,  die  der 
laxieren  dauernd  zu  Gute  kommt  Dem  Militärbudget  klebt  daher  mehr  ökonomischer 
Strtzeffect  auch  in  dieser  Beziehung  an,  als  man  oft  denkt.  Der  volkswirtschaftliche 
Fortschritt  Preussens,  der  auch  im  übrigen  Deutschland  kaum  eine  Parallele  findet, 
ist  gewiss  zu  einem  wesentlichen  Theile  auf  diese  Schulung  des  proassiseben  Volkes 
an  Militairwesen  mit  zurückzuführen.  S.  A.  Wagner.  Preuss.  Jahrbücher  186$,  I.  SU8. 
r-  Kichthofen.  üb.  d.  Produktivität  d.  Armee  u.  s.  w.  Schlesw.  1869. 

Die  Herkunft  der  Einnahmen  aus  Steuern  oder  Privaterwerb  ist 
umentlich  auch  bei  Vergleichen  verschiedener  Staaten  zu  beachten,  um  den  wirk- 
lichen Druck  von  Ausgäbet!  wie  für  die  Staatsschuld  und  für  Militair  richtig  zu  be- 
messen. Ein  hohes  Procent  dieser  beiden  Ausgatten  von  der  Qesammtausgabc  kann 
•Joch  relativ  erträglich  sein,  wenn  der  Staat  grosse  Reineinnahmen  aus  Feldgütern, 
Konten,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  bezieht.  Die  Lago  des  Deutschon  Reichs,  Preussens 
ond  der  deutschen  Mittelstaaten  ist  in  dieser  Beziehung  besonders  günstig,  verglichen 
nit  Oesterreich .  Frankreich ,  Gross-Britannien .  Italien ,  weil  bei  uns  die  Staatsschuld 
grossentheib  aus  Rente  gebenden  Kapitalanlagen  (Staatseisenbahnen)  herrührt  und  der 
K«6t  des  Schuldenaufwands  (für  Zinsen  u.  s.  w.)  regelmässige  mehr  als  vollständig 
•fach  die  Ueberschüsso  der  Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  der  Post  u.  s.  w.  gedeckt 
»ird.  S.  die  Daten  u.  d.  Meth.  d.  Berechn.  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  ftstorr.  Staats- 
haush..  S.  151 ;  Oers..  Art  Staatsschulden  i.  Staatswörterb.  X.  56.  Jetzt  bes.  (ierstfcldt, 
Beitr.  z.  Rcichssteuerfragc,  Lpz.  1879.  Nach  seinen  Berechnungen  betrugen  um  1879 
l.  B.  die  Ueberscbüsse  (Reinerträge)  der  Domänen,  Forsten.  Bergwerke.  Eisenbahnen. 
P(*t.  Telegr.  in  Deutschland  (Reich  u  nd  Einzelstaaten)  287  Mill  M.  tp.  Kopf  6.72  M.\ 
ui  »irossbrit  78  (p.  K.  2.3 1\  in  Frankreich  78  (2.12).  West-Oesterr.  19(0.SS\ 
Knssland  56  (0.80).  d.  h.  von  sämmtlichen  ..Abgaben'-,  (directen  u.  indireeten 
Stcoern.  Stempeln  u.  s.  w  .  es  fehlen  z.  Th.  dabei  die  Gerichtskosten  u.  dgl).  44.4"',, 
»»  Deutschland  .  gegen  5.74 .  4.06.  3.55 .  4.24%  in  den  1  anderen  Grossstaaten.  Zur 
Bestreitung  der  Ausgaben  von  Heer  u.  Flotte  u.  Schuld  erübrigen  also  in  Deutschland 
nd  grthacre  nicht-steuerrcchtliche  Einnahmen,  so  dass  ceteris  paribus  der  Dru<*k 
•hescr  ohnehin  bei  uns  kleineren  absoluten  Ausgaben  leichter  zu  tragen  ist.  Heer. 
KUnt*:  o.  Schuld  kosten  zusammen  p.  Kopf  Mark  in 
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»ach  Abzug  jeuer  uicht 
überhaupt,    stcuerrechüicheü  Kcinerträg(. 


Deutschland  15.3  8.0 

Grossbrit.  36.G  34 .3 

Frankreich  40.8  88.7 

West-Ocsterr.  18.9  18.0 

Russland  14.2  13.4 


Deutschland  verdankt  dies  günstige  Verhältuiss  im  Vergleich  zu  den  anderen  Staaten 
namentlich  vier  Umständen:  1)  der  Massigkeit  seines  Aufwands  für  Heer  u.  Flotte, 
dem  absoluten  Betrage  der  Ausgaben  nach  (in  Deutschland  11,  in  Grossbrit.  18.5, 
Frankreich  17.S.  West-Ocstcrr.  7.  2,  Russland  10.0  M.  p.  Kopf),  zumal  unter  Berück- 
sichtigung der  militärischen  Leistungen;  2)  der  Kleinheit  seiner  Staatsschuldenlast 
(p.  Kopf  jährlich  4.3,  gegen  1S.2,  23,  11.7,  u.  3.0  M.  in  deu  4  andern  Staaten): 
3)  dem  Ursprung  eines  grossen  Theils  seiner  Schulden  in  Staatseisenbahnen,  die  sich 
durchschnittlich  ausreichend  verzinsen;  4)  dem  bedeutenden  Besitz  rentablen  alteren 
Domaniums,  Feldguter.  Forsten,  Bergwerke.  Die  Einnahmen  aus  Kapitalfonds  (Invaliden- 
fonds  u.  a.  m.)  sind  dabei  in  Deutschland  nicht  einmal  berücksichtigt.  Demgemäss 
kann  Deutschland  auch  finanzwirthschaftlich  und  zum  Thcil  volkswirtschaftlich  seinen 
Militäraufwand  leichter  als  die  anderen  Staaten  tragen,  und  würde  dies  um  so  mehr 
der  Fall  sein,  wenn  nicht  der  Volkswohlstand  geringer  als  in  Grossbritannien  u. 
Frankreich  u.  der  Belastungscoefficient  durch  die  grosse  Kinderzahl  so  hoch  wäre. 

Bei  Vergleichen  mehrerer  Staaten  oder  eines  Staates  in 
verschiedenen  Zeiten  ist  namentlich  immer  erst  eine  entsprechende 
Gleichmässigkeit  der  Budgets  zu  gewinnen,  in  Ueberein- 
stiramung  mit  den  Forderungen,  welche  die  vergleichende 
Finanzstatistik  stellt  (§.  19). 

Vielerlei  Ausgaben  für  öffentliche  Zwecke  erscheinen  hier  im  Staatsbudget  (z.  B. 
auf  dem  europäischen  Continent.  namentlich  in  Frankreich),  dort  in  den  besonderen 
Budgets  der  Gemeindon,  Kreise,  Provinzen,  auch  der  Kirche  u.  s.  w.  (z.  B.  in  England  >. 
C zornig,  d.  österr.  Budg.  u.  s.  w.,  hat  sich  daher  mit  Recht  besonders  bemüht,  das 
Staatsbudget  durch  Hinzufügung  dieser  anderen  Budgets  tauch  derjenigen  besonderer 
Anstalten,  z.  B.  für  Unterricht,  welche  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen  beziehen) 
zu  vervollständigen,  (s.  z.  B.  I,  103,  über  Großbritannien).  S.  u.  §.44  ff.  Viele 
Lasten  des  Volkes  für  öffentliche  und  speciell  für  Staatsleistungen  gehen  auch  gar 
nicht  oder  nicht  vollständig  durch  die  Rechnungen  des  Staates,  der  Gemeinde  u.  s.  w., 
z.B.  Eiuquartirungen  und  manche  Arbeitsleistungen:  Die  sogen,  verborgenen  Aus- 
gaben oder  versteckter  Staatsbedarf.  (S.  Hermann,  Staatswirthscb.  Unters.  2.  Aufl.. 
S.  50,  224;  ders.  auf  dem  Wiener  Internat.  Statist.  Congreas.  s.  Rechenschaftsbericht. 
S.  300,  520;  Ficker.  3.  Vers.  d.  internal.  Oonjrr.,  1S57,  S.  106.  114.  Vgl.  Lötz, 
Handb..  III.  93.)  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  verschiedenen  Zeiten  (Kriegszeiten!) 
sind  diese  Ausgaben  von  sehr  verschiedenem  Umfange,  was  bei  Vergleichen  desoffen 
vorliegenden  Staatsaufwindes  nicht  zu  vergessen  ist.  In  früherer  Zeit,  vor  allgemeinerer 
Entwicklung  der  Gcldwirthschaft  im  Staatshaushalt,  besonders  bei  der  älteren  Ein- 
richtung des  Heerwesens  (Naturalquartier  u.  s.  w.)  waren  diese  Ausgaben  ungleich 
bedeutender  als  in  den  meisten  Staaten  gegenwärtig  Grosse  U  ebelstände  bestehen  in 
diesem  Puncte  noch  in  Russland.  Natürlich  ist  es  die  Gesammthcit  aller  solcher 
Opfer,  welche  mit  dem  Volkseinkommen  in  Vergleich  gebracht  werden  muss.  Statistische 
Berechnungen  hierüber  sind  höchst  schwierig  und  fast  niemals  vollständig.  Vollends 
einigermaassen  zuverlässige  Berechnungen ,  welche  Quote  des  Volkseinkommens  in 
einem  bestimmten  Staate  und  Zeitpuncte  von  dem  gesammten  (in  obiger  Weise  ver- 
standenen) öffentlichen  Aufwand  beansprucht  wird,  fehlen  noch  durchaus  wegen  der 
Unsicherheit  der  Berechnung  des  Volkseinkommens  (G.  02,  93.  SO,  110).  Da  es  immer 
auf  die  Art  der  Staatsleistuntren  ankommt,  so  ist  überhaupt  eine  endgiltige 
statistische  Feststellung  der  Quote,  welche  der  Staat  (oder  eine  andere  der  grosseu 
Zwangsgemeinschaften)  vom  Volkseinkommen  ohne  Bedenken  für  seine  Ausgaben  ver- 
wenden darf,  an  und  für  sich  unmöglich.    Die  statistischen  Untersuchungen  über  den 
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Xormalconsuin  der  Familien  (Haushaltungen)  und  der  einzelne»  Wohlstands-  und  Be- 
rofsclasscn  von  Familien  geben  anter  Voraussetzung  einer  bestimmten  Sphäre  der 
Staatstbätigkeit  indessen  auch  für  dio  beregto  Frage  einige  Anhaltspuncte  an. 

(S.  Engel  i.  d.  Ztschr.  d.  K.  Sachs.  Stat.  Bttr..  1837,  S.  169,  u.  die  dortigen 
Arbeiterbudgets  nach  Ducpetiaux,  Le  Play.    Neuerdings  die  Arbeiten  von  E.  Las- 
peyres  in  d.  Balt  Monateschr.  1870:  ders.  in  d.  „Ccncordia"  1875.)  Die  Grund- 
lage für  Alles  ist  eine  gute  Haushaltstatistik  der  verschiedenen  Wohlstands- 
lassen,  worüber  indessen  noch  wenig  Genügendes  vorliegt. 

Man  kann  die  Frage  nach  dem  Verhältniss  des  Finanzbedarfs 
zum  Volkseinkommen  auch  dahin  zuspitzen:  ob  der  Finanzbedarf 
so  hoch  steigen  dürfe,  dass  die  in  der  Deckung  gebrachten  Opfer 
der  Bevölkerung  ein  drückendes  Maass  erreichen.  Letzteres 
will  besagen:  der  übliche  Normalconsum  der  Bevölkerung  muss 
beschränkt,  die  übliche  Ersparung  vollends  stark  vermindert  werden 
oder  ganz  aufhören. 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  wenn  dieser  Zustand  sich  nur 
auf  kurz  vorübergehende  Staatsnothlagen  erstreckt,  die 
Vornahme  der  hohen  Ausgabe  Erfolg  verspricht  und  gerade  dieser 
concrete  Staat  die  Erhaltung  verdient.  Die  Frage  ist  zu  ver- 
neinen, wenigstens  theoretisch,  so  schwer  dies  auch  den  Be- 
theiligten, namentlich  den  leitenden  Staatsmännern,  fallen  mag, 
wenn  diese  Bedingungen  fehlen  und  der  Zustand  ein  dauernder 
würde.  In  untergehenden  Staaten  liegt  letztere  Eventualität  öfter  vor. 

Uusaland  1812  —  1813,  Preussen  1813  —  1814!  Freilich  wird  das  endgiltigo 
l'rtheil  hier  immer  vom  Ausgang  mit  abhängen.  Gambetta  und  die  Seinen  werden 
im  December  1870  das  Beispiel  der  französischen  Bepublik  auch  hierher  gerechnet 
haben.  Ob  mit  Recht,  lehrte  die  Zukunft.  Der  Ausgang  des  heroischen  Kampfes  der 
Nordstaaten  von  Amerika  hat  die  enormen  finanziellen  Opfer  gerechtfertigt.  Bei 
längerer  Dauer  des  südlichen  Widerstandes  hätte  die  Union  doch  vielleicht  schon  aus 
finanziellen  Gründen  gespalten  bleiben  müssen.  Denn  Staatsausgaben  von  der  Hohe 
der  1864  er  können  nicht  lange  ausgehalten  werden. 

Sind  die  Staatsleistungen  an  sich  nicht  entbehrlich,  kann  auch 
an  den  Kosten  für  sie  nichts  erspart  werden,  so  beweist  die  Un- 
möglichkeit, den  Staatsbedarf  aufzubringen,  eben  die  Unmöglichkeit 
des  dauernden  Bestandes  eines  solchen  Staates.  Selbst  die  Hülfe 
durch  Staatsbankerott,  also  durch  Bruch  der  privatrechtlichen  Ver- 
pflichtungen, wird  hier  nicht  immer  dauernd  helfen.  Die  „Staats- 
produetion"  muss  in  solchen  Fällen  am  Ende  wie  die  Privat- 
produetion  eingeben,  weil  „das  Unternehmen  nicht  mehr  die 
Kosten  deckt." 

Auch  hier  ist  die  Geschichte  die  Kichterin.  dio  aber  ihr  ondgiltiges  Unheil 
mitunter  länger  verschiebt  als  mau  erwartet.  (Türkeil) 

Ein  auf  die  Dauer  nicht  überschreitbares  Verhältniss 
des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen  besteht  mithin.  Damit 
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wird  aber  nur  die  Regel  bestätigt,  dass  zwischen  den  Verwen- 
dungen des  Einzelnen  für  6eine  verschiedenen  BedUrfnissbefrie-  . 
dignngen  eine  gewisse  Harmonie  bestehen  mnss.  Denn  in  letzter 
Linie  vertheilt  sich  der  durch  Steuern  gedeckte  Finanzbedarf  ja 
als  Ausgabe  auf  das  Haushaltbudget  der  Privaten. 

II.  —  §.  36.  Das  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen,  insbesondere  der  Staatsthätigkeiten"  wird 
ftir  die  Finanzwirtbschaft  zum  Gesetz  der  wachsenden  Aus- 
dehnung des  Finanzbedarfs,  sowohl  des  Staats,  als  in  der 
Regel  (und  öfters  noch  mehr)  auch  der  Selbstverwaltungskörper 
bei  entsprechender  Decentral  isation  der  Verwaltung  und  ordentlicher 
Organisation  der  Selbstverwaltang.  Neuerdings  zeigt  sich  bei  uns 
besonders  eine  grosse  Zunahme  des  Finanzbedarfs  der  Gemeinden, 
zumal  vieler  städtischen  (§.  44  ff.).  Jenes  Gesetz  ist  das  Ergebniss 
empirischer  Reobachtnngen  bei  den  fortschreitenden  Culturvölkern 
wenigstens  unserer  Civilisationsperiode  und  findet  seine  Erklärung, 
Rechtfertigung  und  Begründung  im  Entwicklungsbedtirfniss  des 
Volkslebens  und  in  den  Veränderungen,  welche  diesem  Bedtirfniss 
gemäss  in  der  Combination  des  gemein-,  besonders  des  zwangs- 
gemcinwirthschaftlichen  und  des  privatwirthscbaftlichen  Systems 
vor  sich  geben.  Finanzielle  Schwierigkeiten  können  diese 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  hemmen,  wo  dann  der  Umfang 
der  letzteren  von  demjenigen  der  Finanzwirthschaft  bestimmt  wird, 
statt  wie  sonst  umgekehrt.  Aber  auf  die  Dauer  Uberwindet  das 
Entwicklungsbedtirfniss  fortschreitender  Völker  diese  Schwierigkeiten 
doch  immer  wieder. 

Bei  Kau  bis  incl.  5.  Ausgabe  fehlt  die  Beachtung  die*»  wichtigen  Moments. 
Iii  der  6.  Ausgabe  hatte  ich  in  §.  1  (bes.  Anm.  a)  mit  Berufung  auf  meine  «alteren 
einschlagenden  Arbeiten  (Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  Wieu,  1S63  S.  3  ff.)  Iura  darauf 
hingewiesen.  Meine  frühere  Fonnulirung  ging  grade  von  der  finanziellen  Be- 
trachtung, d.  h.  doch  nur  von  dem  Aeusserlichcn  der  Erscheinung  aus.  Das 
Innerlich- Treib  ende,  das  sich  nur  im  Finanzbedarf  abspiegelt,  ist  aber  die 
Entwicklung  der  Staatsthfttigkcit  oder,  allgemeiner  ausgedrückt,  der  Zwangsgcmcin- 
wirthachaften.  Für  die  nähere  Darlegung  und  Begründung  vgl.  jetzt  Wagner.  Grund- 
legung. Abth.  I.  Kap.  4.  Hauptabschn.  S. 

Aus  diesen  Verhältnissen  folgt  nun  mit  Nothwendigkeit  hin- 
sichtlich des  Finanzwesens  die  Forderung,  dass  dasselbe  in  seiner 
Ei nnahmewirthschaft  Expansionsfähigkeit  besitzen  mnss, 
nm  sich  dem  steigenden  Finanzbedarf,  der  finanziellen  Wirkung  der 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit,  anzupassen.  Demnach  kein  aus- 
schliessliches Angewiesensein  auf  unbewegliche,  wenig- 
bewegliche oder  nach  anderen  Rücksichten  als  der- 
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jenigen  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  sich  bewegende 
Einnahmen:  d.  h.  kein  bloss  privatwirthschaftliches 
Einkommen  im  modernen  Staate,  nicht  allein  grundsätzlich 
stabile  Steuern,  wie  es  mitunter  gesetzlich  die  neueren  Grund- 
steuern sind,  auch  nicht  bloss  solche  Steuern,  welche,  wie  die 
Ertragsteuern,  nicht  leicht  eine  einfache  Erhöhung  vertragen 
(Fin.  II,  §.  463),  sondern  Begründung  der  Einnahmewirthschaft 
des  modernen  Finanzwesens  wenigstens  stark  mit  auf  bewegliche 
Steuern  und  Staatscredit.  Eine  wichtige  principielle  Streit- 
frage Uber  die  richtigen  oder  passenden  Einnahmequellen  des 
modernen  Staatshaushalts  wird  hierdurch  einfach  und  sicher  ent- 
schieden (Fin.  II,  §.  366  ,  368). 

III.  —  §.  37.  Nicht  minder  wichtig  für  die  Praxis  und  Theorie 
des  Finanzwesens  ist  ein  zweites  „Gesetz"  des  Staatswesens, 
dasjenige  des  Vorwaltens  des  Präventivprincips  vor  dem 
Repressivprincip  im  entwickelten  Staate.  (G.  §.  179 — 183).  Es 
betrifft  die  Veränderung  der  technischen  Art  und  Weise 
oder  Methode,  in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausführt. 
Diese  Veränderung  ist  einerseits  wieder  eine  Consequenz  eines 
allgemeinen  ökonomischen  Gesetzes  auch  auf  dem  Gebiete  der 
„Staatsproduetion",  nemlich  des  Gesetzes  der  allmäligen  Präpon- 
deranz  des  Kapitalfactors,  besonders  des  stehenden  Kapitals, 
und  der  qualificirten  Arbeit  im  gesammten  Productionsprocess 
der  Volkswirtschaft  Anderseits  bringt  es  das  BedUrfniss  des  ent- 
wickelten Volkslebens  mit  sich,  dass  Rechtsstörungen  überhaupt 
möglichst  vermieden  werden.  Der  Staat  sucht  daher  dagegen  all- 
gemeine Vorkehrungen  zu  treffen,  d.  h.  er  greift  auf  dem  Gebiete 
des  Rechts-  und  Machtzwecks,  vor  Allem  im  Wehrwesen,  aber 
auch  in  der  Auswärtigen  Verwaltung,  in  der  Justiz  und  Polizei, 
zu  umfassenden,  präveutiv  Rechtsstörungen  verhütenden  Einrich- 
tungen und  Massregeln. 

Es  erfolgt  deshalb  eine  feste  Organisation  des  Staats- 
diensts,  die  Ausbildung  und  Anstellung  eines  berufsmässigen 
Beamtenthums,  die  Einrichtung  stehender  Heere  und  Flotten, 
bleibender  Befestigungen.  Im  System  der  Kriegswaffen 
tritt  die  Maschine  auch  hier  immer  mehr  an  die  Stelle  des 
Werkzeugs.  Zur  Ausführung  aller  Dienste  des  Staats  und 
zur  Handhabung  der  complicirten  Kriegswaffen  bedarf  es  eines 
eigens  gebildeten  und  geschulten,  „ qualificirten "  Arbeits- 
persouals. 


Digitized  by  LiOOQlc 


78  1.  R.  2.  K.  1.  A.  Fin.wesen  d.  Staatenverbindungen  §.  38,  39. 


Das  Vorwalten  des  Präventivprincips  hat  fllr  die  Finanzen 
vor  Allem  eine  andere  zeitliche  Vertheilnng  des  Finanz- 
bedarfs zur  Folge.  Der  laufende  Bedarf  ist  dauernd,  auch  in 
ruhiger  Zeit,  höher,  bei  der  Repression  geringer.  Aber  dafür 
wird  auch  letztere  seltener  nöthig,  weil  weniger  Rechtsstörungen 
ausbrechen,  und  wenn  diese  (Kriege!)  doch  eintreten,  so  wird 
bei  dem  Präventivsystem  der  Extrabedarf  nicht  so  viel  grösser, 
während  er  bei  dem  anderen  System  ausserordentlich  steigt  Dort 
wird  sparsamer  ge wirtschaftet  und  lässt  sich  eine  geordnete 
Besteuerung  zur  Deckung  des  Bedarfs  einrichten.  Hier  treten 
in  beiderlei  Beziehung  Schwierigkeiten  ein.  So  verdient  im  ent- 
wickelten Staate  auch  in  finanzieller  Hinsicht  das  Präventivsystem 
den  Vorzug. 

S.  Urundlcg.  §.  1*>3.  Besonders  frappant  tritt  der  Unterschied  beider  Systeme 
im  geordneten  Heerwesen  und  im  blossen  Milizwesen  hervor.  Das  Pravcntivsystein 
ist  freilich  erst  auf  höherer  volkswirtschaftlicher  Entwicklungsstufe  das  ökonomisch  - 
zweckmässigem,  ebenso  wie  hier  erst  die  Wirthschaft  mit  mehr  stehendem 
Kapital  nnd  die  intensiven  Systeme  der  Bodenbenutzung  rationell  sind,  während 
früher  passender  mehr  umlaufendes  Kapital  verwendet  wird  und  Extensivität 
vorherrscht.  Prävention  im  Staatslebeu.  Wirthschaft  mit  stehendem  Kapitale 
uud  I ntensivität  der  Bodenbenutzung  sind  analoge  Erscheinungen  und  zusammen 
auf  ein  höheres  allgemeines  volkswirtschaftliches  Princip  zurück  zu  führen. 
Vgl.  auch  Grundlegung  §.  311  (Anm.  10)  und  unt«Mi  ülwr  Strassen  und  Eisenbahnen. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Fiiianzwirthsehaften  der  Staatenverbiiidnn&ren  nnd  der 
Selbstverwaltuiiirsktfrper  neben  dem  Staatshaushalte. 

Rau  behandelt  nur  kurz  den  Haushalt  der  Sdbstverwaltung-skr.rper  (5.  A.  §.  53  —55, 
erweitert  und  rerändert  in  der  von  mir  bearbeit.  t>.  A.  u.  in  der  2.  A.  meines  B.  I> 
bei  der  allgemeinen  Betrachtung  der  Regierungsausgaben,  ferner  in  §.  38  die  „Ver- 
wendungsart d.  Ausgaben  in  Bez.  auf  das  Land",  das  Finanzwesen  der  Staatenver- 
bindungen gar  nicht.  Die  drei  Puncto  stehen  aber  in  enger  organischer  Verbindung 
und  betreffen  nicht  nur  die  Ausgabewirthschaft,  sondern  die  ganze  Fi  natu  wirthschaft. 
Deshalb  müssen  sie  hier  in  genaueren  Zusammenhang  gebracht  werden  und  eine  andere 
Stellang  im  System  der  Finanzwissenschaft  erhalten.  Dem  entsprechende  Veränderungen 
und  Erweiterungen  der  Lehre  habe  ich  schon  in  der  2.  A.  vorgenommen  (§.  38—50). 
S.  au«h  oben  die  Vorbcm.  S.  61  u.  Stein  a.  a.  0.  Auch  hier  ist  an  die  Lehre 
von  den  Zwangsgemeinwirthsrhaftcn  und  den  Gemeinbedurfnissen  anzuknöpfen,  s.  Grund- 
legung. Abth.  I.  Kap.  3  §.  139—144,  154—  1W>  u.  Kap.  4. 

§.  38.    Das  zwang8gemeinwirthschaftliche  System  wird  au 
seinem  wichtigsten  Gebiete,  demjenigen  der  Fürsorge  für  die  Ge- 
meinbedUrfnis8e  der  Rechtsordnung,  fttr  die  „räumlichen"  und  „zeit- 
lichen" Gemeinbedürfnisse,  (G.  §.  140  —  143)  zwar  hauptsächlich, 
aber  doch  nicht  allein  durch  den  Staat  vertreten.    Neben  und 
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Uber  ihm  fungirt  in  der  Geschichte  öfters  die  Staatenverbindung, 
neben  und  unter  ihm  stets  eine  der  kleineren  räumlichen 
Zwangsgemeinwirthschaften  oder  der  grossen  Selbstver- 
waltungskörper, Provinz,  Kreis,  Gemeinde.  Die  Staaten- 
verbindung und  die  Selbstverwaltungskörper  stehen  mit  dem  Staate 
in  engem  organischen  Connex  und  theilen  sich  mit  ihm  in  die  Auf- 
gaben des  zwangsgemeinwirtbschaftlichen  Systems.  Zur  Ausführung 
der  von  ihnen  geforderten  Aufgaben  bedürfen  sie  in  der  Regel  auch 
eines  eigenen  Haushalts,  jedenfalls  gewisser  Finanzmittel. 
Die  Finanzwissenschaft  hat  daher  auch  das  Finanzwesen  dieser 
Gemeinschaften  an  und  für  sich  und  besonders  in  seinem  Zu- 
sammenhange mit  dem  Staatshaushalte  zu  betrachten.  Dieser 
Zusammenhang  tritt,  gegenüber  den  Selbstverwaltungskörpern,  am 
Meisten  bei  der  Beziehung  des  Staats  und  seines  Finanz- 
bedarfs zum  Staatsgebiete  und  dessen  Theilen  hervor, 
weshalb  dieser  Punct  hier  auch  zugleich  mit  ins  Auge  zu  fassen 
ist  Es  hat  sich  daher  dieses  Kapitel  mit  drei  Gegenständen  zu 
beschäftigen:  mit  dem  Finanzwesen  der  Staatenverbindungen 
(1.  Abschnitt,  §.  39—41),  mit  der  Beziehung  des  Finanzbe- 
darfs zum  Staatsgebiete  (§.  42)  und  mit  dem  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltungskörper  (§.  44  ff.,  beides  im  2.  Abschn.). 


1.  Abschnitt. 
Finanzwesen  der  Staaten  verbind  iingen. 

I.  —  §.  39.  Unter  „Staatenverbindungen"  verstehen  wir 
hier  nur  solche,  welche  für  unbegrenzte  Dauer  bestehen  und 
gewisse  öffentliche  Aufgaben  für  eine  Gemeinschaft  von  „Staaten" 
oder  „staatsartigen"  öffentlichen  Körpern  „gemeinsam"  dauernd 
verfolgen,  im  Gegensatz  zu  vorübergehenden  Verbindungen,  wie  z.  B. 
Alliancen.  Von  solchen  Staatenverbindungen  sind  hier  drei  Arten 
zu  unterscheiden:  der  sogen.  Staatenbund,  durch  welchen 
souveräne  Staaten  dauernd,  wenn  auch  nur  lose  völkerrechtlich 
mit  einander  verbunden  sind;  der  sogen.  Bundesstaat,  ein  engerer 
staatsrechtlicher  Verband  mit  eigener  Souveränetät  (§.  40);  und 
andere,  sich  nicht  genau  in  diese  beiden  Kategorieen  fügende 
Formen  einer  Staatenverbindung  (§.  41). 

Staatenbund  und  Bundesstaat  (und  öfters  auch  eine  dieser 
anderen  Formen)  haben  vor  Allem  regelmässig  Ausgaben  von 
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Bundeswegen  zu  mache».  Die  Gegenstände,  für  welche  und 
die  Höhe,  in  welcher  diese  Ausgaben  erfolgen,  ferner  die  Art  und 
Weise,  wie  die  letzteren  durch  Einnahmen  gedeckt  werden,  daher 
die  Gestaltung  des  Bundesfinanzwesens,  ergehen  sich  aus  der  Bundes- 
verfassung und  den  dieselbe  ausführenden  oder  fortbildenden  Ver- 
trägen der  Bundesstaaten  oder  Gesetzen  des  Bundes. 

S.  z.  B.  Ober  Staatenbund  und  Bundesstaat  Waitz,  Polit,  S.  45.  43.  153  ff.. 
R.  v.  Mo  hl.  Encyclop.  d.  Staatswiss..  1S59,  S.  37.  II.  A.  Zachariä,  Ü.  Staate-  u. 
Bundesrecht.  I.  §.  25 — 2S  '2.  Aufl.).  Üb  man  im  Bundesstaat  streng  genommen  den 
einzelnen  Staat  noch  ..Staat4'  im  eigentlichen  Sinn  nennen  und  daher  auch  bei 
diesem  Tun  „Staatshaushalt"  sprechen  kann,  ist  eine  hier  nicht  zu  entscheidende 
Frage.  Wir  bleiben  beim  Üblichen  Sprachgebrauch.  —  Das  Finanzwesen  der  Staaten- 
verbindungen ist  principiell  finanzwissenschaftlich  fast  noch  gar  nicht  behandelt 
Kau  hatte  nichts  darüber.  Stein  noch  jetzt  fast  nichts.  Für  Deutschland  naturlich 
ein  Mangel.  Auch  f.  d.  tin.wiss.  Behandlung  im  Allg.  s.  Laban d,  Fin.re<  ht  d. 
D.  Reichs,  in  Hirth's  Annalen  1873  S.  405  ff.  und  im  3.  B.  s.  Staatsrechts  d.  D.  Reichs. 

1.  Im  Staatenbunde  ist  die  SouvcrÜnetät  der  einzelnen 
Staaten  nur  wenig  beschränkt,  die  gemeinschaftlichen  Gegenstände 
sind  an  Zahl  und  Bedeutung  unbeträchtlich.  Wenn  sie  auch  wesent- 
liche Staatsaufgaben  betreffen,  hat  der  Bund  als  solcher  doch  keine 
eigene  Staatsgewalt,  kein  Gesetzgebungs-  und  Besteuerungs- 
recht. Ein  selbständiger  Bundeshaushalt  kann  daher  beinahe 
ganz  fehlen.  Die  etwaigen  wirklichen  Bundesausgaben  werden 
durch  Beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach  einem  bestimmten 
Vertheilungsmassstabe  (z.  B.  der  Grösse  der  Bevölkerung)  gedeckt 
(Matricularbeiträge)  und  erscheinen  als  Ausgaben  der  Einzel- 
staaten in  deren  Etat.  Ein  besonderes  Bundesschuldenwesen 
fehlt. 

Ein  solcher  Staatenbund  war  der  Deutsche  Bund  IS  15  — 66,  die  Schweiz 
(obwohl  schon  mit  einiger  Annäherung  an  den  Bundesstaat)  bis  184S.  Ueber  den 
Deutschen  Bund  s.  Zachariä  II,  §.  243  ff  .  über  die  Bundesmatrikel  u.  Bundesca*sen 
eb.  §.  294  —  2U6.  Die  Kosten  der  Bundeskanzlei  wurden  durch  Beiträge  gedeckt, 
welche  nach  dem  Stimmrecht  im  engeren  Uath  in  der  Weise  repartirt  wurden .  dass 
auf  jede  der  1 7  Stimmen  ein  Simpluin  von  2000  fl.  im  24  fl.-Fusse  kam,  alle  anderen 
Ausgaben  nach  der  Grosse  der  Bevölkerung  auf  Grund  der  Bundesmatrikel.  Simplum 
30.000  fl.  Bei  der  Auflösung  des  Bundes  im  J.  1866  galten  für  dieses  Matrikular- 
wesen  die  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  vom  14.  April  1842,  3.  Oct.  1851  und 
26.  Juni  1860.  Auch  für  den  Fall  eines  Bunde&kriegs  war  zur  Bestreitung  der  Kriegs- 
kosten eine  liundoskriegscasse  in  Aussicht  genommen,  welche  aus  den  matriknlar- 
inässigcn  Beiträgen  der  Bundesstaaten  zu  dotiren  war. —  Wagner.  Reichsfinanzwesen 
in  t.  Holtzondorffs  Jhrb  f.  Gesetzgeb.  u.  s.  w.  d.  D.  Reichs,  I  (1871),  S.  580—581. 

Auch  das  alte  Deutsche  R  eich  konnte  in  den  letzten  Jahrhunderten  kaum 
noch  für  mehr  als  einen  Staatenbund  gelten.  Hat  doch  schon  Bodin  ihm  den  Character 
der  Monarchie  ab-  und  denjenigen  des  aristokratischen  Reichs  zugesprochen  \\.  II  c.  M). 
her  Hauptmangel  in  finanzwirthsch.  Hinsicht  war  seit  Jahrhunderten  das  Fehlen  ge- 
nügender selbständiger  Reichseinnahmen.  Das  Ertrag  gebende  Reichsvermögen, 
die  Finanzregalien  und  gebühren  artigen  Einnahmen  aus  Hoheitsrechten  waren  fast 
sämmtlich  an  die  Reichsstände  verloren  gegangen,  die  Begründung  einer  selbständigen 
allgemeinen  Reichsbesteuernng  nicht  gelungen.  Der  Versuch  im  ..gemeinen  Ffennig" 
Um  1 5.  Jahrhundert  (1427-  1551)  11  mal  ausgeschrieben,  aber  ganz  unzureichend  ein- 
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gegangen),  zeigte  bereits  völlig  die  Ohnmacht  des  Reichs.  Man  wurde  schon  im 
16.  Jahrhundert  zum  System  der  Matricularumlagen  (nach  sogen.  Römer- 
monaten, indem  nach  der  Matrikel  von  1521  die  von  jedem  Keichsstand  für  den 
Kömerzug  zu  stellende  Mannschaft  in  Geld  angeschlagen  wurde)  genöthigt.  das  elend 
genug  fungirte.  (Ein  Monat  anfangs  128000  fl.,  seit  1787  5S2S0  fl.,  selten  vollständig 
eingegangen,  zur  Deckung  der  Kosten  des  Reichskammergerichts  u.  s.  w.i.  Eine 
dringende  Warnung  für  das  neue  Deutsche  Reich,  S.  Weizsäcker,  geschichtl. 
Entwickl.  d.  Idee  einer  allgem.  Reichsteuer  (Rede)  Bert.  1882. 

§.  40.  —  2.  Der  Bundesstaat  hat  eine  in  bestimmter  Sphäre 
souveräne,  eine  eigentliche  Staatsgewalt.  Wichtigere  und 
zahlreichere  Theile  der  den  wesentlichen  Staatsaufgaben  entstam- 
menden Staatsthätigkeiten  sind  der  Competenz  einer  eigenen  Bun- 
desgesetzgebung unterstellt. 

Die  grossen  Beispiele  von  bleibender  Bedeutung  sind  bekanntlich  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  die  Schweiz  (Verf.  v.  12.  Sept. 
der  Norddeutsche  Bund  (Verf.  v.  25.  Juni  1867)  und  das  nunmehrige  neue 
Deutsche  Reich  (Verfass.  v.  31.  Dec.  1870,  Vertr.  mit  Hessen  v.  15.  Nov.  1870, 
Baden  v.  deins.  Tage,  Würtemberg  v.  25.  Nov.  1870,  Baiern  v.  23.  Nov.  1870).  Für 
die  finanzrech  tl.  Seite  des  Deutschen  Finanzwesens  s.  Laband  in  Hirth's  Annalen. 
a»  a.  0.,  f.  d.  finanzwissensch.  u.  finanzpol.  Seite  A.  Wagner,  Reiehsfinanz- 
wesen  in  v.  Holtzend.  Jahrbuch  I.  1871.  S.  581— «45  (auch  selbständig  erschienen) 
u.  HI,  1874,  S.  60—252. 

Namentlich  pflegen  das  Militai r wesen ,  die  auswärtige 
Vertretung  (Diplomatie  und  Consulate),  einzelne  Zweige  der 
Inneren,  besonders  der  Volkswirtschaftlichen  Verwaltung 
(Handel,  Münz-,  Zettelbankwesen,  Communicationen  und  grosse 
Verkehrsanstalten,  Post,  Telegraphen  u.  s.  w.),  des  obersten  Justiz- 
und  Unterrichtswesens  u.  a.  m.  Sache  des  Bundes  zu  sein. 

In  Nordamerika  sind  Aeusseres,  Heer  u.  Flotte  (incl.  Invalidenpensionen), 
oberste  Gerichte,  Indianerwesen,  Regierung  der  Territorien .  Handelspolitik,  Zollweseii. 
Münze,  Post,  Landvermessung,  Küstensicherung.  Bundesschuld  Bundessache.  In  der 
Schweiz  Aeusseres,  Heer  (incl.  Pulver-  u.  Patronenfabriken),  oberster  Gerichtshof, 
Handelspolitik,  Zollwesen,  Münze,  Post,  Telegraphen,  Maass  und  Gewicht,  technische 
Hochschule  Bundesangelegenheit.  Die  Compeienz  des  Norddeutschen  Bunds  er- 
streckte sich  nach  §.  4  der  Verf.  auf  folgende  „der  Beaufsichtigung  u.  Gesetzgebung 
des  Bunds  unterliegende"  Gegenstände:  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Niederlassungs- 
verhältnisse, Staatsbürgerrecht ,  Passwesen  u.  Fremdenpolizei,  Gewerbebetrieb  u.  Ver- 
sicherungswesen (s.  §.  3  d.  Verf.),  Colonisation  u.  Auswanderung  nach  ausserdeutseben 
Lindern  —  Zoll-  u.  Handelsgesetzgebung  u.  f.  Bundeszwecke  zu  verwend.  Steuern  — 
Maass-,  Münz-,  Gewichtssystem,  Grundsätze  über  Ausgabe  v.  fund.  ü.  unfuud.  Papier- 
geld —  allgem.  Bestimm.  Uber  Bankwesen  —  Erfindungspatente  —  Schutz  d.  geist. 
Eigentb.  —  Schutz  d.  deutschen  Handels  im  Ausland,  der  SchiftTahrt,  der  Flagge. 
Conaulatswcsen,  —  Eisenbahnwesen  u.  Herstell,  v.  Land-  u.  Wasserstrassen,  im  Interesse 
der  Landesvertheid.  u.  d.  allgem.  Verkehrs,  —  Flösserei  u.  SchiflT.  auf  den  mehreren 
Staaten  gemeins.  Wasserstrassen,  Zustand  der  letzteren,  Fluss-  u.  and.  Wasserzölle,  — 
Post-  und  Telegraphenwcsen,  —  Best.  üb.  wechselseit.  Vollstreckung  v.  Erkenntnissen 
in  Civilsachcn  u.  s.  w.,  —  Beglaubigung  öffentl.  Urkunden,  —  gemeins.  Gesetzgeb. 
über  Obligat,  Straf-,  Handels-,  Wechselrecht  u.  gerichtl.  Verfahren,  —  Militärwesen 
des  Bunds  u.  Kriegsmarine,  —  Medicinal-  u.  Veterinärpolizei.  —  Dieser  Artikel  ist 
wörtlich  als  Art.  4  auch  in  d.  Verfass.  d.  Deutschen  Reichs  übergegangen  mit 
dem  Zusatz,  daas  die  Bestimmungen  über  Presse  und  Vereinswesen  auch  Bundessache 
sein  sollen.  Die  normale  Fortentwicklung  bringt  es  gewöhnlich  mit  sich,  dass  die 
Competenz  des  Bundes  sich  langsam,  aber  steetig  erweitert,  wie  die  Schweiz  und  da* 
A.  Wagner,  Finaaiwii>WBiM>lwA.   L  t.  Aufl.  0 
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Deutsche  Reich  es  jetzt  erleben.  Die  Zerlegung ,  bez.  Umbildoug  des  orsprunglichen 
Reichskanzleramts  in  eine  Anzahl  selbständiger  oberster  Reichsämter,  von  denen 
bes.  das  Reichsamt  des  Inneren  eine  Reihe  von  kleineren  Reichsämtern  umfasst 
(Heimathwes. ,  Statist. Amt,  Gesund  h.amt,  Patentamt.  Normaleich.com mission)  n.  die 
Steigerung  der  Ausgaben  für  diese  Abtheilungen  der  „Inneren  und  Volkswirtlisch. 
Verwaltung"  belegen  das  am  Besten.  1872  beanspruchte  iSchlussrecbn.)  diese  Innere 
u.  die  Justizverwaltung  1-065  Mali.  M„  1SS1/82  (AnschÜ  4  555  Mill.  M. 

Damit  nähert  sich  natürlich  der  Bundesstaat  mehr  dem  Einheitsstaat  und  der 
Einzelstaat  mehr  der  Provinz.  Für  die  betreffenden  Hausbalte  ergeben  sich  analoge 
Consequenzen  (vgl.  z.  B.  Wagner  in  Holtzend.  Jahrb.  III,  187). 

Zar  Durchführung  dieser  gemeinsamen  Zwecke  und  zur  Be- 
sorgung der  dafHr,  sowie  ttlr  die  Bundesgewalt  und  Bundesver 
tretung  selbst  nüthigen  Ausgaben  bedarf  der  Bundesstaat  eines 
eigenen  Haushalts,  wie  ein  Einheitsstaat,  einer  besonderen 
Finanz  Verwaltung  und  eventuell  (fttr  Kriege,  etwaige  Ver- 
kehrsanstalten u.  s.  w.)  eines  eigenen  Bundesschulden wesens. 

In  den  gen.  3  Bundesstaaten  besteht  ein  eigener  grösserer  Bundeshaushalt  und 
ein  Bundesschuldcnwesen.  In  Nordamerika  Abschluss  f.  1S79 — SO  (u.  in  d.  Klammer 
Anschlag  f.  18M  —  in  Mill.  Doli.  Zivildienst  incl.  Aeusseres  51*44  (67*56) 
Kriegsdep.  3S*  12  (3024).  Mariuedep.  1354  (1502).  Pensionen  56  77  (incl. 
193  Mill.  Rückstände)  (500).  Indianer  5  95  (4*S6).  Zinsen  d.  Schuld  98  55  (88  8s), 
Tilgung  d.  Schuld  unbestimmt,  District  Columbia  3*27  (3*35),  Summa  d.  Ausg.  ohne 
Tilg.  267  64  (259  92).  Einnahmen  333*53  (350  0),  neinl.  ZöUe  1 80*52  (195),  Innere 
Steuern  124  01  (130).  Landverkauf  102  (JO),  v.  d.  Nationalbauken  701  (712), 
Münze  2  79  (3  0),  Summe  plus  allen  and.  divers.  Einn.  333*53  (350).  Ueberschuss 
der  ordentl.  Einnahmen  über  d.  ord  Ausgaben  65*S8  (90  09).  Stand  d  öifentl.  Schuld 
der  Union  I.Juli  1SS0  2120  42  (wovon  3SS*S0  Papiergeld),  ab  Cassenbestand  (201  09). 
Rcstschuld  1919*33.  1.  Juli  1879  1996*42,  1.  Juli  1S70  2406*6  M.  D.  —  Schweiz 
Abschl.  f.  18S0  (in  Klammer  Anschl.  f.  ISS  I  t.  Einn.  (Roh)  in  Mill.  fr.  42*5  (40*7 >. 
wovon  Zölle  17*21  (17),  Post  15*51  (15*43)  [Ausgabe  dafür  14*25.  bez.  14*20], 
Telegr.  2*37  (2*25)  [Ausg.  1*81  u.  190J.  Münze  1*27  (0  404)  (Ausg.  ebenso  hoch*». 
Ausgaben  im  Ganzen  41  04  (40*95\  wovon  Kap.-  u.  Zinszabl.  2*75  (1.87),  allgem. 
Verwalt.  0*75  (0*70),  dio  «'inzclnen  Departements  (vergleichbar  den  Ministerien,  aber 
nur  f.  d.  obere  Verwalt.)  3*53  (3*52),  Militär  11*76  (13*14)  (ausserdem  Kriegs- 
material 0*94.  bez.  OSS),  Polytechnikum  in  Zürich  0*302  (0*360)  (Züsch uss  zu  den 
eig.  Einn.).  Nach  einer  vergleichenden  Zus  stell,  der  Bundes-  u.  der  Cantonal- 
tiuanzen  f.  1876  (Goth.  Jahrb.  1882  S.  964)  betragen  die  N  c  1 1 o ausgaben  des  Bonds 
lS'30.  der  Cantonc  44*10  Mill.  fr.,  davon  u.  a.  f.  Militär  bez.  12*61  u.  217.  Justiz 
0  ls  u.  2'7S,  Gefängnisse  nichts  u.  TOS.  Polizei  0*018  u.  2*70,  volkswirthsch.  An- 
gelegenheiten und  Ott.  Arbeiten  2  17  u.  12*71,  Unten*.,  Wissensch.,  Kunst  0*39  u.  8*90. 
Kirch  enwesen  nichts  u.  3*12,  Wehith ätigk.  0*015  u.  2  51,  Sanit.wos.  fast  nichts  u.  0*26, 
Ges.geb.  und  allgcin.  Verwalt.  1*28  u.  3*67,  Kosten  d.  Schulden  1*22  n.  3  01  Mill.  fr. 
Man  sieht,  wo  der  Schwerpuuct  der  Bundes-  u.  d.  Cantonalthätigk.  liegt  Von  den 
ord.  Nettoeinnahmen  (B.  17*24.  C  39  74  Mill.)  treffen  auf  d.  indir.  Steu.  i.  w.  S. 
heim  B.  15*85.  bei  d.  Cant.  1504,  v.  d.  dir.  Steu.  0*966  u.  16*45,  v.  d.  Regalien  u. 
Monopolen  (Salz  u.  s.  w.)  0*305  u.  4*15,  v.  d.  Einn.  aus  Forsten,  Domänen.  Staats- 
geworben 0103  u.  3*67  Mill.  fr.:  doch  eine  wesentliche  Aehnlichkoit  mit  den  Ver- 
hältnissen im  Deutschen  Reich  in  d.  relativer  Verthcilung  der  Posten  zwischen  Bund 
u.  Can tonen. 

Ucber  das  Deutsche  Reich  s.  eingehend  bis  1S74  Wagner,  Holtzend. 
Jahrb.  III,  167;  Statist.  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich,  3.  J.  g.  1882,  S.  14>  ff.  u.  bes.  auch 
(ierstfcldt.  Beitr.  z.  Reichsteuerfrage.  Die  ..fortdauernden*  Ausgaben  waren  (Ab- 
schluss) 1872  33S4I,  1S81/82  (Anschlag  mit  Nachträgen)  511*68,  1S82/S3  (Anschl. 
531*83  Mill.  M.  Davon  Heichsheer  b«  z.  266  7S,  342*21.  342  49,  Marine  14*85,  27*52. 
27*57,  ReicbsinvaLfonds  (also:  Belastung  desselben  mit  Pensionen)  2v2S,  31*07.  30  13. 
allgem.  Pensionsfonds  20  S7.  ls*40,  1910.  Reichsschuld  0*59.  10*60,  13*70.  Rcichs- 
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tag  0136,  0-404.  0-408,  Auswart.  Amt  4*38,  6*56,  6  68,  Reicbsamt  d.  Innern,  und. 
Reichskanzler  u.  Kanzleramt  u.  Reichscisenb.amt)  0  826,  2'30,  »'20,  Rcichsjustizver- 
waltung  0  239,  1*70,  1  71,  Reichsschatzaiut  117,  69  46,  86  32,  u.  and.  Posten  mehr. 
Die  „einmaligen"'  Ausgaben  gestatten  bei  der  starken  Schwankung  und  grossen  Ver- 
schiedenheit in  den  einzelnen  Jahren  keinen  unmittelbaren  Vergleich.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  td.  h.  die  Eingänge  ohne  die  Anleihen,  d.  französ.  Contribution .  die 
Zahlungen  aas  dem  Festunga-  u.  Eisenb.fonds)  waren  1872  (Abschlüsse  u.  1  SS  1/82 
(Anschlag  nebst  Nachtrag)  u.  1882/83  (Anschlag)  bez.  284*25.  519*71,  61063  (ind. 
lebe  rech  usa  von  10  56  Mill.  M.  aus  Vorjahr);  davon  Zölle  u.  Verbrauchsteuern  164*04, 
H35-49,  339*10,  Stempel-  u.  ähnl.  Abgaben  (stetist.  Gebühr)  5*08,  7  51,  19*58.  Uebcr- 
schuss  von  Reichsbahnen  (Eis.  Lothr.\  Post,  Telegr.,  Reichsdruckerci,  Einn.  aus  Bank- 
wesen (Reichsbank),  Muuzwesen  1980,  32*30.  36*51,  verschied.  Verwalt.einn.  1*20, 
.V82.  6  01,  aus  dem  Reichsinval.fonds  (Zinsen  und  Kapitalquoten)  nichts.  31  07,  30*13, 
Zinsen  aus  belegten  Rcichsgeldcrn  nichts,  3*84.  3  06,  Matricularbeiträge  94  12,  103*68, 
103*68  Mill.  M.  Die  Reichs* <-hulden  sind  in  den  letzten  Jahren  wieder  ans  An- 
leihen für  verschiedene  Zwecke  angewachsen,  nachdem  sie  (bez.  die  des  Norddeutschen 
Bundes)  nach  dem  letzten  Kriege  aus  der  französ.  Contribution  getilgt  waren.  Am 
1.  April  18S0  war  der  Betrag  218*08  Mill.  M.  nominell  Anleihen.  100  Mill.  M. 
Schatzscbeine,  159  44  Mill.  M.  Reichs*  assens<hcine  i, Papiergeld).  Die  aus  d.  französ. 
(Kontribution  gebildeten  „Fonds1*  Uberragen  diese  Schulden  auch  noch  nach  dem 
gegenwärtigen  Bestände  :  dazu  dann  noch  der  baare  Reif  hskriegsschatz  v.  120  Mill.  M. 
in  (iold. 

Da  es  sich  hier  um  grössere  Ausgabeposten  handelt,  deren 
Aufbringung  durch  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  nach  der 
Kopfzahl  oder  nach  irgend  einem  ähnlichen  immer  ziemlich 
willktthrlichen  Maassstabe  ohnehin  die  Einzelstaaten  ungleich  be- 
lasten würde,  so  werden  zweckmässiger  Weise  mit  den  genannten 
Ausgaben  auch  gleichzeitig  bestimmte  Einnahmequellen  aus  dem 
Haushalt  der  Einzelstaaten  ganz  ausgeschieden,  der  Competenz  des 
Bundes  und  seiner  Gesetzgebung  unterstellt  und  passend  dem  Bunde 
daneben  noch  ein  besonderes  Besteuerungsrecht  zur  Deckung 
seiner  verfassungsmässigen  Ausgaben  verliehen.  Von  letzterem 
pflegt  aus  steuertechnischen  Gründen  namentlich  in  Bezug 
auf  die  sogen,  indirecten  Steuern,  Zölle,  inländische  Ver- 
brauchssteuern Gebrauch  gemacht  zu  werden,  passend  so, 
dass  diese  ausschliesslich  dem  Bunde  zufallen,  während  die 
directe  Besteuerung  ganz  oder  grossentbeils  den  Einzelstaaten 
verbleibt,  für  die  Deckung  ihrer  Bedürfnisse.  Andernfalls  müssen, 
wenn  die  zugewiesenen  Einkünfte  nicht  ausreichen,  auch  hier  noch 
Matricularbeiträge  erhoben  werden,  —  was  besser  abzustellen 
ist  Je  mehr  sich  der  Bundesstaat  in  seiner  Fortentwicklung  dem 
Einbeit8staate  etwa  nähert,  je  grössere  und  kostspieligere  Aufgaben 
an  ihn  herantreten  (Buudeskriege!,  Reichsbahnen!),  desto  mehr 
mu88  auch  der  Bundeshaushalt  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen allmälig  einem  gewöhnlichen  Staatshaushalte  gleichen  und 
desto  mehr  schrumpfen  die  Einzelstaatsbaushalte  zu  freilich  höher 
ausgebildeten  Provinzialhaushalten  zusammen.    Eine  solche  Ent- 
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wicklung  ist  auch  in  finanzieller  Hinsicht  wohl  im  Ganzen  erwünscht. 
Das  schwierige  Problem  der  richtigen  Trennung  von  Hauptstaats-, 
d.  h.  eben  von  eigentlichstem  Staats  bedarf  und  Local-  (Landes- 
theil-) bedarf  wird  auf  diese  Weise  für  grosse  Ausgabeposten  wohl 
am  Besten  gelöst  (s.  u.  §.  43). 

Es  ist  gewiss  beachtenswert)! ,  dass  in  den  drei  wichtigsten  modernen  Bundes- 
staaten, wie  die  vorausgehenden  Angaben  zeigen,  vor  allem  die  Grcnzzöllc,  dann 
mit  diesen  in  näherer  Verbindung  sichende  innere  Verbrauchsteuern  (so  wenigstens 
im  Deutschen  Keich  und  in  Nordamerika,  —  die  Schweiz  hat  das  noch  nicht  erreicht), 
rechtlich  und  tbatsächlich  auf  den  Bund  Ubertragen  sind:  namentlich  die  Tabak- 
und  die  Getränksteuern.  So  im  Deutschen  Reich  speciell  die  Tabakst  (Ad- 
schl.  1881/82  4.5b.  1882/83  11.03  Mill.  M.),  die  Rübenzuckerst  (49.55  u.  47.42). 
die  Salzst  (30.37  u.  36.71),  leider  noch  immer  nicht  vollständig  die  Branntweinst. 
(die  in  Baiern ,  Württemb. ,  Baden  noch  aparte  Landesst  blieb,  A.  f.  das  übrige 
Reichsgebiet  34.85  u.  35.52 1  u.  die  Bierst.  (die  ausser  in  d.  3  gen.  Steuern  noch  in 
Elsas8-Loth.  besondere  Landesst.  ist.  A.  f.  Reichsgebiet  15.10  u.  15.11  Mill.  M.). 
Diese  Einnahmen  sowie  die  Ueberschüssc  der  Post-  und  Telegr.verwaltung  (die  in 
Baicm  und  Württemberg  ebenfalls  Landessache  blieb)  dienen  znnächst  zur  Bestrei- 
tung der  Rcichsausgaben  (Art.  70  d.  Keichsverfass,).  Durch  Ges.  v.  15.  Juli  1879  ist 
bei  Gelegenheit  der  Zollreform  u.  s.  w.  allerdings  die  Bestimmung  getroffen ,  dass  der 
Ertrag  der  Zölle  u.  der  Tabaksteuer  nur  bis  zur  Summe  von  130  Mill.  M.  der  Reichs- 
casse  zufliesst  u.  der  Betrag  darüber  hinaus  den  Einzelstaaten  nach  der  Matricular- 
bevölkerung  zufallen  soll:  formell  reichspolitisch  ein  unliebsames,  im  Effect  aber  doch 
nicht  erhebliches  Zugeständnis»  an  den  Particularismus .  da  pro  tanto  eben  nur  eine 
Compensation  mit  den  Matric.beiträgen  erfolgt  Die  Einführung  andrer  Reich- 
st ouern  ist  gestattet  (Art.  70  d.  Verf.),  aber  bisher  nur  f.  die  Wechselstcmpel  (Ertr. 
Anschl.  1881/82  u.  82/83  6.11  u.  H.Ol  Mill.  M.),  Spielkartenstcmpel  (1.1  u.  1.04  Mill. 
M.),  die  statistische  Gebühr  (0..H  u.  0.45),  1  SSI  f.  versch.  and.  Stempclabgaben  (.  »Börsen  - 
steuern",  Anschl.  1882/«>3  12.07  Mill.  M.)  erfolgt,  nicht  für  directe  Steuern.  So  waren 
1881/82  364.26  M.M.  diverser  ehemaliger  einzclstaatl.  Einnahmen  u.  Betriebs  Überschüsse 
an  das  Reich  übertragen.  Die  Steuer-technischen  Gründe  für  die  Uebernahmc 
grade  solcher  indirecter  Steuern,  auch  der  Post,  Telegraphic  u.  s.  w.  auf  das 
Reich  sind:  gemeinsame  u.  vereinfachte  Centralen,  wohlfeilere  Erhebung  grade  in 
einem  grossen  Gebiete,  volkswirtschaftliches  Bcdürfniss  gleichmässigcr  Regelung 
dieser  Diuge.  S.  Wagner,  Jahrb.  1,58!».  Directe  Reichstcuern  werden  gleichwohl 
schwerlich  auf  die  Dauer  ausbleiben.  Ueber  die  Stcuerprojccte  im  Reich  Wagner. 
Jahrb.  III,  213.  Dors.  schwebende  deutsche  Fin.frageu,  Tüb.  Ztschr.  1880,  S.  68  ff. 
Geffckcn,  Reform  d.  Reicbsteuern,  Heilbr.  1S79,  Schmoller,  deutsche  Steuerreform. 
Jahrb.  1881,  S.  859  ff.  Gerstfeldt's  Schriften.  Schaffle,  Steuerpolitik.  Plan 
einer  Rcichseinkomincustcuor,  Hirth,  Anualen  1875,  S.  115  11. 

In  Nordamerika  ist  wahrend  des  Bürgerkriegs  der  umfassendste  Gebrauch  von 
dem  Besteuerungsrecht  des  Bundes  gemacht  worden,  s.  Hock,  Finanz.  Amerikas 
S.  187  ff.  Nach  d.  späteren  Ermässigung  brachten  diese  Steuern  1868  noch  186.34  M.  D., 
wovon  auf  rohe  Baumwolle  22.50.  Spirit.  J4.28,  gegohr.  Getränke  5.69,  Tabak  18.64, 
Manufact.  .19.16,  Licenzen  16.36.  Banken,  Versich.,  Eisen b ,  Telcgr.  ges.  16.53,  Ein- 
koinmenst.  33.07,  Testamcntsst  2.82,  div.  Abgaben  2.43  Mill.  D.  Die  Weiterentwick- 
lung hat  von  directen  Unionstcuern  wieder  abgeführt. 

Die  Matricularbeiträge  belasten  im  Deutschen  Reiche  die  süddeutschen 
Staaten  relativ  stärker,  weil  diese  an  der  allgemeinen  Bier-  u.  Branntweinsteuer  nicht 
theilnehmcu  (z.  B.  Preusscn  ISM/M  nur  52.50,  Sachsen  nur  5.62,  dagegen  Baicm 
20.15.  Württemberg  7.2*\  Baden  5.19  Mill.  M.'».  Das  Bedenkliche  und  das  Trügerische 
des  Kopfij  uoteusystems  beruht  derauf,  dass  ohne  Rücksicht  auf  den  verschiedenen 
Wohlstand  die  Consuintions-  u.  Productiouskraft  u.  die  Stcuerfahigkeit  jedes  ..Kopfes" 
in  jedem  sogen.  ..Staate"  als  gleich  angenommen  wird.  Dabei  wird  ganz  übersehen, 
dass  grosse  und  kleine  Staaten  sich  gar  nicht  unmittelbar  vergleichen  lassen,  da 
»ler  kleine  „Staat",  vollends  in  Verhältnissen  wie  den  deutschen,  eben  nichts  Anderes 
als  eine  zur  Souveräuetät  gelangte  Provinz  oder  gar  nur  ein  Kreis  eines  natürlichen 
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grossen  Staatsgebiets  ist.  s.  o.  §.  19.  S.  über  die  Frage  in  Deutschland  Wagner, 
Jahrb.  I,  628,  III,  217,  Hirth,  in  s.  Annahm  1875,  115  II".  Matricularbeiträge,  coni- 
bioirt  nach  der  Kopfzahl  und  der  ungefähren  Stcuerkraft,  sind  verfassungsmässig  in 
der  Schweiz,  aber  nicht  in  pract  Anwendung:  ärmste  Cantonc  15  cent.  p.  Kopf, 
reichste  90  cent.;  Hirth,  Annal.  1875,  S.  142,  786.  Vorschläge  zur  Beseitigung  u. 
Veränderung  der  Matric.beiträge  machte  v.  Scheel,  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich  1878  (Neue 
Folge  II),  48  IT.  Dgl.  Vorschläge  dess.,  statt  nach  der  blossen  Kopfzahl  nach  dor 
Zahl  der  Erwerbsfähigen  in  der  Bevölkerung  die  Matric.beiträge  zu  vertheilen, 
in  Hildebr.  Jahrb.  1878,  XXX,  34,  mit  Statist.  Ausführung.  —  Um  den  Ersatz  oder 
doch  die  wesentliche  Verminderung  der  Matric.beiträge  und  zugleich  um  die  Schaffung 
selbständiger  Reichseinnahmen,  ein  auch  politisch  so  wichtiges  Ziel,  drehen  sich 
die  Reformpläne  u.  Versuche  im  Reiche  seit  1878.  Gedanke  auch  an  Reichs- Erb- 
se haftsteuer  o.  an  umfassendere  Debcrtragung  der  einzelstaatl  stampelart.  Verkehr- 
steuern auf  das  Reich  nebst  deren  weiterer  Ausbildung;  jetzt  vor  der  Reform  der  Zölle 
tf.  Verbrauchsteuern  in  den  Hintergrund  getreten.  S.  Bericht  d.  Commission  z.  Er- 
örterung der  Einführ,  einer  Reichs-Stempel-  u.  Erbsch.steuer;  Papiere  d.  Bundesraths 
1*77/78  N.  98. 

§.  41.  —  3.  In  der  concreten  Wirklichkeit  zeigen  die  sogen. 
Staatenbünde  und  Bundesstaaten  schon  mancherlei  erhebliche 
Modifikationen  der  theoretischen  Idee  dieser  Staaten  Verbindungen. 
Die  Geschichte  weist  aber  auch  noch  zahlreiche  andere  Ver- 
hältnisse einer  Staatenverbindung  auf,  welche,  zufälligen 
historischen  Ereignissen  entsprungen,  sich  nicht  immer  leicht  unter 
eine  bestimmte  Völker-  und  staatsrechtliche  Formel  bringen  lassen, 
zumal  der  rechtliche  nnd  factische  Zustand  in  solchen  Fällen  oft 
erheblich  von  einander  abweichen. 

Beispiele:  das  frühere  und  jetzige  Verhältniss  des  K.  Polen  zu  Russland,  früher 
wohl  ein  Mittelding  zwischen  Personal-  und  Realunion,  getrennte  Finanzen,  jotzt 
factisch  wenigstens  kaum  etwas  Anderes  als  Einverleibung;  das  polnische  Budget 
der  Ausgaben  postenweise  bei  den  Budgets  der  russ.  Reichsministerien,  woneben  eine 
Zeitlang  nur  ein  kleiner  Betrag  noch  besonders  für  Polen  im  russ.  Budget  stand 
(1870  H.74  M.  R.),  der  jetzt  auch  verschwunden  ist  ;  ebenso  bei  den  Einnahmen. 
Das  Verhältniss  Transkaukasiens  (Einn.  u.  Ausg.  ciu  besonderer  Theil  des 
russischen  Budgets),  Finnlands  (im  Wesentlichen  Personalunion,  durchaus  getrennte 
Finanzen  u.  Ausgaben,  Schulden,  besond.  Militärbudget  getrennt  v.  allgem.  Budg.  des 
russ.  Reichs i.  —  In  Oesterreich  hatte  die  Militairgrcnze  seit  lange  ein  apartes 
Budget,  das  nur  als  besond.  Theil  d.  Staats)),  aufgestellt  war.  Jetzt  hat  d.  Königreich 
Kroatien  u.  Slavonien  noch  ein  besond.  „Budget  f.  d.  Erfordernisse  der  inneren  Auto- 
nomie" oder  für  seine  „autonome  Verwaltung"  (55  °/0  d.  hier  erhob,  dir.  u.  indir.  Steuern 
fl »essen  in  d.  ungar.  Staatsschatz,  45*/0  bleiben  dem  Lande  für  jene  Erfordernisse; 
gesetzt.  Bestimm,  v.  1S73).  Das  jetzige  Verhältniss  zwischen  Oesterreich  u.  Ungarn 
(cisleith.,  im  Wiener  Reichsrath  vertretene  u.  Länder  d.  ungar.  Krone)  auf  Grund  der 
Verfassung  v.  1867  lässt  sich  auch  nicht  unter  eine  einfache  Formel  bringen.  Merk- 
male der  Personal-  und  Realunion,  des  Bundesstaats,  Staatenbunds  u.  wieder  des 
Einheitsstaats  liegen  in  bunter  Mischung  durcheinander.  Als  Realunion  ist  das 
Verhältniss  vielleicht  noch  am  Richtigsten  zu  bezeichnen,  weil  dies  Moment  noch 
vorwaltet  Das  ist  natürlich  für  die  Einrichtung  des  Finanzwesens  von  wesentlichem 
Einfluss.  —  Weiter  sei  an  das  Verhältniss  der  Türkei  vor  dem  letzten  Kriege  zu 
ihren  Schutzstaaten,  der  Donaufürstenthümer  unter  einauder  (Rumäniens,  fast 
dem  Einheitsstaat  schon  vor  1S77  gleichkommende  Realunion,  jetzt  ganz  Einheitsstaat), 
Luxemburgs  zu  Holland  (seit  1867  Personalunion),  Limburgs  desgl  bis  1860,  der 
Elbherzogthümcr  zu  Dänemark  bis  1804  u.  A.  m.  erinnert.  Alle  solche  künst- 
liche Verhältnisse  äussern  auch  auf  die  Ausgabeeinrichtung  und  die  ganze  Finanz- 
wirthschaft  überhaupt  ihren  Einfluss.  Sie  haben  selten  lange  unveränderten  Bestand 
und  fuhren  leicht  zur  polit.  Verwicklungen,  daher  auch  zur  Unordnung  im  Finanzwesen. 
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Staaten,  welche  nur  in  Personalunion  stehen,  wie  z.  B. 
Schweden  und  Norwegen,  bleiben  im  Wesentlichen  selbständige, 
wenn  auch  unauflöslich  verbundene  Staaten.  Ein  grösserer  Kreis 
gemeinsamer  Angelegenheiten,  daher  auch  ein  gemeinsamer  Haus- 
halt fehlt,  kaum  dass  einzelne  gemeinsame  Ausgaben  (etwa  für 
Diplomatie)  vorkommen.  Auch  fltr  gemeinsame  Behörden  können 
hier  die  Ausgaben  in  den  einzelnen  Budgets  getrennt  bleiben. 

Schweden  und  Norwegen  haben  f.  gemeinsame  Sachen  einen  aus  schwedischen 
und  norwegischen  Mitgliedern  zusammengesetzten  Staatsrath,  dessen  Kosten,  wenn  aus 
den  mir  nicht  specieller  vorliegenden  Budgets  geschlossen  werden  darf,  getrennt  in 
beiden  Haushalten  erscheinen. 

Staaten,  welche  in  Realunion  oder  einer  ähnlichen  näheren 
staatsrechtlichen  Verbindung  stehen,  haben  in  vielen  Puncten  die 
Merkmale  eines  Bundesstaats  oder  selbst  eines  Einheitsstaats  und 
eine  grössere  Reihe  wichtigerer  gemeinsamer  Gegenstände  („Ge- 
sammtstaat",  wie  z.  B.  die  Oesterreichisch-ungarische  Monarchie). 
Daher  giebt  es  hier  einen  eigenen  „Haushalt  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten",  neben  besonderen  Haushalten  der 
Länder  oder  Ländergruppen.  Die  Einrichtung  gleicht  in  vielen 
Hinsichten  derjenigen  des  bundesstaatlichen  Finanzwesens:  im  ge- 
meinsamen Haushalt  gewisse  durchaus  gemeinsame  Ausgaben  (etwa 
Aeusseres,  Heer,  gemeinsame  Schuld),  auch  bestimmte  gemeinsame 
Einnahmen,  welche  ohne  Separatverrechnung  für  die  Theile  des 
Gesammtstaatsgebiets  zuvörderst  zur  Deckung  der  gemeinsamen 
Ausgaben  dienen  (Einnahmen,  welche  sich  an  die  Ausgabezweige 
knüpfen,  einzelne  indirecte  Steuern,  wie  Zölle).  Die  übrigen  Aus- 
gaben werden  nach  einem  verfassungsmässig  bestimmten  Maass- 
stabe durch  Beiträge  jedes  einzelnen  Landes  aus  dessen  eignen 
Einnahmen  gedeckt.  Die  Geschichte  zeigt  auch  in  solchen  Puncten 
viel  Mannigfaltigkeit  Mitunter  ist  die  Realunion  so  eng,  dass  alle 
wichtigeren  Gegenstände  gemeinsam  sind  und  die  einzelnen  Länder 
höchstens  noch  besondere  Haushalte  von  der  Natur  eines  Provinzial- 
haushalts  oder  selbst  das  nicht  einmal  mehr  haben. 

Nach  d.  Verfass.  von  1867  sind  in  Oesterreich  -  Ungarn  gemeinsam:  die 
Zweige  (u.  Ausgabeetats)  für  d.  Aeusserc  (wobei  auch  die  Subvention  der  Oesterr. 
Lloyd-Dampfschift'.gesellschaft),  für  Heer  u.  Flotte,  f.  ein  gemeins.  Finanzministerium 
u.  einen  gemeinsamen  Rechnungshof  (Summe  A.  f.  1881  122.18  Mill.  Ii.,  wovon 
107.89  ordentl.)  u.  gemeinsame  Deckungsmittel:  eigene  Einnahmen  der  gemeinsamen 
Verwaltungszweige,  besond.  des  Kriegsmin..  der  Consulatc  (i.  <i.  1881  3.31  Mill.  fl.i, 
leberschusse  der  Zollgefalle  (3.77  Mill.  fl ),  im  (i.  f.  1881  7.0*  Mill.  fl.  Alle  anderen 
Kinnahme-  und  Ausgabcetats  (auch  z.  B.  der  Hofstaat)  sind  getrennt  Der  Rest  der 
gemeinsamen  Ausgaben  wird  —  nach  Abzug  eines  bes.  Zuschusses  v.  2.18  Mill.  fl.. 
den  Ungarn  jetzt  für  den  l'ebergang  eines  Theils  der  Militairgrenzc  an  die  Civilver- 
waltnng  noch  bes.  giebt  —  zu  70°/,,  von  den  cisleith.  und  zu  S«V„  von  den  ungar. 
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Ländern  gedeckt  Von  der  Staatsschuld  ist  nur  die  schwebende  in  Betreff  der 
Hypothekaranweisungen  (Schatzscheine^  und  des  Papiergelds  (beide  Posten  zus.  gc- 
sctziich  begrenzt  auf  412  Mill.  fl.)  gemeinsam.  Die  übrige  sog.  allgemeine 
Schuld  (£.  1SH0  2755.83  Mill.  II.)  lastet  eigentlich  jetzt  anf  den  cisleith. 
Landen  nach  dem  finanziellen  Ausgleich  mit  Ungarn  allein,  jedoch  zahlt  dieses  zur 
Verzinsung  der  Schuld  die  fixe  Summe  von  30.32  Mill.  fl.  jährlich.  Dazu  kommt 
dann  noch  eine  bosondere  Schuld  der  Westh&lfte  („der  im  Reichsrathe  vertretenen 
Königreiche  u.  Linder"),  E.  1S80  40N.fi!  Mill.  fl.  Die  (irundentlastungsschuld 
lastet  in  der  wcstl.  Hälfte  des  Staats  auf  den  einzelnen  Kronlanden,  in  Ungarn 
auf  der  üesammtheit  der  ungar.  Lande  als  deren  Staatsschuld.  Ausserdem  bat 
Ungarn  seit  seiner  wiedererlangten  politisch.  Selbständigkeit  eine  schon  recht  bedeutende 
eigene  eigentliche  Staatsschuld  erlangt  (meist  f.  Eisenbahnbauten  u.  Deckung  der 
Deficite).  An£  1SS0  752.5  Mill.  fl.  —  Kam  knien  hatte  schon  langer  ein  cinheitl. 
Budget ;  an  die  Türkei  zahlte  es  für  beide  Fürstenth.  getrennt  den  kleinen  Tribut  von 
aOOO  u.  »000  Beutel  (a  500  Piaster  gleich  30  Thlr.).  Auch  Serbien  hatte  schon 
ror  der  1677/78  erreichten  völligen  Unabhängigkeit  ein  ganz  getrenntes  Budget,  in 
dem  der  Tribut  an  die  Pforte  als  Ausgabeposten  (in  der  tQrk.  Rechnung  als  Einnahme) 
apart  vorkam  (4600  Beutel).  Aehnlich  noch  jetzt  Samos  (800  Beutel),  Aegypten 
(76.5  Mill.  Piaster  oder  681. 4S6  agypt.  Pfund,  zu  20>  Reichsmark). 


2.  Abschnitt. 
Finanzwesen  der  Sclbstverwaltiiugskörper. 

S.  o.  S.  61  u.  78  die  liter.  Notiz.  Ausser  Stein  ist  kaum  etwas  Weiteros, 
spcciell  Finanzwissenschaftliches  zu  nennen.  Die  bisherige  Literatur  des  Finanz- 
wesens dieser  Körper  bezieht  sich  fast  nur  auf  die  Gemeinden  und  beschrankt  sich 
meistens  auf  die  Stcuerverhältnisse.  S.  die  bczügl.  Lit.  oben  §.  30.  Aus  der  Statistik 
bes.  Herrfurth  u.  Gerstfeldt. 

I.  —  §.  42.  Der  staatliche  Finanzbedarf  in  seiner  Be- 
ziehung zum  Staatsgebiet.  Die  Betrachtung  hierüber  führt  zur 
Besprechung  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltungskörper  hin 
und  geht  derselben  passend  voraus,  weil  dabei  einige  für  die 
finanzielle  Ordnung  dieser  Verhältnisse  maassgebende  Gesichts- 
punete  bereits  deutlich  hervortreten.  Folgende  zwei  Fragen  sind 
hier  hervorzuheben.  Einmal,  welche  Wirkung  die  Veraus- 
gabung des  Finanzbedarfs  im  Inlande  als  Verwendung  von 
Sachgütern  ausübt.  Sodann,  wie  sich  der  Finanzbedarf  hin- 
sichtlich seiner  in  der  Herstellung  von  Staatsleistungen  her- 
vortretenden Wirkung  auf  das  inländische  Staatsgebiet  ver- 
theilt Die  ältere  Finanztheorie  hat  den  ersten  Punct  öfters  erörtert, 
mit  dem  zweiten,  wichtigeren  sich  jedoch  noch  wenig  beschäftigt. 

1.  „Wenn  der  Staatsaufwand  innerhalb  des  Landes  geschiebt, 
sagt  Rau  (§.  38),  so  werden  einheimische  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer beschäftigt,  wird  inländischen  Kapitalien  und  Grundstücken 
eine  Rente  abgewonnen,  was  ohne  Zweifel  für  die  Volkswirtschaft 
zuträglich  ist  Daher  haben  schon  ältere  Schriftsteller  den  Satz 
aufgestellt,  man  solle  die  Staatsausgaben  so  einrichten,  dass  die 
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Summen  nicht  ausser  Landes  gehen,  sondern  dem  inländischen 
Nahrungsstande  zu  Gute  kommen.  Doch  ist  diese  Regel  nur  unter 
zwei  Bedingungen  zulässig,  dass  nemlich  der  Zweck  der  Ausgabe 
darunter  nicht  leidet  und  diese  auch. nicht  höher  wird,  oder  dass, 
wenn  die  Verwendung  im  Inlande  mehr  kostet,  dadurch  ein  volks- 
wirtschaftlicher oder  politischer  Nebenvortheil  erreicht  wird  und 
desshalb  der  Mehrbetrag  auch  als  besondere  Ausgabe  zu  recht- 
fertigen sein  würde,  z.  B.  als  eine  Prämie  zur  Ermunterung  eines 
wichtigen  und  dieser  Begünstigung  bedürftigen  Gewerbszweiges," 
namentlich  etwa  eines  solchen,  durch  welchen  wichtige  Güter  für 
die  Militairverwaltung  erzeugt  werden.  Die  Herstellung  solcher 
Güter  im  Inlande  kann  mitunter  durch  die  politische  Sicherheit 
des  Landes  geboten  sein. 

r.  Justi,  Staats«-.  II,  4b2,  verlangt  die  inländische  Verwendung  der  Staatsaus- 
gaben. Auch  Kau  a.  a.  O.  meint,  dass  die  ins  Ausland  gehenden  Geldsummen  in 
der  Kegel  eine  entsprechende  Warenausfuhr  nach  sich  ziehen,  kann  nicht  als  voll- 
ständiger Ersatz  des  Nachtheiles  für  die  einheimischen  Gewerbe  angesehen  werden. 
Allerdings  haben  aber  wohl  mercantilistiscbe  Gründe  zu  der  Forderung  mitgewirkt  — 
neftcre  Vorschrift,  besonders  früher,  Pensionen  im  Lande  zu  verzehren.  Selbst  in 
deutschen  Staaten  bestanden  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  mehrfach  Abzüge  für 
Pensionen,  selbst  für  Wittwenpensionen .  welche  im  „Ausland"  verzehrt  werden,  d.  h. 
natürlich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  andern  deutschen  Staaten.  Da  dergleichen 
meistens  durch  Familienverhältnisse ,  Gesundheitsrücksichten  u.  s.  w.  veranlasst  werden 
wird  und  die  deutschen  „Staaten"  doch  schon  lange  vor  1S615  und  1S70  ein  nationales, 
culturliches  und  wirtschaftliches  Ganze  bilden,  so  erscheinen  diese  Abzüge  kleinlich 
und  unbillig.  ~  Die  inländ.  Herstellung  auch  zu  höheren  Kosten  im  Interesse  der 
nationalen  Unabhängigkeit,  z.  B.  bei  Waflcnfabrikeu ,  Kanone ngiessereien ,  Schifisbau- 
anstalten,  manchen  Fabriken  für  Eisen  Verarbeitung  (Panzerplatten,  Eiscnbahu- 
material)  u.  s.  w. 

§.  43.  —  2.  Die  Vertheilung  des  Finanzbedarfs  oder 
der  Staatsausgaben  über  das  inländische  Staatsgebiet. 
Hier  bat  man  zwischen  Haupt-  und  Landestheil-  oder  Local- 
finanzbedarf1)  oder  zwischen  allgemeinen  und  speciellen 
Ausgaben-)  (in  diesem  Sinne  des  Worts)  zu  unterscheiden. 

Der  Hauptfinanzbedarf  wird  durch  die  allgemeinen 
Zwecke  des  ganzen  Staats  als  solchen,  der  Finanzbedarf  für 
die  Landestheile  durch  die  speciellen  Bedürfnisse  dieser  letzteren 
nach  einer  Staatsthätigkeit  überhaupt  oder  nach  einer  gerade  in 
der  Art  oder  in  dem  Umfange  auszuübenden  Staatsthätigkeit 
bedingt  oder  er  umfasst  eine  solche  Staatsausgabe,  welche  doch 
bestimmten  Landestheilen  vorwiegend  zu  Gute  kommt. 

')  Umpfcnbach,  Finanzwiss.  §.  20  (etwas  andere  Scheidung  .  Ich  brauchte 
früher  den  Ausdruck:  Haupt-  und  Local  Staats  bedarf.  Da  der  Staats  bedarf  aber 
ein  weiterer  BegrifT  ist  als  der  Fiuanzbedarf  i§.  5),  i*t  es  richtiger,  auch  hier  den 
letzteren  Ausdruck  anzuwenden    S.  auch  Kau.  Fiu.  I,  §.  .'<V 

*;  v.  Mal ch us.  Finanzwiss.  II.  §.  7. 
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Hauptfinanzbedarf  also  namentlich:  Aufwand  für  Centralverwaltung.  Hofstaat, 
Heerwesen,  Flotte,  öffentliche  Schuld,  oberste  Justizbehörden,  Gerichtshöfe,  höchste 
allgemeine  Bildungs-,  Kunstanstalten  u.  s.  w.,  L  o  c  a  lfinanzbedarf  dagegen  gesamtntes 
mittleres  und  unteres  Gerichtswesen,  da  dies  nach  der  heute  herrschenden  Auf- 
fassung Staatsangelegenheit  sein  soll,  ähnlich  auch  innere  Verwaltung,  Polizei wesen. 
Schul-,  Strassenwosen  u.  s.  w.,  soweit  diese  Gebiete  Staatssache  im  Interesse  der 
Landeatheilc  und  der  Gesammtheit  sein  sollen,  bei  entsprechender  Entwicklung  der 
Auffassung  also  auch  z.  B.  das  Annen-,  das  Versicherungswesen.  Hier  entscheidet 
der  Stand  der  politischen  Meinungen,  dor  ÖÜ'cntlichrechtlichen  und  nationalökon. 
Üoctrinen.  In  Staaten  mit  grosser  Staatsschuld,  starkem  Heer  ist  der  Hauptstaatsbodarf 
oothwendig  im  Verhältniss  zum  Localstaatsbedarf  sehr  hoch.  Die  unvermeidliche 
Folge  ist,  dass  die  Provinzen  starke  Hinauszahlungen  an  die  Contralcassen  zur 
Deckung  dieser  Ausgaben  machen  müssen,  was  mitunter  etwa  gerade  die  wohlhabenderen, 
daher  mehr  Steuern  tragenden  Provinzen  zu  der  unrichtigen  Ansicht  verfuhrt ,  sie 
seien  überhaupt  den  anderen  Provinzen  gegenüber  überlastet  (italien.  Provinzen 
Oesterreichs  früher,  einigermaassen  balt  Provinzen  Russlands).  Voneüen  zahlte  1862 
9.76  Mill.  fl.  für  die  Centraiausgaben  Oesterreichs,  12.34  Mill.  wurden  in  der  Provinz 
selbst  verwandt,  schwerlich  im  Verhältniss  zum  Wohlstand  des  Landes  eine  Ueber- 
Ustung.  S.  Näheres  in  dem  unten  gen.  Aufs.  v.  A.  Wagner.  Um  so  notwendiger 
aber  ist  es,  in  solchem  Fall  wenigstens  den  Hauptstaatsbedarf  möglichst  zu  decentralisiren. 

Derjenige  Theil  des  Hauptfinanzbedarfs ,  welcher  sich  an  die 
Centralverwaltnng  anknüpft  nnd  daher  auch  vornehmlich  am  Re- 
gierangssitz verausgabt  wird,  kann  centralisirter,  derjenige 
Theil,  welcher  sich  schon  nach  seinem  Zweck  oder  doch  unbeschadet 
desselben  über  das  ganze  Land  vertheilt,  kann  decentralisirter 
oder  vertheilter  Hauptfinanzbedarf  genannt  werden.  Letzteren, 
soweit  es  der  Zweck  erlaubt,  möglichst  gleichmässig  über  die  Theile 
des  Staatsgebietes  zu  vertheilen,  also  demgemäss  die  betreffenden 
Staatsanstalten  und  Thätigkeiten  u.  s.  w.  einzurichten,  ist  eine 
billige  volkswirthschaftspolitiache  Forderung  im  Interesse  der  steuer- 
zahlenden Provinzen  gegenüber  zu  starker  Centralisirungstendenz. 

Centralisirter  Hauptbudarf  daher:  Hofstaat,  Ministerien  und  andere  höchste 
Militair-  und  Civilbebörden ,  allgemeine  Reichsanstalten,  wie  z.  B.  höchste  Schulen, 
Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Die  Zinszahlung  der  Staatsschuld  erfolgt  meist 
aoeh  am  Regierungssitz,  namentlich  wenn  derselbe  ein  Geldplatz,  sonst  an  anderen 
iü-  und  z.  Th.  ausländischen  Börsenorten.  Vertheilter  Bedarf:  die  Ausgaben  für 
die  mittleren  und  unteren  Verwaltungsbehörden,  Gerichte,  Schulen,  das  Gros  der  Aus- 
gaben für  Heer  und  Flotte.  Sie  erfolgen  nothwendig  an  den  Urten,  wo  die  betreuenden 
Anstalten  sich  befinden.  Mitunter  bestimmt  die  Natur  der  Sache  schon  die  Localität, 
wie  z.  B.  bei  der  Flotte,  den  Festungen,  dem  Bergbau.  In  anderen  Fallen  steht  die 
Wahl  frei.  Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  in  unsern  modernen  Staaten  und  zwar  neben 
Frankreich  und  Kussland  (Petersburg \)  wohl  am  Meisten  in  den  deutschen  und  andern 
europäischen  M itteistaaten  (z.  B.  auch  Dänemark)  oft  eine  einseitige,  mitunter  ganz 
zweckwidrige  Begünstigung  der  Residenzen  erfolgt  ist,  indem  möglichst  alle  höheren 
Behörden  dahinein  verlegt  wurden.  Gewiss  auch  ein  culturlichcr  Nachtheil,  freilich 
aber  eine  Folge  der  künstlichen  Territorialbildung  dieser  Staaten  ^Karlsruhe.  Darmstadt, 
Stuttgart,  Hannover!  Auch  selbst  München  und  Dresden).  Passend,  wenigstens  nach 
dieser  Seite  betrachtet,  der  oberste  bad.  Gerichtshof  in  Mannheim,  der  hannov. 
früher  in  Celle,  das  Reichsgericht  jetzt  in  Leipzig.  —  Nach  Kau  (§.  i«S  An  in.  d  der 
V  Aull.)  betrugen  im  Dep.  Seine  1S46  die  Staatseinkünfte  (ohne  Zölle)  120  Mill. 
Kranes,  die  Staatsausgaben  machten  daselbst  527  Mill.  aus.  In  19  Dep.  beliefen  sich 
diese  Au>gaben  nicht  voll  auf  2/3  der  Eiukünfte  (nur  5S  Proc.  derselben):  Cord i er. 
Lfcpatirteii-Kainmer.  IS.  Mai  IHK,.    De  I.avergne  berechnete,  dass  1*50  im  Nord- 
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woteu  von  Frankreich  die  Staatseinkünfte  514.  die  Sta-ibausi-aben  707  MüJ.  Fr.  be- 
trugen, in  den  mittleren  Landestheilen  jene  95'/,,  diese  an  77  M.  Im  Jahre  1855 
war  die  Verschiedenheit  noch  grösser.  Die  gesammte  Ausgabe  mit  Ausnahme  der  im 
Anstände  für  den  Krieg  verwendeten  Summen  war  um  727  Mill.  Fr.  angewachsen, 
wovon  543  Mill.  auf  das  Dep.  Seine  und  die  4  Dep.  mit  Krieethäfen  kamen,  also 
nur  183  Mill.  auf  den  übrigen  Theil  des  Landes,  und  zwar  auf  die  Dep.  der  Mitte, 
des  Südwestens  und  Nordostens  zusammen  nur  441  t  MilL  Offenbar  konnten  die  Ein- 
künfte der  Landestheile  noch  weniger  im  gleichen  Verhältniss  zu  den  Ausgaben  stehen. 
Joura.  des  Econ.  April  1853,  S.  1,  Juli  1857,  S.  32.  —  IVber  Osterreich  siehe 
Czörnig  a.  a.  O.  II.  42ti.  A-  Wagner,  Oesterr.  Finanz,  seit  dem  Frieden  von 
Villafranca.  „Uns.  Zeit"  1S63,  S.  188  IT.  (nach  den  Daten  aus  d.  Vorlagen  zum 
Voranschlag  r.  1862  berechnet).  Auf  das  Centrale  kamen  v.  3516  Mill.  fl.  Erforder- 
nis 267  7,  v  296*6  MilL  fl.  Nettostaatscinnahme  10  4  ^incL  Militairgrenze).  Die 
Provinzen  hatten  also  257*3  Mill.  fl.  für  die  Centralausfaben  zu  liefern,  ergaben  aber 
nach  Abzug  der  für  sie  und  in  ihnen  erfolgenden  spec.  Ausgaben  von  86*9  MilL  nur 
199*3  Mill.  B.  für  diesen  Zweck,  daher  58  MilL  II.  ordenü.  Deficit.  Die  leberschüsso 
der  Provinzen  sind  sehr  ungleich,  Dalmaüeu  hatte  gar  Leineu ;  Näheres  a.  a.  O. 
S.  189—190. 

Hinsichtlich  des  Localfinanzbedarfs  ist  namentlich  immer 
zu  untersuchen,  ob  und  wieweit  demselben  wirklich  ein  Staats-, 
nicht  nur  ein  (reines)  Local-  oder  Landestheilbedürfniss  zu 
Grunde  liegt  Im  letzteren  Falle  ist  der  Bedarf  möglichst  ganz 
aus  dem  Staatsbudget  in  dasjenige  des  betreffenden  Selbstver- 
waltungskörpers (Provinz,  Bezirk,  Kreis,  Gemeinde)  hinüber  zu 
setzen.  Hier  bandelt  es  sich  um  die  allgemeine  Frage  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  neben  oder  statt  der  Staatsverwaltung. 
Nicht  ausgeschlossen  bleibt,  dass  dabei  mitunter  aus  besonderen 
Gründen  wahre  Localbedflrfnisse  zu  Staatsbedttrfnissen  erklärt 
und  demgemäss  die  betreffenden  Ausgaben  in  das  Staatsbudget 
gesetzt  werden.  Die  Natur  des  Staats  als  eines  Organismus  recht- 
fertigt das.  Gleichwohl  wird  es  ein  Ausnahmefall  sein  und  ist 
alsdann  eine  Prägravation  des  begünstigten  Landestheils  mit 
Staatsabgaben  wohl  zulässig.  Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  es 
sich  eben  um  gemischt -staatliche  und  provinzielle,  communaleu.s.  w. 
Bedürfnisse  handelt,  wie  so  vielfach,  z.  B.  im  Verkehrs-,  Strassen-, 
Schul-,  Armenpolizeiwe8en  u.  s.  w.  Hier  erscheint  als  das  Richtige 
eine  Vertbeilung  der  bezüglichen  Ausgaben  auf  den  Staat  und 
den  (oder  die  mehreren)  sonstigen  öffentlichen  Körper,  nach  einem 
bestimmten  Verteilungsschlüssel,  oder  so,  dass  der  Staat  Zuschüsse 
bis  zn  der  und  der  Höbe  an  die  Provinz,  Gemeinde,  oder  umge- 
kehrt diese  an  jene  giebt,  oder  dass  eine  Kategorie  der  Kosten, 
z.  B.  die  persönlichen,  vom  einen,  eine  andere,  z.  B.  die  sachlichen, 
vom  anderen  Theil  übernommen  werden.  Gerade  auf  eine  sukhe 
Entwicklung  drängt  der  organische  Cbaracter  des  geroeinwirth- 
8cbaftlichen  Systems  hin. 
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Ohne  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  kann  man  überhaupt  nicht  von  einem 
Staatsleben,  sondern*  nnr  ron  einem  Gemeinde-.  Provinzialleben  sprechen.  Voll- 
ständige Gleichmassigkeit  der  Vortheile  und  Opfer  aller  Botheiligtun  bei  allen 
Staatsthatigkeiten  ist  einmal  nicht  zu  erreichen.  S.  Wagner,  Grundlegung  Abth.  I. 
Kap.  3  u.  4.  Vortreffliche  Anfange  einer  richtigen  Scheidung  von  Staats-  und 
Laadestheilbedarf  und  einer  solchen  Kostenvertheilung  z.  B.  in  neuen  Strassen- 
jesetzen,  wie  dem  badischen  v.  14.  Jan.  1868,  auch  in  der  neueren  finanziellen 
Sehnigere  tzgebung. 

Die  richtige  und  billige  Entscheidung  Aber  solche  Puncte, 
welche  besonders  bei  denjenigen  Ausgaben,  die  den  Cultur-  und 
Wohlfahrtszweck  des  Staats  betreffen,  schwierig  ist,  hängt  von 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen 
und  von  der  Einrichtung  von  Vertretungsorganen  dieser  Körper 
(Landrath,  Provinzial-,  Kreistände,  Gemeindevertretung)  wesentlich 
mit  ab  und  ist  wieder  die  Voraussetzung  einer  gesunden  Gestaltung 
eines  leistungsfähigen  Finanzwesens  dieser  Körper  und  wechsel- 
wirkend, desjenigen  des  Staats.  Die  grosse  Frage  der  sogen. 
Decentralisation  der  Verwaltung  und  der  Organisation 
der  Selbstverwaltung  im  modernen  Staat  hat  hier  auch  finanziell 
eine  wichtige  Tragweite. 

Die  gerechtere  Vcrtheiluug  der  Lasten,  keineswegs  nothwondig 
eise  verminderte  Belastung  Oberhaupt,  oft  sicher  das  Gegentheil,  wird  die  finanz. 
Folge  der  Decentralisation  der  Verwaltung  sein,  was  mau  oft  verwechselt  S.  Gründl. 
S.  309.  —  Die  Bedeutung  der  Frage  der  Provinzial-.  Kreisorganisation,  besonders  in 
Preusscn,  kann  in  unarer  gegenwartigen  politischen  Entwicklung  auch  in  finanzieller 
Beziehung  kaum  Uberschätzt  werden. 

II.  —  Das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper 
§.  44.  Die  Bildung  besonderer  Provinzial-  (Bezirks), 
Kreis-  und  Gemeindehaushalte  neben  dem  Staatshaushalt  ist 
nach  dem  Vorausgehenden  eine  principielle  Forderung  zum  Be- 
hnfe  der  richtigen  und  gerechten  Durchführung  des  zwangsgemein- 
wirthscbaftlichen  Systems.  Der  Staat  kann  und  darf  nicht  alle  in  das 
Gebiet  dieses  Systems  in  der  Volkswirtschaft  gehörigen  Leistungen 
direct  selbst  tibernehmen,  sondern  muss  Vieles  den  Selbstverwaltungs- 
körpern von  vornherein  überlassen  oder  von  Neuem  übertragen. 
Die  entscheidenden  Gründe  hierfuhr  sind  nicht  finanzielle, 
aber  auch  finanzielle  Gründe  sprechen  für  diese  Gestaltung  der 
Dinge  mit,  weil  sich  nur  so  ein  Mittel  bietet,  den  Finanzbedarf 
und  die  Deckungsmittel  dafür  einigermaassen  gerecht  und  zugleich 
möglichst  zweckmassig  auf  die  Bevölkerung  des  Staatsgebiets  zu 
vertheilen. 

Es  ergiobt  sich  namentlich,  dass  bei  richtiger  Organisation  der  Selbstverwaltung 
cad  bei  entsprechender  Mitwirkung  und  Controle  von  Vertretuugsorganen  in  den 
«iozeloen  Selbstverwaltungskörpern  „die  Leistungen  der  Bürger  mit  den  für  sie  aus 
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dou  öffentlichen  Thätigkciten  entspringenden  Vortheilen  leichter  im  richtigen  Verhält- 
niss  stehen  werden,  die  Bereitwilligkeit  zur  Uebernahmo  von  Lasten,  durch  den 
deutlicher  sichtbaren  Nutzen  ftlr  die  einzelnen  Landestheile ,  die  Anhänglichkeit  der 
Burger  an  diese  verstärken,  ein  löblicher  Wetteifer,  nützliche  Anstalten  zu  errichten 
und  zur  Blut  he  zu  bringen,  entstehen  wird,  endlich  die  Ausgaben  nach  reiferer  Er- 
wägung des  wahreu  Bedürfnisses  eingerichtet  und  auf  die  sparsamsto  Art  bestritten 
werden  können*'  (Ran  Fin.  I.  §.  53).  Auch  lehrt  die  Erfahrung,  dass  eine  solche 
Selbstverwaltung  eine  Menge  tüchtiger  Arbeitskräfte  entwickelt,  welche  sich  für 
das  Gemeinwesen  ohne  Entgelt  zur  Verfügung  stellen  und  dass  wohlhabende  patriotische 
Familien  es  als  eine  Ehrensache  ansehen ,  durch  Stiftungen  und  Beiträge  öffentliche 
Zwecke  durchführen  zu  helfen,  weil  sie  eben  den  unmittelbaren  Nutzen  für  das 
Gemeinwohl  erkennen.  Ein  nicht  verwerflicher  Ehrgeiz  spielt  dabei  oft  mit.  Von 
jeher  äusserte  sich  die  Neigung,  Stiftungen  für  gemeinnutzige  Zwecke  zu  dotiren. 
innerhalb  enger  localer  Kreise,  namentlich  in  den  Gemeinden,  sehr  selten  für  den 
ganzen  (zumal  grossen)  Staat,  psychologisch  begreiflich. 

Auch  in  neuester  Zeit,  trotz  viel  lebhafteren  Staatsbewußtseins,  bewährt  sich 
dies  noch.  Städte  wie  Frankfurt,  Köln,  Basel  und  überhaupt  die  schweizer,  auch  die 
holländischen,  sind  hier  rühmlichst  hervorzuheben. 

Im  Uebrigen  gehört  die  Frage  der  Decentralisation  der  Ver- 
waltung und  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  nicht  iu  die 
Finanzwissenschaft,  sondern  wiederum,  wie  andre  ähnliche  Fragen, 
in  die  Staats-,  Verfassnngs-  und  Verwaltungslehre,  Einiges  davon 
speciell  in  die  Innere  Vcrwaltungslehre ,  auch  in  die  Allgemeine 
Volkswirthschaftslebre.  Die  Finanzwissenschaft  hat  dann  nur  die 
finanziellen  Consequenzen  zu  ziehen,  welche  das  wieder 
in  verschiedener  Weise  denkbare  und  in  der  Praxis  verschieden 
gestaltete  Nebeneinanderbestehen  von  Staats-  und  anderen  öffentlichen 
Haushalten  mit  sich  bringt. 

Mit  dem  politischen  Verständniss  der  Sache,  sogar  dem  Begriff  der  ..Selbstver- 
waltung" fehlte  den  älteren  Finanztheoretikern  auch  das  Verständniss  der  finanziellen 
Seiten  der  bezüglichen  Fragen  meist.  S.  v.  Jacob.  II,  §.  828,  9S5,  Fulda,  Handb. 
§.  21,  v.  Malchus  II,  41.  Auch  Rau  5.  A.  §.  52 — 55  in  der  prineip.  Auffassung 
noch  ungenügend.  Diese  erstrebte  ich  bereits  in  d.  2.  A.  von  B.  I,  §.  44 — 49,  doch 
reichte  das  dort  Gegebene  noch  nicht  aus.  Erhebliche  Förderung  gerade  auch  der 
f in anzwissensch.  Behandlung  des  Gegenstands  erfolgte  durch  Stein.  3.  A.  S.  80, 
126  ff.  u.  nam.  4.  A.  I,  IS  — 24,  39—50,  124—128,  15»  — 162,  200  ff.,  290  ff. 
Stein  benutzt  hier  wie  sonst  mit  Erfolg  die  Kategoricen  seiner  Verwaltungslehre, 
beleuchtet  Manches  in  sehr  zutreffender  Weise,  schablonisirt  und  construirt  aber  wio 
gewöhnlich  etwas  zu  viel  und  hütet  sich  auf  diesem  Gebiete  vor  „verworrenem  In- 
halt" und  Detail  (vgl.  I,  128),  indem  er  „Inhalt"  und  Detail  zu  sehr  vermeidet  und 
sich  seiner  Neigung  nach  nur  mit  den  „grossen  Gcsichtspuncten"  begnügt  So  werth- 
voll diese  zur  Orienlirung  sind,  so  wird  eben  doch  auf  einem  so  positiven  Gebiete 
wie  dein  Finanzwesen  dor  Sclbstverwaltungskörper  noch  etwas  mehr  verlangt. 

A.  Die  Organisation  der  Selbstverwaltung  in  ihrer 
finanziellen  Bedeutung  §.  45.  Der  Ausdruck  „Selbstver- 
waltungskbrper"  wird  hier  in  der  neuerdings  üblich  gewordenen 
Weise  für  die  „Iocalen  Zwnngsgemeinwirthschaften"  (6.  §.  141), 
besonders  die  genannten  drei  oder  vier,  Provinz,  Bezirk,  Kreis, 
Gemeinde  gebraucht.  Er  enthält  aber  eigentlich  zwei  noch  heute 
keineswegs  allgemein  erfüllte  Postulate,  dass  nemlich  diese  „Ge- 
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meinwirthschaften"  als  (öffentliche)  Körper,  als  selbständige 
Rechtspersönlichkeiten,  mit  dem  Rechte  der  juristischen  Person 
und  der  eigenen  Vermögens-  und  Erwerbsfahigkeit  und  ferner,  dass 
sie  als  Selbstverwaltungskörper  mit  dem  Recht  und  den 
Organen  eines  solchen  Körpers  constituirt  seien.  Dies  trifft 
Beides  von  altersher  fast  aligemein  bei  den  (Orts-)  Gemeinden 
zu,  aber  vielfach,  wenigstens  bis  vor  Kurzem  auch  in  unseren 
Ländern,  nur  bei  diesen.  Die  „Selbständigkeit"  gegenüber  dem 
Staate  und  diejenige  ihres  Haushalts  gegenüber  dem  Staatshaus- 
balte ist  dabei  wieder  örtlich  und  zeitlich  manchfach  verschieden. 
Die  grösseren  öffentlichen  Körper,  die  im  neueren  deutschen 
Staatsrecht  wohl  sogen.  „Communal verbände  höherer  Ordnung", 
die  Kreise,  besonders  die  Provinzen  und  die  ihnen  analogen,  unter 
verschiedenen  Namen  vorkommenden  (Grafschaften,  Herzogtümer, 
Kronländer,  „Königreiche  und  Länder"  [Oesterreich]  u.  s.  w.)  sind 
zwar  historisch  oftmals  aus  älteren  wirklich  ganz  oder  fast  ganz 
unabhängigen  und  selbständigen  Territorialkörpern  der  Feudalzeit 
hervorgegangen.  Aber  sie  haben  in  den  letzten  Jahrhunderten  im 
absolut-monarchischen  und  im  modernen  centralistischen  Staat 
wenigstens  auf  dem  europäischen  Continent  ihre  Selbständigkeit 
beinahe  ganz  verloren  und  sind  nur  territoriale  staatliche  Ver- 
waltungsabtheilungen geblieben  oder  selbst  das  erst  wieder  neu 
geworden. 

In  ihrer  räumlichen  Begrenzung  hat  die  Staatsgewalt  nach  äusseren  Zweck- 
mässigkeitsrucksichten  manche  Aenderungen  des  historischen  Gebietsumfangs  vorge- 
nommen (besonders  auch  iu  den  deutschen  Staaten)  oder,  wie  Frankreich  in  seinem 
mechanischen  „Departementsystem"  ohne  jede  Rücksicht  auf,  ja  hier  sogar  mit  ab- 
sichtlicher Nichtachtung  der  historischen  Eintheilung  des  Staatsgebiets,  letzteres  in 
grössere  und  kleinere  Verwaltungsgebiete  zerlegt 

Erst  die  neuere  und  neueste  Zeit  hat  begonnen,  u.  A.  speciell 
in  Deutschland,  zum  Zweck  der  Decentralisation  der  gesammten 
öffentlichen  Verwaltung,  zur  Erleichterung  auch  für  die  eigentliche 
Staatsverwaltung,  und  im  politischen  Interesse  der  Herbeiziehung 
der  Staatsbürger  zur  eigenen  Theilnahme  an  den  öffentlichen  Ge- 
schäften, den  Provinzen,  Kreisen  u.  s.  w.  in  eigenen  „Provincial"- 
„  Kreisordnungen "  u.  dgl.  m.  rechtliche  Selbständigkeit  zu  geben 
und  sie  zu  öffentlich  rechtlichen  Körpern  oder  zu  Selbstver- 
waltungskörpern  aus-  oder  umzubilden. 

Neben  den  Vorgängen  in  einigen  kleineren  deutschen  Staaten  ist  hierfür  vor 
Allem  die  preussische  Gesetzgebung  v.  1872  ff.  Epoche  machend  gewesen.  Dadurch 
ist  hier  in  einigen  Poncten,  besonders  durch  Ueberweisung  von  Staatsaufgaben  zur 
Durchfuhrung  an  die  Kreise  und  Provinzen,  eine  Annäherung  an  die  Verhältnisse 
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der  englischen  Selbstverwaltung  erfolgt.  Das  wird  allmälig  zu  einer,  heute  noch 
erst  beginnenden,  grösseren  Vergleichbarkeit  auch  der  britischen  und  preussischen 
öffentlichen  Finanzvcrbältnisso  fuhren,  indem  der  Staatshaushalt  (nebst  den  preuss. 
Quoten  des  Reichsbaushalts>  ahnlich  wie  in  England  in  stärkerem  Maasse  durch 
die  Haushalte  der  Localverwaltungskörper  ergänzt  wird.  In  den  deutschen  Staaten 
bestehen  auch  jetzt  noch  manche  Verschiedenheiten  in  der  öffentlich  rechtlichen 
Stellung  der  „Communalverbändc",  Kreise,  Districtc  u.  s.  w.  und  demgeinäss  in  den 
Haushalten  dieser  Körper  sowie  in  der  mehr  oder  weniger  unabhängigen  Stellung 
dieser  Haushalte  gegenüber  dem  Staatshaushalt.  Die  französischen  Departements 
und  kleineren  Gebietsabtheilungen  können  auf  den  Namen  von  Selbstverwal  tungs- 
körpeni  in  finanzieller  wie  in  sonstiger  Beziehung  noch  gegenwärtig  nur  in  geringem 
Maasse  Anspruch  machen  und  Bind,  wie  in  mancher  Hinsicht  selbst  die  dortigen 
(principiell  gleichmässig  organisirten ,  daher  öffentlich-rechtlich  nicht  weiter  unter* 
schiedenen  Stadt-  und  Land-)  Gemeinden  in  ihrem  Finanzwesen  mehrfach  nur 
eine  Art  Appendix  zum  Staatshaushalte. 

Ueber  die  nicht  allgemein  feststehenden  Begritle  „Staats-  und  Selbstverwaltung" 
und  Uber  die  doch  wohl  wichtige  Ablehnung  einer  völligen  Identificirung  von  Com- 
inunal-  und  Selbstverwaltung  s.  Ernst  Meier  in  Holtzendorffs  Encycl.  d.  Rechts- 
wiss.  3.  A.  (1877)  S.  88«— 897,  auch  Georg  Meyer  in  Schönberg's  Handb.  II.  486. 

Stein  stellt  regelmässig  zu  den  Selbstverwaltungskörpern  ausser  den  genannten 
auch  die  Körperschaft.  Dafür  lässt  sich  zwar  Einiges  geltend  machen,  aber  die 
Körperschaft  weicht  doch  in  wesentlichen  Puncten  zu  sehr  ab,  um  hier  eingereiht  zu 
werden.  Ich  ziehe  sie  daher  nicht  hier  mit  ein.  (Eine  gleiche  Entscheidung  gegen 
Stein  trifft  Ulbrich,  österr.  Staatsrecht,  Berl.  1S82).  Gewisse  einzelne  Körper. 
Kirchspiele  (England),  Armen-,  Schul-,  Wegeverbände  u.  dgl.  sind  nur  in  einigen 
Fällen  noch  neben  den  Ortsgemeinden  zu  berücksichtigen. 

Die  auch  für  die  finanzielle  Betrachtung  characteristischen 
Momente  der  Selbstverwaltung  im  modernen  Staate  sind  eine  ge- 
wisse Autonomie  der  betreffenden  Körper  und  eine  Oberaufsicht 
des  Staats  über  sie.  Wie  überhaupt,  so  ist  auch  speciell  auf  dem 
Gebiete  des  Finanzwesens,  bei  der  Bestimmung  der  Ausgaben  und 
der  Besteuerung  das  Maass  der  Autonomie  und  der  Oberaufsicht 
und  beider  Verhältniss  zu  einander  in  den  europäischen  Staaten 
ein  erheblich  verschiedenes.  In  England  ist  die  Autonomie  seit 
lange  und  noch  heute  die  grösste  in  Bezug  auf  die  Art  der  Aus- 
führung öffentlicher,  einschliesslich  der  vom  Staate  übertragenen 
TbUtigkeiten,  keineswegs  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Gegen- 
stände öffentlicher  Thätigkeit  überhaupt  und  auf  die  Besteuerung 
zu  Communalzwecken.  Selbst  hinsichtlich  des  ersten  Puncto  hat 
sich  die  Staatseinmischung  und  Oberaufsicht  z.  B.  gegenüber  den 
Kirchspielen  (parihses)  in  der  Armenverwaltung,  ausgedehnt,  weil 
gewisse  vom  Staate  diesen  Körpern  auferlegte  Verpflichtungen 
oder  zur  freien  Uebernahme  gestattete  Thätigkeiten  nicht  genügend 
oder  „autonom"  gar  nicht  ausgeführt  wurden.  Deutschland  und 
besonders  Preussen  hat  die  städtische  und  z.  Th.  überhaupt  die 
Autonomie  der  Ortsgemeinden,  neuerdings  auch  der  anderen 
grösseren  Körper  in  gewissen  Grenzen  gegeben,  aber  sich  doch 
erhebliche  Beschranklingen  namentlich  der  finanziellen  Autonomie 
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vorbehalten,  so  das  Erforderniss  der  staatlichen  Genehmigung  bei 
Scbuldaufn ahmen,  bei  grösseren  Veränssernngen  von  Immobilien  nnd 
in  Bezug  auf  die  Art  und  das  Maass  der  Besteuerung  (Vor- 
behalt gewisser  Steuerarten  für  den  Staat,  Beschränkungen  in  der 
Wahl  der  einzelnen  Arten  bei  den  Selbstverwaltungskörpern,  Fest- 
setzung einer  Maximalgrenze  fttr  die  Quote  der  Zuschläge  zu  den 
Staatssteuern,  Uber  die  hinaus  eine  Erhöhung  nur  mit  Zustimmung 
der  vorgesetzten  staatlichen  Aufsichtsbehörde  erfolgen  darf  u. 
dgl.  m.).  Darin  und  in  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Com- 
petenzkreises,  wenigstens  für  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungs- 
körper, innerhalb  dessen  sie  allein  das  Recht  der  Autonomie  be- 
sitzen, liegt  auch  eine  wirksame  Schranke  ftlr  die  autonome  Aus- 
gabewirthschaft  dieser  Körper.  Deutschland  vertritt  mit  diesen 
Einrichtungen  wieder  wie  so  vielfach  eine  gewisse  mittlere  Stellung 
zwischen  England  und  Frankreich.  Im  letzteren  ist  das  Manns 
der  Autonomie  noch  jetzt  das  geringste,  mehrfach  nur  auf  einen 
Beirath  von  Vertretungskörpern  zu  den  Vorschlägen  und  Beschlüssen 
der  durch  den  Staat  ernannten  Verwaltungsvorstände  (Präfect, 
Unterpräfect,  Maire)  beschränkt. 

S.  Stein,  Handb.  d.  Verw.lchre.  2.  A.  S.  33  ff.,  ders.  Fin.  I,  8  ff,  21,  172  ff. 
Ernst  Meier.  Verwalt.recht  in  Holtzend.  Encycl.  3.  A.  S.  897  ff.  4.  A.,  1882. 
S.  1081.  (Abriss  der  Verwalt.organisation  in  Preussen,  England.  Frankreich).  Georg 
Meyer,  Abb.  Behördenorganis.  d.  Ycrwalt.  d.  Inneren,  in  SchOnberg's  Handb.  d. 
polit.  Ockon.  II,  485.    Näheres  unten  in  §.  53  ff.  — 

B.  Der  Wirkungskreis  und  die  davon  abhängige 
Ausgabewirthschaft  oder  der  Finanzbedarf  der  Selbst- 
verwaltnngskörper.  §.  46.  Die  rechtliche  Stellung  und  davon 
mit  bedingt  die  thatsächliche  Entwicklung  der  Selbstverwaltungs- 
körper ist  für  die  Vertheilung  der  öffentlichen  oder  Ver- 
waltungsaufgaben zwischen  dem  Staate  (und  Reiche)  einer- 
und diesen  Körpern  anderseits  sowie  auch  zwischen  den  verschiedenen 
Kategorieen  der  letzteren  unter  einander  maassgebend.  Demgemäss 
vertbeilen  sich  auch  die  betreffenden  Ausgaben  und  gestaltet  sieb 
das  Verhältniss  der  Ausgabewirthschaft  des  Staats  zu  denjenigen 
der  Selbstverwaltungskörper. 

Diese  Dinge  stehen  wieder  durchans  im  Fluss  der  (ieschichte,  und  sind  zeitlich 
in  demselben  Lande  und  Ortlich  zu  gleicher  Zeit  in  rerschiedenen  Ländern,  auch  noch 
gegenwärtig  in  Europa,  namentlich  zwischen  dem  Continent  und  England,  vielfach 
verschieden.  Dies  erschwert  nicht  nur  Vergleiche  in  administrativer  und  finanzieller 
Beziehung,  es  macht  auch  die  Anwendung  allgemeiner  Kategorieen  und  Schablonen 
auf  die  Öffentlichen  Aufgaben  und  Ausgaben  misslich.  Jedenfalls  kann  sie  nur  mit 
Vorbehalt  und  unter  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Thatsache  erfolgen,  dass  jede 
solche  Rategorisirung  gegenüber  der  Mannigfaltigkeit  des  Lebens  und  dem  Wechsel 
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der  massgebenden  Anschauungen  bloss  einen  bedingten  Werth  hat  Gleichwohl  ist 
sie  für  das  wissenschaftliche  Bedürfnis»,  welches  eine  Zusammenfassung  des  Gleich- 
artigen und  eine  Trennung  des  Verschiedenartigen  Ferlangt,  nicht  zu  entbehren. 

Grade  auch  fUr  die  finanzwissenschaftlichen  Zwecke  ist  zunächst 
der  „übertragene"  und  der  „eigene"  („selbständige") 
Wirkungskreis  der  Selbstverwaltungskörper  zu  unterscheiden.  Dort 
handelt  es  sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welche  wesentlich  Staats- 
aufgaben sind  und  diesen  Körpern  vom  Staate  zur  Ausführung 
ausdrücklich  „Uberwiesen"  wurden:  „speziell"  d.  h.  mit 
Normirung  des  Einzelnen  durch  den  Staat  schon  bei  der  Ueber- 
tragung  oder  mittelst  Controle  in  der  Aufsichtsinstanz,  oder 
„generell",  indem  das  Einzelne,  in  Betreff  der  Art  und  Weise 
der  Ausführung  u.  8.  w.  im  Wesentlichen  diesen  Körpern  zu  be- 
stimmen Überlassen  ist.  In  der  neuesten  Entwicklung  dieser  Dinge 
wird  hier  das  Ziel  einer  Decentralisation  der  öffentlichen  Ver- 
waltung mittelst  Entlastung  der  Staatsverwaltung  und  Benutzung 
der  Selbstverwaltung  für  Staat 8 zwecke  verfolgt:  durch  letztere 
sollen  hier  Staats-,  insbesondere  Local-  Staatsbedürfnisse  (§.  43) 
aus  politischen  und  aus  technischen  Gründen  durch  „De legi rte", 
eben  die  Selbstverwaltungskörper  und  deren  Organe,  befriedigt 
werden.  Im  eigenen  Wirkungskreise  dieser  Körper  handelt  es 
sich  um  Öffentliche  Aufgaben,  welchen  der  Character  einer 
S  t  a  a  1 8  aufgäbe  nicht  —  oder  wenigstens  nach  der  herrschenden 
Auffassung  nicht  —  anklebt,  sondern  derjenige  einer  Aufgabe 
spcciell  des  betreffenden  Selbstverwaltungskörpers  in  seinem  Ge- 
biete. Diesen  Kategorieen  der  Aufgaben  entsprechen  dann  die 
analogen  der  Ausgaben  dieser  Körper  auf  der  ausgabewirth- 
schaftlichen  Seite  ihres  Haushalts:  speciell  überwiesene 
(obligatorische),  generell  überwiesene  (obligatorische) 
Ausgaben  aus  dem  übertragenen  Wirkungskreis,  eigene  oder 
freiwillige  (facultative)  aus  dem  selbständigen  Wirkungskreis. 

Die  Autonomie  fehlt  bei  den  speciell  überwiesenen  Aufgaben 
und  Ausgaben  fast  ganz,  bei  den  generell  überwiesenen  grossen- 
theils,  sie  besteht  in  beiden  Fällen  etwa  nur  hinsichtlich  einiger 
Puncte  der  verwaltungstechnischen  Ausführung  und  der  Art  der 
Aufbringung  der  Deckungsmittel  der  Ausgaben,  obgleich  auch  diese 
mitunter  gesetzlich  bestimmt  wird.  Die  staatliche  Oberauf- 
sicht wacht  über  die  im  Staatsinteresse  verlangte  richtige  Aus- 
führung des  „Mandats".  Im  eigenen  Wirkungskreise  kommt 
die  Autonomie  auch  auf  dem  Gebiete  der  Aufgaben  und  Ausgaben 
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zur  Geltung,  vorbehaltlich  gewisser  Beschränkungen  und  Controlen 
Seitens  der  staatlichen  Aufsichtsinstanz.  Die  finanzielle  Auto- 
nomie im  Gebiete  der  Einnahme  wirthsc haft  ist  die  Bedingung 
für  die  Ausfuhrung  der  Aufgaben  im  eigenen  Wirkungskreise,  die 
Beschränkung  dieser  Autonomie  durch  das  staatliche  Aufsichtsrecht 
(Erforderniss  der  Staatsgenehmigung  bei  einzelnen  Maassregeln, 
wie  Schuidaufnahme,  Besteuerung  über  ein  gewisses  Maass  hinaus, 
Beschränkung  auf  die  Wahl  gewisser  Steuern)  ist  eventuell  die 
Grenze  für  die  Ausdehnung  dieses  Wirkungskreises. 

Die  Unterscheidung;  dieser  Kategorieen  von  Aufgaben  und  Ausgaben  (letztere  bei 
Kau.  Fin.  I,  §.  54.  55,  meine  Fin.  I,  2.  A.  §.  45.  Stein  Fin.  I,  160,  scheinbar 
abweichend  und  in  dein  Abweichenden  unrichtig,  aber  im  Grande  nur  andere  Aus- 
drücke für  dieselbe  Sache)  ist  principiell  und  theoretisch  durchaus  richtig  und  auch 
prar  tisch  wcrthvoll.  Nur  ist  die  Scheidung  zwischen  den  spccicll  und  generell  über- 
wiesenen Aufgaben  und  Ausgaben  öfters  nicht  genau  bis  ins  Einzelne  durchzufahren. 
Und  die  wichtigere  zwischen  übertragenem  und  eigenem  Wirkungskreis  beruht  nicht 
auf  der  ..Natur  der  Sache"  oder  auf  einem  absoluten  Merkmal,  wie  uicht  selten 
in  den  Erörterungen  der  Politiker  und  Staatsgelehrtcn  (sogar  von  Stein)  ausdrücklich 
oder  implicite  angenommen  wird,  sondern  sie  erfolgt  nach  der  jeweiligen  ge- 
schichtlichen Entwicklung  und  deren  Anerkennung  im  Volksbewusstsein.  Danach 
sind  gewisse  Gebiete  von  öffentlichen  Aufgaben  dem  Staate  ausschliesslich  —  wie 
jetzt  regelmassig  Heerwesen,  Auswärtiges,  Justiz  —  oder  den  Sclbstvorwaltungskörpern 
ausschliesslich  —  wie  Theile  der  Local-,  auch  der  Sicherheitspolizei,  des  Wegewesens, 
das  uutere  Schulwesen,  das  Armenwesen  —  oder  beiden,  Staat  und  diesen  Körpern 
und  etwa  wieder  mehreren  Arten  der  letzteren  gemeinsam  —  wie  gewisse  Theile 
der  Polizei,  Verkehrs-,  mittleres  und  höheres  Schulwesen  —  übertragen.  Demgemäs* 
bildet  sich  dann  im  Einzelnen  die  Scheidung  der  Aufgaben  und  Ausgaben  im  cou- 
creten  Falle  und  erscheint  für  sich  selbst  sowie  in  der  Richtung  der  Weiterentwicklung, 
welche  ihr  durch  ihre  bisherige  Entwicklung  und  Gestaltung  gegeben  ist,  dem  Volks- 
bewusstsein und  sogar  der  Staatswissenschaft  als  selbstverständlich  so  und  so,  als 
„naturgemass",  so  leicht  auch  der  Nachweis  ist,  dass  es  sich  hier  um  inanchfach 
veränderliche  und  noch  heute  zwischen  unseren  so  nahe  verwandten  Culturstaatcn 
verschiedene  Competenzbcgrenzungcn  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungs- 
körpern und  wieder  unter  den  oiuzelnen  der  letzteren  handelt.  Eine  principiell 
feste,  ein  für  allemal  richtige  Bestimmung  dieser  Competenzen  giebt 
es  so  wenig,  als  eine  feste  Grenze  zwischen  Gemein-  und  Privatwirt- 
schaft. Die  neueren  Tendenzen,  die  Schullast.  Annenlast  auf  den  Staat  oder  grössere 
Körper  von  den  Ortsgemeinden  ab,  die  Strassenbaulast  umgekehrt  vom  Staate  ab  auf 
die  Selbstverwaltungskörper  zu  legen,  (wenn  auch  mit  finanzieller  Staatsbeibüife,  wie 
in  Prensscn),  ahnliche  Tendenzen  in  Spocialzweigen  der  Inneren  und  der  Wirtschaft- 
lichen Verwaltung  {z.  B.  Aufgaben  und  Ausgaben  im  Gesundheitswesen)  zeigen,  dass 
hier  Vieles  sich  im  Fluss  der  Geschichte  bewegt,  was  mitunter  für  absolut  feststehend 
gilt.  Wie  in  der  Verwaltung  und  in  der  Finanzwirtbschaft  kann  es  sich  daher  auch 
in  der  Finanzwissenschaft  nur  darum  handeln,  für  gegebene  Zeiten  und  Länder 
den  Wirkungskreis  von  Keich  und  Staat  einer-  und  der  verschiedenen  Arten  der 
Selbstverwaltung* körper  anderseits  zweckmässig  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen  und 
richtig  nach  den  jeweiligen  Anschauungen  abzugrenzen.  In  gleicher  Weise  sind  dann 
wieder  jetzt  als  Staat  saufgaben  anerkannte  öffentliche  Aufgaben  nach  solchen  Rück- 
sichten eventuell  den  Selbstverwaltungskörpern  zu  übertragen  und  ist  die  Deckung 
der  betroffenden  Ausgaben  mit  Staats-  oder  Gommunalmitteln  oder  mit  beiden  zu- 
gleich in  einem  gewissen  Verhältniss  vorzunehmen.  Die  Unterschiede,  welche  in 
diesen  Punctcn  zwischen  unseren  modernen  Staaten  noch  bestehen,  —  immer  noch 
am  Meisten,  trotz  beiderseitiger  Annäherung,  zwischen  England  und  dem  Continent  — 
sind  deswegen  berechtigt,  sofern  die  bezüglichen  Einrichtungen  den  gesammten  Landes- 
verhältnissen entsprechen.    Man  darf  nur  wegen  dieser  Verschiedenheiten  keine  ein- 
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seitigen  Vergleichungen  z.  B.  auch  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Einnahmen  (§.  19) 
inachen,  sondern  muss  z.  B.  in  England  die  Etats  des  Staats-  und  der  Communal- 
haushalte  in  manchen  Rubriken  zusammenfassen,  um  mit  continentalcn  Verhältnissen 
des  Staatshaushalts  allein  vergleichbare  Daten  zu  erhalten. 

§.  47.  Die  angedeuteten  Schwierigkeiten  treten  auch  bei  einer 
Eintheilnng  der  einzelnen  concreten  Ausgaben  unserer  »Selbst- 
verwaltungskörper hervor.  Man  kann  öfters  nur  sagen,  dass  bei 
einer  solchen  Ausgabe  sich  der  Cbaracter  einer  der  drei  unter- 
schiedenen Kategorieen  mehr  oder  weniger  scharf  zeigt,  häufig 
eine  Ausgabe  je  nach  der  angenommenen  Auffassung  von  der 
richtigen  Competenz  des  Staats  oder  eines  anderen  öffentlichen 
Körpers  bald  zu  dieser,  bald  zu  jener  Kategorie  zu  stellen  ist 
(z.  B.  für  Armen-,  Schul-,  Wegewesen),  mehrfach  eine  Ausgabe 
gemischten  Cbaracter  hat.  Im  Folgenden  daher  mehr  nur  Bei- 
spiele der  Eintheilnng. 

1.  Specicll  überwiesene  obligatorische  Ausgaben  sind:  mehrfache 
Leistungen  der  Selbstverwaltungskörper  für  staatliche  Militärbedurfnissc. 
Beschaffung  von  Naturalquartier  für  die  Truppen  (soweit  hier  nicht  eine  individuelle 
Last  der  einzelnen  Bürger,  namentlich  der  Hausbesitzer  und  Wohnungsinhaber  vor- 
liegt) und  Erhebung  communaler  Abgaben  dafür  (preuss.  Subleratioosstcuer);  in 
Preusscn  u.  A.  Lasten  der  Kreise  für  die  Unterstützung  bedürftiger  Familien  zum 
Dienst  einberufener  Reserven  u.  Landwehrlcute,  Ges.  v.  27.  Febr.  1850,  §.  9.  Schon 
nach  d.  älteren  preuss.  und  nach  der  neuen  deutschen  Rcichsgesetzvebung 
über  Kriegsleistungen  (Reichsges.  v.  13.  Juni  1878)  liegen  gewisse  naturale 
Kriegsleistungen  den  (iemeinden.  Kreisen  oder  bes.  Lieferungsverbänden 
ob.  Das  Reich  leistet  aber  später  Vergütung  (s  Näheres  bei  A.  Wagner  in  Holtzend. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III,  SO,  220  ff*.  1.  Ucber  ähnliche  Leistungen  im  Frieden  s. 
Ges.  v.  IS.  Febr.  1875.  Ferner:  Leistungen  für  Unterhalt  und  Transport  der  Sträflinge 
und  Gefangenen,  sowie  für  Erhaltung,  Mobiliar  der  Gerichtsgebäude,  Gefängnisse  und 
mitunter  noch  anderer  öffentlicher  Gebäude  und  Locale  für  Staatszwecke  (französ. 
Deparüast.,  ähnlich  Belgien,  Polizeilocal-Beschaffung  durch  die  Gemeinden  in  Preussen), 
Erhebung  von  Staatssteuern  durch  die  Gemeinden,  soweit  dafür  kein  oder  kein  ge- 
nügender Ersatz  erfolgt,  Mittragung  staatlicher  Polizeiausgaben.  Kosten  der  poli- 
tischen Wahlen  (Staat,  Reich). 

2.  Zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben  gehören 
nach  der  heute  wohl  meistens  zutreffenden  Auffassung  eigentlich  die  grossen  Haupt- 
posten der  jetzigen  Coramnnaletats ,  die  Ausgaben  für  das  Armen-  und  für  das 
Volksschul wesen.  Denn  regelmässig  sind  dies«;  Lasten  den  Cotnmunen  und  Ver- 
bänden durch  Staatsgesetze  ausdrücklich  übertragen,  während  es  sich  dabei  in  erster 
Linie  um  Staatsaufgaben  handelt.  Gleiches  gilt  von  den  Kosten  der  Civil- 
standsämter  (im  Wesentlichen  den  Gemeinden,  als  Standesamtabezirken ,  zugewälzt, 
s.  preuss.  Ges.  v.  9.  März  1874  §.  5),  ferner  von  denjenigen  Wegebaulasten, 
welche  s*ch  auf  öffentliche  Strassen  von  mehr  als  localer  Bedeutung  beziehen  und 
vom  Staate  nicht  oder  nicht  voll  ersetzt  werden  (wie  jetzt  theilweise  in  Preusscn  durch 
das  Dotationsgesetz).  Je  nach  der  Auffassung  und  vcrwaltungsrechtlichen  Regelung 
des  Wegewesens  sind  die  Unterscheidungen  von  speciell  und  generell  überwiesenen 
und  selbst  von  facultativen  Ausgaben  auf  diesem  Gebiete,  wie  auch  auf  dem  ver- 
wandten des  Wasserbaus  freilich  vielfach  fliessende.  (Vgl.  z.  B.  das  bad. 
Strassengcsetz  v.  14.  Jan.  1^68:  Unterscheidung  von  Gemeinde  wegen  —  für  den 
Verkehr  innerhalb  einer  Gemarkung  oder  vorzugsweise  für  die  nachbarliche 
Verbindung  einer  Gemeinde  mit  einer  anderen  —  und  von  Land  Strassen,  die  einen 
weiteren  Verkehr  vermitteln  und  nach  Anhörung  der  betheiligten  Gemeinden  nnd 
Kreisverbnnde  ins  Staatsbudget  gesetzt  werden.  —  Als  Regel  «ri Ir  nach      .■»  fnr  die 
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Landstrassen,  dass  die  Kosten  der  Unterhaltung  den  Gemeinden,  durch  deren 
Gemarkung  sie  ziehen,  zu  V4,  dem  Kreisverband  dieser  Gemeinden  zu  '/4,  der  Staats- 
casse  zu  '/«.  die  Kosten  des  Neubaus  und  der  Hauptverbesserung  bez.  zu 
V«  und  zufallen.  Unter  Umstanden  wird  der  etwa  zu  drückend  werdende  Beitrag 
der  Gemeinden  zu  Lasten  der  Staatscasse  ermässigt  Nach  erfolgter  Genehmigung 
des  Budgets,  worin  die  betreifenden  Strassen  eingesetzt  sind,  kann  der  Bau  u.  s.  w. 
auch  gegen  den  Willen  der  beitragspflichtigen  Gemeinden  und  Kreise  ausgeführt 
werden.  Hier  handelt  es  sich  um  spec.  überwiesene  Ausgaben,  bei  den  Geineindc- 
wegeu  in  §.  4  d.  Ges.  um  gener.  Uberwies.  Ausgaben).  —  Für  Preussen  vgl.  die 
Vorschlage  v.  Gneist,  Verwalt.,  Just,  Rechtsweg  u.  s.  w.,  Berl.  1869,  S.  471,  475 
über  Wegewesen.  Jetzt  d.  preuss.  Ges.  v.  8.  Juli  1875,  betr.  die  Ausführung  der 
§§.  5  u.  6  d.  Ges.  ?.  SO.  April  1873  wegen  der  Dotation  der  Provinzial-  und  Kreis- 
verbände. Die  Ausgaben  für  die  Herstellung  besserer  Strassen,  als  der  etwa  ge- 
setzlich verlangten,  z.  B.  von  Chausseen  statt  der  gewöhnlichen  Landwege,  für  Ver- 
besserungen im  Pflasterwesen  u.  dgl.  wurden  schon  zu  den  facultativen  zu  rechnen 
sein,  wahrend  Strassenreinigung  (mit  Cloakenwesen)  und  Beleuchtung 
im  Wesentlichen  zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben  gehören, 
ader  auch  wieder  zu  facultativen  im  Falle  höherer,  als  der  gesetzlich  gebotenen  Qualität 
fuhren.  —  Der  Aufwand  für  Sicherheitspolizei,  soweit  ihn  die  Gemeinden  tragen, 
ist  spcciell  überwiesene  Ausgabe,  wenn  die  Verwaltung  in  Händen  des  Staats,  generell 
überwiesene ,  wenn  sie  in  denjenigen  der  Gemeinde  ist  Sanitäts-,  baupolizeiliche 
Ausgabengchören  meistens  zu  letzteren,  jene  gehen  aber  öfters  in  facultative  über 
bei  grösserer  freiwilliger  Communalthätigkeit  auf  diesem  Gebiete  (z.  B.  Kosten  des 
Impf wesens,  bei  fehlenden  Impfgebuhren,  in  Deutschland  wesentlich  den  Selbst- 
verw Körpern,  so  in  Preussen  nach  Ges.  v.  12.  April  1875  den  Kreisen,  zugeschoben, 
mit  Ausschluss  der  Kosten  f.  d.  Herstellung  u.  Unterhaltung  der  Impfinstitute,  die 
der  Staat  trägt). 

3.  Die  facultativen  Ausgaben  ergeben  sich  auf  den  bereits  genannten  Ge- 
bieten des  übertragenen  Wirkungskreises  regelmässig  aus  dem  Plus  an  Kosten,  welches 
aus  einer  die  gesetzliche  Verpflichtung  ciuantitativ  und  qualitativ  überschreitenden 
Art  der  Ausführung  der  bezüglichen  Aufgaben  hervorgeht,  z.  B.  im  Volksschul-, 
Wege-,  Sanitatswesen.  Dazu  tritt  der  Aufwand  für  mittleres  und  höheres  Schul- 
wesen, für  dessen  Uebernahme  regelmässig  bei  uns  kein  gesetzlicher  Zwang  für  die 
Selbstverwaltungskörper  besteht;  ferner  der  Aufwand  für  kirchliche  Dinge,  wofür 
Gleiches  gilt,  endlich  für  das  grosse  Gebiet  „gemeinnütziger  Zwecke",  wohin  vor- 
nemlich  volkswirtschaftliche  Förderungsmittel  aller  Art  gehören  („Landes- 
cultorinteressen"  in  den  Kreisen,  Provinzen),  wissenschaftliche,  künstlerische, 
allgemeine  Bildungs-,  Wohl thätigkeitsangelegcnheiteu  (letzteres  über  das 
Maass  gesetzlicher  Verpflichtung  zur  Armen  Versorgung  hinaus),  Städteverschönerung 
'grosserer ,  ästhetischen  und  Kunstinteressen  dienender  Aufwand  bei  öffentlichen  Ge- 
bäuden, Denkmäler,  Parks  u.  dgl.  m.).  Grade  dies  Gebiet  dehnt  sich  mit  der  Cultur- 
entwicklung  immer  mehr  aus,  so  fast  überall  neuerdings,  mitunter  zu  schnell  und  zu 
stark  (italien.  Städte,  Florenz).  Die  staatliche  Oberaufsicht,  wenigstens  im  Wege  der 
Controle  über  die  Besteuerung,  erscheint  nicht  unnöthig.  Vielfach  handelt  es  sich 
hier  um  Anstalten,  welche  zugleich  zu  einer  Kostendeckung  des  betreffenden  Aufwands 
mittelst  Geb  Uhren  der  Interessenten  oder  selbst  zu  einer  Erzielung  von  Ueberschüssen 
(Reinerträgen)  darüber  hinaus,  dienen  können  und  passend  so  dienen:  Wasserver- 
sorgung, Gasanstalten  (Anstalten  für  Beschaffung  electrischen  Lichts),  Viehhöfe, 
Schlachthäuser,  Markthallen,  Lagerhäuser,  bald  wohl  allgemeiner  localc 
Transportanstalten,  wie  städtische  und  von  grösseren  Verbänden  ausgeführte 
kleine  (Local-)  Bahnen,  Pferdebahnen,  u.  dgl.  m.  Hier  ist  es  die  Entwicklung 
der  Technik,  welche  solche  Anstalten  als  eigentlich  öffentliche  im  Besitz  von 
öffentlichen  Körpern  passend  und  im  gemeinnützigen  Interesse  fast  nothwendig  er- 
scheinen lässt  S.  Wagner,  G.  $.  142,  146,  ders.  Communalbestener.,  jetzt  selbst 
Gneist,  Gemeindesteuern.  Ueber  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten  s.  u.  §.  53  II. 

Stein,  Fin.  I.  100  unterscheidet,  mehr  formell  als  materiell  vom  Obigen  ab- 
weichend, aber  systematisch  unrichtig  vier  grosse  Katcgorieen  der  Selbstverwaltungs- 
ausgaben: U)  Ausgaben  für  die  örö.  Verwaltung  in  der  Gesammtheit  der  für  das 
örtliche  Bedilrfniss  bestimmten  Anlagen  u.  Anstalten  (also  vomemlich:  Ausgaben  im 
eigenen  Wirkungskreis,  —  mit  der  falschen  Behauptung,  die  Besteuerung  könne 
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hier  nur  einen  subsidiären  Character  haben,  vornemlich  seien  diese  Ausgaben  durch 
Gebuhren  zu  decken);  (2)  Ausgaben  f.d.  staatlichen  Functionen  der  allgemeinen 
Verwaltung,  die  die  Selbstverwaltung  übernehme  (also  im  übertragenen  Wirkungskreis); 

(3)  Ausgaben  für  öffentl.  Dienst  u.  Bcsoldungswcsen  (gehört  richtiger  zu  1  u.  2); 

(4)  Ausgaben  f.  d.  Schuldenwcsen  der  Selbstverwaltung  (ebenfalls  richtiger  zu 
repartiren  auf  die  Zwecke,  denen  die  Schulden  dienten;  warum  hier  nicht  von  Ge- 
bühren —  z.  B.  für  die  Schulden  des  Canalisirungs-,  Wasser-,  Gasbeleucbtungswcsens!  — , 
sondern  nur  von  Steuern  die  Rede  sein  soll,  ist  unerfindlich).  Wesentlich  mehr  nach 
practischen,  als  nach  wissenschaftlichen  (Jesichtspuncten  unterscheidet  die  neueste 
preussiBche  amtliche  Communal-  und  Kreisfinanzstatistik  (s.  bes.  Statist.  Ergänz.  Nr. 
6.  v.  1879)  folgende  Katcgorieen  von  Ausgaben:  1.  allgemeine  staatliche  Zwecke, 
einschliesslich  Polizei,  darunter  1)  Leistungen  f.  d.  Militär-  u.  Marineverwalt 
(einzeln  noch :  Einquartier.,  sonst.  Garnis.einricht..  sonst.  Ausgaben ,  wie  Unterstütz, 
von  Reservisten-Familien);  2)  Ausg.  f.  d.  Justizverwal t.  (Gerichtsgefänguisse ,  Polizei- 
anwaltsch.,  Schiedsmannssachen):  3)  Polizei  (Nacht-Wachwesen,  Feuerlöschwesen,  — 
doch  Beides  kaum  als  „staatl.  Zwecke",  sondern  als  echte  Local zwecke  zu  be- 
zeichnen, —  Polizoigefängnisse,  sonst.  Poliz.ausg.);  4  )  f.  Wahlen  z.  Reichs-,  Land-. 
Provinc-,  Kreistag;  5)  sonst.  Ausg.  f.  staatl.  Zwecke  (Steuervcrwalt.,  Eichungs- 
wesen u.  A.  m.).  Daher  meist:  specicll  überwiesene  Ausgaben.  —  II.  Ausgaben 
für  Verkehrsanlagen,  neml.  1)  f.  Strassen  u.  Plätze  (Entwass.,  Pflaster.,  Beleueht., 
Reinigung,  Sonstiges) ;  2)  Ansg.  f.  sonstige  Verkehrsanlagen  (Chauss.,  Landwege,  Brücken, 
Fähren,  Canäle,  Schlensscn,  Dämme.  Hafenanlagcn  u.  s.  w.).  —  III.  Ausg.  f.  ge- 
werbl.  Anlagen  zu  (iemeindezwecken  u.  f.  gemeinnutz.  Anstalten,  viel- 
fach gebührenpflichtig,  also  auch  Einnahmen  gebend.  1)  Gasanstalten  ;  2)  Wasserwerke; 
3)  Sonstiges.  —  IV.  Ausg.  f.  Wohlthatigkoits-  u.  A rmen anstaltcn ,  f.  Wohl- 
thäügkeit  u.  Armenpflege  Uberhaupt,  1)  unt.  (icmeindevcrwalt. ;  2)  Zuschüsse  an  andere 
Anstalten  nicht  unt.  Gem.verwalt.,  3)  Sonstiges.  —  V.  Ausg.  f.  Unterrichts/wecke. 
1)  Volks- u.  Eiern.  Schulen  unter  Gem.verwalt.,  incJ.  Annen-  u.  Mittelschulen;  2)  höh. 
Untcrr.anstalten  unter  Gern  verw.;  3)  Spcc.unterr.anst.  unter  (iein.  verwalk,  4)  Zuschüsse 
an  nicht  unt.  (iem.verwalt.  steh.  Uiiterr.austalten :  5)  Sonstiges.  —  VI.  Ausg.  f.  d. 
ullgein.  (iem.verwalt.  (Bcsold.,  Pensionen.  Büreaukosten)  incl.  Kosten  f.  besond. 
Vcrwalt  zweige.  1)  persoul.,  2)  sächl.  Ausg.  —  VII.  Ausg.  für  Gemeindoschulde n . 
1)  f.  Verzinsung,  2.  f.  Tilgung,  3)  Passivrentcn ,  4)  f.  neue  Aideiheu.  Die  Rubriken 
II.  IV,  V  sind  generell  Überwiesene  (obligatorische)  Ausgaben,  wenigstens 
in  der  Hauptsache,  mit  Ausnahme  besonders  des  facultat.  höheren  Unterrichts- 
wesens u.  abgesehen  von  der  die  gesetzliche  Verpflichtung  meist  ubersteigenden 
besseren  Ausführung  der  Uberw4cs<'uen  Zwecke,  z.  B.  beim  Wege-,  Armenwesen.  Die 
Rubriken  III.  VI,  VII  sind  überwiegend  facultative  Ausgaben. 

§.  48.  In  finanzieller  Hinsicht  liegen  die  Verhältnisse  im  über- 
tragenen Wirkungskreise  der  Selbstverwaltungskörper  erheblich 
verschieden  von  denen  im  selbstständigen  Wirkungskreise,  ins- 
besondere auch  in  Bezug  auf  die  Fragen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs. Da  es  sich  dort  um  S t a a t s aufgaben  handelt,  deren 
Ausführung  nur  aus  politischen  und  technischen  Gründen  jenen 
Körpern  Ubertragen  worden  ist,  so  mfisste  in  der  Kegel  eigentlich 
der  Staat  die  Kosten  dafür  tragen  oder  sie  ersetzen.  Hier  ist 
das  System  der  Dotationen  aus  Staatsmitteln  (Preussen)  am  Platze 
und  principiell  berechtigt.  Nur  soweit  die  Aufgabe  ein  Local- 
Staatsbedürfniss  betrifft  und  soweit  es  zur  technisch  richtigen  und 
Ökonomisch  sparsamen  Ausführung  dient,  den  die  letztere  besorgen- 
den Selbstverwaltungskörper  finanziell  eigens  an  möglichster  Er- 
mässigung des  Kostenaufwandes  zu  interessiren ,  wllrde  jene  Regel 
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eioe  Ausnahme  oder  Einschränkung  erleiden  und  der  bezügliche 
Körper  die  Kosten  einer  solchen  Maassregel  im  Gebiete  des  über- 
tragenen Wirkungskreises  selbst  endgiltig  zu  tragen  oder  eine 
Repartition  zwischen  ihm  und  dem  Staat,  wie  in  dem  System 
specieller  Staatsbeiträge  zu  einzelnen  Ausgaben  (§.  49)  einzutreten 
haben. 

Würde  allgemein  in  dieser  Weise  verfahren ,  so  hätte  jeder  betheiligte  Körper 
diejenige  finanzielle  Belastung,  welche  ihm  gebührt  Der  Staat,  als  grösster  Kreis 
gemeinsamer  öffentlicher  Interessen  und  regelmässig  leistungsfähigster  Körper,  wurde 
freilich  seinen  Haushalt  nicht  auf  Kosten  der  Selbstverwaltun s^körper  entlasten  können, 
sondern  müsste  nach  geeigneten  eigenen  Deckungsmitteln  sich  umthnn.  Diese  Körper 
aber  wurden  nicht  so  gedruckt  durch  den  übertragenen  Wirkungskreis  und  könnten 
im  eigenen  die  nöthigen  Aufgaben  leichter  und  besser,  mitunter  Uberhaupt  erst 
erfüllen.  Die  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  zumal  in  den  letzten  Jahrzehnten,  war 
aber  in  den  meisten  Staaten  eine  andere.  Der  übertragene  Wirkungskreis  wurde  nicht 
nur  ans  sachlichen .  sondern  mit  aus  staatsfinanziellen  Gründen ,  daher  mitunter  zu 
stark  und  überhaupt  nicht  immer  passend  ausgedehnt,  um  den  Staatshaushalt  zu 
entlasten,  aber  um  den  Preis  einer  Ueberlastung  der  Communalhaushalte.  Daraus 
sind  Störungen  hervorgegangen,  neuerdings  namentlich  in  Deutschland,  welche  nach- 
theilig auf  die  öffentlichen  Interessen  zurückgewirkt  haben  und  die  vielfach  nothwendtgo 
oder  erwünschte  weitere  Ausdehnung  öffentlicher,  „gemeinwirthschaftlicher"  Thätig- 
keit  hemmen.  Finanz-,  besonders  Steuerreformen,  welche  den  Staat  in  die  Lage 
bringen,  diese  Abschiebung  von  Staatslasten  auf  die  Selbstverwaltungskörper  unter- 
lassen zu  können,  oder  die  letzteren  durch  selbständige  Entwicklung  ihrer  Einnahme- 
wirthschaft  leistungsfähiger  und  zur  Mittragung  der  Kosten  des  übertragenen  Wirkungs- 
kreises befähigter  zu  machen,  sind  eine  Vorbedingung  für  eine  Besserung  dieser  Ver- 
hältnisse. In  der  eigentümlichen  Lage  Deutschlands  nimmt  das  Reich  hier  zum 
Theil  die  Stellung  des  Staats  anderswo,  die  Einzelstaaten  nehmen  die  Stellung  der 
grösstvn  Sclbstvcrwaltungskörper  ein  und  ähnliche  finanzielle  Schwierigkeiten  entwickeln 
sich  hier.  Die  Matricularbeiträgc  der  Einzelstaaten  an  das  Reich  zur  Deckung  der 
Reichsausgaben  (§.  40)  sind  ein  Analogon  der  Belastungen  der  Selbstverwaltungskörper 
mit  den  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben.  In  dem  dringenden  BedUrfniss  der 
Abstellung  dieser  Oebelstände  liegt,  noch  neben  dem  politischen  Moment,  die  tiefe 
innere  rein  finanzwirthschaftliche  Berechtigung  der  grossen  Pläne  der  Reichssteuer- 
reform des  Fürsten  Bismarck,  Pläne,  welche  recht  eigentlich  in  dieser  bei  uns  noch 
durch  die  gegebene  historischpolitische  Entwicklung  erschwerten  Sachlage  ihre  Er- 
klärung finden;  darin  auch  das  finanzwissenschafüiche  Interesse  der  Gn  ei  st  'sehen 
Schrift  ..die  deutsche  Finanzrofonn  durch  Regulirung  der  Gemeindesteuern" 
(Beri.  wo  der  gerade  entgegengesetzte  Plan,  eine  Steuerreform  „von  Unten 

nach  Oben",  doch  schliesslich  die  gleiche  Tendenz  wie  der  Rismarck'sche  Plan 
verfolgt:  die  Lasten  zwischen  Reich.  Staat  und  Selbstverwaltungskörpern  richtiger  zu 
vertheilen.  S.  auch  (ierstfcld t's  fin.stat.  Schriften  (bes.  Zahlen  n.  Bilder,  1  SS  1 ,  u. 
Städtefinanzen  in  Preussen,  1SS2),  Schmolle r,  Theorie  u.  Praxis  der  D.  Steuer- 
reform, Jahrb.  1891,  859.  —  Stoin  I,  22. 

C.  Die  Einnahmewirthschaft  der  Selbstverwaltungs- 
körper. —  §.  49.  Ihr  Umfang  und  ihre  ganze  Einrichtung  hängen 
in  einer  Hinsicht  von  der  erörterten  Gestaltung  der  Ausgabe  wirth- 
schaft und  von  der  die  letztre  wieder  bedingenden  Organisation 
der  Selbstverwaltung  ab.  Danach  bestimmt  sich  vornemlich  die 
Wahl  der  Deckungsmittel,  nach  Art,  Höhe  und  finanz- 
technischer Einrichtung  derselben.   Daneben  macht  sich  fttr 
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die  Einnahmewirthschaft  speciell  aber  noch  die  gegebene  ge- 
schichtliche Entwicklung  geltend  und,  soweit  nur  für  die  freie 
Bewegung  des  einzelnen  Selbstverwaltungskörpers  ein  gewisser 
Spielraum  durch  die  Rechtsordnung  gegeben  ist,  wirken  Gesichte- 
punete  der  technischen  Zweckmässigkeit  und  überhaupt  alle  die- 
jenigen Factorcn  hier  mit  ein,  welche  auch  im  Staatshaushalte  die 
Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft,  besondere  bei  der  Wahl  der 
Steuern  und  Gebühren,  beeinflussen.  Die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Selbstverwaltungskürpern  und 
wieder  zwischen  den  einzelnen  der  letzteren,  u.  a.  schon  die 
verschiedene  Gebietsgrösse,'  der  Unterschied  in  der  vorherrschenden 
Erwerbsarbeit  (Stadt  —  Land,  Industrie,  Handel  —  Landwirtschaft) 
bedingen  dabei  natürlich  auch  rein  aus  dem  Zweckmässigkeit«- 
gesichtspunete,  von  der  Rechtsfrage  abgesehen,  manche  Verschieden- 
heiten in  der  Wahl  der  Deckungsmittel. 

Die  Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper  lassen  sich  in 
zwei  Hauptcla8sen,  Beiträge  aus  Staatsmitteln  (ähnlich 
Beiträge  des  Körpers  höherer  Ordnung  ans  seinen  Mitteln  an  den 
kleineren  Körper)  und  selbständige  Einnahmen  eintheilen. 

1.  Beiträge  aus  Staatsmitteln  sind  in  verschiedener  Weise 
denkbar  und  in  der  Praxis  üblich. 

a)  Zunächst  in  der  Form  von  Zuschüssen  für  einzelne  Aus- 
gaben, in  festem  Betrage,  mit  der  und  der  bestimmten  Geldsumme 
oder  mit  veränderlichem  Betrage,  hier  wieder  so,  dass  etwa  ge- 
wisse Theile  einer  Ausgabe  vom  Staate,  andere  von  dem  betreffen- 
den Körper  gedeckt  werden  (z.  B.  Theilung  nach  persönlichen  und 
sachlichen  Kosten  einer  Einrichtung)  oder,  dass  der  Staat  die  ein 
gewisses  Maximum  übersteigende  Ausgabe  deckt  oder  in  anderer 
ähnlicher  Weise.  In  dieser  Art  wird  öfters  bei  dem  Schul-,  Wege-, 
Polizeiwesen  verfahren,  ähnlich  bei  den  Selbstverwaltungskörpern 
unter  einander,  z.  B.  im  Armenwesen  (Landarmen-  und  Ortsarmen- 
verbände). Mancherlei  Modalitäten  und  Combinationen  sind  hier 
möglich  und  Verschiedenheiten  nach  den  Zwecken  der  Ausgaben 
auch  passend.  Der  leitende  Gedanke  muss  wieder  sein,  die  all- 
gemeinen Interessen  des  Staats  (und  Körpers  höherer  Ordnung) 
und  die  speciellen  des  Selbstverwaltuogskörpers  (bez.  kleineren 
Körpers)  möglichst  in  Einklang  zu  bringen,  dem  organischen 
Zusammenhang  der  gesammten  öffentlichen  Einrichtungen  gemäss, 
sowie  die  Vertbeilung  der  Lasten  möglichst  zweckmässig  und 
gerecht  zu  gestalten. 
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Hier  liegt  noch  ein  zukunftsreiches  Gebiet  tinanzwirthschaftlichcr  Ordnungen, 
weiches  man  in  neueren  \V c g c gesetzen  i.z.  B.  dem  oben  genannten  badischen) 
zweckmässig  auszubauen  begonnen  hat.  Wichtig  sind  solche  Einrichtungen  und  werden 
es  immer  mehr  für  die  Dockung  der  Kosten  des  Schul-  und  Armenwesens,  wo 
die  auf  diesem  Vertheilungsprincip  beruhenden  älteren  gesetzlichen  Vorschriften  viel- 
fach nicht  mehr  recht  genügen. 

b)  Eine  andere  Form  der  Beiträge  aus  Staatemitteln  ist  eine 
regelmässige  feste  Dotation  an  die  Selbstverwaltungskörper, 
eben  „zu  Zwecken  der  Selbstverwaltung".  Solche  Dotation  kann 
passend  zur  Bestreitung  der  Überwiesenen  obligatorischen  Aus- 
gaben, namentlich  der  generell  Überwiesenen  dienen.  Die  Be- 
stimmung der  Verwendung  im  Ganzen  erfolgt  durch  die  gesetz- 
lichen Normen  ftir  den  Wirkungskreis  der  Selbstverwaltung.  Die 
Verwendung  im  Einzelnen  erfolgt  nach  eigener  Anordnung  des 
betreffenden  Körpers  vorbehaltlich  des  allgemeinen  Oberaufsichts- 
rechts des  Staats.  Diese  Einrichtung  erleichtert  die  Durchführung 
der  Decentralisation  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  für  den  Beginn,  wo  es  den  Selbst- 
verwaltungskörpern an  eigenen  Einnahmen  fehlt  und  dieselben 
sich  nicht  sofort  zweckmässig  beschaffen  lassen.  Aber  auch  als 
dauernder  Beitrag  des  Staats  ist  eine  solche  Dotation  doch  unter 
der  Voraussetzung  passend,  dass  die  Einrichtung  der  Staatsein- 
nahmen, der  Besitz  von  Rentenobjecten  (Domänen,  Forsten,  Eisen- 
bahnen) und  das  Staatssteuersystem  grade  die  Beschaffung  dieser 
Mittel  Seitens  des  Staats  zweckmässiger  als  je  apart  ftir  sich  durch 
den  einzelnen  Selbstverwaltungskörper  erscheinen  lassen.  Das  trifft 
wohl  thateächlich  öfters  zu,  soweit  Steuereinnahmen  in  Betracht 
kommen  besonders  bei  geeigneter  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung, in  den  deutschen  Staaten  (Preussen)  grade 
auch  bei  dem  grossen  und  werthvollen  Domanialbesitz  des  Staats. 
Aber  ein  Maasshalten  mit  solchen  Dotationen  empfiehlt  sich  bei 
der  Verwandtschaft  der  öfters  in  einander  übergehenden  generell 
überwiesenen  und  freiwilligen  eigenen  Ausgaben  der  Selbstver- 
waltung doch,  —  um  so  mehr,  als  die  Auffindung  eines  ge- 
eigneten Schlüssels  oder  Maassstabes  für  die  Vertheilung 
der  Dotation  unter  die  einzelnen  Körper  ihre  begreiflicher  Weise 
erheblichen,  völlig  nicht  zu  lösenden  Schwierigkeiten  hat 

Das  typische  Beispiel  für  die  Ausstattung  der  Solbstrerwaltungskörper  mit 
Staat*«! Stationen  ist  die  neue  preussischu  Gesetzgebung,  bes.  die  Gesetze  v.  30.  April 
1873  u.  8.  Juli  1875,  wo  sich  die  Schwierigkeit  der  Vertheilung  aber  auch  gezeigt 
hat.  In  der  Beurtheilnng  des  Dotationssystems  weiche  ich  zu  dessen  Gunsten  ron  der 
2.  Auflage  (§.  46)  etwas  ab. 
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§.  50.  —  2.  Selbständige  Einnahmen.  Hierhin  können 
gehören  und  gehören  meistens  auch  thatsächlich  so  ziemlich  alle  die 
Einnahmen,  welche  sich  im  Staatshaashalte  vorfinden.  Doch  ist 
eine  einzelne  Einnahme  mitunter  mehr  für  letzteren  oder  für  den 
Haushalt  eines  Selbstverwaltungskörpers  geeignet  und  durch  das 
öffentliche  Finanzrecht  ausschliesslich  oder  überwiegend  auch  wohl 
dem  Staate  vorbehalten.  Näheres  darüber  in  der  Lehre  von  den 
Einnahmen.  Die  drei  grossen  Kategorieen  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen finden  sich  in  verschiedenem  Umfang  auch  im  Finanzwesen 
der  Scibstverwaltungskörper : 

a)  Privatwirth schaft liehe  Einnahmen  („Erwerbsein- 
kttnfte")  aus  werbendem  Vermögen,  aus  Grundbesitz,  Kapital, 
Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  Da  die  Provinzen  und  Kreise  vielfach 
erst  neuerdings  wieder  als  selbständige  politische  Körper  mit 
eigenem  Finanzwesen  organisirt  sind,  im  Unterschied  zu  den 
Ortsgemeinden,  so  fehlt  es  jenen  in  der  Regel  ganz  oder 
grösstentheils  an  solchem  Vermögen.  Die  etwa  ehemals  poli- 
tisch unabhängig  gewesenen  Landestheile  (Herzogthtlmer,  Graf- 
schaften u.  s.  w.)  haben  ihr  altes  Vermögen  dieser  Art  an  den 
Staat,  der  sie  einverleibte,  übertragen.  Nur  in  einzelnen  Fällen 
ist  dies  neuerdings  anders  gehalten  worden.  Mit  der  Zeit  können 
auch  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungskörper  aber  manche 
Einrichtungen  gründen,  welche,  wie  Localbahnen  (für  Dampf-  und 
Pferde),  Transportcurse  (Omnibuswesen),  Creditanstalten  u.  s.  w., 
wenigstens  halb  privatwirthschaftlicher  Natur  oder  gemischt 
dieses  und  Gebtihrencharacters  sind  und  eine  Rente  abwerfen. 
Auch  hier  zeigt  sich  die  moderne  Technik  von  Einfluss. 

Das  Staats  vermögen  der  1866  neu  erworbenen  preußischen  Provinzcu  ist 
preussisches  Staatsrennögen  geworden,  mit  wenigen  Ausnahmen,  so  z.  B.  was  den 
kurhess.  Staatsschatz  anlangt,  der  dem  communaJstand.  Verband  des  R.-B.  Cassel 
verblieb  (preuss.  Erlass  v.  IB.  Sept.  1867). 

b)  Geb  Uhren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
der  Selbstverwaltungskörper  und  Beiträge  der  nächsten  Inte- 
ressenten für  die  Errichtung  solcher  Anstalten.  Hier  steht  wohl 
noch  eine  bedeutende  Entwicklung  in  Aussicht,  je  mehr  man  vou 
dem  Bestreben  abkommt,  eine  Menge  wichtige  gemeinnützige  Ein- 
richtungen der  Actiengesellschaft  zur  Ausbeutung  zu  Uberlassen, 
und  sie  in  finanziell  oft  recht  vortheilhafter ,  für  das  Gemeinwohl 
jedenfalls  günstigerer  Weise  auf  Rechnung  des  interessirten  Selbst- 
verwaltungskörpers ausführt  und  betreibt. 
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c)  Eigentliche  Steuern.  Die  verschiedensten  Arten 
sind  bei  diesen  Körpern  ebenso  wie  beim  Staate  selbst  mög- 
lich, sind  auch  in  der  Geschichte  vorgekommen  und  kommen 
noch  jetzt  vor,  namentlich  directe  Steuern,  wie  Grund-,  Haus-, 
Mieth-,  Gewerbesteuer,  Einkommen-,  Vermögensteuer  und  ander- 
seits indirecte  Verbranchsteuern,  besonders  Thor-Accisen, 
Octrois,  Getränkesteuern  u.  a.  m.  Im  feudalen  und  im  ständischen 
Staate  war  die  Mannigfaltigkeit  der  Localsteuern  bei  fast  völliger 
finanzieller  Autonomie  der  Städte  in  diesen  eine  grosse,  wie  denn 
die  moderne  Besteuerung  in  den  Stadtgemeinden  zuerst  zur  Ent- 
wicklung kam.  Später  wurde  grade  mit  Rücksicht  auf  die  Inter- 
essen der  Staatsbesteuerung  diese  Autonomie  beschränkt,  städtische 
Abgaben  wurden  in  Staatssteuern  verwandelt  oder  mit  jenen  ver- 
banden (Accisewescn).  Auch  in  der  neueren  Zeit,  als  die  Städte 
wieder  politisch  selbständiger  und  die  Selbstverwaltungskörper 
höherer  Ordnung  neu  organisirt  wurden,  hat  der  moderne  Staats- 
gedanke und  das  Berücksichtigung  erheischende  Finanzinteresse 
des  Staats  regelmässig  (selbst  in  England)  gewisse  Beschränkungen 
des  —  Oberhaupt  nur  aus  dem  Staatssteuerrecht  abgeleiteten, 
bez.  Übertragenen  —  Steuerrechts  der  Selbstverwaltungskörper 
in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Steuerarten,  die  Form  der  Steuer- 
erhebung, die  Höhe  der  Steuersätze  und  die  einzelnen 
Artikel  der  Verbrauchsbesteuerung  festgehalten  oder  neu  gegeben. 
Das  Einzelne  darüber  gehört  noch  nicht  hieher. 

§.  51.  Zwei  allgemeinere  Fragen  betreffen  die  leiten- 
den Principien  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  gegenüber 
dem  Staate  und  seinem  Haushalt  und  sind  schon  hier  zu  erörtern, 
nemlich  einmal,  ob  die  Steuern  dieser  Körper  nur  Zuschläge 
zu  Staat 8 steuern  (oder  gewissen  Arten  derselben)  sein,  oder  ob 
es  gestattet  sein  soll,  eine  von  der  Staatssteuer  abweichende 
eigene  Besteuerung  durchzuführen;  sodann,  ob  die  Höhe  dieser 
Zuschläge  oder  der  eigenen  Steuern  jenen  Körpern  selbständig 
für  sich  festzusetzen  erlaubt  sein  kann  oder  nur  mit  Staats- 
zustimmung  muss  erfolgen  dürfen. 

Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  hat  die  continentale 
Entwicklung  Überwiegend  zu  dem  System  von  Zuschlägen  zu 
den  Staatssteuern,  vornemlich  zu  den  directen,  geführt,  was  sich 
geschichtlich  aus  dem  Untergang  der  Autonomie  der  früheren 
grösseren  politischen  Körper  im  Staatsverbande  und  bei  den 
Gemeinden   aus   der   Unterdrückung   ihrer  Autonomie  erklärt. 
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Provinzen,  Kreise,  selbst  Gemeinden  wurden  hier  eben  vielfach 
zu  jenen  bloss  mechanischen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staats- 
gebiets, ohne  selbständiges  Leben,  herabgedrückt.  Auch  bei  der 
neueren  Tendenz  der  Decentralisation  der  Staatsverwaltung  und 
der  Verwandlung  jener  mechanischen  Gebietstheile  in  politische 
und  wirtschaftliche  Organismen,  scheute  man  vor  den  Schwierig- 
keiten der  Einrichtung  eines  selbständigen  (autonomen)  Steuer- 
systems meistens  zurück,  fürchtete  wohl  noch  mehr  dessen  Conflict 
mit  dem  Staatssteuersystem  und  wollte  überhaupt  Seitens  des  Staats 
die  Unabhängigkeit  der  Selbstverwaltungskörper  auch  nicht  zu 
gross  werden  lassen.  So  hat  man  vorwaltend  das  System  der  Zu- 
schläge zu  den  Staatesteuern  beibehalten  bez.  eingeführt,  dabei 
auch  wohl  die  Zuschlage  auf  gewisse  Staatssteuern  (directe  Real-, 
Personal-,  einzelne  innere  Verbrauchsteuern)  beschränkt.  Anders 
ist  hier,  wie  in  so  vielen  Beziehungen,  die  Entwicklung  in 
England  gewesen.  In  Verbindung  mit  dem  geschichtlich  über- 
kommenen, inhaltsreichen  Selfgovernment  stand  und  steht  hier  ein 
entwickeltes  selbständiges  System  der  Communalbesteue- 
rung  (local  taxation),  ohne  Verbindung  mit  der  Staatsbesteue- 
rung, allerdings  rechtlich  und  thatsächlich  wesentlich  beschränkt 
auf  directe  Realsteuern  und  einige  gebührenartige  Steuern. 
Auch  auf  dem  Continent  fehlt  es  nicht  an  einzelnen  besonderen 
Steuern  der  Selbstverwaltungskörper,  namentlich  der  Gemeinden 
(besondere  Mieth-,  Hundesteuer),  andere  „ L u x u s steuern ", 
eigene  Einkommensteuern,  namentlich  aber  eigene  städtische 
Octrois,  mit  gewissen  Beschränkungen  in  der  Wahl  der  Artikel 
(Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Ausschluss  einzelner 
Artikel,  z.  B.  Salz,  Staats •  zollpflichtige  Waaren,  so  meist  in 
Deutschland).  Aber  diese  Fälle  bilden  gegenüber  den  Zu- 
schlägen doch  die  Ausnahme.  Die  neue  preuss.  Communalfinanz- 
statistik  hat  übrigens  den  Beweis  geliefert,  dass  mehr  oder  weniger 
von  den  Staatssteuern  abweichende  Einkommen-,  andere  besondere 
Personal-  und  Realsteuern  in  Städten  und  Landgemeinden  doch 
noch  viel  häufiger  sind,  als  man  annahm. 

Für  die  Entscheidung  der  Frage  in  principieller  Hinsicht  sind 
wohl  die  Steuern  zur  Deckung  der  überwiesenen  von  denjenigen 
zur  Deckung  der  eigenen  freiwilligen  Ausgaben  zu  trennen. 
Wie  für  jene  die  Staatsdotationen,  80  können  für  sie  auch  die 
Zuschläge  zu  Staatssteuern  besonders  in  Betracht  kommen.  Aber 
schon  für  einen  Theil  der  generell  überwiesenen  und  mehr  noch 
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fiir  die  freiwilligen  Ausgaben  erscheint  doch  ein  eigenes  Steuer- 
system der  Selbstverwaltung  als  finanzielle  Consequenz  des  Wesens 
der  letzteren.  Freilich  kann  von  einer  völligen  Autonomie  in 
Beeng  auf  dies  Steuersystem  ebenso  wenig  wie  sonst  in  der  Selbst- 
verwaltung die  Rede  seio.  Dies  widerspricht  dem  modernen 
Staatsgedaiiken  und  dem  Begriff"  der  Souveränetat  des  Staats  und 
bei  der  Wahl  wie  bei  der  Höhe  der  Steuern  muss  die  Rücksicht 
auf  die  Staatssteuern  maassgcbend  bleiben.  Aber  nur  ein  be- 
sonderes Steuersystem  kann  sich  den  Wirthscbaftsverhältnissen 
der  einzelnen  Landestbeile  und  den  speciellen  Aufgaben,  welche 
gerade  die  Selbstverwaltungskörper  statt  des  Staats  ausfuhren 
sollen,  richtig  anpassen.  Für  das  Steuersystem  dieser  Körper 
müssen  die  Sonderverhältnisse  der  Landestheile  ebenso  mit 
maassgebend  sein  als  fttr  das  S  t  a  a  1 8  Steuersystem  die  all- 
gemeinen Verhältnisse  des  ganzen  Landes  verglichen  mit 
anderen  Ländern.  Im  System  der  Zuschläge  wird  gegen  diese 
Anforderung  Verstössen.  Eine  Selbstverwaltung,  welche  auf  dieses 
System  allein  finanziell  basirt  ist,  wird  daher  ebenso  wie  diejenige, 
welche  sich  bloss  auf  Staatsdotationen  stützt,  ihren  Zweck  in 
einer  wichtigen  Beziehung  wenigstens  nicht  genügend  erreichen. 
Vollends  aber  ein  grundsätzlicher  Ausschluss  von  besonderen 
Steuern  aus  dem  Steuersystem  der  Selbstverwaltnngskörper,  zumal 
der  Gemeinden,  ist  zu  verwerfen,  als  dem  Zweck  der  ganzen 
Einrichtung  der  Selbstverwaltung  widersprechend.  Wird  zwischen 
den  einzelnen  Körpern  unterschieden,  so  erscheint  das  Zuschlags- 
system noch  am  Wenigsten  bedenklich*  bei  den  dem  Staate  selbst 
ähnlichsten  Körpern,  daher  bei  den  Provinzen  und  zum  Theil 
noch  bei  den  Kreisen,  immer  bedenklicher  dagegen  bei  den 
kleineren  Verbänden,  daher  vor  Allem  bei  den  Gemeinden. 
Denn  hier  verlangen  die  aparten  Local Verhältnisse  immer  mehr 
Berücksichtigung,  wie  es  denn  z.  B.  in  der  Gemeinde  am  Leich- 
testen steuertechnisch  möglich  und  zugleich  hier  am  Dringendsten 
eine  Forderung  der  Steuerpolitik  wird,  besondere  Steuern  Denen 
aufzuerlegen,  welche  an  den  öffentlichen  Einrichtungen  und  Ver- 
wendungen aller  Art  wenigstens  indirect  den  meisten  Nutzen 
haben,  wie  die  Grund-  und  Hauseigenthümer  (G.  §.  76—81, 
352—362).  Auf  diese  Weise  wird,  soweit  dies  überhaupt  in 
Zwangsgemeinwirthschaften  möglich  und  zulässig  ist  (G.  §.  158), 
hier  durch  ein  besondres  Steuersystem  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung  (Fin.  II,  §.  423,  424)  mehr  durchgeführt.  Für 
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die  Wahl  der  eigenen  Localsteuern  wird  sich  der  Staat  nur  ein 
Zii8tiinmung8recht  und  gewisse  Steuern  wird  er  sich  passend 
allein  vorzubehalten  haben.  Diese  Schranken  der  Steuer- 
autonomie sind  noth wendig,  aber  in  Verbindung  mit  Vorschriften 
Ober  die  Höhe  der  Localsteuern  auch  genügend. 

Im  Allgemeinen  sind  für  unsere  Länder  heutzutage  im  Interesse  des  freien 
Verkehrs  besonders  eigene  indirecte  Abgaben,  wie  Thoraccisen  und  beim  Produ- 
centeu  erhobene  Verbranchssteuern,  der  Selbstverwaltungskörpcr  hier  auszuschliessen 
oder  nur  ausnahmsweise  und  mit  besonderer  Vorsicht  zu  gestatten.  Eher  sind  bei 
solchen  Steuern  Zuschläge  zu  den  betreffenden  Staatssteuern  zulässig,  aber  auch 
mit  Ausnahmen  nach  Artikeln  (z.  B.  nicht  bei  Salz,  wohl  bei  Getränken).  Eigene 
Verkehrsteuern  (Fin.  11,  §.  467  ff.)  können  ebenfalls  nur  ausnahmsweise  gestattet 
werden,  auch  Zuschläge  zu  den  Staats- Verkehrssteuern  gewöhnlich  nicht  (Ausnahmen 
bei  Besitzwechselabgaben  vom  Charactcr  der  Steuer  auf  Coujuncturengewiun ,  Fin.  II, 
$.  476  ff.).  Das  Hauptgebiet  der  selbständigen  und  der  Zuschlagsbesteuerung  der 
Selbstverwaltung  ist  die  dircetc  Besteuerung:  die  selbständige  besonders  in  der 
Form  eigener  Ertrags-,  namentlich  Kealsteuern,  die  Zuschläge  bei  den  Staats- 
Ertrags-  und  Kealsteuern  und  ausschliesslich  bei  etwaigen  Staats -Einkommensteuern. 
Ein  doppeltes  Staats-  und  Communalsystem  der  Ertrags-,  Realsteuern  ist  allen- 
falls zulässig;  bei  der  Einkommensteuer  jedoch  nicht.  Die  Basis  derselben  muss 
eine  einheitliche  sein.  Dagegen  Verstössen  in  Preussen  die  bestehenden  Steuer- 
einrichtungen, wie  die  neue  Finanzstatistik  der  Gemeinden  zeigt,  noch  vielfach.  Die 
Realsteuern  als  eigene  Steuern  eignen  sich  principiell  und  technisch  am  Besten  für 
die  Selbstverwaltungskörper,  wenn  auch  die  übliche  englische,  in  Deutschland  von 
(incist  (mit  Ausnahmen)  und  von  Nationalökonomen  der  Freihandelschule  (Fauchen 
vertretene  ansschiessliche  Beschränkung  dieser  Körper  auf  solche  Steaorn  zu 
weit  geht.  (Vgl.  Fin.  II.  §.  465.  466.  523-531.  auch  Wagner,  Abb.  Directe  Steuern 
in  Schönberg's  Handbuch  II.)  Die  neuen  preuss.  CommunalstcuerontwUrfe  {so  v.  1 S77' 
wollen  nur  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuern,  gar  keine  eigenen  directen  Steuern 
zulassen:  das  wäre  selbst  bedenklich,  wenn  die  directe  Staatsbesteuerung  in  Preossett 
besser  wäre  (Grundsteuer,  Gewerbesteuer.  Glasscnsteacr!),  bei  der  Beschaffenheit  dieser 
Steuern  ist  es  gewiss  nicht  rathlich. 

Die  Bestimmung  der  Höhe  der  selbständigen  wie  der  Zn- 
8chlagsIocalsteuern  wird  bei  uns  auf  dem  Continente  regelmässig 
nicht  den  Selbstverwaltungskörpern  ganz  allein  überlassen,  sondern 
stets,  jedenfalls  aber  wenn  ein  gewisses  gesetzliches  Maximum 
Uberschritten  werden  soll,  bis  zu  welchem  sich  der  betreffende 
einzelne  Körper  frei  bewegt,  an  die  Staatsgen ebmigung  ge- 
kntlpft  (Preussen).  Das  erscheint  auch  passend,  weil  sonst  die 
Zwecke  jener  Körper  zu  weit  ausgedehnt  werden  könnten  und  die 
Staatsbesteuernng  leicht  unter  zu  hoher  Localbesteuerung  zu  leiden 
vermöchte.  Je  besser  aber  die  Organisation  der  Selbstverwaltung 
und  besonders  die  Einrichtung  einer  wirksamen  Finanzcontrole 
durch  eigene  Vertretungen  in  ihr  selbst  gelingt,  desto  freieren 
Spielraum  kann  der  Staat,  wie  in  der  Wahl  so  in  der  Höhe  der 
Localsteuern  jenen  Körpern  gewähren.  (S.  unten  §.  54  ff.  Uber 
Preussen). 
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§.  52.  —  d)  Eine  letzte  ausserordentliche  Einnahmequelle 
ist  die  V  e  r  ä  u  s  8  e  r  u  n  g  von  Vermögensbestaudtheilen  der  Selbst- 
verwaltungskörper, besonders  von  ertraggebendem  Grund  ver- 
mögen, und  namentlich  die  Aufnahme  von  Schulden.  Für 
solche  (zumal  grössere  und  Grundbesitz  betreffende)  Veräusseruugen 
gelten  in  priocipieller  Hinsicht  ziemlich  dieselben  Kegeln  wie  ttlr 
Veräus8erung  von  Staatsgut  (Domänen  u.  s.  w.),  wofür  auf  die 
späteren  Abschnitte  zu  verweisen  ist.  Gewöhnlich  ist  bei  uns  die 
Veräusserung  von  Grundeigenthum,  auch  wohl  von  Kapitalver- 
mögen an  die  Staatsgenehmigung  gebunden  (Preussen).  Die 
Aufnahme  von  Schulden  unterliegt  principiell  einer  ähnlichen 
Beortheilung  wie  beim  Staate.  Sie  bat  weniger  Bedenken,  weil 
die  Schulden  hier  gewöhnlich  zur  Herstellung  wich- 
tiger gemeinnutziger,  oft  zugleich  einen  Ertrag  zur 
Deckung  der  Zinsen  und  wohl  noch  UeberschUsse  darüber 
hinaus  gebender  Anstalten  und  Einrichtungen  halb 
privatwirth8chaftlichen ,  halb  Gebührencharacters  dienen  (Gasan- 
stalten, Wasserwerke,  Cloakenwesen ,  Markthallen  u.  s.  w)  — 
häufiger  als  dies  beim  Staate  der  Fall  ist.  Denn  letzterer  nimmt 
Tornemlich  zur  Durchführung  des  Rechts-  und  Machtzwecks,  die 
Selbstverwaltungskörper  dagegen  meist  nur  für  Cultur-  und  Wobl- 
fahrtsintercssen  Schulden  auf.  Es  ist  daher  auch  noth wendig, 
diesen  Körpern  die  betreffende  Ermächtigung  gesetzlich  zu  gewähren, 
weil  sie  viele  Aufgaben  nur  oder  doch  am  Besten  durch  Aufnahme 
von  Anleihen  ausführen  können.  Die  Staatsgenehmigung 
io  jedem  einzelnen  Falle  erscheint  dabei  zur  Controle  und  um  für 
später  übermässige  Belastung  der  Bevölkerung  zu  verhüten  ge- 
boten (Preussen). 

Von  allen  Sclbstverwaltungskörpern  sind  die  Gemeinden 
nicht  nur  die  ältesten  und  diejenigen,  welche  doch  von  Alters  her 
«ine  gewisse  Selbständigkeit  und  auch  eine  gewisse  finanzielle 
Autonomie  sich  fast  überall  durch  alle  Zeit  hindurch  erhalten  haben,  — 
*ie  sind  auch  heute  noch  die  wichtigsten  dieser  Körper.  Sie 
haben  vielfach  noch  ein  eigenes  Grundvermögen  („Kämmerei- 
güter" der  Städte),  oft  seit  unvordenklicher  Zeit,  etwa  ein  Rest 
des  ursprünglichen  Gemeineigenthums,  das  später  zum  Corpo- 
rationsvermögen  der  Gemeinde  wurde  und,  wie  die  Staats- 
domänen behandelt,  Erträge  zur  Deckung  der  Gemeindeausgaben 
abwirft.  Daneben  aber  wird  grade  neuerdings,  mit  den  immer 
grösseren  Anforderungen,  welche  an  die  Gemeindeverwaltung,  zu- 
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mal  der  Städte,  herantreten  das  Gebühren-  und  Steuerwesen 
für  die  Gemeinden  immer  wichtiger.  Jenes  im  Anschluss  an  jene 
noch  einer  bedeutenden  Ausdehnung  fähigen  und  im  öffentlichen 
Interesse  selbst  zu  übernehmenden  mehrfach  erwähnten  „gemein- 
nützigen öffentlichen  Anstalten  und  Einrichtungen",  welche  vor 
Allem  Gemeindesache  passend  sind.  Und  zwar  je  mehr  grade 
die  Gemeinde  ihrer  Natur  nach  den  Character  einer  Gemeinschaft 
für  die  Befriedigung  localer,  auch  der  materiell-wirthschaft- 
lichen  Sphäre  angehöriger  Gemeinbedürfnisse  hat  und  je  mehr 
sie  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  erfolgreich  hier  statt 
der  Privatwirtschaften,  d.  h.  meistens  der  speculativen  Erwerbs- 
(Actien)  Gesellschaften  ökonomisch-technisch  befähigt  ist,  Aufgaben 
zu  übernehmen  (so  namentlich  auch  im  örtlichen  Communi- 
cationswesen)  und  gut,  im  Interesse  des  Gemeinwohls  und 
ihrer  Finanzen,  auszuführen.  Ein  umfassendes  örtliches 
Besten erungsrecht,  auf  dem  Gebiete  der  selbständigen  wie 
der  Zuschlagsbesteuerung,  bedarf  aber  schliesslich  grade  die  Ge- 
meinde am  Meisten,  sowohl  um  ihren  sich  stets  vermehrenden 
öffentlichen  Aufgaben  nachzukommen,  als  um  die  öffentlichen  Lasten 
möglichst  zweckmässig  und  gerecht  zu  vertheilen.  Für  die  Regelung 
der  finanziellen  Autonomie  der  Gemeinden  und  des  grade  ihnen 
gegenüber  freilich  noch  besonders  wichtigen  staatliehen  Oberauf- 
sichtsrechts wird  gewöhnlich-  auch  heute  noch  passend  zwischen 
Stadt-  und  Landgemeinden  unterschieden  und  namentlich  der 
modernen  Grossstadt  eine  freiere  Bewegung  für  die  Gestaltung 
ihrer  Haushaltung,  mit  scharfer  Controle  durch  richtig  organi- 
sirte  städtische  Vertretungskörper  gegeben  werden  müssen. 

D.  Finanzwesen  der  Selbstverwaltung  in  einigen 
Staaten. 

§.  53.  Die  britischen  Verhältnisse  sind  immer  noch  prac- 
tisch  besonders  wichtig  und  geschichtlich,  öffentlich-rechtlich  wie 
finanzpolitisch  auch  allgemein  besonders  lehrreich,  freilich  in  ihrem 
chaotischen  Zustande  nichts  weniger  als  mustergiltig,  vielfach  darin 
wahrhaft  abschreckend.  Für  die  Selbstverwaltung  der  Körper 
höherer  Ordnung  hat  die  neue  preussische  Gesetzgebung 
grosse  Bedeutung  und  verdient  sie  am  Meisten  Beachtung,  neben 
ihren  Vorläufern  in  anderen  deutschen  Ländern  und  ihren  Nach- 
folgern in  einigen.  Die  französische  Gesetzgebung  ist  in  den 
formellen  Puncten  hier  wie  sonst  vorzüglich,  wenn  sie  auch 
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sachlich  am  Wenigsten  den  neueren  Anforderungen  an  eigentliche 
„Selbstverwaltung*'  entspricht. 

Ein  specielles  Eingehen  auf  alle  Einzelheiten  widerspricht  dem  Character 
and  Zweck  dieses  Werks.  Die  allgemeine  rerwaltnngsrcchtlichc  und  die  finanzielle 
Seite  des  Gegenstands  hangen  auch  —  namentlich  in  England  —  so  eng  zusammen, 
dass  eine  genauere  Darlegung  des  coucreten  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung 
in  einem  Staate  fast  zu  einer  Darlegung  der  Organisation  und  des  gesam  inten  Ver- 
waltungsrechts der  Selbstverwaltung  selbst  werden  muss.  Wir  müssen  uns  hier  auf 
eine  Orientirung  Uber  die  finanzwirthschaftlichen  Hauptpuncte  beschränken, 
welche  für  unsere  Zwecke  auch  genügt  Manches  Weitere  spater  in  der  Lehre  von 
den  Ausgaben  und  Einnahmen. 

1.  Für  England  sind  die  einschlagenden  Werke  Gneist's  auch  in  Bezug  auf 
die  finanzielle  Seite,  besonders  das  Steuerwesen  der  Seif  gor  ernment  (die  sogen,  local 
taxea)  vornemlich  hervorzuheben.  So  sein  englisches  Verwaltrecht,  2.  B  2.  A.  Berl.  1867. 
S<  lfgovernment  in  England,  3  A.  Berl.  1871  (bes.  Buch  1,  Kap.  2  u.  3,  auch  §.  98, 
152,  164),  engl.  Yerfass. geschiebte  Berl.  1882  (bes.  S.  667  ff.);  mehrfach  auch,  für 
die  Vergleiche  mit  englischen  Dingen,  Gneist's  verwaltungsrechtliche  und  verwaltungs- 
polituche  Schriften  über  preussische  u.  deutsche  Verhältnisse  (s.  u.).  Vielfach  Einzelnes 
bei  Stein  in  dem  grosseren  Werk  über  Verwaltlehre  u.  in  der  Fin.wiss.  I  a.  a.  0; 
gute  Abrisse  über  die  Organisation  des  Selfgovernment  geben  Emst  Meier,  Abh. 
VerwaJtrecht  in  Holtzendorfs  Encyd.  3.  A.  S.  933.  4.  A.  S.  1141,  Georg  Meyer 
in  Schön berg's  Handb.  II,  487  (beide  mit  weiteren  Liter.angaben).  S.  sonst  u.  A. 
Knies,  engl.  Armenpflege,  Berl.  1863,  ders.  Gemeindesteuern  in  England,  2  Art 
in  d.  Tüb.  Ztschr.  1855.  Report  of  the  poor  law  commission  on  local  taxation  3  vol. 
Lood.  1844,  Auszug  daraus  in  the  local  taxes  of  the  United  Kingdom,  Lond.  1846, 
Rep.  on  local  taxat.  1S70,  desgl.  1875  (von  Göschen)  u.  neuere  Reports  Uber  Armen- 
wesen.  Statistik  f.  1873/74  (Hauptposten)  im  Statist  abstract  f.  1878,  p.  7.  Palgrave 

0.  Scott  Aufsitze  im  Joorn.  of  the  stat  soc.  of  London  1871.  Cobden  club  essays, 
loc  governm.  a.  taxat..  1875  (über  England  u.  die  wichtigsten  andren  europ.  Staaten), 
v.  Czörnig.  österr.  Budget  I,  104  ff.  de  Parieu,  impots  IV,  230.  Fisco  et  van 
der  Straeten,  instit.  et  taxes  Iocales  du  roy.  uni  2.  cd.  Par.  1863.  Leroy-Beau- 
lieu,  l'administr.  local e  en  France  et  en  Angleterre,  Par.  (1872),  ders.  traite  de  fin. 

1,  livre  2,  cb.  15,  Bödiker,  Communalbesteuerung  in  England  u.  Wales,  Berl.  1873 
(scharfe,  aber  treffende  Nachweisung  dor  grossen  Missstandc,  bes.  mit  Gneist's  zu 
optimistischer  Beurtheilung  des  leitenden  Grundsatzes  der  engl.  Communalbesteuerung 
in  vergleichen).    M.  Block,  les  communes  et  la  libortr,  Par.  J876,  p.  94  ff. 

England  fehlen  Landgemeinden  im  continentalen  Sinn  des  Worts,  die  sogen. 
Staate  sind  nur  zum  kleineren  Thcil,  der  Zahl  nach,  Städte  mit  eigentlicher  Stadt- 
rerfassung  (die  sogen,  inunicipal  boroughs).  die  grosse  Mehrzahl  sind  nur  „Local- 
districte",  welche  durch  eine  für  einige  Localzwecke  fungirende  Behörde  einheitlich 
zusammengefasst  werden.  Dio  unterste  Localvcrwaltungscinheit  ist  das  Kirchspiel, 
auch  die  Städte  bilden  eigentlich  nur  eine  Vereinigung  von  Kirchspielen,  die  Graf- 
schaften stellen  den  Sclbstvcrwaltungskörpcr  höherer  Ordnung  dar,  dem  es  aber 
an  einer  förmlichen  Organisation  fehlt.  Für  Spccialzwecke  sind  dann,  besonders 
in  neuerer  Zeit,  verschiedenerlei  Verbände  gebildet,  so  namentlich  die  unions  für 
die  Verwaltung  des  Armenwesens,  bez.  für  die  Tragung  eines  Ifaupttheils  der  Lasten 
desselben,  Districtc  für  die  Gesundheitsverwaltung,  für  das  Wegewesen  u.  a.  m. 

Innerhalb  dieser  Kirchspiele,  Vorbände,  Grafschaften  werden  nun  regelmässig 
für  gesetzlich  bestimmte  Zwecke  gesetzliche  bestimmte  Steuern 
—  „Zwecksteuern"  —  erhoben  und  verwendet.  Diese  Erhebung  und  Vor- 
wendung von  Localsteuern  durch  eigene  Organe  bildet  das  Selfgovernment  in  finanz- 
wirthschaftlicher  Beziehung.  Die  finanzielle  Autonomie  der  einzelnen  „Körper4* 
(soweit  dieser  Ausdruck  hier  zulässig  ist)  ist  aber  eine  engbeschränkte,  im  Puncto 
der  Wahl  derStouerart  und  des  Verwendungszwecks  fehlt  sie  grosseuthcils  ganz. 
Der  eigene  (selbständige)  Wirkungskreis  und  damit  das  Gebiet  der  facultativen 
Ausgaben  ist  nemlich  enger  bemessen,  als  in  Deutschland,  selbst  in  den  Städten 
mit  Stadtverfassung.    Die  Erhebung  von  Steuern  für  die  betreffenden  Aufgaben  und 
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Ausgaben  dieses  Wirkungskreises  erfolgt  nur  auf  Grund  einer  allgemeinen  gesetzlichen 
Ermächtigung  des  einzelnen  Körpers,  fUr  die  und  die  generell  angegebenen  Zwecke 
Steuern  erheben  zu  dürfen.  Die  Autonomie  beschränkt  sich  dann  darauf,  von  der 
Ermächtigung,  einen  solchen  Zweck  sich  anzueignen  und  Steuern  dafür  zu  erheben, 
Gebrauch  zu  machen.  Mitunter  handolt  es  sich  hier  aber  um  Dinge,  welche  der 
Staat  im  öff entlichen  Interesse  sicher  ausgeführt  zu  sehen  wünscht.  Kommt  der  be- 
treifende Körper,  wie  es  öfters  geschehen  ist,  nicht  freiwillig  dem  nach,  so  wird  er 
auch  wohl  gesetzlich  genötbigt,  die  Aufgabe  zu  übernehmen,  also  die  Autonomie  noch 
mehr  beschrankt  (so  im  Gesundheitswesen).  Dadurch  geht  auch  ein  solcher  Gegen- 
stand in  das  Hauptgebiet  der  englischen  Selbstverwaltung  in  den  „Übertragenen" 
Wirkungskreis  mit  Überwiesenen  Ausgaben  über.  Hier  beschränkt  sich  die 
finanzielle  Autonomie  vollends,  auch  in  Betreif  der  Höhe  der  Ausgaben  und  der 
dafür  zu  erhebenden  Steuern ,  indem  diese  Höhe  eben  in  der  Hauptsache  durch  den 
vorgeschriebenen  Zweck  schon  bedingt  ist  Bei  dem  Ineinanderlaufen  und  Sicb-kreuzen 
der  Competcnzeu  der  einzelnen,  einem  oder  einigen  Zwecken  dienenden  Localbehörden 
i  boards),  bei  dem  Mangel  einer  centralisirten  Localverwaltuog  selbst  in  den  Städten 
sind  diese  Zustände  nach  dem  eigenen  Ausdruck  britischer  Practiker  und  Staatsmänner 
(so  namentlich  Gösch en's  in  seinen  ürtheilen  über  Localvorwaltung)  „wahrhaft 
chaotisch".  Durch  das  System  von  Specialsteuorn,  bez.  von  bestimmten  festen  Steuer- 
beträgen für  die  Deckung  von  Specialaufgaben,  ohne  ordentlichen  Gcsammtetat  und 
im  Wesentlichen,  ohne  Ucbcrtragungen  zwischeu  den  verschiedenen  spccialisirten  Aus- 
gaben und  den  Steuern  dafür,  wird  dieses  Chaos  im  Gebiet  der  Besteuerung  noch 
gesteigert.  Auch  die  Finanzstatistik  leidet  darunter  sehr  und  ist  absolut  vollständig 
kaum  zu  beschatten.  Die  Weitläufigkeit  und  die  Kosten  der  Communal Verwaltung 
(200,000  Beamte  in  England)  steigen  dadurch  stark.  Genügend  eingerichtet  sind  die 
Vertretungsorgane  der  Besteuerten  in  Kirchspiel,  Union,  District  ebenfalls  nicht,  in 
der  Grafschaft  fehlen  sie  ganz.  Aber  der  einzelne  Besteuerte  ist  wirksam  durch 
die  gesetzliche  Begrenzung  des  Localstcuorrechts  geschätzt,  indem  er  nur  soweit 
besteuert  worden  darf  und  zu  seinem  Schutze  die  Gerichte  anrufen  kann. 

Die  Communalbesteuerung  hat  sich  geschichtlich  auf  das  Engste  an  die  Arm en- 
steuer  (poor  rate)  aus  der  Zeit  Elisabeth'»  (43  Eliz.  c.  2.  v.  1001)  angeschlossen  und 
im  Wesentlichen  dieselbe  rechtliche  und  thatsächliche  Entwicklung  wie  diese  Steuer 
gewonnen.  Unter  dem  Namen  „Armeusteuer"  wird  die  Hauptmasse  der  gesammten 
Localstcuern  erhoben,  nicht  nur  für  die  Deckung  der  den  Kirchspielen,  jetzt  grossen- 
thcils  den  Unions  obliegenden  Armculast,  —  Übrigens  immer  noch  der  Haoptzweck  — 
sondern  auch  filr  zahlreiche  andere,  gesetzlich  bestimmte  Specialzwecke.  Daneben 
kommen  Steuern  unter  anderem  Namen  vor ,  dieselben  werden  theils  rechtlich ,  theils 
wenigstens  thatsächlich  auch  nach  dem  Massstab  der  Armensteuer,  höchstens  mit 
einzelnen  kleinen  Abweichungen  davon,  erhoben,  was  die  steuerpflichtigen  Subjecte 
und  Objecto  betriift.  so  besonders  die  wieder  einer  Menge  Specialzwecken  dienende 
Grafschaftsteuer  (county  rate),  die  Wegesteuer  und  eine  ganze  Anzahl  sonstiger 
„rates"  für  Specialzwecke  (s.  Gneis t,  Selfgovernm.  3.  A.  Kap.  3,  mit  grossem  Detail 
u.  Statistik,  auch  Bödiker  a.  a.  U.).  Der  feste  Grundsatz  dieser  Besteuerung  ist, 
dass  sie  auf  dem  in  dem  betreffenden  örtlichen  Gebietsteil  liegenden  Kealbesitz, 
der  visible  profitable  property  in  the  parish  ruht,  eine  aus  dem  Armen- 
gesetz von  J601  herrührende,  in  bestimmter,  nunmehr  unbestrittener  Weise  ausgelegte 
Vorschrift.  Demnach  sind  die  Stcuerobjectc :  Ländereien  aller  Art  und  Benutzungs- 
weisen, auch  Kohlenbergwerke  (nicht:  andere  Bergwerke),  Häuser,  Zehnten,  ver- 
käuflicher Niederwald  (nicht:  Hochwald).  Zu  den  Häusern  gehören  Wohnhäuser 
wie  Gcwerksgebäude  aller  Art.  Das  steuerpflichtige  Subject  für  diese  Objccte  ist  aber 
nicht  der  Eigenthümer  an  sich,  sondern  der  nutzniossende  Inhaber  (occupier), 
daher  eventuell  statt  des  Eigentümers  der  Miether,  Pächter  u.  s.  w.,  —  ein  Princip. 
das  neuerdings  (seit  1810  zuerst,  dann  noch  ausgedehnt)  aber  für  kleine  Miethgrund- 
stücke  verlassen  worden  ist,  indem  hier  der  Eigenthümer  statt  des  Miethers  im  Interesse 
leichterer  Erhebung  der  Steuer  zum  Pflichtigen  gemacht  worden  ist  (.System  den 
„compounding  the  rates",  für  c.  '/»  der  steuerpflichtigen  Wohnungen  in  Kraft). 
(S.  Gneis t,  Selfgovernm.  §.  24  S.  143  IT.).  Die  nicht- grundbesitzende  Bevölkerung 
ist  also  nur  durch  diese  hier  als  Mieth-  und  Pachtsteuer  zu  characterisirendc  Keal- 
besteucrung  mit  Localsteuem  belastet.  Wer  die  letzteren  trägt,  hängt  von  den  Ueber- 
wälziingsverhältnisaen  ab:  beim  ländlichen  Grundbesitz  doch  wohl  oftmals  der  Eigen- 
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tbOmcr,  indem  die  Pachtrente  um  die  Steuer  verringert  wird.  Die  kapitalbcsitzende 
Bevölkerung  wird  ausser  auf  diesem  Wege  der  Mieth-  und  Pachtstcuer  durch  die 
LocaJsteuer  auf  die  Fabriken  u.  dgl  m.  und  auf  den,  meist  hoch  abgeschätzten  Boden, 
welcher  zu  Communicationen  (Eisenbahnen)  und  zu  verschiedenen  sonstigen  technischen 
nicht-landwirthschaftlichen  Zwecken  dient,  mitgetroffen.  Eine  Ueberlastung  des  Grund- 
besitzes durch  die  Localsteuern  ist  gleichwohl  kaum  zu  verkennen.  Gneist's  eifrige 
Befürwortung  dieses  englischen  Systems,  das  er  in  den  Grundzügen  selbst  für  Deutsch- 
land empfiehlt,  geht  zu  weit.  So  sehr  man  die  Belastung  des  RoalbesiUcs  grade 
für  Communalzwccke  auch  aus  wirtschaftlichen  Gründen  als  berechtigt  zugeben  darf 
und  sie  selbst  vorzugsweise  verlangen  muss  (s.  Fin.  II  §.  423,  424),  so  ist  doch  die 
Schablone  „den  Oommuncn  nur  die  Realsteuern"  zu  eng  und  z.  Th.  falsch.  Weiteres 
in  der  Steuerlehre.  —  Ausser  diesen  directen  Steuern  kommen  unter  den  eng- 
lischen Localsteuern  noch  mancherlei  Gebühren ,  gebührenartige  Steuern ,  Hafen- 
gelder u.  dergl.,  auch  ältere  Accisen  und  Stadtzöllc  (London,  u.  A.  auf  Kohlen,  Wein) 
vor.  Aber  die  personale  Einkommensteuer,  die  Grenzzölle,  die  grossen  inneren  Ver- 
brauchstooern  (Malz,  Spirituosen)  hat  der  Staat  sich  vorbehalten.  Neuerdings  hat 
sich  jedoch  zur  Erleichterung  der  Lasten  der  Localsteuern  und  zur  leichteren  Durch- 
führung neuer  den  Verbänden  aufgetragener  Öffentlicher  Aufgaben  das  System  der 
Staatszuschttsse  für  Specialzwecko  (§.  49)  in  England  immer  weiter  ausgedehnt. 
Dies  schliesst  bei  dem  Character  der  britischen  Staatscinnahmewirthschaft  eine 
Verwendung  anderer  als  blosser  Realst  cuern  für   die   Koston    der  Selbstverwal- 


Die  einzelnen  Aufgaben,  welchen  die  einzelnen  Localsteuern  gesetzlich  dienen, 
sind  zum  Thcil  ausserordentlich  specialisirt,  was  wieder  den  Vergleich  mit  continentalcn 
Verhältnissen  sehr  erschwert  (Reichstes  Detail  bei  Gneist.  Selfgovernm.  S.  117  ff.). 
In  der  Hauptsache  dient  die  Grafschaftssteucr  (county  rate)  zur  Deckung  der 
Gerichts-  und  Polizeikosten  (7  ältere  Haupt-  und  an  40  neuere  Nebenzwecke, 
u.  A.  auch  f.  Erhaltung  der  Grafschaftsbrücken,  der  Irrenhäuser  der  Grafschaft);  die 
städtische  Steuer  (borough  rate)  ebenfalls  für  Gerichts-  und  Polizei- 
kosten u.  allgemeine  Verwaltungskosten  (Besoldungen  der  Beamten);  die  Armen- 
ste ucr  für  die  Bestreitung  der  den  Kirchspielen  und  Sammtgcmeinden  (Unions) 
gesetzlich  aufliegenden  Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  u.  für  oino  wachsende 
Anzahl  Nebenzwecke,  welche  auf  Kosten  dieser  Körper  auszuführen  sind  (u.  A.  Constablor- 
dienst,  Impfwesen,  Civilstandsregister) ;  die  Wegesteuer  für  die  öffentlichen  Strassen 
in  Stadt  und  Land  (subsidiär  auch  für  Chaussee- Erhaltung,  für  Chausseebau  sonst 
besondere  Verwaltungen,  die  sog.  turnpike  trusts).  —  ebenfalls  nach  dem  Princip  der 
Annensteuer,  mit  kleiner  Modification  im  Umfang  der  steuerpflichtigen  Objecto 
(u.  A.  Hochwald  u.  Bergwerke  hier  allgemein  einbezogen).  Neuerdings  sind  besonders 
die  Ausgaben  für  Gesundheitswesen  und  Volksschulwesen  hinzugekommen 
und  werden  ebenfalls,  neben  Staatszuschüssen  und  Uebertragung  einzelner  Posten  auf 
den  Staat  (u.  A.  Lehrerseminare)  nach  dem  Modus  der  Armensteuer  gedeckt. 

Im  J.  1873/74  stellten  sich  die  Einnahmen  der  gesammten  Localvcrwal- 
tung  in  Tausenden  Pf.  St.  (also  Weglassung  von  8  Nullen): 


England  u. 
Wales 

Schottland 

Irland 

Zusammen 

Direct  durch  „rates" 

19.773 

1.908 

2.641 

24.322 

Indirect  durch  Zölle, 

Gebühren  u.  dgl. 

4.106 

464 

355 

4.926 

Zus.  Localsteuern 

23.879 

2.373 

2.996 

29.248 

Staatszuschüsse 

1.006 

161 

1.238 

2.405 

Andere  Mittel 

4.645 

520 

236 

5.401 

Anleihen  (ausser  der 

Arme  n  Verwaltung) 

6.201 

149 

129 

8.4  SO 

37.731 

3.203 

4.500 

45.434 

A.  WüKiior,  Finan*wfe*>!i«rhart.  I.  3.  Au«. 
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Die  Ausgaben  waren  gleichzeitig: 
England  u.  Wales. 
Metro-     Land-    Kosten-    c      Schott-  r  ,  A 
pole,    districie.  distrietc.    M'      land.  ma,,tl- 

Armenpflege  (bei  Engl.  incL  Zurück- 
zahlung v.  Werkhausanleihen)        1.637       6.054        —      7.691       851  1.0O1 

Andere  Parochialausgaben.  aus  der 

poor  rate  zu  zahlen   137         583        —        720      —  — 

Hauptstadt  Ges.au?gabe  für  Strassen, 
Bauwesen,  Wasser,  Canalisir.,  Be- 
leucht.,  Gesundh.verwalt.  u.  dgl.  m. 

Allgem  4.038         ~        -  —  - 

Desgl.  i  Inlandc  {z.  Th.  a.  Polizei)      —         11.691      —         —  — 

Polizei   .    .    1.042  —         —         —       —  — 

Dgl.,  auch  Gefängnisse,  Irrenhäuser      —  2.788      —         —      258  1.214 

Wegewesen  (incl.  Chanssecn)    .    .      —  2.247  —      180  1.140 

Schulverwaltung   743         1.214  1.957     327  — 

Begräbnisswosen   57  342  399     —  — 

Handelshäfen.  Uuchtthürine,  Loot- 

senwesen  u.  s.  w   —  —       3.763       —      —  477 

Durch  die  ..Stadtautoritäten"    .    .      —  —  —     1.176  664 

Anderes   422  364  119 

Sumuia   7.653      25.334     3.763    36.751    3.158  4.616 

Auf  den  Kopf  Schilling:  ...  ■  -  31.4     18.4  17.3 

Kur  das  Ranze  Verein.  Königreich  zus.  44,524.000  Pf.  St.  Manche  einzelnen 
Posten  dieser  Ausgabcstatistik  sind,  wie  man  sieht,  nicht  genauer  mit  deutschon  Ver- 
hältnissen vergleichbar,  die  Organisation  der  Verwaltung  ist  zu  verschieden,  aber  einen 
ungefähren  Einblick  erhält  man  doch.  Dieser  Ausgaheotat  ist  z.  Th.  durch  Anleihen 
gedc-kt.  Tntcr  Abzug  der  letzteren  bliebe  eine  Ausgabe  von  c.  36  Mill  Pf  St., 
d.  h.  etwa  die  Hälfte  der  damaligen  ordentlichen  Staatsausgabc  von  c.  71  Mill.  Pf.  St. 
Die  Loealstenern  allein  betrugen  c.  46Q/U  der  damaligen  Staatssteuorn  (63.3  Mill.  Pf.  St.) 
und  die  diroi  ten  Localsteuern  c.  295  u/u  der  directen  Staatsstcocrn. 

§.  54.  —  2.  Prcusscn.  Die  hiergehörige  neuere  Literatur  hat  thcils.  wie 
besonders  (in  eist 's  Schriften,  die  neuere  Gesetzgebung  Uber  Selbstverwaltung  mit  an- 
geregt und  dafür  in  Ausführungen  de  lege  ferenda  vorgearbeitet,  thcils  das  bestehende 
Hecht  dargelegt.  S.  (ineist,  Verwaltung,  Justiz  u.  Rechtsweg.  Staats-  u.  Selbst- 
verwalt.  Berl.  1^69.  Ders.  Hechtsstaat  u.  Verwalt.  - (icrichtsbark.  in  Dentschl., 
2.  A. ,  Berl.  1879  ;  ders.  d.  preuss.  Kreisordn..  Berl.  1S70;  ders.  Verw.reforin  u. 
Hechtspflege  in  Prcussen.  Berl.  1880;  ders  d.  preuss.  Steu.reform,  Berl.  1878;  ders. 
d.  preuss.  Fiu. reform  durch  Hcgolir.  d.  Gemeindesteuern,  Berl.  1881  {s.  dar.  G.  Cohn,  i 
Cour.  Jahrb.  1881,  B.  36,  S.  116.  Schmoller,  im  Jahrb.  d.  1).  Reichs  1881.  S.  863, 
auch  Gerstfcld.  Fin.refonnplan  f.  d.  D.  Reich,  Lpz.  1SS1,  S.  80  ff.).  —  Ernst 
Meier.  Abb.  Vcrwaltungsrecht  in  Holtzendorfl's  Encycl.  d.  Rechtswiss  ,  3.  A.,  S  897fr; 

4.  A.,  S.  1099.  Ders.  die  Reform  d.  Verwalt.organis.  unter  Stein  u.  Hardenberg, 
Lpz.  1SS1.  Georg  Meyer,  Abb.  Behördenorganis.  in  Schönbergs  Handb.  II,  507.  — 
l  eher  das  Vcrwaltungsrecht  vor  der  Reform  der  70  er  Jahre:  v.  Möller,  d.  Recht 
d.  preuss.  Kreis-  und  Provincialverbände .  Berl.  1866.  —  v.  Rönne,  preuss.  Staats- 
recht 3.  A.  I.  2  Abth.  Lpz.  1870  S.  466  ff.  (zus.hängcnd  wird  v.  Rönne  das  Recht 
der  Selbstverw.körper  im  5.  B.  der  im  Erscheinen  begriffenen  4.  A.  s.  preuss.  Staats- 
rechts behandeln).    Herrn.  Schulze,  preuss.  Staatsrecht.  II  'Lpz.  1877)  Kap.  4. 

5.  1  fT.,  ders.  Lchrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts.  I  (Lpz.  1881)  S.  408  ff..  Georg 
Meyer,  Lchrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts,  Lpz.  1878.  §.  109—118.  Morier,  Sclbst- 
regierung,  D.  v.  Beta,  Lpz.  1876.  Huc  de  Grais,  Handb.  d.  Verfass.  u.  Verwalt. 
in  Prcussen  u.  d.  D.  Reich.  2.  A.  Berl.  1882  §.  71—76.  Das  lcgislat.  o.  s.  w. 
Material  über  die  neue  Ges.geb.  der  höheren  Verbände  detaillirt  bei  v  Brauchitsch. 
d.  neuen  preuss.  Verwalt.gesetzc ,  5.  A.  Berl.  1882,  2  B.  Preossen  erfreut  sich  jetzt 
vorzüglicher  finanzstatistischer  Aufnahmen  über  die  Finanzen  der  Gemeinden  u. 
Kreise,  besonders  Uber  das  Steuerwesen,  bearbeitet  v.  Herrfurth.  Studt,  v.  d. 
Brincken,  im  Ergänz.hcft  6,  7,  9  d.  Preuss.  stat.  Ztschr.,  sich  anschliessend  an 
frühere  Aufsätze  in  d.  Ztschr.  (so  im  Jhg.  1871,  Arbeit  von  Blcnck),  an  das  amtl. 
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Jahrbuch  n.  an  Hft  35  d.  „Preuss.  Statistik".  Ein  allgemeines  Gesetz  über  Communal- 
besteuerung  ist  wiederholt  in  Angriff  genommen  worden,  aber  bisher  nicht  gelungen. 
Die  genannten  statistischen  Arbeiten  sollten  dafür  n.  für  die  ganze  deutsche  Reichs- 
nod  die  preuss.  Staatsfinanzreform,  fllr  das  sogen.  ,,Vcrwcndungsfresctz"  u.  A.  in. 
die  Thatsachen,  namentlich  die  Höhe  der  Belastung  mit  Gemeinde-,  Kreis-,  Provincial- 
and  anderen  öffentlichen  Corporationsabgaben  (Schul-,  Kirchen-,  Armcnstcuern)  und 
das  Verhältniss  dieser  Belastung  zu  den  Staatssteuern  feststellen,  —  Thatsachen,  deren 
genaue  Kenntniss  in  manchen  Poncten  die  Voraussetzung  für  die  richtige  Wahl  des 
Wegs  zur  Finanzreform  ist.  Gegenwärtig  wird  kein  andrer  Staat  eine  so  vorzügliche 
I  manzstatistik  der  Selbstverwaltung  besitzen.  Es  fehlt  rornemlich  diejenige  der  Guts- 
bezirke (in  deren  Gebiet  Uber  2  Mill.  Einwohner  ausserhalb  der  Gemeindererfassung 
leben,  giwsentheils  nur  in  den  Ostl.  Provinzen).  Dieselbo  hat  aber  kaum  überwind- 
liche  Schwierigkeiten  in  der  Vermischung  des  öffentlich-rechtlichen,  gomeinwirth- 
schaftlichen  mit  dem  privatrechtlichen,  privatwirthschaftlichcn  Moment  Bei  den 
Landgemeinden  bildet  die  noch  rielfacb  herrschende  Naturalwirtschaft  (z.  B.  in  der 
Besorgung  dos  Wogebaus)  ebenfalls  für  die  Finanzstatistik  eine  Klippe,  da  hier  Natural- 
It-istungen  in  Geldwertbe  umzusetzen  sind,  wie  es  in  den  genannton  Arbeiten  auch 
ifesohehen  ist  S.  sonst  auch  Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer,  Wegner, 
Referat  Ober  Commun.bosteuerung  nebst  Statist.  Tabellen,  Verhandl.  d.  Ver.  f.  Soc. 
polit  1877,  Heft  14  d.  Vorschriften ,  S.  27,  überhaupt  dio  Liter,  über  allgemeines 
und  Uber  preuss.  Communalstcuerwcsen ,  so  Grotcfcnd,  1874,  Kotze  1877.  Gut- 
achten d.  Ver.  f.  Soc  polit  1877,  mein  Referat  auf  d.  Versamml.  dieses  Vereins  1877 
(o.  selbständig  Lpz.  1878),  die  Gerstfeld'schen  Arbeiten,  welche  das  gen.  amtl. 
Material  weiter  verarbeiteten,  bos.  „ein  Fin.ref.plan"  1S8I,  „Zahlen  u.  Bilder"  1881, 
„Städtefinanzen"  18S2.  Auch  Blenk,  Gehaltsvcrhältnisse  der  höheren  Gemeinde- 
beamten  in  d.  preuss.  Stad gemeinden  über  10,000  Einw.,  Preuss.  Stat.  Ztschr.  S.  271. 

a.  Für  das  öffentliche  Finanzrecht  der  Gemeinden,  namentlich  für  das 
Steucrrecht  sind  dio  Vorschriften  der  Stadt-  und  Landgomeindcord nungen 
massgebend.  Nach  der  Stadt eordn.  f.  d.  6  östl.  Prorinzen  r.  30.  Mai  1853  ist  u.  A. 
die  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zur  Veräusscrung  von  Grund- 
stücken und  diesen  gesetzlich  gleichgestellten  Gerechtsamen,  und  zu  Anleihen, 
durch  welche  dio  Gemeinde  mit  einem  Schnldeubestand  belastet  oder  der  vorhandene 
Tergruüsert  wird  (§.  50  d.  Ges.).  Zur  Deckung  der  durch  Bedürfnis»  oder  Verpflichtungen 
der  Gemeinde  nöthigen,  aus  den  Einnahmen  vom  städtischen  Vermögen  nicht  gedeckten 
Ausgaben  können  die  Stadtverordneten  dio  Aufbringung  von  Gemeindesteuern 
beschliessen  (§.  53).  Dieso  können  bestehen:  einmal  in  Zuschlägen  zu  den  Staats- 
steuern, wobei  aber  die  Steuer  f.  d.  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  bei  Zu- 
schlagen zur  classif.  Einkommensteuer  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Grund- 
eigentum frei  zu  bleiben  bat;  die  Genehmigung  dor  Regierung  ist  bei  allen 
Zuschlägen  zur  Einkommensteuer  (also  nicht  zur  Classenst),  bei  Zuschlägen  zu 
den  übrigen  directen  Steuern,  wenn  sie  50%  üborstoigen  oder  nicht  nach  gleichen 
Sätzen  auf  diese  Steuern  vertheilt  werden  sollen  (Freilassung  oder  geringere  Belastung 
der  letzten  Classenst  .stufe  ist  obno  Genehmigung  erlaubt),  und  bei  Zuschlägen  zu  den 
iadirecten  Steuern  erforderlich.  Sodann  können  besondere  dircete  oder  in- 
directe  Gemeindesteuern  beschlossen  worden,  die  der  Genehmigung  der  Regierung 
bedürfen,  wenn  sie  neu  eingeführt,  erhöht  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert  werden 
aoücn.  Bei  besonderen  Commttnalcinkommenstouoro  ist  ebenfalls  das  ausserhalb  der 
Gemeinden  gelegene  Grundeigonthum  frei  zu  lassen  (§.  53  d.  St  0.).  Wie  die  neueste 
Statistik  zeigt  bestehen  doch  noch  viele  besondere  Einkommensteuern.  Besüinmungvn 
Ober  den  Gcmcindchaushalt  im  Titel  7,  §.  66  ff.  Jährlicher,  eventuell  bis  3  jähr. 
F.tat  vom  Magistrat  den  Stadtverordneten  zur  Feststellung  zu  überreichen;  ausneretat- 
mässige  Ausgaben  bedürfen  der  Genehmigung  der  Stadtverordneton.  Bestimmungen 
über  Gob älter  u.  Pensionen  in  Titel  6.  —  In  der  Hauptsache  dieselben  Vor- 
schriften in  d.  Städtoordn.  v.  19.  März  1856  f.  Westfalen  (§.  49,  52,  mit  einer 
Beschränkung  in  Betr.  der  Zuschläge  auch  bei  d.  Classenst,  nicht  nur  der  Einlöst, 
indem  auch  dabei  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  G rundeigen th um  ausser 
Berechnung  bleibt;  dio  Zuschläge  unter  50%  verlangen  hier  bei  der  Eink.st.  kein«- 
besondere  Staatsgenehmignng;  Tit.  6  u,  7),  dsgl.  in  derj.  f.  die  Rheinprovinz  v. 
15.  Mai  1856  (§.  46,  hier  auch  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zu  gewissen 
Processen  von  hnanz.  Bedeutung;  §.  49,  mit  weiterer  Beschränkung  der  Zuschläge 
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zur  Classen-  und  Einkommens!  als  iu  den  anderen  Städteordnungen,  in  Bez  auf 
Freilassung  auch  des  ortsfremden  Gewerbeertrags  in  gewissen  Fällen;  Tit  6  u.  7). 
Die  gleichen  Bestimmungen  Uber  das  Steuerrecht  wie  in  den  östl.  Provinzen  auch  im 
Oes.  v.  31.  Mai  185J  über  d.  Vcrfass.  d.  Städte  in  Neuvorpommern  u.  Rügen,  §.  5,  III. 
In  der  Prov.  Hannover  gilt  die  revidirte  hannov.  Städicordn.  v.  24.  Juni  1858 
(v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht,  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  531,  569  ff.,  bei  Grotefend, 
Polizcilexicon ,  Lpz.  1877  S.  1082).  Danach  Verpflichtung  der  Gemeindemitglieder 
zur  Zahlung  von  Abgaben,  wenn  die  Einkünfte  des  Stadtvermögens  nicht  ausreichen 
(§.  114).  Vorgängige  Genehmigung  der  Regierung  zur  freiwilligen  Yeriusserung  von 
Gerechtigkeiten  u.  Grundstacken,  zu  Anleihen,  welche  den  Schuldenstaud  vergrössern, 
zur  Einführung  neuer  oder  Veränderung  bestehender  Gemeindeabgaben  (§.  110).  In 
Schleswig-Holstein  ist  durch  das  preuss.  Ges.  v.  14.  April  1869  die  Verfassung  u. 
Verwaltung  der  Städte  und  Flecken  geordnet  (v.  Rönne,  II,  2.  Abth.  S.  532,  590  ff., 
(irotefend  a.  a.  0.<.  Die  Vorschriften  Uber  Veräußerungen,  Anleihen,  Gemeindesteuern 
(§.  71,  72)  sind  hier  denjenigen  für  die  Rheinprovinz  im  Wesen tl.  nachgebildet,  lieber 
Abweichungen  in  Hessen  s.  d.  ehemal.  kurhess.  Gcmeindeordn.  f.  Städte  u.  Land- 
gemeinden v.  23.  Oct.  1834  (bei  Grotefend,  a.  a.  U.  S.  510,  Könne.  11,  2,  S.  583). 
U.  A.  können  hiernach  (direetc)  Gemeindeumlagen  erst  stattfinden,  wenn  das  Erwerbsein- 
kommen und  die  Erträge  der  bestehenden  Verbrauchsabgaben  nicht  ausreichen  (§.77). 
Für  die  Einführung  neuer  Verbrauchsabgaben  minister.  Genehmigung  erforderlich. 
1880/81  waren  unter  2  541  MM.  M.  Gemeindeabgaben  in  den  hess.  Städten  0.844  MUL  M. 
indirecte,  in  den  Landkreisen  v.  1.78  Mill.  M.  Gemcindeabg.  0.29  Miil.  M.  S.  sonst  TiL  4 
der  gen.  hess.  Ordn.  Im  ehemals  nassau 'scheu  Gebiet  besteht  die  nass.  Gcmeindcvcrfass. 
v.  20.  Juli  1854  (v.  Könne,  II,  2,  585,  Grotefend,  527);  auch  hier  noch  mehr  in- 
directe Abgaben.  In  Frankfurt  a.  M.  gilt  d.  preuss.  Ges.  v.  25.  März  1867,  wesenü. 
nach  den  Grundsätzen  der  Städteordn.  f.  d.  östl.  Provinzen,  so  bes.  in  d.  Vorschriften 
über  Staatsgenehmig.  von  Anleihen,  Vcräusserungen  u.  Uber  das  Stcuerwesen. 

Für  die  Landgemeinden  bestehen  in  den  6  östl.  Provinzen  die  besonderen 
Bestimmungen  der  Gemcindevcrf.  v.  14.  April  1856;  so  über  d.  Vertheilung  der 
Gemeindeabgaben  §  11,  12.  Hiernach  gilt  zuuächst  der  „hergebrachte"  Mass- 
stab; Veränderung  desselben,  Ergänzung  u.  s.  w.  durch  Gcmeindcbcschluss  mit 
Kegicrungsgenehmigung;  eventuell,  wenn  ein  solcher  nicht  zu  Stande  kommt,  allein 
durch  die  Regierung  nach  Anhörung  des  Kreistags  mit  Genehmigung  des  Min.  d. 
Innern.  In  der  Landgemeindeordn.  f.  Westfalen  v.  19.  März  1856  gelten  für 
den  Gemeindehaushalt,  die  Staatsgenehmigung  zu  Vcräusserungen  u.  Anleihen  u.  für  das 
Steuerrecht  wesentlich  dieselben  Bestimmungen  wie  für  die  Städte  (§.  45,  46,  53,  57V 
In  der  Rheinprovinz  können  die  Landgemeinden  (bez.  die  Gemeinden  unter 
10.000  E,  Erl.  v.  15.  Mai  1866)  auf  Wunsch  entweder  die  Städtcordnuug  oder  die 
Gemeindeordnung  v.  23.  Juli  1845,  verändert  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1856.  verliehen 
bekommen.  Die  Bestimmungen  Uber  das  Steuerrecbt  sind  in  letzterem  Gesetz  dieselben 
wie  in  d.  Städteordn.  In  d.  Prov.  Hannover  besteht  das  hannov.  Ges.  Uber  die 
Landgemeinden  v.  28.  Apr.  1859,  nebst  hannov.  Min.crl.  v.  dems.  Tage.  Die  Ver- 
theilung der  Gemeindelasteu  erfolgt  nach  dem  herkömmlichen  oder  sonst  giltig  be- 
stehenden Fuss,  der  durch  Gemeindeversammlungs-,  bez.  Ausschuss-Beschluss  unter 
Staatsgenchmigung  abgeändert  werden  kann,  (g  47  ff.  der  Min.  V.o.,  mit  Angahe 
der  Gesichtspuncte ,  nach  denen  die  Genehmigung  zu  ertheilen  oder  zu  versagen). 
Erfolgt  wiederholt  keine  Genehmigung,  so  hat  die  oboro  Staats- Verwaltbehörde  das 
Beitrags-Vcrhältniss  zu  bestimmen,  §.  50 — 52.    (irotefend  S.  492. 

Nach  der  gen.  neuen  Finanzstatistik  hatten  für  1880  81  zu  entrichten  (MHL  M.): 

Die  Stadtgem.  Landgera. 

(ohne  Gutsbezirke:) 

1.  Direetc  Staatssteuern   80.99  65.75 

2.  Gemeindeabgaben   99.66  58.92 

d.  i.  auf  den  Kopf   10.53  3.76 

davon  in  Mill.  M. 

a.  Zuschüsse  zur  Grundst   1.87  18.07 

b.  .,         „  Gebäudes!     ....         6.84  5.19 

c.  ..  Class.u. Einkommens!  .        50.66  22.12 

d.  „         „  Gewerbest   1.24  1.21 

zusammen:    Zuschläge  ....  60.61 
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Die  Stadlern. 

Landgem. 

c.  besondere  Gemeindeeinkommenstenern 

(ohne  Gutsbezirk.) 

16.67 

2.04 

11.16 

0.06 

1.20 

0.57 

5.67 

5. öl 

0.29 

3.21 

4.05 

0.56 

1.  and.  Gem.  n.  Corp<>rstuuern  .... 

* 

0.38 

zusammen:  and.  Steuern   .   .  . 

39.04 

12.33 

3.  Ausserdem  erhoben,  nein)  

8.50 

30.00 

334 

11.59 

3.13 

5.2« 

0.12 

1.96 

1.86 

11.15 

4.  Summa  Gem.  u.  Corp.st  

108.11 

88.88 

5.  Alle  diese  öff.  Abg  

189.10 

154.63 

Verhältniss  von  N.  4 :  1  wie  ?  zu  100: 

133 

135 

Ohne  II  oben  zollern.  Das  System  der  allgemeinen  Gemeindeabgaben  waltet  demnach 
stark,  in  besonderem  Maassc  in  den  Städten  vor,  wo  die  Schullasten  nur  noch  theil- 
weise  Schulsocietätalasten  sind,  meistens  auf  die  Gemeindecasse  übernommen  wurden 
and,  gemäss  einer  Bcfugniss  der  Städte  in  den  Kreisordnungsprovinzen,  sowie  gemäss 
dem  ablieben  Contingentirungsprincip  in  den  anderen  Provinzen,  die  Kreisabgaben 
grossentheils  direet  aus  der  Ucmcindecassc  im  Ganzen  entrichtet  werden ,  ohne  Indi- 
vidoalrepartition  auf  einzelne  Steuerpflichtige.  Letzteres  Princip  ist  dagegen  für  die 
Landgemeinden  durch  die  Kreisordnung  vorgeschrieben  und  besteht  auch  sonst  all- 
gemein. Die  Zwecksteuern  für  das  Armenwesen  sind  auch  in  den  Landgemeinden 
der  alten  Provinzen  unerheblich  (durch  Cab.  0.  v.  22  Juni  1825  ist  Uberhaupt  die 
Einfuhrung  einer  besonderen  „Armensteuer44  als  allgemeine  Form  zur  Aufbringung 
der  Armenlasten  verboten),  wichtiger  sind  sie  noch  in  Schlesw.  Holstein  u.  Hannover. 
—  Das  System  der  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  uberwiegt  in  Stadt  und  Land 
bei  den  Gemeiudeabgaben ,  aber  die  mehr  oder  weniger  von  den  Staatssteuern  ab- 
weichenden besonderen  Steuern  sind  doch  noch  sehr  verbreitet  und  erheblich  im 
Betrage.  Das  Personalsteuergebiet  (zu  dem  auch  die  Wohnungs-  und  Mietbstcueni 
bes.  in  Berlin,  im  Wesentl.  mitzurechnen  ist)  hat  selbst  in  den  Landgemeinden  eine 
grosse  Ausdehnung  gewonnen  und  Uberwiegt  vollends  in  den  Städten:  ein  Haupt- 
unterschied von  England.  Die  indirecte  Gemeindebesteuerung  ist  nur  noch  sehr 
schwach  vorbanden,  am  meisten  in  Hessen -Nassau,  Hannover  u.  in  einzelnen  Städten 
der  alten  Provinzen,  wo  die  Schlachtsteuer  als  Gemeindesteuer  blieb  (so  in  Breslau). 
Die  einzelnen  Provinzen,  theils  die  Gruppe  der  alten  (und  hier  wieder  der  östlichen 
and  westlichen  auch  untereinander)  gegenüber  den  neuen  (1866  er),  theils  jede  Provinz 
gegenüber  den  andern,  ferner  die  einzelnen  Städte  und  die  einzelnen  Landgemeinden  in  den 
Kreisen  zeigen  aber  viele  Verschiedenheiten,  für  die  auf  den  reichen  Inhalt  des  Statist. 
Ergänz-hefts  9  zu  verweisen  ist.  Bemorkenswerth  ist  u.  A.,  dass  von  den  37,305 
Landgemeinden  des  Staats  (ohne  Hohenzollern)  doch  nur  noch  640  ohne  Gemeinde- 
abgaben o.  7324  vorhanden  sind,  in  denen  diese  Abgaben  ausschliesslich  von  den 
Grund  besitzen  aufgebracht  werden.  — 

Die  älteren  statistischen  Aufnahmen  gestatten  nur  theilweise  eine  Vergleichung 
mit  den  neuesten.  Für  1857  wurden  im  Staate  alten  Umfangs  (ohne  Hohenzollern) 
jämmtliche  Corpor.abgabcn  berechnet  in  den  Stadtgemeinden  auf  29.47,  den  Landgem. 
anf  43.57,  zus.  auf  73.04;  diese  Beträge  waren  1880—81  gestiegen  auf  90.35,  65.68 
u.  156.03  Mill.  iL,  p.  Kopf  1857  im  Staate  4.21,  1880—81  6.21  M.,  Zunahme  in 
den  Städten  207,  Landgemeinden  51,  im  Ganzen  114°/,,,  p.  Kopf  um  48u/„,  mit  vielen 
Verschiedenheiten  in  deu  Provinzen.    (Erg.h.  9  S.  111). 

Ueber  die  Verwundungszwecke  der  Gemeindesteuern  u.  der  gesaintutcn  <ie- 
ineindeeinnabmen,  sowie  über  die  nicht -steuurrechtlichen  Einnahmen  liegen,  abgesehen 
\ou  den  erwähnten  Zwe<:ksteucr- Daten ,  im  Ergäuz.hcft  6,  bearb.  v.  Herrfurth, 
genauere  Daten  für  die  prciiss.  Gemeinden  v.  über  1 0.000  E.  vor,  einzeln  fUr  170  Ge- 
meinden, f.  1876.  Hier  werden  (S.  121)  berechnet  für  die  Summe  dieser  170  Gc 
meinden : 


Digitized  by  LiOOQlc 


II«        I.  B.  2.  h.  2.  A  Finanzwesen  der  SelbstverwaltungsUrpcr.  54. 


ord.u.  aussord. 

Kopf 

ausg.  allein 

Kopf 

MUL  M. 

M. 

MiU.  M. 

M. 

227.45 

42.37 

105.8b 

30.91 

13.12 

2.45 

12.37 

2.31 

36.6* 

6.8« 

18.22 

3.39 

2102 

4  00 

20.0b 

3.74 

40.73 

7.59 

32.08 

5.97 

20.71 

3.86 

19.35 

3.60. 

Gesammte  Brutto-     Auf  d.    Ord.  Brutto-    Auf  d. 
ausg. 

Alle  Ausgaben  (iucl.  Leistungen 
an  Kreis  u.-Prov.  verband) 
Davon  f.  staatl.  Zwecke  (incl 

Polizei)   

f.  Verkehrsaulagen  u.  s.  w.  .  . 
f.  Wohlthätigk.   u.  Armenweseu 

f.  Dnterr.zwecke  

f.  Verzinsung  und  Tilgung  der 
(icmcindeschuldcn  .... 

Im  Einzelnen  unterscheidet  diese  amtliche  Statistik,  wie  oben  i>.  100^  angegeben 
wurde.  Zur  Illustration  mögen  die  Zahlen  für  die  zwei  grössten  prouss.  Gemeindon. 
Berlin  u.  Breslau,  mitgcthcilt  werden.  Einzelne  Posten  bedürfen  eino  Erläuterung, 
wofür  auf  die  Quelle  selbst  zu  verweisen  ist  Die  bei  einigen  Rubriken  vorkommenden 
Einnahmen  sind  zugleich  mit  angegeben.   (Die  Zahlen  in  1000  Mark). 

Berlin.  Breslau  (1875) 

Ausgabe     Davon       Ein-     Ausg.     Davon  Ein- 
Extraord.   nähme  Extraord.  nähme. 

I.  Allgem.  staatl.  Zwecke    3.742  62         336      389  5  57 

neinl.  1   f.  Militverw.     .    .      639  —  156        15        —  7 

davon  a.  Einquart   569  154        14        —  7 

b.  sonst.  Garnis.oinricht.     —  —  —         0.2        —  — 

c.  sonst  Ausgäbet!  (Ke- 


servistenuuterstutz  u  s.  w.i  . 

70 

-- 

2 

— 

— 

— 

2.  Justizvorwalt  

— 

— 

— 

73 

172 

351 

5 

51 

Davon  a.  Nacht-  Wachtwes  . 

337 

11 

52 

109 

b.  leuerlöschwes.  .  . 

1480 

50 

61 

177 

1 

9 

c.  Polizoigefängn.  .  . 

131 

47 

25 

3 

- 

d.  Sonstiges  .... 

»58 

12 

12 

40 

1 

37 

4.  Wahlsachcn  .... 

33 

5.  Staatssteuerverwaltung  . 

6.  Eichwesen  u.  A.  m. 

165 

8 

23 

II.  Verkehrsanlagen. 

16.048 

*.693 

982 

2.135 

142h 

157 

1.  Strassen  und  Plätze  .  . 

15.256 

8.439 

837 

1.393 

836 

15 

Davon  a.  Entwässerung    .  . 

8.420 

*420 

191 

515 

492 

1 

b.  Pflasterung    .    .  . 

8.552 

1 

608 

393 

334 

c.  Beleuchtung  .    .  . 

1.171 

212 

d.  Reinigung     .   .  . 
2.  Sonst.  Vork.anl.  (Chauss., 

2.013 

0 

43 

268 

3 

14 

Brucken,  Kahren,  Canäle, 

Schleusten,  Hafen  u.  s.  w.) 

792 

254 

145 

742 

592 

142 

III.  Gewerbl.  Anlagen  u. 

gemeinuUtz.  Anst 

1 3.063 

451 

14.992 

973 

114 

1357 

1.  Gasanst. (Breslau  in  1  *- T 7 1 

9.905 

12.126 

(1.765 

415 

1930) 

2.189 

23 

2.807 

578 

375 

325 

3.  Sonst,  gem.  nutz.  Anst 

970 

42* 

59 

391 

177 

418 

IV.  Wohlthätigk. ,Arin.wos. 

5.032 

257 

517 

1.362 

318 

935 

1.  Aust  unt  Gem.  verwalt 

2.058 

21» 

267 

610 

240 

550 

2.  Zuschüsse  au  andere 

119 

10 

3.  Soustiges   iucl.  Armen- 

krankenpflege  u.  s.  w.  . 

2856 

3* 

250 

742 

7* 

3*5 

V.  Interrichtszwccke 

S.470 

2.7  »7 

2.017 

1.5*4 

».•: 

47* 

).  Gemeinde -Volks- u.Elem. 

schulen,  auch  Armen-  u. 

1.562 

70 

770 

52 

i. 

2.  Höhere    Schulen  unter 

Gcm.verwaltung    .    .  . 

3.136 

1.224 

1.946 

734 

31 

.593 
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Berliu.  Breslau  (1875) 

Ausgabe     Davon       Ein-     Ausg.      Davon  Ein- 
Extraord.   nähme  Extraord.  nähme. 

3.  Spec.uutcrr.anst.  dsgl.  33  —  1        49  7  79 

4.  Zuschüsse   an  Schulen, 

nicht   unter  Gem.verw.      121  —  13        —  — 

5.  Sonst.  Ausgabcu  ...       30         —  1        IS  3  1 
VI.  Gemeindoverwal t. 

LA  1 1  g  e  m.  (Besold.,  Pens., 

Bureauausgb.  u.  8.  w.)   .4.132  5         504     1.043        100  155 

1.  Persönliche  Ausgaben  .    3.360         —  488      8?>5  128 

2.  Sachliche  .      772  5  16      189        100  2S 
VU.  Gerne i nd e schulden    4.699          —         *>.420    1.509  — 

1.  Verzinsung   3.621  —  —       1.095        —  — 

2.  Tilgung  1.078         —         —         413         28  — 

3.  Pasfivreate.il    ....     —  —  —  1        —  — 

4.  Nene  Anleihen     ...     —  —        8.420     —  — 
VIIL  Summe  der  Brutto- 

ausg.   (incl.  einige 

hier  nicht  gen.  Posten)  50.157      12.379  10.S61  2.850 

Dazu  treten  dann  noch  die  Leistungen  der  Städte  für  den  Kreisverband ,  den 
Provinzialverband  n.  für  kirchliche  Zwecke  'bei  Berlin  fehlend,  bei  Breslau  N.  1  dgl., 
N.  2  74,  N.  3  HO  Tausend  M.l. 

Nicht  unerheblich  sind  die  Nettoeinnahmen  „aus  dem  nutzbarem  Ver- 
mögen" (KämmereigQter,  landwirthsch.  Grundbesitz,  Waldungen,  andere  gewcrbl. 
Anlagen  „zu  Privatzwecken")  der  Städte,  im  Ganzen  in  d.  170  preuss.  Gemeinden 
über  10.000  E.  in  1876  14.19  Mill.  M.  (netto)  oder  2.64  M.  p.  Kopf,  neben  einer 
Bruttoeinnahme  ans  der  Communalbestcuerung  von  70.39  M.  M.  oder  13.12  M.  p.  Kopf. 
Kerner  die  theils  gebührenartigen ,  th.  den  Character  privatwirthscbaftlicher  Renteu 
und  Unternchmergewiiins  tragenden  Einnahmen  bez.  Betriebs-  oder  Verwaliungsüber- 
schüssc  der  Gemeindeanstalten,- Einrichtungen  u.  Unternehmungen.  Hier 
gewinnen  moderne  Dinge  wie  die  Gasanstalten,  Wasserleitungen  auch  eine  wachsende 
finanzielle  Bedeutung  für  die  Einnah mewirthschaft  der  preuss.  Städte.  Leider  fehleu 
noch  die  hohen  grossstädt.  Einnahmen  aus  Strassenliahnen,  die  man  bisher  auch  hier 
den  Actiengescllschaftcn  zur  Ausbeutung  überliest.  Unter  den  gebührenartigen  Ein- 
nahmen sind  die  Schulgelder  für  höhere  Schulen  hervorzuheben,  welche  die  betreffenden 
Kosten  meist  zur  Hälfte  und  mehr  decken.  Kelches  Material  über  dies  Alles  im 
Ergänzh.  N.  0.  Die  B  rutto  einnahmen  (von  denen  bei  Gasanstalten,  W  asserleitung 
allerdings  nur  eine  massige  Quote  als  Kcinertrag  für  andere  Co  nun  unalauj- gaben  ver- 
fügbar bleibt)  waren  in  den  170  Gemeinden  über  10.000  E.  56.26  Hill.  M.  (davon 
Gasanstalten  27.98,  Wasserversorg.anstalten  8.31,  Entwäss.anlagen  und  Abfuhr- 
anstaltcn  0.45,  Märkte.  Markthallen,  Messeinrichtungen  0.90.  (Jnmmunications- 
anlagen  1.19.  Schlachthäuser  u.  Höfe  0.31,  Stadtwaagen  0.14.  Krankenhäuser. 
Hospitäler,  Wohlthätigk.anstallen  1.54.  Schulen  im  Ganzen  10.01  fneml.  Volkssch.  1.46, 
höhere  Töchtersch.  2  03,  Mittels,  h.  1.79,  Kcal-  und  höhere  Bürgcrsch.  2.85.  Gym- 
nasien 2.2:1 ,  tVhsch.  0.55  M.  M.J  Dazu  traten  noch  besondre  „Beiträge'  2.63 
f.  Ein<inartier.  u.  s.  w.  1.02,  Fehl  und  Waldhüterlohn  0.034,  der  Adjar •  nten  f.  Strassen- 
n.  W<*gcbaukost<-n  1.54).  fern-T  diverse  „Gebühren  u.  Sporteln"  (u.  A.  f.  Standesamt- 
«*:«<  hen.  Eichwesen  u.  A.  in.,  z.  Th.  auf  Herkommen  oder  Special-Kcchtstitcln  beruhend) 
0.54  M.  M.  Im  (tanzen  an  solchen  Bruttoeinnahmen  aus  gebührenartigen  Gefällen. 
Beiträgen  u.  a.  w.  55.44  M.  M  ,  10.33  M.  p.  Kopf,  gegen  70.39  M.  M.  oder  13.12  M. 
p.  Kopf  Communalstetiem  (Erg  h.  N.  «  S.  222,  2181. 

§.  55.  —  b.  Die  Solbstverwaltuugskörper  höherer  Urduuug.  die  Kreise  und 
Provinzen,  haben  in  Preussen  früher  nur  beschränkte  Befugnisse  der  Autonomie 
Kehabt.  Eine  erhebliche  Erweiterung  dcrselbeu  ist  durch  die  neue  Gesetzgebung  der 
70er  Jahre  erfolgt.  Diese  gilt  abor  erst  in  den  östlichen  Provinzen,  mit  Ausnahme 
P.isens,  in  den  anderen  bestehen  theils  die  ältcreu  Normen  noch,  theils  neue  besoudere 
Bestimmungen,  so  in  den  t866  annectirten  Ländern,  unter  Gewährung  etwas  grösserer 
Autonomie. 
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a.  Die  Kreise,  (S.  v.  Könne,  I,  2.  §.  169,  Schulze,  preuss.  Staater. 
II.  63  ff.,  F.  Meier,  4.  A.  v.  Holtzcnd.'s  Encycl.  I.  1114V  Nach  den  Kreisordnungen 
v.  1823  ff.  für  die  acht  alten  Provinzen  (Gesetze  v.  1.  Juli  1S23  u.  27.  Marz  1824) 
haben  die  Kreisstände  nur  die  Befugniss,  die  kreisweise  aufzubringenden  Staats- 
prästationeu  zu  repartiren,  soweit  deren  Aufbringungsart  nicht  durch  das  Gesetz 
bestimmt  vorgeschrieben  ist,  sowie  die  Reguli rung  von  Abgaben  und  Leistungen  für 
Kreisbedürfnisse  zu  begutachten.  Durch  verschiedene,  im  Einzelnen  nicht  ganz 
übereinstimmende  Verordnungen  von  1841  ff. — 1S46  für  die  verschiedenen  Landos- 
theile  (v.  Rönne  I,  2,  S.  549)  haben  die  Kreisstande  aber  die  Befugniss  erhalten, 
die  Kreiseingesessenen  auch  zu  anderen  als  den  ohnehin  obligatorischen  Ausgaben 
zu  verpflichten,  woraus  wieder  das  Recht  abgeleitet  wurde,  Kreisschulden  auf- 
zunehmen. Die  regelmässigen  Zwecke  sind:  Ansgaben  zu  gemeinnützigen  Ein- 
richtungen und  Anlagen,  auch  (mit  Ausnahme  der  Prov.  Preussen)  zur  „Beseitigung 
eines  Nothstands".  Zu  diesen  Zwecken  können  auch  die  Einkünfte  der  Kreis- 
coinmunalfonds  benutzt  werden,  das  Kapitalvermögen  derselben  mit  Kön.  Genehmigung. 
Einzelne  weitere  Beschränkungen  ausserdem,  so  in  d.  Rheinpror. ,  dass  die  Beiträge 
u.  Leistungen  der  Kreiseingesessenen  10%  der  directen  Staatssteuern  (incl.  Mahl- 
u.  Schlachtst.)  nicht  übersteigen  dürfen  (doch  Ausnahme  mit  Kön.  Genehmigung). 
Nach  der  Kreisordn.  v.  13.  Decb.  1872  (neue  Fassung  v.  19.  März  1881)  ist  der  Kreis- 
tag (§.  116)  allgemein  befugt.  „Ausgaben  zur  Erfüllung  einer  Verpflichtung 
oder  im  Interesse  des  Kreises. zu  beschliessen  und  zu  diesem  Behufc  Uber 
das  dem  Kreise  gehörige  Grund-,  bez.  Kapitalvermögen  zu  verfügen,  Anleihen  auf- 
zunehmen und  die  Kreisangehörigen  mit  Kreisabgaben  zu  belasten,  innerhalb  der 
Grundsätze  der  §.  10— ls  der  Kreisordn.  den  Vertheilungs-  u.  Aufbringungsmaassstab 
der  Kreisabgaben  zu  beschliessen,  den  Kroishaushaltsetat  festzustellen  uud  hinsichtlich 
der  Jahresrechnung  Decharge  zu  crthcilen;  die  Grundsätze  festzustellen,  nach  welchen 
die  Verwaltung  des  dem  Kreise  gehörigen  Grund-  und  Kapitalvermögens,  sowie  der 
Kreisciurirhtungcn  u.  Anstalten  zu  erfolgen  hat,  die  Einrichtung  von  Kreisamtern  zu 
beschliessen,  die  Zahl  u.  Besoldung  der  Kreisbeamten  zu  bestimmen."  Ueber  die 
Beitragspflichten  zu  den  Kreisabgaben  s.  §.  9 — 19  d.  Kr.  0.  Ilauptgruodsatz 
in  §.  10:  „Die  Vcribeilung  der  Kreisabgaben  darf  nach  keinem  anderen  Maassstabe 
als  nach  dem  Verbältniss  der  von  den  Kreisangehörigen  zu  entrichtenden  directen 
Staats  st  c  uern  u.  zwar  nur  durch  Zuschläge  zu  denselben,  bez.  zu  den  nach 
§.  14.  15  zu  ermittelnden  fingirten  Steuersätzen  der  Forensen,  juristischou  Personen 
u.  k.  w.  erfolgen"  —  {mit  spec.  Bestimmungen  über  das  Verhältniss  der  Heranziehung 
der  einzelnen  Steuern).  In  den  einzelnen  Gemeinden  u.  den  Gutsbezirken  erfolgt  dann 
Individualrepartition  der  Kreisabgaben  auf  die  einzelnen  Pflichtigen,  nur  den 
Städten  bleibt  die  Art  der  Aufbringung  ihres  Stcucrcontingcnts  überlassen  (§.  11) 
und  sie  decken  es  vielfach  gleich  im  Ganzen  aus  ihren  Einnahmen.  Der  Maassatab 
der  Vertheilung  der  Kreisabgaben  soll  ein  für  allemal  festgestellt  werden,  Revision 
von  5—5  Jahren  vorbehalten  (§.12).  Eine  Mehr-  oder  Minderbclastung  einzelner 
Kreisthcilc  ist  gestattet,  wenn  einzelne  Kreiseinrichtungen  in  besonders  hohem  oder 
geringem  Maasse  solchen  Theilen  zu  Gute  kommen  [§.  13).  Ueber  den  Krcishaushalt 
s.  §.  127 — 129  d.  Kr.O.,  über  das  Oberaufsichts-  und  Genehmigungsrccht  der  Regierung 
sj.  176  — ISO  (u.  A.  bedarf  die  Belastung  der  Kreisangehörigen  mit  über  50°/o  der 
Gcsammtsumme  der  dir.  Staatsstcuern,  auch  jene  Mehr-  oder  Minderbclastung  einzelner 
Kreistheile  der  ministeriellen  Genehmigung,  Veräussorungeu  von  Grundstücken  u.  lui- 
mobiliarrechten,  Aufnahme  von  Anleihen  meistens,  neue  Belastung  der  Kreisangehörigen 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  Uber  die  nächsten  5  Jahre  hinaus  der  Genehmigung 
des  Bezirksraths  §.  176).  —  Ueb.-r  die  bisherigen  kreisständischen  Einrichtungen 
in  den  neuen  Proviuzen  s.  die  preuss.  Verordnungen  v.  12.  Sept.  ISO"  f.  Hauuovcr, 
22.  Sept.  1S67  f  Schleswig- Holstein .  9.  Sept.  1MJ7  f.  R.  B.  Cassel,  26.  Sept.  1867 
f.  K.  B.  Wiesbaden.  Die  betreffenden  Kreisstände  haben  die  Verwaltung  der  dem 
Kreise  gehörigen  Fonds,  mit  dem  Recht,  Ausgaben  daraus  zu  beschliessen,  zu  gemein- 
nützigen Zwecken,  bei  denen  ein  Interesse  des  Kreises  obwaltet,  oder  zur  Abwehr 
eines  Nothstands  die  Kreisangehörigen  zu  besteuern.  Staatsgcnehmiguug  ist  erforder- 
lich zu  Beschlüssen,  wodurch  Ausgaben  und  Leistungen  für  den  Kreis  ohne  bestehende 
Verpflichtung  neu  übernommen  werden,  zur  Aufstellung  des  Beitrag^fusses  f.  Aufbringung 
der  Kreislasten  oder  zur  Aendcmng  des  bestehenden  Fusses.  auch  zur  Veräusserung 
von  Grundstücken  u.  Kapitalbeständen  (ausser  Ersparnissen  aus  den  letzten  5  Jahren). 
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Einblick  in  die  thats.ichliche  Gestaltung  der  Kreishaushalte  gewähren  ebenfalls 
die  genannten  neueren  amtlichen  finanzstatist.  Arbeiten.  An  Kreis-  and  Provincial- 
steaera  neben  den  Gemeindeabgaben  wurden  danach  ls$0 — 81  aufgebracht  in  den 
Städten  1.856  Mili.  M.,  in  den  Landgemeinden  11.147  Mill.  M.,  dort  so  viel  weniger, 
weil  die  grosseren  Städte  (Uber  25.000  Einw.)  meist  kreisexemt  sind  u.  viele  andere 
diese  Abgaben,  wie  bemerkt,  nicht  individuell  erheben  (Erg.  Heft  0.  S.  40.  99). 
Der  Gesammtbctrag  der  ausgeschriebenen  Kreissteuern  allein  (darunter  die  direct 
ihr  Contingent  zahlenden  Städte  inbegriffen),  war  im  preuss.  Staate  (incl.  Hohenzollern) 
1877— 78  22.800,  1  SSO— 81  25.876  Mill.  M.,  davon  im  Gebiet  der  Kreisordnung  14.55.H, 
im  Qbrigen  Staatsgebiete  11.323  Mill.  M.;  ron  letzteren  zwei  Summen  wurden  erhoben 
als  Zuschlag  zur  Grundsteuer  bez.  4.969  u.  4.403,  zur  Gebäudest  1.501  u.  1.202,  zur 
Classen-  u.  Einkommenst.  7.066  u.  4.150,  zur  Gewerbest.  0.656  u.  0.509.  Uberhaupt 
in  Zuschlagform  14.190  u.  10.324.  ausserdem  in  Form  besonderer  Kealst.  0.047  u. 
0.089.  besond.  Personalst.  0.064  u.  0.088,  sonstiger  besond.  Kreisstcuern  0.252  u.  0.822 
•  Erg.  H.  9.  S.  135).  Näheres  in  d  „Piuanzstatistik  der  Kreise  f.  1877  —  78"  von 
Herrfurth  u.  Studt  (Erg.  Heft  7),  auch  über  die  anderen,  nicht  steuerrochü.  Einnahmen, 
aber  die  Ausgaben,  den  Vermögens-  und  Schulden  bestand  u.  den  Vertheiluugsmaass- 
*ab  der  Kreissteuern.  Folgende  Uebersicht  zeigt  die  Hauptposten  (ord.  und  auss.ord. 
Aa*g.  u.  Eiun.  zus.)  in  1000  M. 

Staat  Davon  Provinzen 

der  Kreisordn.  andere. 

I.  Ausgaben. 

1.  Für  allgem.  Staatszwecke   215  105  109 

2.  Verkehrsanisgen   21.965         12.848  9.117 

5.  WohlthAtiKlf.  Armenw.  u.  s.  w   1.713         1.146  567 

4.  Unterricht   158  98  60 

5.  Sanitätswesen   1.094  551  542 

6.  Landesmeliorat.  Land-,  forstwirthsch.  Zwecke      137  24  112 

7.  Gemeinnütziges   79  35  44 

S.  Beseitig,  v.  Nothstand   33  32  1 

».  Zinsen,  Tilg.  d.  Kreisschulden   7.748         4.919  2.829 

10.  AUg.  Kreisverwalt   5.269  4.716  552 

11.  Leist,  an  Provinc.  u.  com  in  -  stand.-  Verbände     5.077         2.171  2.906 

12.  Sonstiges   1.789  1.375  413 

Summe  d.  Ausgaben   45.277        28.022  17.255 

II  Einnahmen. 

1.  Aus  nutzbarem  Kreisvermögen   1.662  1.110  552 

2.  Aus  den  Vcrkehrsanlag   2.039         1.759  280 

i.  Aus  Wohlthätigk.anst.  u.  gemeinnütz.  Anlag.        183  131  52 

4.  Aus  Untcrranst   6  6 

5.  Aus  Krcisstouern   22.798        12.994  9.803 

h.  Aus  Jagdscheingeldern   511  200  310 

7.  Ans  Zahlungen  aus  Staats-  od.  Prov.fonds    .     8  293  5.437  2.856 

8.  Anlehcu   5.371  3.102  2.268 

9.  Sonstiges    3.168  2.005  1.162 

Summe  der  Einnahmen   44.030        26.746  17.284 

HL  Summe  des  Activvcrmögens    .    .    43.205         32.483  10.761 

1.  Davon  Gebäude   .10  011         18.301  8.365 

2.  ..    Inhaberpapiere   8.612         13027  5.678 

.1.     ..   and.  Forderungen   1.399  5.274  2.692 

IV.  Summe  der  Passiva   93.266         64.997  28.269 

1.  Davon  Inhaberpap   47.685         37.160  10.525 

2.  sonstige  Schulden  45.5S1         27.836  17.744 

Die  Naturalleistungen  sind  hier  Uberall  in  Einnahme  u.  Ausgabe  auf  Gcldwerth 

ratoort    Die  Bedeutung  der  Ausgaben  f.  Verkehfaan lagen  ragt  hervor. 

56.  —  Die  Provinzen.  (S.  v.  Könne,  E  Meier,  Schulze  a.  a.  n.>  Die 
■«reo.  Provincialverbändo  sind  nach  der  neuesten  preuss.  Gesetzgebung  jetzt  die  höchsten 
^Ibgvcrwaltungskörper,  welche  insbesondere  regelmässig  nunmehr  auch  als  Land- 
ule  fnngiren  and  die  älteren  communalständischen  Verbände  in  sich  auf- 
.5.  z.  B.  das  Ges.  v.  IS.  Jan.  1881  betr.  die  Auf  heb.  d.  comm.ständ.  Verbände 
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f.  Puwuieru,  d.  Ge».  v.  19.  Jan.  1881  betr.  die  Aufbeb.  d.  cotnin.stäud.  Verbands  d 
Neumark  u.  dessen  Vereinig,  mit  Brandenburg.    Eine  Ausnahme  bildet  namentlich  die 
Provinz  Hessen-Nassau,  wo  die  beiden  geschichtlich  getrennten  Bestand theile  auch 
in  den  beiden  Regierungsbezirken  der  Provinz  selbständige  communalständ.  Verbinde 
geblieben  sind).  — 

Nach  dem  Oes.  v.  5.  Juni  1823  und  den  danach  für  die  einzelnen  älteren 
Provinzen  gegebenen  provincialständischen  Verfassungen  hatten  die  Stände  kein  Recht 
der  eigenen  Besteuerung  zur  Deckung  der  Proviucialausgaben,  noch  ein  Recht  der 
Scboldaufnahme.  Nach  dem  J.  1866  fahrte  zunächst  die  Rücksicht  auf  die  nenon 
Provinzen  zu  einer  Ausbildung  der  Provincialverfassungcn  uud  zur  Ausgestaltung  der 
Provinzen  zu  Selbstverwaltungskörpern  höchster  Ordnung  mit  umfassenderer  Coinpeteuz. 
Die  preuss.  Verordnung  v.  22.  Aug.  1867  machte  aus  dem  Gobiete  llanuovers  (wozu 
spätor  das  preuss.  Jadegebiet  trat)  einen  Provincialverband  mit  Corporationsrecht,  dem 
durch  das  Ges.  v.  7.  März  1868  eine  jährliche  Dotation  von  1ji  MilL  Thl.  aus 
Staatsmitteln  zu  eigner  Verwaltung  eigentümlich  Uberwiesen  wurde,  und  zwar  für 
folgende  Zwecke :  Bestreitung  der  Kosten  des  Provioclandtags  und  der  einzelnen  Land- 
schaften, Unterhaltung  u.  Ergänzung  der  Landesbibliotheken,  Zuschüsse  f.  öli'enü. 
Sammlungen  d.  Kunst  u.  Wissensch.,  Unterhalt,  u.  Unterstütz,  d.  Irrenanstalten,  milden 
Stiftungen,  Blinden-,  Taubstummen-,  Rettungs-,  Idioten-,  Landannenanstalten,  des 
jüdischen  Schul*-  u.  Synagogenwesens,  Kostenbestreitung,  bez.  Unterstützung  des 
cbftusseemäss.  Ausbaus  von  Landstrassen  u.  Instandhaltung  der  Gemeindewege,  Bildung 
eines  Fonds  für  Zuschüsse  zu  Landesmeliorationen,  sowie  f.  ähuliche,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  bestimmende  Zwecke.  Dem  Prov.landtag  steht  unter  Mitwirkung 
u.  Aufsicht  der  Staatsregierung  die  Bcschlussnahme  Uber  die  Communalangelegenheiten 
der  Proviuz,  die  Verwaltung  und  Vertretung  der  prov.ständ.  Institute  und  Vermögens- 
rechte zu.  Er  bat  sonst  die  Rechte  und  Pflichten  der  Prov.stände  der  älteren  Provinzen. 
Darüber  hinaus  ist  die  Provinz,  zum  Unterschied  von  den  alten  Provinzen,  die  dies 
Recht  bis  dahin  noch  nicht  hatten,  befugt,  im  Interesse  der  Provinz  Ausgaben 
u.  Leistungen  zu  übernehmen  und  die  Art  und  Weise  der  Aufbringung 
derselben  zu  bcschliessen,  also  ein  weiter  Kreis  facultativ er  Ausgaben  eröfluet 
(§.  2  d.  Vcrordn.  v.  22.  Aug.  1867).  Staatsgenehmigung  ist  erforderlich  bei  der 
Neuübernahme  von  Ausgaben  u.  Leistungen  für  den  Verband  ohne  bestehende  Ver- 
pflichtung, ferner  zur  Aufstellung  des  Beitragsfusses  für  Aufbringung  der  Verbands- 
lasten u.  für  Abänderung  des  bestehenden  Fusscs.  endlich  zu  Vcräusserungen  von 
Grund-  und  Kapitalbestand  des  prov^tänd.  Vermögens,  soweit  das  Kapital  nicht  aus 
Ersparnissen  der  letzten  5  Jahre  herrührt.  (§.  17  d.  gen.  Verordnung).  Durch  Ges. 
v.  25.  Dce.  1869  ist  die  hannov.  Landeserediteassc  von  1842  zur  Prov .anstatt  erklärt 
u.  unter  bezügl.  Entlastung  des  Staats  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten  auf  die 
Provinz  Ubergegangen.  (Erweiter,  d.  Statuten  dieser  Anstalt  durch  Ges.  v.  24.  Juli  1875. 
auch  Ges.  v.  7.  März  1">79).  Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  des  Landarmen- 
verbands der  Prov.  Hannover  ist  dem  Prov.verband  übertragen  wordon  (Vcrordn.  v. 
1.  Aug.  1871).  Auch  die  Provincialständc  v.  Schleswig- Holstein  haben  durch 
V.  v.  22.  Sept.  1867  wesentlich  dieselben  finanziellen  und  sonstigen  Befugnisse,  wie 
die  hannoverschen  erhalten,  ebenso  die  getrennten  Communalstände  der  beiden  Be- 
zirke der  Prov.  Hessen-Nassau  V.  v.  20.  u.  26.  Sept.  1S67,  beim  nass.  Reg.bz.  ist  der 
Stadtkreis  Frankfurt  a.  M.  vom  communalständ.  Verband  ausgeschlossen).  Der  Erlass 
v.  11.  Nov.  1868  regelt  für  den  R.  Bz.  Kassel  die  Verwaltung  des  communalständ. 
Vermögens  u.  der  communalständ.  Anstalten  näher.  Dem  Coinmunalverband  ist  die 
Landescrcditkassc  von  18.'<2  (s.  Näheres  bei  v.  Rönne,  I.  2.  Abth.  S.  542  ff.)  durch 
preuss.  (ies.  v.  25.  Dec  1 869  als  ständische  Anstalt  überwiesen  worden,  unter  spccielier 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse.  Die  hess.  Brandvcrsich.anstalt  in  Kassel  ist  durch 
(ies.  v.  18.  März  1879  von  Anf.  1880  an  auf  den  Communalverband  d.  R.  B.  Kassel 
übergegangen.  Durch  Erlass  v.  16.  Sept.  1867  ist  der  ehemals  kurhess.  Staats- 
schatz dem  comm.ständ.  Verband  des  R.  B.  Kassel  überwiesen  als  ein  demselben 
gehöriges  u.  von  ihm  zu  verwaltendes  Vcrmögeu,  mit  Bestimmung  der  Verwendungs- 
zwecke f.  Unterstützung  des  Chaussee-  u.  Landwegebaus.  Unterhaltung  der  Land- 
kraukenanstalten u.  Landhospitäler,  Anlegung  und  Unterhalt,  einer  Irrenheilanstalt, 
dsgl.  einer  Arbeitsanstalt  f.  verhaftete  I^ndstreicher .  Bettler,  Arbeitsscheue,  für  die 
Kosten  der  Landarmenpflogc,  eines  Landarmenhauses,  f.  Landesbibliothoken,  u.  „ähnliche, 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke."    Ausdehnung  dieser  Zwecke 
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ist  erfolgt  durch  Ges.  v.  25.  März  1*69  (u.  A.  Uebcrnahiiic  der  Kosten  der  cotnuiun. 
stand.  Verwalt. ,  verschiedener  Armen  -  und  Wohlthätigk.ausgaben ,  Bildung  eines 
Zuschussfonds  f.  Landesmeliorationen).  (Die  Verhältnisse  des  hessischen  fürstlichen 
Fideicoinmissvcrinögens  [wozu  der  „Hausscbatz"  gehörte,  s.  Könne,  I,  2.  A.. 
S.  542]  sind  nunmehr,  nach  vertragsm&ss,  Kcgclung  und  Auseinandersetzung  mit  den 
Mitgliedern  des  kurhess.  Hauses  endgillig  durch  Ges.  v.  16.  März  1881  geordnet. 
Die  VcnnOgcnsgcgenständc  des  Fideicoinmisses,  die  dein  Staate  demnach  verblieben, 
sind  als  Staatseigenthum  anerkannt,  die  Bestände  des  Hausse hatzes  mit  den  bei 
der  GcueraJstaatskasse  verwalteten  Staatsactivkapitalfonds  vereinigt,  die  auf  dem  Haus- 
schatz ruhenden  rechtlichen  Verpflichtungen  auf  den  Staat  übernommen  worden.  Die 
an  die  Mitglieder  des  Fürstenhauses  auszuzahlenden  Heuten  stehen  jetzt  auf  dem 
Staatsbaushaltetat).  —  Dem  comm.ständ.  Verband  d.  H.  B.  Wiesbaden  ist  die  Nass. 
Landcsbank  durch  Ges.  v.  25.  Dec.  1869  Ubertragen  worden,  eine  nass.  Staatsanstalt; 
aeben  ihr  ist  eine  comm.ständ.  Sparkasse  errichtet  worden.  Die  nass.  Brand  versieh.- 
ansialt  wurde  durch  Ges.  v.  21.  Dec.  1S71  communalständ.  Institut  v.  Auf.  1872  an. 
Durch  Ges  v.  11.  März  1S72  ist  der  Wiesbad.  Vorband  auch  zu  Chausseebauten  u. 
Irren-  u.  Taubstummenfursorgc  mit  142.000  Tbl.  jährlich  aus  Staatsfonds  dotirt.  auch 
sind  zwei  ältere  Fonds  von  46.380  Thl.  zur  Gründung  einer  comm.ständ.  Hilfskasso 
jenem  Verband  Uberwiesen  worden. 

Eine  Fortbildung  der  Provincialverfassungcn  der  alten  Provinzen  erfolgte  durch 
die  wichtige  Gesetzgebung  von  1875:  Provincialordn.  f.  d.  6  östl  Provinzen  (ohne 
Posen)  v.  20.  Juni  1875,  abgeändert  durch  Ges.  v.  22.  März  18*1  und  darauf  neu 
redigirt  in  d.  BcLtnacb.  v.  22.  März  1881,  ferner  durch  die  sogen.  Dotationsgesetze, 
welche  sich  z.  Th.  mit  auf  die  Kreisverbande  u.  auf  die  anderen  Provinzen  beziehen, 
Ges.  v.  30.  April  1873  u.  8.  Juli  1875  (s.  das  Material  darüber  bes.  bei  v.  Brauchitsch). 
Die  Prov. verbände,  bz.  Landtage  haben  hier  eine  umfassendere  Compotenz  erhalten, 
v§  8,  34  —  44,  bes.  §.  37),  namentlich,  wie  die  neuen  Provinzen,  das  Recht,  Aus- 
üben, welche  zur  Erfüllung  von  Verpflichtungen  oder  im  Interesse  der  Provinz 
erforderlich  sind,  zu  beschiiessen ,  dafür  die  Staatsdotationen  nach  der  gesctzl.  Vor- 
schrift, die  Einnahmen  aus  dem  sonstigen  Kapital-  und  Grundvermögen,  auch  das 
Vermögen  selbst,  zu  verwenden,  Anleihen  aufzunehmen,  Bürgschaften  zu  übernehmen, 
Prov.abgaben  auszuschreiben  (§.  37).  Nähere  Bestimmungen  über  diese  Abgaben  in 
§.  105 — 109,  im  8.  Abschnitt,  v.  Prov.haushalte.  Bis  zum  Erlass  eines  besond. 
Coinmunalsteuergcsetzcs  ist  die  Hauptvorschrift  die,  dass  die  Prov.abgaben  auf 
die  einzelnen  Land-  u.  Stadtkreise  nach  dem  Maassstabe  der  in  ihnen 
aufkommenden  directen  Staatssteuern,  mit  Ausschluss  der  Hausir-Gowcrbc- 
äteuer,  vertheilt  werden  sollen.  Die  Stadt-  u.  Landkreise  bringen  (§.  108)  die 
Contingentc  nach  den  Vorschriften  der  Krcisordn.  u.  der  Städtcord n.  v.  1853  auf, 
daher  Zwang  zur  Individualrepartition  uur  bei  den  Landkreisen  (o.  S.  120).  Eine 
Mehr-  oder  Minderbelastung  einzelner  Provincialthcilo  ist  ebenso  wie  diejenige  einzelner 
Krebtheilc  zulässig  (§.  110).  üebor  das  staatl.  Aufsu  htsrecht  s.  Tit.  3,  §.114  IT., 
bes.  §.  119.  ü.  A.  ist  danach  minist.  Genehmigung  erforderlich  bei  Mehr-  u. 
Mindcrbclastungen  einzelner  Prov.theile  zur  Aufnahme  v.  Anleihen,  zur  Beiast.  des 
Verbands  mit  über  25*/«  Prov.beiträgen  vom  Gesammtauf  kommen  der  dir.  Staatssteuern, 
auch  zu  über  fünfjähr.  Belastungen  ohne  gesctzl  Verpflichtung.  In  diesen  Bestimmungen 
liegt  die  eventuelle  Begrenzung  der  facult.  Aufgaben  und  Ausgaben;  die  einzelnen 
Gegenstände,  wclcho  der  Prov.verband  übernehmen  darf,  sind  gesetzlich  nicht  nähor 
bestimmt. 

Das  Dotationsgesetz  v.  30.  April  187H  hat  jährlich  2  Mill.  Thlr.  aus  don 
Staatseinnahmen  bewilligt  zur  Ausstattung  der  Prov.verbände  der  alten  Provinzen, 
Schlesw- Holsteins,  des  Stadt  kr.  Frankfurt  a.  M..  Hobenzollerns  u.  des  Jadegebicts  mit 
..Fonds  zur  Selbstverwaltung",  ferner  jährlich  1  Mill.  Thlr.  zu  Fonds  für  die  Durch- 
führung der  Kreisordnung  (u.  ähnlicher  f.  d.  anderen  Provinzen  zu  erlassender  Gesetze), 
bes.  zur  Bestreit,  d.  Kosten  dos  Kreisausschusses  n.  der  Amtsverwaltung  im  ganzen 
Staate.  Der  —  wohl  augreifbare,  mechanische,  abor  schwer  durch  einen  besseren  zu 
ersetzende  —  Verthcilungsmaassstab  für  diese  Summen  unter  dio  Verbände  ist: 
rar  Hälfte  der  Flächeninhalt,  zur  Hälfte  die  Civilbevölkerung  v.  1871:  gleicher  Maass- 
stab für  die  Verkeilung  der  1  Mill.  Thlr.  unter  die  Kreise.  Durch  Ges.  v.  8.  Juli 
1875  wurde  die  Dotation  der  gen.  Provinzen  um  7.44  Mill.  M.  erhöht.  \Endgilt 
Venboilnng  der  ganzen  Summe  von  13.44  Mill   M.  durch  V.  v.  12.  Sept.  1873). 
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Ausserdem  wurden  den  genannten  Verbänden  die  nach  d.  lies.  v.  1873.  §.  5,  zinsbar 
angelegten  Dotationsfonds  f.  d.  Jahre  1873  —  75  vom  1.  Jan.  1876  an  überwiesen 
(zus.  13.68  Mill.  M  ).  Die  gesetzlichen  Verwendungszwecke  dieser  Summen,  — 
also  „generell  überwiesene,  obligatorische  Ausgaben"  —  sind  nach  §.  4 
d.  Ges.  v.  1875:  Neubau  cbauss.  Wege  u.  Unterstützung  des  Gemeinde-  u.  Kreis- 
wegebaus, Beförderung  von  Landesmeliorationen  innerhalb  des  provinz.  Interesses, 
Landarmen-  u.  Corrigendenwesen ,  Irren-,  Taubstummen-.  Blinden wesen ,  Unterstütz, 
milder  Stiftungen,  Rettungs-,  Idioten-  u.  and.  Woblthätigkcitsanstaltcn ,  Zuschüsse  f. 
künstl.  u.  wissensch.  Vereine,  öfT.  Sammlungen,  Landcsbiblioth.  u.  s.  w.,  u.  ..ähnliche 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke".  In  don  Prov.verbändcn  sind 
mit  den  überwiesenen  Summen  auch  die  Kosten  des  Pror.landtags,  der  Prov.verwaltung 
u.  einiges  A.  m.  zu  bestreiten.  In  Verbindung  hiermit  sind  den  Prov.verbänden  eine 
Reihe  von  gemeinnutzigen  Anstalten  mit  allen  Rechten  u.  Pflichten  unter  Ausschcidong 
des  Staats  zur  Verwaltung  u.  Unterhaltung  überwiesen,  auch  verschiedene  kleinere 
Fonds  an  sie  übertrafen  worden.  Endlich  wurde  durch  das  Ges.  v.  1875,  §.  18, 
allen  Provincialverbänden ,  auch  der  neuen  Provinzen,  den  Comm. verbänden  von 
Kassel  u.  Wiesbaden,  den  Stadtkreisen  Berlin  u.  Frankfurt  a.  M.,  u.  dem  Comin.verband 
von  Hohenzollern  Eigenthum  an  und  Verwaltung  u.  Unterhaltung  der  Staats- 
chausseen übertragen  (mit  Ausnahme  der  berg-  u.  forsttiscal.  Staatschausseen). 
Zur  lebernahme  dieser  Last  wurde  den  Verbänden  eino  weitere  Jahresrente  aus 
Staatsfonds  von  19  Mill.  M.  gewährt,  wovon  15  Mill.  M.  im  Gesetze  selbst,  4  Mill. 
M.  halb  nach  Flüche,  halb  nach  Volkszahl  auf  die  Verbände  vertheilt  wurden. 

Auf  Grand  dieser  verschiedenen  Dotationsgesetzc  enthält  der  preuss.  Staats- 
baush.ctat  jetzt  jährlich  37,559,111  M.  „zur  Gewähr,  von  Provincfonds  f.  Zwecke  der 
Selbstverwaltung,  einschliessl.  d.  Mittel  z.  Durchführ,  der  Kreisordn.",  ausserdem 
„Beitrag  z.  d.  Kosten  der  Amtsvorwalt.  der  östl.  Provinzen4*  745,500  M.  Diese 
Dotationen  machen  in  den  Prov.verbänden  die  Prov.stencrn  bisher  noch  grossentheils 
entbehrlich.  Die  genannten  neueren  finanzstatist.  Arbeiten  trennen  die  Kreis-  und 
Prov.stcucrn  nicht.  An  „Leistungen  der  Kreise  an  den  Prov.-  oder  Communalständ. 
Verband"  erscheinen  in  d.  Fi n. Statist,  der  Kreise  f.  1877/78  die  schon  oben  mit  auf- 
geführten Summen  von  5  077  Mill.  M.,  wovon  2.171  im  Gebiete  der  Kreisordn., 
2.906  im  übrigen  Gebiet  Diesen  Summen  stehen  bei  den  Einnahmen  der  Kreise 
an  „Zahlungen  ans  Staats-  oder  Provincfonds"  8.293  Mill.  M.  gegenübor.  bez.  5.437 
u.  2.856  in  den  beiden  Gebietsgruppen.  — 

Wichtig  für  das  gesammte  preussischc  u.  deutsche  Communalfinanzwesen  i.  w.  S. 
ist,  dass  die  indirecte  Besteuerung  in  Form  von  Zöllen  oder  Znschlägen  zu  den  Vereins- 
zöllen, auch  zu  den  inneren  Verbrauchsteuern  auf  Salz  wie  den  Einzelstaaten,  so  auch 
den  Communcn  u.  Communalverbändon  untersagt  ist.  (Zollvcroinsvertr.  ?.  1867  in 
Betr.  der  eingeführten  ausländ.  Erzeugnisse,  die  eingangszollpffichtig.  vorbehaltlich  der 
inneren  Stouern  auf  Branntw.,  Bier,  Essig,  der  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  auch  von  aus- 
länd Productcn,  Art.  5,  N.  I;  ähnliche  Beschränkungen,  auch  in  Betr.  der  Höhe 
der  Sätze  f.  inländ.  Artikel,  Branntwein,  Bier,  Wein,  ferner  Mehl  n.  Mehlfabrikate, 
Fleisch  etc.,  für  die  einzelstaatl.  Besteuerung,  Art.  5,  N.  II,  §.  2;  Abgaben  f. 
Kechn.  v.  Cominunen  u.  Corporationen  dürfen  nur  f.  Gegenstände,  die  zur  örtlichen 
Consnmtion  bestimmt,  erfolgen,  nam.  f.  Bier,  Essig,  Malz,  Cider,  f.  d.  der  Mahl- 
u.  SchlachtsL  unterliegenden  Erzeugnisse.  Brennmater.,  Marktvictualien.  Fourage,  nur 
in  Weinlanden  f.  Wein ,  nur  ausnahmsweise  f.  Branntwein ,  daneben  Beschränkungen 
in  d.  Höhe  der  Sätze  bei  Wein,  Bier,  Branntw.  (Art.  5,  II,  §.  7);  nach  d.  Uebercin- 
kunft  v  .  8.  Mai  1867  darf  neben  der  neuen  Vereins  -  Salzsteuer  keinerlei  andere 
Salzabgabe  erhoben  werden.)  Elsass-Lothringen  unterliegt  für  soine  städt. 
Octrois  diesen  Beschränkungen  nicht.    (Reichsges.  v.  25.  Juni  1873  §.  5\ 

In  den  preuss.  Provinzen,  worin  die  neue  Proviucialordnung  nicht  gilt,  stehen 
die  früheren  Ordnungen  noch  in  Kraft  und  sind  durch  neuere  Vorschriften  ergänzt, 
so  dass  doch  in  wesentlichen  Punctcn  Gleichmässigkeit  der  Verhältnisse  besteht. 
S.  u.  A.  Erlass  v.  27.  Sept.  1871 .  betr.  das  Regulativ  über  die  provincialstand.  An- 
stalten u.  Vermögen  der  Rheinprovinz,  mit  Nachtrag  v.  1  Nov.  J*»75.  Erl.  v. 
16.  Aug.  1871,  mit  Nachtr.  v.  8.  Dec.  1875  über  die  prov^tänd.  Anstalten  der  Prov.  Pose  n. 

§.  57  —  3.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  gelten,  mit  manchen  Ab- 
weichungen im  Einzelnen,  ahnliche  gesetzliche  Bestimmungen,  für  die  finanzielle 
Autonomie  der  Gemeinden  u.  der  höheren  Ooinmunalverbände  und  für  das  Oberauf- 
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sicbts-  und  Gcuchmigungsrccht  der  Staatsregierung  in  Betr.  der  Wahl  der  Stciierart. 
der  Höbe  der  Steuer,  der  Schuldaufnahtnen  u.  s.w.  Coinmunalvcrbündc  höherer 
Ordnung  mit  weiteren  Befugnissen  (obrigkeitlichen,  finanziellen^  hat  auch  hier  die 
neuere  Gesetzgebung  erst  geschaffen,  th.  (Baiern.  Baden,  Sachsen- Weimar  u.  a.  m.)  schon 
froher,  mit  nach  preuss.  Muster  in  K.  Sachsen,  Hessen,  Braunschweig.  Hier  kaun 
nur  Einiges  aus  diesem  grossen  Detail  hervorgehoben  werden.  —  Vgl.  i.  Allg.  Uber 
die  betreff,  verfassungs-  u.  vcrwalt.rechtl.  Bestimmungen  des  Particularrccht*  (ieorg 
Meyer,  Lehrbuch  d.  D.  Staatsrechts,  §.  110  ff.  —  IIS,  211. 

Für  die  Gemeindesteuern  ist  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
Staatssteuern  (einzeln  auch  zu  Verbrauchsteuern,  so  der  Biersteuer,  z.  B.  in  Baiern) 
auch  ausserhalb  Preussens  das  vorwaltende.   Doch  kommen  communalc  Octrois 
mehr  vor  (Baiern,  Würtemberg,  u.  a.  in.).    In  Baiern  gingen  im  (iemeindoediet  v. 
17.  Mai  ISIS  u.  der  Vcrordn.  v.  22.  Juli  1819,  betr.  die  Umlagen  f.  Gemeindebe- 
dürfnisse, die  Getreide-  u.  Flciscbaufschläge  den  directen  Steuern  voran,  in  d.  Gem. 
ordn.  v.  211.  April  186!»  Art.  39  sind  diese  Steuern  als  gleich  statthaft  erklärt.  Ausser- 
dem kommt  bes.  der  Localinalz-  oder  Bieraufschlag  vor,  der  1S79  in  den  rechtsrhein. 
Kreisen  4.5."}  Mill.  M.  ertrug  (Ztschr.  des  bair.  stat.  Bur.  1SS0,  S.  174).    Vgl.  Zürn, 
in  d.  Gutachten  z.  Coinin.steüorfragc ,  Sehr.  d.  V.  f.  Soc.pol.  XII,  1S77,  S.  102. 
Schöller  u.  Mayer,  (baier.)  Gom.ordn.,  3.  A.  Erl.  1SS2,  S.  40  ff.    Neue  Ver- 
brauchsteuern  der  Gcineindeu  können  uur  durch  Gesetz  eingeführt  werden.  Iu 
Würtemberg  zunächst,  wenn  die  übrigen  Einnahmen  nicht  reichen,  Umlage  von 
„Gemeiudeschadcn"  auf  die  im  Gemeindeverband  bcfindl.  Güter,  Gefälle,  Gebäude,  Gewerbe 
nach  Verhältniss  der  Staatssteucr;  auch  Zuschläge  bis  1°/Ä  des  steuerbaren  Betrags  zur 
Einkommensteuer  (wovon  dann  '/»  an  die  höheren  Verbände,  die  Amtscorporationen.) 
Dazu  subsidiär  iu  den  Gemeindeu,  wo  sonst  die  Gemeindcamlagen  als  Zuschläge  zur  Grund-, 
Gebäude-  U.Gewerbesteuer  100%  übersteigen  würden,  mit  köuigl.  Vorordnung  Cowmunal- 
abgaben  auf  Bier,  Fleisch,  Gas,  iu  bestimmten  Maximalsätzen  zulässig  (Gesetz  v.  23.  Juli  1877 
Art  IS  u.  Ges.  v.  8.  März  18M).   S.  Riecke,  Verfass.  Wurt.s  u  s.  w.  ISS2,  S.  227.  — 
Im  K.  Sachsen  hat  Dresden  eine  bedeutendere  indircete  Coinmunal- Verbraucbs- 
bcsteucruug  (».  Mittheil.  d.  Dresd.  stat.  Bur.  H.  1,  v.  Jannasch). 

Die  Communalverbände  höherer  Ordnung  anlangend,  so  bilden  in  Baiern 
die  Kreise  (Begier.  Bezirke)  eigene  Kreisgemeinden  mit  d.  Recht  der  jurist.  Person 
(Ges.  v.  28.  Mai  1S52,  ältere  Gesetze  v.  182S,  1846),  denen  verschiedene  gemeinnützige 
Zwecke  obliegen,  bes.  im  Gebiete  der  volkswirthsch.  Interessen,  des  Verkehrswesen, 
des  Armen-  u.  Wohlthätigkeits-,  Gesundh.wescns.  Die  Vertretung  der  Kreisgemeindc 
der  sog.  Landrath,  setzt  den  Etat  fest,  bewilligt,  soweit  die  auderweiten  Mittel  nicht 
ausreichen,  mit  Staatsgenehmigung  die  „ Kreisumlagen "  oder  Kreissteuorn,  dio  regel- 
mässig nach  Maassgabe  der  directen  Staatssteuern  vertheilt  werden,  (anderer  Maass- 
stab  uur  auf  Antrag  des  Laudraths  durch  Staatsgesetz  zulässig).  Zuschüsse  aus  der 
Staatskasse  für  Kreiszwecke  kommen  ebenfalls  vor.  Vgl.  v.  Pözl,  baier.  Vcrfass.rccht 
§.  J31  II.,  Stockar  v.  Neuforn,  Handb.  d.  baier.  Fin.vcrwalt.  3.  A.  v.  Hock, 
Hamb.  1881,  I.  72  ff.  vom  Kreishaushalte.  —  Der  kleinere  Oommunalverband  im  Kreise, 
ausser  den  kreisuuinittclbaren  Städten,  wird  in  Baiern  durch  die  mit  dem  Bezirksamt 
zus.f&llcndc  Districtsgemcinde  gebildet,  die  der  Districtsrath  vertritt.  (And.  Ges. 
r.  28.  Mai  1S52).  Finanzstatistik  Uber  die  DistrictRumlagcn  u.  ihr  Verhältniss  zu 
den  directen  Staatssteneru  iu  d.  Ztschr.  d.  baier.  stat.  Bur.  1S7S  S.  26S  ff,  1880 
S.  22  IT..  cb.  S.  100  ff.  Uber  die  grösseren  Städte,  Daten  f.  1S76  — 78.  Im  ganzen 
Staate  waren  danach:  Die  Steucrprincipalsuinme  der  directen  Staatssteuern  in  den 
Bezirksämtern,  16.89  Mill.  M.,  die  Districtsumlagen  5.09  oder  30.13%  der  Staate 
•teuer,  die  Steuerprincipalsummcu  der  directen  Staatssteuern  der  Gemeinden  21.65  Mill.M. 
(bloss  der).  Gemeinden ,  in  denen  Gemeindeumlagcn  erhoben  werden.  20.33  Mill.  M»), 
der  Betrag  dor  erhobenen  Gemeindoumlagen  17.01  M.  M.  odor  78.56%  der  Staats- 
steuern (oder  83.68%  unrer  Berücksichtigung  bloss  der  Gemeinden,  in  denen  Umlagen 
erhoben  wurden).  P.  Kopf  die  Distr.uml.  1.01,  die  Gemeindeuml.  3.39  M.  (bloss  in 
den  Gem.  mit  Umlageerhebung  3.60),  zus.  4.40  M.  Die  Kreisumlagen  allein  betrugen 
ausserdem  (1876)  5.51  M.  M. 

In  Würtembergfungiren  die  Oberämter  als  höhere  Communalverbände  u.  Selbst- 
verwaltungskörper auch  auf  dem  finanziellen  Gebiete,  schon  nach  Ges.  v.  1822,  nicht  die 
Kreise-  S.  Riecke,  a.a.O.  S.222.  Wichtig  in  prineip.  Hinsicht  für  die  Ausbildung  der 
Selbstverwaltung  war  die  badische  Gesetzgebung,  Ges.  über  Organis.  d.  inneren  Verwalt. 
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v.  5.  Oct.  1803.  Die  mehrere  „Bezirke"  umfassenden  „Kreise",  mit  gewählten  Krcis- 
vcrsammlungen  u.  Kreisausschüssen  haben  Corporationsrechtc.  Nach  §.  41  ist  „die 
Krcisvcrsammlung  berechtigt,  im  Interesse  des  Kreises  u.  seiner  Bewohner  gemein- 
nützige Anstalten  zu  gründen  n.  zur  Förderung  gemeinsamer  Kultur,  Wirthschaft  u. 
Wohlthätigkcit  die  Gemeinden  zu  unterstützen".  Besond.  Gegenstände  des  Wirkungs- 
kreises sind:  neue  Strassen.  Brücken,  Kanäle,  Uebcrnahme  schon  vorhandener.  Erricht. 
v.  Sparkassen,  Kreisschul-,  Rcttungsanstalten,  Werk-,  Waisen-,  Armen-,  Krankenhäusern, 
sonst.  Armenfürsorge,  event.  Uebcrnahme  von  Gemeindelasten  auf  den  Kreis.  Anleihen, 
Kreisumlagen,  Alles  unter  Aufsicht  des  Staats.  —  Gr.  Hessen  (Ges.  12.  Juni  1874) 
hat  ähnlich  wie  Preussen  höhere  Selbstverwaltungskörper  (Provinzen,  Kreise)  mit  Ver- 
tretuugsorganen  u.  weiteren  finanziellen  Befugnissen  eingerichtet.  Dasselbe  gilt  vom 
K.  Sachsen  (Gesetz  v.  21.  April  1873,  belr.  die  Bildung  von  Bezirksverbändeft). 
Diese  Verbände  werden  durch  die  Amtshauptmannschaften  gebildet,  haben  die  Rechte 
einer  jorist.  Person ,  werden  durch  dio  Bezversammlung  u.  den  Bezirksausschuß  ver- 
treten. Die  Bcz.vcrsamml.  darf  für  gemeinnützige  Zwecke,  welche  gesetzlich  zu 
ßezirbangelegenhciten  erklärt  sind,  —  namentl.  Einriebt,  f.  Armenversorg. ,  Äffend. 
Krankenpflege,  Wegebau,  Nothstands- Abwehr,  Unterstütz,  der  Familien  der  Reservisten 
u.  s.  w.  —  Einrichtungen  u.  Ausgaben  beschliessen ;  dafür  U.A.  das  Recht,  Anleihen 
aufzunehmen  u.  den  Bevit  k  mit  Abgaben  zu  belasten.  Vertheilung  der  Bezirkssteucrn 
auf  die  Gemeinden,  Gutsbezirke,  Fiscus  nach  Maassgabc  der  directen  Staatssteuem. 
Die  Städte  Dresden,  Leipzig.  Chemnitz  sind  bezirksexemt.  Dotation  der  Verbände  u. 
dieser  Städte  mit  3  Mill.  Thl.  Fonds  zu  Selbstverwaltungszwecken  ;  der  Kapitalbetmg 
dieser  Fonds  tnuss  erhalten  werden  (Ges.  v.  25.  Juni  1874).  Vgl.  Leuthold.  »Achs. 
Vcrw.recht,  Lpz.  1878  §.  16.  —  Auch  in  den  deutschen  Kleinstaaten  bestehen 
jetzt  mehrfach  zwischen  Gemeinde  u.  Staat  Communalverbände  höherer  Ordnung  für 
Zwecke  der  Selbstverwaltung,  mit  finanz-  u.  steuerrcchtl.  Befugnissen.  S.  Georg  Meyer, 
Staatsrecht.  S.  303  ff. 

§.  5s.  —  4.  In  Oesterreich  (West-,  „ Cisloithanien "  oder  „Gebiet  der  im 
Rcichsrath  vertretenen  Königreiche  und  Länder")  bestehen  über  den  Ortsgemeinden 
als  Communalverbände  höherer  Ordnung  in  einigen  Kronländem  (Böhmen,  Tirol. 
Steiermark,  Galicien)  Bezirke  (Ulbrich,  Lehrb.  d.  österr.  Staatsrechts.  Berl.  1882 
§.  116  1T.).  Die  Krön  län  der  selbst  haben  nach  der  eigentümlichen  historisch -poli- 
tischen Entwicklung  des  Kaiscrstaats  thcils  die  Bedeutung  von  Selbstvcrwaltungskörpern 
höchster  Ordnung,  gleich  den  Provinzen  anderer  Staaten,  theils  eine  darüber  noch  etwas 
hinausgehende,  der  Stellung  von  Einzclstaaten  eines  Bundesstaats  vergleichbare.  Das 
wirkt  auch  auf  die  Fiuanzwirthschaft  ein.  S.  f.  d.  Staatsrechtliche  Ulbrich's  neues  Werk. 

Für  die  österr.  Gemeinden  hat  das  Reichsges.  v.  5.  März  1 862  die  allge- 
meinen Grundsätze  festgestellt,  für  die  einzelnen  Kronländer  sind  daraufhin  besondere 
Landes-  Gemoindcordnungen  erlassen  (Ulbrich,  246,  giebt  die  Daten  dioscr  Gesetze). 
Ausserdem  bestehen  für  grössere  Städte .  bes.  die  Landeshauptstädte  eigeue  im  Wege 
der  Gesetzgebung  erlassene  Ortsstatuten  (Uebers.  bei  Ulbrich,  S.  288).  Der  Wirkungs- 
kreis der  österr.  Ortsgemeinden  stimmt  in  Betreff  der  obligatorischen  (u.  A.  auch 
Volksschulwcscn.  Armenwesen,  übrigens  Beides  im  Gemeindcges.  v.  1862  Art.  5  zum 
„selbständ."  Wirk.kreis  der  Gemeinde  gerechnet)  und  facultativen  Aufgaben  im  Wesent- 
lichen mit  demjenigen  der  Gemeinden  im  Deutschen  Reiche  überein.  Die  finanzielle 
Autonomie  im  Ausgabe-  und  Einnahmewesen,  das  betreffende  Oberaufsichts-,  bez. 
Zustiminungsrccht  des  Staats  (bei  Veräußerungen  von  grösseren  Vcrinögensobjecton, 
bei  Schnldaufnahme,  Besteuerung  f.  Gemeindezwecke)  ist  gleichfalls  ähnlich  geregelt. 
Die  Gemeindesteuern  können  als  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  —  und  zwar 
nur  auf  allo  directen  Steuern  gleichmiissig  —  u.  zur  Verzehrungssteuer  (hiermit 
Beschränkung  auf  den  L  o  c  a  1  verbrauch ,  also  Freilassung  der  anderswohin  gehenden 
Ortsproducte  und  der  nur  im  Handelsverkehr  durchgeführten  Waaren)  oder  in  Form 
anderer  Auflagen  u.  Abgaben  beschlossen  werden,  wenn  die  Einkünfte  aus  dem  Ge- 
meindeeigen thu  in  dio  Ausgaben  nicht  decken.  Einführung  ne<ier  Auflagen  u.  Aus- 
gaben, ausser  jenen  Zuschlägen,  u.  Erhöhung  bestehender  setzt  ein  Landes- 
gesetz voraus  (Gem.  Ges.  v.  1862  Art.  15). 

Die  im  Gemeindcges.  v.  1862  Art  17  ff.  vorgesehenen,  nur  theilwebe  gebildeten 
Bezirke  haben,  ähnlich  den  preuss.  Kreisen,  einige  grössere  Localanfgaben  der 
Inneren  Verwaltung  durchzuführen  (Anstalten  f.  Landeskultur,  Gesundheitspflege. 
Armen  Versorgung,  Humanitätsanstalten,  Bezirkstrassen  u.  dgl.).    Die  Besteuerung  zu 
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Bezirkszwccken  li.it  regelmässig  in  der  Form  von  Zuschlägen  zu  den  dirceten 
Stenern  zu  erfolgen,  bis  zu  einem  bestimmten  Maasse  (Böhmen  10,  Tirol  50.  Steier- 
mark 27,  üalicien  20°/o)  ohne  Weiteres,  darüber  hinaus  und  im  Falle  anderer  Umlagen 
ist  «in  besonderes  Landesgesetz  erforderlich  ((Jem.  Ges.  v.  1802  Art.  21.  ülbrich  S.  204). 

Die  Stellung,  welche  die  österr.  Kronländer  in  der  neneren  Verfassungsepoche 
seit  1861  („Februarpatent44  v.  26.  Febr.  1861,  „Landesordnungen"  auf  Grnnd  desselben) 
wieder  erhalten  haben,  ist  wie  gesagt  eine  etwas  selbständigere,  als  sie  den  Provinzen 
in  einem  modernen  Einheitsstaat  gewahrt  zn  sein  pflegt.  Das  hat  auch  seinen  Ein- 
flu»  auf  die  Landeshanshalte  gehabt.  (Vgl.  Ulbrich,  a.  a.  0.  §.  118  ff.,  v.  Czörnig, 
fet  Budg.  II,  401  ff)  Die  „Länder44  haben  eine  erhebliche  Thätigkeit  auf  dem  Ge- 
biete der  Inneren  Verwaltung  (Anstalten  f.  Krankenpflege,  Findel-,  Gebär-,  Irrenwesen, 
Impfwcscn,  Zwangsarbeitshäuser,  Schulwesen,  Aufwand  f.  Kunst  u.  Wissenschaft, 
Strassen-  n.  Chausseebau,  z.  Th.  Gcnsdarmcrie - ,  Militärquartier-,  Vorspannwesen  u. 
A.  m  ).  Die  Einnahmen  zur  Deckung  dieser  obligat,  u.  facult.  Ausgaben  flicssen  aus 
dem  werbenden  Vermögen  u.  Gefällen  der  Länder,  aus  Landesfonds  (Dotnesticalfonds> 
aus  der  früheren  stäud.  Periodo,  aus  Specialfonds,  überwiegend  jedoch  aus  Landes- 
steoero,  wiederum  regelmässig  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den  dirceten  Staatssteuern. 
Bis  zu  10°/,,  können  diese  Zuschläge  durch  auton.  Landtagsbcscbluss,  darüber  hinaus  oder  in 
anderer  Form  nur  mit  kais.  Genehmigung  angeordnet  werden  (Ulbrich,  S.  301).  Ausser- 
dem ist  in  Westösterrcich  die  Grundentlastungsschuld  eine  Speciallast  der  einzelnen 
Kronländcr,  nich  t  desStaats,  der  aber  erhebliche  Zuschüsse  übernommen  hat.  Statistisches 
über  die  Landesfonds,  den  Gcmeindehaushalt  im  österr.  Statist.  Jahrb.  f.  1879  H.  VII. 

§.  5I>.  — 5.  In  Frankreich  stehen  über  den  Gemeinden  (communes)  als  Analoga 
unserer  Communalvcrbändc  höherer  Ordnung  nur  die  Departements.  Die  Gantone 
gehören  nicht  dazu,  da  sie  nur  Gcbictsabtheilungen  für  einige  Specialzweckc,  ohne 
corporative  Gestaltung,  sind.  Und  auch  die  Arrondissements  sind  hier  nicht  zu 
nennen ,  da  sie ,  die  Unterabtheilungen  der  Departements,  zwar  in  „Räthcn44  (eonscils) 
eine  Vertretung  mit  gewissen  Aufgaben,  aber  keine  selbständige  Finanzwirthschaft, 
kein  eigenes  Budget  haben.  S.  über  die  Organisation  Ernst  Meier  in  HoltzcnderfTs 
Encyel.  d.  ßechtswiss.  ».  A.  S.  039  ff,  4.  A.  S.  1  US  ff,  Georg  Meyer,  iu  Schön- 
bergs  Handb.  d.  pol.  Oekon.  II,  49S.  Leroy-Beaulieu,  administr.  loc.  cn  France 
et  eu  Anglet  1.  Partie  u.  3.  partie  (diese  über  d.  Finanzielle);  ders.  traite  de 
fin.  I  livre  2,  eh.  15.  Block,  les  commuues,  passim  (Vergleiche  mit  and.  Ländern). 
Ders.  dict.  de  l'administr.  fran«;.,  2.  cd.  3.  tirage.  Par.  1SS1,  nebst  den  jährl.  er- 
scheinenden Supplements  dazu  (bisher  4,  187S  —  Sl),  unter  den  betreffenden  tech- 
nischen Ausdrücken,  so  „Organisation  communalc44  u.  A.  m.,  sehr  reichhaltig  im  Icgis- 
lat.  Material,  auch  über  die  hnanzwirthsch.  Bestimmungen;  ebendaselbst  Bibliographie. 
Ucber  das  französ.  Communalfin.wcseo  spcciell:  v.  Drasch,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Fin.wes. 
in  Frankr.  Lpz.  1874,  v.  Reit zen stein,  Gutachten,  in  B.  XII  der  Schriften  d.  Vcr. 
f.  Soc.pol.,  1S77,  S.  111  —  187,  bes.  S.  133—  157.  Auch  v.  Hock,  Fin.verwalt. 
Krankr.s  4.  Kap.  passim,  über  den  Octroi  7.  Kap.  S.  377  ff  Jetzt  v.  Kaufmann,  Fin. 
Frankreichs,  Leipz.  1882,  Buch  V,  spec.  über  Paris  S.  752  II.  (während  des  Drucks 
dieses  Bogens  mir  zugegangen:)  bes.  viel  Statistisches.  Die  Verhältnisse  in  Betreff 
der  Zuschlageentimcn  sind  complicirt.   Für  Näheres  s.  bes.  Block's  dict. 

Die  Ausgaben  der  Gemeinden  zerfallen  verwaltungsrechtlich  bes.  in 
obligatorische  u.  faeultative.  Zu  den  ersteren,  welche  die  staatliche  Aufsichts- 
behörde (Präfect)  zwangsweise  ins  Budget  setzen  kann,  wenn  sie  der  Municipalrath 
nicht  bewilligen  will,  gehören  eine  Reihe  spcciell  überwiesener  Ausgaben  für 
Staatezweckc  (u.  A.  gewisse  Kostenposten  f.  die  Volkszählungen,  f.  d.  Civüstandsregiater, 
Miethe,  Reparatur,  Unterhaltung,  Mobiliar  f.  d.  Friedensgerichte .  gewisse  Zuschüsse 
m  den  Cultoskostcn  [subsidiär].  Zuschüsse  zu  den  Unterhaltskosten  der  Waisen-  u. 
Findelkinder,  auch  solcher  Geisteskranken,  die  in  der  Gemeinde  ihr  Domicil  haben, 
Kosten  der  polit.  Wahlen,  Logis  f.  d.  Präsidenten  der  Assisson  ausserhalb  des  Sitzes  des 
Appellgerichts,  gewisso  Polizeigebäudekosten,  Kosten  der  Erneuerung  der  Mutterrollen 
der  directen  Steuern,  gewisse  andere  Polizeikostcu.  nur  ein  Minimum  Untcrrichtsaus- 
gaben  u.  A.  m.).  Die  Armenlast  bildet  in  Frankreich  keine  obligator.  Ausgabe  der  Ge- 
meinden. Dagegen  werden  eine  Reihe  von  Ausgaben  f.  eigentliche  Communalzwerke  ( Wegc- 
wesen,  Cominunalgebäude,  allgem.  Gommunalverwalt.kostcn,  Schuldenlast)  zu  den  oblig. 
Ansahen  gerechnet  Erst  nach  Bestreitung  der  oblig.  Ausgaben  können  vom  Municipal- 
rath selbständig  facult.  Ausgaben  beschlossen  werden,  vorausgesetzt,  dass  die  ordentl. 
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Einnabuicu  zur  Deckung  beider  Kategorieen  ausreichen,  so  für  Zwecke  des  Cultus,  Äffend, 
üaterricbls,  eilend.  Wohlthätigkcit,  öllenü.  Arbeiten,  Wege  u.  dgl.  m.  (Hauptges.  d.  Ge- 
meiudoges.  v.  18.  Juli  1S37,  neuere  Ges.  v.  1*».  Juli  1866,  10.  Aug.  1871).  —  Die  Ein- 
UÄjjiöcwirthschaft  derGcincinden  beruht,  abgesehen  vom  Ertrag  werbonden  Vermögens 
u.  communaler,  nach  dem  privat wirthsch.  Erwerbs-  oder  nach  dem  Gcbtihrenprincip  ver- 
walteter Anstalten,  sowie  abgesehen  von  Gebuhren  verschiedener  Art,  uberwiegend  auf 
dem  gesetzlich  genau  geregelten  System  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Steuern 
(Centimes  additioncls),  Antheilcn  an  der  Patent-(Gewerbesteucr)  u.  an  d.  Pferde- 
u.  Wagensteuer  (hier  5°  Q).  endlich  dem  verbreiteten,  bes.  in  den  grosseren  Gemeinden 
wichtigen  städtischen  Octroi  (Thoraccise).   Die  Zuschläge  sind  th.  gesetzlich  feste, 
th.  veränderliche  nach  dem  Jahresbedarf,  ferner  th.  allgemeine  f.  die  Deckung  der 
ordenü.  Cominunaiausgaben  überhaupt,  th.  spezielle,  eine  Art  Zweckstcucrn  f.  be- 
sondere einzelne  obligatorische  Ausgaben.  Dan  System  der  Zaschlagcenümen  steht  hier 
mit  der  Speeialisirung  letzterer  Ausgaben  in  Verbindung.    5°  „  Zuschläge  zur  Grund-  u. 
Personal-  u.  Woltnungssteuer  im  Maximum  bilden  die  erste  allgemeine  Steuereiunahme  zur 
Deckung  der  jährlichen  regelmäss.  Ausgaben  der  Gemeinden.  Im  Kall  des  Bedarfs  treten 
Spccialzuschläge  zu  den  4  directen  Steuern,  f.  Vicinalstrassen  im  Max.  von  5%  (Ges.  v. 
21.  Mai  1S36),  desgleichen  mit  wechselndem  Maximum  (festgesetzt  durch  das  Finauzgesetz) 
f.  die  Primärschulen,  ferner  für  die  Kosten  der  Feldhüter  hinzu.    Dn  Fall  die  Einkünfte 
no<  h  nicht  ausreichen,  werden  mit  Staatsgenehmigung  weitere  Zuschlagceutimeu  zu 
den  direkten  Steuern  erhoben.   Auch  Zuschläge  zur  Bestreitung  einmaliger  obli- 
gator.  u.  facult.  Ausgaben  sind  ebenfalls  unter  gewissen  Cautelen  (Genehmigaug  des 
Präfecten,  bez.  der  Staatsregierung)  zulässig.    Die  Maxima  der  ausserord.  Zuschläge 
werden  jährlich  von  den  Gencralräthcn  innerhalb  der  vom  Finanzgesetz  norinirtcu 
Grenzen  festgestellt  (v.  Reitzenstein,  S.  139,  Ges.  v.  10.  Aug.  1871  Art.  42). 
Allgemein  ferner  beziehen  die  Gemeinden  8%  vom  Ertrage  der  in  ihnen  erhobenen 
Patentstcuer  (Ges.  v.  25.  Apr.  1S44).   Unter  den  zahlreichen  sonstigen  Gebühren 
u.  steuerartigen  Abgaben,  welche  ausserdem  in  den  Commuuen  vorkommen  (s.  Block, 
dict  p.  1413),  befindet  sich  eine  obligat.  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Gemeinden 
(Ges.  v.  2.  Mai  1855)  u.  bes.  der  Octroi,  die  Hauptstcuerquelle  der  bedeutenderen 
französ.  Städte,  aber  auch  in  kleineren  Gemeinden  sehr  verbreitet  (im  Ganzen  jetzt 
in  Uber  1500!)  aus  der  alten  Monarchie  stammend,  1791  aufgehoben,  schon  unter 
dem  Directorium  wieder  hergestellt  (Ges.  v.  9.  germin.  V,  11.  frim.  VII,  2.  vendem. 
u.  27.  frim.  VIII,  5.  ventose  VIII  u.  a.  m.  bis  in  die  neuste  Zeit).  Vgl.  Art  octroi 
bei  Block,  dict.  v.  Reitzenstein,  S.  150  If.   Die  Reihe  der  steuerbaren  Artikel 
ist  ciue  sehr  grosse  u.  den  Municipalräthen  ist  Freiheit  gegeben,  sie  mit  Zustimmung 
des  Generalraths  des  Departements,  event.  des  Ministers  und  Staatsrat!»  noch  aus- 
zudehnen.   Sio  umfasst  (Tarif  im  Anschluss  an  d.  Decret  v.  12.  Febr.  1870)  sechs 
grossere  Kategorieen,  Getränke,  Nahrungsmittel,  Brennmaterial,  Futter,  Baumaterial, 
Verschiedenes.  Der  Tarif  bestimmt  das  zulässige  Maximum  der  Tarifsätze,  verschieden 
nach  6,  nach  der  Bevölkeruugsgrösse  gebildeten  Ortsklassen.   Der  Wein  spielt  eine 
Hauptrolle  im  Ertrag  des  Octroi,  bes.  der  grossen  Städte  des  Nordens:  ein  Haupt- 
unterschied von  den  Verhältnissen  anderer  Länder.    Nach  der  amtlichen  Statistik  f. 
1877  (im  Auszug  in  Block 's  ann.  de  lec.  pol  p.  1881  p.  14»)  bestand  der  Octroi  1823 
in  1434  Gemeinden  mit  6  Mill.  Einwv.  Rohertrag  61.87  M.  fr.,  p.  Kopf  10.32  fr.,  1877 
in  1543  Gemeinden  mit  10.95  Mill.  Einw.,  Rohertrag  250.12  Mill.  fr.,  p.  Kopf  22.83  fr. 
Davon  über  die  Hälfte  in  Paris,  126.49  M.  fr.    Von  den  Hauptobjectcn  gaben 
Wein  76.86  M.  fr.  (in  Paris  allein  50.84),  Cider  u.  s.  w.  2.24  (Paris  0.22),  Alco- 
hol  15.79  (P.  9.83),  and.  Flüssigkeiten  24.79  IP.  12.03),  Nahrungsmittel  63.68  (P.  23.28), 
Brennstoffe  24.49  (P.  9.97),  Futter  12.34  (P.  4.19).  Baumaterial  24.19  (P.  12.28),  Ver- 
schiedeues 5.74  (P.  4.01).   An  finanz.  Bedeutung  überwiegt  so  der  Octroi  als  Communal- 
eiunahme  im  Ganzen  die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  bei  Weitem,  namentlich  anch 
in  den  grösseren  Städten  (Lyon  1868  ges.  Einn.  14.63  Mill.  fr.,  wovon  Octroi  6.71, 
Zuschlage  1.45,  Marseille  1869  16.30  i.  G.,  wovon  Octroi  8.5,  Zuschläge  1.32  M.  fr.; 
Paris  Budg.  f.  1881  ord.  Einn.  232.34,  auss.ord.  5.36,  zus.  237.70;  von  d.  ord.  Einn.  aus 
Octroi  130.45,  aus  Zuschlagcentimen,  Specialaufl.  u.  Hundesteuer  zus.  nur  24.37  M.  fr., 
Voranschi.  d.  Octroi  f.  1883  140  Mill.  fr.  Hobekosten  des  Octroi  in  Paris  1860  5.62, 
1879  4.37u/0).  Eingehende  Bestimmungen  auch  Uber  die  Aufnahme  von  Common  al- 
Anleihen.    (Ges.  v.  24.  Juli  1867).    Bei  Anleihen,  welche  aus  ausserord.  Quellen 
später  als  nach  12  Jahren  zurückzahlbar  sind,  ist  ein  Kegierungsdecret  erforderlich, 
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das  bei  Gemeinden  mit  Uber  100,000  fr.  Einkommen  im  Staatsrath  erlassen  werden 
inuss.  Bei  Anleihen  im  Betrage  von  über  1  Mill.  fr.  ist  ein  Gesetz  nothwendig. 
Bei  gewissen  anderen  Anleihen  Zustiniuiungsreeht  des  Piäfecten.  Die  Zuschläge 
zu  den  directen  Steuern  für  Coiuniunalzwccke.  ebenso  für  Departements/wecke,  er- 
scheinen als  Annex  zum  jährlichen  Budget  des  Staats;  im  B.  f.  18S2  151  48  Mill.  fr. 
f.  Cotniuunal-,  140.77  M.  fr.  f.  Depart.zwecke ,  jenes  40.4.  dieses  37.5,  zus.  77.9% 
des  Ertrags  der  4  grossen  directen  Staatssteueru  (375.14  M.  fr.).  Die  directen  Steuer- 
zuschläge betrugen  also  im  Ganzen  noch  nicht  60u/o  des  jetzigen  Rohertrags  des 
Octroi,  obwohl  dieses  nur  in  einem  Theil,  allerdings  in  allen  grösseren  Gemeinden, 
besteht.  Nach  einer  auitl.  Statistik  f.  1877  (bei  Kauf  manu,  a.  a.  0.  S.  737  ff.)  betrugen 
in  den  Gemeinden  ohne  Paris  die  ord.  Ausgaben  354.3,  die  ausserord.  359.4  (wovon 
Schuldcntilg.  1H7.7)  M.  fr.,  dazu  Paris  mit  bez.  100.2  u.  S7.7,  zus.  553.5  u.  447.1. 
Summa  1000, 6  M.  fr  Die  glcicbzcit.  Einnahmen,  ohne  Paris,  ord.  407.3  (davon- 
Zuschlage  zu  den  dir.  Steuern  77.H,  Anthcil  an  Staatssteu.  8.7,  Octroi  110.4.  Hunde- 
steuer 6.3)  M.  fr.,  die  ausserord.  Einnahmen  514.0  M.  fr.  (davon  direetc  Zuschläge  38.3, 
Anleihen  173.4,  Rückstände,  Ueberscbttsse  226.2  M.  fr.),  zus.  922  M  fr.  Einn..  dazu 
Paris  mit  420.1.  Summe  aller  Gein.cinn.  1348  M.  fr.  Die  Abhängigkeit  der  frauzös. 
Gemeinden  vom  Staate  tritt  auch  in  der  Erhebung  der  Zuschläge  durch  die  Steuer- 
einnehmer des  Staats,  in  der  Uebcrweisung  der  Quoten  an  die  Gemeinden  u.  in  der 
Beifügung  der  betreffenden  Einnahmen  zum  Staatsbudget  hervor. 

Die  Departements,  welche  in  der  Revolution  als  hauptsächliche  Verwaltuugs- 
abtheilungen  an  die  Stelle  der  Provinzen  u.  s.  w.  der  alten  Monarchie  traten,  habeti  im 
Geueralrath  (conseil  gciieral)  oin  Vertretungsorgan;  sie  besitzen  eine  eigene  Fi  n  a  nz  wi  rth  - 
schaft  u.  ein  eigen  es  Budget,  das  in  ein  ordentliches  und  ein  ausserordent- 
liches zerfällt.  Auch  hier  bind  die  ordentlichen  Ausgaben  z.  Th.  obligatorische 
für  staatliche  Zwecke,  welche  in  das  Budget  gestellt  werden  müssen  (u.  A.  Miethe, 
Mobiliar,  Unterhaltung  der  Präfoctur-  u.  I  nterpräfectur-llotels,  dgl.  für  die  Assisseu-. 
Civil-  u  Haudelsgericht-diöfe,  Kasernirunjr  der  Gensdarmeric).  Auch  die  Last  der 
Ausgaben  für  enfants  assistös  (Waisen-.  Findelkinder)  liegt  den  Departements  in  der 
Hauptsache  ob.  Dazu  treten  Ausgaben  für  Depart  Gebäude,  Dep-  Strassen  (womit  die 
Ausgaben  der  Gemeinden  für  die  Viciualstrasscu  grösserer  Verbindung  u.  von  all- 
gemeinem Interesse  in  gewisse  Combinationeu  gebracht  werden),  für  öffentliche  Unter- 
stützung, für  Cultus,  Dopart.-Archivc,  Beförderung  von  Ackerbau  u.  Industrie,  öü'cntl. 
Unterricht,  gewisse  Katasterkoslen ,  Unteistützuug  au  Geuieindeu  f.  gewisse  Zwecke. 
Zur  Deckung  der  ordcntl.  Depart.ausgaben  dienen  namentlich  dio  ordentlichen 
Zaschlagcentimen  zu  den  directen  Staatssteuern.  Der  Betrag  wird  jährlich 
durch  das  Finauzgesetz  festgestellt;  er  ist  neuerdings  im  Max.  25  cent  oder  °/0  von 
der  Grand-  u.  der  Personal-  u.  Wohnungssteuer,  1  cent.  von  allen  4  directen  Steuern. 
Dazu  kommen  Specialzuschläge  für  gewisse  Zwecke  (Zwecksteuern namentlich 
für  Vicinalwege  (Max.  7  cent.),  f.  Primärunterticht  (Max.  3  cent),  beides  Zuschläge 
zu  den  4  directen  Steuern,  f.  Katastcrcrncuerung,  (Max.  5  cent..  bloss  von  der  Grund- 
steuer, doch  nur  zum  kleinsten  Theil  vorwandt).  —  Das  ausserordentliche  Aus- 
gabebudget ist  zunächst  auf  a u  sse  ro  rd e  n  tli ch  e  Zuschlagcentimen  zu  den  4 
directen  Steuern  basirt.  deren  Maximum  ebenfalls  das  jährliche  Finanzgesetz  feststellt 
'neuerdings  12  cent.).  Darüber  hinaus  müssen  Zuschläge  durch  ein  Gesetz  gestattet 
werden.  Ferner  dieuen  zu  grösseren  derartigen  Ausgaben  Depart.- An  leihen,  die 
der  Generalrath  bis  zur  Rückzahluugsfrist  von  15  Jahren  auf  die  ord.  u.  ausserord. 
Einnahmen  aufnehmen  darf.  Für  andere  Anleihen  ist  ein  Specialgesetz  nothwendig. 
Vgl.  bes.  Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  das  die  Befugnisse  der  Gcneralräthe  orweitert  hat. 
Näheres  in  den  Art.  Departement,  conseil  gänöral,  chemins  vicinaux  u.  a.  m.  in 
Blocks  dict  de  ladruin.;  auch  E  Meier  in  Holtzend.  Encycl.  4.  A.  S.  1150  ff.  — 

In  Belgien  hat  das  Prov.ges.  v.  30.  Aug.  1S36  Näheres  über  das  Finanzwesen 
der  Provinzen  bestimmt.  Auch  hier  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
Steuern  (0%  ord.  Zuschlag,  dazu  ein  wechselnder  auf  bestimmte  Zeit).  Die  belg. 
(immunen  erhalten  für  die  aufgehobenen  Üetrois  Entschädigungen  in  Antheilen  an 
den  Zöllen,  inneren  Verbrauchsteuern  (auf  Branntwein,  Bier.  Essig,  Zucker).  Postein- 
nahmen (zus.  1881  25.68  Mill.  fr.,  nebeu  60.01  Mill.  fr.  Staatsantheil).  Leber  das 
belg.  Communalfin.wcs.  s.  Bollie,  traite  des  taxes  communales,  Brüx.  1V>1.  Ueber 
die  Auf  heb.  d.  Otrois  Ko  II  mann  in  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  186S.  Auf  das 
Italien.  Communalfin.wesen  kann  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden.  Hervorzu- 
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heben  sind  die  guten  finanz-statistischeu  Arbeiten  des  ital.  stat.  Hur.  darüber,  s. 
Bilanci  conununali  f.  1S79,  Koma  1SSÜ. 

Drittes  Kapitel. 

Materielle  Ordnung  der  Flnauzwirtlischait  und  Theorie 
der  l)eekuii£  des  Fluanzbedarfs. 

Vgl.  oben  S.  Ol  die  Vorbemerk,  zum  !.  Buche.  Die  Fragen  der  materiellen 
und  formellen  Ordnung  des  Staatshaushalts  hängen  enge  zusammen  und  lassen  sich 
auch  in  der  Darstellung  nicht  vollständig  trennen.  Bei  der  materiellen  Ordnung  handelt 
•es  sich  mehr  um  finanzwissenschaftliche  und  finanzpolitische  Grundsätze, 
bei  der  formellen  mehr  um  1  inanztechnische  und  um  Staats-,  bez.  vcrwaltungs- 
rcchtliche.  In  diesem  Werke  sind  die  ersteren  das  Wichtigere.  Sie  worden  daher 
auch  in  diesem  Kapitel  vor  der  formellen  Ordnung  behandelt.  Vom  finanzwissen- 
schaftlichcn  Standpuncte  aus  ist  zu  verlangen,  dass  die  Grundsätze  für  die  materielle 
Ordnung  in  der  formellen  Ordnung  des  öffentlichen  Haushalts  alsdann  möglichst  Be- 
rücksichtigung finden. 

Soweit  Kau  diesen  Gegenstand  überhaupt  berücksichtigt  hat,  geschah  dies  im 
I.  Abschnitte  des  3.  Buchs  (VerhäJtniss  der  Einkünfte  zu  den  Ausgaben  des  Staats) 
§.  403  bis  470  und  theilweise  im  2.  Abschnitte  dess.  Buchs,  in  der  Lehre  von  den 
Staatsschulden  §.  471  H'..  Von  der  einen  Alt  der  Unterscheidung  zwischen  ordentl. 
u.  ausscrordentl.  Einnahmen  sprach  Kau  in  39—41  (5.  Ausg.).  Bei  der  principiellcn 
Bedeutung  der  hier  zu  erörternden  Puncto  fnr  die  Lehre  von  den  Einnahmen  erschien 
es  richtiger,  diesen  Gegenständen  eine  andere  Stelle  im  System  zu  geben.  Dadurch 
wird  einmal  die  innere  Verbindung  zwischen  den  Lehren  von  den  Ausgaben  und  von 
den  Einnahmen  tiefer  begründet  Sodann  wird  innerhalb  der  Ausgaben  die  Grenz- 
linie gezogen,  bis  zu  der  die  ordentlichen  Einnahmen  unter  allen  Umständen  ausge- 
dehnt werden  müssen.  Man  gewinnt  so  erst  ein  Mass  für  diese  Einnahmen  insgesammt, 
das  bereits  feststehen  inuss,  wenn  die  Frage  nach  der  Wahl  der  einzelnen  Arten  der 
ordentlichen  Einnahmen  (und  darunter  auch  der  einzelnen  Steuerarten)  beantwortet 
werden  soll.  In  meiner  Neubcarb.  (ti.  Aufl.  von  Kau,  1.  von  mir,^  hatte  ich  diese 
Lehre  an  den  Schluss  des  Buchs  von  den  Staatsausgaben  gestellt  (§.  82  —  S»3d. 
S.  19S  —  242V  In  der  2.  Ausg.  gab  ich  ihr  eine  wohl  richtigere  systematische 
Stellung  und  filgte  zugleich  die  damals  noch  davon  getrennte  Erörterung  über  den 
ordentl.  u.  ausscrordentl.  Bedarf  !«?.  39 — tl  d,  S.  Os  ID.  woran  jene  Lehre  vom  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalte  und  der  Deckung  des  Bedarfs  anzuknüpfen  hat.  nunmehr 
unmittelbar  in  diesen  Abschnitt  ein.  Ich  bin  dabei,  wie  auch  in  der  jetzigen  Aufl. 
grossentheils  meinen  eigenen  alteren  Arbeiten:  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  (dessen 
Verhältnisse  mich  zunächst  auf  diese  Untersuchungen  führten  >  S.  1—63.  Art.  Staats- 
schulden im  Staatswörterb.  X.  1—20,  Art.  Staatshausli.  u.  Staatsschulden  im  Hand- 
wörterb.  d.  Volkswirtlisch. lehre  v.  Kentzsch  gefolgt.  S.  jetzt  auch  meine  Abh.  X 
..Ordn.  d.  Fin.wirlhsch."  in  Schönbcrg's  Handb.  II,  113.  An  einer  ahnlichen  allge- 
meinen und  principiellcn  Behandlung  des  Gegenstands  hat  es  in  der  fin.wiss.  Literatur 
bisher  gefehlt.  Man  hat  sich  mit  der  Aufstellung  u.  Kritik  des  obersten  Postulats  der 
Finanzpolitik  (§.  OL  begnügt,  bis  man  dann  nach  Dietzel  s  hier  massgebender  An- 
regung die  Frage  von  der  Deckung  des  Kinanzbedarfs  principieller  erfasste  und  sie 
als  die  principiclle  Vorfrage  uber  die  Benutzung  des  öffentlichen  Credits  überhaupt 
erkannte.  Hauptsächlich  gehört  daher  hieher  die  neuere  Liter,  über  den  Staats- 
credit:  Dietzel,  System  d. Staatsanleihen.  Heidelb.  1 S55.  meine  vorhin  gen.  Arbeiten, 
Laspeyres,  Art.  Staatswirthsch.  im  Staatswörterb.,  Sötbecr,  Betrachtungen  ülu  i 
Staatsschuldenwesen  in  d.  Beil.  volksw.  \ 'iert <dj.sc.hr.  1805  B.  2.  Nasse  in  dem  alle 
diese  Arbeiten  kritisch  zus. fassenden  Art.  Stenern  ti.  Staatsanleihen.  Tüb.  Ztscbr. 
B.  24  (l>tiS).  Eine  allgemeinere  Erörterung  des  Problems  jetzt  auch  bei  Stein. 
I'in.  3.  A.  S.  3*»  II.  u.  1.  A.  I.  00  II.  Die  wenig  loyale  Polemik  Stein  "s  in  s.S.  A.. 
die  ich  in  «1er  2.  A.  S.  «19  rügte,  hat  der  geniale  Wiener  College  in  d.  1.  A.  wieder- 
holt und  verschärft,  auf  Grund  einer  so  fluchtige»  Leetüre  der  angegriffenen  Auf- 
fassungen, wie  man  >ie  bei  ihm  leider  gewohnt  ist.  oder  wie  er  sie  sieh  wenigstens 
im  Fall  einer  solchen  Polemik  nicht  zu  -ebnlden  kommen  lassen  sollte.    So  bezeie|ni,: 
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ich  nicht,  wie  er  mir  imputirt,  in  §.  »»0  S.  139  d.  2.  A.  „Extrastcuern"  in  Staats- 
uotkhigen  zugleich  als  ,.Zwangsanleihen*\  sondern  spreche  von  „grossen  Extrastcuern", 
oder  ..richtig  repartirten  Zwangsanleihen",  u.  stelle  nicht,  nach  Steins  falschem 
•  itat,  einen  ..Gegensatz"  von  „chronischem-'  und  „wahrem",  sondern  einen  Unterschied 
ton  .. chronischem"  und  ..acutem"  Deficit  auf  (Stein,  I,  Ü",  OS  meine  2.  Aufl.  S.  U.'i). 
Seine  Polemik  hat  mich  zu  keiner  sachlichen  Acnderung  veranlasst.  Audi  bleibe  ich  ihm 
pgenuber  objectiv  (s.  Fin.  II.  S.  142).  Seine  eigenen  Unterscheidungen  der  Deficite 
jeben  ab<  r  entweder  nur  andere  Ausdrucke  für  dieselbe  Sache  oder  sind  Wortspielereien. 

Mau  kann  eine  in  der  „Grundlegung"  (§.  64  ff.)  näher  dargelegte  und  motivirte 
Terminologie  für  die  Gütcrbewesrung  in  einer  Wirthschaft  zweckmässig  auch  auf  die 
Finanz*  i  rthschaft  anwenden.  Danach  sind  als  „Eingänge"  und  „Ausgänge" 
diejenigen  Sachgüter,  bez  Geldsummen  zu  unterscheiden,  welche  zur  Durchführung 
-ier  Aufgaben  der  Finanzwirthschaft  in  die  Verfügung  der  letzteren  eingehen 
und  aus  dieser  Verfügung  heraustreten.  Unter  diesen  Ein-  und  Ausgängen  befinden 
'ich  auch  die  durch  den  Credit  bewirkten  Empfänge  und  Fortgaben  von  Sachgütern 
oder  Geld.  Unter  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft  sind  dagegen 
itffh  jener  Terminologie  streng  genommen  nur  diejenigen  Ein-  und  Ausgänge  der 
Finanzwirthschaft  zu  verstehen,  welche  gleichzeitig  eine  Veränderung  des  zur  Ver- 
/"(Lirutig  der  Finanzverwaltung  stehenden  Staatsvermögens,  des  sog  Fisealver- 
mi^cns.  in  sich  schliessen.  Es  ist  im  Folgenden  an  diese  Unterscheidung  zwischen 
Ein-  und  Ausgängen  und  Einnahmen  und  Ausgaben  für  einen  Punct  der  wichtigen 
Lehre  vom  Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  und  vom  Deficit  anzuknüpfen. 

§.  60.  In  diesem  Kapitel  sind  gewisse  oberste  Grundsätze 
für  die  materielle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  damit  für 
die  Sicherung  des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte 
aufzustellen.  Es  handelt  sich  dabei  zunächst  um  Grundsätze,  deren 
Befolgung  die  Vermeidung  eines  Deficits  zwischen  Ein-  und 
Ausgängen  oder  eines  sogen.  Ca ssen- Deficit«  sichert.  Dieses 
Ziel  kann  auf  die  Dauer  nur  erreicht  werden,  wenn  für  ein 
richtiges  System  von  Eingängen  in  der  Finanzwirthschaft  ge- 
borgt wird.  Deshalb  müssen  auch  daftlr  Grundsätze  für  die  Wahl 
der  passenden  Eingänge  abgeleitet  werden.  Solche  lassen 
Meh  nur  in  der  Weise  finden,  dass  die  einzelnen  Eingänge  den 
verschiedenartigen  Ausgängen  bez.  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft 
angepasst  werden.  Daher  muss  eine  Analyse  der  Ausgaben 
'■der  des  Finanzbedarfs  nach  dem  Gesichtspuncte,  für  jede  Aus- 
fjabeart  die  geeigneten  Deckungsmittel  zu  ermitteln,  erfolgen. 
Diese  Analyse  führt  zu  einer  Unterscheidung  von  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Ausgaben  (in  verschiedenem  Sinne 
des  Worts).  Die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Dcckungs- 
mittel  des  modernen  Öffentlichen,  namentlich  des  Staatshaushalts 
sind  Steuern  und  Staatsschulden.  Die  Untersuchung  kann 
sich  daher  vornemlich  auf  die  Wahl  dieser  beiden  Arten  von  Ein- 
gängen beschränken.  Dabei  ist  an  die  genannte  Unterscheidung 
der  Ausgaben  anzuknüpfen.  Zugleich  muss  aber  auch  der  Fall 
der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des  S taatsc red its 
erürlcrt  und  nach  Hilfsmitteln  zum  Ersatz  in  einem  solchen 
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Falle  geforscht  werden.    Nach  Erledigung  dieser  Puncto  ist  dann 
die  Lehre  vom  Deficit,   insbesondere  vom  eigentlichen 
Deficit,  zum  Abschluss  zu  bringen.    So  gewinnt  man  eine  Theorie 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 
Im  Folgeuden  wird  somit  behandelt: 

I.  Das  Gleichgewicht  in  Ein-  und  Ausgängen  und  das 
Casscn deficit,  §.  61. 

II.  Die  Unterscheidung  von  ordentlichem  und  ausser- 
ordentlichem Finanzbedarf,  §.  02  ff. 

III.  Die  Wahl  der  Eingänge  oder  Deckungsmittel  für 
den  Finanz  bedarf,  speciell  die  Wahl  zwischen  Steuern  und 
Staatsschulden,  §.  65  ff. 

IV.  Die  Frille  der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des 
Staatscredits,  g.  7-1  ff. 

V.  Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficits,  §.  77 
I.       §.  61.   Das  Gleichgewicht  zwischen  Aus-  und 

Eingängen.  Derjenige  Betrag  des  Finanzbedarfs,  welcher  für 
eine  Rechnuugsperiodc  (Jahr)  einmal  nach  Massgabe  der  über- 
nommenen Verpflichtungen  und  auszuführenden  Thätigkeiten  fest- 
gestellt worden  ist  (§.  34),  muss  durch  Eingänge  der  Finauzwirth- 
schaft  in  derselben  Periode  gedeckt  werden.  Diese  Eingänge 
müssen  ferner  in  den  Zeitpuncten,  wo  die  Ausgaben  zu  machen 
sind,  verfügbar  sein.  Daher  müssen  sich  die  Eingänge  eiuer 
solchen  Periode  in  ihrer  Höhe  und  ihren  Fälligkeits- 
terminen genau  nach  der  Höhe  und  den  Fälligkeits- 
terminen der  festgestellten  Ausgänge  richten  oder  mit 
andern  Worten  da  dies  auf  beiden  Seiten  vornemlich  in  Betracht 
kommt,  --  es  wird  insofern  die  Einnahme  durch  die  Aus- 
gabe bestimmt.  Dieser  oft  missverstandene  und  wegen  seiner 
vermeintlich  sehr  bedenklichen  practischen  Consequenzeu  vielfach 
bestrittene  Satz  ist  ein  im  Grunde  selbstverständliches  oberstes 
(formelles)  Postulat  der  Finanzpolitik  für  die  richtige 
Ordnung  des  Staatshaushaltes.  Wird  es  vernachlässigt,  so 
tritt  ein  Gassen  deficit  ein,  d.  h.  die  laufenden  Eingänge  (und 
insbesondere  Einnahmen)  reieben  zur  Bestreitung  der  laufenden 
Ausgäuge,  bez.  Ausgaben  nicht  aus. 

Daun  muss  entweder  die  ganze  Staat^thätigkeit  ins  Stocka»  gcrathen ,  oder  da 
dies  nicht  anseht  und  da  selbst  einzelne  einmal  unternommene  Sta.itsthatigkeiten  nicht 
ohne,  grosse  Störung  und  Nachtheile  plötzlich  eingestellt  werden  können,  .so  fuhrt  ein 
solches  Casseudeficit  mir  zu  leicht  zum  schlimmsten  Schuldenuia  hen .  z.  H.  in  der 
Form  der  Papiergelduusgalie.  «»der  /um  \  .ts< -hletidern  von  St:iatseig.nthum  in  ganz 
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plaido?«r,  ungerechter  und  verderblicher  Weise,  sowie  in  Rückwirkung  hiervon  oft  zu 
tun  so  geringerer  Sparsamkeit  im  Staatshaushalte,  daher  zu  neuer  V ergrosse rung  des 
..eigentlichen"  Detieits  {§.  TT).  Namentlich  unterbleiben  etwa  contraetliche  Zahlungen 
z.  B.  an  die  Staatsgläubiger,  Beamten,  Lieferanten  u.  s.  w.,  woraus  die  unbilligsten 
Verkürzungen  dieser  Personen,  welche  doch  ihrerseits  dem  Staate  Leistungen  gemacht 
haben  oder  selbst  noch  fortwährend  macheu,  hervorgehen.  Ein  solcher  Zustand  fuhrt 
natürlich  zur  grössten  Unordnung  und  leicht  auf  Jahre  hinaus  zum  schlimmsten 
chronischen  Deficit  und  damit  zum  Huin  der  Finanzen  und  des  Staatscredits. 
..Ist  die  Herrschaft  der  Deficite  eingebroc  hen,  ist  mau  um  eine  Unzahl  von  Millionen 
vom  Gleichgewicht  entfernt,  da  erscheint  jede  Ersparung  im  Kleinen  unnütz,  mau 
erwartet  die  Ifettuug  von  sogen,  grossen  Massregelu  und  ein  Geist  der  Unwirthschaft 
und  Sorglosigkeit  bemächtigt  sich  der  Finanzvertwaltuug'4,  Hock,  Öticntl.  Abg.  S.  33, 
mit  d.  gewis«,  sehr  rieht.  L'rtheil  Uber  Kübeck,  den  spars.  österr.  Münster  in  Gleich- 
?»:wichtszeitcn ,  und  Bruck,  der  in  der  Deficitwirthschaft  bloss  Millionen  beachtete, 
leber  das  oberste  Postulat  s.  Wagner,  Ord.  a.  a.  Ü.  S.  1  ff.,  12  ff.,  Art.  Staatshaush. 
>.  S3S.  Hau,  in  d.  5.  Aufl.  der  Fiuanzwissenschaft  §.  41)9,  v.  Malchus  II,  8  II., 
Vhöu,  Grunds.  S.  20  II..  Murhard.  Th.  u.  Polit  der  Besteuerung  S.  103—131, 
(  mj.fcn  bach,  Finanzwiss.  §.  4,  §.  1^9  II..  Hock.  öfl.  Abgaben  §.  T .  S.  30  II. 

Der  Ausdruck  Deficit  (engl,  dcliciency,  französ.  auch  decouvert,  deutsch  mit- 
unter Ausfall,  s.  Kau  in  Welcker's  Staatslex.  3.  Aufl.  IV,  330)  wird  im  gewöhnlichen 
Leben  und  selbst  im  Staatsrechnungswesen  in  verschiedenem  Sinn  gebraucht,  woraus 
oft  irrige  Ansichten  über  die  Lage  eines  Staatshaushalts  hervorgehen.    S.  u.  §.  TT. 

Zur  Vermeidung  eines  Cassendeficits  und  der  es  begleitenden 
Uebelständc,  ferner  ebenso  zur  Vermeidung  von  zwecklosen,  unver- 
wendbaren Ueberschttssen  („Casscutiberschüssen",  als  Gegen- 
stück des  Cassendeficits)  im  Staatshaushalte  wird  für  die  Dauer 
als  Regel  die  Gleichheit  der  Hingänge  und  Ausgänge 
in  der  betreffenden  Rechnungsperiode  zu  erstreben  sein.  Zu  diesem 
wie  zu  den  weiteren  Zwecken  der  formellen  Ordnung  der  Finanz- 
wirthschaft  dient  die  Aufstellung  eines  Voranschlags  (Ktat's, 
Hudgers)  für  die  Finanzperiode  Uber  die  darin  zu  erwartenden 
Aas-  und  Eingänge,  bez.  Ausgaben  und  Kinnahmen  und  die  Ziehung 
einer  Milan  z  zwischen  diesen  Summen. 

In  unseren  Staaten  mit  Volksvertretung  wird  dieser  Voranschlag  regelmassig 
/<jn.iLh*t  von  der  Kegierung  aufgestellt,  der  Volksvertretung  zur  Prüfung  und  Ge- 
uehmigung  vorgelegt  und  alsdann  nach  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  als  Staats- 
haa5halt*-  oder  Finanzgesetz  der  Periode  verkündet  Er  enthält  in  dieser  Form 
bei  >Ieu  Ausgaben  die  Erlaubnis*,  sie  bis  zu  der  bestimmten  Summe  für  den  be- 
stimmten /weck  vorzunehmen  < die  sog  Credit«;  der  einzelnen  Verwaltungsabtheilungcn, 
Ministerien,  Behörden  u.  s.  w.).  Dabei  bestehen  dann  niihere  staatsrechtliche  Vor- 
»chriften,  ob  und  welche  U ehe rt  ragu  n gen  von  Crediteu  (l 'rausferirunjreu,  Virements) 
i.-ii  liuem  Zweige  zum  anderen  in  Fokc  von  Ersparungen  oder  Minderausgaben, 
»riebe  in  einer  Abtheilung  gemacht  sind,  der  Kegierung  allein  vorzunehmen  erlaubt 
^tti  soll.  Eine  Ue  berschrcitung  der  etatsin^igeu  Ausgaben  ist  sonst  im  Allge- 
niriticn  unzulässig,  entzieht  sich  aber  bei  nothwendigen  unvorhergesehenen  Aus- 
-r»l»en  und  bei  einem  höheren  Bedarf  für  die  etatstnässigen  (z  B.  wogen  höherer 
^•lipr-iäe)  zum  Theil  dem  Einlluss  des  Staats.  Der  Voranschlag  führt  ferner  die 
Rnitrange  und  Einnahmen  nach  dem  muthmasslichen  Ertrage  der  einzelnen  Quellen 
*»f.  Dieser  Ertrag  hangt  von  der  gegebenen  Beschaffenheit  dieser  Quellen,  bei  einem 
rii-il.  der  Steuern  von  dem  Entrichtungsfusse  und  sonst  im  Allgemeinen  von  der 
nnzrfi  Lage  der  Volkswirtschaft,  der  Politik  u.  >.  w.  ab  und  tnuss  auf  Grund  der 
^«therigen  Erfahrungen  unter  Berücksichtigung  der  Zeitvcrhaltnisse  möglichst  objectiv 
festgestellt  weiden,  entzieht  sich  aber  mit  seinen  Schwankungen  ebenfalls  stets  mehr 
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oder  weniger  der  ganz  genauen  Veranschlagung.  Die  constitutione!!«:  Budgetwirtbschaft 
und  die  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  t§.  34)  über  das  von 
letzterer  eingehend  durchgeprüfte  Budget  bietet  auch  für  die  Vermeidung  eines  Casscn- 
deficits  wohl  wiederum  besondere  Bürgschaft.  Denn  die  Regierung  wird  leicht  geneigt 
sein,  die  Ausgaben  zu  niedrig,  die  Einnahmen  zu  hoch  zu  veranschlagen,  während 
die  Volksvertretung  öfters  der  entgegengesetzten  Annahme  huldigen  wird;  mitunter 
auch  umgekehrt.  Ausserdem  sind  die  Fülle  zu  berücksichtigen,  dass  aus  der  ver- 
schiedenen zeitlichen  Vertheilung  der  Ein-  und  Ausgänge  innerhalb  einer  l  inanz- 
periode  Cassendeficits  entstehen,  indem  Ausgaben  vor  dem  Eingang  der  zu  ihrer 
Deckung  bestimmten  Einnahmen  (z  B.  Steuern)  zu  leisten  sind.  Die  materielle 
Ordnung  des  Haushalts  macht  bei  allen  solchen  Uebcrschreiturigcn  der  Ausgaben, 
Ausbleiben  von  Einuahmeu  u  s.  w.  Befugnisse  der  Regierung,  geeignete  Deckungs- 
mittel zu  beschallen ,  z.  B.  mittelst  Aufnahme  einer  schwebenden  Schuld,  Vornahme 
von  Uebertragungen ,  Anlegung  und  Verwendung  von  Reservefonds,  nothwendig.  — 
In  ähnlicher  Weise  wie  der  Staat  haben  auch  die  Staatenverbindungeii  !,§.  und 
Selbstverwaltungskörper  Budgets  aufzustellen. 

Für  Etat  früher  in  Deutschland  das  lat.  status  gebraucht.  Budget,  eigentlich 
im  Englischen  ein  Sack,  Beutel,  von  dem  altfranzüs.  bouge  und  dem  noch  jetzt 
üblichen  bougette,  sodann  in  der  engl.  Parlamcntssprachc ,  wegen  der  Ucbergabe  der 
ActenstUcko  in  einem  solchen  Behälter,  der  vom  Kanzler  der  Schatzkammer  dem 
Parlament  vorgelegte  Etat  »daher  Campe's  wunderliche  Uebersetzung:  Bedarfstaschc). 
Italienisch  preventivo  im  Gegensatz  von  consuntivo,  den  Rechnungsergebnissen  des  ver- 
flossenen Jahrs.  Weleker's  Staatslcx.  H.  Aufl.  III,  115  Art.  Budget  von  K.  II.  Ran. 
(Ran,  §.  1(55).    Näheres  über  Etatwesen  im  folg.  Kap.  4,  bes.  Abschn.  2. 

Der  Voranschlag  eines  geordneten  Staatshaushalts  muss  in 
der  Kegel  in  Ausgang  und  Eingang  bilanciren,  d.  h. 
beide  letztere  einander  decken,  wenn  nicht  aus  besonderen, 
bei  uns  nur  ausnahmsweise  zutreffenden  Grltndcn  ein  Eingangs- 
Uberschuss  erzielt  werden  soll.  Das  Verbleiben  eines  (Cassen  ) 
Deficits  schon  im  Budget  —  budget massiges  Deficit  —  ist  nur 
dann  zulässig,  wenn  für  alle  Fälle  Eingangszeilen  zur  Disposition 
gestellt  sind,  aus  denen  das  Deficit  rechtzeitig,  sobald  es  wirklich 
eintritt  oder  zum  „wahren"  wird,  mit  Sicherheit  gedeckt  werden 
kann,  z.  B.  in  der  eonstitutioncllen  Budgetwirthschaft  mittelst  Er- 
mächtigung der  Regierung,  kleine  budgetmässige  Deficits  eventuell 
durch  Aufnahme  einer  (schwebenden-)  Staatsschuld  bis  zu  einem 
Maximal-  oder  auch  bis  zu  dem  wirklich  nöthig  werdenden  Be- 
trage zu  decken.  (So  jetzt  regelmässig  auch  im  Deutschen  Reich 
und  in  Preusscn  bei  zeitweiligem  Mangel  an  Casscnmitteln  inner- 
halb des  Finanzjahrs).  Aber  davon  abgesehen  gilt  recht  eigentlich 
hier  der  Grundsatz,  dass  der  einmal  als  in  der  Finanz- 
periode nicht  reducirbar  bewilligte  Finanzbedarf  folge- 
richtig die  Bewilligung  der  vollständigen  Bedeckung 
dieses  Bedarfs  durch  die  dazu  erforderlichen  Ein- 
gänge in  der  Periode  in  sich  sc  h  lies  st. 

Diese  budgetmassige  und  wirkliche  BÜaticirung  von  Ausgängen  und  Eiiijräiitjeu 
i>t  das  einzige  Mittel  zur  Vermeidung  eines  verderblichen  (.'assendenVits  und  eine 
Couscpicnz  de*  aufgestellten  Postulats  und  des  eben  formulirteu  Satzes.    Der  Ein- 
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naud,  dasd  damit  eine  „rücksichtslose  Steigerung  der  Einnahmen  gerechtfertigt"  werde, 
trifft  nicht  zu  Wenn  die  Einnahmen,  also  insbesondere  die  Steuern,  jetzt  schon 
druckend  hoch  sind  oder  es  hei  der  Erhöhung  auf  den  Betrag  der  Ausgaben  werden, 
m>  müssen  nur  zuvor  die-  letzteren  vermindert  oder  andere  Eingänge,  z.  B.  aus 
freditoperationen  für  zulässig  und  erreichbar  befunden  werden.  Die  sorgfälligste 
Prüfung  hierüber,  die  Nachforschung,  ob  nicht  wenigstens  ein  Theil  der  Ausgaben 
verschoben  werden  kann,  ist  dann  dringend  geboten,  [u  der  Regel  ist  jedoch  über- 
haupt eine  beträchtliche  Verminderung  der  Ausgaben  schwer  durchzusetzen  oder  sie 
bnn  wenigstens  nicht  sofort  für  die  bevorstehende  Finanzperiode  erfolgen.  Alsdann 
inuss  dennoch  für  jetzt  dieser  Ausgabebetrag  als  die  feste  Grösse  betrachtet  werden, 
»ich  der  sich  die  Eingänge,  bez.  die  Einnahmen  unbedingt  richten  müssen.  In  der 
ronstitutionellen  Budgctwirthschaft  adoptirt  die  Volksvertretung  damit  noch  nicht,  wie 
man  oftmals  in  dieser  Frage  eingewendet  hat,  die  ganze  regierungsseitige  Aull'assutig 
'i-T  Staats/wecke,  die  zur  Verwirklichung  der  letzteren  eingeschlagene  Politik  und 
das  bestehende  Verwaltungssystem.  Sie  erkennt  vielmehr  nur  mit  der  Budgetbe- 
rilligung  an .  dass  für  die  jetzige  Finanzperiode  der  Bedarf  nicht  zu  verändern  ist. 
folglich  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  Staatshaushalte  auch 
Einnahmen  oder  Eingänge  in  entsprechender  Höhe  eröffnet  werden  müssen. 

II.  —  §.  b'2.  Die  Scheidung  des  Finanz  bedarf  8  in 
ordentlichen  und  ausserordentlichen.  Diese  Einthcilung 
kommt  in  einem  dreifachen  Sinne  vor,  einmal  indem  man  auf 
die  Zeit  des  Eintretens  des  Bedürfnisses  und  Bedarfs, 
tär  welchen  eine  Ausgabe  bestimmt  ist,  auch  auf  den  Umstand, 
ob  dies  genau  voraus  zu  bestimmen  war  oder  nicht;  zweitens, 
indem  man  auf  die  Da  uer  der  mit  einer  Aus  gäbe  (Ausgang) 
erzielten  Wirkungen  sieht;  drittens  kann  die  Unterscheidung 
noch  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  haben.  Die  zweite  Ein 
theilung  ist  für  die  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  von 
principieller  Tragweite,  daher  finanzwissenschaftlich  die  wichtigste. 

1.  Erste  Unterscheidung. 

Rau.  5.  Aufl..  3U  —41  hat  nur  diese,  aber  nicht  ganz  coriect;  ebenso  ich 
in  der  ♦'».  Ausg.  §.  :tf» — -4 1  noch  nicht  ganz  richtig.  —  S.  au«  h  Malchus.  I'in  II.  .'».V 
Tat  i.  Tb.  nach  Kau,  aber  mehrfach  von  ihm  abweichend. 

a)  Ordentliche  Ausgaben  sind  hier  solche,  welche  im  regcl 
massigen  Gange  des  Staatslebens  jährlich  oder  doch  in  bc 
stimmter  Pcriodicität  vorkommen,  daher,  einem  fortdauernden 
Hedürfnisse  entsprechend,  sich  genau  vorbestimmen  lassen. 
Es  ist  deshalb  zweckmässig,  zu  ihrer  Deckung  Einkünfte  von 
gleicher  Fortdauer  und  Höhe  aufzusuchen. 

b)  Ausserordentliche  Ausgaben  treten  dagegen  in  Folge 
eines  besonderen  entweder  Uberhaupt  nicht  oder  seinem  Bedarfs 
betrage  nach  nicht  vorauszusehenden  Bedürfnisses  in  einem 
Zeitpuncte  unerwartet  hervor,  z.  B.  bei  einem  Kriege,  einem 
plötzlichen  Xothstand.  Sind  hier,  wie  gewöhnlich,  grosse  Summen 
zqt  Deckung  erforderlieh,  so  mtlssen  ausserordentliche  Hilfsmittel 
in  Bewegung  gesetzt  werden.    In  einem  grösseren  Staatshaushalte 


Digitized  by  Google 


136         l.B.  3.  K.  Materielle  Onluiin^  der  I  inan/.wirths.  haft  §.02.  03. 


kommen  aber  auch  zahlreiche  kleinere  Posten  solcher  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  vor,  die  sich,  wenigstens  im  Ganzen, 
mit  einiger  Regelmässigkeit  wiederholen.  Dafür  kann  man  einen 
Kinnahmebetrag  schon  nach  dem  Budget  als  freiverfügbaren 
Hi  Iis  vor  rat  h  (Reservefonds)  in  Bereitschaft  halten,  daher 
im  Etat  in  Ausgabe  stellen  oder  die  Regierung  zur  Ausgabe  von 
Schatz  scheinen  ermUchtigen. 

Diese  kleinen  Posten  ausserordentlicher  Ausgaben  sind  dann  den  sogen, 
unständigen  unter  den  ordentlichen  Ausgaben  verwandt.  Kau  äusserte  sich 
darüber  folgenderuiasseu  i,§.  41): 

,. Man  nennt  diejenigen  Ausgaben,  die  von  Jahr  zu  Jahr  mit  gleicher  Summ«; 
bestritten  verden  können .  ständige,  wiihrend  die  unständigen  von  wechselnder 
(»rosse  sind.  Zur  Erreichung  mancher  Zwecke  wird  nach  Umständen  bald  eine  grössere, 
bald  eine  kleinere  Menge  von  Mitteln  nothwendig,  z.  B.  bei  Baukosten.  Diäten.  Prämien. 
Strafprocesskosten.  Um  aber  doch  für  zureichende  Einkünfte  schon  vorher  einiger- 
massen  sorgen  zu  können,  bildet  man  sich  bei  den  unständigen  Ausgaben  wenigstens 
eine  Vermuthung  über  ihre  wahrscheinliche  (irössc.  im  Anhalt  an  den  Durchschnitt 
ans  den  vorhergehenden  Jahren"  und  unter  Berücksichtigung  der  steigenden  oder 
fallenden  Richtung  der  Jahrcssumme  dieser  Ausgaben.  „Wo  vielerlei  unständige  Aus- 
gaben vorkommen,  da  kann  man  bei  sorgfältig  gefertigten  Uebcrsehlägeu  holl'en,  dass. 
wenn  ein  Theil  der  ersteren  den  Anschlag  übersteigt,  dagegen  an  andern  etwas  er- 
spart wird.  Da  es  jedoch  nicht  sicher,  dass  beide  Fälle  sich  gerade  ausgleichen,  so 
ist  auch  um  der  unständigen  ordentlichen  Ausgaben  willen  ein  Hilfsvorrath  nutzlich, 
dessen  (irössc  im  Verhältnis*  zum  ganzen  Staatsauf  wände  nach  den  Umständen  zu 
bemessen  ist1",  oder  die  Emission  von  Schat/scheinen  erfolgt  auch  hier.  ..Lassen  sich 
unständige  Ausgaben  ohne  andere  Naohtheile  in  ständige  umwandeln,  so  ist  dies  für 
die  Ordnung  im  Staatshaushalte  förderlich." 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  v.  1S33 ,  §.  143,  sollte  ein  Kcservecredit  von 
5  Proc.  des  ganzen  Ausgabebudgets  zur  Verfügung  des  oesatnmtrninistcriums  bereit 
gehalten  werden.  In  Preusscn  war  sonst  ciu  ansehnlicher  Reservefonds,  /.  B.  nach 
dem  Voranschlage  von  1S47  2.312  000  Thlr..  er  wurde  aber  auch  zu  Landesver- 
besserungen benutzt  und  der  Ueberschuss  zum  Staatsschätze  geschlagen.  Neuerlich 
sind  nur  noch  300.000  Thlr.,  dann  400.000  als  Haupt  -  extra -ordinarium  des  Finanz- 
ministeriums aufgenommen.  So  auch  jetzt  noch  12  Mill  M.  Baiern  hatte  1S55 — 61 
050.000  fl.  Reservefonds  auf  43  Mill.  fl.  Ausgaben  nach  Abzug  der  Einnahmskosten, 
also  1%  Proc,  für  lHfls  und  09  sind  je  1.MS.0UO  fl.  als  Rcichsreservefonds  bei 
5S'/4  Mill.  reiner  Staatsausgabe  angesetzt.  al*o  31  Proc.  für  1S74  u.  75  nur  0*90  Mill.  M. 
bei  einer  eigentl.  Staatsansgabe  v.  130*8  Mill.  Mrk.,  f.  1SS0  u.  81  0*3  M.  M.  bei 
132.34  M  M.  Sachsen,  A.  1S74--75  0  42  Mill.  Mrk.  Reservefonds  bei  47*49  Mill.  M. 
(iesammtausgabc,  f.  Isso  u.  sl  0235  hei  03*70.  Wnrtemberg  f.  1S75— 7»i 
105.000  Mrk  bei  44*34  Mill.  Mrk.  eigentl.  Staatsausgabe.  1SS2  — S3  70.000  M 
52  04  M.  M.  —  Die  Ausgabe  von  Schatzscheineu  für  die  gen.  Zwecke  ist  ein  passende* 
Mittel  zur  Ersetzung  oder  Ergänzung  baarer  Reservefonds,  weil  sie  weniger  Zinsen 
kostet.  In  England  u.  Frankreich  ist  sie  seit  lange,  in  Proussen  u.  im 
Deutschen  Reich  jetzt  atHi  üblich. 

§.  63  —  2.  Zweite  Unterscheidung. 

Zuerst  hat  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen  1S55,  die  Wichtigkeit  dieser  Ein- 
fheilung  betont  und  sie  für  die  Staatsbedarfsdeekung  verwerthet.  s.  nam.  S  90  ff., 
152  11'..  wobei  er  indessen  nicht  genUsrend  specialisirt,  s.  unten.  S.  auch  l'mpfen- 
bach.  Finanzwiss.  §.  194.  201,  174.  Ganz  unabhängig  von  Dietzel  bin  ich  auf  in- 
duetivem  Wege,  spcciell  durch  das  Studium  der  österr.  Finanzverhältnisse  bei  dem 
Aufsuchen  eines  richtigen  Verfahrens  in  einem  am  chronischen  Deficit  leidenden 
Staatshanshalte,  zur  Aufstellung  einiger  llauptprincipien  für  die  Ordnung  di  r  Finanz- - 
wirthschaft  gelangt,  wie  sie  früher  schon  Dietzel  h.  a.  O.  abgeleitet  hatte.  Nachdem 
ich  Letzteres  nachträglich  bemerkt  hatte,  habe  ich  Dietzel'»  Priorität  offen  aner- 
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kannt,  i.s.  Vorrede  zu  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatshaushalts),  was  Dietzel  seihst 
früher  dankbar  constatirt  hat.  —  Ueber  die  Frage  selbst  s.  meine  angef.  Schrift,  bes. 
S.  1»— 19.  54  — (53,  ferner  Wagner,  Art.  Staatsschulden.  Staatswortcrb.  X,  5  -10. 
ii.  Art.  Staatshaushalt  im  Ilandwörterb.  der  Volkswirthschaftsl.  v.  Keutsch.  Laspeyres, 
Art.  Staats  wirthsch.  im  Staatswörterb.  X,  51  II'.  Nasse,  Steuern  und  Staatsani.,  Tüb. 
Ztschr.  f.  Staatswiss.  XXIV  (IMiS)  1  ff".,  II  ff.  Jetzt  auch  Stein,  Finaozwiss.,  X.  Aull  , 
S.  42  —  49.  4.  A.  I.  64  II'.,  ganz  ahnlich  dem  Sinne  nach  (nur  mit  gesuchten  neuen 
Ausdrucken)  -wie  ich  schon  in  d.  (i.  Ausg.  x.  Rau,  aus  welcher  diese  Partie  hier 
ziemlich  wörtlich  herüber  genommen  wurde  («>.  Ausg.,  §.  4t  a  II'.). 

Wichtiger  als  die  eben  besprochene  ist  die  mit  ihr  verwandte, 
aber  doch  schart*  zu  unterscheidende  zweite  Eintheilung  des  Finanz 
bedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  wobei 
auf  das  innere  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Aus- 
gabe (Ausgang)  (sicher  oder  mutmasslich)  erzielten 
Wirkungen  gesehen  wird.  Die  Wichtigkeit  dieser  Fintheilung 
liegt  darin,  dass  sie  zugleich  den  Ausgangspunct  Htr  eine 
richtige  Theorie  der  Finan zbedarfsdeekuug,  insbesondere 
Mr  die  Beantwortung  der  Frage  über  die  principielle  Zulässigkcit 
und  den  Umfang  der  Benutzung  des  »Staatseredits  statt  der 
Besteuerung  bildet. 

Für  die  Scheidung  der  Ausgaben  nach  dem  angeführten 
Moment  lässt  sich  zugleich  der  Begriff  des  umlaufenden  und 
stehenden  Kapitals  (G.  §.  27,  259)  auch  auf  die  Finanzwirth- 
schaft  anwenden,  wenn  die  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  auch 
keine  ganz  vollständige  ist.    Hiernach  sind  zu  unterscheiden: 

a)  Ordentlicher  Finanzbedarf:  die  periodische  regel- 
mässige Zuführung  umlaufenden  Kapitals  in  den  öffentlichen  Haus- 
halt ,  d.  h.  der  Aufwand  an  Gütern ,  welcher  innerhalb  einer 
Productions-(Finanz-)periode  definitiv  im  staatlichen  (communalcn 
n.  s.  w.)  Productionsprocess  zugesetzt  wird,  seinem  vollen 
Wcrthe  nach  in  die  producirten  Güter  (Staatsleistungeu)  über- 
gebt und  sich  eben  deshalb  jahrlich  in  demselben  Betrage 
wiederholen  muss. 

Mau  Laim  diese  Ausgabe  auch  die  eigentliche  ordentliche  Ausgabe  oder 
das  Normalerforderniss  nennen.  Dieses  umfasst  alsdann  alle  die  Ausgaben,  welche 
sich  durch  den  gegenwärtigen  Bereich  der  Staatsthätigkeiten  und  das  iu  einer 
Finanzperiode  bestehende  Verwaltungssystem  jahrlich  cet.  par.  in  demselben  Be- 
trage ergeben,  also  einschliesslich  des  bleibenden  Theils  der  seit  der  letzten 
Fiuan/pcriode  hinzugekommenen  neuen  (vermehrten)  Ausgabe.  Der  Haupttheil  des 
Nonnalerfordernisses  ist  Lohn  für  die  vom  Staate  gebrauchen  Arbeitskräfte  (Gehalt 
der  Beamten,  Sold  u.  s.  w.).  dazu  kommt  der  sich  regelmässig  wiederholende  unmittel- 
bare Sachgüterbcdarf  (Kealbedarf)-  Auch  die  Zinsen  innd  Lotterieanlehensge- 
winnstc  als  Ersatz  oder  Vervollständigung  der  Verzinsung)  der  Staatsschuld  gehören 
hierher;  die  Ausgaben  für  Tilgung  formell  rechtlich  je  nach  den  Anleihecontracten, 
nicht  unbedingt  allgemein  finan/.wUsenschaftlich.  weil  eine  regelmassige  Schulden- 
tilgung nicht  principiell  geboten  iat. 
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b)  Ausserordentlicher  Finanzbedarf:  der  unperio- 
disch, in  grösserem  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  statt- 
findende Aufwand  an  Gütern,  dessen  Wirkungen  Uber  die 
laufende  Finanzpcriode  (nothwendig  oder  regelmässig)  hin- 
überragen. Iiier  ist  aber  weiter  zweifach  («  und  ß)  zu  unter- 
scheiden. 

Es  ist  ein  Fehler  von  Dietzel  a  a.  0..  dies  nicht  genügend  zu  thun.  Dadurch 
gelangt  er  zu  seiner  viel  zu  weit  gefassten  Kegel  l'ur  die  Anwendung  des  Staats«.- redite 
statt  der  Besteuerung  behufs  Deckung  des  Staatsbedarfs.  S.  A.  Wagner,  Ordn. 
a.  a.  <>.,  S.  'AS  II..  Laspeyres  a.  a.  <).  X.  S>,  Nasse,  a.  a.  O.,  S.  II.  Auch  Stein, 
Finanzwissenseh.,  'A.  Aufl.  ,  S.  40,  47,  wo  jedoch  auch  die  Kegel  für  die  Benutzung 
des  Staatscrcdits  zu  absolut  ausgesprochen  ist,  ahnlich  wie  bei  Dietzel.  Ebenso 
noch  in  Stein'*  4.  A. 

a)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  die  Grundlage  einer 
dauernden  Nutzung,  d.  h.  sie  wird  zu  einer  stehenden  Kapital- 
anlage, so  dass  in  den  folgenden  Finanzperioden  eine  Minder- 
ausgabe und  eine  gesteigerte  staatliche  Productions- 
fähigkeit  eintritt.    Hierher  gehören  zwei  Fälle: 

aa)  Einmal  die  pri vatwirthschaftliche  Kapitalanlage: 
alle  Ausgaben  für  die  Erwerbung  (durch  eigene  Errichtung  oder 
durch  Ankauf)  und  fUr  die  Verbesserung  eines  privatwirthschaft- 
lichen  Unternehmens,  dessen  Zweck  ausschliesslich  oder  doch 
zugleich  mit  darin  besteht,  dem  Staate  einen  Reinertrag  zur 
Bestreitung  der  aus  der  Durchführung  der  eigentlichen  Staatszweckc 
entspringenden  Ausgaben  abzuwerfen,  oder  wo  wenigstens  die 
( Verzinsungs-  und  Betriebs  kosten  des  betreffenden  Unternehmens 
ganz  oder  theilweise  durch  die  Einnahmen  aus  der  Kapitalanlage 
mit  gedeckt  werden  sollen  (Objectc  von  Erwcrbscinklinftcn  und 
von  Gebühreneinnahmen). 

Wie  in  der  spateren  Lehre  von  den  privatwirthsch.  Einnahmen  gezeigt  wird,  gi"bt 
.'s  im  modernen  Staatshaushalt  immer  weniger  rein  privatwirthschaftl.  Unternehmen, 
sondern  es  spielt,  z.  B.  bei  Forsten,  Eisenbahnen,  ein  staatswirthscbaftl.  (jesichfcs- 
punct  stark  mit.  Der  Rente hczug  ist  dann  nur  ein  mehr  oder  weniger  mitsprechen 
der  /weck.  —  Beispiele:  Anlage,  Ankauf,  techn.  Verbesserung  (durch  neue  Kapital- 
verwendungen) von  Feldgiitern.  Forsten.  Berg-  und  Hüttenwerken,  Staatsiabriken.  Eisen- 
bahnen, Post-  und  Telegrapheneinrichtungen. 

bb)  Sodann  die  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage, 
wodurch  zur  Durchführung  der  eigentlichen  Staats- 
zwecke bestimmte  Staatscinriebtungen  und  Anstalten  geschaffen 
oder  verbessert  werden,  welche  alsdann  wie  ein  stehendes  staat- 
liches Inimaterialkapital  wirklich  die  Grundlage  für  eine  dauernde 
Nutzung,  für  eine  grössere  Leistungsfähigkeit  des  Staats  auch  bei 
nicht  wiederholter  Ausgabe  bilden. 
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Die  Ausgaben,  welche  für  die  erste  Ein-  und  Durchführung  grosser  staatlicher 
informell  vorübergehend  in  besonderem  Urnfange  erforderlich  sind,  —  wohl  zu  unter- 
scheiden von  denen,  um  welche  sich  etwa  von  da  an  wegen  solcher  Reformen  das 
Nornialerforderniss  dauernd  erhöht  — ,  bilden  den  wichtigsten  Fall,  z.  B.  die  Anlage 
eines  neuen  Grundsteuerkatastere  filr  die  Finanzvcrwaltung,  eines  Staatsstrasscnnet/es, 
die  Vornahme  einer  Justizreform ,  wie  etwa  die  Ersetzung  der  Patriinonialgerichte 
durch  landesherrliche,  einer  Verwaltungsrcform,  einer  Gesetzgebung  Uber  Ablösung- 
von  Grundlastcn  oder  anderen  wohlerworbenen  Rechten,  wobei  der  Staat  etwa  einen 
Theil  der  Entschädigungen  auf  seine  Rechnung  nimmt,  einer  Militärreform,  die  Ein- 
führung ciues  neuen  Bewalliiungssystems,  die  Herstellung  von  Flotten,  Festungen  u.  s.  w. 

A.  Wagner.  Ordn.  S.  43  ff.  Hier  statistische  Beispiele  aus  der  grossen 
österr.  inneren  Reformperiode  1840  ff.  Eine  Summe  von  12  —  14  Mill.  fl.  mag 
1>50— 60  bei  der  J  u s t i z reform  in  Oesterreich  als  stehende  staatswirthschaftlichc 
Kapitalatilage  verwandt  worden  seiu.  S.  auch  Wagner  in  Horn 's  Ann.  du  'Ted. 
pubL  1861,  p.  50  ff.  (art.  fin.  de  1' Antriebe)  u.  Staatswörterb.  VII.  606.  616  II.  Die 
bekannte  engl.  Ausgabe  von  20  Mill.  Pfd.  St.  für  Entschädigung  der  Sklavenhalter, 
die  Zuschüsse  (oder  Vorschüsse^  Russlands  bei  der  Emancipation  der  Leibeigenen, 
die  Zuschüsse  der  Österreich.  Kronl ander  bei  der  Grundcntlastung,  ähnliche  in 
doutschen  Staaten  (z.  ß.  iu  Baden  bei  dor  Zehntablösung)  sind  wichtige  Beispiele. 
Häutig  werden  solche  Aufgaben  für  staatswirthschaftl.  Kapitalanlagen  nach  längeren 
Zwischenräumen  (Perioden  der  Stabilität,  Rcaction)  auf  einmal  in  besonders  grossem 
Umfang  nothwendig.  Perioden  des  Fortschritts,  der  Reform,  oft  nach  grosseu  politischen 
Bewegungen,  so  nach  1848.  nach  1S66  (neues  europ.  Infantcricfcucrwaffensystcm,  ver- 
besserte Kanonen.  Panzerschiffe  u.  6.  w.).  ahnlich  wieder  1871  ff.  S.  Wagner,  Urdu. 
S.  3,  45  ff.  und  jetzt  namentl.  ders.,  Grundlegung  I,  §.  178.  S.  auch  unten  über 
das  Finanzwesen  der  Militärverwaltung. 

ß)  Die  betreflfende  Ausgabe  wird  vorübergehend  in  einzelnen 
Finanzperioden  durch  abnorme,  sich  zeitweilig  der  Verwirklichung 
der  Staatszwecke  entgegenstellende  Schwierigkeiten  verursacht. 
Man  kann  hier  nur  gezwungen  und  oft  ganz  und  gar  nicht  von 
der  Schaffung  stehender  staatlicher  Immaterialkapitalien  durch 
solche  Ausgaben  sprechen.  Vielmehr  stellen  letztere  in  der  Regel 
grosse  Verluste  an  Sachgütern  und  Menschenkräften  für  die  ganze 
Volkswirtbschaft  dar.  Der  Hauptfall  ist  stets  der  Kriegsauf- 
wand oder  der  ähnliche  für  die  Bewältigung  innerer 
Unruhen.  Mitunter  kann  auch  der  Staatsaufwand  für  die  Be- 
kämpfung allgemeiner,  durch  Elemcntarereignisse  bewirkter  Noth- 
stände  (bei  Misswachs,  Ueberschwemmung)  hierher  zählen.  Nur 
darin  gleicht  diese  Ausgabe,  welche  man  die  eigentliche  ausser- 
ordentliche oder  die  ausserordentliche  im  engeren  Sinne  nennen 
kann,  der  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage,  dass 
alle  drei  nicht  regelmässig  periodisch  wiederkehren.  Dadurch 
unterscheiden  sie  sich  auch  von  der  ordentlichen  Ausgabe  (Normal- 
erforderniss). 

Ueber  die  volkswirthschaftl.  Wirkung  des  Kriegsaulwauds  siehe  A.  Wagner, 
Mrdn.  S.  40 —  5H.  (Vgl.  auch  ders.  Russ.  Papierwahr.  Absehn.  I  u.  II.).  —  Andre 
Nothständc:  die  österr.  Staatsuntorstiltzung  Ungarns  bei  dem  Misswachs  (durch 
Trockenheit")  in  1863.  desgl.  die  preuss.  Ostpreußens  bei  dem  Misswachs  (durch 
Nasse)  in  1867.  desgl.  die  schweizer.  Caiitoii.d  Iiiifen  bei  der  Rheinuberschwemmung 
in  1«<68.    Die  preuss.  Hilfe  b.im  oberschlcs.  Nothstand  1870.  ^Ges.  v.  «.  Febr.  1SH), 
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«  MiJI.  M  ,  aus  einer  Anleihe  Vgl.  Siegel,  über  Staat>hilfe  bei  Nothstanden, 
Tab.  Ztschr.  l^Si. 

Man  kann  auch,  freilich  immer  nur  ganz  bedingt,  /.«gestehen,  dass.  venu  ein- 
mal eine  solche  eigentliche  ausserordentliche  Ausgabe  in  einer  !' iiianzperiodc  (Jahn 
vorgekommen,  sie  in  den  folgenden  nach  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  ausbleiben 
wird.  Insofern  virkt  also  auch  diese  ausserordentliche  Aasgabe  allerdings  über  die 
Periode,  in  welcher  sie  erfolgte,  hinaus.  Aber  eine  Sicherheit,  wie  doch  im  Fall 
der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage,  besteht  gleichwohl  nicht.  Ja,  in  dem 
wichtigsten  Falle,  dem  des  Kriegsaufwands,  ist  die  wirkliche  Sachlage  oft  gerade, 
umgekehrt:  der  beendete,  selbst  der  glucklich  beendete  Krieg  schafft  oft  genu?  fnx 
den  Staat  gerade  eine  Aussicht  auf  einen  baldigen  neuen  Krieg.  Dies  kann  >clb>t 
in  jenen  lallen  gelten,  wenn  ein  Krieg  zu  einem  wohlthätigen  staatlichen  Neubau 
und  zu  einem  neuen  Aufschwung  der  nationalen  Volkswirtschaft  fuhrt.  Die  auch 
volkswirtschaftlich  so  segensreiche  Folge  der  niederländ.  Hefreiung>kampfe 
im  16.  Jahrb..  ebenso  der  deutschen  IM;»,  des  Kriegs  von  D»66  in  Deutschland 
sind  Beispiele.  Aber  wenn  man  auch  mit  Hecht  in  den  Kriegen  l'reussens  gegen 
Dänemark,  nesterreich  und  Frankreich  die  (irundlage  für  die  politische  Wiedergeburt 
Deutschlands,  und  insofern  auch  etwas  volkswirtschaftliches  (iutes  sieht,  so  beweist 
doch  gerade  dieses  Beispiel,  wie  so  manche  andere,  dass  „ein  Krieg  deu  anderen 
gebährt,  oder,  wie  seit  |S71,  zu  gebühren  droht",  was  für  unsere  Frage  von  Wichtig- 
keit ist. 

Auch  vom  finanziellen  Standpuncte  aus  wird  man  daher  diese 
ausserordentliche  Ausgabe  in  der  Hauptsache  als  einen  Kapital- 
verlust zu  behandeln  haben.  Derselbe  kann  nur  mitunter,  weil 
er  sich  nicht  periodisch  wiederholt,  ähnlich  wie  ein  Elcmentar- 
schaden  (oder  wie  etwa  bei  Banken  massenhafte  Verluste  an  aus- 
stehenden Darlehen  in  einer  Orcditkrise),  in  einer  Reihe  von 
Finanzperioden  amortisirt  oder  „abgeschrieben"  werden.  Dieses 
Verfahren  beruht  aber  eigentlich  nur  auf  einer  buchhalterischen 
Fiction,  indem  der  erlittene  Verlust  einstweilen  theilweise  noch 
als  ein  Guthaben,  oder  ein  Activum  bloss  in  Rechnung 
betrachtet  wird,  während  in  dem  Fall  der  privat-  und  staats- 
wirthschaftlichen Kapitalanlage  dieses  Activum  auch  wirklich 
existirt.  In  der  Lehre  von  der  Staatsbedarfsdeckung  ist  dieser 
wesentliche  Unterschied  zu  beachten. 

Stein  a.  a.  Ü.  H.  A.  S.  D>  II.  untersucht  die  (inlnd  des  von  ihm  sogen.  Staats- 
wirthseh.  Deficit*  im  Wesentlichen  mit  denselben  Ergehnissen,  wie  ich  schon 
im  Text  der  §§.  41a     llc  der  6   Ausg.  von  Kau  die  connexe  Frage  behandelte 

§.  04.  —  3.    Dritte  Bedeutung. 

Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Unterschieds  zwischen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  kommt  auf  die 
Unterscheidung  eines  stabilen,  ein  fltr  allemal  oder  doch  für  längere 
Perioden  von  den  gesetzlichen  Factorcn  (Parlament,  Stände)  be- 
willigten und  eines  wandelbaren,  jährlich  (oder  von  Finanz- 
periode  zu  Finanzperiode)  neu  zu  bewilligenden  Theils  des  Aus- 
gabevoranschlags hinaus.  Namentlich  nach  englischem  Vor- 
gange, der  übrigens  nicht  ganz  allein  steht,  erscheint  es  als  eine 
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wichtige  Aufgabe  des  öffentlichen  Finanzreehts  (Bud- 
getbewilligungsfrage), aus  der  jährlichen  Ausgabe  eineu  Theil 
als  stabiles  Budget  auszuscheiden,  der  etwa  nur  von  Zeit  zu  Zeit 
wieder  revidirt  wird,  und  dafür  bestimmte  Deckungs  mittel 
(privatwirthschaftliche  Einnahmen,  Steuern)  bleibend  der  Regierung 
zur  Verfügung  zu  stellen. 

Das  stabile  Budgot  kann  nicht  wohl  diu  ganze  ordentliche  Ausgabe  (in  der 
zweiten  Bedeutung,  Normalerforderniss)  umfassen,  wohl  aber  einige  Hauptpost eu 
derselben,  welcho  ihrem  Wesen  nach  längere  Zeit  eine  gleich  massige  Höh  e 
behalten  und  unter  allen  Umständen  bestritten  werden  müssen,  wenn  die 
Staatsinaschi nc  ungestörten  Fortgang  haben  soll.  Dahiu  sind  namentlich  gewisse  aus 
privatrechtlichen  Verpflichtungen  herrührende  Zahlungen,  wie  die  Verzinsung  und 
coutractliche  Tilgung  der  öffentlichen  Schuld  zu  rechnen.  (A.  Wagner,  Art. 
Staatsschulden,  Staatswörterb.  X,  49).  Dazu  treten  passend  bolche  weitere  Theilo  der 
ordentlichen  Ausgabe,  Uber  welche  auch  aus  anderen  Gründen  (/..  B.  um  peinlich« 
oder  schwierige  parlamentarische  Verhandlungen  zu  vermeiden  oder  um  eine  gewisse 
Stabilität  der  Behandlung  der  sich  an  diese  Ausgaben  knüpfenden  politischen  Fragen 
zu  erreichen),  passend  für  längere  Zeit  (selbst  für  eine  unbestimmt  lange  Zukunft) 
eine  feste  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  getroffen  wird. 
Wichtige  Beispiele  der  Praxis  und  des  geltenden  öffentlichen  Finanzrechtes  sind  die 
Bestimmungen  über  Civillisten,  Krondotationen  u.  s.  w.,  ferner  die  „Contingen  - 
tirung"  des  Militärbudgets  auf  mehrere  Jahre,  wie  im  Norddeutschen  Bunde 
und  Deutschen  Reiche.  Der  schon  vorhandene  Begriff  der  Dotation  könnte  und 
sollte  hier  in  entsprechender  Weise  weiter  gebildet  werden,  so  dass  das  stabile 
Budget  aus  einer  bestimmten  Reihe  solcher  Dotationen  bestände.  (Der 
technische  Ausdruck  Dotation  bezeichnet  im  preuss.  Budget  deu  Zuschuss  zur  Rente 
des  Kroufideicommissfonds,  die  Ausgabe  für  die  öffentliche  Schuld  [Verzinsung-, 
Tilgung,  Verwaltung]  und  die  Kosten  des  Landtags.) 

Eine  sulche  Scheidung  hätte  nicht  nur  güustige  politische  Folgen,  souderu  käme 
muthmasslich  auch  den  Finanzen  zu  Gute.  Denn  das  wandelbare  Budget  würde 
dann  um  so  sorgsamer  geprüft  werden,  während  jetzt  die  ganze  Prüfung  schon  aus  Zeit- 
mangel, oft  genug  nur  allzusehr  Formsache  ist.  Politisch  und  finanzpolitisch  möchten 
daher  die  Vortheile  einer  solchen  Einrichtung  grösser  sein  als  die  von  liberalpolitischer 
I'arteiseite  geltend  gemachten  Bedenken. 

Treffend  sagt  Stein,  Finanz  ,  1.  Aufl.,  S.  29:  „es  durfte  kaum  zu  bezweifeln 
sein,  dass  dieser  Gedanke  (der  Ausscheidung  eines  ordentlichen  oder  stabilen  Budget») 
noch  eine  bedeutsame  Zukunft  hat,  da  eine  Bewilligung  des  absolut  Notwendigen 
an  sich  ein  Dnding  und  seine  Verweigerung  als  Misstrauensvotum  gegen  Persönlich- 
keiten ein  durchaus  verkehrtes  Mittel  ist.  denn  sie  würde  in  der  That  ein  Misstrauens- 
votum gegen  die  Existenz  des  Staats  selbst  sein."  Der  preuss.  Etat  hat  bei  deu 
Ausgaben  eine  Rubrik:  „darunter  künftig  wegfallend"  (/..  B.  Gehalte  auf  Aussterbe- 
etat). Diese  Ausscheidung  Hesse  sich  in  der  im  Text  angedeuteten  Weise  ausbilden. 
Eiu  verwandter  Gedanke  liegt  zu  Grunde.  Gegen  solche  stabile  Budgettheile  sind 
meistens  die  mehr  links  stehenden  politischen  Parteieu,  in  Deutschland  z.  B.  die 
Fortschrittspartei  in  der  Militärbudgetfrage. 

S.  v.  Malchus,  Finanz.  11,  §  20  (S.  111  ff).  A.  Wagner,  Ürdn.  u.  s.  w. 
S.  5\  Stein.  Finanzwiss.,  1.  Ausg.,  S.  29  IL,  3.  Ausg.,  S.  69,  71  ff.  Ueber  England 
Malchus  a.  a.  0-,  S.  113,  v.  Czörnig,  österr.  Budget.  I.  20,  Bcrgius,  Finauz- 
wisseosch.  S.  14.  =  ders.  in  d.  Tüb.  Zt*ch.  für  Staatswiss.  1*71,  S.  105  (über  den 
consolid.  Fonds  handelnd).  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Ausg.  H,  709  und 
§.  .  S  832  — 845.  Ders.,  Budg.  u.  Ges.  nach  d  constitut.  Staatsrecht  Englands. 
Berl  1867.  Die  Angaben  der  verschiedi  nen  Schriftsteller  stimmen  übrigens  über  die 
englischen  Verhältnisse  nicht  ganz  uberein.  Mau  unterscheidet  zwischen  den  auf  dem 
G'-setz  beruhenden  u.  den  für  den  Dienst  des  Jahrs  bewilligten  Ausgaben.  Die 
enteren  betragen  nach  Gneist  jetzt  an  30  Mill.  Pfd.  St.,  vornemlich  für  die  Zinsen 
der  Schuld,  ausser  welchen  im  J.  ImJI  1.975.139  Pf.  ordentliche  dauernde  Ausgaben 
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waren ,  bes.  für  das  gesamtntc  Kiehtcrpersonal,  das  ordeutliche  Personal  der  Gesandt- 
schaften und  einige  andre  Aemter.  Diese  Ausgaben  sind  auf  den  sogen,  consoli- 
dirten  Fonds  angewiesen,  d.  b.  auf  den  Betrag  einer  bestimmten  Reibe  von  Ab- 
gaben, welcbe  Pitt  1787  in  einen  Fonds  vereinte  und  für  jene  Ausgaben  bleibend 
bewilliget!  Hess.  Die  einzelnen  Einnahmen  u.  Ausgaben  dieser  Fonds  waren  ursprünglich 
nach  dum  älteren  finanzrechtl.  System  je  als  besondere  Fonds  constituirt,  dann  in 
drei  grössere  Fonds  zusammengezogen  worden,  bis  sie  nun  zum  consolid.  Fonds  ver- 
einigt wurden  i,2T  (ie.  HI,  e.  13).  Dieser  Fonds  haftet  für  die  betr.  Ausgaben,  nur 
sein  reberschuss  steht  zur  Anweisung  für  den  Dienst  des  Jahres  offen.  Die  auf  dem 
Gesetz  beruhenden  Ausgaben  werden  daher  auch  nicht  im  Etat  dem  Parlament  zur 
Bewilligung  vorgelegt.  Ueber  den  consolid.  Fonds  u.  die  ihm  vorangeh.  (Jesetzgeb. 
s.  (in  ei  st  a.  a.  Ü  II,  833.  Die  neuereu  Aemter  und  Verwaltuugseinricbtungen  sind 
immer  mehr  auf  die  period.  Parlamcntsbewilligungcn  angewiesen  worden  (cb.  S.  835).  — 
In  den  Niederlanden  wurde  vor  der  Trennung  Belgiens  nach  Ges.  v.  24.  Aug.  1815 
ein  1<> jähr,  stabiles  Budget  bewilligt  „für  alle  ordentlichen,  fixen  und  bestündigen 
Ausgaben,  welche  aus  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  hervorgehen  u.  insb.  sich 
auf  den  Friedensstand  beziehen S.  Malchus  II,  113.  Vorschlag  Lafitte's  für 
Frankreich  1827,  ebendas.  S.  114.  —  Norddeutsche  Bundesverf.  Art.  00,  Be- 
willigung eines  stabilen  Militäretais  bis  Ende  1S71,  1  0/„  d.  Bevölkerung  r.  1867, 
225  Thlr.  per  Mann.  Ebenso  Deutsche  Koichsverf.  Art.  00,  s.  auch  Art.  02,  71. 
Dann  Deutsches  Keichsgcs.  v.  9.  Dec.  1871,  worin  auf  3  Jahre,  bis  Ende  1*>74,  ein 
stabiler  Militäretat  bewilligt  wurde.  S.  darüb.  A.  Wagner  im  Holtzendorfl"schen 
Jahrb.  III.  171  ff.  Seitdem  jährliche  Bewilligung,  aber  auf  Grund  der  im  Heichsges. 
v.  2.  Mai  1874  für  die  Zeit  v.  1875  —  M  gesetzlich  festgesetzten  Truppenstärke 
i,,. Friedenspiäscnzstärko"  des  Heeres  an  Unteroffizieren  u.  Mannschaften,  ohne  Er- 
rechnung der  Einjährig-Freiwilligen)  von  4dl. 059  Mann.  Durch  Ges.  v.  0.  Mai  1>M> 
ist  diese  Zahl  bis  31.  März  1SS8  auf  427,274  Mann  festgestellt  worden. 

III.  Die  Wahl  der  Deckungsmittel  oder  Eingangsartcu 
fllr  den  Finanz  bedarf. 

S.  hierzu  bes.  die  oben  S.  130  in  der  Yorbeni.  zu  diesem  hap.  genanute  neuen' 
Literatur  über  die  Prineipicnfrage:  Steuern  oder  Schulden? 

Dieser  allgemeinen  Frage  nach  den  richtigen  Deckungsmitteln  wird  in  der 
Praxis  selten  näher  getreten,  weil  für  die  Hauptmasse  der  von  einem  zum  andern 
Jahr  sich  wiederholenden  Ausgaben  bestimmte  Deckungsmittel  geschichtlich  Uber- 
kommen und  staatsrechtlich  festgestellt  zu  sein  pflegen.  Auch  die  Theorie  hat  erst 
neuerdings  dieser  Frage  ihre  Aufmerksamkeit  gewidmet  und  sie  principioll  zu  be- 
antworten gesucht  (s.  u.).  Dies  ist  vom  Standpuncte  der  Wissenschaft  aus  auch 
durchaus  geboten.  Namentlich  verlangt  die  systematische  Behandlung  der  Finanz- 
wissenschaft eine  solche  principielJe  Erörterung  der  Frage,  weil  sonst  immer  die 
innere  (organische)  Verbindung  zwischen  der  Lehre  von  den  Staatsausgaben  und 
Einnahmen  fehlt.  Die  Theorie  muss  •  der  Praxis  hier  den  richtigen  Weg  zeigen. 
Kümmert  sich  die  Praxis  um  jene  Frage  nicht,  so  steht  sie  eben  nur  auf  dem  Stand- 
puncte gewöhnlicher  Koutine  und  wird  bei  jeder  Schwierigkeit  Fiasco  machen,  nach- 
dem sie  mit  ihrer  planlosen  Wahl  der  Deckungsmittel  für  gesteigerte  Ausgaben  und 
Deficite  der  Volkswirtschaft  und  den  Finanzen,  dem  Volke  und  Staate  schwere 
Wunden  geschlagen  hat.  Namentlich  droht  hier  regelmässig  die  grosse  Gefahr,  dass 
ohne  Untersuchung,  ob  es  in  diesem  Falle  zulässig  sei.  das  acute  Deficit  einfach  so 
lange  es  irgend  geht  durch  Aufnahme  von  Staatsschulden  oder  Veräusserung  von 
'meistens  werbendem)  Staatseigentum  gedeckt  wird,  statt  dass  die  Ausgaben  möglichst 
beschränkt  und  die  Einnahmen  aus  Steuern  rechtzeitig  erhöht  werden.  Dadurch  wird 
das  „acute'-  Deficit  zu  einem  ..chronischen",  das  sich  von  einer  Finanzperiode 
zur  anderen  hinzieht,  in  Folge  der  falschen  Deckungsinittel  immer  mehr  vergrössert, 
schliesslich  lawinenartig,  und  nun  vollends  nicht  mehr  zu  beseitigen  ist.  Von  der 
Wahl  richtiger  Deckungsmittel  für  die  Ausgaben  hängt  daher  auch  der  dauernde 
Gleichgewichtszustand  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Staatshaushalt  ab. 
Während  die  Vermeidung  eines  Oassendeficits  mehr  nur  eine  Aufgabe  der  Finanz- 
calculatnr  ist.  wird  die  Erhaltung  (und  eventuell  die  \\ iedcrhcrstellung)  jenes 
»lauernden   Gleichgewichtszustands    des    Staatshaushalts    eine    der   wichtigsten  und 
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schwierigsten  Aufgaben  der  practischen  Finanzpolitik  und  die  theoretische  Et  örterung 
über  diese  Aufgabe  eine  bisher  meistens  nicht  genügend  erörterte  Cardinalfrage  der 
Finanzwissenschaft.  —  Besonders  instruetiv  für  Pathologie  und  Therapie  von  Deficit«  und 
insofern  für  die  Theorie  der  Staatsbedarfsdeckung  ist  die  neuere  Österreich.  Finan/.- 
geschichte.  In  diesem  Staate  hat  man  es  zu  lange  versäumt,  das  einmal  nicht  zu  be- 
seitigende Deficit  durch  rechtzeitige  und  gehörige  Steigerung  der  Steuern  zu  decken. 
Es  war  namentlich  ein  schwerer  Fehler  der  absolutistischen  Regierung  vor  und  nach  lS-ls, 
immer  wieder  zu  leicht  zu  dem  verführerischen  und  politisch  bequemeren  Mittel  der  Ver- 
mehrung der  Staatsschuld  uud  sogar  des  Papiergelds  zu  greifen,  als  zur  unliebsamen 
Steuererhöhung.  Mannichf.  Beisp.  in  meinen  hnanzgesehichil.  Aufsätzen  über  Oesterreich, 
so  z.  B.  Staabwörterb.  Vif.  005,  620.   Wie  anders  verfuhr  Nordamerika  im  Bürgerkriege! 

§.  G5.  Für  die  aufgeworfene  Frage  gentigt  es,  bloss  zwischen 
den  beiden  Hauptarten  von  Eingängen  oder  Deckungsmitteln  zu 
unterscheiden,  welche  man  gewöhnlich  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche nennt.  Die  ersteren  sind  die  ihrer  Natur  nach 
einer  regelmässigen  Wiederholung  von  Periode  zu 
Periode  fähigen  Einnahmen,  nemlich  der  Privaterwerb  des 
Staats  und  die  Auflagen  oder  Steuern  (im  weitesten  Sinne  des 
Worts).  Die  ausserordentlichen  umfassen  die  keiner  solchen 
periodischen  Wiederholung  fähigen  Eingänge  aus  der  Vcräus- 
serung  von  Staatseigeuthum  (Verminderung  der  Staatsactiva) 
und  aus  der  Benutzung  des  Staatsc red its  oder  der  Auf- 
nahme von  Staatsschulden  oder  Anleihen  (Vermehrung 
der  Passiva).  In  unserer  heutigen  Zeit  und  in  den  civilisirten 
Staaten  kommen  als  ordentliche  Einnahmen  vornemlich  die  Steuern 
und  als  ausserordentliche  die  Staatsschulden  in  Betracht. 
Die  Frage  dreht  sich  daher  vor  Allem  darum,  ob  Steuern  oder 
Staatsschulden  zur  Bedeckung  der  Ausgänge  über- 
haupt und  speciell  der  Ausgaben  und  event.  in  welchem 
Verhältniss  beide  dazu  benutzt  werden  sollen.  In 
dieser  Form  liegt  sie  in  der  Regel  in  der  Praxis  zur  Entscheidung 
vor  und  bietet  sie  auch  für  die  Theorie  das  meiste  Interesse.  Sie 
muss  aber  beantwortet  werden,  noch  bevor  die  einzelnen  Arten 
der  ordentlichen  Einnahmen  näher  betrachtet  werden,  weil  es  vom 
Ausfall  der  Antwort  abhängt,  bis  zu  welcher  Höhe  der  Ausgänge 
unbedingt  ein  Gesammtbetrag  ordentlicher  Einnahmen  zu  be- 
schaffen ist. 

Nach  der  Terminologie  o.  S.  131  u.  in  der  Grundlegung  §.  P>4  If.  würden 
die  ..ausserordentlichen"  Einnahmen  des  gewöhnlichen  Sprachgebrauchs  meistens  nur 
unter  den  allgemeineren  Begriff  der  „Eingänge"  fallen  und  nur  die  ordentlichen 
Einnahmen  eigentliche  Einnahmen  sein.  Zu  beachten  ist  übrigens  au<h  für  die 
Tinanzwirthschaft,  dass  manche  Ein-  und  Ausgänge  nur  ein  Su bstan z wer hs cl 
des  Vermögens  sind,  nicht  eine  eigentliche,  neue  Einnahme  oder  Ausgabe. 
Es  hängt  dies  mit  der  Lehre  vom  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Finanzbedarf 
in  d.-r  obigen  /.weiten  Bedeutung  ({?.  G"ii  zusammen.    Der  Ausgang  für  eine  staats- 
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wirtschaftliche  Kapitalanlage  ist  z.  ß.  keine  reelle  Ausgabe,  sondern  nur  ein  solcher 
Substanzwechsel.  S.  Grundlegung  1,  §.  C>S  If.  Die  ueuc  Terminologie  dient  dazu, 
auf  solche  wesentliche  Momente  der  Unterscheidung  hinzuweisen,  was  z.  B.  Ad. 
Held  in  s.  Bemerk,  in  Hildcbrand's  Jahrb.  1S76,  B.  27.  S.  15»  verkannt  hat. 

§.  6t5.  Steuern  oder  Staatsschulden  als  Deckungs- 
mittel  der  Ausgaben. 

1.  Dogmengeschichtliches  Uber  diese  Frage. 

Es  kann  sich  an  diesem  Orte  nur  um  eine  generelle  rharacterisirung  der 
alteren  und  neueren  theoretischen  Ansichten  handeln.  S.  Näheres  bei  Dietzel. 
System  d.  Staatsani.  pass..  bes.  S.  15S  II*,  und  bei  A.  Wagner,  Ordnung  d.  österr. 
Staatshaush.  S  (»  tl.,  14  ff.  Im  Texte  i>t  dieser  Darstellung  und  der  Behandlung  der 
Krage  im  Art.  Staatsschulden  im  Staatswörterb.  gefolgt  worden.  Das  Gesagte  bezieht 
sich  so  ziemlich  auf  alle  früheren  Theoretiker,  auch  atif  Nelxnius,  v.  Malchus 
und  auf  Kau.  S.  in  der  5.  Aufl.  seiner  Finauzwiss.  bes.  4G6.  4M,  471, 
47Sa,  worin  übrigens  im  Vergleich  mit  den  früheren  Auflagen  schon  mehrfache  Zu- 
geständnisse gegen  die  neuere  Lehre  gemacht  sind.  Der  Satz,  mit  welchem  in  §.471 
der  früheren  Auflagen  die  Lehre  von  den  Staatsschulden  von  Hau  eingeleitet  wurde: 
„wenn  zur  Bestreitung  des»  beschlossenen  Staatsaufwands  die  gegenwärtigen  Staats- 
einkünfte (d.  h.  die  ordentlichen  Einnahmen)  nicht  zureichen,  eine  Erhöhung  der- 
selben für  volkswirtschaftlich  nachtheilig  oder  überhaupt  nicht  für  rathsam  erachtet 
wird  und  kein  früher  angesammelter  Hilfsvorrath  zur  Verfügung  steht,  so  muss  die 
fehlende  Summe  durch  eine  Schuld  gedeckt  werden"  —  dieser  Satz  bezeichnet  eben 
nur  ganz  richtig  den  Zeitpunct.  wo  eine  Schuld  aufgenommen  zu  werden  pflegt, 
aber  enthält  kein  Princip  über  das  WVscn  und  die  Zulassigkeit  einer  Benutzung  des 
Staatsercdits. 

Die  alteren  Theoretiker  haben  die  Frage  nach  der  Wahl  der 
Bedeckungsart  der  Ausgaben  nicht  generell  und  principiell  behandelt, 
sondern  sie  regelmässig  nur  bei  Gelegenheit  ihrer  Erörterungen 
Uber  Staatsschulden  berührt.  Sie  stellten  dabei  kurzweg  die  Frage 
auf,  ob  und  wann  der  Staatscrcdit  benutzt  werden  dürfe  und  solle 
und  ob  Staatsschulden  mehr  Vortheile  oder  mehr  Nachtheile  böten. 
Hier  hätte  dann  eine  absolute,  allgemein  giltige  Antwort  gegeben 
werden  müssen,  die  aber  unmöglich  war.  Jene  Theoretiker  sind 
deshalb  zu  einer  klaren  Erkenntniss  des  Wesens  und  zu  einer  unbe- 
fangenen Würdigung  des  Staatsercdits  nicht  gelangt,  sie  blieben 
alle  au  dem  Namen  Staatsschuld  hängen  und  dieser  wurde  somit 
verhängnissvoll  (Dietzel).  Man  wog  die  Vortheile  und  Nachtheile 
ab,  fand  regelmässig  die  für  eine  Benutzung  des  Staatsercdits 
sprechenden  Gründe  zu  leicht,  sah  höchstens  in  der  Aufnahme  vou 
Staatsschulden  ein  freilich  oft  unvermeidliches  l'cbel  und  beschäftigte 
sich  dauii  vorzugsweise  mit  den  Erscheinungsformen  des  Staats- 
credits,  indem  die  Nachtheile  des  Staatsschuldenwesens  durch 
eine  richtige  Wahl  der  Schuldform  möglichst  abgeschwächt  werden 
sollten.  Statt  ein  festes  Princip  über  das  Wesen  und  die  Zulässig 
keit  einer  Benutzung  des  Staatsercdits  aufzustellen,  bezeichnete  die 
herrschende  Finan/theorie ,  von  den  Vorgängen  in  der  Praxis  ein- 
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lach  abstrahireiid,  nur  den  Zeitpunct,  wo  eine  Schuld  contrahirt 
zu  werden  pflegt,  als  denjenigen,  wo  eine  Schuld  allenfalls  auf- 
genommen werden  darf.  Hier  wurde  also  die  angefochtene  Praxis 
zum  theoretischen  Rechtfertigungsgrande  des  Staatsschuldenmachens 
selbst.  Bei  einem  solchen  Selbstwiderspruch  der  Theorie  Hessen 
sich  begreiflich  nicht  einmal  die  notorisch  schlimmsten  Aus 
schreitungen  der  Praxis  in  der  Benutzung  des  Staatscredits  ver- 
hüten. Es  wäre  bei  der  gegnerischen  Stellung  zu  allem  Staats- 
schnldenwesen  folgerichtiger  gewesen,  zu  verlangen,  dass  die  Aus- 
gabe nicht  über  den  Betrag  der  ordentlichen  Einnahme  steigen 
solle  oder  letztere,  wenn  der  Bedarf  einmal  nicht  mehr  zu  ver- 
mindern sei,  unbedingt  auf  die  Höhe  desselben  gebracht  werden 
müsse.  Aber  angesichts  der  practischen  Schwierigkeiten  wurde 
diese  Consequenz  nicht  gezogen. 

2.  Principielle  Erörterung  dieser  Frage.  Die  Früheren 
Ubersahen,  dass  die  von  ihnen  behandelte  Frage  Uber  die  Anwend- 
barkeit des  Staatscredits  nicht  für  sich  zu  beantworten  ist,  sondern 
dass  ihr  eine  Vorfrage  vorausgehen  muss,  welche  Ausgänge  bez. 
Ausgaben  grundsätzlich  durch  ordentliche  Einnahmen  zu 
decken  sind.  Die  Untersuchung  hierüber  führt  erst  zu  einer 
richtigen  Auffassung  aller  der  Controversen ,  welche  sich  an  die 
Benutzung  des  Staatscredits  knüpfen,  hin.  Es  sind  dabei  die 
beiden  Fragen,  welche  Ausgänge  durch  Steuern  und  welche  durch 
Anleihen  zu  decken  seien,  in  ihrem  organischen  Zusammenhang 
aufzufassen  und  auf  ein  oberstes  Princip  zurückzuführen,  nach 
welchem  sie  einfach  beantwortet  werden  können.  Die  Neueren 
sind  in  dieser  Weise  verfahren  und  haben  dadurch  eine  feste 
Grundlage  für  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
gelegt.  Eine  principielle  Würdigung  des  Staatscredits  ist  erst  hier- 
durch erzielt  worden. 

S.  dio  betreff.  Literaturangaben  oben  S.  130.  Ausserdem  auch  Emminghaus 
»nf  d.  volkswirthach.  Congress  in  Mainz  1869  <i.  Auszug  Br.  H.  Bl.  1869  Nr.  935). 
dm.  im  Bremer  Handclsbl.  Nr.  892  (1863)  (wie  der  Aufs.  v.  Sasse  in  d.  Tub. 
Ztschr.  eine  kritische  Revision  der  Thcorieen  v.  Dietzel,  Wagner.  Laspeyres, 
Sötbeer).  Ebenda»,  ein  Aufsatz  aus  anderer  Feder,  ..Staatsschulden  u.  Steuern", 
Nr.  929  (1869).  0.  (iildemoister  „Kriegsanleihen"  in  d.  Prcuss.  Jahrb.  B.  17. 
Das.  was  an  den  Ansichten  Sötbeor's  in  Betreif  der  nachteiligen  Wirkung  inländischer 
Anleihen  verglichen  mit  Steuern  auf  die  Vcrthoilung  des  Vermögens,  bez  Ein- 
kommens in  der  Volkswirtschaft  richtig  ist,  ist  nichts  Neues  und  kamt  durch  fingirte 
fohle»  beispiele  auch  ni.  E.  nicht  bc^cr  bewiesen  v/erden.  (Vgl.  auch  die  sich 
Sotbeer  anschliessenden  Bemerkungen  ron  Emminghaus  im  Br.  H.  Bl.  a.  a.  n.|. 
I»  den  Erörterungen  Uber  die  Wirkungen  solcher  Anleihen,  die  das  Kapital  einer 
produetiven  Verwendung  im  Inland  erst  wegnehmen  (s.  §.  68>.  als  Kapital ent - 
«it-hnngi-n  auf  die  Volkswirtschaft,  komme  ich  schon  in  d  Ürdn.  d.  üsterr.  Staats- 
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baush.  S.  31 — 35  (1863)  und  noch  bestimmter  in  dum  Art.  Staatsschulden  im  Hand- 
wörterbuch ton  Rcntzsch  S.  SbO  (geschrieben  Anf.  1865)  und  im  Staatswörtcrb. 
X,  15  —  18  (1865)  zur  Bevorzugung  der  Steuer  vor  der  Anleihe,  weil  letztere  die 
Vertheilung  ungünstiger  beeinflusse  und  die  Ar  bei  t  er  eher  beeinträchtige.  Stein 
hat  schon  früher  uud  noch  in  der  3.  Aufl.  s.  Finanzwiss.  S.  44  ff.,  dann  S.  715  ff.. 
727  ff.  im  Wesentlichen  keine  andre  Theorie  der  Staatsbedarfsdeckun* ,  als  die  im 
Text  aufgestellte,  nur  dass  er,  wie  Dietzel,  die  nothwundige  Einschränkung  für  die 
wirkliche  Beuutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  nicht  macht  und  somit  die 
eigentlich  sociaipolitische  Seite  der  Frage,  die  auch  Sötbcer  behandelt,  — 
Einfluss  der  Wahl  der  Deckungsmittel  und  speciell  der  Schuldaufnahme  auf  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  —  vernachlässigt.  Wenn  er  es  dabei  für  gut 
findet,  auch  in  der  3.  Ausg.  S.  731.  meine.  Behandlung  der  Frage,  die  viel  älter  als 
die  aeinige  ist  (schon  in  meiner  „Ordnung  des  osterreich.  Staatsbaushalts"  a.  a.  0.  — 
1863).  nicht  einmal  zu  erwähnen,  obwohl  sio  in  d.  G.  Ausg.  v.  Raus  Finanzwiss. 
die  erschöpfendste  Bearbeitung  des  Gegenstands  war,  ursprünglich  unabhängig  von 
Dietzel  entstand  u.  z.  B.  Nasse  in  dem  von  Stein  selbst  genannten  Aufsatz  mit 
zum  Anknupfungspuncte  diente,  so  berechtigt  mich  das  wohl  zu  einer  Verwahrung 
gegen  diese  literarische  Illoyalität  in  einem  Werke,  welches  auf  Objcctivität  Anspruch 
macht.  Die  von  Stein  jetzt  so  betonte  Verbindung  der  Staatsschnldenfrage  mit  der 
Verwaltung  ist  in  meiner  schon  1S63  und  1865  aufgestellten  und  in  der  6.  Ausg. 
v.  Rau's  Finanzwiss.  neu  formulirten  Lehre  von  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage 
im  Kern  und  in  der  Ausführung  vollständig  enthalten.  St  ein 's  ohnehin  schiefe  und 
in  seiner  W'eise  nicht  baltbare  Unterscheidung  von  Finanzcredit  und  Staatsschuld 
hat  mit  der  hier  zu  behandelnden  Frage  nichts  zu  thun.  Rau  hatte  den  Gegenstand 
des  Texts  noch  kaum  nur  berührt.  In  d.  4.  A.  hat  Stein  keine  Acnderungen  ge- 
macht, welche  mich  zur  Zurücknahme  dieser  Vorwurfe  bestimmen  können.  S.  4.  A. 
I,  61  ir.,  II,  343  ff.,  457  ff.  In  gekünstelter  neuer  Terminologie  wird  die  jetzt  allge- 
mein angenommene  Lehre  vorgetragen,  nur  dass  wie  bei  Dietzel  die  Grenze  für 
die  Benutzung  des  Credits  viel  zu  weit  bleibt  u.  demgemäss  auch  das  enorme  Wachs- 
thum der  Schulden  in  einigen  modernen  Staaten  zu  leicht  genommen  wird  (II,  464  ff.). 

Den  Weg,  auf  welchem  man  zur  jetzigen  Theorie  der  Bedarfs- 
deckung gelaugte  und  diese  Theorie  selbst  betreffend,  so  hat  man 
zunächst  die  Frage  nach  der  richtigen  Bedeckungsart  der  Aus- 
gaben mit  der  frUber  in  §.  63  aufgestellten  Unterscheidung  des 
Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen  in  Verbindung 
gebracht,  wobei  das  Unterscheidungsmerkmal  in  der  Dauer  der 
mit  einer  Ausgabe  als  einer  Güterverwendung  hervorgebrachten 
Wirkungen  liegt  Dadurch  gewann  man  eine  feste  Unter- 
grenz o  für  denjenigen  Theil  des  Gesammtausgangs,  der  unbe- 
dingt durch  ordentliche  Einnahmen  (Steuern)  bedeckt  werden 
muss:  im  Wesentlichen  die  ordentliche  Ausgabe  oder  das 
Normalerfordemiss.  Jene  Untergreuze  bezeichnet  zugleich  die 
Ober  grenze  (Maximum),  bis  wohin  allenfalls  die  ausserordentliche 
Einnahme  (Schuldaufnahme)  zur  Deckung  der  Ausgänge  benutzt 
werden  darf,  soweit  neinlich  Zweck,  Wesen  und  Wirkung 
der  letzteren  hierüber  entscheidet:  demnach  darf  von  diesem 
Gesichtspuncte  aus  der  ganze  ausserordentliche  Finanz- 
bedarf, d.  h.  die  privat-  und  Staats  wirtschaftliche 
Kapitalanlage  und  die  eigentliche  ausserordentliche 
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Ausgabe  auf  diese  Weise  beatritten  werden.  Jedoch  ist  damit 
noch  nicht  die  weitere  Frage  beantwortet,  ob  Uberhaupt  und  unter 
allen  Umständen  oder  wieweit  die  ausserordentliche  Einnahme 
wirklich  zur  Deckung  dieser  Ausgaben  benutzt  werden  soll;  denn 
hierfür  können  doch  noch  andre  als  der  obige  Gesichtspunct  in 
Betracht  kommen.  Die  Entscheidung  hängt  nemlich  noch  von 
einer  weiteren  Erwägung  ab. 

Dietzel  a.  a.  0.  zieht  diesen  zweiten  Punct  nicht  mit  in  Betracht,  sondern 
entscheidet  nur  nach  der  Wirkung  der  Ausgaben,  die  mit  Anleihen  oder  Steuern  be- 
stritten werden.  Hieraus  sowie  aus  der  unterlassenen  weiteren  Specialisirung  der 
ausserordentlichen  Ausgaben  erklärt  sich  seine  viel  zu  weit  gefasste.  deshalb  unrichtige 
Kegel  für  die  Benutzung  des  Staatscrcdits.  Die  im  Text  hervorgehobene  Berück- 
sichtigung der  Wirkungen  von  Anleihen  oder  Steuern  als  (iüterentziehungen  schon  in 
<J.  Ordn.  d.  Österr.  Staatshaush.  Abschnitt  I  Nr.  .'{.  S.  19  —  36.  Aehnlich  einseitig 
vi*  Dietzel  auch  noch  Stein  a.  a.  (»..  selbst  noch  in  d.  4.  A. 

Neben  der  vergleichenden  Betrachtung,  welche  Wirkungen 
die  Ausgänge  als  Güter-  oder  Kapital  Verwendungen  auf  die 
Volkswirtschaft  ausüben,  müssen  nemlich  auch  noch  die  Wirkungen 
verglichen  werden,  welche  die  beiden  verschiedenen  Arten  der 
Einnahmebescbaffang,  also  namentlich  die  Besteuerung  und  die 
Schulden  aufnähme,  als  Güter-  oder  Kapitalheranziehungen  aus 
den  Einzelwirtschaften  auf  die  Volkswirtschaft  hervorbringen. 

Die  ausserordentliche  Einnahme  darf  dann  der  ordentlichen 
Einnahme  wirklich  als  Deckungsmittel  vorgezogen  werden,  wenn  es 
erstens  der  Zweck  und  die  Wirkung  des  Ausgangs  erlaubt,  also 
wenn  es  sich  um  ausserordentliche  Ausgaben  (i.  w.  S.)  handelt,  und 
wenn  zweitens  in  diesem  Falle  zugleich  die  Beschaffung  ausser- 
ordentlicher Einnahmen  von  der  Volkswirtschaft  günstiger  oder 
minder  ungünstig  empfunden  wird,  als  die  Beschaffung  ordentlicher 
Einnahmen. 

Hierdurch  erhält  man  für  die  Theorie  und  die  rationelle  Praxis 
die  Regel,  dass  die  wirkliche  Anwendung  des  Staatscrcdits 
gegenüber  jener  vorhin  aufgestellten  Obergrenze  sehr  wesentlich 
zu  beschränken  ist,  d.  h.  es  muss  auf  die  Schuldaufnahme 
in  vielen  Fällen  verzichtet  werden,  wo  die  Beschaffenheit 
der  Ausgänge,  welche  durch  Schulden  gedeckt  werden, 
allein  betrachtet,  sie  erlauben  würde.  Demgemäss  ist 
alsdann  die  ordentliche  Einnahme  (Besteuerung)  mit- 
unter selbst  auf  den  ganzen  Betrag  der  ausserordent 
liehen  Ausgabe  zu  erhöhen  (s.  u.  §.  68  ff.). 

Hiernach  ist  mithin  im  Unterschied  von  der  principlosen  Auf- 
fassung der  früheren  Theorie  der  Satz  festgestellt  worden,  dass  die 
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Deckungsmittel  der  Finanz wirthschai't  grundsätzlich  doppelte 
sind:  ordentliche  Einnahmen,  besonders  durch  Benutzung  der 
Steuerkraft  und  ausserordentliche  Einnahmen,  besonders 
durch  Anwendung  des  Staatscredits:  Besteuerung  und 
Schuldaufnahme  sind  zwei  Formen  derselben  Operation 
mit  speeifisch  gleicher,  nur  gradweise  verschiedener 
Wirkung. 

§.  67.  —  3.  Begründung  dieser  Theorie  der  Finanz- 
bedarfsdeckung. 

Vgl.  hierzu  auch  Wagner,  Grundleg.  Abth.  I,  Kap.  3  und  4.  über  die  Organisation 
der  Volksyirthschaft  und  den  Staat. 

In  beiden  genannten  Fällen,  bei  der  Besteuerung  und  der 
Schuldaufnahme,  werden  für  die  Zwecke  des  staatswirthschaftlichen 
Productionsprocesses  Güter  aus  den  Einzelwirtbschaften  in  der 
Volkswirtschaft  herangezogen  und  in  das  Staatswesen  verarbeitet. 
Aber  die  „Producte",  welche  in  letzterem  durch  diese  Güterver- 
wendungen gewonnen  werden,  sind  von  verschiedener  Dauer.  Die 
Notwendigkeit,  sie  neu  zu  erzeugen,  wiederholt  sich  daher  in 
Perioden  von  ganz  ungleicher  Länge.  An  diesen  Unterschied  ist 
hier  anzuknüpfen  und  sind  demnach  die  Staatsleistungen,  je  nach- 
dem sie  mit  ordentlichen  oder  mit  ausserordentlichen  Aus- 
gaben bewerkstelligt  werden,  zu  trennen. 

a)  Die  Leistungen  ersterer  Art  werden  im  Allgemeinen  stet* 
in  gleich  langen  Zeitabschnitten  (z.  B.  Finanzjahren)  völlig  „con- 
sumirt".  Im  Wesentlichen  liegt  Jahr  für  Jahr  das  gleiche  Be 
dürfniss  der  Einzelwirtschaften  nach  diesen  von  der  staatlichen 
Gesammtwirthschaft  für  sie  zu  erzeugenden  Gütern  (Sorge  filr 
Rechtsschutz,  Beförderung  der  Cultur  und  Wohlfahrt)  in  derselben 
Weise  wieder  vor.  Die  Einnahmen,  mit  denen  die  ordentliche  Aus- 
gabe gedeckt  wird,  stellen  daher  in  der  That  die  Zuführung  von 
umlaufendem  Kapital  in  den  Staatshaushalt  dar,  gehen  mit  ihrem 
ganzen  Werthe  in  die  Productionskosten  der  mit  jener  Ausgabe 
hergestellten  Güter  (also  meistens  immaterieller  Staatsleistungen) 
und,  wenn  man  der  Berechnung  z.  B.  Jahresabschnitte  zu  Grunde 
legt,  auch  in  den  Gesammtwerth  der  Jahresproduction  in  der  Volks- 
wirtschaft über.  Was  der  letzteren  zur  Deckung  der  ordentlichen 
Ausgabe  an  Gütern  jährlich  entzogen  wird,  was  also  gewisser- 
massen  eine  Ausgabe  für  die  Gesammtbeit  der  Privat-  und  der 
Gemeinwirtschaften  ausschliesslich  derjenigen  des  Staats  selbst 
bildet,  erhält  die  Volkswirtschaft  und  erhalten  speciell  diese  Wirth- 
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schalten  in  derselben  Zeit  im  Werthe  der  Staatsleistungen,  also  an 
Einnahme,  wieder. 

So  ist  es  wenigstens  bei  gerechter  Stcuorvertheilung  und  bei  der  richtigen 
Noruiirung  von.  Allen  im  Wesentlichen  gleich  massig  zu  Gute  kommenden,  Staats- 
leistungen  auch  in  Betreh"  jeder  einzelnen  Einzelwirtschaft.  Die  Staatseinnahmen, 
mit  denen  die  ordentliche  Ausgabe  bestritten,  also  m.  a.  W.  mit  denen  die  jährlich 
von  Neuem  in  gleichem  Umfange  nöthig  werdenden  Staatsleistungen  beschaff  werden 
sollen,  müssen  daher  einer  ebensolchen  regelmässigen  Wiederholung  fähig  sein.  Dies 
sind  nun  aber  bloss  die  ordentlichen  Staatseinnahmen,  namentlich  auch  die  Steuern. 
Daher  sind  diese  allein  die  geeigneten  Deckungsmittel  für  die  ordentlichen  Ausgaben 
und  müssen  sie  ausreichen,  also  nötigenfalls  entsprechend  erhöht  werden,  um  diese 
Ausgaben  Tollständig  zu  decken. 

Wird  nun  das  Gebiet  der  Staatsthätigkeit  und  das  Verwaltungs 
system  richtig  bestimmt,  so  dass  der  Betrag  der  ordentlichen 
Ausgabe  und  Einnahme  wenigstens  auf  die  Dauer  ebenfalls  als 
angemessen  gelten  kann,  so  wird  durch  die  strenge  Befolgung 
des  Grundsatzes,  mindestens  stets  die  ganze  ordentliche  Aus- 
gabe durch  ordentliche  Einnahmen  zu  decken,  in  finanzieller 
und  in  volkswirth  sc  haftlich  er  Hinsicht  ein  zweifacher  wichtiger 
Vortheil  erreicht,  dem  nachzustreben  ist.  Einmal  bleibt  der 
Staatshaushalt  vor  der  Gefahr  eines  „chron ischen 
nicht  bloss  stets  wiederkehrenden,  sondern  sich  in 
seiner  Höhe  stets  noch  steigernden  Deficits  bewahrt. 

Damit  wird  auch  in  schwierigen  Perioden  des  Staatslebens  der  rettungslose 
Kuin  der  Finanzen  mit  allen  seinen  furchtbaren  wirtschaftlichen ,  politischen  und 
Ertlichen  Folgen  für  das  Volk  vormieden.  Denn  wenn  selbst  ein  Thed  der  ordent- 
lichen, notwendig  jährlich  im  gleichen  Betrage  wiederkehrenden  Ausgabe  durch  die 
natürlich  nicht  lauge  vorhaltende  Yerausserung  von  Staatseigentum  oder  durch  Schuld- 
aufnahme  gedeckt  wird,  so  wächst  das  vorhandene  Deficit  jährlich  auch  bei  sonst 
gleich  bleibender  Ausgabe  um  den  Betrag  der  verminderten  Einnahme  und  der  hin- 
zukommenden Zinsen,  und  zwar  in  immer  stärkerer  Progression. 

Besonders  deutliche  Belege  für  diese  Satze  giebt  die  neuere  Finanzgeschichte 
Oesterreichs,  Italiens,  auch  Kusslands  und  z  Tb.  Frankreichs.  Dio 
Progression  des  Scbulderfordernisscs  nach  dem  absoluten  Betrage  (in  Millionen1»  des 
letzteren  und  nach  dem  Vcrhältuiss  zur  ordentlichen  Netto-Einnabme  in  zweien  dieser 
Staaten  zeigt  die  folgende  üeborsicht.  wobei  freilich  zuzugeben  ist,  dass  nur  ein  Thcil 
der  Zunahme  auf  die  ganz  verwerfliche  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  mit  Staats- 
schulden zurückgeführt  werden  kann. 
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Die  Berechnung  für  Oesterreich  im  1803  ohne  Rückzahlung  an  d.  Nationalbank, 
weicht  von  den  Daten  in  Czörnig's  Handbüchlein  und  a.  a.  0.  etwas  ab,  weil  hier 
nach  etwas  anderen  Grundsätzen,  z.  B.  in  Betrclf  der  riet.  Zahlungen  an  und  aus  dem 
ehemaligen  allgemeinen  Tilgungsfonds,  verfahren  wurde.  Die  mitgctheilten  Daten 
nach  meinen  speciellen  Berechnungen.  Für  1867  der  Anschlag.  Nach  dem  dann 
eintretenden  finanziellen  Ausgleich  mit  Ungarn,  der  damit  verbundenen  Einstellung  der 
meisten  Tilgungen  und  der  erfolgten  Zinsreduction  (euphemistisch:  Einkommensteuer- 
erhöhung) ist  die  frühere  Entwicklung  abgebrochen.  In  Ungarn  ist  sie  dafür  mit 
um  so  mehr  Erfolg  nun  allein  fortgeführt.  (Im  un  gar.  Etat  f.  1  SSI  steht  das  Schuld - 
erforderniss  fur  die  seit  1868  entstandene  eigene  ungar.  Schuld  schon  mit  54  3  Mill.  (1., 
neben  dem  Betrag  v.  30  3  M.  11.  österr.  Schuld.)  In  den  früheren  Zahlen  f.  Oesterreich 
ist  die  contractliche  Tilgung,  der  Münz-  und  Wecbselverlust  (Folge  der  Papiergeld- 
wirthschafO,  die  Subventionen  an  Bahnen  u.  s.  w.  im  Scholderforderniss  bei  den 
Zinsen  inbegriffen.  —  Auch  bei  Russland  umfasst  die  Ziffer  die  Tilgung  mit.  Für 
die  Jahre  seit  1873  ist  das  Budget  etwas  anders  als  früher  publicirt.  weshalb  der 
angegebene  Procentsatz  von  da  an  nur  annähernd  richtig  ist.  Für  die  folgenden  Jahre 
wagte  ich  ihn  aus  den  mir  vorliegenden  Daten  überhaupt  nicht  zu  berechnen.  Die 
«  norme  Zunahme  ist  die  Folge  des  letzten  Türkenkriegs.  In  1881  beträgt  das  Schuld- 
erforderniss  von  den  stark  gesteigerten  Roh  einnahmen  aus  den  dir.  u.  indir.  Steuern 
ii.  ron  den  Staatsgütern  (zus.  548*6  Mill.  R.),  eine  Summe,  welcho  den  Haupttheil 
der  ord.  Reineinnahme  darstellt,  35  2%.  Diese  Quote  war,  in  derselben  Weise  be- 
rechnet, 1862  von  den  gleichen  Einnahmen  (circa  258  Mill.)  circa  21%:  also  trotz 
der  Vermehrung  der  genannten  Haupteinnabmeu  nm  106%  noch  eine  Steigerung  der 
Quote  des  Schulderfordernisses  von  ein  Fünftel  auf  über  ein  Drittel!  Und  daneben 
über  1  Milliarde  R.  uneinlösbares  Papiergeld  mit  Zwangscurs.  Wären  nicht  in 
Oesterreich  und  Russland  die  ordentl.  Einnahmen  (worunter  aber  manche  Posten,  die 
im  Uruude  zu  den  ausserord.  gehören)  so  bedeutend  gesteigert  (wenn  auch  in  Oester- 
reich nicht  erheblich  genug  und  nicht  rechtzeitig),  so  würde  der  Procentsatz  noch 
viel  grösser  geworden  sein.  Das  österr.  Schulderforderniss  von  1801  betrug  z.  B. 
mehr  als  die  ganze  Netto  -  Einnahme  von  1848  u.  63'7°/u  der  (durch  Einbeziehung 
Ungarns  u.  s.  w.  schon  stark  gesteigerten)  Einnahme  von  1851.  Das  ross.  Schuld- 
erforderniss von  1870  ist  25*2%  der  ordentl.  Einnahmen  von  1862,  das  v.  1881  69°/0.  — 
In  Italien  sind  die  Schulden  der  ehemal  selbständigen  Staaten  hinzugekommen.  Der 
Kauptposteu,  die  5%  (consolid.)  Rente  rührt  aus  der  sardin.  Schuld  und  aus  neuen 
Schulden  des  Königreichs  Italien  her.  Er  betrug  1861  97  8  Mill  fr.  Zins,  1870  263*2. 
woneben  noch  etwa  ein  Drittel  dieser  Summe  auf  andre  neue  rückzahlbare  Schulden 
des  Königreichs  kam.  Während  sich  die  ordentl.  Einnahme  Italiens  von  1861  —  70 
etwa  verdoppelte  (457  auf  051  Mill.  Francs  incl.  Erhebungskosten),  stieg  der  gesammte 
Schuldaufwand  auf  das  4  —  5  fache.  Nach  d.  A.  f.  1881  war  das  Zinserforderniss 
f.  d.  consolid.  Schuld  355  6.  f.  d.  rückzahlbare  38  ",  das  Erforderniss  f.  d.  schwebende 
(incl.  Eisenb.zinsgarant.)  63*5,  f.  Annuitäten  z.  Ankauf  d.  oberital.  Bahnen  29' 1, 
zus.  187  Mill.  fr.  oder  circa  45%  der  ord.  Nettoeinnahme  (c.  1084  Mill.  fr?).  — 
Iu  Frankreich  erforderte  dio  Rente  (fundirte  Schuld)  1851  283,  1870  304,  1876  748. 
1«<82  74'i  Mill  fr.  Zins.    In  Oesterreich.  Italien  und  neuerdings  auch  in  Russland 
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(Nicolaibahn  Petersburg  -  Moskau)  hat  man  daneben  in  sohr  bedeutendem  Umfange 
werbendes  Staatseigentbum ,  so  fast  alle  Staatseisen  bahnen  veränssert,  z.  Th.  auch  zu 
sehr  schlechten  Preisen,  in  Oesterreich  meist  im  Beginn  der  Rentabilitätspcriode  der 
Bahnen.  Hier  wurde  bis  Ende  1859  ein  Bahncomplcx,  der  336  26  Mill.  fl.  C-M. 
gekostet,  für  meist  erst  in  längeren  Jahresraten  fällige  16S"ä6  Mill.  fl.  C.-M.  ver- 
kauft! S.  Wagner  in  Dns.  Zeit  1&63.  S.  159.  Erst  in  den  letzten  Jahren  haben 
Oesterreich  u.  Italien  mit  dem  neuen  Erwerb  von  Staatsbahnen  begonnen  u.  daraus 
rührt,  wie  auch  in  Ungarn,  ein  Theü  der  neueren  Schulden  her,  die  sich  wenigstens 
etwas  aus  den  Bahnerträgen  selbst  verzinsen. 

Der  Gleichgewichtszustand  zwischen  Consnmtion 
und  Production  in  der  ganzen  Volks wirthschaft  oder 
m.  a.  W.  zwischen  BedUrfnissbefriedigungen  und  pro- 
duetiven  Leistungen  der  Einzelwirtschaften  bleibt  dann 
ebenfalls  gewahrt:  der  zweite  Gewinn,  der  aus  der  Befolgung 
jenes  Deckungegrundsatzes  hervorgeht. 

Was  die  Einzel wirthschaften  z  B.  jährlich  an  Rechtsschutz  und  Förderung  ihrer 
Interessen  allor  Art  erhalten,  in  diesem  Zeitraum  völlig  verzehren  und  jährlich  in 
demselben  Umfange  von  Neuem  bedürfen,  das  bezahlen  sie  auch  in  den  Steuern 
u.  s.  w.  aus  ihren  laufenden  Leistungen  (oder  Einnahmen)  vollständig.  Sie  werden 
aber  zu  diesen  Leistungen  auch  nur  in  den  Stand  gesetzt  durch  das.  was  ihnen  wieder 
der  Staat  leistet,  ebenso  wie  umgekehrt  letzterer  dies  nnr  leisten  kann,  wenn  er  die 
erforderlichen  Guter  aus  den  Einzelwirtschaften  heran  zieht.  Hier  besteht  also  bei 
richtiger  Normirung  der  Staatsthätigkoiten  und  der  Besteuerung  und  bei 
der  Befolgung  des  richtigen  Grundsatzes  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  das  Vcr- 
hältniss  der  völligen  Oorrespondenz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  wenn 
auch  in  anderer  Form  als  im  gewöhnlichen  Tauschsystem.  <G.  §.  116,  158).  Es  ist 
die  Aufgabe  der  Staatsverwaltung,  dieses  Verhältuiss  fest  ins  Auge  zu  nehmen.  Der 
Staat  und  die  anderen  Einzel  wirtschaften  bilden  ja  nur  zusammen  das  organische 
Ganze  der  Volkswirtschaft.  In  den  Steuern,  die  der  Staat  zur  Bestreitung  der 
ordentlichen  Ausgaben  verwendet,  nimmt  er  den  Einzelwirtschaften  etwas,  was  er 
ihnen  zu  derselben  Zeit  im  vollen  Betrage  in  den  Staatsleistungen,  also  nur  in  einer 
andern  Form,  an  Gütern  wiedergebt:  und  zwar  in  der  Form,  in  welcher  die 
Einzelwirtschaften  diese  Guter  brauchen,  insbesondere  auch  um  ihre  eigenen  Produc- 
tionen  zu  betreiben,  und  wie  sie  diese  Güter  selbst  gar  nicht  oder  nicht  ebenso  gut 
erzeugen  können.  Die  Einzelwirtschaft  schallt  also  sich  selbst  allein  nachhaltig 
die  Bedingungen  der  eigenen  I'roduction,  wenn  sie  die  ordentlichen  Ausgaben  des 
Staats  mit  ordentlichen  Einnahmen  (Steuern)  zu  decken  ermöglicht.  Denn  nur  in 
diesem  Falle  kann  der  Staat  andauernd  den  übernommenen  Aufgaben  nachkommen. 

Der  aufgestellte  Grundsatz  hat  daher  eine  eben  solche  volks- 
wirtschaftliche als  finanzielle  Tragweite.  Die  richtig  bestimmte 
und  mit  Steuern  u.  s.  w.  gedeckte  ordentliche  Ausgabe 
ist  insofern  wirklich  reproduetiv:  sie  erzeugt  ihre  eigenen 
wirtschaftlichen  Bedingungen  immer  selbst  wieder  (Stein):  das 
Princip  der  „Erhaltung  der  Kraft"  in  der  mit  der  Staatswirth- 
sebaft  als  Ein  Ganzes  betrachteten  Volkswirtschaft. 

Steiu,  Finanzen  I.  Ausg.  S.  "JO.  wo  der  Satz  ohne  Weiteres  -  za  weit  —  für 
alle,  nicht  bloss  für  die  ordentl.  Ausgaben  aufgestellt  wird.  Auch  die  neuste  Dar- 
stellung Stein 's  in  d.  \.  A.  II,  343  If.  leidet  an  dem  tiefen  Mangel  jeder  richtigen 
Begrenzung  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits.  Ein  .. Anlagekapital'*  der 
Staatswirthsch.  ist  die  Staatsschuld  (auch  wenn  man  sie  mit  Stein  vom  Finanzcrcdit 
trennt)  keineswegs  so  allgemein,  wie  Stein  es  hinstellt  II.  :« !."»">,  namentlich  regelmässig 
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nicht,  wenn  sie  rar  Deckung  von  Deficiten  im  ord.  Etat  u.  von  kriegsko^tcu  dient. 
Die  ganze  Beweisführung  Steins  a.  a.  0.  schwebt  ohne  jene  Begrenzung  in  der  Luft 
u.  dient  mit  ihren  ragen  halb  wahren  Allgemeinheiten  nur  dazu,  die  missbrüuchlicfcstc 
Schuldvermehrung  der  Praxis  noch  theoretisch  zu  rechtfertigen.  Der  richtige  und 
wichtige  Gedauke,  die  Staatsschuld  in  enger  Verbindung  mit  der  Verwaltung  zu 
betrachten,  führt  so  bei  Stein  nicht  zur  Klarung,  sondern  zur  Confusion. 

b)  Mit  der  ausserordentlichen  Ausgabe  und  /.war  mit 
der  privat-  und  Staats wi rthschaftlichen  Kapitalanlage, 
sowie  mit  der  durch  abnorme  Schwierigkeiten,  z.  B.  Kriege,  ver- 
anlassten eigentlichen  ausserordentlichen  Ausgabe  (§.  63), 
verhält  es  sich  anders  als  mit  der  ordentlichen  Ausgabe.  Die 
Wirkungen  der  ausserordentlichen  Ausgabe,  also  der  mit  ihnen 
bewerkstelligten  Leistungen  kommen  wenigstens  in  der  Regel 
künftigen  Finanzperioden  in  der  Form  erhöhter  Staatseinnahmen, 
gesteigerter  staatlicher  oder  zunächst  volkswirtschaftlicher  Pro- 
duetionsfähigkeit  oder  mutmasslich  zu  vermindernder  Ausgabe  zu 
Gute,  Diese  Umstände  stehen  bei  einer  Deckung  der  betreffenden 
Ausgaben  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  der  Belastung  künftiger 
Perioden  mit  den  Zinsen  und  Kosten  der  Anleihen  u.  s.  w.  aus- 
gleichend gegenüber.  Bei  der  Wahl  solcher  Deckungsmittel  wird 
also  das  Gleichgewicht  der  Finanzen  nicht  gestört. 

Namentlich  wenn  etwa  die  Dauer  der  Anleihen,  also  die  Tilgungstermine,  nach 
der  voraussichtlichen  Dauer  der  günstigen  finanziellen  Wirkung  der  mit  den  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  hergestellten  Anlagen  oder  gemachten  Leistungen  be messen 
wird,  so  können  kaum  noch  rein  finanzielle  Bedenken  laut  werden.  Practische 
Schwierigkeit  macht  nur  die  Berechnung  einer  solchen  Dauer,  besonders  in  dem 
wichtigsten  Falle,  wenn  kriegsausgaben  mit  den  Anleiheu  bestritten  wurden.  Aber 
man  kann  sich  durch  Annahme  kürzerer  Tilgungsperioden  auch  hier  ziemlich  sicher 
stellen.  Es  ist  kein  Widerspruch  mit  dem  hier  Gesagten,  dass  die  Länge  der  Tilgungs- 
periode u  u.  die  Dauer  der  Wirkungen  der  bezügl.  Ausgaben  übereinstimmen  mussten. 
wenn  gleichwohl  die  principielle  Notwendigkeit  der  Tilgung  selbst  in  solchem  Kall 
einer  alhnäligen  „Aufzehrung"  der  betreffenden  Anstalten  bestritten  wird.  Entschiede 
bloss  die  Dauer  jener  Wirkungen,  so  inüsstc  unbedingt  entsprechend  getilgt  werden 
Aber  nach  der  Natur  des  Staatshaushalts  ist  die  Frage  ob  Tilgen  oder  nicht  in  der 
Kegel  (d.  h.  von  Einnahmen  aus  Privaterwerb  oder  Veräusserung  von  Staatseigeuthum 
abgesehen^  identisch  mit  jener:  ob  Besteuern  bloss  zum  Zwecke  der  Tilgung 
oder  Fortbestehenlassen  der  Schuld.  Diese  Frage  ist  aber  so  weuig  unbedingt  zu 
Gunsten  der  Besteuerung  zu  beantworten,  als  die  andere,  ob  Ausgaben  mit  Steuern 
oder  Schulden  gedeckt  werden  sollen.    S.  A.  Wagner  im  Staatswörterb.  X,  21). 

Auch  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  ist  wenigstens  in  einer 
Hinsicht  gegen  die  Benutzung  des  Staatscredits  in  dem  angegebenen  Falle  nicht» 
einzuwenden.  Denn  für  die  Volkswirtschaft  als  ein  Ganzes  ist  es  ohnehin  in  einer 
Beziehung  einerlei,  ob  die  dem  Staate  nöthigen  Mittel  durch  Steuern  oder  durch 
Staatsschulden  beschallt  werden:  in  beiden  Fällen  sind  es  die  vorhandenen 
Guter  der  Gegenwart,  die  einem  auderweiten  Konsum  oder  einer  auderweiten 
produktiven  Verwendung  entzogen  werden,  weil  sie  der  Staat  für  seine  Zwecke  braucht 
Früher  hat  man  wohl  öfters  die  Staatsschuldenaufnahtne  damit  zu  rechtfertigen  ge- 
bucht, da«  durch  sie  die  Lasten  auf  die  Zukunft  geschoben  wurden,  was  im  Falle 
gewisser,  der  Zukunft  mit  oder  ausschliesslich  zu  Gute  kommender  Ausgaben  daher 
ganz  billig  sei.  Diese  Rechtfertigung  beruht  aber  auf  einer  oflenbarcu  Verkennung 
des  doch  sehr  einfachen  Vorgangs.  Die  Unrichtigkeit  dieses  Argumcuts  zu  Gunsten 
der  Staatsschuld  bewirkt  jedoch  nicht,  dass  man  nun  die  Anwendung  des  Staatscredits 


Digitized  by  Google 


Begründung  der  Bedeckungstheorie.  153 

verwerfen  müsse.  Vielmehr  wurde  eine  solche  Operation  gerade  um  so  mehr  fest- 
zuhalten sein,  da  sie  nach  dem  Obigen  bei  der  Deckung  der  ausserordentlichen  Aus- 
gabe durch  finanzielle  Gründe  unterstützt  wird  und  für  die  Volkswirtschaft  als  Ganzes 
betrachtet  in  der  erwähnten  Beziehung  wenigstens  indifferent  ist.  Der  handgreifliche 
Drthum  wird  ?on  den  Gegnern  der  Staatsschulden  oft  mit  unnöthiger  Wichtigkeit  be- 
handelt. So  von  ChalmcTs  und  nach  ihm  von  Mill,  polit.  OcL.  B.  1,  Kap.  5,  §.  S  u. 
vielen  Anderen.  Aber  wenn  das,  was  durch  Anleihen  oder  Steuern  dem  Staate  zur 
Verfügung,  z.  B.  für  Kriegführung,  gestellt  wird,  nothwendig  auch  die  vorhandenen 
Güter  der  Gegenwart  sind,  so  macht  es  eben  doch  einen  Unterschied,  welchen  Einzel - 
wirtschaften  diese  Güter  in  jedem  der  beiden  Falle  gehören  und  nun  entzogen  werden. 
Eigentümlich  ist,  das?  Hock  eine  Ansicht  über  die  Entlastung  der  Gegenwart  durch 
Anleihen  äussert,  die  mit  jener  irrigen  älteren  viel  Aehnlichkcit  hat  und  einer 
kritischen  Bemerkung  gegenüber  sie  brieflich  festhielt,  s.  ölfentl.  Abg.  S.  32,  Finanz. 
Amerikas  S.  470  II..  X.  Wagner  in  d.  Gött.  Gel.  Auz.  lSt!7.  S.  946.  S.  auch  u. 
72,  S.  163. 

Gleichwohl  kanu  man  sich  trotzdem  nicht  unbedingt  für 
die  Benutzung  des  Staatseredits  zur  Deckung  des  ausserordent 
liehen  Bedarfs  aussprechen.  Denn  die  Wirkung  der  Steuern  und 
Staatsschulden  auf  die  Lage  der  Einzelwirtschaften  und  insofern 
wieder  auf  die  Volkswirtschaft  kann  eine  verschiedene  sein.  Die 
Beschaffung  der  Deckungsmittel  ist  daher  in  dieser  Beziehung 
doch  nicht  gleichgültig  für  die  Volkswirtschaft,  wenn  sie  es  auch 
in  der  vorhin  erwähnten  Hinsicht  war.  Es  bedarf  dann  keines 
weiteren  Beweises,  dass  diejenigen  Deckungsmittel  den 
Vorzug  verdienen,  welche  günstiger  oder  minder  un- 
günstig als  Gltf erheranziehungen  aus  den  Einzelwirt- 
schaften auf  d ie  Volkswirthscha ft  einwirken.  Nur  das  ist 
vielmehr  nachzuweisen,  ob  und  wieweit  solche  Unterschiede  zwischen 
Besteuerung  und  Schuldaufuahine  bestehen.  Hiervon  hängt  es  ab, 
ob  das  Gesetz  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits  im  Staatshaus- 
halte mehr  oder  weniger  Einschränkungen  gegeutiber  jenem  Satze 
erfahren  soll,  dass  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  wegen  ihrer 
länger  dauernden  Wirkungen  an  sich  durch  Staatsschulden  gedeckt 
werden  dürften. 

§.  68.  —  4.  Die  vergleichsweisen  volkswirtschaft- 
lichen Wirkungeu  der  Steuern  und  Staatsschulden  als 
Güterheranziehungen  aus  den  Einzelwirthsc haften. 

In  den  früheren  Auf  lagen  (2.  A.  S.  124)  ist  nur  das  Resultat  der  betreffenden 
l  ntersachoug  gegeben,  diu  Begründung  dafür  auf  die  spätere  Lehre  vom  öffentlichen 
Credit  überhaupt  verschoben  worden.  Ich  gebe  in  dieser  3.  A.  diese  Begründung 
nunmehr  schon  hier,  womit  die  principiellc  Frage  dann  erledigt  ist.  Das  Folgende 
bildet  einen  Auszug  aus  meinen  älteren  Arbeiten  über  den  Gegenstand  (Ordn  d. 
feien.  Staatahaush.  S.  Ii)  ff  ,  271-  2SD,  Staatswörterb.  Art.  Staatsschulden.  X,  10  IS 
Die  dortige  Beweisführung  glaube  ich  in  allem  Wesentlichen  aufrechthalten  zu  können, 
wie  ich  sie  auch  jungst  in  Kurze  in  Schünbergs  Ilandb.  11,  427 — 130  wiederholt 
habe.  Dietzel  speciaJUirt  auch  hier  zu  wenig.  Stein  ebenfalls  Dicht.  Vgl.  ausser 
diesen  sonst  bes.  die  oben  S.  130  u.  S.  145  gen.  Arbeiten  vou  Laspeyres,  Sotbeer. 
Nasse.  Emminghaus.  ferner  f.  d.  Frage  der  auswärtigen  Anleihen  0.  Michaelis. 
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in  d.  volkswirthseh.  Viertelj.schr.  ISO"  (jetzt  in  B.  2  s.  volksw.  Schriften),  wo  eine 
undere  Auffassung  vertreten  ist.   S.  auch  v.  Hock,  off*.  Abgaben  §.  35  ff.,  u  hin- 
sichtlich   eines   Einwand*   aus   der   vermeintlich   widerlegten   „  Lohnfondstheorie " 
Brentano  in  Hildehr.  Jahrb.  1S71 ,  I,  269. 

Für  die  Frage  der  Räthlie  hkei  t  der  wirklichen 
Benutzung  des  Staatscredits  statt  der  Besteuerung 
sind  zunächst  drei  Arten  Anleihen  nach  den  Arten  der 
Kapitalien,  aus  denen  sie  fliessen;  sodann  die  einzelnen 
Arten  des  ausserordentlichen  Finanzbedarfs  zu  unterscheiden. 

a)  Die  Anleihen  können  sein: 

a)  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen  Kapitalien  der 
heimischen  Volkswirtschaft, 

ß)  Anleihen  aus  Kapitalien  fremder  Volkswirtschaften  (Ver- 
schuldung an  das  Ausland), 

y)  Anleiben  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst  durch 
die  Anleihe  einer  anderweiten  produetiven  Verwendung  int 
Inlande  entzogen  werden. 

Es  ist  gegen  eiue  solche  Unterscheidung  der  Kapitalien  ,  aus  denen  die  An- 
leihen fliessen ,  wohl  unter  dein  Hinweis  auf  die  practiseheu  Verhältnisse  des  Geld- 
markts eingewendet  worden,  bei  dum  heutigen  Kosmopolit.  Character  des  Werthpapier- 
verkebrs  und  bei  der  Beteiligung  der  verschiedensten  Börsen  und  (ieldleute  an  An- 
leiheopcrationen  lasse  sieh  gar  nieht  sagen,  welcher  Art  eine  Anleihe  sei.  Sicherlich 
ist  dies  oft  in  der  Praxis  schwer.  Aber  aus  welchen  Kapitalien,  des  Inlands  oder 
Auslands,  eine  Anleihe  hauptsächlich  und  dauernd  kommt;,  lässt  sich  doch  auch 
hier  bestimmen.  Für  die  theor.  Seite  der  Frage  genügt  dies:  man  wird  z.  B.  eine 
Anleihe,  die  als  in  der  Fremde  aufgenommen  zu  billigen  wäre,  doch  liebor  möglichst 
vermeiden  müssen,  wenn  sie  durch  ßctheüigung  des  inl&nd.  schon  angelegten  Kapitals 
zu  Stande  kommt  oder  muth masslich  die  Obligationen  rasch  heiraströmen.  Hypothesen 
wie  die  obige,  dass  die  Anleihen  nur  der  einen  oder  anderen  Art  seien,  muss  man 
last  bei  jeder  theoret.  Behandlung  practischer  volkswirthsch.  Fragen  zum  Zweck  der 
Isolirung  der  cinflussubenden  Umstände  bilden. 

b)  Die  auch  hier  zu  unterscheidenden  Arten  des  ausserordent- 
lichen Finanzbedarfs  sind  die  drei  genannten:  privatwirthschaft- 
Hche,  staatswirthschaftlichc  Kapitalanlagen,  eigentlicher 
ausserordentlicher  Aufwand  (Kriegskosten  u.  dgl.)  (§.  73  ). 

Zu  a.  Immer  vorausgesetzt,  dass  die  Anleihe  nach  der  Art 
der  Ausgänge,  die  mit  ihr  gedeckt  werden  sollen,  zulässig  ist,  so 
darf  im  Allgemeinen  vom  Standpuncte  der  einzelnen  Volks- 
wirtschaft aus  die  Anleihe  der  ersten  und  zweiten  Art 
der  Besteuerung  vorgezogen  werden.  Dagegen  muss  um- 
gekehrt die  Besteuerung  statt  der  Anleihe  der  dritten 
Art  gewählt  werden.  Die  letztere  Anleihe  bildet  aber  im  Ganzen 
den  normalen  Haupt  fall  der  Benutzung  des  Staatscredits. 
Insofern  ist  doch  in  der  Regel  der  Besteuerung  der 
Vorzug  zu  geben.    Vom  ►Standpuncte  der  Weltwirtschaft 
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aas,  wo  die  Kapitalübertragung  von  einer  Volkswirtbschaft  zur 
andern  als  indifferent  erscheint,  wird  das  Urtheil  ferner  sogar  nur 
dann  zu  Gunsten  der  Anleihe  lauten,  wenn  ohne  die  letztere  das 
Kapital  bloss  in  schlechten  Unternehmungen  (also  z.  B.  in  Zeiten 
ausschweifender  Ueberspeculation)  vergeudet  worden  wäre.  Dem 
gemäss  ist  von  diesem  Standpuncte  ans  der  Benutzung  des 
Staatscredits  nur  in  bestimmten  einzelnen  Fällen  der 
ersten  und  zweiten  Art  von  Anleihen  der  Vorzug  ein- 
zuräumen. Üeberall  sonst  muss  man  daher  auch  für  die 
Deckung  der  ausserordentlichen  Ausgaben  möglichst  die 
ordentliche  Einnahme,  bez.  die  Steuer  wählen.  Da  ferner 
aus  dieser  Einnahme  nothwendig  stets  die  immer  zum  Norroal- 
erforderniss  gehörende  Verzinsung  und  vorkommenden  Falls 
auch,  wenn  sie  anders  einen  vernünftigen  Sinn  haben  soll,  die 
Tilgung  der  Schulden  erfolgen  muss,  so  erscheint  die  ordent- 
liche Einnahme  oder  Steuer  zugleich  als  Basis  der  Crcdit- 
benutzung. 

Erfolgt  die  Schuldaufnahme  trotzdem  in  weiterem  Umfange 
als  nach  obigen  Regeln,  so  hat  dies  die  unbedingt  nach- 
theilige volkswirtschaftliche  Wirkung,  dass  sich  die  Lasten 
der  Staatsausgaben,  also  das  Gesam mtopfer,  auf  die 
E in zel wirthsc haften  in  der  Gegenwart  u ngleichmässiger, 
mithin  ungerechter  als  im  Falle  der  Besteuerung  vertheilen  werden: 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wird  bei  der  Schulden 
wirthsc  halt  ungleichmässiger  als  bei  der  Steuerwirthschaft,  selbst 
als  im  Falle  hober  und  drückender  Gesammtbesteuerung,  welche 
bei  Vermeidung  von  Anleihen  nöthig  würde.  Darunter  leiden 
vornemlich  die  unteren  (arbeitenden)  Classen,  deren  Interesse 
also  keineswegs  die  Anleiben  in  den  vorerwähnten  Fällen  cmpfehlens 
werth  macht.  Eine  solche  Wirkung  der  Anleihen  kann  dann,  auf 
die  Dauer  wenigstens,  auch  den  Staatshaushalt  schädigen. 

Sonst  wird  letzterer  jedoch  bei  einer  solchen  unrichtigen  um- 
fänglicheren Benutzung  des  Staatscredits  nur  dann  leiden  und  in 
Unordnung  kommen,  wenn  nicht  einmal  das  volle  Normal- 
erfordemiss  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird.  Denn 
hier  droht  immer  ein  chronisches  eigentliches  Deficit 
einzureissen. 

§.  69.  Die  Begründung  der  hier  getroffenen  Entscheidung 
zwischen  den  drei  verschiedenen  Arten  von  Anleihen  läset  sich  in 
folgender  Weise  geben.    In  allen  drei  Fällen  ist  für  diese  Ent 
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Scheidung  der  Einfluss  massgebend,  welchen  die  Anleihe  auf  die 
Volkswirtschaft  im  Ganzen,  auf  die  Production  und  die  Ver- 
keilung des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  mithin  auch  auf 
die  Lage  der  unteren  Classen  der  Bevölkerung  muthmasslich  aus- 
übt. Hierbei  ist  dieser  Einfluss  an  sich  und  zum  Theil  wieder  im 
Vergleich  mit  der  Besteuerung  zu  untersuchen. 

Die  erste  Art  Anleihen  anlangend,  diejenige  aus  disponiblen 
Kapitalien,  so  sind  unter  letzteren  solche  zu  verstehen,  welche 
thatsächlich  zur  Zeit  der  Aufnahme  der  Anleihe  müssig  liegen,  also 
nicht  in  der  Production  beschäftigt  sind,  sondern  eine  Verwendung 
suchen.  Durch  Anleihen  dieser  Art  wird  mitbin  der  Production, 
der  Arbeiterbeschäftigung  kein  Kapital  entzogen,  wird  keine  Ein- 
schränkung der  Production  nothwendig  und  erfolgt  keine  allge- 
meine Steigerung  des  landesüblichen  Zinsfusses.  Wo  daher  solche 
Kapitalien  zur  Verfügung  stehen,  dürfen  Anleihen,  den  für  diese 
zulässigen  Verwendungszweck  vorausgesetzt,  gebilligt  werden.  Sie 
haben  hier  unter  Umständen  selbst  noch  einige  Ncbenvortheile, 
während  die  vermehrte  Besteuerung  in  gewissen  volkswirtschaft- 
lichen Lagen,  wo  solche  Ausgaben  vornemlich  in  Frage  stehen, 
ihre  besonderen  Schwierigkeiten  bat.  Es  giebt  nun  in  der  Praxis 
auch  Fälle,  wo  disponible  Kapitalien  für  eine  Anleihe  wirklich  zu 
Gebote  stehen.  Nur  liegen  diese  Fälle  nicht  immer  vor,  wie  die 
neuere  Theorie  (Dietzel)  zu  wenig  beachtet.  Auch  sind  Kapitalien 
doch  regelmässig  nur  für  eine  gewisse  Zeit  in  dem  angeführten 
Sinne  disponibel,  so  dass  iUr  eine  andere  Zeit  die  Beweisführung 
nicht  oder  nicht  genügend  passt.  Die  betreffende  Anleihe  geht 
in  letzterem  Falle  in  diejenige  der  dritten  Art  Über  und  hat  dann 
entscheidende  Gründe  gegen  sich.  Demgem'ass  ist  der  Vorzug  der 
Anleihen  ans  disponiblen  Kapitalien  vor  der  Besteuerung,  immer 
den  eine  Benutzung  des  Credits  überhaupt  rechtfertigenden  Ver- 
wendungszweck als  vorhanden  vorausgesetzt,  zwar  richtig,  aber 
diese  erste  Art  Anleihen  bat  eine  viel  geringere  practische  Be- 
deutung und  Anwendbarkeit,  als  öfters  (besonders  von  Dietzel) 
angenommen  wird. 

In  zwei  oder  drei  Fallen  giebt  es  solche  disponible  Kapitalien  und  kann  hier 
ihre  Heranziehung  für  öffentliche  Finanzzwecke  selbst  volkswirtschaftlich  günstig 
wirken.  In  der  höher  entwickelten,  besonders  in  der  Volkswirtschaft  mit  bedeutender 
Industrie  und  starker  Betheiliguug  am  Welthandel  (typisches  Beispiel  der  Gegenwart: 
England)  werden  einmal  in  Kriegszeiten,  also  in  dem  prac tisch  so  wichtigeu  Falle 
der  Benutzung  des  Staatscredits,  viele  bisher  beschäftigte  Kapitalien  in  Folge  der 
allgemeinen  Verkehrsstockung  „disponibel"  für  die  Verwendung  zu  Anleihen.  Die 
gerade  in  solcher  Zoit  leicht  besonders  druckende  Mehrbestcucrung  wird  hier  in  er- 
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wünschter  Weise  entbehrlich.  Lafitte's  bekanntes  Wort  bewahrheitet  sich:  die  An- 
leihe nimmt  die  Kapitalien,  wo  sie  sind  (d.  h.  disponibel  sind),  die  Steuern,  wo  sie 
nicht  sind;  diese,  wo  sie  10,  12%  und  mehr,  jene  wo  sie  4,  5°/0  kosten  (Lafitte  in 
d.  französ.  Kammer  1830,  s.  Ran,  Fin.  II,  §.  474a  Note).  Auch  in  einem  zweiten 
Kall,  der  in  modernen,  industriellen  und  kapitalreichen  Volkswirtschaften  in  der 
gegenwärtigen  Epoche  wirtschaftlicher  Rechtsordnung;  nicht  selten  vorliegt,  bei  kapital- 
vergeudender oder  schlecht  anwendondor,  in  Ueberspeculation  Ubergehender  Spcculation 
auf  dem  Geldmarkt,  auch  bei  nachteiliger  Abströmung  von  Kapital  aus  der  Heimath 
in  die  Fremde,  kann  eine  Anleihe  in  gunstiger  Weise  Kapital  heranziehen,  Ueber- 
speculationen und  Krisen  vermeiden  oder  ermäßigen  helfen.  Endlich  in  jenen  oft 
lange  dauernden  Perioden  „flauer"  Geschäfte,  wie  sie  Ueberspeculationen  und  Wirt- 
schaftskrisen zu  folgen  pflegen  oder  durch  politische  Verhältnisse  hervorgerufen  werden, 
kann  eine  Anleihe  öfters  auf  genügende  Mengen  disponibler  Kapitalien  rechucn  und 
durch  deren  Abschöpfung  günstiger  einwirken  als  die  Besteuerung.  In  diesen  Fallen 
daher  Dietzel  s  Beweisführung  tu.  A.  Syst.  S.  224  ff.),  ähnlich  die  M.  Wirth's, 
's  u.  A.  m.  und  ist  das  Verdict  von  Nationalökonomen,  wie  z.  B.  J.  St.  Mill's 
(pol.  ec.  4.  engl.  Ausg.  1*57  I,  IM  ff.,  II,  452  ff),  gegen  die  Staatsschulden  ein  zu 
unbedingtes.  Mi  11  nimmt  übrigens  einen  dieser  Fälle,  wenn  nemlich  sonst  ohne  die 
Anleihe  das  Kapital  doch  in  Ueberspeculationen  vergeudet  oder  in  die  Fremde  ge- 
sendet sein  würde,  selbst  ausdrücklich  schon  von  seinem  Verdict  aus  (Mill  II,  453). 

Aber  der  Fehler  der  neueren  Staatscredittcorie  ist,  dass  sie  jene  Fälle  teils 
zu  sehr  verallgemeinert,  teils  als  stets  vorhanden  annimmt.  Es  giebt  ganz  ver- 
schiedene Fälle,  wo  die  Dinge  in  der  Praxis  wesentlich  anders  liegeu,  als  hier  an- 
genommen wird.  Jene  Theorie  hat  die  Verhältnisse  hochentwickelter  Volkswirt- 
schaften vor  Augen  und  ist  hier  in  gewissen  Perioden  richtig.  In  ärmeren,  weniger 
entwickelten  Volkswirthschaften  wird  es  in  der  Regel  an  disponiblen  Kapitalien  fehlen. 
Auch  in  reichen  Volkswirtschaften  kommen  ferner  Zeiten,  wie  nach  längerer  Dauer 
des  Kriegs,  oder  mitten  in  Speculationspcrioden ,  wenn  schon  viel  Kapital  in  neuen 
Anlagen  feststeckt,  ins  Ausland  abgeflossen,  viel  umlaufendes  in  stehendes  verwandelt 
ist  (Eisenbahnen,  Bergbau,  Fabrikwesen)  u.  s.  w.,  wo  die  Anleihe  vergebens  „ disponible" 
Kapitalien  sucht  (England  während  der  Zeit  des  Eisenbahnschwindels  1S44  IT.).  Hier 
hinkt  daher  auch  jene  Theorie,  nach  welcher  „immer"  auf  genügende  .Mengen 
disponiblen  Kapitals  in  modernen  Volkswirtbschaften  zu  rechnen  sei,  —  von  jenen 
Fällen  ganz  abgesehen,  wo  aus  politischen  Ursachen  der  Staatscredit  den  Dienst  ver- 
sagt, wie  es  Frankreich,  das  Haupt  beispiel  Dietzel 's  nach  den  zu  optimistisch 
ausgelegten  Erfahrungen  der  50or  Jahre  für  die  neuere  Staatscrcditthcorie,  1  b70 — 7  J 
selbst  erfahren  musste.  Vgl.  meine  Ordn.  d.  öaterr.  Staatshaush.  S.  20  ff.,  auch  Art. 
Staatsschulden  im  StaatswArterb.  X,  10,  wo  diese  Einwände  gegen  und  Berichtigungen 
an  Dietzel's  Theorie  bereits  gemacht.  S.  auch  die  richtige  Einschränkung  dieser 
Theorie  durch  Uinpfcnbach,  Fin.wiss.  II.  130  fl.:  „Je  nach  dem  Verhältnis*  des 
vorhandenen  Kapitalvorraths  zu  den  vorhandenen  Anlagcgelegenheiten  wird  der  Ein- 
fluss,  welchen  die  Contrahirung  einer  Staatsschuld  übt.  von  einer  empfindlichen 
Schwächung  des  Kapitalmarkts  durch  die  mannigfaltigsten  Stadien  hindurch  bis  zu 
einer  wohltätigen  Erleichterung  desselben  gehen  kennen." 

§.  70.  Die  zweite  Art  von  Anleihen,  solche,  welche  aus  dem 
Ausland  hereingeliehen  werden,  also  aus  fremden  Kapitalien 
stammen,  ist  im  Ganzen  überwiegend  günstig  zu  beurtheilen,  so- 
weit sie  eine  Kapitalvermehrung  im  Inlande  bewirkt.  Es  wird 
so  zunächst  das  disponible  Kapital  vermehrt,  weshalb  die  Be- 
weisführung zum  Theil  dieselbe  wie  im  vorausgehenden  Fall  ist. 
Daneben  kommen  einige  besondere  Gründe  Für  und  Wider  in 
dieser  Frage  nach  den  Wirkungen  einer  „Verschuldung  an  das 
Ausland"  in  Betracht,  von  denen  diejenigen  „Für"  doch  wichtiger 
als  diejenigen  „Gegen"  sind.  Die  letzteren  können  um  so  weniger 
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entscheidend  sein,  da  jede  andere  Verschuldung  an  das  Ausland, 
welche  unter  den  heutigen  Verhältnissen  des  internationalen  Ver- 
kehrs bei  grösseren  Verschiedenheiten  des  Zinsfusses  zwischen 
In  und  Ausland  nicht  zu  vermeiden  ist,  die  gleichen  Bedenken, 
aber  nicht  dieselben  VorzUge  wie  eine  Verschuldung  an  das  Aus- 
land in  der  Form  von  »Staatsanleihen  bietet. 

„Auswärtige"  Anleihen  können  in  formell  und  reell  auswärtige  unterschieden 
werden:  jene  werden  im  Auslände  seihst  aufgenommen,  haben  daher  regelmässig 
Einzahlung*-,  Zinszahlung*-  und  Kapitalruckzahlungsstellen  an  ausländischen  Börsen- 
plätzen: diese,  die  reell  auswärtigen,  liefen  vor.  wenn  die  Obligationen  der  formclJ 
auswärtigen  Anleihe  wirklich  im  Besitz  des  Auslands  sind  und  solange  sie  es  bleiben 
oder,  ein  heutzutage  wichtiger  Fall,  wenn  inländische  Anleihen  durch  Erwerb  der 
Obligationen  in  den  Besitz  des  Auslands  ubergehen.  Auch  formell  auswärtige  An- 
leihen gelangen  öfters  in  den  Besitz  von  Inländern,  dann  scheiden  sie  aus  unserer 
Betrachtung  aus.  Für  die  vorliegende  Frage  braucht  im  üebrigen  an  diesen  Unter- 
schied nicht  weiter  angeknüpft  zu  weiden.  Es  handelt  sich  hier  jetzt  um  Anleihen, 
welche  wirklich  fremdes  Kapital  zur  Verfügung  des  Inlands  bringen,  also  um  reell 
auswärtige.  Beide  Formen  von  auswärtigen  Staatsanleihen,  die  formell  auswärtigen 
mitunter  in  besonderem  Maasse,  sind  verglichen  mit  anderen  Crediten.  durch  welche 
das  Inland  Kapital  aus  dem  Ausland  hereinzieht,  öfters  wegen  des  grösseren,  gc- 
festetcren  und  verbreiteren  Credits  grade  des  borgenden  Staats  das  beste  und 
billigste  Mittel,  sich  diese  Kapitalverfügung  zu  verschaffen.  (Oesterreich.  Russland. 
Ungarn,  Italien,  Nordamerica  können  als  gute  Beiego  dienen >. 

Indem  die  auswärtige  Anleihe  das  disponible  Nationalkapital 
im  Inlande  vermehrt,  vermag  sie,  verglichen  mit  der  dritten  Art 
der  Anleihen,  derjenigen  aus  bereits  produetiv  verwendeten  heimischen 
Kapitalien,  und  verglichen  mit  normaler  und  übermässiger,  d.  h- 
mit  einer  den  üblichen  Consum  und  die  übliche  private  Kapital- 
bildung einschränkenden  Besteuerung  volkswirtschaftlich  günstig 
zu  wirken,  d.  h.  eine  sonst  nöthige  Consum-  oder  Productions- 
einschränkung  zu  verhüten.  Und  zwar  in  den  beiden  hier  zu 
unterscheidenden  Fällen  des  Verwendungszwecks  oder  der  Aus- 
gaben, nemlich  sowohl,  wenn  es  sich  um  produetive,  selbst  rentable 
Verwendungen,  wie  bei  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapital- 
anlagen, als  auch,  wenn  es  sich  um  unproduetive,  Kapital  ver- 
zehrende Verwendungen,  wie  bei  der  „eigentlichen  ausserordentlichen 
Ausgabe",  auch  in  dem  Hauptfall  der  letzteren,  wenn  es  sich  um 
die  Deckung  von  Kriegskosten  handelt.  Hier  „verhütet  die  aus- 
wärtige Anleihe  eine  Einschränkung  der  Production,  welche  sonst 
dadurch  nothwendig  geworden  wäre,  dass  inländisches  Kapital 
aus  der  produetiven  Verwendung  zur  Kriegsführung  u.  s.  w.  heraus- 
gezogen und  zerstört  worden  wäre;  dort,  im  Falle  der  Verwendung 
zu  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen,  ermöglicht 
sie  neben  der  Vornahme  der  letzteren  eine  gleichbleibende  Aus- 
dehnung der  privatwirthschaftliehen  Production,  soweit  diese  von 
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der  Verfügung  über  Nationalkapital  abhängt,  denn  von  letzterem 
würde  ja  der  Annahme  nach  nun  dem  Inlande  nichts  entzogen. 
Also:  unter  der  hier  zulässigen  Errechnung  der  betreffenden  pro 
ductiven  Verwendungen  des  Staats,  die  auswärtige  Anleihe  er- 
möglicht hier  eine  reelle  grössere  Ausdehnung  der  Gesammt 
production.  Sie  kommt  so  dem  Inlande  nachhaltig  zu  Gute,  gleicht 
Wirthscbafts-  und  Cnlturdifferenzen ,  die  tiefere  Ursache  nationaler 
Zinsfussverschiedenheiten,  und  damit  internationaler  Kapitalbe- 
wegungen, aus  und  bewirkt,  statt  eines  Rückgangs  eine  Hebung 
der  ganzen  Volkswirtschaft :  eine  wahrhaft  culturhistorische  Mission 
des  internationalen  öffentlichen  Credit«." 

Die  letzten  Sätze  z.  Th.  wörtlich  aus  meiner  Abh.  Ordn.  d.  Fin.wirthsch.  in 
Schönberg's  Handb.  II,  42S.  Etwas  eingehendere  Begründung  in  meiner  Ordn.  d. 
«Vsterr.  Staatahansh.  S.  272  if.  u.  im  Staatswörtcrb  X,  11  ff.  Einwenduniron  gegen 
diese  Beweisführung  können  allerdings  mehrfach  gemacht  werden.  Dieselben  heben 
2.  Th.  nicht  mit  Unrecht  einige  Bedenken  —  noch  abgesehen  von  den  unten  zu  er- 
wähnenden —  gegen  den  auswärtigen  Credit  herror.  Aber  diene  Bedenken  treten 
gegenüber  den  Vortheilen  zurück  und  sind  wiederum,  gleich  den  später  zuzugebenden, 
nicht  durchschlagend,  weil  sie  sich  gegen  jede,  einmal  doch  nbht  zu  verhindernde 
Benutzung  ausländischen  Credits  erheben  lasscu.  So  kommt  es  für  die  Wirkungen 
einer  auswärtigen  Anleihe  und  der  durch  sie  herbeigeführten  Kapitalübertragung  vom 
Ausland  ins  Inland  u.  A.  auch  auf  die  Form  an,  in  welcher  sich  diese  Uebert ragung 
vollzieht.  Die  letztere  kann  direct,  durch  Baargeldcinfuhr  und  durch  vermehrte 
Waaren  ein  fuhr  und  in  direct,  durch  Beschränkung  der  sonst  eintretenden  Geldausfuhr 
oder  der  Waarcnausfuhr  erfolgen.  Hier  werden  die  Schulden  des  Inlands  an  das 
Ausland  durch  das  fremde,  in  die  Anleihe  gesteckte  Kapital  beglichen.  Verschiedenerlei 
Störungen  einzelner  Zweige  der  heimischen  Production  können  hier  allerdings  zeit- 
weilig aus  der  grösseren  Einfuhr  fremder  Waaren  oder  aus  der  geringeren  Ausfuhr 
heimischer  Waaren  hervorgehen.  Die  in-  und  auslandischen  Absatzverhaltnisse  werden 
verschoben.  Im  Einzelnen  kommt  es  hier  auch  noch  auf  die  Art  der  Waaren  an, 
in  welchen  eine  Mehrausfuhr  oder  Mindereinfuhr  erfolgt,  ob  es  mehr  Koh-  und  Hilf- 
stoffe, also  Natural -Kapitalion  für  die  weitere  Verarbeitung,  oder  fertige  Erzeugnisse, 
Fabrikate  u.  dgl.  m.  unmittelbar  für  den  Consum  sind.  Für  die  Volkswirtschaft  als 
(lanzes,  daher  für  die  gcsainmtc  Bevölkerung,  diese  ebenfalls  als  ein  Ganzes  aufge- 
fasst,  ergiebt  sich  aber  doch  aus  der  Verfügung  über  das  auswärtige  Kapital  der 
Vortheil,  mehr  produciren  und  mehr  consumiren  zu  können,  als  wenn  das  Inland  die 
betreffende  produetive  oder  unproduetive  Staatsausgabe ,  um  deren  Deckung  mit  der 
Anleihe  es  sich  handelt,  aus  seinen  eigenen  Sachgütern  mit  Hilfe  heimischer  Anleibon 
oder  Steuern  bestreitet.  Der  Nutzen  von  fremden  Subsidien,  Contributionen  u.  dgl. 
liegt  in  denselben  Verhältnissen.  Lehrreich  für  die  ganze  Frage  sind  die  neueren 
Untersuchungen  über  grosso  Wcrlhübertragungen  zwischen  verschiedenen  Volkswirt- 
schaften, wio  sie  i.  B.  durch  Contributionen  u.  dgl.  bewirkt  werden.  S.  die  Liter, 
über  die  „Fünf  Milliarden"  ( I S 7 1 ),  bes.  Fcllmeth,  z.  Lehre  v.  d.  internat.  Zahl.bilanz, 
Heidelb.  1877,  L.  Bamberger.  die  5  Milliarden.  Bcrl.  1873.  A.  Sötbeer  dgl.. 
BerL  1874,  Stöpel.  dserl.  .Frankf.  1873,  A.  Wagner,  in  dem  Aufs,  über  d.  deutschen 
Reichsfinanzen  in  Holtzeud.  Jahrb.  des  D.  Reichs,  B.  3,  1S74.  S.  226  —  252,  ders. 
über  diese  ganze  Liter,  in  Hildebr.  Jahrb.  1874  B.  22  S.  379  ff.,  L.  Wolowski. 
reaalt  econ.  du  payement  de  Ia  contrib  de  guerre  cn  Allem,  et  en  France,  Par.  1874 
(aus  d.  J.  des  Econ.),  C.  Ferrari  s ,  indennitä  di  guerra  etc.  Nuova  Antalogia,  Febr.  1875.  — 
Auch  dio  Vermeidung  eines  sonst,  ohne  die  Verfügung  über  den  auswärtigen  Credit, 
eingetretenen  höheren  Steuerdrucks  darf  doch  als  ein  Vortheil  gelten.  —  Ohne  die 
Verfügung  über  ausländisches  Kapital  würden  Länder  wie  Oesterreich.  Italien.  Russ- 
land. Nordamerica  dio  grossen  Ausgaben  für  Kriege  u.  dgl.  und  für  produetive  Zwecke, 
wie  Eisenbahnen  entweder  gar  uieht  haben  bestreiten  können  oder  auf  anderen  <i<- 
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bieten  der  Volkswirtbschaft  and  damit  im  Ganzen  nicht  im  Stande  gewesen  sein,  sich 
entsprechend  wirtschaftlich  so  weit  uud  so  rasch  zu  entwickeln ,  wie  sie  es  jetzt 
vermochten. 

§.  71.  Als  regelmässige  erhebliche  volks wirf hsch ältliche 
Nachtheile  der  Verschuldung  an  das  Ausland  gelten  die  Hinaus- 
zahlung der  Zinsen,  der  „Zinstribut"  an  die  Fremde,  und  die 
Kapitalrückzahlung,  mag  letztere  in  der  Form  der  eigentlichen 
Schuldentilgung  oder  des  Rückerwerbs  der  Aulcihetitel  durch  In- 
länder erfolgen.  Hier  wird  jedoch  das  Causalverhältniss  nicht 
richtig  aufgefasst  Wurde  die  Anleihe  ihrer  Zeit  zu  unproduetiven 
Zwecken,  z.  R  für  einen  Krieg,  verwendet,  so  hat  allerdings  eine 
Zerstörung  von  Nationalkapital  stattgefunden,  welche  für  die 
heimische  Volkswirtschaft  und  Bevölkerung  einen  Druck  bewirkt 
Den  letzteren  hätten  sie  aber  unmittelbar  und  stärker  bei  der 
Bestreitung  jener  Anleihe  aus  heimischen,  bisher  beschäftigten 
Kapitalien  oder  aus  Steuern  empfunden.  Das  Nationaleinkommen 
wäre  sofort  definitiv  verkleinert  worden.  Mit  Hilfe  des  auswärtigen 
Kapitals  konnte  dies  vermieden,  jener  Druck  vermindert,  in  der 
Zinszahlung  an  das  Ausland  auf  eine  längere  Zeit  vertheilt,  in  der 
Kapitalrückzahlung  auf  eine  spätere  Zeit  höherer  Entwicklung, 
grösseren  Wohlstands,  niedrigeren  Zinsfusses  lauter  günstige 
Umstände,  welche  mit'  auf  die  Verfügung  Uber  das  fremde  Kapital 
zurückzuführen  sind  —  verschoben  werden.  Die  Zinsen  insbesondere 
stellen  regelmässig  nur  einen  Theil  desjenigen  Volkseinkommens 
dar,  welches  ohne  die  Verfügung  über  das  fremde  Kapital  gar 
nicht  gewonnen  worden  wäre.  Aehnlich  bleibt  immer  noch  ein 
besonderer  Vortheil  nachweisbar,  wenn  die  ursprüngliche  Ver 
wendung  des  Anleihekapitals  eine  produetive  war.  Die  gesammte 
volkswirtschaftliche  Entwicklung  wird  Dank  dem  fremden  Kapital 
immer  eine  grössere  sein,  als  sie  sonst  möglich  gewesen  wäre. 
Ein  Plus  an  Volkseinkommen  und  Volksveimögen  bleibt  nach  Ab- 
zug der  Hinauszablung  vou  Zinsen  und  der  späteren  Kapital- 
rückzahlung an  das  Ausland  stets  übrig. 

Vgl.  auch  hier  die  weiteren  Ausführungen  Uber  diese  Punctc  in  meinen  ge- 
nannten früheren  Arbeiten.  Der  öfters  besonders  betonte  Uebelstaud,  dass  eine  An- 
leihe billig;  an  das  Ausland  begeben  werde  nnd  theuer  zurückzukaufen  sei  —  durch 
Tilgung  wie  durch  Privatankauf  im  Verkehr  —  ist  that.sächlich  häufig  genug  vor- 
handen, lässt  sich  aber  durch  eine  richtige  Form  der  Anleihe,  nomlich  durch  Aus- 
gabe derselben  annähernd  zu  einem  dem  jeweiligen  wirklichen  Zinse  ,  Kealzinsfns-^ 
entsprechenden  Nominalzinsfuss,  statt  der  Begebung  stark  unter  Pari  jrrossentbeils 
vermeiden.  S.  meine  Urdn.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  21)4 — 225.  Art  Staatsschulden 
im  Staatswörterb.  X,  3f>  ff.,  Art.  Ordn.  d.  Fin  wirtbsch  in  Schonberg's  Handb.  II. 
§.  31,  S.  44*5  ff.  —  Die  Last  einer  öffentlichen  Ausgabe  wird  dem  Inland  durch  di<- 
auswärtige  Anleihe  fr<  ilieh  nicht  endgiltie  abgenommen  —  ausser  im  l  all  des  Staats- 
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bankerotte!  Aber  sie  wird  ihm  regelmässig  erbeblich  erleichtert,  „von  der  ärmeren 
(iegenwart  auf  die  reichere  Zukunft  verschoben".  Die  jüngste  Finanzgeschichte  von 
Nordainerica,  das  nunmehr  seine  Anleiben  vom  Ausland  zurückerwerben  und  im  Zins- 
fuss stark  reduciren  konnte,  auch  ron  Frankreich,  welchem  der  auswärtigo  Credit  1871  ff. 
eine  Zeitlang  ebenfalls  die  grossen  Credit-  and  Finanzoperationen  sehr  erleichterte, 
zeigen  deutlich  die  practische  Richtigkeit  der  vorausgebenden  Beweisführung.  Wenn 
Oesterreich,  Ungarn,  Russland  u.  a.  L.  m.  den  Druck  des  „Zinstributs"  besonders 
stark  empfinden,  so  liegt  die  Schuld  wieder  nicht  an  der  auswärtigen  Verschuldung 
an  sich,  sondern  an  der  langen  Andauer  einer  stets  auf  Anleihen  sich  stützenden, 
vielfach  bedenklichen  Finanzpolitik.  Welcher  volkswirtschaftliche  Druck  würde  jedoch 
erst  ohne  den  Recurs  auf  den  ausländischen  Credit  entstanden  sein?! 

Unter  den  weiteren  Nachtheilen  der  Verschuldung  an  das 
Ausland,  zumal  in  der  Form  von  Staatsanleihen,  werden  auch 
politische  genannt:  grossere  Abhängigkeit  vom  Ausland  und 
seinen  Börsen  (Italien  gegenüber  Frankreich,  Russland  gegenüber 
England  und  jetzt  auch  gegenüber  Deutschland).  Dieser  Nachtheil 
ist  nicht  ganz  zu  leugnen.  Die  Abhängigkeit  ist  jedoch  in  gewissem 
Grade  eine  gegenseitige,  auch  eine  mitunter  recht  heilsame  Friedens- 
bürg8chaft  und  Garantie  ruhiger,  besonnener  auswärtiger  Politik 
des  verschuldeten  Staats.  In  der  Hauptsache  ist  das  Verhältniss 
aber  auch  nicht  anders  bei  den  übrigen  Formen  internationaler 
Verschuldung.  Letztere  ist  bei  dem  heutigen  Verkehr  die  Wirkung 
von  Zinsfnssverschiedenheiten  und  hört  nur  mit  deren  Ausgleichung 
auf.  Diese  Ausgleichung  wird  grade  durch  die  internationale 
Kapitalübertragung  vom  reicheren  und  volkswirtschaftlich  ent- 
wickelteren Lande  niedrigeren  in  das  ärmere  Land  höheren  Zins- 
fußes allmälig  mit  herbeigeführt.  Hier  waltet  also  ein  Princip 
des  Selbstcorrectivs  ob. 

Bedenklicher,  auch  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung,  ist  eine 
andere  Wirkung  der  Verschuldung  an  das  Ausland,  welche  auf 
dem  Gebiete  des  Staatscredits  mitunter  besonders  scharf  hervor- 
tritt: die  Gefahr  grosser  Störungen  der  internationalen 
Zahlungsbilanz,  daher  des  heimischen  Geld-,  Credit- und 
Hank wesens  in  kritischen  Zeiten,  in  wirtschaftlichen  und 
zumal  in  politischen  Krisen. 

Das  Ausland  sucht  sich  in  solchen  Zeiten  rasch  auf  einmal  eines  mehr  oder 
weniger  erheblichen  Theils  seines  fremdeu  Werthpapierbesitzes  zu  entledigen,  die 
•  »bligationen  strömen  ins  Inland  zurück,  drücken  den  Curs  unverhältnissmässig  herab. 
Zur  Bezahlung  reichen  die  Guthaben  aus  dem  gewöhnlichen  Handelsverkehr  nicht  aus, 
die  Waarenausfuhr  aus  dem  Inlande  stockt  ohnedem  leicht  in  solcher  Lage,  sie  lässt 
sich  jetzt  vollends  nicht  auf  einmal  rasch  steigern.  Wechsel  aufs  Ausland  werden 
daher  stark  gesucht  und  vertheuern  sich.  Baargcld  flicsst  hinaus,  wird  den  Banken 
entzogen,  die  Lage  der  letzleren,  ihre  Baarzahlungsfähigkeit ,  die  Einlösbarkeit  der 
Banknoten  wird  gefährdet,  der  Credit  muss  allgemein  beschränkt  werden  und  der 
Disconto  steigt,  Zwangscurs,  Papiergeldwirthscbaft  reissen  unter  solchen  Umständen, 
wo  der  heimische  Staat  etwa  ohnedem  in  Finanznoth  zur  Papiergeldpresse  greift,  nm 
so  leichter  ein  oder  verschlimmern  sich  noch  mehr.   Mitunter  kann  der  politische 
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Antagonismus  zwischen  dein  schuldenden  Inland  und  dem  creditircuden  Ausland,  von 
Kriegen  zwischen  beiden  selbst  abgesehen,  die  Lage  der  Dinge  noch  erschweren. 
So  hat  /.  H.  England  die  russischen  Staabpapier-  und  Papiergeldcorse  in  dem  letzten 
Türkenkrieg.-  (1877)  durch  massenhaftes  Losschlagen  russischer  Papiere  in  Berlin, 
Petersburg  u.  a.  m.  stark  geworfen. 

Diesen  Schwierigkeiten  gegenüber  ist  wieder  das  beste 
Präventiv  mittel  eine  vorsichtige  heimische  Politik.  Die  freilich 
nur  theil  weise  wirksamen  Repressiv  mittel  sind:  richtige  Discouto- 
politik  der  Banken,  rechtzeitige  und  genügende  Erhöhung  des 
Zinsfusses,  Beschränkung  der  Vorschüsse,  wodurch  auf  die  Wechsel- 
curse,  auf  die  Curse  der  Fonds  und  die  Preise  der  Waaren  ein- 
gewirkt, die  Rückströmung  der  Papiere  und  der  Abfluss  des 
Metalls  ins  Ausland  erschwert  wird.  So  beachtenswerth  aber  dieser 
Zusammenhang  zwischen  auswärtiger  Verschuldung  und  den  dar- 
gelegten Umständen  ist:  den  Ausschlag  gegen  die  auswärtige 
Anleihe  kann  auch  dies  Bedenken  nicht  geben,  zumal  jede 
andere  Art  und  Form  internationaler  Verschuldung  ganz  ähnliche 
Wirkungen  hat. 

§.  72.  Wesentlich  verschieden  von  dem  Urtheil  Über  die  erste 
und  die  zweite  Art  Anleihen  fällt  dasjenige  Uber  die  dritte  Art 
aus,  über  die  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst 
durch  die  Anleihe  einer  anderweiten  produetiven  Verwendung 
im  In  lande  entzogen  werden  (§.  0'8).  Hier  ist  die  Opposition 
der  älteren  Theorie,  der  britischen  Oekonomisten  (Mill)  im  Ganzen 
berechtigt  und  trifft  die  von  Dietzel  u.  A.  m.  gegebene  Recht- 
fertigung in  der  Hauptsache  nicht  zu.  Sogar  eine  reelle  Kapital- 
besteuerung, welche  nicht  nur  nach  dem  Kapital  aufgelegt, 
sondern  aus  dem  Kapital  bezahlt  wird  (Fin.  II  §.  330,  370  ff) 
oder  auch  eine  solche  „übermässige"  Besteuerung,  welche  den 
Xormalconsum  der  Besteuerten  uud  deren  weitere  Kapitalvermchrung 
vermindert  oder  letztere  unmöglich  macht,  vollends  die  gewöhnliche, 
wenn  auch  hohe  reelle  Einkommenbesteuerung  (Fin.  II  §.  330,  379) 
hat  hier  muthmasslich  für  die  Volkswirthschaft,  besonders  für  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  weniger  ungünstige  Folgen  als 
jene  Anleihe.  Im  Priucip  wirken  diese  inländische  Anleihe  und 
die  inländische  Besteuerung  auf  die  Volkswirthschaft  und  die  Be- 
völkerung, beide  wieder  als  ein  Ganzes  betrachtet,  gleichmässig, 
:iber  dem  Grade  nach  wirkt  diese  Anleihe  noch  übler  ein. 
W  enn  man  nemlich  die  verschiedenen  wirthschaftlichen  Classeu 
des  Volks  unterscheidet,  so  ergiebt  sich  durch  das  Anleihesystem, 
verglü  hen  mit  der  Besteuerung,  eine  Begünstigung  der  besitzenden, 
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namentlich  der  das  Kapital  zur  Anleihe  hergebenden  and  eine 
Benachtheiligung  der  nicht  besitzenden,  der  unteren  arbeitenden 
Gassen:  letztere  beziehen  eine  kleinere,  jene  die  gleiche  oder 
selbst  eine  grössere  Qnote  vom  gesammten  Volkseinkommen,  aus 
welchem  auch  der  Finanzbedarf  des  Staats  mit  gedeckt  werden  muss. 

Jene  schon  erwähnte  (S.  152)  irrthuwlicho  Rechtfertigung  des  Anleihesysteins 
durch  einzelne  frühere  Theoretiker,  welche  unter  Laien  und  Practikcrn  heute  noch 
verbreitet  ist.  die  Annahme,  dass  Anleihe  und  Besteuerung  nicht  principiell  gleich, 
sondern  entere  insofern  günstiger  wirke  als  die  Besteuerung,  als  sie  das  wirtschaft- 
liche Opfer,  die  Last  einer  mit  ihr  gedeckten  Ausgabe,  i.  B.  für  Kriogskosten ,  von 
der  Gegenwart  auf  die  Zukunft  wälze  und  dadurch  die  jetzige  Generation 
erleichtere,  Ubersicht,  wie  schon  bemerkt,  dass  es  in  beiden  Fällen  vorhandene 
oder  in  der  Gegenwart  hervorgebracht  werdende  neue  Sachgütor  dos  jetzigen 
Geschlechts  sind,  welche  dem  Staate  bei  der  Anleihe  oder  der  Steuer  aus  dem  Ein- 
kommen oder  Vermögen  des  Volks  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Im  Gauzen 
muss  die  betreffende  Einschränkung  de3  Cousuins,  Minderbildung  von  Kapital  und 
Minderproduction  gewisser  Guter  in  beiden  Fällen  zunächst  in  gleichem  Umfange 
in  der  Gegenwart  eintreten.  (Vgl.  ausser  Mi  11,  a.  a.  0.  auch  Dietzel  S.  177).  Es 
kann  sich  bei  der  Wahl  zwischen  Anleihe  und  Steuer  daher  nur  um  dio  Frage  handeln, 
ob  nicht  die  directen  und  indirecten  Weiterwirkungen  der  einen  oder  der 
anderen  dieser  zwei  Methoden,  einen  Theil  des  Einkommens  oder  Vermögens  der 
gegenwärtigen  Generation  dem  Staate  zur  Deckung  von  Finanzbedarf  zuzuführen, 
verschiedene  sind?  Das  ist  nun  der  Fall  und  zwar  ergeben  sich  bei  der  Besteuerung 
mutmasslich  günstigere  Wirkungen  für  die  Production  und  namentlich  für  die  Ver- 
teilung als  bei  der  Anleihe,  der  entscheidende  Punct  in  dieser  Frage. 

Zur  Betheiligung  an  der  Anleihe  werden  die  Kapitalisten 
durch  die  Aussicht  auf  grösseren  Gewinn,  als  sie  ihn  aus  der 
bisherigen  Beschäftigung  ihrer  Kapitalien  ziehen  —  die  Voraus- 
setzung dieser  Erörterung  —  angereizt.  Ein  besonderes  Motiv  zu 
eigener  Beschränkung  des  Consums,  zu  grösserer  Sparsamkeit, 
am  neues  Kapital  zu  bilden,  und  zu  gesteigerter  produetiver 
Thätigkeit  liegt  daher  für  diese  Gassen  bei  der  Anleihe  nicht  vor, 
wohl  aber  bei  der  Besteuerung.  Bei  jener  droht  in  Folge  dessen 
derjenige  Theil  des  Volkseinkommens,  bez.  Volksvermögens,  welchen 
der  Staat  für  die  Deckung  seines  Finanzbedarfs  den  Einzelwirt- 
schaften entzieht,  ausschliesslich  auf  Kosten  der  nicht  kapital- 
besitzenden, an  der  Anleihe  unbeteiligten  Volksclassen,  vor  Allem 
der  Masse  der  Arbeiter  in  die  Verfügung  des  Staats  Ubertragen 
zu  werden.  Bei  der  gleichmässigen  Besteuerung  aller  Gassen 
müssen  die  Kapitalbesitzer  an  dieser  Last  ihr  Theil  mittragen  und 
werden  sie  angespornt,  die  Einbusse  an  Einkommen  oder  vollends 
an  Kapital,  welche  ihnen  die  Steuer  auflegt,  durch  angemessene 
Regelung  ihres  Consums,  ihrer  Ersparaugen  und  durch  Steigerung 
ihrer  Productivität  wieder  wett  zu  machen. 

Die«  ist  der  Vorgang,  auf  das  einfachste  Schema  zurückgeführt.    Id  der  Praxis 
kommen  natürlich  noch  andere  Factoren  mit  in  Betracht.    Die  Einschränkung  des 
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Consums  der  Kapitalisten  bei  der  Besteuerung  kann  z.  B.  auch  eine  verminderte  Nach- 
frage nach  Erzeugnissen,  dadurch  nach  Arbeit  bewirken,  welcher  aber  anderseits  die 
vermehrte  Nachfrage  nach  beiden  von  Seiten  des  die  betreffende  Ausgabe  machenden 
Staats  gegenüber  steht. 

Ausser  auf  die  angegebene  Weise  lässt  sich  der  Beweis  zu  dunsten  der  Be- 
steuerung und  gegen  die  Anleihe  auch  noch  folgendermasscn  führen.  Die  Anleihe 
wird  —  auch  hier  wieder  den  Fall  der  vollen  Beschäftigung  des  heimischen 
Nationalkapitals  vorausgesetzt,  also  vom  Vorhandensein  disponibler  Kapitalien  abge- 
sehen, —  nothwendig  aus  dem  umlaufenden  Kapital  gedeckt.  Aus  diesem  erhalten 
in  unseren  Volkswirthschaften  in  der  Regel  die  Arbeiter  zunächst  wenigstens  ihren 
Lohn,  . freilich  in  der  Voraussetzung  des  Rückcrsatzes  dieses  Lohns  aus  den  Mitteln 
derer,  welche  nach  den  Arbeitsproductcn  als  Consumentcn  eine  wirksame  Nachfrage 
unterhalten  und  diese  Producte  bezahlen.  Eine  Verminderung  dieses  Theils  des  um- 
laufenden Kapitals,  der  als  „Lohnfonds"  fungirt,  droht  also  wiederum  die  Arbeiter 
besonders  zu  bouachtheiligeu.  Denn  selbst  weun  die  Nachfrage  der  Consumenten 
nach  Arbeitsproducten  gleich  bliebe,  würde  es.  wenn  diese  Nachfrage,  wie  anzunehmen 
ist,  keine  Vorschüsse  an  die  Unternehmer  gäbe,  au  Mitteln  zu  gleicher  Lohnzahlung 
wie  bisher  fehlen.  Auch  hier  ist  es  nur  wieder  die  vom  Staate  durch  seine  Ver- 
wendungszwecke ausgehende  Nachfrage  nach  Arbeit,  welche  diesen  Nachtheil  für 
die  Arbeiter  zweitweise  ausgleichen  oder  vermindern  könnte.  Im  Falle  der  Kriegs- 
ausgabo wird  z.  B.  zuerst  und  eine  Zeitlang  bei  starker  Recrutirung  von  Soldaten  unter 
der  Arbeiterbevölkerung  und  grosser  Nachfrage  nach  Ausrüstuugsgegeuständen,  für 
deren  Herstellung  wieder  Arbeitskräfte  gesucht  sind,  eine  Lohnerhöhung  statt  der 
sonst  zu  erwartenden  Verschlechterung  der  Lage  der  Arbeiter  eintreten  (nordameric. 
Erfahrungen  1802,  Einfluss  von  „Kapitalschaflüng"  durch  Papiergeldausgabc.  s.  meine 
Ordn.  d.  öst.  Staatsh.  S.  50  IT.,  auch  Mi  11,  pol.  ccon.  I,  f>5).  Aber  da  hier  nicht 
wie  in  der  gewöhnlichen  Sachgütcrproduction  eine  regelmässige  Rcproduction  des 
Kapitals  erfolgt,  muss  „in  einem  langen  Kriege,  welchen  ein  Volk  ganz  mit  eigenen 
Truppen  und  Gütern  (ohne  fremde  Soldheero  und  Subsidien)  führt,  nothwendig  all- 
inälig  eine  starke  Einschränkung  des  Consums  materieller  Güter  erfolgen,  welche 
schliesslich  die  Masse  der  Bevölkerung  in  Noth  und  Entbehrung  stürzt"  (Wagner 
a.  a.  0.),  beim  Anleihesystem  aber  noch  mehr  die  unteren  Gassen  schädigt.  In  Staaten, 
welche  dies  System  übermässig  ausgedehnt  haben,  läuft  in  der  That  „das  auf  dem 
Uestcuerungszwang  fundirte  öffentliche  Schuldeuwcscu  danu  vielfach  nur  auf  eine  neue 
Zinsknechtschaft  der  Massen  zu  Gunsten  der  Staatsgläubiger  hinaus'*  und  drohen  heil- 
lose Zustände,  für  die  es  an  Symptomen  nicht  mehr  fehlt.  Mit  Recht  warnt  hier 
auch  Sötbeer  a.  a.  U.  vor  dem  Anleihesystem  und  das  Verdict  der  J.  St.  Mill  u.  v. 
A.  m.  ist  hier  berechtigt. 

Den  Einwand,  den  Brentano,  Hildebr.  Jahrb.  B.  16,  S.  208  aus  der  durch 
T hornton  —  dem  sich  danu  auch  Mill  anschloss  —  u.  A.  m.  erfolgten,  von 
Brentano  gebilligten  Berichtigung  der  älteren  brit.  Lohnfondstheorie  gegen  meine 
vorausgehende  Beweisführung  erhebt,  kann  ich  nicht  für  zutreffend  halten.  Einmal 
stütze  ich  mich  gar  nicht  allein  für  meinen  Nachweis  des  Vorzugs  der  Steuer  vor 
der  dritten  Art  Anleihen  und  für  meine  Darlegung  der  Benachteiligung  der  Arbeiter 
im  Falle  der  Anleihe  aus  bereits  beschäftigten  Kapitalien  auf  jene  Lohnfondstheoric, 
wie  sich  aus  dem  Obigen  ergiebt.  Sodann  aber  halte  ich  die  neuere  „Berichtigung" 
der  Lohnfondstheorie  (u.  A.  selbständig  jetzt  auch  von  George,  Fortschritt  u.  Armuth, 
Deutsche  Uobersetz.  v.  Gütschow,  Berl.  1 881  Buch  1  vorgenommen)  Uberhaupt  nur 
für  thcilweise  richtig.  Nicht  die  Lohnfondstheorie  allein,  aber  auch  nicht  die 
auf  Hermann  zurückzuführende  sogen,  deutsche  Theorie  von  der  Abhängigkeit  des 
Lohns  von  der  Nachfrage,  bez.  der  Zahlung  der  Consumentcn  erklären  das  Problem 
der  Bestimmgründe  der  Lohnbewegung,  sondern  nur  eine  recht  wohl  mögliche  und 
m.  E.  uothwendige  Vereinigung  dieser  beiden  Theorieen.  Die  Ausführung  dieser 
These  und  ihre  Begründung  gehört  jedoch  in  die  theoretische  Nationalökonomie.  Ich 
wollte  hier  nur  meine  frühere  Beweisführung  den  neueren  Bemängelungen  gegenüber 
ausdrücklich  aufrecht  halten.  Die  Ausführungen  Brentanos  a.  a.  0.  in  d.  Note  sind 
auch  sonst  anfechtbar,  da  sie  von  nicht  zutreffenden  Voraussetzungen  in  Betreff  des 
Kapitalzuschusscs  ausgehen.  Ausführlicher  als  oben  habe  ich  in  meiner  Ordn.  d.  öst. 
Staatsh.  u.  im  Art.  Staatsschulden  die  Frage  behandelt. 
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§.  73.  Zu  b  (in  §.68).  Auch  je  nach  der  Natur  der  einzelnen 
Arten  der  ausserordentlichen  Ausgaben  ist  die  Frage  der  Räth- 
lichkeit  der  wirklichen  Benutzung  des  Staatscredits  verschieden 
zu  entscheiden.  Wenn  auch  Zweck  und  Wirkung  dieser  sämmt- 
lichen  Ausgaben  die  Schuldaufnahme  rechtfertigt  (§.  66),  so  doch 
schon  für  die  verschiedenen  Arten  nicht  gleich  unbedingt. 

a)  Denn  allein  die  privat-  und  die  Staats wirthsebaft- 
liche  Kapitalanlage  und  unter  ihnen  wiederum  am  Meisten  die 
erstgenannte,  bieten  eine  sichere  Bürgschaft  dafür,  dass  sie, 
einmal  vorgenommen,  künftigen  Finanzperioden  und  der  ganzen 
Volkswirthschaft  als  Ausgabeersparung  oder  Einnabmevermehrung 
zu  Gute  kommen  werden.  Bei  der  eigentlichen  ausser- 
ordentlichen Ausgabe,  insbesondere  bei  Kriegskosten,  be- 
steht eine  solche  Sicherheit  stets  in  viel  geringerem  Maasse. 
Wenn  man  daher  auch  nur  nach  den  Wirkungen  der  Ausgaben 
urtbeilt,  so  wird  man  zwar  unter  den  oben  bezeichneten  Cautelen 
selbst  die  Kriegsausgabe  durch  Anleihen  decken  dürfen. 
Aber  unter  übrigens  gleichen  Umständen  ist  es  doch  bereits  ge- 
rathener,  lieber  hier  wenigstens  mit  zu  ordentlichen  Einnahmen 
zu  greifen  und  womöglich  die  Benutzung  der  Anleihen  auf  die 
beiden  genannten  Arten  der  Kapitalanlage  zu  beschränken.  Dies 
ist  um  so  mehr  anzurathen,  wenn  nach  ihrer  vergleichsweisen 
Wirkung  als  Kapitalentziehung  der  Besteuerung  vor  der  Anleihe 
wegen  der  Art  der  Kapitalien,  aus  denen  die  Schuld  gezahlt  wird, 
nach  dem  Vorigen  der  Vorzug  zu  geben  ist.  Denn  dann  kommen 
möglicher  Weise  noch  volkswirtschaftliche  zu  den  finanziellen 
Bedenken  gegen  die  Anleihe  für  Kriegs-  und  dergleichen  Ausgaben 
hinzu.  Hiernach  wird  die  Deckung  von  letzteren  nur  durch 
auswärtige  und  in  gewissen  Fällen  durch  Anleihen,  welche  aus 
disponiblenKapitaliender  heimischen  Volkswirthschaft  k  ommen, 
vorzunehmen  sein. 

Es  ist  daher  gewiss  als  die  solidere  Praxis  zu  bezeichnen,  wenn  wenigstens 
ein  Theil  der  Kriegskosten  und  sonstiger  aossorordentl.  Ausgaben  (z.  B. 
für  öffentL  Nothständc)  durch  Steuern  bestritten  oder  nur  vorübergehend  durch 
schwebende  Schulden,  welche  alsbald  mit  Steuererträgen  wieder  abgezahlt  werden, 
gedeckt  wird.  So  verführt  mit  Recht  in  neuerer  Zeit  (irossbritannicn.  Selbst  in 
diesem  Laude  ist  auf  grössere  Massen  disponibler  Kapitalien  nicht  immer  zu  rechnen. 
Namentlich  wird  die  Einkommensteuer  in  solchen  Fallen  richtig  erhöht.  Das  Vor- 
handensein einer  derartigen  beweglichen  und  mit  Sicherheit  einen  höheren  Ertrag 
gebenden  Steuer  ist  auch  mit  Rücksicht  auf  solcho  Fälle  zu  verlangen.  (Fin.  II  §.  36S.) 
Im  Kriinmkriegc  erhöhete  Grossbritannien  die  Einkommensteuer  von  7  auf  14  und 
schliesslich  auf  16  d.  v.  L.  St.  (6a/aü/0)  für  das  voll  besteuerte  und  von  5  auf  10 
und  11  Vi  d.  für  das  niedriger  besteuerte  Einkommen;  erst  1857  erfolgte  wieder  die 
Herabsetzung  auf  den  alten  Satz.    Der  Ertrag  stieg  von  7' 13  auf  10  92  MilL  I. 
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Ausserdotn  wurden  damals  die  Zölle  auf  Zucker  (Durchschnittszollsatz  per  Ccutncr  für 
alle  Gattungen  von  11  allmälig  bis  auf  14'/*  sh.),  Tbee  (von  l7ä  auf  l3/4  per  Pfund, 
statt  der  beabsichtigten  Ermässigung  auf  1  ab.),  Katt'ec  (von  3  auf  4  d.  per  Pfund), 
die  Accisen  auf  Malz  (von  fast  28/4  auf  4  sh.  per  Bushel)  u.  Branntwein  (in  England 
von  7  sh.  lü  d.  auf  S  sh.,  in  Schottland  von  4a/8  auch  allmälig  bis  auf  8  sh. ,  in 
Irland  von  3V3  auf  8  sh.  per  Gallon)  erhöht.  Aehnlich  wurde  die  Expedition  nach 
Abyssinien'grossentheils  durch  Steigerung  der  ordentl.  Einnahmen  bestritten  (Auf- 
wand 1807/67—09/70  dafür  8  3  Mill.  L.,  Erhöhung  der  Einkommensteuer  von  5'7  Mill. 
iu  1800/07  auf  018,  8.02,  10*04  Mill.  L.  in  den  3  folg.  Jahren  nach  Rcchnungs- 
abschluss,  Anschl.  für  1870/71  7*0  Mill.).  Auch  bei  anderen  Extraausgaben,  z.  B.  für 
den  grösseren  militärischen  und  maritimen  Aufwand  1800  IT.  wurde  so  operirt.  Aehnlich 
jetzt  18S2  für  den  ägyptischen  Krieg.  —  Preussen  erhöhte  1855/50  wegen  der 
Kosten  der  Rüstungen  die  Klassen-,  Einkommen-  und  Schlachtsteuer  um  J/4.  — 
Oesterreich  legte  im  Krieg»;  von  1859  einen  Zuschlag  zur  Grund-  u.  Haussteuer 
von  zur  Hausklassensteuer  von  1  s,  zu  der  Erwerbstcucr,  Einkommensteuer  und  dem 
oontributo  arti  e  commercio  von  '/&  des  Ordinariums  „lür  die  Dauer  der  durch  die 
Kriegscreignisse  herbeigeführten  Verhältnisse"  auf  (Verordn.  v.  13.  Mai  1859).  Ebenso 
wurde  die  Verzchrungsst.  um  V5  der  Normalsätze,  der  Salzpreis  um  15°/o»  die  Kechts- 
gebühren,  Stempel  u.  s.  w.  meist  um  20°/,,  erhöht  (Yerord.  v.  17.  Mai  1859).  Die 
meisten  dieser  Erhöhungen  blieben  mit  einigen  Abänderungen,  zeitweise  mit  neuen 
Steigerungen  und  selbst  Verdoppelungen  (1 S62  iY),  permanent.  —  Frankreich  erhöhte 
durch  Verordn.  der  provis.  Regierung  v.  17.  März  1848  die  4  directen  Steuern  um 
45%,  was  192  Mill.  Fr.  betrug  u.  1852  wieder  aufhörte.  Später  {Ges.  v.  23  Juni  1857) 
trat  ein  zweiter  10°/„iger  Kriegszuschlag  zu  dem  lange  bestehenden  bei  allen  directen 
Steuern  hinzu,  die  Tabaksteuer  (im  Monopolpreis)  und  die  Branntweinsteuer  wurde 
ISOO  erhöht.  Die  bedeutenden  Stcuercrböliungen  und  neuen  Steuern  in  Frankreich 
nach  dem  Kriege  von  1870  —  71  fallen  unter  einen  anderen  Gesichtspunct,  denn  sie 
dienten  im  Wesentlichen  nicht  mehr  zur  Deckung  der  laufenden  ausserordentlichen, 
sondern  der  durch  die  Kriegs-  und  Contributionsauleihen  u.  s.  w.  gesteigerten  ordent- 
lichen Ausgaben  für  Zinsen,  Erhöhung  der  Militärbudgets  u.  s.  w.  Die  Lage  war 
ähnlich  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  v.  Nordamerika  u.  in  Italien,  wo  natürlich 
auch  im  grössten  Umfange  neue  Steuern  geschaffen ,  alte  erhöht  werden  mussteu,  um 
die  enormen  Ausgaben  für  Kriege  u.  Staatsneubau  wenigstens  theilweise  zu  decken. 
Nach  dem  Ende  des  Kriegs  hat  Amerika  bald  die  vollständige  Deckung  der  laufenden 
Ausgaben  mit  ordentl.  Einnahmen  erreicht ,  ebenso  Frankreich ,  in  den  letzten  Jahren 
auch  Italien.  In  den  Verein.  Staaten  hat  man  die  Besteuerung  in  so  erheblicher 
Höhe  beibehalten,  dass  nunmehr  seit  Jahren  betrachtliche  Ueberschüsse  zur  Schulden- 
tilgung aus  ordentlichen  Einnahmen  bleiben  (Abschluss  1879/80  05'8S,  Anschl.  1881/82 
«MVO*  Mill.  Doli.  Ueberschuss\  Eine  Finanzlage,  die  dann  auch  auf  den  Staatscredit 
sehr  günstig  wirkte  und  im  Verein  mit  anderon  günstigen  Umständen  starke  Zins- 
reduetion  der  Schuld,  von  0  auf  5,  4  */s  u.  4  %  ermöglichte. 

ß)  In  gleicher  Weise  wird  man  sich  dahin  aussprechen  müssen, 
dass  die  staatswirthschaft liehe  Kapitalanlage  besser  auch 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wenn  nicht  eine  in 
jeder  Beziehung  unbedenkliche  Anleihe  in  Aussicht  steht.  Denn 
die  günstigen  Wirkungen  solcher  Anlagen  und  die  Dauer  der 
ersteren,  z.  ß.  bei  grossen  Verwaltungsretormen,  sind  doch  nicht 
leicht  ganz  so  sicher  zu  constatiren,  als  etwa  bei  privatwirth- 
schaftlichen  Kapitalanlagen. 

Die  heiTschende  Praxis  in  Staaten  normaler  Finanzlage,  dass  die  staatswirth- 
schafüichen  Kapitalanlagen,  wenigstens  die  kleineren,  ziemlich  Jahr  für  Jahr  vorkom- 
menden Ausgaben  dafür,  durch  ordentl.  Einnahmen  bestritten  werden,  lässt  sich  daher 
auch  billigen,  so  z.  B.  hinsichtlich  der  sog.  „unständigeu"  Ausgaben  für  Bau- 
kosten u.  dgl.  (§.  02),  wo  z.  B.  bei  der  Menge  von  Neubauten  in  einem  grösseren 
Staate  jährlich  dieser  Posten  überhaupt  besser  grossentheils  zur  ordentlichen  Aus- 
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gäbe  gesetzt  wird,  während  ein  einzelner  Neubau  im  Hauehalt  eiuer  kleinen  Gemeinde 
nicht  dazu  gestellt  zu  werden  braucht,  da  er  sich  nicht  bald  wiederholen  wird.  Nur 
sollte  in  jenen  Fidlen  auch  im  Staatshaushalte  ein  bestimmtes  Princip  leiten  u.  die 
Iwtretf.  Posten  in  den  Ausweisen  Ubersichtlich  zusammengestellt  werden,  damit  man 
zur  besseren  Beurtheilung  der  wirklichen  Finanzlage  leichter  feststellen  kann,  ob  und 
in  welchem  Verhältnis«  die  Ausgaben  eines  Jahres  nach  der  Dauer  der  Wirkungen 
der  beschämen  Leistungen  und  Anstalten  nur  diesem  Jahre  oder  auch  späteren  Finanz- 
perioden  zu  Gute  kommen.  In  Preussen  gehört  der  grösste Theil  der  sog.  einmaligen 
und  ausscrord.  ctatsmässigen  Ausgaben  zu  Staats-  u.  z.  Th.  selbst  zu  privatwirthschaft- 
lichen  Kapitalanlagen  (z.  B.  Meliorationen  der  Domänen  u.  s.  w.)  und  wird  regelmässig 
schon  nach  dem  Voranschlag.-  durch  die  ordentliche  Einnahme  (die  allerdings  einige 
kleinere  Posten  ausserordeutl.  Einnahmen  einschliesst)  gedeckt.  Aber  ein  festes  Princip 
der  Scheidung  fehlt  auch  hier;  so  stehen  /..  B.  ganz  gleichartige  Posten  für  Ohaussee- 
neubauten,  Stromreguli ru ngen ,  Hafenbauten  u.  s.  w.  unter  den  ordentlichen  und  den 
etatmässigen  ausserordentlichen  Ausgaben  Jahr  für  Jahr.  -  -  In  Staaten ,  welche  so 
häutigen  Neugestaltungen"  (der  inneren  Organisation,  Verwaltung  im  Justiz-,  Polizei-, 
Unterrichts-,  Kriegswesen  u.  s.  w.)  unterliegen,  wie  früher  wenigstens  (1S48  fl.)  z.  B. 
Oesterreich,  z.  Th  auch  Kussland,  würde  es  volleuds  ein  höchst  gefährliches 
Priucip  sein,  mit  Rücksicht  auf  die  mögliche  Dauer  der  Wirkung  solcher  Ver- 
wendungen eine  Deckung  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  vorzunehmen.  Hier  fehlt 
bei  der  ünstätheit  der  Verhältnisse  das  in  finanzieller  Hinsicht  wesentliche 
Merkmal  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen:  die  wirkliche  längere  Dauer 
der  Wirkungen,  —  Von  den  Theoretikern  haben  Dietzel  wie  Stein  auch  diese  Seite 
der  nur  bedingten  Käthlichkeit  der  Benutzung  des  Staatscredits  viel  zu  wenig  be- 
achtet, z.  Th.  ganz  übersehen.  Stein  wird,  wie  so  häufig,  von  einem  partiell  richtigen 
Gedanken,  der  Productivität  der  Staatsausgabe  und  Staatsschuld,  ganz  hingenommen 
uud  vergisst  darüber  die  so  höchst  notwendigen  Einschränkungen.  Vgl.  3.  Aufl., 
S.  717  it.,  42  11.    Ebenso  noch  in  d.  4.  A. 

y)  Anders  liegt  die  Sache  bei  grösseren  Verwendungen  illr 
pri vatwirthschaftliche  Kapitalanlagen.  Diese  müssen  unbe- 
dingt aus  ausserordentlichen  Einnahmen  oder  Anleihen  bestritten 
werden,  so  lange  man  wenigstens  im  Rahmen  der  bisherigen 
Wirthschafts-  und  Finanzpolitik  bleibt  und  nicht  etwa  mit  Hilfe 
der  Besteuerung  dem  Staate  die  Mittel  verschaffen  will,  um 
direct  auf  dem  Gebiete  der  SacbgUterproduction  den  Besitzern 
des  Privatkapitals  als  überlegener  Concurrent  entgegentreten  zu 
können.  Sehen  wir  von  dieser  Eventualität  hier  ab,  so  darf  in  der 
That  bei  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlage  des  Staats  die 
Regel  für  die  Benutzung  des Staatscredits  absoluter  formnlirt  werden. 

Dieser  Satz  wird  von  Laspeyros  im  Staatswörterb.  X,  93  angegriffen,  hier 
aber  meines  Erachtens  mit  Recht,  wie  schon  ebend.  X,  >,  festgehalten,  wenigstens 
als  Kegel  bei  grösseren  Ausgaben,  wenn  man  nicht  die  obige  Eventualität  statuirt. 
Ob  diu  Volksvertretung  hier  mitwirkt  oder  nicht,  ist  für  die  volkswirtschaftliche  und 
finanzielle  Seite  der  Frage  gleichgültig.  Es  ergiebt  sich  hier  übrigens  wieder,  wie 
bei  einer  weitgreifenden,  socialpolitischen  Zwecken  dienenden  Steuerpolitik  die  heutigen 
tinanzwiasenschaftlichen  Grundsätze  mannichfach  nur  als  historisch -relative  er- 
scheinen. Bei  kleineren,  sich  ohnehin  in  einem  grösseren  Haushalt  auch  öfters 
wiederholenden  Verwendungen  jener  priratwirthsch.  Art  empfiehlt  es  sich  aber  wohl 
auch,  ebenso  wie  bei  kleinen  staatswirthsch.  Ausgaben,  sie  zur  ordentlichen  Ausgabe 
zu  schlagen  uud  demgemäss  aus  ordentl.  Einnahmen  zu  derkeu:  ein  Zugcst&ndniss 
an  Laspcyres'  Auflassung.  Anderseits  ist  an  den  grossen  Kapitalaufwand  für  Eisen- 
bahnen (Bau,  Kauf)  u.  Aehnliches  zu  denken,  wo  sich  das  Missliche  einer  Besteuerung 
zu  solchem  Zweck  doch  deutlich  zeigt. 
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Zu  dem  allgemeinen  Rechtfertigungsgrunde,  welcher  aus  der 
Wirkung  der  Ausgaben  entnommen  ist,  kommen  noch  weitere 
Gründe,  die  hier  wohl  den  Ausschlag  geben. 

Privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  mit  Steuern  herstellen, 
widerspricht  einmal  dem  letzten  Zweck  und  tieferen  Rechtsgrund 
der  Besteuerung. 

Die  hcrgcstcuertcn  Güter  werden  den  Einzelwirtschaften  entzogen,  damit  in 
der  Gcsammtwirthschaft  des  Staats  solche  Güter  prodocirt  werden,  welche  der  Staat 
allein  oder  doch  am  Besten  für  die  Volkswirthschaft  herstellen  kann  (eigentliche 
Staatsleistungcn,  meist  immaterieller  Art),  nicht  aber  solche  Güter,  welche  der  Einzel  - 
wirtbschaftcr  selbst,  und  oft  besser  als  der  Staat,  herstellt  Stenern  für  die  privat- 
wirthschaftlicben  Kapitalanlagen  zu  verwenden,  würde  also  nur  dazu  führen,  dem 
einzelwirthschaftlichcn  Betrieb  Sachgüter  oder  sachliche  Prodoctionsmittel  za  entziehen, 
mit  Hülfe  deren  der  Staat  den  Einzelwirtschaften  in  der  Prodnction  derselben 
Güter  unmittelbare  Concurrenz  macht. 


Die  Deckung  durch  Anleihen  wird  ferner  auch  durch  die 
specifi8che  Natur  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlagen 
und  durch  die  Wirkung  der  ftir  letztere  erfolgenden  Kapitalver- 
wendungen gerechtfertigt. 

Ob  der  Staat  oder  Private  Kapital  zum  Ankauf  oder  zur  ersten  Anlage  und 
Verbesserung  von  Domänen,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  und  sonstigen 
Gewerksaulagen,  Eisenbahnen  u.  dgl.  m.  verwenden,  das  hat  für  die  Volkswirthschaft 
im  Wesentlichen  ganz  die  gleiche  Wirkung.  Theils  wird  (beim  Ankauf)  Kapital  ein- 
fach von  einem  Wirthschaftsbctricb  auf  den  andern  ubertragen,  theils  (bei  der  Ncu- 
aolage  und  Melioration)  umlaufendes  in  stehendes  Kapital  verwandelt,  neue  Ersparnisse 
als  Betriebskapital  benutzt  u.  s.  w.  Private  machen  für  solche  Zwecke  auch  häufig 
Anleihen ,  die  dann  nicht  anders  wirken ,  als  die  Staatsanleihen.  Letztere  entziehen 
vielleicht  das  Kapital  einer  anderweiten  produetiven  Verwendung  in  der  heimischen 
Volkswirthschaft,  so  dass  hier 


eine  Einschränkung  der  Production  erfolgen 
Aber  auf  der  andern  Seite  vergrössert  sich  die  Production  durch  die  Leistungen  der 
betreffenden  Staatsanstalt.  Die  Wirkung  einer  Deckung  der  privatwinhschaftlicheu 
Kapitalanlage  des  Staats  durch  Anleihen  ist  immer  ebenso,  als  wenn  Private  ihre 
eigenen,  bereits  anderswie  angelegten  oder  aus  den  produetiven  Anlagen  dritter 
Personen  leihweise  herangezogenen  Kapitalien  in  ein  neues  Unternehmen  stecken;  nur 
die  Richtung,  nicht  der  Gesammtumfang  der  volkswirthschaftlichen  Production 
ändert  sich,  eine  Kapitalvernichtung  erfolgt  nicht 

Endlich  setzt  die  Aufbringung  des  bedeutenden  Aufwands 
z.  B.  für  Eisenbahnen  durch  Steuern  eine  viel  vollkommenere  Ein- 
richtung der  Besteuerung  voraus,  als  sie  besteht  und  in  absehbarer 
Zeit  bestehen  kann.  Der  Druck  der  unvermeidlichen  l  ngleich- 
mässigkeiten  jeder  Besteuerung  würde  in  solchem  Falle  vollends 
unerträglich. 

Dies  hat  Perrot.  der  einzige  mir  bekannte  Befürworter  des  Staatseiseubahnbans 


Wo  es  sich  um  grosse  Summen  für  solche  Anlagen,  z.  B. 
um  Eiscnbahnbau  handelt,  ist  es  auch  allgemeine  Praxis,  ausser 
ordentliche  Deckungsmittel  zu  brauchen.  Neben  Anleihen  kann 
man  passend  den  Erlös  für  veränderte  Staatsgüter,  die 
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Ablösungskapitalien  für  beseitigte  Grundlasten  u.  dgl.  m. 
so  verwenden.  Auch  die  Reinerträge  des  Domaniums  (i.  w.  S.), 
obgleich  zu  den  ordentlichen  Einnahmen  gehörig,  mögen  allenfalls 
auf  diese  Weise  benutzt  werden.  Die  Wirkung  davon  auf  die 
Volkswirtschaft  ist  dieselbe,  als  wenn  Private  die  Erträge  ihrer 
Unternehmen  sofort  Ubersparen  und  für  die  Errichtung  neuer 
Anstalten  verwenden.  Für  die  Steuerzahler  gewährt  dann  nur 
zeitweise  der  Besitz  von  Reute  gebenden  Staatsanstalten  keine 
Erleichterung. 

Nach  dem  Vorausgehenden  kommt  man  zu  folgender  Regel 
für  die  wirkliche  Benutzung  des  öffentlichen  Credits,  in 
wesentlicher  Einschränkung  gegen  Dietzel's  Theorie  und  Stein 's 
Erörterungen:  Die  Benutzung  des  Credits  ist  überhaupt  nur  zu- 
lässig bei  gewissen  Verwendungszwecken  der  Anleihen,  zu  denen 
nicht  die  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  gehört  Auch  wenn  der 
Zweck  sie  erlaubt,  sollte  die  Scbuldenaufnahmc  möglichst  beschränkt 
werden  auf  die  Fälle  von  Anleiben  aus  wirklich  disponiblen 
heimischen  und  aus  auswärtigen  Kapitalien.  Dies  um  so  mehr, 
wenn  eigentlicher  ausserordentlicher  Aufwand,  wie  Kriegskosten  u. 
dgl.  zu  decken  ist,  während  die  Deckung  des  Bedarfs  für  staats- 
wirthschaftliche  Kapitalanlagen  auch  mittelst  Anleihen  aus  bereits 
angelegten  heimischen  Kapitalien  unbedenklicher  ist  und  der  Bedarf 
für  privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  grösserer  Art  in  normaler 
Weise  durch  solche  Anleihen  richtig  bestritten  wird.  Demgemäss 
ergeben  sich  auch  die  Forderungen  an  die  Ausdehnungsfähigkeit 
der  ordentlichen  Einnahmen,  besonders  der  Besteuerung  zur  Deckung 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Finanzbedarfs. 

IV.  -  §.  74.  Die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  der 
Benutzung  des  Staatscredits.  Nach  dem  Vorhergehenden 
muss  die  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  der  Ausgaben 
doch  auf  wenige  ganz  bestimmte  Fälle  eingeschränkt  werden. 
Aber  auch  wenn  sie,  wie  von  einigen  Anhängern  des  Staats- 
schuldenwesens geschieht,  in  weiterem  Umfange,  namentlich  unbe- 
dingt zur  Deckung  der  gesammten  Kriegsausgaben  —  practisch 
der  Hauptfall  —  empfohlen  wird,  so  erheben  sich  noch  folgende, 
eng  mit  einander  zusammenhängende  wichtige  practisehe  Fragen: 

1)  ob  Anleihen  denn  immer  möglich  sind; 

2)  ob  auch  in  diesem  Fall  der  Zweck,  die  Deckung  des 
einmal  vorliegenden  Bedarfs  in  festbestimmter  Zeit,  mit 
ihnen  immer  sicher  erreicht  werden  kann; 
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3)  ob  die  Bedingungen  einer  Anleihe  nicht  mitunter  so 
ungünstig  sein  können,  dass  dennoch  besser  fllr  andere  Deckungs- 
lnittel  gesorgt  wird. 

Diese  Fragen  führen  zu  derjenigen  von  der  Notwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  eines  Staatsschatzes  und  eines  Systems 
grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  hin.  Erst  durch  ihre 
Erörterung  erlangt  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
den  richtigen  Abschluss. 

Die  bisherige  Theorie,  auch  in  ihreu  neueren,  der  Benutzung  des  Staatscredits 
günstigen  Vertretern,  wie  z.  B.  Dietzel,  hat  diese  Fragen  so  gut  wie  völlig  ignorirt, 
während  sie  doch  ausserordentlich  wichtig  sind.  Bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Osten*. 
Staatshausb.  S.  23 — u.  Art.  Staatsschuld,  im  Staatswörterb.  S.  18  sind  die  Fragen 
bereits  berührt.  Für  die  Entwicklung  im  Texte  sind  die  neuesten  Erfahrungen  bes. 
Prcusscn's  i.  J.  IStiti  u.  1870  gewiss  mit  Recht  massgebend  gewesen.  Merkwürdig, 
aber  charactcristisch  für  ihn,  ist  die  Stellung,  welche  Stein  zu  diesen  Fragen  und 
speciell  zu  meiner  Behandlung  derselben  i.  d.  6.  Ausg.  Rau  s  einnimmt.  Vgl.  besond. 
seino  Polemik  gegen  meine  Rechtfertigung  des  Staatsschatzes,  Finanzwissensch., 
3.  Ausg.,  S.  GS2  11.,  bes.  im  II".,  li»4.  Dieser  geistvolle  Gelehrte  besitzt  leider  zum 
Schaden  für  seine  verdienstvollen  Werke  absolut  nicht  die  Fähigkeit,  Gedanken  u. 
practischen  Verhältnissen  ausserhalb  seines  Schematismus,  ich  sage  nicht  gerecht  zu 
werden,  sondern  nur  sie  zu  verstehen.  Wenn  Jemand,  wie  er,  so  lange  in  Oesterreich 
gelebt  hat  u.  doch  nicht  einmal  im  Staude  ist,  die  Lücke  zu  erkennen,  welche  für 
die  Theorie  u.  Praxis  des  Finanzwesens  hier  von  mir  auszufüllen  gesucht  wird, 
während  ihm  gerade  Oesterreich  s  Geschichte  den  Beweis  ad  homiuem  demonstrirt, 
dass  hier  eine  Lücke  ist,  so  bleibt  nichts  weiter  übrig,  als  ihn  achsclzuckend  bei 
seiner  Einseitigkeit  zu  belassen.  Bedauerlich  ist  es  aber,  dass  Stein  mit  sophistischen 
Thcoricen  schlimme  österreichische  Finanzpraxis  rechtfertigt  (man  vgl.  z.  B.  seine 
Stellung  in  der  Eisen  bahn  frage,  die  gradezu  mit  seiner  Regaltheoric  in  Widerspruch 
ist,  seine  ältere  Theorio  der  Verkehrsteuern,  wo  die  bedenklichsten  fisealischen  Practiken 
nicht  nur  ihre  Absolution  finden,  sondern  als  die  wahren  Postulate  der  höheren  Wissen- 
schaft erscheinen,  u.  A.  in.),  während  er  diese  Unfähigkeit  beweist,  aus  dem  Studium 
des  so  hochinteressanten  u.  lehrreichen  österr.  Staatshaushaltes  diejenigen  Puncte 
herauszufinden ,  wo  die  Praxis  u.  die  bisherige  Theorie  mit  absoluter  Notwendigkeit 
verbessert  werden  müssen.  S.  auch  u.  über  Stein 's  „Finanzwissenschaft  des  Kriegs." 
In  d.  4.  Aufl.  I,  252  hat  Stein  in  der  Erkenntniss  vom  Werth  eines  Staatsschatzes 
wenigstens  den  einen  Fortschritt  gemacht,  das  „ausnahmsweise  Zweckmässige"  einer 
solchen  Einrichtung  zuzugestehen.    Seine  Einwände  sind  die  alten,  oft  widerlegten. 

Es  genügt,  im  Folgenden  den  nicht  nur  practisch  wichtigsten, 
sondern  auch  für  die  wissenschaftliche  Trincipienfrage  charac- 
teristischsten  Fall  zu  behandeln:  wenn  plötzlich  sehr  grosse 
Kriegsausgaben  binnen  einer  ganz  kurzen  Zeit  zu  be- 
streiten sind. 

Dieser  Fall  liegt  bei  Kriegen  der  modernen  Staaten  in  der 
Gegenwart  stets  vor.  Jedoch  gestaltet  er  sich  noch  bemerkens- 
werth  verschieden  nach  der  geographischen  Beschaffenheit 
eines  Staatsgebiets,  nach  der  ganzen  politischen  Stellung 
und  Aufgabe  eines  Staats  und  nach  dem  herrschenden 
Wehrsy  stem. 
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Von  der  geographischen  Beschaffenheit  des  Staatsgebiets,  d.  h.  von  der 
Bodengestaltung  (Flachland,  Gcbirgsland),  den  ürenzverhältn  issen  (gute 
natürliche  —  schlechte  convcntionellc  Grenzen),  der  Abrundung  des  Gebiets, 
dem  Zusammenliegen  desselben  in  einer  compacten  Masse  oder  der 
Zerrissenheit  in  mehreren  getrennten  Stücken  u,  s,  w.  hängt  die  Ollensiv- 
and  Defensivkraft  eines  Staats  wesentlich  mit  ab.  Ein  Staat  z.  B.  mit  otfenen  Grenzeu, 
Flachland,  mit  grosser  Ausdehnung  seines  Gebiets  in  schmalen  Streifen  Uber  weite 
Bäume  nuterliegt  der  besonderen  Gefahr,  rasch  beim  plötzlichen  Ausbruch  eines 
Krieges  einen  Thcil  seines  Gebiets  vom  Feinde  überschwemmt  zu  sehen.  Dadurch 
vermindern  sich  auch  die  finanziellen  Hülfsmittel  eines  solchen  Staats  sofort  und  der 
Staatscredit  leidet  leichter  oder  versagt  schneller  ganz  den  Dienst.  Man  vergleiche 
nur  Preusson  und  Deutschland,  bes.  vor  den  Jahren  1866  u.  1870,  aber  im 
Wcsentl.  doch  auch  jetzt  noch  mit  Gross britannien,  Frankreich,  Spanien,  Scandinavien, 
Italien.    Man  denke  an  die  Schweiz. 

Von  der  politischen  Stellung  und  Aufgabe  eines  Staats,  welche  beide 
einmal  das  Product  bestimmter  geschichtlicher  Verhältnisse  sind  und  sich  nicht 
leicht  beliebig  ändern  lassen,  hängt  die  nähere  oder  fernere  Gefahr  von  Kriegen 
wesentlich  mit  ab.  Z.  B.  eiu  erst  im  Aufbau  begriffener  Staat,  der  die  Aufgabe 
nicht  von  sich  weisen  konnte,  nationalen  Bedürfnissen  gemäss  sich  auszudehnen,  zu 
arrondiren  und  innerlich  in  seiner  politischen  Verfassung  neu  zu  gestalten,  wie 
Deutschland  in  der  Gegenwart,  wird  leichter  als  ein  gefesteter  alter  Staat  zu  OH'ensiv- 
kriegeii  behufs  rechtzeitiger  Defension  (Prcusscn !)  genöthigt  werden  oder  öfters  seinen 
Bestand  von  Neuem  rertheidigen  müssen.  Eine  solche  Lage  beeinflusst  nothwendig 
auch  die  Benutzbarkeit  des  Staatscredits. 

Unter  den  verschiedenen  modernen  Wchrsystemen  ist  es  das  preussisch- 
deutsche  mit  seiuer  Scheidung  von  stehendem  Heere,  Roserve  und  Landwehr,  wc'ches 
seiner  eigenth (Unlieben  Organisation  gemäss  relativ  noch  grösserer  Geldsummen, 
die  zugleich  in  noch  kürzerer  Zeit  verfügbar  sein  müssen,  gerade  im  aller- 
kritischsten  Augenblicke,  ncuilich  kurz  vor  und  unmittelbar  nach  der 
Kriegserklärung,  wo  der  Credit  regelmässig  am  Tiefsten  erschüttert  ist,  bedarf:  zur 
Mobilmachung  u.  s.  w.  Das  ist,  wie  manches  Andere,  ein  volkswirtschaftlicher 
und  finanzieller  wie  politischer  und  insofern  selbst  militärischer  Nachtheil  dieses 
Wehrsystems,  der  wegen  der  anderweiten  überwiegenden  Vortheile  (Ersparung  au 
tield  und  Arbeitskraft  u.  s.  w.  in  Friedenszeit,  grössere  Truppenstärke  im  Kriege) 
als  dem  System  inhärent  in  den  Kauf  genommen  werden  muss.  Auch  für  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  ist  diese  Eigentümlichkeit  des  preussisch- deutschen  Wehr- 
systems wieder  nicht  ohne  wichtige  Folgeu. 

Die  Crediterschütteruug  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  beweist  dio  Statistik  der 
Curse  der  Worthpapiere  fast  in  jedem  neueren  grossen  Kriego  ganz  deutlich,  so  bes. 
I85'.>,  1S66,  1S7U.  Das  Minimum  der  Curse  pflegt  unmittelbar  vor  oder  gleich  nach 
der  Kriegserklärung  erreicht  zu  werden,  noch  bevor  irgend  entscheidende  militär. 
Operationen  erfolgt  sind.  Später  steigen  wohl  selbst  im  Kriege  die  Curse  des  Staats, 
der  Niederlagen  erlitten,  weil  dio  Aussicht  auf  baldigen  Frieden  wächst:  so  war  es 
wiederholt  in  Oesterreich.  Freilich  zeigen  die  französischen  Curse  i.  J.  1870  eine 
entgegengesetzte  Bewegung,  in  welcher  sich  der  verstärkte  Eindruck  der  ganz  un- 
erwarteten Niederlagen  abspiegelt,  während  der  anfängliche  günstigere  Cursstand  auf 
das  übertriebene  Selbstgefühl  der  Franzosen  zurückzuführen  war.  Ueber  die  Bewegung 
der  deutschen  Corso  in  der  Zeit  vom  5.  bis  19.  Juli  187t»  s.  die  Tab.  XI  in  A.  Wagner, 
Syst.  d.  Zettelbankpolitik.  S.  412.  zum  Beleg  des  Gesagten.  —  Die  sog.  Mobilmachungs- 
kosten (einmal.  Ausgaben)  werden  für  Preusaen  im  Feldzug  von  Is60  auf 
13  61  Mill.  Thlr.  angegeben,  wovon  für  die  mobile  Armee  (persönl.  Mobilmachungs- 
u.  Ausrüstuugsgelder.  Beschallung  der  Pferde,  Bekleidung,  der  Fahrzeuge  u.  Geschirre 
u.  a.  w.,  Ausrüstung  der  Pontoncolonnen,  Ausstattung  der  Feldlazarethe)  10*14  Mill.  Thlr. 
Für  das  norddeutsche  Heer  im  J.  1870  war  in  der  Zeit  vom  13.  Juli  bis  H.  Aug. 
täglich  mindest  2  Mill.  Thlr.  nothwendig  für  Mobilmachung  u.  Krieg  -ohne  das 
säcb>.  Contiogcnt).    (Stenogr.  Bcr.  üb.  d.  Keichstagsverh.,  2.  Scss.,  1S7I,  II.  74). 

Die  drei  erwähnten  Umstände  erschweren  die  Benutzung  des  Staatscrcd.  bes. 
iu  Deutschland,  zumal  in  Preusaen,  vollends  vor  den  Ereignissen  von  Istlfi  und 
1870.    Die  schwierige  geograph.  Lage  in  Mitten  des  Welttheils,  dio  auch  jetzt  noch 
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bchlochten  Grenzen  gegen  die  Schweiz  u.  Holland,  gegen  Oesterreich  u.  Kussland  oder 
Polen  üben  dauernd  einen  ungunstigen  Einflass  aus. 

Die  Summen,  um  welche  es  sich  in  neueren  Kriegen  von  Grossstaaten  binnen 
kurzer  Wochen  und  Monate  handelt,  übersteigen  bei  Weitem  Alles,  was  sonst  im 
Haushalt  des  Staats  oder  anderer  grosser  Einzelwirtschaften,  z.  B.  für  Eisenbahnzwecke, 
in  ähnlich  kurzer  Zeit  an  grossen  Ausgaben  noch  vorkommt. 

Die  durchschn.  tägliche  Ausgabe  ftir  Heer  u.  Flotte  stieg  in  den  Verein. 
Staaten  1865  auf  aber  3  Hill  D.,  die  laufende  Extraausgabe  für  den  Krieg  von 
1870  —  71  (Uber  die  gewöhnl.  militär.  Ausgabe  hinaus)  betrug  für  Norddeutsch- 
land  täglich  weit  Uber  1  Mill.  Thlr.  —  Förmlich  experimentell  lassen  sich  die 
preuss. -deutschen  Erfahrungen  von  1866  und  mehr  noch  von  1870  —  71  für  die 
Tbeorio  verwerthen.  Der  urplötzliche  Kriegsausbruch  im  Juli  1870,  die  Erfordernisse 
der  Mobilmachung  einer  riesigen  Armee  und  deren  Sendung  an  die  ferne  West  grenze, 
die  eigentümlichen  geographischen  Verhältnisse  Deutschlands  belehren  vortrefflich 
Uber  das,  was  hier  auch  in  finanzieller  Hinsicht  uothwendig  ist.  Ich  darf 
deshalb  hier  wohl  speciell  auf  meine  eingehende,  quellenmäßige  Bearbeitung  des 
deutschen  Kriegsfinanzwesens  in  1870  —  71  im  Holtzendorfi'schen  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
III,  S.  65—166,  verweisen,  bes.  S.  68  ff.,  120  ff.,  152  ff. 

Erweist  sieb  nun  die  Benutzung  des  Staatscredite  gerade  für 
diesen  Zweck,  ftir  die  Deckung  plötzlicher  grosser  Kriegs- 
ausgaben immer  als  zulänglich?  Diese  Frage  ist  durchaus  nicht 
mit  Sicherheit  für  alle  Fälle  zu  bejahen,  vollends  nicht  in  Staaten, 
wo  die  im  Vorigen  erwähnten  Umstände  erschwerend  einwirken. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  24,  26.  Das  hier  im  Jahre  1803  über  Frankreich 
Gesagte  hat  im  Kriege  von  1870  seine  Bestätigung  gefunden. 

Absolut  unmöglich  ist  freilich  wohl  die  (freiwillige)  Anleihe  zur  Beschaffung 
kleiner  Summen  nicht  leicht  für  einen  Staat,  wohl  aber  öfters  zur  Beschaffung 
grosser  Summen,  zumal  wenn  letztere  in  bedeutenden  Betrügen  rasch  auf  ein- 
mal uothwendig  zusammen  kommen  müssen.  Mit  Einzahlungstormineu ,  welche  sich 
aber  lange  Zeiträume  erstrecken,  reicht  man  nicht  aus.  Durch  Gewährung  wesentlich 
gunstigerer  Bedingungen,  also  bei  einer  Emission  einer  Anleihe  zu  viel  niedrigcrem 
als  dem  üblichen  Curse  oder  zu  viel  höherem  Zinsfussc,  kann  man  zwar  in  der  Regel 
grössere  Summen  eher  beschallen.  Aber  auch  diese  Regel  hat  ihre  Ausnahmen. 
^Ein  interessantes  und  lehrreiches  Beispiel  liefert  die  Österreich  Steucranleihe 
von  1861,  die  bei  einem  Betrage  von  bloss  30  Mill.  Gulden  in  Friedenszeit,  aber 
mitten  in  einer  der  schwersten  inneren  Verfassungskrisen  [vor  der  Schmerling'schcn 
Febniarverfassung]  nur  mit  grösster  Mühe  und  unter  den  härtesten  Bedingungen 
[5%.  Curs  88,  ruckzahlbar  al  pari  zu  je  ein  Fünftel  schon  in  1—5  Jahren,  reeller 
Zinsfuss  an  9°/0!]  »«  Staude  kam.   S.  A.  Wagner  in  Uns.  Zeit  1863,  S.  149.). 

Die  Bedingungen  der  Creditcrlangung  können  ferner  in  solchem  Falle  so  un- 
günstig für  den  Staat  als  Schuldner  werden,  dass  es  auch  aus  diesem  Grunde  grosse 
Bedenken  hat.  bloss  auf  den  Staatscredit  angewiesen  zu  sein.  Der  Staat  ist  dann 
der  Ausbeutung  durch  die  Creditgcber  vollständig  preisgegeben.  Die  Anleihe,  selbst 
wenn  sie  im  erforderlichen  Betrage  wirklich  die  Deckungsmittel  liefert,  —  und  gerade 
recht  in  diesem  Falle,  —  kommt  so  theuer,  dass  andere  Hilfsquellen  dringend  in 
Erwagunp;  zu  ziehen  sind.  Vollends  in  der  Zwangslage  eines  Staats,  welcher  unmittel- 
bar vor  und  nach  der  Kriegserklärung  aus  den  vorerwähnten  Gründen  durchaus  flüssiger 
Geldmittel  bedarf,  wird  eine  Anleine  meistens  nur  mit  grossen  Opfern  zu  Stande 
kommen.  Man  denke  z.  B.  an  die  erste  Kriegsanleihe  des  Morddeutschen  Bundes  im 
Jahre  JN70.  die  doch  erst  fast  14  Tage  nach  der  Kriegserklärung  aufgelegt  wurde, 
beim  Curse  von  SS  (5°/uig)  nur  zu  weniger  als  zwei  Drittel  trotz  alles  Patriotismus 
zu  Stand««  kam,  —  am  3.  u.  4.  Aug.,  allerdings  2  Tage  vor  Weissenburg!  S.  Wagner 
im  Jahrb.  III.  69  —  71.  Zu  welchem  Curse  hätte  Geld  beschafft  werden  müssen  ohne 
Vorhandensein  des  preussischen  Schatzes,  also  etwa  Mitte  Juli!  Die  5°/0igen  preuss. 
Papiere  waren  vom  5.  bis  19.  Juli  von  102'/,  auf  87,  die  4V,7«igen  von  94  auf  77»/4 
gewichen,  mutmasslich  aber  um  viele  Proccnte  mehr,  wenn  gleich  damals  die  neue 
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Auleibe  aufgelegt  wordeu  wäre.  In  welche  peinliche  Verlegenheit  kam  Oesterreich 
jungst  bei  der  Beschallung  des  kleinen  Extrabedarfs  für  die  Durchfuhrung  der  bosnischen 
Occupatiou!  Bis  zum  Plane,  eine  hypothekarische  Schuld  auf  die  grossen,  im  Bau 
befindlichen  Staatsgebäude  auf  dem  Wiener  Glacis  aufzunehmen!  Der  Umstand,  dass 
die  Abhängigkeit  der  militärischen  Leistungsfähigkeit  des  Staats  von  der 
Verfügung  Uber  bestimmte  grosse  Summen  Geld  innerhalb  gewisser 
kurzer  Zeit  bekannt  Ut,  wirkt  ubcrmals  nur  ungünstig  auf  den  Staatscredit  ein  und 
verschlechtert  dio  Bedingungen,  unter  denen  wenigstens  die  Anleihe  zur  Deckung  des 
ersten  Bedarfs  aufgenommen  werden  muss,  wiederum. 

Demgemäss  ist  es  als  Grundsatz  richtiger  Finanz- 
politik hinzustellen,  dass  der  Staat  rechtzeitig  im  Frieden 
Vorkehrungen  treffen  muss,  um  in  dem  immerhin  möglichen 
Falle,  dass  eine  Anleihe  im  erforderlichen  Umfange  gar  nicht  oder 
nicht  schnell  genug  zu  Stande  kommt,  und  in  dem  oftmaligen  wirk- 
lichen Falle,  dass  die  Bedingungen  der  Anleihe  im  Augenblicke 
ausserordentlich  ungünstig  sind,  nicht  durchaus  auf  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  angewiesen  zu  sein. 

Die  Vorkehrungen,  welche  zu  diesem  Zwecke  zu  ergreifen 
sind,  sind  die  Anlage  eines  Staatsschatzes  (Kriegsschatzes) 
und  die  Einrichtung  eines  Systems  von  Extra-  (Kriegs-)steuern. 

§.  75.  Die  Anlage  eines  Staats-Kriegsschatzes,  d.  h.  die 
Bereithaltung  eines  grösseren  Betrags  haaren  (gemünzten)  Geldes 
dient  zur  Deckung  der  ersten  grossen  Ausgaben  vor  und 
im  Beginn  eines  Kriegs.  In  früheren  Zeiten,  bei  geringer 
Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  und  bei  dem  Mangel  an  Credit,  galt 
das  Sammeln  eines  Staatsschatzes  fUr  eine  wesentliche  Massregel 
der  Staatsklugheit.  Unter  den  heutigen  Verhältnissen  der  modernen 
Staaten  hat  die  Praxis  meistens  auf  Staatsschätze  verzichtet  und 
die  Theorie  sie  in  der  Regel  kurzweg  verworfen. 

Für  den  Staatsschatz  Hume,  8.  Versuch,  Gönner,  Notwendigkeit  eines 
Staatsschatzes,  staatswiss.  u.  jurid.  erwogen,  Landshut  1805  (in  d.  Werk  Uber  Staats- 
schulden §.  43  nimmt  G.  diese  Ansicht  zurück).  Ancillon,  Geist  der  Staatsver- 
fassung, S.  297,  mit  Rücksicht  auf  Friedrich  IL  —  Geuovcsi  II,  77  folgt  Hume, 
schliesst  jedoch,  es  komme  auf  die  Verfassung  u.  auf  d.  Handelsreichthum  an.  Für 
den  Schatz  auch  Struensee,  Schmalz,  Encycl.  §.  Sil.  Jacob  I,  §.  731  tf. 
sncht  zu  zeigen,  dass  Schätze  nur  da  nöthig  seien,  wo  wenig  Geldumlauf,  wenig  grosse 
Kapitale  und  wenig  Credit  zu  finden.  —  Vgl.  A.  Smith,  III,  355.  —  v.  Sonnen- 
fels, Grunds.  HI,  §.  190  —  195.  —  Lötz,  III,  424.  —  Mac  Culloch,  taxation 
S.  396  (Kau).  —  Gegen  den  Staatsschatz  auch  Malchus  I,  §.  81,  Kau  in  d.  früheren 
Aufl.  d.  Finanzwissenschaft  §.  464,  z.  Th.  aus  deu  hier  im  Text  widerlegten  Gründen, 
ferner  Dietzel  S.  157.  Umpfenbach  §.  192,  Stein  1.  A.  S.  475,  4.  A.  I,  252, 
Bergius  S.  415  lf.,  die  sämmtlich  den  wesentlichen  Punct  nicht  erkennen.  —  Hinweis 
auf  die  bedingte  Rechtfertigung  und  dio  Einseitigkeit  der  abstracton  Theorie  in  dieser 
Frage  bei  A.  Wagner.  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  23,  Art  Staatssch.  Staats- 
wörterb.  X.  19.  Durchaus  der  richtige  Standpunct  bei  Hermann,  staatswirtlischaftliche 
Untersuchungen ,  2.  Aufl..  S.  228,  wo  besonders  auch  die  Bedeutung  des  Staatsschatzes 
als  eines  Sicherungsmittels  gegen  übermässiges  Sinken  aller  Curse  von  Werthpapieren 
und  der  dem  gemäße  volkswirthsch.  Nutzen  eines  solchen  Schatze.*  richtig  hervor* 
gehoben  wird.    Die  Frage  vom  Staatsschätze  gehört  zu  den  vielen  practischen  Fragen 
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unseres  Fachs,  in  denen  nach  einer  einseitigen  abstracteu  aprioristischen  Theorie  unter 
jedem  Absehen  von  den  That-achen  und  unter  Verzicht  auf  irgendwelche  objccüve 
Prüfung  entschieden  und  die  absolute  Verwerfung  des  Staatsschatzes  abgeleitet  wird. 
Nachdem  dieser  Standpunct  in  solchen  Fragen  wenigstens  von  den  wissenschaftlichen 
Vertretern  der  deutschen  Nationalökonomie  ziemlich  Uberwunden  ist,  hält  ihn  um  so 
mehr  noch  der  Journalismus  und  die  Geschäftswelt  fest.  Bei  der  Verwerfung  des 
Staatsschutzes  denkt  mau  meistens  an  die  Schatze  barbarischer  Herrscher  oder  Staaten 
der  alten  Welt:  die  (»runde,  welche  für  solche  Schätze  sprechen,  treffen  in  den 
civilisirten  Staaten  freilich  meist  nicht  mehr  zu.  Mit  diesen  GrUudcn  widerlegt  man 
aber  den  Nutzen  eines  Staatsschatzes  eines  modernen  Staats  nicht.  Es  ist  deshalb 
die  Art  und  Weise  schwer  begreiflich,  wie  Stein  die  Frage  des  Staatsschatzes  noch 
glaubt  abmachen  zu  können.  Kr  sagt  darüber  3.  Aufl.  d.  Finanzwiss.  S.  103:  „Das 
Bedürfnis*  nach  einem  solchen  Schatze  ist  mit  dem  Creditwesen  der  netteren  Zeit 
verschwunden  (??),  die  UebeLtändc  der  Entziehung  von  Geld  aus  dem  Umlaufe  und 
der  Ziuslusigkcit  desselben  jedoch  nicht;  gewiss  ist,  dass  der  Schatz  nur  aus  Uebcr- 
schüssen  entstehen  kann,  und  sein  Vorhandensein  daher  nur  beweist,  dass  man  diese  uiebt 
rationell  zu  verwalten  versteht  (sie!!).  .  .  .  Die  ganze  Frage  kann  in  unserer  Zeit 
als  beseitigt  angesehen  werden."  Und  in  der  Anmerk.  S.  194:  „Was  Wagner 
bei  Kau  mit  seiner  Verteidigung  des  Staatsschatzes  will,  ist  nicht  recht  abzusehen  (V); 
hätte  ihn  doch  Jacob  I,  331  (falsch  citirt  f.  I,  §.  728,  731  ff.)  lehren  müssen,  wie 
wesentlich  sich  in  unserem  Jahrhundert  die  Auffassung  Uber  die  historische  Bedeutuug 
der  Sache  geändert  hat."  Nach  dieser  Probe  von  Stein's  Fähigkeit,  die  Ansichten 
anders  Denkender  zu  verstehen,  wird  meine  Bemerkung  oben  wohl  nicht  als  ungerecht- 
fertigt erscheinen.  Uebrigeus  hat  Jacob  in  §.  731  die  richtigen  Gcsiehispunctc  her- 
vorgehoben, täuscht  sich  aber  in  §.  733.  dass  ein  Staat  in  einem  kapitalreichen  Volke, 
der  unbedingt  Credit  besitze,  sich  „die  prompten  Mittel  zur  Führung  eines  Kriegs" 
ohne  Schatz  sicher  verschallen  könne.  Jacob 's  Auffassung  ist  viel  gründlicher  als 
die  Stciu'schc.  In  d.  4.  A.  I,  252  macht  dann  Stein  doch  das  Zugeständnis»,  dass 
die  Voraussichtlichkeit  drohender  Kriege  den  Werth  eines  Staatsschatzes  so  hoch 
steigern  könne,  dass  die  Vortheile  die  Nachtheile  Uberwiegen.  — 

In  neuerer  und  in  neuester  Zeit  hält  man  bes.  nur  in  Preusscn  und  jetzt  im 
Deutschen  Reiche  an  dem  Staatsschatzsystem  seit  Friedrich  Wilhelm  L  fest:  vgl. 
Uber  d.  Geschichtliche  bes.  Riedel,  brandenb.  preuss.  Staatshaush.  passim,  bes. 
S.  72,  SO,  120  IT..  ISO.  2.11»,  wo  manche  Berichtigungen  früherer  irrthüiul.  (meist  zu 
hoher)  Zahlen.  Betrag  1740  8  7,  17s6  55  2  (incl.  viel  leichtes  Geld),  neuerdings 
meist  20  —  30  Mill.  Thlr.,  wenn  nicht  gerade  grössere  Ausgaben  daraus  bestritten. 
Nach  h.-Ü.  v.  17.  Jan.  1820  und  17.  Juni  1820  Hussen  dem  Staatsschatz  Verwaltungs- 
überschüsse, Rest  und  zufällige  Einnahmen  aus  d.  Erlös  bei  Veräusserungcn  oder 
Vererbpachtung  solcher  Besitzungen  und  Anlagen  des  Staats,  die  nicht  Domänen  sind 
(z.  B.  Hütten-,  Gruben,  Salzwerke  u.  s.  w.,  Militärgebäude  u.  s.  w.^>,  gewisse  niebt- 
domauiale  Ablösungsgelder,  gewisse  zurückzuzahlende  Darlehen  u.  s.  w.  zu.  Hiernach 
war  das  Anwachsen  des  Staatsschatzes  unbegrenzt,  —  der  hauptsächliche,  aber 
wesentlich  nur  formelle  Uebelstand  der  ganzen  Einrichtung.  Der  Streit  zwischen 
Regierung  und  Kammer  drehte  sich  bes.  um  diesen  Punct;  es  erfolgte  das  Compromiss 
im  Gesotz  v.  28.  Sept.  1SWS,  worin  der  Staatsschatz  als  feste  Staatseinrichtuug  mit 
Recht  beibehalten,  aus  der  Kriegsentschädigung  vorweg  mit  27  3  Mill.  Thlr.  dotirt. 
aber  in  §.  2  bestimmt  wurde,  dass  die  dem  Staatsschatze  nach  der  K.-O.  r.  1S20 
u.  1820  „übereigneten  Einnahmen,  sobald  die  baaren  Bestände  desselben  durch  fernere 
Einziehungen  über  30  Mill.  Thlr.  erhöht  werden  wurden,  den  allgemeinen  Staatsfonds 
als  Einnahmen"  ....  zufliessen.  Ueber  d.  Verwalt.  s.  Rönne.  Staatsrecht,  3.  Aufl. 
II,  1,  S.  73;  vgl.  auch  Richter,  preuss.  Staatssch.  passim  und  Bergius,  Finanzwiss. 
bes.  S.  415  —  422.  Die  Institution  hat  sich  von  Neuem  1S06  und  1870  vortrefflich 
bewährt,  wie  so  manche  preussische  (und  englische',  die  vor  der  abstracten  Theorie 
keine  Gnade  landen.  Sie  steht  mit  dem  preuss.  Wehrsystem  in  engem  Zusammenhange, 
nicht  minder  mit  der  geographischen  Lage  des  Landes.  Vgl.  über  den  Nutzen  de* 
preuss.  Staatsschatzes  in  1870  meinen  Aufs.  Rcichsfiuanzwesen  im  HoItzendortTschen 
Jahrb.  III,  07  ff.,  152  ff.,  und  die  dortigen  Daten  aus  den  Reichstagsvcrhandlungen. 
Fürst  Bismarck  äusserte  sich  dahin:  „Ich  will  bloss  die  eine  Thatsache  hervorheben, 
dass,  wenn  wir  einen  Staatsschatz  nicht  gehabt  hätten,  wir  positiv  nicht  im  Stande 
gewesen  wären,  die  paar  Tair«  zu  gewinnen,  welche  hinreichten,  das  gesammte  linke 
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Rheinufer,  das  baicriscbc  wie  das  preuasiscbe,  vor  der  französischen  Invasion  zu 
schauen.  Hätten  wir  den  Staatsschatz  nicht  gehabt,  so  fing  der  Krieg  am  Rhein 
an**  u.  s.  w.  —  Mit  vollem  Recht  hat  es  daher  die  Reichsregierung  durchgesetzt, 
dass  der  ehemalige  preuss.  Staatsschatz  zu  einem  Rcichskriegsschatz  gemacht 
wurde  (Rcichsges.  v.  11.  Nor.  1871).  S.  darüber  meinen  Aufs.  S.  108,  152  II. 
Kr  ist  auf  120  Mill.  Mark  iii  (iold  fixirt,  aus  der  französ.  Contribntion  dotirt,  ge- 
setzlich nur  zu  Ausgaben  für  die  Zwecke  der  Mobilmachung  verwendbar  mittelst  kais. 
Anordnung  unter  vorgängig  oder  nachträglich  (s.  über  diesen  Streitpunct  meinen 
Aufs.  S.  155)  einzuholender  Zustimmung  des  Bundesraths  und  des  Reichstags.  Diu 
Einwände  im  Reichstag  waren  ausser  politischen  die  gewöhnlichen  privatwirthschaft- 
lichen,  die  im  Text  wiedcrlegt  werden.  Der  mitunter  (auch  1871)  gemachte  Vor- 
schlag, den  Schatz  verzinslich  anzulegen,  wird  durch  den  Zweck  der  Institution  ver- 
boten. Die  plötzliche  Küudiguug  der  (iclder  würde  auch  eine  Creditkrise  beim  Kriegs- 
ausbruch noch  steigern,  s.  A.  Wagner,  Zcttolb.  polit.  S.  MO,  Jahrb.  S.  153  IC 

Die  gegen  den  Staatsschatz  angeführten  Gründe  sind  nicht 
durchweg  stichhaltig  oder  werden  durch  andere  überwogen: 

Man  sagt  zunächst,  ein  Staatsschatz  sei  uunöthig,  weil 
man  sich  in  Nothfällen  durch  Anleihen  helfen  könne. 
Nach  den  Erörterungen  im  Vorhergehenden  ist  diese  Behauptung 
auf  Grund  der  Erfahrung  aber  gar  sehr  der  Einschränkung  be- 
dürftig. Vielmehr  erscheint  danach  der  Staatsschatz  bedingt  fast 
überall  auch  jetzt  noch,  wenn  ein  Staat  nicht  etwa  ganz  ausser- 
ordentlich durch  seine  Lage  gesichert  ist,  —  selbst  England  kann 
wohl  mehr  wegen  seiner  geschützten  insularen  Lage,  als  wegen 
seines  Kapitalreichthums  auf  einen  Staatsschatz  verzichten  — 
unbedingt  aber  in  Staaten  der  oben  geschilderten  Art  gerecht- 
fertigt.   Er  ist  hier  ein  wichtiges  Mittel  der  Sicherheit. 

Man  sagt  ferner,  das  „Todtliegen"  grosser  Geld- 
summen, die  Zinsverluste  u.  s.  w.  seien  ein  nachtheiliger 
volks wirthschaftlicher  Verlust,  der  zudem  eine  Belastung 
der  meistens  ärmeren  Gegenwart  zu  Gunsten  der  reicheren  Zukunft 
in  sich  schliesse.  Die  Bereithaltung  eines  Staatsschatzes  ist  jedoch 
eine  Maassregel,  wie  sie  im  Staatshausbalte  und  in  der  Privat- 
wirtschaft zur  regelmässigen  Führung  der  Wirthschaft  mehrfach 
unvermeidlich  sind,  z.  B.  wie  die  Anlegung  von  Waffenvorräthen, 
Zeughäusern,  Arsenalen,  Schiffen,  Festungen  u.  s.  w.  und  wie  über- 
haupt von  Reservefonds  (in  Geld  oder  in  Sackgütern  für  einen 
concreten  Zweck),  welche  bereit  gehalten  werden  für  einen  mög- 
licher Weise,  stets  aber  ungewiss  wann  eintretenden  Fall. 

8.  die  sehr  tretf.  Bemerkungen  von  Hermann  S.  226,  der  „Vorräthc,  die 
nun  dem  gegenwärtigen  Verbrauch  entzieht,  um  sich  die  Art  ihrer  Verwendung  zu 
wahren,  für  Fälle  uuvorherzusehenden  Bedarfs  oder  um  später  in  beliebiger  Webe 
frei  darüber  zu  verfügen",  auch  nicht  zu  den  todten  Kapitalien  rechnet.  —  U'agncr, 
(irundL,  §.  27,  Anin.  3.  —  Solche  Reservefonds  haben  eine  bestimmte  wirt- 
schaftliche Function:  si«  gewähren  die  Sicherheit  regelmassiger  Führung  der 
betreuenden  Geschäfte.    Man  kann  sie  daher  auch  nicht  als  todt  oder  müssig 
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liegeud  bezeichnen.  Ihre  Nutzungen  sind  nur  anderer  Art  als  die  vieler  anderer 
Guter.  Vom  Staatsschatz  speciell  gilt  dasselbe,  auch  für  die  Zeit,  wo  er  ruhig  bereit 
liegt.  Sein  Nutzen  besteht  in  der  Gewähr  grösserer  Sicherheit  für  den  Staat  und  für 
die  Volkswirtschaft.  Wenn  den  Leistungen  des  Staats  auch  im  Gebiete  des  Rechts- 
schutzes nach  Innen  und  Aussen,  wie  von  den  Neueren  mit  Recht,  volkswirtschaft- 
liche Productivität  zuerkannt  wird,  so  ist  sie  auch  einem  Staatsschatze  von 
richtiger  Höhe,  der  die  Vornahme  jener  Leistungen  mit  verbürgt,  nicht 
abzusprechen.  Die  unmittelbaren  Zinsverluste  sind  der  meistens  nicht  sehr  hohe 
Preis,  um  welchen  der  Staat  dio  wcrthvolle  Gewissheit,  stets  über  die  nölhigen  Geld- 
mittel beim  Ausbruche  eines  Kriegs  zu  verfügen,  bezahlt.  Bei  einer  massigen  Höhe 
des  Staatsschatzes,  die  allein  in  Frage  kommt,  sind  jene  Zinsverluste  auch  für  die 
Finanzen  erträglich  und  werden  unmittelbar  durch  die  erheblichen  Cursgcwinnste  bei 
Kriegsanleihen  mehr  oder  weniger  aufgewogen.  Rechnungsmassig  würde  es  sich 
rechtfertigen  lassen,  die  jährlichen  Zinskosten  des  Schatzes,  also  in  Deutschland  jetzt 
etwa  4u/0<  zu  den  Staatsausgaben,  speciell  zum  Militäretat  zu  setzen.  In  den  ohne 
Krieg  bisher  verflossenen  1 1  Jahren  also  bei  uns  c.  52*8  Mill.  M.  Aber  dieselbe 
Forderung  könnte  eigentlich  auch  für  die  Anrechnung  von  Zinsen  auf  den  Kosten- 
aufwand für  Arsenale,  Festungen  u.  s.  w.  gestellt  werden. 

Man  wendet  weiter  ein,  mit  Hülfe  eines  Staats- 
schatzes erreiche  man  doch  nicht  den  beabsichtigten 
Zweck.  Es  handle  sich  bei  modernen  Kriegen  um  so  grosse 
Summen,  dass  man  sie  nicht  in  einem  Schatze  aufsammeln  könne, 
sonst  wäre  der  Zinsverlust  ganz  unerträglich.  Ein  kleiner  Staats- 
schatz aber  sei  gleich  erschöpft  und  ohne  irgend  erhebliche, 
practische  Bedeutung.  Man  müsse  also  doch  sofort  wieder  auf 
den  Staatscredit  zurückkommen.  Diese  Beweisführung  verfehlt 
das  Ziel,  weil  sie  dem  Staatsschatze  eine  falsche  Aufgabe  stellt. 

Es  handelt  sich  beim  Staatsschatze  nicht  um  Geldsummen ,  mit  denen  ein  längerer 
grosser  Krieg  eines  Grossstaats  gefuhrt  werden  kann,  nicht  um  2—3—400  Mill.  Thlr. 
und  mehr.  Von  der  Ansammlung  und  Bereithaltung  eines  solchen  Betrags  kann  für 
längere  Zeit  nicht  die  Rede  sein.  Die  Function  des  Staatsschatzes  ist  aber 
auch  eine  ganz  andere:  der  Staatsschatz  soll  nur  die  Mittel  dazu  gewähren,  dass 
der  Staat ,  welcher  plötzlich  in  einen  Krieg  verwickelt  wird ,  mit  unbedingter 
Sicherheit  sich  in  kürzester  Zeit  schlagfertig  machen  kann,  ohne  sofort 
unter  den  drückendsten  Bedingungen  mit  Anleihen  an  den  Geldmarkt  kommen  zu 
müssen  und  dabei  gleichwohl  nicht  des  Erfolgs  sieber  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
genügt  aber  ein  Staatsschatz  von  m&ssigor  Höhe,  selbst  in  einem  Staate  mit 
ungünstiger  geographischer  Lage,  schlechten  Grenzen  und  mit  Landwehrsystem.  Die 
Zinsverluste  bei  einem  solchen  Schatze  fallen  daher  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  und 
werden  durch  die  besseren  Anleihecurse  um  so  leichter  gut  gemacht. 

Mit  diesem  Einwände  opponirten  früher  Börsenblätter  gern  gegen  den  Staats- 
schatz, jetzt  noch  L.  Stein.  In  unruhigen  Zeiten,  wie  den  jetzigen,  wo  der  Schatz 
nur  kurze  Zeit  unbenutzt  liegt,  kann  der  finanzielle  Gewinn  am  Curs  vollends  leicht 
den  Zinsverlust  übersteigen.  Von  E.  1866  bis  Sommer  1S70  gingen  am  preuss.  Schatz 
5 — 6  Mill.  Thlr.  Zins  verloren.  Diese  Summe  möchte  reichlich  an  besseren  Cursen 
im  Juli  und  Aug.  1870  wieder  gewonnen  sein.  Daneben  der  von  Hermann  hervor- 
gehobene Vortheil,  dass  der  allgemeine  Cursdruck  geringer  wird.  Die  Last  des 
Schatzes  wio  des  Heeres  trug  Preussen  bisher  allein,  der  Vortheil  kam  auch  hier  dem 
übrigen  Deutschland  mit  zu  Gute. 

Man  erhebt  endlich  politische  Bedenken  gegen  den 
Staatsschatz:  er  mache  die  Regierung  unabhängiger  von  der 
Volksvertretung,  die  Controle  schwerer,  erhöhe  die  Gefahr  unnützer 
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Kriege  oder  sonstiger  unnöthiger  Aasgaben.  Diese  Bedenken  sind 
kaum  irgendwie  haltbar. 

Es  inuss  traurig  um  die  Macht  einer  Volksvertretung  und  um  die  Gewissen- 
haftigkeit einer  Regierung  bestellt  sein,  wenn  ein  Staatsschatz  in  dieser  Hinsicht  Be- 
fürchtungen erwecken  könnte.  Dann  würde  eine  Regierung  auch  ohne  ihn  unabhängig 
und  eine  Volksvertretung  bedeutungslos  genug  sein.  Der  practische  Nutzen  eines 
Staatsschatzes  für  die  politische  Sicherheit  und  Macht  oines  Staates  fällt  umgekehrt 
schwer  ins  Gewicht  Indem  man  die  Zwecke  der  Verwendung  des  Staatsschatzes 
gesetzlich  feststellt,  z.  B.  auf  den  Fall  der  Mobilmachung  des  Heers  beschränkt, 
werden  auch  die  letzten  politischen  Bedenken  hinfällig.  (Reichsges.  v.  1 1.  Novcmb.  1871, 
S$.  2.    Der  Schatz  heisst  auch  amtlich  jetzt  Reichskriegsschatz.) 

Die  erste  Begründung  oder  die  Wiederanfüllung  des 
Staatsschatzes  erfolgt  dem  Zweck  der  Einrichtung  gemäss  oft  am 
Besten  durch  Aufnahme  einer  Anleihe,  wenn  nicht  ausserordentliche 
Mittel,  wie  Kriegsentschädigungen  vom  Feinde,  zur  Verfügung 
stehen.  Auch  die  Yeräusserung  von  Staatscigenthum  kann  in 
Frage  kommen.  Wird  dann  noch  eine  weitere  Erhöhung  Uber  den 
hierdurch  erreichten  (Minimal-)  Betrag  für  nothwendig  gefunden, 
so  kann  diese  aus  kleinen  Ueberschüssen  der  laufenden  Einnahmen 
geschehen.  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Verwen- 
dungszwecke des  Staatsschatzes  empfiehlt  sich  auch  aus  dem 
rein -finanziellen  Gesichtspuncte. 

Gen.  Bcichsgcs  §.  1  u.  2.  Bei  eingetretener  Verminderung  soll  der  Schatz  bis 
zur  Wiederherstellung  der  Summe  von  40  Mill.  Thlr.  „aus  anderen  als  den  im  Reicbs- 
haushaltsetat  aufgeführten  Bezugsquellen  flicssenden  Einnahmen  des  Reichs  und  im 
Ucbrigen  nach  der  darüber  im  Reichshaushaltsetat  zu  treffenden  Bestimmung  ergänzt" 
werden.   S.  Jahrb.  d.  D.  Reichs  III,  155. 

§.  76.  —  2.  Die  rechtzeitige  Organisation  eines  Systems 
grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  oder  richtig  repar- 
tirter  Zwangs  an  leihen  ist  die  zweite  Vorkehrung,  welche  für 
Staatsnothfälle  getroffen  werden  muss. 

Auf  diesen  Ponct  hat  mich  schon  vor  längerer  Zeit  Holforich  mit  Recht 
aufmerksam  gemacht,  9.  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  Kritik  der  österr.  Bancozettelper. 
Tüb.  Ztschr.  ISG3,  S.  402.  Auf  die  wesentl.  Lücke  in  unserer  modernen  Finanz- 
wirthschaft,  welche  weder  das  bestehende  Besteuerungs-  noch  das  Anleihesystem  aus- 
füllt, sondern  derentwegen  es  eines  Schatzes  und  eines  Systems  von  Kriegssteuern  bedarf, 
bin  ich  namentlich  durch  die  Studien  über  Papiergeld wirthschaft  hingeführt  worden. 
Ebcnd.  S.  400.  Stein  scheint  es  anders  gegangen  zu  sein.  Er  spöttelt  Uber  den 
Ausdruck  „Eitrasteuern":  „was  für  ein  Ding  ist  denn  für  die  Finanzwissenschaft 
eine  Exstrasteuer'.'"  I,  6S.  Wenn  er  diesen  einfachen  und  klaren  Begriff  nicht  ver- 
steht, so  ist  ihm  durch  Erläuterungen  nicht  zu  helfen.  S.  jetzt  auch  meine  Abb. 
direkte  Steuern  in  Schönberg's  Handb.  II,  271  u.  Fin.  II,  §.  306  ff.  über  die  „finanz- 
polit.  Steuerprincipicn". 

Durch  eine  solche  Einrichtung  wird  der  Staat  auch  im 
weiteren  Verlaufe  eines  Kriegs  mehr  gesichert  für  den  Fall 
der  Unzulänglichkeit  einer  Benutzung  des  Staatscredits.  Damit 
wird  aber  auch  ein  practisch  ausreichendes  Mittel  geschaffen, 

X.  Waifnor.  Fin»n*wb*cii*rluft.   I.  3.  Aufl.  12 
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durch  das  die  Aufnahme  von  Staatsschulden  in  den  Fällen,  wo  sie 
nach  dem  Früheren  besser  unterbleibt,  eher  entbehrlich  gemacht 
wird,  ohne  dass  der  Staat  die  Möglichkeit  der  Deckung  für  seine 
einmal  unvermeidlichen  Ausgaben  verliert.  Die  gewöhnlichen 
Steuern  reichen  für  den  fraglichen  Zweck  nicht  aus.  Der  Ertrag 
solcher  Extrasteuern  oder  Zwangsanleihen  kann  nötigenfalls  selbst 
ohne  wesentliche  Gefahr  durch  die  zeitweilige  Ausgabe  von 
Papiergeld  (ohne  Zwangscurs)  anticipirt  werden,  denn  es  besteht 
alsdann  die  Sicherheit,  dass  dieses  Papiergeld  alsbald  wieder  ein- 
gezogen wird. 

Selbst  Oesterreich  hat  ungefährdet  die  lomb. - venetian.  Zwaugsaulcihcn 
durch  Papiergeld  (Vaglicn)  antiapirt:  so  1  sr>!»  Ausgabe  u.  schon  1SG0  Einziehung  v. 
7*28  Mill.  fl.  Papiergeld,  s.  Iiis.  Zeit  lSü:i,  S.  27. 

Zwangsanleihcn  fallen  wenigstens  in  der  hier  in  Betracht  kommenden  Beziehung 
wesentlich  unter  den  Gesichtspunct  der  Besteuerung.  Sie  können  vor  eigentlichen 
Steuern  gerade  iu  Stantsnothfullen  den  Vorzug  verdienen,  weil  bei  ihnen  mancherlei 
sonst  unvermeidliche  Härten  eher  ausgeglichen  werden,  —  sofort,  durch  Weiterbe- 
gebung der  betreHendcn  Schuldtitel,  später,  durch  Rückzahlung  der  entnommenen 

Sil  (11  MICH. 

Die  Organisation  eines  solchen  Systems  von  grossen  Extra- 
steuern oder  Zwangsanleihen  muss  nothwendig  vorher  in  ruhiger 
Friedenszeit  erfolgen. 

Improvisircn  mitten  in  der  Zeit  des  Kriegs  und  des  unmittelbaren  Geldbedarfs 
lässt  sich  dergleichen  iu  ausreichender  Weise  gar  nicht  und  stets  alsdann  nur  mit 
grossen  (Jnvollkommenheitcu  und  Härten.  Die  Aufgabe  ist  hier  auf  finanziellem  Ge- 
biete eine  ähnliche,  wie  in  Betreff  der  Organisation  ausserordentlicher  militärischer 
H Ulfskräfte  im  Gebiete  des  Heerwesens.  Ein  Wchrsystcm  wie  das  heutige  deutsche 
erlangt  erst  sein  notwendiges  finanzielles  l'oinplement  und  darin  die  Garantie  seiner 
sicheren  Durchführbarkeit  mittelst  eines  Systems  von  Hülfsstcucrn  in  Kriegen  und 
anderen  Staatsuothlagcn. 

Ein  richtiger  Beginn  ist  auch  hier  das  namentlich  in  Preussen  uud  jetzt  im 
Deutschen  Reiche  ausgebildete  System  der  sogen.  Kriegslcistungcn.  zu  denen 
gewisse  Private  (wie  die  Pferdebesitzer)  und  namentlich  die  Selbstverwaltung«  - 
körper  (Kreise,  Gemeinden*  gesetzlich  dem  Staate  verpflichtet  sind.  Diese  Leistungen 
beschränken  sich  im  Wesentlichen  auf  NaturalJieforungcn  und  Leistungen.  Die 
nothwendige  Ergänzung  fehlt  aber  noch:  nemlich  die  Einrichtung  eines  Systems 
von  Extra- Geldsteuern,  wodurch  zugleich  das  System  des  Staatsschatzes  und  das  des 
Öffentlichen  Credits  richtig  ergänzt  werden.  Vgl.  die  preussischen  Bestimmungen 
nach  d  Ges.  v.  11.  Mai  1851  wegen  der  Kriejfsleistungen  und  deren  Vergütung  (ein- 
geführt im  Norddeutschen  Bunde  durch  Verordnung  vom  7.  Nov.  18t>7\  In  Zu- 
sammenhang damit  die  Verordnung  vom  24.  Febr.  1834  u.  Gesetz  v.  12.  Sept.  1855 
über  die  Hcrbcischaliüng  der  Pferde  durch  Landlieferungm.  Hier  wird  für  einen 
erheblichen  Theil  des  Kriegsbedarfs  (Brotmaterial,  Hafer,  Heu,  Stroh,  Naturalver- 
pflegung,  manche  Transportmittel,  Holz.  Pferde  u.  s.  w.)  dur«  h  eine  entsprechende 
Verpflichtung  der  Kreise  und  Gemeinden  gesorgt,  denen  nachträglich  eine  (freilich 
nicht  immer  genügende)  Entschädigung  von  Seiten  des  Staate  zu  Theil  wird.  Jetzt 
s.  nam.  d.  Gesetzgeb.  d.  D.  Reichs.  Ges.  vom  13.  Juni  1873  (mein  Aufs.  Rcichshn. 
im  Jahrb.  III,  SO  lt.,  220  ff.),  das  die  Hauptgrundsätze  des  preuss.  Hechts  hernber- 
nahm,  manche  Härten  derselben  beseitigte  (so  in  Betr.  der  P f c rdestellung,  eb. 
S.  223,  225).  Ueber  die  Verhältnisse  im  Frieden,  s.  Ges.  d.  Nordd.  B.  v.  25.  Juni  IW> 
über  (Juartierleistung  u.  bes.  zum  Vergleich  das  Ges.  über  d.  Naturalleistungen  f.  d. 
bewaffnete  Macht  im  Frieden  v.  13.  Febr.  1875.    Diese  Gesetzgebung,  bes.  d.  Ges. 
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r.  1S73,  ist  auch  ein  intcress.  Beitrag  zur  principicll  rieht.  Bebandl.  de*  Privateigen- 
tums aus  dem  Gcsichtspuncte  des  öffentlichen  Interesses,  s.  Jahrb.  Iii,  225, 
meine  Gründl.  I,  §.  286.  —  Corrcspondiren  muss  nur  ein  gerechtes,  auch  für  solche 
Zwecke  ausreichendes  Steuersystem  der  Kreise  u.  Gemeinden.  Die  Aufgabe,  durch 
Extrastcuern  die  Bedeckung  des  Staatsbedarfs  für  den  Krieg  sicher  zu  stellen,  wird 
überhaupt  wohl  mittelst  Decentralisation  der  Besteuerung  gelöst  werden  müssen.  S.  o. 
§.  45,  47. 

Unterbleiben  die  besprochenen  Vorkehrungen,  so  wird  besten 
Falles  schon  der  Staatscredit  in  einein  zu  masslosen  Um- 
fange für  die  Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben  in  Anspruch 
genommen.  Das  führt  nur  zu  leicht  in  die  reine  Deficitwirthschaft 
hinüber.  Oftmals  wird  aber  die  Hülfe  des  Staats credits  ver- 
sagen.  Dann  muss  in  Ermangelung  anderer  Mittel  die  Ausgabe, 
von  welcher  vielleicht  das  Schicksal  eines  Staats  und  Volks  ab- 
hängt, unterbleiben.  Oder  aber  der  Staat  hilft  sieb,  so  lange  es 
geht  —  und  es  geht  stets  eine  geraume  Zeit  lang  —  durch  die 
Ausgabe  von  eigentlichem  Papiergelde,  d.  h.  uneinlösbarem, 
mit  dem  Zwangscurs  versehenem,  und  regelmässig  geht  daraus 
langer  andauernde  Papiergeld wirthschaft  mit  allen 
ihren  zerrüttenden  Folgen  hervor. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  27,  Staatswörterb.  X,  19,  Ber.  d.  volksw.  Congress. 
in  Hannover  1864,  S.  48  u.  die  Entgegnung  v.  Wolff,  worin  der  gerügte  abstracte 
Standpunct  in  äusserster  Naivctät  hervortritt.  —  Zu  diesem  verderblichen  Hülfsmittel 
ist  trotz  der  klarsten  Einsicht  in  dessen  Schädlichkeit  fast  jeder  neuere  Staat  in  an- 
dauernden schlimmen  Notlagen  gedrängt  worden:  so  fast  alle  beteiligten  Staaten 
in  den  grossen  französ.  Revolutionskriegen,  selbst  Grossbritannien.  Frankreich 
vermied  die  Papiergeld  wirthschaft  unter  Napoleon  I.  besonders  Dank  den  ungeheuren 
Contribotionen  u.  s.  w.  des  Auslands.  In  neuerer  Zeit  sei  nur  an  Oesterreich 
(seit  1848.  1855,  1859,  1860),  Russland  (seit  1854,  u.  von  Neuem  im  letzten  Türken- 
kriege 1878  ff'.),  Nordamerika  (seit  1802),  Italien  (seit  ISO«),  Frankreich 
(seit  1870)  erinnert. 

In  unserem  gerühmten  Zeitalter  der  volkswirtschaftlichen  Aufklärung  und  des 
Rechtsstaats  hilft  man  sich  also  wie  ehedem  mit  Verschlechterung  der  Währung,  d.  h. 
privatrechtlich  gesprochen  mit  Raub  und  Betrug  uud  uuglcichmässigster  Belastung  der 
Einzelnen  für  die  Staatszwecke,  nicht  weil  man  das  Mittel  billigt,  sondern  weil  es 
factisch  zunächst  allein  zum  Ziele  fuhrt.  Der  Grund  liegt  einfach  in  der  oft- 
maligen practischen  Unzulänglichkeit  des  Anleihesystems,  im  Mangel  eines  Staats- 
schatzes, der  am  Besten  über  die  ersten  finanziellen  Schwierigkeiten  beim  Ausbruch 
einer  Staatsnothlage.  insbesondere  eines  Kriegs,  hinweg  hilft,  und  in  der  Uugenügendheit 
der  bestehenden  Steuersysteme,  welche  bei  Weitem  nicht  elastisch  genug  sind , 
um  sich  plötzlichem  grosserem  Staatsbedarf  anzubequemen.  Dio  Sicherung  gegen  die 
Gefahr  der  Papiergeld  wirthschaft  ist  daher  nicht,  wie  man  wohl  gemeint  hat,  in  der 
Verbreitung  der  Einsicht  in  die  volkswirtschaftlichen  Nachtheile  des  Papiergelds  zu 
suchen,  denn  diese  Einsicht  fehlt  nicht  mehr,  —  von  der  Verbreitung  dieser  „Auf- 
klärung "  über  die  Nachtheilo  des  Zwangscurses  erwartete  mau  auf  dem  volkswirt- 
schaftlichen Congress  in  Hannover  das  Wunder,  dass  es  keine  Papicrgeldwirtschaft 
mehr  geben  werde!  S.  Ber.  S.  52.  Vgl.  meine  Gründl.  §.  133,  —  sondern  in  der 
Bereitmachung  anderweiter  finanzieller  Hülfsmittel,  d.  h.  neben  dem 
Staatsschatz  in  einem  System  von  Extrasteucrn.  BUher  ist  diese  wichtige  Aufgabe 
von  der  Praxis  noch  sehr  wenig  beachtet,  von  der  Theorie  so  gut  wie  ganz  ignorirt 
oder  mit  oberflächlicher  Kurzsichtigkeit,  wie  in  der  Staatsschatzfrage,  von  der  Hand 
gewiesen  worden. 
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Auch  Siein  hat  darüber  nichts  in  d.  Fin.wiss.  —  In  s.  Lehre  v.  Heerwesen 
giebt  Stein  S.  2u* — 2*>  einige  Fingerzeige  für  die  Aufgaben  d.  Finanzwesens  im 
Kriege  u.  stellt  dann  eine  allgemeine  Regel  auf,  welche  den  Mittclpunct  aller 
„Finanz Wissenschaft  des  Krieges"  <H  bilden  soll.  Danach  „hat  die  Diplomatie 
dem  Staate  zu  sagen,  welcher  Krieg  wahrscheinlich  ist  (!!).  die  Kriegs  Wissenschaft  hat 
zu  sagen,  welche  Mittel  er  fordert,  die  Heeresverwaltung  hat  darnach  die  Kriegs- 
bereitschaft zu  bestimmen;  die  Finanzverwaltung  hat  ihrerseits  diese  Kriegsbereitschaft 
durch  ein  Anlehcn  zu  decken;  dieses  Anleiten  vor  (!!)  dem  Kriege  muss  so  gross 
sein,  dass  es  die  bereits  vorhandene  schwebende  Schuld  des  Staats  im  Voraus 
consolidirt  (V!'*,  denn  der  Krieg  selbst  soll  nicht  mit  Anlehcn,  sondern  mit  Ausgaben 
von  schwebenden  Schuldscheinen  geführt  werden  und  diese  Schuldscheine  soll 
man  nach  dem  Kriege  wieder  durch  eine  Obligationsschuld  consolidircn.'*  Fangen 
die  schwebenden  Schuldscheine  an  „zu  billig  zu  werden,  so  soll  der  Krieg  auf- 
hören«!). Denn  das  richtige  finanzielle  Maass  seiner  Dauer  ist  kein  andres, 
als  der  Curs  seiner  schwebenden  Schuldscheine  ^!)"  Der  Krieg  „dauert  zu 
lange,  wenn  seinetwegen  Papiergeld  ausgegeben  werden  muss;  gefährlich  wird 
seine  Dauer,  wenn  das  Papiergeld  ein  Agio  bekommt."  „Nur  die  höchste  (Je fab r 
kann  einen  Krieg  mit  Agio  motiviren".  Mit  diesem  letzten  Satz  hält  sich  Stein 
für  diese  „Finanzwissenschaft  des  Krieges"  ein  Pförtchcn  ollen,  um  diese  bodenlos 
doctrinärc  und  unpractische  Theorie  der  Deckung  des  Kriegsbedarfs  zu  retten.  Ein 
weiteres  Wort  der  Kritik  i>t  nicht  nothwendig.  Man  braucht  nur  an  Ereignisse  wie 
185»,  iSOti,  1S70.  an  die  Lage  vollends  von  Staaten  wie  Oesterreich*,  Bussland. 
Italien  u.  v.  a.  m..  welche  schon  in  Friedenszeit  entwertetes,  schwankendes  Papier- 
geld haben,  zu  denken,  um  die  absolute  U  nan  wendbarkeit  jener  Stein'schci» 
Finanzwissenschaft  des  Kriegs"  sofort  zu  erkennen.  Die  Aufstellung  unbrauchbarer, 
schön  klingender  Formeln  ist  doch  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  nicht!  Diese 
Stein 'sehe  Theorie  ist  eine  neue  Bestärkung  meiner  oder  vielmehr  der  deutschen 
Staatsschatztheoric  und  des  im  Texte  Gesagten. 

V.  —  §.  77.    Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficit». 

Der  ßegrilf  Delicit  wird  irn  gewöhnlichen  Leben  und  selbst  in  der  technischen 
Sprache  des  Staalsrcchnungswesens  oft  in  verschiedenem  und  fast  immer  in  einem 
vagen,  unpräcisen  Sinne  gebraucht.  Eine  schärfere  Begriffsbestimmung  und  die  not- 
wendige Unterscheidung  verschiedener  Arten  von  Deficiten  ist  für  Theorie  und  Praxis 
geboten .  um  viele  Unklarheiten  zu  beseitigen.  Beides  erlangt  man  am  Besten  durch 
die  Anknüpfung  des  Begriffs  und  der  Unterscheidungen  an  eine  wissenschaftliche 
Theorie  der  Deckung  der  Staatsausgaben.  Dem  gemäss  ist  schon  in  den  früheren  6t» 
u.  II',  eine  bestimmte  Terminologie  gebracht  worden,  welche  hier  zum  Sellins*  noch 
übersichtlich  zusammengestellt  wird: 

1.  C  assendeficit  oder  Deficit  im  weitesten  Sinne  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  laufende  Gesaumitausgabe  (alle 
Arten  zusammengefasst)  oder  der  „Gesammt- Ausgang"  durch  die 
Gesammteiunahme  (gleichfalls  aller  Arten)  oder  den  „Gcsanimt- 
Eingang"  in  einer  Finanzperiode  nicht  gedeckt  wird.  Dieses  Cassen- 
deficit  ist  ein  acutes,  wenn  es  plötzlich  durch  Vermehrung  der 
Ausgänge,  Verminderung  der  Eingänge  oder  durch  beides  zugleich 
hervortritt,  ein  chronisches,  wenn  es  sich  durch  mehrere  Finanz- 
perioden hinzieht,  also  länger  andauert.  Jedes  solches  Deficit  kann 
und  muss  zur  Ziffer  gebracht  werden. 

2.  Eigentliches  oder  wahres  Deficit  bezeichnet  den 
Zustand,  wo  die  ordentliche  Ausgabe  im  finanzwissenschaft- 
lichen Sinne  des  Worts  (das  Normalerforderniss)  nicht  vollständig 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wie  dies  uach 


Digitized  by  Googl 


Begriff  und  Arten  des  Deficit*. 


§.  60  priocipiell  zn  verlangen  ist  Auch  hier  kann  in  ähnlicher 
Weise  wie  beim  Cassendeficit  ein  acutes  und  chronisches  Deficit 
unterschieden  werden.  Dieses  eigentliche  Deficit  ist  ebenfalls 
möglichst  genau  zur  Ziffer  zu  bringen,  was  aber  eine  viel  schwierigere 
Aufgabe  der  Finanzcalculatur  und  Finanzstatistik  als  beim  Cassen- 
deficit ist  Es  bildet  das  Hauptkriterion  für  die  Beurtheilung  der 
unglln8tigen  Lage  eines  Staatshaushalts. 

3.  Deficit  in  der  ausserordentlichen  Gebahrung  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  ausserordentliche  Ausgabe  oder 
die  Summe  der  Ausgänge  durch  den  Ueberschuss  der  ordentlichen 
Kinnahme  über  die  ordentliche  Ausgabe  nicht  gedeckt  wird.  Es 
kann  dabei  wieder  das  Deficit  im  Zweige  der  staatswirthschaftlichen 
Kapitalanlage  und  im  Zweige  der  eigentlichen  ausserordentlichen 
Ausgabe  unterschieden  werden.  Namentlich  letzteres  Deficit,  welches 
dann  meistens  durch  Sirhuldaufnahme  gedeckt  zu  werden  pflegt, 
ist  ebenfalls  ein  wichtiges  Kritcrion  zur  Beurtheilung  der  un- 
günstigen Lage  eines  Staatshaushalts.  Gegenüber  der  privatwirth- 
scbaftliehen  Kapitalanlage  gestalten  sich  die  Verhältnisse  insofern 
anders,  als  die  Deckung  dieser  Anlage  durch  ausserordentliche  Ein- 
nahmen allgemein  zulässig  ist,  daher  der  genannte  Begriff  „Deficit" 
hier  eigentlich  entfallt. 

4.  Die  verschiedenen  Deficite  können  budgetmässige,  die 
schon  im  Voranschlage  vorgesehen  sind,  und  wirkliche,  die  sich 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Budget  oder  auch  gegen  dasselbe 
aus  der  laufenden  Gebahrung  ergeben,  sein. 

Andere  Begriffsbestimmungen  des  Deficite  boi  Stein.  Fiuan/.wisscnsch.,  3.  Ausg., 
S.  42  ff.  Er  unterscheidet  eiu  finanzielles,  ein  administratives  und  ein  eigentliches 
Deficit,  das,  auf  seine  Ursachen  zurückgeführt,  den  Begriff  des  staatswirthschaftlichen 
Deficit»  ergebe.  Uebcr  letztorcs  unklare  Auseinandersetzung  S.  46  ff.  (Es  soll  z.  B. 
entstehen  durch  das  regelmässige  Steigen  der  Ausgaben,  das  seinen  allgemeinen  Grund 
in  dem  in  dor  Kegel  (?)  steigenden  Preise  aller  Bedürfnisse  hat  dies  sei  das  „natür- 
liche" (!)  Deficit).  Dann  fuhrt  Stein  das  Deficit  auf  „einmalige  grosse  Auslage  für 
irgend  einen  Theil  der  Verwaltung"  zurück,  —  im  Wesentlichen  so  wie  ich  nach  der 
obigen  Lehre  von  d.  staatswirthsch.  Kapitalanlage,  aber  ohne  scharfe  Characterisirung 
dieses  Falls,  wie  sie  oben  versucht  wird.  In  d.  4.  A.  I.  ftl  kommen  noch  einige 
weitere  willkührliche  Specialisirungen  u.  Benennungen  von  Dcficits  vor.  Das  „admini- 
strative" Deficit  entsteht,  „wo  ein  bestimmter  Verwaltungszwcig  mehr  Ausgaben  macht, 
als  ihm  im  Voranschlage  berechnet  worden."  Stein  zerlegt  es  in  drei  Formen,  N.  2 
wird  durch  ein  „Ofloutl.  Unglück"  begründet  („Deficit  d.  Notb"),  N.  3  u produktives 
Deficit")  durch  ein  mal  ige  grosse  Ausgaben  (also  wie  meine  „  staatswirthseb.  Kap. 
anläge").  Die  „letzte  u  eigcntl.  allgemeinste  Art  des  Dcficits"  ist  das  „regelmässige" 
i.sic!'),  das  auf  den  Gesetzen  beruht,  welche  den  Werth  dos  Geldes  beherrschen,  wo 
ciue  jener  halbwahren  Gcneralisationen  über  die  beständige  Tendenz  zum  Sinken  des 
Geldwerths  zur  Begründung  herbeigezogen  wird.  Auch  in  der  Darstellung  gehen  bei 
Stein  hier  die  „Arten"  und  die  „Formen  der  Arten"  des  Dcficits  bunt  durcheinander.  — 

loh  habe  keinen  Grund  gefunden,  an  meiner  früheren  Darstellung  etwas  zu  Indem. 

W  enn  Stein  meine,  übrigens  nach  dem  obigen  secundäre,  Unterscheidung  von  acutem. 
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chronischem  Deficit  practisch  und  theoretisch  wcrthlos  neuut,  so  ist  dies  Unheil  mir 
wieder  ein  Beleg  dafür,  dass  Stein  leider  aus  den  österr.  Zuständen  nicht  so  viel 
gelernt  hat,  als  er  gekonnt,  wenn  er  unbefangen,  ohne  sich  von  seinem  Schema  be- 
herrschen zn  lassen,  geprüft  hätte.  In  d.  4.  A.  I.  68  spöttelt  Stein  auch  über 
meine  Unterscheidung  des  „ budgetmässigen "  und  wirklichen"  Deficits  ganz  unver- 
ständig; ein  „budgetmäßiges"  Deficit  braucht  durchaus  kein  wirkliches  zu  werden, 
z.B.  wenn  die  Einnahmen  die  Voranschläge  überschreiten.  Steins  weitere  Einwände 
sind  einfach  Folge  seiner  Flüchtigkeit  im  Lesen. 

Die  richtige  Berechnung  der  verschiedenen  Arten  und  nament- 
lich des  eigentlichen  Deficits  ist  hiernach  eine  schwierige  Aufgabe, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  umfassende  Umrechnungen  der 
Etats  nothwendig  macht.  Die  gewöhnlichen  amtlichen  und  privaten 
Berechnungen  ergeben  für  die  Zwecke  der  vergleichenden  Finanz- 
statistik  und  für  die  Beurtheilung  der  wahren  Lage  eines  Staats- 
haushalts immer  nur  ganz  annäherungsweise  richtige  und  vergleich- 
bare Werthe,  was  zu  oft  Uberseben  wird.  Denn  man  legt  dabei 
keine  richtigen  Begriffe  der  „ordentlichen"  und  „ausserordentlichen" 
Einnahmen  und  ihrer  Unterarten  zu  Grunde. 

Die  Grundsätze,  nach  denen  die  amtlichen  Staatsrcchnuugen  im  Ausgabe-  und 
Einnahme-Etat  aufgestellt  werden,  sind  sehr  verschieden.  Auch  die  Finanzstatistiker 
lassen  sich  selten  von  ganz  bestimmten  wissenschaftlichen  Principien  bei  ihren  Zu- 
sammenstellungen leiten  oder  vermögen  dieselben  doch  bei  der  Vcrwickclthcit  der 
Aufgabe  nicht  ganz  consequent  durchzuführen.  Man  inuss  daher  immer  erst 
genau  angeben,  was  im  concreten  Falle  unter  dem  Begriff  „Deficit" 
verstanden  werde.  Meistens  fasst  man  zwar  diesen  Begriff  in  der  Praxis  und  in 
der  Finanzstatistik  so,  dass  er  sich  obigem  Begrill  des  wahren  Deficits  nähert,  aber 
eine  Menge  nach  Zeit  und  Land  immer  wieder  verschiedene  Unterschiede  finden  doch 
statt.  Von  den  Ausgaben  pflegen  wohl  diejenigen  für  privatwirthschaftliche  Kapital- 
anlagen, z.  B.  für  Eisenbahnbauten,  zum  Theil  richtig  abgesetzt  zu  werden,  aber  z.  B. 
Meliorationsverwendungen  für  Domäneu,  Berg-  u.  Hüttenwerke  u.  s.  w.  in  der  Hegel 
wieder  nicht.  Eine  Ausscheidung  von  Ausgaben  für  staatswirthschaftlichc  Kapital- 
anlagen ,  z.  B.  grosse  Verwaltungsreformen  und  neue  Organisationen ,  regelmässigen 
Strassen-  und  Wasserneubau,  Grundsteuerkataster,  findet  gewöhnlich  nicht  statt,  aber 
in  einzelnen  Fällen,  namentlich  wenn  es  sich  um  sog.  „einmalige"  Ausgaben 
handelt,  z.  B.  für  grosse  Ablösungen,  „ausserordentlichen"  Strassenbau,  Umgestaltung 
der  Bewaffnung  des  Hoers,  Schifisbau.  Festungsbau,  wird  die  bezügliche  Ausgabe 
doch  wieder  von  der  ordentlichen  abgezweigt.  Die  Schuldentilgung  wird  wiederum 
ganz  verschieden  behandelt,  bald  ganz,  bald  gar  nicht,  bald  theilweisc  zur  ordentlichen 
Ausgabe  gerechnet.  Aehnlichc  Unglcicbmässigkciten  finden  sich  bei  der  Behandlung 
der  Einnahmen.  Ein  festes  Priucip  für  die  Einthcilung  fehlt  regelmässig  auch 
hier.  Meistens  wird  zwar  zum  Behuf  der  Berechnung  des  Deficits  die  ordenüiche 
Einnahme,  also  die  Reinerträge  des  Staatseigenthums  und  der  Steuern,  zu  Grunde 
gelegt,  Schuldaufnahme  und  Veräusseruug  vou  Staatseigentum  <wie  Domäuen  u.  s.  w.j 
richtig  abgesetzt,  aber  consequent  wird  dieser  Grundsatz  selten  durchgeführt.  Kleinere 
Erlöse  z.  B.  aus  regelmässigen  Veräusserungen  von  Domänen,  selbst  aus  ein- 
maligen von  kleineren  besonderen  Staatsanstalten,  wie  Huttenwerken  u.  dgl.  in.,  sind 
doch  oft  bei  den  ordentlichen  Einnahmen  eingeschlossen.  Mittheilungen  aus  den 
Finanzrechnungen  der  Staaten  über  das  „Deficit"  müssen  daher  stets 
mit  aller  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Selbst  wenn  die  Ausweise  sehr 
detaillirt  vorliegen,  ist  es  zumal  dem  Privatstatistiker  kaum  möglich,  gauz  sichere  und 
genau  vergleichbare  Daten  festzustellen.  Man  hält  sich  für  die  Berechnung  des 
Deficits  in  längeren  Perioden  auch  wohl  einfach  an  die  Zunahme  der  Staatsschuld, 
die  Abnahme  des  werbenden  Staatsvermögens,  indem  man  grössere  neue  privatwirthsch. 
Kapitalanlagen,  z.  B.  Eisenbahnen,  in  Abzug  bei  der  Schuld  bringt.    Allein  aus  der 
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Zunahme  des  Kapitalbetrags  der  Schuld  ist  durchaus  nicht  auf  eine  gleiche  Ver- 
wendung ausserordentlicher  Mittel  zu  schliessen,  da  die  Schuldtitel  sehr  oft  unter 
Pari  begeben  werden.  Selbst  wenn  der  wirkliche  Erlös  aus  der  Schuldvermehrung 
und  Eigenthumsverminderung  constatirt  wird,  so  kann  vielleicht  ein  umfassender 
Strassen  bau,  eine  grossartige  Reorganisation  der  Verwaltung,  des  Steuerwesens  durch- 
gefuhrt  »ein,  wodurch  das  „wahre"'  Deficit  (im  obigen  Sinne,  unter  N.  2)  viel  geringer 
wird,  als  es  sich  aus  jener  Rechnung  ergiebt.  Offenbar  dreht  sich  hier  auch  Vieles 
um  den  Begriff  der  Productirität  einer  Ausgabe  oder  Anlage,  wonach  sich  wiederum 
der  Begriff  Deficit  verändert:  das  Deficit  wird  grösser,  wenn  unter  produetiven  Aus- 
gaben nur  die  verstanden  werden,  welche  eine  rentable  privatwirthsch.  Kapitalanlage 
schaffen,  und  kleiner,  wenn  auch  andere  Ausgaben  mit  längerer  Wirkung  so  genannt 
werden.  —  Nur  mit  all  den  Vorbehalteu ,  welche  sich  aus  dem  Gesagten  ergeben, 
lassen  sich  daher  Statist.  Angaben  über  „Deficite"  machen,  wie  sie  in  der  Kurze  Rau 
in  der  5.  Ausg.  §.  463a  und  ausführlicher  ich  in  d.  6.  Ausg.  von  Rau  S.  236—242 
brachten.  Dieser  hnanzstatistische  Excurs  ist  in  dieser  wie  in  der  vorigen  (2.)  Aus- 
gabe fortgefallen,  weil  er  in  ein  Werk  Uber  Finanzwissenschaft  Oberhaupt  kaum  ge- 
hört. Er  wäre  einem  Handbuch  der  pract  Finanzstatistik  vorzubehalten.  Dann  aber 
auch,  weil  ich  mich  noch  mehr  überzeugte,  dass  bei  einer  wirklich  brauchbaren 
statistischen  Behandlung  des  Puncts  noch  viel  mehr  ins  Detail  eingegangen  werden 
muss,  als  es  an  diesem  Orte  irgend  angeht.  Diejenigen  Daten,  welche  allenfalls  Platz 
finden  könuten.  sind  auch  noch  immer  viel  reichlicher  in  leicht  zugänglichen  Werken 
zu  finden,  wie  besond.  in  den  finanzstatistischen  Abschnitten  des  Gothaer  Hofkalenders 
(bis  IS"«  von  Hermann  Wagner,  seitdem  v.  Behm  u.  v.  Stein),  in  Kolb 's  Statistik 
u.  s.  w.  Ausser  auf  dieso  Werke  ist  für  die  einzelnen  Staaten  auf  die  frühere 
Bibliographie  zu  verweisen. 


Viertes  Kapitel. 
Formelle  Ordnung  der  Flnanzwirthsehafr. 

Dies  Kapitel  bildet,  wie  froher  bemerkt  ijS.  61,  130),  eine  Hinzufüguug  in  dieser 
3.  Auflage  dieses  Bandes  I.  zum  ersten  Buche  „von  der  Ordnung  der  Finanzwirth- 
schaft",  aus  den  S.  61  dargelegten  Gründen.  Die  Angelegenheiten  und  Fragen 
der  formellen  Ordnung  sind  im  Unterschied  zu  denjenigen  der  materiellen  Ordnung 
mehr  finanztechnischer  und  Staats-  und  verwaltungsrechtlicher  Natur. 
Sie  verlangen  vielfach  auch  für  eine  allgemeine  Behandlung,  vollends  für  das  Ver- 
ständnis der  Finanzeinrichtungen  eines  concreten  Staats  ein  Zurückgehen  auf  Finanz- 
und  Verwaltung«- Go9chichto.  Auch  in  einem  Werke  über  Finanzwissenschaft 
und  Finanzpolitik  kann  ein  Eingehen  auf  diese  technischen,  rechdichen  und  ge- 
schichtlichen Verhältnisse  des  engen  Zusammenhangs  mit  den  finanzwissenschafüichen 
und  -politischen  Erörterungen  wegen  nicht  ganz  vermieden  worden.  Aber  es  ist  nicht 
nur  aus  äusseren  Gründen  zu  beschränken,  es  muss  auch  die  Verschiedenheit  des 
Standpuncts  diesen  technischen,  rechtlichen  und  geschichtlichen  Seiten  dos  Gegen- 
stands gegenüber  in  einem  Werke  über  Finanzwissenschaft  einer-  und  in  solchen  Uber 
die  Technik  des  Finanzdiensts,  das  öffentliche  Finanzrccht  und  die  Finanz-  und  spcciell 
die  Finanzverwaltungsgeschichtc  anderseits  festgehalten  werden.  Da  dem  vorliegenden 
Werke  handelt  es  sich  bei  der  Beschäftigung  mit  jenen  Seiten  immer  nur  um  die 
Aufgabe,  allgemeine  Kutwicklungsprincipien  aufzufinden  und  allgemeine 
Grundsätze  für  die  mit  der  jeweiligen  Rechtsordnung  und  dem  gesammten  Kultur- 
zustand eines  Zeitalters  vereinbare  möglichst  zweckmässige  Gestaltung  der 
formellen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  festzustellen.  Der  Finanztheoretiker  und 
Fiuanzpolitiker  haben  daher  andere  Ziele  und  müssen  in  Folge  dessen  auch  theilweise 
andere  Wego  gehen,  als  die  juristischen  Darsteller  des  Finanzrechts  und  die  Histo- 
riker des  Finanzwesens.  Stein  scheint  mir  das  öfters  zu  übersehen.  Auch  einzelne 
historische  Nationalökonomen  sind  wohl  geneigt,  Finanzwissenschaft  und  Finauzgeschichto 
ebenso  zu  identiheiren.  wie  sie  es  mit  Wirtschaftsgeschichte  und  Nationalökonomie 
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zu  thun  suchen,  —  freilich  ohne  dies  wirklich  zu  erreicheu  — ,  unter  dem  unklaren 
Vorgeben,  nur  so  werde  die  letztere  „exaet"  begründet  Hier  liegt  m.  E.  ein  Mis=>- 
verständniss  über  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nationalökonomie  und  Fiuanz- 
wissenschaft  als  eigener,  von  Wirthschafts-  und  Fitianzgeschichto  unterschiedener, 
wenn  auch  aus  diesen  einen  Theil  ihres  Materialsund  ihrer  Ilcwciärnittcl  entnehmen- 
der Disciplincn  vor. 

Die  im  Ganzen  so  reichhaltige  neuere  deutsche  systematische  Literatur  Uber 
Finanzwissenschaft  hat  freilich  deu  Gegenstand  dieses  Kapitels  nur  ausnahmsweise 
etwas  genauer  und  principiellcr  behandelt  (am  meisteu  v.  Malchus).  Wenn  dazu 
jetzt  auch  Manches  hinzuzufügen  ist,  so  liegt  doch  der  bisher  üblichen  mehr  nur 
orientirenden  und  cursorischen  Behandlungswcise  die  richtige  Auffassung  zu  Grunde, 
dass  die  Materie  wegen  ihres  engen  Zusammenhangs  mit  Finanztechnik  und  Finanz- 
recht  in  der  Finanzwissetischaft  als  solcher  nicht  erschöpft  werden  kann  noch  inuss. 
An  dieser  Auffassung  halte  ich  im  Folgenden  ebenfalls  fest. 

Aus  der  älteren  Literatur  s.  u.  A.  schon  v.  Seckendorf  f.  tcutscher  Fürsten- 
Staat  (Frankf.  Ausg.  v.  1050,  nach  der  ich  citire),  bes.  Th.  3,  Kap.  4.  v.  Justi. 
Staatawirthsch.  2.  A.  Lpz.  1759,  II.  Buch  3,  auch  B.  2,  S.  469—327  passiui.  Aus 
der  neueren  systemat.  iinaozwiss.  Literatur  s.  Jacob.  Fin  wiss.  II,  Buch  3,  bes. 
§.  9G4— 9S9  u.  §.  12ßS  ff.,  vornemlich  u.  am  eingehendsten  v.  Malchus,  der  deu 
2.  Band  seines  Finanzwerks,  zwischen  Finauz Wissenschaft  und  Finanz vc rwa  1- 
tungslchre  principiell  im  System  unterscheidend,  ganz  der  letzteren  widmet.  Kau  II. 
Buch  4,  §.  530  II.  Umpfenbach  II,  Buch  4.  Bes.  Stein  4.  A.,  I,  51-223 
(grösstenteils  hierhergehörig,  übrigens  mit  sehr  gekünstelter  und  angreifbarer  Systc« 
matisirung  des  Stoffs).  Lcroy-Beaulieu ,  fin.  II.  livre  1.  Abriss  einiger  Haupt- 
punete  in  meiner  Abh  Ürdn.  d.  Fin.wirthsch.  in  Schönbergs  Handb.  IL  1—9. 
v.  Czörnig,  Darstell,  d.  Einrichtungen  über  Budget,  Staatsrechuung  n.  llontrule  in 
Oesterr. .  Preussen,  Sachsen,  Baiern,  Württemb.,  Baden,  Frankreich,  Belgien  (Wien 
1S66).  Sonst  gehört  Manches  aus  den  Schriften  Uber  Vcrwaltungs-  und  Finanz- 
geschichte,  über  Staatsrecht  u.  Politik  hieher.  bes.  auch  die  bezügliche  Literatur  über 
diese  Verhältnisse  in  einzelnen  Staaten.  Darunter  sind  aus  der  deutschen  Literatur 
v.  Hock's  Werke  aber  Frankreichs  und  Nordamerikas  Finanzen.  Gucist's  über 
englisches  Staats-  und  Verwalt. recht,  v.  Rönne's  Uber  pretiss.  u.  deutsches,  La- 
ban d  's  über  deutsches  Staatsrecht,  besonders  in  den  Abschnitten  Uber  Etat,  Budget  u. 
Fin.verwaltung  hervorzuheben.  Uebcr  Frankreich  cinschläg.  Detail  in  Block'» 
dict.  de  l'admin.  fran«;.  und  auch  d'Audiffret's  syst.  fin.  de  la  France,  3.  edit. 
Par.  1S64  ff. 

§.78.  Zur  Ueber8icht.  In  jedem  etwas  ausgedehnteren 
öffentlichen  Haushalt,  zumal  im  Haushalt  des  modernen  entwickelten 
grösseren  Staats  verlangt  die  Leitung  der  Fiuanzwirthschaft  und 
die  Durch ITihrung  der  finanziellen  Aufgaben  eine  eigene  Finanz- 
verwaltung, d.  h.  einen  besonderen  Aemter-  und  Behörden- 
apparat („Finanzbehördenwesen")  speciell  für  die  finanz- 
wirthschaftlichen  Zwecke  innerhalb  des  Organismus  der  voll- 
ziehenden Gewalt  oder  für  den  Finanz  dienst. 

Nach  den  unvermeidlichen  Anforderungen  dwj  Princips  der  Arbeitsteilung  in 
der  modernen  öffentlichen  Verwaltung  hat  sich  in  unseren  Staaten,  höchstens  von  ganz, 
kleinen  sogen.  „Staaten"  abgesehen,  eine  solche  eigeno  Finaii/vcrwaltmig  auch  uberall 
geschichtlich  herausgebildet,  meistens  als  eine  der  besonderen  obersten  Verwaltungs- 
abtheilungen,  als  ein  eigenes  „Ministerium".  Die  einzelnen  theils  unter  diesem 
allein,  theils  mit  unter  anderen  Ministeriell  stehenden  Finanzämter  und  Finanzbchörden 
bilden  dann,  wie  die  Aemter  in  anderen  Zweigen  der  öffentlichen  Verwaltung,  ein 
vielßliedcriges  System  und  stehen  unter  einander  in  einem  bestimmten  Leber-,  Neben- 
uud  Unterordnungsverliältniss.  Sie  sind  insbesondere  entweder  höhere  leitende, 
auch  Aufsicht  und  Oontrole  ausübende,  oder  untere  ausführende  Organe 
im  Verwaltungsorganismus. 
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Dem  obersten  leitenden  Organ  der  Finanzverwaltung,  dem 
jetzt  gewöhnlich  sogen.  Finanzministerium  liegt  neben  der 
Leitung  und  Beaufsichtigung  der  gesammten  Finanzverwaltung  auch 
die  Aufgabe  ob,  in  erster  Linie,  wenn  auch  gewöhnlich  unter  be- 
stimmter Mitwirkung  der  übrigen  obersten  Staatsbehörden  oder 
einiger  von  ihnen,  die  Finanzgesetzgebung  vorzubereiten  und 
den  Voranschlag  (Etat,  Budget  §.  61)  für  die  kommende 
Finanzperiode  aufzustellen. 

Dieser  iinanzininistericlle  Entwarf  des  Voranschlags  wird  alsdann  etwa  noch  einer 
Bcrathung  durch  andere  Organe  des  Bchördcnorganismus  (Staatsrath,  Gcsammtministe- 
riuui)  unterzogen  und  darauf  dem  Staatsoberhaupt  zur  Genehmigung  unterbreitet.  Mit 
dieser  verschen  kommt  er  in  Staaten  mit  Volksvertretung  (Stände,  Kammern,  Parla- 
ment) als  Kegierungs- Entwurf  zur  Prüfung  und  Genehmigung  an  die  Vertretungs- 
körper. Nach  bestimmten,  aus  dem  Verfassungsrecht  sich  ergebenden  Rechtsformen 
wird  er  hier  durchberathen  und,  im  Ganzen  oder  Einzelucn  mehr  oder  weniger,  viel- 
fach auch  »rar  nicht  abgeändert,  von  der  Vertretung  gebilligt  (.,votirt").  Zorück- 
geleitet  an  die  Regierung  wird  er  nach  erfolgter  Vereinbarung  zwischen  den  Factoren 
der  gesetzgebenden  Gewalt  vom  Staatsoberhaupt  sanetionirt,  als  „verabschiedeter 
Etat"  und  Finanzgesetz  ölfentlich  verkündigt  und  damit  der  Finanzvcrwaltung  und 
den  betheiligten  sonstigen  Organen  der  vollziehenden  Gewalt  zur  Richtschnur  gegeben 
und  von  ihnen  zur  Ausfuhrung  oder  Vollziehung  gebracht. 

Die  Angelegenheiten,  welche  sich  auf  die  Vorbereitung,  Auf- 
stellung, Einrichtung,  parlamentarische  Votirung,  endgiltige  ge- 
setzliche Feststellung  und  nunmehrige  Ausführung  des  Voranschlags 
beziehen,  bilden  das  sogen.  Etatwesen. 

§.  79.  Die  Ausführung  des  Voranschlags  erfolgt  zunächst 
durch  Anordnungen  (Verordnungen)  der  hierzu  nach  dem  öffent- 
lichen Recht  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt.  Diese 
Anordnungen  bestehen  vornemlich  in  Anweisungen  oder  Auf- 
trägen dieser  Organe  an  bestimmte  untere  finanzwirthschaft- 
liche  Vollzugsbehörden  zur  Empfangnahme  der  gesetzlichen, 
bez.  etatmäßigen  Einnahmen  —  „Einnahme-Aemter"  —  und 
zur  Vornahme  der  gesetzlichen,  bez.  etatmässigen  Ausgaben  — 
„  Au  sgabe-A  ernte  r". 

Dieses  „finanzielle  An  Weisungsrecht"  haben  einmal  das  Finanzministe- 
rium oder  die  von  ihm  ressortirendeu,  damit  betrauten  Behörden,  sodann  zur  Durch- 
führung ihres  Ausgabcetats  und  soweit  sie  Einnahmezweige  mit  zu  verwalten  haben, 
auch  die  anderen  obersten  Behörden  (Ministerien)  und  dio  von  ihnen  dependirendeu 
Aemter,  /..  B.  eines  der  volkswirtschaftlichen  Ministerien,  dem  die  Domänen,  Forsten, 
Bergwerke.  Eisenbahnen,  Posten  unterstehen.  In  der  Zeit  des  aneien  regime  war  es 
bei  uns  wie  in  anderen  Ländern  ein  verbreiteter  Uebelstaud,  dass  der  Monarch 
selbst  das  finanzielle  An  Weisungsrecht  willkührlich  zu  allen  möglichen  Ausgaben  den 
Kassen  gegenüber  ausübte. 

Die  linauzwirthschaftlichcn  Vollztigsbehördcn  stehen  ebenfalls  thcils  im  Ressort 
der  Finanzverwaltung,  thcils  anderer  Vcrwaltungszweigc  (.Ministerien).  Zu  ersteren 
gehören  gewöhnlich  dio  Einuahmcämtcr  für  die  Hauptzweige  der  Einnahmen,  nament- 
lich für  die  Steuern,  dann  die  Ausgabeämter  für  gewisse  allgemeine  Ausgabe- 
zweige (etwa  Pensionswesen,  bestimmte  Dotationen,  Staatsschuld).  Finanzwirthschaft- 
hchc  Vollzugsbehördcn  anderer  Ressorts  sind  vornemlich  Ausgabtämter  für  die  Be- 
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sich  auch  auf  diese  „Activbestände",  wie  anderseits  das  Rechnungs- 
und Controlwescn  auf  die  Passiva  der  Verwaltungs-Dienstzweige, 
insbesondere  auf  das  eigentliche  Staatsschuldenwesen  zu 
erstrecken. 

Auch  in  den  Haushalten  der  Selbstvcrwaltungskö  rper  verlangt  die  for- 
uicllo  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  im  Princip  dieselben  Einrichtungen ,  wie  im 
Staatshaushalte.  Die  geringorc  Ausdehnung  der  betredenden  Haushalte  gestattet  nur 
in  der  Hegel  eine  Vereinfachung,  z.  B.  im  Finanzbehörden  wesen.  Mehrfach  können 
und  werden  Finanz-,  z.  B.  Kassengeschäfte  von  Staatsbehörden  zugleich  mit  für  Selbst- 
verwaltungslörj>er  ausgeführt,  z.  B.  die  Einziehung  gewisser  Steuern  (wie  anderseib 
auch  umgekehrt,  indem  etwa  die  Einziehung  von  Staatssteuern  mit  durch  Organe  der 
Commune  geschieht'.  Unterschiede  in  den  bezüglichen  Einrichtungen  der  Staats-  und 
der  Sclbstrcrwaltungshaushnltc  ergeben  sich  sonst  aus  den  Verschiedenheiten  des 
öffentlichen  Hechts,  z.  B.  in  Bezug  auf  das  Etat-  und  Controlwescn  (administrative 
und  politische  Controlc\  Aber  in  grossen  Selbstverwaltungs-Haushalten,  so  der  mo- 
dernen Grossstädte,  in  entwickelten  Provincial-Haushalten,  müssen  sich  diese  Einrich- 
tungen aus  iinanztechnischen  und  ödenüich-rechtlichcn  Gründen  denjenigen  des  Staats- 
haushalts mehr  und  mehr  nähern,  wie  dies  auch  thatsächlich  geschehen  ist.  Manches 
richtet  sich  dabei  nach  der  Art  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  und  dem  Maassc 
der  den  betredenden  Körpern  gewährten  finanziellen  Autonomie,  so  besonders  bei  den 
Selbstverwaltungskörpcrn  höherer  Ordnung. 

Demnach  sind  in  diesem  Kapitel  folgende  Gegenstände  zu 
behandeln : 

I.  Der  Finanzdienst  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 
behördenwesen. 

II.  Das  Etatwesen. 

III.  Das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen. 

IV.  Das  Controlwesen. 

V.  Der  Rechnungsabscblus8,  die  Einrichtung  der 
Jahresdienstc  und  die  Inventarisirung  des  öffentlichen 
Vermögens. 

1.  Abschnitt. 

Der  Fhiaiizdimst  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 

behördenwesen. 

1.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Die  Organisation  des  heutigen  Finauzdiensts  und  die  heute  übliche  Zusauitncti- 
fassung  der  obersten  Finanzverwaltung  im  Finanzministerium  in  den  modernen  Staaten 
ist  das  Ergcbniss  einer  langen  geschichtlichen  Entwicklung,  welche  sich  in  der  euro- 
päischen Welt,  besonders  auf  dein  Contincnt.  vom  Mittelalter  her  in  jedem  Lande  ver- 
schieden und  doch  in  den  (irundzugen  gleichmäßig  vollzogen  hat.  Diese  Entwicklung 
steht  in  engstem  Zusammenhang  mit  derjenigen  der  «esain mteu  öffentlichen  Vorwal- 
tung und  mit  derjenigen  der  ödentlichen  Einnahmewirthschaft  und  lässt  sich  auch  in 
jedem  ein/einen  Lande  nur  in  diesem  Zusammenhang  darstellen  und  verstehen.  So- 
weit die  Geschichte  des  Finan/dicusts  und  seines  Behördenwesens  ein  Theil  der  all- 
gemeinen Verwaliungsgeschichtc  und  damit  wieder  ein  '1  heil  der  ganzen  Entwicklungs- 
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geschichte  des  modernen  Staats  ist,  kann  hior  darauf  nicht  naher  eingegangen  werden. 
Es  ist  dafür  auf  die  Werke  Uber  Staats-  und  Rcchtsgeschichte ,  Uber  die  specielle 
Verwaltungsgeschichte  einzelner  wichtiger  Lander  —  ein  kaum  erst  zu  bebauen  be- 
gonnenes Gebiet  —  über  Verwaltungsich  rc  und  Vcrwaltungsrccht  zu  vorweisen.  Der 
Zusammenhang  der  Entwicklungsgeschichte  des  Finanzbehörden  wesens  ebenso  wie  der 
gegenwärtigen  Gestaltung  des  letzteren  mit  der  Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft 
wird  in  der  Lehre  von  den  öffentlichen,  namentlich  von  den  Staatseinnahmen  mehrfach 
behandelt  werden.  An  dieser  Stelle  muss  die  Hervorhebung  einiger  allgemeinen  Mo- 
mente genügen,  welche  für  die  geschichtliche  Entwicklung  und  heutige  Einrichtung 
jenes  Diensts  wichtig  waren.  Daran  reihen  sich  einigo,  mehr  uur  als  Beispiele 
dienende  Ausführungen  zur  Geschichte  des  Finanzdicnsts  einzelner  Lander  an.  wobei 
wir  uns  aber  für  Mittelalter  und  neuere  Zeit  auf  deutsche  Verhältnisse  beschränken 
86 — 91).  Alles  Speciellcre  darüber  gehört  in  die  eigentliche  Finanzgeschichte, 
welche  als  solche  keinen  Gegenstand  dieses  Werks  bildet.  Die  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung der  Geschichte  des  Finanzdiensts  ist  auch  bisher  noch  sehr  spärlich,  noch 
ungleich  mehr  als  z.  B.  diejenigo  der  Stcuergeschichtö.  Quellen-  u.  literar.  Nachweise 
s.  unten  in  den        86  ir. 

§.  83.  —  A.  Aeltere  Zeiten.  Von  „Verwaltung"  im 
modernen  Sinne  kann  in  den  Reichen,  Staaten  und  Territorien 
während  des  ganzen  Mittelalters  und  vielfach  darüber  noch  hinaus 
bis  ins  17.  Jahrhundert  bekanntlich  nur  bedingt  gesprochen  werden. 
Es  fehlten  dafür  die  Bedürfnisse  wie  die  Voraussetzungen.  Eine 
Centralisation  der  Verwaltung  beim  König  oder  Fürsten  fand 
vollends  nur  in  geringem  Maasse  statt.  Bei  der  vorherrschenden 
Natural wirthschaft,  der  Begründung  der  königlichen  Einkünfte 
vorneralich  auf  Domänen,  welche  von  eigenen  Verwaltern  bewirt- 
schaftet wurden,  und  fUr  den  Hof  und  für  dessen  Beamte  unmittel- 
bar die  Erträge  in  natura  abliefern  mussten,  bei  dem  ähnlichen 
System  von  Naturalleistungen  der  Hintersassen  (fiscalini)  und 
Unterthanen  zur  Deckung  der  nicht  genauer  zu  trennenden  fürst- 
lichen- Hof-  und  öffentlichen  Bedürfnisse  waren  eigene  Finauzorgane 
der  Verwaltung,  ein  eigentliches  Etat-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen einheitlicher  Art  für  das  ganze  Gebiet  des  „Staats"  weder 
nöthig  noch  möglich. 

Der  Schwerpunct  der  Fiuauzwirthschaft  lag  in  der  örtlichen  Naturalgewinnung 
der  Domänenerträge  und  der  Ortlichen  Erhebung  der  Gefälle  durch  Administratoren 
und  Beamte,  welche  zugleich  andere  Aufgaben,  militärische,  polizeiliche,  rogteiliche, 
allgemeine  administrative,  mitunter  auch  richterliche  zu  besorgen  hatten.  Sic  waren 
selbst  auf  Naturalgehalte  aus  diesen  Einnahmen  gesetzt  und  hatten  die  Ueberschüsso 
abzuliefern.  Achnliches  galt  von  der  Erhebung  der  wenigen  steuerartigen  Einnahmen 
der  älteren  Zeit,  von  der  Verwaltung  der  Regalien,  der  steuerartigen  (im  Unterschied 
von  den  grundherrlichen)  Grundabgaben  und  sonstigen  directen  Steuern  (auch  der 
Beden,  soweit  dieso  nicht  von  Grundherrschaften  und  Gemeinden  selbständig  subrepar- 
tirt  und  von  ihnen  gleich  im  Ganzen  abgeführt  werden),  während  nur  etwa  für  die 
an  bestimmten  Stellen  zu  erhebenden  Zölle  eigene  Unterbeamten  schon  früh  sich 
finden  i.ZöllncrY  Vom  Centrum ,  vom  König  und  Fürsten  aus  fehlte  zwar  nicht  jede 
Controle  (welche  z.  B.  schon  dio  carolingiseben  missi  mit  auszuüben  hatten,  die  zu- 
gleich manche  Einkünfte  selbst  einziehen  und  verrechnen  mussten),  aber  dieselbe  ist 
hier  so  wenig  wie  auf  anderen  Gebieten  der  Öffentlichen  Verwaltung  eino  feste  Ein- 
richtung und  nicht  genügend  wirksam.  Unter  den  den  Rath  und  die  Verwaltungs- 
organe des  Fürsten  bildenden  höchsten  Beamten  am  Hof  befinden  sich  besondere 
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Beamte  („Kämmerer"  u.  s.  f.)  für  die  Aufsicht  über  die  Einkünfte  und  den  Schatz, 
die  Besorgung  der  Ausgaben  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehenden  Kassen-  und 
Rerhnungsgesch&fte  meist  erst  spater.  Früher  gehören  die  bezüglichen  Functionen 
mit  zu  denen  des  obersten  Ycnraltungsbcamtcn  (des  „Kanzlers"  oder  welchen  Titel 
er  führen  mochte),  gl.-ich  allen  anderen  Verwaltungsgeschäften.  Er  vollführt  sie  durch 
Unterbcamte,  Schreiber  u.  dgl. :  die  ersten  Keime  eines  specicllen  Finanzdienstes  an 
der  Centraistelle. 

§.  84.  —  B.  Späteres  Mittelalter.  Uebergangszeit. 
In  diesen  Verhaltnissen  geheu  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters, namentlich  gegen  dessen  Schluss  allgemeinere  Veränderungen 
vor,  im  Princip  ähnlich  in  sonst  sehr  verschiedenen  europäischen 
Staaten  und  in  den  zur  politischen  Selbständigkeit  gelangenden 
Territorien.  Diese  Veränderungen  sind  das  Product  bekannter 
allgemeiner  Umgestaltungen  im  wirtschaftlichen  und  politischen 
Leben.  Die  öffentlichen  Bedürfnisse  steigen,  indem  Staat,  Territorium 
und  Stadt  mehr  Aufgaben  an  sich  ziehen.  Letztere  werden  ebenso 
wie  die  schon  von  Altersher  üblichen  mehr  centralistisch  und 
gleichmässiger  im  ganzen  Staatsgebiet  ausgeführt.  Der  vermehrte 
Finanzbedarf  muss  bei  der  wachsenden  Unzureichendheit  der 
älteren,  ohnehin  vielfach  verloren  gegangenen  oder  verminderten 
Einnahmequellen  (Domänen,  Regalien)  mehr  steuerwirthschaftlich 
gedeckt  werden.  An  Stelle  der  älteren  Naturalwirtschaft  in  der 
Volkswirtschaft  und  im  Finanzwesen  kommt  die  Geld  Wirtschaft 
mehr  zum  Durchbruch:  der  Finanzbedarf  selbst  wird  mehr  Geld- 
bedarf, so  vor  Allem  mit  der  Aenderung  der  Wehrverfassung  und 
dem  Aufkommen  von  Soldtruppen,  vollends  mit  den  stehenden 
Heeren  seit  dem  17.  Jahrhundert;  die  Einnahmen,  die  Leistungen, 
Abgaben,  Steuern  müssen  mehr  Geldabgaben  werden.  Die  Steuer- 
wirthschaft  führt  direct  und  indirect  zu  einer  grösseren  Mitwirkung 
der  „Stände"  an  der  Regelung  des  Finanzwesens  gegenüber  der 
auf  diesem  Gebiete  nicht  souveränen  öffentlichen  Gewalt.  Den 
Ständen,  Parlamenten  u.  s.  w.  muss  der  Steuerbedarf  nachgewiesen 
werden.  Das  setzt  schon  eine  gewisse  Entwicklung  des  Etat-, 
Kassen-  und  Rechnungswesens,  wenn  auch  noch  nicht  notwendig 
eine  einheitliche  Gestaltung  desselben  voraus.  Die  Entwicklung 
landständischer  Verfassungen,  wie  in  deutschen  Territorien,  die 
dabei  übliche  Trennung  der  Kassen  und  Etats  (Kammerkasse, 
Steuerkasse  §.  90)  ist  hier  besonders  für  die  Ausbildung  des  Finanz- 
behördenwesens  und  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  von 
Einfluss  gewesen.  Alle  die  genannten  und  andere  verwandte 
Umstände  wirken  auf  die  Entstehung  eines  von  der  sonstigen 
öffentlichen  Verwaltung  getrennten  eigenen  Finanzdieustes  hin. 
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Mit  zuerst  und  bereits  ziomlich  rationell  in  den  Städten,  wo  die  wirthschaft- 
lirhen  and  finanziellen  Verhältnisse  das  besonders  begünstigen  (Goldwirthschaft,  Steuer- 
wirthschaft.  mehr  und  früher  ..öffentliche",  „gemcinwirthschaftlichc"  Thätigkoit,  §.  88) ; 
dann  auch  in  den  Territorien  und  Staaten  (§.  89  ff.).  Die  moderne  flnanzwirtbschaft- 
licbe  Ccntralisation  fehlt  hier  freilich  auch  später,  im  1 7.  und  1 S.  Jahrhundert  in  der 
Staatenwelt  des  „ancien  regime"  grossenthcils  noch.  Die  „fiscalische  Kasscucinhcit", 
auch  nur  im  Etat-  und  Rechnungswesen,  war  noch  nicht  erreicht.  Die  Hof-  und 
Staatsfinanzen  werden  erst  allmälig  und  in  der  ganzen  Periode  bis  zur  französischen 
Revolution  noch  selten  ausreichend  goschieden.  Aber  an  der  Ccntralstellc ,  beim 
Forsten,  sind  doch  schon  besondere  höchste  Beamte,  mit  einem  besonderen  Amts- 
und Beamtenapparat,  specicll  mit  dem  Finanzdienst,  namentlich  mit  der  Verwaltung 
der  hauptsächlichen  Einnahmen,  betraut.  Centraikassen,  wenn  auch  noch  mehrere 
nebeneinander,  auf  welche  einzelne  besondere  Ausgaben  angewiesen  sind,  werden  von 
hier  aus  verwaltet  und  empfangen  baar  oder  durch  Verrechnung  aus  von  ihnen  ab- 
hängenden Provincial-  und  Localkasseu  deren  Ucbcrschussc  (nach  Abzug  nament- 
lich der  unmittelbar  aus  letzteren  Kassen  zu  deckenden  Ertragsgewinnungs-  und  Er- 
hebungskosten >.  Das  wird  allmälig,  besonders  im  17.  und  18.  Jahrhundert  nach  dem 
Siege  der  monarchischen  Gewalt  über  die  Stände,  soweit  durchgeführt,  als  es  das 
Festhalten  an  einer  gewissen  Selbständigkeit  der  unter  Einer  Staatsgewalt  (Fürst)  ver- 
einigten Provinzen  und  Länder  in  der  gesammten  Verwaltung  im  Zeitalter  des  alten 
Staatensystems  vor  der  französischen  Revolutionsperiode  („Provincialsystein")  überhaupt 
gestattet  und  als  es  mit  dem  geschichtlich  überkommenen  System  von  „Zweckkassen'* 
(Einnahmen  und  Ausgaben  getrennt  für  einzelne  Zwecke)  vereinbar  ist,  —  ein  System, 
welches  mit  der  Finanz-.  Steuer-  und  Landesverfassung  einmal  eng  zusammenhing  und 
über  das  sich  deshalb  auch  die  absolute  Monarchie  jener  Periode  nicht  völlig  hinweg- 
setzen konnte  oder  wollte. 

Mit  der  Umgestaltung  des  Aemterwesens  und  des  Bcamtenthums,  der  Einbürge- 
rung von  Goldgehalten  und  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Besteuerung  wird  dann 
auch  im  Lande  selbst  die  wirthschaftlich-finanziclle  Behandlung  und  Verwaltung  der 
älteren  Ertragsquellen  des  öffentlichen  Einkommens,  des  Domaniuins  und  der  Regalien 
eine  andere:  der  „caincralistiseh-fiscalische"  Standpunct  gewinnt  die  Herrschaft,  be- 
sonderen technischen  Specialbeamten  wird  die  Verwaltung  ubertragen ,  Be- 
amten, die  nicht  mehr  oder  nur  noch  uebenbei  andere  Vorwaltungsau fgaben  auszu- 
führen haben.  Die  regelmässig  und  allgemein  werdende  Besteuerung,  zumal  das 
Geldstcueraystem  und  die  Entwicklung  besonderer  Stcuerartcn  (indirecto  Steuern)  führt 
auch,  thcils  schon  für  den  Veranlagung*-  und  Erhebungsdienst,  thcils,  wo  dieser  noch 
anderen  Verwaltungsorganen  oder  Coinmunalorgaoen  verbleibt  oder  neu  übertragen 
wird,  wenigstens  für  die  Ansammlung  der  Gelder  in  Kassen ,  für  das  Verrechnungs- 
wesen  und  für  den  Ausgabedienst  zu  eigenen  localen  Finanz-Beamten  und  Be- 
hörden (wie  in  Deutschland  die  „Rentmeister"  und  „Rentämter").  Das  17.  und 
IS.  Jahrhundert  sind  bei  uns  in  Deutschland  wie  in  anderen  europäischen  Staaten 
bereits  emsig  bemüht,  diesen  localen  Finanzdienst,  das  sich  ihm  anschliessende  Pro- 
vincial- und  Centrai-Finanzbehörden-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  nach  bestimmten 
theoretischen  Regeln  uud  practischen  Grundsätzen  „rationell"  zu  gestalten  (Preusscn, 
Oesterreich,  Frankreich  im  18.  Jahrhundert,  v.  Seckendorff,  v.  Justii.  So  bereitet 
sich  die  moderne  Organisation  des  Finanzdienstes  und  des  finanziellen  Behörden-, 
Etat-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  bereits  allgemein  vor.  Die  vielfach  schon  tech- 
nisch ganz  guten  Einrichtungen  am  Scbluss  des  ancien  regime  trugen  hier,  wie  auf 
anderen  Vcrwaltungsgebietcn ,  nur  noch  die  Sporen  der  älteren  volkswirtschaftlichen 
und  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  an  sich,  unter  denen  das  frühere  Finanzwesen 
äich  entwickelt  hatte.  Der  Hauptübelstand  lag  in  Mängelu  des  öffentlichen  Rechts, 
in  immer  noch  nicht  vollständiger  oder  nicht  genügend  verbürgter  Trennung  der  Hof- 
und  Staatsfinanzen  und  in  dem  vom  absoluten  Fürsten  ausgeübten  Anweisungsrecht 
gegenüber  den  öffentlichen  Kassen.  Ein  Recht,  von  dem  tüchtige  Regenten  wohl  nur 
überwiegend  zu  öffentlichen  Zwecken  und  zum  Nutzen  des  Landes  Gebrauch  machten, 
was  aber  selbst  hier  für  die  Ordnung  der  Finanzen  Gefahren  barg  und  das  von  un- 
tüchtigen Regenten  immer  wieder  zu  persönlichen  Zwecken  missbraucht  werden  konnte 
und  wurde.   Damit  war  keine  dauernde  Ordnung  des  Staatshaushalts  vereinbar. 
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§.  8f).  —  C.  Neueste  Zeit  der  verfassungsmässigen 
Finanzverwaltung.  Entwicklungen  im  öffentlichen  Recht 
waren  es  denn  auch  vornemlich,  welche  die  hauptsächlichen  neuesten 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  formellen  Ordnung  des  Finanz- 
wesens und  des  Finanzdienstes  herbeigeführt  haben,  —  in  England 
dank  der  schon  früher  erreichten  Consolidation  seiner  Verfassungs- 
verhältnisse zuerst,  besonders  seit  der  zweiten  Revolution,  auf  dem 
Continente  Europas  seit  den  grossen  politischen  Bewegungen  im 
Gefolge  der  französischen  Revolution. 

Die  vollständige,  dauernde  und  mit  genügenden  Cautclcn  verbürgte  Trennung 
der  Hof-  und  Staatslinanzcn,  die  erat  so  erreichte  völlige  Selbständigkeit  des  Finanz- 
diensts  ab  eines  Glieds  des  grossen  Organismus  der  modernen  öllcntlichcn  Verwaltung, 
die  technisch  vollendete  Ausbildung  des  Etat-  und  Oontrol wesens  sind  allgemeine  Er- 
rungenschaften dieser  Periode,  nicht  nur  in  den  Staateu  mit  sogen.  Repräsentativ - 
Verfassung,  sondern  auch,  wenngleich  immer  noch  weniger  gesichert,  in  den  sogen, 
absolut-monarchischen  Staateu  iPreusscn,  Oesterreich  vor  IMS,  Kussland).  t'eberall 
bricht  sich  ferner  gegenüber  der  früheren  provinciullen  Zersplitterung,  dem  Ueber- 
rest  der  alteren  geschichtlichen  Verhaltnisse,  der  (iedanVe  der  Staatseinheit  jetzt 
Hahn  und  löst  sich  der  Staatsbegrifl  von  der  palrimonialeu  Auffassung  los.  Das  hat 
auch  für  das  Finanzwesen  und  »peciell  für' die  Organisation  des  Finanzdicnsts.  für  das 
Finanzbehörden-  und  das  Etatwesen  grosse  Bedeutung:  Einheit,  Einheitlichkeit,  grössere 
(ileichinassigkeit  im  Staatshaushalte,  l  entralisation  der  Einnahmen,  fiscalischo  Kassen- 
einheit, Concentration  der  Leitung  des  Finauzdiensts  in  Einer  obersten  Ccntralstclle. 
dem  nunmehrigen  „Finanzministerium",  sind  die  Folge.  Dieses  Ministerium  erhält 
auch  in  den  Staaten  ohne  Volksvertretung  als  erste  leitende  Verwaltungsiastanz  in 
allen  Finanzsaehen  eine  bevorzugte  Stellung  beim  Entwurf  des  Etats,  bei  der  Bewilli- 
gung höheren  Aufwands  in  demselben  für  die  anderen  Verwaltungszweigc  und  ist  das 
entscheidende  Verwaltungsorgan  unter  dem  Staatsoberhaupt  für  die  Gestaltung  und 
Fortbildung  der  Einnahmewirthschaft. 

Zum  Abschluss  kommt  diese  Entwicklung  durch  die  modernen 
„Verfassungen"  in  den  Staaten  mit  Volksvertretung.  Hier 
erlangen  die  „Stände",  „Kammern",  „Parlamente"  das  politisch 
besonders  wichtige  Recht  einer  entscheidenden  Mitwirkung  bei  der 
Aufstellung  des  Etats  und  bei  der  Finanz-,  besonders  der  Steuer- 
gesetzgebung. Es  entsteht  dadurch  erst  eine  hinlänglich  verbürgte 
„verfassungsmässige  Finanz  Verwaltung",  namentlich  eine 
Finanzcontrole  in  Betreff  der  Prüfung  und  der  Innehaltung  des 
Etats.  Das  Etat-  und  das  Controlwesen  (die  administrative  und 
politische  Controle  §.  80)  werden  Hauptangelegenheiten  des  ver- 
fassungsmässigen Rechts  der  Volksvertretung.  Die  Verwaltung, 
insbesondere  die  im  Finanzministerium  zusammengefasste  Finanz- 
verwaltung werden  für  die  Führung  des  Staatshaushalts  dieser 
Vertretung,  wie  schon  bisher  dem  Staatsoberhaupt,  verantwortlich. 
Auch  dies  wichtige  staatsrechtliche  Princip  bedingt  wieder  eine 
Steigerung  der  Anforderungen  an  die  technisch  zweckmässige 
Einrichtung  des  Finanzdiensts,  des  Finanzbehördenwesens,  des 
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Zahlungs  ,  Caasen-,  Rechnungs-  and  Controlwesens.  So  wird  die 
formelle  Ordnung  des  Staatshaushalts  erst  in  der  gegenwärtigen 
Epoche  der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft"  mit  den  not- 
wendigen öffentlich-rechtlichen  Garantieen  umgeben. 

II.  Zur  Geschichte  des  Finanzdienstes  einzelner  Staaten. 

§.86.  —  I.  Altcrthum.  Griechenland.  Was  man  heute  über  die  alt- 
griechische Finaazverwaltung,  namentlich  die  athenische  weiss,  ist  wenig,  spo- 
radisch, im  Einzelnen  unsicher  und  die  historischo  Entwicklung  dieser  Dingo  entzieht 
sich  vollends  grossenthcils  der  Kenntnis».  Dennoch  genügt  das  Bekannte,  um  sich 
ein  ungefähres  Bild  von  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  zu  machen.  Man  sieht, 
dass  hier,  besonders  in  Athen  während  seiner  Bluthczeit  eine  fliiauztcchnisch  und 
staatsrechtlich  hoch  ausgebildete  Finanzverwaltung  bestand,  welche  in  ihren  typischen 
Grundzagen  den  modernen  Einrichtungen  gleicht,  —  ganz  naturgemäß ,  da  es  sich 
hier  um  feste  logische  oder  naturliche  Kategorieen  von  Dingen  handelt,  welche  mir 
in  Äusseren  Formpuncten  dem  geschichtlichen  Wechsel  unterliegen.  S.  das  Buch  2 
von  Böckh's  Staatshaush.  d.  Athener,  I.  Der  Rath  der  500  führte  die  Finanzver- 
waltung. Unter  ihm  fungirten  Behörden  und  Beamte  getrennt  für  die  drei  Haupt- 
dienste, die  Erhebang  dei  Einnahmen,  das  Kassenwesen  mit  der  Besorgung  eines 
Theils  der  Ausgaben  (so  durch  die  athen.'Apodccten,  die  die  empfangenen  Gelder  als 
oberste  Kasscninstanz  an  Spccialkassen  abführten),  und  für  das  Rechnung»-  und  Control- 
wesen  (»ehr  umfassende  Pflicht  zur  Rechenschaftslegung,  entwickeltes  Verfahren  dabei, 
Deirentlichkcit).  Zahlreiche  Finanzbeamten-Kategorien  kamen  in  diesen  drei  Dienst- 
zweigen  vor.  Ein  förmliches  Etatwesen  in  Form  von  Voranschlägen  über 
Einnahmen  und  Ausgaben,  als  Grundlage  für  den  Fiuanzdienst  und  für  die  Ver- 
antwortlichkeit der  leitenden  Finanzvcrwaltungsbehördcn  fehlte.  Ein  solcher  Leber- 
schlag wurde  „schwerlich  in  irgend  einem  hellenischen  Staate  regelmässig  und  im 
Voraus  angefertigt.-'  Böckh  I,  280. 

Rom.  Trotz  mannigfacher  Lücken  reicht  das  Material  über  die  Finanzverwal- 
tung Roms  aus,  sich  ein  ziemlich  genaues  Bild  davon  zu  machen  und  die  hauptsäch- 
lichen Veränderungen,  welche  die  Erhebung  der  Stadt  zum  \\  eltrcich  und  der  Leber- 
gang  von  der  republicanischen  zur  monarchischen  Regierung  mit  sich  brachten,  ge- 
schichtlich zu  verfolgen.  Die  neueren  Arbeiten  von  Th.  Mommsen,  Ii.  Mar- 
quardt. 0.  Hirschfeld,  Lange  u.  m.  a.  haben  unter  Mitbenutzung  des  inschrift- 
lichen Materials  Vieles  auch  im  Detail  festzustellen  vermocht.  S.  bes.  Marquardt, 
röm.  Staatsverwalf.  II  (1876;  S.  7«,  144,  199,  286  H*.  —  306.  Mommsen,  röm. 
Staatsrecht  (1.  Aufl.)  II,  1.  Abth.  (1874),  S.  510—538  (Quästor),  II,  2.  Abth.  S.  933— 
953  ^Staatskassen)  und  manches  Andere  passim.  L.  Bouchard,  sur  l'administration 
des  finances  de  l'empire  romain  dans  les  demiers  temps  de  son  ezistence,  Paris  (ohne 
Jahreszahl,  um  1S76>,  bes.  ch.  1,  11—13.  Eine  kurze  üebersicht  auch  nur  des  Wich- 
tigeren lässt  sich  ohne  ein  uns  hier  unmögliches  Eingehen  auf  Einzelheiten  nicht  wohl 
geben.    Nur  einige  Puncto  seien  daher  hier  hervorgehoben. 

Vielleicht  zu  den  ursprünglichen  seit  Begründung  des  Amts,  jedenfalls  zu  den 
sehr  alten  Functionen  der  Quaestores  urbani  gehörte  die  Kassenverwaltung 
(Mommsen,  II,  1,  510  h".).  Sic  hatten  die  Aufsicht  Uber  das  acrarium,  den 
Staatsschatz  und  die  Staatskasse  und  Uber  Alles,  was  darin  war,  einschliesslich  der 
Kassenbücher,  später  der  Abrechnungen  des  Aerars  mit  den  Provincialstatthaltem. 
..Als  Verwalter  der  römischen  Kasse  waren  die  Quästoren  verbunden,  die  für  den 
Staatsschatz  bestimmten  Zahlungen  entgegenzunehmen  und  die  aus  demselben  ange- 
wiesenen zu  leisten"  (Mommsen  a.  a.  0.  S.  514).  Doch  gelangten  nicht  alle  Ein- 
nahmen in  diese  Kasse,  sondern  in  Spccialkassen,  „die  rechtlich  Thcile  des  aerariuin, 
aber  thatsächlich  davon  getrennt"  waren ,  Kassen ,  deren  Einnahmen  und  Ausgaben 
(/.  B.  für  das  zur  Soldzahlung  dienende  tributum)  aber  rechnungsmässig  durch  die 
Bücher  der  Quästoren  liefen,  —  also  insofern  das  Princip  der  Staatskassen-Einheit. 
Einzelne  Arten  von  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  verschieden  behandelt.  „(Jeher 
das  eigentliche  Kasscnverfahron  ist  sogut  wie  nichts  bekannt"  (Mommsen  II,  1, 
A.  Wiignor,  FinanzwiMKciiHi-Tiari.  I.   3.  Aufl.  J3 
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521).  Mit  der  kaiserlichen  Zeit  gingen  in  der  Besetzung  dieses  Amts  der  Aerar- 
Quästur  und  dann  in  diesem  selbst  Aendernngcn  vor  sich. 

„Ein  fester  Etat,  in  welchem  Ausgaben  und  Einnahmen  gegen  einander  ab- 
gewogen waren,  scheint  zur  Zeit  der  Republik  niemals  aufgestellt  worden  zu  sein4' 
(Marquardt  a.  a.  0.  S.  77).  Erst  Augustus  Hess  einen  solchen  Etat  auf  Grund 
umfassender  Vorbereitungen  herstellen  (rationarium ,  breviarium  imperii^.  Unter  den 
ersten  Kaisern  erfolgten  Veröffentlichungen  daraus.  Aber  vom  Inhalte,  der  sich  auf 
die  Kassen  -  Bestände,  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ausserdem  auf  verschiedenes 
Andere,  bezog,  ist  nichts  auf  uns  gekommen.  Nur  von  den  Vorbereitungen  ist 
Einiges  bekannt  (Marquardt  199.  Mommscn,  II.  2.  Abth.  933\  Die  öfters  ver- 
suchten Schätzungen  der  Neueren  (Iber  die  Höhe  der  römischen  Staatseinnahmen  und 
Ausgaben  sind  sätnmtlich  sehr  unsicher  (Marquardt  S.  2SG), 

Von  besonderer  staatsrechtlicher  und  (inauztechnischcr  Wichtigkeit  war  die  Ge- 
staltung des  Kassenwesens  seit  der  Kaiserl.  Zeit  (Marquardt  S.  293  II.,  Momm- 
scn II,  2.  Abth.  S.  934).  Die  Entwicklung  der  Dinge  ist  hier,  entsprechend  der 
immer  absoluter  werdenden  Gewalt  des  Monarchen,  cinigermaassen  die  analoge  wie 
in  der  neueren  Zeit  des  Nicdorgangs  der  ständischen  Macht  und  die  umgekehrte  wie 
seitdem  in  der  Periode  der  Loslösung  des  modernen  Staats  von  der  patrimonialen 
Auffassung  und  seit  der  Ausbildung  der  constitutionellen  Staatsform.  Das  aerarium 
Saturn  i  der  Republik,  damals  die  einzige  Haupt-Staatskasse,  wurde  nach  der  Thei- 
lung  der  Provinzen  in  senatorische  und  kaiserliche  zur  Staatskasse  bloss  für  die 
ersteren.  Obgleich  der  Senat  darüber  rechtlich  verfugte,  kam  doch  auch  diese  Kasse 
mehr  und  mehr  unter  die  maassgebende  Leitung  des  Kaisers.  Länger  noch  formell 
getrennt  neben  dem  Fiscus  bestehen  bleibend,  wurde  sie  im  3.  Jahrhundert  zur  blossen 
Stadtkasse  und  der  Fiscus  die  einzige  Haupt-Staatskasse.  Der  fiscus  (f.  Oaesaris), 
ist  die  von  Augustus  begründete  eigentliche  kaiserliche  Staatskasse,  in  welche 
vor  Allem  die  Einnahmen  aus  den  kaiserlichen  Provinzen,  ferner  gewisse  Einnahmen 
von  Domänen  und  Abgaben  auch  aus  den  senatorischen  Provinzen  fliessen,  auf  welcher 
aber  Ausgaben  wesentlich  öffentlichen  Characters.  nur  von  nächstem  Interesse 
auch  für  den  Monarchen  lasten,  für  die  Unterhaltung  des  Heeres,  der  Flotten,  des 
Kriegsmaterials,  für  dio  Besoldung  der  Beamten,  die  Versorgung  Borns  mit  Getreide, 
die  Militärstrassen,  die  Post,  die  Staatsbauten.  Vom  Fiscus  als  kaiserl.  Staatskasse 
unterschied  sich  eine  kaiserl.  Privatkassc  (Patrimonium  Caesaris),  die  aber 
doch  mehr  die  des  Fürsten  als  solchen  als  reines  Privat-  und  Familienvermögen  (res 
familiaris)  gewescu  zu  sein  scheint.  Entsprechend  den  Verhältnissen  des  absolut- 
monarchischen  Staats  war  die  Trennung  von  Fiscus  und  Privatkasse  eine  schwankende, 
^tatsächlich  nicht  wesentliche.  Neben  diesen  Centralkassen  errichtete  Augustus  end- 
lich noch  im  aerarium  militare  eine  mit  bestimmten  Einnahmen  (u.  A.  der  Erb- 
schaftssteuer) ausgestattete  „Militärpcnsionskassc".  Für  den  Erhebungs-,  Ausgabe-, 
Vcrrechnungs-  und  Controldienst  bestand  nun  ein  sehr  entwickeltes  Acmtersystem  auch 
in  den  Provinzen.  U.  A.  in  jeder  Provinz  eine  Provincialkassc  (fiscus  provinciaeV 
unter  ihr  verschiedene  Einnahmeämter;  bei  jedem  Truppentheil  ein  liscus  eastrensis 
für  die  Ausgaben.  Besondere  Organe  ähnlicher  Art  hatte  das  Aerar,  solange  es  Staats- 
kasse war,  und  dio  kais.  Privatkasso  (Marquardt  S.  304).  Für  den  Erhebungsdienst 
ist  die  Aufgabe  durch  das  ausgedehnte  System  der  Verpachtung  der  Steuern  und 
Gefälle  vereinfacht  worden.  Allerdings  wurde  im  kaiserlichen  Rom  die  provinciale 
Ilauptstcuer ,  „die  Grund-  und  Vermögenssteuer  nicht  mehr  verpachtet,  sondern  von 
den  Behörden  des  Reichs,  unter  Vermittlung  der  städtischen,  direct  erhoben"  (Momm- 
scn II,  2,  947).  Aber  wichtige  Einnahmen,  so  die  Erbschaftsteuer,  die  Zölle,  manche 
Domänengefälle,  blieben  verpachtet.  Die  Pa<htgescllschaften  und  ihre  einzelnen 
„Bureaus"  in  den  Steuerbezirken  standen  indessen  unter  einer  gewissen  Controle  durch 
beigegebene  kais.  Beamte  und  die  Sehlussrechnnngen  gingen,  nach  Mommscn,  nach 
Rom  leb.  S.  94S).  So  deutet  alles  das,  was  von  Nachrichten  Uber  die  römische 
Fman/.vcrwaltung  auf  die  Gegenwart  gekommen  ist,  so  viel  Unsicheres  auch  im  Ein- 
zelnen bleibt,  darauf  hin.  dass  die  damaligen  Einrichtungen  in  ihrer  späteren  Ent- 
wicklung zur  Zeit  des  wohlgeordneten  röm.  Weltreichs  denjenigen  moderner  Gross- 
staaten  sehr  ähnlich  gewesen  sind,  —  was  ja  auch  naturlich  genug  ist. 

§.  H7.  —2.  Früheres  Mittelalter,  besonders  in  Deutschland.  Die  römi- 
schen Einrichtungen  gingen  zunächst  in  die  Staaten  mit  über,  welche  sich  auf  den 
Trümmern  des  niin.  Reiches  in  der  romanisch-gormanischen  Welt  neu  bildeten.  Aber 
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«las  Meiste  davon  gerieth  doch  bald  in  Verfall  und  verschwand  unter  den  ganz  ver- 
änderten wirtschaftlichen,  socialen  and  politischen  Verhältnissen.  Erst  allmälig  ent- 
wickelte die  nene  Staatenwelt  nach  ihren  Bedürfnissen  ihre  neue  Finanzverwaltung, 
technisch  und  rechtlich  viel  unvollkommener,  als  die  römische  Verwaltung  gewesen. 
Einzelnes  bildete  sich  später  auch  wohl  mit  nach  antikem  Mnster  und  nicht  erst  mit 
der  späteren  Einbürgerung  des  röm.  Rechts,  sondern  schon  früh  beim  fränkischen 
Königtum  fand  das  römische  Fiscalrecht  eine  gewisse  Anerkennung  und  Nach- 
ahmung, was  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Finanzwesens,  besonders  der 
Einnahmen  blieb. 

Im  fränkischen  Reich  der  Mcrovinger  findet  sich  unter  den  höchsten 
Hofbeamten  bereits  ein  eigener  Schatzmeister  oder  Kämmerer  (thesaurnrius), 
der  den  Schatz  und  was  damit  in  Verbindung  stand,  die  Geschenke  u.  s.  w.  verwal- 
tete (Waitz,  Verf.gcsch.  II,  2.  Aufl.,  402)  Der  Begrilf  des  Fiscus  im  römischen 
Sinne  hat  sich  auch  bei  den  Merovingern  erhalten,  wenngleich  etwas  moditicirt.  Er 
bedeutet  die  königl.  Kasse  und  weiter  alles  königl.  Fligeiithum  und  was  dazu  gehört 
an  Einkünften  u.  dgl..  auch  den  Schatz,  der  in  der  Schatzkammer,  dem  aerarium 
(aer.  publicum)  bewahrt  wird  und  die  Einnahmen  empfängt.  Eine  Trennung  des 
eigentlichen  öffentlichen  und  des  königlichen  Vermögens  und  Einkommens  fehlt  aber 
nach  Lage  der  Verhältnisse.  Für  die  Verwaltung  der  Güter  und  die  Erhebung  d<  r 
selten  genau  zu  trennenden  steucrartigen  und- herrschaftlichen  Abgaben,  Gefälle,  der 
Strafgelder  dienen  im  Lande  die  gewöhnlichen  allgemeinen  Beamten,  die  (trafen,  auch 
die  domestici,  unter  ihnen  die  örtlichen  Beamten,  Vicarien.  Tribunen,  Schultheissen, 
die  Wirthschaftsbeamten  der  Domänen,  keine  eigenen  Finanzbeamten,  mit  Ausnahme 
der  Zöllner  (Waitz,  II,  KIT— fi2fi,  412),  Hüllmann,  Ü.  Fin.gesch.  240). 

In  der  caroli ngidch.cn  Zeit  ging  die  Entwicklang  auf  der  so  geschaffenen 
Grundlage  fort.  Carl  M.  wie  seine  Nach fulger  schärfen  in  den  Capitularien  auf  finnnz. 
Gebiete  mehr  alte  Normen  ein,  als  dass  sio  neue  Grundsätze  durchführten.  Das  Major- 
domat  war  selbst  durch  die  Thcilnahmc  an  der  Verwaltung  des  königl.  Guts  mit  zu 
seiner  Macht  gelangt.  Der  Kern  der  Finanzwirthschaft  war  nach  wie  vor  das  könig- 
liche Domänengut,  and  blieb  das  noch  lange  nach  der  carol.  Zeit.  Die  Verwaltung 
dieser  Güter  durch  eigene  Wirthschaftsbeamtc  unter  Aufsicht  von  Hof  beamten  und 
t'ontrole  der  Sendboten  wird  bes.  im  capit.  de  villis  ron  Carl  M.  genau  geordnet.  Ver- 
zeichnisse. Beschreibungen  und  Invcntare  werden  aufgenommen  (vgl.  Waitz,  IV. 
Kap.  0,  bes.  S.  119  ff.,  v.  Inama-Stern egg,  Deutsche  Wirthsch.gesch.  I,  321  11'.. 
Hüll  mann,  Fin.gesch.  1  ff.,  19  lf.,  36  ff.).  Eine  besondere  Finanzverwaltung  und 
eigene  Finanzbeamte  fehlen  bei  dem  Charactcr  des  ganzen  Staatswesens,  der  Ver- 
mischung des  öfTentlichcn-rechtlichcn  und  privatrechtlichen  Moments,  der  vorherrschen- 
den Naturalwirtschaft  (vgl.  bes.  Waitz  a.  a.  0.). 

In  der  folgenden  Periode,  etwa  vom  9.— 13.  Jahrhundert,  gewann  zwar  die 
Geldwirtbschaft  schon  mehr  Boden  und  die  Heeresvcrfassung  änderte  sich  und  begann 
mehr  Geldbedarf  zu  schaffen.  „Doch  war  man,  sagt  Waitz,  VIII,  21K,  weit  entfernt 
von  einer  nach  irgend  welchen  allgemeinen  Gesichtspunctcn  geordneten  Finanzwirth- 
schaft. Als  Regel  galt  noch  immer,  dass  die  staatlichen  Bedürfnisse  möglichst  durch 
dircete  Leistungen  zu  befriedigen  seien:  öffentliche  Ausgaben  und  die  des  Königs 
waren  nicht  geschieden  und  deshalb  auch  die  Einkünfte  nicht  auseinander  gehalten, 
für  die  Verwaltung  dieser  waren  keine  besonderen  Einrichtungen  getroffen.  Auch  in 
den  einzelnen  Fürslenthumern  verhielt  es  sich  nicht  wesentlich  anders,  was  sich  fand, 
trug  nur  den  Charactcr  einer  grösseren  Privatwirtschaft  an  sich."  Der  ..Kämme- 
rer" hat  die  Finanzgeschäfte,  soweit  von  solchen  zu  reden  ist,  zu  leiten.  Der  Auf- 
bewahrungsort des  Einkommens  und  der  köu.  Kasse  wird  camera,  Kammer  ge- 
nannt, woneben  die  Ausdrucke  fiscus,  aerarium,  thesaurus,  Schatz  in  der  früheren 
Bedeutung  vorkommen,  mit  etwas  verschiedenen  Nebenbedeutungen  (Waitz,  VIII, 
219  fr.).  Sonst  fehlen  eigene  Finanzbeamte  auch  auf  den  Gütern  und  im  Lande  wohl 
noch  fast  ganz,  die  Wirthschaftsbeamten  (Amtleute)  und  allgemeinen  Verwaltungs- 
bcamten  (Vögte)  besorgen  auch  hier  den  unteren  Dienst  für  die  etwaigen  Finanz- 
geschäfte, Erhebung  von  Abgaben,  Gefällen,  Bewcrkstellignng  von  Ausgaben  mit. 
Auch  ,jm  umfassenden  Aufzeichnungen  über  das,  was  dem  König  an  Besitzungen  und 
Einkünften  zustand  oder  durch  und  für  ihn  zur  Verwendung  kam,  hat  es  wahrschein- 
lich in  Deutschland  gefehlt"  (Waitz,  VIII,  223).  Also  noch  nichts  von  ..Etatwesen". 
Mit  dem  allmäligcn  Herab?ehcn  der  Reichsgewalt,  dem  Verluste  der  meisten  Domänen 
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und  Regalien,  dem  Fehlen  einer  bleibenden  Rcichsbesteueruug,  dem  Uebergang  der 
Zolle  u.  s.  v.  an  die  Territorialgewalten,  dem  Mangel  eigentlicher  öffentlicher  Reichs- 
ausgaben  ist  in  der  Folgezeit  im  Deutschen  Keiche  als  solchem  natürlich  von  einer 
eigenen  Finanzvcrwaltung  immer  weniger  die  Rede.  Die  verbliebenen  Domanial-  und 
anderen  Einkünfte  wurden  auf  Reichsgütern  ähnlich  wie  in  deu  Territorien  verwaltet, 
die  seltenen  Reichssteuern  von  den  Städten  und  Territorien  meist  hier  eigens  erhoben 
und  an  die  kais.  Kammer  abgeführt.  Dies  gilt  grossenthcils  auch  von  den  Reichs- 
steuern des  15.  und  1(5.  Jahrhunderts  ^dem  „gemeinen  Pfennig"  und  der  ..Türken- 
Steuer1'),  konnte  mangels  eigener  Verwaltungsorgane  des  Reichs  und  angesichts  der 
bereits  ziemlich  ausgebildeten  Verwaltungsmaschineric  der  Territorien  auch  kaum 
anders  sein ,  erklärt  aber  das  ganz  unzulängliche  Eingehen  solcher  Abgaben  mit 
(Weizsäcker,  Rede  über  d.  geschieht!.  Entwickl.  u.  Idee  einer  allgem.  Reichssteuer, 
Rerl.  1J>S2). 

§.  SS.  —  3.  Deutsche  Fiua nzverwaltun g  in  den  Territorien  und 
Einzel  Staaten.  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  deutschen  politischen  Verhält- 
nisse erklärt  es,  dass  vom  späteren  Mittelalter  an  nur  eine  territoriale  und  localc 
Finanzvcrwaltung  in  Betracht  kommt.  Am  Frühsten  bildet  sich  die  locale  in  den 
Städten  aus,  weil  hier  zuerst  eigentlich  öffentliche,  „gemeinwirthschaft- 
lichc"  Bedurfnisse  Befriedigung  erheischen,  dafür,  zumal  in  Städten  mit  wenig 
(ieineindevcrinögen  und  deshalb  vorherrschender  Steuerwirthschaft .  umfassende  Ein- 
richtungen zur  Einnahmebcschatiung  getroffen  und  öffentliche  Organe  zur  Leitung  und 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte  bestellt  werden  müssen.  In  den  „Städten  ent- 
wickelte sich  zuerst  eiu  geordneter  öffentlicher  Haushalt;  in  ihnen  bildeten 
sich  zuerst  im  deutschen  Gemeinwesen  Steuern  im  heutigen  Sinne  des  Worts 
und  eine  Staatswirthschaft  heraus,  in  welcher  die  (icldwirthschaft  durchgeführt 
wurde,  die  llaupteiunahme<|iielle  in  Steuern  bestand,  in  welcher  auch  der  öffentliche 
Credit  in  maunigfachcr  Weise  zur  Bestreitung  ordentlicher  und  ausserordentlicher 
öffentlicher  Ausgaben  zur  Anwendung  kam  und  eigene  Finanzorgane  uuter 
öffentlicher  Controle  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
öUentlnh-rechtlichcn  (iemeinwirihschaft  besorgten44  (Schön  berg,  Fin.verf.  d.  St. 
Basel.  Tüb.  1 S79 ,  S.  {)  (f.).  „Die  zweckmässige  Organisation  der  Finanzverwaltung 
war  daher  in  den  Städten  bereits  lange  ein  wichtiger  Zweig  der  öffentlichen  Verwal- 
tung, ehe  in  den  TcrritoriaUtaaten  auch  nur  das  Bedürfnis*  danach  vorhanden  war" 
(Eb.  S.  II).  Wahrscheinlich  hat  die  städtische  Finanzverwaltung  später  den  Terri- 
torien mit  zum  Muster  gedient,  wie  z.  B.  Arnold  (Verf.gesch.  d.  deutscheu  Frei- 
städtc,  1*54,  II,  l.'lS,  bei  Schön  berg  a.  a.  O.i  auch  annimmt,  Schönberg  selbsl 
mit  Rücksicht  auf  erst  noch  erforderliche  weitere  Untersuchungen  dahin  gestellt  sein 
lässt.  In  Basel  (Schönberg,  S.  23  II.)  war  im  14.  Jahrhundert  der  Rath  auch 
die  höchsto  Finanzbehörde,  die  Ausführung  seiner  Beschlüsse  in  Finanzsachen  und 
die  eigentliche  Finanzverwaltung  hatte  seit  Mitte  des  14.  Jahrb.  ein  besonderes  Colle- 
gium  von  "  Personen  (die  „Sieben4',  5  Rathsherren.  2  Zunftmeister).  „Sie  waren  das 
eigentliche  administrative  Central-Finanzorgan.  Sie  hatten  die  Stadtkassc  hinter  sich 
(drei  von  ihnen  führten  die  Schlüssel  dazu),  empfingen  direct  oder  indirect  durch 
andere  Finanzbeamte  die  Einnahmen  und  besorgten  nach  den  Anweisungen  des  Raths 
die  Ausgabcu"  (ob.  S.  31).  Ueber  die  Einnahmen  and  Ausgaben  wurden  genaue 
Wochen- Rechnungsbücher  geführt.  Am  Ende  der  Amtsführung  hatten  die  Sieben  eine 
Rechnung  aller  Einnahmen  und  Ausgaben  zusammenzustellen  und  dem  Rath  zu  über 
geben,  um  Dechargo  zu  erhalten.  Auch  Jahresabschlüsse  wurden  gemacht  und 
alle  diese  Abrechnungen  in  besondere  Bücher  eingetragen.  Ein  anderes  Collegium. 
das  im  15.  Jahrh.  dazu  kam,  das  der  13,  scheint  in  Finanzsachen  die  Entscheidungen 
des  Raths  mit  vorbereitet,  die  Ausführung  der  Rathsbeschlüsse  mit  besorgt,  die  Thätigkeit 
der  spi'ciellen  Finanzorgane  überwacht  zu  haben,  —  also  eine  Art  Controlorgan  gewesen  zu 
sein  (Schöiiborg  S.  49).  Noch  ein  anderes,  aus  ständigereu  Mitgliedern  bestehendes 
Organ,  die  „Dreier44,  hatte  neben  den  Siebeuern  eine  Function  der  Mitwirkung  an  den 
Finanzgeschäften  und  vielleicht  speciell  die  Stadtschuldeuverwaltung  in  Händen  (Schön- 
berg,  S.  45'K  Die  Siebener  wie  die  Dreier  erhielten  Honorar.  Als  untere  Ausfüh- 
rungMjrgane  besonders  für  die  spezielle  Erhebung  einzelner  Einnahmen  und  für  die 
Besorgung  einiger  Ausgaben  waren  Einzelbcamtc  vorhanden,  die  in  gewissen  Ter- 
minen die  Einnahmen  an  die  Siebener  abzuführen  und  ihnen  Rechnung  zu  legen 
hatten  (eb.  S.  50,  Daten  über  die  Gehalte  und  Löhne  der  Stadtbeamten  in         S.  55ih 
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§.  89.  Die  Territorialhnanzcn  behielten  länger  ihren  Schwerjiunct  in  den  Do- 
mänen, Regalien  and  alten  Abgaben  und  Gefällen  mancherlei  Art,  eigentliche  um- 
fassendere Steucrwirthschafl  kam  erst  später  und  ab  bleibende  Einrichtung  erst  vom 
15. — 17.  Jahrhundert  hinzu,  als  auch  hier  mit  der  Umgestaltung  des  Heerwescus,  der 
Notwendigkeit  vermehrter  „innerer1,  polizeilicher,  wirtschaftlicher  Vcrwaltungs- 
thätigkeit,  mit  der  stärkeren  Entwicklung  der  (ieldwirthschaft  der  Finanzbedarf  stieg, 
mehr  als  Geldbedarf  erschien  und  neue  Einrichtungen  zu  seiner  Besorgung  und 
Deckung  erforderlich  wurden.  Die  Ausbildung  der  landständischen  Verfassung 
hängt  eng  mit  diesen  Verhältnissen  zusammen.  Es  galt  für  die  Stände,  ihre  her- 
gebrachten Rechte  und  Privilegien  zu  erhalten;  das  gefährdetste  dieser  Rechte  war 
hei  dem  steigenden  Finauzbedarf  und  der  oftmals  fühlbaren  Finanznoth,  welche  zu 
schlimmer  Schuldenwirthschaft  führte,  die  Freiheit  von  Beten  oder  Steuern,  wäh- 
rend die  Territorialgewalten  unbedingt  mehr  und  neue  Steuern  brauchten.  Eben  dies 
führte  zu  Verhandlungen  mit  den  Ständen,  um  Hilfe  zur  Abtragung  von  Schulden 
und  zur  Bestreitung  von  Ausgaben  mittelst  Steuern  zu  erhalten.  Daraus  ging  die  Ver- 
einigung der  Stände  und  die  landständische  Verfassung  mit  hervor.  Wenn  dabei  auch 
audere  Momente  noch  mitwirkten  und  andere  Dinge  in  den  Versammlungen  erledigt 
wurden,  so  war  doch  die  ständische  Stouerbew illigung  meistens  der  Kern  von 
Allem.  (S.  daher  auch  Fin.  II.  §.  355,  bes.  356  u.  uberh.  Abschn.  2  das.  S.  l'J5  11.: 
„die  Besteuerung  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Verfassung  u.  zum  polit.  Stände- 
we*cn".  —  Eichhorn,  D.  Staats-  u.  Rechtsgcsch.  II,  §.  423  ff.  Als  Beispiele  der 
Entwicklung  der  Dinge  im  Einzelnen,  ausser  den  Noten  bei  Eichhorn,  s.  u.  A.  Kries, 
histor.  Entwickl.  d.  Steuerverfass.  in  Schlesien,  Bresl.  IM2,  Falke,  Steucrbewillig. 
der  Landstände  in  Kur-Sachsen,  Tüb.  Ztschr.  1874,  1875,  Riccke.  Vcrfass.  u.  s.  w. 
W  Ortenbergs  1882.  S.  12  11'.). 

Es  bildete  sich  so  der  Begriff  des  „Kammerguts"  rechtlich  genauer  aus  und 
es  entstand  neben  der  fürstlichen  „Kammerkasse",  in  welche  die  Einkünfte  des 
Kammerguts,  d.  h.  meistens  nur  die  Ueberschüsse  der  einzelnen  Ertragsquellen 
flössen.  —  über  die  unmittelbar  zur  Rrtragsgewinnung  erforderlichen  Ausgaben  und 
über  die  allgemeinen  Verwaltungsausgaben  hinaus,  die  z.  B.  für  die  Vögte  und  die 
Dienstmanuschaft  gebraucht  wurden  —  die  landständischc  Stcuerkasse.  Ein 
gewisses  Etatwescn  war  damit  schon  verbunden,  weil  den  Ständen  der  Bedarf  der 
Fürsten  aus  der  Unzurcichendhcit  der  Mittel  der  Kammerkasse  erst  nachgewiesen 
werden  musstc.  Ein  genauen«  Rechnungs-,  Spccialkassen-,  Controlwcsen  knüpfte  sich 
■lunn  nothwendig  an. 

In  der  Verwaltung  der  landesherrlichen  oder  Kammereinkünfte  ging  aus  den 
verschiedenen  hier  angedeuteten  Gründen  im  14. — IG.  Jahrhundert  denn  auch  eine 
Veränderung  hervor.(  Vgl.  bes.  Eichhorn,  Iii,  §.430,  IV,  §.54'.».)  Ein  eigentlicher 
höherer  wie  unterer  Finanz  dienst  beginnt  sich  von  der  allgemeinen  Verwaltung  los- 
zulösen. Der  allgemeine  oberste  Verwaltungsbeamte,  der  jetzt  über  grössere  Districte 
*ls  „Landeshauptmann"  u.  dgl.  bestellt  wird,  hatte  zwar  auch  noch  die  Einlieferung 
und  Verrechnung  der  Einnahmen  unter  sich,  der  eigentliche  Finanzdienst  wurde  aber 
*-hon  von  besonderen  (  ameral-  oder  Finanzbeamten  („Rontmeister", 
„Kammermeister",  „Landschreiber"  u.  dgl.  Namen  mehr)  besorgt.  Solche  Spe- 
riulbcatntc  i^Amtskassner,  Amtsvcrwalter)  kommen  auch  bei  den  unteren  Acmtern 
mehr  und  mehr  auf.  Die  Naturalbcsoldungen  der  Verwaltuugsbeamten,  das  System 
der  Anweisung  derselben  auf  Domänen,  die  sie  dann  für  sich  selbst  zu  bewirt- 
schaften hatten,  und  auf  gutsherrliche  Gefälle  hörten  noch  nicht  auf.  aber  die  Gcld- 
besoldungcn  verbreiteten  sich  mehr.  Die  Domänen  selbst  wurden  bis  zum  Ende  des 
17.  Jahrh.  in  deutschen  Landen  inoi&tens  auf  Rechnung  der  Kammerkasse  bewirt- 
schaftet, nicht  verpachtet  Ein  Theil  ihres  Ertrags  wurde  immer  noch  in  natura  dem 
Hofe  oder  den  Beamten  als  Besoldung  zugeführt,  aber  die  Verrechnung  und  die  Con- 
trole  wurden  methodischer  und  umfassender.  Im  )♦'».  u.  17.  Jahrh.  bestand  die  Ver- 
änderung der  allgemeinen  Einrichtung  des  obersten  Beamtenwesens  in  der  Bildung 
von  Collegie»  von  Rathen  (..Hofrath" ,  „Kanzlei",  ,. Regierung") .  einem  oder  in 
jrr*»iweren  Ländern  mehreren  für  die  einzelnen  Landestheile.  Hier  führte  die  Ver- 
mehrung der  Geschäfte,  die  steigende  Arbeitsteilung-  und  das  Bedürfniss  naeh  spe- 
cialistisch  ausgebildeten  Beamten  dann  zu  einer  Trennung  nach  Gcsc.häfts- 
irr tippen.  Besonders  für  die  Besorgung  der  Geschäfte  dos  Kainmerguts  entstanden, 
aufanir»  als  eigene  Deputationen  der   Regierung,  dann  als  selbständige  Collegien  die 


1<)8  1.  B.  1.  K.  Formelle  Ordnung  1.  A  Finanzdienst.  §.  S9,  90. 


II  o  fka  ui  in  e  r  n  «Eichhorn,  IV.  .H71.  Diu  Kinrichtung  und  Aufgabe  dieser  Kaut* 
incrn  Mitte  dos  17.  Jahrh.  behandelt  v.  Seckendorf!*,  teutseher  Fürstenstaat,  Th.  3, 
Kap.  1.  Frankf.  Ausg.  v.  1656,  S.  232  IL  genau.  Üic  ..Kammer"  oder  Keut- 
kammer  f.,Kenterey"  ,  auch  Kecheukamiucr ,  HofkanimcrJ  hat  für  „die  rechte  Ein- 
bringung  der  fürstl.  iutraden"  und  für  ,die  gebührliche  Anwendung"  derselben  zu 
sorgend  Wo  dann  vom  17.  Jahrh.  aa  der  Einflnss  der  Stände  in  l'inanzsachcn  ge- 
brochen wurde  und  sich  die  Territorialgewalt  auch  im  Inneren  ziemlich  zur  absoluten 
entwickelte,  während  die  stehenden  Heere  und  die  gesatnmte  Landesvcrwaltuug.  die 
sich  ohnedem  mehr  centralisirte,  den  Finauzbedarf  immer  mehr  steigi-rtcu  und  unbe- 
dingt grössere  Steuereinnahmen  verlangten  (Oesterreich.  Prcussen.  Haiern  u.  a.  ui.), 
kam  es  bereits  zu  einer  einheitlicheren ,  alle  Arten  öffentlicher  Einnahmen,  kamuier- 
einkunfte  und  Steuern  zusaiuuienfassendeu  Finauzrerwaltung.  Anderswo  erhielten  sich 
mehr  die  alteren  Einrichtungen,  auch  selbst  die  förmliche  Kassentrennung,  nicht  nur 
wahrend  des  IS.  Jahrb..  sondern  noch  Uber  die  Sturme  der  französischen  Kriegszeit 
hinaus,  in  einzelnen,  besonders  einigen  kleinen  deutscheu  Staaten  sogar,  mit  einigen 
Modifikationen  in  Folge  des  neuereu  Verfassungsrechts,  bis  in  die  unmittelbare  Gegen- 
wart. Diese  Dinge  lassen  sich  überhaupt  nur  in  historischer  Betrachtung  ver- 
sieben. Sie  hängen  mit  der  Kechtsgcschichte  des  älteren  domauium  oder  Kammerguts 
auf  das  Engste  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle  noch  nicht  einzugehen  ist.  Nur 
über  das  getrennte  Kastenwesen ,  in  seiner  Bedeutung  für  die  formelle  Ordnung  des 
Staatshaushalts  und  für  die  Finanzvcnraltung  ist  hier  noch  Flinigcs  hinzuzufügen 
(z.  Th.  nach  §.  151.  153,  151  der  2.  Aull,  dieses  Bands  I.  im  Auschluss  an  Kau 
Fin.  I.  §.  110.  02,  0."{.  S.  auch  v.  Seckendorf f,  Furstenst.  Th.  1,  Kap.  3,  Abscbu. 
(von  der  ..Landes-Steuerbarkcit" ,  Frankf.  Ausg.  v.  1656  S.  222),  v.  Justi,  Staats- 
wirihsch.  II.  Sil.  Zaeharii,  D.  St.  u.  Bundesrecht  II.  §.  200  II.,  210  iL  (2.- A.). 

§.0().  Die  Kassentrennung  im  deutschen  territorialen  Finanz- 
wesen. Nach  den  anerkannten  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Landesstaatsrechts, 
welche  meist  uoch  beim  Kintritt  der  Periode  der  neuen  Verfassungsbildungen  im 
10.  Jahrhundert  galten,  war  der  Bcgrill  des  ..Kammerguts",  der  fürstlichen 
..Kam  inere  i  nkü  nftc".  die  in  die  „Kamme  rkasse"  flössen,  ein  ziemlich  um- 
fassender. Zum  Kammergut  gehörten  nicht  nur  der  ländliche  Grundbesitz  und 
Verwandtes,  die  Feldgütcr.  d.  h.  Garten-,  Beb-,  Ackerland,  Wiesen,  Weiden,  sammt 
Winhsrhaftsgcbäuden,  häufig  mit  gutsherrlichen  Gerechtsamen,  dinglichen 
Berechtigungen  verbunden,  wobei  die  Feldgüter  vielfach  grosse  Hofgüter 
iDo  uiäncn  h  ö  fc}  bildeten  (die  späteren  „Kammergüter  im  en  gereu  Sinne"  oder 
die  ..eigentlichen  Domänen"),  ferner  Gowcrksvorrich  tungeu,  als  Mühlen.  Braue- 
reien u.  dgl.  in.,  auch  wohl  Wohngebäude,  dann  die  Waldungen,  Forsten.  Die 
Gesainuitheit  dieses  Besitzthums  hiess  schon  im  fränkischen  Reich  bona  fiscalia,  später 
domania,  Domänen  (Zöpfl,  St.  u.  K.gesch.  II.  210,  Waitz,  Verf.gcsch.  II,  616  «.). 
Ausserdem  gehörten ,  wie  sich  aus  der  Verbindung  der  Territorialgewalt  späterer 
Landeshoheit)  und  dem  Domänenbesitz  in  der  Einen  Hand  des  Fürsten  erklärt,  noch 
andere  finanzielle  Gerechtsame  verschiedenen  staatsrechtlichen  Oharactors 
zum  Kammergut,  welche  finanzwissenschaftlich  überwiegend  gebühren-  und  steuer- 
artiger Natur  sind.  So  werden  die  sog.  nutzbaren  Kegalien,  Bergwerke,  Salinen, 
Posten.  Münze  u.  v.  a.  in.,  dann  die  Zölle  und  G  cleitsgelde  r .  ferner  Uonfis- 
catioiisertriige.  Sportein,  Uoneessioua-,  Nachsteuer-  und  Ab/.ugsgelder,  Kot 
zehnten,  Stempel  gefalle  im  Allgemeinen,  mit  particularrechtlicheii  Ausnahmen, 
zum  Kammergut,  daher  die  betretenden  Einkünfte  regelmässig  zum  Einkommen  der 
Kammerkasse  gerechnet  (s.  Zachariä,  D.  St.  u.  Bundorecht.  11,  §.  200,  in  der 
2,  Ausg.  S.  421).  Wie  nun  auch  der  rechtliche  Ursprung  dieses  Kammerguts,  nainent- 
lieh  seines  Hauptthcils,  des  Grundbesitzes,  immer  war.  —  theils  wirklich  ursprüng- 
liches Staatsgut,  theils  dynastisches  llausgut  — .  nach  gemeinem  deutschen  Staats- 
recht hatte  der  Ertrag  dieses  gesammten  Kainmerguts  nicht  nur  zur  Bestreitung  der 
eigentlichen  fürstlichen  oder  Hofausgaben,  sondern  darüber  hinaus,  soweit  erreichte, 
zur  Bestreitung  der  übrigen,  wirklich  „öffentlichen"  oder  Staatsbedürfnisse  zu  dienen, 
eine  Unterscheidung  der  Ausgaben,  welche  freilich  früher  vollends  eine  lliessoudc 
war.  Auch  nach  der  Entstehuni:  der  landstandischeu  Verfassung  hatte  der  Fürst  die 
Verwaltung  des  Kammerguts  und  der  Kammerkassc  allein  in  Händen.  Im  Interesse 
des  Landes,  bez.  ihrer  selbst  durften  die  Stände  aber  einer  Veräußerung,  Vergebung 
und  Belastung  des  Kammerguts  widersprechen,  um  dessen  Einnahmen  für  die  Docktin; 


Digitized  by  Google 


Zur  (icschtchte  des  Finarizdicnstes.  Deutsche  Rassentrennung. 


199 


•ler  Ansgaben  verfügbar  zu  erhalten,  ferner  hatten  unter  diesen  Umständen  die  Stände 
das  Recht,  wenn  von  ihneu  die  Bewilligung  neuer  oder  der  Fortdauer  alter,  d  h.' 
früher  von  ihnen  bewilligter  Steuern  verlangt  wurde,  Einsicht  vom  Stande  und  den 
Mitteln  der  Kannnerkasse  zu  nehmen.  Nur  bei  ihnen  nachgewiesener  Insufticieuz 
dieser  Kasse  brauchten  sie  Steuern  zu  gewähren,  ein  Kcchtssntz,  welcher  ausdrücklich 
m  Kraft  blieb,  als  im  Laufe  des  17.  Jahrh.  mehr  und  mehr  die  Verpflichtung  der 
Staude  zur  Bewilligung  von  Steuern  im  Fall  notwendigen  Bedarfs  geltendes  ü deut- 
liches Recht  wurde.  Diese  Verhältnisse,  u.  A.  auch,  schon  in  der  früheren  Zeit  der 
laud»tändiscben  Verfassung,  die  Bewilligung  der  Steuern  in  der  Form  von  „Zweck- 
jteuern"  für  die  und  die  bestimmte  Verwendung  (Schuldentilgung,  Kriigskostcn  u.  dgl. 
—  r.  Sc<-kendorff  a.  a.  0.  erwähnt  als  sonstige  Motiv irung  der  Steuerforderung 
l  H.  Abgang  der  eigenen  Kauimergutcr,  weitläufige  Bestellung  des  Regiments,  noth- 
»endige  Gebäude,  vorhabende  gemeinnüt/.  Anstalten,  ansehnliche  Heirathen,  kostbare 
Beben.  Legationcn  u.  s.  w.  „zu  des  Fürsten  und  des  Landes  Xnthdurft"  -)  führten 
mr  Bildung  der  landständischen  Steuerkassen  („Landeskassen"),  in  welche 
die  bewilligten  Steuern  flössen. 

In  den  einzelnen  Territorien  war  die  Rechtsstellung  und  Verwaltung  dieser 
Kassen  nicht  ganz  die  gleiche.  Anfangs  waren  die  Kassen  ausschliesslich  oder  über- 
»iegend  unter  der  Verwaltung  der  Stände  oder  ihrer  Ausschüsse,  der  ständischen 
Scbatzcollcgien  selbst,  nicht  bloss  in  Bezug  auf  die  eigentlichen  Kassengeschäfte  und 
mf  die  Verwendung  der  bewilligten  Summen,  sondern  mehrfach  auch  in  Betreff  der 
Erbebung  der  Steuern.  Später,  als  die  Steuern  ^tatsächlich  regelmässige  wurden 
Püd  schon  deshalb  ein  ordentliches  Rehordenwesen  für  den  Erhebung«-,  Kasscu-  und 
VVrvetidungsdienst  nöthig  ward,  und  als  die  Territorialgewalt  überhaupt  den  ständi- 
schen  F.influss  mehr  und  mehr  lähmte,  wurde,  wie  einst  beim  röm.  aerarium  in  der 
Kaiser/dt,  die  ständische  Mitwirkung  öfters  nur  eine  Formalität  oder  verschwand 
selbst.  Das  allgemeine  Rechtsprincip  war  aber  doch,  dass  die  Stände  selbst  oder 
durrh  Ausschüsse  die  Landeskassc  verwalteten  oder  bei  der  landesherrlichen  Verwal- 
tung derselben  mehr  oder  weniger  wirksam  coneurrirten  und  dieselbe  coutrolirten.  In 
mclin-rcn  Ländern  ging  das  Bestreben  der  Stände  darauf  aus,  für  die  Landeskassc 
völlige  Unabhängigkeit  von  der  Landesherrschaft  zu  erlangen ,  was  aber  nicht  zu  er- 
reirh.'fi  war.  Hier  walten  nach  Ländern  und  Zeiten  grosse  Verschiedenheiten.  „Worin 
die  Rechte  des  Laudesherrn  in  BetreiF  der  Landeskasse  bestanden ,  lässt  sich  nur  aus 
der  Verfassung  der  einzelneu  Lander  bestimmen;  so  viel  lag  aber  überall  in  der 
N*tur  der  hergebrachten  Verfassung,  dass  der  Landesherr  oder  seine  Räthe  nicht  ein- 
H-itig  «her  die  vorhandenen  Landesgelder  disponiren,  Ueberschüsse  sich  nicht  aneignen 
und  keine  verbindlichen  Zahlungsbefehle  an  die  landschaftlichen  Kassenbeamten  er- 
Usseu  konnten,  sowie  auch  anderseits  die  einseitige,  der  landständischen  Zustimmung 
entbehrende  Ausschreibung  neuer  Stcuerauflagen  für  die  Unterthanen  nicht  als  ver- 
bindlich erachtet  wurde"  (Zaehariä,  a.  a.  0.  II,  49b\  Näheres  in  den  Schriften  der 
.»Itemn  Publicisten,  bes.  Moser,  v.  d.  Landeshoheit  in  Stcuersachen.  Kries.  Falke 
v  a.  O.V  Thatsächlich  waren  es  vor  Allem  die  Bedürfnisse  des  Wehrwesens,  die 
Suldtruppen  und  stehenden  Heere,  für  welche  die  Landessteuerkassen  die  Mittel  auf- 
bringen  mussten.  Daher  die  Steuerkasse  die  „Kriegskasse",  wieim  brand.preuss.  Staate. 

Natürlich,  dass  dieso  Kassentrennung  finanztechnisch  mannigfache  Nachtheile  und 
»Q<b  staatsrechtlich  nur  solange  einen  guten  Sinn  hatte,  als  das  ältere  Verfassungs- 
recht bestand  und  die  Auffassuug  noch  zutraf,  die  v.  Seckendorff  (am  Eingang 
l«'s  Abschnitts  von  der  „Landes-Steuerbarkeit"  S.  222)  typisch  mit  den  Worten  ver- 
Intt:  ..Die  Stcuren  oder  die  also  genente  Anlagen  oder  Entrichtungen  sind  keine 
ord-niliihc  gewisse  Gefälle,  die  etwan  ein  Unterthancr  seinem  Herrn  an  Erbzinsen 
und  Frohndiensten  entrichtet,  sondern  seynd  extraordinär  Anlagen  und  Einnahmen, 
»tl'ho  ihrer  rechten  Art  und  (ielegcnhcit  nach  freiwillig  und  als  guthert/.ige  Bey- 
" t e u ** r ii  gereichet  und  dahero  auch  in  etlichen  Orten  Bethen,  d.  i.  erbetene  Ein- 
knjiftc.  anderswo  auch  Hülffen  oder  Präsenten  genennet  werden  . .  .  Die  Ver- 
»altimff  doppelter  Kassen  dieser  Art  war  unvermeidlich  schwerfälliger,  für  die  f«»r- 
B><-!le  Ordnung  des  Haushalb'  störend,  zu  mancherlei  Streitigkeiten  wurde  dadurch 
'«■legenbeü  gegeben.  Wo  in  der  absolutistischen  Zeit  die  Dynastie  sich  mit  dem 
Staat  mehr  Eins  wusste  und  sich  hier  gerade  dadurch  und  mehr  dann  noch  in  der 
Mtrezeit  des  neuen  Verfassungsrechts  der  Staatsbegriff  der  früheren  patrimonialcn 
Auffällig  entrang,  kam  es  daher  zu  einer  neuen  Rechtsbildung,  eventuell  zu  einer 


200  1.  N.     K.  Formelle  Ordnung.  1.  A.  Fiiianzdienst.      00.  Ol. 


vertragsmäßigen  Regelung  zwischen  L&ndcsherm  und  Ständen  Uber  das  Kammergut 
und  zu  einer  Vereinigung  der  beiden  Kassen,  der  Kammer  und  der  Londessteuer- 
kasse.  Dadurch  wurde  erst  der  Boden  für  die  moderne  rationelle  Ordnung  des  Staats- 
haushalts und  des  Finanzdiensts  geschaffen.  Nur  die  eigentümlichen  politischen  und 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  in  Deutschland,  besonders  in  den  Mittel-  und  den  doch 
nur  euphemistisch  „Staaten"  zu  nennenden  Kleinstaaten,  erklären  es,  dass  Reste  jeuer 
alten  Einrichtungen  noch  in  unsere  Tage  hineinragen. 

Sonst  hängt,  wie  bemerkt,  die  ehemalige  Kassentrennung  auch  mit  den  Rechts- 
verhältnissen  des  alten  Domaniuuis  näher  zusammen,  mit  dem  wirklichen  oder  behaup- 
teten Character  alles  oder  eines  grossen  Theils  dieses  Domaniums  als  Patrimonialgut 
der  herrschenden  Dynastie.  Hier  schien  Öfters  ein  dynastisches  Interesse  die  dauernde 
Sonderstellung  dieses  Domaniums  und  eine  aparte  Kasse  dafür  zu  verlangen.  Ein 
Gesichtspunct,  welcher  in  deu  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sich  mehrfach  bb 
in  dio  Gegenwart  hinein  vertreten  findet  und  mancherlei  Kämpfe  zwischen  Fürst  und 
Ständen  über  das  Domanium,  sowie  neuere  vertragsmässige  Regelung  darüber  erklärt. 
Ausserhalb  Deutschlands,  wo  die  älteren  Rechtsverhältnisse  ähnlich  lagen,  und  in 
Oesterreich  und  Preusscn,  wo  dio  Dynastie  sich  mehr  mit  dem  Laude  politisch  eines 
wusste,  ist  sowohl  die  Anerkennung  aller  Domänen  als  Staatsgut  als  auch  die  Beseiti- 
gung der  besprochenen  Kassentrennung  längst  erfolgt,  worauf  in  der  Lehre  von  den 
Domänen  zui tickzukommen  ist.  In  Deutschland  steht  mit  der  Regelung  dieser  Do- 
mänen- und  Kassenangelegenheit  auch  diejenige  der  fürstlichen  C ir iiiist en  öfters 
in  Verbindung.  Spcciollc,  sonst  kaum  verständliche  Einrichtungen  wie  die  Bildung 
von  „G ru ndstockve rm öge n"  (Wti  rtein  be  i  g  s.  Riecke,  Verfass.  u.  s.  w. 
Wurtemb.s,  S.  1S1  ff.,  Baden,  s.  Regenauer,  bad.  Staatshaush.  S.  51)  hängen 
ebenfalls  mit  der  nur  historisch  zu  verstehenden  besonderen  Rechtsstellung  des  Do- 
maniums zusammen.  Achnliehes  gilt  auch  heute  noch  von  der  Einrichtung  der  Etats 
in  einigen  deutschen  Staaten  \z.  B.  in  WUrtemberg:  Einnahmen  I.  vom  Kammer- 
gut, II.  aus  Steuern).  Im  ehemal.  Kön.  Hannover  wnrdc  die  Kassentrennung  1S34 
aufgehoben,  1S41  wieder  eingeführt,  1851  abermals  beseitigt,  Veränderungen  in  enger 
Verbindung  mit  den  hannov.  Verfassungskämpfen.  In  Braunschweig  noch  jetzt 
2  Etats,  „Staatshaush.etat"  und  ..Etat  der  Kammcrkasso".  Im  letzteren  als  Einnahmen 
die  Domänen  pachten  und  Gefälle,  Forsten  und  Jagden,  Berg-  u.  Hüttenwerke.  Zinscu 
(I*S1  zus.  2.103  Mill.  M.);  als  Ausgaben  die  Yerwalt.kosten,  Erhaltung  d.  Kammer- 
guts, Kammcrschuld,  Rückzahlungen  und  „Zahlung  an  die  herzogliche  Ilofkassc" 
(Ö>25  M.  M.),  zus.  1.456  M.  M  ,  der  Üeberschuss  kommt  als  Domänen- N  e  t  to  - 
ertrag  (0  737  M.  M.)  in  den  Staatshaush.etat  uutcr  dessen  Einnahmen.  Aehnlich,  ein 
echtes  Bild  der  an  ältere  Zustände  noch  erinnernden  kJeinstaatl.  Fin.vcrwalt..  die  Ver- 
hältnisse in  Coburg-Gotha.  Im  ersten  oder  Domänenkassenetat  die  Bruttoeinnahmen 
(aus  Forsten.  Domänen,  Zinsen,  Verschiedenem)  und  dio  darauf  zunächst  lastenden 
Ausgaben  (Verwalt. kosten.  Doman. schuld.  Kirchen-  u.  Schulausgaben),  der  Uebcrschus:» 
in  bestimmtem  Verhältnis*  an  die  herzogliche  und  an  die  Staatskasse.  Im  Etat 
der  letzteren  dann  diese  Uebcrschüsse  als  Einnahme.  Einige  weitere  ältere  Notizen 
bei  Rau  I,  §.  02  Noten  u.  in  d.  2.  Aufl.  dieses  Rands  §.  154,  Noten. 

§.  Ol.  —  4.  Brandcnburg-preussische  Finanzvorwaltung.  Ein  ge- 
naues Bild  der  Finauzvcrwaltung  der  Staaten  des  L'ebergangszeitalters  im  17.  und 
IS.  Jahi hundert  erhält  man  natürlich  nur  aus  der  Darstellung  der  Verwaltung  eines 
einzel  neu  concreten  Staats.  Die  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  dafür  sind  für  keinen 
einzigen  Staat  bisher  ausreichend.  Die  allgemeine  Vcrwaltungsgeschichte  der  einzelnen 
Staaten  wartet  noch  auf  ihre  genügende  Bearbeitung  und  das,  was  davon  bisher  vor- 
liegt, nimmt  auf  die  Finanzverwaltung  nicht  immer  die  gebührende  Rücksicht.  Die 
Arbeiten  über  Fiuanz-  und  Steuergeschichtc  vernachlässigen  die  Geschichte  der 
Finanzvorwaltung  gewöhnlich  zu  sehr  Unter  den  deutschen  Verhältnissen  ist  die 
Entwicklung  der  Finanzycrwaltung  in  Oesterreich  und  in  Preussen  besonders 
wichtig.  Für  letzteres  verspricht  G.  Sc  hm  oll  er' s  geplante  Vcrwaltungsgeschichte 
auch  hier  eine  wichtige  Lücke  auszufüllen.  Vorläufig  ist  auf  einzelne  einschlagende 
bereits  veröffentlichte  Vorarbeiten  Scbmoller's,  meist  in  d.  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch. 
(so  Jahrg.  1871,  73,  74  Uber  Städtewesen),  u.  A.  auch  auf  seinen  Aufs,  „die  Epochen 
der  preuss.  Finanzpolitik"  in  d.  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich.  Jahrg  1S77.  S.  33.  auf 
Droysen's  Gesch.  d.  preuss.  Politik,  auf  Isaacsohn's  Gesch.  d.  preuss.  Beamten- 
thums  (bisher  2.  B.,  bis  E.  d.  17.  Jahrb.)  Bcrl.  1874  u.  ~s.  und  vor  Allem  auf  Rio  - 
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del's  brandenb.  preuss.  Staatshaush.  (17.  ti.  18.  Jahrh.l,  Herl.  lSf>f>  zu  vorweisen.  Die 
Umgestaltungen  in  der  Stein-Hardcnberg'schen  Reformperiode  auch  auf  deu»  liebietc 
der  Finanzverwaltung  schildert  E.  Meier,  in  s.  bezogt.  Werke  (Leipz.  lSSli.  Die 
hauptsächlichen  Einrichtungen  des  Finanzdicnsts  in  ihrer  alltnäligcn  Um-  und  Aus- 
bildung im  finanzberühinten  hohcnzoller'schcn  Staate  sind  nach  der  hier  zumeist  be- 
nutzten Darstellung  von  Isaacsohn  und  Riodol  die  folgenden.  Sie  werden  hier  als 
ein  Beispiel,  und  im  Allgemeinen  als  ein  musterhaftes,  der  Entwicklung  der  Finanz- 
verwaltung  des  Patrimonialstaats  in  dessen  Fortbildung  zum  modernen  Rechts-  und 
Colturstaat  vorgeführt. 

Auch  in  Brandenburg  findet  sich  im  15.  Jahrh.  als  ein  eigenes  oberstes  Hofaint 
das  des  Kamme rm eiste rs  oder  Kämmerers,  der  damals  bereits  nach  Abgabe 
des  eigentlichen  Kammerdienst  i.  c.  S.  (Verwaltung  von  Kleidung.  Schmuck,  (Je- 
räth  u.  s.  w.)  das  eigentliche  obersto  Finanzamt  repräsentirt.  Er  hat  die  Kaininer- 
cinkürifte  und  die  darauf  angewiesenen  Ausgaben  zu  verwalten ,  ISsst  durch  seinen 
Kammerschreiber  die  Rechnungen  führen,  hat  die  Einnahmen  und  Ausgaben  besor- 
genden Beamten  im  Lande  zu  controliren  und  seinerseits  selbst  dem  Markgrafen  Rech- 
nung zur  Erhaltung  seiner  Entlastung  zu  legen.  Anf.  d.  16.  Jahrh.  unter  Joachim  1. 
werden  Kammermeister  und  Kammerkasse  auf  die  Verwaltung  der  Domänen  und  klei- 
neren Regalien,  Judenschntzgelder  u.  s.  w.  beschränkt,  und  unter  einem  Hofrcnthci- 
xncistor  eine  Hofrcnthci  und  Laudoskasse  (für  die  hauptsachlichsten  Regalion, 
Steuern.  Zölle,  Zicsen)  abgezweigt.  Beide  Kassen  bleiben  aber  in  engster  Beziehung. 
Die  Kammerkassc  wird  dann  mehr  und  mehr  die  kurfürstliche  Privatkasse,  die 
spätere  Chatullo  für  den  persönlichen  Bedarf,  die  Hofrcnthci  ist  mehr  die 
Staatskasse,  für  den  Hofstaat  und  die  allgemeine  Landes-,  namentlich  Civilverwal- 
tung.  Für  das  Militärwesen  entstand  erst  mit  der  Einbürgerung  des  stehenden  Heeres 
als  einer  festen  Institution  unter  dem  grossen  Kurfürsten  eine  eigene  Kasse.  Von  einem 
geordneten  Staatshaushalte  ist  bis  Mitte  des  17.  Jahrh.  noch  keine  Rede.  Reste  der 
alten  Naturalwirtschaft  hatten  sich  erhalten  und  störten  die  Debereicht,  und  der  Kur- 
fürst griff  durch  Erthcilung  von  unmittelbaren  Zahlungsanweisungen  an  die  localen 
Specialkasscn  willkürlich  ein.  Rechnung*-,  Bnchungs-,  Controlwesen  blieben  unvoll- 
ständig (Isaacsohn  I.  H  IT.,  Riedel  1 — S).  Auch  die  neueren  Forschungen  haben 
daher  für  die  ältere  Zeit  bis  zur  2.  Hälfte  des  17.  Jahrh.  nur  ganz  lückenhaftes  finanz- 
statist.  Material  zusammenbringen  können,  obwohl  schon  im  Landbuch  der  Mark  von 
Karl  IV.  1373  ein  Verzeichniss  der  landesherrlichen  Einkünfte  aufgestellt  wurde. 

Für  die  untere  Finanzverwaltung  im  Lande  selbst  war  im  15.  Jahrh.  noch  der 
allgemeine  Verwaltungsbeamtc,  der  Vogt,  das  Hauptorgan,  der  ..neben  der  Eintreibung 
der  regelmässigen  Steuern  in  seinem  Bezirk  die  bestmögliche  Ausnutzung  der  Rega- 
lion und  Einziehung  der  Natural-  und  (icldleistuiigen  der  roarkgräfl.  Domänen,  die 
genaue  Rcgistrirung  sämmtlichcr  Einnahmen  und  schliesslich  ihre  Verrechnung  vor 
den  landesherrlichen  Comraissionen  zu  besorgen  hatte44  ^Isaacsohn.  I,  55V  Doch 
werden  vom  15.  Jahrh.  an  und  mehr  noch  im  KJ.  Jahrh.  die  ünterbeamten  des  Vogts, 
Kastner,  Zöllner.  Amtsschreiber  spezieller  mit  dem  Finanze.xccutivdienst  betraut  und 
die  höheren  Beamten  auf  den  Finanzcontroldicnst  beschränkt.  Der  Kastner,  der 
auch  noch  andere  Geschäfte  zu  besorgen  hatte,  war  der  vogtoiliche,  später  der  landes- 
und  atntshauptmännische  K assc n bca m tc ,  mit  entsprechenden  hnanzwirthschaftlichen 
Functionen  im  Vogtei-  und  Amtsbezirk,  namentlich  auch  mit  Verrechnung  und  Buch- 
führung betraut  und  verantwortlich  dafür  (Isaacsohn.  I,  t'»3  ff.).  Neben  dem  Kastner 
erscheiut  im  ItJ.  Jahrh.  der  Schosser.  daun  schon  früher  bei  bedeutenderen  Zoll- 
stätten der  Zöllner  für  die  Verwaltung  der  Zollgefälle  (eb.  S.  72  II'.).  Unter  ihm 
stehen  für  die  Zollcontrole  die  Zoll  reit  er.  Ueber  dem  Zollwcscn  als  oberer  Control- 
beamter  tritt  Ende  des  10.  Jahrh.  der  0  b c r/.ollau  f seh  c  r  hervor  (ob.  S.  78).  Auch 
der  Landeshauptmann  an  der  Spitze  eines  grösseren  Bezirks  hat  in  seinem  klei- 
neren Specialbezirk  mit  den  anderen  Functionen  des  Vo>rts  die  wirthschaftlich-Guan- 
ziellen  Befugnisse  desselben  ^eb.  S.  107). 

Die  oben  angegebenen  allgemeinen  Verhältnisse  haben  auch  in  der  Mark  Bran- 
denburg zu  einer  Mitwirkung  der  Ständo  in  der  Finanzverwaltung  geführt. 
Wesentlich  zu  Zwecken  der  Schuldentilgung  war  zuerst  I48S  eine  Bicrziose  (Accisc) 
von  den  Ständen  bewilligt  und  später  verlängert  worden,  1 54*.»  kam  ein  neues  Bicr- 
geld  hinzu.  Die  Verwaltung  besorgt  ein  aus  den  sog.  Oberständen  (Prälaten  und 
Ritterschaft)  und  deu  Stadien  gemeinsam  gebildeter  Ausschuss.  unter  dem  besondere 
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„Zicsemeistcr4-  die  Specialverwaltung ,  Vorrechnung  u.  s.  w.  fuhren.  Auch  eiue  zur 
Deckung  landesherrlicher  Schulden  Mitte  des  16.  Jahrh.  bewilligte  Stadt,  directe  Steuer 
(Schoss)  wird  von  den  Städten  selbst  verwaltet  uud  in  zwei  llauptkassen  gesammelt 
(Stendal  und  Berlin).  Eine  andere  directe  Steuer  der  Landschaft  unterliegt  der 
Verwaltung  durch  einen  Ausschuss  der  Oberstände  (Isaacsohn,  I,  IM»  ff.). 

Im  17.  Jahrh.  war  auch  für  die  gesaminte  obere  Finanzverwaltung  die  Errich- 
tung des  „Gchei inen  Raths44  (1604)  von  Bedeutung,  indem  dadurch  ein  Aufsich ts- 
uud  Coutrolorgan  für  die  Kainmcrverwaltung  mit  beschallen  wurde.  Bald  darauf  kam 
es  zur  Umbildung  der  märk.  Kammer  in  eine  Collegialbch<»rde  unter  einem  Prä- 
sidenten (1615).  dem  auch  die  Hofrenthei  unterstellt  wurde  und  deren  Vorstand  (Ilof- 
rentheimeister)  1652  regelmässiges  Mitglied  der  Amtskamuier  wird.  Die  Zcitverbält- 
nisso  Hessen  es  noch  nicht  zu  einer  erfolgreichen  Hebung  der  Finauzverwaltung 
kommen,  aber  in  dieser  Amtskamuier- Verwaltung  findet  das  preuss.  Finanz-  uud 
Cameralbeamtenthum  seine  Schulung.  Getrennte  Kamincrverwaltungcu  bestanden  in  den 
neu  crworlieneu  Landen,  Prcussen,  Cleve-Mark  (Isaacsohn.  II,  40 — 50). 

Erhebliche  Fortschritte  machte  die  Organisation  der  Finanzverwaltung,  die  Be- 
schaffung und  feste  Ordnung  neuer  Steuer«  |uellen  (Accise)  zur  Deckung  der  steigenden 
Ausgaben,  besonders  auch  für  das  Militär,  unter  dem  grossen  Kurfürsten.  Die  Grund- 
lage für  die  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  im  alten  preuss.  Staate  (der  Zeit  vor 
l^OO)  wurde  damals  gelegt.  Schon  bei  der  Reorganisation  des  Geheimen  Raths  i.  J. 
1651  wurde  in  einem  Collcgiuin  von  „Staats- Kam  me  r  rät  heu'4  ein  eigenes 
oberstes  Verwaltungs-Departement  für  die  Finanzen  (Kamtnereinkünftc,  Steuern)  ge- 
bildet. Später  kam  es  zu  einer  administrativen  Scheidung  in  ein  Hof  kämme  r- 
departemont  namentlich  für  die  Doinäneneinkunfte  und  ein  Kriegsdeparte- 
ment für  die  neuen  Steuern  zu  Militär-  und  Kriegszwecken.  Für  letzteres  Departe- 
ment ward  in  Anknüpfung  an  ältere  zeitweilige  Einrichtungen  ähnlichen  Zwecks  eine 
eigene  neue  Gen  cral  kassc,  die  General-Kriegskasse  errichtet  (1674,  1676). 
Zugleich  wurde  die  zu  Zwecken  der  Militärverwaltung  und  Aufbringung  der  Kosten 
dafür  gebildete  Einrichtung  von  Cotninissariatun  (Kriegs-  n.  a.  in.  Comuiissarc) 
ein  „ständiges  Institut,  das  vermöge  seiner  Doppelnatur  als  Militär-Intendantur  und 
Steuerdirection  auf  die  Entwicklung  der  Heeres-  wie  der  Civilverwaltung  hervor- 
ragenden Eiufluss  geübt  hat41  (Isaacsohn,  II,  173).  Die  ständische  Steuerverwaltung 
ging  mehr  und  mehr  in  Städten  und  auf  dem  Lande  auf  fürstliche  Steuer-Coin- 
missariate  über.  Kassen-,  Hochnuugs-  und  Con trol w eseu  verbesserten 
sich  auch  bei  dem  Nebeneinanderbestehen  verschiedener  Gencralkassen  (Chatullc,  Ilof- 
renthei, Hofstaatsrenthei,  Kriegskasse)  und  centraler  Nebenkassen  und  bei  noch  mangel- 
hafter Einrichtung  des  Spcciaikasscnwesens  erheblich  (Riedel.  11  — 13,  auch  passiin 
13—34,  Isaacsohn  II.  108  ff.,  122  ff.,  bes.  Kap.  5  „der  Kriegsstaat  d.  Gr.  Kur- 
fürsten4*. Entwickl.  der  Commissariate,  der  Steuerverfass.  n.  s.  w.  S.  15S  ff.  üeber 
die  Rechnungsabschlüsse  s.  d.  Tabellen  in  den  Beilagen  zu  Riodcl's  Werk).  Be- 
merkenswerth sind  auch  die  practischen  Bemühungen,  allgemeine  Etats  durch  die 
Summirung  der  Provincialctats  zu  bilden  (1671»— SO). 

Zu  einer  geordneten  Etatscinrichtung  für  das  Finanzwesen  kam  es  jetloch  erst 
unter  König  Friedrich  I.,  noch  in  dessen  kurfürstlicher  Zeit  (16S3,  16-*»S— SO),  unter 
dem  zugleich  das  Rechnungswesen  bedeutend  vervollkommnet  und  ein  Hauptübelstand 
der  älteren  Finanzwirthschaft  grossentheils  beseitigt  wurde,  nemlich  durch  directe  An- 
weisungen des  Fürsten  an  untergeordnete  Behördeu  und  Kassen  willkürlich  über  deren 
Geldmittel  zu  verfügen  (Riedel  S.  35,  Isaacsohn  II.  256).  Das  System  der  all- 
gemeinen und  der  speziellen  obersten  „Zweck-Kassen44  erlitt  manche  Veränderungen, 
blieb  aber  bestehen  und  wurde  durch  ziemlich  willkürliche  Vertheilung  der  Ausgaben 
auf  die  einzelnen  Kassen,  z.  B.  Zuschiebung  mancher  anderweiter  Ausgaben  auf  die 
Kriegskassc.  nicht  verbessert.  Wie  in  der  übrigen,  so  tritt  auch  in  der  Finauzverwal- 
tung das  Streben  nach  grösserer  Centralisation  und  Verschärfung  der  Revisionen  und 
Controlen  hervor. 

Grosse  Fortschritte  in  jeder  Richtung  machte  die  preuss  Finanzverwaltung  dann 
unter  dem  „eatneralistischen44  König  Friedrich  Wilhelm  I.  Die  besondere  königliche 
Chatullkasse  für  die  persönlichen  Ausgaben  de«  Fürsten  wurde  aufgehoben,  der  König 
setzte  sich  selbst  auf  „Handgelder44,  eine  Art  Oivilliste  der  absoluten  Monarchie.  Die 
Güter  der  Chatullkasse  wurden  mit  den  Domänen  vereinigt  (17 13)  und  so  der  Schritt 
aus  dem  reinen  ratrimoniaMaat  zum  modernen  Staate,  die  Trennung  der  Hof-  und 
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Staatsflnanzcn  bereib  damals  in  Prcussen  im  Wesentlichen  vollzogen,  Für  die  Haupt- 
zweige des  Eiunabinediensts,  mit  Ausnahme  der  Geschäfte  des  Gencral-Kriegscoinmis- 
sariats,  wurde  bereits  1718  eine  oberste  collegialo  Centraibehörde,  das  Gcnoral- 
Fiuauzdirectoriuiu  gebildet.  Im  J.  1722  machte  die  Ccntralisirung  auf  diesem 
Gebiet  den  weiteren  wichtigen  Fortschritt ,  dass  dies  Directorium  und  das  General- 
Kriegscommissariat  zu  einer  einzigen  Behörde,  dem  General -Ober- Fi  na  uz- 
Kriegs-  und  Doinäneu-Diroctoriuui  verschmolzen  wurde,  das  nunmehr  die 
Kam mereinkunftc  u.  s.  w.  und  die  Steuern  unter  sich  hatte.  Auch  in  den  Provinzen 
wurden  die  bisher  getrennten  Fiuauzbehörden  möglichst  zusammengelegt  (Kriegs-  und 
Domanenkammern ).  Nur  das  Kassensystem  blieb  in  der  Central-  wio  Provincialvcr- 
waltuug  ein  doppeltes,  das  der  General-Kriegs-  und  der  G  o  ucraldomäncn  - 
Kasse,  aber  die  alteren  kleineren  Nebcnkasscu  vorlorcn  ihre  Selbständigkeit,  indem 
sie  ihre  UebcrschUsse  (Uber  die  Erhebungskosten  ihrer  Einkünfte)  au  eine  der  zwei 
Generalkassen  abzuliefern  hatten.  So  wurden  in  der  Richtung  auf  „fiscalische  Kasscn- 
dnheit"  erhebliche  Fortschritte  gemacht,  denen  gegenüber  dio  Errichtung  einiger 
militärischer  Specialkasscn  für  besondere  Zwocko  (Rccruten-,  Invaliden-,  Potsd.  Milit. 
Waisenhaus-Kasse)  nicht  schwer  ins  (iewicht  fallt.  Die  Errichtung  einer  eigenen 
Rcchnungs-Hcvisionsbehörde,  der  Goncral-Rocho  nkainmer,  1723,  sicherte  dio 
Recllitat  aller  dieser  Verbesserungen  (Riedel,  S.  54  ir.,  57,  58,  u.  Heil.  11— IS). 

Friedrich  d.  Gr.  behielt  diese  Einrichtungen  der  Finanzvcrwaltung  seines  Vaters 
bis  nach  dem  7jühr.  Kriego  im  Wesentlichen  bei.  Dann  traton  in  der  Function  des 
Generaldirectoriums  einige  Aendorungen  ein  (Riedel  S.  i»9  11.),  namentlich  aber 
suchte  der  König,  unabhängig  von  diesem  Directorium,  nach  fremden,  besonders  fran- 
zösischen Mustern  und  mit  Hilfe  fremder  Fiuanzbcamten  neue  Einuahmczwcige 
(Lotterie,  Tabakmonopol)  zu  schallen  und  den  Finanzdienst  für  die  indirecten  Steuern, 
Accisc  und  Zölle,  sowio  Post,  neu  zu  organisircu  (System  der  „Regie").  Diese 
Veränderungen  und  Neugestaltungen  wurden  auch  ftir  die  Einrichtung  des  Kasseu- 
wesens wichtig.  Zwar  blieben  die  beiden  grossen  Generalkassen  bestehen,  aber  Uber 
einige  Gelder  darin  zog  der  König  die  dircetc  Verfügung  an  sich  und  von  den  Ein- 
künften, welche  seine  neuen  Einrichtungen  brachten,  galt  dasselbe.  Es  bildete  sich 
daher  eine  neue  k.  Dispositionskasse,  mit  dem  Gcneraldircctorium  geheim  gehal- 
tener Gebahrung,  ohuo  Mitwirkung  und  selbst  ohne  Kcuntniss  der  sonstigen  obersten 
staatlichen  Finanzbehörden .  neben  den  Generalkasseü.  Im  Ucbrigen  fand ,  mit  Aus- 
nahme Schlesiens,  dessen  Finanzvcrwaltung  selbständig  blieb,  eine  grössere  Cen- 
tralisirung  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  statt  Wenn  nun  auch  die  formelle 
Ordnung  des  Staatshaushalts  in  Kassen-,  Rcchnuugs-,  Controhvesen  Fortschritte  ge- 
macht und  der  König  nicht  für  seine  persönlichen  Zwecke,  sondern  für  die  wich- 
tigsten Staatszweckc  über  die  Mittel  der  Dispositionskasse  verfügt  hat,  so  ist  doch 
diese  zu  absoluto  Cabinetsrcgiorung  des  Königs  in  der  Zeit  nach  dem  7jähr.  Krieg  der 
Finanzvcrwaltung  nicht  günstig  gewesen.  Sic  war  verwickelter,  unübersichtlicher  uud 
staatsrechtlich  weniger  gut  geordnet,  als  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  die  Oberrechen- 
kammer war  in  ihrer  Bedeutung  und  Function  herabgedrückt  worden.  (Belege  bes. 
bei  Riedel.) 

Diese  Rückschritte  sind  unter  Friedrich  Wilhelm  II.  gleich  zu  Anfang  wieder 
beseitigt  worden.  Das  Gcneraldircctorium  erhielt  wieder  die  Stellung  der  obersten 
leitenden  uud  beaufsichtigenden  Behörde  für  alle  Zweige  des  Finanzdicnsts,  die  Accise- 
und  Zolladministration  wurde  eine  Abtheilung  des  Direktoriums,  die  verhasste  beson- 
dere Regie  dafür  aufgehoben  (1780 — i>7'.  Die  Ober-Rechcnkaminor  erhielt  ihre 
bedeutsame  Stellung  und  Aufgabe  für  eine  umfassende  Controlc  des  Staatshaus- 
halts neu  angewiesen  (C.  J.  v.  2.  Nov.  17S1>),  —  nach  Gesichtapuncten,  welche  für  sie 
heute  noch  in  Preusscn  gelten.  „Bei  der  Revision  der  Rechnungen  sollte  nicht 
bloss  calculatorischo  Richtigkeit,  Ueboreinstimmung  mit  den  Etats, 
J ustific ation  der  Abweichungen  und  gehörigo  Beibringung  von  Belägen,  son- 
dern auch  die  zweckmässige  Benutzung  der  Einkoinmenqiicllcn  und  die 
Beobachtung  gebührender  Sparsamkeit  in  den  Ausgaben  ihrer  Prüfung 
unterliegen"  (Riedel  S.  N3  II).  Mit  wenigen  Ausnahmen  wurden  die  Rechnungen 
aller  öü'entl.  Kassen  der  Revision  der  Oberrechenkammer  unterstellt.  Zu  diesen  Aus- 
nahmen gehörten  die  Rechnungen  der  besonderen  geheimeu  Dispositionskasso, 
deren  Stellung  eine  unliebsame  Anomalio  im  Staatshaushalte  blieb,  practisch  eine 
schlimmere  als  unter  Friedrich  II.,  da  die  Ausgaben  dieser  Kasse  mehr  mit  zu  per- 
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^'iiilirhcii  und  Huf-Luxusausgaben  verwendet  wurden   Riedel  S.  152.  auch  Beil-  17). 
Wichtige  Schritte  in  Bezug  auf  die  Organisation  des  Finanzdiensts  im  alten  Staate 
that  endlich  noch  Friedrich  Wilhelm  III.  in  der  Zeit  vor  1^06.    Eine  Immediat- 
Finanz-Commission  aus  4  Ministern  und  4  Käthen  wurde  mit  dem  Auftrage. 
Fiuauzreformen  aufzustellen,  gebildet  Der  Wirkungskreis  der  0  be  rre  ch  en  ka  m  m  er 
wurde  ausgedehnt  u.   A.  ihr  jetzt  auch  die  Revision  der  bisher  exemten  Kassen, 
darunter  der  Dispositionskasse,  unterstellt  und  diese  Behörde  dem  Generaldireetorium 
im   Hange  gleichgestellt.     Daneben    wurde   noch  eine  General*  Controlc  der 
Finanzen  unter  einem  Gcneralcontroleur,  der  zugleich  i'hef  der  Oberrechenkammer. 
eingerichtet  <  1  TOS),  mit  der  Aufgabe,  jährliche  lebersichteu  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben dem  König  zu  liefern  und  die  Ergebnisse  der  gesammten  Verwaltung,  speciell 
der  Finanzen,  kritisch  zu  beurtheilen.  Hierdurch  entstand  eine  schärfere  Contralisirung 
des  ganzen  Finanzdicnsts.    Auch  das  Generaldireetorium  wurde  erweitert,  diu 
Verwaltungen  der  neu  erworbenen  Länder  mehr  in  dasselbe  hineingezogen,  die  colle- 
giale  Bcrathnng  aller  das  Ganze  des  Staats  angehenden  Geschäfte  im  Dircctoriutn  ein- 
gerichtet.   Die  Dispositionskassc  blieb  zwar  dem  König  gegenüber  in  der  früheren 
Stellung,  aber  sie  hörte  auf,  bloss  vom  Cabinet  aus  verwaltet  zu  werden  uud  wurde 
dein  Staatsminister-Generalcontroleur  mit  unterstellt,  —  also  eine  Beschränkung  des 
absolutistischen  Systems  in  diesem  Puncte.    Die  beiden  grossen  Generalkassen  ,  Do- 
mänen- und  Kriegskasse,  blieben  bestehen,  die  gesammten  Staatseinkünfte  uud  Aus- 
gaben wurden  darin  mehr  und  tnehr  centralisirt,  so  z.  B.  die  Militärgelder  der  schlcs. 
Provincialkassen  auf  die  General-K  riegskassc  ubertragen  (Riedel  S.  200  IL  210,  220. 
231).  Alles  dies  trug  dazu  bei.  den  preussischen  Staatshaushalt  zu  Anfang  des  19.  Jahrb. 
auch  schon  vor  JS06  mehr  und  mehr  zu  einem  modernen  zu  machen.    Die  absolut- 
monarchische  Regierungsform  zeigte  sich  freilich  auch  in  der  Organisation  der  Finanz- 
verwaltung noch  maassgebend,  aber  bei  der  strengen  Rechtlichkeit  und  Sparsamkeit 
des  preuss.  Königthums  war  die  formelle  Ordnung  im  Staatshaushalte  fast  schon 
vollständig  erreicht  und  verbürgt. 

§.  92.  —  5.  Auch  in  Oesterreich  war  im  Laufe  des  1*».  Jahrh.  die  Finanz- 
verwaltung doch  schon  mehr  auf  modernen  Fuss  eingerichtet  und  in  stärkerem  Maassc 
centralisirt  worden.  Das  gilt  noch  mehr  und  schon  früher,  in  Gemässhcit  der  ganzen 
politischen  Entwicklung  des  Staats,  von  Frankreich,  wo  im  surintendant  des 
fi  na  im  es  schon  seit  dem  14.  Jahrh.  und  im  späteren  <ontrt*>lcur-general  des 
finanecs  seit  dem  17.  J.h.  bereits  in  der  alten  Monarchie  ein  in  vieler  Hinsicht  dem 
modernen  Finanzminister  ähnliches  oberstes  leitendes  Finanzorgan,  das  durch  eine 
einzelne  Person  vertreten  wurde,  bestanden  hat.  Die  formelle  Ordnung  des  Staats- 
haushalts wäre  im  1*».  J.h.  schon  ausreichend  gewesen,  wenn  nicht  die  staats- 
rechtlichen Bürgschaften  dafür  im  Zeitalter  Ludwig  XIV.  u.  XV.  gefehlt  hätten. 
Es  war  der  Vorzug  Englands,  auch  in  dieser  Hinsicht  bereits  Einrichtungen  erlaugt 
zu  haben,  welche  auf  dem  Continent  erst  in  der  Periode  nach  der  französ.  Revolution 
zur  Durchführung  gekommen  sind.  Aber  nicht  nur  staatsrechtlich,  sondern  auch 
linanztechnisch  war  in  England  die  Organisation  der  Finanzvcrwaltung  und  der  Finanz- 
dienst  schon  weit  früher  als  auf  dem  ( ■ontinente  gut  geordnet.  Die  tüchtige  Grund- 
lage dazu  schuf  bereits  der  normannische  Lchciisstnat ,  nach  Mustern  aus  seinein 
Heimathlande,  der  Normandie,  in  der  Einrichtung  der  Schatzkammer,  cxehcquer, 
mit  ihrem  an  moderne  Gestaltungen  erinnernden  bestimmt  geregelten  Geschäftsgang. 
S.  bes.  G  n  eist.  engl.  Verwalt.recht,  2.  A.  I.  194  II.,  nach  dem  älteren  Hauptwerk 
von  Madox,  History  etc.  of  the  exchequer,  2  cd.  Lond.  1769.  Bei  (in eist  auch 
die  W  eiterentwicklung  u.  heutige  Gestaltung  des  Finanzdicnsts.  (wonach  unten  in  §.  loo 
Weiteres),  s.  bes.  (ineist,  II,  762  —  S62.  Auch  in  der  heutigen  Einrichtung  und  in 
der  ganzen  Stellung  der  cxchc<|ucr  ist  Vieles  nur  historisch  verständlich,  steht  aber 
grade  in  England  in  so  engem  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Verfassung  u.  Ver- 
waltung, dass  hier  nicht  darauf  eingegangen  werden  kann. 
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III.  Die  moderne  verfassungsmässige  Finanzverwaltung. 

§.  93.  —  A.  Das  Finanzministerium.  Insbesondere  seine 
Functionen.  Das  Characteristische  der  modernen  Organisation  der 
obersten  Staatsverwaltung  überhaupt  ist  die  Zerlegung  derselben 
in  grössere,  nach  dem  Princip  zusammengehöriger  Fachgegenstände 
gebildeter  Verwaltungsabtheilungen,  meist  jetzt  allgemein 
sogen.  Ministerien,  an  deren  Spitze  verantwortliche  Chefs 
stehen,  womit  also  hier  die  Collegialverfassung  beseitigt  ist.  Eine 
dieser  Abtheilungen  ist  nun  die  finanzwirlhscbaftliche,  das  Finanz, 
ministerium. 

Stellung  und  Wirkungskreis  desselben  sind  erst  in  der  neueren  Epoche  der 
„Verfassungen",  d.  Ii.  der  Einrichtung  von  Volksvertretungen  neben  Fürst  und  Regierung, 
staatsrechtlich  zu  dem  geworden,  was  sie  jet/.t  sind.  Indessen  ist  doch  auch  bicr, 
selbst  in  Frankreich ,  wo  der  Finanzminister  jetzt  an  die  Stelle  des  (ieneralcentroleurs 
der  Finanzen  in  der  alten  Monarchie  getreteu  ist,  nur  eine  Entwicklung  fortgeführt 
worden,  welche  in  der  vorausgehenden  Periode  angebahnt  und  in  den  Staaten  des 
18.  J.h.  bereits  im  Wesentlichen  zur  Verwirklichung  gelaugt  war.  Die  Unterschiede 
zwischen  unseren  heutigen  Finanzministerien  und  den  obersten  Central-Finanzbebordcn 
des  IS.  J.h.  sind  daher  in  finanztechnisrher  Hinsicht  auch  nicht  so  bedeutend,  als  in 
staatsrechtlicher.  Die  schärfere  Hervorhebung  des  Grundsatzes  der  Verantwortlichkeit 
des  Finanzmiuisters  hat  nur  in  derselben  Richtung  gewirkt,  wie  die  technischen  Be- 
dürfnisse des  Finanzdicnsts:  zur  Concentration  der  Geschäfte  der  obersten  Leitung. 
Verwaltung.  Aufsicht  bei  der  Centraistelle. 

Im  Einzelnen  zeigen  die  Stellung  und  der  Wirkungskreis  des 
Finanzministeriums  in  den  verschiedenen  Staaten  einige  Verschieden- 
heiten nach  dem  geltenden  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  und  den  speciellen 
Bedurfnissen  jedes  Staats.  Aber  in  den  Gruudzügcn  besteht 
grade  hier  eine  hervorstechende  Gleichheit  der  Einrichtungen,  zumal 
auf  dem  europäischen  Continent.  Naturgemäss,  da  es  den  nervns 
rerum  gerendarum  verwaltet,  hat  das  Finanzministerium,  wenn 
auch  nicht  im  Range,  doch  der  Sache  nach  eine  hervorragende 
Stellung  unter  den  Ministerien.  Dies  kommt  auch  in  bestimmten 
staatsrechtlichen  Grundsätzen  zur  Anerkennung,  namentlich  darin, 
dass  das  Finanzministerium  principiell  zu  hören  ist  und  auch  wohl 
die  entscheidende  Stimme  hat,  wo  es  sich  für  irgend  einen  Ver- 
waltungszweig um  neue  oder  um  gegen  bisher  vermehrte  Ausgaben 
handelt.  Die  hauptsächlichen,  im  Wesentlichen  in  den  modernen 
Staaten,  wenigstens  in  den  grösseren,  gleichmässigen  Functionen 
des  Finanzministeriums  sind  dann  die  folgenden. 

1.  Entwerfung  des  Staatsvoranschlags  für  die  künftige 
Finanzperiode.  Zunächst  zur  Vorlegung  an  die  etwa  bei  der 
Feststellung  mitwirkenden  sonstigen  obersten  Staatskörper  (Gesammt- 
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ministerium ,  Ministerrath,  Staatsrath).  Nach  liier  erfolgter  Be- 
ratung und  Erledigung  hat  namentlich  der  Finanzminister  den 
Entwurf  beim  Staatsoberhaupt  selbst  zu  vertreten  und  nach  dessen 
Sanction  ihn  der  Volksvertretung  vorzulegen  und  ihn  hier  zu  ver- 
treten. 

Es  empfiehlt  sich,  die  Vorbereitung  des  Budgets  eine  hinlängliche,  aber  auch 
wieder  eine  nicht  zu  lange  Zeit  vor  der  Vorlage  im  Parlament,  bez.  vor  dem  Anfang 
der  neuen  Finanzperiode  zu  beginnen  und  eine  bestimmte  Zeit  vorher  innerhalb  <b>r 
Kegicrungskreise  selbst  zum  Abschluss  zu  bringen.  Daher  pflegen  Bestimmungen 
getroffen  zu  werden,  dass  die  anderen  Verwaltungschcfs  ihre  Anträge  auf  veränderte, 
besonders  auf  erhöhetc  Creditc  im  neuen  Etat  bis  zu  einem  bestimmten  Präclusiv- 
termin  beim  Finanzministerium  anbringen  müssen,  (in  Prcusscn  z.  B.  bis  zum  30.  Juni 
des  Vorjahrs).  Die  Vorbereitungen  des  Budgets  im  Finanzministerium  und  weiter  in 
der  Kcgierungsinslanz  nicht  zu  lange  Zeit  vor  dem  neuen  Finanzjahr  auszudehnen,  ist 
riühlich  mit  Rücksicht  auf  die  sonst  in  grosserem  Umfang  zu  erwartenden  Veränderungen 
der  für  die  Einnahmtv  und  Ausgabe-Ansätze  im  Budget  maassgebenden  Verhältnisse, 
wodurch  dann  wieder  die  misslichc  Notwendigkeit  von  Nachtragsotats  entsteht. 
In  dieser  (iefahr  liegt  auch  das  Misslichc  längerer  als  einjähr.  Etatsperioden ,  bes.  in 
grossen  Staaten,  wenn  sich  dafür  auch  aridere  zutreffende  Gründe  geben  lassen  (s.  101). 

2.  Vollziehung  des  Staatsvoranschlags  nach  seiner  Ver- 
abschiedung und  seiner  Verkündigung  als  Finanzgesetz.  Grade 
diese  wichtige  Aufgabe  concentrirt  sich  im  Finanzministerium  uod 
fällt  zunächst  diesem  zu,  wenn  sich  auch  im  weiteren  Verlaufe 
andere  Ressorts  daran  bctheiligen.  Das  Finanzministerium  voll- 
führt die  Aufgabe  im  Verordnungswege  und  mittelst  des  ihm 
grundgesetzlich  zustehenden  An  Weisungsrechts  über  das  ge- 
sammte,  zunächst  ihm  zur  Verfügung  stehende  Staatseinkommen 
(bez.  über  die  etatsmässigen  „Eingänge"  einer  Finanzperiode),  ein 
Recht,  welches  durch  den  Etat,  namentlich  für  die  Ausgaben,  nur 
seine  nähere  ziffermässige  Bestimmung  und  Begrenzung  findet. 

Demgomäss  concentrirt  sich,  auch  vorbehaltlich  der  Mitwirkung  anderer  Ministerien 
und  coordinirter  oberster  Verwaltungsbehörden  (z.  B.  für  das  Staatsschuldenwesen)  und 
der  zu  diesen  gehörigen  Mittel-  und  Unterbehörden,  der  Ausgabe-  und  Einnahme- 
dienst in  oberster  Centraiinstanz  beim  Finanzministerium  und  untersteht  demselben 
daher  die  Hanptstaatskasse.  Nach  dem  jetzt  anerkannten  „Princip  der  fiscalischen 
Kassenein  he  it"  läuft  durch  diese  Kasse  möglichst  die  (Jcsamtntheit  aller  auf 
Rechnung  des  Staats  (Fiscus)  erfolgenden  Ausgange,  bez,  Ausgaben  und  aller  Ein- 
gänge, bez.  Einnahmen  zu  seinen  Gunsten.  Und  zwar  mindestens  rechnungsmässig, 
so  weit  es  nothwendig  und  zweckmässig  auch  ^tatsächlich,  indem  die  Einnahme- 
ämter ihre  Einnahmen,  eventuell  —  unter  Abzug  ihrer  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs-, 
Erhebtings-  und  dgl.  Kosten  und  nach  weitcrem  Abzug  der  auf  sie  angewiesenen 
allgemeinen  Verwaltungsausgaben  —  ihre  Ueberschüsse  an  die  Hauptkasse  abführen 
und  von  dieser  Ausgaben  direct  geleistet  oder  Fonds  dazu  an  andere  Kassen  über- 
tragen werden. 

Auf  Grund  des  Etats  überweist  daher  das  Finanzministerium  aus  den  ihm  zur 
Verfügung  stehenden  Einnahmen  allen  anderen  Verwaltungszweigon  die  für  sie  aus- 
gesetzten Creditc,  über  welche  die  betreffenden  Hessortschefs  und  Behörden  dann 
weiter  durch  eigene  Anweisungen  disponiren.  Für  die  richtige,  d.  h.  gesetzmäßige 
und  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  sich  haltendo  Ausübung  des  An  Weisungsrechts 
ist  das  Finanzministerium  der  administrativen  und  der  politischen  Controlo  (§.  80) 
unterworfen.    Ucbersehrcitungcn  des  Etats  in  den  Ausgaben  haben  die  anderen  Ver- 
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wahungszweige  auch  ihm  gegenüber,  und  wenn  sie  mit  seiner  Zustimmung  geschehen, 
hat  sie  das  Finanzministerium  in  Gemeinschaft  mit  dem  Chef  der  betrettenden  Ver- 
waltung dem  Staatsoberhaupt  und  der  Volksvertretung  gegenüber  zu  vertreten  und 
dafür  Indemnität  einzuholen. 

3.  Vorbereitung  der  organischen  Gesetze  rein  oder 
Uberwiegend  finanzwi rthschaftlichen  Charactcrs  und  Ver- 
tretung derselben  in  der  Berathungsinstanz  vor  den  anderen  obersten 
Staatskörpern  (Ministerrath,  Staatsrath  u.  dgl.),  sowie  weiterhin 
vor  dem  Staatsoberhaupt,  um  dessen  Genehmigung  zur  Vorlage 
des  Gesetzes  bei  der  Volksvertretung,  und  vor  letzterer,  um  deren 
Zustimmung  zu  erlangen. 

Vornemlich  kommen  hier  die  grossen  organischen  Gesetze  über  dio  Hauptcin- 
g  Tinge  (Einnahmen)  des  modernen  Staats,  die  Steuern  und  das  Staatsschuldon  - 
wesen  in  Betracht.  Bei  den  Gesetzen  über  privatwirthschaftlicho  oder  Erwcibs- 
einkünfte  (.Domänen,  Forsten,  Bcrgworko,  auch  Verkebrsanstaltcn,  wie  Post.  Telegraph. 
Eisenbahnen)  und  vollends  Uber  Gebtihrencinnahmcn  (Justizgebühren,  Unterrichtsge- 
bühren u.  a.  in.)  steht  regelmässig  der  finanzielle  Gosichtspunct  in  zweiter  Linie,  wes- 
halb dio  Verwaltung  dieser  Zweige  überhaupt  nicht  direet  dorn  Finanzministerium  zu 
unterstehen  braucht  (s.  u.)  und  die  Vorbereitung  der  betretenden  Gesetze  zwar  wohl 
unter  Mitwirkung  des  Finanzministeriums  erfolgt,  das  dabei  das  fisealische  Interesse 
zu  vertreten  hat,  aber  von  den  betreffenden  anderen  Ministerien  ausgeht.  Ein  ähnlicher 
Sachverhalt  besteht  bei  den  Gesetzen  in  Bczng  auf  Staatsausgaben ,  welche  letztere 
natürlich  durch  die  bezüglichen  Staatsthatigkciten  bedingt  werden,  weswegen  die 
Gesetze  regelmässig  zum  Ressort  des  betreffenden  Fachministcriums  gehören  (Militärisches, 
Bauten,  Reformen  u.  s.  w.).  Spcciell  ins  Gebiet  der  vom  Finanzministerium  vorzu- 
bereitenden organischen  Gesetze  des  Ansgabewcsens  gehören  aber  diejenigen  zur 
Regelung  der  Gehalte  und  Pensionen  der  Staatsbeamten.  Dafür  sind  im  Wesent- 
lichen in  allen  Zweigen  des  Staatsdionsts  glcichmässige  Normen,  vornemlich  nur  mit  der 
Unterscheidung  von  Civil-  und  Militärdienst,  erfordorlich.  Das  Finanzministerium 
allein  ist  im  Stande,  das  fisealische  Interesse  gegenüber  der  Gesammthcit  der  An- 
sprüche des  Besoldung*-  und  Pensionsetats  zur  Geltung  zu  bringen.  Nur  wird  bei 
der  grossen  allgemeinen  politischen  Bedeutung  dieses  Gegenstands  natürlich  auch 
wieder  der  finanzielle  Gcsichtspunct  nicht  allein  entscheiden  können.  Die  Aufgabe, 
das  politische  Interesse  in  der  Sache  wahrzunehmen,  wird  den  anderen  Ressortschefs 
mit  zufallen. 

4.  Vollziehung  der  finanzwirthschaftlicben  Gesetze. 

Diese  erfolgt  namentlich  wieder  im  Wege  der  Verordnungen  (Vollzugs-, 
V erw alt ungs Verordnung),  durch  Erlass  von  Verfügungen  und  Bescheiden  zur 
Lösung  von  Zweifeln  und  Fragen,  welche  erst  bei  der  Vollziehung  des  Gesetzes  auf- 
tauchen.   S.  Stein,  4.  A.  I,  194. 

h.  Oberste  Leitung  und  Verwaltung  der  Finanz- 
wirthschaft. 

In  dieser  Hinsicht  gehört  zum  Finanzministerium  zunächst  das  gesammte 
Zahlung»-,  Kassen-,  Rechnungs-  und  Controlwesen  (Rechnung»-  oder 
Kasse ncontrole),  die  Staatsbuchhalterci;  ferner  die  un  mittelbare  Verwaltung 
wichtiger  E  i  n  n  a  h  m  e  q  u  o  1 1  c  n ;  regelmässig  insbesondere  der  meisten  Steuern 
(ilircctcn,  indirecten,  Fin.  II.  §.  38S,  „Erwerbs"-,  „Verkehrs"-,  „Vcrbrauchs"-Stcuern 
u.  s.  w. ,  Fin.  II,  §.  451—531),  zum  Thcil  auch,  so  namentlich  früher,  der  „Domanial- 
cinnahmen"  i  w.  S.,  der  Domänen,  Forsten.  Bergwerke,  Staatsfabriken,  Staats-  Handels- 
Gold-  und  Bankgeschäfte,  Vcrkehrsanstaltcn.  Doch  sind  diese  Einnahmequellen, 
gleich  den  meisten  Verwaltungen  von  Gebührenzweigen,  vielfach  dem  Ressort  des 
Finanzministeriums  entzogen  und  aus  principiellcn  und  practischen  Gründen  anderen 
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Ministerien,  denjenigen  für  Landwitthschaft,  Handel  und  Gewerbe,  Bauten,  Verkehrs- 
anstalten unterstellt.  Das  Finanzministerium  hat  öfters  auch  die  Substanz  des  Staats- 
vcrinögcns  zu  überwachen,  daher  die  Inventarisirung  desselben  unter  sich,  vorbehaltlich 
der  Uebertragung  dieser  Aufgaben  an  andere  Fach- Ministerien.  Auch  das  Staats- 
schuldenwesen ist  wohl  aus  staatsrechtlichen  und  practischen  Gründen  —  letzteres 
ncmlich  im  Interesse  des  Staatscrcdits  —  dem  Finanzministerium  entzogen  <>dcr 
wenigstens  unter  eine  besondere  Behörde  gestellt,  welche  auch  bei  der  ressort- 
mäßigen Zugehörigkeit  zum  Finanzministerium  eine  selbständigere  Stellung  als  eine 
blosse  Vcrwaltungsabtheilung  desselben  einnimmt.  Von  den  Ausgabezweigen  ver- 
waltet das  Finanzministerium  unmittelbar  wohl  einzelne  von  allgemeiner  Be- 
deutung für  den  ganzen  Staat,  die  allgemeinen  Dotationen,  das  Pensionswesen, 
u.  dgl.  m.  —  mitunter  sogen,  „allgemeine  Finanzverwaltung"  im  Unterschied  von 
der  „spccicllen"  — ;  ferner  dio  zum  Dienst  seines  eigenen  Specialressorts  gehörigen 
Ausgabezweige  —  eben  die  „speciclle"  Finanzverwaltung.  Beispiele  aus  einzelnen 
Ländern  unten  in  §.  H6  II*. 

Die  Ausscheidung  von  Domänen  n.  s.  w. ,  Verkehrsanstalten  aus  dem  Finanz- 
ministerium ist  mehrfach  principiell  verlangt  und  ausgeführt  worden,  um  den  fis- 
calischeu  Gesichtspunct  in  der  ganzen  Richtung  und  Tendenz  der  Verwaltung  hinter 
den  eigentlich  staatswirthsc  haftlichen  zurücktreten  und  allgemeine  staats- 
und  volkswirtschaftliche  Interessen,  die  eben  für  die  l'ehertragung  dieser  Verwaltungs- 
zweige grade  an  den  Staat  die  entscheidenden  sind,  mehr  zur  Berücksichtigung 
kommen  zu  lassen.  Insofern  birgt  diese  administrative  Organisation  und  Ucssortbe- 
stiinmung  ein  Stuck  Entscheidung  wichtiger  allgemeiner  Staats-  und  volkswirtschaft- 
licher rrineipienfragen  in  sich. 

§.  i>4.  Organisation  und  Eintheilung  des  Finanz- 
ministeriums. Gewisse  GrundzUge  sind  hier  dem  Finanzministerium 
mit  den  anderen  Ministerien  im  modernen  Staate  gemein. 

Beim  Minister  und  in  seinem  Bureau  concentrirt  sich  die  Entscheidung  aller 
Geschäfte,  zu  deren  Berat  hu ng  aber  die  Ministerialräthe  in  Form  von  Collegien 
wohl  hinzugezogen  werden,  während  der  einzelne  Rath  (Referent,  Decernent)  über 
die  Angelegenheiten  seines  speciellen  Hessorts  dem  Minister  berichtot  Ucberall  aber 
ist  es  der  Minister,  der  nach  dem  staatsrechtlichen  Grundsätze  der  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  Staatsoberhaupt  und  der  Volksvertretung  dio  Entscheidung  trifft. 
Alle  Verfügungen,  Bescheide,  Verordnungen  des  Ministeriums  erfolgen  daher  durch 
den  Minister  persönlich  oder  in  Vertretung. 

Im  Uebrigeu  hängt  die  Organisation  und  Eintheilung  des 
Finanzministeriums  wesentlich  von  den  Functionen  und  der 
Kes8ortbestimmiing  des  letzteren  ab,  wonach  sich  auch  wieder  die 
Ausdehnung  der  Geschäfte  richtet.  In  kleineren  Staaten  kann 
Manches  vereinfacht  und  zusammengezogen  werden,  was  sich  iu 
grösseren  verwickelter  gestaltet  und  getrennt  wird.  Neben  tech- 
nischen Rücksichten  machen  sich  mitunter  auch  staatsrechtliche 
bei  einzelnen  Punctcn  geltend. 

Nach  technischen  Gesichtspuncten  scheiden  sich  die  allge- 
meinen Angelegenheiten  der  im  Finanzministerium  concentrirten 
Finanzverwaltung,  für  die  dann  wohl,  etwa  in  Verbindung  mit 
dem  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  eine,  oder  mit  diesem, 
aber  getrennt,  zwei  Abtheilungen  (Departements,  Sectionen) 
gebildet  werden,  von  den  speciellen  Finanxdicnst-Zweigen.  Für 
letztere  werden  je  nach  dem  Umfang  der  Geschäfte  eine  grössere 
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oder  kleinere  Anzahl  weiterer  Ministerial-Abtheilungen  nach  dem 
leitenden  Gesichtspunct  der  sachlichen  Zusammengehörigkeit 
der  Gegenstände  eingerichtet. 

Also  z.  B.  wenn  Domänen  u.  s.  w..  Verkehrsanstalteu  im  Finanzministerium 
stehen,  für  Domänen,  für  Forsten,  oder  für  beide  zusammen,  für  Berg-  und  Hutten- 
werke,  für  direote.  für  indircete,  für  Stempel-,  Register-  und  derartige  Steuern,  für 
Staatssrhuldenwesen ,  mit  etwaigen  weiteren  Specialisirungen  nach  Bedürfnis* ,  that- 
>ächlich  Otters  nach  historischer  Tradition,  die  man  beibehält. 

Mitunter  bilden  sich  solche  Abtheilungen  des  Ministeriums  aus 
staatsrechtlichen  Gründen  zu  mehr  selbständigen  Behörden 
aus,  die  nur  wegen  des  Gegenstands  ihrer  Beschäftigung  dem 
Finanzministerium  angegliedert  und  bloss  in  gewissen  Puncteu 
demselben  subordinirt  sind,  so  z.  B.  die  Verwaltung  des  Staats- 
Schuldenwesens,  auch  der  oberste  Rechnungshof,  wo  der- 
selbe nicht  ganz  selbständig  gestellt  ist.  In  anderen  Fällen  werden 
aus  speciell  finanz-techniseben  und  ökonomisch-technischen 
rirllnden,  u.  A.  wegen  des  Erfordernisses  specieller  Fachkennt- 
nisse auch  in  der  oberen  Leitung,  einzelne  Dienstzweige  des  Finanz- 
ministeriums zu  selbständigeren  „Directiouen"  („ General- 
directionen"  u.  unter  dgl.  Namen  mehr)  erhoben  und  damit  der 
unmittelbaren  Verwaltung  von  der  Centralstelle  aus  eutzogen. 

Neuere  Beispiele  sind:  MonopoKerwahungen .  wie  Tabak  (Oesterreich > ,  Lotto- 
Verwaltung  (Oesterreich,  Preisen»,  Bergwerksverwaltung  i Baiern).  Milnzwesen  ^mehr- 
fach), Staatsmanufacturcn  (Frankreich),  Staats-,  (ield-  und  Bankgeschäfte  (Preossen. 
S«:cbandlung,  ehemals  die  Bank),  Pensionswesen  «preuss.  Wittweti- Verptlegungsanstalt). 
ti.-neraldirectioncn  der  llaupteinnahmezwcige  Überhaupt  (Frankreich,  §.  99)  u.  dgl.  rn 

Mehrfach  spielen  hier  auch  die  schon  erwähnten  Tendenzen 
mit,  neben  und  vor  dem  bloss  tiscalischen  die  allgemeinen 
Staats-  und  volkswirthsc haftlichen  Gcsichtspunctc  mehr  zur 
Geltung  zu  bringen  (z.  B.  bei  eigenen  Directiouen  für  Bergwerke, 
Staatsfabriken,  Banken). 

Der  weitere  Schritt  Uber  die  Bildung  solcher  selbständigeren, 
aber  doch  noch  zum  Finanzministerium  ressortirenden  „Directionen" 
hinaus  ist  dann,  die  betreffenden  Dienstzweige  anderen  Fach 
ministeriell  zu  unterstellen,  bei  denen  diese  allgemeinen  staats- 
und  volkswirtschaftlichen  Interessen  ex  officio  gepflegt  werden, 
z.  B.  die  Domänen  und  Forsten  dem  landwirtschaftlichen,  die  Ver 
kehrsanstaltcn  dem  Handelsministerium  oder  einem  verwandten. 
Oder  man  geht  endlich  auch  noch  einen  letzten  Schritt  in  dieser 
Kichtuug  vorwärts  uud  erhebt  solche  Dienstzweige,  einzeln  oder 
verwandte  miteinander,  zu  eigenen  Ministerien  oder  diesen 
wenigstens  im  Wesentlichen  gleichgestellten  obersten  Centralbe- 
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httrden,  so  z.  B.  die  Post  und  Telegraphie  (so  jetzt  in  Frankreich), 
das  Staatseisenbabnwesen.  Derartige  Erscheinungen  sind  im  Leben 
der  modernen  Staaten  mehrfach  hervorgetreten.  Sie  bilden  einen 
interessanten  Beleg  für  die  wirthschafts-  und  culturgeschichtlieb 
bemerkenswerthe  Thatsache  des  allmäligen  Zurückweichens  der 
älteren  rein  oder  überwiegend  fiscalischen  Tendenz  bei  der  Ver- 
waltung von  Objecten  des  Staatsvermögens  und  von  Ertragsquellen 
(Regalien  u.  dgl.)  vor  dem  Princip  der  Verwaltung  in  möglichst 
staatswirthschaftlich- gemeinnütziger  Weise. 

Vgl.  Stein.  4.  A.  1.  198.  «au  Fin.  II.  g.  535.  Beispiele  unten,  in  §.  96  ff. 
Bcachtenswerth  ist  namentlich,  wie  sich  der  innere  Grund  der  Rcgalisirung,  d.  h. 
dos  ausschliesslichen  Vorbehalts  einer  wirtschaftlichen  Thätigkcit  für  den  Staat,  hier- 
mit verändert,  z.  B.  bei  Münze,  Post,  anderen  Verkehrsanstalten:  d;«s  Kegal  diente 
ursprünglich  vor  allem  dem  fiscalischen  Zweck,  einen  grösseren  Reinertrag  erzielen 
zu  können,  jetzt  dem  volkswirtschaftlichen  Zweck,  die  betreffende  Einrichtung  möglichst 
gut  einrichten  zu  können.  Darauf  ist  in  der  Lehre  von  den  Regalien  und  Gebühren 
zurückzukommen  (s.  auch  Fin.  II,  Kap.  1  v  d.  Gebühren) 

§.  95.  —  B.  Das  sonstige  Finanzbebördeuwesen  und 
der  finanzielle  Exccutivdienst.  Die  Einrichtungen  schliessen 
sich  zum  Theil  an  die  allgemeinen  in  der  modernen  Staatsver- 
waltung an,  zum  Theil  folgen  sie  der  Organisation  der  oberen 
Finanzvcrwaltung,  besonders  des  Finanzministeriums  genauer  und 
gliedern  sich  nach  dessen  Abtheilungen  und  nach  den  General- 
Directionen;  zum  Theil  endlich  und  vielfach  überwiegend  ist  auf 
sie  das  technische  Bcdürfniss  der  verschiedenen  tinnnz wirtschaft- 
lichen Dienstzweige,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Einnahmen, 
von  Einfluss,  ein  Bedürfniss,  das  anderseits  für  die  Organisation 
des  Finanzministeriums  selbst  mit  bestimmend  sein  musste. 

In  früherer  Zeit  ^§  87—91)  dienten  die  allgemeinen  Verwaltungsorgane,  Acmter 
und  Beamten  zugleich  meistens  mit  für  den  Finanzdienst,  besonders  auch  zur  Einziehung 
der  Einkünfte,  mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  z.  B.  im  Zolldienst.  Fortschreitender 
Arbeitsteilung  auch  in  der  Verwaltung  gemäss  hat  sich  danu  der  Finanzdienst  all- 
mälig  von  dein  allgemeinen  Verwaltungsdienst  losgetrennt  und  verselbständigt,  so 
namentlich  da,  wo  es  sich  um  spccifisch-tcchnische,  dieselbe  Arbeitskraft  auch 
ziemlich  gleichmässig  und  fortwährend  beschäftigende  finanzielle  Aufgaben  handelte. 
Eben  deshalb  schon  am  frühsten  im  Zolldicnst.  später  im  Dienst  der  audereu  indirecten 
Steuern,  der  Verkehrsteuern,  in  der  Eigen  Verwaltung  von  Staatseigoothura,  Kegalien 
inid  anderen  Ertragsquellen  durch  Administratoren  auf  Rechnung  des  Staats,  daher 
beim  Münz-,  Post-,  Bergwerks-,  Forstwesen  u.  s.  w.  Dagegen  blieb,  z.  Th.  bis  in 
die  Gegenwart  hinein ,  die  Verwaltung  der  direetcu  Steuern  und  der  Domänen  in  der 
neueren  Periode  der  Verpachtung,  in  der  Mittel-  und  selbst  in  der  unteren  Instanz 
wohl  ein  Theil  der  allgemeinen  Landesverwaltung,  indem  deren  Organe  auch  hier 
die  bctreH'enden  finanzwirthschaftlichen  Gcscbäfto  mit  zu  besorgen  haben.  Allerdings» 
mitunter  —  auch  hier  die  Consequcuz  des  Arbcitstheiluugsprincips  —  so,  das*  inner- 
halb <-iner  allgemeinen  Verwaltungsbehörde  wieder  Abtheilungen  wie  für  andere  Fach- 
gruppen von  Geschäften  (Polizei-,  Schul-,  Kirchen,  Sanititts-,  Wirthschaftssachcn  u.  s.  w.). 
so  auch  für  Finanzsachen  gebildet  oder  wenigstens  Specialbcamte  einer  allgemeinen 
Behörde  mit  dem  Finanzdienst  betraut  werden.  Die  Vermehrung  aller  Verwaltungs- 
gescluffc,  wie  auch  d«r  l'inanzsacheu  specioll  und  das  Bedürfniss.  gerade  die  Finanz- 
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geschifte  tod  techuisch  gebildeten  Organen  besorgen  zu  lassen ,  bat  aber  jetzt 
mehrfach  zu  eigenen  Finanzhchörden  fttr  fast  alle  verschiedenen  Zweige  oder 
wenigstens  für  je  eine  Reihe  verwandter  Zweige  des  Finan/diensts  geführt.  Auch 
hier  zeigen  sich  freilich  manche  Unterschiede  iu  den  eiu/elncn  Lander»,  je  nach  der 
Grösse  der  Staaten,  der  Entwicklung  der  inneren  Staatsverwaltung  Uberhaupt  und 
ihrer  Stellung  zur  localen  Selbstverwaltung  und  nach  der  Gestaltung  der  Finauzwirth- 
bchaft.  namentlich  des  Steuerwesens.  In  Deutschland,  speciell  in  Preussen  ist  die 
Los  treu  nung  der  Finanzvcrwaltung  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  besonders  bei  der 
directen  Besteuerung  von  der  übrigen  inneren  Verwaltung  noch  nicht  so  weit  gediehen, 
als  t.  B.  in  Frankreich,  was  mit  der  grösseren  Einfachheit  unserer  directen  Steuern 
und  mit  Verschiedenheiten  in  der  Erhebung  zusammenhängt. 

Die  schon  erwähnten  speci fisch  technischen  Dienstzweige 
haben  ihr  eigenes  Behördenwesen,  das  etwa  nach  oben  zu  in  einer 
Generaldirection  oderMinisterialsection  gipfelt,  aus  inneren  sachlichen 
Grttnden  auch  nach  unten  zu  am  Meisten  selbständig  ausgebildet 
und  damit  das  sog.  „Centralisationsprincip"  in  dem  einzelnen 
Zweige  —  Post,  Zollwesen,  Verwaltung  der  inneren  Verbrauchs- 
steuern, mit  weiteren  Specialisirungen  nach  den  Hauptkategorieen, 
»Salz,  Tabak,  Bier,  Branntwein,  Wein  n.  s.  w.,  Forst-,  Bergwesen 
—  vollständig  durchgeführt.  Die  übrigeu  finauzwirthschaftlichen 
Dienstzweige,  wie  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  Steuern, 
bleiben  auch  aus  sachlichen  Gründen  mit  dem  sonstigen  Verwaltungs- 
behördenwesen mittlerer  und  unterer  Instanz  in  näherer  Beziehung. 

»So  scheidet  sich  denn  das  moderne  Finanzbehörden wesen 
nach  drei  Grundsätzen,  einmal  nach  Fachgruppen  oder 
gegenständlich;  sodann  räumlich,  nachdem  Wirkungskreis  im 
Staatsgebiet  und  dessen  Theilen,  wo  als  Regel,  die  aber  Ausnahmen 
erleidet,  die  Finanzbehördenorganisation  sich  der  räumlichen 
Organisation  der  inneren  Laudesverwaltung  anschliesst  —  Provinz, 
Bezirk,  Kreis,  Gemeinden,  Stadt  und  Land,  mit  den  betreffenden 
Amtsstellen  für  den  Finanzdienst  — ;  endlich  nach  Rangver- 
bältnis8en,  indem,  wie  gleichfalls  in  der  sonstigen  Verwaltung, 
die  Finanzbehörden  jeder  Fachgruppe  und  des  ganzen  Staats  in 
einem  bestimmten  Verhäitniss  der  Ueber-  und  Unterordnung  unter 
einander  stehen.  Zwischen  ihnen  läuft  daher  der  Instanzenzug 
von  unten  nach  oben,  bis  zur  Centralstelle ,  daher  regelmässig  bis 
zum  Finanzministerium.  Hier  gelten  dann  in  Betreff  des  Rechts, 
Verordnungen  und  Verfügungen  zu  erlassen,  die  untergeordnete 
Behörde  zu  controliren  und  zu  rectificiren ,  hinsichtlich  des  Be- 
schwerdenlaufs u.  s.  w.  die  allgemeinen  Grundsätze  des  modernen 
Verwaltungsrechts,  speciell  des  Rechts  der  vollziehenden  Gewalt. 
Regelmässig  sind  die  Local- Finanzbehörden  (Zoll-,  Steuer-Aemter, 
»Steuereinnehmer,  Ausgabekassen  u.  s.  w.)  mit  der  eigentlichen 
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Ausführung  der  einzelnen  in  ihr  Ressort  schlagenden  finanzwirth- 
schaftlichen  Verwaltungsacte  betraut,  wie  dies  der  Gang  der  Dinge 
erfordert.  Diesen  Behörden  und  ihren  Organen  stehen  daher  auch 
für  die  Sicherung  des  Einnahmediensts,  mithin  besonders  für  die 
Steuerveranlagung  und  Erhebung,  die  erforderlichen  Control-  und 
Zwangsrechte  ( „Execution")  (Fin.  II.  §.  585-590,  579,  580)  zu. 

Vgl.  v.  Malchus,  II,  Kau,  Fin.  II,  §.531—534.  Stein,  4.  A.  I,  195.  Eine 
weitere  Ausführung  kann  hier  in)  Hinbiirk  auf  die  practischen  Beispiele  in  den 
folg.  §§.  unterbleiben.  Sind  auch  die  leitenden  Principien  und  (Jrundzüge  der  modernen 
Organisation  des  Fiuauzbchördenwesens  und  seiner  Üienstverrichtungen  im  Wesent- 
lichen Ubereinstimmend,  so  unterscheidet  sich  diese  Organisation  doch  in  den  einzelnen 
Staaten  unter  dein  Eintluss  der  verschiedenen  geschichtlichen  Entwicklung,  der  Ver- 
schiedenheiten der  Landesverwaltong ,  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  der  Volks- 
dichtigkeit, der  Einnahmearten  u.  s.  w.  immer  wieder  bemerklich.  Auf  den  Wirkungs- 
kreis und  die  Functionen  der  Mittel-  und  Fnterbehörden  im  Finanzdienst  wird  in 
den  einzelnen  Abschnitten  dieses  Werks  bei  den  Einnahmen  n.  s.  w.  mitunter  ein- 
gegangen. 


IV.  Gegenwärtige  Einrichtung  der  Finanzverwaltung  in 

einigen  Staaten. 

Da*  Wesentliche  hierüber  wird  wohl  in  den  Werken  Uber  Staatsrecht,  Ver- 
fassung*- u.  Verwaltungsrecht  und  Uber  Finanzgesetzkunde  der  einzelnen  Staaten  mit 
gethoilt.  Weiteres  findet  sich  in  den  Staatshandbüehern  u.  dgl.  u.  ist,  z.  B.  in  Betreff 
der  Einzelheiten  des  Beamtenthums,  au*  dm  Etat*  zu  ersehen.  Heber  die  nord- 
deutschen Staaten  giebt  eine  l  ebersicht  der  Organisation  u.  Competeuz  der  oberen 
Behörden  ein  Aufsat/,  in  Hirth's  Annalen  ISTO  S.  117  II'.,  t>71  IL  Allgemeine 
••rgauisa torische  tiesetze  fehlen  öfter>. 

§  9(i.  —  1.  l'reussen.  Hier  gehen  die  jetzigen  Einrichtungen  auf  die 
grosse  lieft) rin periode  nach  dem  Frieden  von  Tilsit  und  auf  die  Zeit  der  Neugestaltung 
des  Staats  nach  1815  zurück.  An  Stelle  der  älteren  Behörden,  namentlich  auch  des 
(iencraldirectoriuins,  91).  das  im  ahen  Staate,  um  l$0f»,  noch  in  4  Provineial- 
und  in  4  Bealdepartemenb  zerfiel,  (wovon  das  erste  für  Kassen-,  Stempel-.  Münz-. 
Bank-,  Medicinal-.  Lotterie-,  Postwesen  unter  einem  Minister,  der  zugleich  General - 
l'ontroleur  der  Finanzen  war),  trat  eine  neue  Organisation,  welche  auch  für  den 
Finanzdicnst  umgestaltend  war  (s.  E.  Meier.  Ref.  d.  Verw.organis.,  S.  29.  177  H. 
v.  Könne,  preuss.  Staatsr.  3.  A.  II.  1.  Abth  .  S.  !»0  II.,  II.  2.  Abth.  S.  574  ff".). 

Nach  dem  Pubhcandum  v.  lti.  Dec.  IsOS  wurde  ein  eigenes  Finanz- 
ministerium zur  Leitung  und  Verwaltung  des  gesammten  Finanzwesens  (unter  Zu- 
weisung der  Fonds  zur  weiteren  Verfügung  an  die  auderen  liessortchefs'  errichtet. 
Die  Stellung  desselben  unter  den  obersteu  Behörden,  sein  Wirkungskreis  und  seine 
Kessortvethältnisse  sowie  seine  Eintheilung  haben  wiederholt  Aeuderuugcn  erfahren. 
L.  A.  wurde  zeitweilig  ( IM 7  —  23 1  ein  besonderes  Schatzministeiium  vom  Finanz- 
ministerium abgezweigt.  Die  jetzt  geltende  Organisation  beruht  voruemlich  auf  d.  K. 
Krlass  v.  17.  April  1848;  die  wichtisrste  seitdem  erfolgte  Aenderung  ist  die  Cebcr- 
t ragung  der  Abtheilung  f.  Domänen  u  Forsten  vom  Finanzministerium  auf  das  land- 
wirtschaftliche Ministerium  (Erl.  v.  T.  Aug.  IS78).  Danach  „hat  das  Finanzministerium 
gegenwartig  die  gesammte  Finanzverwaltung  des  Staats  zu  leiten,  den 
Staats!) aus haltsetat  und  die  Rechnungen  darüber  aufzustellen  und  eine  fort- 
laufende Controle  über  die  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  zu  üben.  Dasselbe 
bildet  demgemäss  den  Mittelpunet  fnr  das  gesammte  Etatü-  u.  Kassenwesen  des 
Staats,  iudem  ihm  sammtlichc  Etats  zur  Mitrevision  vorzulegen  und  alle  Kas>en- 
abschlüsse  einzureichen  sind.  Ausserdem  hat  dasselbe  die  Verwaltung  der 
directeu  u.  indiiecten  Steuern  und  der  soustigen  Einnahmezweige  des 
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Staate,  welche  nicht  anderen  Ministerien  oder  Reichsbehörden  untergeordnet  sind, 
speciell  zu  fuhren.  Endlieh  unterliegt  die  Haup  tv  er wal tu  ng  der  Staatsschulden 
seiner  oberen  Leitung"'  (v.  Könne  II.  I.  Abth.  S.  \I2\  Das  Finanzministerium  zer- 
fällt jetzt  in  3  Abtheilungen,  für  Etats-  und  Kassenwesen.  —  (im  Wesentlichen 
dafür  bestand  von  1817 — 20  eine  eigene  unabhängige  Ccntralbehörde.  die„Gcneral- 
controle  der  Finanzen",  dann  für  einen  Theil  der  hierhergehörigen  Aufgaben 
von  182ti — 44  eine  andere  Ccntralbehörde,  die  „Staatsbuchhalterei"):  —  für  die 
indirecten  Steuern  (wozu  in  Prcussen  ausser  den  üblichen  auch  die  Stempel-, 
Erbsch.steuer,  verschiedene  gebührenart.  Abgaben  im  Verkehrswesen,  jetzt  auch  die 
(ierichtskosten  u.  s.  w.  gerechnet  werden),  u.  für  die  directen  Steuern.  Zum  Ressort 
des  Finanzministeriums  gehören  an  sonstigen  Centralbchörden  die  Gcncndstaatskassc. 
die  General- Lotterie -Direction,  die  Münzanstalten,  die  (ien.-Dir.  d.  allgcm.  Wittwen- 
rerpfleg.anstalt,  weiter  die  Seehandlung.  In  einer  abgesonderten,  mehr  selbständigen 
Stellung  steht  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden.  Abgesehen  von  verschiedenen, 
meist  gebührenartigen,  dem  Gcsammtbctragc  nach  kleineren  Einnahmen,  die  bei  allen 
einzelnen  Ministerien  vorkommen,  sind  von  Haupteinnahmezweigen  mehr  privatwirthsch. 
Natur  anderon  Ministerien  als  dem  Finanzministerium,  mit  aus  den  oben  dargelegten 
principiellen  und  practischen  Gründen,  in  Prcussen  unmittelbar  Ubertragen:  die  Domänen 
n.  Forsten  dem  landwirtschaftlichen,  das  Berg-,  Hütten-  u.  Salinenwesen  <incl.  der 
Bergwerksteuern)  u.  das  Staatsciscnbahnwesen  dem  Min.  f.  Öllcntl.  Arbeiten  (J878>. 
Eine  „dem  König  unmittelbar  untergeordnete,  den  Ministern  gegenüber  selbständige 
Behörde*4  ist  die  Oberrechnungskammer  (Ges.  v.  27.  März  1S72.  §.  1,  Vor- 
geschichte bei  v*.  Rönne.  II,  1,  S.  154,  G.  Herrfurth,  preuss.  Etats-  u.  s.  w.  Wesen, 
Berl.  1881,  S.  13  ff.). 

Für  die  Finanzverwaltung  im  Laude  fungiren  als  M i 1 1 c  1  behörden  die 
Abtheilungen  der  Bezirksregierungen  (Regier.  Bezirk1*  für  die  Verwaltung  der 
directen  Steuern,  der  Domänen  und  Forsten,  also  Glieder  des  allgemeinen 
Organismus  der  inneren  Verwaltung,  ferner  die  selbständigen ,  den  Regierungen 
coordinirten  Provincial-Steuer-Directionen  für  die  Verwaltung  der  indirecten 
Steuern  und  Zölle,  die  in  gleicher  Weise  wie  die  Regierungen  der  Oberaufsicht 
des  Oberpräsidenten  der  Provinz  unterstchen  (das  Einzelne  näher  bei  v.  Rönne,  II,  1, 
hx.  §.  264.  266,  274,  279;  zu  den  Bez.regierungen  gehören  auch  Kassen räthe, 
Einzelbeainte,  die  die  Kassen-,  Etats-  u.  Rechn.sachen  zu  bearbeiten  haben).  Ab- 
weichende Einrichtungen  in  der  Mittelinstanz  bestehen  namentlich  in  Berlin,  wo  die 
Geschäfte  der  directen  Steuerverwaltung  jetzt  von  einer  besonderen  ..Direction"  dafür 
wahrgenommen  werden  (Organis.gcs.  v.  26.  Juli  18S0  §.  38)  n.  bisher  in  d.  Prov. 
Hannover,  wo  im  theilweisen  Anschluss  an  die  älteren  hannov.  Verhältnisse,  für 
die  ganze  Provinz  die  gesammte  Finanzverwaltung,  mit  Ausnahme  der  auch  hier 
einer  oigenen  Provincialsteoerdirection  unterstehenden  indirecten  Steuern  u.  Zölle,  bei 
der  „Finanzdirection"  Concentrin  ist  (preuss.  Erl.  v.  5.  April  1S6W.  Nach  dem 
Organis. ges.  v.  1880  §.  24  soll  auch  hier  dieselbe  Einrichtung  wie  in  den  anderen 
Provinzen  eintreten,  also  die  Geschäfte  der  Finanzdirection  an  die  Regierungen  'bis- 
herigen Landdrosteicu*  übergehen.  —  Bei  den  Regierungen  bestehen  Reg.-Haupt- 
kasaen,  in  welche  die  Kreiskassen  und  in  den  Provinzen,  wo  solche  bestehen,  die 
Stcuererhcber  ihre  Einnahmen,  bez.  l'eberschüsse  terminweise  abzuführen  haben. 

Die  staatlichen  Unterbehörden  der  Finanzverwaltung  sind  in  Preusseu  da- 
durch z  Th.  entbehrlich,  dass  in  einer  Reihe  von  Provinzen  die  directen  Staats 
steuern  durch  die  Communen  erhoben  werden.  In  einigen  Provinzen  fungiren  aber 
auch  dafür  eigentliche  staatliche  Steuerempfänger.  In  den  Kreisen  giebt  es  dann 
Kreiakasscn  und  Kreissteuereinnehmcr.  an  welche  von  den  Communen  u.  den 
Übrigen  Stcuerempfängern  die  Gelder  abgeliefert  werden.  Ein  besonderes  System 
eigener  Finanz-U  n  terbehörde  n  u.  Beamten  besteht  für  die  indirecten  Steuern 
u.  Zölle  unter  jeder  Prov.steuerdircction  (Zoll-  n  Steuerämter  verschied.  Rangs,  im 
'»renzbezirk  u.  im  Innern1. 

Der  Ausgabedienst  wird  th.  von  der  Generalstaatskasso,  th.  von  Central- 
kassen,  (sog.  Gen e ra  1  kassen)  einzelner  Ministerien  (so  im  Cultnsmin/*  u.  Behörden, 
im  Lande  von  den  Regierungshauptkassen  und  von  Specialkassen  für  einzelne 
Verwaltungszweige  besorgt. 

Die  Verwaltung  der  Reichszölle  und  inneren  Reichs- Verbrauchsteuern 
wt  bisher  Angelegenheit  der  Einzelstaaten,  das  Reich  hat  aber  Commissariate  zur 
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Controle,  indem  wechselweise  Finanzbeanito  «kr  grössereu  Einzolstaatcu  hei  den  be- 
treffenden Districtsbehörden  eines  anderen  Staat»  als  Bevollmächtigte  fungiren.  Die 
oberste  Finanzier  waltung  des  Deutschen  Heichs  concentrirt  sich  in  dem  jetzt  211 
einem  selbständigen  Rcicbaawt  erhobenen  Kein hsse  hatzamt.  dessen  unmittelbar 
verwaltende  Thätigkeit  aber  bei  dem  engen  (,'ouuex  zwischen  Heichs-  u.  Staatsfinanzen 
eine  geringe  ist.  Die  R  ei  ch  s hau  p t  kassc  wird  von  der  Reichsbank  verwaltet.  Zu 
den  Reichs -Finanzbehördcu  gehört  noch  die  Verwaltung  der  Rcichsschuldcu , 
diej.  des  Reichskriegsschatzes  u.  diej.  des  Rcichs-In  vali den  l'ouds. 

§.  97.  —  2.  Andere  deutsche  Staaten.  lu  säuiuitlichen  Mittelstaaten 
bestehen  jetzt  ebenfalls  besondere  Ministerien  der  Finanzen,  während  in  den 
Kleinstaaten  etwa  nur  eine  Abtheilung  der  obersten  Centralbehörde  (Ministerium.» 
u.  dgl.)  specicll  fUr  die  Finanzgeschäfte  fungirt.  Bei  manchen  Unterschieden  im 
Einzelnen  uuter  sich  u.  von  den  preuss.  Einrichtungen  besteht  doch  im  Ganzen  mit 
letzteren  Uebcreinstimmung. 

In  Baieru  (l'özl,  Verw  r.  .'}.  A.  S.  *i0  lf.,.Stockar  v.  X  e  u  fo  rn  -  H  0  c  k . 
A.  I.  8.H  II.'  stehen  die  Domauen  u.  Forsten,  letztere  als  eine  eigene  Abthcilnng 
(  Min.  Forstbureau  1.  dann  die  Bergwerke  u  Salinen  iuutcr  einer  zum  Finanzministerium 
ressortirenden  eigenen  Generaladwiuistration)  unter  dem  Fiu.miu  .  die  Vcrkehrsaustaltcn 
111  eiuer  eigenen  (ieneraldirection  unter  d.  Min.  d.  K.  Hauses  u.  des  Aeussern  (ebenso 
wie  in  \V  11  rtem berg).  Auch  die  Zölle  u.  indirecten  Steuern  bilden  eine  besondere 
Generaldirection  unter  dem  Finanzministerium.  Zu  diesem  ressortiren  auch  die  Staats  - 
Centraikasse  und  in  selbständigerer  Stellung  die  Staatsschulden  co  tum issiou 
sowie  der  oberste  Rechnungshof.  Die  Finanz -M  ittelstellen  im  Lande  sind  in 
den  Kreisen  (Reg.bezirkeu)  regelmässig  —  d.  h.  wo  nicht  Centralstcllcn  gewisse  Ge- 
schäfte auafuhren  oder  ein  besonderes  Behördensystem  besteht,  wie  bei  der  ücD.dir. 
der  indir  Steuern  u.  s.  w..  der  Bergwerke  u.  bei  d.  Vcrkehrsanstaltcn  —  die  Kreis  - 
regierungen.  bez.  die  Finanzkam  ineru  in  denselben.  In  jedem  Kreise  befindet 
sich  eine  der  Kreisregierung  unmittelbar  untergeordnete  Kreiskasse.  Die  Finanz- 
U n terbehftrden,  für  das  Gros  sämmtlicher  Einnahmen,  bes.  für  den  Stcucrdienst  u. 
für  die  Besorgung  der  Ausgaben  sind  die  Rentämter  (Stockar-Hock,  S.  133  Ii.}. 
Ein  eigenes  Mittel-  u.  Fntei behördensystem  (Zoll-.  Salzsteuerämter)  besteht  für  die 
Reichs-  u.  baier.  indir.  Steuern  u.  Zölle  unter  der  betretl'.  (ieneraldirection  (Stockar- 
Hock  S.  107  II.).  Für  das  Gebühren-  (u.  Verkehrsteuer-»  Wesen  fungiren  th.  die 
Rentämter,  th.  besondere  Expeditions-  u.  Taxkintor  (üb.  S.  1  14  ff.). 

In  \Vurtembcrg(  Riecke,  Verl.  u. s.w.  \V.  S  161)  ist  das  Finanzministerium 
eines  der  veilässungsmäss.  Verwaltungsdepartcments,  in  welchem  sich  die  gesammte 
Finanzverwaltung  vereinigt,  mit  den  beiden  Hauptausnahmen,  dass  für  die  Staats- 
schuld verfassungsmässig  eine  besondere  lands  tan  di  sc  he  Verwaltung  (unter  Ober- 
aufsicht eines  köu.  l.'oinmissärsi  besteht  u.  dass  die  Verkchrsanstalten  seit  1S04 
aus  dem  Finanzdepartement  ausgeschieden  u.  dem  Min.depart.  der  Auswärt.  Ange- 
legenheiten ubertragen  sind,  l'nter  dem  Finanzmin.  stehen  die  Oberfinaozkammern 
mit  3  Abtheil.  (Domänendirection,  Forstdirectlon,  Bergrath),  das  Steuercollegium 
für  die  Verwaltung  der  directen  und  indir.  (iucl.  Reichs-)  Steuern,  zeitweilig  eine 
für  neue  Kataster  gebildete  Commission.  dann  die  Staatskassen  Verwaltung,  die 
Oberrechenkammer  u.  das  Statist,  topogr.  Bureau.  Finanz-  Mittel-  u.  Unter- 
bchörden  im  Lande  sind  die  Kamcralämtcr  f.  Domänenweseu .  Leitung  eines 
Theils  der  dir.  Steuern,  Erhebung  eines  anderen  Theils.  auch  der  indir.  Landcs- 
stcuern.  u.  für  den  Auspabcdienst).  Das  Kanstattcr  Kamcralamt  fungirt  zugleich  als 
Hauptsteueramt  f.  Zölle  u.  Rcichsstcucrn,  wofür  ausserdem  noch  (irenz-  u. 
innere  Zollämter  u.  Steuerämter  bestehen.  Für  die  indir.  La  11  des  steuern  giebt  es 
noch  staatliche  Umgeldscommissäre  u.  Ortsstcuer boam ten.  Die  Grund-,  Ge- 
bäude-  u  Gewerbesteuer  wird  von  deu  Gemeinden  u.  Amtskörperschaften  erhoben,  unter 
dem  Princip  der  communalen  Steuerhaft  (Fin.  II,      367)  und  an  den  Staat  abgeführt. 

In  Baden  (Regenauer,  S.  12  11*..  ISM  II',  u.  passim)  bestehen  im  Finanz- 
ministerium eine  Domänen-,  eine  Steuer-,  eine  Zoll-,  eine  Baudircction  u.  die  Gen.dir. 
der  Staatscisenbahnen.  Eigene  Finanz-  Mittel-  11.  U 11  ter bchörden  im  Lande  (mit 
dazugehörigen  Kassen)  sind  die  Domänenverwaltungcn ,  Bezirksforsteien ,  die  Huttcn- 
vcrwaltung,  Salinenvcrwaltung.  die  Ubereinnchmercicn  für  einen  oder  mehrere  Amts- 
bezirke zur  Steuerverwaltung,  die  Zollämter.  Auch  in  Hessen  ist  die  Finanzvcr- 
waltung  in  einem  Finanzministerium  (mit  3  Hauptabthcil.:  concentrirt. 
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Ebenso  im  K.  Sachsen,  ebenfalls  3  Abtbeil.  —  die  erste,  vorncml.  f.  Etat-. 
Kassen-,  Rechnung Abgaben-  u.  Steueroasen  i>  A.  in.,  die  zweite  f.  Domänen. 
Forsten  u.  andres  Staatseigentum,  die  dritte  f.  Wege-.  Verkehrswesen,  Verkehrsan- 
stalten  —  u.  unter  d.  Min.  die  Zoll-  u.  Steuerdireetion  für  die  Zölle  und  indirecten 
Stenern,  die  Gen.dir.  der  Eisenbahnen,  die  Landrenten-  u.  s  w.  Bankverwaltung,  die 
Direction  der  Landeslotterie,  das  Oberbergamt.  Die  Oberrechnungskammer  steht  hier 
unter  dem  Gesammtministcrium.  Im  Lande  die  Zoll-  u.  Steucrämtor  f.  d  indirecten 
Steuern  u.  Zolle,  dio  Kreissteuerräthe  u.  Bezirkssteuereinnahmestellen  f.  d.  directou 
Steuern,  die  Domäuen-  u.  die  Forstverwaltungen  n.  s.  w. 

8.  9S.  —  3.  Oesterreich  (Ulbrich,  Lehrb.  d  flst.  Staatsrechts,  S.  42. 
141  lt.,  156  11,  Dessary,  Fin.ges.kunde.  S  2%  ti'.,  eingebend  Kouopasek-Mor- 
Blonski,  Fin.ges.kunde.  2.  A.  I.  25  (f.).  Naturlich  hat  hier  auch  die  Organisation 
der  Finanzvcrwaltuug  mancherlei  Veränderungen  unter  den  Wechsel  fällen  der  inneren 
Politik  des  Kaiserstaats  erfahren,  so  auch  noch  in  der  jüngsten  Periode  seit  ISIS.  Schon 
im  alten  Staate  war  im  vor.  Jahrhundert  u.,  unter  manchen  Veränderungen  während  u. 
nach  der  französ.  kriezszeit.  später  das  Finanzwesen  in  der  Hauptsache  bei  einer 
Centralstclle,  der  allgemeinen  Hofkammer,  die  aber  nach  älterer  Wei^e  auch  volks- 
trirtbschaftliche  Verwaltongsgcschäfte  zu  besorgen  hatte,  Concentrin  worden.  Neben 
ihr  bestand  das  (icneralrechnungsdirectorium  als  allgemeine  Controlbchörde. 
Die  1848  er  Ereignisse  mit  ihren  woiteren  politischen  und  staatsrechtlichen  Folgen 
führten  zum  modernen  Ministerialsystem  mit  Ministern  als  verantwortlichen  Chefs  an 
der  Spitze.  Seit  dem  Ausgleich  mit  Ungarn  (1867)  besteht  ein  Rcichsfinanz- 
mitiisteriuin  und  ein  gemeinsamer  oberster  Rechnungshof  für  das  ganze  Reich. 
Dies  Ministerium  hat  wesentlich  nur  den  Haushalt  f.  d.  Gcsainintmonarchic  formell 
£0  ordnen  a.  zu  leiteu  (Etat-,  Kassen-,  Rechnungswesen),  indem  fast  die  ganzen 
Einnahmen  des  Reichsetats  aus  Beiträgen  der  beiden  Reichshälften  (s.  o.  §.  4t  S.  8<») 
herröhren  und  von  deren  Finanzverwaltung  getrennt  beschafft  werden. 

An  der  Spitze  der  westösterr.  Fiuanzvcrwaltung  („im  Reichsrathc  vertretene 
Königreiche  u.  Länder")  steht  das  Finanzministerium  f.  sämmtliche  Finanzan- 
pelegcnheiten.  Zu  dessen  Ressort  gehören  von  Haupteiunahmcquellen  die  directen  u. 
indirecten  Steuern  (letztere  incl.  Zölle,  Monopole,  Lotto,  Stempel  u.  „Gebühren  von 
Rechtsgeschäften"),  die  Staatsdruckerei,  die  Münze.  Dagegen  unterstehen  dem  besond. 
Miu.  d.  Ackerbaus  auch  hier  jetzt  die  Domänen  u.  Forsten,  ferner  die  Bergwerke  u. 
dem  Handelsmin.  die  Verkehrsanlagen  u.  Anstalten  (Häfen.  Post,  Telegraphen,  Staats- 
cisenbahnen).  Das  Finanzministerium  zerfällt  in  3  „Sectionen"  (f  Budget  u.  Credit- 
resen;  f.  indirecte  Abgaben  u.  unbewegt.  Staatseigcnth.:  f.  Pensionswesen,  dircete 
Stenern  u.  die  leitenden  Finanzbcbördcn),  die  Sectionen  in  eine  Anzahl  weitere  Fach- 
departemeuts.  Als  eigene  Centrai-Behörden  unter  dem  Finanzministerium  fungiren  in 
nlltftandigerer  Stellung  die  Direction  der  Staatsschuld,  die  Lottogefällsdirection .  dio 
1834  errichtete  Generaldircction  der  Tabaksregie,  beide  letztere  mit  einem  selbständigen 
Mittel-  a.  Unterbehörden-  u.  Amtsorganismus  im  Lande,  die  Centralcommission  zur 
Regelung  der  Grundsteuer,  die  Direction  der  Hof-  u.  Staatsdruckerei,  das  Haupt- 
munzamt.  Ferner  stehen  dio  Salinenverwaltungen  im  Salzkammergut  unmittelbar  unter 
dem  Fin.min.  (in  Galicion  unter  der  Findandesdirection).  Zur  Controlo  der  Finanz- 
»erwaltung  besteht,  den  Ministerien  gleichgeordnet,  der  oberste  Rechnungshof 
(Verordn.  v.  21.  Nov.  1866).  Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  Finauzprocuratur 
'ün  (diejenige  in  Wien  mit  ccntralamtlichcr,  die  in  den  Provinzen  mit  Provinz.be- 
hördcnstellung),  zur  Vertretung  des  Staatsschatzes  in  Kocht>gcschäften  u.  Rechtsstreiten 
(Mor-Blonski,  I,  46  ff.). 

Der  Finanzdienst  im  Lande  in  der  Mittel-  und  U nterinstanz  ist  überwiegend 
in  besonderen  Finanzbehörden  organisirt,  welche  aber  z.  Th.  mit  der  politischen 
(inneren)  Verwaltung  in  Verbindung  gebracht  sind.  Dio  oberen  Mittelbehörden,  direct 
unter  dem  Finanzministerium  sind  die  Finanzlandesbehörden,  immer  je  I  in  jedem 
Kronlande  (in  den  grösseren  Finanz  1  and  es directionen,  in  den  kleineren  Fiuanz- 
directionen  genannt).  Sie  haben  die  zum  Fin.min.  ressortirendeu  Finanzsachen  unter 
»ich.  daher  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  u  n  d  indirecten  Stouern  in  ihrem 
Kronlandc  (s.  „Amtsunterricht"  v.  29.  Mai  1874.  bei  Konopasck-Mor-Blonski  1,  2SV 
Der  Präsident  ist  der  Landeschef,  durch  den  die  Verbindung  mit  der  polit.  Verwaltung 
hereestellt  ist,  unter  ihm  steht  ein  speciell  Onanziellcr  Director.  Im  un  teren  Finanz-, 
namentlich  Stenerdienst  sind  die  Behörden  für  die  directe  Besteuerung  von  den- 
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jeuigen  für  die  übrigen  Finanzgeschäfte,  bes.  für  die  indireote  Besteuerung  getrennt. 
Als  Behörden  erster  Instanz  oder  leitende  für  die  directen  Steuern  bestehen  in  den 
grösseren  Landeshauptstädten  Ste uerad in i u istrationen,  in  den  kleineren  Steuer- 

1  ocai  coui  Iii  issi  on  cn .  ausserhalb  die  Bezirk  sh  au  pt  in  au  us c  Uaf  ten ,  die  politischen 
Behörden  der  inneren  Verwaltung,  welchen  für  die  Steuersachen  besondere  Finanz- 
beainte  beigegeben  sind.  Die  gleichstehenden  Finan/.behördeu  für  deu  sonstigen 
Finanzdicust  sind  die  Finanzbczirksdirectionon  i statt  ihrer  in  deu  kleineren  Kron- 
ländern Finanzinspertoren  u.  Oberinspectoren''.  Die  unteren  E  x  o  c  u  t  i  v  bchörden 
sind  die  Steu «-rauit er,  besuiiders  für  die  Verwaltung  u.  Erhebung  der  directen 
Steuern,  (wobei  auch  die  Gemeinden  selbst  mitwirken)  und  eines  Theils  der  Gebühren. 
Stempel,  Taxen,  indirecten  Steinni  u.  sonstigen  Gefalle;  ferner  die  Zollämter,  die 
Verzehrungssteuerämtcr  in  Wien  (Linie),  die  Salz-,  Tabak-,  Steuipelrcr- 
schleissäniter  In  Wien  besteht  ein  höheres  Ceutraltax-  und  Gebührenhe- 
mossungsauit  für  das  in  Oesterreich  stark  entwickelte  Gebiet  der  Stempel,  Taxen  u. 
Gebühren  von  Kechtsgeschaftcn ,  ausserdem  Gebühren  bemessungsäinter  in  den  Krou- 
länderu.  Eine  besondere  Einrichtung  für  den  Controldienst  in  Bezug  auf  die  Staats- 
jrefälle.  bes.  die  Zölle  und  indir.  inn.  Steuern  u.  Monopole,  ist  die  österr.  bewaffnete 
Finanzwache  (Mor-Blonski  1,  il'.i.  —  Die  Berg-  u.  Hütten«,  Domaneu- 
u.  Forst  Verwaltung  erfolgt  durch  besondere  Directioncu  mit  weitereu  Uuterbehördcn 
in  den  Provinzen  i  Ul  brich,  S.  155,  Blonski,  I,  17*"".  Aebnlb  h  wie  in  West- 
Oesterreich  ist  die  Organisation  des  Finanzdiensts  auch  jetzt  uoch  in  U ngarn  (Blonski . 
I.  M) 

9!l.  —  I.    I'  rank  reich    Hock,  Fin.verwalt.  Frankreichs.  Kap.  1,  auch 

2  u.  Kaufmann.  Fiu.  Kr.'  s.  Buch  1,  bes.  Kap.  2  u. .').  Speciellercs  in  D'Audiifret  s 
syst.  fiu.  de  la  France  u  in  den  bezuglichen  Spccialartikeln  von  Block 's  dict.  de 
1'admin.  franc.  Die  französ.  Finanzvcrwaltung  hat  gegenwärtig  den  grössteu  Staats- 
haushalt der  W  elt  unter  sich,  von  3 — I  Milliarden  I  i.  im  .lahrcsetat,  die  Nebeuetats 
eingeschlossen.  Sie  ist  aber  nicht  nur  die  grösste.  sondern  auch  eine  der  bes»- 
organisirten  und  bestgeordneten,  namentlich  in  allen  formellen  Puurten.  Mehrfach 
schon  in  der  alten  Monarchie .  dann  seit  der  Revolutionszeit  hat  sich  Frankreich  be- 
sonders ausgezeichneter  Finanzniinister  erfreut,  die  auch  im  speciell  Finanz  tech - 
nischen  hervorragend  waren.  Das  Hauptverdienst  gebührt  zwei  Ministem  der 
Ivestauration ,  Ilaron  Louis  u.  Graf  Vill  Tie.  Bes  wichtig  t*.  d.  Organisation  des 
Finanzministeriums  ist  die  Ordonnanz  v  17.  Dec.  1S4L  Acnderungen  in  Competeuz. 
licssort.  Eiutheihing  u.  s.  w.  sind  aber  seitdem,  z,  Th.  unter  dem  Einfluss  der  wech- 
selnden Staatsverfassungen  und  der  von  diesen  wieder  mit  abhängigen  Verwaltungs- 
gnnidsät/c.  mehrfach  erfolgt,  auch  in  der  neuesten  republican.  Zeit.  Wie  auf  anderen 
französ.  Verwaltungsgebietcn  sind  jedoch  auch  hier  die  Haupteinrichtungen  unter  allen 
neueren  politischen  Stürmeii  des  Staats  im  Wesentlichen  bestehen  geblieben;  wohl 
einer  der  Grunde,  dass  diese  Sturme  weniger  tief  in  das  wirtschaftliche  Wohl  der 
Nation  und  in  die  finanzielle  Gesundheit  des  Staats  eingegriffen  haben,  als  man  hätte 
veruiuthcn  mögen. 

Die  französische  Finanzvcrwaltung  der  Neuzeit  ist  im  Finanzministerium 
noch  vollständiger  als  in  anderen  Staaten  concentrirt  und  centralisirt.  Es  untersteheu 
demselben  fast  alle  Einnahmezweige  unmittelbar,  nur  die  Forsten  sind  neuerdings 
abgezweigt  und  unter  das  Ackerbauministerium  gestellt,  und  das  P  u  1  v  e  r  inonopol 
wird  vom  Kriegsministcrium  verwaltet.  Aber  auch  in  diesen  und  ähnlichen  Fällen 
wird  der  Einnahmedienst  durch  Beamte,  welche  zum  Finanzministerium  rcssortireu, 
besorgt.  Fiir  Posten  und  Telegraphen  besteht  gegenwärtig  ein  eigenes  Ministerium. 
Unter  dem  Fiuanzminister  fungirt  jetzt  ein  Un terstaatssecretür.  Beide  haben  ein 
eigenes  „Cabincf  zur  Besorgung  der  Central-  u.  allgemeinen  Geschäfte.  Das  Mini- 
sterium zerfällt  sodann  in  eine  Keihc  von  grösseren  Fachabtheiltingcn:  für  die  allge- 
meine Gelderbewegung  (direction  du  mouvcuicnt  general  des  fonds),  für  die  Staats- 
Central-Kassen  (directeur  comptable  des  caisses  centrales  du  tresor,  auch  caissier- 
payeur  central  du  tresor  public),  für  die  Ueberwachung  der  Generaldirectionen ,  für 
die  Kechtsangelegenheiteii  (le  contentieux)  und  die  Generalinspcction  (eine  der  französ. 
Finanzverwaltung  eigentümliche  Einrichtung,  darin  bestehend,  dass  eine  Anzahl 
Inspcctoreii  der  Centraiverwaltung  iu  einem  gewissen  Turnus  je  eine  bestimmte  Anzahl 
Depaitemeiits  zur  Revision  aller  Finanzgeschäfte  bereisen;  die  Generalinspection  war 
früher  neben  der  Personaldirection  eine  der  Präsidialabtheiluugcn  des  Ministeriums. 
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jetzt  tat  »ic  uiit  «lein  contentieux  zu  einer  Abtheilung  verbunden,  zu  welcher  auch 
die  Statistik  gehört.  Das  contentieux  dos  finanecs  betrifft  die  Regelang  von  Rechts- 
geschäften u.  dgl..  an  denen  der  Staatsschatz  bctheiligt  ist,  Hock,  S.  1 1 ,  eine  Ab- 
theilung mit  ähnlichen  Functionen,  wie  die  Österr.  Finanzprokuratur);  weitere  Abthciluugcn 
des  Finanzministeriums  sind  noch  diu  Directum  der  allgemeinen  Buchhaltung  'dir. 
fi'U.  de  la  comptabilite  publique)  und  diejenige  der  eingeschriebeneu  Schuld  (dette 
inscrite).  Unter  dem  Fin.min.,  aber  in  der  selbständigeren  Stellung  eigener  General- 
directionen  stehen  gegenwärtig  die  folgenden  ti:  für  die  directen  Steuern,  für 
Registerwesen  (enregistrement)  nebst  Stempel  u.  Domänen,  fiir  die  inneren  indirecten 
Steuern,  für  die  Zölle,  für  die  Tabaksregic,  für  das  Müuzwesen,  lauter  Zweige  von 
eigentümlicher  linanzwirthschaftlicher  u.  z.  Th.  ökonomischer  Technik,  worin  der 
innere  Grund  für  die  Bildung  solcher  eigeuor  Directionen  bei  diesen  Zweigen  liegt. 
Doch  ist  mitunter  die  Eingliederung  der  letzteren  als  einfache  Abteilungen  ins 
Finanzministerium  angeregt  worden.  Die  Generaldirectionen  zerfallen  wieder  in  Unter- 
abteilungen.  diese  iu  verschiedene  Bureaux  u.  haben  collcgiale  Verfassung.  Eine 
besondere  Stellung  im  Kessort  des  Fin.min.  nimmt  noch  die  Gen.dir.  der  TUgungs- 
und  der  Depositenkasse  ein  (dir.  gencr.  de  la  caissc  d'amortissorocnt  et  des  depöts  et 
eoosignatious),  eine  Kasse,  deren  Function  als  Tilguugskasse  im  Wesentlichen  seit 
länger  sistirt  ist,  welche  aber  als  Dei>ositenkasse  (für  Öffentliche  Depositen  der  Ge- 
richte u.  Verwaltungen,  wie  auch  für  gewisse  Privatgelder  u.  für  einige  Einrichtungen 
des  Sparkassen-  u.  Lcbensvcrsichorungswesen)  eine  sehr  umfassende  Thätigkcit  hat. 
Sie  steht  im  Ucbrigcu  als  unabhängige  Verwaltungseinrichtung  direct  unter  dem  Par- 
lamente. In  der  Stellung  eines  selbständigen  Gerichtshofs  fungirt  der  Rechnungs- 
hof leour  des  comptes). 

Dor  Finanzdieiist,  insbesondere  der  Einnahmedienst  im  Lande  erfolgt  durch 
Finanzbehörden  und  Beamte,  welche  theils  unmittelbar  unter  dem  Finanzministerium, 
th.  unter  den  gen.  Gcueraldirectionen  stohen  (Kaufmann,  Kap.  3).  Erste  res  gilt 
von  den  regelmässig  in  jedem  Departement  (ausser  dem  Seinedep.)  angestellten 
tieneraleinnehmern  (tresoriprs-payeure  gent-raux),  unter  denen  wieder  die  Arron- 
dissements-Eiunehmcr  stehen  (als  welcher  im  Ort  seines  eigenen  Arrond.  der  General- 
einnehmer  fungirt).  die  ihrerseits  Localeinnehmor  (pereepteurs)  unter  sich  haben  (auch 
hier  fungirt  der  Arrond. -Einnehmer  als  Localeinnehmer  in  seinem  Urte).  Die  Local- 
ujid  in  der  Hauptsache  auch  die  Arrond. -Einnehmer  sind  Specialbeamte  für  die 
Erhebung  der  directen  Steuern.  Die  Generaleinnehmcr  sammeln  dagogen  allo  Ein- 
nahmen der  Finanzverwaltung  in  ihrem  Departement  und  leisten  nach  Anweisung 
die  Ausgaben  in  demselben  damit.  Sie  nehmen  im  Kassendienst  eine  hervorragende 
Stellung  in  der  französ.  Finanzverwaltung  ein,  lnüsson  z.  B.  die  etatmassigen  Raten 
der  Einuahmen  terminweisc  zur  Verfügung  des  Schatzes  stellen,  auch  wenn  dieselben 
noch  nicht  ganz  eingegangen  sind .  auch  vermitteln  sie  kostonlos  den  Kauf  und  Ver- 
kauf von  Staatsrenten  beim  Publicum. 

Die  Generaldirection  dor  directen  Steuern  im  Finanzministerium  hat,  zum  Zweck 
der  Veranlagung,  Inspection  und  Controle  der  directen  Besteuerung  im  Lande,  ausser 
ihrem  „service  central"  im  Ministerium  einen  ..Service  exteriour"  iu  jedem  Departement. 
Die  vier  anderen  Generaldirectionen  des  Steuerwesens  haben  nach  der  technischen 
Natur  ihrer  Geschäfte  jede  ihr  eigenes  System  von  Mittel-  u.  Unterbchörden ,  bez. 
Beamten  im  Lande  und  ein  sehr  zahlreiches  Beamten  personal  Oberhaupt,  wie  das  be- 
sonders die  Einrichtung  des  französ.  Enregistrement  und  der  indirecten  Besteuerung 
bedingt.  Bei  diesen  zwei  Generaldirectionen  findet  sich  in  jedem  Departement  in  dor 
Regel  eine  Direction  mit  Inspcctoren.  Controleuren ;  der  untere  Dienst  in  dor  indirecten 
Besteuerung  wird  th.  von  festansässigen,  th.  von  Wanderbcamten  (rocoveurs  ambulauts) 
besorgt.  Ein  Theil  des  l'nterbeamten  -  Personals  dient  mehreren  Generaldirectionen. 
So  sind  die  Tabaksläden  z.  Th.  in  den  Händen  von  Unterbcainteu  der  indirecten 
Besteuerung,  bes.  in  kleinen  Gemeinden.  Zur  Zollverwaltung  gehört  eine  Grenzwache 
von  20,000  Mann,  welche  auch  für  dio  Monopole  u.  indirecten  Steuern  von  Wichtig- 
keit ist.  Die  Beatnteu  sind  thcils  auf  Gehalt,  th.  nur  auf  Tantiomeu.  th.  auf  Beides 
gesetzt.  Das  Tantiemesystem  findet  in  Frankreich  hier  umfassende  Anwendung  (bes. 
bei  den  S6  Generaleinnehmern.  1  *>S1  522,000  fr.  Gehalt  u.  .3,353,300  fr.  Tant.  dann 
bei  den  Einnehmern  des  Enregistrement,  die  nur  auf  Tantieme  stehen).  — 

Mehrfach  nach  französ.  Muster  ist  die  Finauzverwaltung  iu  Italien  eingerichtet. 
An  der  Spitze  steht  ein  Ministerium  dor  Finanzen  und  des  Schaues,  mit  General- 
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dircctioncn  unter  demselben  für  die  Verwaltung  des  SchatzdcpartemeuU  (öffentliche 
Schuld,  wofür  noch  eine  besond.  Direction,  Pensionen.  Dotationen  f.  Cirilliste,  Apanagen. 
Parlament,  u.  A.  m.).  für  Zölle,  für  Domänen  u.  Enregistretncnt.  für  directe  Stenern 
Katasterwcsen ,  einschliesslich  Maass-  und  Gewichtswesen,  für  die  allgemeine  Buch- 
führung. Posten.  Telegraphen,  Eisenbahnen,  Strassen  Wesen  stehen  unter  dem  Min. 
f.  öffcnll.  Arbeiten. 

In  Russland  besteht  neben  dem  Finanzministerium  ein  besond.  Ministerium 
der  Domänen.  Wege,  Vcrkehrsanstaltcri,  Eisenbahnen.  Posten,  Telegraphen  sind  wieder 
unter  andere  Ministerien  gestellt.  Die  Kcichscontrole  ist  einer  eigenen  obersten  Be- 
hörde übertragen.  Das  Fin.min.  /.erfällt  in  Departements  ftlr  die  grossen  Einnahme- 
zweigo  nnd  die  sonstigen  Geschäfte. 

§.  100.  —  5.  (Jrossbritanuien.  (S.  bes.  Gueist.  engl.  Verwalt.recht.  2.  A. 
II.  762  ft'.).  Die  Einrichtung  der  obersten  Finanzvcrwaltung,  das  Product  einer  laugen 
und  vielfach  cigenthümlichen  geschichtlichen  Entwicklung,  hängt  in  England  enge 
mit  der  ganzen  Organisation  des  Cabinets  und  dessen  Stellung  zu  Königthntn  und 
Parlament  zusammen.  In  der  Form  bestehen  auch  heute  noch  viele  Abweichungen 
von  den  continentalen  Verhältnissen,  im  Wesen  sind  die  Dingo  unter  dem  Einfluss 
ähnlicher  Bedürfnisse  in  allen  modernen  Staaten,  doch  nicht  mehr  so  sehr  verschieden. 
Die  Spitze  des  sogen.  Schatzamts  itreasury)  bilden  nominell  zwei  Amtsstollen,  die 
des  „ersten  Lords  des  Schatzes  und  die  des  „Schatzkanzlers"  ivhancellor  of  the 
exchcquer).  Diese  Stellen  können  in  einer  Person  vereinigt  sein,  gegenwärtig  ist 
dies  bei  G  lädst  one  der  Fall.  Sonst  ist  der  „Erste  Lord  des  Schatzes"  der  Chef 
des  Cabinets,  im  Wesentlichen  der  ..Premierminister",  als  solcher  Chef  der  pesammten 
Staatsverwaltung  und  somit  auch  an  der  obersten  Finanzverwaltung  betheiligt,  doch 
hauptsächlich  nur  nominell.  Der  eigentliche  Leiter,  besonders  dem  Parlament  gegen- 
über, und  der  „Finanzminister"  im  continentalen  Sinne  ist  der  Schatzkanzler.  Das 
weitere  oberste  Verwaltungsorgan  des  Finanzwesens  ist  eine  Collegialbehörde .  die 
Lords  Commissioners  of  the  treasury .  bestehend  aus  dem  Ersten  Lord  des  Schatzes 
als  nominellem,  dem  Schatzkanzlcr  als  zweitem  Chef  und  drei  ordentlichen  sog.  junior 
Lords,  zu  denen  gegenwärtig  noch  ein  viertes  ausserordentliches  Mitglied  tetreten  ist. 
Doch  liegt  die  wirkliche  Geschäftsführung  und  oberste  Vcrwaltun?  thatsächlich  über- 
wiegend in  den  Händen  von  drei  Untcrstaatssecretären ,  von  denen  zwei  gleich  den 
Ministem  und  den  Commissioners  mit  dem  Ministerwcchscl  wechseln,  der  dritte 
permanenter  Secrctitr  ist.  Die  oberste  Finanzverwaltung  zerfällt  in  drei  Abteilungen 
unter  diesen  drei  Secretären :  eine  für  das  Staatscinkomtnen,  dessen  wirkliche  ober»' 
Verwaltung  aber  durch  selbständige  Unterbehörden  (Generalzollamt,  (ieneralamt  für 
das  „inländ.  Einkommen"  —  inland  revenue — ,  Gciieralpostaint,  auch  für  die  Telegraphie. 
und  ein  Dep.  für  Domänen  u.  s.  w. ,  Gcneralcontrole.  fcomptroller  generali.  Gencral- 
registratur),  besorgt  wird,  so  das»  die  Schatzabtheilung  mehr  nur  Aufsichtsinstanz  ist ; 
eine  zweite  Abtheilung  für  die  Ausgaben,  mit  umfassenden  Controlbcfugnissen,  uuter 
dem  permanenten  Secretär:  eine  dritte  Abth.  für  das  Anstcllungswesen  (direct  von  hier 
werden  nur  die  oberen  Stellen  besetzt,  die  unteren  durch  Onterbehörden).  Der  Schatz- 
kammer attachirt  sind  Specialbureaus  des  Solicitor's  (Generalfiscals)  und  für  Schreib- 
materialien und  Drucksachen. 

Erst  im  Laufe  der  Zeit  (16.  u.  17.  J.h.  ist  von  der  alten  Schatzkammer  der 
eigentliche  Kassen-  und  Rechnungs dienst  abgetrennt  worden.  Ersteres  geschah 
insbesondere  durch  Uebertragung  eines  grossen  Theils  des  oberen  Einnahme-  und 
Ausgabediensts  an  die  Bank  von  England  (1834),  welcher  die  Einnahmcdcpartemenb 
ihre  Einkünfte  zuführen.  Die  Bank  besorgt  dann  die  sämmtlichen  Auszahlungen  iu 
der  Staatsschuldenverwaltung,  einen  Theil  der  Zahlungen  für  den  consolidirten  Fonds 
uud  die  Zuweisung  der  Gcldsummeu  an  die  Dienstzweige  der  StaaLsverwaJtunir  auf 
die  Anweisungen  der  Finanzverwaltung  hin.  Im  Schatzamt  selbst  befindet  sich  ein 
General -Coutrolamt  <  comptroller  gencral)  und  ein  Generalzahlamt  (paymaster  gencral) 
für  die  sonstigen  Zahlungsgeschäfte. 

Der  mittlere  und  untere  executive  Einnahmedicnst  gliedert  sich  nach  den 
grossen  Zweigen  des  Saatseinkoinmeus.  Das  G  e  n  cralzol  lam  t  commissioners  of 
custom,  Gneist,  a.  a.  O.  II,  S15  II.)  ist  das  Centralamt  für  den  Zolldienst,  neben 
ihm  fungiren  der  (ieneraleinnehmer  (reeeiver  general)  und  Genuralcontrolcur 
comptroller  general),  unter  ihm  stehen  die  grosse  Zoll-  und  Hafenverwaltung  von  London, 
die  für  sich  einen  besonderen,  mehrfach  gegliederten  Amtsorganismus  darstellt,  und 
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die  I'rovinzialzüiläwter.  Ua»  (iu ue  rala int  für  das  inländische  Einkommen, 
tax.  tur  die  inneren  Steuern  «comtnissiouers  of  inland  revenue.  Gneist,  II.  S20  II.' 
ist  aus  der  Vereinigung  der  ursprünglich  getrennten  Behörden  der  verschiedenen  hier- 
hi-rgehürigeu  Einkünfte  entstanden  und  jetzt  das  Ccntralatnt  für  diese u  Einuahuicdicnst. 
Jom  wiederum  ein  besonderes  (iencraleinnchmer-  und  ein  Controlamt  beigegeben  ist. 
Hie  innere  Einrichtung  dieses  Amts  gliedert  sich  nach  Fachgruppen,  d.  Ii.  nach  den 
lUuptcinuahuiozweigeu  uder  Steuerarteti.  die  es  verwaltet,  wohin  die  directen  Steuern 
ttaxes,  die  (irund-,  Hau»-.  Einkommen-,  die  Luxussteuern,  sog.  assessed  taxes),  die 
inneren  Verbrauchsteuern,  Accise  (exciso,  daher  bes.  die  Spiritus-  und  Malzstcuer) 
und  die  Stcmpelabgaben  u.  s.  w.,  sowie  die  Erbschaftssteuern  gehören.  Der  Aus- 
liiliraiigsdicnst  im  Lande  steht  unter  diesem  Generalamt  und  ist  für  die  directen 
Mfiuern  und  die  Accise  getrennt, .  wie  dies  die  technische  Natur  dieser  .Abgaben  be- 
dingt. Für  die  ersteren  fungiren  sog.  surveyors  und  Inspcctoren,  für  die  Accise 
oolkctors  je  in  eiiuem  Bezirk  (colleciion)  mit  dem  erforderlicheu  Unterpersonal.  Die 
Staatsschuld .  deren  Kassengeschäft  der  Bank  obliegt,  wird  vou  einer  besonderen 
Behörde  verwaltet,  einer  Commission,  gebildet  aus  dem  Schat/kanzlcr .  Sprecher  des 
Unterhauses,  den  Bankgouvornouren  und  einigen  anderen  Würdenträgern  ((in eist, 
II,  S59). 

Seit  1 -I  ist  an  Stelle  früherer  Behörden  ein  General -Controlamt  (eouipt- 
ruller  gencral.  Gneist.  II,  846)  mit  der  Aufgabe  getreten,  die  richtige  Verrechnung 
der  Einnahmen  und  die  Gesetzmässigkeit  der  Ausgaben  zu  controliren.  Erst  1832 
i>t  es  zur  Organisation  einer  ordentlichen  Behörde  iur  die  Function  einer  Obcr- 
recheukammer  (comniissiouors  of  audit,  Gneist,  II,  S5«i>  gekommen. 


2.  Abschnitt. 
Das  Etatswesen. 

t.  Justi,  Staatswirthsch.  2.  A.  I75S,  II  §.  408  ff.  v.  Malchus.  Fin  II,  93  ff. 
Kau  Fi«.  II,  §.  561  —565.    Stein  Fin.  I,  51  ff.,  73  ff.,  A.  Wagner.  Abh.  Ordn. 

I.  Fin.wirthsch.  in  Schönberg's  Haudb.  II,  413,  §.  2— S.    Le roy-Bcaulieu  Fin.  II. 

II.  bes.  eh.  1.  —  v.  Czörnig.  Budg..  Staatsrecht  u.  s.  w.  —  Die  öffentlich- 
rechtliche  Seite  des  Etatwes^ns  wird  mehrfach  in  den  modernen  Verfassungs- 
urkunden geregelt,  s.  sonst  die  Schriften  über  Staatsrecht,  v.  Rönne,  Laband. 
Hözl,  Gneist  (s.  v.  Gneist  bes.  auch  die  Schrift:  Gesetz  u.  Budget.  Bcrl.  1879) 
ii.  A.  m.  —  Die  finanztechnisehc  u  administrative  Seite  behandeln  meistens 
mehr  oder  weniger  eingehend  die  Schriften  über  positive  Finaiizgcsctzkundc 
and  über  Staats-  bez.  öffentliches  Kassen-  und  Vorrechnungswesen  zugleich  mit. 
•S.  die  Bibliographie  darüber  bei  Schrott,  Lehrb.  d.  Verrcchn.wisscnsch. ,  4.  A. 
Wien.  1881  S.  551  ff.  Einzelnes  aus  der  älteren  Liter,  bei  v.  Malchus,  II,  97, 
lUu  II,  §.  539.  Stein,  I,  104.  Die  Specialschriften  über  einzelne  Länder  gehen 
öfters  auch  auf  die  allgemeineren  Principien  und  technischen  Fragen  des  Etabwescns 
»■in.  Von  alteren  Schriften  sind  noch  hervorzuheben:  Feder.  Handb.  über  das  Staats- 
rochnoiigs-  u.  Kassenwesen.  Stuitg.  u.  Tüb.  1820;  Kicschke,  GnindzUge  z.  zweck- 
tnäss.  Einriebt,  d.  Staats-  Kassen-  u.  Rcchn.wcsens,  Berl,  1821.  —  Ton  zig,  trattato 
dclla  scienza  di  amministrazione  e  di  contabilitä  priv.  e  dello  stalo,  Venezia  1857.— 
Schrott  s  gen.  Werk  §.  154  ff.  (S.  484  ff.).  —  Leber  Prcusscn  Näheres  betr.  die 
k-zugl.  ältere  u.  neuere  Liter,  bei  Kletke,  Lit.  üb.  d.  Fin.wcscti  d.  preuss  Staats, 
1  A.  Berl.  1876.  S.  337  fl  S.  n.  A.  Wöliuer.  Handb.  über  das  Kassen-  u.  Rech- 
nungswesen, 2.  A.  v.  Symanski.  Berl.  1M24.  Graaf,  Handb.  d.  Etats-,  Kassen-  u. 
licohnungs wesens  d.  preuss.  Staats,  Berl.  1831;  Jonas,  d.  Kassen-  u.  Rcchn.wosen, 
Bori  lb64.  Meissner,  d.  gegenwärtig  giltigen  preuss.  Gesetze  betr.  d.  Staats- 
lechuungswescn.  Berl.  1878.  der»,  preuss.  Verwaltungskunde.  B.  1,  ubor  preuss. 
Kuhwesen  u.  Uber  Baufonds.  Grimberg  18*j2;  G.  Herrfurth,  d.  gesammte  preuss. 
Ktats-,  Kassen-  u.  Rechnungswesen  u.  s.  w.,  Berl.  1881.  v.  Rönne,  preuss.  Staats 
rocht  3  A.  II,  2.  Abth.  S.  575  ff.  (Etatswesen),  eb.  S.  722  ff.  (Kassen-  u.  Rechn.- 
wewn)  —  L'cbcr  Baicrn:  Stockar  v.  Nenfom-Hock  Handb.  d.  ges.  Fin.vcrwalt. 
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Baierns,  I.  1»»  ff.,  HS"  II.,  Pflzl,  Lchrb.  d.  baier.  Verfass  rechts .  5.  A.  München 
1S77,  S.  441,  526  fl.  —  Ueber  Oesterreich:  Fröhlich,  Handb.  d.  Staatsrechn- 
wissensch..  Wien  1856.  v.  Escherich  Lehrb.  d.  allgem.  u.  Staate  rech  n.  «res.  Wien  1^51. 
ders.  Kassen-  u.  Kechn.wcs.  Wien  1S«0.  Lichtucgel,  Gesch.  d.  österr.  Kcchn.  n. 
Controlwes. ,  Graz  1h72.  Blonski,  Kin.ges.kunde  II.  «62  ff.,  auch  350  ff.  —  L'eber 
Krankreich  r.  Hock.  Fin.w.  511  ff.  (Staatshaush.» ,  3.  Kap.  S.  85  ff.  (öff.  Kcchn.- 
wes.l,  v.  Kaufmann,  Kap.  21.  z.  Th.  K.  4,  Art.  comptabilite  publique  in  Block'« 
dict.  de  1 'ad min.  —  Ueber  Gr  Britann.  (meist,  engl.  Verwalt.recht,  2.  A.  II. 
§.  68 — 70,  S.  S32  ff.,  auch  S.  765  ff.  —  Abgesehen  von  den  Bestimmungen  der 
Verfassungsurkunden  oder  ähnlicher  Grundgesetze  über  einzelne  Puncte  des  Etat-  und 
des  Controlwescns  (Gesetze  über  die  Obc^rechnungskammer,)  ist  das  Einzelne  auf  dem 
Gebiete  des  Etats-,  Kassen-,  Bechnungs-  und  Controlwescns  auch  in  der  neueren 
Constitution.  Periode  meistens  im  Verordnungswege  (Seitens  des  Monarchen,  der  obersten 
Staatskörper  u.  bes.  des  Fin. Ministeriums),  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung,  geregelt 
worden. 

§.  101.  Das  Etatswesen  der  Finanzwirthschaften  oder  öffent 
liehen  Haushalte  (£.  Gl)  ist  eigentlich  nur  die  lebertragung  einer 
allgemeinen  technischen  Einrichtung  der  Einzel  wirtschaften  (G.  §.  51 ) 
auf  die  Finanzwirthschaften.  In  technischer  Hinsicht  bewirken 
nur  die  Grösse  und  die  Verwickeltheit  der  finanzwirthschaftlichen 
Ein-  und  Ausgänge,  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  besonders  des 
Staatshaushaltes,  Verschiedenheiten  von  der  Aufstellung  von  Vor- 
anschlägen im  Privathaushalte,  bei  Erwerbsgesellschaften  u.  dgl.  ni. 
►Sodann  bedingen  die  Verhältnisse  des  öffentlichen  Hechts  eine 
besondere  rechtliche  Bedeutung  des  finanzwirthschaftlichen  Etats 
wesens,  welche  sieh  bei  der  Aufstellung,  Genehmigung,  Verpflichtung 
zur  Innehaltung  des  durch  die  zuständigen  Factoren  genehmigten 
und  damit  als  Richtschnur  vorgeschriebenen  Etats,  bei  der  Durch- 
fuhrung des  letzteren  und  weiter  bei  dem  Kassen-  und  Rechnung* 
wesen  in  Bezug  auf  den  Etat,  schliesslich  bei  der  betreffenden 
Controlc  Uberall  in  eigentümlicher  Weise  geltend  macht  Nach 
den  rechtlichen  Gesichtspuncten  muss  sich  Manches  in  der 
technischen  Einrichtung  des  Etatswesens  richten,  damit  bestimmte 
Rechtsgrundsätze,  z.  B.  hinsichtlich  der  verfassungsmässigen  Controle 
der  Volksvertretung,  überhaupt  ordentlich  durchgeführt  werden 
können.  Insofern  sind  für  die  Technik  des  Etatswesens  nicht  nur 
technische  Zweckmässigkeitsgesicbtspuncte  allein  massgebend.  AU 
Angelegenheit  der  Finanzwissenschaft  wie  der  practischen  Finanz 
Verwaltung  sind  indessen  doch  die  technischen  Seiten  des  Etats- 
wesens das  zunächst  und  allgemein  Wichtige,  die  rechtlichen  Seiten 
kommen  hier  nur  in  zweiter  Linie  in  Betracht. 

Namentlich  ist  davou  auszugehen .  dass  ein  moderner,  last  ganz  auf  Geldwirth- 
sehaft  begründeter  Staatshaushalt,  einerlei,  welche  ..Verfassung'"  in  dem  Staate  bestehe, 
doch  in  der  Hauptsache  wegen  der  zwingenden  Anforderungen,  welche  die  Ord»  unir 
der  l'inanzwirthschaft  stellt,  ein  gutes  Etatswesen  bedarf.  Es  ist  daher  auch 
begreiflich,  dass  >ich  das  letztere  geschichtlich  schon  vor  d«r  neuesten  Periode 
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Jer  Verfassungen  —  mit  Volksvertretungen  und  mit  Finauzcontrol -,  speciell  mit  Mit- 
rirkongsrcchtcn  dieser  Vertretungen  bei  der  Feststellung  der  Etats  —  im  Interesse 
der  Ordnung  der  Fiuanzwirthschaften  entwickelt  hat.  Für  diese  Ordnung  schuf  dann 
das  Verfassungsrecht  in  den  betretenden  Rechten  der  Parlamente  nur  eine  vermehrte 
Bürgschaft  in  Bezug  auf  die  Prüfung,  bei  Aufstellung  und  auf  die  Innchnituug  der 
Etats,  aber  an  dem  Technischen  des  Etatwesens  selbst  viel  zu  ändern,  war  wegen 
Jieser  Entwicklung  nicht  immer  nothwendig.  Im  Folgenden  werden  zuerst  die  tech- 
nischen, dann,  soweit  sie  nicht  unmittelbar  gleich  dabei  besprochen  werden  können, 
die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens  (§.  114  lf.)  behandelt. 


I.  Die  technischen  Seiten  des  Etats  wesens. 

§.  102.  —  A.  Hegriff  und  Zweck  Der  Etat  oder  Vor- 
anschlag (Budget)  ist  eine  ziftermässige  Uebersicht,  in  bestimmter, 
gewöhnlich  mehr  oder  weniger  systematischer  Ordnung,  über  die 
rauthmasslichen  Ein-  und  Ausgänge  (Einnahmen  und  Ausgaben) 
in  Geld  oder  Geldeswerth  im  Haushalt  eines  öffentlichen  Körpers 
für  eine  künftige  Periode  (Jahr)  und  Uber  die  danach  sich  er- 
gebende Bilanz  zwischen  diesen  Summen  (§.  (>t). 

Der  wichtigste  dieser  Etats  nach  seinem  L'mfang.  auch  nach  seiner  ülfentlich- 
rechtlichen  Bedeutung  pflegt  der  S taa ts haushalte -Etat  zu  sein,  in  Bundesstaaten  der 
Reichs-  oder  Bundeshaushalts-Etat.  Neben  ihm  kommen  theils  schon  seit  früher, 
theils  nach  neueren  Bedürfnissen,  besonders  bei  grösserer  Entwicklung  der  Geldwirth- 
srhaft.  jetzt  auch  gewöhnlich  in  Folge  ausdrücklicher  gesetzlicher  Anordnung  F.tats  der 
Haushalteder  Selbstverwaltu  ngskürper,  der  Provinzen.  Kreise,  üemeinden  vor,  deren 
technische  uud  rechtliche  Seiten  ähnlich  wie  diejenigen  des  Staatshaushalts  sind  und  hier 
nicht  näher  behandelt  zu  werden  brauchen.  Vpl.  die  Bemerkungen  passim  oben  im 
Abschn.  vom  Finanzwesen  der  Sclbstverwalt.  53  II.  Die  neuereu  Pronnzial-,  Kreis-, 
(letaciudcurdiiungen  (Prcusscn  u.  a.  L.)  pflegen  wohl  ausdrücklich  die  Etatisiruug  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  betrcllenden  Haushalte  vorzuschreiben.  Womöglich 
irtllte  dabei,  aueh  im  Interesse  der  vergleichenden  Finanzsfaiistik.  eine  gewisse  Cdcich- 
nwssigkeit  in  den  benutzten  Schemateil  befolgt  werden.  S.  die  o.  gen.  neueren  preuss. 
Arbeiten  v.  Ilerrlurth  u.  s.  w.).  In  kleineren  und  namentlich  in  Landgemeinden 
mit  uoeh  vurwaltcnd<T  Naturalwirtschaft  auch  in  ihrem  Finanzwesen  .Naturalleistungen, 
[«rsoid.  Dienste,  z.  II.  im  Wegewesen)  ist  die  Etatisirung  noch  heute  oft  wenig  ge- 
nügend, aber  auch  noch  nicht  ein  so  dringendes  Bedürfnis»,  wie  bei  <ieldwirths<  haft, 
zugleich  erheblich  schwerer  technisch  durchzuführen  als  bei  letzterer. 

Seinem  Zweck  nach  ist  der  Etat: 

1)  zunächst  ein  technisches  Hilfsmittel  für  die  Erfüllung  einer 
Hauptaufgabe  der  formellen  und  materiellen  Ordnung  im  ttffent 
lieben  Hanshalte,  der  plannlässigen  Fürsorge  für  aus- 
reichende Deckung  der  Ausgaben  (Ausgänge)  durch 
die  Einnahmen  (Eingänge)  in  der  späteren  wirklichen 
Führung  des  Haushalts. 

Der  Etat  zeigt  der  Finanzvctwaltung.  welcher  Art  und  wie  gross  die  Bedürfnisse 
*uf  der  Ausgangsseite  und  die  Deckungsmittel  auf  der  Eingangsseite  siud.  macht 
•lanacb  gleich  die  Notwendigkeit  von  Aendcrungcu  auf  der  einen  oder  der  anderen 
*l«r  auf  beiden  Seiten  ziflermassig  ersichtlich,  um  das  (ileichgewicht  für  die  bevor- 
ratende Finanzperiode  herbeizuführen,  dient,  ganz  abgesehen  von  der  betreffenden 
hVi-htspflicht.  ah  Kirhtsehnur  bei  der  Beworkstclligiing  der  Ein-  und  Ausgänge, 
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und  weist  auch  im  Gebiet  der  letzteren  auf  die  erforderlichen  bedeutenderen  Umge- 
staltungen für  <litr  weitere  Zukunft  hin,  welche  sich  aus  dem  Bcdttrfuiss  der  Ver- 
waltung des  Staats  einer-  ond  der  begehenden  Einrichtung  des  Finanzwesens  andrer- 
seits ergeben.  In  technischer  Hinsicht  muss  der  Etat  so  eingerichtet  sein,  dass  er 
fUr  alle  die  genannten  Aufgaben  möglichste  Klarstellung  der  Verhältnisse  bewirkt. 
Leichte  Uebcreichtlichkeit  de«  Etats,  passende  Anordnung  seiner  Rubriken  sind  dabei 
leitende  Zielpunctc. 

2)  Der  Etat  dient  weiter  dazu,  die  Grösse  des  Gesamrat- 
aufwands  eines  öffentlichen  Körpers  im  Verhältniss  zur 
Leistungsfähigkeit  des  Volks  und  der  Volkswirtschaft 
(oder  des  betreffenden  Theils  beider  bei  den  kleineren  öffentlichen 
Körpern  innerhalb  des  Staats)  ersichtlich  zu  machen,  soweit  dies 
von  der  einen  Seite,  derjenigen  der  Belastung  der  Volks- 
wirtschaft durch  den  Kostenaufwand  eines  öffentlichen  Körpers, 
möglich  ist. 

Mit  um  diese»  Zweck*  willen  sind  an  die  Gestaltung  des  Etats  bestimmte  An- 
forderungen zu  stellen:  Brutto-,  uiebt  nur  Nettoetat,  Vollständigkeit  des  Etat*. 
Einheit  demselben  oder  in  deren  Ermangelung  Hinzufugung  von  Xebenetats  /.um 
Hauptetat  u.  dgl.  m.  Dadurch  erst  erlangt  man  die  Möglichkeit,  ciiiigcrinasscn  den 
Werth  der  Leistungen  des  betreffend«-»  öffentlichen  Körpers,  im  Ganzen  wie  im 
Einzelnen,  mit  der  Höhe  der  Konten  dieser  Leistungen  zu  vergleichen,  wie  es  für 
die  richtige  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthatigkeit  (§.  H4)  und  zur  Würdigung 
der  volkswirtschaftlichen  Produetivität  de»  Finauzaufwands  geboten  ist. 

3)  Der  Etat  hat  endlich  den  Zweck,  schlussberechtigendes 
Material  für  die  Beurtheilnng  der  ökonomisch-technischen 
Einrichtung  der  Finanzwirthschaft  selbst  zu  bieten, 
besonders  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  einzelneu  Einnahme- 
kategorieen  und  deren  Theile  zu  einander  (Steuern  uud  andere 
Einkttnfte-Arten  u.  s.  w.)  und  in  Betreff  der  Roh-  und  Reinerträge 
(Höhe  der  Verwaltungs-,  Bewirthschaftnngskosten  in  den  Betriebs- 
verwaltungen, der  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  dgl.  m.). 

Zu  diesem  Behufe  ist  wieder  die  passende  Bubricirung  der  Posten,  die 
Selbständigkeit  des  Etats,  die  Brutto- Etatisirung  unter  genauer  Angabe  der 
von  den  Boheinnahtne»  zur  Erzielung  der  Keinerträge  abgehenden  Kosten  nothweudig. 

Die  Entwicklungsgeschichte  des  Etatswesens  zeigt,  dass  diese  verschiedenen 
Zwecke  erst  allmalig  immer  klarer  erkannt  und  durch  verbesserte  Einrichtung  der 
Etats  zu  erreichen  gesucht  worden  sind.  Die  „constitutionelle  Budgetwirthschaft"  hat 
zu  diesen  Verbesserungen  im  öffentlich-rechtlichen  Interesse  vielfach  mit  beigetragen. 
Aber  die  dargelegten  Zwecke  und  die  aus  ihnen  hervorgehenden  Anforderungen  ge- 
boren doch  zunächst  wieder  in  das  Gebiet  der  Technik  des  Etatswesens. 


V.  im  hu-dtine  Grundsätze  der  Unterscheidung  lassen  sich  hier  anwenden,  tech- 
nisch'1 und  rechtliche  Einthei'ungen  kommen  neben  einander  vor,  theils  letztere  sieb 
an  ji  itt  anschliessend,  theils  getrennt  davon.  Im  Staatshaushalte,  von  dem  es  hier  zu 
sprccliL*ji  genügt,  sind  der  Unterscheidungen  mehr  als  in  den  Haushalten  der  Selbst- 
»iTWaltuiiüskörper.  *ber  im  Princip  kommen  bei  letzteren  dieselben  Arten  vor  und 
bei  gios»i  u  verwickelt«»»  Haushalten,  /.  B.  ein«T  (iros^stadt  find«»»  sie  sich  auch  in 
der  Pn\i< 


j*.  103.  —  ß.    Arten  der  Etats. 


Zweck,  Arten  der  Etats. 


1.  Zunächst  sind  zu  unterscheiden  verfassungsmässige 
oder  finanzgesetzliche  nnd  Verwaltungs-  oder  Kassen- 
etats. Zu  ersteren  gehören  der  Hauptfinauzetat,  die  Haupt- 
etats und  die  Specialetats. 

a)  Der  Haupt-Finanzetat  ist  der  Etat  der  gesammten 
Finanzwirthschaft,  im  Unterschied  von  den  Etats  einzelner  grösserer 
und  kleinerer  Dienstzweige. 

Im  Princip  nmfasst  er  daher  alle  Zweige  der  Eingänge  und  Ausgänge  einer 
Kinanzpcriodc.  In  der  Praxis  i>t  das  freilich  auch  heute  noch  nicht  immer  vflllig 
tTrekht,  indem  noch  öfter*  diese  oder  jene  Nebenetats  { S  peci  aletats  s.  u.)  für 
•inzelne  Zweige  apart  vom  Hunpttinanzetat  geführt  werden  (§.  113).  Doch  bildet  das 
•lie  gewöhnlich  auch  >a<iilich  nicht  erhebliche  Ausnahme,  die  mit  der  strengeren 
hurchfuhmng  des  ..Princips  der  fiscalischen  Einheit"  seltener  wird.  Üer  Haupt- 
tinanzetat  ist  zugleich  in  rechtlicher  Hinsicht  der  wichtigste,  indem  vor  Allein  er 
von  den  gesetzgebenden  Factoren  festgestellt  und  der  Finanzverwaltung  und  den 
^nstigen  betheiligten  obersten  Verwaltungsbehörden  als  gesetzliche  Richtschnur  zur 
Innehaltung  in  der  praktischen  Finanzgebahrung  selbst  vorgeschrieben  wird. 

b)  Hauptetats  (Haupt-Specialctats)  werden  die  besonderen 
Etats  für  die  einzelnen  grösseren  selbständigen  Dienst- 
zweige in  der  Ausgabe  wirthschaft  und  für  die  Hauptkategorieen 
der  Einnahmen  in  der  Einnahme  wirthschaft  genannt,  nach 
Eintheilungen,  welche  sich  gewöhnlich  aus  der  ganzen  Organisation 
der  Staatsverwaltung  (Ministerialsystem,  Ministerialetats)  und  der- 
jenigen des  Finanzdienstes  (Abtheilungen  im  Finanzministerium, 
besonders  für  die  Einnahmezweige,  Directionen  dafür,  Verwaltungs-, 
<>konomisch -technische  und  rechtliche  Gruppen  der  Einnahmen) 
ergeben. 

Diese  Hauptetats  sind  ihrerseits  Bestandteile  des  Hauptfinanzetats.  Der  Ent- 
wertung des  letzteren  geht  ihre  Bildung  voraus.  Nach  seiner  verfassungsmässigen 
•ienehmignng  erhalten  die  Hauptetats  dann  als  Thcile  des  Haupthnanzetats  ihre  be- 
stimmt« rechtliche  Bedeutung. 

c)  Special  etat  s  sind,  noch  von  den  ebengenannten  unter- 
schieden : 

a)  in  einer  Bedeutung  des  Worts  die  Etats  für  die  einzelnen 
Aemter  und  Behörden  der  grösseren  Vcrwaltungsabtheilungen, 
daher  insbesondere  für  die  Dienststellen  im  Lande. 

Diese  Etats  bilden  die  Elemente  (Kapitel.  Sectiouen,  Titel  u.  dgl.i,  aus  denen 
sich  bei  der  Entwerfnng  des  Budgets  die  Hauptetats  und  schliesslich  der  Hauptfinanz- 
etat zusammensetzen  und  in  welche  wieder,  auch  z.  Th.  mit  bestimmten  rechtlichen 
Oonsc«! oenzen .  der  genehmigte  Hauptfinanzetat  mit  seinen  Hauptetats  zerfällt.  Die 
Aufstellung  dieser  Special-  und  der  Hauptetats  schliesst  sich  auch  an  die  Gliederung 
der  Kassen  nach  Geschäftszweigen  und  an  die  örtliche  Vertheilung  der  Kassen  an 

ß)  Der  Ausdruck  „Specialetat"  wird  aber  auch  noch  in  dem 
anderen  Sinne  gebraucht,  indem  darunter  die  früher  häutigen,  jetzt 
noch  hie  und  da  vorkommenden  selbständigen  Neben etats 
fllr  einzelne   apart  gehaltene  Verwaltungszweige  neben  dem 
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Hauptfinanzetat  verstanden  werden;  mitunter  auch  solche  Etats, 
von  denen  bloss  die  abschliessenden  Hauptsumraen,  z.  B.  die 
Ueberschüsse  eines  Zweiges,  allein  in  den  Hauptfinanzetat 
kommen,  während  das  Einzelne  in  einem  solchen  „Specialetnt" 
besonders  aufgeführt  wird  (§.  113). 

Specialetats  erstcrer  Alt,  welche  noch  besonders  als  Nebenetats  bezeichnet  werden 
können,  sind  die  gelegentlich  noch  zu  lindenden  Etats  für  ein  zelno  Gebietst  heile 
Beste  des  alten  Provincialsystems,  das  sonst  meistens  dem  centralisirenden  Healsystein 
gewichen  ist)  neben  dem  Haupttinaiizetat  für  das  Hauptgebiet  des  Staat».  Beispiele 
der  zweiten  Art  sind  die  Etats  für  wirtschaftlich  selbständiger  gestellte  Staatsunter- 
nehmungen,  wie  Fabriken.  Banken  (preuss.  Seehandlung},  ferner  auch  für  selbständige 
Anstalten  corporativer  Art,  /..  B.  Lehr-,  Kranken-.  Armenanstalten,  welche  nur  „Be- 
darfs-Zuschüssc"  aus  dorn  Staatshaushalt  erlangen  (ausnahmsweise  etwa  auch  an  diesen 
L'eborschUssc.  statt  sie  selbst  zum  Vermögen  zu  schlagen,  abliefern).  ■  Gestern  „dotirte 
politische  Funde ••  für  Zwecke  des  f  ultus  u.  Unterrichts,  „Keligionsfonde",  ..Schulfond«"!. 

Die  Verwaltungs-  oder  Kassenetats  dienen  unmittelbar 
und  ausschliesslich  den  Verwaltuugszwecken.  Sie  ergeben  sich 
aus  den  tinanzgcsetzlichcn  Etats  und  gliedern  sich  eventuell  nach 
Kassenbezirken  und  nach  Verwaltungsbezirken. 

Bei  eisteieii  sind  wieder  Hauptetats  tili  die  Ceittralkasseu  und  die  Pruvincial 
(Bezirks-,  Departements-,  Kronlands->  Kassen  und  Specialetats  füi  die  Localka>scii. 
mit  weiterer  Unterscheidung  dieser  Kassen  nach  den  Einnahme-  und  Ausgabczweige». 
denen  sie  speeiell  dienen,  zu  unterscheiden.  Die  Verwaltungsbezirks- Etats  sehliessen 
sich  an  die  Verwaltungseintheilung  des  Staatsgebiets  an,  welche  in  den  einzelnen 
Dienstzweigeii  zu  Grunde  gelegt  wird  und  werden  in  (i  e u  e  ra letats  dieser  Dienst 
/weige  (z.B.  der  Berg-,  Forst  Verwaltung  zusaminengefasst.  <>.  Meissner,  preuss. 
Verw.kunde  I,  0,  wonach  hier  z.  Th.  das  Gesagte. 

§.  104.  -  2.  Mit  Kticksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  zur 
Kategorie  „Zeit44   werden   folgende  Unterscheidungen  gemacht: 

a)  Nach  der  Zeit,  für  welche  die  Etats  bestimmt  sind,  und 
in  welcher  man  steht,  sind  die  Etats  solche  der  abgelaufenen 
Finanzperiode,  der  laufenden  und  der  ktiuftigen.  Ebenso 
unterscheiden  sich  die  „ Jahres dienste". 

Practisch  und  rechtlich  wichtig  wird  diese  Unterscheidung  besonders  hinsichtlieh 
der  Frage,  ob,  wie  weit,  wie  lange,  und  unter  welchen  Bedingungen  und  Formalitäten 
Finanzoperationen,  bez.  Kassen bewegun gen  (Ein-  und  Ausgänge)  nach  Ablauf  einer 
Flnanzperiode  noch  auf  Grund  des  Etats  der  letzteren  und  auf  Rechnung  derselben 
gemacht  werden  dürfen,  wie  und  wann  die  te bert ragung  in  den  laufenden  Dienst  zu 
erfolgen  hat  u.  dgl.  m.:  Puncte,  welche  mit  der  Ausführung  des  Budgets  und  mit 
dem  Bcchnungsabschluss  zusammenhängen  und  später  in  Verbindung  mit  diesen 
Gegenständen  zu  behandeln  sind. 

b)  Nach  der  Zeitdauer  der  Finanzperiode,  für  welche 
die  Etats  aufgestellt  werden,  unterscheidet  man  vornemlich  ein 
jährige  und  mehrjährige. 

In  neuerer  Zeit  und  zumal  in  grösseren  Staaten  sind  jene  die  üblichen.  In 
technischer  Hinsicht  haben  sie  wohl  meistens  den  Vorzug,  dass  sie  sich  in  ihren 
Veranschlagungen  der  Wirklichkeit  mehr  annähern  köuneii  und  werden,  nachträglich. 
Aond'M-unireii  und  NnelitreirsetaN  «ich  seltener  nuthwendiir  erweisen.    Auch  wenn  die 
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mehrjährigen  Etats  in  der  Weise  aufgestellt,  bez.  gesetzlich  festgestellt  werden,  dass 
nicht  ein  Jahresetat  ohne  Weiteres  für  eine  mehrjährige  Periode  gilt,  sondern  so, 
da«  mehrere,  unter  sich  eventuell  verschiedene  Jahres -Etats  gleichzeitig  auf  einmal 
für  eine  mehrjährige  Periode  gegeben  werden,  sind  die  angedeuteten  Schwierigkeiten 
vorhanden,  wie  namentlich  das  leichtere  und  stärkere  Auseinandergehen  von  Voran- 
schlag ond  wirklicher  Finanzgcbahrung.  Je  nach  der  Beschaffenheit  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  in  einem  Staatshaushalte  und  je  nach  der  ganzen  Lage  eines  Staats 
werden  diese  Schwierigkeiten  kleiner  oder  grösser  sein.  Wo  die  Reinerträge  grosser 
Betriebsverwaltungen  (Eisenbahnen,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerke,  wie  in  Prcussen 
ond  anderen  deutschen  Staaten)  eine  hervorragende  Rolle  im  Einnahmebudget  spielen, 
sind  die  Bedenken  gegen  längere  als  einjährige  Etatsperioden  wegen  der  von  so 
mancherlei  wechselnden  Umstäuden  abhängigen  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Be- 
triebsverwaltungen nicht  zu  verkennen.  Anderseits  hängt  die  Frage  mit  der  Einrichtung 
der  parlamentarischen  Etatsberathung  und  mit  auderen  Verhältnissen  des  Parlamentarismus 
nnd  des  Staatslebens  zusammen.  Jene  Berathung  lässt  sich  erheblich  verkürzen  und 
dadurch  in  Bezug  auf  Einzelheiten  gründlicher  machen  bei  längeren  Etatsperioden. 
Eine  „(iefährdung  des  Budgetrechts  der  Volksvertretung",  welche  öfters  in  einer  solchen 
Einricbtunir  gefunden  wird,  möchte  rieshalb  kaum  anzuerkennen  sein.  Kürzere  Etats- 
berathung kommt  auch  wieder  deu  sonstigen  parlamentarisrheu  Arbeiten  zu  Gute. 
Wo,  wie  in  Deutschland,  verwickelte  Verfassungsverhältnisse,  die  Schwierigkeit  des 
Nebeneinanderbestehen*  und  eventuell  gleichzeitigen  Tagens  des  Reichstags  und  der 
Landtage  zur  Erledigung  der  Etatsberathung  vorliegen .  sind  daher  immerhin  wohl 
beachtenswerthe  Gründe  auch  für  längere  Etatsperioden  anzufahren.  Die  Ermächtigung 
zu  umfangreicherer  Aufnahme  schwebender  Schulden  (Ausgabe  von  Schatzscheinen) 
bei  erheblicheren  unvorhergesehenen  Abweichungen  der  Wirklichkeit  vom  Etat  wird 
dabei  freilich  kaum  immer  zu  vermeiden  sein.  Das  Richtigste  wäre  wohl  eine  Ein- 
richtung von  ..stabilen"  Budgets  mit  längeren  (möglichst  langen)  und  von  „wandel- 
baren" Budgets  mit  kürzeren  <  I  jähr.1!  Etatsperioden,  nach  dein  Vorgang  Englands,  in 
der  Weise,  wie  es  oben  in      r>l  erörtert  und  begründet  worden  ist. 

In  den  europ.  Staaten  sind  einjäbr.  Etatsperioden  die  allgemeine  Regel.  Auch 
im  Deutschen  Reich  und  in  Preussen  bestehen  sie  bisher  verfassungsmässig,  doch  wird 
die  Frage  regierungsseitig  zu  Gunsten  mehr-  (2)  jähr.  Perioden  erwogen.  In  den 
deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sind  meistens  längere,  selbst  bis  ti  jähr.  Etats- 
periodeo,  verfassungsmässig,  neuerdings  aber,  besondere  in  den  grösseren,  aus  finanz- 
technischen und  mehr  noch  aus  budgetrechtlichen  Gründen  mehrfach  verkürzt  wordeu. 
Baiern  hat  jetzt  2 jähr.  Perioden,  mit  gleichen  Summen  für  jedes  Jahr,  ebenso  K. 
Sachsen;  Würtemberg  und  Baden  stellen  in  einem  Finanzgesetz  den  Etat  für 
2  Jahre  getrennt  fest,  Gr.  Hessen  hat  eine  4jährige,  die  Kleinstaaten  1—4  jähr. 
Etatsperioden. 

c)  Nach  dem  Zeitpuuct  der  F cststellung  (nach  demjenigen 
der  parlamentarischen  Einbringung  »Seitens  der  Regierung  oder, 
wenn  dies  gestattet  ist,  Seitens  der  Mitglieder  der  Volksvertretung) 
unterscheidet  man  den  regelmässigen  („Haupt"-)  Finanzetat 
und  Nachtrags-Etats  zu  jenem ,  insbesondere  zu  dem  einmal 
von  den  zuständigen  Factoren  festgestellten  und  vom  Staatsober- 
haupt verkündeten  regelmässigen  Etat. 

I'rincipiell  und  unbedingt  zu  vermeiden  sind  solche  Nachtragsetats  nach  dem 
lange  des  Staatslebens  nicht,  z.  B.  wenn  nach  Erlass  des  Hauptetats  grössere  Ver- 
änderungen in  Einnahme-  und  Ausgabe  zweigen  eingetreten  sind.  So  hat  z.  B.  in 
Preussen  jüngst  die  Uebcrnahmc  von  Privatbahneu  Nachtragsetats  veranlasst  (Ges. 
v.  14.  Mai*  1882,  betr.  Feststellung  eines  Nachtrags  zum  Staatsh.h.etat  f.  1SS2  — 83). 
Aber  im  Interesse  der  Ordnung  und  Uebersichtlichkcit  des  Haushalts  müssen  Nach- 
trag&etaU  auf  dringende  Fälle  beschränkt  werden.  Einiges  hängt  dabei,  wie  schon 
bemerkt .  von  der  Länge  der  Etatsperioden ,  dann  auch  von  der  Zeitdauer  der  Vor- 
beHtuug  des  Budgets  iui  Kreise  der  Regierung  und  von  derjenigen  der  Parlamentär. 
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Durchberathung  ab.  Zur  Vermeidung  rou  Nachtragsetats  ist  eiue  kurze  Zeitdauer 
der  Vorbereitung  und  Durchberathuug  erwünscht,  daher  namentlich  ein  Beginn  der 
Vorbereitung  und  Durcharbeitung  des  Etats  innerhalb  der  Regierung  möglichst  kurz 
vor  dem  Anfang  des  neuen  Finanzjahrs  (Leroy-Beaulieu,  Fin.  II,  7).  Vieles  hingt 
auch  hier  wieder  von  parlamcnt  Einrichtungen  u.  Gebräuchen  ab.  In  Frankreich 
werden  dio  zum  System  gewordenen  Nachtragsetats  oder  Supplcuicutar-Credite  als 
ein  Missstand  empfunden.  Z.  Th  erklären  sich  die  dortigen  Verhältnisse,  im  Unter- 
schied zu  England,  das  die  Nachtragsetats  kaum  kennt,  in  Frankreich  daraus,  das* 
Supplementarcredite  in  Betr.  der  Ausgaben  hier  in  Opposition  zur  Kodierung  oder 
ohne  Mitwirken  derselben  vom  Parlament  auf  Autrag  von  Deputirten  votirt  werden 
können.  Eine  Reform  in  diesen  Üingeu  gilt  als  uothwendig.  (S.  Näheres  bei  Lcroy- 
Bcaulieu.  11,  livre  1,  ch.  II).  In  Preussen  können  nach  d.  Goschäftordn.  d. 
Hauses  d.  Abgcordu.  v.  10.  Mai  1S70  Anträge  von  Mitgliedern,  „welche  eiue  Geld- 
bewilligung iu  sich  schÜesscn  oder  in  Zukunft  herbeizufuhren  bestimmt  sind,  zur 
Abstimmung  uur  gelangcu,  weuu  eiue  Commission  mit  ihrer  Vorberathung  betraut 
worden  ist  u.  diese  einen  Bericht  darüber  erstattet  hat"  (§.  27).  Auch  mit  der  Be- 
fugnis» der  Regierung  zu  U  eher  tragungen  ivircrncnts)  innerhalb  des  Etats  und 
daher  mit  dem  Maassc  der  Specialisirung  des  Budgets  (in  Kapitel,  Titel  u.  s.  w.)  und 
mit  der  Form  der  parlam.  Votiruug  —  in  Abtheilungen  oder  in  Kapiteln  oder  iu 
Titeln  und  noch  weitercu  kleinen  Posten  —  steht  das  grössere  oder  geringere  Be- 
dürfuiss  nach  Nachtragsetats  in  Verbindung.  Je  beschränkter  das  Recht  zu  Ucber- 
trajruugcn  und  je  grösser  die  specialisironde  Votirung  des  Etats,  desto  leichter  die 
Notwendigkeit  von  Nachtragsetats  oder  —  von  „nachträglicher  Genehmigung  ausscr- 
etatsmassiger  Ausgaben."    S.  darüber  u.  §.  117,  11K 

d)  Nach  dem  Zeitpunct  des  Beginns  des  Etatjahrs  (der 
Etatsperiode)  unterscheidet  man  Etatsjahre  („Finanzjahre"), 
welche,  mit  dem  Kalenderjahre  zusammenfallend,  am  1.  Jan. 
oder  zu  einem  anderen  Termine  anfangen. 

Allgemeine  wirtschaftliche  Gründe,  die  verschiedene  Bewegung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  nach  den  Jahreszeiten,  namentlich  aber  Rücksichten  auf  die  geeignetste 
Zeit  der  parlamcnt.  Berathung  des  Budgets  machen  einen  anderen  Anfangstermin  als 
den  1.  Jan.  rathsam.  Diese  Erwägung  hat  mehrfach  zur  Annahme  andrer  Finanzjahre 
als  der  Kalenderjahre  geführt,  so  in  Grossbritanuicu,  im  Deutschen  Reich,  in  Preussen. 
wo  (in  beiden  letzten  seit  1.  Apr.  1S77)  das  Fiu.j.  am  1.  April  beginnt;  so  jetzt  auch 
in  Würtemb.  u.  Gr.  Hessen.  In  Nord-Amerioa  ist  der  1.  Juli  der  Tcrmüi,  ein 
Zeitpunct,  den  Leroy-Beaulieu  (II,  0)  auch  für  Frankreich  empfiehlt. 

§.  105.  —  3.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  zur 
Kategorie  „Raum"  unterscheidet  man  nicht  nur  die  Staatshaus- 
halts- und  die  Etats  der  verschiedenen  Selbstverwaltungs- 
körper, sondern  auch  in  den  ersteren  wieder  den  Etat  für  das 
ganze  Staatsgebiet  und  die  Staatshaushaltsetats  für  einzelne 
Gebietsteile  (Provinzen  u.  s.  w.). 

Früher,  vor  der  Ersetzung  des  „Provincialsysteins"  mit  eigenen  getrennten  Vor- 
waliungMlupartemcuts  für  jede  Provinz,  Gruppe  von  Provinzen,  oder  „Landschaft" 
durch  «las  centralistischc  „Healsy  stein",  war  die  getrennte  Führung  des  Staatshaus- 
hnltsetats  in  „Provincialetats"  das  Üebliche  und  Zweckmässige.  Nur  für  einige  bereits 
lubfunuicngefasstc  Verwaltungszwcigc ,  z.  B.  Militärwesen,  wurden  etwa  „Generaletats" 
der  eeiitrulisirenden  „ General -Staatscasse"  geführt,  in  denen  bei  den  Einnahmen  dio 
Uebersc Iltisse  der  Provincialetats  als  Beiträge  zu  den  Kosten  der  allgemeinen  Staats- 
vcrwaltungszweige  erschienen.  Die  neuere  politische  Entwicklung,  die  Einführung 
allgemeiner  VcrtretunRSorgane  der  ganzen  Staatsbevölkerung  und  finanztechnische 
Rücksichten  haben  mit  Recht  zum  ..Princip  der  fiscalischen  Kassoueinheit "  und  zu 
Staatshaushaltctats  für  das  ganze  Staatsgebiet  geführt.    Einzelne  kleine 
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Reste  des  älteren  Systems  haben  sich  aber  mitunter  erhalten  oder  nuden  sich  in 
Specialetats  des  Hauptfinanzetat»  noch  hie  und  da,  namentlich,  wenn  in  gewrissen 
Einrichtungen,  z.  B.  im  Steuerucsen  provinzielle  Abweichungen  geblieben  sind  (Steuern 
der  Honcbzollern'sehen  Lande  im  preuss.  Etat). 

4  Endlich  ist  unter  den  Arten  der  Etats  noch  der  Brutto  - 
uod  der  Nettoetats  zu  erwähnen.  Die  ersteren  enthalten  bei 
den  Einnahmen  die  Kosten  der  Gewinnung,  Bewirtschaftung,  des 
Betriebs,  der  Erhebung  mit  in  sich,  die  letzteren  fuhren  nur  die 
Heinerträge  auf. 

PrincipieUes  d.uubei  u.  §.  KU». 

Dio  com»c<|ueiite  technische  Durchführung  der  Brutto-  wie  der  Ncttoetatisirung 
bietet  manche  Schwierigkeiten  und  ist  absolut  genau  kaum  zu  erreichen.  Das  ge- 
schichtlich Aelten*  Mnd  die  Nettoetats,  das  linanztechnisch  und  budgetrechtlich 
Richtige  die  Bruttoetats,  die  aber  so  autgestellt  und  ein»»  i i<  lit<  t  seiu  müssen,  dass 
iich  der  Nettoetat  daruu>  leicht  herstellen  lässt. 

106.  (J.  Einrichtung  und  Form  der  Etats.  Der 
Etat  ist  ein  Ree h n u ugsanschlag.  Aus  diesem  seinem  Wesen 
folgen  die  Anforderungen  hinsichtlich  seiner  zweckmässigen  Ein- 
richtung und  Form. 

Auch  hier  liegt  zunächst  eine  technische  Aufgabe  vor,  bei  deren  Lösuug 
aber  wieder  rechtliche  Gesichtspunkte,  „budget-  uder  etatsrechtÜche"  coneurrireu. 
Namentlich  richtet  sich  nach  letzteren  die  Bedeutung  der  einzelnen  Uubrikcn  und 
Hosten  (Abtheilungen,  Kapitel,  Scctionen,  Titel  u.  ».  w.j  des  Ktats  und  wird  dann 
auch  dariu  mit  Kücksicht  auf  die  budgetrechtliche  Bedeutung  solcher  Posten  mehr 
•jder  weniger  specialisirt  <§  11").  Im  Ucbrigen  ist  das  allgemeine  Schema  des  Etats,  wenn 
einmal  das  Princip  der  Etatisirung,  „Brutto-  oder  Nettoetat ?*•  feststeht,  ein  durch 
<lie  Sache  selbst  gegebenes,  das  sich  daher  auch  zeitlich  und  örtlich  nur  in  Neben- 
imiicteu  verändert. 

1.  Der  Haupttinanzetat  und  seine  Thcilc,  die  Haupt-  und  die 
.Specialetats  (§.  103)  zerfallen  zunächst  vielfach  in  einen  ordent- 
lichen und  einen  ausserordentlichen  Etat,  eine  Scheidung, 
welche  principielle  Bedeutung  hat,  dieser  gemäss  dann  auch  richtig 
durchgeführt  werden  sollte,  aber  in  der  Praxis  öfters  eine  mehr 
äuggerlich-forinale,  als  innerlich-begründete  ist.  Die  wissenschaftlich 
und  practisch  werth volle  Unterscheidung  müsstc  sich  bei  den  Aus- 
gängen (Ausgaben)  an  die  oben  in  §.  62,  63  erwähnte  Trennung 
des  Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  „nach 
dem  inneren  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
erzielten  Wirkungen"  und  bei  den  Eingängen  (Einnahmen)  an  die 
oben  §.  65  ff.  aufgestellte  Deckungstheorie  („Steuern  oder  Schulden  ?") 
anknüpfen.  Das  Streben  in  der  Praxis  des  Etatwesens,  dies  zu 
thnn,  ist  auch  ersichtlich,  aber  es  wird  selten  streng  und  folge 
richtig  verwirklicht. 

Dies  gilt  z.  B.  auch  von  der  preuss.  ctatsmässigen  Scheidung  von  „fortdauernden" 
wkI  .  einmaligen  und  ausserordentlichen"  Ausgaben  und  von  derjenigen  der  ..ordent- 
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liehen"  und  ..Ausserordentlichen**  Hinnahmen.  Unter  den  fortdauernden  Ausgaben 
bildet  zwar  der  wirkliche  ordentl.  Bedarf  (das  „Normalerforderniss*-  §.  O.Vt  das  Gros, 
aber  zahlreiche  mehr  oder  weniger  erhebliche  Posten  „ausserord."  Ausgaben  im 
wissenschaftlichen  Sinne,  filr  prirat-  und  staatswirtbsch.  Kapitalanlagen,  befinden  sich 
auch  damntcr.  In  einem  grösseren  Staatshaushalte,  wo  sich  derartige  Ausgaben 
ziemlich  regelmässig  wiederholen,  lässt  sich  für  die  Einreihung  derselben  unter  die 
ord.  Ausgaben  prac tisch  Manches  sagen,  aber  das  Willknhrliche  ist.  dass  dann  wieder 
andere,  ganz  verwandte  Posten,  z  B.  für  grössere  Neubauten,  in  das  Extraordinarium 
kommen.  Bei  Vergleichen  rersehiedener  Jahresetats  desselben  Staats  wie  der  Etats 
der  verschiedenen  Staaten  müssto  man  daher  die  Etat»  erst  Posten  für  Posten  zer- 
gliedern. Auch  unter  den  ordentlichen  Einnahmen  befinden  sich  in  Preussen  und 
anderswo  manche  Posten,  welche  als  <"int:  Verminderung  der  Substanz  des  Staatsv^r- 
mögens,  7.  B.  bei  Verkaufen  von  Domänen-  und  UorstgrundstUckcn .  eigentlich  ein«- 
ausserordentliche  Einnahme  bilden,  gleich  der  Schuldaufnahmc.  oder  welche  implicite 
auf  letzteres  hinauslaufen  (r.  B.  im  neusten  preuss.  Etat  f.  1S»»3,s4  die  Einsetzung  der 
nur  erst  zum  kleinen  Theil  zu  Pensionszahlungen  vorwandten  3'"„igen  Zahlungen  der 
Beamten  ans  ihren  («ehalten  zu  den  Beitrügen  für  Versorgung  der  Wittwcn  und  Waisen 
unter  die  laufenden  Staatseinnahmen  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben).  Unter 
diesen  Umständen  ist  die  Berechnung  des  ..Dcfieits"  auch  stets  ziemlich  willkührlich 
7"),  -  in  soliden  Haushalten,  wie  dem  preussischen ,  die  wirkliche  Lajr,o  meist 
«.'ilnstigcr,  als  diejenige,  w«-lrhe.  in  dem  .. rechnungsmäßigen  Deficit4'  hervortritt. 

Principiell  ist  eine  scharfe  und  eonsequente  «Scheidung  von 
ordentlichem  und  ausserordentlichem  Etat  auf  beiden  Seiten,  der 
Ein-  und  der  Ausgange,  unter  Befolgung  der  oben  aufgestellten 
Grundsätze  für  die  materielle  Ordnung  des  öffentlichen  Haushalts 
(3.  Kap.)  berechtigt.  Sie  darf  nur  nicht  dazu  dienen,  die  Lage 
des  Haushalts  durch  willktlhrlichc  Einreihung  ordentlicher  Bedarfs- 
posten in  den  ausserordentlichen  Etat  und  ausserordentlicher  Ein- 
gangsposten in  den  ordentlichen  Etat  günstiger  oder  durch  das 
umgekehrte  Verfahren  sie  ungünstiger  als  der  Wahrheit  ge 
mäss  erscheinen  zu  lassen.  Auch  letzteres  ist  bedenklich  und  führt 
möglicher  Weise  zu  falschen  Finanzoperationen  und  einer  unrichtigen 
Bedeckung.  Ungleich  bedenklicher  und  practisch  gefährlicher  ist 
aber  das  erste  Verfahren,  das  unsolider  Finanzpolitik,  leichtsinnigem 
Schuldenmachen  und  einem  grundsätzlich  verkehrtem  Bedeckungs- 
system Thor  und  Thür  öffnet. 

Es  gehören  demnach  in  den  ordentlichen  Etat  und  müssen 
darin  genau  sichtbar  gemacht  werden:  bei  den  Eingängen  die 
sogen,  ordentlichen  Einnahmen  (oder,  richtiger  gesagt,  die 
überhaupt  nur  so  zu  nennenden  „Einnahmen")  nebst  dem  etwaigen 
Zuschuss  aus  ausserordentlichen  Einnahmen  zur  Deckung  der 
Ausgaben  des  ordentlichen  Etats;  bei  den  Ausgängen  die 
ordentlichen  Ausgaben  nebst  dem  etwaigen  Ueberschuss 
in  diesem  Etat,  welcher  für  die  Verwendung  im  ausserordentlichen 
Etat  zur  Vertilgung  bleibt.  Die  Einstellung  jenes  Zuschusses  oder 
dieses  reberschusses  nls  besonderer  Posten  in  den  Etat  empfehle 
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sieb  allgemein,  um  diesen  wichtigen  Umstand  recht  deutlich  zu 
machen.  In  den  ausserordentlichen  Etat  gehören  dann  bei 
den  Eingängen:  die  ausserordentlichen  Deckungsmittel  nebst 
dem  etwaigen  Ucberschuss  des  ordentlichen  Etats,  bei  den  Aus- 
gängen die  „ausserordentlichen  Ausgaben"  (nach  deren  drei  grossen 
Kategorieen  getrennt  §.  03)  nebst  den  etwaigen  Züsch tlsscn  zur 
Deckung  des  ordentlichen  Etats. 

Die  Praxi*  bietet  auch  heute  uoch  manche  Verschiedenheiten  in  der  Aufstellung 
des  Ktats.  was  eine  Beurthcilnng  in  (iemiissbeit  der  dargelegten  Grundsätze  und  eine 
Vcrglcichung  sehr  erschwert.  So  werden  z.  Ii.  in  Preusscn  im  Staatshaushaltsetat 
(Hauptnnanzetat)  bei  den  Ausgaben  die  dauernden  von  den  einmaligen  und  ausser- 
ordentlichen getrennt  und  bei  den  dauernden  wieder  die  „künftig  wegfallenden"  lieben 
der  Hauptsummc  besonders  hervorgehoben  (im  Kegicr.entwurf  f.  19S3/S4  z.  B.  mit 
1Ü067.S70  von  1.015,473,180  M.  im  Ganzen).  Hei  den  Kinnahmen  wird  aber  nur 
in  den  Spccialetats  zwischen  ordentlichen  u.  Ausserordentlichen  dadurch  unterschieden, 
dass  aus  der  Bezeichnung  des  einzelnen  Postens  seine  Zugehörigkeit  zu  der  einen 
der  beiden  Kategorieen  ersehen  werden  kann.  Selbst  die  Eingänge  aus  Anleihen  er- 
scheinen hier  nur  als  ein  Titclposten  des  Kapitels  ^allgemeine  Finauzverwaltung"  und 
.sind  in  der  einen  Abschlusszill'cr  der  „Einnahmen"  mit  enthalten.  So  verschwindet 
hier  der  Posten  der  durch  den  Staatscrodit  bewirkten  Eingange  und  ordeutlicher  und 
ausserordentlicher  Etat  werden  auf  der  Eingangsseite  verschmolzen .  —  was  gewiss 
nicht  zweckmässig  ist  —  In  Frankreich  wird  das  ordentliche  Ausgabebudget,  fiir 
dessen  Deckung  die  ordentlichen  Einnahmen  nebst  den  etwaigen  UeberschUsseu  der 
Vorjahre  dienen,  von  dem  auf  „ausserordentlichen  Hilfsquellen"  fuudirten  Ausgabe- 
bodget  unterschieden.  In  (W  est-)  Oesterreich  werden  bei  den  Ausgaben  diu 
ordentlichen  u.  ausserordentliche»  getrennt  denen  die  „Kinnahmen"  nebst  dem  durch 
Anleihen  uud  andere  ausserordentliche  Mittel  zu  deckenden  „Deficit"  gegenüber  stehen. 

§.  107.  —  2.  Jeder  vollständige  Haupt-  wie  »Specialetat  ent- 
hält zunächst  die  zwei  Seiten  der  Eingänge  (Einnahmen) 
und  der  Ausgänge  (Ausgaben),  die  bei  grosseren  Etats  hinter- 
einander aufgeführt  werden,  wobei  bald  die  Eingänge,  bald  die 
Ausgänge  voransteben  Da  letztere  das  eigentlich  bestimmende 
Moment  fttr  die  Höhe  der  Eingänge  sind  (§.  Gl),  so  ist  es  logisch 
richtiger,  sie  voranzustellen.  Innerhalb  beider  Seiten,  von  der 
grösseren  oder  geringeren  Specialisirung  noch  abgesehen,  werden 
die  einzelnen  Tosten  und  Gruppen  von  solchen  in  systematischer 
Zusammenfassung  und  Reihenfolge  eingestellt  Man  kann  hier 
entweder  nur  nach  der  inneren  Zusammengehörigkeit  und 
Verwandtschaft  der  Einnahme-  und  Ausgabeposten  selbst  oder 
nach  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  den  grossen  Ver- 
waltungsabtheilungen (Ministerien)  und  wieder  innerhalb 
der  letzteren  nach  innerer  Zusammengehörigkeit  der  Posten  rubricireu. 
Diese  zweite  Methode  entspricht  am  Meisten  den  Consequenzen 
des  modernen  Verfassungs-  und  Verwaltungsreehts,  insbesondere 
dein  „Budgetrecht"  und  der  verantwortlichen  Stellung  der 
Ministerien  und  hat  sich  daher  jetzt  mehrfach  auch  für  die  Rubri- 
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cirung  der  Einnahmen  eingebürgert.  Für  diejenige  der  Ausgaben 
ist  sie  schon  älter  und  liegt  sie  auch  noch  näher.  Sie  geht  hier 
in  die  erste  Methode  der  Rubricirung  mit  Uber. 

In  manchen  constitutionellen  Staaten  des  Continents  besteht  jetzt  in  der  Rubri- 
cirung der  Einnahmen  wie  der  Ausgaben  nach  Ministerien  (und  ähnlichen,  diesen 
coordinirten  Behörden^  im  Grossen  und  Ganzen  eine  gewisse  Gleichmässigkeit,  im 
Einzelnen  linden  sich  aber  immer  noch  viele  Unterschiede.  Das  britische  Budget, 
auch  das  nordamericanische  weichen  erheblicher  ab.  Vergleichungcn  der  Budgets 
verschiedener  Staaten,  auch  öfters  der  älteren  und  neueren  Budgets  desselben  Staats 
verlangen  so  noch  heute  viel  Vorsicht.  — 

Beispiele.  In  Preussen  zerfällt  der  Etat  in  die  zwei  Hauptabtheilungen:  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  Die  ..Einnahmen"  im  Etat  werden  in  die  3  grossen  Abtheilungen 
..einzelne  Einnahmezweige*'.  ..Dotationen  und  allgemeine  Finanzverwaltuug"  und  ..Staats- 
verwaltungseinnahmen" geschieden  und  innerhalb  der  ersten  und  dritten  Abtheilung  nach 
Ministerialdepartements.  von  denen  die  Einnahmen  ressortiren.  postenweise  eingestellt. 
Bei  den  ..fortdauernden  Ausgaben"  tritt  der  <  haracter  des  Bruttobudgets  scharf  hervor. 
Sie  zerfallen  auch  in  drei  grosse  Abtheilungen :  „Betriebs-,  Erhebungs-  u.  Verwaltungs- 
kosten der  einzelnen  Einnahmezweige",  ..Dotationen  (wobei  die  ölfentl.  Schuld)  und 
allgemeine  Finanzverwaltung"  und  „Staatsvcrwaltungs- Ausgaben" .  in  der  1.  und  8. 
Abth.  wieder  Kubricirung  nach  Ministerien.  Die  Uebersicht  wird  durch  die  Trennung 
der  Roherträge  und  der  Betriebsausgaben  der  sogen.  „Betriebsverwaltungen"  etwas 
erschwert.  Die  „einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben"  werden  ebenfalls  nach 
Ministerien  rubricirt.  Die  Einnahmen  stehen  im  Etat  voran.  Umgekehrt  ist  es  im 
Etat  des  Deutschen  Reichs.  Die  ..fortdauernden"  Ausgaben  werden  hier 
thcils  nach  Vcrwaltungsabtheilungcn  (Reichsämtern)  und  innerhalb  derselben  nach  den 
einzelnen  Verwaltungszwecken,  theils  nach  Haupt- Verwaltungszwecken  (Rcichsschuld. 
Rechnungshof,  allgem.  Pensionsfonds,  Rcichsinvalidenfonds)  zusammeugefasst  im  Etat 
aufgeführt.  Bei  den  „einmaligen"  Ausgaben  erscheinen  noch  einige  weitere 
Hauptrubriken  (u.  A.  im  Et.  f.  JS*>2  S3  f.  d.  Post-  u.  Tclegr.verwalt. ,  f.  d.  Reichs- 
druckerei, f.  d.  Eisenb.verwalt. ,  f.  Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  gegen  Frankreich, 
f.  Deficit  [..Fehlbetrag"]  des  Haush.  f.  1SS0/S1,  f.  Betriebsfonds)'  Die  Einnahmen 
werden  nach  den  grossen  Quellen,  aus  denen  sie  iiiessen,  rubricirt.  Bei  den  Betriebs- 
verwaltungen (Post-  u.  Tclegr.verwalt.,  Reichseisenb.verwalt.  [Els.lothr.  Bahnen  j.  Reichs 
druckerei)  werden  die  Bruttoeinnahmen .  die  Betriebsausgaben  und  die  üeber>chüs>< 
im  Einnahmcclat  aufgeführt  u.  nur  die  l'eberschüsse  in  die  Summe  der  Reichseinnahmen 
gezogen.  Die  Ruhr.  ..ausserord.  Zuschüsse "  enthält  Beiträge  aus  Fonds  (so  aus  d. 
Rcichsfestungsbau-,  Reichseisenbahnbau-.  Reichstags-Gtbäudefonds)  sowie  die  Eingänge 
aus  Anleihen.  Selbst  zwischen  dem  preuss.  u.  dem  Reichsetat  bestehen  also  er- 
hebliche Verschiedenheiten,  die  bei  Vergleichen  erst  durch  Umrechnungen  ausgeglichen 
werden  mussen.  —  Das  Budget  Baierns  besteht  aus  3  Theilcn:  A)  Staatseinnahmen 
des  lauf.  Jahres  (nach  Einnahmequellen ,  nicht  nach  Ministerien  rubricirt),  B)  Aus- 
gaben auf  die  Erhebung,  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  (nach  den  Einnahmezweigeu 
unter  gleicher  Ziffer  wie  diese  rubricirt\  C)  Staatsausgaben  (th.  nach  Hauptausgabe- 
/.wecken  —  so  für  d.  K.  Hof  u.  Haus,  f.  d.  Staatsschuld,  f.  d  Staatsrath,  f.  d.  Landtag, 
f.  Reichszwecke,  f.  Pensionen  u.  dgl.  [in  3  Ruhr.],  u.  A.  m.  — .  th.  nach  Miuisterial- 
departements  zusammengefassti.  —  In  Würtcmberg  ist  das  Budget  der  Ausgaben 
ähnlich  wie  in  Baiern  aufgestellt,  das  der  Einnahmen  hat  die  4  Hauptrubriken:  „aas 
dem  Kainmergut"  (incl.  Verkehrsanstalten)  mit  Brutto-,  Kosten-  und  Nettosummen, 
.aus  den  Steuern"  dsgl.,  „Anthcil  an  Reichseinuahmen",  „Zuschuss  zur  Deckung  der 
contractl.  Tilgung  der  Eisenb.anlehen ".  —  In  (West-)  Oesterreich  werden  die 
Ausgaben  jetzt  nach  Ministerien  und  einzelnen  selbständigen  Hauptzwecken  (CivillisU. 
Gabinetskanzlei,  Reichsrath,  Reichsgericht.  Ministerrath,  Rechnungshof,  Pensionen. 
Dotationen  nebst  Subventionen,  Staatsschuld,  Antheil  an  den  gemeins.  Ausgaben  der 
Gc5ammtmo•larchic,).  die  Einnahmen  gleichfalls  grösstentheils  nach  Ministerien  (mit 
Unterscheidung  der  Quellen),  ausserdem  nach  einigen  selbständigen  Zweigen  rubricirt.  — 
In  Frankreich  wird  das  ordeuü.  u.  ausserord.  A  u sga be budget  jetzt  nach  Mini- 
sterien aufgestellt  beim  F  in  an /min.  stehen  die  öflcntl.  Schuld,  die  Dotationen  o. 
Ausgaben  f.  Präsident.  Parlament,  Ehrenlegion.  Zuschüsse  /..  Marineinvalidenkass*. 
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ferner  dio  Erhebungskostcu  u.  8.  w.  der  Steuern  u.  Öft'entl.  Einkünfte,  welche  ron 
diesem  Ministerium  verwaltet  werden).  Aach  die  Nebenbudgets,  (§.113),  dasjenige 
der  auf  Specialeinnahmcn  fundirten  Ausgaben  f.  Departements  u.  Gemeinden  u.  das- 
jenige der  Services  rattaches  pour  ordre  au  budget  de  l'annee,  werden  in  der  Ausgabe- 
seite nach  Ministerien  rubricirt.  Dagegen  führen  dio  Einnahmebudgets  in  Frankreich 
die  Einnahmen  nach  den  Quollen  allein  zusammengefaßt  auf.  —  Letzteres  gilt  von 
dem  auch  sonst  vielfach  abweichenden  britischen  Budget,  das  bei  den  Ausgaben 
nach  Zwecken  derselben  und  unter  Berücksichtigung  der  staatsrechtlichen  Trennung 
des  stabilen,  auf  dem  consolidirten  Fonds  beruhenden  und  des  Jahresbudgets  (s.  o. 
§.  64)  unterscheidet.  —  In  Italien  sind  die  Ausgaben  im  Budget  nach  Ministerien, 
mit  eigentümlicher  Unterscheidung  von  Katcgoriecn  innerhalb  der  Ministerien  ([  wirkl. 
Ausgaben,  II  Bewegung  der  Kapitalien,  III  Ebenbahnbau,  IV  Compcnsationcn),  die 
Einnahmen  nach  den  Quellen,  mit  analoger  Unterscheidung  nach  diesen  Kategorieen 
rubricirt.  —  In  Kussland  werden  die  Ausgabon  im  Etat  nach  cinzolncn  selbständigen 
Zwecken,  überwiegend  aber  ebenfalls  nach  Ministerien,  die  Einnahmen  nach  Quellen 
zusammengefaßt. 

§.  108.  Die  Rubricirung  der  einzelnen  Kategorieen  and 
Posten  von  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Etat  wird  sich  immer 
mit  nach  der  Verwaltungseinrichtung  des  concreten  Staats  richten 
müssen.  Auch  in  den  einzelnen  Ministerien  und  Dienstzweigen 
ergeben  sich  EigenthUmlichkeiten  aus  speciellen  Verbältnissen. 
Mitunter  bat  man  aber  hier  gewisse  durchlaufende  Kategorieen 
eingeführt,  nach  denen  gegebenen  Falls  in  allen  Specinietats  unter- 
schieden wird.  Dahin  gehört  bei  den  Ausgaben  z.  B.  die 
Unterscheidung  von  „persönlichen"  und  „sächlichen"  im 
p re us sisch  Deutschen  Etat,  welche  richtig  durchgeführt  einen 
allgemeineren  Werth  beanspruchen  kann. 

Die  „persönlichen"  zerfallen  hier  wieder  in  „Besoldungen",  „Wohnungsgeld- 
zuschttsse  für  die  Beamten"  u.  „andere  persönliche  Ausgaben"  (worunter  Prüfungs- 
gebühren, Bezahlung  von  Hilfsarbeitern,  pcrsöul.  u.  Localzulagen  f.  Beamte,  ansserord. 
Remunerationen  f.  Subaltern-  u.  Unterbcamtc).  Die  „sachlichen"  Ausgaben  umfassen 
Büreaubedürfnisse ,  incl.  Beleuchtung,  Feuerung,  Reise-  u.  Fuhrkosten,  Miothcn,  aber 
auch  Diäten  oder  Tagegelder  u.  A.  mA 

Bei  der  Rubricirung  der  Eingänge  ist  vom  finanxwissen- 
schaftlichen  Standpnncte  ans  die  Forderung  zu  stellen,  dass  nach 
dem  finanziellen  Character  der  Eingänge  unterschieden  wird. 
Daher  mttssten  namentlich  die  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Eingänge  scharf  getrennt  und  bei  beiden  wieder  die 
finanziell  gleichartigen  Posten  rubriken weise  vereinigt  und 
so  von  den  anderen  getrennt  werden.  Dies  geschieht  jedoch  kaum 
in  einem  Etat  ganz  folgerichtig  und  in  verschiedenen  Haushalten 
nicht  gleich rnässig.  Theils  ist  daran  die  verschiedene  Termi- 
nologie schuld,  die  in  der  Praxis  noch  mehr  als  in  der  Theorie 
schwankt,  z.  B.  hinsichtlich  des  Begriffs  privatwirthschaftliche  Ein- 
künfte, Gebühren,  Steuern  und  wieder  „directe"  und  „indirecte" 
Steuern.    Theils  richtet  sich  die  Rubricirung  der  Einnahmen  auch 
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hier  mit  nach  Verhältnissen  der  Verwaltungsorganisation, 
der  Ressorts  der  Ministerien  und  anderen  Behörden,  was  dann 
wieder  zu  Abweichungen  in  der  Rubricirung  von  der  tinanzwissen- 
schaftlich  richtigen  führt.  Hier  wird  sich  die  Wissenschaft  be 
scheiden  müssen,  da  das  Etatwesen  doch  zunächst  practiseben 
Zwecken  dient  und  diese  demnach  vorangehen.  Bei  der  kritischen 
Beurtheilung  des  Etats,  bei  finanzstatistischen  Vergleichungen  muss 
aber  auf  das  Incorrecte  solcher  practischer  Rubricirungen  Rücksicht 
genommen  und  das  Material  der  Etats  für  manche  Schlussziehungen 
erst  über-  und  umgearbeitet  werden. 

S.  Uber  die  Terminologie  in  Betr.  der  Einnahmen  unten  Buch  :j  u.  specieil 
in  Betr.  der  (iebUhreu  u.  Steuern  Band  II.  namentl.  §.  277  u.  §§.  .H2U  f.  Die  ge- 
schichtliche Entwicklung  und  der  technische  Zusammenhang  der  Dinge  haben  z.  B 
iu  Preussen  dabin  gefuhrt,  dass  die  Steuern  und  Steuer-  und  gebührenartigen  Ab- 
gaben von  Privatbergwerken  nur  als  ciu  besonderer  Einnahmetitel  des  Einnahinekapitels 
„Verwaltung  für  Berg-,  Hutten-  u.  Salinenwcsen"  erscheinen,  also  in  Verbindung  mii 
Einnahmen  ganz  anderen  Obaracters,  mit  privatwirthschaftlichen  aus  Staats-  Berg-  u. 
Hüttenwerken.  Die  eigenthüinhVhe  Vermengung  des  Gebühren-  und  des  Verkehrv 
stcuer-Moments  bei  den  sogen.  „Justizgebühren"  iGcrichtskostcu),  Kcgisterabgaben  und 
in  der  Form  des  Stempels  erhobener  Abgaben  („Stempelsteuern"»,  eine  geschichtlich 
überkommene  und  im  modernen  Recht  dieser  Abgaben  noch  vorhandene,  völlig  auch 
kaum  zu  beseitigende  Vermengung  (s.  Band  II,  Fin.  S.  29  II.',  nftthigt  auch  in  der 
Etatisirung  dieser  Einnahmen  zur  Zusammenfassung  solcher  heterogener  Posten.  Die 
Erbschaftssteuer  verschwindet  dann  als  selbständige  Kubrik  wohl  ganz  iu  der  Haupt- 
rubrik Stein pelgefällc  u.  Gebühreu  von  Rechtsgeschäften"  >o  früher  in  Preussen  u. 
a.  deutschen  Staaten,  jetzt  noch  in  Frankreich,  Oesterreich  u.  s.  w. .  Auch  je  nach 
der  E  rh  ebungs forin  muss  eventuell  eine  Einnahme  im  Etat  unter  anderer  Rubrik 
erscheinen,  z.  B.  wieder  bei  den  obengenannten  Abgabeu,  je  nachdem  sie  mittelst 
Stempels  oder  unmittelbar  erhoben  werden  Fin.  II.  -120  11.).  Die  l'eber- 
tragung  der  Erhebung  der  Gerichtskosten  von  der  Justi/v  rwaltung  an  die  Verwaltung 
der  iudircctcu  Steuern  hat  iu  Preussen  seit  u.  Etat  f.  1 S SO  1  zur  Folge  gehabt,  das» 
die  ..Gerichtskosteu  und  Strafen"  nunmehr  uuter  den  „indirecten  Steuern "  im  Etat 
erscheinen. 

§.  109.  —  3.  Brutto-  und  Nettoetats.  Die  älteren  Etats 
enthielten  gewöhnlich  nur  die  Nettosummeu  bei  den  Einnahmen 
und  Ausgaben,  die  neueren  Etats  sind  regelmässig  Bruttoetats. 
Diese  Entwicklung  ist  finanztechnisch  und  rechtlich  ganz  berechtigt. 
Denn  nur  aus  den  Bruttoetats  ersieht  man  alle  Kosten  eines  öffent 
liehen  Haushalts  (so  besonders  bei  den  Steuern  und  Gebühren), 
alle  Belastungen  des  Volks  und  der  Volkswirtschaft  durch  diesen 
Haushalt  (so  ebenfalls  namentlich  bei  beiden  genannten  Posten». 
Ebenso  ist  die  <>k<mi »misch -technische  Leistung  der  Verwaltung  in 
Bezug  auf  die  Pri\ aterwerbseinkünfte  und  auf  die  Besteuerung 
und  d;«s  Gebühren wcnc ii  zum  Theil  wesentlich  mit  nach  dem  Ver- 
b&ltniss  des  Roh  zum  Reinertrag  und  nach  der  Hfihc  der  Be 
wrirthschaftungs- ,  Betriebs-  und  Erhebungskosteu  zu  beurtheilen. 
oi  Etat  muss  daher  alle  Daten  erhalten,  um  diese  Verhaltnisse 
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richtig  Uberseheu  zu  können:  eiue  freilich  schwer  zu  erfüllende 
und  vollständig  consequent  und  correct  kaum  in  irgend  einem 
grösseren  öffentlichen  Haushalt  erfüllte  Forderung.  Je  mehr  privat- 
wirthschaftliche  Betriebs- VerwaltUDgen,  wie  Domänen,  Forsten, 
Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen,  Fabriken,  Gebühren- 
zweige  wie  Post,  Telegraphie,  Monopolverwaltungen,  wie  Salz 
und  Tabak,  indirecte  Steuern,  wie  Zölle,  innere  Verbrauch- 
steuern in  einem  Haushalte,  desto  mehr  steigen  die  Schwierigkeiten 
der  Bruttoetatisirung  und  desto  höher  sind  die  Summen  der  Brutto- 
etats, absolut  und  im  Verhältnis«  zu  den  Nettoziffern.  Letztere 
müssen  aus  dem  Etat  auch  genau  mit  zu  entuehmen  sein,  um 
schliesslich  den  wirklichen  Geldbetrag,  welcher  für  die  öffentlichen 
Zwecke  verfügbar  ist,  und  damit  die  wirklichen  Kosten  der  Er- 
füllung dieser  Zwecke  ersichtlich  zu  machen. 

Geschichtlich  erklärt  sich  die  ältere  Nettoetatisiruug  aus  dein  ganzen  Zustand*' 
des  älteren  Finanzwesens  und  der  Finauzvcrwaltung  (§.  SS  Ii'.).  Ein  grosser,  an  fang* 
der  grösste  Theil  der  öffentlichen  Thätigkeiteu  erfolgte  Ortlich,  wo  es  grade  nöthig 
war,  bestand  aas  Maturaldiensten  oder  wurde  mit  Natoraleinnabmeii  ausgeführt,  die 
von  den  einzelnen  Beamten  und  Behörden  selbst  eingezogen  oder  von  Unterbohördeii 
an  diese  Beamten  u.  s.  w.  direct  abgeführt  wurden.  Nur  die  etwaigen  üoborschüsse 
der  örtlichen  Einnahmcstellen  kommen  für  allgemeine  und  an  der  Gentraistelle 
erfolgende  Thätigkeiten  in  Betracht  und  nur  für  diese  Ucbersehüsse  lag  das  Bedürfnis* 
einer  Etatisiruug  vor,  die  ebendeshalb  eiue  Nettoetatisiruug  war.  Erst  mit  der  Durch- 
ringnng  des  Gedankens  der  „f  iscalischen  Kasseueiuheit44  (§.  112),  mit  der 
grösseren  Centralisation  im  Staate  überhaupt,  wobei  die  örtlichen  öffentlichen 
Thätigkeiteu  eben  doch  auch  als  Staatsthätigkeitcn  anerkannt  wurden,  mit  der  ver- 
mehrten wirthschaftlichen  Einsicht  iu  das  Wesen  der  „Kosten4'  der  Einnahmen  eine* 
öffentlichen  Haushalts  und  mit  der  Ziehung  aller  Folgerungen  aus  dem  Begriff  uud 
Zweck  des  Etats  kam  man  zur  Bruttoetatisirung.  Die  neuere  staatsrechtliche  Ent- 
wicklung hat  diese  dann  vollständig  zur  Geltung  gebracht,  weil  nur  sie  die  wirklich«; 
Belastung  des  Volks  und  den  wirklichen  Aufwand  der  Verwaltung  ergiebt.  In  Deutsch- 
land ist  daher  auch  hierauf  die  neuere  Periode  der  „Verfassungen41  ron  Einfluss  ge- 
worden, mindestens  mit  Vorschriften,  welche  implicitc  die  Bruttoetatisirung  bedingen. 
(Letzteres  in  d.  preuss.  Verf  urk.  v.  1S50  Art.  99:  „alle  Einnahmen  u.  Ausgaben 
des  Staats  müssen  im  Voraus  veranschlagt  und  auf  den  Staats haushaltetat  gebracht 
werden",  wo  im  Wort  „alle44  die  Bruttoetatisirung  inneliegt).  Die  allgemeine  Durch- 
führung der  Geldwirthschaft  hat  ebenfalls  auf  Bruttoetats  mit  hingewirkt. 

Die  äussere  Erscheinung  eines  Brutto-  uud  Xcttoetats  ist  natürlich  sehr  ver- 
schieden: ersterer  schliesst  namentlich  ceteris  paribus  mit  viel  grösseren  Summen  ab. 
Eine  unmittelbare  Vergleichbarkeit  solcher  Etats  fehlt  Krossentheils.  Dasselbe  gilt 
für  Bruttoetats  von  Staatshaushalten  mit  sehr  verschiedenen  Einnahmequellen 
und  Verwaltuugssystemen  in  Bezug  auf  letztere.  Der  Besitz  und  vollends 
die  eigene  Verwaltung  (wo  dann  die  Betriebs-  u.  s.  w.  Kosten  durch  den  Etat  laufen, 
was  bei  der  Verpachtung  nicht  der  Fall)  von  ältcreu  Domanialobjecten  (Domänen  i.  e.  S.. 
Forsten,  Berg-  u.  Hüttenwerken1!,  von  Staatseisenbahnen,  der  Post-  u.  Telegraphen- 
betrieb des  Staats,  die  eigene  Mouopolverwaltung  statt  anderer  Verbrauchsteuerformcti 
(Salz,  Tabak),  das  Vorwalten  indirecter  Steuern  mit  höhereu  Verwaltung»-  und  Er- 
hebungskosteu  vor  directeu  mit  regelmässig  niedrigeren  Kosten  bedingen  hohe  Summen 
der  Bruttoetats,  höhere  als  in  Haushalten  mit  anderen  Einnabuieverhältnissen.  Daher 
ist  hier  vor  den  nicht  seltenen  oberflächlichen  üuanzstatistischeu  Vergleichen,  z.  B. 
der  beliebten  Berechnung  von  Kopfquoten  der  Gcsammt-  (Roh-)  Einnahmen  uud  Aus- 
gaben zu  warnen  (s.  o.  §.  19).    Die  Etats  der  deutschen  Staaten  figuriren  alle  mit 


Digitized  by  Google 


234     1  B  i-  K.  Formell«  Ordnung.  2.  Abschnitt    EtarswoMjn.  §.  KM»,  110. 

relatir  hoben  Bruttoriflern  wegen  des  Besitzes  grosser  priratwirthsebafdicher,  meist 
selbst  verwalteter  Einnahmequellen,  abweichend  von  den  Etats  fremder  Staaten,  denen 
diese  Quellen  grossentheils  fehlen.  Der  Einfluss  des  Staatseisenbahn  wesens  auf 
den  Etat  zeigt  sich  besonders  stark.  Vornetnlich  in  Folge  neuer  Verstaatlichung  ron 
Privatbahucn  schliesst  z.  B.  der  preuss.  Etat  f.  1SS3;S4  (Regier.entwnrf)  gegen  den 
des  Vorjahrs  (verabschied.  Etat)  um  134.0  Mill.  M.  höher  (1089-58  gegen  955  58  M.  M. 
ab.  Nach  Abzug  der  demnach  im  Wesentlichen  nur  durchlaufenden  Posten  der 
grossen  Betriebsverwaltungen  reduciren  sich  daher  die  deutschen  Etats  sehr  erheblich. 
Die  dann  sich  ergebenden  Zahlen  zeigen  erst  verglichen  mit  denen  ausländischer 
Etats  die  verhältnissmassige  Niedrigkeit  der  Summen,  mit  denen  unsere  Staatshaushalte 
wirtschaften.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  der  Etats  ron  den  Betriebsverwaltungen 
liegt  der  Gedanke  doch  nahe,  für  letztere  neben  dem  eigentlichen  Staatshaushaltsetat  be- 
sondere Etats  aufzustellen  und  in  jenen  nur  die  Ueberschüsse  oder  Zuschüsse  (Deficite) 
dieser  Betriebsverwaltungen  einzustellen:  ein  Verfahren,  das  als  Verstoss  gegen  den 
Grundsatz  der  fiscalischcn  Kasseneinheit  sonst  meistens  mit  Recht  im  modernen  Ettts- 
wesen  beseitigt  ist  (§.  113). 

Folgende  Beispiele  zeigen  den  Eiufluss  der  Brutto-  und  der  Nettoetatisirung  und 
die  grossen  Unterschiede  in  europ.  Staatshaushalten  je  nach  der  erwähnten  Gestaltung 
des  Einnahmcwescns. 

Brutto-         Betriebs-,  Erheb.-,         Netto-  =*7, 
einnähme  Verwalt.kosten  einnähme  derBrutto- 

d.  Einnahmen  einnähme 
Preussen  1882/83  942.3  M.  M.       419.7  M.  M.  522.5  M.  M.  55.4 

Dazu  c.  60%  Antheil 
an  Reichseinnahmen 

(excl.  Matr.beitr.)         c.    400     ..  .,     c.  92      „  ..         c.  314     „  .. 
Zusammen:  c.  1348.3  .,         c.  511.7  ,.  c.  S36.6  ,.  „  c.  62.5 

Baiern  1883  228  7  „  .,  91.0      „  137.7  „  ,.  60.2 

West -Oesterreich  1882       448.2  „  11.         134.0  „  fl.  316.2  „  11.  70.5 

Grossbritannien  1*81/82  87.7  „  Pf  St.  8.5  „  Pf.  St.  79.1  „Pf.  St.  90.2 
Frankreich  ord.Einn.  1883  3032.8  „  fr.        317.6  „  fr.  2715.2     fr.  89.5 

Bei  Preussen  nur  annäherungsweiser  Anschlag  des  Antheils  an  den  Reichsein- 
nahmen (eigentlich  etwas  höher,  weil  Suddeutschland  an  den  Branntwein  -  u.  Bier- 
steuern nicht  partieipirt).  Genau  gleichwertig  für  Vergleiche  sind  alle  solche  und 
ähnliche  Daten  nicht,  weil  zu  mancherlei  sonstige  Verschiedenheiten  in  der  Vorbuchung 
und  Etatisirung  bestehen.  Aber  eiu  ungefähres  Bild  der  au>serordentlichcn  Unter- 
schiede erhält  man  doch. 

§.  110.  —  4.  Eintheilung  und  Specialisiruug  des  Etats. 
Die  technisch-sachliche  und  die  rechtliche  Zusammenge- 
hörigkeit der  einzelnen  Posten  des  Etats  pflegt  durch  die  aus  ser- 
liche Zusammenfassung  derselben  zu  „Titeln",  dieser  zo 
„Sectionen"  oder  „Kapiteln",  letzterer  wieder  zu  „Ab 
theilungen"  im  Etat  oder  durch  eine  „Eintheilung"  in  diesem 
Sinne  angedeutet  zu  werden.  Die  technischen  Namen  und  die 
Gruppen  dieser  Zusammenfassungen  schwanken.  Ihre  rechtliche 
Bedeutung  bildet  einen  wichtigen  Tbeil  des  „Budgetrechts"  (§.  114  ff). 
Auch  ihre  technisch  -  sachliche  Bedeutung  ist  aber  fttr  die  ganze 
Ordnung  des  Etatswesens  und  des  Haushalts,  für  die  Uebereicbt 
lichkeit  des  Etats,  für  das  Rechnungswesen  und  die  Controle  nicht 
zu  verkennen.  Je  nachdem  man  bei  dieser  Eintheilung  und  folge 
weise  bei  der  Zerlegung  des  Hauptetats  und  der  grossen  Einnahme 
und  Ausgaberubriken  mehr  oder  weniger  ins  Einzelne  geht,  ent 
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steht  danu  eine  grössere  oder  geringere  „Special isirung"  des 
Etats.  Der  Aufstellung  des  Etats  selbst  mues  natürlich  —  wenn 
man  sich  nicht  mit  ganz  rohen,  deshalb  nur  wenig  brauchbaren 
Schätzungen  und  Pauschanscblägen  begnügt,  was  nur  ausnahms- 
weise zulässig,  wenn  auch  mitunter  unvermeidlich  ist,  —  eine  solche 
Specialisirung  zu  Grunde  liegen.  Deshalb  ist  es  aber  weder 
technisch  noch  rechtlich  nothwcndig  noch  zweckmässig, 
in  dem  Etat  selbst,  wie  er  der  Volksvertretung  zur  Genehmigung 
vorgelegt  und  der  Verwaltung  zur  Nachachtung,  der  Oberrechen- 
kammer zur  Grundlage  der  Oontrole  vorgeschrieben  wird,  gar  zu 
sehr  zu  specialisiren. 

Viele  Posten  im  Etat  beruhen  doch  nur  auf  Veranschlagungen,  für  welche  die 
sicheren  Grundlagen  fehlen .  so  alle  diejenigen,  welche,  wie  die  sachlichen  Ausgaben 
grossenthcils  und  wie  die  Erträge  der  Privaterwerbszweige  (Forsten,  Bergbau),  von 
der  Bewegung  der  Preise  der  Guter  im  Verkehr  abhängen.  Jo  mehr  man  hier  und 
in  anderen  ähnlichen  Fällen  eine  zusammengehörige  Gruppe  rou  Einnahmen  und  Aus- 
gaben specialisirt,  desto  mehr  Abweichungen  der  wirklichen  Ergebnisse  von  den  Vor- 
anschlägen sind  wahrscheinlich.  Bei  der  Zusammenfassung  in  einer  grosseren  Rubrik 
wird  eher  in  Folge  der  entgegengesetzten  Bewegungen  der  Einzelposten  cino  Aus- 
gleichung, daher  eine  grössere  Ucbcreinstimmung  zwischen  Voranschlag  und  Ergcbniss 
eintreten.  Ein  gewisser  Spielraum  von  Ucbcrtragungcn  zwischen  Einzclpostcn, 
Titeln  und  selbst  Kapiteln,  daher  oventuoll  die  Aufstellung  des  Etats  in  grösseren 
Rubriken,  ( Abtheilungen,  Kapiteln),  um  üeberschreitungen  hier  und  Minderausgaben 
gegen  die  Specialanschlägc  dort  in  der  wirklichen  Gcbahrung  zum  Ausgloich  zu  bringen, 
erscheint  insofern  als  etwas  ganz  Naturliches  gegenüber  der  Unvollkommcnhcit  aller  Vor- 
anschläge, was  doch  auch  für  die  budgctrcchtlicho  Frago  (§.  117)  zu  beachten  ist. 

In  Prensscn  zerfällt  der  Etat  in  Kapitel,  diese  in  Titel  i mit  budgetrechtlicher 
Bedeutung,  indem  nach  Titeln  votirt  wird).  Jene  fuhren  fortlaufende  Nummern  jo 
bei  den  Einnahmen  uud  bei  den  Ausgaben,  durch  alle,  in  feststehender  Reihe  sich 
folgenden  Ministerialrats  hindurch.  Die  Titel  habon  in  jedem  Kapitel  besondere 
laufende  Nummern.  Dieselbe  Einrichtung  besteht  im  Etat  des  Deutschon  Reichen 
Eine  jüngste  Neuerung  ist  hier  und  jetzt  i^seit  1SS3/S4)  auch  in  Preusscn,  dass  der 
Hauptfinanzetat,  der  Vereinfachung  nnd  besseren  l'cbersichtlichkeit  wegen,  nur  in 
Kapiteln  den  Parlamenten  vorgelegt,  wie  er  ebenso  im  Gesetzblatt  publicirt  wird. 
Die  Titel  stehen  nur  in  den  Specialetats  der  Aulagen.  —  In  Baiern  zerfallt  jede 
der  drei  Abtheilungen  des  Staatshaushaltsctats  in  „Ziffern"  (mit  lauf.  Nummer  je 
durch  die  Abtheil.),  diese  in  Kapitel,  diese  in  Paragraphen.  —  In  Frankreich  zer- 
fällt das  Budget  in  Minist  departements ,  diese  in  Scctioncn  grössere  Abtheilungen), 
diese  in  Kapitel  (nach  denen  jetzt  votirt  wird)  mit  laufender  Nummer  innerhalb  jedes 
Ministeriums,  dio  Kapitel  sind  in  Artikel  zerlegt. 

Für  budgetrechtliche  Zwecke,  z.  ß.  was  das  Recht  der  Ueber- 
tragung  von  Ausgaben  von  einem  Jahre  auf  das  andere  (so  bei 
Baufonds)  und  zwischen  gewissen  Etatspositionen  verschiedener 
Abtheilungen,  Kapitel  anlangt,  werden  wohl  gleich  im  Etat 
bezügliche  „Anmerkungen"  den  betreffenden  Posten  beigefügt. 
(Prenssen).  Im  üebrigen  werden  besondere  „Erläuterungen" 
(„Bemerkungen")  theils  am  Rande  im  Etat  oder  in  den  Special- 
etats selbst,  theils  nachfolgend  in  weiteren  Ausführungen  gegeben, 
wesentlich  zum  Zweck  der  Begründung  einer  Position  überhaupt 
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(z.  B.  einer  Crcditforderung)  oder  des  Geldbetrags  derselben,  der 
Abweichungen  vom  Vorjahre  n.  s.  w.  Das  Alles  zusammen  bildet 
die  „Anlagen"  des  Etats,  zu  denen  auch  wohl  die  Specialetats 
selbst  gerechnet  werden. 

Mancherlei  kleinere  und  grössere  formelle  Verschiedenheiten  tiuden  »ich  hier 
gewohnheitsmäßig,  hie  und  da  auch  aus  staatsrechtlichen  Gründen  in  verschiedenen 
Staatshaushalten,  aber  im  Wesentlichen  besteht  doch  eine  gewisse  IVbcrcinstiwmuDg, 
den  Zweckcu  des  Etats  und  der  Erläuterungen  gemäss.  —  Wichtig  werden  diese  Er- 
üutcrungen  besonders  da,  wo  bei  Ausgaben  eine  neue  oder  sehr  erhöh etc  For- 
derung, bei  Einnahmen  ebenfalls  eine  neue  oder  verminderte  Position  begrüodet 
werdeu  soll,  daher  /.  B.  im  prenss.  -  deutschen  Etatwesen  bei  den  „einmaligen  und 
ausserordentlichen"  Ausgaben,  für  Neubauten,  grössere  Meliorationen  u.  dgl.  in. 
Besondere  „Denkschriften"  werden  wohl  in  einzelnen  wichtigeren  Fällen  beigefügt 
oder  nachträglich  auf  Wunsch  der  Parlamente  oder  der  „Budgetcommissionen*'  von 
der  Regierung  geliefert.  So  entwickelt  sich  um  und  aus  dem  Etat  eines  grösseren 
Haushalts  ein  grosses  Actcnmaterial,  das  für  die  genauere  Kenntnis*  des  Finanzwesens 
von  bedeutendem  Werthc  ist.  schon  der  l'ebersichtlichkeit  halber  aber  vom  Etat  selbst 
besser  getrennt  wird. 

§.  111.  —  5.  Feststellung  der  Zahlen  für  schwankende 
.  Ktats pogitionen.  Dahin  gehören  fast  alle  Einnahmen,  die  eiueu 
mehr,  wie  die  Höh-  und  Reinerträge  der  Betriebsverwaltungen,  die 
Einnahmen  aus  Geblihrenzweigen,  indirecten  und  Verkehrsstcuern, 
die  anderen  weniger,  wie  die  Summen  der  Domänenpaehten  und 
die  Erträge  der  directeu  Steuern,  Bei  den  Ausgaben  sind  die 
sachlichen  grosscntheils  hierher  zu  rechnen,  auch  diejenigen  ttir 
nicht- ständige  Arbeitsdienste,  Ferner  unvorhergesehene  Ausgaben 
n.  dgl.  m.  (§.  (52).  Theils  ist  das  Vorkommen  dieser  Ausgaben 
traglieh  und  schwankend,  theils  ist  ihre  Höhe  und  diejenige  vieler 
Einnahmen  veränderlich  unter  dem  Einfluss  der  Preisbewegung 
und  anderer  Umstände  des  Verkehrs  und  des  öffentlichen  Lebens. 
Im  Etat  als  einem  Voranschläge  handelt  es  sich  darum,  auf  Grund 
gewisser  Erfahrungsregeln  und  Muthmassungen  Ziffersiitze  zu  ge- 
winnen. Dazu  können  1)  u  r  eh  seh  n  i  tts  be  r  ec  Ii  n  u  ngc  n  nach 
den  wirklichen  Ergebnissen  der  Vorjahre,  der  abgeschlossenen 
.lahresdienste  und  Veranschlagungen  nach  gewissen  Beob- 
achtungen im  Staatsleben  und  im  Verkehr,  besonders  in  Bezug 
auf  eine  seit  den  letzten  abgeschlossenen  Ergebnissen  wahrnehmbare 
veränderte  Richtung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  (Steigerung. 
Abnahme  des  Verkehrs,  Aenderung  der  Preisbewegung,  der  öffent- 
liche Thätigkeiten  bedingenden  Verhältnisse  u.  s.  w.)  benutzt 
werden.  Im  Interesse  des  wirklichen  Gleichgewichts  im  Haushalte 
inUsscn  namentlich  die  beiden  Gefahren  vermieden  werden,  die 
künftigen  Einnahmen  zu  hoch  uud  die  künftigen  Ausgaben 
zu  niedrig  zu  veranschlagen.    In  der  „constitutionellen  Budget 
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wirthsehaft"  liegt  immerhin  eine  gewisse  Garantie  gegen  diese 
Gefahren.  Die  Parlamente  sind  aber  den  letzteren  leicht  besonders 
ausgesetzt,  während  die  Regierungen  eher  zu  dem  entgegengesetzten 
Fehler  einer  Ueberschätznng  der  Ausgaben  und  einer  l  'nteiscbätzung 
der  Einnahmen  neigen. 

Uebcr  die  technische  Bercchuungsweiso  solcher  Etatpositionen  pflegen  Vor- 
schriften im  Verordnnngswcgc  Seitens  der  betreffenden  Kessort  ministeriell  gegeben  zu 
s^in.  thcils  allgemeine,  theils  für  besondere  Dienstzweige.  S.  aber  Preusscn  Meissner. 
Vcrwaltkunde.  I.  10  II'.,  über  .,  Fractionsbcrechnungen".  Für  die  Berechnung  der 
Durchschnitte  werden  .-1  jähr.  Ergebnisse  zu  Grunde  gelegt  und  Abweichungen  davon 
'lanli  besonders  begründet  unter  Würdigung  der  massgebenden  Verhältnisse. 

Besonders  wichtig  und  schwierig  sind  die  Voranschläge  für  grössere  Bauten, 
insbes.  für  eigentliche  Neubauten  aller  Art,  die  in  den  Parlamenten,  so  in  Preussen. 
deich  bei  der  ersten  (''reditforderung  verlangt  werden.  Darüber  eingehende  Special« 
bcstiinmungen ,  s.  f.  Preusscn,  Meissner,  a.  a.  O.  S.  24,  III  Ii".  Wahrend  der 
Bauzeit  erfolgt  Uebertragung  der  bewilligten,  noch  nicht  verbrauchten  Credite  auf 
'las  oder  die  nächsten  Etatsjahre.  Der  veranschlagte  Aufwand  kommt  aber  raten- 
weise bei  den  „einmal,  u.  ausseien!.  Ausgaben"  auf  den  Etat  und  unterliegt  somit 
lede  neue  Rate  einer  besondren  Bewilligung.  Für  die  laufenden  gewöhnlichen 
Reparatur-  u.  Unterhaltungskosten  der  Bauten  werdeu  Pauschsummen  nach  den  allge- 
meinen GruniLsatzeii  ins  Ordinarium  des  Etats  gestellt. 

§.  112.  —  D.  Hinheit  des  Etats  und  Princip  der  tis- 
calischen  Kassenci nheit. 

Auch  diese  Fragen  des  Etatwesens  sind  doch  zuuächst  finaiiztechnische, 
welche  nur,  wie  manche  der  im  Vorausgehenden  schon  berührten,  mit  rechtlichen 
nahe  zusammenhängen  und  /um  Theil  damit  zusammenfallen.  Sie  werden  daher  auch 
hier  gemeinsam  behandelt 

„Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit"  heisst  die  mindestens 
rcehnungsmässige  Vereinigung  aller  Hin-  und  Aus- 
gänge eines  öffentlichen,  insbesondere  des  Staats- 
hanshaltes in  Einer  Kasse,  bez.  Rechnung.  Die  Consequenz 
dieses  Princips  ist  im  Etatwesen  die  „Einheit  des  Etats"  oder 
die  Zusammenfassung  aller  Ein-  und  Ausgänge  des 
betreffenden  Haushalts  in  Einem  Etat. 

Finanztee hnisch  sind  diese  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Etats  geboten,  weil  so  allein  die  Vollständigkeit  im  Ueber- 
hlick  der  einem  Öffentlichen  Haushalte  zu  Gebote  stehenden  und 
der  von  ihm  verwendeten  Finanzmittel  erreicht  wird.  In  politi- 
scher und  öffentlich-rechtlicher  Hinsicht  entsprechen  sie 
beim  Staatshaushalte  dem  modernen  Princip  der  Staatseinheit, 
auch  der  Centralisatton  gegenüber  der  früheren  Decentralisation 
und  provinciellen  Autonomie,  ferner  den  modernen  gesammtstaatlichen 
einheitlichen  Vertretungskörpern  der  ganzen  Staatsbevölkerung,  im 
Unterschied  von  älteren  provincialständischen  Vertretungen.  In 
wirt  h schal  t  lieber  Hinsicht  sind  Kasseneinheit  und  Einheit  de» 
Etat«  die  Consecpieuz  der  Auffassung  der  öffentlichen  Hausbalte 
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des  Staate  und  der  Selbst  Verwaltungskörper  als  einheitlicher 
Wirtschaften,  welche  als  „Fiscus"  (Staatsfiscus,  analog  bei 
Communen  und  Verbänden)  selbständige  Rechtspersönlichkeiten  für 
tinanzwirthscbaftliche  Zwecke  werden. 

Es  ist  daher  auch  begreiflich,  wenn  sich  die  fiscalische  Kassen 
einbeit  und  die  Einheit  des  Etats  im  Staats-  und  Communalhaus 
halte  erst  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  mehr  und  mehr,  auch 
jetzt  übrigens  aus  technischen  und  politischen  Gründen  noch  nicht 
immer  vollständig,  durchgerungen  haben.  Im  Staate  war  es  das 
Zeitalter  der  absoluten  Monarchien,  welches  deu  Uebergang  vom 
mittelalterlichen  feudalen  uud  patrimonialeu  zum  modernen  Staate 
bildet,  in  dem  sich  dies  Streben  nach  tiscalischer  Kassen-  und 
Etatseinheit  deutlicher  zeigt.  Erst  in  der  Periode  der  verfassungs- 
mässigen Finanzverwaltung  nach  der  Epoche  der  französischen 
Revolution  ist  jedoch  diese  Einheit  imPrincip  völlig  zur  Geltung 
gelangt,  wenn  auch  aus  verschiedenen  Gründen  Nebenetats  (§.  113) 
mitunter,  dann  aber  ausdrücklich  als  Ausnahme  geblieben  sind. 
Aus  finanztechnischen  Gründen  und  unter  dem  befördernden  Ein- 
ÜU88  des  neueren  Verfassungs-  und  VerwaltungsrechU  der  Selbst- 
verwaltungskörper hat  jene  Einheit  sich  dann  auch  in  den  Haus- 
halten dieser  Körper  eingebürgert. 

S.  oben  Abschn.  1  dieses  Kapitels  S.  lSb  Ii.  Wagner,  in  Schön  berg  s 
Haudb.  II,  4M»  II'.  Aoltere  Abweichungen  von  der  Kassen-  und  Etatseinheit  habo 
ich  bereits  in  dem  eben  gen.  Aufsatz,  dem  ich  hier  folge,  auf  drei  typische  Ver- 
schiedenheiten des  früheren  Finanzwesens  zurückgeführt.  Keste  dieser 
älteren  Einrichtungen  ragen  mehrfach  noch  in  die  Gegenwart  herein,  so  im  deutscheu 
klcinstaatlichcu  Finanzwesen.  Aber  auch  aus  practischen  Zwcckmässigkeits-  und  aus 
Öffentlich-rechtlichen  Gründen  hat  man  mitunter  noch  jetzt  den  älteren  ähnliche  Ein- 
richtungen in  einzelnen  Fällen  befürwortet  uud  beibehalten  oder  neu  geschaffen  (§.  113). 
Insofern  haben  diese  Dinge  nicht  nur  historisches,  sondern  auch  actuelles  Interesse. 

Einmal  bildet  die  früher  besprochene  Rassentrennung  in  Ländern  mit 
älterer  lnndständischer  Verfassung,  wie  in  den  deutscheu  Territorien  90) 
eiue  characteristische  Abweichung  vom  Princip  der  Kassen-  und  Etatsei uheit.  Keste 
davon  haben  sich,  wie  oben  gezeigt,  mehrfach  noch  in  deutschen  Staaten  erhalten. 

Sodaun  bestanden  früher  auch  für  die  einzelnen,  ehemals  selbständigen 
Landcsthcilc  eines  grosseren  Staatsgebiets  längere  Zeit  noch  getrennte  Kassen  und 
Etats,  auch  nachdem  diese  Länder  unter  Einer  Hoheit  (Fürst)  vereinigt  waren.  Ein 
solcher  Zustand  des  Finanzwesens  entsprach  don  Übrigen  staatsrechtlichen  uud  Ver- 
waltungsvcrhältnissen.  Die  Einheit  des  Staats  (Territoriums)  war  überhaupt  zunächst 
mehr  erst  nur  in  der  Dynastie  gegeben.  Auch  im  Zeitalter  der  über  die  alten  Stände 
obsiegenden  Monarchie  hat  man  iu  Verwaltung  und  Finanzen  erst  nach  und  nach 
mehr  ccntralisirt,  Kcal-  nebeu  und  statt  Prorincialdcpartcmcuts  gebildet,  für  „gemeinsame 
Ausgaben"  „gemeinsame  Einkünfte"  geschaffen  oder  beide  aus  den  Provincialfinanzcn 
ausgeschieden.  So  wurde  in  den  Ländern  des  ancien  regime  das  Princip  der  Kassen  - 
und  Etatscinheit  vorbereitet ,  aber  noch  nicht  erreicht.  Die  Staatshausbaltctats  waren 
doch  mehr  nur  eine  Verbindung  von  Provincialctats.  (Vgl.  §  91,  bes.  Kicdel  Uber 
Preusscn).  Wo  gegenwärtig  ein  „Land1*  nur  durch  Personalunion  mit  einem  Staate 
verbunden  oder  sonst  politisch  selbständiger  geblieben  ist.  findet  sich  wohl  noch  etwas 
den  früheren  Provincialctats  Aualogcs.    (Finnland,  früher  auch  Königr.  Polen 
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gegenüber  Holland).  In  Bundesstaaten  sind  die  E  inzclstaats-Haushalte  und  Etats 
auch  deu  älteren  Verhältnissen  vergleichbar. 

Endlich  bildet  das  ältere  System  von  Specialkassen  und  Etats  für  Speciai- 
/wecke.  für  bestimmte  einzelne  Verwaltungszwecke  und  für  bestimmte  zur 
Deckung  dieser  Ausgaben  dienende  Einnahmen  noch  eine  besonders  charactcristischc 
Abweichung  ron  der  modernen  liscaliscben  und  Etatseinheit.  Das  Specialkasse n- 
System  war  das  natürliche  geschichtliche  Product  der  allmäligen  Entwicklung 
uener  und  vermehrter  Thätigkeiten  eines  öllentliehen  Körpers,  der  dafür  hervortretenden 
l'inanzbcdürfnisse  und  der  speciellen  Massregeln  zur  Beschaffung  der  dafür  erforder- 
lichen Deckungsmittel.  Wo  es  sich  für  letzteren  Zweck  um  ständische,  wie  in  deutschen 
Territorien,  oder  um  parlamentarische  Steuerbcwilliguugcn  wie  in  England,  handelte, 
oder  wo  die  absolute  Monarchie,  wie  im  vorigen  Jahrhundert,  doch  auch  nur  mit 
Muhe  und  Vorsicht  neue  Finanzquellen  sich  eröffnen  konnte,  da  hat  sich  wohl  eine 
Tanze  Reihe  von  solchen  „Zwcckkasseu"  gebildet.  Daraus  ging  neben  dem  Mangel 
an  Uebcrsichtlichkeit  des  Finanzwesens  auch  eine  grössere  und  kostspieligere  Ver- 
waltungsarbeit hervor,  bis  dann  „Consolidationen",  wie  in  England,  und  Ceutralisationeu, 
wie  auf  dem  Continente  stattfanden.  (S.  bes.  über  die  Entstehung  des  „consolid. 
Foods"  in  Englaud,  17S7,  und  über  die  ihm  vorausgehenden  Gestaltungen  Gneist, 
engl.  Verwalf.vecht,  2.  A.  II,  840).  Erst  die  moderne  Auflassung  von  der  Ein- 
heit der  Staatszwecke,  von  der  principiellcu  Notwendigkeit  der  Uebernahme  der 
verschiedenartigsten  öllentliehen  Thätigkeiten  auf  den  Staat  und  von  der  Einheit  dor 
Finanzmittel  und  der  Finanzrerwendungeu  für  solche  Thätigkeiten  hat  hier  aber  an 
Stelle  der  Zersplitterung  des  Zweckkasseu-  Systems  zur  fiscalischcn  Kasseneinbeit  ge- 
fohlt Auch  hier  ist  die  finanzielle  Entwicklung  ein  Product  und  ein  Spiegelbild  der 
Entwicklung  der  politischen  Idee  und  öffentlich -rechtlicher  Verhältnisse.  —  Im 
'  omuiunalfinanzwesen  ging  etwas  Aehnliches  vor  sich.  Doch  ist  die  Einheit  hier  ge- 
wöhnlich nicht  soweit  als  im  Staatsbausbalte  durchgeführt,  was  sich  mit  aus  der 
eigenthumlicben  Art  mancher  Communalthätigkciten ,  besonders  solcher,  welche  der 
materiell- wirtschaftlichen  Sphäre  angehören,  erklärt.  Hier  kommen  dann  aber  öfters 
aoeh  die  gleich  noch  zu  erwähnenden  Gründe  für  theilweise  Abweichungen  vom  Princip 
Jer  Kasseneinheit  in  Betracht. 

§.113.  Nebenetat 8.    Absolut  vollständig  ist  die  Kassen 
und  Etatseiuheit  auch  gegenwärtig  wohl  noch  nirgends  erreicht, 
wenn  man  ihr  auch,  besonders  unter  dem  Eiufluss  der  neueren 
Verfassungsverhältnisse,  in  den  Staatshaushalten  immer  näher  ge- 
kommen ist. 

Noch  immer  giebt  es  auch  einzelne  Einnahmen  und  Ausgaben,  die  kategor  teil- 
weise oder  doch  in  Betreff  einzelner  Posten  überhaupt  nicht  im  Etat  erscheinen,  weil 
«las  für  unnöthig  und  zwecklos  Muhe  machend  gilt  oder  die  Verrechnung  zu  um- 
ständlich ist  (z.  B.  Werth  der  Dienstwohnungen,  der  eigentlich  in  Geld  veranschlagt 
rar  Einnahme  uud  Ausgabe  gehört)  oder  weil  gewisse  Vergütungen  für  amtliche 
Tbatigkeitcn  von  Beamten  gleichwohl  —  kaum  mit  Kocht  —  als  deren  Privatbezüge 
?«lten  (Gebühren,  Vorlesungshonorare). 

Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  auch  gegenwärtig  noch  für 
einzelne,  etwas  apart  stehende  öffentliche  Einrichtungen 
und  Anstalten  Specialetats  als  selbständige  „Nebenetats" 
lieben  dem  Hauptetat  geführt  werden.  In  den  letzteren  werden 
dann  nur  etwa  die  Ueberschüsse  jener  Speeialetats  als  Ein- 
nahmen oder  die  Zuschüsse,  welche  aus  dem  allgemeinen  Haus 
halt  zur  Deckung  der  Deficite  erforderlich  sind,  als  Ausgaben  ein- 
gestellt.   Hierin  liegt  eine  bleibende  Abweichung  vom  Princip 
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der  Kassen-  und  Etatseinheit,  die  zwar  mit  Recht  eiue  Ausnahme, 
aber  unter  Umständen  doch  eine  berechtigte  Ausnahme  bildet. 

S.  o.  §.  103,  sub.  c.  So  kann  sich  die  Sache  verhalten  bei  gewissen  Betriebs- 
Verwaltungen  (Eisenbahnen.  Staatsfabriken.  Banken,  städtischen  gewerblichen  und 
gebührenpflichtigen  Anstalten,  wie  Gasanstalten,  Wasserleitungen,  Viehhöfen,  Kanalisirung 
u.  dgl.  m.),  ferner  bei  der  Abwicklung  grosser  Extraansgaben,  z.  B.  von  Kriegs- 
kosten, bei  der  Durchführung  besonderer  Hcforme  n  auf  einem  Verwaltungsgebiete, 
auch  heute  endlich  noch  bei  Anstalten  mit  Stiftungscharacter  für  Kirchen-,  Schul- 
Wohlthätigkeit  und  mit  Zuschusspflicht  des  Staats  oder  der  Gemeinden.  Im  Schön- 
berg'srhen  Handb.  H.  41S  habe  ich  die  ausnah insweise  Berechtigung  von  solchen 
Neben-Specialctnts  neben  dem  Hauptetat  noch  etwas  bedingter,  als  im  Vorausgehenden, 
zugegeben.  Aber  grade  die  Aufnahme  der  grossen  Betriebsverwaltungen ,  bes.  der 
Suatseisenbahneu .  in  den  Hauptetat  hat  doch  in  der  That  auch  für  letzteren  ihre 
bedenklichen  Seiten.  In  Preusseu  kommt  jetzt  nach  den  neuesten  Eisenbahn- Ver- 
staatlichungen fast  die  Hälfte  der  Bruttoeinnahmen  auf  die  Eisenbahnen  (Hog.entw. 
1883  84  "»14.7  M.  M.  von  1081W»  M.  M.;  dazu  110.5  M  M.  des  Etats  der  Berg-. 
Hütten-  u.  Salinenverwaltungi.  Das  hat  sein  Missliches.  Es  wurde  die  Aufstellung 
»ranz  selbständiger  Nebenetats  fur  solche  Verwaltungen,  mit  blosser  l'ehertragung  der 
l'eberschüsse  oder  erforderlichen  ZusrliUs.se  in  den  Hauptetat,  wohl  die  „üebersicht- 
lichkcit  und  Klarheit  der  Finanz*«  iliidtnis.se"  hi«:r  erhöhen,  nicht,  wie  ich  a.  a.  O. 
zn  allgemein  annahm,  verringern. 

Nebenetats  der  geschilderten  Art  finden  sich  aus  prinzipiellen  und  practischen 
Gründen  noch  öfters  in  modernen  Staatshaushalten ,  mehr  noch  für  die  mancherlei 
grösseren  städtischen,  halb  gemeinnützigen,  halb  gewerblichen  Anstalten,  in  Communal- 
haushalten.  So  hat  bisweilen  die  Staatsschuldenverwaltung.  namentlich  der 
aparte  Schuldcutilgungsfond  einen  solchen  Nebenetat.  Im  Deutschen  Reich 
wie  in  Frankreich  sind  die  jüngsten  Kriegskosten  iu  besonderen  Etats  Iiquidirt  In 
Proussen  hat  die  Seehandlung  ihren  Specialetat,  nur  der  l-cberschuss  steht  als 
Ncttoeinnahuie  im  Hauptetat.  Mitunter  ist  es  so  bei  der  Münze,  bei  der  auch  sonst 
die  Ein-  und  Ausgänge  von  Müiizmaterial  nicht  im  Staatshausbaltsetat  zu  erscheinen 
pflegen  (insofern  eine  Abweichung  von  der  Bruttoetatisirung).  In  Baden  sind  jetzt 
einige  Betriebsverwaltungen  aus  dem  allgemeinen  Etat  ausgeschieden  und  werden  in 
speciellen  Nebenetats  gefuhrt(Eiseiibahn- Betriebs  -,  Eisenb.-Bau-,Eisenb.-Schulden- 
tilgungs- Verwaltung.  Bodensee  -  DainpfschinT).  —  In  Frankreich  Lcroy- 
Beaulieu  II,  10  (f.,  v.  Kaufmann,  Fin.  Frankr.s,  S.  797  ff.)  besteht,  nach  manchem 
Wechsel  der  Verhältnisse,  gegenwärtig  eine  ganze  Ueibe  solcher  Nebenetats  neben 
dem  „allgemeinen  Budget"  18^3  3044.2  M.  Fr.),  so  ein  „Budget  der  auf  ausscr- 
ordentl.  Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben"  (meist  f.  grosse  ölicntl.  Arbeiten  des 
Verkehrswesens),  im  Et.  f.  1883  5211*1  M.  Fr.,  dann  das  ..Budget  der  auf  speciellc 
Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben"1  (die  Zuschläge  zu  den  dir.  Staatssteuern  f.  Depart- 
und  Commun.- Ausgaben.  18S3  4171  M.  Fr.'»,  ferner  die  6  ., ordnungsmäßig  zum 
allg.  Budget  gefügten*'  Specialbudgets  f.  die  Nationaldruckerei,  Ehrenlegion,  Marine 
Invalidenca&sc ,  Siaatseisenbahneu ,  Münzen  und  Medaillen,  die  Central  -  Kunst  -  und 
Gewerbeschule  (zus.  1%8  84*t5»  M.  Fr.\ 

II.  Die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens 
(sogen.  „Budgetrecht"). 

Eiuiges  ist  des  Zusammenhanges  wegen  schon  im  Vorausgehenden  bei  den 
technischen  Seiten  mit  erörtert  worden.  Einiges  Andere  muss  hier  noch  berührt 
werden.  Es  handelt  sich  dabei  aber  in  diesem  finanzwissenschaft liehen  Werke 
nicht  um  ein  näheres  Eingehen  in  das  ganze,  manche  schwierige  Controversen  auf- 
weisende staatsrechtliche  Gebiet  des  Budgetrechts,  z.  B.  bezuglich  der 
Ministerverantwortlichkeit,  des  „Ausgabebewilliguugsrochts ".  des  Rechts  der  ..Budget- 
verweigerung", der  Forterhebung  bestebeuder  Steuern  und  Abgaben  (Art.  109  d. 
p reu ss.  Verfass.)  oder  der  allgemeinen  Bewilligung  der  Steuererhebung  durch  das 
Etatsgesetz  u.  dgl.  in.,  wobei  auch  unvermeidlich  die  Kechtsgcschichte  uud  das  posi- 
tive Hecht  jede*  einzelnen  Staats  mehr  /um  unmittelbaren  Ansgangspunct  genommen 


Digitized  by  Google 


Bedeutung  des  nüdgetrocht*.  241 

verden  mibste.  Für  ans  kommt  es  vielmehr  nur  darauf  au,  einige  der  budget recht- 
lichen Fragen  vom  (Jcsichtspunct  finanzwirthschaftlichcr  Zweckmässig- 
keit aus  für  unsere  Zeit  in  unseren  Staaten  in  einer  dementsprechenden  Behandlung 
Je  lege  ferenda  hier  in  die  Finanzwissenschaft  hinein  zu  ziehen.  Dies  geschieht  in 
vorzüglicher  Weise  iu  gleicher  Tendenz  von  Leroy-Beaulieu  II,  1.  J,  eh.  1  u.  2. 
Der  Standpunct  finanzwirthschaftlicher  Zweckmässigkeit  kornint  in  der  Praxis  in  diesen 
Üingcu  jedoch  selten  rein  zum  Ausdruck.  Politische  Tendenzen,  —  unabhängigere 
Stelloog  der  Regierung,  grosserer  FJnfluss  der  Parlamente,  —  sind  öfters  entscheiden- 
dere Factoren  für  die  Gestaltung  des  Budgetrechts  im  Ganzen  und  in  den  massgeben- 
den Einzelheiten.  Die  parlam.  Kämpfe  drehen  sich  gern  um  diese  Puncte.  Allo 
mögliche  Veränderungen  mit  den  Verfassungsänderungen  bes.  in  Frankreich.  S. 
Leroy-Beaulieu  a.  a.  0.  —  Vgl.  sonst  passim  Stein,  Fin.  I,  72  fr.  und  für  das 
budgetrechtlichc  Material  die  Werke  Uber  positives  Staatsrecht  einzelner  Staaten, 
für  vergleichende  Behandlung  bes.  (in eist,  „Gesetz  und  Budget"  (1S"9\ 
«am.  Kap.  IV  (über  das  englische,  französ.  belgische  und  deutsche  Bndgetrecht): 
höchst  lehreich  u.  m.  E.  durchweg  zutreffend  in  der  staatsrechtlichen  Construction  des 
deutschen  Budgctrcbta  und  in  den  eingestreuten  politischen  und  finanzpolit.  Er- 
örterungen, so  u.  A.  in  dem  Urtheil  über  die  ..sachwidrige  Specialisiru ng" 
des  Budgets  in  Preussen  und  Uber  die  bedenklichen  Folgen  davon  (S.  174  ff'.,  s.  u. 
$  117,  IIS).  Ausserdem:  Fricker,  d.  Natur  der  Steuervcrwilligung  und  des 
Kinanzgcsetzcs.    Tüb.  Ztschr. .  B.  17,  1S6I,  S.  «3t». 

§.  114.  —  A.  Allgemeine  Bedeutung  des  Budgetrechts. 
In  finanzwirth8cbaftlicher  Beziehung  ist  zunächst  zu  betonen,  dass 
eine  staatsrechtlich  und  politisch  gut  geordnete  Gestaltung  des 
„  Bndgetrechts"  ihren  allgemeinen  Werth  für  das  Finanzwesen  hat. 
Sic  bietet  vermehrte  Bürgschaften  für  ordentliche  Prüfung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben,  für  ökonomisch  und  technisch 
zweckmässige  und  sparsame  Finanzverwaltung,  sie  wirkt  dadurch 
günstig  auf  den  öffentlichen  Credit  ein,  was  sich  u.  A.  in  Er- 
mässigung des  Zinsfusses  der  Anleihen  und  geringerem  Schwanken 
der  Curse  der  Schuldverschreibungen  zeigen  wird.  Es  muss  dabei 
aber  auch  im  finanzwirthschaftliehen  Interesse  vor  jenem  Extrem 
der  links  stehenden  Parlamentsparteien  gewarnt  werden,  welche 
io  einer  Ausbildung  des  Budgetrechts  zu  dem  (formellen  und 
materiellen)  Rechte  einer  absoluten  Ausgabe  und  Einnahme-,  ins- 
besondere Stcuerbewilliguug  und  demgemäss  in  dem  Rechte  der 
völligen  „Budgetverweigerung"  und  „Steuerverweigerung"  ihr 
Ideal  sehen.  Ein  solches  Recht  würde  darauf  hinlaufen,  Alles 
„in  Frage  stellen"  und  die  ganze  Staatsmaschinerie,  Verwaltung 
u.  s.  w.  eventuell  auch  „zum  Stillstand  bringen"  zu  können. 
•Selbst  wenn  ein  derartig  extremes  Recht  der  Volksvertretung  maass- 
haltend  mit  politischem  Tacte  ausgeübt  wird,  möchte  die  Anerkennung 
desselben  als  eines  Theils  des  geltenden  öffentlichen  Rechts  finanz- 
wirthscbaftlich  nachtbeilige,  den  öffentlichen  Credit  schädigende 
Wirkungen  mit  sich  führen.  Das  verfassungsmässige  Budgetrecht 
hat  aber  doch  überhaupt  in  erster  Linie  finanzwirthschaftliche 
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Zwecke,  die  politischen  in  Betreff  des  Einflusses  der  Volks 
Vertretungen  der  Regieruug  gegenüber  stehen  erst  in  zweiter  Linie. 
Hiernach  müssen  bezügliche  Bestrebungen,  welche  auf  eine^olcbe 
Missbildung  des  Budgetrechts  abzielen,  gerade  im  finanzwirth 
schaftlichen  Interesse  abgewiesen  werden.  In  letzterem  liegt 
durchaus  eine  Sicherung  der  Grundlagen  und  der  Stabilität 
des  Finanzwesens,  welche  bei  einem  solchen  Budgetrecht  verloren 
zu  gehen  droht. 

Eb  spukt  hier  immer  noch  die  extrem  individualistisch -liberale  Anschauung, 
welche  deu  Staat  als  etwas  mehr  oder  weniger  Entbehrliches  ansieht  und  eineu 
unhaltbaren  Gegensatz  von  Staat  und  Volk  und  vou  Regierung  und  Volksvertretung 
festhält;  als  ob  etwa  die  gesicherte  Fertdauer  der  Staatsverwaltung  mehr  oder  über- 
haupt nur  ein  Kcgierungsinteiesse,  nicht  vielmehr  das  erste  und  höchste  Volks  - 
interesse  wäre,  dessen  Befriedigung  gar  nicht  in  Frage  gestellt  werden  darf.  Mcim 
Grundlegung  §.  154  (11,  H>1  fl.  Gn  ei  st 's  grosses  Verdienst  ist  es,  in  seinen  Werken 
über  englisches  liecht  irrige  Ansichtcu  über  das  dortige  Budgetrecht  berichtigt  und 
auch  für  Deutschland  nachgewiesen  zu  haben,  dass  ein  solches  extremes  Budgetrecht 
hier  nirgends  verfassungsmässig  ist  ;  s.  bes.  sein  ,.Ges.  u.  Budg."  a,  a.  0.  Ueber  du- 
politische  und  finanzpolitische  Bedenklichkeit  solchen  Kechts  ist  kein  Zweifel  möglich. 

§.115.  —  B.  Einzelne  finanzwirthschaftlich  besonders 
wichtige  Fragen  des  Budgetrechts.    Als  solche  sind  wohl 
zu  nennen:  1)  die  Form  der  parlamentarischen  Beratbung 
und  Beschliessung  oder  sogen.  Voliruug  des  Budgets;  2)  die 
Spe ci alisirung,  in  welcher  das  Budget  der  Volksvertretung 
vorgelegt  und  namentlich  in  welcher  es  mit  rechtsverbind- 
licher Kraft  für  die  Verwaltung  votirt  wird,  woraus  sich 
dann  das  Maass  der  Befugniss  der  Verwaltung,  von  sich  aus 
Ueber  tragungen  (Transferirungen,  virements)  zwischen  ver 
schiedeuen  Etatspositionen  vorzunehmen  und  anderseits  auch  er 
giebt,  ob  und  in  welchen  Fällen  Nachtragscredite  erbeten 
oder  nachträgliche  parlamentarische  Genehmigung  von  der  be 
sonderen  Erlanbniss  bedürftigen,  eigenmächtig  erfolgten  Ueber 
tragungeu  (ähnlich  auch:  der  Vornahme  unbewilligter  Ausgabeu) 
eingeholt  werden  muss:  3)  die  Einrichtung  derControle  in  Bezug 
auf  die  Innehaltung  des  Etats  bei  der  Ausführung  und  4)  die  Ab- 
legung der  Schlussrechiiuug. 

Die  beiden  letzteu  Pmicte  werdeu  unten  in  Absen u.  4  und  5  dieses  Kapitel* 
mit  behandelt,  die  beiden  ersten  sind  hier  zu  erledigen. 

1.  Die  Form  der  parlamentarischen  Berathung  und 
Votirung  des  Budgets  zeigt  in  den  einzelnen  modernen  Staaten, 
im  engen  Anschluss  an  andere  Verhältnisse  des  Parlamentarismus, 
manche  Verschiedenheiten,  welche  in  Europa  wieder  auf  den 
britischen  und  continentalcn  Typus  zurückgeführt  werden 
kfinnen,   wnnehen  No  r  da  uteri ca  einen  dritten  Typus  darstellt. 
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a)  In  Grossbritannien  wird  in  Folge  der  Scheidung  des 
stabilen  und  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  Uberhaupt  nur  ein 
Theil  der  Ausgaben  und  ein  noch  kleinerer  Theil  der  Ein- 
nahmen eigentlich  jährlich  vom  Parlament  „bewilligt",  die  übrigen 
Ausgaben  und  Einnahmen  beruhen  auf  festem  Gesetz  und  erscheinen 
nur  rechnungsmä8sig  der  Vollständigkeit  wegen  im  Etat.  Dadurch 
wird  von  vorneherein  die  „In -Frage -Stellung"  des  ganzen  Haus- 
halts vermieden  und  die  vortheilhafte  Möglichkeit  gegeben,  die 
Mitwirkung  des  Parlaments  bei  der  Feststellung  des  Etats  grade 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  etwas  wirklich  „fraglich"  ist 

Die  Berathung  des  vom  Schatzkanzler  vorgelegten  Budgets 
erfolgt  in  allen  ihren  Stadien  nicht  in  besonderen,  zu  diesem 
Zweck  aus  dem  Parlament  gewählten  Commissionen,  wie  auf 
dem  Continent  (den  sogen.  „Bndgetcommissionen"),  sondern 
in  formloserer  Weise  im  ganzen  Hause  (Unterhause),  das  sich 
hierzu  zunächst  als  „Comite"  constituirt,  und  zwar  als  „Comite 
der  Bedürfnisse"  (comitec  of  snpply)  für  die  Bedarfsfragc  und 
danach  als  „Comite  der  Mittel  und  Wege"  (comitee  of  ways  and 
means)  fllr  die  Bedeckungsfrage. 

Jedes  Mitglied  des  Hanse*  kann  sich  an  diesen,  nicht  öffentlichen  Comite- 
sit/ungen  und  Berathangen  bethciligen,  thatsüchlich  aber  bethciligen  sich  meist  nur 
die  fachmännisch  oder  sonst  am  Gegenstand  intercssirten  Mitglieder.  „Dio  Resultate 
dieser  Verhandlung  werden  dann  gewöhnlich  gegen  Schluss  der  Session  in  einer 
Gcsammtubcrsicht  zusaramengefasst ,  die  in  Form  eines  Gesekes  als  conäolidated  fund 
act  publicirt  wird"  ((ineist,  Ges.  u.  Budg.  S.  95\  Mit  Uecht  rühmt  Lcroy-Beanliou 
tt,  20  diese  Organisation  als  besonders  ingeniös  und  practisch.  Sie  habe  alle  Vor- 
theile ohne  dio  Nachtheile  der  contincntalcn  geschlossenen  Commissionen,  schliesse 
kein  Mitglied  von  der  Berathung  aus,  vetkür/e  die  öffentlichen  Parlamcntssitzungen 
u.  bcscblcunigo  die  Durchbcrathung  des  Budgets  erwünscht.  —  üb  ohne  Scheidung 
eines  stabilen  und  wandelbaren  Budgets  dio  Erfolge  dicselbeu  wären,  steht  vielleicht 
dahin,  aber  anderseits  weisen  auch  die  Erfolge  einer  solchen  Berathungsmethode 
wieder  auf  die  Zweckmässigkeit  dieser  Scheidung  hin.  Abstriche  an  Forderungen 
der  Regierung  sind  im  englischen  Parlament  selten  und  spärlich  (Boispielc  beiGncist 
a.  a  0.  S.  114  >. 

Im  Unterschied  zu  Frankreich  und  zu  anderen  Continental- 
staaten  schlägt  das  englische  Parlament  oder  einzelne  Mitglieder 
desselben  nicht  selbst  Ausgaben  vor,  was  ein  Vorrecht  der  Krone 
ist.  Das  möchte  zwar  als  allgemeines  Budgetrechts  -  Princip  zu 
weit  gehen,  aber  hat  immerhin  den  Vortheil,  wie  sich  am  Gegen- 
satz Frankreichs  zeigt,  grössere  Regelmüssigkeit  im  Etat  und 
Vermeidung  von  Supplementcrediten  zu  bewirken. 

Vgl.  Leroy  II,  52  ff. 

§.  116.  —  b)  In  den  constitutionellen  Staaten  des  Continents 
besteht  meistens  keine  Ausscheidung  bestimmter  Ausgaben  ans  dem 
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Etat  der  Finanzperiode  (Jahr)  wie  in  England,  sondern  der  oder 
die  Etats  der  Ausgaben  und  Einnahmen  werden  vollständig  von 
der  Volksvertretung  durchberathen  und  votirt  Diese,  wenn  sie 
ernstlich  genommen  würde  oder  wird,  sehr  umfassende  Arbeit  pflegt 
durch  Berathungen  und  Beschlüsse  besonderer  Commissionen, 
insbesondere  der  sogen.  „Budgetcommissionen"  („Commission 
zur  Prüfung  des  Staatshaushaltsetats"  nach  der  amtlichen  preussischen 
Benennung)  für  die  endgiltige  Beschlussfassung  in  der  „Plenar- 
versammlung"  vorbereitet  zu  werden. 

Diesen  Commissionen  werdeu  von  vornherein  entweder  der  ganze  Etat  oder 
bestimmte  wichtigere  und  streitigere  Theik  desselben  und  eventuell  später  auf  be- 
sonderen Antrag  einzelne  Specialitäten ,  worüber  sich  die  Plenarversaminlung  erst  im 
Wege  der  vorbereitenden  Cominissionsbcratbung  zum  Zwecke  ihrer  Entscheidung  unter- 
richten will,  überwiesen.  Die  Commission,  aus  einer  angemessenen  Anzahl  — 
nominell  durch  Wahl,  factisch.  wie  z.  B.  in  Preussen  hier  und  bei  anderen  Com- 
missionen durch  massgebende  Bestimmung  der  ..Fractionen'"  (politischen  Parteigruppen) 
ernannter  —  Mitglieder  bestehend,  bestellt  Kefcrenten  für  die  einzelnen  Theile  des 
Etats,  die  dann  zuerst  in  der  Commission,  hinterher  im  Pleuum  Bericht  erstatten, 
mündlich,  in  wichtigeren  Fallen  schriftlich.  Auch  andere  verwaudte  Fiuanzsachen. 
i.  B.  Steuergesetzentwurfe ,  «'erden  wohl  der  Budgctcomtnisaiou ,  der  „einfachen" 
oder  „ad  hoc  verstärkten4-  überwiesen.  Manches  Eiuzelue  ist  natürlich  in  verschiedeneu 
Staaten  verschieden,  im  Wescnüichen  besteht  Cebereinstiintnung  der  Einrichtungen, 
wie  dies  bei  Annahme  des  Princips  der  Commissiousbehandlung  begreiflich  ist.  Wir 
haben  hier  im  Vorausgeheudeu  und  Folgendcu  die  preussischen  und  die  analogen 
Einrichtungen  des  Deuts  hen  Keicbs  vor  Augen.  Die  französischen  sind  nicht  so 
sehr  verschieden  davon. 

Diese  Einriebtungen  beruhen  sicher  auf  einem  richtigen  Grund- 
gedanken und  haben  auch  in  der  Praxis  einige  Vorzüge,  denen 
aber  erhebliche  Nachtheile  gegenüberstehen.  Die  Vorberathung  in 
kleineren,  z.  Tb.  mehr  aus  Fachkennern  und  Liebhabern  des 
Gegenstands  bestehenden  Commissionen  kann  einfacher  und  doeli 
zugleich  gründlicher  als  in  grossen  Versammlungen  sein  —  wenn 
die  Zusammensetzung  der  Commission  die  richtige  ist.  In  dieser 
Hinsicht  bietet  aber  das  Mitspielen  des  politischen  Parteimoments 
und  die  unvermeidliche  Beschränkung  der  Zahl  der  Mitglieder 
zwei  Gefahren:  dass  nicht  immer  grade  die  sachlich  geeigneten 
Mitglieder  in  die  Commission  kommen  und  dass  qnalificirte  Personen 
ausgeschlossen  bleiben.  Die  britische  Einrichtung  vermeidet  beide 
Gefahren.  Die  ganze  Berathung  wird  ferner  öfters  zeitraubender, 
weil  sie  eine  doppelte,  in  Commission  und  Plenum  wird.  Die 
Minorität  der  Commission  wird  sich  selten  zufrieden  geben  und 
im  Plenum  ihren  Standpunct  von  Neuem  vertreten.  Die  Coramissions- 
berathung  giebt  reiche  und  oft  gern  benutzte  Gelegenheit  zu  end- 
losen Verbandlungen  Uber  Kleinigkeiten,  zumal  bei  so  weitgehender 
Specialisirung  des  Etats  wie  bei  uns,  worüber  die  grossen  Fragen 
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leicht  zu  kurz  kommen.  Die  Prüfung  des  Etats  erseheint  dann 
wohl  gründlicher,  ist  es  aber  in  Wirklichkeit  nicht.  Die  Autorität 
eines  Commissionsvotums  kann  im  Plenum  wohl  den  richtigen 
Weg  zeigen,  aber  ebensogut  auf  den  Abweg  führen,  weil  mit 
Rücksicht  auf  das  Votum  die  Berathung  im  Plenum  ungrUndlich  wird. 

Es  liegt  daher  wohl  immerhin  eine  Verbesserung  vor,  wenn 
nur  gewisse  wichtigere  Theile  des  Etats  zuerst  in  der  Budget- 
eommission,  andere  sofort  im  Plenum  verhandelt  werden,  wie  jetzt 
in  Preussen.  Dadurch  erfolgt  eine  Annäherung  an  das  britische 
System  (die  sich  bei  der  üblichen  „schwachen  Besetzung  des 
Hauses"  bei  unwichtigeren  Etatsverhandlungen  auch  Uusserlich  noch 
mehr  herausstellt!) 

So  wurden  z.  B.  vom  preuss.  Etat  f.  1SS»3 — J>4  der  Budgetcommission  sofort  nur 
Überwiesen:  sämmtliche  einmalige  u.  ausscrordcutl.  Ausgaben;  aus  der  Vorwalt.  der 
directeu  Steuern  2  Titel  eines  Kapitels  (classific.  Einkommensteuer  ü~  Classcnsteuer) ; 
aus  der  der  indir.  Steuern  2  Titel  eines  Kai),  d.  Einnahme  (Stempelsteuer,  Gerichts- 
kostcu),  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ausg.  Kosten  f.  d.  Verwalt.  d.  Zölle  u.  $.  w.  von 
Bremen);  von  der  Eisen  bahn  Verwaltung  die  ganze  Einnahme  u.  die  dauernden  Aus- 
gaben; von  d.  allgem.  Finanzrcrwaltung  1  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Ergänzung 
der  Eiunahmcn  f.  d.  Etat)  und  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ausg.  (Rückzahlung  von 
hinterlegten  Geldern);  von  d.  Justizverwalt.  5  Titel  aus  2  Kapiteln  u.  3  Kapitel  der 
dauernden  Ausgaben ;  aus  dem  Minist,  d.  geistl.  u.  s.  w.  Angelegenheiten  .6  Titel  aus 
•H  verschied.  Kapiteln;  eudlich  die  beiden  Etatgesetze.  Die  Auswahl  hctrifU  auch 
hier  wichtigere,  streitigere  u.  neuere  Theile  des  Etats  lEiscnb.vcrwalt. ;  sie  ist  zu- 
gleich den  „Stichproben"  zu  vergleichen.  Die  umfassende  Thätigkeit  der  Budgets 
commissionen  ergiebt  sich  äusserlich  aus  der  grossen  Zahl  und  langen  Dauer  der 
Sitzungen.  In  Preussen  fanden  z.B.  in  d.  3.  Session  d.  14.  Legislaturperiode  (Auf. 
lSb2)  2ü  Sitzungen  der  gewöhnlichen,  17  der  verstärkten  (f.  d.  Eüscubahnvorlageu 
u.  s.  w.)  Budgetcommission  statt,  meist  3 — 4-  u.  mehrstündig.  Ucbor  die  Resultate 
des  preuss.  Etat-Bcrathungssystems  passim  sehr  richtige  kritische  Bemerkungen  von 
Gncist,  Ges.  u.  Budg.  S.  134—11)0. 

Je  mehr  nun  auf  diesem  Gebiete  der  Etatsberathung,  begünstigt 
durch  die  Form  der  parlamentarischen  Berathung  und  Votiruug 
uud  durch  das  Specialisirungsprincip,  die  Volksvertretung  sich 
thatsächlich  bei  der  Feststellung  des  Etats  in  die  Verwaltung  ein- 
mischt u.  „durch  das  Budget  hier  organisirt",  desto  leichter  werden 
sich  auch  Fehler  bei  den  Beschlussfassungen  einschleichen,  welche 
für  die  Verwaltung  und  z.  Tu.  auch  für  die  Finanzwirthschaft 
schädlich  sind. 

Die  Gefahr  solcher  Fehler  steigt  noch  bei  dem  französischen  System,  wo- 
nach die  Abgeordneten  berechtigt  sind,  Anträge  auf  Croditbcwilligungen  zur  Abstim- 
mung zu  bringen  auch  in  Widerspruch  mit  oder  unter  Passivität  der  Regierung  (vgl. 
Lcroy- Beaulicu  H,  50  IT.).  In  Preussen  ist  dem  durch  die  oben  S.  226  schon 
erwähute  Bestimmung  des  §.  27  der  Geschäftsordnung  des  Abgeordnetenhauses  wenig- 
stens theilweiso  ein  Riegel  vorgeschoben,  indem  hier  Anträge  von  Mitgliedern,  welche 
eine  Geldbewilligung  in  sich  schlichen  oder  in  Zukunft  herbeizuführen  bestimmt  sind, 
nur  nach  Vorbcrathung  und  Berichterstattung  einer  Cimraission  zur  Abstimmung  ge- 
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langen  können.  Doch  liegt  bereits  der  Präcedcnzfall  vor,  da»»  vou  leberweisong  au 
eine  Commission  abgesehen  werden  kann,  wenn  solche  Anträge  zum  Etat  gestellt 
werden  u.  die  Regicrnng  zustimmt    S.  Stenogr.  Ber.  Ib73  74  l.  7*3. 

In  unseren  Staaten  mit  Zweikammersystem  ist  endlich  noch 
bemerkenswert!),  dass  wohl  das  Abgeordnetenhaus,  als  „Volks 
Vertretung"  im  engeren  Sinne,  etwas  weitergehende  Befugnisse 
als  die  erste  Kammer  bei  der  Votirung  des  Etats  und  etwa  auch 
bei  anderen  Finanzgesetzen  bat. 

So  müssen  z.  B.  diese  beiden  in  Prcusscn  der  2.  Kammer  zuerst  vorgelegt  u. 
können  die  Etats  von  der  1.  Kammer  nur  im  Ganzen  angenommen  oder  abgelehnt 
werden  (Art.  62  d.  Vcrfass). 

Iu  d.  nordamer.  Union  bestehen  beständige  Commissionen  aus  Mitglie- 
dern des  Repräsentantenhauses  a.  des  Senats.  Zwei  davon  beschäftigen  sich  mit  dem 
Etat  und  den  Fiiianzgesetzen,  eine  für  die  öffentl.  Ausgaben,  eine  für  die  ..Mittel  u. 
Wege";  die  letztere  muss  binnen  30  Tagen  ihre  Vorschläge  machen.  Leroy- 
Beaulieu  II,  21. 

§.  117.  —  2.  Die  Specialisirung  des  Budgets  und 
die  Uebertragungen.  In  dieser  budgetrechtlich  und  wegen 
der  Tragweite  für  die  Verwaltung  besonders  wichtigen  Frage  ist 
die  Vorlegung  und  die  Votirung  des  Etats  wohl  zu  unter- 
scheiden. 

a)  Jeder  finanztechnisch  richtige  Voranschlag  muss  sich  aus 
Specialitätcn  aller  Art  auf  bauen.  Für  die  Verwaltung  ist  bei  der 
Ausführung  des  Etats  die  weitestgehende  Specialisirung  Vorbedingung 
der  practischen  Brauchbarkeit  des  Etats.  Jetzt,  wo  es  sieh  regel- 
mässig nicht  mehr  um  Geheimnisse  im  Finanzwesen  handelt, 
sondern  umfassende  OefFentlicbkeit  in  letzterem  anerkannter  Grund- 
satz ist,  wird  daher  die  Vorlage  eines  sehr  specialisirten 
Etats  mit  allen  Abtheilungen,  Sectionen,  Kapiteln,  Titeln  und 
weiterem  Detail  in  den  Parlamenten  mit  Recht  zu  verlangen  sein. 
Ein  solcher  Etat  dient  am  Besten  zur  Information,  giebt 
wünschenswerthe  Gelegenheit  zur  Kritik,  in  und  ausser  dem  Paria 
ment,  welche  auch  der  Regierung  nützlich  sein  kann,  ist  für 
mancherlei  finanzstatistische  Zwecke  brauchbar,  mitunter  alleiu 
brauchbar.  U.  A.  ist  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  auch  die 
Einnahmen  ihrem  finanzwirthschaftlichen  Character  nach  möglichst 
genau  specialisirt  werden. 

Dio  meisten  Schwierigkeiten,  die  sich  allerdings  völlig  nicht  lösen  lassen,  bieten 
hier  die  in  Stempelform  u.  als  Rcgistcrabgaben  erhobenen  Gebühren  u.  Verkehrsstcucrn, 
s.  Fiu.  II,  Kap.  1. 

b)  Eine  ganz  andere  Frage  aber  ist  es,  wie  der  Etat  vom 
Parlament  beschlossen  oder  votirt  werden  soll:  ob  im  Ganzen 
(en  bloc);  ob  in  grösseren  Abtheilungen,  z.  B.  bei  den  Ans- 
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gaben  nach  Ministerialdepartements,  oder  in  grösseren  Sectionen 
der  letzteren,  in  grösseren  Gruppen  von  verwandten  Ausgaben 
und  Einnahmen;  oder  ob  in  kleineren  Abschnitten,  Kapiteln, 
Titeln  u.  dgl.  m.,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Etat,  soweit 
das  von  der  Verwaltung  abhängt,  also  regelmässig  besonders  bei 
den  Ausgaben,  nach  diesen  einzelnen  Voten  von  Titeln, 
Kapiteln,  grösseren  Abtheilungen  u.  s.  w.  bei  der  Ausfllhrung 
streng  inne  gehalten  werden  muss. 

Demnach  dürfen  insbesondere  die  betreffenden  einzelnen  Aus- 
gabepositionen nur  genau  für  den  bewilligten  Zweck  ver- 
wendet, nicht  Uberschritten  und  zwischen  ihnen  dürfen  keine 
U eber tragungen  gemacht  werden,  wenn  z.  ß.  bei  einer  votirten 
Position  Ersparungen  von  selbst  vorkommen  oder  zu  Gunsten 
anderer  Ausgaben  herbeigeführt  werden  könnten.  Vielmehr  müssen 
solche  Ersparungen  definitiv  von  der  Verwaltung  als  Erübrigung 
behandelt  werden. 

Je  weiter  nun  bei  der  Votirung  des  Budgets  specialisirt  wird,  bis  in 
kleine  Kapitel  und  kleine  Titel  hinab,  desto  mehr  ist  die  Verwaltung  an  die  Vor- 
anschläge bis  ins  Einzelne  bei  der  Ausführung  des  Etats  gebunden. 
Je  weniger  specialisirt,  je  mehr  der  Etat  in  grossen  Kapiteln  oder  Abtbeilungen 
votirt  wird,  desto  freier  ist  s>ie  in  Betreff  der  wirklichen  Verwendung  der  Sum- 
men. Begreiflich,  dass  daher  die  Regierung  selbst  und  die  ihre  Auffassung  theilendcn 
politischen  Parteion  eine  geringere,  die  Parteien  des  Individualismus  und  extremen 
Liberalbmus  eine  grössere  „Specialisirung'4  des  Budgets  in  diesem  Sinne  des 
Worts  erstreben. 

Bei  objectiver  Erwägung  sowohl  des  Zwecks  der  parlamentari- 
schen Mitwirkung  bei  der  Etatsfeststellung  als  der  Bedürfnisse  und 
Voraussetzungen  guter  Verwaltung  wird  man  in  der  Frage  der 
Specialisirung  einen  Mittelweg  für  den  richtigsten  erklären  müssen. 
Daher  zwar  keine  Votirung  nur  im  Ganzen  oder  bloss  in  ganz 
grossen  Abtheilungen,  Sectionen  u.  dgl.,  wie  zeitweilig  früher  in 
Frankreich,  aber  auch  keine  soweit  getriebene,  dadurch  sachwidrig 
werdende  Specialisirung  fast  bis  ins  kleinste  Detail  wie  in  der 
Regel  in  Deutschland,  speciell  auch  in  Preussen.  Vielmehr  statt 
dessen  ein  richtiges  Maass  in  der  Specialisirung,  das  im 
preussisch- deutschen  Etatswesen  wohl  durch  die  Votirung  in 
Miuisterialabtheilungen  (als  Regel)  und  dieser  in  Kapiteln, 
nicht  in  Titeln,  und  zwar  im  Allgemeinen  wohl  in  der  Form 
etwas  grösserer  Kapitel,  als  den  bei  uns  üblichen,  am  Besten 
gekennzeichnet  wird. 

Die  richtige  Bildung  solcher  Kapitel  wäre  eino  vorausgehende  finanzstatistischc 
Arbeit,  deren  Ergebnis*  dann  dem  Etat  als  Schema  zu  Grunde  zu  legen  wäre.  Nach 
den  naturlichen  Verschiedenheiten  der  Eingänge  und  Ausgänge.  Einnahmen  n.  Aw- 
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gmben  ergeben  sieb  schon  verschiedene  Kapitel  auf  diesen  beiden  Hauptseiten  des 
Etats.  In  dem  besonders  wichtigen  Ausgabedienst  liegen  ähnliche  naturliche  Ver- 
schiedenheiten für  die  Bildung  von  Etatskapitcln  in  den  verschiedenen  Dienst- 
zweigen und  deren  grossen  Gruppen  —  Dotationen,  Schuld,  Kriegsdeparte- 
ment, Civilverwaltung  —  vor,  wie  denu  z.B.  im  Kriegsdcparteincut  eine  Voti- 
rung  in  ganz  grossen  Kapiteln  gewiss  dem  Vcrwaltungsbedürfniss  am  Meisten 
entspricht.  In  der  Civilverwaltung  kann  unbedenklich  .etwas  mehr  specialisirt  werden. 
Unter  Voraussetzung  eines  richtig  durchgeführten  Aemterorganismus  und  eines 
passenden  Systems  von  Norm  algehalt cn  ist  aber  auch  hier  die  Specialbirung.  un- 
beschadet aller  sachlich  begründeten  Ansprüche  der  Volksvertretung  auf  Mitwirkung 
bei  der  Feststellung  des  Etats,  erheblich  mehr  zu  beschranken,  als  dies  in  Deutsch- 
land üblich  ist. 

Innerhalb  der  nach  solchen  sachlichen  Gesichtspuncten  ge- 
bildeten Kapitel  des  Etats  hat  das  der  Verwaltung  zustehende 
Recht  der  Uebertrngung  dann  keine  Bedenken.  Allenfalls 
könnte  die  Verwaltung  angehalten  werden,  bei  der  Rechnungslegung 
dem  Parlament  motivirten  Bericht  Uber  die  Uebertragungen  zu 
erstatten,  welche  sie  bei  der  Ausführung  des  Etats  gegen  die 
Titel  u.  s.  w.  des  von  ihr  selbst  früher  vorgelegten  Etats  vorge- 
nommen hat.  Die  Forderung  einer  nachträglichen  parla- 
mentarischen Genehmigung  von  Uebei  schreit  uugen  der  etats- 
massigen  Ausgaben  wäre  aber  auf  die  Uebersc  hreitung  der 
K apitel summen  zu  beschränken. 

§.  118.  Die  Begründung  für  diese  auf  richtiges  Maass- 
halten in  der  Specialisirung  und  in  der  Beschränkung  des 
administrativen  Uebertragungsrechts  abzielenden  Vorschläge  ergiebt 
sich  unschwer  aus  einer  Betrachtung  des  Zwecks  aller  parla- 
mentarischen Mitwirkung  bei  der  Feststellung  des  Etats.  Dieser 
Zweck  ist  nicht  und  darf  vor  Allem  im  Interesse  von  Land 
und  Volk,  das  eben  hier  mit  dem  wahren  Interesse  der  Ver- 
waltung durchaus  zusammenfällt,  niiht  darin  gefunden  werden, 
dass  die  meist  in  Verwaltungssachen  durchaus  nicht  hinreichend 
competente  Volksvertretung  störend  in  die  Verwaltung  durch 
Specialisirung  des  Etats  bis  ins  Einzelne  eingreift  oder  „durch 
den  Etat  die  Verwaltung  mit  organisirt 41 ,  geschweige  —  worauf 
diese  extreme  Specialisirung  in  der  Praxis  nicht  selten  hinauszu- 
laufen droht  —  der  Verwaltung  nur  am  Zeuge  zu  flicken  sucht: 
eine  wahre,  auch  dem  Parlamentarismus  selbst  gefährliche  Aus- 
artung des  letzteren.  Jener  Zweck  ist  vielmehr:  eine  vermehrte 
Bürgschaft  zu  geben  für  sorgfältige  Erwägung  des  Bedürfnisses 
an  sich  und  seiner  Höhe,  für  ökonomisch  zweckmässige  und 
sparsame  Finanzwirthschaft  und  für  eine  mit  den  Bedürfnissen 
von  Volk,  Land  und  Staat  und  mit  den  Kräften  der  Volkswirtbschaft 
harmonirende  Vertheilung  des  öffentlichen  Finanzaufwands  auf  die 
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grossen  Hauptgebiete  der  modernen  öffentlichen  Verwaltung.  Für 
diesen  Zweck  reicht  allerdings  die  Votirung  der  Ausgaben  im 
Ganzen  oder  in  wenigen  grossen  Abtheilungen  nicht  aus,  jedoch 
ist  jene  weitgehende  Specialisirung  ebensowenig  nothwendig.  Die 
letztere  hemmt  aber  besten  Falles  die  Verwaltung  leicht  nachtheilig, 
und  schafft,  was  doch,  von  unberechtigten  politischen  Nebenabsichten 
abgesehen,  ihr  einziger  Zweck  sein  könnte,  durchaus  keine  ver- 
mehrte Garantie  für  sparsamere  Verwaltung,  —  eher  das  Gegen- 
theil.  Denn  bei  solcher  Specialisirung  hat  die  Verwaltung  gar 
kein  Interesse  an  möglichsten  Ersparungen,  streng  genommen, 
wenn  der  Etat  wirklich  wörtlich  aasgeführt  werden  soll,  gar  keine 
Möglichkeit  dazu.  So  wird  grade  die  Gesammtausgabe  wachsen. 
Nur  das  ominöse  Mitspielen  politischer  Velleitäten  auf  Seiten 
parlamentarischer  Parteien  kann  zur  Verkennung  dieses  Zusammen- 
hangs der  Dinge  und  dieses  Sachverhalts  führen.  „Kammern  und 
Kegierung  müssen  ein  wenig  gegenseitiges  Vertrauen  haben;  fehlt 
es  daran,  so  ist  eine  intelligente,  voraussichtige  und  sparsame 
Verwaltung  nicht  möglich"  (Leroy-Be aulie u  II,  33). 

Ein  solches  Vertrauensvotum  liegt  ja  in  jeder  parlamentarischen  Budgetvotirung. 
Aber  nichts  ist  thörichter  und  dem  wahren  eigenen  Interesse  von  Volk,  Land  und 
Staut  schädlicher,  als  aus  Misstrauen  gegen  eine  bestimmte  Regierung,  concret  ge- 
sprochen gegen  das  Ministerium  X  Y  Z,  wie  das  Budget  zu  verweigern,  so  auch  bis 
ins  Kleinste  zu  spccialisiren  und  dadurch  die  Verwaltung  besonders  in  ihren  Reforin- 
bestrebungen  lahm  zu  legen.  S.  Uber  solcho  Conscqueuzen  des  preuss.  -  deutschen 
Systems  besonders  Gneis  t,  Ges.  u.  Budget,  a.  a.  0.,  mit  vortruftlichen,  durchaus  zutref- 
fenden Ausführungen  über  die  Nachtheile  der  deutschen  zu  weit  gehenden  Speciali- 
sirung, womit  Leroy-Beaulieu's  ebenfalls  guten  Erörterungen  zu  vergleichen  sind. 
„Die  Folge  des  Uebcrmaasses  im  Gebrauch  politischer  Kochte  ist,  dass  mau  den  Zweck 
nicht  nur  verfehlt,  sondern  das  Gegentheil  des  erstrebten  Zwecks  herbeifuhrt.  Ein 
solcher  Etat  dient  nicht  dem  Zweck  der  Forderung  der  Sparsamkeit,  der  Förderung 
von  Verwaltungsreformcn,  der  zweckmassigeren  Gestaltung  des  Finanzplans,  sondern 
bewirkt  unwillkührlich  von  alledem  das  Gegentheil ,k  (Gneist  S.  176).  Wie  sehr 
schliesslich  auch  im  specialisirtestcn  Etat  und  bei  genauester  sachgomäascr  Begründung 
die  Bewilligung  der  geforderten  Credite,  z.  B.  für  einmalige  u.  ausserordentliche  Aus- 
gaben, eine  Vertrauenssache  bleibt,  ergiebt  sich  aus  jedem  nur  ein  wenig  näheren 
Einblick  in  die  Berathungen  von  Parlamenten  und  Budgetcommissionen. 

Mit  vollem  Rechte  wird  z.  B.  unter  Mitwirkung  der  Volksvertretung  —  wenn 
auch  in  diesem  Falle  grade  nicht  nothwendig  jährlich,  sondern  für  längere  Perioden 
—  festgestellt  werden,  welcher  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte  im  Ganzen  und  im  Ver- 
hüllt) iss  zum  Civilverivaltuugs- Aufwand  erforderlich  und  mit  den  volkswirtschaftlichen 
Kräften  vereinbar  erscheint.  Zu  diesem  Zweck  ist  eine  Specialisirung  des  Militäretats 
in  eine  Reihe  weiterer  Kapitel  im  Allgemeinen  richtig,  weil  erst  dadurch  die  Höhe 
des  Bedarfs  sicherer  begründet  worden  kann.  Aber  eine  genauere  Specialisirung 
kann  grade  hier  auf  einem  Gebiete  besonders  nachtheilig  wirken,  auf  welchem  nach 
politischen  Umständen,  nach  technischen  Verhältnissen  (Erfindungen  u.  s.  w.)  oft  rasch 
Veränderungen  der  Pläne  und  Voranschläge  erfolgen  müssen.  Dio  Forderung  der 
streugen  Innehaltung  eines  sehr  specialisirtcn  Etats,  ohne  Recht  der  Uebertragung, 
würde  ähnlich  wirken,  wie  in  einem  grossen  industriellen  Privatuntenehmen  das  Ver- 
langen, dass  der  Unternehmer  einen  für  eine  gewisse  Technik  gemachten  Plan  und 
Voranschlag  genau  so  ausführen  solle,  auch  wenn  mittlerweile  eine  neue  Erfindung 
dio  alten  Pläne  unzweckmäßig  erscheinen  lässt. 
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„Nicht  nur,  um  politisch  heikle  und  leicht  zu  Conflicten  führende  Debatten  sel- 
tener zu  machen,  sondern  auch,  um  einer  technisch  tüchtigen  Verwaltung  Gelegenheit 
und  Anreiz  zu  geben,  mit  gegebenen  Mitteln  bestimmte  Aufgaben  zu  erfüllen,  daher 
auch  im  rein  finanziellen  Interesse,  kann  es  sich  mitunter  empfehlen,  für  gewisse 
wichtige  Vorwaltungszwccko  Pauschsummen  zu  gewilhrcu  oder  den  Etat  dafür 
weniger  als  sonst,  etwa  nur  in  einige  grössere  Abtheilungen  zu  specia- 
lis iren  und  dotngomäss  zu  votiron  oder  mohr  Ucbcrt ragungen  innerhalb  eines 
solchen  Etats  zu  gestatten,  so  namentlich  beim  Militär-  u.  Marine-,  auch  bei  grossen 
Bauetats,  wie  z.  B.  der  Eiscnbahnvcrwaltung"  (ans  meiner  Abh.  in  Schönberg 's  Handb. 
II,  421).  Dio  Ausscheidung  cinos  dauernden  aus  dorn  G esammtbud get 
und  dio  jährliche  Bewilligung  bloss  dos  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  wurde  auch 
in  der  Trage  der  SpccUlisirung  Vieles  erleichtern. 

In  Grossbriunnion  und  in  Frankreich  wird  dio  Spccialisirung  des  Budgets 
viel  massiger  gehandhabt  als  bei  uns  (s.  Gnoist  a.  a.  0.  S.  113,  12S,  174  fD.  In 
Großbritannien  wurle  1878  der  Etat  d.  Marine  in  17  Posten,  der  Militäretat  in 
25,  die  übrige  Staatsverwaltung,  nach  Materien  in  7  Thoilo  geordnet«  in  139  Posten, 
dio  Stcucrvorwaltntrg  in  5  Posten  votirt  (Gncist  S.  175>.  In  Frankreich  war  dio 
Specia'isirung  s-tets  ein  grosser  politischer  Strcitpunct  (Lcroy-Bcanlieu  II,  S.  26  ff.. 
'SA).  Das  Ausgabebudget  wurde  hier  unter  der  1.  Ropubl.  u.  dem  Kaiscrthnm  cn  bloc, 
wahrend  der  ersten  Zeit  der  Kcstauration  und  der  ersten  Zeit  des  zweiten  Kaiserthums 
nach  Ministerien,  am  Ende  der  Restauration  und  kurze  Zeit  am  Endo  des  2.  Kaiser- 
reichs (1800 — L>9,  hierin  50)  grossen  Scctioncn,  von  1830 — 53,  dann  seit  dem  Senats- 
consult  vom  8.  Sept.  1M>9  am  Schluss  des  Kaiserreichs  und  seitdem  unter  der  Re- 
publik iu  Kapiteln  votirt.  Im  Et.  v.  1S77  waren  deren  c.  350,  im  Durchschnitt  von 
7.7  Mill.  Fr.,  aber  von  sehr  uugloichcm  Betrag  (f.  d.  5/°0  u.  3°/„  Rente  z.  B.  340  boz. 
30T  Mill.  Fr.,  im  Militäretat  „Sold  und  Naturalleistungen'4  363  Mill.  Fr.,  bis  herab 
auf  viele  Kapitel  mit  unter  1  Mill.  u.  selbst  unter  100.000  Fr.\  Der  französ.  Etat 
f.  lSbl  (s.  denselben  bei  Kaufmann,  S.  801  If.)  zcrlogt  die  Ausgaben  des  Finanz- 
ministeriums (incl.  f  Schuld,  Dotationen,  Regio-  und  Erhobungskoston,  im  Ganzen 
1 147.3  Mill.  Fr.)  in  85,  bez.  84  Kapitel,  des  Justizministerium-)  (34.5  Mill.  Fr.)  in  16, 
bez.  1»,  des  Minist,  d.  Acusscrcn  (13.7  Mill.  Fr.)  iu  13,  bez.  I  i,  des  Minist,  d.  Inne- 
ren u.  d.  Culte  (140.7  Mill.  Fr.)  iu  82,  bez.  76,  des  Minist.  .1.  Posten  n.  Telcgr. 
(III  Mill.  Fr.)  in  11,  bez.  0,  des  Ktiogsminist.  (370.3  Mill.  Fr.)  in  28,  bez.  26  (Max. 
jetzt  Sold:  191.3  Mill.  Fr,  2  and.  Kapitel  zwischen  50 — 100,  7  zwischen  10 — 50. 
10  zw  sehen  1— 10,  6  unter  l  MdL  Fr.),  des  Minirt.  der  Marino  n.  Colonicn  (196.2 
Mill.  Fr.)  iu  27,  bez.  25,  des  Min.  d.  ölfontl.  Unterrichts  u.  d.  schönen  Künste  (72 
Mill.  Fr)  iu  57,  bez.  53,  des  Min.  d.  Ackerbaus  n.  Handels  (33.3  Mdl.  Fr.)  in  28. 
boz.  20,  des  Minist,  d.  Öilcntl.  Arbeiton  (141.4  Mill.  Fr.)  in  50,  bez.  5t  Kapitel: 
demnach  zerfallt  der  ganze  ordcntl.  Ausgabeetat  (2762.5  Mill.  Fr.)  jetzt  in  403,  boz. 
380  Kapitel  (dio  kleinere  Zahl  nach  Abzug  der  Rubriken:  ..Ausgaben,  noch  nicht  ver- 
fallen, der  perimirtun  Fiscal  jähre',  u.  „Ausgaben  dor  abge^chloss.  Fiscal|ahro",  welche 
in  jedem  Ministerium  ohne  Zilfer  im  Et»t  stohon).  Im  Durchschn.  kommon  auf  1  Kap. 
(von  den  gen.  380)  7.27  Mill.  Fr.,  ohno  Militär-,  Marino-,  Schuldctat  (dann  319  Kap. 
u.  968  Mill.  Fr.)  3.U3  Mill.  Fr. 

(ianz  anders  im  preuss.  Etat.  Hier  bostanden  1878  264  Einuahmctitel,  1460 
ordentliche  u.  306  einmalige  Ausgäbet itcl  (Gncist  a.  a.  0.  S.  174).  Der  vorgelegte 
Etat  f.  1883 — 81  weist  bei  den  Einnahmen  48  Kapitel  auf,  dio  meistens  wieder  in 
mehrere  Titel  zerfallen  ».circa  274  Titel  im  Ganzen,  ohne  einige  kleine  Ncbontitel, 
f.  1089.6  Mill.  M.  Totalsumme,  oder  im  Durchschn.  f.  1  Kap.  22.7  M.  M„  f.  I  Titel 
fast  4  M.  M.).  Bei  den  dauern dou  Ausgaben  zerfällt  die  Rubrik  A)  Botriebs-, 
Erhcbungs-  u.  Verwaltungskosten  dor  einzelnen  Einnahmczwcigc  (zus.  542.9  M.  M.) 
iu  36  Kapitel  u.  dieso  in  circa  503  Titel,  oder  f.  I  Kap.  15.1,  f.  1  Titol  nur  1.08 
M.  M.;  B)  dio  Rubr.  Dotat.  u.  allg.  Fin.vcrwalt  (zus.  254.4  M.  M.)  zählt  11  Kap.  u. 
77  Titel  (incl.  hier  der  Kapitel,  welcho  nicht  in  Titel  zerlegt  sind):  C)  dio  Staatevcr- 
waltungsausgabcn  (248.1  M.  M.)  sind  iu  85  Kapitel  u.  880  (!)  Titel  (incl.  dor  1-titcl. 
Kap.)  getheilt,  oder  p.  Kap.  2.92  M.  M.,  p.  Titol  nur  282.000  M.l  Dio  Vcrw.-Ausg. 
im  Staatstninisr.  zählen  11  Kap.  u.  77  Titel  f.  3.12  M.  M.,  im  Minist,  d.  Aeusseron 
2  K.,  9  T.  f.  0.50  M.  M ,  im  Fin.minbt.  7  K.,  60  T.  f.  40.45  M.  M.,  im  Minist  d. 
nlT.  Arbeiten  3  K..  T.  f.  17.45  M.  M  ,  im  Minist,  f.  Handel  u.  Gewerbe  4  K., 
38  T.  f.  1  56  M.  M.,  im  Justmiuist.  12  K  .  SS.  T.  f.  80.1«  M.  M..  im  Minist,  d. 
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Innern  16  K..  177  T.  f.  41.24  M.  M..  im  Minist  f.  Laudwirthsch.,  Forsten  u.  Dom. 
11  K.,  142  T.  f.  11.40  M.  M.,  im  Unterr.ininist.  19  Kap.,  246  T.  f.  51.10  M.  M., 
im  Kricgsuin.  1  K.,  S  T.  f.  0.11  M.  M.  Im  (ianzen  zerfällt  hiernach  dio  ordentl. 
(dauernde)  Ausgabe  'J045.5  M.  M.)  jetzt  in  132  Kapital  zu  7.9  M.  M.  und  1460  (!) 
Titel  ru  715.000  M.  M.  im  Üurclischnitt.  Iui  Vergleich  mit  Frankreich  fällt  liier 
allerdings  ins  Gewicht,  dass  der  gewöhnlich  weniger  Bpecialisirtc  Militär-  u.  Marine- 
utat nicht  im  preuss.,  sondern  im  deutschen  Reichsbudget  steht.  Aber  dio  viel  zu 
grosse  Specialisirung  in  rotirtc  Titel  bleibt  gleichwohl  deutlich:  bic  ist  auch  iu  der 
Civilverwaltung  wohl  lOtnal  so  weit  getrieben  als  in  Frankreich.  Die  einmal,  u.  au twer- 
ordentl.  Ausgaben  (44.1  M.  M.)  zerfallen  ausserdem  noch  in  14  Kap.  u.  170  Titel. 
Im  Etat  des  Deutscheu  Reiches  besteht  eine  ähnliche  Specialisirung.  Bei  der  „Ver- 
waltung der  Reichsbecrs"  wird  nur  der  Posten  „Milit.verwalt.  iu  Baioni"  ungetrennt 
ausgeworfen  l^ord.  Ausg.  1882  41.13  M.  M.),  der  für  das  übrige  Boich  (299  36  M.  M.) 
in  3  Spalten  getrennt  f.  Preussen  u.  s.  w.,  f.  Sachsen,  f.  Wurtembcrg;  f.  Preussen 
ist  die  Summe  263.40  M.  M..  iu  30  Kap.  ü  8.7S  M.  M.  u.  281  Titol  ä  912.000  M. 
geihcilt.  Bei  der  Mar.verwalt.  (dau.  Ausg.  27.56  M.  M.)  giebt  es  20  Kap.  ä  1.378  M.  M. 
u.  149  Titel  ä  185.000  M.  im  Durchsch. 

.  An  besondere,  mit  dem  betreffenden  Etatsposten  nicht  in 
Verbindung  stehende  Bedingungen  darf  die  Ausgabe-  und  Ein- 
nabmebewilligung  bei  uns  zwar  staatsrechtlich  nicht  geknüpft 
werden.  Aber  durch  besondere  „Bemerkungen  zum  Etat"  kann 
die  freie  Verfügung  der  Verwaltung  über  einen  Etatsposten  auch 
noch  eingeschränkt  werden,  was  gelegentlich  vorkommt.  Ander- 
seits sind  mitunter  Uebertragungen  zwischen  verschiedenen  Titeln 
und  Kapiteln,  z.  B.  bei  den  Besoldungsetats  verschiedener  Mini- 
»terialabtheilungen,  ausdrücklich  im  Etat  als  zulässig  bezeichnet- 
Aber  im  Ganzen  bleibt  der  Vorwurf  einer  „sachwidrigen  Speciali- 
sirung des  Budgets  in  Preussen,  auf  Kosten  der  Sparsamkeit,  der 
Zweckmässigkeit  und  unter  Verdrängung  des  Finanzministers  aus 
der  finanziellen  Disposition"  (Gne ist)  bestehen.  Eine  Beschrän- 
kung in  der  Specialisirung,  nach  bewährtem  britischem  Muster, 
ist  daher  eine  gerechtfertigte  Forderung  besonders  für  das  preussisch- 
deutsche  Etatswesen. 

Die  hier  aufgeworfenen  Fragen  stehen,  wie  man  sieht,  in  engster  Verbindung  mit 
der  staatsrechtlichen  Form  der  ..Anordnung"  der  Besteuerung.  Sie  weiden 
daher  in  Bezug  auf  letztere  im  2.  Bande  dieses  Werks  wieder  aufgenommen.  S.  II. 
Abschn.  v.  d.  „Besteuerung  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Verfassung  u.  s.  w." 
§.  353  11*.  (S.  195  11.).  Bei  der  hier  zuniiehst  unterschiedenen  Anordnungsform  der 
Besteuerung,  der  „Auflegung"  durch  die  absolute  Staatsgewalt  allein  (§.  354). 
unter  Voraussetzung  politischer  Rechtlosigkeit  der  Bevölkerung,  haben  jene  Fragen 
keine  der  modernon  „budgctrecbtlicheu'k  vergleichbare  Bedeutung.  Die  Specialisirung 
des  Etats  kommt  nur  innerhalb  der  Verwaltung  selbst  zur  practischen  (ieltung. 
i.  B.  für  die  Verantwortlichkeit  der  Verwaltungschefs  gegenüber  dem  Staatsoberhaupt 
und  gegenüber  einer  etwa  auch  hier  bestehenden  Oberrechenkammer.  Bei  der  zweiten 
Form  der  Anordnung  der  Besteuerung,  der  von  mir  a.  a.  0.  sogen,  „vertrags- 
mässigen  Regelung",  wie  s>ie  im  mittelalterlichen  und  bpüteren  ständischen  Terri- 
torialstaate, namentlich  auch  im  deutschen,  einen  so  characteristischcn  Typischen  Aus- 
druck findet  1,11,8.  355,  35M,  führt  die  ständische  Steuerbewilligung  vornemlich,  zumal 
in  der  früheren  Zeit,  zu  „Zweeksteuern"  für  bestimmt  genannto  Ausgaben 
uud  für  festbegrenzte  Perioden,  nach  deren  Ablauf  die  Steuer  unbedingt  „ganz 
todt  und  alle  -ein"  >oll.    Eine  förmliche  ntfrntlich-  rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuer- 
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bcwilligung  wird  anfangs  nur  in  wenigen  Fällen  aiieikannt,  spater  nur  mit  Muhe  und 
in  beschränktem  Maasse  von  der  Territorialgewalt  durchgesetzt.   Auch  war  es  au  er- 
kannter Rechtssatz,  dass  bloss  bei  nachgewiesener  Insufficicnz  der  Kanuner- 
cinkUnfte  eine  Steuerbewilligung  mit  einem  gewissen  Kcchtsgruud  zu  fordern  war. 
Alle  diese  Verhältnisse  drängten  auf  eine  genauere  Specialisirnng  der  Ausgaben 
nnd  Einnahmen  hin  und  gaben  den  Ständen  die  gern  benutzte,  auch  vom  Fürsten 
nicht  allgemein  als  rechtswidrig  anerkannte  Möglichkeit,  die  Steuerbewilligung  an 
Bedingungen  zu  knüpfen,  die,  wie  z.  B.  Gewährung  u.  ßestättigung  ron  Rechten 
(„Freiheiten",  —  modern  aufgefaßt  „Privilegien-)  mit  dem  Zweck  der  Ausgabe  oder 
Steuer  eventuell  gar  nichts  zu  thun  hatten.    Die  moderne  politische  Forderung  weitest- 
gehender Spccialisirung  des  Budgets  entspricht  daher  wohl  den  Conscqueuzen,  zu  denen 
man  bei  der  Anwendung  der  Grundsätze  des  älteren  ständischen  Stcuorbewilliguugä- 
rechts  im  ehemaligen  Patrimonialstaat  auf  unsere  modernen  Verhältnisse  gelangen  kann. 
Aber  diese  Grundsätze  sind  eben  auf  den  modernen  Verfassungsstaat 
in  dieser  Weise  nicht  anwendbar.    In   diesem  Staate  beruht  die  Anordnung 
der  Besteuerung  nicht  mehr  auf  jener  wirklich  oder  doch  quasi -rertragsmässigen.  mehr 
privatrcchtlichcn  Regelung  der  Besteuerung  zwischen  Fürst  und  Ständen,  sondern  auf 
dem  das  ganze  Staatsrecht  des  modernen  Staats  durchziehenden  Gedanken  der  öffent- 
lich-rechtlichen Stcuerpfl  icht  der  Bevölkerung,  als  der  Staatsangehörigen, 
ihrem  Staate  gegenüber.    Die  hier  geltende  Form  dor  Anordnung  der  Besteuerung, 
die  dritte  der  in  B.  II,  §.  357  ff.  unterschiedenen  Formen,  die  verfassungsmässige 
Steuerbcwilligung,  hat  zur  noth wendigen  Voraussetzung  „die  im  Volksbewusstsein 
anerkannte,  im  öffentlichen  Recht  zur  Geltung  gelangende  Identität  des  Staats- 
und  Volksiuterosses  und  daraus  resultircud  die  Idee  einer  Steuer- 
pflicht" (II,  204).    Naturlich  ist  solche  Voraussetzung  eine  Fiction,  die  im  Ein- 
zelnen oft  nicht  zutreffen  mag,  ohne  die  man  aber  den  modernen  Staat  und  seiu  öffent- 
liches Recht  gar  nicht  construiren  kann.    Die  extreme  Spccialisirung  des  Budgets 
verstösst,  ebenso  wie  die  KnUpfung  fremdartiger  Bedingungen  an  die  Bewilligung  ctoer 
Steuer,  gegen  diese  unvermeidliche  Fiction  und  mufs  auch  deswegen  abgewiesen  werden, 
wie  es  mit  der  Stellung  solcher  Bedingungen  geschehen  ist.    l'eber  letzteren  staats- 
rechtlichen Punct  vcrgl.  H.  A.  Zachariac,  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht  (2.  A.) 
II,  506.    In  den  älteren  landständ.  Verfassungen  bildet  das  Verbot  der  Stellung  fremd- 
artiger (d.  h.  Zweck  uud  Verwendung  der  Steuer  nicht  betreffender)  Bedingungen 
eine  seltene  Ausnahme,  in  den  neueren  deutschen  Verfassungsurkuudcn  ist  es  die 
Kegel  (z.  B.  Baier.  Verf.  v.  ISIS;  „die  Stände  können  die  Bewilligung  der  Steuern 
mit  keiner  Bedingung  verbinden",  (Tit.  VII,  §,  9,  Bad.  §.  56.  Würt.  §.  IIS,  u.  a.  in.'. 
Die  p reu ss.  Verfassungsurkunde  enthält  den  Passus  nicht,  dafür  aber  die  wichtige 
allgemeine  Beschränkung  des  stand.  Stcucrbewilljgntigsrechts  durch  Art.  100,  wonach 
die  bestehenden  Steuern  forterhoben  werden,  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeändert 
werden.    Ein  wesentlich  eingeschränktes  ständisches  Steucrbewilliguugsrccht  liegt  auch 
hier  vor.    S.  v.  Kön  ne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A.  I,  1.  Abth.  S.  439  II.,  besonders 
auch  über  die  Vereinigung  der  sich  z.  Th.  widersprechenden  Art.  99,  100  u.  109 
der  preuss.  Verfassung.    Obwohl  v   Rönne  hier  den  sogen,  liberalen  Staudpunct 
vortritt,  gelangt  doch  auch  er  zu  der  Ansicht,  dass  den  Kammern  „in  Betreff  der- 
jenigen Steuern,  welche  einmal  ohne  Bedingung  oder  Zeitbesch  rankung  festgestellt 
worden  sind,  kein  Bewilligungsrecht  zusteht."    Ein  „eigentliches  Steuerverweigerungs- 
recht, im  Sinne  des  neueren  constitutionellen  Principe"  haben  die  Kammern  nicht. 
Insofern  beruht  auch  nach  v.  Rönne  die  preuss.  Verfassungsurkoudc  auf  dem  Grund- 
satze, dass  die  Staatsbürger,  bez.  die  Volksvertretung  verpflichtet  seien,  die  Mittel 
zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse,  insoweit  solche  nicht  aus  den  sonst  bestimmten 
Mitteln  bestritten  werden  können,  zu  gewähren ;  „sie  erkennt  kein  Steuerbewilligungs- 
recht in  dem  Sinne,  dass  die  für  den  Staatsbedarf  noth  wendigen  Steuern  auch 
willkührlich  verweigert  werden  könnten"    Dasselbe  bestimmte  allgemein  der 
Beschluss  der  ehcmal.  Deutschen  Bundesversammlung  vom  2S.  Juni  1S32,  Art.  2.  S. 
r.  Rönne,  a.  a.  0.  S.  442. 
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3.  Abschnitt 
Das  Zahlaugs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen. 

Diese  drei  Dinge  stehen  sowohl  unter  einander  als  auch  wieder  mit  dem  Control- 
wesen,  dem  Rcchnungsabschluss  und  der  Einrichtung  der  Jahresdienste  (§.  SO,  81)  in 
engem  Zusammenhange.  Sie  werden  daher  in  diesem  Abschnitt  zwar  in  der  ange- 
gebenen Reihenfolge  bebandelt,  aber  mehrfach  sind  Einzelheiten  der  drei  Gegenstande 
in  der  einem  jeden  gewidmeten  speciellen  Darstellung  (§.  123  ff.)  oben  dieses  Zu- 
sammenhanges halber  und  um  Wiederholungen  zu  vermeiden  vereint  zu  erörtern.  Aus 
demselben  Grunde  muss  Einzelnes  bezüglich  des  Controlwcsens  und  des  Rechnungs- 
abschlusses schon  iu  diesem  Abschnitte  vorweg  mit  berührt  und  z.  Th.  bereits  er- 
ledigt werden. 

Das  Zahlung*-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  ist  in  noch  höherem  Grade  als 
die  anderen  Gegenstande,  welche  in  dieses  Kapitel  von  der  „formellen  Ordnung  der 
FinanzwirthschafV'  gehören,  eine  Uberwiegend  f  iuanztechnise he  Materie.  Dieselbe 
hängt  wieder  überall  mit  öffentlich-rechtlichen  Verhältnissen  zusammen,  doch 
tritt  dies  Moment  hier  weniger  als  im  Etatswesen  und  als  im  Controlwcscn  hervor. 
In  die  Finanz  Wissenschaft  gehört  das  Zahlungs-.  Kassen-  und  Rechnungswesen 
in  seinen  Grundzügen  jedenfalls  und  ist  auch  von  älteren  und  neueren  Autoren 
demgemäss  in  den  systematischen  Werken  diesor  Disciplin  behandelt  worden.  Aber 
bereitwillig  muss  zugestanden  werden,  dass  grade  hier  „Grundzüge"  nicht  ausreichen, 
um  einen  genügenden  Einblick  zu  geben.  Wenn  ferner  schon  die  Entwerfung  solcher 
Grundzuge  überhaupt  und  vollends  dem  Theoretiker,  der  nicht  aus  der  eigenen  An- 
schauung und  üebung  der  Praxis  urthcilt,  in  der  doch  auch  hier  zu  erstrebenden 
mehr  principiellen  Behandlung  des  Gegenstands  grosse  Schwierigkeiten,  wie  auf 
kaum  einem  anderen  Gebiete  des  Finanzwesens  bereitet,  so  steigern  sich  diese  noch 
erheblich,  sobald  man  wenigstens  etwas  mehr  in's  Detail  geht  und  hier  die  Thatsacheu 
und  Einrichtungen  auf  Principien  zurückzuführen  sucht.  Die  „grossen  leitenden  Ge- 
sichtspunkte", mit  denen  auch  hier  Stein  oporirt  und,  wie  ich  gern  einräume,  oft 
excellirt,  lassen  dann  bald  im  Stich  und  die  Ableitungen  daraus  erweisen  sich  mehr 
als  geistreiche  Constructionen  und  Conjecturcn,  denn  als  etwas,  das  wirklich  den 
principiellen  Kern  der  Realitäten  enthält 

Die  eigentliche,  die  concreten  Verhältnisse  einzelner  Staaten  betreffende  Fach- 
literatur des  Gegenstands,  wie  z.  Th.  auch  des  Etats-  und  Controlwcsens,  ist  bisher 
mit  geringen  Ausnahmen  subaltern,  auch  meist  unmittelbar  im  Dienste  subalterner 
Verwaltun^szwecke  verfasst  und  gewöhnlich  rein  compilatorisch ,  nur  das  Material, 
die  Verordnungen,  Instructionen  wörtlich  zusammenstellend  und  sie  durch  Auszüge 
aus  den  Acten,  Specialinstructiouen  u.  s.  w.  commentireud,  fast  ohne  jeden  Versuch 
systematischer  Verarbeitung  des  Gebotenen.  Daher  bietet  diese  Literatur  (für  Preussen  z.  B. 
die  neuen  Schriften  von  Meissner,  Herrfurth)  zwar  auch  dem  Finanztheoretiker 
sehr  danke nswerth es  Qucllcumatcrial,  das  demselben  z.  Th.  sonst  gar  nicht,  jedenfalls 
nur  mit  einem  unvcrhältnissmässigen  Aufwand  von  Arbeit  und  Zeit  und  doch  schwerlich 
vollständig  verschaff  bar  wäre.  Aber  auch  nur  als  eine  finanzwissenschaftlichc  Vor- 
arbeit kaun  diese  Fachliteratur  nicht  gelten.  Hier  bedürfte  es  erst  einmal  einer 
umfassenden  monographischen  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  von  Gegenständen, 
welche  in  die  formelle  Ordnung  der  Finanzwirthscbaft  gehören,  Seitens  eines  theoretisch 
und  practisch  gleich  durchgebildeten,  auf  so  hohem  wissenschaftlichen  Standpuncte 
wie  etwa  v.  Hock  stehenden  Fachmanns.  Erst  dann  wird  die  Materie  auch  in  dem 
knapperen  Rahmen,  in  welchem  sie  immer  doch  selbst  in  einem  grösseren  systemati- 
schen Werke  über  Finanzwissenschaft  nur  behandelt  werden  kann,  genügend  darzu- 
stellen sein.  Das  Beste  gab  denn  auch  wohl  —  für  seine  Zeit,  heute  freilich  nicht 
mehr  ausreichend  —  v.  Malchus,  Fin.  IL,  123  IT.,  neuerdings  v.  Hock  (Fin.verw. 
Frankr.s)  u.  v.  Czörnig,  Budg.,  Staatsrecht  u.  s.  w.  S.  im  Uebrigcn  die  auf  S.  219 
gen.  Literatur,  auch  für  diesen  Abschnitt,  v.  Jacobs.  §.  1233 — 1315,  Rau  II,  §.  539  ff., 
566  ff..  Stein  I,  77.  89  ff.,  100  ff.,  die  unten  gen.  Artikel  in  Block's  dict.  de  l'admin. 
fraitc.  Eine  ganz  gute  generelle  und  principielle  Behandlung  des  Gegenstands ,  nur 
mehr  vom  Standpuncte  der  Einzelwirthsch.lchrc  und  der  Finanztechnik,  als  vom  tinanz- 
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wissenschaftlichen,  lindet  sich  in  Schrott'*  gen.  Werke.    Wichtigere  Verordnungen 
einzelner  Lander  und  Specialliter,  darüber  s.  unten  in  den  Noten. 

§.  111).  Einleitung.  Der  Gegenstand  dieses  Abschnitts  bietet, 
wie  im  Grunde  freilich  auch  derjenige  des  vorigen,  das  Etatswesen, 
zwei  Ausgangspunete  filr  die  Betrachtung.  Man  hat  es  hier  zu- 
nächst mit  allgemeinen  Angelegenheiten,  Einrichtungen  und 
Aufgaben  jeder  grösseren  und  complicirteren  Einzelwirt- 
schaft zu  thun.  Die  demgemäss  zu  treffenden  Vorkehrungen 
ergeben  sich  aus  der  ganzen  ökonomisch -technischen  Structur  und 
aus  dem  Betrieb  (der  Function)  einer  solchen  Einzelwirtschaft. 

Die  mehr  oder  weniger  zweckmässige  Gestaltung  dieser  Vorkehrungen  ist  eine 
Mitbedingung  des  grösseren  oder  geringeren  technischen  und  ökonomischen  Erfolgs 
der  Wirtschaft.  Insofern  ist  der  Gegenstand  diese*  wie  des  vorausgehenden  Abschnitts  — 
denn  jede  geordnete  Einzelwirtschaft ,  zumal  die  grössere,  bedarf  auch  der  Vor- 
anschläge —  kein  rein  finanzwisseiischaftlichcr.  sondern  ein  solcher  der 
Lehre  von  der  Einzelwirtschaft  Uberhaupt,  oder  der  „Privatökonoinik".  Nor 
di«  besondere  Grösse  und  Eigentümlichkeit  der  Ein-  und  Ausgänge,  der  Art  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  meisten  Finanzwirthschaften  bedingen  hier  auch  schon 
manches  Eigentümliche  in  den  Verhältnissen  des  Zahlung*-,  Kassen-,  Kechnungs-, 
runtrolwesens,  de*  Kechnungsabschlusscs  u.  s.  w. 

Weitere  Abweichungen  und  Besonderheiten  der  betreffenden 
Einrichtungen  bei  Finanzwirthschaften  folgen  sodann  daraus,  dass 
es  sich  hier  um  Haushalte  öffentlicher  politischer  Körper  handelt. 

Im  Etatswesen  entspringt  diesem  Umstände  ein  grosser  Theil  der  specitischen 
Eigentümlichkeiten  des  staatlichen,  des  communalen  Etatswesen  im  Unterschied  von 
dein  sonst  vorkommenden.  Einzelnes,  mitunter  selbst  an  sich  Unzweckmässiges,  wie 
die  weitgehende  Spe<  ialisirung  des  Etats  mit  den  angegebenen  rechtlichen  Consequenzcn 
{$.  117  H'.),  ist  großenteils  auf  das  Mitspielen  des  politischen  Moments  zurückzu- 
führen. Auf  dem  ausgedehnteren  Gebiete  der  Gegenstände  dieses  u.  des  nächsten  Abschnitts 
zeigt  »ich  dies  wohl  nur  in  wenigen  Fällen  in  demselben  Maasse,  so  in  der  Verwaltungs- 
uud  mehr  noch  in  der  politischen  oder  Staatscontrole  (§.  SO).  Aber  mehr  oder  weniger 
richten  sich  die  einzelnen  Vorkehrungen  doch  auch  in  den  betreffenden  soustigen 
Punctcn  der  uns  hier  beschäftigenden  Materien  nach  Anforderungen  politischer 
Art,  in  Gemässheit  der  politischen  Natur  der  Körper,  deren  Finanzwirthschaften  ebon 
eine  zweckmässige  formelle  Ordnung  erfahren  sollen. 

i 

Die  hierher  gehörigen  Einrichtungen  des  Finanzdienstes  erhalten 
daher  ihr  characteristisches  Gepräge  durch  zweierlei  zusammen- 
wirkende Umstünde:  sie  sind  einmal  ein  nothwendiges  Ergeb- 
niss  der  Verhältnisse  eines  grossen,  complicirten, 
jedoch  einheitlichen  Wirthschaftsbetriebs,  welcher  mit 
einem  umfangreichen,  vielgliederigen  Beamten-  oder  Arbeiterapparat 
und  einem  grossen  verschiedenartigen  Kapital  und  gleichzeitig  an 
zahlreichen  verschiedenen  Orten  in  mannigfaltigster  Weise  operiren 
muss;  sie  sind  sodann  eine  logische  Conseqnenz  derjenigen 
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Einrichtung,  welche  seiner  ganzen  Natur  nach  der  Haushalt 
eines  öffentlichen  politischen  Körpers,  speciell  des  Staats 
bedingt. 

In  erstcrcr  Hinsicht  haben  die  bezüglichen  Vorkchruugea  und  Veranstaltmigeu 
besondere  Aehnlicbkeit  mit  denjenigen  grosser,  örtlich  ausgedehnter  Privatwirtschaften, 
»ie  i.  B.  grosser  Giundherrschaftcn,  Haudclsuntcrnehmuugen  mit  Filialen.  Agenturen, 
mancher  Actiengcsellschaftcn.  In  der  zweiten  Hinsiclit  linden  sich  Verschiedenheiten, 
aacli  bei  ungefährer  Gleichheit  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  und  der  davon 
bedingten  Art  und  Höhe  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  zwischen  den  verschiedenen 
Staatshaushalten  derselben  Epoche,  wie  volleuds  zwischen  den  Staats-  und  den  Coiu- 
munalhaushalfen.  Doch  zeigen  nicht  nur  die  typischen  (irundzüge  der  Ein- 
richtungen, —  eben  das  Product  der  gegebenen  ökonomisch- technischen  Verhältnisse 
jrrosser  Wirthschaftsbetricbc  und  der  gegebenen  rechtlichen  Structur  öffentlicher  Haus- 
halte, —  sondern  selbst  viele  Einzelheiten  in  der  Durchfahrung  der  Ein- 
richtungen und  Vorkehrungen  in  demselben  Zeitalter  der  staatlichen,  wirtschaftlichen 
und  Culturcntwicklung  eine  grosse  Uebereinstimtnung.  Eine  solche  tritt  besonders  in 
den  bezüglichen  Veranstaltungen  der  absolute u  Monarchieen  im  letzten  Jahr- 
hundert des  ancien  regime  (17..  nain.  18.  Jahrb.,  Frankreich.  Oesterreich,  Preusseu, 
Ueinere  Staaten)  hervor,  wo  man  allgemein  ziel-  und  zweckbewusst  linanzwirthsehaft- 
liche  Vcrwaltungsrefonnen  grade  auch  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete  schuf  oder 
doch  anbahute.  Nocli  mehr  ergiebt  sich  eine  solche  Uehercinstimiuung  in  der  „Staats- 
bürgerin heu  Epoche"  seit  der  franzosischen  Ke  v  olution ,  iudcin  Überall 
<fie  ökonomisch -technischen  Bedingungen  geordneter  Wirtschaft  und  die  rechtlichen 
Bedingungen  ölicutlicher  Haushalte  erkannt  und  practisch  möglichst  zu  verwirklichen 
gesucht  werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  waren  für  die  Entwicklung  und 
ftir  die  neuere  Gestaltung  der  hierher  gehörigen  Einrichtungen 
denn  auch  ein  wirtschaftliches  und  ein  politisches  oder 
öffentlich-rechtliches  Moment.  Jenes  war  der  Uebergang 
von  der  noch tiberwiegcndnatural  wirtschaftlichen  Gestaltung 
des  älteren  Finanzwesens  (in  Deutschland  doch  in  den  Territorial- 
finanzen im  17.  Jahrhundert  noch  worwaltend)  zur  gel d wirt- 
schaftlichen Gestaltung.  Das  politische  Moment  war  erst 
die  Ausbildung  der  absoluten  Monarchie  des  „Wohlfahrts- 
und Polizeistaats",  mit  ihrer  Vermehrung  und  Centralisirung 
der  Staatsthätigkeiten,  dann  neuerdings  auch  hier  die  Ausbildung 
der  „verfassungsmässigen  Finanzverwaltung",  in  der 
Aera  der  „constitutionellen  Monarchie"  (§.  85). 

Die  (ieldwirthschaft  tritt  auf  der  Ein nahmescite  in  der  Iiegal-,  (iebühreu- 
uiid  Steuerwirtbschaft  gegenüber  der  Domanialwirthschaft ,  in  der  Verpachtung  der 
Domänen  statt  der  Sclbstbcwirthschaftung  oder  der  Ucbcrweisung  an  die  Beamten  zur 
Nutzung,  im  ueueren  System  der  Staatsschulden,  auf  der  Ausgabeseitc  in  der  all- 
malij;  auch  mehr  auf  (ieldwirthschaft  basirten  Hofhanshaltung,  in  dem  System  der 
«iddbesoldungeu  der  Beamten,  in  den  stehenden  Soldheeren  u.  s.  w.  charactcristisch 
^u  Tage. 

Die  politische  Thätigkeit  des  neueren  „Uebergangsstaats-'  erheischte  besonders 
seit  dem  Sold heersy stein  und  der  üebernahtne  umfasseuder  gerichts-  und  polizci- 
erganisatoriseber,  cultur-  und  wirthschaftspolitischcr  Aufgaben  unvermeidlich  eine 
H.lthe  mehr  geldwirthschaftliche  Gestaltung  des  ganzen  Staatshaushalts,  zugleich  aber 
«ine  grössere  Centralisirung  der  Einnahmen,  eine  Disposition  über  die 
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Finanzmittel  rou  der  Centralstelle  aas,  eine  sorgsamere  Zurathchaltung  aller 
dieser  Mittel,  eine  schärfere  Controlo  über  die  Erhebung  und  die  Verwendung  der 
Einnahmen.  Eben  zu  diesen  Zwecken  inusste  das,  was  etwa  von  Zahlungs-,  Kassen-, 
Rechnungs-,  Controlwesen  schon  bestand,  aber  den  neuen  Bedürfnissen  der  durch- 
geführten Geldwirthschaft  nicht  entsprach,  auf  ganz  neue  Grundlagen  gestellt  worden. 
Vieles  auf  diesem  Gebiete  war  aber  auch  erst  so  gut  wie  neu  zu  schaffen:  ohne  das, 
was  auch  andere  Staaten  leisteten  (Frankreich,  Oesterreich),  zu  unterschätzen,  darf 
auch  hior  wohl  besonders  die  erfolgreiche  Thätigkeit  der  preussischen  Regenten  rom 
grossen  Kurfürsten  au  rühmend  hervorgehoben  werden  (§.  91).  Die  letzten  finanz- 
technischen und  rechtlichen  Consequenzcn  sind  in  den  modernen  europäischen  Staaten 
in  der  jetzigen  reriode  der  „verfassungsmässigen  Finanzverwaltllng*',  doch  wieder  in 
wesentlicher  Uebcreinstimmuug  gezogen  worden,  besonders  im  Zahlungs-,  Controlwesen, 
in  Bezug  auf  die  Rechnungsabschlüsse ,  den  Kassenverband  u.  A.  m. :  begreiflich  bei 
der  grossen  Glcichmässigkcit  der  Bedürfnisse  und  nach  den  einfachen  Erfordernissen 
der  logischen  Folgerichtigkeit  iu  der  Durchführung  eines  leitenden  Princips. 

I.  Die  Einrichtung  des  Zahlungs-,  Kassen-, 
Rechnung»-  und  Controlwesens  und  des  Geschäftsgangs 

im  Allgemeinen. 

§.  120.  —  A.  Uebersicht.  Es  ist  das  Princip  der  fis- 
cal i  s  ch  en  Kasseneinheit  in  der  modernen  Finanzwirthschaft 
(§.  112),  die  administrative  Concentration  des  gesammten 
obersten  Finanzdienstes  im  Finanzministerium  als  Centraistelle 
und  der  staatsrechtliche  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  des 
Chefs  dieses  Ministeriums  gegenüber  dem  Träger  der  Staatsgewalt 
und  der  Volksvertretung,  woraus  sich  mit  logischer  Consequenz  die 
Haupteinrichtungen  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesens 
und  des  Controlwesens  ergeben. 

Die  Summen,  welche  das  Etatsgesetz  zur  Vereinnahmung  und 
Verausgabung,  gegliedert  nach  den  einzelnen  Dienstzweigen,  an- 
weist, stehen  in  höchster  Instanz  dem  Finanzminister  zur  Ver- 
fügung. Er  hat  die  Einnahmeämter  zu  instruiren,  direct  die  vom 
Finanzministerium  rcssortirenden ,  mittelbar  die  übrigen,  welche 
zum  Ressort  anderer  Ministerien  gehören.  Ueber  die  Gesammtheit 
der  Einnahmen  trifft  der  Finanzminister  zu  Zwecken  der  Veraus- 
gabung, also  speciell  der  Ausführung  dieser  Seite  des  Etats,  die 
Dispositionen. 

Soweit  es  sich  um  unmittelbare  Erhebungs-  (Betriebs  ) 
kosten  der  Einnahmen  handelt,  pflegen  diese  auf  Grund  allgemeiner 
Verordnungen,  eventuell  in  besonderen  Fällen  nach  specieller  An- 
weisung des  Finanzministers  bez.  Ressortchefs,  gleich  aus  den  Ein- 
nahmen der  betreffenden  Einnahmedienstzweige  und  Aemter  bestritten 
zu  werden.  Wichtiger  und  schwieriger  zu  regeln  sind  die  Falle, 
wo  es  sich  um  die  Verwendung  der  Ueberschüsse  der  Ein- 


Digitized  by  Google 


Uebcrsicht  der  Einrichtung  des  Gebiets. 


257 


nahmeämter  zur  Bestreitung  der  Verwaltungsausgaben  der  einzelnen 
Dienstzweige  handelt. 

Hier  bedarf  es  zunächst  einer  genauen  üeb ersieht  der  je 
weilig,  bez.  in  bestimmten  Terminen  wirklich  erfolgten  Ein- 
nahmen sowie  der  daraus  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs-  u.  s.  w. 
Ausgaben  und  der  danach  vorhandenen  Kassenbestände  der 
einzelnen  Aemter  oder  (Einnahme-)  Kassen.  Zu  diesem  Behufe 
haben  diese  Kassen  periodisch  von  Unten  nach  Oben  zu  an 
ihre  vorgesetzten  Behörden  bis  hinauf  zum  Finanzministerium  be- 
zügliche Aus  weise  („  Kassenextracte")  zu  liefern.  Durch  die 
buchhalterischen  Zusammenstellungen  dieser  Ausweise  ergiebt  sich 
an  der  Centralstelle  die  Gesammtlage  aller  Einnahmekassen. 

Von  Oben  nach  Unten  zu,  wiederum  in  erster  Linie  vom 
Finanzministerium  aus,  erfolgt  darauf  hin  die  Disposition  Uber 
die  Ueberschüsse  dieser  Kassen.  Theils  werden  den  letzteren  Ver- 
waltungsausgaben zur  Zahlung  Uberwiesen,  auf  Rechnung  der  be- 
treffenden Kasse  oder  anderer  Kassen,  theils  werden  sie  angewiesen, 
ihre  verfugbaren  Ueberschüsse ,  etwa  nach  Abzug  eines  gewissen 
Kassenbestands  zur  Bestreitung  weiterer  Ausgaben,  an  andere  gleich- 
geordnete, der  Zuschüsse  bedürfende  Kassen  oder  an  höhere 
Sammelkassen  periodisch  abzuführen.  Diese  Geldbewegung  geht 
wieder  von  Unten  nach  Oben,  von  der  niederen,  der  Special-, 
der  Ortskasse,  z.  B.  eines  localen  Steuererhebers,  zur  höheren,  z.  B. 
der  Kreiskasse,  von  dieser  zur  Bezirks-,  Provincialkasse  und  von 
diesen  schliesslich  zur  Central-  oder  Hauptkasse  des  Staats. 

Jemchr  aas  letzterer  unmittelbar  Ausgaben  zu  bestreiten ,  grosse  Centraifonds 
zu  dotiren  sind  —  z.  B.  die  Kronkasse,  die  Staatsschuldenkasse,  die  Kisenbahnbaukassc, 
die  verschiedenen  Ministerialkassen  —  desto  mehr  sind  Ueberschüsse  aus  den  provincicllen 
und  localen  Kassen  an  die  Centralstelle  zu  Ubertragen,  die  sodann  wieder  von  Oben 
nach  Unten  zur  Dotation  der  betreffenden  Ausgabekasseu  disponirt  werden. 

Auch  diese  ganze  Kassenbewegung  wird  wieder  durch  die 
Buchführung,  die  Extracte  für  die  höheren  Behörden  und  die  buch- 
halterische Zusammenstellung  dieser  Extracte  an  der  Centralstelle 
und  für  deren  Zwecke  Ubersichtlich  gemacht.  Die  sämmtlichen 
Kassen,  welche  Gelder  einnehmen  und  ausgeben,  bilden  so  einen 
einheitlichen  Verband  („Kassen verband").  Finanztechnische 
Aufgaben  desselben  sind,  auf  möglichst  geringe  Höhe  der  müssigen 
Kassenbestände  hinzuwirken  und  baare  Geldsendungen  thunlichst 
zu  vermeiden,  indem  durch  Ueberweisung  von  Ausgaben  zur  Zahlung 
so  viel  als  möglich  über  die  von  einer  Kasse  nicht  selbst  gebrauchten 
Ueberschüsse  verfügt  wird. 

A.  WairD*r.  KinanzwinsFinm-hart.  I.  3.  Aufl.  17 
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Durch  lebertragung  eines  Theils  der  Kassengeschäfte  an  eiue  grosse  Bank 
oder  wenigstens  durch  regelmässige  Verbindung  mit  einer  solchen ,  indem  der  Staat, 
bez.  die  (.entralkasse  und  andere  Kassen  mit  der  Bank  ein  Contocorrent  führen,  lassen 
sich  diese  Aufgaben  besser  erfüllen  (§.  1 22). 

Da  die  ganze  baare  nnd  buchhalterische  Geldbewegung  in  den 
Einnahme  -  und  Ausgabekassen  wesentlich  das  Resultat  feststehender 
und  in  der  Hauptsache  gleichbleibender  finanzwirtbschaftlicber 
Einrichtungen  im  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ist,  so  kann  und 
wird  auch  ein  grosser  Theil  der  regelmässigen  Zahlungs-  und 
Kassengeschäfte  durch  allgemeine  Verordnungen  oder  In- 
structionen fest  geregelt.  Dieselben  gehen  für  den  ganzen  Finanz- 
dienst vom  Staatsoberhaupte  („Königliche  Verordnung")  oder  vom 
Finanzministerium  aus. 

Diese  Verordnungen  regeln  häufig  zugleich  die  technische 
Einrichtung  und  die  Formalien  des  Zahlungs-,  Kassen-  und 
Rechnungswesens. 

§.  121.  —  Practischc  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern.  S.  die 
Literatur  Uber  die  Einrichtungen  einzelner  Staaten  oben  S.  219  in  der  Vorbem.  zum 
Etatswesen. 

In  Preussen  vgl.  Uber  die  Entwicklung  und  die  gegenwärtige  Einrichtung  der 
Fin.  Verwaltung  o.  §.  91  u.  Mi)  sind  die  älteren  Bestimmungen  über  das  Kassen  -  und 
Rechnungswesen  durch  eiue  Instruction  v.  27.  Febr.  1769  ersetzt,  bez.  zusammen- 
irefasst  und  entsprechend  umgestaltet  worden.  Diese  Instruction,  das  „K.  preuss. 
Kasscnedict",  ist  lange  die  Grundlage  geblieben,  obwohl  viele  einzelne  Veränderungen 
eintraten.  Neue  zusammenfassende  Bestimmungen  erfolgten  im  Regulativ  v.  17.  März  1  82>, 
s.  v.  Kainptz,  Annalen.  XII,  285,  llerrfurth,  Etatswes.  Preussens  S.  125  ff.  Ge- 
sehäftsanweisuug  für  die  Rcgicrungshauptkasscn  v.  1.  Juui  1857,  bei  Herrfurth 
S.  133.  Die  verschiedenen  noch  giltigen  Verordnungen.  Reglements,  Instructionen  u.  s.  w. 
über  Einzelnes  im  Kassen-  und  Rechnungswesen  s.  bei  11c rrf urth  u.  Meissner 
a.  a.  U.  i.  Th.  wörtlich  abgedruckt.  I  ebersicht  darüber  bei  Meissner  II,  S.  XI  ff . 
Hervorzuheben  sind  u.  a.  die  K.-O.  v.  19.  Aug.  1*">23  betr.  die  Kassonrev isionen, 
Vcrordn.  v.  24.  Jan.  1844  betr.  Kassendefcctc,  Ges.  v.  25.  März  1873,  betr.  die 
Kautionen  der  Staatsbeamten,  mit  zahlreichen  Ausführungsverordnungen  für  die 
Beamten  der  verschiedenen  Ministerien  und  Dicnst/.weige  Durch  Vcrordn.  v.  3.  Nov.  1817 
war  eine  höchste  Behörde  u.  d.  T.  „Gcueral-tlontrolc"  für  das  Etats-,  Kassen-, 
Rechnungswesen  und  die  Staatsbuchhaltcrei  errichtet  worden.  Diese  wurde  durch 
K.-O.  v.  29.  Mai  1826  aufgehoben,  wobei  gleichzeitig  die  Staatsbuchhaltcrei  als  be- 
sondere Behörde  verblieb.  Im  J.  1814  wurde  auch  diese  aufgehoben  und  ihre 
Functionen  dem  Finanzministerium  übertragen.  Seit  1859  besteht  in  letzterem  ein 
besondres  Rochnungsburcau  als  „Hauptbuchhaltern  des  Fin  min.s".  —  Auch  die 
Regulative  u.  s.  w.  für  den  Geschäftsgang  der  Uberrechenkammer  sind  hier 
mit  zu  nennen,  bei.  die  Instruction  v.  18.  Dec  1824,  Erlass  v.  22.  Sept.  1873  (im 
Anschluss  an  das  Gesetz  betr.  Einriebt,  u.  Befugnisse  der  Oberrechenkammer  vom 
27.  März  1872).  mit  verschiedenen  späteren  Abänderungen. 

Schon  in  der  absolutist.  Zeit  war  namentlich  durch  die  Reformen  der  1820  er 
Jahre  das  im  Text  besprochene  Princip  anerkannt  und  streng  durchgeführt  worden, 
dass  n emlich  „die  Disposition  über  die  Ueberschüsso  aller  Verwaltungszweige  vom 
Fi  na  n  zm  in  ist  er  iu  m  allein  ausgeht",  weshalb  dasselbe  fortwährend  Uebersichten 
(.,  Kass  en  extraetc")  von  den  Einnahmeerträgen  und  den  Beständen  der 
Kassen  zu  erhalten  hatte.  Damit  hing  auch  die  damals  eintretende  grössere  Centrali- 
sinnig  des  Kassenwesens  zusammen,  indem  mehrere  der  älteren  kleineren  Central- 
Ussen  aufgehoben  und  ihre  Einnahmen ,  sowie  diejenigen  anderer  Einnahmc/wcisr 
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(xach  der  Domänen-  und  Forstverwaltung),  durch  die  Regierungshauptkassen ,  die 
l'eberschüsse  der  verbleibenden  besonderen  Centraikassen  der  Post  und  Lotterie  un- 
mittelbar in  die  Gencralstaatskassc  geleitet  wurden.  Letztere  wurde  erst  so  eine  wahre 
oberste  Centraikasse.  Die  vorhandenen  besonderen  Ministcrialkassen  konnten  nur 
als  reine  Ausgabekassen  verbleiben,  sie  erhielten  den  Bedarf  aus  der  General- 
staatsLasse  —  durch  dircete  Ueberweisung  oder  durch  Ausführung  von  Zahlungen  für 
sie  in  den  Provinzen.  S.  Herrfurth  S.  123  IT.,  v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A. 
II,  2,  723.  Folgerichtig  und  auch  zugleich  dein  Princip  des  Bruttoetats  in  der  Ver- 
rechnung entsprechend  werden  nicht  nur  die  UeberschUsse,  sondern  rechnungsweise 
auch  die  Bruttoeinnahmen  und  die  abgezogenen  Verwaltungs-  und  Betriebsausgaben 
durch  die  Generalstaatskasse  geführt.  —  Zur  Uebcreicht  der  Erträge,  der  Ausgaben 
und  der  Bestände  und  zur  zweckmässigen  Benutzung  und  Vertheilung  der  Mittel  haben 
alle  Kassen,  auch  die  andren  obersten  Behörden  untergeordneten,  periodische 
Kasiencxtra cte  und  Jahresabschlüsse  dem  Fin. min.  einzureichen.  Für  die  ver- 
schiedenen Gattungen  von  Kassen  sind  dafür  ein  für  allemal  bestimmte  Monatstago 
festgesetzt.  Die  Einnahmekassen  haben  in  der  Regel  zwei  mal  monatlich  an  bestimmt 
bezeichnete  Kassen  ihre  Ueberschüsse  abzuliefern.  Das  gesammte  Kassenwesen  bildet 
mit  dem  Etatswesen  eine  der  3  Abtheilungen  des  preuss.  Finanzministeriums  (§.  96). 

Ueber  Baiern  (o.  §.  97)  s.  Stockar  von  Neuforn- Hock  a.a.O.  Im  Staats- 
miuisterium  der  Finanzen  concentrirt  sich  auch  hier  die  gesammte  Finanzverwaltung, 
mit  entsprechender  Verantwortlichkeit  des  Ministers  (Hock,  I.  S.H).  Unter  dessen 
Uirang  steht  die  Centraistaatskasse,  in  der  sich  die  Gcldbewegung  des  Staats- 
haushaltes vornemlich  rechnungsweiso  concentrirt;  sie  hat  nur  geringe  selb- 
ständige Einnahmen,  aber  grosse  selbständige  Ausgaben,  die  sie  unmittelbar  selbst 
besorgt  (a.  a.  0.  H,  94,  95).  Die  übrigen  Kassen  haben  monatlich  (früher  z.  Tb. 
hiofiger  Bestandsausweise  dem  Finanzministerium  zu  übersenden  (cb.  I,  384).  Auf 
<irund  des  Finanzgesetzes  eröffnet  erst  der  Finanzministcr  auch  den  anderen  Ministerien 
ihr«'  „Credite"  und  hat  er  die  Bcfugniss,  die  bezüglichen  Zahlungen  an  die  Central- 
lasse  direct  anzuweisen  oder  die  übrigen  Finanzstellen  zur  Ertheilung  der  erforder- 
lichen Anweisungen  zu  ermächtigen  (eb.  I,  407,  414). 

Ueber  (West-)  Oesterreich  (§.  98)  s.  Blonski,  Fin.ges.knnde,  I,  27,  55, 
II.  350.  Die  Vorschriften  über  das  Kassenwesen  s.  in  „Zus.stcllung  der  Kassenmani- 
polationsvorschriften"  v.  1850,  im  „Amtsunterricht  f.  d.  ausübenden  Aemtcr"  von  1853 
o.  in  d.  Kais.  Verordn.  v.  21.  Nov.  1866  betr.  Bestimmungen  über  die  Regelung  des 
Staats-.  Rechnungs-  und  Controldienstcs.  Vgl.  auch  Schrott  Vcrrechn.  wissensch. 
§.  5"  ff,  «Jessen  gute  und  klare  theoret.  und  princip.  Darstellung  vornemlich  österr. 
Verhältnisse  vor  Augen  hat.  Unter  etwas  anderen  Bezeichnungen  doch  den  preussischen 
ähnliche  Einrichtungen,  so  in  der  Stellung  des  Finanzministeriums  zum  Kassen-  und 
Rechnungswesen. 

Ueber  Frankreich  \§.  99)  s.  v.  Hock,  Fin.verwalt.  Fr.s.  Kap.  3.  S.  85  ff. 
I1K  ff.  (vorneml.  nach  d'Audif fret's  syst.  fin.  p.  2  u.  5  bearbeitet,  concis  u.  klar), 
«.  Kaufmann,  Fin.  Frankr.s,  passim  in  Kap.  1,  S.  44  ff.,  K.  3  u.  4  (hier,  nach 
Block 's  dict.,  gute  Darstellung  des  Diensts  im  Finanzministerium,  sonst  unvollständig 
in  diesen  Particcn).  Das  geltende  legislative  Material  bes.  in  Block 's  dict.  de  l'ad- 
münstr.  o.  den  suppleni.  (bisher  5);  s.  namentl.  d.  Artikel  comptabilite  publique,  cour 
des  comptes,  payeure,  pereepteurs.  tresor  public,  tresoriers-payeurs  giineraux.  Die 
Hauptbestimmungen  sind  in  Ordonnam  en  der  Restaurationszeit  u.  der  Juliinonarchio 
enthalten  (14.  Sept.  1822.  10.  Dec.  1823  u.  a.),  Zus.fassung  in  der  Ordon.  v.  31 .  Mai  1838 ; 
jetzt  geltende  Fassung  der  letzteren  in  dem  die  früheren  Verordnungen  zu»  fassenden 
o.  vervollständigenden  Decret  v.  31.  Mai  1862. 

Die  leitenden  Grundsätze  für  das  ganzeGebiet  der  französ.  compt.  publ.. 
—  eines  Musters  folgerichtiger  Ordnung  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Rechnungs  -  und  Control- 
v««ns,  daher  von  allgemeinem  Interesse  für  die  Theorie  des  Gegenstands  überhaupt 
u»d  hier  aus  diesem  Grunde  und  zugleich  mit  zur  Uebersicht  der  einschlägigen  Be- 
«immangen  über  das  uns  hier  beschäftigende  Gebiet  eingereiht  —  stellt  Hock 
Tolgendermassen  hin  (in  vortrefflicher  Fassung,  wenn  auch  in  einer  uns  nicht  ganz 
«gemessen  erscheinenden  Reihenfolge,  die  wir  hier  aber  beibehalten):  1)  „Niemand 
darf  Gelder  des  Staats  verwalten,  der  nicht  vom  Finanzminister  ernannt,  unter 
'eine  Befehle  gestellt,  ihm  verantwortlich  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Rechnungs- 
höfe unterworfen  ist.    Wer  das  Recht  hat.  Gelder  des  Staats  anzuweisen,  darf 
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nicht  Gelder  des  Staats  verwalten".  Dieser  Grandsatz  bedingt  eine  noch  grossere 
Centralisation  des  betreff.  Finanzdiensts  beim  französ.  Finanzministerium  als  iu 
anderen  Staaten.  —  2)  .Jeder  verrechnende  Beamte  ist  zu  einer  Cautiousleistung  ver- 
pflichtet". —  3)  „Der  Staatshaushalt  unterliegt  einer  dreifachen  Uebcrwachung  und 
Prüfung",  einer  legislativen  durch  Staatsrath  u.  gesetzgeb.  Körper  (jetzt  National- 
versammlung), einer  judicicllen  durch  den  Rechnungshof,  einer  administrativen 
durch  einzelne  Ministerien  und  durch  das  Fiu.ministerium ,  —  wie  in  Princip  und 
Praxis  jetzt  allgemein  ähnlich,  nur  mit  mehr  Abweichungen  bei  der  zweiten  Coutrole, 
in  deu  modernen  Staaten  mit  constitut.  Verfassung.  —  4)  „Als  Grundlage  der  Ver- 
waltung des  Staatsvermögens  dient  das  jährl.  Finanzgesetz  mit  dem  genehmigten 
Staats  voran  schlage",  den  einzelnen  Crediten  u.  s.  w.,  —  wie  jetzt  ebenfalls  all- 
gemein. —  (Nr.  5  bezieht  sich  auf  die  Trennung  der  Jahresdieuste,  wovon  später).  — 
<>)  „Gelder  des  Staats  dürfen  nur  gegen  juxtirte  (aus  einem  Buch  ausgeschnitteo.) 
oder  mit  Talons  versehene  Quittungen  in  Empfang  genommen  werden.  Wer 
für  Kechnung  dt:s  Staats  Abgäbet»  einhebt  oder  Gelder  empfangt,  wird  mit  dem 
Betrage  derselben  belastet",  ein  cigenthümlichcr .  zu  weiteren  besonderen  Ein- 
richtungen in  der  französ  Finanzverwaltung  führender  Grundsatz.  —  7)  „Ein  Zahlungs- 
auftrag  darf  nur  von  dem  Minister,  dessen  Kessort  er  betrillt,  oder  vou  einem  durch 
ihn  im  Kreise  seiner  Befugnisse  hier/u  ermächtigten  Dienstchef,  nach  Liquidirung  der 
Ansprüche  des  Staatsglau bkrers  id.  i  Zahlungsberechtigten)  ....  ausgestellt  werdeu*. 
„Wer  Zahlungen  für  den  Staat  leistet,  darf  die  Zahlung  nicht  vollziehen,  wenn  ihm 
nicht  vom  Finanzministerium  ein  Fond  hiezu  angewiesen  (ausnahmsweise  nicht 
erforderlich  bei  den  Soldzahlungen  f.  d.  Heer  und  die  Flotte),  vom  betrelf.  Minister 
oder  Dieustchef  die  Zahlungsanweisung  zugekommen  und  vom  Staat^läubiger 
(Zablungsbcrechtigten)  die  seine  Ansprüche  rechtfertigenden,  durch  die  Reglements 
nach  Art  und  Form  genau  bezeichneten  Behelfe  vorgelegt  sind".  Dies  ist  die  französ. 
Regelung  des  „finanziellen  Auweisungsrechts",  die  verglichen  mit  der  deutschen  einiges 
Eigentümliche  hat,  wenngleich  im  Hauptpriucip  auch  wieder  damit  übereinstimmt 
S.  u.  §.  123 — 125.  —  S)  „Alle  Schriften  der  Geld  anweisenden  und  Geld  verrech- 
nenden Behörden,  Aetnter  und  Kassen  werden  in  der  Hauptsache  genau  nach  den- 
selben Formularien,  unter  denselben  Benennungen,  iu  derselben  Weise 
geführt,  in  gleichen  Fristen  abgeschlossen  und  vorgelegt".  —  9)  „Alle  Bücher 
der  Haupt rechnungs leger  werden  nach  doppelter  Buchhaltung  mit  thunlichster 
Beibehaltung  der  im  Staatsvoranschlag  enthaltenen  Rubriken  geführt.  Jeder  Artikel 
des  Journals  erscheint  so  unter  passend  gewählten  Rubriken  doppelt,  anter  deu 
Einnahmen  und  den  Ausgaben,  eingetragen,  so  dass  stets  jede  Eintragung  sich  selbst 
controlirt",  —  während  in  Deutschland  doch  wohl  aus  triftigen  Gründen  der  sogen. 
Camcralstyl  (s.  u.  §.  13.Y)  dem  Rechnungswesen  zu  Grunde  liegt  oder  die  doppelte 
Buchhaltung  nur  wesentlich  modiheirt  Anwendung  findet  (Oesterreich  i.  IS.  JJi.).  — 
10)  „Eine  durch  alle  Verwaltung»-,  und  Rechnuugszwcigc  durchgreifende  Unterscheidung 
ist  die  zwischen  den  zum  Ertrag  gehörenden  Einnahmen  und  Ausgaben  [oder  deu 
etwa  als  eigentliche  oder  wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Dienstzweigs 
zu  bezeichnenden]  und  den  bloss  auf  das  Kassavirement  (die  Fondsbewegung) 
sich  beziehenden":  die  sog.  durch  lauf  eudeu  Posten,  z.  B.  Einnahmen  und  Aus- 
gaben für  Rechnung  einer  anderen  Kasse,  die  zwar  auch  im  Rechnungs-  und  Kassen- 
wesen  andrer  Länder  vorkommen,  aber  im  französischen  folgerichtiger  und  vollständiger 
durch  die  Rechnungen  geführt  werden.  —  (Nr.  1 1  bezieht  sich  auf  die  Einrichtung 
und  Beschallenheit  der  Rechnuugsdocumentc.  Register.  Journale).  —  12)  „Kein 
Rechnungsleger  kann  sich  selbst  einen  Beleg  ausstellen,  keiner  mit  einem  anderen, 
der  nicht  zu  ihm  im  Verhältniss  der  üeber-  oder  Unterordnung  steht,  ohne 
höheren  Auftrag  in  unmittelbare  Verbindung  treten".  —  (Nr.  13  betrifft  die  äussere 
Einrichtung  und  Führung  der  Kasse,  wo  die  französ.  Bestimmungen  ganz  den  deutschen 
entsprechen,  s.  u.  §.  121»). —  Im  Finanzministerium  ist  es  in  Frankreich  die  besondere 
Abtheilung  füj  die  allgemeine  Gelderbeweguug.  (dir.  du  mouvement  general 
dos  fonds  s.  o.  §.  99),  in  welcher  sich  die  oberste  Leitung  dieser  Bewegung  in  den 
Staatskassen  Concentrin,  bei  der  die  Kasseuiibcrsichteu  einlaufen  und  buchhalterisch 
zusammengestellt  und  die  Vorfügung  über  die  Ucbertraguugen  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kassen  (unter  Mitbenutzung  dor  Bank  von  Frankreich  und  ihrer  Filialen^ 
getroffen  wird.  Die  gesammte  comptabilite  publique  bildet  eine  weitere  eigene  Fach- 
abthcilung  des  Fin.ministeriums  (wonach  oben  §.  99  S.  21ti  zu  ergänzen  ist),  von  der 
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dann  die  Abtheilung  Dir  die  Centralkassc  und  deren  Dienst  noch  zu  unterscheiden  ist. 
Diese  Kasse  ist  oberste  Sammelkasse  der  Uebcrschüsse  der  Departementskassen  nncl 
fungirt  ausserdem  als  Kasse  für  das  Seinedepartement. 

Uober  England  (§.  100)  s.  (ineist,  engl.  Verwalt.recht,  2.  A.  II,  §.  G9,  70. 
Der  Zahluogsdicnst  Concentrin  sich  in  dem  Amte  des  payinaster  goneral  (General- 
Zahlkasse),  welches  jetzt  zum  Schatzamte  (treasury)  gehört.  Dies  Amt  fungirt  neben 
der  Bank  von  England,  welche  die  Zahlungen  für  die  Staatsschuld  besorgt,  als  Aus- 
zahl ungs am t  für  die  Ausgaben  der  Übrigen  Zweige  der  Staatsverwaltung. 

§.  122.  —  B.  Eine  Verbindung  des  Staatskassen- 
wesens mit  Banken,  besonders  mit  der  etwaigen  grossen 
Centraibank  des  Landes  empfiehlt  sich  in  unserer  Zeit  aus  ver- 
schiedenen Gründen  und  ist  auch  mehrfach  erfolgt,  gewöhnlich  mit 
der  privilegirten  oder  eines  Notenmonopols  geniessenden  Zettelbank. 

• 

Im  Einnahmedienst  kann  eine  solche  Bank  passend  bei  der  Aufnahme 
und  Einzahlung  von  Staatsschulden  direct  dienen.  Bei  entwickeltem  Check- 
verkehr und  einem  soliden,  gut  eingerichteten  Abrechnungshause  (Clearing-Housc'i 
ist  die  Annahme  von  Checks,  besonders  —  aber  nicht  uothwendig  ausschliesslich  — 
auf  die  Hauptbank,  wenigstens  für  gewisse  grössere  Zahlungen  an  Staatskassen,  daher 
namentlich  für  Zoll-,  für  gewisse  innere  Verbrauchsteuer- Zahlungen,  wie  Rübenzucker-, 
Branntwein-,  Bier-,  Salzsteuern,  für  die  Domänenpachtschillinge,  für  grössere  Zahlungen 
an  die  Forst-,  Bergwcrksverwaltung,  zulässig  und  zweckmassig  (Englands  Die  Ueber- 
schtlsse  der  Provincial-  und  Localkassen,  in  Orten  mit  Bankfilialen,  gelangen  vielfach 
durch  eine  Bank  für  Fiscus,  Publicum  und  Volkswirtschaft  am  Bequemsten  und 
Wohlfeilsten  an  die  Bestimmungs-  und  Bedarfsorte.  Endlich  können  grössere,  einige 
Zeit  im  Bestand  bleibende  Ucberschüsse.  die  sich  sonst  etwa  in  der  Centraikasse  an- 
häufen, erwunschtermassen  einstweilen  bei  der  Bank  stehen  und  hier  mit  für  Batik- 
geschäfte verwendet  werden. 

Im  Ausgabedieustc  kann  eine  Bank  ebenfalls  passend  für  die  Bewerk- 
stelligung interlocalcr  und  etwaiger  internationaler  Zahlungen  der 
Staatskasse  fungiren.  Ferner  kann  sie  —  zwar  in  ungleichem  Maasso  je  nach  dem 
System  der  Beurkundung  der  einzelnen  Schuldtitel,  daher  besonders  bei  der  Torrn  der 
Bacbschuld.  wie  in  England,  indessen  doch  auch  bei  der  eontinentalen ,  spccicll 
deutschen  Form  der  „Obligationenschuld"  und  der  Zinserhebung  mittelst  Coupons  — 
den  Auszahlungsdienst  und  die  gesammte  technische  Verwaltung  der 
Staatsschuld  Übernehmen  (England).  Endlich  Hessen  sich  auch  sonstige  Aus- 
zahlungen, namentlich  solche,  wo  es  sich  um  grössere  Zahlungen  auf  Grund 
vorausgehender  Liquidation,  z.  B.  für  Licfemngen  an  den  Staat,  oder  um  periodisch 
feste  Hebungen,  wie  die  Besoldungen  der  Beamten  handelt,  an  Banken  zur  Be- 
sorgung uberweisen. 

Durch  diese  Einrichtungen  wird  der  eigentliche  Kassendienst 
vereinfacht  und  wohlfeiler,  die  Ansammlung  mtissiger  Geldbestände 
geringer,  Stockungen  im  Geldverkehr,  die  Afficirung  des  Geldmarkts 
durch  grössere  Zahlungen  an  die  Staatskasse  oder  von  ihr  mehr 
vermieden,  der  wirkliebe  Geldumlauf  in  Münze,  daher  der  Bedarf 
der  Volkswirtschaft  dafür,  ebenso  der  Banknotenumlauf  kleiner. 
Viele  Zahlungen,  z.  B.  zwischen  Staaatsschuldnern  aus  dem  Titel 
der  Zollgefälle  und  Staatsgläubigern  aus  dem  Titel  der  verzinslichen 
Staatsschuld  lassen  sich  durch  blosse  Eintragung  in  die  Bankbücher 
und  reell  durch  Compensation  abmachen.  M.  a.  W.  die  Geld- 
wirthschaft  wird  auch  in  den  Beziehungenzwischen  Fiscus  und 
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• 

Publicum  vielfach  durch  die  Creditwirthschaft  ersetzt. 
Das  ist  im  Ganzen  eine  volks-  und  priyatwirthschaftlich  günstige 
Entwicklung.  Es  kommt  dadurch  auch  in  das  Kassenwesen  des 
Staats,  das  oft  an  einer  gewissen  bureaukratischen  Schwerfälligkeit 
leidet,  ein  kaufmännisch  -  bewegliches  Element,  das  hier  keine 
Bedenken,  sondern  nur  Vortheile  hat,  hinein.  Am  Meisten  passt 
die  Verbindnng  des  staatlichen  Kassenwesens  mit  grossen  Centrai- 
Zettelbanken,  die  zugleich  ein  ausgebildetes  Filialnetz 
haben  (Deutsche  Reichsbank).  Doch  ist  auch  die  Verbindnng 
mit  sonstigen  soliden  Banken  für  diese  Zwecke  nicht  ausgeschlossen. 
Auch  für  grossere  Communalhaushalte  empfiehlt  sie  sich.  Der 
(Uberwiegend  wünschenswerthe)  Uebergang  vom  System  der  specula- 
tiven  Ervverbsgesellschafts-,  besonders  der  Actienbanken  zum 
System  wirklich  öffentlicher  („gemeinwirthschaftlicher")  Banken, 
in  Eigenthum  und  Verwaltung  öffentlicher  Körper  oder  doch  öffent- 
licher Genossenschaften,  würde  jener  Verbindung  von  Staats-  und 
Communalkassen  mit  Banken  Vorschub  leisten  und  die  letzten  Be- 
denken socialpolitischer  Art  gegen  eine  solche  Verbindung,  wie  sie 
in  Deutschland  wohl  —  u.  E.  mit  Unrecht  —  aus  dem  Character 
der  bekanntlich  schon  jetzt  nur  von  Reichsbeamten  verwalteten 
Reichsbank  als  Actiengesellschaft  abgeleitet  worden,  beseitigen. 
Auch  die  Ausbildung  öffentlichen  Versicherungswesens  drängt  darauf 
hin  und  würde  selbst  wieder  dadurch  begünstigt. 

Früher  war  die  Ausnutzung  der  Banken  zur  Creditgewährung  an  den  Staat  in 
Finanznöthen  ein  gewichtiges  Gegenbedenken.  das  jetzt  in  Folge  Verbesserung  des 
Staatbcredits  und  staatsrechtlicher  Cautclen  zurückgetreten  ist.  —  Das  wichtigste  Beispiel 
der  Uebernahmc  eines  Theils  des  Kasscndiensts  des  Staats  durch  eine  Bank  bildet  die 
Rank  von  England.  Dieselbe  ist  schon  seit  ihrer  Gründung  ^1694)  wegen  ihrer 
Darlehen  an  den  Staatsschatz  in  näherer  Verbindung  mit  dem  letzteren  und  hat  all- 
mählich die  Geldverwaltung  der  Staatsschuld  ganz  übernommen.  Dann  sind  ihr  auch 
die  ü ebcrschUssc  der  Einnahmekassen  überwiesen,  wofür  sie  mit  dem  Staate  ein  Conto- 
correut  führt  (public  deposits).  Die  Auszahlung  der  vierteljährlichen  Zinsen  der  Schuld 
kann  sich  jetzt  in  Verbindung  mit  dem  englischen  System  der  Buchcredito,  Check* 
und  des  Clearing- Houses  grossenthcils  durch  Umschreiben  in  den  Bankbachern  voll- 
ziehen :  das  Conto  der  public  deposits  nimmt  ab,  das  der  private  deposits  entsprechend 
zu.  Indem  jetzt  Zoll-  u.  ähnliche  Zahlungen  mittelst  Checks  auf  die  Bank  von  Eng- 
land bewerkstelligt  werden  können,  wird  dies  Umschreibeverfahren  (Giriren)  noch  mehr 
zur  Vermittlung  der  Zahlungen  zwischen  Publicum  und  Staatskasse  benutzt.  Neuere 
Regelung  dieser  Verhältnisse  des  britischen  Zahlungswescns  durch  Ges.  v.  1866  (29. 
30.  Vict.  c.  'S*)).  S.  auch  Stein,  Fin.  I,  97  ff.,  der  aber  hier  wie  eb.  S.  91  mit 
Unrecht  die  Bank  schon  von  Anfang  au  (.seit  1694)  zur  „Centraikasse  für  den  ganzeu 
Haushalt"  bestimmt  und  gemacht  sein  lässt.  [Er  schliesst  seine  Ausführungen  S.  9S 
mit  einem  Ausfall  gegen  mich:  „wenn  Wagner  diese  Verhältnisse  und  Principicn 
bekannt  gewesen  wären,  so  hätte  er  wohl  nicht  seine  wunderliche  Idee  eines  Erwerbs 
von  Staatseinnahmen  aus  dem  staatlichen  Betrieb  von  Bankgeschäften  (2.  Aufl.  I. 
§.  224  ff.)  aufstellen  können  ....  So  wie  er  kann  man  in  diesem  ernsthaften  Dinge 
nicht  zu  einem  Resultat  kommen".  Dass  mir  „diese  Dinge  bekannt  *  wareu,  —  über- 
haupt und  specicll  mit  Bezug  auf  die  Englische  Bank  —  hätte  Stein  bei  ein  wonig 
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ireriflgerer  als  seiner  gewöhnlichen  Flüchtigkeit  und  bei  ein  wenig  mehr  Ernst  in  der 
Kritik,  wie  man  ihn  bei  solcher  Polemik  wenigstens  erwarten  sollte,  aus  den  von  ihm 
selbst  citirten  Stellen  ersehen  können:  2.  A.  I,  S.  510,  513,  Nr.  5,  Note  17  u.  die 
dort  cit.  Stellen  meiner  älteren  Rankschriften  ;  schon  in  meiner  ersten  (1857)  spreche 
ich  von  deu  Vorschüssen  der  Bank  auf  deficiency  hüls  des.  Schatzes  u.  von  dem 
Kassendienst  für  den  Staat.  Neben  einem  solchen  Dienst  einer  Bank  kann  aber 
sehr  wohl  auch  von  einer  mit  aus  fiscal,  (u.  volkswirthschaftspolitischen)  Kucksichten 
erfolgenden  Uebcrtragung  von  „Geld-  u.  Bankgeschäften'1  auf  den  Staat  (oder  Communen) 
die  Bede  sein  und  öfters  waren  solche  Rücksichten  (auch  in  Prcussen)  massgebend. 
Dagegen  lassen  sich  natürlich  auch  Gründe  anfahren,  wie  ich  denn  die  Gründe  für 
und  gegen  in  I,  §.  224  ff.  prüfe.  Eine  „wunderliche  Idee"  kann  das  nur  derjenige 
uennen,  der  die  Thatsachen  nicht  kennt  oder  nicht  versteht  (Preuss.  Sochandlung)] 
Nicht  in  der  Ausdehnung,  wie  in  England,  steht  die  Staatskasse  in  Frankreich 
mit  der  dortigen  Bank  in  Verbindung,  mit  der  sie  aber  immerhin  ebenfalls  ein  Conto- 
corrent  führt  und  deren  Vermittlung  zu  Zahlungen  zwischen  Paris  und  den  Departe- 
ments wie  dieser  unter  einander  sich  die  Staatskasse  und  dio  Goneraleinnehmer  viel- 
fach bedienen.  Aehnliche  Verhältnisse  bestehen  in  Italien,  Belgien  (Ges.  v. 
17.  JuÜ  1872). 

In  Deutschland  hatten  die  Zcttelbanken  auch  schon  früher  hie  und  da  in 
ihren  Statuten  Pflichten  zur  Ausführung  von  Staats -Kassengeschäften  übernommen. 
Im  Deutschen  Bankgesetz  v.  15.  März  1875  ist  der  Reichsbank  in  §.  22 
die  Verpflichtung  auferlegt,  „ohne  Entgelt  für  Rechnung  des  Reichs  Zahlungen 
anzunehmen  und  bis  auf  die  Höhe  des  Reichsguthabens  zu  leisten"  und  das  Recht 
crtheilt,  die  nemlichen  Geschäfte  für  die  Bundesstaaten  zu  übernehmen.  In  Folge 
spaterer  Anordnung  (v.  29.  Dec.  1875)  fungirt  nun  die  Reichsbank  förmlich  als 
Reichshauptkasse  (u.  A.  auch  ■ —  bedenklich  genug  —  als  Einlösungsstelle  für 
die  Reichskassenscheine),  was  allerdings  bei  dem  eigentümlichen  Character  des  Reicbs- 
tioaozwesens  und  der  meist  im  blossen  Verrechnungswoge  vor  sich  gehenden  Aus- 
einandersetzung zwischen  den  Rcichsfinanzen  uud  den  Finanzen  der  Einzclstaaten  nicht 
iq  einer  grossen  eigentlichen  Kasscngebahrung  führen  musste.  Für  die  Buchführuugs- 
ceschäfte  der  Reichshauptkasse  ist  bei  der  Reichsbank  eine  besoudere  Geschäfts- 
abtheilang  eingerichtet.  In  den  Ausweisen  der  Reichsbank  ist  das  Guthaben  des  Reichs 
UDgrescbieden  in  dem  Posten  „täglich  fällige  Verbindlichkeiten"  enthalten.  Im  Jahres- 
bericht wird  unterschieden,  doch  das  „Guthaben  dos  Reichs"  mit  dem  der  Bundesstaaten 
(das  übrigens  in  der  Regel  nicht  so  erheblich  seiu  wird)  zusammengefaßt.  Am 
l.Jan.  1882  betrug  dies  Gesammtguthaben  15.01  M.  M..  worauf  in  1882  020.34  M.  M 
eingezahlt.  801.82  M.  M.  ausgezahlt  und  31.  Dec.  1882  40.53  M.  M.  als  Guthaben 
verblieben  sind.  Mit  welchen  einzeluen  Staaten  des  Reichs  uud  in  welchem  Umfange 
die  Reichsbank  in  Verbindung  steht,  ergiebt  sich  nicht.  Die  etwas  schwerfällige 
preuss.  Kassenrerwaltung  könnte  dadurch  nur  gewinnen.  In  Baiern  bedient  sich  die 
Staatskasse  mehrfach  der  Vermittlung  der  Kön.  Bank  in  Nürnberg  für  ihre  Kassen- 
bewegung. 

IL  Einzelheiten  des  Zahltings-,  Kassen-  und 

Rechnungswesens. 
§.  123.  Hierhin  gehören  von  wichtigeren  Verhältnissen:  A)  die 
Ordnung  des  finanziellen  An we isungsrechts,  —  B)  das 
Kassensystem  und  die  innere  Einrichtung  des  Kassen- 
dienstes, sowie  der  Gang  der  Kassengeschäfte  bei  den 
Kassen,  —  C)  die  innere  Einrichtung  des  Rechnungswesens 
(Bachführung). 

Es  sind  dies  specicll  technische  Dinge,  von  denen  wieder  die  Bemerkung  in 
§•  110  gilt,  dass  es  sich  dabei  um  allgemeine  einzelwirthschafüiche  und  linanzwirth- 
sohaftliche  Angelegenheiten  zugleich  handelt  Die  drei  unterschiedenen  Verhältnisse 
hingen  eng  zusammen,  so  dass  bei  der  Erörterung  eines  jeden  Einzelnes  mit  hinein 
m  liehen  ist,  was  die  beiden  anderen  betrifft.    Eine  grosso  Fülle  von  Einzelheiten 
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liegt  hier  vor,  welche  in  den  moderneu  Staaten  in  zahlreichen  Verordnungen,  Regula- 
tiven. Instructionen,  nur  ausnahmsweise  Einzelnes  im  Wege  der  Gesetzgebung  (z.  B 
das  Cautionswcseii)  geordnet  sind.  Bei  manchen  Verschiedenheiten  besteht  iu  dem 
Allen  doch  eine  aus  der  Natur  der  Sache  und  modernen  Kechtsbcgriffcn  auch  not- 
wendig folgende  grosse  Uebereinstimmung  in  dem  Wesentlichen.  Darüber  darf  man 
sich  durch  die  öfters  verschiedene  Terminologie  —  auch  innerhalb  Deutschlands  — 
und  eben  gewöhnlich  nur  scheinbar  bedeutende  Unterschiede  in  den  Einrichtungen 
und  im  Geschäftsgang  nicht  täuschen  lassen.  Eine  auch  hier  m.  E.  zu  erstrebende 
und  ron  mir  erstrebte  mehr  principiello  Behandlung  eines  solchen  Gegenstands  bietet 
nach  dem  Character  des  letzteren  besondere  Schwierigkeiten  und  ist  nur  filr  die 
wichtigeren  Puncte  strenger  durchzufuhren.  Das  grosse  technische  und  administrative 
Detail  gehört  nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  allenfalls  in  eine  Lehre  vom 
Technischen  und  Formellen  der  Finanzvcrwaltung.  Ein  freilich  meist  noch  sehr  unvoll- 
kommener Versuch  systematischer  Verarbeitung  dieses  Details  liegt  denn  auch  nur  in 
den  Schriften  für  practischc  Zwecke,  „Anleitungen"  zur  Ausbildung  und  für  die 
Prüfungen  des  Subalterndienstcs  in  diesen  Branchen  vor. 

A.  Das  finanzielle  An  Weisungsrecht  ist  das  Recht  einer 
Behörde  (oder  des  Chefs  einer  solchen)  von  Arntswegen  oder  nach 
speciellem  Auftrag  (schriftliche)  Anweisungen  (Aufträge)  an  andere 
Beamten  und  Behörden  zur  Em  pfangnah  nie  (Einhebung)  von 
Zahlungen  auf  Rechnung  des  Fiscus  (Staats,  der  Staatskasse  oder 
einer  Behörde,  eines  Instituts),  sowie  zur  Vornahme  von  Zahlungen 
auf  Rechnung  dieser  Verpflichteten  an  Dritte  (insbesondere  im 
„Publicum")  zu  geben. 

Auch  dies  Recht  concentrirt  sich  in  oberster  Instanz  beim 
Finanzminister.  Von  ihm  ergehen  sowohl  die  Aufträge  zur 
Empfangnahme  von  Zahlungen  als  zur  Vornahme  von  Zahlungen 
an  die  betreffenden  Behörden,  soweit  nicht  gewisse  Dienstzweige, 
z.  B.  für  Einnahmen  (Verkehrsanstalten,  Domänen,  Forsten)  etwa 
unter  anderen  Ministerien  stehen.  Bei  den  Verwaltungsaus- 
gaben beschränkt  sich  die  Anweisung  des  Finanzministers  regel- 
mässig darauf,  den  anderen  Ministerien  die  etatmässigen 
Credite  im  Ganzen  anzuweisen,  worauf  dann  die  Special- 
verwendung durch  die  Chefs  dieser  Ministerien  je  in  ihren  Ressorts 
angewiesen  wird.  Die  Minister  und  die  Chefs  der  den  Ministerien 
coordinirten  sonstigen  Behörden  bilden  die  obersten  Verwaltungs- 
osgane  mit  selbständigem  Anweisungsrecbt  innerhalb  ihrer 
Competenz  (Anweisungsbehörden  erster  Klasse).  Von  ihnen 
wird  das  Anweisungsrecbt  delegirt  an  gewisse  untergebene  Be- 
hörden in  verschiedenem  Umfange  (Anweisungsbehörden  2., 
3.  Klasse  u.  s.  w.,  ordonnateurs  secondaires). 

Dem  Finanzminister  sind  über  die  erfolgten  Anweisungen  und  deren  Erledigung 
durch  die  Kassen  auch  aus  den  anderen  Ministerien  regelmässig  periodische  Mit- 
thcilongen  zu  machen.  Es  kann  auch  die  Einrichtung  getroffen  werden,  dass  alle 
oder  gewisse  Anweisungen  andrer  Ministerien  selbst  innerhalb  der  etatmässigen  Credite 
vor  ihrer  Vollziehung  im  Finanzministerium  zu  visiren  sind  —  so  in  Frankreich  Seitens 
der  Direction  der  Fondsbewegung  (v.  Malchus  II,  124). 
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Zur  Empfangnahme  von  Zahlungen  in  ihrem  regel- 
mässigen Wirkungskreise  erhalten  die  Einnahmeämter  einen 
Generalauftrag,  welcher  sich  aus  ihrer  Bestimmung  und  Function, 
bez.  aus  der  Ueberweisung  eines  „Etats"  zur  Vollziehung  an  sie 
(Zoll-,  Verzehrungssteuerämter,  Aemter  für  directe  Steuern,  Forst- 
kassen, Domänenkassen,  Postkassen  u.  s.  w.)  ein  für  allemal  ergiebt. 
Zahlungen  ausserhalb  dieses  Wirkungskreises  und  Etats  haben 
solche  Aemter  entweder  gar  nicht  anzunehmen,  sondern  bei  irr- 
thtlmlich  angebotenen  die  Zahlungswilligen  an  das  competente  Amt 
zu  weisen,  oder  nur  ausnahmsweise  einstweilen  „in  Verwahrung" 
zn  nehmen  und  dann  apart  zu  buchen.  Sonst  setzt  die  Annahme 
einen  Specialauftrag  der  competenten  vorgesetzten  Behörde 
voraus. 

Auch  bei  der  Vornahme  von  Zahlungen  sind  die  auf  all- 
gemeinen Rechts-  und  damit  Zahlungstiteln  beruhenden 
regelmässigen  Zahlungen,  insbesondere  die  periodischen, 
wie  für  Besoldungen,  Pensionen,  Schuldzinsen,  gewöhn- 
lich ein  für  allemal  bestimmten  Kassen  durch  einen  General- 
auf trag  zur  Zahlung  überwiesen.  Ein  solcher  Gencralauftrag 
liegt  auch  hier  in  der  Uebermittlung  des  betreffenden  Etats 
(„Kassenetats")  an  die  Kasse  zur  Ausfuhrung  (Preussen). 
Einer  Specialanweisung  der  competenten  Dienstbehörde  bedarf  es 
hier  nur  für  den  Beginn  und  die  Beendigung  des  einzelnen 
Zahlungsanspruchs,  so  bei  neuen  Anstellungen  und  Gehaltdzahlungen 
dafür  und  bei  der  Sistirung  oder  Uebertragung  an  eine  andere 
Kasse  oder  bei  definitiver  Beendigung  einer  solchen  einzelnen 
rechtlichen  Verpflichtung  (z.  B.  einer  durch  Tod  oder  sonstiges 
Dienstausscheiden  beendeten  Gehaltszahlungspflicht  an  den  Be- 
amten N.  N.).  Bei  sonstigen  einer  Kasse  generell  zur 
Berichtigung  Überwiesenen  Zahlungen  muss  dagegen  in  der  Regel 
noch  für  jede  einzelne  Zahlung  —  z.  B.  für  sach- 
liche Ausgaben  im  Bureaudienst,  bei  Baarkäufen,  soweit  nicht 
eben  an  bestimmte  Beamten  Pauschsummen  dafür  periodisch  zu 
zahlen  sind,  für  Berichtigung  von  Rechnungen  für  Lieferungen  — 
eine  specielle  Zahlungsanweisung  der  betreffenden,  das  An 
Weisungsrecht  besitzenden  Behörde  der  Kasse  zugehen,  um  letztere 
zur  Bewerkstelligung  der  Zahlung  zu  legitimiren.  Selbstverständlich 
bedarf  es  vollends  einer  solchen  speciellen  Anweisung  bei  allen 
einzelnen  Zahlungen,  welche  nicht  zum  regelmässigen  Wirkungs- 
kreis einer  Kasse  gehören  und  dieser  nicht  generell  Uberwiesen  sind. 
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Diu  Durchführung  des  finanziellen  An  Weisungsrechts  bedingt  dann  wieder  eine 
entsprechende  Buchführung  bei  der  an  wei so n den  Behörde  Uber  die  ergangenen 
oder  ausgestellten,  bei  der  beauftragten  Kasse  über  die  empfangenen 
Anweisungen.  Letztere  Buchführung  kann  selbständig  neben  der  über  die  verwirk- 
lichten Zahlungen  oder  den  eigentlichen  Kassenverkehr  einhergehen  oder  durch  Ein- 
fügung einer  betreffenden  Spalte  in  die  Kasscnrcclmungcn  mit  der  Kassen  -  Buchführung 
näher  verbunden  werden.  Den  oberen  Behörden,  speciell  den  betreffenden  Ministerien 
und  besonders  dem  Finanzministerium  sind  wieder  periodische  Auszüge  über  die 
crthcilten,  empfangenen  und  ausgeführten  Anweisungen  zuzustellen. 

Wo  die  Kasse  nach  Generalauftrag  auch  den  einzelnen 
Zahlungsanspruch,  z.  B.  ans  dem  Rechte  auf  die  periodische  Hebung 
der  Besoldung,  selbständig  zu  erfüllen  hat,  obliegt  ihr,  bez.  einem 
damit  speciell  beauftragten  Kassenbeaniten ,  auch  die  Prüfung 
aller  auf  die  rechtliche  Seite  der  Zahlung  Bezug  habenden 
Puncte,  somit  die  sachliche  und  die  formelle  Prüfung,  bei 
Vollziehung  von  Specialanweisnngen  nur  die  letztere  (§.  130). 

Das  Kassenpersonal  handelt  hier  auf  seine  eigene  Ver- 
antwortlichkeit und  untersteht  demgemäss  etwaigen  Regress- 
ansprllchen  des  Fiscus  wie  des  Berechtigten.  Bei  Zahlungen  auf 
Grund  von  Spccialanweisungen  der  competenten  Dienstbehörde 
moditicirt  und  beschränkt  sich  diese  Verantwortlichkeit  entsprechend. 
Hier  rauss  die  Prüfung  des  einzelnen  Zahlungsanspruchs  und  die 
„Liquidation"  desselben  in  der  höheren  Instanz,  bei  der  an- 
weisenden Behörde,  vor  sich  gehen,  welche  demgemäss  hier- 
für die  Verantwortlichkeit  trägt.  Die  Buchführung  wird  hier 
eventuell  über  die  eingereichten  und  die  liquidirten  Zahlungs- 
forderungen und  Uber  die  darauf  hin  ausgestellten  Zahlungs- 
anweisungen getrennt  erfolgen  müssen. 

§.  124.  Ein  besonderes  Augenmerk  ist  bei  den  Liquidationen, 
der  Ausstellung  der  Anweisungen  und  bei  der  Zahlungsleistung  zu 
richten  auf  die  Innehaltung  des  Etats,  bez.  der  einzelnen 
ctatsmässigen  Credite,  dabei  auch  auf  die  Beachtung  der 
staatsrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit ,  die 
Bedingungen,  das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  Ueber- 
tragungen  zwischen  verschiedenen  Kapiteln,  Titeln  u.  s.  w.  des 
Etats  (§.  117  ff),  ferner  auf  die  Innehaltung  der  Vorschriften 
Uber  die  Trennung  der  Jahresdienste,  Uber  den  Verfall 
der  nicht  erschöpften  Credite  früherer  Jahre  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  u.  dgl.  m. 

Das  Finanzministerium  ist  hier  dem  Staatsoberhaupte  und  der 
Volksvertretung  verantwortlich,  die  Oberrechenkammer  hat  eventuell 
die  bezügliche  Controle  mit  auszuüben,  die  anderen  Ministerien 
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sind  dem  Finanzministerium  gegenüber  zur  Innehaltung  ihrer 
Credite  und  jener  Vorschriften  verpflichtet,  jede  anweisende  Behörde 
ihrer  vorgesetzten.  Feststehen  muss  vor  Allem,  dass  eine  Ueber- 
schreitung  der  Credite  und  Vorschriften  Seitens  der  anderen  Ministerien 
nur  mit  Wissen  und  —  regelmässig  vorhergehender  —  Zustimmung 
des  Finanzministers  geschehen  darf.  Diesem  sind  daher  die  Gründe 
vorzulegen  und  er  bat  darüber  mit  zu  befinden.  Er  hat  dann  die 
Ueberscbreitungen  seines  Specialetats  und  diejenigen  des  Gesammt- 
etats  nach  Oben  hin  zu  vertreten  und  dafür  nachträgliche  Genehmigung 
des  Staatsoberhaupts  und  der  Volksvertretung,  regelmässig  bei  der 
Vorlegung  des  Rechnungsabschlusses  (§.  147),  einzuholen.  Für  eine 
selbständige  Mitwirkung  der  lediglich  nach  Aufträgen  der  an- 
weisenden Behörden  handelnden  Kassenverwaltungen  bei  derControle 
wegen  Innehaltung  des  Etats  fehlt  eigentlich  diesen  Verwaltungen 
die  Competenz,  selbst  wenn  sie  einen  Generalauftrag  in  der  Form 
der  Ueberweisung  eines  Etats  zur  Vollziehung  erhalten  haben  (s. 
n.  über  Preussen). 

Auch  darüber  ist  eine  fortlaufende  Controle  geboten,  dass  nicht  kleinere, 
mehr  zufällige  Ueberscbreitungen  des  Etats  und  der  einzelnen  nichtübertragbaren 
Credite  stattfinden ,  z.  B.  indem  auf  generelle  Titel ,  wie  etwa  „zu  persönlichen  Aus- 
gaben ausser  den  Besoldungen*',  „zu  allgemeinen  Unkosten"  durch  Spccialan Weisungen 
wehr  angewiesen  und  verausgabt  wird ,  als  auf  diesem  Titel  zur  Verfügung  stellt. 
Die  Hauptsorge  hierfür  muss  wieder  in  die  anweisenden  Behörden  und  schliesslich, 
als  oberste  Controliustanz  in  das  Finanzministerium  verlegt  werden.  Zu  diesem 
Behufo  wird  passend  in  den  Büchern  der  anweisenden  Behörden  eine  Ver- 
gleich sspal  te  fttr  das  „ctatmässige  Soll4'  (bez.  „Darf  '  bei  den  Ausgaben) 
gesetzt,  um  dadurch  jederzeit  die  Innchaltung  dieses  „Soll"  durch  das  wirkliche  Er- 
gebnis (das  „Ist",  hier  zunächst  der  ausgestellten  Anweisungen)  leicht  vergleichen 
zn  können.  Aehnlich  kann  man  hier  dann  auch  die  Buchführung  der  Kassen 
einrichten  und  durch  Aufnahme  einer  Spalte  des  „Etats- Soll"  den  Vergleich  mit  der 
wirklichen  Geldgebahrung  oder  Verausgabung  erleichtern.  Nur  erscheint  doch  auch 
hier  die  Kasse,  welche  stets  nur  auf  generellen  oder  speciellen  Zahlungsauftrag  der 
vorgesetzten  Behörde  handelt,  keine  geeignete  Instanz,  um  etwa  unter  Hinweis  auf 
bereits  erfolgte  Ueberschroitung  des  Crcdits  von  sich  aus  selbst Und  ig  die  Er- 
füllung einzelner  sonst  formell  richtiger  Zahlungsansprüche  an  sie  oder  vollends  die 
Honorirung  einzelner  Spccialanweisungen  auf  sie  abzulehnen.  Sie  sollte  nur  etwa 
Recht  und  Pflicht  haben,  in  solchen  Fällen  vor  der  Auszahlung,  also,  soweit  angänglich, 
mit  Aufschub,  an  dio  vorgesetzte  anweisende  Behörde  den  Tuatbestand  zu  berichten 
und  weitere  Instruction  zu  erbitten.  Lautet  diese  dann  doch  auf  Auszahlung,  so  muss 
die  Kasse  ordnungsmassig  Folge  leisten.  Aehnliche  Bestimmungen  sind  für  die  Kassen 
in  Fällen  von  aufstoßenden  Irrthiimern  der  anweisenden  Behörden  nothwendig. 

Eine  besondere  Frage  ist  es,  ob  allgemein  die  Zahlungs- 
anweisungen der  mit  dem  Anweisungsrecbt  versehenen  Verwaltungs- 
behörden noch  vor  ihrem  Eingang  bei  den  Kassen  einer  Visirung 
durch  Rechnungs-  und  Controlorgane  unterworfen  werden  und  ob 
von  dieser  vorausgehenden  Visirung  die  Giltigkeit  der  Anweisung 
für  die  Kasse,  allgemein  oder  wenigstens  als  Regel,  welche  aber 
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bestimmte  Ausnahmen  zulässt,  abhängen  soll.  Bestimmungen  dieser 
Art  finden  sich  mehrfach,  aber  je  nachdem  die  Visirungsorgane  zn 
der  anweisenden  Verwaltungsbehörde  gehören  und  von  dieser  ab- 
hängen (Oesterreich,  Italien)  oder  unabhängig  neben  ihr  stehen, 
von  verschiedener  rechtlicher  Bedeutung.  Die  Einrichtung  hat 
finanztechnisch  ihr  Für  und  Wider,  letzteres  Uberwiegt  wohl,  aber 
sie  kann  staatsrechtlich  werthvoll  und  im  gegebenen  Falle  folge- 
richtig sein.  In  Frankreich  passiren  die  Auszahlungsanweisungen 
das  Visum  der  Direction  der  Fondsbewegung  allgemein. 

Vgl.  Näheres  bei  Schrott,  S.  47S  lf.  u.  u.  in  §.  140  über  die  „Visacontrole". 

Die  Rechnungen  der  anweisenden  Behörden  über  die  von  ihnen  erlassenen 
Au  Weisungen  (zur  Einhebung  und  zu  Ausgaben)  kann  man  als  „  Verwaltu  ngs- 
rechnungen"  von  den  „Kassenrechnungen",  d.h.  den  Rechnungen  der  Kassen 
Uber  die  vollzogenen  Einhebungen  und  Ausgaben  auch  terminologisch  unterscheiden. 
Danach  trennt  sich  dann  auch  eine  allgemein  (den  ganzen  Staatshaushalt  zusammen- 
fassende) Vcrwaltunpsrechnung  (compte  d'administration)  u.  K assenrechnung 
(couipte  de  gestion)  (d' Audiffrct).  Vgl.  Schrott,  Verrechn.wissensch.  S.  527. 
Gewöhnlich  denkt  man  boim  Rechnungswesen  nur  an  die  letztere  Rechnung. 

§.  125.    Practische  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern. 

In  Preussen  (vgl.  Herrfurth  u.  Meissner  a.  a.  0  ,  ausserdem  Meissner, 
preuss.  Verwalt.kunde ,  I,  (i,  20  II'.,  441  bestimmte  die  K.-O.  v.  17.  März  1828  (Re- 
gulativ f.  d.  Kassenwesen),  dass  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  der 
im  Etat  festgesetzte  Ausgabebedarf  vom  Finanzministerium  bei  der  Generalstaats- 
kasse, für  die  in  den  Provinzen  zu  leistenden  Ausgaben  bei  der  betreff'.  Regier.- 
hauptkasse  überwiesen  werde.  Das  Fin.min.  hat  aber  auch  dafür  zu  sorgen, 
dass  überall  die  nöthigen  Mittel  zur  Zeit  des  Bedarfs  vorhanden  sind.  Mit  deswegen 
nach  der  gen.  K.-ü.  poriod.  Kassencxtracte  von  allen,  auch  von  den,  anderen 
obersten  Verwaltungsbehörden  unterstehenden  Kassen  an  das  Fin.min.  —  Für  alle 
Kassen  Verwaltungen  werden  dann  „Kasse  netats"  aufgestellt,  für  die  Generalstaats- 
kasse, die  Regier.hauptkassen  u.  andere  Hauptkassen  der  Verwalt  zweige  des  Finanz- 
ministeriums vom  Fit»  minister,  der  diese  Etats  zu  zeichnen  u.  dem  König  zur  Voll- 
ziehung einzureichen  hat.  Die  anderen  Etats  im  Fin.min.  werden  vom  Fiu. minister 
allein,  die  der  übrigen  Ministerien  von  deren  Chefs,  aber  unter  Mitrevision  u. 
Mitvollziehung  des  Finanzministers  vollzogen  {K.-O.  v.  29.  Mai  1*26).  Die  Ueber- 
weisung  der  Kassenetats  an  die  betretende  Kasse  involvirt  dann  einen  Generalauf- 
trag zur  Einhebung  u.  Auszahlung  gemäss  dem  Etat,  wie  schon  bemerkt  —  Nach 
der  Geschäftsanweis.  f.  d.  Regier.hauptkassen  v.  1.  Juni  1S57  (u.  in  diesen  Puncten 
ganz  analogen  Vorschriften  f.  die  sonstigen  Kassen)  §.  35  müssen  alle  bei  der  Haupt- 
kasse zur  Verrechnung  gelangenden  Einnahmen  „entweder  durch  die  Etats  u.  sonstigen 
allgemeinen  Vorschriften  oder  durch  spec.  Einnahmeordrcs  überwiesen  sein"; 
andere  Einnahmen,  die  überhaupt  zur  Verwaltung  der  Hauptkasse  gehören,  sind  nur 
in  ,. Asservation*'  zu  nehmen  und  Bestimmung  darüber  einzuholen.  Ebenso  gilt 
für  die  Ausgaben,  dass  sie  von  der  Kasse  nur  geleistet  werden  dürfen,  wenn  sie  „durch 
den  Etat  oder  durch  ein  für  allemal  ertheiltc  Anweisung  oder  durch  spec.  Ausgabe- 
ordres  dazu  ermächtigt  worden  ist"  (§.  52\  Die  Buchhalter  der  Kassen  sind  für 
Etatsüberschreitungen  mit  verantwortlich,  müssen  daher  stets  die  Summe 
der  auf  jeden  Etatstitel  angewiesenen  Zahlungen  mit  dem  Etatssoll  in  Vergleichung 
halten.  Dies  entspricht  zwar  dem  preuss.  Princip*dor  Kassenetats,  scheint  aber  mit 
der  Stellung  der  Kassen  zu  den  anweisenden  Behörden  nicht  recht  iu  Einklang  tu 
stehen.  Zahlungen  über  das  Etatssoll  hinaus  dürfen  nur  nach  zuvor  eingeholter  Ge- 
nehmigung der  Regierung  erfolgen  (§.  <il  ).  —  Die  Specialkassen  müssen  unweigerlich 
die  ihnen  von  den  Regier.hauptkassen  zugehenden  Zahlungsanweisungen  ausführen, 
nötigenfalls  sich  die  Geldmittel  dafür  vorschußweise  von  der  Hauptkasse  überweisen 
lassen  (§.  73).    Zahlungen,  welche  „fortdauernd  an  bestimmte  Empfänger  u.  in  be- 


Digitized  by  Google 


Practische  Verhältnisse  einzelner  Staaten. 


269 


stimmten  Beträgen  zu  leisten  sind"  (Besoldungen  u.  dgL)  werden  den  Specialkassen 
ein  für  allemal  durch  die  Hauptkasse  überwiesen,  sie  sind  bis  zum  Todesfall,  sonstigen 
Abgang,  Ablauf  der  Bewilliguugszeit  oder  Widerruf  zu  leisten  (§.  74). 

Auch  in  Baiern  (V.  v.  9.  Dec.  1825,  Stockar  v.  Üeuforn-Hock  I,  83, 
392  Ii'.,  406  ff.,  Fahrmbachcr,  d.  Zahlungswesen  der  allgem.  Finanzverwaltung) 
erfolgt  die  Assigniruug  der  (ieneraletats  auf  die  Staatskassen  durch  den  Finanzminister. 
Dieser,  bez.  das  Fin. Ministerium  ist  auch  die  oberste  Zahlung  anweisende  Behörde. 
Er  delegirt  den  Begierungsfinanzkammern  das  Hecht  th.  mit  den  Etats  (speciell  den 
„Finanzverwaltungsetats",  für  die  Eiunahmon  u.  die  mit  deren  Erhebung,  Verwaltung 
u.  Betrieb  verbundenen  Ausgaben),  th.  generell  für  gewisse  Ausgaben  (mit  u.  ohne 
Vorbehalt  nachträglicher  Autorisation),  th.  durch  besondere  Rescripte  u.  eröffnet 
ihnen  hierfür  einen  bestimmten  „Credit"'  (detaill.  Darleg.  Hock  a.  a.  0.  1,  406  ff.). 
Die  Kassen  (Krciskasscu,  Rentämter)  dürfen  ohue  schriftliche  Anweisung  durch  die 
Regier.finanzkainmorn  (ausnahmsweise  andere  Behörden)  u.  ohne  Creditcröffnung  keine 
Zahlung  leisten  n.  bedürfen  in  der  K<-gcl  noch  spcciellcr  Zahlungsau  webungen  für  die 
einzelnen  Ausgaben  auch  zur  Verwendung  der  etatmassigen  Ausgaben.  Die  Kassen- 
beamten haften  demgemäß,  ausserdem  auch  für  Etatsüberschrcitungcn  und  für  Ver- 
wendung der  bewilligten  Mittel  zu  anderen  Zwecken,  als  wofür  sie  bestimmt  sind 
(a.  a.  0.  S.  414  ff.,  420). 

In  Oesterreich  (Blonski,  H,  357,  im  Allgem.  die  Theorie  bei  Schrott, 
S.  132,  474  ff.,  480  ff.)  haben  die  „mit  dem  Anweisungsrecht  betrauten  Behörden"  — 
der  Finanzministor,  die  übrigen  Ministerien,  delegirt  die  weiteren  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  die  Kronlands -Hauptbehörden  —  zur  Vollziehung  der  Anweisungen 
U,I)ecrctureu")  eine,  unmittelbar  nnterstehende  Kasse,  daun  ein  Rechnungs- 
departeincnt  zur  Evidcnzhaltuug  der  Anweisungen  u.  s.  w.  unter  sich.  Die  An- 
weisungen der  Verwaltungsbehörden  sind  hier  in  Verschrcibung  zu  nehmen  und  vom 
Vorstand  des  Rccbnungsdeparts  oder  dessen  Stellvertreter  zu  contrasigniren, 
beror  sie  an  die  Kassen  gehen  (s.  o.). 

Mehrfach  eigentümliche  Bestimmungen  bestehen  in  Frankreich  in  Bezug  auf 
das  Anweisungsrecht  u.  die  scharfe  Scheidung  der  „ordounateurs"  1.  u.  2.  Klasse. 
Jede  Zahlung  auf  Staatsrechnung  muss  vorher  von  einem  Minister  angewiesen  (ordon- 
nance) oder  von  Anweisuugsbehörden  2.  Kl.  (ordounateurs  secondaires)  beauftragt  sein 
in  Gemässheit  ministerieller  Delegation.  Die  Zahlungsleistung  setzt  eine  Creditcröffnung 
voraus.  Die  Anweiser  2.  Kl.  sind  speciell  bezeichnet.  Die  Kasse  (der  „coraptable'% 
der  zur  Rechnungslegung  Verpflichtetet  kann  und  muss  gegen  Mängel  der  Anweisung 
(wie  auch  der  Beweisstücke  des  eine  Zahlung  Beanspruchenden)  retnonstriren ,  aber 
auf  erneute  Anweisung,  trotzdem  zu  zahlen,  muss  die  Kasse  dem  Anweiser,  unter 
gleichzeitigem  Bericht  an  den  Finauzmiuister,  Folge  leisten.  Die  besondere  Visirungs- 
instanz,  welche  die  Dircctiou  der  Fondsbewegung  als  Abtheilung  des  Finanzministeriums 
für  alle  Zahlungsanweisungen  der  Minister  bildet,  ist  schon  oben  erwähnt  worden. 
Näheres  im  Docrct  v.  31.  Mai  1S(>2  u.  im  Art  comptabilite  publ.  im  diction.  de 
l'admin.  franc.  S.  auch  o.  §.  121  die  Darstellung  nach  Hock.   Kaufmann  S.  64. 

§.126.  —  B.  Das  Kassenwesen  im  Einzelnen.  1.  Ent- 
wicklung. Das  ganze  Kassensystem  des  Staatsbaashalts  bat  sich 
bei  uns  wie  in  anderen  Ländern  historisch  in  enger  Verbindung 
mit  den  Staatseinna hmen  und  deren  Gattungen  und  mit  der 
Einrichtung,  Umbildung  und  Ausdehnung  der  Öffentlichen  Ver- 
waltung, bez.  mit  den  für  diese  zu  bestreitenden  Ausgaben 
entwickelt. 

In  der  älteren  Periode  vorherrschender  Natural wirthschaft .  aber  bereits  mehr 
vorkommender  Ueldgefälle  flicssen  die  verschiedenen,  privatrechtlichen,  gebühren  -  um! 
regalartigen,  steucrrcchtlichcn  Einnahmen  bei  einem  Localerheber ,  dor  eventuell  zu- 
gleich Vcrwaltungsbcainter ,  wohl  schon  zusammen.  Er  hat  daraus  diu  Betriebs-  und 
Erhebungskosten,  wie  nicht  minder  locale  oder  sonst  auf  ihn  angewiesene  Verwaltungs- 
ausgaben zu  bestreiten  und  nur  die  üebersch üsse  terminweise  an  vorgesetzte  Be- 
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hörden  und  Kassen  abzuführen.  Bei  diesen  sammeln  sich  so  aus  einem  grösseren 
Landesdiatrict  die  Summen  an,  Buch  wird  regelmässig  nur  Uber  die  erhaltenen  Gelder, 
also  nur  Uber  die  Ucberschüsse,  die  aus  anderen  Kassen  eingingen,  Uber  die  sonstigen 
baar  erhaltenen  Vorläge  oder  Ueberweisungen  andrer  Kassen,  Uber  die  geleisteten 
Zahlungen  und  über  die  Abfuhren  an  die  höhere  Sammelkasse  geführt  („Netto- 
rechnung").  Immerhin  bildet  dies  Kassenwesen  schon  in  gewissem  Maasso  trotz  seiner 
Unvollkommenheiten  ein  Kassen system  und  wenigstens  für  den  einzelnen,  einen 
politischen  Körper  darstellenden  Landcstlieil  hätte  sich  daraus  eine  gewisse  fiscalisch« 
Kasseucinheit  mittelst  der  Ansammlung  aller  Ueberschttsse  in  Einer  Centraikasse  und 
der  Verwendung  für  Centralausgabeu  durch  diese  bilden  können. 

Der  verschiedene  geschichtliche  Ursprung  der  ein- 
zelnen Einnahmen  und  Einnahmekategorieen,  der  verschiedene 
rechtliche  Character  derselben  und  der  mit  einer  jeden  Ein- 
nahme oder  dem  Ueberschuss  einer  Einnahmeart  zu  bestreitenden 
Ausgaben  hat  indessen  grade  in  den  Staatsformen  der  Uebergangs- 
zeit  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  bis  ins  17.  und  18.  Jahr- 
hundert, als  die  Finanz wirthsebaft  mehr  und  mehr  in  geldwirth- 
schaftlichc  Formen  tiberging,  zu  einer  Zersplitterung  des  Kassen- 
wesens, besonders  nach  Verwaltuugszweigen,  geführt  und 
trotz  des  früh  unverkennbaren  Bedürfnisses  eine  erheblichere 
Centralisation  desselben  verhindert. 

Einmal  bedingte  das  die  mehr  oder  weniger  verbleibende 
Selbständigkeit  der  einzelnen,  ehemals  getrennten  Landes- 
theile  auch  nach  deren  Vereinigung  in  Einem  Staate  (Territorium). 
Kaum,  dass  Ueberschtlsse  der  Landestheile  in  Einer  Kasse  ver- 
einigt wurden.  Jeder  Theil  hatte  von  Unten  bis  Oben  sein  eigenes 
Kassenwesen  für  sich. 

Sodann  wirkte  das  staatsrechtliche  Doppelsystem  von 
Kamnierkasse  und  Landessteuerkasse  (§.  90)  auch  auf 
grundsätzliche  Trennung  der  Kassen  bis  in  die  unteren  Glieder, 
die  Localkassen,  für  die  Einnahmen  und  für  die  darauf  angewiesenen 
Ausgaben  hin  und  eine  Zusammenfassung  von  UeberschUssen  an 
der  Centraisteile,  eine  Uebertragung  von  Geldmitteln  aus  der  einen 
in  die  andere  Kasse  fand  nicht  statt,  höchstens  dahrlehensweise. 

Aber  auch  innerhalb  jeder  Gruppe  bewirkten  rechtliche, 
administrative  und  technische  Verhältnisse  noch  weitere 
Trennungen  wie  im  Aemterwesen  der  Verwaltung,  so  im  Kassen- 
wesen. Die  Domänen  (i.  e.  S.),  die  Forsten,  die  Bergwerke, 
die  Hanptartcn  der  Steuern,  alte  directe,  wie  besonders  die 
Vermögens-,  die  Grund-  und  Haussteuern,  hie  und  da 
neuere,  Personal-  u.  dgl.  Steuern,  die  Zölle,  die  Accisen, 
die  Monopole,  die  Stempelgefälle  u.  s.  w.  —  zum  Theil  in 
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noch  weiterer  Specialisirung  —  haben  ihre  eigene  Verwaltungs 
Organisation,  ihre  besonderen  Aemter,  Behörden  und  Kassen. 
So  specialisirte  sich  der  Eiunahmedienst  auch  im  Kassen- 
wesen nach  Einnahmezweigen  („Forstkasse",  „Bergwerks-", 
„Zoll-",  „Stempel-",  „Salzregal-"  oder  „Debit-",  „Chausseegeld"- 
kasse  u.  v.  a.  m.)  oder  m.  a.  W.  die  Einnahmekassen  waren  in 
der  Hegel,  sowohl  als  Sammelkassen,  wie  als  Local-  und  erste 
Erhebungskassen  Specialkassen  im  Sinne  von  Kassen  eines 
einzelnen  besonderen  Einnahmezweigs. 

Auf  diesen  Kassen  lasteten  an  Ausgaben  zunächst  immer  nur 
die  unmittelbaren  Betriebs-  und  Erhebungskosten  des  Einnahme- 
zweigs. Dann  wurden  auf  die  Ueberschüsse  die  eigentlichen  Ver- 
waltungsausgaben angewiesen,  jene  auch  wohl  rechtlich  für  diese 
verhaftet  —  wie  Schuldzinsen  und  Schuldrückzahlungen  —  oder 
umgekehrt  oft  zur  Deckung  einer  bestimmten  Ausgabe  bestimmte 
neue  Einnahmen,  z.  B.  die  und  die  Steuer,  geschaffen.  Wenn 
jene  Specialkassen  des  Einnabmedienstes  unmittelbar  Ausgaben 
dieser  Art  zu  leisten  hatten,  wurden  sie  also  auch  als  Ausgabe- 
kassen Specialkassen  nach  Verwaltungsdienstzweigen.  Auch 
etwaige  Sammelkassen  der  Ueberschüsse  eines  Einnahmedienst- 
zweigs („höhere"  Forst-,  Zoll-,  Steuer-,  Salzkassen  u.  dgl.  m.),  die 
dann  regelmässig  in  den  Büchern  nur  die  von  den  unteren  Kassen 
Ubersandten  Ueberschüsse  führten,  behielten  diesen  Character 
von  Special -Ausgabekassen,  da  auch  sie  regelmässig  nur  die 
einmal  auf  diese  Kassen  fundirten  speciellen  Verwaltungsausgaben 
zu  bestreiten  hatten. 

Dies  Kassensystem  gipfelte  dann  folgerichtig  und  vielfach  auch 
in  der  Praxis  in  einer  obersten  Gentraikasse  („Hauptkasse") 
des  betreffenden  Einnahmedienstzweigs:  so  viel  recht- 
lich, administrativ  und  technisch  getrennte  Einnahmezweige,  so 
viele  Centraikassen.  Kur  die  etwaigen  Ueberschüsse  dieser  letzteren 
konnten  wenigstens,  soweit  das  nicht  rechtlich  unstatthaft  war  oder 
den  administrativen  Grundsätzen  widersprach,  in  eine  einheitliche 
Centralkasse  zusammenfliessen,  hier  sich  ansammeln  zu  einem 
»Staatsschatze"  oder  zu  „gemeinsamen"  Zwecken  des  ganzen  Staats 
oder  Landes  verwendet  werden. 

Neben  diesen  Verwaltungszweigkassen  sind  einzelne  besondere  behördliche 
faseu  vornemlich  für  die  Verein  na hmung  der  mit  der  Behörde  und  deren  Thätig- 
^it  unmittelbar  verbundenen  Einnahmen  (Sporfcln  und  Gebühren,  Strafgelder  u.  dgl.) 
vorbanden,  deren  Einnahmen  früher  ganz  oder  grossenthoils,  auch  in  den  Staaten  des 
l".  und  1*.  Jahrhunderts  noch  theilweise,  den  Beamten  zuflössen.    Ihre  Ueberschüsse 
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konnten  aber  auch  zur  Zahlung  von  Verwaltungsausgaben  (Besoldungen,  Kosten  der 
Behörde)  dienen,  wo  diese  Kassen  dann  auch  als  behördliche  Ausgabekassen 
fungirten.  Auch  ein  solches  Kassenwesen  entspricht  dem  älteren  Zustand  der  Ver- 
waltung und  den  damals  Uberhaupt  geltenden  politischen  Anschauungen. 

Die  Zersplitterung  der  Kassen  nnd  die  mangelnde 
Centralisation  des  Kassensystems  selbst  in  den  oberen 
Instanzen  lag  mitbin  in  der  einmal  geschichtlich  gegebenen 
öffentlich-rechtlichen  Structur  des  „Uebergangsstaats" 
und  in  der  Entwicklungsgeschichte  seiner  Verwaltung. 
Selbst  die  Localkassen  sind  daher  vielfach  zersplittert,  wenn  auch 
in  kleineren  Orten  und  sonst  für  die  Erhebung  verschiedener  Ein- 
nahmen wie  früher  Ein  Einnehmer,  dann  mit  getrennter  Verrech- 
nung der  einzelnen  Einnahmearten  fungirt.  Neue  und  neuartige 
Einnahmen  verlangten  auch  aus  technischen  Gründen  oft  neue  und 
besondere  Beamte,  Aemter,  Kassen. 

Wenn  nun  auch  im  Einzelneu  wohl  schon  früher  öfters  inner 
halb  einer  rechtlich  zusammengehörenden  Gruppe  von  Einnahmen 
und  Ausgaben  eine  gewisse  Centralisation  im  Kassenwesen  unter 
Beibehaltung  getrennter  Buchführung  eintrat,  so  konnte  das  doch 
erst  in  grösserem  Maasse  selbst  nur  erstrebt  werden  mit  dem  mäch- 
tigeren Aufleben  des  Gedankens  der  Staats-  (Territorial)- 
Einheit,  daher  seit  dem  Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert 
mit  dem  Siege  des  Fürstenthums  über  die  Stände  und  mehr  und 
mehr  dann  mit  dem  politischen,  administrativen  und  finanziellen 
System  des  „  Wohlfahrt»-"  und  „Polizei Staats",  des  „aufgeklärten 
Despotismus".  Hier  ist  denn  auch  das  eigentlich  moderne  System 
angebahnt  worden,  dasjenige  „einheitlicher  Staatskassen", 
welche  von  unten  bis  oben,  von  den  Local-,  zu  den  Kreis-,  Pro- 
vinzial-  und  zur  Central* Staatskasse  bin,  also  in  allen  Gliedern 
möglichst  alle  Einnahmeu  und  Ausgaben  ihres  territorialen  Wirkungs- 
kreises, welcher  Art  immer,  einheitlich  zusammenfassen, 
auch  die  Kassenbestände  als  Ein  Ganzes  behandeln,  die  Trennung 
der  Einnahme-  und  Ausgabegattungen,  soweit  nöthig,  nur  in  der 
Buchführung  und  in  den  summarischen  Auszügen  daraus  fest- 
halten und  in  der  Einen  wahren  Central- Staatskasse  ihren  logisch 
und  practisch  richtigen  Abschluss  finden.  Selbst  das  blosse  Streben 
in  dieser  Richtung,  vollends  seine  mehr  oder  weniger  umfassende 
Verwirklichung  war  an  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  sich 
vornemlich  erst  im  18.  und  voll  erst  im  19.  Jahrhundert  erfüllt 
haben:  eine  grössere  Centralisation  und  Ausdehnung  der  Staats- 
thätigkeiten  überhaupt,  eine  bestimmtere  Auffassung  der  letzteren 
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als  wahre  Aufgaben  des  Staats,  eine  veränderte  Stellung  des  Staats- 
diensts  und  die  Bezahlung  der  Staatsdiener  durch  teste  Besoldungen 
uud  durch  solche  allein,  unter  Ausscheiden  von  GebührenbezUgen. 

Die  noch  mehr  oder  weniger  zahlreich  verbleibenden  Aus- 
nahmen von  diesem  System  einheitlicher  Staatskassen  wurden, 
abgesehen  von  einzelnen  noch  nicht  zu  überwindenden  rechtlichen 
Hindernissen,  wie  heute,  wo  sie  auch  noch  vorkommen  (§.  127) 
nunmehr  aus  bestimmten  I  i  nanztechnischen  und  administra- 
tiven Gründen  beibehalten.  Im  Ausgabedienst  bedarf  u.  A.  das 
Heerwesen  sein  eigenes  Kassensystem,  in  den  unteren  und  z.  Th. 
in  den  mittleren  Gliedern  getrennt  vom  sonstigen  Kassenwesen. 
Aber  solche  Fälle  waren  jetzt  erst  zu  begründende  Ausnahmen, 
nicht  selbstverständliche  Kegel. 

Auch  wo  aus  besonderen  Gründen  das  System  der  einheit- 
lichen Staatskassen  nurtheilweise  angenommen  wird,  muss  wenigstens 
dem  Princip  der  fiscalischeu  Kasseneiuheit  gemäss  (§.  112)  buch- 
halterisch die  Gesammtheit  der  wirklichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben aller  Kassen  —  nicht  die  ganze  Geldbewegung  derselben 
in  Ein-  und  Ausgang,  —  daher  auch  bei  den  Einnahmen  der 
Bruttobetrag,  bei  den  Ausgaben  der  Aufwand  an  Betriebs- 
und Erhebungskosten  in  der  Centraistaatskasse  vereinigt  werden. 

§.  127.  —  2.  Gegenwärtige  Kassen  Systeme.  Theils 
im  Anschluss  an  die  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  theils  in 
Gemässheit  der  besonderen  Bedürfnisse  einzelner  Zweige  des  Ein- 
nahme- wie  des  Ausgabedienstes,  theils  auch  nach  speciellen  Be- 
dürfnissen der  Behördenorganisation  und  der  Geschäfte  einzelner 
Behörden  sind  auch  jetzt  noch  neben  dem  System  einheitlicher 
Staatskassen  die  zwei  im  Vorigen  schon  mit  berührten  anderen 
Hauptsysteme  zu  unterscheiden:  dasjenige  der  „Verwaltungs- 
zweigkassen" und  dasjenige  der  „behördlichen  Kassen". 
Jedes  dieser  drei  Systeme  lässt  sich  mehr  oder  weniger  zum  herrschen- 
den machen:  zum  ausschliesslichen  auch  in  der  modernen 
Finanzwirthschaft  keines.  Jedes  hat  seine  speeifiseben  Vorzüge 
und  Mängel,  jedes  entspricht  besonderen  Bedürfnissen  der  allgemeinen 
und  der  Finanzverwaltung.  Während  aus  den  dargelegten,  für 
ihre  Zeit  guten  Gründen  das  System  der  Verwaltungszweigkassen 
früher  das  hauptsächliche  war,  woneben  nur  noch  behördliche 
Kassen  zu  bestehen  pflegten,  ist  das  System  einheitlicher  Staats- 
kassen wohl  als  das  logisch  richtigste  und  practisch  zweckmäßigste 
für  die  moderne  Finanzwirthschaft  zu  bezeichnen.  Aber  in  gewissem 

A .  Wa^iLT,  Kiii:iii/*i«.-iwli.ifl.    I.    :\    Aufl.  ltf 


Digitized  by  Google 


274  l.B.4.K.KonnelleOrdnung.3.Abscbnitt.ZahL-,Kass.-,Hecbu.weson.§.  127, 12$. 


Umfange,  besonders  nach  der  Technik  des  Erhebuugsdiensts 
und  der  Verwaltung  sind  Verwaltungszweigkassen  für  einzelne 
Einnahmezweige  und  Administrationen,  theils  in  allen,  besondere 
in  der  Mittel-  und  Unterinstanz,  theils  wenigstens  in  der  unteren 
Instanz  allein,  in  Bezug  auf  die  Localkassen,  —  Zolldienst,  Octroi 
oder  Thorsteuern,  Monopolverwaltungen,  wie  Tabak,  Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen,  Berg-  und  Hüttenwesen,  Lotterie  u.  a.  m.,  —  ferner 
auch  für  gewisse  Ausgabe  zweige  —  Staatsschuldenverwaltung  z. Th., 
Militärwesen,  Baukassen  —  noch  heute  am  Platze  und  üblich,  ja 
meistens  nothwendig.  Auch  behördliche  Kassen  sind  in  manchen 
Fällen  nicht  wohl  zu  entbehren  oder  doch  passend,  für  gewisse 
Amtseinnahmen  (z.  B.  Polizeibehörden,  Schulen),  mehr  noch  flir 
den  Ausgabedienst  (Gefängnisse,  einzelne  Verwaltungsbureaus, 
wie  z.  B.  Statistische  Bureaus). 

Es  ist  die  Aufgabe  der  obersten  Leitung  des  Kassen-  und  Kechnungswcscns, 
also  der  üblichen  betreffenden  Abtheilung  des  Finanzministeriums,  hier  die  je  nach 
Umständen  zweckmässigste  Wahl  des  Systems  zu  treffen.  Dabei  wird  die  Technik 
des  Finanzdienstes  auf  die  stärkere  Entwicklung  des  Systems  einheitlicher  Staatskassen 
hindrängen.  Dies  geschieht  u.  A.  durch  Cumulation  des  Erhcbungfdicnsts  für  ver- 
schiedenartige Einnahmen  in  Einer  Kasse  oder  durch  Uebertragung  eines  bisher  ge- 
trennten eigenen  Dicnsts  mit  auf  eine  andere  Verwaltung,  sei  es  in  Verbindung  mit 
der  Cumulation  der  Verwaltungen  selbst  (Post  und  Telegraphier,  sei  es  ohne  solche 
Stcmpelmarkeudebit  der  Postkassen,  der  Tabaktrafiken  in  Monopolländern,  Uebertragung 
der  Einziehung  von  „Gerichtskosten"  an  eine  Steuerverwaltung,  wie  jüngst  in  Preussen 
an  diejenige  der  indirecten  Steuern).  Aehnlich  wird  im  Ausgabedienst  verfahren,  z.  B. 
besondere  behördliche  und  Ausgabekassen  werden  beseitigt  und  ihre  Function  mit  von 
einer  grösseren  einheitlichen  Kasse  übernommen  (Uebertragung  des  centralen  Ausgabe- 
dienstes der  bis  auf  eine  aufgehobenen  preuss.  Ministcrialkassen  auf  die  Gencral-Staatskassc'i. 

Den  Character  der  drei  Systeme  schildert  Schrott  a.  a,  0.  S.  132  Ii*,  gut  und 
präeis  in  folgender  Weise: 

a)  Beim  System  der  einheitlichen  Staat>ka sse n  wird  ,.jcde  einzelne 
Kasse  grundsätzlich  als  Kasse  der  (iesammtheit  der  Vcrwaltungfzwcige  bestellt" 
Erforderlich  ist  grundsätzlich  „nur  Eine  Kasse,  an  jedem  Urte  des  Gebiets,  au  welcher 
Geldanweisungen  einer  oder  mehrerer  oder  aller  Verwaltungsbehörden  des  betreffenden 
Gebiets  zum  Vollzug  kommen  müssen.  Das  Anweisungsrecht  bei  jeder  solchen  Kasse 
steht  sämmtlicben  Verwaltungsbehörden  des  Gebiets  —  jeder  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise —  zu.  Das  Tagebuch  einer  solchen  Kasse  zeigt  daher  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  sämmtlicher  Vcrwaltungszweigc  des  Staats  vereint  und  den  hiernach  bei 
der  Kasse  vorliegenden  Gesammt- Kassenrest  an  Staatsgeldern." 

b>  Das  System  der  Verwaltungszweigkassen  „schliesst  sich  unmittelbar 
den  bestehenden  Verwahungszwcigcn  selbst  an".  Jeder  solche  Zweig  hat  ..seine 
eigenen  Kassen  —  Finanzkassen  für  jeden  Einkommenzweig,  Aufwandskassen  für  jeden 
Aufwaudszweig  —  in  erforderlicher  Anzahl.  Die  Tagebücher  jeder  solchen  Kasse 
zeigen  also  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstand  (Kassenrest)  ihres  Vcr- 
waltungszweigs". 

c)  Das  System  der  behördlichen  Kassen  schliesst  sich  an  die  Behörden 
an.  Hier  sind  „für  jede  Verwaltungsbehörde  (i.  w.  S.  in  dem  TcTTitorialgebietc,  über 
welches  sich  ihre  Wirksamkeit  erstreckt,  die  zur  Vollziehung  der  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise gelegenen  Anweisungen  erforderlichen  Kassen  aufzustellen;  die  Tagebucher 
dieser  Kassen  zeigen  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstand  der  (iesammt- 
heit aller  im  W  irkungskreise  der  Behörde  gelegenen  Verwaltnngszweige  vereint". 
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Beim  zweiten  System  ist  die  grösste  Anzahl  Kassen  nöthig,  an  jedem  Ort  für 
juden  Verwaltungszwcig,  der  hier  Einnahmen  and  Ausgaben  hat,  je  eine;  beim  dritten 
bedarf  es  an  jedem  Orte  je  einer  Kasse  für  jede  Behörde,  die  hier  Anweisungen  zu 
vollziehen  hat;  beim  ersten  System  der  einheitlichen  Staatskassen  genügt  Eine  Kasse 
an  jedem  Orte,  an  dem  üebahrungen  in  Staatsgeldern  zu  rollziehen  sind.  Da  aber 
an  jedem  Orte  die  Kassen  des  zweiten  und  des  dritten  Systems  in  Ein  „ Kasse n - 
am"  vereinigt  werden  können  (und  sollen)  und  beim  ersten  wieder  die  Eine  Kasse 
für  verschiedene  Geschäftsgruppen  bei  grösserem  Geschäftsumfang  in  mehrere  Actnu-r 
aufgelöst  werden  muss,  sei  die  erforderliche  Anzahl  der  Kassenämter  bei  allen 
drei  Systemen  die  nemliche  (Schrott  S.  134).  Auch  er  bezeichnet  das  System  ein- 
heitlicher Kassen  als  „das  in  der  Praxis  zweckmassigste-'. 

Besonders  die  Post-,  Telegraphen-,  Eisenbahnvcrwaltung,  Moiiopolvcrwaltuogen, 
überhaupt  „Einkommenzwcige  mit  gewerblichem  Betrieb  in  eigener  Verwaltung" 
(Schrott),  Staats-,  Berg-  und  Hüttenwerke  haben  auch  gegenwärtig  noch  allgemein 
ihr  eigenes  Kasseusystem ,  ganz  abgetrennt  von  dem  sonstigen  der  allgemeinen 
Finanzverwaltung,  von  unten  bis  oben  getrennt  für  sich.  Mit  dem  übrigen  Kasseu- 
wesen  stehen  sie  daher  regelmässig  nur  durch  die  Centraistaatskasse  in  Verbindung, 
indem  sie  ihre  Ueberschüsso  —  die  übrigens  nicht  nothwendig  vorher  bei  einer 
<  lentralkasse  des  ganzen  Vcrwaltungszweigs  angesammelt  zu  werden  brauchen,  sondern 
in  Sammelkassen  der  Mittclinstanz  bis  dahin  verbleiben  können  (preuss.  Staatsbahnen)  — 
direct  an  diese  (oder  an  die  ihnen  zu  diesem  Behufe  specicll  angewiesenen  unteren 
und  mittleren  sonstigen  Staatskassen)  abfuhren  und  ebenso  von  hier  etwaige  Bedarfs- 
zuschüsse erhalten.  Innerhalb  jedes  solchen  Verwaltungszweigs  und  seines  Kassen- 
systems kann  dann  eine  ähnliche  Rangordnung  der  Kassen  wie  im  übrigen  Finanz- 
wesen (§.  128)  vorkommen.  Doch  lässt  sich  auch  hier,  wie  bei  anderen  Verwaltungs- 
zweigen, welche  etwa  nur  eigene  untere  (Lokal -Jkassen  haben  (z.  B.  Wege-,  Forst-, 
Acciseverwaltung) ,  die  Einrichtung  trefi'en,  dass  die  Mittel-  und  Oberkassen  des 
sonstigen  Staatskassensystems  auch  für  den  im  Kassunwesen  getrennten  Verwaltungs- 
zweig mit  fungiren,  besonders  dessen  Ueberschüssc  aufnehmen  und  auch  etwaige 
Ausgaben  dafür  bestreiten,  direct  oder  durch  Dotation  der  Unterkassen  des  allgemeinen 
Staatskassensystems. 

Die  Terminologie  bezüglich  der  technischen  Namen  der  verschiedenen  Kassen 
schwankt  in  der  Theorie  und  Praxis  sehr.  Schrott  a.  a.  0.  S.  135  nennt  die  be- 
sonderen Kassen  des  Systems  der  Verwalt.zweigskassen  Specialkassen,  ein  soust 
Öfters  in  anderem  Sinne,  i.  B.  für  die  uuteren  Lokalkassen  oder  für  Kassen  (kleinen 
Ümfangs)  zu  ganz  speciellen  Zwecken,  gebrauchter  Ausdruck. 

§.  128.  —  3.  Rangordnung  („Hierarchie")  der  Kassen. 
Bei  allen  Kassensystemen,  vornemlich  dem  der  einheitlichen  Staats- 
kassen, ähnlich  aber  auch  innerhalb  des  Kassenwesens  eines  in 
diesem  Gebiete  selbständigen  Verwaltungszweiges  besteht  nach  der 
Function,  der  Ausdehnung  des  territorialen  Wirkungskreises  und 
der  gliedlichen  Stellung  der  einzelnen  Kasse  eine  Rangordnung, 
welche  sich  in  grösseren  und  kleineren  Staaten  aus  drei  typischen 
Arten  von  Kassen  zusammensetzt.  Diese  werden  mit  den  Namen 
Unter-  oder  Lokal-  (auch  Elementar-),  Mittel-  oder  Bezirks-, 
und  Ober-  oder  Hauptkassen  deutlich  gekennzeichnet. 

Die  Kategorie  der  Mittclkassen  wird,  in  grösseren  Staaten  wenigstens,  eventuell 
wieder  2 — 3  verschiedene  Unterarten  umfassen:  Kreis-,  Provincial-,  neben  etwa 
zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehenden  Bezirks-  oder  Districtskassen.  Diese 
Mittelkassen  werden  sich  stets  mehr  oder  weniger,  gewöhnlich  ziemlich  oder  ganz 
genau  an  die  allgemeine  administrative  Eintheilung  eines  Staatsgebiets  anschliessen, 
in  der  Kegel  auch  danach  ihren  besoderen  Amtsnamen  führen  und  ihren  Amtssitz  in 
dem  betreffenden  Hauptorte  des  Kreises,  Bezirks,  der  Provinz  haben.  Die  Unter- 
tassen zerfallen  mitunter  auch  noch  in  verschiedene  Rangklassen,  z.  B.  stehen  etwa 
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die  Kassen  einzelner  Steucrerheber,  Chaussccgeldeinnehmer,  behördliche  Specialkissen 
einzelner  Unterbehörden  unter  einer  grösseren  Lokalkasse,  mit  der  sie  zunächst  ab- 
rechnen, und  an  die  sie  ihre  Ueberschüsse  abfuhren.  {Hie  und  da  Achuliohes  im 
Ausgabedienst.  /.  B.  Baukassen  für  einen  besonderen  Bau.  als  Appendix  einer  Lokal- 
kasse). Die  Hauptkassen  stehen  an  der  Spitze  des  Kassensystems  eines  selbständigen 
Verwaltungszweiges  und  sind  dessen  Central kasse.  Daher  früher,  wie  erwähnt 
(§.  1 21»),  eine  ganze  Reihe  solcher  (oberster)  Centraikassen  nebeneinander.  Aber  auch 
bei  dem  System  einheitlicher  Staatskassen  und  einer  einzigen  obersten  Central-  oder 
Generalstaatskasse  kommen  wohl  noch  abgezweigte  sonstige  Hauptkassen,  besonders 
für  Ausgabegruppen  vor,  so  öfters  für  die  Staatsschuld  („Staatsschuldenkasse". 
„Staatsschuldcntilgckasse",  für  die  Militärverwaltung,  die  Marine).  — Schrott  a.a.O. 
S.  136  11".  unterscheidet  vier  Arten:  Elementar-.  Kreis-,  Landes-  und  Keiehskassen; 
es  empfiehlt  sich  in.  E.  die  zwei  mittleren  wie  oben  geschehen  als  Eine  Kategorie 
mit  2  Unterarten  zusammenzufassen.  Ran  Kin.  II,  §  566  bildet  8  Arten:  die  Hiopt- 
staatskassc,  Provinzialkassen ,  untere  Kassen.  Eine  Vereinigung  mehrerer  Kassen  in 
Einem  Kassenamte,  z.  B.  auch  von  Staats-  und  Instituts-  (Fonds-)  Kassen  ist  unter 
Umständen  schon  aus  Sparsamkeitsgründen  zweckmässig.    S.  Schrott,  S.  142. 

Die  Mittelkassen  des  Einnahmedienstes  bilden  nun  besonders 
Sammelkassen  für  die  Ueberschüsse  der  Unterkassen,  welche 
diesen  nach  Abzug  der,  wie  früher  schon  zu  erwähnen  war,  regel- 
mässig unmittelbar  von  ihnen  zu  bestreitenden  directen  Kosten  des 
Erhebungs-  und  Betriebsaufwands  und,  soweit  diese  Unterkassen 
zugleich  als  Ausgabekassen  für  eigentliche  Verwaltungsausgaben 
dienen,  nach  Abzug  auch  dieser  verbleiben.  Gleiches  gilt  von  der 
unteren  Klasse  der  Mittelkassen,  den  Kreiskassen,  gegenüber  den 
Bezirks  -  und  Provinzialkassen  und  von  diesen  gegenüber  der  einen 
allgemeinen  oder  der  betreffenden  besonderen  Hauptkasse. 

Auch   die  wirkliche  Baargeldbewegung  (eigentliche  „Kassenbeweguug")  geht 
demnach  hier  zwischen  den  Kassen  von  Unten  nach  Oben,  practisch  in  um 
stärkerem  Maasse,  je  weniger  eigentliche  Verwaltungsausgaben  den  Unter-  und  Mittcl- 
kassen  zur  Bezahlung  überwiesen  werden  und  je  mehr  grosse  Centraiausgaben  vor- 
kommen und  direet  aus  der  Hauptkasse  bezahlt  werden. 

Umgekehrt  werden  die  Ausgabekassen,  sowohl  die  reinen,  ohne 
Einnahmedienst,  als  diejenigen  einheitlichen,  deren  Einnahmen  oder 
Ueberschüsse  zur  Bestreitung  der  ihnen  überwiesenen  Ausgaben 
nicht  ausreichen,  aus  der  höheren  Kasse  unmittelbar  oder  nach 
deren  Weisungen  von  anderen  —  höher,  gleich  oder  niedriger  im 
Range  stehenden  —  Kassen  mit  den  erforderlichen  baaren  Fonds 
(„Verlägen")  versehen. 

Im  Ganzen  geht  also  hier  die  baare  (ioldbewegung  zwischen  den  Kassen  von 
Oben  nach  Unten,  aber  vielfach  auch  in  Nebenkanäle  seitwärts,  auf-  und  abwarb, 
in  allen  möglichen  Kreuzungen,  nach  dem  Bedurfniss  der  Verwaltung. 

Die  Dispositionen  in  dieser  Beziehung  werden  theils  generell 
ein  für  allemal  getroffen,  indem  bestimmt  wird,  an  welche  andere 
Kasse  eine  Kasse  ihre  Ueberschüsse,  regelmässig  in  bestimmten 
kurzen  Perioden,  abzuliefern  und  von  welcher  sie  Verläge  zu  be- 
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kommen  oder  zu  fordern  hat;  theils  erfolgt  sie  speciell  durch 
die  Anweisungen  der  competenten  vorgesetzten  Behörde,  schliesslich 
des  Finanzministeriums  oder  der  in  diesem  die  Geldbewegung 
leitenden  Abtheilung.  Ihr  dienen  hierbei  die  Kassenextractc 
und  die  buchhalterischen  Zusammenstellungen  derselben 
an  der  Centralstelle.  Beim  System  der  einheitlichen  wie  der  Ver- 
waltungszweigkassen erfolgen  die  Anweisungen  und  Geldsendungen 
zunächst  meistens  innerhalb  des  bezüglichen  Kassenwesens  eines 
grosseren  Territorialbezirks  (Provinz).  Erst  wenn  sich  hier  noch 
Ueberschösse  oder  Verlagsbedarfe  im  Ganzen  ergeben,  tritt  die 
Hauptkasse  direct  mit  in  die  Verbindung  oder  weist  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  verschiedener  Territorialbezirke  an. 

So  bilden  also  die  Kassen  zunächst  für  die  wirklichen  Geld- 
Übertragungen  zwischen  sich  einen  sogen.  Kassenverband,  der 
in  der  General -Staatskasse  gipfelt  und  mit  dem  Filialnetz  einer 
grossen  Bank  zu  vergleichen  ist. 

Wie  bei  einer  solchen  Bank  kommt  es  aber  alsdann  auch  hier 
darauf  an,  die  thatsächlichen  Geldübersendungen  zwischen 
den  Kassen  möglichst  zu  beschränken  und  durch  ange- 
messene Benutzung  des  Anweisungsrechts  so  über  die  Fonds  jeder 
Kasse  zu  disponiren,  dass  dieselben  von  ihr  selbst  zu  ihr  ein  für 
allemal  oder  durch  specielle  Ordres  überwiesenen  Ausgaben  thunlich 
voll  Verwendung  finden,  aber  auch  ausreichen.  Eben  hierzu  ist 
wieder  die  umfassendste  Verbindung  von  Einnahme-  und  Ausgabe- 
geschäften in  Einer  Kasse  geboten.  Die  Sache  wird  in  der  Weise 
durchgeführt,  dass  die  Kassen  in  bestimmten  Grenzen  sich  gegen- 
seitig einander  Zahlungen,  die  sie  an  Dritte  zu  leisten  haben,  — 
besonders,  aber  nicht  ausschliesslich  solche  an  anderen  Orten  als  dem 
ihres  Amtssitzes,  —  zu  weisen  dürfen,  vornemlich  die  vorgesetzten, 
höheren  gegenüber  den  ihnen  unterstehenden  unteren ,  aber  auch 
umgekehrt. 

So  dürfen  z.  B.  in  Pronsscn  die  Specialkassen  für  Zahlungen  im  Orte  der 
Kcgicrungshauptkasse  sich  der  letzteren  bedienen,  lnstr.  v.  22.  Dec.  1869  §.  S,  Herr- 
furth S.  237.  „üeldverscndungon  sollen  überhaupt  möglichst  vermieden  werden,  die 
Behörden  haben  Zahlungen  durch  Abrechnungen  und  Anweisungen  in  allen  den  Fällen 
zu  bewirken,  in  denen  dies  füglich  geschehen  kann"  a.  a.  0.  Schrott  S.  149  ist 
daher  im  Irrthuinc,  wenn  er  das  als  etwas  Oesterreich  Eigenthümliches .  in  Deutsch- 
land kaum  Vorkommendes  bezeichnet.    S.  auch  f.  d.  Folgende  Schrott  S.  14s  fT. 

Diese  Art  von  „Commissionsgeschäften"  —  theils  „auf 
eigene  Rechnung  der  vollziehenden  Kasse",  theils  „mit  Zurechnung 
an  die  zum  Vollzug  berufene  Kasse"  (Schrott)  —  bewirkt,  das» 
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ein  grosser  Theil  sonst  erforderlicher  Geldüber- 
sendungen und  damit  mancher  Zeit-  und  Kostenaufwand 
und  manches  Risico  erspart  bleiben  und  wie  zwischen  den 
Filialen  einer  Bank  unter  einander  und  mit  der  Hauptbank,  auch 
wie  in  der  Postverwaltung  im  heutigen  Postanweisungsverkehr, 
statt  dessen  Abrechnungen  und  bücherliche  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  eintreten.  Durch  die  oben  befürwortete  Ver- 
bindung des  Staatskassenwesens  mit  einer  grossen  Centraibank  und 
deren  Filialen  (§.  122)  wird  auf  dieser  Hahn  noch  zweckmassig 
weiter  geschritten.  Zieht  man  hier  möglichst  die  Consequenzen 
aus  dem  System  einheitlicher  Staatskassen,  so  kann  die  baare 
Geldsendung  auf  die  Fälle  mehr  und  mehr  beschränkt  werden,  wo 
gewisse  Einnahmekassen  definitiv  Ueberschusskassen  und  gewisse 
andere  Kassen  desgleichen  Zuschusskassen  sind.  Durch  Hinzutritt 
einer  Bank  lassen  sich  dann  selbst  in  diesen  Fällen  Baarsendangen 
noch  vielfach  vermeiden. 

So  bilden  die  Staatskassen  in  doppelter  Weise  einen  Kassen 
verband  für   thatsächlichc  Geldübersendungen  und  für 
Abrechnungen  und  commissionelle  Uebcrweisungen. 

Die  Einnahmekassen  statten  demnach  ihre  Einnahmen  an  die  höhere  und 
schliesslich  die  Gcntralkasso  in  dreifacher  Form  ab :  durch  Zahlungen  für  eigene 
Rechnung,  in  Betreil  der  ihnen  zu  Lasteu  liegenden  Ausgaben,  durch  Zahlungen  auf 
Rechnung  einer  anderen  Kasse  für  die  gleichen  Zahlungen  dieser  letzteren  und  durch 
baarc  leberseudungen  au  andere  Kassen.  Die  Ausgabekassen,  welche  nicht  zugleich 
Einunhmekasscn  sind,  statten  ihre  Schuldigkeiten  auf  zweifache  Art  ab:  direct  mittels 
der  ihnen  baar  übersendeten  Gelder,  ausserdem  durch  Vermittlung  anderer  Kassen, 
die  für  Rechnung  der  anweisenden  Ausgabekassen  Zahlungen  leisteu. 

§.  129.  —  4.  Das  Kassenpersonal  und  seine  Amts- 
pflichten. Zahl  und  Art  des  Kassenpersonals  richtet  sieb 
mit  nach  der  Grösse  der  Kasse  und  ihrer  Geschäfte.  Bei  einheit- 
lichen Staatskassen,  in  welchen  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ver- 
einigt ist,  lässt  sich  öfters  verhältnissmässig  an  Personal  und  Material 
(Geschäftsräume,  Kassenbehälter  u.  dgl.)  sparen  —  ein  weiterer 
Vortheil.  Das  Personal  grösserer  Kassen  pflegt,  in  den  einzelnen 
Staaten  ziemlich  übereinstimmend,  zu  umfassen:  einen  Vorsteher 
(Rendant),  der  vornemlich  die  Leitung,  Oberaufsicht,  die  Führung 
eines  Tagebuchs  hat,  ohne  selbst  an  den  eigentlichen  Zahlungs- 
geschäften theilzunehmen,  einen  Controleur,  der  auch  mit  dem 
Vorsteher  signirt  (gegenzeichnet),  einen  Oberbuchhalter,  einen 
oder  mehrere  Kassirer  für  den  wirklichen  Zahldienst  (in  Empfang 
nehmen  und  auszahlen),  sonstige  Buchhalter,  Gehilfen, 
Schreiber,  Diener. 
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Abgesehen  von  der  Sorgfalt  der  Auswahl  im  Personal,  bei  dem 
es  sich  in  den  meisten  Fällen,  auch  in  den  höheren  Stellen,  noch 
mehr  um  Vertrauenswürdigkeit  als  um  technische  Geschick- 
lichkeit in  den  an  und  für  sich  einfachen  Verrichtungen  des  eigent- 
lichen Kassendiensts  und  des  damit  eng  verbundenen  Bucbführungs- 
diensts  handelt,  sollen  folgende  Einrichtungen  und  Vorschriften,  — 
theils  präventiver,  theils  repressiver  Art,  gegen  Verhütung  und 
auf  Wiedergutmachung  und  Bestrafung  vorsätzlicher  wie  fahrlässiger 
Schädigungen  der  Kasse  sowohl  durch  den  oder  die  Kassebeamten 
selbst  als  durch  Dritte  gerichtet,  —  die  gesetz-  und  ordnungsmässige 
Führung  der  Kassengeschäfte  und  die  Sicherung  der  Kasse  vor 
Hinterziehungen  der  Beamten  verbürgen. 

a)  Die  Stellung  einer  Amtscaution. 

Sie  wird  von  allen  oder  von  bestimmt  genannten  Beamten  einer  Kasse, 
namentlich  von  den  für  die  Kasse  zunächst  verantwortlichen  leitenden 
und  oberen  Beamten  verlangt.  Sie  muss  regelmässig  vor  der  Einführung  in's  Amt 
gestellt  werden.  Ihre  Höhe  richtet  sich  theils  nach  der  Bedeutung  der  Kasse, 
insbesondere  den  durchschnittlich  darin  vorhandenen  Bcständon  —  was  in  diesem 
Punctc  wichtiger  ist  als  der  blosse  Umsatz,  —  thoils  nach  der  Amtsstcllung  und 
Function  uud  der  dadurch  mit  bedingten  Verantwortlichkeit,  aber  auch  Möglichkeit 
und  möglichen  Höhe  von  Unterschleifen  des  einzelnen  Kassen bcamten.  Sic  steigt  dem- 
gemäss  bei  den  höheren  Beamten  und  ist  regelmassig  am  Höchsten  beim  Vorsteher  und 
ersten  Kassirer.  Sehr  hohe  Cautionen  haben  das  Missliche,  die  Zahl  der  zur  Auswahl 
stehenden  Personen  zu  verringern  und  selbst  zu  grade  beim  Kassenbeamten  bedenk- 
licher Verschuldung  zu  fuhren.  Die  Caution  wird  in  Baarem,  oder,  wie  jetzt  bei 
uns  gewöhnlich  in  einheimischen  Staatspapieren,  die  als  Faustpfand  hinterlegt 
werden,  gestellt.  Die  Zinsen  bezieht  der  Beamte  Die  Bestellung  der  Caution  braucht 
nicht  nothwendig  durch  den  Beamten  selbst,  sondern  kann  eventuell  auch  durch  einen 
Anderen  für  ihn  erfolgen,  wobei  nur  der  Fiscus  die  gleichen  Rechte  wie  im  ersten 
Fall  erhalten  muss.  Die  Ansammlung  von  Cautionen  aus  Rückbchalten  der  Besoldung 
wird  mitunter  passend  zugelassen ,  um  in  der  Auswahl  des  Personals  freier  zu  sein. 
Die  Caution  haftet  in  erster  Linie  für  alle  Verluste  und  Schäden,  welche  der  Fiscus 
durch  die  Schuld  oder  Mitschuld  des  Beamten,  mag  Fahrlässigkeit  oder  böse  Absicht 
vorliegen,  crloidet.  Nach  Beendigung  des  Dienstverhältnissos  erfolgt  die  Rückgabe 
der  Caution,  sobald  keinerlei  Ansprüche  an  den  Bcamten  aus  der  Zeit  der  Dicnst- 
fUhrung  mehr  zu  machen  sind. 

S.  Schrott  a.  a.  0.  S.  418  fr.  Ziemlich  hohe  Cautionen  in  Prcussen  wenigstens 
für  die  höchsten  Kassenbeamten,  niedrigere  in  anderen  deutschen  Staaten,  auch  in 
Oesterreich;  hohe  vielfach  in  Frankreich.  S.  f.  Preusson  d.  neue  (ies.  v. 
25.  März  1873,  betr.  die  Cautionen  der  Staatsbeamten,  nebst  den  vielen  Ausführungs- 
verordnungen, u.  A.  mit  Commentar  aus  den  Landtagsvcrhandlungcn  u.  anderen  Quellen 
bei  Herrfurth,  a.  a. 0.  S.  1S1  tf.  Die  relativ  hohen  Cautionen  sind  ein  Characteristicum 
der  soliden,  aber  in  allen  bezüglichen  Verhältnissen  des  Finanzwesens  noch  heute  wie 
im  vor.  Jahrhundort  sehr,  argwöhnischen  preuss.  Verwaltung.  Die  Cautionen  sind  in 
deutschen  (nicht  nur  preuss.)  Staatsschuldobligationen  nach  doren  Neunwerth  zu 
stellen  (also  bei  niedrigem  -Noininalzinsfuss  reell  kleiner  als  nach  dem  gesotzlichen 
Höhebetrage).  Beispiele  von  Cautionen:  bei  der  (Jen. Staatskasse  Rendant  1S.000  M. 
(Gebalt,  ohne  \Vohn.geld,  7500  M  momentan  S100),  Oberbuchhalter  6000  M.  (Geb. 
6000  M.).  erster  Kassirer  6000  M.  (Geh.  6000  M.),  zweiter  4800  M.  (Geh.  fehlt  im  Etat), 
Kassirer-  Assistent  3600  M.  (Geh.  3300  M.);  bei  den  Rcgier.hauptkasscn  Rendant 
18.000  M.  (Geh.  4S00  M.),  Oberbuchhalter  3600  M.  (Geh.  2850  M.  i.  Durchschn.), 
Kassirer  3600  M.  (Geh.  3600  M.),  ständig  mit  Vertretung  des  Rendanten  beauftragte 
Buchhalter  3000  M.,  Kassirer -Assistenten  12-1800  M.  (Geh.  2100  M.);  bei  Kassen 
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der  Doinäncnvcrwalt.,  dt:r  Forstverwal  t.,  Rendanten  je  nach  Grösse  der  Kasse  6000  Ins 
3000—1500  M.;  die  Bendanten  bei  den  Hauptzoll-  und  SteueTämtern  9000.  Con- 
trolcurc  2700  M.,  Einnehmer  von  Nebcnzollämtcrn  3000— ISO»— 1200— 300  M.  Kassen- 
diencr  u.  dgl.  in  den  verschiedenen  Verwaltungen  bis  600  M.  —  Ueber  Baiern  ein- 
gehend St.  v.  Neufnm-Hock,  Handb.  I,  570  ff.  Verordn.  v.  19.  Febr.  1819,  nebst 
zahlreichen  Instructionen  u.  Fin.min.cnts«  hliess.  Die  Cautioncn  (..Amtsbürgschaften") 
der  eigentlichen  Kassenbeamten  (wie  sonstiger  caut.pflicht.  Beamten)  sind  ausnahms- 
los in  baicr,  mindestens  3,/a0/o  Staatsobligationcn  zu  Faustpfand  zu  bestellen.  Die  Höhe 
richtet  sich  th.  nach  der  zu  verrechnenden  Bruttoeinnahme  (11  Klassen,  von  Max 
6000  M.  bei  über  10  Mill.  M.  Snmmc,  5000  M.  bei  6—10  Mill.  M..  u.  s  w.,  1000  M 
bei  20 — 30.0»»  M..  40»  M.  bei  weniger  als  10.000  M.t.  th.  sind  feste  Beträge  be- 
stimmt (z.  B.  Kasseofticiantcn  und  Geldzähler  4»»  M..  Zollbeamte  3000,  2»»»,  lSon. 
1200,  600,  40»  M  ,  Malzaufschlag-Einnehmer  l»0O  M.).  —  Oesterreich  (Hofdccr. 
1.  Juni  179S  u.  viele  weitere,  s.  Blonski  I,  122  iL.  100,  Schrott  S.  419).  Die 
Kassen-  u.  verrechnenden  Beamten  cautionspflichtig,  meist  die  Höhe  der  Cautiou  der 
1  -  jähr.  Gehalt,  Erlegung  baar,  zu  5°/0  b«""  Staatsschuldentilg.fonds  oder  in  österr. 
Staats-,  auch  Grundentlastobligationcn,  oder  „mittelst  tidejussorischen ,  mit  pragmaL 
Sicherheit  versehenen  Cautionsiustruments."  —  In  Frankreich  (v.  Hock  S.  SS. 
520,  Kaufmann  S.  61 S,  bes.  Art.  cautionuement  in  Block 's  diction),  Cautions- 
pflichtigkeit  aller  verrechnenden  Beamten,  hohe  Cautioncn  (nach  Hock  300.000  fr. 
der  Staatscentralkassircr .  100.000  fr  viele  Geueraleinnehmer,  jetzt  allgemein  da* 
Sechsfache  des  Betrags  ihrer  Emolumcnte  jeder  Art,  wovon  ein  bestimmter  erheblicher 
Theil  als  eignes  Vermögen  nachgewiesen  werden  muss,  50.000  fr.  die  verrechnende« 
Agenten  der  Dir.  d.  Staatsschuld).  Erlag  in  ßaarein,  mit  3"/,,  Verzinsung,  bez.  Um- 
tausch in  :\°jlt  Kcntc.  Die  Hauptsuuimc  dieser,  wie  der  sonstigen  Cautioncn  (der 
Lieferanten ,  Notare  u.  a.  in.)  bildet  einen  Theil  der  schwebendeu  Schuld ,  Gcsammt- 
betrag  1S7S  30S  (wovon  213  M.  fr.  in  29.0SS  einzelnen  Cautionen),  1SS2  317  M.  fr. 
mit  (nach  Et.  v.  1**S3)  9.5  M.  fr.  Zinsen.  Die  baarc  Einzahlung  der  Cautionen  u. 
deren  Hinzurechnung  zur  schwebenden  Schuld  hat  keine  erheblichen  Bedenken,  weil 
die  Rückzahlungen  an  die  ausscheidenden  Beamten  regelmässig  durch  die  Einzahlungen 
der  eintretenden  gedeckt  sind  und  sogar  meistens  später  als  diese  erfolgen.  — 

b)  Die  Einrichtung  einer  Art  gegenseitiger  Controle  der 
Kassen beamten  selbst. 

Eine  solche  besteht  bei  Kassen  mit  mehreren  Personen  gewöhnlich,  indem  bei 
Ein-  und  Auszahlungen  mehrere  Beamte  betheiligt  werden,  der  «ine  so  den  anderen 
controlireu  kann  und  muss,  eine  Gegenzeichnung  stattfindet,  der  Verschluss  der  Kasse 
durch  mehrere  Beamte,  von  denen  jeder  einen  eigenen  Schlüssel  führt,  erfolgt  u.  dgl  m. 

c)  Die  Bestimmung,  die  Kassenbestilnde  regelmässig  in 
kurzen  Perioden  oder  bei  bedeutenderer  Höbe  schon  früher  an  die 
vorgesetzte  Kasse  abzuführen,  so  dass  in  einheitlichen 
wie  in  reinen  Ausgabekassen  im  Allgemeinen  nur  der  zur  Geschäfts- 
führung und  Auszahlung  erforderliche  Betrag  in  der  Kasse  liegt. 

d)  Die  beständige  Aufsichtsführung  Uber  die  Kassen  und 
das  Kassenpersonal  durch  stehende,  damit  beauftragte  Verwaltungs- 
organe. 

Hierhin  gehört  die  speeifisch  preuss.  Einrichtung  der  Kassoncuratoren 
und  Kasse uräthe,  Mitglieder  der  betreffenden  Verwaltungsbehörde,  zu  der  die  Kasse 
unmittelbar  ressortirt,  die  dann  zugleich  die  Revisionen  zu  besorgen  haben.  Instr 
v.  27.  Febr.  1769,  Ed.  v.  30.  Mai  1 769.  K.-O.  v.  31.  Dcc.  1S25.  Regul.  v.  17.  Marz  1S2S. 
Gesch.anweis.  f.  d.  Regier.hauptkassen  v.  1.  Juni  1S57,  s.  Herrfurth,  a.  a  O. 
S.  213—219. 

e)  Vornahme  regelmässiger,  periodischer  sowie  ausser- 
ordentlicher, gewöhnlich  mindestens  ein  oder  einige  Male  im 
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Jahre  unvermuthet  stattfindender  Revisionen  durch  bestimmte 
vorgesetzte  Verwaltungsorgane  und  durch  ad  hoc  im  einzelnen 
Falle  beauftragte. 

Vgl.  Schrott,  S.  458  fr.  („Scon  trirungen"  i.  d.  Österr.  Terminologie,  „Kasse- 
sturz4').  Die  regelmässigen  Revisionen  erfolgen  wohl  an  ein  für  allemal  festgesetzten 
Tagen  and  Stunden ,  während  deren  dann  die  Kassen  für  den  Geschäftsverkehr  ge- 
schlossen sind  (z.  B.  in  Prcussen  monatlich  in  Berlin  bei  den  Haupt  lassen  am 
letzten  Alltage  des  Monats;  ausserordentliche  einigemal,  mindestens  einmal  im  Jahre). 
S.  f.  Preussen  K.-O.  r.  11».  Aug.  1825.  Herrfurth  S.  219  IT.  Es  ist  besonders 
die  Liebereinstimmung  der  Bücher  mit  den  Kassenbcständcu  zu  prüfen.  Etwaige 
Mehrbestände  verfallen  dem  Staate.  Defecto  werden  constatirt  und  veranlassen  ein 
weiteres  Verfahren  gegen  den  Beamten  —  wobei  besonders  Vorsatz  oder  Versehen 
des  Beamten  Verschiedenheiten  im  Vorgehen,  Amtssuspension.  Strafen  u.  s.  w.  be- 
dingt —  and  Massregeln  zur  Sicherstellnng  des  fiscalischen  oder  des  sonst  engagirten 
Interesses  (s.  preuss.  Verordn.  v.  24.  Jan.  1 844  betr.  Defecte,  Herrfurth  S.  226  Ii.). 
Besondere  Vorschriften  betreffen  wieder  die  Verhütung  von  Vertuschungen  oder 
Collasionen  zwischen  den  Revisoren  und  den  Kassen beamten.  (Selbst,  wie  in  Oester- 
reich, Verbot  für  den  Commissär  bei  dem  Beamten,  dessen  Kasse  zu  untersuchen  ist, 
zu  wohnen,  zu  speisen  u.  s.  w.,  Blonski,  II,  357).  Uebcr  Vornahme  und  Befund 
der  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  zu  unterzeichnen.  Kür  die  Richtigkeit 
der  Revision  haftet  der  Revisor  mit.  Von  Straf bestimmungen  kommen  im  Deutschen 
Reich  jetzt  bes.  die  §.  350  (einfache  Unterschlagung,  mit  Gefängniss  nicht  unter 
3  Mon.  bedroht,  event.  Verlust  der  bürgerl.  Ehrenrechte)  u.  §.  351  (<|ualitic.  Unter- 
schlagung, verbunden  mit  Fälschung  der  Bücher,  Gcldpackctc  u.  dgl„  Zuchthausstrafe 
bis  zu  10  Jahren)  in  Betracht.  —  Vgl.  ausser  den  preuss.  Bestimmungen  die  baier- 
ischen  über  die  sogen.  ..Visitationen"  der  Kassen  (un vermuthetc,  eingehend 
und  gründlich  f.  alle  der  Kcgicr.fiiiauzkammer  unterstellte  Kassen  mindestens  einmal 
alle  4  Jahre,  unbeschadet  dieser  Visitation  alljährlich  bei  einer  entsprechenden  Anzahl 
Kassen  enrsorisch)  Ncuforn-Hock  I,  237  tf.. 'die  österreichische  Instr.  über 
Kasseuntersuchung  v.  1.  Nov.  1793,  „Vorschr.  f.  d.  Vollziehung  der  Amtsuntersuchung 
bei  d.  Sammlungskassen,  Steuer-  u.  Gefällsäintcrn"  v.  1851 ,  Blonski  II,  357.  — 
Die  kurzterminlichen  period.  Revisionen  sind  ausserhalb  Preusseus  nicht  allgemein 
üblich.  —  Für  Frankreich  s.  v.  Hock  S.  100,  Kaufmann  pass.  S.  «2,  100  H., 
Art.  comptab.  publ.  im  dict.  de  I'admin.  passini,  Art.  iuspection  g6ner.  des  fin.  im 
SuppK-m.  II  (1879).  Das  Staatsgebiet  wird  in  Abtheilungen  von  Departements  (Max.  9) 
zerlegt  und  in  jeder  Abtheilung  wird  durch  eine  aus  einem  Genoralinspector  und 
einigen  Inspectoren  bestehende  Commission,  einer  Beauftragten  der  hnanzmiuisterielleii 
Generalinspection,  das  öüentliche  Kassen  -  und  Rechnungswesen,  drei  Jahre  nacheinander 
immer  von  demselben  Goneralinspector ,  genau  untersucht.  —  Bei  Kassenrevisionen 
erfolgt  womöglich  die  Untersuchung  mehrerer  Kassenbestände  in  einem  Kassenamte 
oder  in  einem  Orte  gleichzeitig,  oder  es  wird  während  der  Untersuchung  der  einen 
Kasse  eine  Sperre  der  andren  vorgenommen.  —  Ausser  diesen  sogen.  „Bestands- 
revisionen" und  den  damit  in  grösserer  oder  kleinerer  Ausdehnung  zu  verbindenden 
„Rech  nun gsrevisionen"  durch  Dritte  sind  auch  wohl  regelmässige  Bestandsrcvisionen 
der  rcchnuugslcgenden  Beamten  selbst  von  sich  aus  vorgeschrieben  oder  üblich. 

f)  Zur  äusseren  Sicherung  der  Kasse  gegen  Schädigungen, 
wie  bei  Diebstahl,  Einbruch,  Brand  u.  s.  w.  durch  fahrlässige  und 
böswillige  Handlungen  Dritter  und  durch  Elemcntarereignisse  dienen 
verschiedene  technische  Sicherungsmittel  in  Bezug  auf 
Lage,  Bauart,  Verwahrung  des  Kassenlocals  und  der  Kassenbehälter, 
worüber  Überall  ähnliche  Vorschriften  bestehen.  Für  die  Innehaltung 
der  letzteren  sind  die  Kassenbeamten,  insbesondere  die  Vorsteher 
verantwortlich  bei  vorkommendem  Einbruch  u.  dgl.  und  die  Visi- 
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tationcn  der  Aufsichtsorgane  haben  sich  anf  die  geeignete  Beschaffen- 
heit dieser  Einrichtungen  mit  zu  erstrecken. 

S.  z.B.  die  Bestimmungen  in  Prcussen  bei  Hcrrfurth  S.  212.  Bei  Kasse« 
ia  Privatgclassen  muss  der  Rcndant  in  demselben  Hause  u.  sogar  womöglich  in 
dem  Local,  wo  die  „Kasse"  (i.  c.  S.)  untergebracht,  schlafen! 

§.  130.  —  5.  Der  Geschäftsgang  in  der  Kasse.  Nach 
den  früheren  Ausführungen  Uber  das  Zahiungswesen  und  das  finanzielle 
Anweisung8rccht  setzt  die  Empfangnahme  von  Geldern  für  den 
Staat  sowie  die  Auszahlung  von  solchen  auf  dessen  Rechnung  einen 
General-  oder  Specialauftrag  voraus.  Der  erstere  kann  der 
Kasse  in  der  Form  der  Ueberweisung  eines  Specialetats  „zur 
Vollziehung"  erthcilt  werden.  Ein  solcher  Auftrag  bedingt  und 
begrenzt  die  Rechte  und  die  Pflichten  der  Kasse,  bez.  ihres  Vor- 
stands gegenüber  der  vorgesetzten  Behörde  und  dem  Fiscus  wie 
gegenüber  dem  Publicum  nach  Unten  und  Oben  zu:  d.  h.  nur 
innerhalb  der  Grenzen  dieses  Auftrags  darf  in  der  Regel  von  der 
Kasse  Geld  für  den  Staat  angenommen  oder  eingezogen  und  in 
Zahlung  verausgabt  werden,  aber  innerhalb  dieser  Grenzen  muss 
das  auch  geschehen,  soweit  das  von  der  Kasse  abhängt,  sonst 
verletzt  der  Vorstand  seine  Amtspflicht  und  wird  demgemäss  dem 
Fiscus  oder  dem  Publicum  regresspflichtig. 

Eine  Keihe  einzelner  Vorschriften  besteht  hier  wieder,  um  die  Rechte  dieser 
beiden  Thoile  gegenüber  der  Kassenvcrwaltung  sieher  zu  stellen:  Vorschriften  über 
den  Gang  der  Kassengeschäfte,  über  die  von  der  Kasse  dabei  zu  beobachteudeu 
Formalitäten,  Controlvorschriften  zum  Schutz  der  Rechte  des  Staats,  welche  die  Ka»e 
gegenüber  dem  zahlenden  und  Zahlung  empfangenden  Publicum  wahrzunehmen  hat 
und  wieder  zum  Schutz  der  Rechte  des  Staats  gegenüber  der  Kasse  selbst  Manche* 
gestaltet  sich  hier  wegen  der  Verschiedenheit  des  bctreHenden  fisealischen  Interesses 
im  Einnahmedienst  und  im  Ausgabedienst  verschieden. 

a)  Im  Ein  nahm  e  dienst  fällt  der  Kassen  Verwaltung  als 
solcher  in  der  Regel  nicht  die  eigene  Vornahme  derjenigen  Acte 
zu,  durch  welche  Geldforderungen  des  Staats  —  aus  Verträgen, 
aus  dem  Titel  der  Steuer-  und  Gebührenpflicht  —  in  jedem  be- 
treffenden einzelnen  Falle  festgestellt  („liquidirt")  und  zur 
Einziehung  oder  Erhebung  angeordnet  werden.  Das  ist  viel- 
mehr die  Aufgabe  der  bezüglichen  Verwaltungsbehörden,  Steuer- 
et hebungsorgane  u.  s.  w.,  die  auf  Grund  ihrer  Liquidation  der 
einzelnen  Zahlungspflicht  einer  Person  der  Kasse  den  Auftrag 
zur  Einziehung  der  Forderung  von  dieser  Person  geben. 

Nur  ist  häutig  die  Kasse  selbst  ein  integrirender  Bestandtheil  einer  solchen 
Verwaltungsbehörde,  z.  B.  die  Zollkasse  des  Zollamts,  dessen  eine  Abtheilung  dann 
die  liquidirendc  und  zur  Einzahlung  bei  der  Kasse  anweisende  Instanz  ist 
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Hier  handelt  es  sich  dann  um  eine  vierfache  Reihe  von 
Vorkehrungen  und  Sicherungsmitteln,  von  denen  die  drei 
ersten  ebensowohl  zu  Gunsten  des  Fiscus  als  des  Publicums  in 
Betracht  kommen:  einmal  um  richtige  Feststellung  der 
Zahlungspflicht  Seitens  der  Liquidationsinstanz  —  dass  alle 
gesetzlich  hergehörigen  Fülle  in  richtigem  Maasse,  zu  rechter  Zeit 
wahrgenommen  und  die  Zahlungen  dafür  vorgeschrieben 
werden;  —  zweitens,  dass  demgemäss  an  die  Kasse  alle  erforder- 
lichen Anweisungen  richtig  und  rechtzeitig  ertheilt 
werden;  drittens,  dass  die  Kasse  sie  danach  richtig  und  recht 
zeitig  vollzieht  und  viertens,  dass  sie  sie  in  ihre  Bücher 
richtig  einträgt  und  die  Fonds  wirklich  im  Bestände  führt. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Kassenpersonals  bezieht  sich  nur 
auf  die  beiden  letzten  Puncte.  Die  Instructionen  müssen  hier  die 
Pflicht  der  Kasse  genau  bestimmen  und  die  Controle  sich  auf  die 
Erfüllung  dieser  Puncte  erstrecken. 

Von  Einzelheiten  wichtigerer  Art  und  formellen  Vorschriften, 
über  die  der  Kasse  obliegenden  Verpflichtungen  —  im  Verkehr  mit 
dem  Zahlungen  abstattenden  Publicum  und  zwischen  Kassen  unter 
einander,  daher  besonders  bei  Ablieferungen  von  Ueberschüssen 
au  andere  (Sammel-  oder  sonstige)  Kassen  und  bei  der  Empfang- 
nahme von  Geld  aus  anderen  Kassen  —  mögen  folgende  Puncte 
bezüglich  der  Quittungen  und  der  Geldsorten  und  Geld- 
zeichen hervorgehoben  werden. 

a)  Bestimmungen  Uber  die  von  der  Kasse  zu  erthcilendcn 
Quittungen. 

Inhalt  und  Form,  Art  and  Zahl  der  Unterschriften,  etwaiger  Amtsstcinpcl  auf 
der  Quittung  und  Angab»  sonstiger  Momente,  welche  die  Kechtsgiltigkeit  der  Quittung 
bedingen,  sind  genau  vorgeschrieben.  Zur  Doppelcontrole  gegen  den  zahlenden  Quittungs- 
<•  im  l> länger ,  rornerolich  aber  gegen  die  Geld  einnehmende  und  darüber  quittirende 
Kasse  dienen  wohl  (bei  Steuererhebungen,  besonders  in  der  Zoll  -  und  Acciscvurwaltung, 
aber  auch  sonst,  besonders  in  Frankreich)  Einrichtungen,  wie  die,  dass  alle  solche 
Quittungen  zunächst  in  einem  Register  oder  Quittungsbuch  sich  befinden  und  der 
Reihe  nach  bei  der  Verwendung  aus  einem  solchen  herausgezogen  werden  müssen. 
Hier  sind  mehrerlei  Controlen  möglich,  namentlich  mittelst  der  im  Buche  zurück- 
bleibenden Aufschreibungen  und  Ränder  (Hock,  Frankr.  S.  Oder  man  ver- 
sieht die  Quittungen  mit  Talons,  die  vom  Empfanger  der  Quittung  behufs  der  Controle 
an  andere  Verwaltungsorgane  zur  Abtrennung,  Eintragung  und  Visirung  in  kurzen 
Fristen  überreicht  werden  müssen  ^Frankreich,  Hock  a  a.  0.,  Kaufmann  S.  101). 
In  Preussen  sind  die  Quittungen  der  Rcg.hauptkasscn  von  dem  betreff.  Buchhalter,  dem 
Kassirer  und  dem  Landrenlmcistcr  zu  vollziehen  (Gesch. an  weis.  v.  1.  Juni  1S57  §.  49).  — 
Oesterr.  Bestimmungen  Blonski  II,  353. 

ft)  Bestimmungen  über  die  in  Zahlung  anzunehmenden  Geld- 
sorten und  Geldzeichen. 
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Kcgclinässig  gelten  hier  zunächst  die  Vorschriften  der  Münz-.  Papiergcld- 
und  etwa  auch  der  Bankgesetze  Uber  die  gesetzlichen  Zahlmittel.  Danach  müssen 
Staatskassen  mitunter  Scheidemünze  und  leichtes  Silbergeld  im  System  der  reinen 
Gold-  oder  der  Doppelwährung  in  grosseren  Beträgen  oder  selbst  unbedingt  für  jede 
Summe  in  Zahlung  annehmen,  auch  wenn  dafür  im  Privatverkehr  Beschränkungen 
bestehen  (Deutsches  MUnzges.  v.  1).  Juli  1  NT't  Art.  9  AI.  2:  Keichssilbcnnünzcu  von 
Reichs-  u.  Landeskassen  in  jedem  Betrage  anzunehmen).  Einheimisches  Staats- 
papiergeld mit  und  ohne  Zwangscurs  ist  in  der  Regel  von  öffentlichen  Kassen 
allgemein  und  im  Ncnnwerth  anzunehmen,  doch  ersteres  in  Papierwährungsländeru 
im  Interesse  der  Metallgeldbcse.hall'ung  fur  einzelne  Zahlungen,  dio  in  Gold  oder 
Silber  verlangt  werden  (Zölle.  Nordamerika,  Oesterreich.  Kussland)  mitunter  nicht  oder 
nur  nach  dem  Curswcrth.  Bei  dem  (einlAsbarem  Staatspapiergeld  ohne  Zwangscurs 
hat  früher  mehrfach  (Oesterreich,  Preusseu  u.  andere  deutsche  Staaten)  die  Vorschrift 
bestanden,  d:»ss  bestimmte  (Quoten  von  Zahlungen  an  Staatskassen,  besonders  Steuer- 
zahlungen in  solchem  Papiergeld  oder  mit  „Strafagio"  in  Münze  gezahlt  werden 
müssen,  —  im  Interesse  des  Curscs  des  Papiergelds,  eine  Bestimmung,  die  z.  B.  in 
Preusscn  formell  nicht  aufgehoben,  aber  obsolet  geworden  war  »die  Hälfte  der  Oourant- 
zahlung  an  Staatskassen  hatte  in  Kassenanwcis.,  oder  mit  3  Vsu/o  Strafagio,  1  Sgl.  vom 
Thaler,  zu  erfolgen,  Best.  v.  1V24,  1V2G  u.  1is"27).  Von  inländ.  Banknoten  werden 
in  der  Regel  nur  die  der  Centraibank  in  Zahlung  genommen ,  was  mitunter  ausdruck- 
lich,  wie  früher  bei  der  Preuss.  Bank  als  ein  Privileg  zugesagt  ist:  jetzt  gilt  iu 
Deutschland  die  Bestimmung  des  Bankgesetzes  v.  15.  März  ls75  §.  2,  wonach  auch 
für  Keichs-  und  Staatskassen  keine  Verpflichtung  zur  Annahme  der  Noten  bei  Zahlungen 
an  sie  besteht  u.  auch  nicht  durch  Landesgesetz  für  Staatskassen  begründet  werden 
kann.  Doch  ist  wohl  allgemein  in  den  Einzelstaaten  (speciell  in  Preussen)  die  An- 
nahme der  Keichsbank- Noten  an  den  Staatskasse!!  im  Verordnungswege  vorgeschrieben 
und  erfolgt  sie  ebenso  danach  in  den  Einzetstaatcn  je  für  die  betreffende  Hauptzcttcl- 
bank  ihres  Lands  (so  in  Baiern  f.  d.  Noten  der  Baier.  Notenbank  u.  s.  w.).  Die  Ent- 
wicklung der  Crcditwirthschaft  macht  wenigstens  in  gewissen  Verwaltungszweigen  die 
Annahme  von  Chccks  auf  Hauptbanken  wünschenswert  (s.  o.  §.  122).  In  der 
Kegel  beschränkt  sich  die  Annahmepilicht  der  Staatskassen  auf  inländische  Münzen 
und  etwaige  sonstige  Zahlungsmittel.  Doch  kommt  in  einigen  Zweigen  —  Zolldienst. 
Eisenb.  u.  Postverwalt.  —  die  Annahme  fremder  Münzen,  bes.  Goldmünzen, 
Papiergelds  und  selbst  Banknoten  (Kussland)  nach  bestimmtem  Curse  vor.  Der  ganze 
Punct  ist  münz-  u.  creditpolitisch  wichtiger  als  finanzpolitisch,  s.  darüber  Genaueres 
in  A.  Wagner.  Zettclb  polit.  2.  A.  Treib  1*7,1,  S.  -13— III.  Venrochslnngsgeschäfte 
mit  den  Kasseubeständen  sind  den  Beamten  untersagt.  Jedwede,  auch  noch  so  kurze 
Benutzung  von  Kassengeldcrn  für  Privatzwecke  eines  Kassenbeamten  ist  verboten. 

Die  Controle  gegen  die  Kasse,  bez.  den  Kassirer  rauss  nun 
theils  durch  die  anderen  Beamten  (Vorsteher,  Buchhalter),  tbeils 
gegen  das  ganze  Personal  durch  Verwaltungsorgane  im  Wege  der 
Revisionen  u.  dgl.  mittelst  Vergleichung  der  Bücher  der  An- 
weisungs-  und  Liquidationsbehörden  mit  den  Büchern  der  Kasse 
und  dieser  Bücher  mit  den  Kassenbeständen  ausgeübt  werden. 

Specielle  Vorschriften  bestehen  regelmässig  noch  über  die 
Reihenfolge  der  Operationen  im  Kinnahmedienst  und  Uber 
die  Functionen  der  einzelnen  Kassenbeamten  dabei: 

Empfang  der  Anweisung  zur  Zahlungsannahme ,  Anbieten  der  Zahlung  Seiteus 
des  Pflichtigen ,  Vergleichung  der  Anweisungen  und  „Empfangszettel"  mit  dem  An- 
gebote des  Pflichtigen.  Empfangnahme.  Sortirung.  Zählung  des  Geldes.  Eintragung 
in  die  Bücher,  Ertheilung  der  Quittung.  Die  buchhalterischen,  die  Thätigkeitcn  der 
eigentlichen  Geldhantierung,  die  Controlausubung  durch  Gegenzeichnung  sind  bei 
grösseren  Kassen  hier  Functionen  verschiedener  Beamten. 
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Nicht  minder  bestehen  für  die  Aufbewahrung,  Verpackung  (Art,  Beutel,  Packete, 
Köllen,  Einhcitswerthbeträge  der  Köllen,  Notenpacketc  u.  s.  w,  nach  (jeldsorten,  Noten- 
stücken),  Versendung  —  bei  uns  regelmässig  nur  durch  die  Post  —  genaue  Vor- 
schriften bis  in  die  kleinste»  Einzelheiten  hinein. 

b)  Eine  Reibe  der  im  Vorausgehenden  erwähnten,  namentlich 
die  letztgenannten  Vorschriften  gelten  ebenso  oder  mit  einfach  aus 
der  Sache  sich  ergebenden  Aenderungen  für  den  Aus  gäbe  dienst. 
Einige  andere  Puncto  kommen  bei  ihm  speciell  in  Frage  und  sind 
gleichfalls  Uberall  durch  besondere  Vorschriften  geordnet: 

«)  Die  Prüfung  der  Zahlungsforderungen,  sowohl  der 
nach  Gencralauftrag  von  Amtswegen,  als  der  auf  specielle  An- 
weisung der  competenten  Behörde  zur  Kasse  gelangenden. 

Im  ersten  Kall  muss  die  Prüfung  der  Kasse  auf  die  sachliche  und  formelle, 
im  zweiten  Fall  wesentlich  nur  auf  die  formelle  Berechtigung  der  Forderung  und  des 
1  ordernden  gehen,  indem  hier  die  sachliche  Prüfung  in  der  Anwcisungs-  und  Liqui- 
datiousinstanz  zu  erfolgen  hat  i§.  124).  Die  erforderlichen,  genau  vorgeschriebenen 
Belogstücke,  nöthigcnfalls  ciuo  Legitimation  und  der  Nachweis  der  Identität  des 
Zahlungfordc  rüden  sind  zu  verlangen.  Die  Erhebung  muss  vor  Ablauf  des  Kredits, 
aus  dem  die  Zahlung  erfolgt,  stattfinden,  weshalb  dciugcmass  der  richtige  Termin 
zu  prüfen  ist.  Sic  darf  regelmässig  auch  nicht  vor  Eintritt  des  rechtlichen  (z.  B.  bei 
Besoldungen)  oder  vertrugsmässigeu  Termins  der  Fälligkeit  erfolgen.  Für  ausnahms- 
weise vorher,  dann  als  Vorschuss  zu  leistende  Zahlungen  muss  die  Kasse  gewöhn- 
lich zuvor  die  Erlaubnis*  der  competenten  Behörde  einholen.  Solche  Vorschüsse  sind 
dann  auch  in  der  Buchung  besonders  zu  behandeln,  nach  hierfür  in  den  Instructionen 
gegebenen  Vorschriften  (preuss.  Instr.  v.  Ib.Dec.  182-1  §.23,  Anwcis.v.  1.  Juni  Js57§.30). 

ß)  Die  Vornahme  der  Zahlungen. 

Regelmässig  sind  die  Beläge  und  Quittungen  von  einem  Buch- 
halter zu  prüfen,  zu  signiren  und  die  Posten  in  das  betreffende 
Buch  einzutragen,  dann  an  den  Vorsteher  der  Kasse  zur  Unter- 
zeichnung (Zahlungsvermerk)  und  von  ihm  an  den  Kassirer  zur 
Auszahlung  zu  leiten. 

Uebcr  Form  und  Inhalt  der  Quittungen  bestehen  genauere  Vorschriften;  der 
Schuldgrund,  die  zahlende  Kasse  sind  mit  zu  nennen,  die  Geldbeträge  ausser  in  Zittern 
auch  wörtlich  anzugeben.  Für  dieüeldsorton  und  Geldzeichen  gelten  bei  Zahlungen 
aus  Staatskassen  die  münz-,  papiergeld-  und  bankgesetzlichen  Vorschriften  genau, 
daher  hat  hier  die  Kasse  begrenztero  Hechte  bei  der  In  -Zahlunggobung,  als  bei  der 
Iu-Zahlungnahme  (s.  o.).  Papiergeld  und  Banknoten  ohne  und  Kleingeld  mit  be- 
schränktem Zwangscurs  braucht  z.  B.  der  Zahlungsberechtigtc  nicht  anzunehmen.  Die 
I  älligkeitstermine  von  Geldsummen  werden  nicht  immer  von  den  Berechtigten  inne- 
gehalten. Die  Kassen  können  darauf  nur  beschränkt  hinwirken,  sollen  aber  nach 
Möglichkeit  die  rechtzeitige  Abhebung  betreiben,  um  Uebertragung  von  Kesten  zu 
verhüten  (.Preusscii). 

§.  131.  —  G.  Kasscnwcscu  einzelner  Länder.  Die  Organisation  und 
Function  der  Kassen  hängt  vielfach  mit  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  und 
der  ganzen  Finanz verwaltu ug  zusammen.  Insofern  war  davon  schon  oben,  so- 
wohl bei  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  als  bei  derjenigen  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  dieses  Dienstes  mit  zu  sprechen  (§.  SO  lt.,  1)6  lt.),  worauf  daher 
hier  verwiesen  wird.  Weitere  Einzelheiten  sind  in  §.  121,  125  und  in  den  voraus- 
gehenden §§.  129  u.  130  zum  Beleg  und  zur  Erläuterung  der  Darstellung  angegeben 
worden.  Im  Folgenden  wird  noch  ein  Gesammtüberbliek  gegeben,  etwas  eingehender 
aber  nur  für  Pretissen  und  Frankreich. 
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In  P  reu  säen  (§.  91,  %)  besteht  keinem  der  genannten  drei  Kassensy  steine 
rein  oder  ausschliesslich ,  sondern  eine  Cotnbination  derselben ,  mit  deutlichen  Kesten 
der  älteren  Verhältnisse,  wenn  auch  das  Princip  der  fiscalisehen  Kasseneinheit,  eine 
grössere  Centralisation  des  Kassenwesens  und  die  Einrichtung  einheitlicher  Staatskassen 
besonders  in  der  Ober-  und  Mittelinstanz,  theilweise  auch  in  der  Unterinstanz  in  dem 
Kassenwesen  der  eigentlichen  Finanzverwaltung  Platz  gegriffen  haben  (§.  121).  Der 
Ueborgang  einzelner  Verwaltungs-  und  Einnahmezweige  (Post,  Telcgraphie)  und 
grosser  Ausgabezweige  Heer,  Flotte)  auf  das  Deutsche  Reich  hat  die  Ausscheidung 
dieser  Dienste  auch  aus  der  preuss.  Finanzrerwaltung  zur  Folge  gehabt.  Die  Ver- 
waltung der  Zölle  und  gemeinsamen  inneren  Steuern  ist  aber  bisher  bekanntlich  bei 
den  Ein/elstaaten ,  unter  Keichscontrole ,  verblieben.  Im  preuss.  Finanzministerium 
besteht  ein  Abrcchnungsbureau  für  die  Reichssteuern. 

An  der  Spitze  des  preuss.  Kassenwesens  steht  die  Gcncralstaatskasse,  in 
welcher  das  Princip  der  fiscal.  Kasscncinheit  reprasentirt  ist.  An  sie  fuhren  die 
anderen  über-  und  Mittelkassen  die  Ueberschusse  ab  oder  leisten  für  sie  in  ihrem 
Auftrage  daraus  direct  Zahlungen,  und  sie  dotirt  die  anderen  Oberkassen  direct  mit 
Geldfonds  oder  indireet  mit  der  Summe  ihrer  ctattnassigen  Credite,  indem  sie  Zahluugen 
für  dieselben  selbst  ausfuhrt  oder  durch  andere  Kassen  ausfuhren  lässt 

Die  weiteren  noch  bestehenden  Gentraikassen  sind  die  sogen,  Generalkassen. 
von  denen  nach  Ausscheidung  der  Gen.-Postkassc  als  ('entral-Einnahmekasse  nur 
noch  die  (ictierallotteriekasse.  als  Central- Ausgabekassen  nur  noch  die  eigene 
(ieneralkasse  des  Minist,  d.  geistl.  Unterrichts-  u.  M cdic.angclegenhciten  ti.  die 
Staatsschuldentilgungskasse  bestehen.  Die  anderen  Ministerien  haben  keine 
eigenen  Gcncralkasseu  (das  Min.  d.  Inneren  hat  eine  Minist.-Burcaukassc).  Die  General- 
Staatskasse  im  Fin  Ministerium  fungirt  für  den  Ausgabedicust  dieser  Ministerien  mit. 
soweit  es  sich  um  Centraiausgaben  (in  Herlin)  handelt.  Darin  ist  das  System  der 
einheitlichen  Staatskassen  conseriuent  durchgeführt. 

Die  Mittelkasseu  siud  in  den  Provinzen  die  (33)  Rcgicruugshauptkassen 
im  Anschluss  an  die  administrative  Eintheilung  in  Regier. bezirke,  am  Sitze  der  Regierung, 
allgemeine  einheitliche  Staatskassen  für  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  Bezirks. 
Sammelkassen  der  Kreis-  und  der  sonstigen  Unterkassen,  ein  llauptglied  des  preuss. 
Kassenwesens. 

Unter  diesen  Kassen  stehen  vor  allen  die  Kreiskassen,  welche  als  Einnahme- 
kassen zunächst  für  die  directen  Steuern  fungiren  und  Sammelkassen  fUr  andere  Unter- 
kassen ,  dann  aber  auch  Ausgabekassen  der  Staatsverwaltung  im  Kreise  sind.  Sie 
gehören  einerseits  zu  den  Mittel-,  anderseits  zu  den  Unterkassen.  Dasselbe  gilt 
von  den  lediglich  als  Einnahinekassen  fungirenden  Kassen  der  Hauptzoll-  und 
Steuerämter  für  die  indirecten  Steuern  und  von  der  Steuerkasse  der  Verwaltung 
der  Berliner  directen  Staatssteuern,  Kassen,  von  welchen  nur  etwa  die  eigenen 
unmittelbaren  Erhebung«-  u.  Betriebskosten  zu  verausgaben  sind.  Diese  Kassen  siud 
zum  System  der  „Verwaltungszweigkasscn"  zu  rechnen.  Ebenso  die  weiteren 
Unterkassen  (sogen.  „Specialkassen"  in  Preussen),  vornemlich  für  den  Einnahme- 
dienst und  etwa  auch  für  Specialausgaben  ihres  Dienstzweigs,  nemlich  die  Domänen- 
rentamts-,  die  Forst-,  die  Nebenzollamts -.  die  Kassen  der  Steucrempfänger  u.  Erheber 
(der  directen  Steuern,  vornemlich  in  den  westl.  u.  neuen  Provinzen).  Aehnliche  Untcr- 
oder  Spccialkassen  nach  dem  System  der  Verwaltungszweigkassen  für  den  Ausgabe - 
dienst,  aber  gewöhnlich  zugleich  für  die  Einkassirung  der  spec.  Amtseiunahmen  der 
Behörde  oder  Anstalt  sind  «lic  mancherlei  Specialkassen  in  den  verschiedenen  Ministerien: 
so  in  der  Unterrichtsverwaltung  (mehrfach  einzelne  Schulkassen.  Univers.kassen  für 
gewisse  Kassengeschäfte.  Krankenhauskassen  u.  dgl.  in.',  in  der  landwirthschaftl. 
Verwaltung  (Gestütskassen),  in  der  inneren  Verwaltung  (Gefängnisse,  Strafanstalten, 
stallst.  Bureau,  Polizeikassen  u.  a.  in.).  Im  Finanzministerium,  Abth.  f.  Kassen  -  u. 
Etatswesen,  gehören  hierhin  noch  die  Haupt-Seehandlungskasse  (der  Uberhaupt  in  der 
Kassen-  wie  sonstigen  Verwaltung  ein  eigenes  selbständiges,  nur  dem  Fin. min.  an- 
gegliedertes Institut  darstellenden  „Scehandluug"),  die  Kassen  des  k.  Leihamts,  der 
Münzverwaltung,  die  Ministerialhaukasse,  die  Kassen  der  Wittwcn-  u.  Waisenverpflegungs- 
austalten  (auch  in  anderen  Ministerien,  so  die  Justizofficiantcn-  Wittwenkassc  im  JiLstiz- 
miiO,  die  Kassen  der  Rentenbanken,  die  Depositenkassen  u.  a.  m. 

Einzelne  dieser  Kassen  tz.  B.  Polizeikassen)  können  auch  zur  Kategorie  der 
..behördlichen  Kassen"  gerechnet  werden. 
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Eiu  eigenes  Kasscnsystem  für  sich.  Unter-  wie  Mittclkasscn,  hat  die  Borgwcrks- 
vcrwaltung  (Bergamts-  u.  Obcrbcrgamtskasscn)  u.  die  Eisen  bahn  Verwaltung  (Haupt- 
lassen bei  den  Dircctioncn,  Bctriebskassen  bei  den  Betriebsarten!,  dann  Stationskassen, 
aber  keine  eigene  Centralkassc^.  Es  ist  hier,  wie  bei  der  Post  u.  Telcgraphic  die 
Oelonomik  u.  Technik  der  Verwaltung,  die  auf  ein  solches  durchgehendes 
Verwaltungszweigkasscnwcscn  hinwirkt. 

Die  hervorragende  Bedeutung  der  privatwirthscbaftlichen  Einnahinczweigc  noch 
in  der  heutigen  preuss.  Finauzwiithschaft  erklärt  auch  in  dieser  Gestaltung  des  Kassen- 
wesens, besonders  bei  den  Specialkasscn  manche,  von  anderen  Staaten  abweichende 
Eigen thüm lieh keit  und  den  Mangel  einheitlicher  Unterkassen.  Eine  Vereinigung  kleinerer 
Specialkasscn  möchte  wohl  mitunter  zur  Ersparung  an  Personal,  Material  und  Kosten 
zu  erwägen  sein.  Die  selbständigen  Kassen  von  Instituten  und  Eiuzelvcrwaltungcn 
entsprechen  den  gegebenen  Verhältnissen  und  werden  sich  kaum  weiter  viel  ver- 
mindern lassen. 

Im  Geschäftsgang  der  preuss.  Kassen  ist  wohl  eine  gewisse  burcaukratischc 
Schwerfälligkeit  nicht  ganz  zu  bestreiten.  Die  Verbindung  mit  der  Bank  könnte  hier 
vielleicht  zu  einigen  Verbesserungen  führen.  Es  wird  hier  wie  in  anderen  Fällen 
(Zollverfahren  u.  dgl.)  in  Preussen  wohl  auf  Formalicn  etwas  zu  viel  Werth  gelegt 
und  nicht  immer  genügend  bedacht,  dass  die  Erfüllung  dieser  Formalicn  nicht  nur 
dem  Staate,  sondern  auch  dem  mit  Staatskassen  verkehrenden  Publicum  Arbeit  und 
Zeit  kostet.  Kormelle  Ordnung  und  Sicherung  in  allen  Geldgeschäften  ist  gewiss  not- 
wendig und  segensreich,  aber  nicht  durchaus  das  Einzige,  was  dabei  in  Betracht 
kommt.  Kaschheit  und  Prompthcit,  eine  gewisse  ,.1'oulanz"  in  kaufmännischer  Art, 
die  mit  Ordnung  und  Sicherung  recht  wohl  vereinbar  ist,  wie  z.  B.  in  dem  grossen 
Geldverkclir  der  Postverwaltung  sich  zeigt,  siud  ebenfalls  zu  erstreben. 

Die  wichtigeren  Verhältnisse  in  der  Stellung  der  Kassen  zu  einander  und  im 
Geschäftsgang  sind  oben  mit  berührt  worden.  Die  bedeutsame  Stellung  der  Rcgicrungs- 
hauptkassen  im  preu.ss.  Kassenwesen  wird  in  der  Geschäftsauweisung  v.  1.  Juni  1S57 
sehr  dctaillirt  und  klar  entwickelt.  Uebciall  haben  sich  diese  Kassen  in  den  geeigneten 
Fällen,  besonders  für  Zahlungen  nach  ausserhalb  der  Specialkasscn  zu  bedienen  (§.  5* 
d.  Anweist.  Unter  Specialkasscn  werden  verstanden:  diejenigen  Kassen,  welche  die 
von  ihnen  auf  Grund  besonderer  Specialetats  selbständig  zu  verrechnenden  Einnahmen 
unter  Anrechnung  der  etatmäss.  Ausgaben  an  die  Rcgicr.hauptkasscn  abzuführen  haben" 
(cb.  §.  71).  Die  Specialkasscn  verrechnen  jetzt  monatlich  mit  den  Hauptkassen  (seit 
iSUtli  Letztere  stehen  wieder  zur  Gencralstaalskasse  in  demselben  Verhältnis*,  wie 
die  Specialkasscn  zu  ihnen.  Sie  haben  daher  die  Einnahmen  unter  Anrechnung  dir 
Aasgaben  an  die  Gen.st.kasse  abzuführen,  Zahlungen  nach  Auftrag  für  letzterer  Rechnung 
zu  leisten  und  periodisch  abzurechnen  (eb.  §.  82).  „Die  für  die  übrigen  Centraikassen 
einzuziehenden  Gelder  u.  zu  leistenden  Zahlungen  sind  denselben  durch  Vermittlung 
der  (ien.st.kassc  resp.  zu  überweisen  u.  anzurechnen"  (eb.  §.  S5 >.  Der  eigentliche 
Kasscnbcstand  (Geld  -  und  Gcldzcichcnvorrath)  wird  in  jetler  Kasse  als  Ein  Ganzes 
behandelt  und  verwahrt.  Die  Herkunft  desselben  und  die  Rechtsansprüche  daran 
ergeben  sich  aus  der  Buchführung. 

In  Baiern  (§.  $~)  bilden  die  Kreiskassen  für  die  Kreise  (Regier. bezirke)  die 
Mittclkassen  der  allgemeinen  Finanzvcrwaltung,  fungiren  als  Einnahme-  u.  Ausgabe- 
Ussen.  und  vermitteln  zwischen  den  Unterkassen,  der  Rentämter  (auch  f.  Einnahmen 
o.  Ausgaben,  u.  A.  mit  für  dio  Domänen-  u  Forstvcrwaltung) ,  und  der  Ccntral- 
staatskassc.  Apart  davon  sind  „centralisirte  Administrationen"  mit  eigenem  „Vcr- 
wiltungs/wcigkasscnsystcm"  die  ..Generaldirection  der  Zölle  u.  indirecten 
Steuern"  (Reichs  -  und  baierische.  bes.  Malz-u.  Branntweinaufschlag),  die  „General - 
Bergwerks-  u.  Salinenadministration",  beide  übrigens,  nebst  anderen  dgl. 
Administrationen  (Münzamt,  Nürnb.  Bank,  Staatsschuldcutilgungscotnmission)  dein 
Finanzministerium  untergeordnet;  ferner  die  zu  einem  anderen  Ministerium  ressortirende 
..Generaldirection  der  Verkch rsanst alten"  (Staatsbahnen,  Post,  Telegraph).  Reiches 
iMail  bei  v.  Neu  forn- Hock,  I,  33  11.,  130  II. 

In  Oesterreich  (§  <JS >  besteht  in  der  allgemeinen  Finanzvcrwaltung  das  System 
der  einheitlichen  Staatskassen  strenger  und  folgerichtiger  durchgeführt  als  in 
l>eutsi bland.  Die  Eine  Kasse  hat  daher  in  ihrem  localon  oder  territorialen  Wirkungs- 
kreis regelmässig  alle  Einnahmen  u.  Ausgaben  für  sätnmtliche  Vcrwaltumrszwcige  zu 
v«l!/)ehen.    Alle  Kassen  bilden  einen  Verband  und  jede  kann  in  ihrem  Incalcn  Wirkmigs- 
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kreise  beauftragt  werden,  commissiouell  auf  Rechnung  einer  anderen  Gelder  einzu- 
nehmen uud  zu  verausgaben,  worüber  Contocorrentjouruale  geführt  werden.    An  der 
Spitze  steht  die  Staatscentralkasse,  unter  ihr  in  den  Kronländeru  Land eshaup t - 
kassen,  Finanzlandoskasscn  und  Landeszahl  Ämter,  einheitliche  Kassen  für 
Kinnahmen  und  Ausgaben  (mit  zwei  Abthcilangcn  dafür),  zugleich  Sammelkassen  für 
die  Uebcrschussc  der  unter  ihnen  stehenden  Kreis-  u.  Loealkasseu  (unter  verschiedenen 
Nanu  ii .  Steuerämter  u.  a.  m.).    Neben  der  Staatscentralkasse  bestehen  an  sonstigen 
(Jentralka^sen  uoch  ein  Ministerialzahlaint  für  den  Ausgabedienst  der  Ministerien, 
dann  die  Staatsschuldenkasse.    Eine  Ausnahme  vom  System  der  einheitlichen  Kassen 
bilden  aber  auch  in  Oesterreich  die  „Vcrwaltungszweigkassen"  der  Zoll-  und  Ver- 
zchrungssteuervcrwaltung  (wenigstens  in  der  unteren  Stufet  der  Bergwerks-,  Tabak- 
monopol-,  Salzrogal-,  Post-  u.  Tclegraphenverwaltung.    Vgl.  Blonski,  1.55,11,  354, 
auch  Schrott,  S.  132  ff.  passim,  Dessary,  Fin.ges.kundc  S.  250  Ii. 

Das  Kassenwesen  Frankreichs  bat  manches  Eigenthüinlicbe  und  wie  die  ganze 
Einrichtung  des  Finanzdiensts,  wie  auch  das  Z&hlungs-.  Kccbnungs-  und  Controlwesen 
von  deutschen  Verhältnissen  Abweicheudes,  freilich  doch  auch  wieder  mehr  in  den 
Formen,  als  in  der  Sache.  S.  o.  §.  lJ\)  über  die  neuere  Einrichtung  der  französ. 
Finanzrerwaltung  Überhaupt,  wodurch  die  Grundzüge  des  Kassenwesens  mit  bestimmt 
sind,  u.  die  Ausführungen  in  §.  121,  125,  ferner  Hock  u.  Kaufmann  a.  a.  0.. 
dann  f.  Näheres  die  einschlägigen  Artikel  in  Block 's  diction. 

Der  Grundsatz  dcrSchcidung  des  Anwoisungsdiensts  und  Anweisungs- 
rechts  vom  Kassendienst  der  Einnehmer  (receveurs,  pereepteurs)  und  der  Ver- 
ausgaber (payeursl  oder  der  Scheidung  der  ordonnateurs  und  comptables  ist 
besonders  scharf  und  folgerichtig  durch  alle  Stadien  des  Dienstes  hindurchgeführt. 
Der  Eiunahmedicnst  alier  Verwaltungen,  auch  der  selbst  nicht  unter  dem  Finanz- 
ministerium stehenden,  wird  durchaus  nur  von  Behördeu  u.  Beamten  dieses  Ministeriums 
besoigt  und  alle  Einnahmen  werden  hier  centralisirt.  Das  System  von  Verwaltungs- 
zweigkassen besteht  aber  dabei  noch  mehrfach,  indem  für  die  hnanztechnisch  wesentlich 
verschiedenen  Einnahmearteu  (directe,  innere  indircete  Steuern,  Zolle,  Enregistrement 
u.  Stempel)  der  Dienst  der  Verwaltung  (Erhebung)  uud  der  Kassen  in  der  L'nter- 
und  l.  Th.  in  der  unteren  Mittelinstauz  getrennt  ist.  Auch  sind  die  Eiunahtnekassen 
nicht  allgemein  zugleich  Ausgabekassen.  So  haben  die  einzelnen  anderen  Ministerien 
dafür  ihre  eigenen  Kassen.  Das  System  der  einheitlichen  Staatskassen  ist  somit  nicht 
das  herrschende.  Es  besteht  aber  für  die  Staatscentralkasse,  die  auch  als  eine 
Abtheilung,  nicht  als  eine  selbständige  Centraikasse,  die  Staatsschuldenkasse  in  sich 
schlichst.  Alle  Zahlungen  dieser  Kasse  uuterliegen  zuvor  dem  Zahlungsvermerk  der 
(ontrolabtheilung.  Die  einheitliche  Disposition  über  alle  Kassenfonds,  in  den  der 
Finanzverwaltung  allein  (Einnahmekassen)  wie  auch  anderen  Ministerien  (Ausgabekassen) 
unterstehenden  Kassen  wird  durch  die  finanzministerielle  Abtheilung  für  die  Kassen- 
fonds-Bewegung, welche  zu  diesem  Behufe  Berichte  über  Bewegung  und  Stand  aller 
Kassen  erhält  und  die  Zahlungen  der  anderen  Ministerien  visirt,  besorgt  Neben  der 
•  Vntralkassc  hat  die  D epositeukasse  (caisse  des  depüts  et  consignations)  eine  aparte 
Stellung  und  Function  für  eine  Reihe  wichtiger,  grosseutheils  nicht  zur  eigentlichen 
Finan/verwaltung  zählender  Geschäfte  (Hock,  S.  531.  Kaufmann  S.  72,  77S\ 

Die  hauptsächliche  obere  Mittelkasse  ist  in  Frankreich  die  des  General- 
ein  nehm  ers  oder  jetzt  sogen.  tr<isorier-payeur  gencral  jedes  Departements. 
Bei  ihm  concentriren  sich  die  Einnahmen  der  anderen  Kassen  des  Departements,  und 
zwar  auch  aus  den  im  Kassenwesen  getrennten  oder  dem  Finanzministerium  nicht 
unterstehenden  Verwaltungen,  sämmtlich.  Er  hat  aber  nach  Anweisung  auch  dir 
Ausgabeu  in  seinem  Departement  zu  leisten,  andere  Ausgabekassen  daselbst  mit  Fonds 
zu  versehen,  direct  oder  aus  unteren,  ihm  unterstehenden  Einnahmekassen ,  die  ver- 
bleibenden L eberschtissc  zur  Verfügung  des  Finanzmiuistcrs  zu  stellen  und  eventuell 
von  diesem  .  d.  h.  von  der  Centradkasse  die  erforderlichen  Zuschüsse  zu  beziehen. 
Dies  Amt.  bez.  diese  Kasse  nimmt  also  in  dieser  Hinsicht  die  Stelle  der  preuss. 
Kcgierungshauptkasse  ein  und  ist  eine  einheitliche  Staatskasse  für  den  Ein- 
nahme-, bez.  Sammeldienst  und  für  den  Ausgabedienst.  Der  wesentliche  Unterschied 
des  Generaleinnehmers  von  der  analogen  deutschen  Kasseninstanz  besteht  darin,  dass 
jener  zugleich  eine  Art  Ban.juier  für  die  Staatskas>o  darstellt,  mit  deu  nach  den 
ge>etzlichcn  Terminen,  bez.  n_<  hnuiigsmässig  nach  den  Quoten  des  Jahresetats  fälligen 
Emiiahincsiimmm.  an.  h  w.nn  sie  noi-h  nicht  vidliff  >>ni'<Mrnns:»Mi  nnd ,  wi.-  mit  «wr 
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persönlichen,  am  Eingangstermin  zahlbaren  Schuld  belastet  wird,  Zahlungen  darauf 
leisten  muss,  die  Geschäfte  des  Publikums  in  Staatsrenteu  zu  vermitteln  hat  und  sonst 
noch  mit  diesem  Publikum  in  gewisse  Geschäfte  (so  Annahme  verzinslicher  Depositen, 
Wechselgeschäfte  in  gewissem  Umfange)  eintreten  darf.  Auch  verschiedene  Zins- 
berechnungen  zwischen  der  Staatskasse  und  diesem  Gcneraleinnchmcr,  —  zu  seinen 
lionsten,  wenn  er  mehr  oder  früher,  als  er  verpflichtet  war.  ablieferte,  zu  seinen  Un- 
gunsten im  (selteneren)  umgekehrten  Falle  —  kommen  vor.  Thatsächlich  zahlt  der 
Staat  also  oft  Zinsen  für  seine  eigenen  Gelder  (aus  Steuern  u.  s.  w.)  an  den  Gencral- 
einnehmer !  Das  Abnorme  dieser  Einrichtung  springt  in  die  Augen.  Durch  Hinweis 
auf  die  historische  Entwicklung,  auf  die  Analogie  der  Gcncralpächter  des  ancien 
regime,  die  eine  ähnliche  Stellung  einnahmen,  wird  diese  Einrichtung  wohl  erklärlicher, 
aber  nicht  gerechtfertigter.  Und  wenn  man  im  Generaleinnehmer  nur  den  Finanz 
Warnten  sieht,  fehlt  die  Rechtfertigung  vollends.  An  eine  grundsätzliche  Umgestaltung 
des  Verhältnisses  hat  man  auch  gedacht  Dennoch  ist  es  bisher  beibehalten  und  die 
Stellung  des  Gcueraleinnehmers  eher  noch  bedeutungsvoller  geworden,  bes.  seitdem 
( 1  S*io>  das  Amt  des  Generaleinnehmers  u.  des  Generalzahlmeisters  im  Departement 
vereinigt  wurde.  Neben  persönlichen  Einflüssen,  die  sich  hier  zeigen,  sind  der  Ein- 
richtung grade  auch  in  der  neuesten  Zeit  der  grossen  französ.  Finanz-  u.  Aulcihc- 
operationeu  die  Erfahrungen  hinsichtlich  ihrer  Bewährung  in  solchen  Perioden  wohl 
«1  Gute  gekommen.  Diese  Stellung  des  „Generalschatzmeisters",  welcher  ,.tnehr  als 
-;in  gewöhnlicher  Kassierer,  der  ein  Banquicr  der  Regierung  ist,  welcher  mit  dem 
Staatsschatz  in  offener  Rechnung  steht"  (Hock),  hat  aber  doch  auch  grosse  Vortheile 
gewahrt.  Das  günstige  Urtheil,  das  Hock  vor  25  Jahren  fällte,  gilt  heute  noch  u. 
noch  mehr  als  damals.  Die  Leichtigkeit  und  Wohlfeilheit  der  Gcldbcwcgung,  dir' 
Kleinheit  der  uiüssigen  Kassenvorräthe,  Dank  der  Verbindung  mit  Privaten  u.  mit  der 
Bank,  sind  wohl  in  Retrecht  zu  ziehen.  Vgl.  bes.  für  die  prineip.  Würdigung  u.  die 
Darlegung  der  Technik  des  Dienstes  Hock,  S.  124  —  134,  Statistisches  bei  Kauf- 
mann S.  7(i,  Art.  tres.  payeurs  gener.  u.  Art.  comptab.  publ.  N.  113  H*.  in 
Blocks  diction.  Neben  0000  fr.  Gehalt  beziehen  die  tresoriers-payeurs  Tantiemen, 
nach  der  Grösse  der  Einnahmen  u.  der  Ausgaben,  bei  jenen  0.1 1  %  von  den  ersten 
3  MilL  dann  abnehmende  Procente  bis  0.03%  von  den  Summen  Uber  50  Mill.  fr., 
I>ei  den  Ausgaben  0  25%  V(m  den  ersten  4  Mill.  u.  ebenfalls  abnehmende  Procente 
bis  0.043%  von  den  Summen  über  30  Mill.  Gesammteinnahme  nach  Et.  f.  18S2  f.  SO 
<ien.einnehiner  522.000  fr.  (V)  Gehalt,  Einn.-Tantiemcn  1.207.800  fr.,  Ausg.-Tantiemen 
2.0^5.5(10  fr,  zus.  3.875.300  fr.  oder  45.071  fr.  durchschnittlich,  nur  an  diesen 
Amtseinnahmen. 

§.  132.  —  C.  Innere  Einrichtung  des  Rechnungs- 
wesens (Buchführung). 

Das  Rechnungswesen  in  der  Finanzwirthschaft  hat  zunächst  wieder  dieselben 
Aufgaben  wie  in  jeder  anderen  Einzelwirtschaft  und  löst  sie  auch  wesentlich  auf 
•he  nemlichc  Weise.  Es  bezieht  sich  an  sich  und  thatsächlich  nicht  nur  auf  Geld- 
beträge, aber  es  hat,  nach  Durchdringung  des  geld wirtschaftlichen  Verkehrs  in  der 
Volkswirtschaft  wie  in  der  Finanzwirthschaft,  mit  Geldsu  mmen  ganz  überwiegend, 
vielfach  ausschliesslich  zu  thun,  —  und  zwar  regelmässig  mit  Bestand  und  Bewegung 
wirklicher,  aus  Geld  und  Geldzeichen  (einschliesslich  creditwirthschaftlicher)  bestehender 
'ieldäummcn,  nicht  bloss  mit  den  Geldwcrthanschlägcn  von  Sackgütern  und  Leistungen, 
welche  übrigens  auch  im  Rechnungswesen  vorkommen  (§  14S).  Das  finanzwirthschaftliche 
'peciell  das  Staatsrechnungswesen  gewinnt  dann  noch  besondere  Bedeutung  als  Grund- 
lage der  Con  trole.  Aber  auch  daraus  ergiebt  sich  kein  speeifi scher  Unterschied 
vom  sonstigen  Rechnungswesen,  denn  bei  allen  solchen  Einzelwirtschaften,  welche 
Leistungen,  Güter  und  Rechtsansprüche  verschiedener  Personen  umfassen,  wo  es  siel 
Jäher  um  scharfe  Trennung  des  ..Mein  und  Dein"  handelt,  ist  das  Bedürfnis  de) 
•'ontrole  ein  ähnliches  und  hat  die  letztere  ein  entsprechendes  Rechnungswesen  zui 
Voraussetzung  ihrer  Möglichkeit  und  Wirksamkeit. 

1.  Aufgabe.  Arten  der  Rechnung.  Soll-  und  Ist- 
Rechnung.    Das  Rechnungswesen  im  Allgemeinen  soll  die  That- 
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8a  c  he  n,  welche  sich  auf  den  Bestand  und  auf  die  Veränderungen 
im  Bestand  (oder  auf  die  Bewegungen)  der  in  der  Verfügung 
einer  Wirtbschaft  (bez.  des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschafts- 
subjects  —  Grundlegung  §.  51)  befindlichen  wirtschaftlichen  Guter 
(G.  §.  7)  beziehen,  ziffermassig;  in  bestimmter  Ordnung 
zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen  oder  darüber  voll- 
ständig, genau  und  systematisch  „buchftthren",  regelmässig, 
aber  nicht  ausschliesslich  in  der  Form  der  Rechnung.   Dies  gilt 
auch  vom  Staatsrechnungswesen  in  seiner  Ausdehnung  auf  die  lu- 
ve ntarisir  ung  des  Staatsvermögens  (§.  148).   Das  uns  an  dieser 
Stelle  allein  näher  beschäftigende  Rechnungswesen  soll  dagegen  bloss 
Bestand  und  Bewegungen  der  Geldsummen  (hie  und  da 
einschliesslich  gewisser  Geldwerthanschläge  von  Sachgätern  und 
Dienstleistungen)  im  Staatshaushalt  ziffernlässig  in  bestimmt  geord- 
neter Weise  zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen.   Die  Buch- 
führung, mittelst  welcher  dies  geschieht,  knüpft  sich  daher  zu- 
nächst an  die  Vollziehung  des  Etats  an.    Diese  Vollziehung 
erfolgt  durch  die  Anweisungen  (§.  123)  und  durch  die  wieder 
in  der  Vollziehung  dieser  Anweisungen  bestehende  wirkliehe 
Gebahrung   der  Kassen  —  Vereinnahmung,  Verausgabung, 
Empfangnahme  von  sonstigen  „Eingängen"  (§.  60)  und  Bewerk- 
stelligung von  sonstigen  „Ausgängen",  neben  den  eigentlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  —  Die  Buchführung  ist  daher  grundsätzlich 
und  im  geordneten  Haushalte  auch  tbatsächlich,  wie  bei  den  früheren 
Erörterungen  schon  hervorzuheben  war,  eine  zweifache,  die  nur 
in  verschiedenem  Umfang  und  in  verschiedener  Weise  nach  der 
Verschiedenheit  der  aufzuzeichnenden  Thatsachen  stattfindet:  eine 
„Anweisungsbuchftihrung"  bei  den  auweisenden  Behörden 
und  bei  den  Anweisung  empfangenden  Kassen  und  eine 
„Kassenbnchführung"  bei  den  Kassen. 

Die  Buchführung  über  die  Anweisungen  nimmt  bei  den  an- 
weisenden Aemtern  den  Character  einer  förmlichen  Rechnung 
nur  in  Bezug  auf  die  Special  an  Weisungen  und  auf  die  durch 
Ueberweisung  eines  Kassenetats  an  eine  Kasse  „zur  Voll 
Ziehung"  erfolgten  „Generalanweisungen"  (§.  123)  an,  und  auch 
da  weicht  sie  von  der  gewöhnlichen  Form  einer  solchen  mehr  oder 
weniger  ab.  Die  Buchführung  der  Kassen  ist  dagegen  eine  eigent- 
liche Rechnungsführung,  für  welche  der  zur  Vollziehung  über- 
wiesene Etat,  die  empfangenen  und  vollzogenen  Specialanweisungen, 
die  empfangenen  Quittungen  über  'Zahlungen  und  die  Vermerke, 
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Randreste  u.  dgl.  Uber  Quittungen,  welche  die  Kasse  ertheilte,  die 
weiteren  Belegstücke  bilden. 

Hier  wird  vorueinlich  nur  die  Buchführung  und  das  Rechnungswesen  der  Kassen 
bebandelt.  Das  Rechnungswesen  der  anweisenden  Behörden  ist  übrigens  ganz  analog 
einzurichten.   Die  folgenden  drei  Unterscheidungen  können  auch  hier  gemacht  werden. 

Die  vollständige  Buchführung  und  Rechnung  der  Kassen  ist 
eine  dreifache,  die  „Soll"- Rechnung,  die  „Ist "-Rechnung,  die 
„Rest "-Rechnung,  —  eine  Unterscheidung,  bei  welcher  an  die 
Kategorie  „Zeit"  angeknüpft  und  demgemäss  die  zu  lösenden, 
die  gelösten  und  die  noch  zur  Lösung  rückständigen,  aus 
den  der  Kasse  zugegangenen  General-  und  Specialanweisungen 
sich  ergebenden  Aufgaben  unterschieden  werden. 

a)  Die  So  11- Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Zukunft,  d.  h. 
die  Zahlungen  an  die  Kasse  und  aus  der  Kasse  oder  die  Ein-  und 
Ausgänge,  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  die  Kasse  nach 
Generalauftrag  (incl.  Etats- Ueberweisung)  und  Specialanweisung 
bewerkstelligen  „soll". 

Hier  ist  zunächst  nicht  „Etats-Soll"  nnd  „  Rechnu ngs- Soll"  unterschieden, 
wie  es  öfters  geschieht,  auch  von  Rau  II,  §.  544.  Das  einer  Kasse  vorgeschriebene 
Etats -Soll  (specialisirter  Kassenetat)  bildet  eben  einen  Gcnoralauftrag  (§.  123)  o. 
gehört  damit  zum  Rechnung» -Soll,  worunter  Rau  u.  A.  nur  „diejenige  Summe,  zu 
deren  Entrichtung  in  dem  Verrechnungszeitraum  eine  bestimmte  Verbindlichkeit  ein- 
getreten ist"  verstehen,  wonach  vornemlich  das  aus  Specialan Weisungen  abzuleitende 
..Soll"  und  das  ctatmässige  Soll  erst  im  Momente  seines  Sich- Verwirklichens  hierhin 
gehörte.  Die  Soll  -  Rechnung  bildet  immer  eine  Voransch  lag- Rechnung.  Diese 
ist  regelmässig  schon  vor  oder  am  Beginn  der  Rechnungsperiode  für  die  durch  General- 
auftrag (u.  Etat)  Überwiesenen  Ein  -  nnd  Ausgange,  mit  Angabe  der  Fälligkeitstermine 
der  Summen  aufzustellen  —  der  gesetzlichen  Termine  bei  den  einen,  der  nur  schätzungs- 
weise ermittelten  Termine  bei  den  anderen  Ein-  und  Ausgängen.  Dies  „Rechnungs- 
Soll"  ist  dann  zu  ergänzen  in  Gcmässheit  der  Specialan  Weisungen  im  Laufe  der 
Gebahrung,  aber  auch  hier  immer  auf  ein  „Zukünftig"  hin,  daher  als  Voranschlag. 

Die  practische  Bedeutung  des  „Soll"  für  die  Kassenverwaltung  gestaltet 
sich  verschieden  beiEin-  und  Ausgängen,  bei  gesetzlich  fixirter  oder  bloss 
auf  Veranschlagungen  beruhender  Höhe  beider  und  bei  festterminlichen 
oder  anderweiten  Ein-  und  Ausgängen.  Unterscheidungen,  welche  dann  wieder 
für  Rocht,  Pflicht,  Verantwortlichkeit,  Controlo  der  Kasse  wichtig  werden. 

Das  „Soll"  hat  die  Bedeutung  eines  pflichtmässigen  „Muss"  filr  die  Kasse  bei 
den  Eingängen  in  gesetzlich  fixirter  Höhe  zu  gesetzlichen  Terminen, 
wo  also  bestimmte  positive  Rechtssälze  des  Steuerrechts  und  privatrechtliche  Vertrags- 
bestimmungen in  Betracht  kommen,  daher  bei  directen  Steuern,  Pachtrenien,  Schuldig- 
keiten aus  Kauf-,  Darlehenscontract  ( Restkau fgclder  von  veräusserten  Grundstücken, 
Holz,  Bergwerksproducten  u  dgl.,  fällige  Wechsel,  dgl.  Zinsen).  Hier  muss  die  be- 
treffende Summe  voll  und  rechtzeitig  eingehen,  oder  von  Seiten  der  beauftragten  Kasse 
müssen  andernfalls  dio  vorgeschriebenen  rcchtlichcu  Schritte  erfolgt  sein.  Bei  den 
Eingängen  in  bloss  veranschlagter  Höhe  (oder  bei  selbst  bloss  veranschlagtem  „Ob") 
und  in  unbestimmten  Terminon  wird  das  „Soll"  zu  einem  „Muss"  für  die  Kasse,  nur 
wenn  und  soweit  als  die  veranschlagten  Thatsachcn  eintreten.  Erst  alsdann  hat 
die  Kasse  wie  bei  der  er*t  genannten  Kategorie  von  Eingängen  zu  verfahren.  Dies 
ist  regelmässig  der  Sachverhalt  bei  indirecten  Steuern.  Verkohrssteuern,  —  bei  Steuern, 
„welche  sich  an  einzelne  Thatsachen  u.  Handlungen  anknüpfen"  (Fin.  II,  §.  453, 
467  ff.)  —  bei  Gebuhren. 

19* 
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Bei  den  Ausgängen  anderseits  liegt  ein  „Mass"  für  die  Kasse  nur  vor.  so- 
weit ein  nach  dem  „Soll"  begründeter  und  specicll  als  zur  Zahlbarkeit  berechtigt 
erkannter  Anspruch  vou  dem  Berechtigten  der  Kasse  gegenüber  erhoben  wird  oder, 
wenn  dies  unterbleibt,  nach  der  Sachlage  von  der  Kasse  überhaupt  die  Abstattong 
herbeigeführt  werden  kann  (so  bei  Zahlungen  aus  dem  Titel  der  Gehalte.  Pensionen. 
Remunerationen  u.  dgl.).  Oftmals  ist  dies  nicht  der  Fall,  z.  B.  bei  unterbleibender 
Abhebung  von  Zinsen  der  Staatsschuld.  Das  „Soll"  stellt  hier  dann  auch  ein  ..Darf" 
dar,  in  dem  Sinne,  dass  bis  zur  Hohe  des  Soll  ^als  einem  Maximum)  Zahlungen 
Seitens  der  Kasse  erfolgen  dürfen,  wenn  die  Bedingungen  dafür  eingetreten 
sind.  Die  Kasse  ist  für  Letzteres  verantwortlich  und  die  Controle  gegen  sie  tnoss 
sich  auf  diesen  Punct  erstrecken. 

b)  Die  „Is t" -Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Gegenwart, 
bez.  die  soeben  zur  Vergangenheit  werdende  Gegenwart  oder  die 
wirklich  erfolgten  Zahlungen  an  die  Kasse  („Eingänge")  und 
aus  der  Kasse  („Ausgänge"),  die  Verwirklichung  (Realisirung) 
der  Soll -Rechnung  oder  das,  was  sich  von  dieser  vollzogen  hat 
(auch  „Hat"-  Rechnung). 

Das  ist  wieder  genau  durch  die  Buchführung  zu  constatiren.  Die  eigentliche 
Ist- Rechnung  bezieht  sich  daher  auf  dieselben  Posten  wie  die  Soll  -  Rechnung. 
Andere  als  in  letzterer  stehende  Zahlungen  auch  a  n  die  Kasse  (Eingänge)  hat  demnach 
folgerichtig  die  Kasse  entweder  gar  nicht  anzunehmen  oder  sie  apart  zu  buchen  (s. 
schon  o.  §.  123).  Die  Soll- Rechnung  giebt  die  Richtung  an,  in  welcher  sich  die 
Aufgabe  der  Kasse  zu  bewegen  hat,  die  Ist- Rechnung  zeigt,  wie  weit  diese  Aufgabe 
erfüllt  wurde  oder  werden  konnte.  Soweit  sich  nicht  aus  den  vorausgehenden  Be- 
merkungen über  die  practischc  Bedeutung  der  Soll- Rechnung  Ausnahmen  ergeben, 
inuss  auf  die  möglichste  Uebercinstiminung  der  Ist-  mit  der  Soll-Rechnung  hingestrebt 
werden.  Bei  allen  auf  blossen  Veranschlagungen  des  „Ub",  der  Höhe  und  der  Termine 
beruhenden  Posten  der  Soll -Rechnung  kaun  diese  Uebereinstimmuug  aber  bestenfalls 
immer  nur  eine  annähernde  sein.  Aber  auch  bei  den  Posten,  welche  auf  gesetzlicher 
und  vertragsmäßiger  Bestimmung  in  diese»  Beziehungen  beruhen,  hängt  die  wirkliche 
Einzahlung  oder  Auszahlung  eben  nicht  immer  von  der  Macht  der  Kasse  ab.  so  dass 
wiederum  ein  Auseinandergehen  zwischen  Soll-  und  Ist -Rechnung  und  zwar  regel- 
mässig in  der  Weise  erfolgt,  dass  das  „Ist"  mehr  oder  weniger  hinter  dem 
„Soll"  zurückbleibt,  sowohl  auf  der  Eingangs-  als  auf  der  Ausgangsseite,  indem 
bis  zu  dem  Termin  des  Abschlusses  der  Ist -Rechnung  (des  sog.  Fi nalabschlusses^ 
nicht  alle  nach  der  Soll -Rechnung  zu  erwartenden  Zahlungen  eingegangen  und  hinaus 
erfolgt  sind.  Der  umgekehrte  Fall,  dass  die  Ist-Rechnung  die  Soll-Rechnung  über- 
schreitet, kann  in  der  Kassen- Buchführung  bei  den  Ausgängen  correct,  von 
Irrthum  oder  böswilligem  Vorsatz  abgesehen,  nicht  vorkommen,  weil  jede  in  der  Ist- 
Rechnung  erscheinende  Auszahlung  eine  vorausgehende  Anweisung  t  genereller 
oder  specieller  ArO  an  die  Kasse  und,  wenigstens  nach  der  hier  festgehaltenen  Auf- 
gabe der  Soll-Rechnung,  deren  vorausgehende  Eintragung  in  letztere  voraussetzt. 
Bei  den  Eingängen  ist  dies  ebenso  in  Bezug  auf  die  durch  Specialauweisungen 
der  anweisenden  Behörde  einer  Kasse  zur  Annahme  zugewiesenen  Einzahlungen.  Nur 
bei  denjenigen,  Eingängen,  welche  eine  Kasse  unmittelbar  von  sich  aus  auf  Grund 
(icncralauftrng.s  und  zu  vollziehenden  Etats  cinkassirt,  liegt  die  Sache  anders,  besonders 
bei  den  auf  Veranschlagung  beruhenden  Eingängen,  die  in  Wirklichkeit  ja  grösser 
als  nach  dem  Anschlag  der  Soll-Rechnung  seiu  können. 

§.  133 — c).  Restrechnung  und  Jahre sabschluss.  Die 
R  est- Rechnung  bezieht  sich  auf  diejenigen  Posten  der  Soll -Rech- 
nung, welche  bis  zu  dem  Zeitpuncte  des  letzten  Abschlusses  der 
Ist-Rechnung  noch  an  Eingängen  ausstehen  („Activ"- Reste,  „Aus- 
stände") und  an  Ausgängen  rlick stehen  („Passiv "  Reste,  „Rück- 
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stände").  Die  Rest- Rechnung  möglichst  unnöthig  oder  gering  zu 
machen,  muss  das  Ziel  der  Kassenverwaltung  sein,  dessen  Erreichung 
freilich  nach  dem  Gesagten  von  ihr  nur  theilweise  abhängt.  Darauf 
wird  denn  auch  in  den  Kasseninstructionen  als  auf  eine  Pflicht 
der  Kassen  hingewiesen  (z.  B.  in  Preussen).  Soweit  aber  ein- 
mal Reste  auf  eine  Rest -Rechnung  übertragen  werden  mussten, 
hat  die  Kasse  sie  möglichst  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  zu 
effectuiren.  Mit  der  Festsetzung  eines  solchen  Termins  hängt  die 
Scheidung  der  Jahresdienste  zusammen.  Die  nicht  erhobenen 
Rückstände  verfallen  nach  einem  längeren  Termin  in  der  Regel 
definitiv  zu  Gunsten  der  Staatskasse  (z.  B.  in  Preussen  unein- 
gelöste  Coupons  nach  4  Jahren)  und  sind  dann  eine  definitive 
Ersparung,  auch  rechnungsmässig  als  solche  nachzuweisen. 
Nach  einem  kürzeren  Termine  verfallen  sie  wenigstens  für  die 
Rechnung  des  Jahres,  aus  dem  sie  herrühren,  und  treten  dann  bis 
zu  jenem  längeren  Termine  in  die  Ausgangs -Ist -Rechnung  des 
folgenden  Jahres.  Ausstände  werden  eventuell  ebenfalls  nach 
einer  bestimmten  Frist  niedergeschlagen  und  demgemäss  gebucht, 
bis  dahin  wird  ähnlich  wie  bei  den  Rückständen  durch  einen 
Termin  bestimmt,  ob  sie  noch  zur  Rest -Rechnung  früherer  oder 
zur  laufenden  Ist -Rechnung  späterer  Jahre  gehören.  Im  ersteren 
Falle  müssen  dann  solange  besondere  Restfonds  zur  Bestreitung 
gehalten  werden. 

Die  Rest -Rechnung  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unver- 
meidlich, aber  immer  störend  für  den  Haushalt,  auch  Mühe  und 
Kosten  verursachend.  Neben  prompter  Kassenverwaltung  und  guter 
Controle  der  Aufsichtsbehörde  in  dieser  Hinsicht  empfiehlt  es  sich 
wohl,  die  Termine  für  die  Offenhaltung  der  Restrechnung  und  der 
Zurückhaltung  von  Restfonds  nach  Abschluss  des  Jahres,  aus  dem 
die  Reste  herrühren,  nicht  zu  lange  hinauszuschieben.  Sonst 
verzögert  sich  auch  die  definitive  Schlussrechnung  eines 
abgelaufenen  Jahres  unliebsam  (§.  144—147). 

In  Preussen  gelten  folgende  Bestimmungen  (K.-O.  v.  17.  März  1S2S).  Die 
Ausgaben  sollen  prompt  in  den  Fälligkeitsterminen  geleistet,  alle  Anforderungen  au 
die  Kassen  für  das  laufende  Jahr  möglichst  vor  dem  Kassenabschluss  desselben  be- 
friedigt werden ,  worauf  die  Verwaltungsbehörden  zu  sehen  haben.  Diejenigen  Aus- 
gabefonds aber,  bei  denen  die  obersten  Verwaltungsbehörden  (also  nicht 
bloss  die  Kassen)  es  für  nöthig  halten,  werden  noch  ein  zweites  Jahr  für  die  Kest- 
ausgaben  offen  gehalten,  nach  dessen  Ablauf  aber  definitiv  geschlossen  u.  die  Bestände 
der  Fonds  ab  Ersparnisse  nachgewiesen.  Die  dann  noch  vorkommenden  Rostaus- 
gaben müssen  aus  den  laufenden  etatmässigen  Fonds  mit  bestritten  worden. 
Eine  Ausnahme  von  diesen  Bestimmungen  tritt  bei  etatsmäss.  Baufonds,  bei  den 
Fonds  der  Hauptrerwalt  d.  Staatsschulden  zu  d.  Zinszahlungen  u.  bei  solchen  anderen 


Digitized  by  Google 


294  I.B.  1.  K. Kormcllc Ordnung. 3.  Abbclmilt. Zahl.-, Kass.-,Kccl»i».wcscu.§.  133,134. 


Fonds,  „bei  welchen  die  Zurückhaltung  der  Bestände  zu" gewissen  Zwecken  oder  zu 
Verstärkung  der  etatmäss.  Fonds  der  folgenden  Jahre  durch  besondere  Bestimmungen 
ausdrücklich  genehmigt  ist",  in  der  Weise  ein,  dass  zwar  auch  hier  die  Fonds  nach 
Ablauf  des  zweiten  Jahres  definitiv  abgeschlossen,  deren  Bestände  jedoch 
nicht  als  Ersparniss  berechnet,  sondern  rurausgabt,  nemlich  bei  der  Verwaltung 
des  lauf.  Jahres  in  Einnahme  übertragen  u.  der  Sollausgabe  dieses  Jahrs  zu- 
gesetzt werden.  Aus  solchen  Restfonds  dürfen  Ausgaben  der  laufenden  Verwaltung 
nicht  bestritten  werden.  (S.  Herrfurth  a.  a.  Ü.  S.  128,  250,  282).  Manches  Eigen- 
tümliche gilt  für  die  Baufonds,  z.  Th.  schon  bei  der  Etatsbewilligung,  wo  in 
Preussen  regelmässig  ein  ordentlicher  Voranschlag  der  Gesammtkosten  bei  der  ersten 
Einsetzung  in  den  Etat  gefordert,  dann  aber  bei  grösseren  Bauten,  die  sich  über 
mehrere  Jahre  erstrecken,  immer  jede  Jahresrate  besonders  bewilligt  wird.  Die  nicht 
verbrauchten  Baten  sind  aber  ohne  Weiteres  auf  die  nächsten  Jahre  ubertragbar. 
Nur  wird  bei  grösseren  Kesten  davon  wohl  die  neue  Kate  massiger  gegriffen,  event. 
einmal  ganz  gestrichen.  Misslich  ist  der  Mangel  eine3  endgiltigen  Termins  für  den 
schliesslichen  Ablauf  solcher  Baucredite,  die  wohl  öfters  zu  lange  offen  gehalten 
werden.  S.  über  die  preuss.  Baufonds  bes.  eingehend  Meissner,  preuss.  Ver- 
waltkunde I,  107 — 260.  —  Ausgaben  für  folgende  Rechnungsjahre  sind  nicht  aus 
Fonds  des  laufenden  Jahres  zu  bestreiten,  sondern,  wenn  überhaupt  zulässig,  als  Vor- 
schüsse zu  buchen  (Best.  v.  1854,  Herrfurth,  S.  282).  —  Zur  Berichtigung  der 
Ausgabereste  (wie  auch  zur  möglichst  vollständigen  Einziehung  der  Einnahmereste)  haben 
alle  Kassen  ihre  Bücher  noch  4  Wochen  nach  dem  Jahresschluss  offen  zu  halten.  — 

Einnahmen  (s.  auch  Instr.  f.  d.  Oberrechenkammer  v.  IS.  Dec.  1824.  Meissner, 
Rechn.wcscn  I,  78  ff*.,  Herrfurth.  S.  280)  sind  prompt,  unverkürzt  zu  den  bestehen- 
den Terminen  einzuziehen  und  für  Rechnung  desjen.  Etatsjahrs  nachzuweisen,  dem 
sie  nach  den  sie  begründenden  Rechtstitelu  u.  Thatsachen  augehören.  Reste  dürfen 
in  den  Rechnungen  nur  erscheinen,  wenn  Rendant  u.  Verwaltungsbehörde  nachweisen, 
dass  die  dabei  einwirkenden  Umstände  nicht  zu  verhindern  waren.  (Stundungen  dürfen 
nur  von  den  Ministerion  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  bewilligt  werden.  Bei  den 
Steuern  hängt  der  Gegenstand  dann  mit  der  Ordnung  der  Steuercrcditc  u.  Steuer* 
reste  zusammen.  S.  darüber  Fin.  II,  §.  578,  5S1).  Einnahmereste ,  die  über  das 
laufende  Jahr  hinaus  in  Ausstand  bleiben,  werden  immer  als  solche  Reste  in  den 
Büchern  des  folgenden  Etatsjahrs  bei  den  entsprechenden  Kapiteln  u.  Titeln  neben 
dem  etatmäss.  Soll  behufs  der  Vereinnahinung  in  Solleinnahme  gestellt.  Das 
Rccbnungssoll  setzt  sich  dann  also  aus  2  Tosten  zusammen ,  dem  Reste  aus  früheren 
und  dem  Etats-Soll  aus  dem  laufenden  Jahre.  Die  Ist -Rechnung  giebt  getrennt  an, 
wie  viel  von  beiden  Posten  im  Jahre  eingekommen  u.  am  Schluss  in  Rest  verblieb, 
was  dann  auf  's  neue  Jahr  als  Einnahmesoll  übertragen  wird.  Dcingemäss  wird  auch 
der  dem  Landtag  überreichte  Rcchnungsabschluss  aufgemacht.  Derselbe  kann  auf  der 
Einnahmeseite  rascher  als  z,  B.  in  Frankreich  festgestellt  werden  u.  enthält  die  wirk- 
lichen Eingängo  des  betr.  Jahres  verglichen  mit  dessen  Etatssoll.  Daneben  zeigt 
die  Bewegung  der  Reste,  die  aus  dem  vor.  Jahre  übernommen  wurden  u.  in  das  nächste 
übergehen,  ob  hier  eine  Verbesserung  (d.  i.  Verminderung)  oder  eine  Verschlechterung 
(d.  i.  Vermehrung)  eingetreten  ist.    Vgl.  u.  §  146,  147. 

In  Frankreich  bestehen  etwas  verwickelte  und  leicht  zu  Verwechslungen  u. 
Irrthümcm  Anlass  gebende  Unterscheidungen.  Die  klarste  Darstellung  bei  v.  Czörnig, 
Budg.  etc.  S.  82,  Hock  S.  93,  Art.  exercice  bei  Block,  auch  Kaufmann  S.  43, 
Schrott  S.  510,  550.  Im  Decret  von  31.  Mai  1862  Art.  33  ist  an  diesen  älteren 
Verhältnissen  nichts  geändert  worden.  Der  eigentliche  laufende  Dienst,  welcher 
unmittelbar  im  Verwaltungsjahre ,  d.  h.  im  Kalenderjahre  sich  vollzieht,  heisst 
annee.  Von  ihm  unterscheidet  sich  zunächst  exercice  als  Rechnungsjahr,  das 
den  laufenden  Dienst  des  betreffenden  Kalenderjahres  zuzüglich  der  für  Rechnung 
des  letzteren  während  eines  Theils  des  nächsten  Kalenderjahres  erfolgenden 
Operationen  umfasst.  Für  Rechnung  des  letzten  Kalenderjahres  kann  nem- 
lich  noch  im  darauf  folgenden  Januar  innerhalb  der  eröffneten  Credite  eine  sogen. 
Materialgcbahrung  (Services  du  materiel),  ferner  bis  Ende  Juli  noch  die  Liquidation 
u.  Anweisung  von  Ausgaben,  bis  Ende  August  noch  eine  Geldzahlung  aus  den  Staats- 
kassen, bis  Ende  November  noch  eine  Einkassirung  von  Staatsgeldern  stattfinden. 
Dann  wird  der  Dienst  dieses  Jahres  geschlossen  u.  fuhrt  den  technischen  Namen  exercice 
clos.    Was  an  Ausgaben  dieses  ex.  clos  noch  restirt,  darf  aber  ohne  Weiteres  noch 
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fernere  fünf  Jahre  lang  (incl.  des  exerc.  clos)  in  den  Etat  des  laufenden  Jahres  eingestellt 
verdeu.  Darauf  werden  diese  Dieusto  definitiv  geschlossen  oder  gelten  für 
abgethan  (exerc.  perimes),  indem  die  ehemaligen  für  die  betreffenden  Ausgaben 
im  Budget  bewilligten  Crcdite  nunmehr  als  verfallen  angesehen  werden.  Restiren 
gleichwohl  noch  in  rechtsgiltiger  Weise  Ausgabeverpflichtungen  des  Staats  aus  den 
abgethan en  Jahren,  so  sind  dieselben  unter  dem  Namen  „Dienst  des  und  des  abge- 
tanen Jahres"  ins  Budget  zu  stellen,  müssen  aber  von  Neuem  erst  wie  andere  Aus- 
gaben bewilligt  werden.  So  giebt  es  also  eigentlich  8  oder  gar  4  ,-Jahresdicustc"  in 
der  französ.  Fiuanzverwaltoiig:  l)laufender  Dienst  im  Kalenderjahre  für  dasselbe, 
2)  nachtraglicher  Dienst  im  nächsten  Jahre  für  dasselbe,  3)  Dienst  der  ge- 
schlossenen Jahre,  4 — 5  Jahre  lang  nach  dem  Schluss,  4)  Dienst  der  abgethanen 
Jahre.  Practisch  wichtig  ist  besonders  die  Trennung  des  laufenden  Jahres  (Nr.  1  u.  2) 
von  dem  Dienst  der  geschlossenen  Jahre.  Diese  Unterscheidung  ist  „keine  bloss  theo- 
retische oder  principielle,  sondern  sie  wird  in  allen  Rechnungen  der  einzelnen 
Rechnungslcgcr  bis  in  die  untersten  Stufen  herab  durchgeführt;  über- 
all ist  angegeben,  auf  welchen  Jahrgang,  den  laufenden  oder  den  vergangenen,  die 
Einnahme  oder  Ausgabe  sich  bezieht"  (Hock,  S.  93,  der  das  rühmt).  Hierbei  ist 
es  aber  doch  ein  Uebelstand,  dass  durch  verspätete  Operationen  für  den  Dienst  der 
abgelaufenen  Jahre  sich  so  der  definitive  Abschluß  eines  jeden  solchen  Jahres  unge- 
bührlich in  die  Länge  zieht.    Vgl.  u.  §.  146,  147. 

§.  134.  —  2.  Die  Rechnungsbücher  sind  nach  Gattung, 
Zahl,  Einrichtung,  Form,  Rechnungsmethode  („Rech- 
nungsstyl")  genau  vorgeschrieben.  Ebenso  sind  die  Beamten  (Vor- 
steher, Kassirer,  Ober-,  sonstige  Buchhalter  bei  den  Kassen,  analog 
bei  der  Buchführung  der  anweisenden  Behßrden)  speciell  bezeichnet, 
welche  die  verschiedenen  Bücher  verantwortlich  zu  führen  oder  bei 
der  Führung  controlirend  mitzuwirken  haben.  Die  wichtigsten, 
gewissermaßen  typischen  Bücher,  deren  Erwähnung  hier  ge- 
nügt, sind: 

a)  Die  Tagebücher  (Journale,  Diarien)  für  die  Ein- 
zeichnung  aller  betreffenden  Recbnungs  -  Tbatsachen  (Ausstellung, 
Empfang  von  Anweisungen,  Auszahlung,  Empfangnahme  von  Ein- 
zahlungen) in  chronologischer  Ordnung,  regelmässig  in  der  be- 
treffenden Soll-,  Ist-  und  Restrechnung  unmittelbar  bei  Eintritt  der 
Thatsachen  vorzunehmen. 

Ueber  die  Einrichtung  dieser  Bücher  einige  Andeutungen  bei  Kau  Tin.  II, 
8.  547,  5  IS.  Dieses  Detail  gehört  nicht  hierher  u.  muss  doch  viel  specicller  behandelt 
werden,  wenn  diese  technische  Seite  der  Buchführung  genügend  verständlich  werden 
soll.  Vgl.  f.  Weiteres  Schrott,  §.  15  ir.,  §.  67  11.,  u.  die  betreff.  Verordnungen, 
auch  die  beigegebenen  u.  in  den  einschlagenden  Fachwerken  zu  findenden  Formu- 
lare (einige  davon  u.  in  §.  135).  Für  Preussen  s.  u.  A.  d.  Gesch.anweis.  f.  d. 
Kegicr.hauptkassen  v.  1.  Juni  1S57,  §.  19:  „Die  Buchführung  geschieht  in  zweifacher, 
nemlich  in  chronolog.  u.  in  systemat.  Ordnung,  jene  durch  diu  Journale,  diese 
durch  die  Manuale.  Jene  hat  den  Zweck  einer  ununterbrochenen  Uebcrsicht  u. 
Controlc  des  gesamraten  Kassenverkehrs".  Dazu  Schemata  von  Formularen,  bei  Herr- 
furth S.  690.  Die  Journale  selbst  sind  wieder  verschiedener  Art,  Haupt-,  Neben-, 
Interjournale .  Kassenbücher,  Buchhaltereijournale.  Daneben  kommen  Geschafts- 
register  über  alle  Einlaufe,  Belege  vor,  Notizbücher  für  die  vorlaufigen  Ein- 
tragungen u.  dgl.  m.  In  den  Tagebüchern  wird  der  baare  Kassenverkehr  (zugleich 
/-ur  Controle  gegen  den  Kassirer)  und  der  durch  Anrechnung  stattfindende  unter- 
schieden.  Zahlungen  durch  Anrechnung  bilden  zugleich  ein  Einnahme-  u.  ein  Aus- 
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gabegesebäft  (angef.  preuss.  (iesch.auweis.  §.  .38).  Die  Tagebucher  können  vereint 
für  Ein-  und  Ausgänge  auf  2  Seiten  oder  nach  zwei  Geldspalten  goführt  werden. 
Aus  den  Tagebüchern  ist  bei  jeden  Augenblick  möglichem  und  auch  regelmässig  täg- 
lich —  insbesondere  bei  den  Kassetagebüchern  —  erfolgendem  Abschluss  sofort  der 
Sollstand  der  Kasse  zu  ersehen.  Sie  dienen  daher  bei  Vcrgleichung  mit  dem 
Ist -Stand  der  Kasse  dem  betr.  Beamten  selbst  als  Controlmittel  und  siud  ein  Haupt- 
controlmittel  bei  den  Kasscnrevisiouen.  Auch  die  sonst  vorgeschriebenen  Kassen- 
abschlüsse  in  bestimmten  Terminen,  zur  Anfertigung  der  au  die  vorgesetzten 
Behörden  zu  sendenden  Ucbersichten  u.  Ausweise  (..Kasscnextraetc")  a. 
der  eigentlichen  Rechnungsabschlüsse  („Final abschlüsse")  erfolgen  zunächst 
nach  den  Tagebüchern,  ebenso  die  Ablieferungen  der  üoberschüsse  an  die 
Sammelkassen  u.  a.  ra.  (Ueber  die  vierfachen  Abschlüsse  der  preuss.  Hauptkasseu: 
Tages-,  Monats-,  Quartal-,  Finalabschluss  s.  d.  angef.  Gcsch.anweis.  §.  87  ff.).  Aas 
den  Eintragungen  der  Tagebücher  der  Ist -Rechnung  sind  dann  diejenigen  iu  die 
folgende  zweite  Art  der  Bücher  in  der  Ist -Rechnung  der  Kassen  zu  machon. 

b)  Die  Hauptbücher  (Manuale)  für  die  Einzeichnung  aller 
betreffenden  Rechnungsthatsachcn  in  systematischer  Ordnung, 
daher  nach  bestimmten  Rubriken,  Verwaltungszweigen, 
Etatskapiteln  u.  dgl.  Die  S  o  1 1  -  Rechnungsbucbung  erfolgt 
„nach  den  Anordnungen  des  Wirthschafrsleiters"  (Schrott),  also 
im  Staatshaushalt  nach  den  Etats  und  Anweisungen,  die  Ist-Rech- 
nungs- Buchung  wie  gesagt  nach  den  Tagebüchern.  FUr  die  einzelnen 
Verwaltungen,  deren  Anweisungs-  und  Kassendienst  eine  gemein- 
same Behörde  und  einheitliche  Kasse  besorgt,  werden  Special- 
Manuale  benutzt,  deren  Ergebnisse  dann  wieder  in  ein  General- 
oder Haupt-Manual  übertragen  und  so  zusammengefasst  werden. 

Vgl.  Schrott,  §.  22  ff..  71  If.  Rau,  II,  §,  551.  Für  Preussen  bes.  d.  atlg. 
(iesch.auweis.  v.  1.  Juni  1857  §.  19,  23  ff.  u.  die  Formulare  (bei  Herrfurth  S.  692  ti.y 
„Die  Buchführung  durch  die  Manuale  zerfällt  nach  den  verschiedenen  Verwaltungen 
u.  vereinigt  sich  in  dem  Hauptmanuale.  In  denselben  wird  der  Zustand  jeder  Ver- 
waltung u.  jedes  ihrer  Fonds  nach  der  durch  die  Etats  oder  sonstige  Bestimmungen 
vorgeschriebenen  Ordnung  dargestellt  u.  die  künftige  Rechnungslegung  vorbereitet. 
Die  Manuale  sind  daher  nicht  nur  die  Grundlagen  der  Rechnungen ,  soudern  könneu 
zugleich  als  Gonceptc  derselben  dienen"  (gen.  preuss.  Anweis.  §.  19).  In  Preussen 
werden  Specialmanualc  f.  die  einzelnen  etatmäss.  Verwalt.zweigo  (iucl.  der  dazu 
gehörenden  extraordinären  u.  Nebenfonds),  dann  über  jeden  abgesonderten  Neben- 
fonds, über  die  Asservate  u.  über  die  Vorschusse  geführt.  Näheres  über  die  Führung 
der  Manuale  eb.  §.  25,  26. 

c)  Kassenbestandsbücher  („Tresorbuch"  in  Preussen), 
über  Bestand,  Ab  -  und  Zugang  (d.  h.  hier :  herausgenommene  und 
hineingelegte  Gelder  u.  8.  w.)  nach  Geldsortcn,  Geldzeichen-Sorten 
und  etwaigen  anderen  Werthen  (Coupons,  Effocten  und  deren  Arten) 
unterschieden. 

Preuss.  Anweis.  §.  67  ff. 

In  den  einzelnen  Ländern  und  z.  Tb.  auch  in  den  verschiedenen  Verwaltougs- 
zweigen  desselben  Landes  kommen  manche  Verschiedenheiten  unter  diesen  Büchern 
und  neben  letzteren  auch  noch  andere  Bücher  für  das  Rechnungswesen  vor.  Die  ver- 
wickelten Abrechnungen  der  Kassen  unter  einander  veranlassen  auch  in  der  Zahl 
u.  Art  der  Bücher  Unterschiede. 
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Ucber  die  äussere  Beschaffenheit  der  Bücher  bestehen  regelmässig  Vor- 
schriften, welche  irrthümlicho,  fahrlässige  und  vorsätzlich  unrichtige  Buchführungen 
hindern  sollen  (Bestimmungen  Uber  Einband,  Foliirung,  Pagiuirung,  Beurkundung  des 
Umfaugs  u.  Inhalts  der  Bücher  durch  die  Vorgesetzten,  Verbot  der  Rasuren,  des 
Hcrausreissens  von  Blättern,  Angabc,  wie  allein  Correcturen  vollzogen  werden  dürfen 
und  dergl.  mehr.  In  Preussen  hat  z.  B.  der  Kassenrath  das  Foliircn  des  Haupt  - 
Journals  u.  des  eigentlichen  Kassenbuchs  specicll  zu  controliren  u.  vor  dem  Gebrauch 
der  Bücher  auf  dem  1.  u.  letzten  Blatte  die  Zahl  der  Blätter  oder  Seiten  mit  Namcns- 
unterschrift  zu  bescheinigen.    Gesch.anw.  v.  1857  §.  19). 

Die  innere  technische  Einrichtung  der  Bücher  und  die  Buchführung 
in  ihnen  ist  ebenfalls  genau  vorgeschrieben  und  in  den  Formularen  erfolgt  die 
nähere  Anweisung  dazu.  Die  Bücher  sind  regelmässig  in  die  erforderliche  Anzahl 
Verticalspalten  eingeteilt,  welche  am  Kopfe  die  Kategorio  des  Einzutragenden 
mit  dem  betreffenden  technischen  Namen  benennen  und  in  die  dann  in  den  hori- 
zontalen Linien  die  erforderlichen  Eintragungen  nach  der  chronol.  oder  systemat. 
Reihenfolge  stattfinden,  wobei  das  Gleichartige  untereinander  steht  u.  soweit  es  sich 
um  Gcldwerthc  handelt  ein  Zusammenrechnen  leicht  stattfinden  kann.  Die  meisten 
Verticalspalten  sind  dahor  Zahlcnspalten  und  zugleich  Geldspalten  der  Rech- 
nungen. Mitunter  werden  diese  selbst  doppclspaltig  eingerichtet,  einmal  für  die 
einzelnen  Posten  einer  Kategorie  (z.  B.  links),  dann  für  die  Summe  dieser  Posten 
(rechts).  Daneben  kommt  wohl  bei  einzelnen  Rechnungen  noch  eine  Einschubspalto 
„innerhalb  der  Linie,  intra  Iineamu,  „vor  der  Linio.  ante  lineam"  vor,  für  Ein- 
tragungen, die  noch  nicht  vollgiltig  sind,  zum  Vermerk  dienen  sollen  u.  dgl.  m.  Neben 
den  Zahlcnspalten  unterscheidet  mau  unter  den  Verticalspalten  Ordnungsspaltcn  für 
die  Eintragung  der  laufenden  Nummer  der  Rechnung,  für  das  Datum,  für  die  be- 
treffende Nummer  des  correspondirenden  Buchs,  meistens  links  im  Anfang,  bei  den 
systematischen  Rechnungen  für  die  Bezeichnung  der  Abtheilnng  oder  Nummer  der 
Kategorie  (z.  B.  des  Etats);  dann  Benennungsspalten,  worin  das  Nähere  über 
die  einzelne  Eintragung  (Art,  Ursache,  Umstände  etc.)  angegeben  wird,  ferner  Ver- 
wcisungsspalten,  die  zu  den  Ordnungsspaltcn  gehören,  wenn  sie  eine  Verweisung 
auf  andere  Bücher  enthalten,  sonst  aber  auf  die  Belegstücke  u.  dgl.  verweisen.  S. 
Rau  II,  §.  543.  Näheres  in  den  theoret.  u.  pract.  Werken  Über  Rechnungswesen, 
so  Schrott  §.  16,  17,  29.  Die  Köpfe  der  Spalten  richten  sich  natürlich  nach  den 
Büchern  u.  den  Eintragungen,  daher  hier  wie  in  der  Spaltenbildung  gewisse  Ver- 
schiedenheiten bes.  bei  den  Tagebüchern  und  den  Hauptbüchern,  den  Journalen  der 
Vorsteher  u.  den  eigentlichen  Kassenbüchern.  Folgendo  Beispiele  aus  den  preuss. 
Formularen  für  die  Bücher  der  Regier.hauptkassen  geben  einen  Einblick,  wobei  nur 
zu  bemerken,  dass  die  hier  des  Raumes  wegen  vertical  von  oben  nach  unten  ge- 
stellten Spaltenköpfe  horizontal  von  links  nach  rechts  zu  lesen  oder  zu  verstehen 
sind  (Abdruck  der  Formulare  bei  Horrfurth  S.  690,  692,  Nr.  II,  III,  V). 

Siehe  die  folgende  Seite. 

Im  Abschnitt  5,  §.  146  u.  147  (über  die  Methoden  des  Rechnungsabschlusses  u. 
über  Absolutorium  u.  Indemnität!  finden  noch  einige  weitere  Ausführungen  über  den 
in  den  §.  132  ff.  behandelten  Gegenstand  statt,  mit  specieller  Bezugnahme  auf  den 
Jahresabschluß  der  Staatsrechuung  u.  auf  dessen  Erledigung.  S.  bes.  am  Schluss 
v.  §.  147  die  Schemata  des  preuss.  Rechnungsabschlusses  für  den  Jahresdienst  in 
den  „Uebcrsichten  der  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  der  Etats- 
überschreitungen  u.  s.  w." 
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l'ormularien  der  Kechnuiigsbucher.  Rechnungsstyl. 


§.  135.  —  3.  Der  Rechnungsstyl.  Hinsichtlich  der 
Methode  der  Rechnung  bei  der  Buchführung  oder  hinsichtlich 
des  sogen.  Rechnungsstyl's  wird  auch  im  Rechnungs-  und 
Buchführungswesen  der  Finanzwirthschaft  die  sogen,  einfache 
Buchführung  (Rechnungsstyl  in  einfachen  Posten)  oder  der 
Cameralstyl  und  die  sog.  doppelte  Buchführung  (Rechnungs- 
styl in  doppelten  Posten,  „doppische"  Verrechnung)  oder  der 
italienische  oder  Mercantilstyl  unterschieden. 

Bei  der  ersten  Methode  verfolgt  man  alle  Veränderungen  im 
Vermögen  einer  Wirthschaft  (im  Bestand  einer  Kasse)  unmittelbar 
so  wie  sie  vorgehen,  nemlich  als  Eingänge  und  Ausgänge  (Zu- 
und  Abgänge,  Einnahmen  und  Ausgaben),  entweder  chrono- 
logisch, wie  in  den  Tagebüchern  oder  systematisch  wie  in  den 
Hauptbüchern.  Durch  einfache  Additionen  beider  Seiten  und  Sub- 
tractionen  der  betreffenden  Summen  erhält  man  das  Ergebniss 
der  erfolgten  Veränderungen.  Geldrechnung  und  Sachrechnnng 
werden  getrennt  geführt.  Soll,  Ist  und  Rest  stehen  in  den  Manualen 
neben  einander. 

Die  Ein-  und  Ausginge  bestehen  theils  in  wirklichen  Bewegungen  der  Geld- 
fonds der  Kasse,  anf  deren  eigene  and  aaf  Rechnung  andrer  Kassen  (Commissions- 
geschäft\  theils  auch  hier  in  fingirten  Bewegungen,  indem  die  durch  Vermittlung 
anderer  Kassen  aber  auf  Rechnung  der  betreffenden  Kasse  erfolgenden  Ein  -  und 
Ausgänge  mit  in  die  Buchführung  gezogen  werden  („Zahlungen  durch  Anrechnung 
bilden  zugleich  ein  Einnahme-  u.  ein  Ausgabogeschäft",  s.  o.),  und  indem  femer 
nach  dem  Grundsatz  der  Bruttorechnung  die  Betriebs-  und  Erhebungskosten  einer 
Einnahme  oder  sonstige  Aasgaben,  welche  von  deu  an  die  Einnahmekasse  abzuführenden 
üeberschussen  gleich  abgegangen,  also  nicht  eigentlich  zur  Kasse  gekommen  sind, 
doch  deren  Rechnungen  mit  durchlaufen  und  sowohl  bei  den  Ein- 
nahmen als  bei  den  Ausgaben  gebucht  werden  (preuss.  Instr.  v.  16.  Dcc.  1S24 
f.  d.  Oberrechenkammer  §.  5.  gleiche  Bestimm,  in  Oesterreich). 

Bei  der  doppelten  Buchführung  wird  „jeder  Geschäftsfall 
(einzutragende  Posten)  als  Inbegriff  einer  Leistung  und  der 
dazugehörigen  Gegenleistung  aufgefasst  und  dargestellt"  und 
er  kommt  dann  in  der  hier  anzuwendenden  Geldrechnung  „zwei- 
mal, das  eine  Mal  mit  der  in  ihm  begriffenen  Leistung,  das  andere 
Mal  mit  der  zugehörigen  Gegenleistung,  also  in  zwei  Posten  oder 
in  einem  doppelten  Posten  vor"  (Schrott).  Die  Rechnung  er- 
folgt getrennt  nach  Geschäftszweigen,  die  unter  sich  durch  Leistungen 
und  Gegenleistungen  in  Verbindung  stehen  und  so  zu  einander  in 
das  Verhältniss  von  Geber  oder  Gläubiger  und  Empfänger 
oder  Schuldner  treten.  Die  gemachte  Leistung  (Zahlung)  erscheint 
bei  jenem  als  Guthaben  (Haben,  Credit),  bei  diesem  als 
Schuldigkeit(Soll,  Debet).  Wo  sich  die  in  Geld  angeschlagenen 
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abtchhufle«  'der  BiUnzzkbmng  nicht  aosgegheheu  haben,  bleibt 
ein  Mehrbetrag  r  Saldo,  ab  Guthaben  zu  Gunsten  de«  Einen 
nnd  ab  Sebald  zu  Lasten  des  Anderen,  welcher  Posten  mit  ge- 
boeht  ond  dann  dnrch  eine  besondere  Gegenleistung  beglichen  oder 
anf  nene  Rechnung  vorgetragen  wird.  Die  Summe  im  Credit  nnd 
Debet  mnss  immer  die  gleiche  sein,  weil  jeder  Posten  doppelt  ein- 
getragen wird,  ein  Moment,  das  ftr  die  Controle  der  Richtigkeit  dient. 

Wo  es  »ich.  wie  im  gewöhnlichen  wirtschaftlichen  Verl  .br.  daher  besonders 
unter  Kaafleute».  wo  dies«  keebnungsmethode  die  übliche  bt,  am  die  Leistungen 
ond  Gegenleistungen  wirklicher  rerschiedener  Personen  selbständiger  Rechts- 
sabjectß)  handelt,  hat  es  aoeh  die  doppelte  Buchhaltung  mit  onmi  ttelbaren  Reali- 
täten zu  than.  Aber  zahlreiche  Fictionen  müssen  daneben  gebildet  werden,  ins- 
besondere erfolgt  eine  Personification  der  einzelnen  Abteilungen  der  einheitlichen 
Vttrtbscbaft.  für  deren  jede  dann  eine  besondere  Rechnung  i  „Conto")  geführt  und 
deren  Beziehungen  zu  einander  in  den  Leistungen  und  Gegenleistungen  durch  die 
doppelte  Buchhaltung  dargestellt  werden.  Und  ebenso  wird  die  W'irthscbaft  als  eine 
eigene  Person,  getrennt  vom  Eigentümer  (Leiter)  aufgefaßt  und  die  Beziehungen 
zwischen  ihnen  auch  ab  Leistungen  u.  Gegenleistungen  gebucht  Somit  bestehen 
Conti  wirklicher  und  §olche  fingirter  Personen.  Jedes  Conto  hat  zwei  Ab- 
teilungen, links  für  das  Soll  (Debet),  rechts  für  das  Haben  (Credit).  —  VgL  über 
beide  Style  Rau,  Fin.  II,  §.  549,  550.  Schrott,  §.  13,  14,  66.  An  beide  lehnt 
sich  obige  Darstellung  in  einigen  Puncten  näher  an. 

„Die  Doppelbuchhaltung  ist  demnach  die  vollständige 
Darstellung  der  Verhältnisse  zwischen  einzelnen 
Personen"  (wirklicher  und  fingirter),  „der  Cameralstyl  ist  ein 
einheitlicher  Aufbau  der  Rechnung,  welche  alle  Vorgänge 
in  Beziehung  auf  eine  einzige  Person,  die  Verwaltungsstelle  (Kasse) 
bringt"  (Rau,  II,  §.  549). 

Anwendbar  sind  beide  Methoden  auch  im  Staatsrechnungswesen. 
Der  Cameralstyl  ist  der  ältere,  verbreitetere ,  in  Deutschland  nnd 
Oesterreich  übliche,  —  mit  einzelnen  Verschiedenheiten  und  manchen 
erheblichen  Verbesserungen  des  gegenwärtigen  gegen  den  „alten 
Cameralstyl".  Die  doppelte  Buchführung  besteht  namentlich  in  Frank- 
reich, auch  in  England.  Beide  Methoden  haben  theoretisch  und  practisch 
ihre  Vorzüge  und  Mängel  und  haben  ihre  Anhänger  in  der  Wissen- 
schaft und  im  practischen  Leben.  Die  Gründe  für  den  verbesserten 
neueren  Cameralstyl  überwiegen  aber  doch  wohl.  Dieser  Styl  ist 
im  Staatsrechnungswesen  nicht  nur  der  einfachere,  sondern  auch 
derjenige,  welcher  dem  Finanzwesen  nach  dessen  Natur  und 
nach  den  characteristischen  Unterschieden  der  Finanzwirthscbaft 
von  der  gewöhnlichen  privaten  Verkehrswirtbschaft ,  zumal  von 
dem  Handelsunternehmen,  am  Meisten  entspricht. 
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Denn  bei  einem  grossen  Thüle  der  (iebabrungen  im  öffentlichen  Haushalte, 
welche  gebucht  werden  sollen,  handelt  es  sich  nicht  um  Leistungen  an  den  Staat, 
denen  Gegenleistungen  Oberhaupt  oder  wenigstens,  wenn  auch  mit  Hilfe  von  Fictionen, 
berechenbare  Gegenleistungen  des  Staats  an  die  Leistenden  entsprechen  (so  im  Steuer- 
wesen) und  ebensowenig  umgekehrt  um  Leistungen  des  Staats  an  Dritte,  denen  solche 
buchuugsfahigo  Gegenleistungen  dieser  Dritten  gegenüberstehen  (Gehalte.  Pensionen). 
Sehr  künstliche  Fictioneu.  weit  mehr  als  in  der  kaufmännischen  Praxis  müssen  hier 
bei  Benutzung  der  doppelten  Buchführung  im  Staatsrechnungswesen  gemacht  werden. 
Die  Sicherung  des  Rechnungswesen  bezüglich  seiner  Richtigkeit  und  die  Mittel  zu 
ausreichender  Gontrole  gewährt  aber  auch  der  verbesserte  Cameralstyl ,  wie  deutsche 
Erfahrung  lehrt. 

Demnach  verdient  in  den  Staatsrechnungen  der 
Regel  nach  der  Cameralstyl  den  Vorzug  (Ran  II,  §.  550). 

Zu  demselben  Resultat  gelangt  Schrott,  S.  35U,  „die  Anwendung  der  Doppik 
sei  für  die  Regicrungswirthsehaft  gradezu  unzweckmässig,  weil  hier  die  rubrikenweise 
Aufzeigong  der  Schuldigkeiten  u.  der  Rückstände  eine  wesentliche  Bedinguug  einer 
guten  Wirthschaftsleitung  sei."  Auch  v.  Malchus,  Fin.  II,  139  hat  überwiegend 
Bedenken  in  Betr.  der  doppelten  Buchhaltung,  die  jedenfalls  nur  mit  ModiBcationen 
anwendbar  sei.  Misslungencr  Versuch  im  18.  Jahrh.  in  Oestorreich.  Gewisse  Modi- 
fikationen scheinen  auch  in  Frankreich  zu  bestehen  (Ordonn.  v.  14.  Sept  1S22).  Doch 
rühmt  anderseits  Hock  die  Methode  grade  nach  den  französ.  Erfahrungen  iS.  97), 
mit  Bezugnahme  auf  Beispiolc,  die  aber  kaum  unbedingten  Werth  in  der  Frage  haben. 

4.  Abschnitt. 
Das  Controlwesen. 

S.  o.  §.  SO  über  die  3  Arten  der  Controlc,  was  hier  weiter  auszuführen  ist. 
Der  Zusammenhang  des  Gegenstands  mit  dem  im  vorigen  Abschnitt  behandelten 
nöthigte  aber  dazu,  Einzelnes  auch  bezüglich  des  Controlwescns,  namentlich  die  eigent- 
liche Kassen  controlc  mittelst  der  Visitationen  u.  Revisionen  <§.  129)  schon  dort  zu 
behandeln.  Jetzt  erübrigt  hier  von  dieser  ersten  Art  der  Controle  noch  die  Be- 
sprechung der  eigentlichen  Rcchn u n gs  controle  und  der  K as sc n controle,  soweit 
diese  zugleich  Rechnungscontrole  ist.  Für  die  Literatur  s.  die  Angaben  in  den 
Vorbemerkungen  zu  den  vorigen  Abschnitten,  S.  219  u.  253,  spcciell  v.  Jacob  Fin.  II, 
1316  ff„  v.  Malchus  Fin  II,  159  IT.,  Rau  Fin.  II,  §.  557,  Stein  Fin.  II, 
113  (f.,  Lcroy- Bcaulicu  II,  I.  1,  ch.  3,  bes.  v.  Czörnig  Budget,  Staatsrecht  u.  s.  w., 
wo  diesem  Gegenstand  bei  jedem  der  behandelten  Staaten  besondre  Aufmerksamkeit 
geschenkt  u.  derselbe  zum  Scblnss  S.  163  tf.  vergleichend  behandelt  wird  (die  Schrift 
wurde  Ende  1S65  veröffentlicht,  enthält  also  u.  A.  die  neuere  Entwicklung  in  Prcussen 
noch  nicht).  Das  Beste  auch  in  vergleichender  u.  principieller  Behandlung  leistet  wohl 
die  anonyme  Arbeit  „Heber  den  Rechnungshof  mit  bes.  Rttcks.  auf  das  Deutsche 
Reh  h",  2  Art.  in  d.  Tab.  Ztschr.  B.  32  u.  33  (1 S7G  u.  77),  der  erste  mehr  principiell, 
dann  näher  eingehend  auf  Prcussen,  im  zweiten  auch  eine  Darstellung  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  der  Rechnungscontrole  in  Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Belgien, 
eine  gute  Ergänznng  der  älteren  Schrift  v.  Czörnig's,  ferner  eine  nähere  Dar- 
stellung der  bis  dahin  (u.  auch  seitdem  noch)  resultatlosen  Parlamentär.  Verhand- 
lungen über  Etatsgesetz,  Rechnungs-Control- Gesetz  u.  s.  w.  im  Deutschen  Reiche. 
Dieser  Arbeit  wird  in  diesem  Abschnitt  mehrfach  gefolgt.  Eine  umfassende  Behand- 
lung des  Gegenstands  vom  wirthschaftstechn.  Standpuncte  aus  bei  Schrott,  Verrochn.- 
wisa.  §.  123  fl".,  154  ff,  159  tf. 

Die  finanztechn  ische  Seite  des  Controlwescns  ist  augenfällig  und  auch  in 
der  administrativen  und  in  der  Staatscontrole  deutlich  sichtbar.  Aber  hier  tritt  doch 
als  das  noch  bedeutsamere  Moment  das  staatsrechtliche  u.  politische  hervor. 
Daher  denn  insbesondere  in  der  neueren  Periode  der  „Verfassungsstaaten"  und  seit 
dem  Ucbergang  der  absoluten  in  die  constüutioncllc  <u.  eventuell  .parlamentarische) 
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Staatsform  ein  lebhafter  theoretischer  u.  practisch-politischer  Streit  über  die  Controle. 
besonders  Uber  die  Staatscontrole,  deren  Verhältniss  zur  Verwaltungscontrole,  über  die 
Organe  oder  das  Organ  zur  Ausübung  dieser  Controle,  über  die  staatsrechtliche 
Stellung,  Bildung  u.  Zusammensetzung,  Function  besonders  des  obersten  C/ontrolorgans 
(„oberster  Rechnungshof",  „Obenvchcnkammci",  cour  des  comptes).  über  das  Ver- 
hältniss desselben  zur  Regierung,  zu  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  (Ministerien. 
Ueber-  oder  Neben  -  oder  Ein-  und  Unterordnung  des  Rechnungshofs  gegenüber  der 
Ministerien),  über  die  Beziehung  des  Kechnungshofs  zum  Parlament  u.  dgl.  m.  Die 
Geschichte  u.  das  geltende  Recht  des  Controlwesens  werden  hier  zu  einem  wichtigen 
Gegenstand  der  allgemeinen  Verfassung*  -  und  Verwaltungsrechts -Geschichte  u.  des 
bestehenden  Staats-  besonders  Verfassungsrechts,  wie  es  ähnlich  vom  Etatswesen,  der 
Etats-  und  Steucrbewilliguug  gilt  Die  heutigen  positiven  Einrichtungen  der  Staaten 
auf  dem  Gebiete  des  Controlwesens  sind  daher  das  gemeinsame  Pro  du  et  finanz- 
technischcr  Bedürfnisse,  —  wie  sie  sich  schon  im  entwickelten  Geldhaushalt 
der  absoluten  Monarchie  i IS.  Jahrb. i  zeigten  und  mehr  oder  weniger  genügend  durch 
die  damals  getroffenen  Einrichtungen  befriedigt  wurden  (Preussen)  —  und  politischer 
Anforderungen  sowie  staatsrechtlicher  Consequ  enzen  de9  geltenden 
öffentlichen  Rechts.  Für  diese  Seite  des  Gegenstands,  welche  hier  in  der 
Finanzwissenschaft  nur  gestreift,  nicht  genauer  behandelt  werden  kann,  ist  ausser  anf 
den  genannten  Aufsatz  in  d.  Tüb.  Ztschr.,  ein  wichtiger  Beitrag  zum  „vergleichenden 
öffentlichen  Recht",  auf  die  Literatur  dos  positiven  Staatsrechts  zu  verweisen, 
wo  dieser  Punct  regelmässig  näher  erörtert  wird,  daher  für  das  Deutsche  Reich 
auf  v.  Rönne  u.  Laband,  für  Preussen  auf  v.  Rönne,  für  Baiern  auf  Pözl, 
für  Würtemberg  jetzt  auf  Sarwey,  für  England  auf  Gneist,  für  Oesterreich 
auf  Ul brich  u.  s.  w. 

Mehr  nach  seiner  Bedeutung  grade  für  die  Ordnung  der  staatlichen  Finanz- 
wirthschaft,  wenn  auch  unter  Berücksichtigung  jener  öffentlich  -  rcchtlichcu  Seite  und 
der  Technik  des  Zahlungs-,  Kassen-  u.  Rechnungswesens,  wird  das  Controlwesen  in 
den  monograph.  Arbeiten  über  den  Staatshaushalt  einzelner  Staaten  behandelt  S.  über 
Frankreich  v.  Hock*  Kap.  3,  bes.  111  ff.,  v.  Kaufmann  Kap.  4,  Leroy-Beaulieu 
a.  a.  0.  II,  1.  1,  ch.  3,  Block's  dict  Art.  comptabilitc  publ.  u.  cour  des  comptes. 
(Czörnig  a.  a.  O.  S.  97  ff,  Tüb.  Ztschr.  1S77  S.  41  H'.V,  über  Oesterreich 
Blonski  II,  35S  ff.,  364  ff.,  Dessary.  Fin.ges  kuude  §.  122,  123:  über  Bayern 
Stockar  v.  Neuforn- Hock,  §.  GS,  69,  113  ff.  u.a.  m.  passim;  über  Würtemberg 
v.  Rieckc  Vcrfass.  u.  s.  w.  Würts  S.  163  u.  pass.;  über  Baden  Regenauer  a.  a.  0. 
§.  13—15.  Für  Preussen  fehlt  ein  entsprechendes  Werk  dieser  Art  S.  dafür  v. 
Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  über  die  Obcrrechenkaminer,  bes.  II,  1.  Abth.  §.  260. 
f.  d.  legislat.  u.  Verordn.material  Herrfurth  a.  a.  0..  bes.  Abschn.  11,  S.  13  ff., 
Meissner  Rechn.wesen  I  u.  II.  Ucbersirht  der  Hauptpuncte  des  posit.  Controlrechts 
verschiedener  Staaten  auch  bei  Stein,  Fin.  I,  119 — 124  (kaum  haltbare  Aufstellung 
„zweier  grosser  europ.  Systeme  der  höchsten  Staatscontrole",  des  französischen  o. 
deutschen.  Dass  sich  so  nicht  genau  schematisiren  lässt  zeigt  d.  Aufs,  in  d.  Tüb. 
Ztschr.)  —  Daten  über  wichtigere  Gesetze  u.  Verordnungen  unten  in  den  Noten. 

§.  136.  Einleitung.  Die  Lehre  vom  Controlwesen  hat  vor- 
nehmlich drei  Puncte  zu  erörtern:  die  Aufgabe,  die  Organi- 
sation, die  Ausfuhrung  der  Controle. 

I.  Die  Aufgabe.  Das  Controlwesen  in  der  Finanzwirthscbaft 
ist  zunächst  das  Mittel  zur  Constatirung  der  bezüglichen  Tbat- 
sachen  darüber,  ob  und  wieweit  die  zu  fordernde  Ueberein- 
stimmung  der  Zahlungsanweisungen,  der  Rechnungen  und  der 
Kassenbewegung  und  Kassenbestände  mit  den  Normen  besteht, 
welche  für  diese  Gebiete  im  geltenden  allgemeinen  Recht,  in  be- 
sonderen Gesetzen,  im  Etat  und  in  den  giltig  erlassenen  Vcrord- 
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nungen  der  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  aufgestellt 
sind;  sodann  zugleich  das  Mittel  dazu,  diese  Uebereinstimmung 
möglichst  sicher  zu  verbürgen  -und,  wo  sie  fehlt,  sie 
wieder  herbeizuführen.  Diesem  gemeinsamen  Zweck  dient 
in  verschiedener  Weise,  eventuell  unter  Mitwirkung  verschiedener 
Organe,  jede  der  drei  oben  schon  (§.  80)  unterschiedenen  typischen 
Hauptarten  der  Controle,  die  Rechnungs-,  die  Verwaltungs- 
und die  »Staats  controle. 

II.  Die  Organisation.  Dahin  gehören  die  Fragen  Uber 
das  Verhältniss  dieser  Controlen  zu  einander,  Uber  ihre  nähere 
Verbindung  mit  einander,  Uber  ihre  Ausübung  durch  verschiedene 
oder  zum  Tbeil  auch  durch  die  nemlichen  Organe,  Uber  die  Stellung, 
Einrichtung  und  Competenz  dieser  Organe,  über  deren  Rechte  und 
anderseits  Uber  die  Pflichten  der  zu  controlirenden  Behörden  und 
Beamten. 

III.  Die  Ausführung.  Hier  handelt  es  sich  darum,  in 
welcher  Weise  die  Controle  der  drei  verschiedenen  Arten  vor- 
genommen (Methode  der  Controle),  welche  besonderen  Zwecke 
dabei  verfolgt,  wie  die  Erreichung  der  letzteren  sicher  gestellt 
werden  soll. 

Natürlich  bestcheu  hier  Wechsolbcdingungsrerhältnisse:  nach  der  Auf- 
gabo  ist  die  Organisation  einzurichten  und  eine  bestimmte  Organisation  bedingt  wieder 
die  Art  der  Lösung  der  Aufgabe  und  ebenso  bedingt  die  Organisation  die  Ausführung 
und  verlangt  eine  bestimmte  Aufgabe  die  und  die  Art  der  Ausführung.  Aber  der 
beherrschende  Hanptpunct  ist  doch  der  vorangestellte,  die  Aufgabe.  Vgl.  den  gen. 
Aufs,  über  den  Rechnungshof  in  d.  Tuli.  Ztschr.  B.  32,  S.  480  ff.,  dessen  sachkundiger 
Darstellung  hier  mehrfach  (in  §.  187  in  einzelnen  Sätzen  beinahe  wörtlich)  gefolgt  wird. 

I.  —  §.  137.  Die  Aufgabe.  Dieselbe  specialisirt  sich  nach 
den  drei  Arten  der  Controle,  wie  dieses  oben  (§.  80)  schon  generell 
skizzirt  worden  ist. 

A.  Die  Rech  nun gs controle  (Controle  im  engsten  Sinne,  auch 
wohl  Kassencontrole  genannt)  schliesst  sich  mehrfach  nahe  an  die 
frtther  besprochene  Kassenrevision  (§.  129,  „Kassencontrole" 
in  einem  anderen  Sinne)  an,  ist  aber  nach  Aufgabe  und  Wesen 
davon  zu  unterscheiden.  Die  Kassenrevision  ist  eine  Controle, 
welche  vornemlich  die  Uebereinstimmung  der  Kassenbestände  mit 
den  über  die  Kassenbewegung  geführten  Büchern  und  Rechnungen, 
dann  das  wirkliche  Vorhandensein  der  rechnungsmassig  nach- 
gewiesenen Kassenbestände  prüft  und  sich  eventuell  sonst  auf  die 
Führung  der  Kassengeschäfte  u.  dgl.  erstreckt,  sie  ist  also  recht 
eigentlich  eine  Controle  der  Kassenverwalter.  Die  Recbnungs- 
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controle  dagegen  ist  gegen  die  Verrechner,  daher  soweit  diese 
auch  Kassen  Verwalter  sind,  gegen  letztere  in  dieser  Eigenschaft 
des  Verrechners  gerichtet.  Sie  prüft  dann  vor  Allem  die  Rech- 
nungen und  zwar  nach  folgenden  drei  Seiten:  zunächst  nach 
der  Richtigkeit  des  Calctils,  in  der  Rechnung  selbst,  in  den 
Beilagen  und  den  Belegen  („calculatorische"  Controle  oder 
Revision),  sodann  nach  der  Richtigkeit  der  in  der  Rechnung  vor- 
getragenen Ziffern  und  Thatsacben  sowie  nach  der  Voll- 
ständigkeit der  dazu  gehörenden  Nachweise,  endlich  nach  der 
Einhaltung  der  für  die  Rechnungslegung  vorgeschriebenen 
Formen,  bezüglich  der  Rechnung  selbst  wie  der  Legalität  und 
Vollständigkeit  der  Belege  („formelle"  Controle).  Die  Kassen  - 
und  die  Rechnungscontrole  wenden  sich  demnach  beide  gegen  die- 
jenigen Behörden  und  Beamten,  welche  mit  der  wirklichen  practischen 
Durchfuhrung  der  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  betraut  sind. 

Die  calculatorische  und  die  formelle  Controle  sind  an  sich  am  Einfachsten, 
setzen  aber  technisch  geschultes,  wesentlich  dem  Suhaltcrndienst  angehöriges  Personal 
voraus,  das  hinsichtlich  der  Zuverlässigkeit  seiner  Controllcistungeu  selbst  wieder 
einer  Conirolo  durch  höhere  Organe  unterzogen  werden  muss,  eventuell  durch  die- 
selben, an  die  es  Fülle  der  Beanstandung  der  Rechnungen  zunächst  zu  leiten  hat. 
Am  Wichtigsten  ist  die  zweite  Controle ,  in  welcher  es  sich  u.  A.  besonders  um  die 
Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Anweisungen  mit  deren  in  den  Jtcchnungs- 
büchern  beurkundeten  Durchführung  Seitens  der  Kassenverwaltung  handelt.  Die 
Zuverlässigkeit  d  i  e s  e  r  Controle  muss  besonders  durch  eine  zweckmässige  Organisation 
des  Controldienstes  verbürgt  werden.  Sie  steht  von  den  drei  einzelnen  Theilen  der 
Kcchnungscontrolcn  mit  der  folgenden  zweiten  Hauptart  der  Controle  in  nächster 
Heziehung  und  wenigstens  sie,  wenn  nicht  auch  die  beiden  anderen  Thcilc,  erfolgt 
am  Besten  gleichzeitig  und  durch  dieselben  Orgaue  mit  ihr. 

B.  Die  Verwaltungscontrole  wendet  sich  im  Unterschied 
von  der  Kassen  und  Rechnungscontrole  nicht  gegen  die  Kassen- 
verwalter und  Vcrrechner,  welche  nach  allgemeinen  oder  speciellen 
Aufträgen  die  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  ausführen,  sondern 
gegen  diejenigen  Behörden  und  Beamten,  welche  solche  Aufträge 
ertheilen,  —  gegen  die  „anweisenden  Verwaltungs- 
behörden" (ordonnateurs).  Hier  soll  die  gesetz-,  etats-  und 
verordnungsgemässe  Ausübung  des  finanziellen  Anweisungsrechts 
zunächst  innerhalb  des  Verwaltungsorganismus  selbst 
geprüft  und  in  der  Verwaltungshierarchie  hinsichtlich  der  unter- 
geordneten gegenüber  der  vorgeordneten  Behörde  constatirt  werden, 
bis  hinauf  zu  den  oder  der  leitenden  obersten  Behörde  (Ministerien, 
bez.  Finanzministerium),  in  Staaten  ohne  Volksvertretung,  wie  in 
der  absoluten  Monarchie  bis  hinauf  zum  Staatsoberhaupt,  als  der 
eigentlichen  Spitze  auch  der  Verwaltung.  Die  Verantwortlichkeit 
jeder  anweisenden  Behörde  kommt  daher  hier  zunächst  gegeuüber 
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ihrer  vorgesetzten  Behörde  zur  Geltung.  Neben  der  Coutrole  der 
Rechtmässigkeit,  d.  Ii.  der  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen, 
Etats,  Verordnungen,  kann  und  soll  es  sich  in  der  Regel  auch 
zugleich  um  eine  Controle  der  finanzwirthsehaftlichen  Zweck- 
mässigkeit der  Anordnungen  im  Gebiete  der  Ausgabe-,  Einnahme- 
nnd  Vermögensverwaltung  bei  der  Verwaltungseontrole  handeln, 
ein  Punct,  auf  welchen  die  Controlorgane,  besonders  das  oberste 
(Oberrechenkammer)  in  den  Gesetzen  wohl  ausdrücklich  mit  hin- 
gewiesen werden. 

Im  Einzelnen  lässt  sich  mit  dem  gen.  Aufss.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  (B.  32,  S.  482) 
wieder  ein  dreifaches  Gebiet  der  Verw.controle  unterscheiden:  dasj.  der  Einnahmen, 
wo  es  sich  neben  der  Rechtmässigkeit  des  Verfahrens  um  die  Prüfung  der  vollständigen, 
aber  doch  auch  richtig  massvollen  Ausnutzung  der  Eiunahinei|iicllen  und  um  die  Frage 
ton  Verbesserungen  bei  der  Benutzung  handelt;  dasj.  des  Vermögens,  wo  die 
Vorschriftsmassigkcit  und  Zweckmassigkeit  des  Verfahrens  bei  der  Erwerbung,  Bewirt- 
schaftung und  Yeräusscruug  zu  controliren  ist;  endlich  dasj.  der  Ausgaben,  wo 
die  Autorisation  zu  deren  Leistung  u.  Anweisung,  die  Zweckmässigkeit  der  Verwendung 
u.  die  Sparsamkeit  bei  der  Bemessung  Sache  der  Verw.controle  ist.  Das  Etatsrecht 
kommt  bei  dieser  Controle  besonders  für  die  Ausgaben  in  Betracht.  Nur  wenn  die 
untergeordneten  anweisenden  Behörden  sich  streng  innerhalb  des  Etats  halten,  ist  für 
die  ganze  Finanzvcrwaltung  die  Einhaltung  des  Etats  möglich.  Daher  die  Bedeutung 
der  früher  erwähnten  strengen  Vorschriften  wider  Etatsüberschreitung,  welche  letztere 
einer  anweisenden  Behörde  nur  mit  (meist  vorheriger)  Bewilligung  ihrer  vorgesetzten 
Behörde  gestattet  ist,  wobei  Ucbcrschreitungcn  des  Gesammtetats  der  letzteren  wieder 
die  Zustimmung  des  Finanzministeriums,  bez.  des  Gesatnintministeriuius  und  Staats- 
oberhaupts voraussetzen.  Gegen  diese  Vorschriften  verstossende  oder  auch  solche  zwar 
bemängelte  Anweisungen  der  Verwaltungsbehörden,  deren  Bemängelungen  jedoch  nicht 
im  früheren  administrativen  Instanzenzug  behoben  sind,  bilden  dann  auch  einen  Gegen- 
stand der  Staats«  ontrole  gegeuüber  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  welche  für  die 
nicht  vorschriftsmässigeu  Handlungen  ihrer  untergeordneten  Behörden  verantwortlich  sind. 

C.  Die  Staatscontrole  soll  nun  grade  die  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Verwaltungsorgane  in  Finanzangelegcnhcit  practisch 
wirksam  machen.  Sie  wendet  sich  daher  gegen  diese  Organe, 
spcciell  gegen  das  Finanzministerium,  bez.  dessen  Chef,  um 
zu  prüfen,  ob  hier  streng  gesetz-,  etats-  und  verordnungsmässig, 
eventuell  auch,  ob  hier  Uberall  zweckmässig  mit  dem  Staatsver- 
mögen, im  Gebiete  der  Einnahmen  und  Ausgaben  verfahren  worden 
ist.  Die  Staatscontrole  soll  namentlich  die  Uebereinstimmung 
zwischen  Voranschlag  und  Ausführung  des  letzteren  prüfen 
and  etwaige  Abweichungen  constatiren,  die  Begründung  der  vom 
Willen  der  leitenden  Organe  der  Verwaltung  mit  abhängigen  Ab- 
weichungen zwischen  Voranschlag  und  Gebahrung,  mithin  besonders 
bei  den  Ausgaben,  was  hier  EtatsUberscbreitungen  und  Ver- 
letzungen der  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Etatsrechts  bezüglich 
der  Uebertragungen  (§.  117)  anlangt,  von  den  betreffenden  verant- 
wortlichen Organen  fordern  und  die  crtheilte  Begründung  benrthcilcn, 
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unter  Umständen  darüber  entscheiden,  und  endlich  die  constatirten 
Abweichungen,  die  nicht  behobenen  Beiuäugeluugen  stur  Kenntniss 
und  cndgiltigeu  Entscheidung  des  Staatsoberhauptes  und,  in  Ver- 
fassungsstaaten, der  Volksvertretung  bringen,  eventuell  zugleich  mit 
einem  Berichte,  welcher  eine  Kritik  der  gesammten  Finanzverwaltung 
vom  Standpuncte  nicht  nur  der  Vorschriftsmässigkeit,  sondern  auch 
wieder  der  Zweckmässigkeit  liefert  oder  über  einzelne  Wahr 
nehraungen  kritisch  referirt. 

Ihre  wahre  Bedeutung  hat  die  politische  oder  Staatscontrole  allerdings  erst  in 
unserer  Zeit  der  verfassungsmässigen  Finanzverwaltung  erlangt  und  iure  principielle 
Unterscheidung  von  der  Verwaltungscontrole  ist  ebenfalls  erst  ein  Ergebnis*  der 
neueren  politischen  Doetrin.  Doch  geht  die  auch  bei  Stein  durchklingende  Auf- 
fassung zu  weit,  als  ob  praclisch  und  prinzipiell  erst  im  Verfassungsstaatc  mit  Volks- 
vertretung von  einer  eigentlichen  Staatscontrole  zu  sprechen  sei.  Eine  solche  ist  recht 
wohl  auch  in  der  absoluten  Monarchie  gegenüber  dem  Monarchen  selbst  für  die 
Verwaltungsehcfs.  die  Minister  u.  speciell  für  den  Finauzmiuister  denkbar  u.  in  neuerer 
Zeit  auch  vorhanden  gewesen  (Proussen,  Oesterreich).  Die  Staatscontrole,  welche 
Heanstandungen ,  Abweichungen  vom  Ktat  u.  s.  w.  an  die  Volksvertretung  leitet, 
ist  keine  von  jener  anderen ,  älteren ,  wo  dem  Staatsoberhaupt  allein  Bericht  erstattet 
wird,  spezifisch  verschiedene,  sondern  nur  die  folgerichtige  Aus-  und  Umbildung  dieser 
älteren,  im  Zusammenhang  mit  der  Umbildung  der  absoluten  in  die  constitutioncllc  Monar- 
chie. Meistens  eine  principiell  bedeutsamen?  und  practisch  worthvollcre  ist  sie  freilich. 

II.  —  §.  138.  Die  Organisation  der  Controle  muss  sich 
einerseits  den  dargelegten  Aufgaben  anpassen  und  demgemäss  ge- 
staltet werden,  anderseits  hängt  sie  aber  unvermeidlich  auch  mehr 
oder  weniger  von  der  allgemeinen  Organisation  der  Verwaltung 
und  des  Fiuanzdiensts,  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens, sowie  von  dem  geltenden  Verfassungsrechte  des  Staats  ab. 
Letzteres  übt,  wie  schon  angedeutet,  namentlich  seinen  Einfluss 
auf  die  Staatscontrole  und  auf  deren  Verhältniss  zur  Verwaltungs- 
controle  aus. 

S.  auch  hierfür  bes.  den  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  4*3  —  514, 
dem  hier  wieder  in  einigen  Puncten  näher  gefolgt  wird;  dann  auch  v.  Czörni.«?, 
Budg.,  Staatsrecht!,  u.  s.  w.  S.  170  ir. 

In  allen  drei  Arten  der  Controle  handelt  es  sich  um  eine 
Constatirung  von  Thatsachen,  insbesondere  bezüglich  der 
Uebereinstimmung  der  Rechnungen  der  Rechnung  legenden,  mit  den 
Anweisungen  und  Anordnungen  der  anweisenden  Behörden  nnd 
der  Anweisungen  und  Rechnungen  mit  den  auf  diesem  Gebiete 
geltenden  Bestimmungen  der  Gesetze,  des  Etats,  der  obersten  Ver- 
ordnungen („Königl.  Ordre8")  oder  bezüglich  betreffender  Ab- 
weichungen; ferner  in  Anknüpfung  an  diese  constatirende  Thätigkcit 
um  eine  Kritik  des  Befundes;  weiter  um  die  Behebung  von 
aufgefundenen  Mängeln,  entweder  durch  Verhandlungen  mit 
den  revidirten  oder  controlirten  Behörden  und  Beamten,  wonach 
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letztere  selbst  den  Mangel  zugeben  und  abstellen,  oder  dnrcb  die 
selbständige  endgiltige  Entscheidung,  sei  es  des  Controlorgaus  für 
sich  oder  einer  anderen  Instanz ;  endlich  bei  unbehoben  bleibenden 
Bemängelungen  um  die  Zur- Kenntnissb ringung  derselben 
bei  den  darüber  endgiltig  entscheidenden  Instanzen  (obersten  Ver- 
waltungsbehörden, eventuell  Staatsoberhaupt  bei  der  Verwaltuugs- 
controle,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung  bei  der  Staatscontrole). 

Alle  Controle  muss  daher  so  organisirt  sein,  dass  die  sie  aus- 
übenden Organe  technisch  (fachmässig)  dafür  befähigt 
sind,  den  zu  controlirenden  Behörden  unabhängig  und  ausge- 
stattet mit  der  erforderlichen  Machtbefugniss  gegenüber  stehen  und 
Willens  sind  oder  durch  ihre  eigene  Verantwortlichkeit 
und  durch  eine  Uber  sie  selbst  sich  erstreckende  Controle 
(Superrevision)  angebalten  werden,  die  ihnen  obliegenden  Control- 
aufgaben  pflichtmässig  auszuführen.  Diesen  Bedingungen  entsprechen 
verschiedene  Systeme  der  Organisation  des  Controlwescns  in  ver- 
schiedenem Maasse,  aber  nur  ein  solches  darf  gewählt  werden, 
welches  überhaupt  die  Bürgschaft  dafür  gewährt,  dass  diese  Be- 
dingungen möglichst  erfüllt  werden.  Eine  solche  Bürgschaft  bieten 
die  beiden  hier  vornemlich  zur  Wahl  stehenden  Systeme,  dasjenige 
der  Ausübung  der  Controle  durch  die  vorgesetzten  allgemeinen 
Verwaltungsbehörden  und  dasjenige  der  Uebertragung  der 
Controle  (bez.  der  Supercontrole)  an  eine  eigene  oberste  Control- 
behörde. 

S.  Tab.  Ztschr.  B.  32  S.  4S4— 489,  490  fr. 

1.  Man  kann  nemlich  einmal  die  Rechnungs  -  und  Verwaltungs- 
controle  über  Kasse  führende,  verrechnende  und  über  anweisende 
Behörden  durchweg  der  nächstvorgesetz ten  Verwaltungs- 
behörde, von  welcher  die  zu  controlirende  Behörde  ressortirt, 
Ubertragen.  Vornehmlich  werden  hier  die  Mittel  behörden 
(Provinzial-,  Bezirksbehörden)  die  Controlorgane.  Da  es  sich  um 
eine  regelmässige,  technische  Kenntniss  und  Uebung  voraussetzende 
Thätigkeit  handelt,  sind  bestimmte  Abtheilungen  solcher  Be- 
hörden oder  wenigstens  bestimmte  Fachbeamte  derselben  mit 
der  Ausübung  dieser  Controle  ständig  zu  betrauen. 

Indem  man  dieses  System  consequent  durchführt,  bis  zu  den  obersten  Behörden, 
und  die  Controle  über  dio  letzteren  (so  Uber  die  anderen  Ministerien)  etwa  dem  Finanz- 
ministerium tiberträgt,  ausserdem  aber  für  eine  etwa  auch  von  diesem  Ministerium 
(durch  eine  Fachabtlieilung  desselben')  auszuübende  Supercontrole  Sujierrevision) 
der  gesaminten  Finanzgeschäfte  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  sorgt,  kann  man 
die  Aufgaben  der  Beehnungs  -  und  Verwaltungscontrole  wohl  im  ganzen  Staatsbaus- 
halt*? genügend  durchführen .  —  bis  auf  eine  hier  verbleibende  Lth  kc  im  Control- 
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system  in  Bezug  auf  das  Finanzministerium  selbst.  Für  dieses  als  oberste  anweisende 
Behörde  müsste  ein  besonderes  von  ihm  unabhängiges  Organ  auch  für  die  Verwaltung>- 
controle  geschalten  werden.  Ein  solches  ist  ferner  auch  hier  für  diu  Zwecke  der 
Staatscontrole  erforderlich.  Die  Erfüllung  dieser  Bedürfnisse  bedingt  eine  Annäherung 
an  das  zweite  System.  Gewisse  Vorzüge  hat  die  Gontrole  durch  die  Verwaltungs- 
behörden selbst  sicherlich,  besonders  den,  dass  hier  die  sachlich  am  Besten  unter- 
richtete Behörde  revidirt  und  entscheidet .  während  der  wohl  gerügte  Mangel  eines 
im  Rechnungswesen  hinlänglich  geschulten  Controlpersonals  zwar  practisch  bei  diesem 
System  leichter  vorkommen  kann  als  bei  dem  anderen,  sich  aber  recht  wohl  abstelleu 
Übst.  Die  Menge  kleiner  und  oft  kleinlicher  Monita,  welche  bei  dem  anderen  Control- 
system  so  leicht  und  notorisch  oft  erfolgen,  nutzlos  für  den  Zweck,  Verstimmung 
bereitend,  Zeit  und  Arbeit  kostend,  wird  hier  eher  unterbleiben. 

2.  Das  andere  System  besteht  nun  darin,  das»  man  entweder 
ausschliesslich  oder  auch  —  und  besser  —  neben  und  nach 
einer  durch  die  höheren  Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten 
Rechnungs-  und  Vcrwaltuugscontrole,  daher  hier  besonders  für  den 
Zweck  der  Supercontrole,  in  beiden  Fällen  aber  allgemein 
durch  den  ganzen  Staatshaushalt  von  unten  bis  obeu 
hindurch  eine  eigene  Controle  durch  eine  besondere  oberste 
Uchördc  einrichtet. 

Dies  System  hatte  sich  schon  in  neueren  absoluten  Monarcbiecn 
(Preusseu,  Oesterreich)  eingebürgert  und  ist  dann  in  unserer  Aera 
der  „verfassungsmässigen  Finanzwirthscbaft"  weiter  entwickelt  und 
zum  herrschenden  im  heutigen  Europa  geworden.  Darauf  wirkte 
der  Umstand  mit  ein,  dass  dasselbe  sich  am  Besten  zugleich  mit 
für  die  Zwecke  der  Staatscontrole  benutzen  Hess.  Dies  geschah 
dadurch,  dass  die  oberste  Controlbehörde  eine  selbständige 
Stellung,  unabhängig  von  anderen  höchsten  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  von  den  Ministerien,  nicht  unter  einem  solchen, 
sondern  neben  ihnen  erhielt,  mit  der  Aufgabe,  grade  auch  über 
die  Ministerien  die  Controle  mit  auszuüben.  Dies  System  ist  das 
des  Obersten  Reehnu  ngs  hofs  (Oberrechen  kämm  er),  welcher 
dann  für  die  Ausübung  der  Reehnu  ngs  controle  —  mindestens 
als  Superrevisionsinstanz,  —  für  diejenige  der  Verwaltungs- 
und lllr  die  Vorbereitung  der  Staatscontrole  zugleich  fungirt. 

Soweit  die  letztere  ein  Attribut  der  Volksvertretung  ist,  könnte  zwar  auch  ein 
besonderes  ständisches  (parlamentarisches)  ständiges  Controlorgan  dafür  geschaffen 
werden,  da  das  Parlament  nicht  wohl  die  Controle  selbst  und  auch  nicht  durch  vorüber- 
gehend ad  hoc  bestellte  Ausschüsse  oder  Commissioncn  auszuüben  vermöchte.  Ein 
solches  besonderes  ständisches  Controlorgan  könnte  sogar  als  die  nothwendige  Conse- 
<|uenz  parlamentarischer  Finauzcoutrolc  erscheinen,  wie  man  in  Belgien  auch  vor- 
gegangen ist  (§.  1-13).  Indessen  lässt  sich  auch  eine  Staatsbehörde  mit  solchen 
politischen  und  staatsrechtlichen  Cautelcu  umgeben,  dass  sie  recht  wohl  mit  als 
Controlorgan  für  diese  parlamentarische  Fiuauzcontrole  oder  für  die  Staatscontrole 
dienen  kann.  Diese  Aufgabe  wird  durch  die  gleichzeitige  Uebertragung  der  Rechnungs- 
revisiun  und  der  Yerwaltungscontrolc  an  dieselbe  oberste  Behörde  auch  technisch 
besser  yvlosl  und  diegcsatninte  ( 'ontrolc  rascher,  wirksamer  und  wohlfeiler  ausgeübt  werden. 
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Gegen  ein  besondres  ständisches  Controlorgan,  das  mehr  der  älteren  landstiind. 
Verfassung  entspricht,  im  heutigen  constitutionellen  Staate,  auch  d.  Aufs,  in  d.  Tttb. 
Ztschr.  B.  32  S.  510.  Schrott  S.  406  verlangt  ausser  dem  Rechnungshof  noch  zur 
Erreichung  einer  raschen  u.  sicheren  VerwaIt.controlc  in  jedem  Landcstheilc  (Pro- 
vinz) eigene  Controlsbehörden  in  Unterordnung  unter  den  Rechnungshof,  was  zwar 
nicht  durchaus  nöthig  erscheint,  aber  die  Aufgabe  des  Obersten  Rechnungshof^  er- 
leichtert S.  u.  in  §.  142,  14»  über  die  Einrichtungen  in  Baiern  u.  Oesterreich. 

Die  ganze  Stellung,  die  specielle  Organisation  und  die  innere 
Einrichtung  des  Obersten  Rechnungshofs  wird  sich  nothwendig  in 
erheblichem  Grade  nach  anderen  Momenten  des  positiven  Staats- 
rechts, besonders  nach  dem  Maass  der  Befugnisse  der  Finanzcontrole 
Seitens  der  Volksvertretung  mit  richten  müssen.  Die  Gesetzgebung 
über  den  Rechnungshof  ist  daher  auch,  ähnlich  wie  das  Budget- 
recht und  Stcuerbewilligungsrecht,  ein  bekannter  Strcitpunct  im 
politischen  Leben  der  modernen  Staaten  (Preussen,  Deutsches  Reich, 
Belgien)  und  involvirt  schwierige  Fragen  des  Staatsrechts.  Allge- 
mein zu  verlangen  ist  aber  jedenfalls  eine  solche  Stellung  und 
Organisation,  welche  möglichst  nach  Oben  und  Unten,  der  Regierung 
wie  dem  Volke  und  dem  Parlament  selbst  gegenüber,  Unab- 
hängigkeit des  Rechnungshofs  und  seiner  Mitglieder 
verbürgen.  Daher  müssen  die  modernen  Grundsätze  der  Organi- 
sation der  Gerichtshofe  und  der  zum  Zweck  der  Unabhängigkeit 
den  Richtern  zu  gewährenden  Rechtsstellung  auf  den  Rechnungs- 
hof und  seine  Mitglieder  Anwendung  finden:  collegiale  Ver- 
fassung und  Geschäftsgang,  Unabsetzbarkeit,  Verbot  von  Neben- 
ämtern, im  Allgemeinen  Rang-  und  Gchaltsgleichheit  der  Mitglieder, 
Ausschluss  naher  Verwandtschaftsverhältnisse  unter  den  letztere^ 
Ausschluss  von  der  Wählbarkeit  ins  Parlament  u.  a.  dgl.  m. 

S.  TQb.  Ztschr.  B.  32  S.  511—514.  Die  Grösse  des  Obersten  Rechnungshofs 
oder  die  Zahl  seiner  Mitglieder  tnuss  sich  natürlich  nach  der  zu  lösenden  Aufgabe 
richten,  daher  besonders  nach  dem  Umfang  der  Kinanzwirthschaf t  (neuere  Ver- 
mehrung der  Beamten  in  Preussen  mit  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  ti.  grösserem 
Geschäftszuwachs  im  Gebiet  der  indir.  Steuern,  so  z.  B.  im  Etat  f.  lbS'J/!>4  um  1  Rath 
and  9  Revisoren),  dann  nach  dem  Maasso  und  der  Art  der  Rechnung*-  und 
Verwaltungscontrole,  je  nachdem  diese  vom  Obersten  Rechnungshof  ganz  allein 
oder  nur  als  Supcrrevision  im  Anschluss  an  und  nach  einer  durch  die  vorgesetzten 
Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten  ersten  Revision  stattfindet.  Auch  die  Methode 
der  Revision  —  cont ralistisch  bei  dor  Controlbcbördo,  decentralistisch  bei 
der  controlirten  Bchördo,  s.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  491  11'.,  ferner  ob  auch  voraus- 
gehende Visacontrole  der  Anweisungen  oder  nur  nachträgliche  Verwaltungscontrole 
(§.  140)  —  ist  auf  die  Zahl  des  Personals  mit  von  Einfluss.  Letzteres  besteht  regel- 
mässig aus  eigentlichen  Mitgliedern  („Rathen")  und  denselben  für  das  Detail  der 
Controlarbeit beigegebenen  Wcvisionsbeainteti  »„Revisoren")  in  mehr  subalterner 
Stellung;  daneben  aus  Kanzlei-  und  Registraturbeamten,  Schreibern,  Unterbeamten. 
Dienern.  Von  Wichtigkeit  ist  es,  im  Interesse  ordentlicher  Arbeitsleistung,  eine 
UeburbUrdung  der  Revisoren  und  Rät  he  zu  verhüten,  daher  für  eine  angemessene 
Zahl  beider  und  ein  richtiges  Verhältniss  zwischen  der  Zahl  der  Räthe  u. 
Revisoren  (4— ß  auf  1  Rath,  in  Preussen  jetzt  14  Räthe  u.  b5  Revisoren  u.  Calcula- 


Digitized  by  Google 


310      I.B.  4.  K.  Formelle  Ordnung.   4.  Abschnitt.  Coutrulwesen.  131». 

toren ,  oder  I  :  C.  erheblich  ungünstiger  für  die  Käthe  als  in  Frankreich  u.  Belgien 
mit  1  :  3.5,  in  Oesterreich  mit  1:4,  s.  Tub.  Ztsehr.  B.  33  S.  !>7)  zu  sorgen,  um  die 
unentbehrliche  Supcrcontrole  der  Arbeit  der  Revisoren  durch  die  Käthe  sicher  zu 
verbürgen.  Auch  auskömmliche  G ehalte  sind  bei  dem  höheren  (z.  Th.  auch  bei 
dem  Subalternbeamtenthum)  des  Obersten  Rechnungshofs  noch  vichtiger,  als  im  übrigen 
Staatsdienst,  weil  das  gewöhnliche  Avancementssystem  hier  nicht  ohne  Weitrcs  an- 
wendbar ist  und  Einnahmen  aus  Nebenämtern  ausgeschlossen  sind.  Ucbcr  alle  solche 
l'uucte  gute  Bemerkungen  in  dem  gen.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztsehr.,  bes.  B.  32  S.  491  H.  bis 
515,  auch  in  B.  33,  bes.  S.  !»2  11*    Einzelnes  aus  der  Praxis  u.  in  §.  142  u.  143. 

III.  —  §.  13<J.  Die  Ausführung  der  Controle  gestaltet 
sich  verschieden  nach  den  drei  Hauptarten  der  Controle,  nur  in 
Nehenpunctcn  nach  den  beiden  genannten  Systemen  der  Organisation. 
Bei  der  Staatscontrole,  zum  Theil  auch  bei  der  Vcrwaltungscoutrole 
spielt  wieder  das  politische  und  staatsrechtliche  Moment,  die  Be- 
fugnisse der  Volksvertretung  auf  dem  Gebiet  der  Finanzcontrole 
überhaupt,  wesentlich  mit.  Die  Hauptkunde  der  Ausführung  der 
Controle  ergeben  sich  implicite  aus  den  oben  in  §.  137  dargelegten 
Aufgaben. 

Vgl.  Tub.  Zta.  hr.  B.  32  S.  41*4  Ii.,  Schrott,  S.  437  (I.,  danu  die  Gesetze,  In- 
structionen f.d.  Obersten  Kechntingshöfe.    Praktisches  Detail  auch  n.  in  §.  142,  143. 

A.  Die  Kechnungscontrole  bedingt  eine  Vorlegung  der 
Rechnungen  der  Kassenverwaltungen,  sammt  den  dazu  gehörigen 
Belägen,  an  die  Controlbehörde,  die  Vornahme  einer  Durchprüfung 
dieser  Rechnungen  Seitens  der  letzteren,  eventuelle  Verhandlungen 
mit  dem  Rechuungsleger  über  sich  herausstellende  Bemängelungen 
und  sie  schliesst  mit  einem  Urteilsspruch  über  den  Befund. 

Nur  gewisse  Kechnungen  untergeordneter  Bedeutung  dürfen ,  müssen  aber  nicht 
nothwendig  von  der  Vorlegung  ausgeschlossen  werden  und  auch  sie  sind  vou  Zeit  zu 
Zeit  mit  zu  r<  vidiien  Preußen).  Blosse  Stichproben  genügen  nicht  Die  Ke<  hnungeu 
sind  regelmässig  fur  den  ganzen  Zeitraum  der  Controlperiodc  (Rechnungsjahr)  vorzu- 
legen. Die  Controle  bezieht  sich  zunächst  auf  die  Prüfung  der  Rechnungsposten, 
auf  deren  Wichtigkeit  in  calculo,  auf  deren  Wahrheit,  aber  zugleich  auch  —  der 
schwierigste  Punet  —  darauf,  „ob  kein  im  Kechnungszeitraum  wirklich  vollzogener 
(ieschäftsfall  in  der  Ke  imung  verschwiegen  u.  ob  keine  Gcbahrung,  welche  im  Rechu.- 
zeitraiime  hätte  vollzogen  werden  sollen,  pflichtwidrig  unterlassen  worden  ist"  (Schrott 
S.  431»,  eb.  S.  440  11.  über  die  Mittel  zur  Erforschung  solcher  „verschwiegener  Ge- 
bahrungen" >.  Sodann  müssen  die  „zur  Beweiskraft  der  Rechnungsurkunden  erforder- 
lichen Eigenschaften4',  ihre  „Echtheit,  Unvcrfälschthcit,  Giltigkeit  u.  Glaubwürdigkeit" 
untersucht  werden,  wofür  sich  thcils  allgemeine,  theils  diesem  Zweige  des  Urkundcn- 
wesens  speciell  angehörige,  in  den  bezüglichen  Instructionen  gewöhnlich  näher  be- 
zeichnete Merkmale  angeben  lassen  (Schrott,  S.  442 — 444).  Darauf  hat  der  be- 
treffende Revisor  die  etwaigen  ..Bemängelungen"  i„  Monita".  Notata", 
Bedenken'  festzustellen,  sie  in  einem  Berichte  zu  sammeln  u.  sie  dem  vorgesetzten 
Beamten  Ratln  mit  den  Kechnungen  zur  Superrevision  zu  unterbreiten.  So  ergiebt 
sich  ein  „Notatcnprotokull''  („Revisionsprotokoll"),  das  nicht  nothwendig 
lUiid  im  allgemeinen  nicht  zweckmässige  vom  Rechnungshof  als  solchem,  sondern  von 
em  einzelnen  revidirenden  Rath  nun  wieder  «lein  controlirten  Rcchnunsrsleger  zur 
pflichtmässigen  Beantwortung  binnen  bestimmter  Frist  zugeht.  Von  gewissen  Bean- 
standungen der  Rechnungen  ist  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  mit  zu  benachrichtigen. 


Digitized  by  Google 


Ausführung  der  Rcchnungscontrole. 


311 


(ienügt  die  erste  „Notat  enbeantwortung"  des  Rechnungslegers  nicht,  um  alle 
Bemängelungen  zu  beheben  oder  erkennt  der  letztere  die  Monita  nicht  an,  so  kann 
eventuell  eiu  weiterer  Schriftwechsel  zwischen  der  prüfenden  Behörde  und  dem  Rech- 
nungslcgcr  eintreten.  Doch  empfiehlt  es  sich,  die  Zahl  der  zu  wechselnden  Schriften 
u.  die  Zeiträume  dafür  im  Interesse  der  rascheren  Erledigung  der  Revision  zu  be- 
schränken. In  den  regelmässigen  Fällen,  wo  nicht  eine  Pflichtwidrigkeit,  sondern 
nur  Irrthümcr  oder  höchstens  kleine  Versehen  bei  den  Bemängelungen  in  Krage  stehen 
oder  wo  sich  der  Rechnungsleger  bei  den  Monitis  des  Rcchnuugshofs  beruhigt  oder 
in  dem  normalen  Fallo  wo  überhaupt  keinerlei  Bemängelungen  zu  machen  sind,  er- 
folgt dann  auf  Grund  der  Revision  und  der  etwaigen  Verhandlungen  ein  cndgiltiger 
„Entscheid"  uKorisious"-,  ..Justificationsbescheid"»  —  eventuell  in  der 
Form  eines  Urteilsspruchs  nach  Analogie  der  Gerichtshöfe  —  Seitens  des  Rech- 
nungshofs selbst.  Durch  denselben  wird  dem  Rcchnongslegcr  die  „Entlastung" 
(„Dechargo")  zu  Theil,  entweder  „ohne  Vorbehalt",  wenn  Alles  in  Ordnung 
oder  erledigt  ist  oder  „ m i t  Vorbehalt"  in  Bezug  auf  etwaige  „Ersatzleistungen" 
des  Rechnungslegers  (wie  auch  umgekehrt  auf  etwaige  „Ersatzansprüche  '  des 
letzteren,  z.  B.  bei  RechnuugsirrthUmcrn  zu  seinen  Ungunsten,  die  er  ans  eigenen 
Mitteln  der  Kasse  bereits  ersetzte).  Solche  Ersatzleistungen  festzustellen  und  für  ihre 
Einbringung,  eventuell  durch  Vermittlung  der  vorgesetzten  Behörde  des  Rechnungs- 
legers, u.  A.  mittelst  Rückgreifens  auf  die  Caution,  zu  sorgen,  gehört  mit  zu  den  Ob- 
liegenheiten der  Controlbchördc.  Handelt  es  sich  um  eine  strafbare  Pflichtverletzung 
des  Rcchnongslegcrs,  welche  erst  die  Rechnungsprüfung  ergeben  hat,  so  hat  die 
Controlbchördc  dies  zur  Kenntniss  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  des  Beamten  und 
durch  diese  oder  gleich  von  sich  ans  eventuell  auch  zur  Kenntniss  des  Gerichts  zu 
bringen,  damit  von  hier  aus  das  Disciplinar-  und  Strafverfahren  eingeleitet  werde 
In  denjenigen  Fällen,  wo  der  Rcchnungslegcr  ohne  Weiteres  entlastet  werden  kann 
oder  Bemängelungen  u.  Ersatzleistungen  anerkennt,  wäre  es  im  Grundo  einerlei,  ob 
der  Justificationsbeschcid  von  dem  einzelnen  Beamten,  welcher  die  Rechnung  selbst 
prüfte,  ertheilt  wird.  Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  mehr  die  Ertheilung  des  Bescheids 
durch  den  Rechnungshof  als  solchen,  nach  collcgialer  Behandlung  der  Sache.  Un- 
bedingt nothwendig  ericheint  diese  collegiale  Behandlung  bei  Streitfällen,  wo  der 
Rechnungsloger  und  der  Revisionsbeamte  auch  nach  dem  Schriftenwcchsel  in  Dissens 
bleiben.  Hier  muss  dem  Rechnungsleger  ein  Rccurs  binnen  bestimmter  Frist  an 
den  Rechnungshof  gestattet  sein,  welcher  letztere  dann  als  eine  Art  Gerichtshof  ent- 
scheidet. Ob  von  diesem  Entscheid  auch  noch  der  ordentliche  Rechtsweg  <an  die 
gewöhnlichen  Gerichte)  dem  sich  nicht  beruhigenden  Rechuungsleger  allgemein  ollen 
stehen  soll,  ist  zwar  nicht  ohne  Weiters  zu  bejahen  und  auch  in  der  Praxis  nicht 
allgemein  zugestanden  (so  nicht  in  Frankreich,  wohl  aber  in  Oesterreich),  bei  Ersatz- 
ansprüchen gegen  den  Rechnungslegcr,  welche  nicht  zugleich  eine  Strafbarkeit  iuvol- 
viren,  aber  doch  wohl  angemessen.  Allgcmciu  jedoch  die  Berufung  von  Bescheiden 
des  Rechnungshofs  an  eine  andere  Instanz,  als  welche  etwa  das  Obcrvcrwaltungs- 
gcricht  in  Betracht  kommen  könnte,  zu  gewähren,  erscheint  dagegen  zwar  nicht  absolut 
unzulässig,  aber  doch  mit  Zweck  und  Wesen  des  Obersten  Rechnungshof»,  der  hier 
eben  als  eine  Art  höchsten  Verwaltungsgcrichtsbofs  für  dies  spcciellc  Gebiet  zugleich 
fungirt  und  auf  demselben  der  competeuteste  Urtheiler  ist,  nicht  recht  vereinbar.  Die 
Organisation  und  das  Verfahren  des  Rechnungshofs  lassen  sich  recht  wohl  mit  allen 
erforderlichen  Cautelen  für  sachgemäße  und  gerechte  Entscheidung  von  Streitfällen 
im  Rechnungswesen  umgeben.  Vgl.  Schrott  §.  141  —  146.  Tüb.  Zbchr.  B  :i'2 
S.  495  ff.  (etwas  abweichend!.  Schwieriger  wird  die  Sache,  wenn  etwa  die  Auffassung 
des  Rechnungslegers  in  Widerspruch  mit  der  Controlbchördc  bleibt,  aber  von  der  ihm 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  gcthcilt  und  mit  gegen  den  Rechnungshof  vertreten 
wird.  Dieser  Fall  gehört  schon  mit  zur  Verwaltungscontrole.  Hier  wird  zunächst 
durch  Verhandlungen  mit  jener  Behörde  und  mit  der  betreffenden  obersten  Verwaltungs- 
behörde '  Ministerium',  zu  der  sie  rcssortirt,  eine  Ausgleichung  zu  suchen  sein.  Miss- 
lingt  auch  diese,  so  kann  nicht  unbedingt  der  Rechnungshof  die  endgiltige  Entscheidung, 
welcher  sich  die  Verwaltungsbehörde  fügeti  muss,  beanspruchen,  sondern  muss  sie 
dem  Staatsoberhaupt  oder  der  gesetzgebenden  Gewalt  (iberlassen,  oder  es  kann  —  was  . 
in  solchen  Fällen  wohl  zulässig  erscheint  —  das  oberste  Verwaltungsgericht  für 
competent  erklärt  werden.  'Der  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  32  S.  4US  will  hier  die 
Entscheidung  in  höchster  Instanz  der  Revis.behörde  geben,  mir  doch  bedenklich«. 
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Immerhin  erleichtert  und  vereinfacht,  daher  auch  einer  sehr  erwünschten  rascheren 
Erledigung  fähig  wird  die  Kechnungscontrole  durch  den  Obersten  Rechnungshof,  wenn 
ihr  eine  ebensolche  Controle  der  Kassenverwaltungen  u.  der  Vcrrechncr  durch  die 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörden  vorausgeht  und  fie  dann  mehr  nur  eine  Supcr- 
rcrision  wird  ilJester reich,  Baiern,  weniger  genügend  Preussen.  §.  142,  14Hi. 

Bei  der  grossen  Bedeutung  der  Fo  rmalien  und  der  Nothwendigkcit  der  Uleieh- 
mässigkeit  in  Rechnungsführung  und  Rechnungslegung  anch  für  eine  wirksame  und 
leichter  auszuübende  Kechnungscontrole  muss  dem  Obersten  Rechnungshof  das  Hecht 
crtheilt  werden,  allein  für  sich  oder  in  Verbindung  mit  der  competenten  Verwaltungs- 
behörde, bez.  mit  dem  Finanzministerium  diese  Formalien  anzuordnen  und  den  Kassen  - 
und  Iicrhnungslegern  Weisungen  zur  Nachachtung  zu  ertheilcu.  Dazu  werden 
Wahrnehmungen  bei  der  Rechnungsprüfung  öfters  Anlass  geben. 

§.  140.  —  B.  Die  V erwaltungscontrole  betrifft  nach 
dem  früher  Dargelegten  im  Wesentlichen  die  Controle  Uber  die 
richtige,  d.  h.  den  Gesetzen,  dem  Etat  und  den  obersten  („könig- 
lichen")  Verordnungen  entsprechende  Ausübung  des  finanziellen 
Anwcisungsrcchts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  versehenen  Be- 
hörden. Es  ist  dabei  zu  constatiren ,  ob  sich  diese  Behörden  hier 
materiell  in  den  Schranken  ihrer  Competcnz  gehalten,  aber  auch 
alle  ihre  Amtspflichten  (so  in  Bezug  auf  die  Einziehung  der  Ein- 
nahmen) erfüllt;  ob  bei  der  Ausstellung  der  Anweisungen  die  mit 
dem  finanziellen  Anwcisungsrecht  versehenen  Verwaltungsbehörden 
ihre  Befugnisse  —  in  Bezug  auf  Höhe  der  Summen,  Zeit  der  Aus- 
stellung u.  dgl.  m.  —  nicht  überschritten  haben;  ob  die  im  Etat 
bewilligten  Ausgaben  auch  nur  für  den  genehmigten  Zweck 
und  in  der  genehmigten  Höhe  erfolgt  sind,  daher  qualitativ 
und  quantitativ  innerhalb  der  Grenzen,  welche  das  Etatsrecht, 
namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Specialisirung  des  Etats 
und  über  die  Uebcrtragungeu  (§.  117)  bedingen:  „Vcrwenduugs- 
eontrolc"  -;  ob  auch  innerhalb  dieser  Zulässigkeitsgrenze  mit  der 
erforderlichen  Sparsamkeit  verfahren  ist  u.  dgl.  m. 

S.  Schrott,  Maupbt.  XII.  §.  151  IT.,  Tab.  Ztschr.  a.  a.  0.  B.  32  u.  33  passim 
(bes.  Uber  Belgien),  v.  Czörnig  a  a.  0.  S.  170  lf,  Gneist,  engl.  Verwalt.recht, 
2.  A.  II.  »»51. 

Die  Verwaltungscontrole  kann  auf  zweierlei  Weise  einge- 
richtet und  ausgeführt  werden,  einmal  so,  dass  sie  sich  unmittel- 
bar an  die  Ausstellung  der  Anweisungen  Seitens  der 
Verwaltungsbehörden  anknüpft  und  vor  deren  Zustellung 
an  die  Kassen  und  Parteien  erfolgt:  die  sogen.  „Controle  ob 
ante"  (sc.  expeditionem),  „vorläufige  Controle'*,  „Visa- 
controle",  besonders  gerichtet  auf  die  Competenz  der  anweisen- 
den Behörde,  die  Röhe  der  Anweisungen  (keine  Überschreitung 
der  „Credite"),  die  Zeit  der  Ausstellung ;  sodann  so,  dass  sie,  gleich 
der  Rechnungscontrole,  nachträglich,  gewöhnlich  zusammen  mit 
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der  Controle  der  Rechnungen  der  Kasscnverwaltnngcn  erfolgt:  die 
sogen.  „Controle  ex  post",  „nachträgliche  Controle1',  welche 
dann  besonders  zur  Ve r wen  dun gs controle  mit  wird. 

1.  Die  Visacontrole  bezieht  sich  namentlich  auf  den  Aus- 
gabe dienst,  beschränkt  sich  aber  etwa  hier  auf  gewisse  Kate- 
gorieen  von  Zahlungen  (z.  B.  die  unständigen,  Belgien).  Die  nach- 
trägliche Controle  tritt  dann  später  auch  hier  noch  hinzu  und  ist 
ohnehin  zur  Ausübung  der  Rcchnungscontrolc  Uber  die  Kassen 
nothwendig.  Die  Visacontrole  wird  so  ausgeübt,  das 8  in  der  Regel 
eine  von  einer  Verwaltungsbehörde  ausgestellte  Anweisung  zuvor 
und  als  Bedingung  ihrer  Giltigkeit  diese  Controle  passirt  haben, 
daher  mit  dem  bezüglichen  Visum  verschen  sein  muss,  bevor  die 
Kasse  sie  realisiren  darf.  Damit  die  Visacontrole  indessen  nicht 
zu  einer  förmlichen  Hemmung  der  Verwaltung  führe,  muss  die 
Visirung  von  dem  dissentirenden  Controlorgan  ausnahmsweise 
„unter  Vorbehalt"  gewährt  werden,  wenn  ein  bezüglicher, 
über  diesen  Dissens  sich  ausdrücklich  hinweg  setzender  Beschluss 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  vorliegt,  die  dann  dafür  speciell  ver- 
antwortlich ist,  was  demnach  ins  Gebiet  der  Staatscontrole  hinüberführt. 

Soll  die  Visacontrole  einigennassen  practisch  wirksam  werden,  sich  also  auf 
einen  bedeutenden  Theil  der  Zahlungen  beziehen,  so  setzt  sie  einen  grossen  Control- 
apparat  voraus.  Selbst  in  einem  kleinen  Staate  reicht  der  Oberste  Rechnungshof  ohne 
besondere  Erweiterung  oder  ohne  grosse  Beschränkung  der  Visacontrole  (Belgion) 
schwer  aus.  In  einem  grossen  Staat  bedürfte  es  wohl  neben  diesem  Hofe  für  diesen 
Zweck  besonderer,  nur  vom  Rechnungshof  abhängiger  Provincial-Rechnungskammern 
(Schrott  S.  4SI),  wobei  es  sich  doch  fragt,  ob  dies  Mittel  zu  dem  Zweck  in  richtigem 
Verh.dtniss  steht.  Schrott  ist  gleichwohl  dafür,  und  wenn  einmal  die  Visacontrole 
etwas  Ernstliches  sein  soll,  erscheint  in  der  Tbat  ihre  Uebcrtragung  an  selbständige 
Controlorgane  richtiger  und  wcrthvoller,  als  ihre  Ausübung  durch  Abteilungen  der 
gewöhnlichen  Verwaltungsbehörden,  wie  in  den  folgenden  Fällen.  Man  kann  uemlich 
auch  diese  Visacontrole  ins  Finanzministerium  selbst  verlegen,  eine  besondere  Ab- 
teilung dafür  einrichten  oder  eine  Abtheilung  eines  verwandten  Wirkungskreises  mit 
dieser  Function  betrauen  ^Frankreich).  Dies  mag  in  einem  grossen  Staatshaushalte 
immerhin  der  Ordnung  dienen,  aber  unbedingt  nothwendig  dafür  erscheiut  es  nicht, 
die  sonstigen  Einrichtungen  der  modernen  Finanzverwaltung  reichen  aus,  um  Fehler 
bei  der  Ausübung  des  Ariweisungsrcchts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  betrauten 
Behörden  zu  verhüten,  und  für  die  Staatscontrole  hat  diese  Einrichtung  der  Visa- 
controle kaum  Werth.  Oder  mau  verbindet  gleich  mit  den  Verwaltungsbehörden  und 
deren  Rechnungsabtheilungen  für  den  Zweck  der  Visacontrole  eigene  Controlorgane 
(Oesterreich,  Italien).  Dabei  fragt  es  sich  jedoch  abermals,  ob  der  Apparat  für  den 
Zweck  nicht  zu  complicirt  wird  und  diesem  Zweck  überhaupt  genügen  kann,  sobald 
diese  Controlorgane  doch  nicht  unabhängig  neben,  bez.  über  den  anweisenden  Ver- 
waltungsbehörden stehen,  sondern  als  deren  Bestandteile  von  den  Chefs  dieser  Be- 
hörde mit  abhängen  (Oesterreich.  Schrott  S.  430\  Als  Massregel  der  Vcrwaltungs- 
controle  kann  die  Visac  ontrole  —  nebcu  dem  auch  sonst  und  einfacher  zu  erreichen- 
den Zweck,  die  Finanzverwaltung  in  steter  l'ebersicht  der  ausgestellten  Anweisungen, 
über  welche  dann  die  mit  der  Visacontrole  beauftragten  Orjranc  die  Bücher  führen, 
zu  erhalten  —  doch  nur  den  Zweck  haben .  Unregelmässigkeiten  bei  der  Ausstellung 
der  Zahlungsanweisungen,  Etatsüberschreitungen.  Irrtümer  u.  dgl.  in.  im  Voraus 
zu  verhüten.    Bedarf  es  dazu  aber  eines  solchen  besonderen  Controlapparatcs  und 
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giebt  anderseits  dieser  Apparat,  wenn  er  integrirender  Bcstandtheil  der  sonstigen 
Verwaltung  ist,  genügende  Bürgschaften?  Durch  einfache  Cautclcn  l>ei  der  mit  der 
Ausstellung  der  Anweisungen  unmittelbar  betrauten  Verwaltungsorgane  lässt  sich  doch 
wohl  ganz  dasselbe  erreichen. 

Die  Vertreter  der  „Controle  ob  ante"  haben  dabei  auch  mehr  die  Zwecke  der 
Staatscontrole  als  der  Verwaltungscontrole  vor  Augen  u.  betonen,  dass  die  blosse 
„Controle  ex  post"  eben  zu  spät  kommt,  an  vollzogenen  Thatsachcn  nichts  mehr 
ändern  kann.  Selbst  bei  reellem  politischem  Werthc  des  Princips  der  Minister- 
verantwortlichkeit und  der  Verantwortlichkeit  der  sonstigen  anweisenden  Vcrwaltungs- 
chefs  sei  der  finanzwir thsc haftliche  Werth  eines  solchen  Grundsatzes  gering. 
In  der  ..Controle  ob  ante"  liege  daher  das  w irksamste  Controlmittel  und  Hemmungs- 
mittel  von  EtatsUberschreitungcn  (s.  Schrott  S.  4SI,  477  fl".  u.  die  dort  cit.  Gewährs- 
männer, auch  d.  Verf.  des  Art.  in  d.  Tub.  Ztsehr.,  mit  besond.  Bezuguahine  auf  die 
Lage  in  Belgien  nach  d.  Ges.  v.  2!l.  (»ct.  1840.  [s.  u.  §.  Uli,  u.  v.  Czörnig  a.  a.  Ü. 
S.  141,  auch  TUb.  Ztsehr.  B.  88  S.  SO  ff.J.  (in eist  engl.  Vcrw.r.  II,  851  sagt  eben- 
falls in  Bezug  auf  die  ehemalige  engl.  Controvcrsc  über  die  etwaige  Beseitigung  des 
die  vorherige  Controle  dort  übenden  comptroller  gcneral  u.  gegen  die  darauf  hin- 
zielenden Tendenzen  des  engl.  Fin.uiinistcriums:  „mit  dem  comptr.  gen.  würde  ohne 
Zweifel  eine  Säule  des  Kechtsstaats  fallen.  Die  nachträgliche  Controle  kann  die 
vorhergehende  Controle  der  Verausgabung  nicht  ersetzen'*:  die  Ministerverantwortlich- 
keit sei  practisch  unzureichend.  S.  über  England  u.  §.  143).  Allein  die  Nothwendigkeit, 
von  der  Visacontrole  Ausnahmen  zu  statuiren,  wie  in  dein  grade  im  belgischen  Hechte 
bestehenden  (übrigens  nach  Czörnig  wenigstens  bis  1805  nicht  vorgekommenen^  Falle, 
dass  der  Kcchnungshof  „mit  Vorbehalt"  nach  minister.  Bcschluss  visireu  muss,  und 
grosse  Keinen  von  Ausgaben  überhaupt  vom  Visazwang  auszunehmen  (in  Belgien  s/5) 
möchte  doch  dafür  sprechen,  dass  der  wirkliche  Werth  dieser  Controle  von  ihren 
Anhängern  überschätzt  wird  und  dass,  wo  sie  eine  ernstliche  Hemmung  wird,  wichtige 
Verwaltungszweckc  Gefahr  laufen.  In  Belgien,  wo  die  Mitglieder  des  Kccbnungs- 
hofs  auch  nicht  von  der  Kegierung  (Könige  ernannt,  sondern  von  der  Kammer  der 
Abgeordneten  gewählt  werden,  steht  die  Visacontrole  mit  dem  Character  der  Ver- 
fassung allenfalls  in  Einklang,  ebenso  in  England  in  ihrer  älteren,  wie  in  der  neueren 
Gestaltung  seit  1806;  in  deutschen  Verhältnissen  wäre  das  ebensowenig  der  Fall,  ah> 
die  Gewährung  eines  unbedingten  Steuerbcwilligungsrechts  (s.  o.  §.  IIS).  Es  sind 
in  letzter  Linie  auch  hier  wieder  principicllc  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung 
des  Staatsgedankens  —  organisch-socialc  und  individualistische  Auffassung,  —  wehhe 
zur  Verwerfung  oder  zur  Anerkennung  einer  wirklich  ernstlichen  Visacontrole  fuhren 
werden.  — 

2.  Die  „nachträgliche  Controle"  über  die  von  Verwaltungs- 
behörden ausgestellten  Anweisungen,  insbesondere  im  Ausgabedienst 
und  über  die  wirkliche  Verwendung  der  Credite  zu  den  bestimmungs. 
massigen  Ausgaben  ist  somit  die  eigentliche  Autgabe,  welche  die 
Verwaltungscontrole  auszuführen  hat.  Zu  diesem  Bebufe  sind  die 
Anweisungen  von  den  ausstellenden  Behörden,  bez.  von  den  sie 
empfangen  habenden  Kassenverwaltungen  ebenfalls  an  den  Rechnungs- 
hof zu  leiten.  Hier  dienen  sie  einmal  mit  als  Controlmittel  bei 
der  Rechnungscontrole  gegen  die  Rechnungsleger  der  Kassen,  so- 
dann als  die  Grundlage  zur  Ausübung  der  Verwaltungscontrole 
gegen  die  anweisenden  Behörden,  bis  hinauf  zu  den  Ministerien, 
besonders  zum  Finanzministerium.  Der  practisch  wichtigste  Punct 
ist  die  Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Anweisungen  mit  den 
Sätzen  des  Etats.  Diese  Prüfung  muss  sich  nothwendig  mit  auf 
die  Rechnungen  über  die  erfolgten  Ausgaben  beziehen,  weil  nur 
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aus  diesen  die  wirkliche  Verwendung  der  angewiesenen  Beträge 
zn  den  gesetzlichen  und  etatmässigen  Zwecken  hervorgeht.  Wo 
sich  hier  Differenzen,  Etatsüberschreitungen ,  unzulässige  Ucbcr- 
tragungen  und  Verwendungen  ergeben,  sind  diese  festzustellen,  im 
Correspondenzwege  zwischen  Rechnungshof  und  anweisender  Behörde 
zu  erörtern,  bei  unteren  und  mittleren  anweisenden  Behörden  zur 
Kcnntniss  der  obersten  Verwaltungsbehörde  (Ministerium)  und  zu 
deren  Entscheidung,  bei  diesen  obersten  Behörden  im  Jahresberichte 
des  Rechnungshofs  zur  Kenntniss  des  Staatsoberhauptes  und  der 
Volksvertretung  behufs  endgiltiger  Entscheidung  und  eventuell  (bei 
Etatsüberschreitungen)  nachträglicher  Genehmigung  zu  bringen. 
Hier  geht  dann  die  Verwaltungscontrole  in  die  Vorarbeit  fltr  die 
Staatscontrole  Uber  (s.  u  ). 

Geschäftsgang  und  Verfahren  des  Rc<  hnungshofs  in  der  Verwaltangsrontrolo 
bind  analog  denen  in  der  Rechnungscontrole.  Vgl.  Schrott,  §.  157,  Tub.  Ztschr. 
H.  32,  S.  45)7  IT.  Bei  Differenzen  zwischen  dein  Rechnungshof  und  der  Verwaltungs- 
behörde, wenn  letztere  die  Bemängelungen  nicht  anerkennt,  sind  Verhandlungen  iui 
Correspondenzwege  erforderlich.  W  erden  dadurch  nicht  alle  Bemängelungen  behoben 
oder  zur  Anerkennung  der  anweisenden  Behörde  gebracht,  so  kann  auch  hier  die 
cndgiltigc  Entscheidung  (s.  o.  S.  311)  nicht  ohne  Wcitres  dem  Rechnungshöfe  zufallen, 
sondern  den  obersten  Behörden  (Ministerien),  wenn  es  sich  um  Differenzen  mit  l  nter- 
u.  Mittelbehörden  handelt,  dem  Staatsoberhaupt,  der  Volksvertretung  oder  eventuell 
dem  obersten  Verwaltungsgerichtshof  bei  Differenzen  mit  den  Ministerien  und  specicll 
mit  dem  Finanzministerium  selbst  (Tub.  Zlsehr.  32,  S.  479— ISO). 

§.  141.  —  C.  Die  Staatscontrole  schlicsst  sich  nun  mit 
vollem  Rechte  gleich  an  die  Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole 
an,  indem  die  nicht  erledigten  Rechnungsbemängelungen  und  die 
nicht  wieder  gutgemachten  und  in  der  Regel  bloss  durch  die  Ver- 
waltung von  sich  aus  gar  nicht  wieder  gutzumachenden  Bemängelungen 
der  Ausübung  des  Anweisungsrechts  der  competenten  Instanz,  in 
der  absoluten  Monarchie  dem  Staatsoberhaupte,  in  der  constitutio- 
nellen  und  parlamentarischen  diesem  und  der  Volksvertretung 
(Parlament)  zur  Kenntniss  gebracht  und  damit  zur  Entscheidung 
und  nachträglichen  Genehmigung  gestellt  werden.  Die  Control- 
behörde,  der  Rechnungshof  übt  die  Staatscontrole  somit  nicht  selbst 
aus,  er  ist  vielmehr  nur  das  Organ,  welches  durch  seine  Rechnungs- 
und Verwaltungscontrole  und  durch  die  dabei  ermittelten  Thatsachen 
die  Ausübung  der  Staatscontrole  durch  die  Organe,  welchen  dieselbe 
allein  zusteht,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung,  vorbereitet. 
Hier  rückt  dann  aber  der  Rechnungshof  in  unseren  Vcrfassungs- 
ßtnaten  insofern  in  die  Stellung  eines  Organs  für  speciellc  („con- 
stitutionellc")  Zwecke  der  Volksvertretung  mit  ein  und  muss  auch 
deswegen  eben  mit  jenen  Cautelen  der  Unabhängigkeit  (§.  139) 
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verschen  werden,  welche  ihn  zur  Ausfüllung  einer  solchen  Stellung 
befähigen. 

Was  er  in  dieser  Hinsicht  regelmässig  vor  Allem  an  Vor- 
bereitungen für  die  Ausübung  der  Staatscontrole  zu  leisten  hat, 
knüpft  sich  an  die  Rechte  an,  welche  der  Vertretung  verfassungs- 
mässig im  Etats  recht  und  in  Bezug  auf  die  Rechnungs- 
abschlüsse des  »Staatshaushalts  gegeben  sind.  Im  Einzelnen 
entscheiden  also  hier  das  Verfassungsrecht  und  die  etwaigen  Aus- 
fUhrungsgesetze,  welche  über  die  finanzwirthschaftlichen  Befugnisse 
der  Vertretung  gegeben  sind.  Im  Allgemeinen  steht  nach  constitutio- 
nellem  Staatsrecht  fest,  dass  Etatsüberschreitungen  (bei  den  Aus- 
gaben) nachträglicher  Genehmigung  der  Vertretung  und  die  Staats- 
regierung der  Entlastung  für  die  abgeschlossenen,  dem  Parlamente 
vorgelegten  Staatshaushaltsrechnungen  der  abgelaufenen  Finanz- 
periode Seitens  der  Vertretung  bedürfen  (Preuss.  Verfass.  Art.  104). 
Um  hier  klar  zu  sehen,  muss  jene  eingehende  detaillirte  Prüfung 
der  Rechnungen  und  Anweisungen  erfolgen,  welche  das  Parlament 
nicht  von  sich  aus  volltUbren  kann,  sondern  welche  eben  die  Auf- 
gabe der  besonderen  Controlbehörde  ist.  Letztere  muss  daher  die 
bezüglichen  Ergebnisse  ihrer  Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole, 
also  auch  die  ermittelten  Etatsüberscbreitungen  und  unerledigt  ge- 
bliebenen Bemängelungen  („Controlberichte")  für  das  Staats- 
oberhaupt und  für  die  Volksvertretung  in  einem  Berichte  zu- 
sammenfassen, welcher  an  diese  Organe  direct  oder  durch  Ver- 
mittlung der  Staatsregierung  zugleich  mit  den  Schlussrecbnungen 
gelangt.  Die  Entscheidungen  des  Parlaments  Uber  die  nach- 
gewiesenen Etatsüberschreitungen  und  über  die  Ertheilung  der 
Entlastung  an  die  Regierung,  bez.  an  den  Finanzminister  erfolgen 
dann  in  derselben  Weise  wie  in  anderen  Fällen  der  Finanzgesetz- 
gebung. Mit  ihnen  ist  die  Staatscontrole  erledigt.  Dieselbe  stellt 
sich  demnach  als  das  richtige  und  in  ihrer  Ausübung  durch  die 
Volksvertretung  als  das  dem  heutigen  „constitutionellen"  (wie  auch 
dem  im  engeren  Sinne  sogen,  „parlamentarischen")  Staatsrecht 
entsprechende  Complement  des  gesammten  finanzwirthschaftlichen 
Controlwesens  dar. 

S.  auch  den  folg.  Abschn.  vom  Kechnungsabschluss  u.  für  practische  Einzel- 
seiten die  nächsten  §§. 

Abgesehen  worden  ist  in  diesem  Abschnitt  von  den  Üblichen  besonderen 
Controleinrkhtungen  fttr  die  Staatsschuld  durch  Staatsschulden  Control- 
lern in  issionen  aus  Vertretern  der  Kammern,  wie  sie  auch  in  Deutschland  sich 
finden.    Davon  wird  besser  in  Verbindung  mit  dem  Staatsschuldenwesen  gehandelt. 
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IV.  —  §.142.  Uebcr  das  Controlwcsen  in  einzelnen  Staaten.  S.  auch 
hier  bes.  v.  Czörnig  a.  a.  Ü.,  den  rcichhalt.  Auf«,  in  d.  Tüb.  Ztscbr.  B.  32  u.  33, 
Einzelnes  passiin  bei  Schrott  In  deu  früheren  §§.  5M  Ii'.,  Uli  II.  zur  Geschichte 
und  gegenwärtigen  Gestaltung  des  Finauzdieusts  wurde  das  Coutrolweson  gelegentlich 
berührt.  Der  Gegenstand  hängt  in  den  einzelnen  Ländern  mit  der  Geschichte  des 
Verfassuugsrcchts  und  der  Finanzvcrwaltung  zusammen  und  hat  ein  stark  politisches 
Gepräge.  Diese  Seite  ist  hier  nicht  weiter  zu  vei folgen,  aber  sie  ist  schwer  aus  der 
Darstellung  ganz  auszuschliessen.  Iiier  muss  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Puncto 
genügen,  welche  zur  Beweisführung  in  den  Principicnfrageii  und  zur  Illustration  der 
vorausgehenden  principicllen  Behandlung  des  Gegenstands  besonders  wichtig  sind. 
Eine  förmliche  Darstellung  des  positiven  Controlrcchts  ist  in  der  hier  gebotenen  Kürze 
nicht  zu  geben  u.  nicht  Aufgabe  dieses  Werks.  Das  Folgende  bezweckt  nur  eine 
Orientirung  iu  dem  Rechte  der  hier  zu  erwähnenden  Staaten. 

1.  Preussen  S.  o.  §.  91.  «J6.  v.  Czörnig  S.  23  II.,  173,  Tüb.  Ztscbr.  B.  32, 
S.  517  Ii.,  B.  33  S.  23  IT.  «woselbst  Näheres  Uber  die  an  die  picuss.  Gcs.geb.  sich  an- 
lehnenden Pläne  der  deutsehen  Koichsrcgicrung  bezügl.  eines  bes.  (iesetzes  über  das 
Controlwesen  im  Reiche),  v.  Könne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  "33  if. 
ii.  II,  1.  Abth.  S.  154  II'.,  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  13  Ii',  (ausführt.  Commentirung  des 
Ges.  v.  1872  aus  den  Landtagsvcrhandlungen),  Meissner,  Rcchn.wcs.  I  u.  II  \Aus- 
führ.  grossentheils  iu  Anlehu.  au  d.  Gesgcb.  über  die  Uberreeheukanimer).  — 

Dio  gegenwärtig  gcltcuden  Einrichtungen  des  Coutrolweseus  u.  spccicll  die 
Gesetzgebung  über  die  Überrechenkammer  sind  eine  organische  Fortbildung  der  älteren 
Einrichtungen  u.  Verordnungen  der  absolutistischen  l'criode,  wie  sie  die  neuere  con- 
stitutionelle  Zeit  nothwendig  machte.  Dabei  sind  zwar  in  Betreff  der  Stellung,  Ein- 
richtung u.  Function  der  Oberrechenkammer  die  Forderungen  der  streng  constitut. 
Doctrin  nicht  in  vollem  Umfange  zur  Geltung  gelaugt,  wie  bes.  in  der  pariain.  Ver- 
fassung Belgiens.  Für  das  Deutsche  Reich  hat  man  daher  Seitens  der  Übenden 
Parteien  dio  einfache  Copic  der  preuss.  Ges.gebung  abgelehnt.  Immerhin  aber  sind 
durch  das  Ges.  v.  1 S72  auch  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Cautelcn  geschaffen. 
Die  änauztochnischen  Leistungen  der  Coutrolc  haben  auch  schon  früher  im  Gau/cu 
genügt,  Hessen  sich  aber  durch  eine  wirksamere  erste  Revision  der  Verwaltungsbehörden, 
als  die  jetzt  bestehende,  wohl  noch  verbessern. 

Für  dio  aus  der  Zeit  vor  1806  Uberuomnieue  U berrechuungskammer  wurde 
eine  technisch  trcll'liche  Instruction  am  IS.  Dec.  1824  vom  Könige  erlassen,  welche 
die  Grundlage  bis  zum  Ges.  v.  1872  blieb  und  für  mancherlei  gegenwärtig  noch  iu 
Geltung  ist  tS.  dieselbe  bei  Herrfurth  S.  5G  II.,  bei  Meissner  I,  77  tl'.i.  Durch 
die  1826  erfolgte  Beseitigung  der  damals  noch  bestehenden  Behörde  für  die  „General- 
controle"  ist  die  Oberrechenkammer  die  einzige  höchste  Controlbehördo  gewordeu, 
während  sie  zuerst  mit  der  Goneralcontrole  auf  das  gleiche  Ziel  hinzuarbeiten  hatte 
(§.  1,  53  d.  Instr.).  Ihre  Stelluug  ist  die  eines  „selbständigen,  nur  dem  König 
untergeordneten  Collegiuins"  i§.  5Ü  d.  Instr  ),  das  aus  dem  Chefpräsidenten ,  1 — 2 
Dircctoren  u.  der  nöthigeu  Zahl  von  Käthen  besteht  «§.  54).  Auch  die  Räthc  haben 
wie  die  Kevisoren  eine  Probezeit  ^Max.  '/a  Jahr")  abzulegen.  Die  collcgialische 
Berathuug  u.  Beschlussnahme  ist  die  Kegel,  doch  mit  Ausnahmen  in  Betr.  des 
Formellen  der  Geschäfte  u.  bei  einem  Dissens  des  Präsideuten  vom  Collegialbeschluss 
auch  iu  Betr.  des  Materiellen ,  wo  der  Präsident  ein  Suspensivveto  hat  u.  Köu.  Ent- 
scheidung einholen  kann  i§.  55'.  Durch  eine  neue  Instruction  v.  16.  März  1831 
wurde  jedoch  der  collcgiale  Charactcr  der  Kammer  modilicirt,  den  Rätheu  mehr  nur 
eine  berathende.  dem  Präsidenten  die  allein  entscheidende  Stimme  gegeben,  —  der 
bedenklichste  Punct  in  dem  Control  recht  dieser  Periode.  Der  Zweck  der  0.  K.  K. 
ist  in  d.  Instr.  v.  1824  (§.  1)  so  hingestellt  u.  im  Weiteren  im  Detail  ausgeführt,  dass 
danach  die  Kecbnungs-  u.  die  Verwaltungscontrole  selbständig  von  dieser 
Behörde  ausgeübt  u.  dem  König,  an  den  zu  berichten  u.  Streitfälle  u.  Zweifel  zur 
Entscheidung  vorzulegen  sind  (§.  52).  die  Ausübung  der  Staatscontrolo  ermöglicht 
wird.  Namentlich  hat  die  U.  R  K.  darauf  zu  sehen,  dass  „die  einzelnen  Verwaltungen 
nach  den  bestehenden  Gesetzen ,  Verordnungen ,  Instructionen  u.  Etats  gewissenhaft 
geführt,  Einnahmen  u.  Autgaben  gehörig  nachgewiesen  u.  die  deu  Verwaltungen 
Ihj willigten  Summen  be Stimmung» massig  verweudet  werden"  (§.  1  AI.  ai.  Ncb.n 
der  Urduungstnässigkeit  hat  sie  (wie  schon  im  18.  J.h.)  die  Zweckmässigkeit  zu  be- 
«rtlifil.Mi   u.  narh   ilucit  Wahrnehmungen   Rfnrincn  »n/un-K«!!         I   AI.  h\     !>•  r 
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Wirkungskreis  u.  ilie  Aufgaben  der  0.  K.  K.  im  Einzelnen  werdeu  dann  in  d.  Instr. 
v.  ls24  sehr  ausführlich  u.  musterhaft  klar  dargelegt. 

In  der  Periode  der  Verfassung  erfolgte  nun  in  der  Stellung  u.  Aufgabe  der 
0.  R.  K.  die  bedeutsame  Acnderung,  dass  sie  auch  für  den  Landtag  das  Organ 
der  Vorbereitung  der  Staatscontrolc  Seitens  der  Volksvertretung 
wurde.  Nach  Art.  104  d.  Verf.urkundc  v.  .Hl.  Jan.  ISöÜ  werden  „die  Rechnungen 
Uber  den  Staatshaushaltsetat  von  der  Ü.  R.  K.  geprüft  u.  gestellt.  Die  allgemeine 
Rechnung  Uber  den  Staatshaushalt  jeden  Jahrs,  einschliesslich  einer  Uebersicht  der 
Staatsschulden,  wird  mit  den  Bemerkungen  der  0.  K.  K.  zur  Entlastung  der 
Staatsregierung  den  Kammern  vorgelegt'.  Zugleich  verhiess  ein  letzter  Satz  des 
Art.  104:  ..ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Einrichtung  u.  die  Befugnisse 
der  0.  R.  K.  bestimmen."  Zu  einem  solchen  Gesetze,  selbst  nur  zur  Vorlegung  eines 
Entwurfes  au  den  Landtag  kam  es  aber  länger  nicht  u.  Uber  das,  was  unter  den 
„Bemerkungen1*  der  Ö.  K.  K,  die  mit  vorgelegt  werden  sollten,  zu  verstehen  sei, 
entstand  zwischen  Kammern  u.  Regierung  ein  Dissens  (S.  Näheres  Uber  diese  Zwischen- 
periode bei  v.  Könne,  I.  I.  Abth.  S  420  II.  433  II.).  Erst  nach  dem  franzos.  Krieg 
kam  ein  Gesetz  zu  Stande,  das  die  gegenwärtige  Grundlage  des  preuss.  Controlrecbts 
bildet:  Ges.  v.  27.  März  1872.  betr.  die  Einrichtung  u.  Befugnisse  der  Obcrrcchnungs- 
kauimor  (bei  Herrfurth,  Meissner  a.  a.  o  im  Wortlaut  mit  Commentar1,  nebst 
d.  Erl.  v.  22.  Sept.  1873  betr.  das  Regulativ  Uber  d.  Geschäftsgang  bei  d.  Ü.  R.  K. 
(in  d.  Ges.samtnl.  v.  1873  S.  4")8  public,  u.  A.  bei  Herrfurth  S.  45  tf.i  u.  weiteren 
K.  Erlassen  v.  27.  Juli  1*74  u.  11.  Mai  1877  betr.  Acnderungcn  dieses  Regulativs. 

Durch  diese  Gesetzgebung  sind  die  Garantien  der  Unabhängigkeit  der  0  R.  K. 
u.  ihrer  Mitglieder  verstärkt,  der  collegialc  Character  der  Behörde  schärfer  heraus- 
gebildet und  die  Befugnisse  des  Präsidenten  (s.  daritber  Regul.  v.  1873  §.  10  —  21) 
demgemäss  beschränkt,  wenu  auch  nicht  mit  allen  Consc<|uenzcn ,  wie  anderswo,  die 
der  0.  R.  K.  zur  Prüfung  vorzulegenden  Hechnungen  genauer  bezeichnet,  dio  Stellung 
der  O.  R.  K.  gegenüber  den  Behörden  u.  zum  Landtage,  sowie  die  Aufgaben  der 
O.  R.  K.  in  Bezug  auf  die  Vorbereitung  der  Staatscontrole  durch  den  Landtag  «s. 
bes.  §.  18  u.  11»  (1.  Ges.)  präcisirt.  Die  U.  R.  K.  ist  danach  „eine  dem  König  un- 
mittelbar untergeordnete,  den  Ministern  gegenüber  selbständige  Behörde" 
§.  1»,  bestehend  aus  I  Präsidenten  u.  der  erforderlichen  Anzahl  von  Directoren  u. 
Käthen  (gegenwärtig  bez.  2  u.  14,  ausser  den  Käthen  des  Rechn.hofs  des  D.  Reichs i, 
welche  vom  König  ernannt  werdeu  mach  Vorschlag  des  Staatsministcriums ,  bez.  des 
Präsidenten  d.  0  .K.  K.  §.  2.  Die  ehcmal.  Probezeit  der  Räthe  ist  beseitigt  worden*, 
(ünabhängigk  bürgschaften  in  §.  3— 5).  Das  durch  K.  Vcrordn.  zu  erlassende  Regulativ 
über  den  Geschäftsgang  der  0.  R.  K.  ist  dem  Landtage  zur  Kenntnissnahme  mit- 
zutheilen  (§.  7i.  Nur  bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Präsident  bei  Abstimmungen 
im  Collcgio  den  Ausschlag;  gewisse  Hauptsachen  sind  im  Gesetz  selbst  als  unbedingt 
collegialer  Berathung  u.  Beschlussfassung  bedürftig  bezeichnet  (§.  8k  Die  Ausfuhrung 
eines  Beschlusses  des  Collcgiums  kann  der  Präsident  suspendiren,  muss  aber  binnen 
14  Tagen  die  Sache  nochmals  dem  <  olleginm  vorlegen,  das  nunmehr  endgiltig  ent- 
scheidet (Regul.  v.  1S73  §.  I.V.  Auch  jetzt  noch  hat  d.  O.  R.  K.  neben  der  Vorschrifts- 
mässigkeit  die  Zweckmässigkeit  der  Einrichtungen,  soweit  daraus  aus  den  Rechnungen 
zu  schlicsseti,  zu  bcurthcilen  <§.  12 1  u.  in  dem  jährlich  dem  König  zu  erstattenden 
Berichte  demgemäss  gutachtliche  Vorschläge  zu  Verbesserungen  zu  machen  (§.  20 
Die  O.  K.  K.  darf  u.  A.  auch  selbst  ausserordentliche  Kassen-  u.  Magazinrevisionen 
veranlassen  i§.  13i.  Ausgenommen  v.  d.  Revision  der  0.  R.  K.  sind  die  Rechnungen 
Uber  die  im  Etat  des  Staatsminist,  f.  allgemeine  polit.  Zwecke  u.  im  Et.  d.  Min.  d. 
Inneren  für  geheime  Polizeiausgaben  ausgesetzten  Fonds  <§.  0)  Die  Rechnungen  der 
Kasse  der  U.  R.  K.  selbst  werden  vom  Präsidenten  der  K.  revidirt  u.  mit  den  Rcvis.- 
betnerkungen  dem  Landtag  zur  Prüfung  u.  Decharge  vorgelegt.  Das  Geschäftsjahr 
der  0.  R.  K.  läuft  jetzt,  seit  Verlegung  des  Etatsjahrs  auf  den  1.  April  —  31.  März, 
v.  1.  Oct.  —  30.  Sept  .  innerhalb  welchen  Zeitraums  das  Revisionsgeschäft  u.  die 
Feststellung  der  Revis.protokolle  für  das  vorangegangene  Etatsjahr  zu  beenden  ist;  die 
Erinnerungen,  die  Rechnungsberichtigungen  u.  das  ganze  Rcvis  verfahren  mtissen 
spätestens  im  folgenden  Geschäftsjahr  erledigt  sein  (Erl.  v.  11.  Mai  1877>.  — 

Die  Rechnungscontrolc  Seitens  der  preuss.  O  R.  K.  ist  insofern  aurh  noch 
jetzt  eine  Superrcvision.  als  nach  der  noch  geltenden  Vorschrift  des  §.  47  der  Instr. 
I>24  ..je.le  Ri'cliniing  v..r  deren  Einsendung  an  die  <>.  R.  K   bei  der  Verwalt.  - 
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bchörde  abgenommen  werden  muss,  nachdem  solche  u.  die  Beläge  vorher  in 
calculo  vollständig  geprüft  u.  attestirt  worden."  Doch  soll,  trotz  der  weiteren  Be- 
stimmungen dieses  g.  47.  dieso  Vorprüfung  keine  sehr  tiefgreifende  Formalität  in  der 
Praxis  sein,  so  dass  die  eigentliche  Arbeit  doch  auf  der  O.  K.  K.  ruht.  Für  eine 
gründliche  erste  Prüfung  mUsstc  den  Behörden  wohl  vermehrtes  besondres  Personal 
zu  Gebote  gestellt  oder  wirklich  provinz.  Kcchnungskammcrn  gebildet  werden. 

Im  Etat  f.  1**3— 84  steht  die  in  Potsdam  ihren  Sitz  habende  0.  IL  K.  mit 
729  v28  M.  Ausgabe  (im  Vorjahr  mit  nur  674. Ml»  M.).  d.  i.  c.  ü.ÜJ.'J0/«  d^r  Summe 
der  Bruttoeinnahme  und  Ausgabe.  Die  Besoldungen  u.  Wohn.gcldzusehüsse  betragen 
davon  071.894  M.  Ausserdem  steht  im  gleichzeitigen  Etat  des  1).  Reichs  für  den 
mit  d.  preuss  0.  IL  K.  vereinigten  Rechnungshof  die  Ausgabe  v.  531.473  M.  Der 
Chefpräs,  bezieht,  ausser  freier  Wohnung,  21.000  M.  Gehalt  (wovon  */„  aus  Reichs- 
fonds).  2  Dircctorvn  je  12.000  M.,  14  Käthe  je  7500—9900,  i.  Ü.  8700  M.  (gleich 
den  Vortrag.  Käthen  der  Ministerien ,  —  beim  Ausschluss  »Her  Nebenämter  für  diu 
Käthe  der  0.  K.  K.  dürfte  der  Gehalt  dieser  Beamten  höher  sein);  weiter  sind  vor- 
handen 1  Vorsteher  des  Präs.bur.  (5400  M  Geh.),  S5  Revisoren  u.  Calculatoreu  u. 
1  Kanzleidirector  (3000—5400  M.,  i.  D  1200  M.  Geh.),  8  Registratoreu  (3000  bis 
4S00  M.,  i.  D.  3900  M.  Geh.),  7  Kanzleisecret.  (1800-3300  M.,  i.  D.  2550  M.>. 
Alle  haben  Wohn.geldzuschuss. 

Ucber  die  auch  für  die  prineip.  Fragen  sehr  lehrreichen,  bisher  mißlungenen 
Versuche  einer  selbständigen  Gesetzgebung  über  das  Controlwesen  im  Haushalt 
des  Deutschen  Reichs  s.  d.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  Die  anfänglich  getroffene 
Einrichtung,  wonach  die  preuss.  Ü.  IL  K.  mit  als  Rechnungshof  des  Norddeutschen 
Rundes,  dann  des  Reichs  dient  u.  demgemäß  entsprechend  erweitert  wurde,  ist  bis- 
her geblieben.  S.  norddeutsches  Ges.  v.  4.  Juli  1808,  1).  Reichstes,  v.  11.  Febr.  1875 
(das  das  preuss.  Ges.  v.  1872  für  massgebend  auch  für  den  Rechnungshof  des  D. 
Reichs  erklärt),  Gesetze,  welche  seitdem  jährlich  für  die  Controlo  des  Rcicbshaushalts 
in  dem  betreif,  let/tvergangenen  Jahre  erneuert  worden  oiud.  Auch  der  Landeshaos- 
balt  von  Elsass-Lothringcn  wird  in  derselben  Weise  von  der  preuss.  0.  R.  K. 
contro'irt.  Speciell  f.  d.  deutschen  Rcchu.hof  fungiren  ausser  dem  gemeins.  Präsi- 
denten 1  Dircctor,  10  Räthe,  53  Revisoren  u.  Calculatorcn,  5  Regist ratoren,  1  Kanzlei- 
vorsteher, 7  Kanzlcisccr.    Die  Mitglieder  werden  vom  Buudcsrath  gewählt. 

2.  Baiern.  S.  v.  Czörnig  S.  52  ir.,  175,  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  70  IT.,  Pözl, 
baier.  Vcrwalt.recht,  3.  A.  §.  32,  283  IT,  auch  279  ff.,  Stockar  v.  Neuforn-Hock  I, 
96  ff.,  192  tf.,  450  II.,  bes.  471  ff.  Ilauptvcrordn.  v.  11.  Jan.  1826  modific.  durch  V.o. 
über  das  Finanzrechnungswesen  v.  23.  Dcc.  1868.  Das  Charakteristische  ist  die  Zer- 
legung der  Revision  in  eine  erste  i primitive)  u.  eine  Super revision,  die  grössere 
Decentralisation  der  Revision  u.  die  Vornahme  derselben  durch  verschiedene  Landes- 
und Centralbchördcn ,  welche  nach  Districtcn  u.  Geschäftszweigen  die  Arbeit  thcilen, 
endlich  das  Fehlen  einer  speciellen  Beziehung  des  Obersten  Rechnungshofs  zum  Land- 
tag. Die  erste  Revision  der  Finanzrechnungen  erfolgt  durch  die  Rcchnungscommissariatc 
der  Verwaltungsbehörden,  d.  i.  der  Kreisregierungen  (Regier. finanzkammernt  selbst  u. 
für  die  Rechnungen  gewisser  Ccntraistollcn  durch  die  dem  Finanzministerium  unmittel- 
bar untergeordnete  „Rechnungskammer"  (bestehend  aus  1  Director,  2  Käthen, 
1  Assessor,  5  Commissärcn,  1  Sccr.  1  Rcgistrator,  1  K  an /.listen  als  pragmat.  od.  ständ. 
Personal,  5  Revisoren,  2  Kanzlistcn  als  instabilem.  Etat  67.015  M.).  Die  Supor- 
revision  ist  Sache  des  Obersten  Rechnungshofs.  Dieser  rcssortirt  zum  Finanz- 
ministerium, ist  aber  innerhalb  seiner  Compctonz  unabhängig  u.  hat  thcils  ganz  für 
sich,  theils  begutachtend  für  das  Fiu.ministerium  die  oberste  Leitung  des  Rechnungs- 
wesens, ist  auch  cndgiltigc  Recursinstanz  bei  Berufungen  aus  der  1.  Revision.  Er 
begeht  aus  1  Präs.  ((ich.  10.800  M.j.  7  Räthcn  (Geh.  55S0— 5940  M.\  1  Commissar. 
1  Kanzlistcn,  wo/u  noch  instabiles  Personal  tritt.  Etat  82.450  M.  Dio  Verfassung 
ist  collegial,  dio  Stellung  des  Hofs  n.  seiner  Mitglieder  gleich  der  des  obersten  Gerichts- 
hofs. Die  Superrcvisiou  bezieht  sich  auf  die  nochmalige  Prüfung  der  bereits  von  den 
gen.  ersten  Instanzen  geprüften  Rechnungen  u.  erfolgt  mittelst  jährlicher  Abordnung 
Hnes  Raths  in  jede  Provinz  (Kreis)  zur  Vornahme  der  Revision  an  Ort  u.  Stelle,  wobei 
der  Rath  eine  staatsanwaltlichc  Function  hat.  Ucber  seine  Wahrnehmungen  berichtet 
er  schriftlich  an  den  Rechnungshof,  wo  alsdann  ein  anderer  Rath  über  den  Bericht 
referirt,  der  Hof  in  collcgialer  Form  boräth  u.  über  Rechnungsfragen  endgiltig  ent- 
scheidet, andere  dem  Fin.ministerinm  zur  Entscheidung  vorlegt.    Der  Hof  hat  auch 
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die  Gener  alfinanzrcc  hu  ung  des  Staats  zu  stellen  u.  bis  spätestens  1.  Sept. 
des  folg.  Jahrs  dein  Fin.iniu.  vorzulegen.  —  Man  rühmt  die  Gründlichkeit  der  Revision 
schon  in  1.  Instanz,  die  Beschleunigung  der  Abrechnung,  die  gute  Schulung  für  die 
Revision.sbeanitcn  bei  der  Revision  1.  Instanz,  doch  ist  die  Vcrwalt.controle  gegenüber 
den  obersten  Staatsbehörden  nur  „äusserst  nothdurftig"  gewahrt  (Tüb.  Ztschr.  B.  33,  931 
u.  die  Vorarbeit  für  die  Staatscontrole  des  Landtags  ist  wenigstens  nicht  gesetzlich 
hinlänglich  gesichert,  wenn  auch  in  der  Praxis  die  Sache  sich  günstiger  gestaltet. 

3.  Auch  den  Übrigen  deutscheu  Staaten  fehlen  die  bezüglichen  Ein- 
richtungen nicht.  Sie  zeigen  im  Einzelnen  manche  kleinere  Verschiedenheit,  aber 
doch  in  wcsentl.  Punctcn  Uebcreiusthnmung.  Die  Rechnungscontrule  ist  wohl  uberall 
genügend,  meistens  vortrefflich,  die  Verwaltungscontrolo  über  die  höchsten  Staats- 
behörden aber  noch  öfters  mangelhaft  u.  die  Staatscontrole  noch  nicht  immer  der 
coustitut.  Doctriu  entsprechend  gestaltet  oder  wenigstens  für  die  Kammern  nicht  durch 
Rechnungshöfe  soweit  vorbereitet,  als  es  für  eine  wirksame  Controle  geboten  erscheint. 
Die  Einrichtung  der  Staatscontrole  ist  in  den  Verfassungen  u.  in  damit  zus. hängen- 
den Gesetzen,  mehrfach  aber  auch  nach  allmählicher  ständischer  Praxis  geordnet.  Es 
treten  dariu  manche  Eigeuthümlichkeiten  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats  hervor. 

S.  Uber  K.  Sachseu  v.  Czömig  S.  37  II'.  174.  Die  Kechnungcu  der  ressor- 
tireuden  Specialkassen  werden  hier  in  jedem  Ministerium  für  sich  geprüft  u.  justiticirt, 
th.  durch  die  mittleren  Verwaltungsstellen,  th.  durch  die  Kochnungsstellc  des  Ministeriums. 
Eine  eigene  Obcrrcchetikammcr.  welche  zum  (iesammtministerium  ressortirt  (Etat 
72.100  M.,  1  Präs.  mit  11.100  M.  u.  2  Käthe  mit  72U0  —  S100  M.  Gehalt)  übt  die 
Kechnungscontrule  über  die  Ccntralkasscn  allein  u.  eine  beschränkte  Verwalt.controlc. 
indem  sie  Bemängelungen  dem  betreff.  Ministerium,  bez.  dem  Gesamuitniinisteriuin 
zur  endgiltigen  Entscheidung  mittheilt.  Mit  den  Landständen  steht  die  O.  K.  K.  nicht 
in  Beziehung.  — 

Uebcr  Würtem berg  s.  v.  Czörnig  S.  59  ff.  175,  v.  Riccke  Verfass.  u.  s.  w. 
v.  V.  S.  163.  Die  dem  Ein  min.  untergeordnete  Oberrechnungskammer  „ist  die  oberste 
Rechnungsbehörde  des  Landes  u.  hat  die  Aufsicht  über  das  gesammte  Staatsrcchnuntrs- 
wesen ,  auch  bei  den  verrechnenden  Behörden  andrer  Departements"  i  Riccke).  Sie 
übt  die  Kassen-  u  Kechu. controle  unmittelbar  (Abnahme,  Prüfung,  Abhör  der  Rech- 
nungen bei  allen  Haupt-  u.  Specialkassen  u.  Anstalten  des  Staats,  mit  der  eigentbüml. 
Ausnahme,  dass  die  cameralamtl.  Steuerhauptbücher  u.  die  der  Hdtoptzoll-  u.  Haupt- 
steuerämter vom  Steuercollegium ,  die  Rechnungen  der  Hutten-  u.  Salinenkassen  r. 
Bergrath  revidirt  werden4.  Für  die  Vcrwalt.controle  ist  die  O.  K.  K.  nur  theilweise, 
für  die  Staatscontrole  gar  nicht  weiter  thatig,  wie  denn  an  der  Spitze  der  0.  R.  K. 
als  Director  der  Dircctor  der  Staatskass.verwaltung  steht  (Geh.  6b00  M.,  ausserdem 
l  Käthe  mit  5600— 6000  M.  GehA  Diese  beiden  Controlen  werden  nach  der  eigen- 
tümlichen, aus  der  älteren  Zeit  beibehaltenen  Gestaltung  des  würt.  Staatshaushaltes 
von  den  Ständeu  u.  deren  Ausschuss  mit  ausgeübt. 

Uebcr  Baden  s.  v.  Czörnig  S.  76  IT.,  175,  Regen  au  er  §.  13—15.  Zwei- 
fache Revisiou,  durch  die  Verwalt. mittelstellen  für  die  untergebenen  Kassen  u. 
Buchführungen,  dann  Su p errevision  nach  Auswahl  Seitens  der  Oberrccheu- 
kammer,  welche  ausserdem  die  Rechnungscontrolc  über  die  Centraikassen  unmittel- 
bar übt.  Sie  ist,  dem  constit.  Princip  gemäss,  eine  dem  Landesherrn  unmittelbar 
untergeordnete,  der  Verwaltung,  auch  den  Ministerien  gegenüber  selbstfindige  Behörde, 
sie  hat  auch  demgemäss  die  Yerwalt.controle  (.Inuehaltung  des  Etats  u  s.  w.)  zu  üben, 
für  die  Staatscontrole  der  Stände  ist  sie  aber  nicht  unmittelbar  mit  thätig  (Etat  74.900  M.. 
1  Präs.  mit  12.000  M.  Geh.,  4  Räthe  mit  5S00— 6200  M.,  II  Revisoren  mit 
2—1000  M.). 

§.  143.  —  I.  Belgien.  S.  v.  Czöruig  S.  NO  Ii.,  IS2,  Tüb.  Ztschr.  B.  33, 
S.  M»  II.  Der  Oberste  Rechnungshof  nimmt  hier  eine  wesentlich  andere  Stellung  ein. 
als  in  Deutschland  u  in  den  meisten  sonstigen  Staaten.  Während  er  bei  uns  uberall 
eine  Verwaltungsbehörde,  ein  Regierungsorgan  ist,  das  entweder  gar  nicht  un- 
mittelbar oder  nur  in  beschränktem  Maassc  in  Beziehung  zur  Volksvertretung  steht,  ist 
er  in  Belgien  verfassungsmässig  u.  nach  dem  Hauptgesetz  v.  29.  Oct.  1S46  ein  Organ 
des  Parlaments,  für  dessen  Zwecke  mit  eingerichtet,  zur  Ausübung  auch  der  Staats- 
controle selbst  neben  der  Rechnungs-  u.  Vcrwalt.controle.  Hier  sind  die  Conse«iuenzeii 
•■•  eigentlich  Parlamentär.  Verfassung  gezogen,  die  Einrichtung  entspricht  daher 
(iiiiiHls.it/iii  des  deutschen  constitnt.  Staatsrechts  kaum  mehr.    Die  Mitglieder 
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des  Recht). hofs  *nach  d.  urspriingl.  Ges.  bestehend  aus  1  Präs.  mit  1  1.250  fr.  Gehalt, 
6  Käthen  init  S500  fr.  Gehalt.  1  Sccr.  u.  dem  erforderl.  Hevis.  u.  ßureaupersonal) 
werden  von  d.  Kammer  der  Abgeordneten  je  auf  0  Jahr,  doch  jederzeit  wider- 
ruflich gewählt.  Die  Unabhängigkeit  der  Mitglieder  ist  durch  noch  weitergehende 
als  die  sonst  Üblichen  Bestimmungen  verbürgt  (u.  A.  darf  nicht  nur  keine  nähere 
Verwandtschaft  der  Mitglieder  unter  sich,  eine  auch  in  Preussen  u.  sonst  besteh. 
Vorschrift,  sondern  auch  nicht  mit  den  Ministern  u.  den  Verwaltxhcfs  bestehen).  Der 
Hof  wacht  darüber,  „dass  kein  Budgetsatz  der  Ausgaben  überschritten  wird  u.  dass 
keine  Uebertragung  stattfindet'.  Es  sind  ihm  zu  diesem  Zwock  umfassende  Befugnisse 
der  Verwaltungscontrolc .  namentlich  das  oben  140)  besprochene  Recht  der  Visa- 
controlc  für  die  unständigen  Ausgaben  ertheilt.  Die  Beschlüsse  des  Hofs  in  Rcch- 
nungssacben  sind  endgiltig,  nur  bei  Verletzung  der  Form  oder  des  Gesetzes  steht  dem 
Rechnungsleger  binnen  3  Mouaten  die  Berufung  an  den  Cassationshof  zu.  Eine 
umfassende  Mitwirkung  hat  der  Hof  auch  bei  der  Verwaltung  der  Staatsschuld.  Im 
Uebrigen  „ressortirt  der  Hof  in  allen  seinen  Beschlüssen  im  Gebiet  der  Verwalt.- 
eontrole)  in  letzter  Instanz  von  der  Kammer  der  Repräsentanten,  als  der  Quelle  seines 
Bestandes.  Auf  diese  Weise  ist  die  Gesammtcontrolo  nirgends  umfassender  u.  ein- 
dringlicher durchgeführt  als  in  Belgien"  (Czörnig  S.  182).  Die  Gefahr  einer  zu 
weit  gehenden  Beschränkung  u.  uuter  Umständen  einer  Lahmlegung  der  Verwaltung 
wird  bei  einer  derartigen  Gestaltung  der  Controle,  zumal  in  einem  Grossstaate  aber 
nicht  zu  läugnen  sein,  ludessen  mit  dem  rein  parlam.  Princip  stände  eine  Einrichtung 
der  Controle  nach  bclg.  Muster  in  Einklang,  ist  daher  auch  bei  uns  mitunter  von 
Vertretern  dieses  Principe  empfohlen  worden. 

5.  Oesterreich  (West-t.  S.  Czörnig  S.  16  1!.,  170  iT.,  Tub.  Ztschr  B.  33 
S.  53— 70  (hier  eingehend),  Blouski  II,  358,  362  fr.,  Dessary  §.  107,  122  Ii.  (über 
das  Recht  vor  1666).  Ulbrich,  östr.  Staatsrecht  S.  169  H.,  663  ff.  Wildt,  d.  öst. 
Staatsrecht»,  u.  Controldicnst,  1876.    Auch  Schrott  passim. 

Schon  vor  der  neuen  Periode  verfassuugsmäss.  Finanzwirthschaft,  zur  Zeit  des 
Absolutismus,  war  das  östr.  Controlwesen  zweckmässig  u.  den  modernen  Anforderungen 
entsprechend  eingerichtet,  so  im  Ganzen  schon  in  der  Behörde  des  alten  ..General- 
Rechnungsdircctoriums"  als  unabhängiger  oberster  Controlstelle.  Die  V.o.  v.  27.  März  1854 
machte  aus  diesem  Directorium  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den  Kaiser,  un- 
abhängig von  den  Ministern,  den  Ministerien  gleichgestellt  die  „Oberste  Rcchuungs- 
«  ontrols -Behörde"  als  obersten  Rechnungshof  der  absol.  Monarchie  zur IlanJhabung 
der  Rechnungs-  u.  der  Verwaltungscontrole  u.  zur  Vorbereitung  der  Staatscontrole 
durch  den  Monarchen  selbst.  Die  Controle  ward  aber  insofern  decentralisirt,  als  den 
Centralverwaltungen  u.  den  Kronlauds  -  Verwaltungen  für  den  Controldicnst  eigene 
Staatsbuchbaltungcn  beigegeben  waren,  welche  ebenfalls  von  den  Verwaltungs- 
behörden unabhängig  u.  unmittelbar  unter  die  Oberste  Controlbehörde  gestellt  wurden. 
Eine  Fortbildung  erfolgte  durch  die  Kais  Verordnung  v.  21.  Nov.  1866,  die  Grund- 
lage des  jetzt  geltenden  Rechts.  Hiernach  sind  den  anweisenden  Central-  und  Landes- 
behOrden  (d.  b.  den  Mittelstellen,  wie  den  polit.  Landesstellen,  Finanzlandesdirectionen, 
Oberlandesgerichten,  Postdirectionen)  allgemein  Rechnungsdepartements,  welche 
die  Stelle  der  früheren  Buchhaltcreien  einnehmen .  beigegeben.  Dieselben  verbuchen 
u.  contrasiguiren  alle  Anweisungen  der  Verwaltungsbehörden,  überwachen  die 
ordnungsmassige  Vollziehung  der  Anweisungen  u.  üben  über  die  Kassen  die  Reeh- 
nangscontrole  aus.  Ueber  diesen  Rechnungsdepartements  steht  für  die  Superrevision 
u.  für  die  Verwaltungscontrolc  der  Mittel-  u.  obersten  Behörden,  einschliesslich  der 
Ministerien  —  u.  zwar  für  materielle,  nicht  bloss  ziflermassigc  Prüfung  der  Gc- 
bahrung  mit  dem  Staatsvermögen  u.  ob  sie  in  Ucbcreinstimmung  mit  Gesetzen,  Ver- 
ordnungen, Etat;  auch  Beurtheilung  der  Zweckmässigkeit  neben  der  Vorschriftsmässig- 
keit  —  der  Oberste  Rechnungshof.  Dieser  ist  auch  gegenwärtig  noch  eine  dem 
Kaiser  untergeordnete,  selbständige,  von  den  Ministerien  unabhängige  u.  ihnen  coordi- 
nirte  ubersto  Staatsbehörde,  mit  collcgialcr  Verfassung,  wenn  auch  mit  besonders  aus- 
gedehnten Befugnissen  des  Präsidenten,  im  Wesentlichen  aber,  nach  Analogie  des 
Obersten  Gerichtshofs  mit  den  nöthigen  Garantieen  der  Unabhängigkeit  versehen  (.Etat 
in  1S&2  155.000  h\  Personal  um  18^0  1  Präs.  mit  dem  gewöhnl.  öst.  Ministewhalt 
v.  10.000  11.  u  12.000  11.  Zulagen,  4  Ilofräthc  in  2  Klassen  mit  6000  u.  4500  Ii.  Geh., 
2  Scct.räthe  mit  3200  u.  2800  h\  Geh.,  5  Hofserr.  in  2  Klassen  mit  2200  u.  2000  Ii., 
21  Rerhn  räthe  in  3  Klassen  mit  1S00  u.  1000  fl.  u.  1400  11.  Alle  diese  Beamten 
A.  Wagner.  fttiaur.wi*M<>ii*i-lt.ifl.   I.  ;».  Aufl.  21 
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ausserdem  mit  Activ.-Zul.  Der  Hof  hat  dem  Kaber  jährlich  Bericht  Uber  seine  Thätigkeit 
zu  erstatten  u.  hier  eventuelle  Reformvorschläge  zu  stellou.  Er  ist  aber  auch  für  die  Parla- 
mentär. Staatscontrole  mit  thätig,  indem  er  den  Centralrechuungsabschluss  für  das  vorletzte 
Vcrwaltungsjahr  verfasst  u.  die  Uebcreinstimmung  demselben  mit  dem  Etat  prüft,  worauf 
diese  Rechnung  mit  Beilagen  u.  Bemerkungen  an  den  Kaiser  u.  von  da  an  deu  Finanz- 
minister  zur  Uebergabe  an  den  Keichsrath  behufs  verfassungsmässiger  Erledigung  geht 
In  wesentlichen  Puncten  gleicht  die  Stellung  u.  Compctcnz  des  öst.  Rechnungshof*  der- 
jenigen der  preuss.  ().  K.  K.,  ein  Hauptunterschied  im  sonstigen  Controlwesen  liegt  in 
der  Ostorr.  Einrichtung  besondrer  Rcchuungsdcpartcmcnts  bei  den  anweisenden  Behörden. 
Der  Verf.  d.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  nrtheilt  Uber  das  öst.  Controlwesen  günstig:  „diese 
Ost.  Einrichtungen  sind  höchst  beachtenswerth.  Sic  beruhen  auf  einer  genauen  Kenntnis* 
sowohl  der  preuss.  als  der  franzOs.  Institutionen  u.  haben  von  beiden  viel  Gutes  in 
sich  aufgenommen"  (B.  33,  S.  69).  — 

Für  die  Coutrole  des  gemeinsamen  Haushalts  der  Ost.  Monarchie  (mit  Ungarn) 
besteht  ein  besonderer,  dem  westösterroichiseben  ähnlich  eingerichteter  Oberster 
Rechnungshof  (Et.  125.400  1U. 

6.  Frankreich.  S.  Czörnig  S.  80,  97  II.,  l«5  II.,  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  41  ff., 
Hock,  Fin.  Fr.s  S.  1 1 1  II.,  Kaufmann  Kap.  4,  bes.  Block 's  dict.  de  l'adm.  fran^. 
Art.  cour  des  comptes,  auch  Art.  comptabilite  publique. 

Der  frauzös.  Oberste  Rechnungshof  (cour  des  comptes)  ist  eine  Schöpfung  Napo- 
leons I.  (Hauptges.  v.  16.  Sept.  1807  u.  V.o.  v.  28.  Scpt  1807),  durch  welche  die 
Rechnungscontrole  u.  in  beschränktem  Maasse  die  Vcrwaltungscontrolo  zur  cndgiltigen 
Wiederherstellung  der  linanz.  Ordnung  gewährleistet  werden  sollte.  Aehnlichc  Ein- 
richtungen, nur  mehr  deccntralisirt,  hatten  aber  schon  in  der  alten  Monarchie  be- 
standen: Rochnungskainmeni  (chambres  des  comptes,  Ord.  v.  1464),  deren  es  schliess- 
lich 13.  neben  den  Provinz. Parlamenten ,  gab.  Sie  wurden  1700 — Ol  beseitigt,  aber 
durch  die  neuen  ccntralist.  Einrichtungen  ungenügend  ersetzt.  An  die  Gesetzgebung 
v.  1807  schlössen  sich  später  verschiedene,  Einzelnes  verändernde  Decrete  (v.  1856, 
1859  u.  ISOO)  an,  aber  die  Grundciuiichtung  ist  geblieben  u.  auch  seit  dem  Sturze 
des  zweiten  Kaiserreichs  nicht  weiter  verändert  worden.  Vgl.  sonst  auch  das  Decret 
v.  31.  Mai  1862  über  die  comptabilite  publique  für  Manches  aus  diesem  Gebiete, 
was  mit  dem  Controlwesen  eng  zusammen  hängt.  Die  Rechnungscontrole  wird  durch 
die  bestehenden  Einrichtungen  sehr  gut  verbürgt,  die  Verwaltungscontrolc  gegenüber 
den  obersten  Behörden  könnte  dadurch  wohl  auch  ausreichend  geleistet  werden,  ge- 
hört aber  in  der  Hauptsache  nicht  zu  ihrer  Competcnz.  Sie  wie  die  weitere  Staats- 
controle haben  übrigens  unter  den  wechselnden  politischen  Verhältnissen  des  Landes 
in  ihrer  practischen  Bedeutung  gewechselt 

Das  Eigetithümliche  der  französ.  Controlc  durch  den  Rechnungshof  liegt  in  der 
ganzen  Stellung  u.  in  dem  Verfahren  des  letzteren.  Er  ist  nemlich  als  förm- 
licher Gerichtshof  eingerichtet,  raugirt  unmittelbar  nach  dem  Cassationshof,  geniesst 
dessen  Vorrechte,  verhandelt  u.  entscheidet  in  den  Formen  des  Gerichtsverfahrens, 
fällt  daher  förmliche  gerichtliche  Urteilssprüche .  bei  der  Decharge  u.  s.  w.,  in  den 
feierlichen  Formen  der  Gerichtshöfe.  Seine  gegenwärtige  Zusammensetzung  ist  bei 
einem  Etat  von  1.56  M.  fr:  1  erster  Präs.  iGch.  seit  1872  3U.00O  fr.,  früher 
35.000).  3  Kammerpräs.  (Geh.  25.000,  früher  18.000t,  18  Rätho  ^conseillers - maitrea. 
Geh.  1S.000  fr.,  früher  15.000),  24  erste  Revisoren  <referendaires  de  I  classe,  Goh. 
7000  fr.,  früher  6000).  60  zweite  Revisoren  (ref.  de  II  cl ,  (ich.  3000,  früher  2400  fr.«, 
alle  lebenslänglich  vom  Staatsoberhaupt  ernannt,  ausserdem  1  Gcueral- 
procurator  (Geh.  30  000  fr.,  früher  35.000"!,  1  Oberseerctär  (greffier  en  chef.  Geh. 
18.000,  früher  15.000  fr.),  ferner  15  erste  Auditoren  (Geh.  2000  fr.)  u.  Kanzlei-  u. 
Untcrpersonal.  Die  Revisoren  u.  Auditoren  erhalten  ausserdem  unter  sich  nach  Mass- 
gabe ihrer  Arbeit  die  Summe  von  420  000  fr.  jährlich  vertheitt,  i.  Dchschn.  5000  fr. 
f.  den  Revisor,  1200  fr.  für  den  Auditor  1.  Kl.  Der  Rechnungshof  zerfällt  für  ver- 
schiedene Dicustzwcige  in  drei  Kammern,  je  unter  I  Präs.  u.  mit  6  Rätheu, 
nomlich  für  die  Einnahmen,  die  Ausgaben,  die  Rechnungen  der  Kreise  u.  Gemeinden. 
Die  Rechnungsprüfung  erstreckt  sich  auf  alle  Rechnungsleger  (comptables)  der  Staats-, 
Communal-  u.  öffcntl.  Anstaltsverwaltung,  mit  der  Ausnahme,  dass  die  Rechnungen 
in  Gemeinden  mit  weniger  als  30.000  fr.  Jahreseinnahme  durch  den  Präfccturrath, 
doch  mit  Berufung  an  den  Rechnungshof,  u.  dass  die  Rechnungen  der  unmittelbar 
unter  dem  Gericraleinuchiner  der  Dcpart.  stehenden  Rechnungsleger,  spec.  für  die 
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directen  Stenern,  vom  Gcn.cinnchiner  geprüft  werden.  Die  Urtheile  des  Rechnungs- 
hof* in  Rechnungssachen  sind  vollstreckbar.  Wegen  Verletzung  der  Form  u.  des  Ge- 
setzes kann  aber  vom  Rechnungsleger  u.  für  diesen  von  den  Ministern  Berufung  an 
den  Staatsrath  erhoben  wurden.  —  Bei  der  Controle  ist  nur  die  Übereinstimmung 
der  Rechnungen  der  Rechnungslegor  mit  den  Anweisungen  der  ordonnatcurs  zu  prüfen, 
nicht  die  Berechtigung  der  anweisenden  Behörden  zur  Erthcilang  der  Anweisungen 
selbst  oder  in  der  u.  der  Höhe,  für  die  u.  die  Zwecke:  insofern  ist  die  Ycrwaltangs- 
oontrolc  nicht  Sacho  des  Rechnungshöfe.  Doch  werden  ausser  den  Einzelrechnungen 
der  Rechnungsleger  auch  die  Schlussrechnungen  der  Minister  Uber  das  geschlossene 
Rechnungsjahr  u.  der  Gencralbericht  der  Finanzverwaltung  über  das  Verwaltjahr  dem 
Rechnungshof  zur  Prüfung,  zur  Vcrgleichung  mit  den  Rechnungen  der  Rcchnungs- 
Icgcr  u.  zur  Beurtheilung  ihrer  Uebereiustimmung  mit  den  Gesetzen  u.  Verordnungen 
überwiesen.  Bemängelungen  sind  dann  im  Correspondenzwcge  mit  den  Ministern  zu 
erledigen;  diejenigen,  wo  dies  nicht  gelingt,  dem  Staatsoberhaupt  (Präs.  d.  Republik) 
u.  durch  dieses  dem  Parlament  zur  Entscheidung  mitzothcilen.  Hierin  liegt  die  Mit- 
wirkung des  Rechnungshofs  bei  der  Vorbereitung  auch  der  Staatscontrole.  Die  Er- 
klärungen des  Rechnungshofs  Uber  die  Uebereiustimmung  der  ministeriellen  Abrech- 
nungen mit  den  geprüften  Rechnungen  der  Rechnungsleger  erfolgen  in  feierlicher  öffent- 
licher Sitzung.  —  Das  Decret  v.  81.  Mai  1S62  ordnete  ausserdem  dann  noch  eine 
besondere  Verwaltungscontrole  durch  eine  jährlich  vom  Kaiser  zu  ernennende  Com- 
uiission  von  U  Personen  aus  Mitgliedern  des  Rechnungshofs,  Staatsraths,  Senats  u.  des 
Icgislat.  Körpers  an.  Hier  sollte  die  Ucbcreinstimmuug  der  Rechnungen  der  Minister 
mit  den  Ergebnissen  der  Ccntralaufschreibnngen  beim  Finanzministerium  u.  mit  denen 
der  Beschlüsse  des  Rechnungshofs  über  die  Rechnungen  der  Rcchnungslcger  constatirt 
werden.  Das  darüber  aufzunehmende  Protokoll  gelangt  au  den  Finanzministcr  u.  von 
diesem  an  die  beiden  Kammern.  Die  sonstige  Staatscontrolo  erfolgt  mittelst  der  Ge- 
nehmigung der  definitiven  Schlussrccbnuug  (reglomcnt  definitif  du  budget)  in  Gesetzes- 
form, ist  aber  bei  der  ausserordentlichen  Complicirthcit  der  französ.  Finanzverwaltung 
doch  heute  unter  der  Republik  noch  dieselbe  leere  Formalität  wie  früher  unter  dem 
Kaiserreich.  — 

7.  Das  Controlwcsen  Italiens  ist  dem  französischen  nachgebildet,  auch  in  Be- 
zug auf  den  Rechnungshof  (corto  dei  conti),  wobei  aber  in  der  Verwalt.controle  auch 
das  belgische  Muster  ^Visacontrole  der  Anweisungen)  mit  massgebend  war  (Ges.  v. 
14.  Aug.  1SG2,  15.  Aug.  1867). 

5.  Grossbritannicn's  Controlwesen  yTüb.  Ztschr.  B.  33.  S.  72— SG,  Gneist. 
engl.  Vcrwalt.recht,  2.  A.,  II,  S.  845,  854)  hängt  mit  der  dortigen  parlam.  Verfassung 
u.  auderen  speeifisch  brit.  Verhältnissen  enge  zusammen,  was  das  Verstäudniss  u. 
Vergleiche  mit  continentalcn  Einrichtungen  erschwert.  Bis  zum  J.  186G  bestanden 
zwei  getrennte  Behörden  für  die  Controlo,  deren  Anfänge  in  frühe  Zeiten  zuiück- 
reichen  u.  welche  mit  der  ganzen  Einrichtung  des  Dienstes  der  Schatzkammer  (ex- 
chcquer)  zus.hängen.  Nach  der  Organisation  im  19.  Jahrhundert  war  das  eine  Amt 
das  des  comptrollcr  general,  der  Generalcontrole  der  Einnahmen  u.  Ausgaben, 
bes.  wichtig  für  lctztero,  dem  Zweck  u.  Wesen  nach  eine  vorgängige  Verwaltungs- 
controle der  Anweisungen  („Controle  ab  ante",  s  o.  §.  140),  zuletzt  geordnet 
durch  Gesetz  4  u.  5  Will.  14  c.  15  1,1834):  „der  Gen.controlcur  wacht  darüber,  dass 
keine  Zahlungsanweisungen  auf  Staatsgelder  aus  dem  Fin.ministerium  erlassen  werden 
ohne  gehörige  Autorisation"  (Gneist  H.  Sil).  Das  zweite  Amt,  geordnet  durch 
2  Will.  IV.  d.  1,  war  das  der  commissioners  of  audit,  der  „Abhörcommission", 
einer  Art  obersten  Rechnungshofs,  für  die  nachträgliche  Vor  waltun  gs-  oder 
die  Vcrwcndungs-  u.  für  die  Rech nu ngscontrolc,  anfangs  nur  für  bestimmte 
Verwaltungsgebietc ,  später  auf  immer  mehr  ausgedehnt.  Diese  Behörde  bestand  aus 
4  ordentlichen,  nicht  willkührlich  absetzbaren  Mitgliedern,  1  So  ct..  9  Inspectoren. 
c.  100  Revisoren,  fungirtc  aber  gleich  der  Generalcontrole  nicht  ganz  befriedigend. 
Laugerc  Reformbcstrebungcu ,  bei  deren  Erörterung  auch  in  England  die  Bedenken 
einer  wirksamen ,  dann  aber  in  die  Verwaltung  eingreifender  „Visacontrolc  ab  ante" 
zur  Sprache  kamen  <s.  Tüb.  Ztschr.  B.  33,  S.  711,  Citat  aus  d.  pari.  Bericht),  schlössen 
mit  dem  Ges.  v.  28.  Juni  1SGG  ab,  worin  für  die  bisher  getrennte  Generalcontrole  u. 
Rcchnungsabhör  ein  gemeinsames  Amt  geschalten  wurde,  besetzt  mit  Einem  Beamten 
^comptroller  general  for  H.  Maj.  ex<  hc^uer  and  auditor  general  of  the  publ.  aecounO 
u.  1  Stollvertreter  desselben,  als  fest  angestellten  Personen,    2000  u.  150«»  Pf.  St. 
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Controklieu8te8  neben  den  Bedürfnissen  des  wirtschaftlichen  Ver- 
kehrs und  der  Staatsschuldner  und  Staatsgläubiger,  —  d.  h.  hier 
allgemein:  der  zu  Zahlungen  an  Staatskassen  Verpflichteten  und 
zu  Zahlungsforderungen  dem  Staat  gegenüber  Berechtigten  —  vor- 
nemlich  zu  berücksichtigen.  Bei  der  Festsetzung  und  Durchführung 
solcher  Anordnungen  ergeben  sich  dann  aber  jene  angedeuteten 
Schwierigkeiten,  welche  in  der  Natur  der  Sache  liegen  und  so  gut 
als  möglich  Uberwunden  werden  müssen,  völlig  jedoch  nicht  bc 
seitigt  werden  können. 

§.  145.  —  A.  Die  Aufgabe  und  ihre  Lösung.  Das 
Ideal  für  die  Bewerkstelligung  des  Rechnungsabschlusses 
wäre,  dass  die  im  Etat  für  das  Finanzjahr  vorgesehenen  Vcr- 
waltungsthatsachen  und  die  sich  an  letztere  knüpfenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  (Ein-  und  Ausgange,  Zahlungserapfange  und  Aus- 
zahlungen der  Staatskassen)  genau  innerhalb  dieses  Jahres 
—  bei  den  einzelnen  Kassenverwaltungen  dann  weiter  genau  inner- 
halb der  supponirten  Theilabschnitte,  Quartale,  Monate  des  Jahres  — 
vor  sich  gingen,  keine  solche  Thatsache  vorher  einträte  und  Vor- 
schüsse der  Kasse  oder  Empfänge  auf  Rechnung  des  ktiuftigen 
Jahres  bedingte,  keine  später  erfolgte  und  „  Rest  Verwaltungs- 
ausgaben" u.  s.  w.  mit  sich  brächte. 

Da  die  Buchung  und  Verrechnung  mit  den  Gebahmngcn  der  Kassen  Schritt 
halten  kann  und  soll  und  tatsächlich  nach  den  jetzt  allgemein  bestehenden  Ein- 
richtungen auch  halt,  so  wurde  dann  der  Rechnungsabschluß  sofort  bei 
Ablauf  dos  Jahres  erfolgen  können.  Die  Bücher  aller  Kassen  and  Roehnungs- 
bchörden  Hessen  sich  hier  sofort  sehliessen,  die  üontrolo  konnte  alsbald  ihre  Thitig- 
keit  beginnen  —  soweit  sie  nicht  schon  wahrem!  des  Jahres  selbst  wirksam  wurde,  — 
und  die  Ertheilung  der  Entlastung  an  die  einzelnen  Rcchnungslcstcr  sowii;  Seitens  der 
competenten  Organe  an  die  ganze  Finanzverwaltung  und  an  deren  verantwortliche 
Leiter  (Finanzminister)  hinge  nur  von  der  Dauer  der  erforderlichen  Arbeit  für  die 
Kechnungs-,  Verwaltungs-  und  Staatscontrole  ab. 

Aus  bekannten  Gründen  lässt  sich  jenes  Ideal  nicht  verwirk- 
lichen, aber  man  darf  es  aufstellen,  um  sich  des  Ziels  deutlich 
bewusst  zu  werden,  dem  man  sich  mit  Hilfe  der  demgemüss  zu 
treffenden  Einrichtungen  möglichst  annähern  soll. 

Es  liegt  nicht  in  der  Macht  der  Finanzvcrwaltuug  und  ihrer  Organe,  der  Kassen, 
alle  etatmassigen  Einnahmen  und  Ausgaben  nur  streng  innerhalb  des  laufenden  Jahres 
vorzunehmen.  Auch  die  Bedürfnisse  des  wirtschaftlichen  Lebens  machen  das  nicht 
möglich.  U.  A.  würde  das  die  absolut  reine  (icldwirtbschaft  unter  Ausschluss  aller 
Creditwirthschaft  • —  wenigstens  Uber  die  Jahrcsendtermine  hinüber  —  voraussetzen. 
Es  ist  hier  eben  der  enge  Zusammenhang  der  Thatsachcnreihon,  auf  welche  sich  dio 
Kassenoperationen  und  Rechnungen  beziehen,  welcher  sich  gogen  die  den  Anforderungen 
der  Finanzwillbschaft  und  des  gosam inten  wirtschaftlichen  Lebens  widersprechende 
Zerlegung  der  Vorgänge  in  willkuhrliche  Zeitabschnitte  und  gegen  den  diesen  Ab- 
schnitten sofort  folgenden  Rcchnungsabscbluss  stemmen. 
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1.  Einmal  sind  die  Kassenverwaltungen  darauf  hinzuweisen 
und  dementsprechend  zu  controliren,  dass  sie  die  nach  dem  Etat 
in  das  Jahr  gehörenden  Gebahrungen  möglichst  nur  in,  aber  auch 
vollständig  in  dem  Jahre  selbst  vornehmen  und  erledigen;  soweit 
sie  dazu  im  Stande  sind  —  so  im  Einnahmedienst  —  auch  ihrer- 
seits darauf  hinwirken  und  Zahlungsverpflichtete  wie  Zahlungs- 
berechtigte dazu  anhalten ;  in  Vorschusszahlung  und  Rechnung  und 
Rest-  oder  Ausstands-  und  Rückstandszahlung  und  Rechnung 
möglichst  wenig,  nur  ausnahmsweise  und  in  an  sich  vermeidbaren 
Fällen  nur  auf  specielle  Ermächtigung  der  vorgesetzten  Behörden 
treten ;  die  Rechnungen  stets  laufend  in  (Jebereinstimmung  mit  den 
Gebahrungen  halten  und  sie  für  die  Kassenbewegung,  die  Vorschüsse, 
die  Steuercredite,  die  Restverwaltung  u.  s.  w.  sofort  für  sich  beim 
Schlusstermin  des  Rechnungszeitraums  —  daher  auch  für  die  hier- 
für etwa  bestimmten  Theiltermine  des  Jahres  —  zum  Abschluss 
bringen  und  der  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  und  der  Control- 
behörde  einreichen. 

Bezügliche  Vorschriften  finden  sich  in  den  Kasseninstructionen  und  Vcrrechnungs- 
and  Controhrerordnungcn  aller  Lander.  Beispiele  sind  mehrfach  im  3.  Abschnitte 
angegeben  worden  (§.  132,  133). 

Es  ist  nicht  zu  Ubersehen,  dass  hier  Manches  von  anderen  allgemeinen  Ein- 
richtungen des  Finanzwesens  abhängt,  so  z.  B.  von  den  Bestimmungen  Uber  Steuer- 
credite [8.  Fin.  II,  §.  578),  Steuerstundungen  (eb.  §.  58l\  über  die  Termine  und  Art 
der  Zahlung  von  Besoldungen,  Remunerationen  (prunumeiando-.  Postnumerandozahlung ; 
letztere  in  Preussen,  z.  B.  bei  alleu  remunerationsartigen  Zahlungen,  bei  diätarischeu 
Üblich,  bei  diesen  sachlich  geboten,  bedingt  schon  Zahlungen  nach  Jahrosschluss 
ä  Conto  des  Vorjahrs»).  Man  kann  solche  Puncte  nicht  nur  nach  Bedürfniss  des 
Kassen-  u.  Rechnungsdienstes  u.  nach  den  Anforderungen,  welche  für  rasche  Ab- 
schlüsse zu  stellen  sind,  regeln.  Aber  es  ist  doch  nach  Möglichkeit  auf  solche  Be- 
dürfnisse u.  Anforderungen  bei  den  bezüglichen  Anordnungen  mit  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  146.  —  2.  Sodann  sind  Bestimmungen  darüber  zu  treffen, 
wie  es  mit  Vorgängen  gehalten  werden  soll,  deren  betreffende 
finanzielle  Seite,  sei  es  als  Einnahme-  oder  Ausgabeact  nach  Gesetz, 
Verordnung  und  insbesondere  nach  dem  Etat  in  das  bestimmte 
Jahr  gehört,  aber  nicht  darin  erledigt  werden  konnte.  Darüber 
verbreiten  sich  die  ebenfalls  schon  früher  zu  erwähnenden  Vor- 
schriften über  das  Offenhalten  der  Kassen  und  Rechnungen  zur 
Bewerkstelligung  der  dem  abgelaufenen  Jahre  angehörigen  Ge- 
schäftsfalle während  einer  bestimmten  Zeit  über  den  Jahresschluss 
hinaus.  Dieser  Termin  darf,  um  den  Abschluss  der  Jahreshaupt- 
rechnung  und  deren  endgiltige  Erledigung  nicht  zu  lange  hinaus 
zu  zögern,  nicht  übermässig  lange  sein  und  sollte  daher  einige 
Monate  (bis  zu  einem  Jahre)  nicht  übersteigen.   Die  nach  Ablauf 
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dieser  Frist  immer  noch  nicht  erledigten,  nach  der  Seite  der  recht 
liehen  Verpflichtung  dem  abgelaufenen  Jahre  angehangen  Ausgabe 
Schuldigkeiten  und  Einnahmeforderungen  sind  dann  wohl  am  Besten 
sofort  als  Ersparungen  und  Einnahmeausfälle  des  abgelaufenen 
und  nunmehr  abgeschlossenen  Jahres  gegen  dessen  Etat  zu 
behandeln.  Im  Uebrigen  aber  kann  man  in  Betreff  ihrer  wieder 
verschieden  verfahren : 

Entweder  so,  dass  man  für  sie  eine  besondere  Rest- 
rechnung noch  ftir  etwas  längere  Zeit,  z.  B.  2—4.  Jahre,  und  zwar 
für  jedes  der  abgelaufenen  Jahre  getrennt  oder  auch  für  alle  ver- 
eint, führt  und  nach  Ablauf  dieser  neuen  Frist  für  jede  dieser 
Rest- Jahresrechnungen  apart  wieder  einen  eigenen  Rechnungs 
abschluss  herbeiführt,  und  die  etwaigen  weiteren  Reste  wie  in  dem 
folgenden  Falle  behandelt;  oder  man  geht  nemlich  so  vor,  dass 
man  alle  weder  im  zugehörigen  Etatsjahre  noch  in  der  den  Kassen 
gegebenen  Nachfrist  erledigten  Ausgaben  und  Einnahmen  bis  zum 
Termin  der  civilrechtlichen  Verjährungsfrist  der  bezüglichen  Ver- 
pflichtung immer  ohne  Weiteres  als  Gcsammt-Restrechuung 
zu  den  Rechnungen  des  jeweilig  laufenden  Jahres 
hinzufügt. 

Bei  dem  ersten  Verfahren  sind  die  Creditc  für  die  Ausgaben  offen  zu 
halten  und  die  betreffenden  Fonds  daher  nicht  als  reelle  Ausgabecrsparuisse  über- 
haupt, sondern  nur  rechnungs  massig  als  solche  des  bezüglichen  Jahres 
zu  behandeln  und  Seitens  der  Finauzverwaltung  den  Kassen  im  erforderlichen  Maa&se 
während  der  Dauer  des  Kestrechnungsdienstes  zur  Verfugung  zu  stellen.  Erst  da- 
nach verfallen  sie.  Darauf  lauft  im  Wesentlichen  das  französische  System  der 
services  des  exercicc.s  clos,  mais  pas  encorc  perimes  (s.  o.  §.  1."13  S.  291^  hinaus. 
•  in  System,  das  übrigens  eine  M  odifi  cation  des  im  Text  besprochenen  ersten 
Verfahrens  darstellt.  Die  ausständigen  Einnahmen  der  abgelaufenen  Jahre  werden 
ebenfalls  zu  Gunsten  der  betreffenden  Kestrechnung  realisirt,  gewähren  also  die  Fonds 
zur  Deckung  der  rückständigen  Ausgaben  mit  nnd  sind  eventuell  als  Ueberschusse 
der  resp.  Rcstrechnjing  zu  behandeln.  Beim  donnitiven  Abschluss  der  letzteren  orgiebt 
sich  alsdann  entweder  ein  anderweit,  z.  B.  mittelst  Übertragung  in  die  Rechnung  de* 
dann  laufenden  Jahres  zu  deckendes  Deficit  oder  ein  der  Staatskasse  endgiltig  ans 
dieser  Rechnung  zufallender,  etwa  ebenfalls  als  Einnahmevortrag  in  dio  Rechnung 
des  dann  laufenden  Jahres  zu  setzender  Uebcrschuss. 

Dieses  ganze  erste  Verfahren  bedingt  ein  complicirtcres  Rechnungswesen  .  wie 
Frankreich  auch  zeigt,  und  eine  übrigens  sonst  für  die  Rechnungs-,  Verwaltungs- 
und  Staatscontrolc  doch  nicht  besonders  störende  Verzögerung  des  end giltigen, 
nemlich  die  ganze  Restrechnung  mit  umfassenden  Abschlusses  eines  Efatsjahns.  Die 
Abrechnung  über  die  im  abgelaufenen  Jahre  während  dessen  Verlauf  und  in  der 
erwähnten  —  unvermeidlichen  —  Nachfrist  erfolgten  (iebahrungen,  immer  die  Haupt- 
sache, womit  die  Ucbersicht  der  etatmässigen  Ausgabcrcste  und  der  rechtlich  ent- 
standenen Einnahmcrcstc  verbunden  wird,  kann  ganz*  wohl  ziemlich  rasch  und  nicht 
allzulange  nach  Ablauf  des  Jahres  und  jener  Frist  stattfinden.  Das  wirkliche  Er- 
geh niss  des  Jahres  in  Einnahme  und  Ausgabe  wird  allerdings  nach  Ablauf  des 
Termins  der  Restrechnungen  und  nach  Vollzug  der  (Jontrolarbeit  dafür,  also  vollständig 
stets  erst  nach  Verlauf  mehrerer  Jabre  festgestellt  worden  können.  Alsdann  erst  ist 
eine  genaue  Vorgleichung  mit  dem  Etat  möglich,  indem  nunmehr  der  ursprüngliche 
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Kechnungsabschluss  und  die  Abschlüsse  der  Kestrccbnungen  de»  betreffenden  Etats- 
jahrs zum  Vergleich  mit  dem  Etat  zusammengezogen  werden  können.  Auf  diese 
Weise  wird  jedes  Jahr,  wie  im  Etat  auschlagswcise,  so  in  der  wirklichen  Gebahrung 
nachträglich  mit  denjenigen  Ausgaben  belastet  (debitirt)  und  werden  ihm  diejenigen 
Einnahmen  zu  Gute  geschrieben  (creditirt) .  welche  den  zu  einer  rechtlichen  Verbind- 
lichkeit des  Staatsschatzes  an  Dritte  und  Dritter  an  den  Schatz  fuhrenden  thatsäch- 
ltchen  Vorgingen  des  Etatsjahres  entsprochen  haben.  Principicll  ist  das  das  Nichtige. 
Der  „finanzwirthschaftliche  Character**  jedes  Jahres  tritt  nur  dabei  ganz  scharf  hervor. 
Practisch  hat  das  indessen  doch  meistens  nur  untergeordneten  Werth  und  lohnt  inso- 
fern die  grosse  Vcrrechnungsarboit  nicht.  Für  die  Praxis  der  Finanzen  ist  die  Zer- 
legung der  Finanzvorgänge  in  verschiedene  Jahrcszci  träume  eben  nur  ein  Punct  von 
formeller  Bedeutung  und  es  für  sie  insofern  einerlei,  ob  ein  bestimmtes  Deficit 
oder  ein  t'eberachuss  nun  auch  genau  dem  Jahre  gebucht  wird,  aus  dorn  er  her- 
rührt.   Das  ist  es,  was  practisch  gegen  das  erste  und  für  das  zweite  Verfahren  spricht. 

Dieses  letztere  ermöglicht  eine  Vereinfachung  im  Rechnungswesen  und 
einen  früheren  endgiltigen  Abschluss  dos  abgelaufenen  Jahres,  indem  hier  die 
erledigten  Finanzgeschäfte  dieses  Jahres  demselben  überhaupt  nicht  mehr  nachträglich, 
wenn  ihre  Vollziehung  erfolgt  ist,  zugerechnet  werden.  Die  Folge  hiervon  ist,  dass 
die  Endergebnisse  der  einzelnen  Jahre,  je  nachdem  in  denselben  die  zugehörigen 
etatmäßigen  Ausgaben  mehr  oder  weniger  vollständig  vollzogen  und  die  be- 
treffenden Einnahmen  gleichfalls  mehr  oder  weniger  günstig  eingegangen  sind, 
sowohl  von  den  Etats  dieser  Jahre  als  auch  unter  einander  stärker  abweichen  werden : 
das  eine  Jahr  wird  überhaupt  oder  mit  einem  höheren  Deficit  oder  Ucberschuss  ab- 
schliessen  als  nach  dem  Etat  desselben  allein  zu  erwarten  war  und  die  einzelnen 
Jahre  werden  danach  eine  grössere  Verschiedenheit  ihres  „finanzwirthschaftlichen 
Characters"  zeigen,  nicht  sowohl  wegen  der  Verschiedenheit  der  Ergebnisse  der 
speciell  zu  ihnen  gehörigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  als  weil  sich  in  den  Schluss- 
ergebnissen  die  nachträglichen  Operationen  aus  Vorgängen  vorangegangener  Jahre 
reflectiren.  Das  bedingt  dann  auch  materielle  Massregeln  zur  Bewältigung  eines 
den  Bestausgaben  früherer  Jahre  zu  verdankenden  Deficits  oder  umgekehrt  zur  Ver- 
wendung von  Ueberschüssen,  welche  durch  den  Eingang  von  Ausständen  aus  früheren 
Jahren  entstehen-  Indessen  sind  solche  Störungen  des  Gleichgewichts  nicht  leicht 
dem  Betrage  nach  sehr  erheblich  und  nicht  der  Art,  dass  um  ihretwillen  dieses 
zweite  einfachere  Verfahren  zu  Gunsten  des  auderen  fallen  gelassen  werden  müsste. 
Es  lässt  sich  im  concreten  Fall  nach  Bedürfnis«  mehrfach  modificiren ,  wie  dies  in 
Deutschland ,  wo  man  im  Allgemeinen  ähnlich  wie  nach  diesem  zweiten  Vorfahren 
abrechnet,  auch  geschieht.  Diese  Methode  scheint  mir  im  Ganzen  doch  den  Vorzug 
vor  dem  anderen  und  vor  dem  französischen  Vorfahren  zu  verdienen.  Sie  gestattet 
eben  insbesondere  raschere  Definitivabschlüsse  der  abgelaufenen  Jahre,  ohne  die  Ab- 
wicklung verspäteter  Gescbäftsfalle  aus  früheren  Jahren  zu  hindern. 

Zum  Zweck  der  Nachweisnng  von  Etatsüberschreitungen  könnte  dann 
noch  genauer  unterschieden  werden.  Gleich  beim  ersten  Kechnungsabschluss  sind  die 
wirklich  im  Jahre  vollzogenen,  nach  dem  Etat  zu  diesem  Jahre  rechtlich  gehörenden 
Ausgaben  und  die  nach  den  Büchern  rückständigen  Hestausgaben  dieses  Jahres 
mit  den  Etatspositionen  desselben  zu  vergleichen  und  danach  Ersparungen  und  Etats- 
überschreitungen bei  jeder  einzelnen  Position  festzustellen.  Diese  Ueberschreitungen 
bedürfen  hier  schon  der  nachträglichen  Genehmigung  der  Legislative.  Wenn  sich 
dann  später  bei  der  Vollziehung  der  Ausgaben  in  der  Restrechnung  hier  noch 
Ersparnisse  ergeben  sollton  —  z.  B.  weil  fällige  Coupons  nach  Ablauf  der  Verjährungs- 
frist definitiv  unbezahlt  bleiben  oder  weil  reservirto  streitige  Summen  nach  gericht- 
lichem Entscheid  nicht  zahlbar  werden  — ,  so  sind  solche  Ersparnisse  speciell  nach- 
zuweisen und  dürfen  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  zur  Deckung  von  Etatsübersch reitungen 
bei  Fällen  eines  späteren  Jahres  verwendet  werden,  so  dass  etwa  der  Anschein  ent- 
stände, als  ob  gar  keine  Ueberschreitungen  vorlägen.  Letztere  sind  vielmehr  auch 
hier  speciell  als  gedeckt  durch  Fonds,  welche  bei  der  Kest Verwaltung  der  Ausgaben 
aus  früheren  Jahren  definitiv  erspart  wurden,  festzustellen  und  nachträglich  zu  genehmigen. 

§.  147.  —  B.  Absolutorium  nnd  Indemnität.  Wie 
man  nun  auch  immer  das  Verfahren  beim  Rechnungsabschluss 
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einrichte  —  und  in  der  Praxis  bestehen  hier  in  den  einzelnen 
Staaten  manche  kleinere  und  grössere  Verschiedeoheiten ,  doch 
kann  man  die  beiden  besprochenen  Methoden  wohl  als  die  typi- 
schen und  hauptsächlichen,  wenn  auch  in  der  practischen 
Anwendung  sich  mehr  oder  weniger  modificirenden  bezeichnen  — : 
unter  allen  Umständen  ist  der  Rechnungsabschluss  im  Staatshaus 
halte,  vollends  in  einem  grossen  für  ein  grosses  Land  und  mit 
sehr  verschiedenartigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  —  ähnlich  auch 
in  einem  grösseren  Communalhaushalte  —  eine  höchst  verwickelte 
Sache  und  eine  schwierige  Verwaltungsarbeit  für  die  anweisenden 
und  fHr  die  Kassen-,  Rechnungs-  und  Controlbehörden.  Daraus 
folgt  wieder  für  die  Verwaltungscontrole,  dass  diese  eigenen 
selbständigen  Fachbehörden  übertragen  werden  muss,  und 
folgt  weiter  für  die  Staatscontrole,  dass  solche  Fachbehörden 
auch  allein  im  Stande  sind,  das  Abrechnungsmaterial  für  eine 
wirksame  Staatscontrole,  sei  es  des  Staatsoberhauptes  allein 
oder  der  Volksvertretung  gleichzeitig  mit,  vorzubereiten.  Ohne 
solche  kritische  Bearbeitung  des  Rechnungsabschlusses  und  alles 
dazu  gehörigen  Materials  ist  die  Staatscontrole  eitel  Spiegelfechterei. 

Daher  muss  im  Interesse  einer  wirklich  tüchtigen  formellen 
Ordnung  des  Staatshaushalts  in  unseren  Staaten  mit  „verfassungs- 
mässiger Finanzwirthschaft"  die  Ertheilung  des  Absolutoriums 
oder  der  Entlastung  an  die  Finanzverwaltung  für  die  Rechnungs- 
abschlüsse und  die  nachträgliche  Genehmigung  von  Etats- 
überschreitungen, nach  Etatsrecht  unstatthaften  Ucbertragungen 
und  von  ausseretatmässigen  Ausgaben  (Indemnitätsertheilun g) 
Seitens  der  Volksvertretung  nur  auf  Grund  eingehender 
kritischer  Berichte  von  Organen,  wie  die  Obersten 
Rechnungshöfe  (§.  138  ff.),  erfolgen  dürfen.  Für  die  Richtig- 
keit dieser  Berichte  müssen  diese  Organe  verantwortlich  sein. 

Indem  dio  Verwaltung  (Regierung)  auf  diese  Weise  dazu  angehalten  wird,  nicht 
durchaus  Abweichungen  vom  Etat,  Ueberschrcitungen  der  etatmäßigen  Ausgaben,  Ueber- 
tragutigen  innerhalb  dos  Etats  u.  s.  w.  zu  unterlassen.  —  was  allerdings  untor  Umständen 
zu  einer  unzulässigen  Hemmung  der  Verwaltung  und  einem  Preisgeben  wichtiger 
Staats  -  und  Vulksinteressen  führen  konnte,  —  wohl  aber  solche  Abweichungen  u.  s.  w. 
zur  Kenntnis s  der  Volksvertretung  wie  des  Staatsoberhaupts  zu  bringen,  sie  hier 
zu  begründen  und  zu  rechtfertigen  und  nachträgliche  Genehmigung  dafür  zu 
erbitten,  wird  nur  oin  Grundsatz  reell  in  der  Praxis  durchgeführt,  welcher  eine  sehr 
erwünschte,  in  modernen  Verhältnissen  gebotene  Bürgschaft  mehr  für  gute  formelle 
Ordnung  der  Fi  nanzwirthschäft  bietet.  Die  blosse  „Ministervcrantwortlichkeit  ist  für 
die  Specialitäten  des  Rechnungswesens  practisch  unzureichend  und  war  auch  in  der 
(britischen)  Parlamcntsregieruug  au  dieser  Stelle  fast  ein  leerer  Name"  (Gneis t, 
engl.  Verwaltrecht,  II,  852). 
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Auch  bei  einer  solchen  Controle  durch  Oberste  Rechnungs- 
höfe u.  dgl.  bleibt  die  Ertheilung  des  Absolutorinms  für 
den  Reebnungsabschlues ,  in  welcher  speciellen  Form,  ob 
eines  eigentlichen  Gesetzes  oder  eines  blossen  Landtagsbe- 
schlusses, sie  auch  erfolge,  und  damit  mittelbar  oder  unmittelbar 
verbunden  die  Ertheilung  der  Indemnität  für  Etatsuber- 
schreitungen  und  ausseretatmässige  Ausgaben  immer  noch  in  der 
Regel  eine  Formalität  von  geringer  practischer  Bedeutung. 
Denn  um  selbst  einer  Verweigerung  des  Absolutoriums  einen  ernsten 
practischen  Werth  zu  geben,  dafür  versagen  wenn  nicht  schon  die 
formalen  Rechtsmittel  (Ministerverantwortlichkeit,  civilrechtliche 
Haftbarkeit  der  anweisenden  Verwaltungschefs,  Vorbandensein  und 
wirksame  Function  zur  Entscheidung  competenter  Gerichtshöfe), 
so  um  so  sicherer  die  practischen  Lebensverhältnisse,  mit  welchen 
hier  zu  rechnen  ist  (unvermeidliche  Rücksichtnahmen,  ungenügendes 
Vermögen  der  betreffenden  verurtheilten  Beamten  u.  dgl.  m.),  den 
Dienst.  Aber  das  ist  auch  nicht  das  Entscheidende.  Vielmehr 
liegt  der  immerhin  sehr  grosse  prnetische  Werth  solcher  Control- 
eiurichtungen  und  Vorschriften  schon  in  ihrem  blossen  Vor- 
handensein. Dies  bedingt  regelmässig  Rücksichtnahmen  der 
Regierung  und  der  Verwaltungschefs,  welche  die  Innehaltung  des 
Etats  und  die  vorschrifts-  und  zweckmässige  Führung  der  Finanz- 
wirthschaft  am  Besten  verbürgen,  und  damit  wird  der  Zweck  erreicht. 

Vgl.  auch  Stein  Fin.  I,  117  If.  —  Auf  die  Einzelheiten  im  Verfahren  bei  der 
Aufstellung  des  Rechnungsabschlüsse«  und  bei  der  Trennung  der  Jahresdienste  in  den 
verschiedenen  Staateu  braucht  hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden.  Es  kann  die 
Verweisung  auf  die  froheren  Abschnitte,  bes.  §.  132,  133,  141 — 143  hier  genügen. 
Czörnig  a.  a.  Ü.  verbreitet  sich  regelmässig  in  einem  besonderen  Abschnitt  Uber 
dio  Art  der  Aufstellung  der  „Staatsrechnung"  der  einzelnen  Staaten  u.  giebt 
eine  vergleichende  Darstellung  dieser  Dinge  S.  155  IT. 

Als  Beispiel  dor  Praxis  kann  hier  die  prouss.  „Ucbersicht  von  don  Staats- 
einnahmen u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  von  den  Etatsübcrschreitungen  u.  deu  der 
nachträglichen  Genehmigung  bedürfenden  ausseretatmäss.  Ausgaben  für  das  J.  v. 
1.  Apr.  1381/82"  dienen,  wie  sie  in  gleicher  Weise  dem  Landtage  alljährlich  vor- 
gelegt wird.  Sie  beginnt  mit  einer  resnmirenden  „D  onkschrift"  des  Finanzministers, 
datirt  „im  Nov.  1882"  (7 — 8  Monat  nach  Schluss  des  Rechn.jahrs).  Am  Schluss  der- 
selben wird  beantragt,  „die  der  Genehmigung  des  Landtags  bedürfenden  Etatsüber- 
schreitungen" im  Betr.  v.  55.9til.614  M.  75  Pf.  u.  die  „nicht  auf  gesotzlichen  Be- 
stimmungen beruhenden  ausscretatmäs».  Ausgaben"  im  Betr.  v.  399.5(55  M.  64  Pf. 
„auf  Grund  der  beigefügten  Motive  nachträglich  zu  genehmigen".  In  der  „Ueber- 
siebt  (266  S.  Gr.  4°)  werde«  dem  Etatsrecht  entsprechend  nach  Kapiteln  ti.  Titeln 
erst  dio  Einnahmen,  dann  die  Ausgaben  aufgeführt.  Jene  beginnen  mit  einem 
„Bestand  aus  dem  Rechnungsjahr  I.  Apr.  1SS0-SI"  von  96  644.508  M.  s5  Pf. 
(wovon  2S.862.4S5  M.  Ol  Pf.  f.  d.  Staatshaush.  f.  1SS2  — S:j,  der  Rest  von 
67.782.023  M.  84  Pf.  zur  Deckung  von  Resten  bestimmt..  Dio  Rechnung  wird  nun 
so  aufgestellt  (mit  Beispiel  von  Kap.  1,  Tit.  1): 
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Solleinnahme  Süllausgabe 

urteil  «1«t      nach  dem  in  Summa   Kap.  Tit.                 Ks  sind    Mithin  K*g«n  da»   An  Rf*4<>n  \i*>- 

vuripm  Uober-     KUt                                                eingv-       Kt»ts«oll        gehen  in  m*»rk- 

hirht  (Koste)                                                          kommen    ro^hr   weniger     du  J.  t.  un^u. 

l.Apr.lsrt,*a 

Xame  de«  Titels.  bber 
M.  Tf.         M.Pf.      M.Pf.  Urundherrl.   M.  Pf.     M.Pf.     M.  Pf.  M.Pf. 

I15.««tt.M  2,»1P.4H.—  >.Shl.lo«;._  i      i   Hebungen  S.012.&9».2.1  -    ;»\»1S.7?  US,76m.I4  — 

U.  8.  W. 

Bei  den  Ausgaben  ist  das  Vcrrechnungsschcma  auf  der  linken  Seite  unter 
der  Rubrik  „Soll ausgäbe"  dasselbe,  wie  bei  den  Einnahmen  unter  „Solleinnahme". 
Auf  der  rechten  Seito  sind  die  Spalten  folgende,  wobei  das  Plus  der  Summe  der 
wirklichen  Ausgabe  und  der  noch  zu  berichtigenden  Reste  über  die  Summe  der 
Sollansgabo  als  „zu  genehmigende  Etatsüberschreitung"  nachgewiesen  wird: 

Es  sind      An  Resten    Summa    Mithin  gegen  das     Die  zu  gench-  Be- 
ausgegeben    sind  noch  zu  Soll  migenden  Etats-  merkungen. 

berichtigen  mehr     weniger  Uberschreitungen 

betragen 

M.  Pf.  M.  Pf.        M.  Pf.     M.  Pf.    M.  Pf.  M.  Pf. 


In  der  Anlage  „Erläuterung  der  im  Rechnungsjahre  1.  Apr.  I  SSI — 82  vorge- 
kommenen Mehr-  u.  Mindereinnahme"  ^S.  2liS — 317)  sind  die  Spalten  links  von  den 
Erläuterungen  folgende : 

Soll  nach    Es  sind     Betrag  der    Zusammen    Gegen  das  Soll    Kap.  Tit  Er- 
d.  vorigen     einge-     verbliebenen     (Ist  und     mehr    weniger  lkote- 
Kechn.  u.    kommen        Reste  Rest)  rung. 

nach  dem 
Etat 

M.  Pf.      M.  Pf.        M.  Pf.         M.  Pf.      M.  Pf    M.  Pf. 


In  der  weiteren  Anlage  „Motivirung  der  in  der  l  cbersicht  von  den  Staatsein- 
nahmen u.  Ausgaben  f.  1.  Apr.  1HS1/S2  nachgewics.  Etatsübcrschreituugcn  u.  der 
der  nachträgl.  Genehmigung  bedurfenden  ausseretatsmässigen  Ausgaben"  sind  die 
Spalten  folgende: 

Des  Staatshaushaltsetats       Betrag  der  Etats-  Motive 
Kap.    Tit.  Überschreitungen 

M.  Pf. 

II.  —  §.  148.    Die  I nventarisirung  des  öffentlichen 
Vermögens  und  dieNatural-  oder  Materialrechuu  ugen. 

Die  Anlegung  und  die  regelmässige,  den  Bestand,  den  Ab- 
und  Zugang  constatirende  Fortführung  von  Verzeichnissen 
über  alle  unbeweglichen  und  beweglichen  Eigenthumsobjecte,  welche 
zum  Vermögen  des  Staats  oder  des  betreffenden  sonstigen  öffent- 
lichen Körpers  gehören  (§.  82),  bildet  eine  nothwendige  Ergänzung 
der  Geldverrechnungen  und  wie  diese  ein  Object  der  Controle. 
Die  letztere  ist  auch  hierüber  regelmässig  von  denselben  Organen 
auszuüben,  welchen  die  Controle  Uber  die  Führung  des  Staatshans- 
halts übertragen  ist,  daher  in  unseren  Staaten  von  dem  Obersten 
Rechnungshof.  Auch  die  Staatscontrole  hat  sich  auf  dieses  Gebiet 
mit  zu  erstrecken,  entsprechende  Rechte  sind  daher  in  der  ver- 
fassungsmässigen Finanzwirthschaft  für  die  Volksvertretung  zu  ver- 
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laDgen  und  in  der  neueren  einschlägigen  Gesetzgebung  auch  ge 
wöhnlich  ausdrücklich  gewährt  worden. 

Die  hierher  gehörigen  Objecte  (Sachgüter)  stehen,  wie  das  ihr 
Verwendungszweck  mit  sich  bringt,  regelmässig  unter  der  Obhut 
einer  bestimmten  einzelnen  Staatsverwaltungsbehörde,  der 
Direction  einer  Anstalt,  eines  Instituts  u.  s.  w.  Die  Verzeichnisse, 
die  Inventarisirung  und  die  Materialrechnung  sind  daher  von 
Organen  der  betreffenden  speciellen  Behörde  zu  führen,  entweder 
von  deren  Vorständen  oder  unter  deren  Verantwortlichkeit  von 
Delegirten  der  Vorstände  oder  bei  grösseren  Behörden  und  Anstalten 
auch  von  besonderen  Beamten  unter  deren  eigener  Verantwortung. 
Die  Verwaltungs-,  hier  iosbesondere  als  Verwendungscontrole,  so- 
wie die  Recbnungs  -  und  Bestandscontrole  wendet  sich  gegen  diese 
Organe:  die  erstere,  soweit  dieselben  ein  Anweisungsrecht  haben, 
d.  h.  aus  bestimmten  Crcditen  gewisse  Arten  Sachgüter  anschaffen 
dürfen;  die  Rechnungscontrole ,  soweit  Uber  die  Anschaffungen 
Geld  Verrechnung  zu  führen  ist;  die  Bestandscontrole  (analog  der 
Kassencontrole  Uber  die  Kassenverwaltungen),  soweit  jene  Organe 
die  unter  ihrer  besonderen  Verwaltung  stehenden  Gegenstände  unter 
Nachweis  des  betreffenden  Ab-  und  Zugangs  in  Bestand  zu  halten 
habeu  („Bestandsführung"). 

Diese  Bestandscontrole  wird  besonders  wichtig  uud  schwierig  bei  beweglichen 
Gegenständen  der  Magazin-,  der  Betriebsverwaltungen ,  der  Heeres-  und  Flotten  ver- 
waltung  (Arsenale,  Zeughäuser),  der  Verwaltungen  öffentlicher  Sammlungen  (Kunst-, 
naturwissenschaftliche  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.).  Hier  muss  daher  insbe- 
sondere eine  genaue  Inventarisirung  und  daran  sich  schließend  eine  genaue 
Materialien-Rechnung  stattfinden,  welche  dann  beide  der  Controle  mit  unterliegen. 

Eine  G eld wert h-Bes tan dsrechnung  neben  der  Natural 
oder  Materialrcchnung  ist  für  die  hier  vorliegenden  finanzwirth 
schaftlichen  und  Vcrwaltungszweckc  hinsichtlich  der  lediglich 
zum  Gebrauch  der  Verwaltung  für  sich  als  Theilen  des 
„Verwaltungsverraögens"  bestimmten  und  dienenden  Gegen- 
stände unnöthig  und  wäre  für  die  Rechnungsleger  eine  zwecklose 
Arbeitsvermehrung. 

So  bei  den  öffentlichen  Sammlungen ,  in  den  meisten  Fällen  bei  der  Militär- 
verwaltung, überhaupt  bei  allen  öffentlichen,  bloss  Verwaltungs/wecken  dienenden 
Gebäuden,  bei  den  Utensilien  der  Gescbäftslocalc  u.  s.  w.  Hier  handelt  es  sich 
nicht  um  den  Geldwerth,  weil  eine  Vor  ausser  um?  im  Verkehr  nicht  in  Frage  steht 
und  wo  sie  hie  und  da  vorkommt  (z.  B.  bei  Doubletten  in  den  Bibliotheken,  bei  Ver- 
kauf alter  Utensilien)  doch  die  Gcldwerthansehlägc  nicht  massgebend  fUr  den  Erlrt* 
sind.  Nur  beim  wirklichen  An-  und  Verkauf  von  solchen  Gegenständen  ist  dir 
Geldrechnung  auch  hier  nothwendig.  Die  Controle  (in  ihren  drei  Arten)  erstreckt 
sich  daher  u.  A.  auch  auf  die  Innehaltung  der  administrativen  Vorschriften  bei  Ver- 
äußerungen alter  Utensilien.  Actcnpapicrs  u.  dgl.  und  auf  den  Gelderlös  daraus. 
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Gleichwohl  wird  mitunter  auch  über  die  genannten  Sachgütcr  eine  Bestandsrech- 
nung in  Geld,  mit  mehr  oder  weniger  Sorgfalt,  geführt.  Dieselbe  hat  aber  dann 
höchstens  ein  gewisses  statistisches  Interesse:  ein  beschranktes  wegen  ihrer 
geringen  practischeu  Nichtigkeit  und  wegen  der  gewöhnlich  vorliegenden  rechtlichen 
Liiveräusscrlichkeit  oder  des  thalsächlichen  Unterbleiben*  der  Veräusserung  der  Be- 
standteile des  Verwaltungsvcrmögcns.  Man  hat  wohl  mitunter  solche  Werthanschläge 
zu  einer  Berechnung  der  „Activa"  des  Staats,  der  Gemeinde  benutzt  und  dann  diese 
Aitiva  mit  den  Passivis,  den  Staatsschulden,  verglichen.  Selbs!  beim  Finanz- 
vermögen das  Staats  und  der  Gemeinde  (Domänen.  Forsten,  Bergwerke.  Betriebsanstalten 
wie  Eisenbahnen .  Ga^fabriken  u.  dglj  ist  eine  solche  Gegenüberstellung  gewöhnlich 
werthlos  und  irreführend,  weil  doch  an  eine  Veräusserung  solcher  Objocte  nicht  ge- 
dacht wird,  meistens  gar  nicht  gedacht  werden  kann  und  die  Werthanschläge  für  die 
zu  erzielenden  Preise  im  Falle  wirklicher  Veräusserung  wenig  bedeuteten.  Für  die 
Gcldwcrihrcchnung  Uber  Bestand  (heile  des  Verwaltungsvcrmögens  gilt  dies  vollends. 
Frankreich  hat  solche  Geldwcrthanschläge. 

Dagegen  muss  eine  dann  möglichst  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  zu  führende  Geld werth-B estandsrechnung  für 
gewisse  Zweige  der  F  i  u  a  n  z  Vermögens  Verwaltung  allerdings  ver- 
langt werden,  sowohl  über  den  Geldwerth  von  Immobilien,  Ma- 
schinen, als  auch  Uber  denjenigen  von  Verarbeitungsstoffen  und 
von  zum  Absatz  bestimmten  Producten.  Dergleichen  ist  in  ver 
schiedenem  Umfange  in  den  Betriebsverwaltungen  oder  doch 
in  bestimmten  Abteilungen  derselben  geboten  und  hier  für  die 
Rechnungsabschlüsse  auch  nothwendig.  Die  Controlc  muss  sich 
in  solchen  Fällen  auch  auf  die  Richtigkeit  des  Werth  ans  atz  es 
der  betreffenden  Objecte  in  den  Rechnungen  mit  erstrecken. 

Wichtigere  Beispiele  bieten  die  Monopol  Verwaltungen  von  Tabak.  Salz, 
die  Eisenbahn  Verwaltungen  (Kohlen-,  Eiscnmatcrial-Vorräthc).  die  Bergwerks-  u. 
Hutten-,  die  Forst-,  die  Weinbergs-  und  Keller-,  die  Fabrik  Verwaltungen 
für  die  betreffenden  RohstoA-  und  Productenvorräthc,  bes.  auch  für  diejenigen,  welche 
vom  einen  in  das  andere  Verwaltung*-  oder  Rechnungsjahr  übergehen.  Nur  bei 
einein  richtigen  Werthansatz  dieser  Gegenstände,  wie  nicht  minder  der  Immobilien, 
bei  einem  richtigen  Abschrcibcvcrfahrcn.  bes.  bezuglich  der  Gebäude.  Maschinen, 
entsprechen  die  Rcchnu  ngsergebnisse  der  Wirklichkeit.  U.  A.  müssen  auch  die 
Lieferungen  von  Stollen  und  Producten  zwischen  vcrschiedonenStaatsvcrwaltungen 
[i.  B.  Forst-  und  Bergwerks-  nobst  Hutteuadministration  oder  Holzlieferungen  aus 
Staatswiddern  an  Behördeu  zu  deren  Verwaltuugszwecken)  möglichst  auf  beiden  Seiten, 
des  Gebers  und  Empfängers,  nach  richtigem  Werth-  oder  Preisansatz  verrechnet 
werden,  weil  sonst  die  finanzielle  Lage,  die  Kosten  und  der  Reinertrag,  überhaupt  die 
„ökonomische  Bilanz"  der  betreff.  Betriebsverwaltung  oder  Staatsanstalt  in  un- 
richtiges Licht  kommen  ($5  151)  Diese  noch  selten  ganz  genügend  erledigten  Puncto 
sind  natürlich  in  Staaten  mit  grossen  privatwirthsch.  Einnahmequellen ,  wie  in  den 
deutschen,  von  besondrer  pr.ictischer  Bedeutung. 

Die  Gesetze  und  Verordnungen  unserer  Staaten  regeln  diese  Invcntarisirungen  u. 
Natnralrechnungen  u.  die  Controle  darüber  näher.  Vgl.  für  Proussen  die  Instr.  f. 
d.  Ob.-Rccbn.- Kaminer  v.  1s.  Dec.  Is24,  das  Ges.  v.  27.  März  1S72  u.  manche  weiter« 
Spcc.bcstiminungcn  Seitens  der  Ministerien  u.  der  U.  R.  K.  (das  Material  auch  bei 
lierrfurth  u.  bei  Meissner).  Zur  Revision  der  O  R.  K.  gelangen  auch  „die  Rech- 
nungen der  Staatsbehörden,  Staatsbetriebsanstalten  u.  staatl.  Institute  über  Naturalien  . 
Vorriithe,  Materialien  u.  überhaupt  das  gesammte,  nicht  in  Geld  be- 
stehende Eigen  thum  des  Staats"  iGos.  v.  IS72.  §.  10,  Nr.  1).  üeber  die  In- 
ventarisation  von  Utensilien,  Gerätschaften,  Gegenständen  d.  Sammlungen  u.  dgl. 
s.  $  20  d.  Instr.  v.  IS2-I  (lierrfurth.  S.  117)  u.  Uirc.rcstr.  d.  <>.  R.  K.  v.  27.  Jan. 
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l!>2*».  lieber  das  Verfahren  bei  Verkauf  r.  Invontarstucken  u.  dgl  Instr.  v.  1S24,  §.  3.  — 
Aehnlichc  Vorschriften  in  d.  anderen  deutschen  Staaten.  —  Die  „Bemerkungen"  der 
0.  R.  K.,  welche  nach  Art.  104  d.  prcuss.  Vcrfass.  mit  der  Staatsh.rechnung  dem 
Landtage  vorzulegen  sind,  müssen  u.  A.  auch  angeben,  ob  die  Vorgänge  bei  d.  Er- 
werbung ,  Benutzung  u.  Veränderung  von  Staatseigentum  den  (ieaet/cn  u.  Etatsbc- 
ütimmungeu  entsprochen  haben  i(ics.  v.  1ST2,  §.  IS,  Nr.  2).  —  Bes  ausgedehnte 
Material-Verrechnung  u.  eingehende  Controle  /.um  Theil  durch  den  Uechu.hof 
darüber  in  Frankreich;  Hauptordonn.  der  „comptabilitc  des  uiatieres"  (matteres  de 
consommation  et  de  transformation  unter,  daun  valeurs  mobilicres  ou  permanentes  de  toute 
especc  nicht  unter  Controle  des  Hcchn.hofs,  sondern  nur  der  Verwaltungsbehörden)  v. 
2«.  Aug.  1S44,  jetzt  Decr.  v.  31.  Mai  1*G2,  s.  Blocks  dict.  Art.  maticres. 
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Der  Finanzbedarf. 

Erstes  Kapitel. 
Allgemeine  Verhältnisse  des  Ffnanzbedarfs. 

§.  149.  Im  vorausgehenden  ersten  Buch  ist  der  Finanzbedarf 
wesentlich  im  Zusammenhang  mit  den  Grundsätzen  für 
die  Ordnung  des  Staatshaushaltes,  bez.  der  öffentlichen 
Haushalte  überhaupt  betrachtet  worden.  Im  folgenden  ersten 
Kapitel  dieses  zweiten  Buchs  handelt  es  sich  darum,  diesen  Bedarf 
nach  den  grossen  Kategorieen  zu  untersuchen,  in  welche  er  nach 
seiner  wirtschaftlichen  Natur,  nach  seiner  technischen 
Seite  und  seinem  unmittelbaren  Zweck  zerfallt,  worauf 
dann  im  zweiten  Kapitel  auf  die  einzelnen  Gegenstände  des 
Bedarfs  etwas  näher  eingegangen  wird. 

In  ersterer  Hinsicht  zerfällt  der  Finanzbedarf: 

I.  In  Natural-  und  Geldbedarf,  je  nachdem  die  Finanz- 
wirthschaft  im  natural-  oder  geldwirthschaftlichen  Zustand  steht, 
daher  wirkliche  Natu  raiausgaben,  d.  h.  Ausgaben  in  der 
Form  naturaler  SachgUter  selbst  oder  Geldausgabev  macht. 
(1.  Abschnitt). 

II.  In  Personal-  und  Realbedarf,  je  nachdem  der  Staat 
für  seine  Productions wirthschaft  persönlicheDienste  oder  un- 
mittelbar naturale  Sachgtiter  (nicht  nur:  Geld)  bedarf. 

Für  die  Finanzwirthschaft  handelt  es  sich  dann  darum,  in  richtiger  Weise  die- 
jenigen Sachguter  i(ield)  herbeizuschaffen  und  zur  Verwendung  zu  bringen,  mit  Hilfe 
deren  der  Staat  einmal  jene  Personaldieustc  im  System  f rei er  Contr acte  gegen 
Entgelt  —  im  Gegensatz  zum  System  freier  unentgeltlicher  Dienste  und  zum  System 
der  Zwangsdicnste  (§.  1)  —  herbeizieht  und  bezahlt  ;  und  sodann  darum,  die  unmittel- 
bar bedurften  Sachgüter  passend  in  die  Verfügung  des  Staats  und  seiner  Verwaltung 
zu  bringen.  Vom  Personal-  und  Kealbedarf  handeln  der  2.  und  3.  Abschnitt  Die 
Frage  der  finanziellen  Hcschaffung  und  Kegelung  des  Personalbedarfs  lässt  sich  für 
die  Verhältnisse  des  modernen  t'ulturstaats  fassen  als  diejenige  vom  „Staatsdienst 
und  Besoldunirsweson"  (ßesnldnngspolitik.  2.  Abschn ). 
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Die  Lehre  vom  Natural-  und  Geldbedarf  hängt  mit  derjenigen  vom  Personal- 
and Realbedarf  in  mehreren  Puncten  zusammen ,  z.  D.  in  der  Frage  der  sogen.  Na- 
turalbcsoldungen.  Es  innss  daber  Einzelnes  im  Folgenden  theila  au  verschiedenen 
Stellen  erwähnt,  theils  im  ersten  Abschnitt  vorweg  genommen  oder  in  die  beiden 
folgenden  Abschnitte  verschoben  werden.  S.  Kau,  5.  Ausg.  §.  25  („Art  der  aus- 
gegebenen Sachgüter").  §•  59  —  61  über  Naturalbesoldungcn.  §.  M4,  35  über  Aus- 
gingen, Submissionen  u  s.  w.,  §.  56— 65a  Uber  Bcsoldungswesen .  §.  66  Uber 
Bauten.  Ich  habe  schon  in  der  6.  Ausg.  von  Kau  hier  bedeutende  Umänderungen 
und  Erweiterungen  vorgenommen,  bes.  den  Abschnitt  Uber  Staatsdienst  und  Bcsoldungs- 
wesen (§.  bX — 65b.  S.  99 — 144)  ganz  neu  gearbeitet.  Die  anderen  Materien  blieben 
aber  damals  noch  zerstreut  in  25,  84 — 85,  66.  67,  und  die  Unterscheidung  zwischen 
Natural-  und  Geldbedarf  und  Personal-  und  Kealbcdarf  trat  nicht  priiuipiell  scharf 
genug  hervor.   Daher  schon  entsprechende  Veränderungen  in  der  vorigen  (2  )  Aud. 

III.  Eine  dritte  Unterscheidung  ist  diejenige  in  eigentlichen 
oder  reinen  Finanzbedarf  (Staatsausgabe,  Nettoausgabe)  für  die 
Ausführung  der  eigentlichen  Staatszwecke  und  in  Bedarf 
für  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  des  Ertrag  gebenden 
Staatseigenthums  und  für  die  Erhebungskosten  der 
Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  (und  eventuell  Anleihen) 
(Erhebnng8-  und  Betriebskostenbedarf). 

Beide  Bedarfsposten  zusammen  bilden  die  Koh-  oder  Bruttoausgabe  und 
sind  durch  die  Koh-  oder  Bruttoeinnahme  zu  decken.  Wird  von  letzterer  der 
Itedarf  an  Erhebungs-  und  Betriebskosten  abgezogen,  so  ergiebt  sich  die  Kein-  oder 
Nelioeinnahme.  Von  diesen  Küsten  wird  spater  in  Zusammenhang  mit  den  Ein- 
nahmen, an  welchen  sie  haften,  im  Einzelnen  gehandelt  werden.  Einige  allgemeine 
Betrachtungen  darüber  cuthält  Abschnitt  4  dieses  ersten  Kapitels. 


1.  Abschnitt. 
Natural  -  und  Oddbedarf. 

I.  —  §.  150.  Die  allgemeine  Entwicklung  der  Volkswirtschaft, 
welche  als  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Gcldwirth- 
schaft  bezeichnet  wird,  —  „Naturalwirtschaft"  in  den  beiden, 
verwandten,  aber  doch  zu  unterscheidenden  Bedeutungen  ge- 
nommen (G.  §.  113,  114):  vorherrschende  Eigengewinnung 
der  SachgUter  für  die  eigene  BedUrfnissbefriedigung,  statt 
der  Terkehrsmässigen  Gewinnung  durch  Tausch,  und  ferner: 
natural  wirthsch  aftl  icher  Zustand  der  Tauschwirt- 
schaft —  hat  nothwendig  auch  in  der  F  i  n  a  n  z  wirthschaft  des 
•Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  (Gemeinde)  den  naturalen 
Finanzbedarf  in  Geldbedarf  umgestaltet.  DcmgemUss  hat  der 
Staat  auch  seiner  ehemaligen  privatwirthschaftlichen  Naturalein- 
nahmen  sich  meistens  entledigt  und  die  früheren  Naturalabgaben 
nach  Möglichkeit  in  Geldsteuern  verwandelt. 

V  \V»Knor.  Kinan»wU-..iiM-h»ft.    1.   1.  Aull.  •)<■) 
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Auf  Letzteres  wirkten  auch  speeifisch  steuertechnische  Grande  mit  ein, 
indem  ein  Naturalsystcm  si<h  schwieriger  als  eia  Geldstcuersystem  gerecht  ond 
zweckmässig  einrichten  lasst,  dem  Staate  grosse  Verwaltungslast  macht  und  dem  Be- 
steuerten selbst  immer  weniger  convenirt. 

Die  mit  der  Entwicklung  des  Staatslebens  hinzutretenden 
neuen  Ausgaben  und  Einnahmen  sind  daher  auch  meist  von  vorne- 
herein auf  6  e  1  d  Währung  gesetzt.  Insbesondere  hat  der  P  e  r  s  o  n  a  1  - 
bedarf  immer  mehr  die  Form  des  reinen  Geldbedarfs  angenommen 
(System  der  blossen  Geldbesoldung). 

Selbst  wo  etwa  noch  ein  Theil  der  Gehalte  der  Beamten  in  Naturalien  (Getreide, 
H'dz)  besteht,  dient  dies  mehrfach  nur  noch  als  ein  Maassstab  für  die  Berechnung 
der  Höhe  der  Gehalte  in  Geld  und  die  Zahlung  erfolgt  niebt  mehr  ellcctiv  in  diesen 
Naturalien,  sondern  in  Geld ,  eine  Berechnungsweise ,  welche  unter  Umständen  beibe- 
halten zu  werden  verdient. 

Im  Ganzen  entspricht  die  Verwandlung  des  Naturalbedarfs  in 
Geldbedarf  und  demnach  des  gesammten  Ein  -  und  Ausgangs- 
wesens der  Finanzwirthschaft  in  Geldein-  und  -ausgänge  auch  dem 
HedUrfniss  des  modernen  Staats  und  der  modernen  Volkswirtschaft. 
Das  Rechnungswesen,  der  Mechanismus  der  Finanzverwaltung,  die 
Übersichtlichkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  der  Kosten  des 
Staatswesens  und  der  Empfänge  der  Staatsdiener  gewinnen  ausser- 
ordentlich. Die  wirkliche  ökonomische  Bilanz  der  privatwirth- 
schaftlichen  Unternehmungen  des  Staats  lässt  sich  ohne  reine 
Geldwirthschaft  kaum  sicher  feststellen  (§.  148). 

II.  —  §.  151.  Gleichwohl  giebt  ea  doch  auch  noch  heute 
Fälle,  in  welchen  statt  der  Geldwirthschaft  die  Naturalwirtschaft 
auch  im  Finanzwesen  beibehalten  worden  ist  und  dies  auch 
zu  werden  verdient,  ja  sogar  Fälle,  wo  die  Naturalwirtschaft 
passend  wieder  neu  eingeführt  werden  darf  Solche  Fälle 
liegen  vor  sowohl  bei  Leistungen  Seitens  des  Staats  zum 
Zweck  der  Gewinnung  der  Verfügung  über  Dienste  und  SacbgUter, 
als  auch  bei  Leistungen  der  Volks wirthsc haft,  speciell 
der  steuerzahlenden  Bevölkerung  an  den  Staat  (Natural- 
cinnahuieu  von  den  privatwirthschaftlichen  Unternehmungen,  Na- 
turalsteuern,). Alle  diese  Fälle  lassen  sich  auf  ein  allgemeines 
Princip  zurückführen:  wo  nemlich  die  Privatwirtschaft- 
liehe  Ver kehrsconeurrenz  einerseits  dem  Staat  im  System 
der  Geldwirthschaft  die  naturalen  Güter  und  die  Dienste  nicht 
oder  nicht  sicher  und  nicht  genügend  und  nicht  zu  einem  ange- 
messenen Preise  verschafft,  und  wo  diese  Concurrenz  anderseits 
dem  vom  Staate  mit  Geld  besoldeten  Arbeiter  (Beamten,  Staats- 
^iencr)  die  Bedürfnissbefriedigung ,  deren   Ermöglichung  in  be- 
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stimmter  Menge  und  Güte  ihm  der  Staat  mit  dem  Geldgebalte  ge 
währen  will,  gleichfalls  nicht  ordentlich  verbürgt,  da  lässt  sich  im 
Princip  auch  der  naturalwirthschaftliche  Zustand  im  Finanzwesen 
noch  billigen.  Es  liegen  hier  also  wesentlich  practische 
Mängel  des  privatwirthschaftlicben  Systems  vor,  welche 
eine  Abweichung  von  der  Regel  des  rein  geldwirthschaftlichen 
Verkehrs  im  Finanzwesen  bedingen.   (G.  &  117,  126  ff.,  134  ff.). 

1.  Ein  wirklicher  Naturalbedarf  des  Staats,  der  heute  noch  mit  Natural- 
leistungen an  ihn  befriedigt  werden  muss,  liegt  z.  B.  in  den  früher  schon  erwähnten 
Fällen  der  sogen.  „  Kriegslcistungen  auch  in  gewissen  Naturallieferungcn  für  die 
Armee  in  Friedenszeiten  ror:  die  Versorgung  des  Staatsbedarfs  vermittelst  des  Erwerba 
iin  Verkehr  durch  Geld  reicht  hier  nicht  aus  oder  erfolgt  zu  unverhältnissmässig  un- 
günstigen Bedingungen.  Deshalb  wird  mit  Recht  auf  andere  Weise  Fürsorge  getroffen. 
(S.  oben  §.  76,  S.  Ms.  Bes.  cbaracteristisch  ist  die  Versorgung  des  Pferdebedarfs 
dos  Staats  in  Kriegszeiten,  mittelst  Zwangs  gegen  die  Besitzer," ihre  Pferde  zu  stellen 
und  sie  zu  Friedenspreisen  abzulassen.  S.  mein  Kcichsfinanzwcscn  im  Jahrb.  f. 
(icaetzgeb.  u.  s.  w.  III,  223,  225,  und  unten  Uber  „Militärökonomik4'.)  Auch  der  Fall 
der  Dienstwohnungen  für  Beamte  gehört  hierher,  wenn  nemlich  diese  Wohnungen 
im  Interesse  des  Üiensts  (nicht,  wie  im  folgenden  Fall,  in  dem  des  Staatsdieners 
selbst)  gewährt  werden .  z.  B.  weil  die  persönliche  Nähe  des  Beamten  an  der  Stelle 
seiner  amtlichen  Functionen  erwünscht  odor  nothwendig  ist.  (Dienstwohnungen  für 
Kassen-,  Polizei-,  Post-,  Bahnbeamte,  Institutsvorstehcr,  niedere  Diener  in  Amts- 
gebäuden, zum  Zweck  der  Bewachung,  Reinigung  u.  s.  w.  Neuerdiugs  Werthlegung 
auf  solche  Wohnungen  beim  Eisen  bannpersonal  im  Dicnstintcresse.) 

2.  Umgekehrt  liegt  ein  Naturalbedarf  des  Beamten,  welcher  vom  Staate 
besser  iu  natura,  als  durch  Vermittlung  von  Geld  bofriedigt  wird,  z.  B.  in  dem  eben 
erwähnten  wichtigen  Falle  der  Dienstwohnungen  vor,  welche  im  Interesse  des 
Dieners  gewährt  werden,  weil  letzterer  so  sicherer  oder  besser  und  billiger  die  er- 
forderliche Bedürfnissbefriedigung  erhält.  Von  diesem  Falle  wird  bei  der  Erörterung 
über  Besoldungspolitik  noch  gesprochen  werden.  Einstweilen  ist  zu  beachten,  dass 
auch  hier  eine  mangelhafte  Function  des  privatwirthschaftlicben  Systems  in  der  Volks- 
wirtschaft der  Grund  der  „Rückkehr  zur  Naturalwirtschaft"  ist.  (Warnung  davor 
von  Seelig,  auf  dem  1.  Eisenacher  soc.-polit.  Cougress  1872,  Verhandl.  S.  214. 
Ein  andrer  Fall  ist  die  Brotlöhnung  neben  der  Geldlöhnung  beim  Militär.) 

III.  Hinsichtlich  aller  im  Staatshausbalte  vorkommenden 
Natu  raiausgaben  und  Naturalciunahmeii  muss  dann  aber  die 
Forderung  eines  richtigen,  d.  h.  den  wirklichen  Durch- 
schnittspreisen entsprechenden  G  el  dan  sc  h  lags  gestellt 
werden,  eine  Forderung,  welche  freilich  nicht  ganz  leicht  zu 
erfüllen  ist  und  genau  nirgends,  mehrfach  noch  gar  nicht 
erfüllt  wird. 

Dann  sind  aber  weder  Einnahmen  noch  Ausgaben  des  Staats  ordentlich  zu  über- 
sehen. Die  Forderung  ist  ferner  den  Beamten  gegenüber,  z.  B.  im  Falle  der  Dienst- 
wohnungen, nothwendig  durch  den  Grundsatz  gleichen  Rechts  fürAllo  geboten. 
Daher  z.  B.  hier  richtiger  Anschlag  des  wirklichen  Miethwerths  (also  nicht  bloss 
ond  auch  nicht  allgemein  glcicbmässig  10°/0  wie  in  Preussen,  Baden  u.  a.  L.).  End- 
lich muss  auch  zwischen  verschiedenen  Staatsanstalten,  welche  unter  ein- 
ander im  naturalwirthschaftlichen  Verkehr  stehen,  ein  solcher  richtiger  Geldanschlag 
der  Nataralompfänge  und  Naturalleistungen  erfolgen,  gemäss  der  schon  in  §.  148 
betonten  Forderung. 

22* 
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2.  Abschnitt. 

Der  Personalbedarf  oder  der  Staatsdienst  und  das  Besoldung- 

wesen  (Besoldungspolltik). 

Für  die  folgenden  Erörterungen  über  den  Staatsdienst  s.  bes.  K.  v.  Mo  hl. 
Politik  IL,  847  3'M  II.  vTüb.  18(19),  wonach  im  Wesentlichen  §.152.  8.  auch 
L.Stein,  Verwaltungslehre  1,(1.  Aufl.)  pass.,  342  II*.  (Stuttg.  1865).  A.  Wagner, 
«irundleg.  I.  §.  189  (Einfluss  des  Beamtenthums  auf  die  Feststellung  des  Bereichs 
vier  Staatsthätigkeit).  Lieber  dio  z  Tb.  abweichenden  Verhältnisse  im  Militär- 
dienst unten.  Eine  principielle  Erörterung  der  Resoldungspolitik  bat  der  deutseben 
Finanzwissenschaft  (.auch  noch  bei  Stein)  fast  ganz  gefehlt.  Was  Kau  gab  (5.  A. 
§.  50  ff.)  war  nur  ein  kleiner  Anfang  dazu.  Meine  Behandlung  des  Gegenstandes  in 
der  0.  Aufl.  von  Ii  au  §.  b'l  lf.)  war  der  erste  umfassendere  Versuch.  An  dieser 
Darstellung  ist  auch  in  dieser  8.  Aull,  in  der  Sache  wenig,  fast  nur  im  Material  etwas 
verändert  worden.  Die  allgemeinere  volkswirthsebafts-  und  socialpolitischc  Bedeutung 
des  Gegenstandes  scheint  mir  darin  zu  liegen,  dass  liier  das  Problem  der  Lohn- 
politik unter  besonderen  Umstünden  behandelt  wird.  Die  gewonnenen  Resultate  sind 
uiutatis  mutandis  anwendbar  anf  die  Arboitslohnfrago  überhaupt:  durch  mehr  berufs- 
mässige Organisation  der  gewöhnlichen  Lohnarbeit,  entwickeltes  Arbeiterversicherungs- 
wesen u.  dgl.  soll  dein  Arbeiter  eine  wenigstens  cinigermassen  ähnlich  wie  dem  Beamten 
gesicherte  Stellung  gegeben  und  sein  Arbeitslohn  ähnlich  wie  die  Besoldung  geregelt 
werden:  das  muss  wenigstens  das  Ziel  „socialer  Lohnpolitik"  sein.  Dieser  Gesichts- 
punkt ist  bisher  zu  wenig  beachtet  worden,  auch  von  mir  in  der  <!.  Ausg.  vou  Kau 
noch  nicht  gehörig.  Die  Lehre  von  der  Besoldung  und  von  der  Besoldungspolitik  ist 
ein  wichtiges  Beispiel  dafür,  wie  überhaupt  ausserhalb  des  Systems  privat- 
wirthsch.  Concurrenz  solche  Verhältnisse  zu  regeln  sind  und  das  itn  Bcsoldungs- 
wesen  Erreichte  zeigt,  dass  diese  Kegeluug  zugleich  besser  ist,  als  diejenige, 
wo  die  Arbeit  als  „Wasre"  ihren  schwankenden  Marktpreis  hat.  Insofern  liefert  dieser 
Abschnitt  einen  wichtigen  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Fragen,  welche  die  ökono- 
misch-technische Einrichtung  des  gemeinwirthsch.  Systems  überhaupt  bei  einer  wesent- 
lich veränderten,  mehr  gemein-,  weniger  privatwirthsch.  Organisation  der  Volkswirt- 
schaft betreffen.    Vgl.  Wagner,  (irundleg.  I,  1.  Abth.,  Kap.  3. 

Die  Regelung  des  Besoldungswcscns,  einschliesslich  des  Pensionswesens,  ist  auch 
noch  in  einer  anderen  Beziehung  interessant,  nemlich  nach  der  Seite  der  Entwick- 
lung des  vcrwaltungsrechtlichen  und  des  pri vatrochtliche n  Moments 
aus  dem  Sittenmoment.  Das,  was  Anfangs  dem  Gebiete  der  Gnade,  daher  der 
Sitte  angehörte,  wird  allmälich  in  das  Gebiet  des  Hechts  übertragen.  Dank  ?er- 
änderter  Anschauung  und  demgemäss  veränderter  Au->prUcho  des  Beamten  und  Cou- 
ressionen  der  Staatsgewalt.  In  Betreir  des  Kuhegehalts  des  Beamten  selbst  ist 
dieser  Proccss  wenigstens  bei  uns  bereits  vollständig  vollzogen  :  statt  „Gnadenvcrleihung" 
Gewährung  und  Erlangung  auf  Grund  bestimmter  Hechtssätze.  Bei  den  Wittweu- 
nnd  Waisenpeusioncu  vollzieht  sich  derselbe  Proccss  gegenwärtig  immer  mehr  (ebenso 
bei  den  ..GnadeiKju.irtalen'-  u.  dgl.):  wieder  beachtenswerth  für  die  Regelung  der 
gewöhnlichen  Arbeitslöhne  und  für  die  Bestrebungen  der  Arbeiterversicherung,  in 
denen  sich  Analoges  vorbereitet. 

Dass  Übrigens  die  in  diesem  Abschnitte  betrachtete  Seite  des  Staatsdienstes 
recht  eigentlich  eine  finanztechnischc  ist,  welche  in  die  Finanzwissenschaft  (nicht 
etwa  hur  in  die  Verwaltungsichre)  gehört,  möchte  kaum  zu  bestreiten  sein.  Die  werth- 
vollsto  lohnpolitische  und  lohntheoretische  Vorarbeit  ist  die  treffliche  kleine  Schrift 
von  Engel,  Preis  der  Arbeit,  Berl.  1860  (auch  in  2.  Aufl.).  S.  forner  dess.  Aufs, 
in  d.  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1874.  S.  93  II".  (Preis  der  Arbeit  bei  den  Eisenbahnen 
u.  eb.  1 S7G  S.  417  If.  (Preis  der  Arbeit  im  preuss.  Staatsdienst  1875,  über  dio  Selbst- 
kosten der  Arbeit  cb.  S.  482  11.).  In  geistvoller,  aber  m.  E.  doch  nicht  richtiger  Po- 
lemik gegen  diese  Behandlung  der  Bcsoldungsfragc  bewegt  sich  Ihering,  Zweck  im 
Rechte.  Leipz.  1877,  I.  200  IT.,  wo  die  principielle  Ökonomische  Gleichstellung  von 
Gehalt  und  Lohn  und  die  Forderung  einer  Deckung  der  „Selbstkosten  der  Arbeit*. 
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auch  beim  (ich alt  abgelehnt  wird.  Der  Gehalt,  das  Honorar  sei  kein  Arbeitslohn, 
sondern  nur  «in  Mittel  der  Sustentatiou.  Statistisches  über  Gehalte  ain  Besten 
aus  den  Etats.  Daten  über  deutsche  Gehalte  vielfach  in  d.  guten  „Kleinen  Staats- 
handbuch des  Reichs  und  der  Einzcistaaten".    Bielef.  u.  Lcipz.  lbS3. 

I.  —  §.  152.  Der  Staatsdienst.  In  den  modernen  Staaten 
besteben  verschiedene  Hauptsysteme  der  Besetzung  öffent- 
licher Aemter,  insbesondere  im  sogen.  Civildienst.  Für  die 
folgende  Betrachtung  wird  das  in  Deutschland  übliche,  übrigens 
hier  und  da  auch  sonst  allgemein  und  in  den  meisten  Staaten 
wenigstens  ftlr  einzelne  Beamteukategorieen  (bemerkenswerther 
Weise  namentlich  für  richterliche  Beamte)  verbreitete  System 
zum  Ausgangs  und  Anhaltspunct  genommen.  Hier  werden  be- 
rufsmässige Organe  nach  Erfüllung  gesetzlicher  Vorbedingungen, 
durch  welche  die  Geeignetheit  für  die  Bekleidung  des  Staatsamts 
nachgewiesen  werden  soll,  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  in  syste- 
matischer Ordnung  zu  besoldeten  Aemtern  ernannt.  Die  Er- 
nennung giebt,  sofort  oder  nach  einer  bestimmten  Probezeit,  einen 
Rechtsanspruch,  wenn  nicht  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt 
selbst  (keine  willkürliche  Entlassung  oder  Versetzung  ohne  Ein- 
willigung des  Betreffenden),  so  wenigstens  auf  die  Amtsbesol- 
dung  (Gehalt)  selbst  oder  doch  auf  eine  höhere  Quote  der- 
selben („Wartegeld"),  theils  für  die  Lebenszeit,  theils  auch 
für  bestimmte  längere  Perioden,  worauf  alsdann  Ansprüche 
auf  Ruhegehalt  (Pension)  einzutreten  pflegen. 

Andere  Systeme  der  Aeinterbcsctzung  sind:  besoldete  Berufsbeaintc  ohne  Hecht 
auf  das  Amt  (Frankreich);  für  kürzere  Zeit  durch  Volkswahl  (direct  oder  indirect) 
ernannte  besoldete,  nicht  nothwendig  berufsmässig  gebildete  Beamte  (Schweiz.  Nord- 
amerika); freiwillig  und  ganz  oder  fast  ganz  unentgeltlich  dienende,  gleich- 
falls nicht  immer  berufsmässig  ausgebildete  Beamte  wenigstens  für  gewisse  Aemter 
und  meist  auf  Zeit  (System  der  Ehrenämter,  englisches  Selfgofcrnment). 

§.  153.  Verglichen  mit  diesen  anderen  Systemen  erscheint 
das  deutsche  als  das  kostspieligste  und  insofern  wenigstens 
finanziell  als  das  ungünstigste.  Doch  ist  hier  Folgendes  zu 
beachten : 

1.  Einmal  dürfen  auch  hier  die  Kosten  nur  mit  Rücksicht  auf 
den  Werth  der  Leistung  beurtheilt  werden. 

In  dieser  Beziehung  steht  aber  das  deutsche  System,  welches  doch  vornehmlich 
nur  eine  Conse<iueuz  der  Arbeitsteilung  ist,  sehr  hoch.  Denn  in  den  com- 
plicirteu  Verhältnissen  des  modernen  Staats  steigen  die  Anforderungen  an  die  Qua- 
lität der  Leistungen  der  Arbeiter  im  Staatsdienst  ebenso  wie  auf  allen  anderen  Ge- 
bieten der  VoUswirthschaft.  Man  braucht  mithin  auch  hier  mehr  technisch  und 
specialistisch,  d.  h.  eben  berufsmässig  ausgebildete  Arbeiter.  S.  o.  Jj.  !>,  37. 
Mindestens  berufsmässig  ausgebildete  Organe  werden  daher  auch  in  andere» 
Staaten  für  die  meisten  nicht  eigentlich  politischen  Aemter  immer  mehr  verlaugt. 
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Sehr  bezeichnend  ist  in  diesem  Puncte  die  neuere  Entwickelung  in  England,  be 
sonders  was  das  Prüfungswesen  für  Beamte  anlangt.  Freilich  noch  immer  grosse 
Missstande,  s.  E.  Meier,  Verwaltungsrecht  a.  a.  0..  S.  939.  Dem  Nachtheil,  dass 
der  Festangestellte  leichter  erlahmen  kann ,  weil  er  einigermassen  geschützt  vor  Con- 
enrrenz  ist,  steht  der  Vortheil  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von  der 
Regierung,  aber  auch  von  den  Parteien  im  Volke  gegenüber.  Sowohl  der  Vergleich 
mit  Frankreich  als  mit  der  Schweiz  oder  vollends  mit  Nordamerika  fällt  in  dieser 
Hinsicht  sehr  zu  ünnsten  des  deutschen  Systems  aus.  Ferner  wirkt  die  Aussicht  auf 
Vorrücken  in  höhere  Aomtcr  und  Gehalte  (Avancement),  auf  Auszeichnung  durch 
Ehren  vortheile  als  Ansporn.  Das  „gliedliche  Gefühl",  einem  tüchtigen  Stande 
anzugehören,  welches  durch  das  deutsche  System  besonders  hervorgerufen  wird,  hat 
endlich  wesentlich  gunstige  Folgen ,  neben  denen  die  kleinen  Nachtheile  (Gefahr  des 
Kastengeist^  u.  s.  w.)  zurücktreten,  zumal  wenn  der  Staatsdienst  Jedermann,  der  die 
gesetzlichen  Bedingungen  hinsichtlich  der  (Jualification  erfüllt,  ulfen  steht.  Und  das 
ist  jetzt  fast  allgemein  einer  der  ersten  Grundsätze  der  Verfassungen.  Vgl.  über  dio 
sittliche  Tüchtigkeit  des  pruuss.  Beamtentums  das  hier  gewiss  compotente  Urthcil 
des  Dr.  St ro usber g.  „Str.  u.  s.  Wirken",  Berlin  1876,  S.  152,  auch  E.  Meier. 
Vorwaltuugsrecbt,  S.  846  mit  dem  Worte  Gerbcr's:  „es  ist  ein  Act  der  Gerechtigkeit, 
heule  zu  constatiren,  dass  die  unermesslichc  Entwicklung  und  Cultur  des  Deutschen 
Volks  in  den  letzten  50  Jahren  zum  grossen  Theil  auf  der  Arbeit  des  Staatsdienstes 
beruht."  Wenn  man  endlich  früher  wohl  in  den  Pensionsansprüchen  des  Be- 
amten etwas  halb  Anomales,  nur  seiner  „privilegirten  Lebensstellung"  zu  Verdankendes 
sah,  so  ist  jetzt  immer  allgemeiner  anerkannt  worden,  dass  hier  im  öffentlichen  Dienste 
nur  eine  allgemeine  lohnpolitischo  Forderung  früher  als  im  sonstigen  Dienst- 
verhältnis* erfüllt  worden  ist,  aber  in  letzterem  nach  Analogie  jenes  Dienstes  auch 
immermchr  erfallt  werden  muss  und  wird  (Arbeitervcrsicherungsweseu). 

2.  Auch  im  Kostenpuncte  steht  das  deutsche  System  der 
Aemterbesctzung  ferner  mehr  scheinbar  als  wirklich  im 
Nachtheil  gegen  die  anderen  Systeme. 

Die  Kosten  treten  neinlich  bei  ihm  allerdings  grosscntheils  unter  den  Ausgaben 
des  Staats  hervor,  aber  sie  sind  in  den  anderen  Systemen  doch  auch  vorhanden 
als  Aufwand,  den  die  Volkswirtschaft  für  die  bezügliche  Thätigkcit  der  Beamten 
tragen  muss.  Sie  stehen  also  gleichfalls  im  „volkswirtschaftlichen  Budget" 
des  zwangsgemein  wirtschaftlichen  Systems.  In  letzter  Linie  ist  es  doch  der  Auf- 
wand an  Arbeit,  der  die  Kosten  bildet,  und  wenn  überhaupt  diese  Arbeit  im  Staats- 
dienste geleistet  wird,  so  muss  irgend  Jemand  ihn  bestreiten. 

Im  deutschen  Acmtersystem  geschieht  dies  in  der  Hauptsache  durch  die  Gc- 
saru  tntheif ,  indem  die  Beamten  ihren  Gehalt  aus  den  Staatseinnahmen  (Steuern) 
empfangen.  Dem  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  und  der  richtigen  gleichmäßigen  Ver- 
teilung der  Staatslasten  entspricht  dies  sicherlich  am  Meisten.  Im  System  der 
unbesoldeten  Ehrenamter  belastet  der  genannte  Aufwand  die  Privatbudgets  der 
Frei- Dienenden  als  erhöhte  Ausgabe  oder  verminderter  Erwerb  (Zeitver- 
lust, unmittelbare  Kosten  u.  s.  w.i.  Dies  kann  aus  socialen  und  politischen  Gründen 
gut  und  selbst  in  finanzieller  Beziehung  insofern  ein  Gewinn  sein,  als  es  auf  eine 
Art  Progressiv  be  Steuerung  der  reicheren  und  sonst  unbeschäftigteren  Classcu 
in  einer  für  diese  nicht  lästigen  und  für  die  Gesammteit  besonders  vorteilhaften 
Weise  (durch  Requisition  von  Arbeitsleistungen  gebildeterer  Personen)  hinauskommt. 
Zweckmassigkeitsgründe  sprechen  also  für  die  Eingliederung  dieses  Ehrenamtssystems 
in  passender  Beschränkung  in  unser  deutsches  („bnreaukratisches")  System  oftmals. 
Eine  finanzielle  Tragweite  hat  daher  diese  Eingliederung  auch,  nur  eine  andere 
als  man  meistens  denkt,  und  Kosten  macht  es  natürlich  gleichfalls.  Manches  Hierher- 
gehörige mit  Betonung  der  Ehrenämter,  aber  ohne  richtige  Beachtung  der  im  Text 
gegebenen  finanziellen  Würdigung  der  Sache  bei  Walcker.  Selbstverwalt  d.  Stcuer- 
wesens,  1.  Theil.  S.  auch  (in eist.  Verwalt.,  Justiz  u.  s.  w.,  S.  90  If.  u.  dess.  engl. 
Cominunalverfassung.    S.  124t»  ff.    E.  Meier  a.  a.  0..  S.  894  II. 

Aber  es  knüpft  sich  doch  auch  eine  erhebliche  Gefahr  an  dieses  aristokratische 
Ehrenamtssystem  wie  vollends  an  das  der  niedrig  besoldeten  oder  nur  für  kurze  Zeit 
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ubergebenen  Aemter  in  Deinokratieen.  Nicht  nur  ist  die  Qualität  der  Leistung  oft 
gering,  so  dasä  der  Kostenersparnis»,  welche  der  Gcsammtheit  zu  Theil  wird,  auch 
nur  ein  niedrigerer  Werth  entspricht.  Bedenklicher  in  finanzieller  Hinsicht  ist 
noch,  dass  solch o  Acmtcr  am  Ersten  von  den  zeitweiligen  Inhabern  durch  wider- 
rechtliche Praktiken  aller  Art  ausgebeutet  werden.  Man  denke  an  nord amerika- 
nische Verhältnisse,  wo  man  fast  von  einem  ..System  der  Aemterausbeutung'- 
sprechen  kann.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Amerikas,  S.  40—54.  Dann  erscheint  die 
Ausgabe  für  den  Staatsdienst  allerdings  wieder  nicht  im  Staatsbudget,  aber  do<  h  auch 
im  volkswirtschaftlichen  und  zwar  im  Privatbudget  derer,  welche  sich  jener  Aus- 
beutung nicht  entziehen  können.  Abgesehen  von  allen  politischen  und  ethischen  Nach- 
thcileu  werden  die  Kosten  des  Staatsdienstes  hierbei  auf  die  denkbar  schlimmste  und 
ungleichmässigste  Art  von  den  einzelnen  Staatsangehörigen  bestritten  und  sind 
im  Ganzen  vielleicht  noch  höher. 

Es  erfolgt  also  bei  den  verschiedenen  Systemen  der  Aemter- 
besetzung  doch  nur  eine  verschiedene  Vertheilung  der 
Kosten,  keineswegs  aber  bei  den  andern  eine  immer  an  sich 
günstigere  Vertheilung  oder  eine  wirkliche  Kostencrsparniss  ver- 
glichen mit  dem  deutschen  System. 

3.  Endlich  kann  aber  auch  dem  deutschen  System  etwas 
vom  Ehrenamt  ankleben  und  damit  an  unmittelbaren  Kosten 
im  Staatsbudget  gespart  werden. 

Dies  geschieht  auch  notorisch,  denn  die  grosse  Masse  der  Staatsämter,  beson- 
ders der  höheren,  ist,  verglichen  mit  anderen  ähnlichen  Berufsstellungen,  für  Per- 
sonen gleichen  und  gleich  theucr  zu  erlangenden  Bildungsgrades,  nur  massig  be- 
soldet. Der  besoldete  ßerufsbeamte  wird  mit  durch  die  Ehre  der  Stellung  im 
Staatsdienste,  ferner  durch  besonders  gewährte  Eh  ren vortheile  (Titel,  Rang,  Orden 
u.  dgl.)  bezahlt,  welche  letzteren  einmal  wohl  oder  übel  in  der  öffentlichen  Meinung 
eine  gewisse  Geltung  haben.  Man  hat  dies  vom  ethischen  Standpunkte  öfters  ange- 
Kriffen  und  ebenso  vom  politischen,  ist  jedoch  darin  sicherlich  zu  weit  gegangen. 
Namentlich  iu  dcmolrat.  Republiken  wird  über  die  Ehrcrivortheilc  der  Monarchieen 
(vor  Allein  Orden  u.  dgl.)  oft  gespöttelt.  Dennoch  ist  es  characteristisch  genug,  dass 
man  auf  dgl.  auch  in  solchen  Gemeinwesen  merkwürdig  viel  Werth  legt.  Die 
„Prinzcnhuldigungcn"  in  der  amerikanischen  Gesellschaft  sind  bekannt,  und  in  der 
Schweiz  lässt  sich  jeder  Krämer  und  Gastwirth  gern  nach  seinen  Civil-  oder  Militär- 
amtern  ti  tu  Ii  reu  (Uicbter  u.  ».  w).  Es  liegt  aber  auch  der  vernünftige  uud  sitt- 
lich berechtigte  Gcsichtspiiuct  zu  Grunde,  dass  die  ölfentliche  Anerkennung  durch 
die  Verleihung  eines  Amtstitels  u.  s.  w.  Seitens  der  Staatsgewalt  Werth  hat  und 
haben  soll.  Nicht  das  Titel-,  Ordenswesen  an  sieh,  sondern  der  damit  getriebene 
Missbrauch  ist  das  Lehel.  Dieser  Missbrauch  aber  nimmt  ihm  auch  vielfach  die 
günstigen  finanziellen  Folgen.  Vom  finanziellen  Staiidpnucte  aus  bietet  diese  „Be- 
zahlung mit  Ehrenauszeichnungen"  neben  derjenigen  mit  Geld  ohne  Zweifel  ihre  er- 
heblichen Vonheile  (§.  H\  Die  Ersparung  tritt  in  einzelnen  Fällen  besonders  deutlich 
hervor,  i.  B.  bei  dem  heutigen  Austbeilen  von  Orden  als  Ehrengaben  an  Personen, 
welche  einem  Monarchen  Dienste  leisteten,  statt  der  einstigen  goldeiuin  Tabaksdosen, 
Brillantringe  u.  s.  w.  Nur  muss  freilich  die  Geldzahlung  doch  ihre  angemessene  Höhe 
erreichen,  d.  h  ein  richtiges  Verhältniss  zwischen  materiellem  und 
Immateriallohn  bestehen.  Was  an  Ihcring's  Bemerkungen  über  den  Gehalt  als 
^mischte  l.i.hnforin  und  tbeilweise  „idealen  Lohn"  richtig  ist,  das  läuft  doch  eigent- 
lich auf  das  Zugeständnis*  hier  unter  Punct  •'<  hinaus.  Iii.  hat  zu  ausschliesslich  den 
'igentiieheu  höhern  Dienst  vor  Augen.  Das  vielfach  Zutreffende  seiner  Ausführungen 
»teht  mit  der  Anwendung  der  Theorie  der  Selbstkosten  der  Arbeit  auf  den  Staats- 
«henergchalt,  in  der  von  Engel  und  mir  hier  festgehaltenen  Beschränkung,  nicht  in 
dem  Widerspruch,  den  Ih.  hier  in  der  Polemik  gegen  Engel  (S  203)  aunimmt. 
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II.  Das  Besoldungswesen. 

§.  154.  —  A.  Um  ftir  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  der 
Besoldungspolitik  den  richtigen  Standpunct  zu  gewinnen,  muss 
man  zuerst  die  Besoldung  (den  Gehalt)  des  Staatsdieners  als  eine 
Art  des  ausbedungenen  Arbeitslohnes  betrachten. 

Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  ist  insofern  nur  eine  Anwendung  der 
allgemeinen  volkswirthschafüichen  Lehre  vom  Lohne  auf  eine  spcciclle  Kategorie  von 
Fällen.  Es  lassen  sich  Besonderheiten  nachweisen ,  welche  den  Staatsdienst  als  Ar- 
beitsart von  den  meisten  anderen  Arbeitsorten  unterscheiden.  Diese  Besonderheiten 
haben  bisher  auch  wohl  vornemlich  zu  den  Verschiedenheiten  in  der  Regelung  der 
Gehalte  verglichen  mit  der  Regelung  der  Löhne  für  gewöhnliche  (niedere)  Arbeit  ge- 
führt. Und  mit  Recht  werden  gewisse  Unterschiede  im  System  der  Löhnung  bleiben. 
Aber  neben  den  Verschiedenheiten  besteht  doch  noch  mehr  Gleichartig- 
keit zwischen  der  Arbeit  eines  Staatsdieners  und  derjenigen  jedes  anderen  Arbeiters. 
Es  sind  nur  Dank  einer  richtigen  Lohnpolitik  des  Staats,  besonders  unserer 
deutschen  Staaten,  gegenüber  seinen  Arbeitern,  den  Staatsdieneru,  hier  schon  Lohn- 
verbiiltnisse  geschaffen,  welche  im  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Lohnsystem 
noch  grossentheils  fehlen,  heute  aber  mit  Recht  in  unseren  Culturstaaten  immer  mehr 
als  nothwendig  erkannt  und  erstrebt  werden.  Deshalb  hat  die  finanzielle  Lehre  von 
der  Besoldung  eine  allgemeine  principiellc  Bedeutung  für  die  Lohnlehrc,  muss  die 
Besoldungspolitik  das  Muster  für  die  Lohnpolitik  sein. 

Besonderheiten  des  Staatsdienstes  als  Arbeitsart  treten 
nun  namentlich  folgende  drei  hervor: 

Vgl.  auch  die  guten  Bemerkungen  von  Laspeyrcs,  Art.  Staatswirthschaft  i.  D. 
Staatswörterb.  X,  80,  82—84. 

1.  Die  geforderte  Arbeitsart  besteht  in  einer  Reihenfolge 
niederer  und  höherer  Dienste  gemäss  eines  Systems  aneinander- 
hängender,  allmälig  wichtiger  und  schwieriger  werdender  Aemter. 
Der  Staatsdiener  ist  auf  das  Vorrücken  in  diesen  Acmtern  zur 
Verbesserung  seiner  wirtschaftlichen  Stellung  vornemlich  mit  an- 
gewiesen. Es  ist  daher  nothwendig,  dass  der  in  den  Staatsdienst 
Eintretende  sich  wenigstens  im  Allgemeinen  von  vornherein  für 
ein  Vorrücken  in  eine  solche  Reihenfolge  von  Aemtern  eigne.  Dies 
bedingt  mannigfache  Verschiedenheiten  der  Stellung  gegenüber 
anderen  Arbeitsarten,  besondere  Bedingungen  für  den  Eintritt  in 
den  Staatsdienst  und  Eigenthümlichkeiten  der  Gehaltszahlung. 

Im  Militärdienst,  namentlich  dem  preussischen ,  daher  der  Grundsatz,  dass  der 
im  Avancement  übergangene  Officicr  den  Dienst  quittirt,  für  den  —  Einzelneu  hart, 
aber  für  das  Ganze  und  für  das  Dienstintcresse  doch  nicht  unrichtig.  Das  unbedingte 
Stehenbleibenmüssen  der  Beamten  in  den  niederen  Acmtern ,  wogen  mangelhafter 
Qualifikation  für  die  höheren,  Ist  nicht  wünschenswerth.  Darauf  ist  auch  bei  der 
ganzen  Organisation  des  Dienstes  und  bei  der  Regelung  der  Gehalte  nicht  gerechnet. 
Auch  der  in  unteren  Posten  Befindliche  soll  sich  für  höhere  Stellen  eignen,  sonst  wird 
leicht  auch  seine  jetzige  Stellung  herabgedru«  kt  werde». 

2.  Der  Staatsdienst  als  Arbeitsart  erfordert  in  vielen  Zweigen 
eine  speeifische,  meistens  für  andere  Berufs-  und  Erwerbsarten 
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nicht  nöthige,  mitunter  für  solche  gar  nicht  unmittelbar  brauchbare 
und  doch  kostspielige  („technische")  Vorbildung.  Der  Ueber- 
gang  des  Beamten,  zumal  des  älteren,  in  einen  anderen  Beruf 
ausserhalb  des  Staatsdienste  ist  daher  oft  schwierig. 

a)  Dieser  Umstand  begründet  die  in  der  Praxis  meistens  zu 
findende  Scheidung  des  eigentlichen  Staatsdiensts  oder  der 
höheren  Arbeitsarten  von  den  niederen  Diensten,  die  keine 
solche  Vorbildung  fordern,  in  Recht,  Stellung  und  Gchalts- 
systom. 

Staatsdiener  —  Angestellter,  so  wird  mitunter  der  üuterscMed  bezeich- 
net; in  Baden  z.  B.  eigentliche  Staatsdiener  und  untere  Diener,  wobei  der  feste  Lohn 
der  ersten  technisch  Besoldung,  der  der  letzteren  Gehalt  in  der  Amtssprache 
heisst.  Bei  den  niederen  Angestellten  genügt  allgemeine  Schulbildung.  Allenfalls 
kann  man  zwischen  den  höheren  und  unteren  Beamten  (Dienern)  noch  die  Kategorie 
Subalternbeamte  auch  für  das  Gehaltssystcm  unterscheiden.  Die  Subalternen  bedürfen 
höherer  Schulbildung,  müssen  meist  auch  Prüfungen  ablegen,  aber  brauchen  nicht 
auf  Universitäten  u.  dgl.  zu  studiren.  —  Laspeyrcs  a.  a.  0.  meint,  dass  auch  für 
diu  Beamten  in  allen  denjenigen  Productionen ,  welche  dem  Staate  mit  anderen  Ge- 
mein wirtschaften  der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  gemein  sind,  z.  B.  Unterricht,  Polizei, 
ferner  in  all'  den  Geschäften,  welche  der  Staat  in  Concurronz  mit  Privaten  betreibe, 
die  feste  Anstellung  entbehrlich  sei.  Dies  kann  man  bei  der  letzten  Kategorie 
ron  Beamten  (im  Ackerbau,  Bergbau  u.  s.  w.,  weniger  schon  im  Forstwesen)  zugeben, 
kaum  bei  den  Erstgenannten.  Noch  richtiger  darf  man  aber  umgekehrt  schlichen : 
die  festere  Stellung  des  Staatsdieners  muss  wenigstens  in  cinigemiassen  ähnlicher 
Weise  jedem  Privatbeamten  (bei  Acticngescllschaften  u.  s.  w.)  und  endlich  möglichst 
Überhaupt  jedem  Arbeiter  werden.  Für  die  „Privatbeamten",  welche  z.  B.  bei  Privat- 
bahucn  oft  fast  ganz  der  Willkür  der  Vorgesetzten  unterliegen,  wird  eine  Stellung 
nach  Analogie  der  Staatsstellung  auch  bereits  vielfach  erstrebt  (z.  B.  in 
Oesterreich,  Ztschr.  d.  österr.  Bcamtenveroins). 

b)  Ebenso  rechtfertigt  dieser  Punct  für  den  eigentlichen  Staats- 
dienst den  Kern  des  deutschen  Systems,  nemlich  das  Recht,  nach 
Erfüllung  der  allgemeinen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Quali- 
fikation und  nach  Ableistung  etwaiger  Probezeit,  ein  Staatsamt  mit 
der  Aussicht  auf  Vorrücken  zu  erhalten ;  ferner  den  Rechtsanspruch 
auf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez.  auf  dessen  Gehalt,  um  den 
Beamten  zu  sichern. 

Der  hohe  Werth  einer  solchen  Sicherung  des  Staatsdiencn»  in  Hinsicht  seiner 
bürgerlichen  Stellung  und  der  Nutzen  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von 
der  Staatsgewalt  für  die  Qualität  der  Leistungen  ergiebt  sich  am  Deutlichsten  aus 
dem  Grundsatz  der  Un absetzbar keit  der  Kichtcr,  an  dem  doch  wenigstens  für 
gewisse  (höhere)  Richtcrkategoriun  auch  Staaten  mit  anderen  Systemen  der  Acintcr- 
besetzung  (Nordamerika,  Schweiz)  festhalten. 

3.  Die  Entlassbarkeit  des  also  gestellten  Beamten  ist 
gleichwohl  im  Staatsdienste  aus  Gründen  des  Dienstinter- 
esBes  nicht  immer  zu  entbehren:  zeitweise  Entlassung  oder 
zur  Disposition  stellen,  bleibende  Entlassung  oder  zur 
Buhe  stellen. 
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Dieser  Umstand  in  Verbindung  mit  dem  vorherigen  (Nr.  2) 
bedingt  aber  in  diesem  Falle  eine  Schadloshaltung  des  ohne 
seine  Schuld  entlassenen  Beamten.  Diese  Schadloshaltung  erfolgt 
in  einer  dem  Staatsdienste  nicht  eigenen,  aber  doch  bisher  bei 
ihm  besonders  stark  ausgebildeten  Form  der  Lohnzahlung ,  indem 
letztere  theilweise  auf  die  Zeit  nach  dem  Austritt  des  Be- 
amten aus  dem  (activen)  Dienst  verschoben  wird:  Warte- 
gelder und  Ruhegehalte. 

Die  sehr  beachtenswerte  und  ertreuliche  Weiterentwicklung 
ist  aber  im  Gebiete  des  Staatsdienste  dann  schon  länger  in  der 
Hinsicht  eingetreten,  da ss  auch  dem  Staatsdiener  unter  gewissen 
Bedingungen  das  Recht  gewährt  worden  ist,  aus  persönlichen 
Gründen,  besonders  bei  dauernder  Erkrankung  seinerseits 
seine  Entlassung  unter  Beanspruchung  des  Ruhe- 
gehalts zu  fordern:  das  hier  zuerst  allgemeiner  anerkannte 
lohnpolitische  Postulat. 

§.  155.  —  B.  Grundsätze  der  Besoldungspolitik.  Ans 
den  im  vorigen  §.  enthaltenen  Prämissen  lassen  sich  nun  nachstehende 
Grundsätze  ftlr  die  Regelung  derBesoldung  als  einer  Lohn  - 
art  überhaupt  und  als  einer  speeifisch  eigentümlichen 
Lohnart  für  eine  besondere  Arbeitsart  ableiten. 

1.  Die  in  den  meisten  Zweigen  des  eigentlichen  Staatsdiensts 
geforderte  Arbeitsart  und  Interesse  und  Würde  des  Staats  schliesscn 
die  freie  Anwerbung  der  Beamten  (der  „Staatsarbeiter")  und 
die  Lohn-  oder  Gehaltsbestimmung  in  jedem  einzelnen 
Falle  im  Wege  der  freien  Coucurrenz  gewöhnlich  aus. 

Bekanntlich  war  dies  frtther  weder  in  Deutschland  noch  anderswo  so.  Eiuo 
besouders  characteristische  Abweichung  von  dem  heutigen  Grundsätze  bildete  das 
System  des  Aemterr erkaufs.  obgleich  doch  auch  hier  Dienstrrtcksichtcn  neben 
allen  möglichen  persönlichen  Einflüssen  die  „freie  Concurreuz"  niemals  ganz  zur 
Geltung  kommen  Hessen.  Der  Aemterverkauf  war  namentlich  in  den  Ucbcrgangs- 
staatsformen  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  verbreitet,  als  Finanzoperation  besonders 
in  Frankreich,  aber  doch  auch  im  vor.  Jahrhundert  uutcr  Friodr.  Wilhelm  l.  selbst 
in  Preussen  (Zahlungen  von  Monats-  oder  Vierteljahrsgagen  in  die  Recrutenka&se, 
s.  Riedel,  brand.  preuss.  Staatshaushalt ,  S.  <>7,  Schmoller.  d.  preuss.  Beamten- 
stand  unter  Friedr.  Wilh.  I.  in  d.  Preuss.  Jahrb.  1870),  u.  and.  Staaten.  Erst  in 
neuester  Zeit  ist  dies  System  im  engl.  Heere  für  Oflicierstellen  ganz  beseitigt  worden.  — 
Aehnliche  Falle  ausserhalb  des  Staatsdiensts  sind  die  Verkäufe  der  Stellen  von 
Advocaten,  Mäklern  u.  s.  w.  (noch  heute  in  Frankreich,  in  Elsass-Lothringen  abgeschatit). 

Statt  dessen  verknüpft  der  Staat  in  der  Kegel  passend  mit 
den  Acmtern  fest  systemisirte  Besoldungen  und  überträgt 
dem  Beamten  ein  solches  Amt,  ohne  einen  speciellen  Contract  mit 
dem  einzelnen  Beamten  Uber  die  Höhe  des  Gehalts  zu  schliessen. 
Wenigstens  ist  Letzteres  die  (seltene)  Ausnahme. 
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Eine  Ausnahme  bilden  in  Deutschland  namentlich  die  Professuren  an 
Universitäten  und  anderen  (technischen  u.  s.  w.)  Hochschulen,  gelegentlich, 
aber  selten  auch  Lehrämter  (etwa  Dircctorenstellcn)  an  Gymnasien  u.  dgl.  m.  —  Es 
ist  belehrend,  gerade  wegen  der  Verschiedenheit  der  Grundsätze,  nach  welchen  die 
Besoldungen  im  höheren  Lehrdienst  und  im  übrigen  Staatsdienst  normirt  werden,  die 
folgen  beider  Systeme  zu  vergleichen.  Die  eigentümliche  Stellung  des  höheren 
Lehrdiensts  erklärt  sich  in  Deutschland  ohne  Zweifel  mit  daraus,  dass  für  diese  wissen- 
schaftlichen Berufsarten  niemals  das  particularistische  Prineip,  die  Staatsdiener  nur 
aus  dem  „Inlande"  zu  nehmen,  durchgeführt  werden  konnte.  In  Folge  des  hier 
herrschenden  Berufung»systcms ,  der  damit  verbundenen  speciellcn  Contracte  der  Ke- 
gierung  mit  dem  Lehrbcamten  Uber  die  Höhe  der  Besoldung  u.  s.  w.,  ferner  in  Folge 
der  ausbedongenen  oder  frei  gewährten  Personalzulagen  für  Lehrer,  welche  Berufungen 
an  andere  Orte  ablehnen  u.  s.  w.,  besteht  hier  in  demselben  Amt  (z.  B.  ordentl. 
Professur)  und  in  demselben  Dienstalter  die  grösste  Ungleichheit  der  Be- 
soldungen, z.  B.  im  J.  187t)  in  Freiburg  i.  Br.  1000—2800  fl.  für  d.  Ordinarius,  in 
Berlin  bez.  1870,  1876  u.  1883  400—2500,  1100—4000,  1200—4000  Thlr.  (unge- 
rechnet die  hier  häufigen  Besolduugserhöhungcn  in  Folge  von  Nebenämtern .  Bezügen 
aus  d.  Akademie  u.  s.  w.),  in  Bonn  600—2500,  900—2800,  600—3500,  in  Güttingen 
500-2300,  400—4200,  600—4200,  in  Marburg  800—1400.  800—2000.  1107  bis 
2000  Thlr.,  wozu  auf  d.  preuss.  Universitäten  allgemein  noch  die  Wohnungsgclder 
de?  Orts  treten.  Diese  Ungleichheit  wird  durch  die  ebenfalls  grosse  Ungleichheit  der 
amtlichen  Nebeneinnahmen  (Collegiengelder  u.  s.  w.)  keineswegs  ausgeglichen,  Afters 
möchte  sie  dadurch  noch  gesteigert  werden,  da  nicht  selten  die  Höchstbesoldetcn  die 
höchsten  Nebeneinnahmen  haben  und  umgekehrt  (nicht  nur  nach  den  persönlichen 
Leistungen,  sondern  auch  -  und  gewöhnlich  viel  mehr  —  nach  der  Natur  der 
Fächer,  s.  u.).  Diese  grosse  Ungleichheit  wird  durch  das  hier  im  Gegensatz  zum 
sonstigen  Staatsdienst  herrschende  Concurrenzprincip  wesentlich  mit  bedingt.  Sie  hat 
sicher  auch  ihr  hoch  Bedenkliches;  manche  Schäden,  ja  manche  wahrhaft  hässliche 
Seiten  der  Universitätsrcrhältnisse  erklären  sich  mit  daraus,  da  bei  dem  jetzigen 
System  dem  Gluck  und  Zufall  und  der  —  Connexion,  dem  akademischen  Cliquen- 
wesen (persönlichen  u.  „Richtungsclbjucn")  doch  ein  sehr  grosser  Spielraum  gelassen 
und  die  Gefahr  schlimmen  „Streberthums"  nicht  zu  verkennen  ist:  die  wenig  erfreu- 
liche Folge  des  Concurrenzsystcms.  Man  macht  zu  Gunsten  der  Gehaltsunglcichheit 
hei  den  akadem.  Lohrern  geltend,  dass  nur  so  die  Gehalte  den  Leistungen  angepasst 
würden.  Abgesehen  von  der  Fragwurdigkeit  dieses  Princips  der  Lohnregclung  auf 
diesem  Gebiete  u.  von  dem  hernach  noch  zu  berührenden  Umstände,  dass  die  oft  so 
wichtigen  akadem.  Nebeneinnahmen  sich  nur  nebenbei  nach  den  Leistungen,  vor- 
tiemlich  nach  anderen  Umständen  richten,  warum  kommt  man  denn  ohne  dies  Prineip 
hei  den  Acmtem  im  höheren  Staatsdienst  aus.  wo  der  Gehalt  nach  dem  Amt,  nicht 
nach  der  individoalen  Leistung  unter  den  Beamten  desselben  Amts  sich  richtet?  Der 
Einwand,  dass  hier  im  rascheren  Avancement  der  tüchtigeren  Beamten  die  Aus- 
reichung liege,  trifft  practisch  nicht  zu,  da  zahlreiche  Beamten  ungleicher  Leistungen 
Unge  Jahre  mit  den  gleichen  Gehalten  in  demselben  Amte  stehen.  Die  einzige  Ana- 
logie bietet,  aus  ähnlichen  Coocurrenzgründen ,  die  —  ßühnenwelt  der  Hoftheater. 
Die  Anomalie  des  jetzigen  Zustand»  auf  den  Universitäten  zeigt  sich  u.  A.  darin,  dass 
nirht  selten  die  ältesten  Professoren  die  niedrigsten,  die  jüngsten  die  höchsten  Gehalte 
haben.  Eine  Ausgleichung  wird  zwar  wohl  erstrebt  u.  in  gewissem  Umfange  all- 
mälig  ausgeführt.  Aber  abgesehen  von  den  auch  hier  mitspielenden  Factoren  „Gunst" 
und  „Unguu»t"  hindert  das  herrschende  System  durch  sich  selbst  diese  Ausgleichung. 
Dean  es  inuss  mit  im  Ganzen  gegebenen  Summen  gewirthschaftet  werden ; 
H«huien  davon  die  Einen  den  Löwcnanthcil ,  so  bleibt  für  die  Andren  wenig  übrig. 
Eine  Modificatio  n,  die  nur  in  einer  Annäherung  an  das  Besoldungs- 
system  in  anderen  Acmtern  bestehen  könnte,  wird  namentlich  in  Folge  der 
neueren  politischen  Veränderungen  in  Deutschland  nicht  ausbleiben  können.  Sie 
cristirt  auch  hier  und  da  schon,  indem  man  (so  jetzt  in  Baiern  nach  d.  allgcm. 
(«ihrdtsregulativ  v.  1876)  doch  Zulagen  nach  dem  Dienstalter,  bes.  für  ältere, 
dnrrh  Berufungen  nicht  verbesserte  Lehrer  gewährt,  wenn  auch  nicht  so  regelmässig 
und  vollends  nicht  so  gleichmässig)  wie  im  übrigen  Staatsdienst.  Ein  festes  System 
von  Norm  algehalten,  bes.  mit  M  i  ni  maisätzen ,  wird  doch  auch  hier  zu  erstreben 
sein,  wobei  dann  Personal  zu  lagen  durch  das  Bcrufungswcsen  hinzukommen  mögen. 
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In  Baiern  bat  man  Minimalsätze  eingeführt  (f.  Ordinarien  u.  Extraordinarien). 
In  Preusscn  bestimmte  die  Kön.  V.o.  v.  15.  Juli  1876  (bei  Herrfurth  S.  70) 
einen  D u rchschn.satz  u.  ein  „Normalmaxi mum"  der  Besoldungen  (Berlin  f.d. 
Urd.  bez.  6000  u.  S40Ü.  Extraord.  3000  u.  3600  M..  die  anderen  Univcrs.  in  2  Gruppen 
bez.  5100  u.  7200.  dann  4S00  u.  6000  f.  d.  OrdinA  Ausserdem  stehen  im  Etat 
90.000  M.  zu  Besold  Verbesserungen  u.  Heranziehung  ausgezeichneter  Docenten:  für 
Gebaltsausglcichung  ganz  unzureichend.  Billig  erscheint  namentlich  auch  eine  Ab- 
stufung der  Gehalte  nach  der  Natur  der  Lehrfächer,  so  dass  die  Lehrer  solcher 
Fächer,  welche  stets  wenig  Ncbeneinnahmen  geben,  höhere  (ich alte  haben.  —  Auch 
die  deutsche  Schweiz  hat  an  ihren  4  Hochschulen  (incl.  Polytechnicum)  das 
deutsche  Berufungssystem  und  die  Gehaltsungleichheit.  Auf  den  österreichischen 
Universitäten  hat  man  dagegen  Normalgehalto  (nach  Dienstalter!).  Deccnnalzulagen) 
uud  erst  neuerdings  ausserdem  Personalzulagen  für  einzelne  Lehrer  in  Folge  der 
Annahme  des  Borufungssystoms.  In  Dorpat  (wie  auf  allen  russ.  Universitäten)  herrscht 


beit,  woneben  Collegicngcld .  das  auf  den  eigentlichen  russ.  Universi- 


2.  Die  Höhe  der  Besoldungen  steigt  regelmässig  nach  der 
Bedeutung  der  Aemtcr,  also  in  demselben  Dienstzweige  nach 
der  Stufenleiter  (dem  Rang)  derselben;  ausserdem  aber  auch 
mit  dem  wachsenden  Dienstalter  des  Beamten  in  ein  und 
demselben  Amte.    Beides  ist  angemessen. 

3.  Der  Bezug  eines  unmittelbaren  Einkommenantheils 
des  Staatsdieners  aus  den  von  letzterem  dienstlich  vorgenommenen 
Thätigkeiten  ist  im  Staatsdienst  meistens  unausführbar,  weil  die 
einzelnen  Staatsleistungen  nicht  speciell  verkäuflich  sind.  Er  ist 
aber  auch,  wo  er  an  sich  möglich  wäre,  etwa  mit  Ausnahme  der 
Dienstzweige,  in  welchen  Sachgliterproduction  betrieben  wird,  gegen 
das  Interesse  und  die  Würde  des  Staatsdiensts  (§.  8,  9). 

Bei  eigens  bewirthschaft  Domänen,  Fabriken,  Bergwerken,  bei  Staatseiscn- 
bahnen  kann  von)  Tanti»  mesystem  für  das  höhere  Vcrwaltungspcrsonal  ebensogut 
wie  bei  Privatbahiten  Gebrauch  gemacht  werden,  ßrcnnstoii'prämien  der  Locomotiv- 
fuhrer,  Heizer,  Schmierprämien  der  Waffenmeister  (d.  h.  Antheile  an  dem  Gewinn, 
der  in  Folge  einer  hinter  einem  bestimmten  Maxiinalverbrauch  zurUckbleibeuden  Stofl- 
orsparung  gemacht  wird),  sind  andere  Beispiele.  Mit  Recht  dagegen  in  neuerer  Zeit 
alle  Sportein  uud  Gebühren  bei  der  Justiz,  Polizei  u.  s.  w.  in  die  Staatskasse 
flicssend.  Selbst  wen»  einzelne  solche  Einnahmen  zu  Einoluincnten  der  Beamten  ver- 
wendet werden,  sind  sie  doch  als  Einnahme  und  Ausgabe  der  Staatskassen  geuau 
zu  verrechnen.  (A.  solcher  Emolumentcncinn.  im  preussiseb.  Justizministerium  1SS3 
4.1)47.700  M.,  darunter  der  Hauptposten  v.  4.0  Mill.  M.  au  Gebühren  der  Gerichtsvoll- 
zieher für  Parteiaufträgo).  Aebnlich  die  B  e  u  t  e  im  Kriege  nicht  dem  Soldaten  gehörend. — 

Eine  Ausnahme  bilden  auch  hier  die  Universitäten  (seltener  die  ja  meist 
jüngeren  sonstigen  Hochschulen)  in  Betreu"  des  Collegiengelds,  der  Doctor- 
gebühron,  der  Immatriculatious-  und  Exm atriculationstaxeu  u.  ähnl.  in. 
Das  Doctorwesen  bedarf  auch  in  finanzieller  Hinsicht  dringend  einer  Reform. 
Der  Bezug  der  anderen  Taxen  Seitens  der  Rcrtorcn  .  Prorectorcn,  Dccane  u.  s.  w. 
bildet  ein  kaum  mehr  zu  rechtfertigendes  Ueberbleibsel  früherer  Zeit,  da  hier  Leistung 
und  Gegenleistung  (Arbeit  dos  betr.  WablbeauitciO  meist  in  gar  keinem  Verhältnis« 
stehen.  Massige  tive  Remunerationen  für  die  Mühewaltung  dieser  Wahlbeamten 
würden  der  Würde  des  Ehrenamts  weit  mehr  entsprechen,  bestehen  auch  hier  und 
da  schon.  Für  das  Collegicngcld,  als  Privateinnahme  jedes  Lehrers,  lasset)  sich  triftige 
Gründe  anführen,  fast  ebenso  vielo  aber  auch  dagegen.  Denn  von  don  vier  auf  die 
Höbe  des  Collegiengelds  eines  akadem.  Lehrers  vornomüch  einwirkenden  Factoren 
steht  die  eigene  persönliche  Leistung  u.  individuelle  Lchrtüchtigkeit  in  der  Regel 
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erst  an  vierter  Stelle,  die  drei  anderen  voran:  die  Natur  des  Fachs,  zufällige 
Umstände  u.  Einrichtungen  (Prüf. -Ordnung,  Zwangscollcgien .  Prüfungsfach,  Lehrer 
als  Examinator!),  endlich  die  allgemeine,  vollends  vom  einzelnen  Lohrer  meist 
nur  secundär  becinflusste  Frequenz  der  Universität.  Es  ist  daher  doch  gewiss 
misslich,  dass  sich  im  Bezug  von  Coll.geld  an  derselben  Univers,  unter  den  ord. 
Professoren  Extreme  wie  1  :  100,  selbst  wie  1  :  500  (orient.  Sprachen  —  Pandectcn, 
Anatomie,  Chemie)  linden.  —  Für  einen  Anthcil  der  Lehrer  an  Mittel-  und  Elementar- 
schulen am  Schulgeld  spräche  sogar  mehr  wie  beim  Universitätslehrer  der  Unistand, 
dass  die  Mühe  der  Arbeit  mit  der  (irö.-ise  des  Klassen besuchs  wächst,  während  an 
der  Hochschule  der  ideale  Gonuss  der  Lehrtätigkeit  mit  der  Frequenz  steigt. 
Eine  einseitige  Pancgyrik  des  Collegicngelds  liefert  L.  Stein,  Lohrfreiheit,  Wissen- 
schaft u.  Collegietigcld .  Wien  1S75,  wo  der  Gehalt  der  Ersatz  f.  d.  amtliche, 
das  Honorar  der  Ersatz  f.  d.  ethische  Leistung  des  Professors  genannt  wird!! 
(S.  24).    Es  stände  schlimm  um  unsero  Universitäten,  wenn  dem  so  wäre. 

Zur  Anspornung  des  Beamten  kann  neben  der  Aussicht  auf 
günstiges  Vorrücken  im  Dienst  und  neben  den  erwähnten  Ebren- 
auszeichnungen  allenfalls  ein  freilich  schwer  ganz  objectiv  durch- 
zuführendes System  von  festen  Personal-Gebaltszulagen  oder 
—  was  übrigens  manche  specielle  Bedenken  bietet  —  von  un- 
periodischen  Remunerationen  für  besondere  Leistungen 
und  Diensteifer  dienen. 

Diese  Porsonalzulagen  sind  individuelle,  und  von  den  nach  dem  Dienst- 
alter gewährten  zu  unterscheiden.  Es  scheint,  dass  davon  mehr  Gebrauch  gemacht 
werden  könnte.  Um  dem  Protectionswcscn  u.  s.  w.  keinen  Vorschub  zu  leisten,  Hesse 
sich  vielleicht  in  Collegien  und  bei  Gruppen  von  Subalternbcamten  die  im  Ganzen  be- 
willigte Zulage  (ebenso  dio.  Keinuneration)  nach  Anhörung  des  Collegiums  und  der 
Gruppe  an  die  Einzelnen  vertheilen.  —  Häufig  genug,  besonders  bei  niedern  Dienern, 
erfolgen  die  Itcmunerationcn  fast  ganz  periodisch,  oft  in  bestimmter  Höhe, 
wo  der  Einzelne  dann  nur  eine  feste  Einnahme  darin  sieht.  Dadurch  wird  der  Zweck 
fast  vereitelt. 

4.  Die  Besoldung  für  ein  einzelnes  Amt  und  ein  einzelnes 
Dienstalter  ist  demgemäss  nicht  für  sich,  sondern  nur  im  Zu- 
sammenhang des  ganzen  Aemter-  und  Besoldungs- 
Systems  zu  reguliren  und  zu  beurtheilen. 

Dies  ist  bosotiders  beim  Vergleiche  der  Gehalte  eines  und  desselben  einzelnen 
Amts  in  verschiedenen  Staaten  zu  berücksichtigen.  Es  kann  leicht  sein,  dass  ein  ein- 
zelnes Amt  in  einem  Staate  höher  als  im  andern  besoldet  ist,  dafilr  aber  in  letzterem 
das  Vorrücken  rascher  und  der  Gehalt  in  den  weiteren  Aemtern  besser  ist.  Der  Total- 
gehalt oder  dessen  Durchschnitt  ist  dam»  doch  vielleicht  hier  höher.  Auch  bei  Ver- 
gleichen der  Besoldungen,  z.  B.  im  Staats-  und  Privateisenbahnwesen,  ist  dies  zu 
beachten. 

§.  156.  -  C.  Der  Totalgehalt.  Alle  amtlichen  Bezüge 
eines  Staatsdieners  und  seiner  Familie  auf  Grund  der  An- 
stellung des  erstereu  im  Staatsdienst  sind  als  ein  Ganzes 
aufzufassen,  welchem  man  den  Namen  „Totalgehalt"  geben 
kann. 

Dieser  Totalgehalt  /erfüllt  nach  der  Zeit  des  Bezugs  und 
nach  den  beziehenden  Personen  in  vier  Kategorieen : 
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1.  Der  eigentliche  oder  Ac  ti  vitätsgehalt,  den  der  Be- 
amte während  seiner  Dienstzeit  für  seine  Dienstleistung  selbst 
bezieht. 

2.  Der  Disponibilitätsgchalt  oder  das  Wartegeld, 
welches  der  Beamte  während  einer  zeitweiligen  Entlassung  aus 
dem  activcn  Dien.ste  auf  Grund  seiner  Amtsstellung  bis  zur 
Wiederberufung  in  den  activen  Dienst  bezieht. 

3.  Der  Ruhegehalt  oder  die  Pension  (Alterspension  ins- 
besondere), welche  der  Beamte  selbst  auf  Grund  seiner  einstigen 
Amtsstellung  nach  end giltigem  Austritt  aus  dem  activen  Dienste 
bezieht,  lebenslänglich    (in  der  Kegel)  oder  für  eine  ge 
wisse  Zeit. 

4.  Die  Bezüge  der  nächsten  Familienangehörigen 
des  Beamten,  welche  dieselben  auf  Grund  der  Amtsstellung  des 
Beamten  nach  dessen  Tode  beziehen.    Dahin  gehftren: 

a)  Die  sogen.  Sterbemonate  oder  -Quartale:  der  Fort- 
bc/.ug  des  Gehalts  des  Beamten  Seitens  der  Familie  für  eine  ge- 
wisse (kurze)  Frist  nach  dem  Tode  des  Beamten. 

b)  Die  Wittwenpension,  welche  die  hinterlassene  Wittwe 
des  Beamten,  in  der  Hegel  lebenslänglich  oder  bis  zu  etwaiger 
Wiederverheirathung  nach  dem  Tode  ihres  Mannes,  eventuell  nach 
Ablauf  der  Sterbemonate,  bezieht. 

c)  Die  Erziehungsgelder,  welche  die  hinterlassenen, 
meist  nur  die  unerwachsenen  Kinder  des  Beamten  bis  zur 
Erreichung  eines  gewissen  Lebensalters  beziehen. 

Der  eigentlich*'  (iohalt  des  im  activen  Dienst  sterbenden,  die  Pension  des  auf 
Lebenszeit  zur  Buhe  gesetzten  Beamten  und  die  Pension  seiner  sich  nicht  wieder 
verheirathenden  Wittwe  sind  Leibrenten.  Das  Wartegeld  des  spater  wieder  an- 
gestellten Beamten,  die  Pension  der  .sieh  spater  wieder  verheirathenden  und  in  diesem 
Falle  oft  ihre  Pension  verlierenden  Wittwe  und  die  Bezüge  der  unerwachsenen  Kinder 
sind  Zeitrenten. 

Dieser  Totalgehalt  muss  nun  im  Interesse  des  Staatsdienstes 
selbst  wie  des  einzelnen  Staatsdiener  zwei  Bedingungen  er- 
füllen, die  im  Folgenden  näher  zu  untersuchen  sind: 

1.  Er  muss  Uber  die  muth massliche  Dienst-  und 
Lebenszeit  des  Beamten  (und  seiner  Angehörigen)  richtig 
verth eilt  werden. 

Davon  handelt  §.  157—159.  Bei  der  Regelung  dieser  Vertheilung  treten  die 
Intei.  mm  des  Staatsdienst»  selbst  besonders  mit  hervor.  Im  Eiuzclnen  muss 
Ü6h  \  ieles  richten  nach  der  Natur  des  Staatsdicnsts  als  besonderer  Arbeits- 
art. Es  handelt  sich  daher  um  Eigentümlichkeiten,  welche  der  Staatsbesoldu  n  g 
itfl  l.uhnart  für  eine  besondere  Art  Arbeit  anhangen. 
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2.  Der  Totalgebalt  muss  ferner  in  seiner  Höhe  für  die 
wahrscheinliche  Dienst-  und  Lebenslaufbahn  des  Beamten  und  für 
die  Zeit,  in  der  die  Wittwe  und  die  Kinder  noch  zu  versorgen 
sind,  im  Ganzen  richtig  bemessen  werden. 

S.  darüber  unten  §.  100  (I.  Bei  der  Regelung  der  Höhe  des  Totalgehalts 
müssen  die  richtigen  Grundsätze  allgemeiner  Lohnpolitik  zur  Geltung 
kommen,  in  der  Weise,  wie  es  überhaupt  das  Ziel  iu  dtr  Entwicklung  aller  Lohn- 
verhaltnisse sein  soll  und  wie  es  hier  noch  speciell  durch  das  Interesse  des  Staats« 
diensts  selbst  gefordert  wird.  Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  wird  daher 
namentlich  in  diesem  Puncte  zu  einer  Anwendung  der  allgemeinen  Lohnlehre  auf  einen 
einzelneu  besonderen  Fall  und  ist  dadurch  für  diese  letztere  Lehre  zugleich  mit  belehrend. 

Vgl.  ausser  d.  gen.  Sehr.  v.  Engel  die  Gesetze  u.  d.  Literatur  Uber  die 
äusseren  Verhältnisse  der  Staatsdioner  einzelner  Länder.  Mehrfach  sind 
iu  neuerer  Zeit  theils  allgemeine  Gesetze  Uber  dio  Rechtsverhältnisse  der 
Beamten  überhaupt,  worin  auch  Bestimmungen  übe  Bcsoldungs-  und  Pcnsionswescn 
vorkommen,  th.  Gesetze  u.  höchste  Verordnungen  über  die  Gohalts-  u.  Pensions- 
verhältnissc  speciell  erlassen.  So  u.  A.  das  Deutsche  Rcichsgcs.  v.  31.  März  1873 
über  d.  Rechtsrerb.e  d.  Rcichabeamten  u.  d.  Ges.  über  die  Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  s  w.  der 
Keichsbeamten  d.  Civ.verwalt.  v.  20.  Aug.  1 881 ,  das  w  ürte  m  b.  Ges.  über  Beamten  v.  30.  Juni 

I  Slii,  das  ös ter  r. Ges.  v.  15.  Apr.  1S73  betr.  d.  Rt'ZUgcd.activen  Staatsbeamten,  dasösterr. 
Ges.  v.  dems  Datum  betr.  d.  Activit.bezüge  des  Staatsich rcrpersouals  u.  der  Biblioth  - 
beainten.  d.  baicr.  revid.  Gehaltsregulativ  v.  12.  Aug.  1876,  d.  preuss.  Pensionsges. 
v-  27.  März  1872  mit  d.  Nov.  v.  31.  März  1882  u.  das  preuss.  Ges.  r.  20.  Mai  1882 
über  Wittwen-  u.  Waisengelder,  d.  österr.  Pensionsnormale  v.  9.  Dec.  1866,  verschied. 
Verändcr.  d.  k.  sächs.  Pens.gesetze  (Hauptges.  v.  7.  Marz  1835,  auch  Ges.  v. 24.  Apr.  1851. 
abgeänd.  u.A.  durch  Ges.  v.  9.  Apr.  1S72,  15.  Juni  1874,  u.  bes.  durch  Ges.  v.  3.  Juni  1876, 
Pensionserhöhungen  u.  dgl.  in.);  das  bad.  Ges.  v.  25.  Jan.  1874  (Erhöh,  d.  Pens.") 
u.  ein  and.  Ges.  v.  dems.  Dalum  (Erhöh,  d.  Pens.  d.  Hinterbliebenen).  Dazu  die 
später  zu  erwähnenden  Gesetzo  über  Wohnungsgcldzuschuss  (D.  Keich. 
Preussen,  Baden).  In  den  70er  Jahren,  nach  d.  französ.  Kriege,  in  Deutsch- 
land zieml.  allgemein  Gehalb-  u.  Pensionserhöhungen.  Aus  d.  Literatur  für 
Preussen  u.   A.:   Mascher,  d.  preuss.  Civilstaatsdienst,  2.  Aufl.,  Lpz.  1863, 

II  e  i  nec  k  e ,  die  EinkommcnsverhiUtuisse  der  preuss.  unmittelb.  Staatsbeamten,  Bcrl.  1876. 
Herrfurth,  Etatswcs.  a.  a.  Ü.  Abschn.  VIII  II'.  Meissner,  Handb.  f.  Verwalt.- 
beamte  u.  s.  w.,  Halle  1879.  Ueber  Baiern:  Grün.  Rechts-  u.  Gchaltsvcrhältnisse 
d.  baicr.  Staatsdieucrs ,  Münch.  1880.  lieber  K.  Sachsen:  Lotichius,  sächs. 
Gesetze,  betr.  Civilataatedicner,  Lpz.  1878.  Ueber  Würteinbcrg:  Heberle,  Rechts- 
verh.  d.  wart.  Staatsbeamten,  Stuttg.  1876  u.  R i ecke ,  Verfass.  u.  s.  w.  W.s  S.  97—128. 
Leber  Oesterreich:  Ges.samml.  betr.  d.  Staatsdienst  in  Gest.  2.  A.  Wien  1877; 
Blonski.  öst.  ("iv.pens.vorschriftcn,  Wien  1879.  lieber  Frankreich:  Block  diction. 
Art  fonetionnaircs  u.  pensions.  Statistisches  über  Preussen  in  d.  gen.  Aufs, 
v.  Engel  in  d.  preusa.  stat  Ztschr.  1876;  eb.  18M)  S.  271  H.  Blenck  üb.  d.  Geh. 
verb  d.  höh.  Gemeindebeamten  in  d.  grösseren  preuss.  Städten.  Ueber  W  urtemb. 
Riecke  a.  a.  O.  Dann  M  ushac k c ,  Wartegeld  u.  Ruhegehalt  der  Civilstaatsbcamten, 
Bcrl.  186S  (Gesetzgebung  in  Deutschland,  Oesterreich,  Russland,  Frankreich).  Ueber 
die  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  (auch  beim  Militär):  Wagner,  Roichslin. 
im  Jahrb.  v.  Holtzendorll  III,  125  11'.,  175  II'.  Ueber  dio  neuesten  preuss.  Gesetze  s. 
Elster  in  Conrads  Jahrb.  1883,  B.  41  S.  127. 

§.  157.  —  1.  Hinsichtlich  der  richtigen  Vertheilung 
des  Totalgehalts,  insbesondere  des  eigentlichen  Gehalts  und 
des  Ruhegehalts,  Uber  die  Aemterreihe  und  die  Dienstalter  u.  s.  w. 
sind  folgende  Anforderungen  zu  stellen. 

a)  Der  Zeitpunct  für  den  Heginn  eines  Gehaltsbezugs 
Uberhaupt  und  einer  genügenden  Besoldung  speciell  (§.  ff.) 
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in  einem  Amt  und  Dienstalter  ist  richtig  zu  bestimmen,  nemlich 
so,  dass  der  Beamte  nach  Schluss  seiner  Studienzeit  möglichst 
bald  wenigstens  seine  Sustentationaus  dem  AmtseinkommenerhUlt. 

Namentlich  inuss  die  Zeit  des  unentgeltlichen,  des  etwa  bloss  mit  unge- 
wissen und  im  Gesammtbetrage  geringen  Diäten  oder  Ii  emu  n  eratione  n  bezahlten 
oder  des  ungenügend  besoldeten  Staatsdienst«  thunlich  verkürzt  werden.  Dadurch 
lassen  sich  grosse  Uebclstände,  welche  in  unserem  deutschen  Staatsdienste  immer 
mehr  hervorgetreten  sind,  beseitigen  (Engel,  Preis  d  Arb.  S.  65).  Das  Ziel  tnuss 
sein,  dass  der  Staatsdiener  möglichst  bald  naeh  der  Vollendung  seiner  theoretischen 
Studien,  also  in  der  Kcgol  des  Hochschulbcsuchs,  und  nach  Ablegung  seiner  (ersten) 
Prüfung,  d.  h.  nach  der  Lieferung  seines  QuaJihcationsnach weises,  angemessenen 
Lohn  erhalte,  wenn  auch  die  feste  Anstellung  und  der  Rechtsanspruch  auf  Amt 
oder  Besoldung  erst  nach  Ablauf  von  einigen  (wohl  höchstens  3  bis  5)  Probejahren 
und  nach  Ablegung  der  etwaigen  weiteren  (praktischem  Prüfung  beginnt.  Es  wird 
daher  etwa  durchschnittlich  mit  dem  24.  Lebensjahr  des  Staatsdieners  ein  Lohnbezug, 
mit  dem  27/ — 29  ein  fester  B  esoldu  ngsbezug  beginnen  müssen,  und  zwar 
mindestens  in  der  Höhe,  dass  der  noch  nicht  fest  angestellte  Beamte  aus 
dein  Lohn  ohne  Zuschüsse  der  Eltern  oder  des  eigenen  Vermögens  den  üblichen 
Bedarf  für  seine  Person  allein  und  der  fest  angestellte  aus  der  Besoldung 
den  Aufwand  für  eine  in  diesem  Alter  zu  gründende  Familie  bestreiten  kann 
(§.  100 1. 

Die  Sachlage  ist  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  etwas  verschieden,  aber 
doch  wohl  in  der  Hauptsache  ziemlich  gleich.  Grössere  Verschiedenheiten  bieten, 
namentlich  zu  Zeiten,  die  einzelnen  Dienstzweige.  Die  remuncrative  Periode  des 
preuss.  Justiz-  und  Verwaltungsbearaten  begann  vor  Kurzem  kaum  vor  dem  30.,  der 
Bezug  fester  Besoldung  kaum  vor  dem  33  Jahre  im  Durchschnitt,  eine  FamUie  konnte 
der  Beamte  ganz  aus  dem  Diensteinkommen  höchstens  in  kleinen  billigen 
Orten  erst  in  einem  noch  mehrere  Jahie  höheren  Alter  erhalten.  In  den  70er  Jahren 
sind  die  Verhältnisse  etwas  besser  geworden,  aber  bei  dem  übermässigen  Zudrang 
zum  jurist.  Studium  seit  d.  2.  Hälfte  der  70er  Jahre  beginnt  sich  das  jetzt  bereits 
wieder  zu  ändern  u.  werden  die  Dinge  vielleicht  bald  so  sein  wie  in  den  60  er  Jahren. 

UnserPrinciphatden  grossen  Vortheil,  dass  das  aus  demGchalt  allin älig  zu  amortisirende 
Bilduugskapital  nicht  so  hoch  anwächst  (§.  163)  ;  dass  bei  etwas  frühzeitigeren  Ehen, 
dio  doch  nur  in  geringem  Maasse  die  Gefahr  einer  wesentlich  grösseren  Kinderzahl 
mit  sich  bringen,  die  Zeit,  wo  die  Kinder  erwachsen  sind  und  vor  ihrer  Versorgung 
am  Meisten  kosten,  nicht  in  ein  gar  so  spätes  Alter  des  Beamten  fällt.  Dadurch 
wird  die  Nothwendigkeit  für  den  letzteren  beseitigt,  bloss  aus  Geldrücksichten  mög- 
lichst lange  im  activen  Dienst  zu  bleiben,  um  nur  nicht  die  etwaige  Differenz  zwischen 
Besoldung  und  Pension  zu  verlieren.  Der  Staatsdienst  wird  sich  nicht  mit  Greisen 
überfüllen.  Die  Gehalte  brauchen  in  den  höheren  Acmtern  und  Dienstaltern  nicht 
ganz  so  stark  zu  steigen,  weil  ein  kleineres  Bildungskapital  zu  amortisiren  ist  und  die 
Kosten  der  Kindererziehung  und  Erhaltung  geringer  ausfallen,  wenn  die  letzteren 
auch  beim  Eintritt  in  den  Staatsdienst  selbst  früher  verdienen.  Selbst  dio  in  anderer 
Beziehung  bedenkliche  Ermässigung  der  Pension  gegenüber  der  Besoldung  i§.  159) 
wirkt  dann  nicht  so  schlimm,  wie  jetzt  meistens,  wo  ein  genügender  Gehaltsbezug  viel 
zu  spät  beginnt. 

§.  158.  —  b)  Zwischen  den  Besoldungen  der  auf- 
steigenden Aemter  und  Dienstalter  ist  ein  richtiges 
Verhältniss  herzustellen. 

Die  Gehaltssteigerung  im  höheren  Amt  ist  das  unanfechtbare  Princip.  Aber 
sehr  bedeutende  Ungleichheiten,  sehr  grosse  Sprünge' der  Besoldungen 
namentlich  in  den  unteren,  mittleren  und  der  Hauptmasse  der  höheren  Aemter  sind 
zu  vermeiden.  Sonst  werden  wesentlich  gleiche  Leistungen  zu  ungleich  bezahlt  und 
<ts  tritt  die  Gefahr  des  Protcctionsuuwesens,  der  Augendiencrei  gogenüber  den  Vor- 
gesetzten, des  Übermässigen  Ehrgeizes,  des  Streberthums  und  der  Stcllenjägerei  zu 
sehr  hervor. 
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Die  Normalgehaltsätze  (ohne  Wohnungsgeldzuschuss  in  Preussen  und  Reich, 
in  Oesterreich  incl.  Functions-  und  Activiu-Zulage),  sind  z.  B.  im  Justizdienste: 

Oesterreich 
diess.  Leitha 
1870  1880 
fl.  P.  ö.  W. 


Deutsch.  Reich 
und  Preussen 
1870  1883 
Oberster  Mk. 
Gerichtshof. 
Erst.  Präsid.   18,000  25,000 
u.  Dienst  wohn. 


Baiern 
18S3  • 
Mrk. 


Frankreich 


1865 


Fr. 


1881 


10,500       20,000       12,600       35,000  30,000 


V  ioepr.  u.  dgl.  1 0,500  1 4,000 

Käthe    .    .      9000  12,000 
bis  6600 

Durchschn.  8400  12,000 
Subalt.  (Czl.)B. 

1.  Cl.  4500 
bis  2100 
and.  2700 

bis  1500  1800 


51001 
27001 
3300  ( 

J 


Unt.  B.  (Dien.)  1500 
bis  1050 

Gerichte  2.  Inst. 

Präsidenten 


1650 
1200 


7350 

5880 
4*30 


1130 
bis  730 


700 
bis  400 


Pr.  u.  Dir. 
10,500  14,000 
8 1 00  bis  6000  u.  Mieths- 
entschädig.  od.  Dienstwohn. 
Senatspräs.  7500 
bis  9900 
D.  8700 

Käthe     .    .     5400  6600 
bis  3600  4800 
1).  4500  5700 

Oberstaats- 

anw.  u.s.  w.     5400  9900 
bis  4200  bis  7500 
D.  8700 

Staatsanwälte  4800 

2400 
D.  3600 

Secret.  u.  dgl.  3000  4200 
bis  1800  2100 
I).  2472  3150 

in  Berlin. 
3600 
2100 
I>.  2850 
in  and.  Orten. 
1950  2250 


1.  Pr.  6300 

2.  Pr.  5250 
u.  4200 


u. 
ii 


3150 
2625 
2300 


Wie 
Käthe 


1300 
n.  1200 


<  "an/listen 


bis 


D. 


Cass.  u.  Recb- 
nungnb.    .  . 
1 1883  bei  bis 
PreussJicTis.) 


3300 
2700 


Untere  Diener  1050 
u.  s.  w.   bis  900 


1650 
1950 

4200 
3900 


1350 
960 


u. 
u. 


735 
630 
525 


1600 
bis  500 


A.  Wagnor,  Finanz  wiwnwltaft. 


bis 
1.  n 


420 
300 

Aull 


NU 
\lo,( 


,000 
,000 
D.c.6400 


L>.  4804 


5000 


2200 


D.  1345 


2700 
D.  1760 
D.  1437 
1>.  1050 
646 
460 


7920  u.  6660  25,000 


3100 
2200 
1950 
D.  1800 
ü.  1207 
Ü.  850 
D.  593 
375 

(in  Wien) 
11,400 
6500 


6480  1S.000 
bis  5760  advoc.gen. 

25-20,000  25-30,000 


25,000 

18,000 
u.  proc.  gen. 


bis 


6000 
2400 


9720 


7740 

7025 
5640 
bis  4560 


1800 
bis  1000 


l.Pr.  30,000 
bis  15,000 
D.  17,071 
2.  Pr.  13,750 
„  „  bis  7500 


1 1 ,000 
bis  5000 
l).  5S97 


6000 
3600 
4000 


1800 
1100 


25,000 
15,000 

13,750 
7500 


11,000 
5000 


7820      proc.  gen. 

30-15,000  25—15.000 


6660 
4920 


advoc.  gt'-n. 
13.200—5833 


13,200 
7500 


grell.,  commis. 
S— 2000  V 


2500 


23 
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Deutsch.  Reich 
und  Preussen 
1S70  1^3 
Mrk. 

Gerichte  1.  Inst. 

Präsidenten  .       Pr.  u.  Dir.      Lande»-  u 
6600     11900  Kreisger. 
bis  3900     7500      Pr.  4200 
1).  4300      8700  Vicepr.  3150 
(In  Berlin     u.  2625 
10,500) 


Oesterreich 


1870  1880 
fl.  P.  ö.  W. 


Baiern 

1SS3 
Mrl. 


Frankreich 


«In  Wien)  576u 
17.000 


Dir.  4>00 
bis  4560 


Rüthen. Rieht  3900  6000 
bis  1*>00  2400 
D.  2600  4200 


Staatsanwälte  3900 
bis  2400 


6600 
4S00 
i^Itj  Berlin 
7500) 

Staatsanw.geh.  2100  4800 


Bureau  beamte 


1800  2400 
Bar.-  u. 

Rechn.-B. 

i.  a 

2700  3600 
bis  1650 
Bur.  u.  s.  w 

1650 
bis  1200 
Diener,  Boten  1050 
u.  s.  v.     bis  750 


2000 
u.  1800 
u.  1600 
Bezirke. 
15  u.  1300 
Wie 
Käthe 


u.  Secret. 

1000 
Adjunctcn 

900 
bis  630 


4700 


D.  2977 


D.  3200 

D.  2292 
D.  1000 


4620 
bis  3360 


4920 
bis  2280 


1865 

Fr. 
6 

Pr.  20,000 
bis  3600 
D.  4295 
Vicepr.  10,000 
bis  3000 
D.  4367 
9600 
bis  2400 
D.  3201 


1881 


20.000 
3600 

10.000 
3000 

SOOO 
2400 


2100  Oftic.  Canzl. 
B.  2.C1.  Acccssisten 


2100 
1500 
1350 
800 


20.000 

20,000 

bis  3600 

3600 

D.  4295 

*ooo 

bis  2400 

SOOO 
2400 

greffiers 

6000 

6000 

bis  1000 

1000 

D.  1070 

greif,  commis 

3500 

4000 

bis  1200 

1200 

D.  1490 

630 
bis  367'/3 

420     D.  613 
u.  367'/a 
o.  300 
u.  250 

Für  Preussen  sind  hier  für  1870  die  Satze  mitgetheilt,  welche  im  gröbsten  Theile 
des  Staats  galten  (Gebiet  d.  Vcrordn.  v.  2.  Jan.  1S49  für  Ger.  2.  u.  1.  Instanz).  Im 
Gebiet  des  Appellationsgerichtshofs  Köln  u.  z.  Th.  in  d.  neuen  Prof.  (bes.  in  Hannover 
und  Frankfurt  a  M  )  waren  die  Sätze  etwas  anders,  mitunter  höher,  aber  in  der  Haupt- 
sache doch  wenig  verschieden.  Die  richtcrl.  u.  Staatsanwalt!.  Beamten  bei  d.  Gerichten 
2.  u  1.  Instanz,  z.  Th.  auch  die  Bureaubcamtcn  beziehen  in  Berlin  (z.  Th.  auch  in 
einigen  anderen  grösseren  Städten)  etwas  mehr  als  bei  d.  and.  Gerichten.  Alles  oben  ohne 
Wohnungsgeld.  Einige  preuss.  Richter  bezogen  früher  ans  Nebenämtern  kleine 
Nebcneiunahmen,  ferner  noch  etwas  Gebühren.  —  In  Oesterreich  ist  die  Gcrichts- 
organisation  etwas  verwickelter  als  in  Preussen,  verschiedene  Kategorieen  von  Mittcl- 
beamten  kommen  bei  mehreren  Gerichten  vor.  Bei  den  Gehalten  für  den  obersten 
Gerichtshof  sind  f.  1S70  die  Quartiergelder  eingerechnet  worden  (der  1.  Präs.  bezog 
auch  noch  1200  11.  Personal-  und  Functionszulagc).  Es  fanden  sich  daselbst  u.  A. 
noch  Hofsecretäre  mit  2415,  2205  u.  1995  fl  Das  sämintliche  Personal  der  Gerichte 
2.  u.  1.  Instanz  in  Wien  und  Triest  bezog  neben  den  oben  angegebenen  Gehalten 
noch  'Juartiergclder  in  verschiedener  Höhe  (meist  '/«  — 1/f.  bei  niederen  Besoldungen 
noch  mehr,  bei  höheren  zum  Theil  weniger)  Für  1SS0  beziehen  sich  die  Angaben 
auf  Wien  speciell  u.  zwar  auf  die  Summe  der  Amtsbezüge  der  Beamten  ^d.  h.  nach 
der  jetzt  gesetzl.  Unterscheidung  in  Oest. :  Gehalt,  Funct-Zul.  —  für  die  höchsten 
Stellen.  —  Activit-Zul.,  hier  und  da  Ergänzungs-  u.  Pers.-Zul.i.  In  den  Provinzen  sind 
hier  wie  bei  anderen  Stelleu  bes.  die  Funct-  u.  Activ.-Zul.  kleiner,  die  Gehalte  nicht 
allgemein.  —  In  Frankreich  bezog  1 8*»ö  der  procureur  gencr.  am  Cassaüonshof 
35,000,  der  1 .  advoc.  gener.  25,000  Fr.  Bei  den  unteren  Beamten  (greftiers)  kommen 
wohl  die  Gebuhren  stärker  in  Betracht 

Eine  Vcrglcichung  bis  ins  Einzelne  ist  bei  der  immer  etwas  verschiedeneu  Or- 
ganisation der  Gerichte  und  Function  der  Beamten  nicht  durchweg  möglich.  Doch 
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gestattet  die  obige  Uebersicbt  einen  genügenden  Einblick  in  die  Abstufungen  der  Ge- 
halte. Es  ergiebt  sich  eine  bemerkenswertbe  Aehnlicbkeit  der  Proportionen  der 
Aemterclasscn  in  allon  4  Ländern,  z.  B.  beim  obersten  Gerichtshof,  was  für  ziemlich 
richtige  Nonnirung  spricht.  Selbst  die  absolute  Hohe  der  Gehalte  im  gleichen  Amt 
ist  in  den  Staaten  der  Debersicht  (ind.  Baden  f.  1870,  wofür  oben  Baiern  eingesetzt) 
mehrfach  nahezu  dieselbe,  namentlich  bei  den  zahlreichen  Stellen  der  Käthe,  wo- 
bei in  Oesterreich  mit  Rücksicht  anf  Valuta  und  Preise  der  fl.  kaum  über  Thlr. 
zu  rechnen  ist  (Räthe  2.  Instanz  um  1870  in  Preussen  1500,  Oesterreich  t>o  ge- 
rechnet 1346,  Baden  —  mit  billigeren  Preisen  —  991,  Frankreich  1546  Thlr., 
1.  Instanz  resp.  866,  900,  822,  853  Thlr.).  Seit  1870  in  Deutschi.  u.  Oesterr.  an- 
sehnllcho  Erhöhungen,  in  Frankr.  Gleichbleiben,  selbst  Rcduction  einiger  höchster 
Gehalte. 

In  den  anderen  Dienstzweigen ,  der  inneren  Verwaltung ,  der  Finanzen  u.  s.  w. 
finden  sich  meist  die  gleichen  Gehaltsätze  für  die  Aemter  oder  Stellungen  entsprechen- 
den Rangs,  so  dass  die  Daten  über  den  Justizdionst  als  typische  Beispiele  dienen 
können.  Der  Civildicnst  im  Deutschen  Reich  ist  im  Allgcm.  nach  den  preußischen 
Sätzen  bezahlt.  Näheres  über  Preussen  i.  d.  Aufs.  v.  Engel  im  Jg.  1876  der 
stat.  Ztschr.  Hier  wird  für  1875  berechnet:  Durchschn.-Geh.  der  höheren  Beamten 
40S2  M.,  der  Subalternb.  1884,  der  Ünterb.  1020,  sonstiges  1286.  alles  ohne  Wohn- 
Geldzuschuss.  Es  war  bei  diesen  4  Beamtenclassen  die  Zahl:  bez.  9499,  25*433, 
39-217,  313,  Bosoldungsaufwand  des  Staats:  bez.  38.78,  47.91,  40.01,  0.40  Mill.  M. 
Der  gesammte  Besold.- Aufwand  im  preuss.  Staatshaush.  131.44,  die  Wohnungsgeldzu- 
schüsse 14.56,  and.  persönl.  Ausgaben  34.51,  zus.  180.51  Mill.  M.  Ausserdem 
hatten  7480  Beamte  Dienstwohnungen  von  i.  G.  75,839  Beamten  im  Hauptamt  und 
1277  im  Nebenamt  (a,  a.  0.  S.  419,  481). 

a)  Die  höchsten  Stellungen  im  Staatsdienst,  welche  ohne- 
dem häufig  einen  gewissen  Repräsentationsaufwand  mit  sich 
bringen,  werden  mit  Recht  mit  bedeutend  höheren  Besol- 
dungen dolirt,  als  die  übrigen  Aemter. 

Jedoch  sind  auch  hier  zu  grosse  Abstände  von  den  übrigen  Besoldungen, 
vollends  wenn  diese  Stellen  am  Ende  nur  auf  Kosten  der  ungenügend  bezahlten  unteren 
und  mittleren  Aemter  besser  ausgestattet  sind,  zu  vermeiden  (Gefahren  in  Monarchieen 
verglichen  mit  Republiken).  Die  Bcsoldungscumuliru ngen  in  den  höchsten  Aem- 
tern,  indem  den  Inhabern  der  letzteren  noch  andere  Stellen  oder  gar  blosse  Sinecurcn 
übertragen  werden,  lassen  sich  noch  weniger  rechtfertigen.  Grosser  Missbrauch  be- 
kanntlich unter  Napoleon  III.  mit  Aemtercumulirungcn,  Sinecureu  u.  s.  w.  für  die 
Marschälle,  hohen  Staatswürdenträgern.  Senatoren,  wobei  einzelne  Günstlinge  es  auf 
mehrere  hunderttausend  Frank  Staatsgehalte  brachten! 

Normalgehalte  für  die  höheren  Ministerialbeamten  u.  einige  andere 
höhere  Posten  im  Staatsdienste  sind: 

Preussen  Oesterreich      Baiern  Frankreich 

um  1870     1883         1870         1880        1883        1870  1881 
M.  fl.  M.  fr. 

Minister    .    .    36,000     desgl.       14,700       20,000    Minister    100,000  60,000 
nebst  fr.  incl.  Quar-  21,600    einige  mit 

Wohn.  u.  ticrgeld  u.  (davon  74     30.000  • 

Mobil.  16,800  Geh.,1/«  Repräs- 

nebst  fr.  Wohn.         Funct-Zul.  Aufw. 

u.Repr.-G.) 

ünterstaatsseert.  13,500    15,000       7350        10,000  60,000  25,000 

u.  dgl.  (Minist.-  im  Staats-  u. 

Dir.JSect-Chcfs).  rath  30,000 

25,000 
u.  20,000 
in  and.  Min. 

23* 
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Preusscn.  Oostcrreicli.     Baiorn.  Frankreich, 

um  1870     1883         1870       1880        18S8         1870  1SS1 
M.  fl.  M.  fr. 


Vortrag.  Käthe  »000 

0000  Min.-K. 

25.000 

l>Ls  0600 

7500  5*S0 

D.  c 

0660 

im  Staats- 

10,000 

I).  7M>0 

8700  bis  4830 
Sectiousr. 
3570 
bis  3045 

o:ioo 

c.  380t) 

bis  7020 

rath.Cab.-u. 
Div.-Chefs  in 
and.  Minist 
e.  12—15,000 

12,000 
15,000 

Provinz.chcfs.  Oben>r. 

Statthalter 

14,400 

Präfectcn 

Seiue-Pr. 

21,000 

desgl.      d.  gröss. 

D.  23,380 

50,000 
And.  iu 

u.  freie 

Pro?. 

Wohnung 

0-8000 

7—8000 

3  Clasüeu 

Heg.- Präs. 

nebst 

35,000 

1 0,500 

11,400  5-10,000 

5—10.000 

24,000 

u.  freie 

desgl.  Funct.-Zal. 

18,000 

Wohn. 

u.z.Th.  fr. 

Unter- 

(oder 

(oder  Wohn. 

präf. 

1800) 

240t»—  Land.-Pris. 

7000 

Iboo)  d.  klein.  Prov. 
4000 

7000 

6000 
4500 

nebst  4000  4000 
Funct.-Zul. 

Einzelne  Minister,  wie  die  des  Acussern,  des  K.  Hauses,  Min.-Präsidenten  er- 
halten öfters  ausserdem  grössere  Kepräscntationsgclder.  (Baiorn  Min.  d.  Acuss.  i.  G. 
z.  B.  32,400  M.).  Wegen  letzteren  Umstands  bedeutend  höhere  Emolumeutc  der  Ge- 
sandten. In  (teste  rr.  Min. -Präs.  12.000  Ii  Geh.,  14,000  Kl.  Funct.  -  Zulage ,  die 
Dep.-Min.  bez.  10.000  fl.  und  10,0U0  fl,  dazu  z.  Th.  freie  Dienstwohn.  In  Baicrn 
Dep.-Minister  10,800  M.  Geb.,  je  5400  M.  Funct.  -  Zulage  u.  Bepräsent.- Kosten.  Die 
französische  Eintheilung  innerhalb  der  Ministerien  gestattet  keinen  ganz  genauen 
Vergleich  mit  der  der  deutschen  Staaten.  Die  Ministerbesoldung  war  im  kais.  Frank- 
reich jedenfalls  unverhältnissmässig  hoch.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Frankreichs  S.  31. 
Auch  in  Preusscn  ist  die  Besoldung  des  Ministers,  wenn  man  freie  und  meublirte. 
mit  allem  Hausrath  versehene  Wohuung  auf  6000  M.  anschlägt,  relativ  hoch  verglichen 
mit  der  Bezahlung  der  Käthe,  früher  mehr  als  das  Fünffache,  jetzt  etwa,  mit  Zuschlag 
des  Wohnungsgelds  von  1200  M.  bei  den  Käthen  c.  das  Vierfache,  in  Oesterreich 
(obige  Zahlen  incl.  Functionszulagc)  doch  nur  etwa  das  2%— 3  fache.  Der  Fehler 
liegt  in  Preussen  aber  nicht  in  zu  hoher  Besoldung  der  Minister,  die  vielmehr  selbst 
zu  niedrig  ist,  sondern  in  immer  noch  zu  niedriger  der  Käthe.  Einige  der  letzteren 
haben  in  Preu&scn  wohl  Nebenämter  mit  kleinen  Gehalten  oder  Kcmuneratioucn.  Im 
Deutscheu  Kcich  bezieht  der  Keichskanzlcr  54,000  M.  Gehalt,  die  Staatasccretäre 
20,000,  24,000,  36.000  M.,  allo  mit  fr.  Dienstwohn  Directoren  u.  Vortrag.  Käthe  wie 
in  Preussen.  Im  K.  Sachsen  Minister  21,000,  Minist.- Direct.  11,000,  Min.- Käthe 
0000—7200,  Prov. -Chefs  (Kreishauptleute)  11,000  M.  In  Würtemb.  Min. -Präs. 
23.143,  Depart.-Min.  18,000,  Min. -Dir.  6S00,  Min.-Käthc  6400—4400,  Prov.-Chefs 
0M)0  — 0400  M.  In  Baden:  Min.-Präs.  14.400,  Dep.-Min.  12,000,  Min.-Kithe 
6800  —  3500.  —  In  Nordamerika  und  der  Schweiz  siud  die  Gehaltsuuterschicdc 
zwischen  höheren  und  niederen  Beamten  viel  kleiucr.  S.  auch  Hock,  Finanzen 
Amerikas,  S.  38. 

ß)  Gehaltssteigerungen  nach  dem  Dienstalter  in  dem- 
selben Amte  sind  im  Dienste  der  modernen  Staaten  auch  deshalb 
geboten,  weil  die  Zahl  der  Beamten  in  höheren  Aemtern 
regelmässig  eine  so  viel  kleinere  wird. 

Es  muss  deshalb  ein  grosser  Theil  der  Staatsdiener  nothwendig  lange  in  niedrigeren 
Aemtern  stellen  bleiben.    Die  Zulagen  na«h  dem  Dienstalter  müssen   dann  um  so 
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häufiger  und  bedeutender  sein,  je  später  der  Beamte  in  genügende  Besoldung  eintritt, 
wahrend  sie  seltener  und  geringer  sein  können,  wenn  die  im  vorigen  §.  gestellten 
Anforderungen  erfüllt  werden. 

Theilt  man  z.  B.  die  Boamten  des  preuss.  Juztizdieostes  nach  der  ungefähren 
Gleichheit  ihrer  Gehaltsbezüge  u.  Rangverhältnissc  in  Classcn,  so  erhält  man  (incl. 
Rhein.  Sprengel)  im  preuss.  Staate  alten  Umfang»  um  1870:  I.  Ciasso  1  Stelle  (Präs. 
d.  Obertrib.).  —  II.  Cl.  47  Stellen  (Viccpräs.  desselben,  Generalstaatsanwalt,  Präs. 
2.  Inst.,  Generalprocnr.).  —  III.  Ol  54  Stellen  (Käthe  u.  ObcrstaaUanw.  am  Obcrtrib.).  — 
IV.  Cl.  030  Stellen  (Präs.  d.  Ger.  1.  Inst,  Käthe  2  Inst.,  Oberstaatsanw.  bei  Ger. 
2.  Inst,  Gcneraladvoc,  Oberprocur.).  V.  Cl.  2b  14  Stellen  (Richter  1.  Inst.,  Staats- 
anwälte, Procnratoren,  Landgerichtsassessoren  am  Rhein).  —  Gegenwärtig  (I  S83>  er- 
giobt  eine  ähnliche  Berechnung  f.  d.  ganzen  preuss  Staat  (incl.  Reichsgericht,  indem 
607©  der  Senatspräs.  u.  Rätho  auf  Preusscn  gerechnet  werden):  I.  Cl.  t  (Präs.  d.  * 
Reichsgcr.);  II.  Cl.  18  (Senatspräs.  u.  Oberreichsanwalt  d.  Reichsger.,  Präs.  d.  Ober- 
landcsgcr);  III.  Cl.  37  (Rätho  u.  Staatsanwälte  am  Ruichsger.V,  IV.  Cl.  IUI  vSen.- 
präs.  u.  Oberstaatsanwälte  d.  Oberlandcsgcr,  Landgcr.präs.);  V.  Cl.  504  (Räthe  am 
Oberlandesger.,  Dir.,  erste  Staatsanwälte  d.  Landgerichte);  VI.  Cl.  3547  (Staatsanw. 
bei  d.  Obcrlandesger.,  dsgl.  bei  d.  Landger.,  I«md lichter  u.  Amtsrichter  bei  letzteren). 
Die  „Carriereu  im  Just.dienst  ist  hiernach  für  die  oberen  Stollen  (Cl.  I— III)  und 
für  die  mittleren  (Cl.  IV  in  1870,  Cl.  IV  u.  V  in  1883)  noch  ungünstiger  ge- 
worden, denn  damals  kamen  auf  1  der  höheren  Stellen  27.0,  auf  1  der  mittleren  44,7 
unterste  Jnstizbcarafe,  jetzt  bez.  03,3  u.  55,1,  d.  h.  fUr  den  Richter  1.  Instanz  ist  die 
Chance  in  den  mittleren  Dienst  zu  kommen  um  23%,  in  den  höheren  Dienst  um 
120°/0  schlechter.  Die  höheren  Aemtcr  werden  erst  in  höhcrem  Alter  erreicht,  wo 
die  Zahl  der  Aspiranten  durch  Tod,  Pcnsiouirung  u.  Uebergaug  in  andere  Zweige 
schon  stark  gelichtet  ist,  verglichen  z.  ß.  mit  dem  Personal  in  1.  Instanz,  aber  immer- 
hin zeigt  die  grosse  Verschiedenheit  der  Stellenzahl  die  Richtigkeit  der  Bemerkung 
im  Texte. 

Zur  Durchführung  dieser  Forderung  giebt  es  verschiedene 
Wege,  namentlich  folgende  drei:  Einmal  1)  das  ältere  System, 
Aemtcr  derselben  Kategorie  und  Klasse  an  verschiednen 
Orten  mit  verchiednen  Gehalten  zu  versehen  und  die  Beamten 
dann  durch  örtliche  Versetzung  in  höhere  Gehalte  aufsteigen  zu 
lassen,  was  indessen  vielfach  sachlich  nachthcilig  und  mit  anderen 
Kosten  sowie  mit  Belästigungen  für  den  Beamten  verbunden  ist, 
daher,  wie  es  auch  jetzt  meistens  geschehen  ist,  besser  auf- 
gegeben wird.  Sodann  2)  das  (preussische)  System,  für 
jedes  Amt  einen  Durchschnittsgehalt,  ein  Minimum,  ein 
Maximum  und  zwischen  beiden  feste  Gehaltsstufen  einzu- 
richten, wobei  der  Beamte  mit  dem  Minimum  beginnt  und  nach 
und  nach  in  die  anderen  Stufen  aufsteigt.  Letzteres  hängt  hier 
zwar  nicht  direct  von  der  vorgesetzten  Behörde  ab,  wohl  aber  von 
zufälligen  nnregelmässigen  Ereignissen,  wie  von  Todesfällen, 
Pensionirungen ,  sonstigem  Ausscheiden  der  Vormänner  aus  dem 
betreffenden  Amte  ii.  dgl.  m.  Dadurch  wird  das  Ob  und  Wann 
des  Aufsteigens  ganz  unsicher  und  oft  sehr  ungleichmässig  für  die 
einzelnen  Hintermänner,  mitunter  sehr  rasch,  mitunter  sehr  lang- 
sam. Daher  verdient  wohl  3)  das  System  fester  Dienstalters- 
zulagen für  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  5,  Quinquennial- 
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Zulagen,  besser  als  Decennialzulagen,  was  eine  zu  lange  Periode 
ist)  für  Beamte,  welche  in  demselben  oder  in  einem  nach  Rang 
und  Gehalt  gleichstehenden  Amte  dienen,  den  Vorzug.  Es  macht 
diese  Zulagen  unabhängig  von  jeder  WillkUhr  der  Vorgesetzten, 
bedingt  trotzdem  keine  Erlahmung  des  Diensteifers  oder  Nach- 
lässigkeit im  Dienste,  weil  das  sonstige  Avancement  und  die  Dis- 
ciplinarbefugnisse  der  Vorgesetzten  ja  bleiben.  Es  steigert  viel- 
leicht beim  ersten  Uebergang  von  dem  zweiten  zu  ihm  den 
Besoldungsaufwand  für  die  Staatskasse  etwas,  aber  nicht  noth- 
wendig  oder  doch  nur  in  solchem  Maasse  auf  die  Dauer,  wie  es 
durch  das  wahre  Interesse  nicht  bloss  des  Staatsdieners,  sondern 
auch  des  Staats  selbst  gefordert  wird. 

In  Preusscn  u.  dana<  h  im  Reichsdienste  besteht  das  zweite  System.  S.  die 
obigen  Statist.  Daten  über  die  Gehalte,  z.  B.  Oberlandcsgcrichtsräthc  Durchschu.geh. 
5700,  Grenzen  4800— 660U,  Stufen  von  600  M.,  Richter  1.  Instanz  bez.  4200,  2400 
bis  6000,  Stufen  v.  300  M.  Man  plant  jetzt  (1883 >  ein  neues  Beamten  besolduog»- 
gesetz,  bd  welchem  der  Uebergang  zu  dem  dritten  System  wohl  ernstlich  erwogen 
werden  wird. 

Letzteres  besteht  mehrfach,  so  auch  im  neuen  Gehaltsregulativ  v.  1S76  in 
Baiern.  Hiernach  erfolgen  für  die  Staatsdiener,  mit  Ausnahme  der  I.  Gasse,  regel- 
mässige Qoinquennial-Alterszulageii,  bis  zur  VIII.  CI.  meistens  um  ISO  M., 
insbes.  v.  5.  Quirnjuennium  (21.  J.i  an  um  ISO  M.  Von  der  IX.  Cl.  an  steigt  der 
Gehalt  schon  nach  3  Dicustjahrcn ,  alsdann  vom  6.  Jahr  au  auch  nach  (Juinqucnnien. 
Beispiel:  I.  Cl.  Minister  10,800  M.  Gehalt,  dazu  5400  M.  Functionsgebalt  und 
5400  M.  Kepräsentationsgclder.  —  II.  C).  z.  B.  Ministerialräte  nach  Quinquennicn : 
6660-7020—7380—7740  M.,  nach  20  J.  ISO  M.  Plus,  bis  zum  Max.  v.  7920  M.  — 
III  Cl.  z.  B.  Operappellräthe :  5760— 6120— 6300— 64S0  —  dann  180  M.  Plus.  — 
IV.  CI.  z.  B  Appellräthe:  456O—4020—52S0—546O  —  dann  180  M.  Plus.  U  A. 
auch  feste  Minimalgehalte  für  die  Universitätslehrer  mit  solchen  Alterb- 
zulagen: ord.  Prof.  1200—4560—4740—4020  —  dauu  1S0M.  Plus,  aussorord.  Prof. 
31S0— 3360-3540— 3720  —  dann  180  M.  Plus. 

In  Oesterreich  (Ges.  v.  15.  Apr.  1873;  besteht  jetzt  folgende  Einrichtung: 
Die  Beamten  zerfallen  in  1 1  Kau  gelassen,  die  4  obersten  mit  Gehalten  in  Einer  festen 
Ziffer  (12000.  10000,  S000,  7000  fl.)  u.  mit  Functionszulagen  (1.  Cl.  14000  IL. 
nur  d.  Min.präs.,  2.  Cl.  10000,  Minister,  Präs.  d.  oberst.  Ger.hofs  u.  d.  Rechn.hofo, 
3.  Cl.  10000  -1000,  Statthalter  u.  a.,  4.  Cl.  4000—1000  fl.).  die  7  anderen  mit  je 
einem  dreistufigen  Gehalte  u.  Vorrückung  darin  nach  5  Jahren  (also  beschrankte 
Quinqu.zulagen ,  Cl.  V  4500,  5500.  6000,  Cl.  VI  2800.  3200,  3600,  Cl.  VII  2000, 
2200,  2400.  Cl.  VIII  1400,  1600,  1S0O,  Cl.  IX  1100,  1200,  1300,  Cl.  X  900,  950, 
1000,  Cl.  XI  600,  700,  800  fl.)  und  Activitftts Zulagen  nach  diesen  Classen  und 
nach  Ortsclaaseu  (Wien,  z.  B.  300,  400,  500.  600,  700,  S00,  1000  fl..  Orte  Uber 
50,000  von  10—50,000  u.  unter  10,000  Einwohnern). 

§.  159.  —  c)  Der  Zeitpunct  für  den  Beginn  eines 
Anspruchs  auf  Ruhegehalt,  die  Höhe  dieses  letzteren 
und  das  Vcrhältniss  desselben  zum  Gehalt  im  activen 
Dienste  muss  richtig  bestimmt  werden. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  Bestimmungen  Uber  Ruhegehalt  und  Wartegeld  im 
Staatsdienste,  aber  auch  der  Mangel  klarer  und  wissenschaftlich  begründeter  Principien 
ist  gross,  namentlich  auch  in  Deutschland.  Vgl.  Mushacke  a.  a.  O.  Die  ungün- 
stigsten Bestimmungen  in  Preusscn  und  im  Deutschen  Reich  selbst  nach  den  Ver» 
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besseruugeu  ?.  1872,  im  Ganzen  dio  gunstigsten  in  Kussland.  S.  d.  neae  preass. 
Pensiousgcsctz  v.  27.  März  1 S72  (f.  d.  unmittelb.  Staatsbeamten)  u.  Novelle  v.  31.  März  1882, 
dann  d.  Reichsgcs.  Ober  d.  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  v.  31.  März  1873 
(darüber  mein  Aufs,  iu  Holtzendorfl's  Jahrb.  Uber  Reichsfin.,  III,  175  ff.),  womit  das 
neue  Militärpensionsgesetz  r.  27.  Juni  1871  zu  vergleichen  ist  (ebendas.  S.  105  II.). 
Auf  die  aparten  Verhältnisse  des  Milit&rpensionswesens  wird  hier  nicht  näher  einge- 
gangen (s.  darüber  meinen  gen.  Anfs>atz\  Der  sachlich  begründete  Hauptunterschied 
beruht  naturlich  darauf,  dass  beim  Militär  im  Kriege  durch  den  Dienst  selbst 
die  Dienstuntauglichkeit  bewirkt  wird  und  leicht  und  sicher  dies  Causalmoment  sich 
nachweisen  lasst.  Heber  eine  Analogie  des  Civildieusts  auch  hier  s.  a.  a.  0.  S.  178. 
Andere  Unterschiede  sind  sachlich  kaum  geboten,  denn  das  Ausscheiden  wegen 
verminderter  körperlicher  Tüchtigkeit  wäre  nicht  nur  im  Militärdienst  erwünscht, 
wenn  auch  in  beiden  Zweigen  in  dieser  Hinsicht  ein  verschiedener  Massstab  anzu- 
legen ist. 

Es  empfiehlt  sich,  entgegen  einer  verbreiteten  Anschauung 
und  Staatspraxis,  welche  eine  falsch  verstandene  Sparsamkeit 
über  die  wahren  Interessen  des  Staatsdienstes  selbst  (keineswegs 
nur  des  einzelnen  Staatsdieners)  setzen,  folgende  Einrichtung. 

«)  Der  Beginn  eines  Anspruchs  auf  den  Genuss  eraes 
Ruhegehalts  (Pension)  Uberhaupt  darf  nicht  zu  spät  eintreten, 
passend  etwa  nach  vollendetem  fünften  Dienstjahre.  Es  soll 
aber  hier  die  Pension  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  des  Gehalts, 
z.  B.  ein  Viertel  erreichen. 

So  in  Anhalt  bei  5  und  weniger  Dienstjahren  */i«  von  Gehalten  über  und 
"/,,  von  Gehalten  unter  300  Thlr.  In  Baden  von  dem  (bei  Beträgen  von  über  GOO  11. 
bei  der  Pensionirung  stets  um  %  verkürzten)  Gehalt  vom  vollend.  5.  bis  10.  Dienst- 
jahro  70%  (d.  i.  56%  v  ganzen  Gehahl,  in  Hessen  iu  d.  ersten  10  Dicnstjabreu 
70%.  in  Baiern  dsgl.  70,  resp.  SO0/,».  Auch  die  meisten  and.  D.  Kleinstaaten 
geben  v.  Anfang  an  Ansprüche  auf  Ruhegehalt,  dsgl.  Frankreich  v.  t>.  Jahre  an 
(10%),  Russland  in  gew.  Fällen  v.  5.  an  f33V9%>.  Würtcmberg  v.  vollend.  9. 
au  (40%>,  Sachsen  v.  vollend.  10.  an  (30%).  Oesterreich  desgl.  nach  d.  neuen 
Vcrordn.  v.  9.  Dec.  1866  (33  73%),  Preusscn  nach  d.  Pensionsregl.  v.  30.  April  1825 
dagegen  erst  v.  vollend.  15.  J.  an  (von  da  ab  bis  zum  19.  nur  25  %\  jetzt  nach  d. 
neuen  Ges.  r.  vollend.  10.  J.  an  25%,  ebenso  im  Civil-  und  Militärdienst  des  I). 
Reichs.  Mitunter  sind  die  Pensionsverhältnisse  bei  niederen  Gehalten  etwas  günstiger 
iz.  B.  in  Würtemberg);  bei  ganz  kleinen  Gehalten  werden  wohl  absolute  Mini- 
malbeträge der  Pensionen  normirt.  in  Preusscn  früher  60—96  Thlr.  Für  die 
Zeit  vor  Beginn  des  Pensionfanspruchs  mitunter  ..Gnadenbewilligungen44,  auch  wohl 
einmalige  Abfertigungen  (so  in  Oesterr.  nach  V.  v.  1S66  1 — l'/afachcs  des  .Tahres- 
gehalts.  Hier  auch  die  Bestimm.,  dass  event.  dem  Beamten,  unter  Verzicht  auf 
Pension,  statt  deren  ein  2 jähr.  Gehalt  ab  Abfindung  auf  seinen  Wunsch  gegeben 
werden  kann). 

ß)  Die  Höhe  der  Pension  muss  alsdann  von  Jahr  zu 
Jahr,  nicht  nur  nach  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  von  5  oder 
gar  10  Jahren)  angemessen  steigen. 

Der  jährliche  Zuwachs  kann  entweder  in  der  ganzen  Dienstzeit  der  gleiche 
oder  pausend  etwa  iu  der  ersten  Hälfte  derselben  ein  etwas  nied ri gerer  als 
in  der  zweiten  sein,  z.  B.  vom  Ü.  bis  20.  Jahr  1%.  vom  21.  bis  40.  Jahre  2%%, 
wenn  nach  5  Jahren  die  Viertelpension  eintritt. 

Iu  Preussen  stieg  d.  Ruhegehalt  früher  im  1.  Jahrfunf  der  Pensiotisfahigkoit 
um  %.  in  jedem  folgenden  bis  zum  50.  Dienstjahre  um  Vi«  der  Besoldung,  jetzt  in 


Digitized  by  Google 


360       2.  B.  Fin.bedarf.    J.  K.  Allgemeines.    2.  A.  Besold.poliiik.    §.  159. 


PreasscD  wie  im  Reich  die  gleiche  und  jährliche  Progression  am  1/m,  seit  Ges. 
v.  1882  in  Pr.  am  */«o-  Auch  viele  and.  D.  Staaten  lassen  dio  Pension  im  Anfang 
oder  am  Ende  der  Dienstzeit  nur  nach  Jahresperioden  steigen  (,z.  B.  Baden  6.  bis 
11.  J.  56%,  40  u.  weiter  80°/o,  Sachsen  11.  bis  15.  30,  45.  n.  s.  w.,  jetzt  40.  80°/., 
Baiern  alle  10  J.  10%  mehr,  Oesterreich  11.  bis  15.  J. '/,.  16.  bis  20  %.  dann 
alle  5  J.  am  %  mehr,  daher  nach  d.  40.  J.  Betrag  d.  Pens,  gleich  dem  Gehalt  (V. 
v.  9.  Dec.  1866).  Frankreich  v.  38.  an  75%,  Rassland  v.  6.  bis  10.  %,  II. 
bis  20.  %,  21.  bis  3o.  %,  dann  voll,  im  Lebrdienst  bis  zum  20.  J.  nichts  [v.  11. 
an  einmal.  Jahresgehalt],  21.  bis  25.  J.  '/,,  dann  voll).  Es  ist  nicht  einzusehen, 
warum  1  and  5  oder  gar  1  and  10  Dienstjahre  mehr  ganz  gleich  zählen  sollen. 
Richtige  jährliche  Progression  z.  B.  in  Wurtemberg  v.  10.  bis  40.  (jährL  Steigen 
um  1%%  bei  Besold.  bis  2400  M.,  um  1%%  bei  dem  darüber  hinausgehenden 
Betrage),  Baden  v.  11.  bis  40.  ( jährl.  om  1%)<  nocn  besser  in  Sachsen  jährl.  am 
1%  v.  11.  bis  25.  J.,  v.  26.  bis  35.  um  1%%,  v.  36.  bis  45.  um  2%%.  jetzt  hier 
(seit  1S76)  v.  16.  bis  25.  J.  um  2,  25.  bis  30.  J.  um  3,  35.  bis  40.  J.  um  1%.  Auch 
in  Frankreich  v  6.  Jahr  an  jährl.  um  1%%  mehr,  später  etwas  grössere  Pro- 
gression. Nach  d.  Ges.  v.  O.Juni  1853,  das  f.  alle  Pensionen  fUr  Staatsdienst  aus  der 
Zeit  nach  1854  gilt,  ist  die  JabresMuote  1%%  l1/^;  bei  vollen  25  J.  ist  die  Pension 
50%  u.  wichst  dann  mit  jedem  Jahre  um  2%  bis  zum  Maximum  v.  75%. 

y)  Der  Anspruch  auf  Ruhegehalt  soll  nur  bis  zu  einem 
nicht  zu  hoch  gegriffenen  Dienst-  oder  Lebensalter, 
passend  etwa  bis  zum  vollendeten  25.  oder  30.  Jahre  des  Dienstes 
oder  50.  oder  55.  (vielleicht  60.)  des  Lebens,  noch  an  den 
besonderen  Nachweis  der  unverschuldeten  Dienstun- 
fähigkeit geknüpft  sein.  Bei  einem  höheren  Dienst-  oder 
Lebensalter  muss  es  dieses  Nachweises  zur  Geltendmachung  des 
Hechts  auf  die  Normalpension  nicht  mehr  bedürfen. 

Doch  bedingt  auch  dann  ein  freiwilliger  Verzicht  des  Beamten  auf  das  Amt 
im  Allgemeinen  nur  in  dem  Falle  den  Anspruch  auf  den  Ruhegehalt,  wenn  der  Be- 
amte nicht  in  ein  besoldetes  Amt  eines  anderen  Staats  oder  bei  Gemeinden,  Corjiora- 
tionen,  Gesellschaften,  Privaten  eintritt.  Ausnahmen  von  dieser  Regel  sind  indessen 
mitunter  statthaft,  und  zwar  auch  im  Interesse  des  Staatsdienstes. 

Diese  Regel  wird  man  wenigstens  in  Deutschland  nirbt  leicht  fahren  lassen, 
sie  ist  mitunter  im  Pensionsregleincnt  besonders  ausgesprochen,  z.  B.  in  Württem- 
berg. Ausnahmen  werden  passend  in  solchen  Dienstzweigen  gemacht,  wo  diu  Be- 
schallung der  genügenden  Arbeitskräfte  schwierig  ist.  So  können  in  Russland 
Lehrbeamte  nach  dem  20.  Dienstjahre  mit  der  halben,  nach  dem  25.  mit  der 
vollen  Pension  austreten  und  doch  Acmter  in  anderen  Staaten  übernehmen,  ohne  der 
Pension  verlustig  zu  gehen  (ausdrucklich  so  in  Fällen  der  Berufung  von  Dorpater 
Professoren  an  deutsche  Universitäten  entschieden  und  in  mir  bekannten  Beispielen 
gegenwartig  in  Wirksamkeit).  Aehnliche  günstige  Bedingungen  im  englisch-ost- 
indisrhen  Dienste. 

In  Preussen  und  im  Reiche  musste  der  Civilstaatsdiener  bisher  in  jedem 
Dienst-  oder  Lebensalter  noch  speciell  die  physische  oder  geistige  Unfähigkeit  nach- 
weisen. Die  Novelle  v.  1SS2  hat  diese  Bestimmung  f.  aus  dem  Staatsdienst  aus- 
scheidende Staatsminister  u.  f.  Beamte  Uber  65  Jahre  (zu  spät!)  beseitigt.  In  Sachsen 
fällt  diese  Bedingung  fort  nach  dem  40.  Dienst-  oder  70.  (jetzt  65.)  Lebensjahre, 
ganz  ebenso  in  Baiern,  in  Hessen;  in  Altenburg  nach  d.  45.  Dienst-  oder 
70.  Lebensjahr,  in  Wurtemberg  nach  d.  40.  Dienst-  und  «5.  Lebensjahre;  im 
Militärdienst  des  D.  Reichs  jetzt  dsgl.  nach  vollend.  60.  Lebensjahre.  —  Unver- 
schuldete Dienstuntauglichkeit  begründet  allgemein  im  pensions  fähigen 
Alter  Pensionsansprüchc ,  im  Dienst  zugezogene  oder  Krtcgsdieustzeit  (in  Deutschland 
höher  gerechnet)  günstigere.  Krsteres  gilt  als  selbstverständlich  und  doch  ist  es 
eines  der  wichtigsten  Beispiele,  welche  die  so  viel  gesichertere  Stellung  des  Arbeiters 
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im  Staatsdienst  verglichen  mit  anderen,  namentlich  den  gewöhnlichen  Arbeitern 
deutlich  zeigen.  Krankheit  o.  dgl.  könnte  auch  der  Staatsdiener,  wie  jeder  Andere, 
als  einen  Zufall  allein  tragen  müssen.  Bei  einer  ordentlichen  Einrichtung  der  In- 
validität»- und  Krankenversicherung  wäre  das  auch  möglich,  gleichwohl  nnz  weck  massig. 
Die  jetzige  Bestimmung  hat  im  Staatsdienst  auch  das  (Jute,  diesen  leichter  von  solchen 
Personen  zu  befreien. 

6)  Wird  ein  Beamter  ohne  sein  Verschulden  aus  allgemeinen 
Dienstrttcksicbten  gegen  seinen  Willen  von  der  Staatsgewalt  zur 
Disposition  gestellt,  so  darf  das  Wartegeld  unter  keinen 
Umständen  weniger  betragen  als  der  normale  Ruhegehalt.  Es 
ist  aber  auch  angemessen,  das  Wartegeld  erheblich  höber 
wenigstens  in  den  jüngeren  Dienst-  und  Lebensaltern  zu  be- 
stimmen, etwa  auf  75  —  90°/0  des  Gehalts. 

Allerdings  liegt  bei  einem  hohen  Wartegeld  gerade  eine  finanzielle  Gefahr 
vor,  welche  schon  bei  hohen  Ruhegehaltcn  nicht  ganz  zu  leugnen  ist:  persönliche 
Rücksichten,  missliehe  Beamte  zu  entfernen,  schweigen  dann  eher  und  die  betr. 
Staatsausgabe  steigt  um  so  rascher  an.  Diese  Gefahr  ist  überhaupt  nur  durch  richtige 
Normen  über  Zur-Disposition-Stellen  und  Ponsioniren  bei  einer  tüchtigen,  von  den 
Ständen  u.  s.  w.  controlirten  Staatsverwaltung  zu  vermeiden  (s.  z.  B.  die  preuss.  Be- 
stimmungen vom  14.  Juni  u.  24.  Oct.  1848).  Die  Anforderungen  in  dieser  Beziehuug 
steigen  nur,  wenn  Wartegeld  und  Pension  billiger  Weise  höher  normirt  werden.  — 
Auch  das  Wartegeld  ist  in  Preussen  zu  niedrig,  Max.  2000  Thlr.,  bei  Gehalten 
von  1200  Thlr.  und  mehr  die  Hälfte,  bei  geringeren  Besoldungen  steigt  es  bis  75% 
bei  240  Thlr.  u.  Minimum  ist  150  Thlr.  (allgemein  ausgen.  Richter).  In  Sachsen 
ist  das  Wartegeld  '^10  der  Besoldung  oder  gleich  dem  Pensiousbetrage ,  wenn  dieser 
höher  ist,  in  Würtemberg  (sogenannte  Quiescirung!  bei  Beamten,  die  das  40.  Jahr 
noch  nicht  beendeten,  7j<  für  jedes  weitere  Lebensjahr  um  lJ/3  und  l'V/o  mehr, 
bei  Gehalten  unter  und  Uber  1200  fl.  (jetzt  2400  M.)  bis  zum  70.  J.,  Min.  600,  Max. 
3000  fl.  (jetzt  1200  —  bei  Volksschullehrern  1000  M.  —  u.  0000  M.,  Ges.  v. 
2S.  Juni  1876).    Mehrfach  Wartcgeld  und  Pension  gleich  hoch,  so  in  Oesterreich. 

*)  Die  von  der  Staatsgewalt  angeordnete  Pensio- 
nirung  darf  einen  höheren  Ruhegehalt  geben,  als  wenn  der 
Beamte  freiwillig  oder  wegen  Krankheit  u.  s.  w.  den  Dienst 
Yerlässt. 

Eine  solche  Unterscheidung  ist  kaum  noch  ausgebildet.  Auch  sie  birgt  keine 
besond.  finanziellen  Gefahren ,  wenn  die  Grundsätze  f£r  Pensionirung  gehörig  normirt 
sind.  Ueber  zwangsweise  Pensionirung  und  Zur-Disposition-Stcllung  s.  z.  ß.  d.  Deutsche 
<fcsetz  über  d.  Rechtsvcrh.  d.  Reichsbeamten  §.  25  If. ,  34  fl".  Dieser  Punct  gehört 
nicht  weiter  hierher. 

C)  Die  Höhe  der  Pension  soll  allmälig  und  zwar  in  einem 
nicht  zu  späten  Dienst-  und  Lebensalter  den  vollen 
Betrag  der  Besoldung  erreichen.  Als  passend  erscheint  das 
vollendete  40.  Dienst-  oder  65.  (höchstens,  aber  besser  nicht 
erst,  das  70.)  Lebensjahr  als  Zeitbestimmung  für  diesen  Anspruch. 

Dies  ist  m.E.  ein  Hauptpunct  einer  richtigen  Reform  des  bestellenden Pcnsions- 
wesens.  In  den  meisten  Ländern  bleibt  die  Pension  auch  nach  noch  so  langer  Dienst- 
oder Lebenszeit  erbeblich  uritor  der  Besoldung  stehen.  In  Preusson  erreichte  sie 
bisher  erst  nach  50  Diensj.  757„  des  letzten  Gehalts  (also  im  Ganzen  etwa  im  75. 
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Lebensj.  oder  noch  später  .  Bestimmungen,  die  leider  in  das  neue  PciiMousgesetz  u. 
iu  die  Rcicbsgesctzgebung  (auch  für  Militär)  übergegangen  bind.  Erst  d.  preuss.  lies, 
v.  1882  hat  die  Erreichung  dieses  leider  fcstgchalt.  Max.s  v.  75°  „  wenigstens  mit 
dem  vollendeten  40.  Jahre  bestimmt  durch  die  Veränderung  der  Jahressteigerung 
von  '/„n  auf  Vcu  v-  11.  J.  au).  Die  Pension  in  Frankreich  bleibt  v.  38.  Dienst j. 
an  auf  75°/0,  in  Sachsen  auf  80°/o  des  Diensteinkommens  der  letzten  S  Jahre  v. 
45.  jetzt  40. >  Dienstj.  an  stehen,  auch  in  W  U  rtem  be  rc  steigt  sie  v.  4<>.  Dienstj.  an 
nicht  mehr  über  92'/*  resp.  85°/)r  in  Baden  geht  sie  nicht  über  S0%  (bei  allen  Ge- 
halten über  600  fl.)  vom  40.  Dienstj.  an  hinaus,  ähnlich  ist  es  in  einigen  Kleinstaaten. 
In  anderen  Fällen  ist  die  Pension  im  Betrage  des  vollen  Gehalte  doch  an  ein  zu 
hohes  Dienstalter  gebunden,  so  an  50  Jahre  in  Hessen  und  mehreren  Kleinstaaten. 
In  Baiern  macht  mau  bei  dem  Activgehaltc  eine  ziemlich  mlissige  Unterscheidung 
zwischen  Standesgehalt  und  Dienstgehalt.  Erstcrcr  bleibt  dem  Pensionär  und 
beträgt  im  1.  Jahrzehent  des  Dienstes  7,  im  2.  8,  im  3.  und  4.  0  Zehntel  des  bloss 
aus  einem  Hauptgeldbezug  (ohne  Ncbenbczuge  i  bestehenden  Gehalts.  Diese  9  Zehntel 
erhält  der  Beamte,  der  auf  (irund  von  40  Dienstjahren  oder  70  Lebensjahren  in  Pension 
tritt.  Richtig  gewährt  dagegen  die  neue  österr.  Pensionsordnunp  v.  9.  Dcc.  1866 
vollen  Gehalt  als  Pension  nach  40  Dienstjahren.  In  Kussland  tritt  diese  volle  Pension 
sogar  bei  Civilbeamten  schon  nach  30  (ohne  Nachweis  der  UntauglichkciO ,  bei  Lehr- 
beamten nach  25  und  in  gewissen  Fällen  der  Untauglichkcit  nach  15  u.  20  Jahren 
ein.  —  Neben  einem  bestimmten  Dienstalter  muss  aber  auch  ein  gewisses  Lebens- 
alter diesen  Anspruch  gewähren.  Fälle,  wo  alsdann  schon  nach  kurzem  Dienstalter 
dieses  Recht  eintritt,  werden  doch  nur  zu  den  Ausnahmen  gehören  (z.  B.  bei  Ueber- 
nahme  eines  Beamten  aus  fremdem  Staatsdienste  oder  dergl.,  wo  ohnehin  die  frühere 
Dienstzeit  angerechnet  zu  werden  pflegt).  Wenn  der  Grundsatz  feststeht,  so  wird  man 
in  der  Anstellung  älterer  Beamten  nur  vorsichtig  werden,  was  gewiss  gut  ist.  —  Mit 
der  Annahme  des  hier  befürworteten  Grundsatzes  fallen  dann  auch  die  sehr  allgemein 
vorkommenden  Bestimmungen  über  ein  absolutes  Maximum,  das  eine  Pension 
(auch  öfters  ein  Wartegeld)  nicht  überschreiten  darf  {?..  B.  in  Preussen  3000  Thlr. 
nach  Cabinetsordre  v.  10.  Juni  1848  — .  eiue  Beschränkung  ist  auch  im  neuen  Gesetz 
§.  1 1  geblieben  — ,  d.  Eink.  über  4000  Thlr.  wird  bei  Rerechn.  der  Pension  nur  mit  1ji 
angesetzt);  (in  Sachsen  2000 Thlr.,  in  Würtemberg  3000  fl  .  ausnahmsweise  4000  fl., 
jetzt  [Ges.  v.  1K76J  6000  u.  9000  M.,  bei  Lehrern  nur  1S00  flJ.  Diese  Bestimmungen 
sind  mehrfach  ein  Zugeständniss  gegen  unverständige  Angriffe  auf  das  Pensionswesen 
überhaupt  gewesen  *so  184s\  Nur  für  Minister  und  ähnliche  Beamte,  welche  eine 
Stelle  nicht  lange  inne  zu  haben  pflegen,  mögen  solche  Ausnahmen  eintreten  (im  l). 
Reich  tritt  boi  ihnen,  die  jederzeit  entlassbar,  ein  Pensionsanspruch  von  i<t  ein,  wenn 
sio  das  Amt  mindestens  2  Jahre  bekleideten). 

tj)  Im  wahren  Interesse  des  Staats  wie  seiner  Diener  empfiehlt 
es  sich,  an  letzteres  Dienst-  und  Lebensalter  —  wobei  ftlr  diesen 
Fall  das  70.  Altersjahr  festgehalten  werden  mag  —  nicht  nur  das 
Recht,  sondern  auch  die  Pf  ich  t  zum  Austritt  aus  dem  activen 
Dienst  wenigstens  als  Regel  zu  knüpfen.  Für  eine  längere  Bc- 
lassung  im  Amte,  die  dann  die  Ausnahme  ist,  muss  eine 
Bpecielle  Prüfung  des  einzelnen  Falls  erfolgen. 

Dieser  Grundsatz  ist  bisher  gewiss  zum  Schaden  des  Staatsdienstes  nur  iu 
seltenen  Fällen,  z.  B.  bei  wichtigeren  Milit&rcbargen  Divisionsgeneräle  in  Frank- 
reich) iu  der  Praxis  angenommen.  Man  bat  wohl  dagegen  argumentirt  mit  dem  Hin» 
weis  auf  die  Leistungen  eines  Moltke,  Humboldt.  Thiers  u.  s.  w.  Aber  nach  solchen 
Ausnahmefällen  kann  man  niemals  in  Gesetzen  gehen.  Es  handelt  sich  hier  um  eine 
statistische  Erfahrungsregel,  die  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  zutrifft.  Die  preuss. 
Novelle  v.  1882  hat  hier  daher  mit  Recht  f.  nichtrichterl.  Beamte  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  sie  nach  vollendetem  65.  Lebensjahre ,  wenn  sie  nicht  selbst  ihre  Ver- 
setzung iu  den  Ruhestand  beantragen,  unter  gewissen  (.'autelen  pensionirt  werden 
können.   Aehnl.  Bestimmung  allgemein  giltig  f.  Beamte  Uber  65  J.  in  K.  Sachsen, 
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Ges.  r.  3.  Juni  ISTti.  Vernünftig  und  meines  Erachtens  naebahmenswertb  ist  die 
Einrichtung  im  höheren  rassisch.  Lohrdienst  (wohl  ursprünglich  als  besonderer 
Vortheil  für  den  Lehrer  eingeführt,  um  Lehrkräfte  zu  gewinnen,  aber  von  sehr  guten 
Folgen  für  den  Lehrdienst  als  solcher  gewordeu).  Der  Universitätslehrer  wird  i  B. 
nur  auf  2ö  Jahr  angestellt,  kann  dann  mit  seinem  vollen  Gehalt  als  Pension  austreten 
(nach  der  neuerlichen  bedeutenden  Gehaltserhöhung  allerdings  nur  mit  dem  früheren 
Gehalt  ohne  Quartiorgcld,  so  in  Dorpat  mit  circa  1430  R.  S.  bei  2400  11.  jetzigem 
Gehalt),  muss  aber  auch  austreten,  wenn  er  nicht  wieder  präsentirt  wird.  Dies  kann 
nur  auf  Antrag  der  Kacultät  unter  Zustimmung  von  */a  der  Mitglieder  des  Conseils 
(weiteren  Senats,  alle  Professoren  umfassend)  und  nur  2  mal  auf  jo  5  Jahre  geschehen,  so 
dass  35  Jahre  die  Maximaldienstzeit  ist.  (Neuestens  ist  diese  Grenze  beseitigt  und 
öftere  Wiederwahl  zugelassen.)  Bei  solcher  Wiederwahl  bezieht  der  Professor  neben 
seinem  Gehalte  zugleich  die  Pension,  welche  letztere  nach  jo  5  Jahren  um 
'/&  steigt,  und  also  nach  35  Jahren  l*/6  des  ursprünglichen  Betrags  erreicht.  Die 
Stelle  des  Austretenden  oder  Nichtwicdcrgewählten  wird  neu  besetzt,  doch  behält 
derselbe  das  Recht,  zu  lesen.  —  Bei  vielen  deutschen  Universitäten,  z.  B.  allen 
preussischen  —  wie  denn  auch  das  neue  Pensionsgesetz  ausdrücklich  auf  Uni- 
versitätslehrer nicht  anwendbar  ist  —  erfolgt  grundsätzlich  keine  Pensionirung  des 
Lehrers,  was  als  persönlicher  Vortheil  gegenüber  den  sonstigen  Beamten  gilt 
und  mit  Recht.  Nur  führt  es  in  der  Praxis  vollends  leicht  dazu,  dass  die  Aemtcr 
von  sehr  alten  Männern  inne  gehabt  werden  und  eine  Neubesetzung  doch  meistens 
erst  bei  einer  Vacanz  durch  Todesfall  eintritt,  —  sicherlich  im  AUgem.  ein  schädliches 
Verhältniss  mit  noch  ungünstigeren  Folgen  als  im  übrigen  Staatsdienst. 

Wird  das  Pensionswesen  nicht  in  solcher  Weise  einge- 
richtet, so  droht  stets  sehr  leicht  eine  Ueberfüllung  des  activen 
Staatsdienstes  mit  Greisen  und  decrepiden  Personen. 

Diese  suchen  so  lange  als  möglich  activ  zu  bleiben,  um  nur  am  Gehalt  keine 
Einbusse  zu  erleiden,  und  aus  persönlichen  Rücksichten  werden  sie  gegen  das  Dicust- 
interesse  im  Amte  belassen.  Bis  fast  zum  letzten  Athemzuge  müssen  sie  sich  auf- 
arbeiten, ohne  in  der  berechtigten  Müsse  dos  höheren  Alters  dio  eigentümlichen 
Vorzüge  dieser  Lebensperiodo  für  sich,  ihre  Angehörigen  und  für  das  ganze  Volk 
zur  Geltung  bringen  zu  können.  Die  Jüngeren  rücken  ungemein  langsam  nach.  Das 
von  diesen  zu  amortisirendc  Bildungskapital  wächst  immer  mehr  an.  Die  Activgchalte 
müssen  schliesslich  aus  diesem  Grunde  doch  nur  um  so  mehr  erhöht  werden  und  die 
greiseu  Väter  die  Gehalte  beziehen,  um  ihro  unentgeltlich  dienenden  oder  ungenügend 
bezahlten  Söhne  zu  unterhalten.  Die  Ersparung  am  Pensionsetat  ist  daher  doch  keine 
reelle.  (Gute  Bemerkungen  darüber  v.  Engel  in  „Preis  d.  Arb."  u.  sonst).  Die 
ungünstige  Regelung  des  Ponsionswcsens  erklärt  sich  wohl  nur  aus  der  noch  weit 
verbreiteten  Anschauung,  als  sei  die  Gewährung  eines  Ruhegehalts  etwas  Anomales, 
eine  besondere  Wohlthat  im  Staatsdienst.  Sic  ist  aber  nur  eine  gerechte  Forderung, 
welche  im  Grunde  für  alle  Arbeitsarten  aufzustellen  ist,  damit  wenigstens  die  wahren 
Selbstkosten  der  Arbeit  ersetzt  werden.  Fällt  die  Pension  fort  oder  ist  sie  unge- 
nügend, so  muss  der  Activgehalt  nur  um  so  höher  sein,  damit  daraus  eine  Alters- 
oder Invaliditätsrento  gesichert  werden  kann,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt. 

§.  160.  —  2.  Für  die  richtige  Bemessung  der  Höhe 
des  Totalgehalts  und  seiner  Hauptposten  (§.  156)  sind  die- 
selben Grundsätze  zu  befolgen,  welche  für  die  Regelung  der 
Höhe  jedes  Arbeitslohns  aufzustellen  sind.  Danach  müssen  ins- 
besondere die  Selbstkosten  der  Arbeit  richtig  und  vollständig 
ersetzt  werden.  Unter  den  Betrag  dieser  Selbstkosten  kann  auf 
die  Dauer  der  Preis  der  Arbeit  oder  der  Lohn  nicht  sinken,  sie 
bestimmen  also  das  Minimum  des  Lohnes,  wenn  die  Arbeit  be- 
ständig bedurft  wird  und  daher  angeboten  werden  muss.  Das 
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allgemeine  Lohnproblem  nimmt  hier  nur  gemäss  der  speeifischen 
Eigentümlichkeit  des  Staatsdienstes  eine  besondere  Gestalt  an. 

Die  Selbstkosten  der  Arbeit  setzen  sich  nun  aus  folgenden 
fünf  Posten  zusammen:  1)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des 
Lebens  und  der  Arbeitskraft  während  der  Dauer  der 
Arbeitsperiode;  2)  Bedarf  für  die  Aufbringung  (Reservirung, 
bez.  Zahlung  an  Versicherungsanstalten)  von  Prämien,  um  sich 
gegen  vorzeitige  Invalidität  und  Krankheit  zu  versichern; 

3)  Bedarf  für  die  Wiedererstattung  des  verwendeten  Er- 
ziehungs-  und  Bildungskapitals  (Amortisationsrente  dafür) 
einschliesslich  eines  Prämienbetrags,  um  sich  gegen  die  Gefahr 
unvollständiger   Wiedererstattung    dieses    Kapitals    zu  sichern; 

4)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des  Lebens  nach  Abschluss 
der  Arbeitsperiode  (Altersrente);  5)  Bedarf  fUr  die  nicht  oder 
nicht  genügend  erwerbsfähigen  Hinterbliebenen  des  Arbeiters 
(Wittwen-  und  Waisenpension).  Im  Folgenden  ist  die 
Gestaltung  dieser  fünf  Posten  bei  der  Arbeit  des  Staats- 
dieners zu  untersuchen. 

S.  hier  namentl.  Engel,  Preis  der  Arbeit,  S.  36  ff,  bes.  über  die  genannten 
Präin ienbeträge.  die  der  Lohn  decken  muss,  (erneuert  u.  weiter  ausgeführt  v.  Engel 
in  d.  Aufs,  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1S76  S.  482  Ii'.).  Diese  Erörterungen  sind  im 
Texte  mehrfach  benutzt  worden. 

§.  161.  Die  dauernden  Selbstkosten  der  Arbeit  des 
Staatsdieners. 

a)  Der  Gehalt  muss  zunächst  hinreichen  ftlr  den  Standes- 
gemässen  Lebensbedarf  des  Beamten  und  der  von  ihm  in 
üblicher  Zeit  begründeten  Familie  üblichen  Umfangs, 
also  ohne  Voraussetzung  eigenen  Vermögens  bei  dem  Beamten 
und  mit  Voraussetzung  des  im  Dienstinteresse  erfolgenden  Ver- 
bots gewöhnlichen  Gewerbebetriebs  für  den  activen  Beamten. 

Das  Moment  des  standesgemässen  Bedarfs  ist  in  unserem  bestehenden  Wirt- 
schaftssystem bei  der  obwaltenden  ungleichen  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
berechtigt.  Vgl.  Wagner.  Grundleg.  I.  1.  Abth.  Kap.  2,  §.94  ff.  Von  ganz  anderen 
socialen  Zuständen  darf  hier  abgesehen  werden.  Die  Staatsbeamten  der  verschiedenen 
Kategorien  müssen  in  ihren  Einkommenverhältnissen  wenigstens  einigermassen  den 
entsprechenden  übrigen  Gesellschaftsclasscn  gleichstehen.  —  Auch  der  Staatsdiener 
wie  jeder  Andere  hat  die  Folgen  einer  übermässig  zahlreichen  Familie  selbst  zu 
tragen.  Die  häufige  Motivirung  der  Forderung  ciuer  Gehaltszulage  mit  der  Grösse 
der  Familie  ist  unstatthaft.  Beamte  bedürfen  bei  uns  regelmassig  z.  Gewerbebetrieb 
einer  besonderen  Erlaubnis  der  Dienstbehörde.  S.  z.  B.  Uber  Preussen  die  Be- 
stimmungen bei  Mascher,  Civilstantodicnst ,  S.  110  ff..  113  ff.  Jetzt  gehören  hier- 
her auch  die  berechtigten  neueren  gesetzlichen  Verbote  f.  active  Staatsbeamte, 
remunerative  Stellungen  in  Acticn-  u.  ähnlichen  Gesellschaften  anzunehmen.  S. 
preuss.  Ges.  v.  10.  Juni  1874. 
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In  Aemtern,  welche  nach  der  Stellung  des  Inhabers  besondere  Neben  aus- 
gaben mit  sich  bringen,  ist  dafür  ciu  angemessener  Zuschlag,  nach  der  spccicll  zu 
verrechnenden  Ausgabe  oder  besser  als  Pauschsumme,  zu  gewähren  (Functions- 
zulage),  der  mit  dem  Austritt  aus  diesem  Amte  wieder  fortfallt.  Diu  Annahme 
jedoch,  dass  jedes  Amt  an  sich  solche  Ausgaben  veranlasse,  womit  man  die  Unter- 
scheidung eines  Standes-  und  Dienstgehaltes  im  Activitätsgcbalt  und  die  allgemein 
niedrigeren  Wartegelder  und  Pensionen  hat  rechtfertigen  wollen,  entspricht  der  Sach- 
lage doch  kaum. 

Bei  Ministem,  besond.  dem  des  Aeusscrn.  mehr  noch  bei  Gesandten,  Gcncral- 
consuln  u.  s.  w.  ist  die  Unterscheidung  gerechtfertigt.  Die  sehr  hohen  Emoluoicnte 
der  Gesandten  (z.  B.  der  deutsche  Botsch.  in  Frankr.  120,000,  in  England  150,000, 
in  Oesterr.  120,000,  in  Russl.  150,000,  in  Italien  100,000  M.,  ausserdem  Überall  freie 
Dienstwohnung)  sind  grösstenteils  solche  Functionszulagen ,  die  denn  auch  bei  dor 
Berechnung  des  pens  fäh.  Einkommens  ausfallen.  Die  allgemeine  Unterscheidung  in 
Baiern,  jetzt  bei  den  5  Classen  höherer  Beamten  auch  in  Oesterreich. 

Für  die  Bemessung  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  bilden 
nur  zuverlässige  Haushaltbudgets  der  einzelnen  nach  der 
Einkommengrösse  geordneten  Bcvölkerungsklassen  eine  sichere 
Grundlage. 

Leider  fehlen  solche  meistens  oder  werden  bei  der  Gehaltsregelung  nicht  ge- 
lingend beachtet.  Eine  Yergleichung  der  Bcamtenclassen  mit  ähnlich  gestellten  Classen 
der  Gewerbe-  und  Handeltreibenden  und  besonders  auch  der  Übrigen  liberalen  Pro- 
fessionen muss  weiter  als  Anhaltspunkt  dienen.  Eine  wesentlich  ungünstigere 
materielle  I^agc  der  Staatsdiener  hat  die  grössten  Bedenken  und  verstösst  durchaus 
gegen  das  wahre  Interesse  des  Staatsdienstes ,  selbst  dann ,  wenn  bei  den  gewährten 
Gehalten  nicht  gleich  ein  Mangel  an  Staatsdienst- Aspiranten  eintritt.  Freilich  darf 
beim  Vergleich  mit  anderen  Classen  die  Ehre  der  Stellung  u.  s.  w.  (§.  1531  und  die 
Sicherheit  des  Einkommens  vollauf  berücksichtigt  werden. 

Besonders  wichtig  ist  die  Statist.  Erfabrungsrcgel,  die  von  Engel  für  den 
Nahrungbedarf,  von  Schwabe.  Bruch,  Laspeyres  auch  für  den  Wohnungsbedarf 
nachgewiesen  ist,  dass  nämlich  die  Quote  für  diesen  notwendigen  Bedarf  um  so 
grosser  wird,  je  kleiner  das  absolute  Einkommen  ist.  S.  Borl.  Städt.  Jahrb.  1868. 
1800.  Balt.  Monatsschr.  1870.  Berechn.  Uber  d.  Verbältn.  d.  Miethc  zum  Einkommen 
von  Laspoyres  in  d.  Ztschr.  d.  Sachs.  Statist.  Bur.  1S7G.  (Lcipz.,  Hamb.,  Bcrl.  ver- 
glichen). Die  neueren  verdienstvollen  Arbeiten  der  städt.  Statist.  Baroaux  in  Berlin, 
Frankf.  a.  M.,  Privatarbeiten  v.  Schnapper,  Dehn.  Ballin  u.  A.  m.  Uber  „Arbeiter- 
budgets"  sind  auch  für  die  Besoldungsfragcn  der  Untcrbcntnten  bcachtenswerth.  S. 
bes.  Ballin,  Haushalt  d.  arbeit.  Classen,  1.  Th.  Bcrl.  1883  iZus.stell.  der  Arbeiten 
verschied.  Statistiker).  Aehuliche  Untersuchung  Uber  den  Haushalt  der  mittleren  u. 
höheren  Beamten  sollten  jeder  umfassenderen  Hegulirung  der  Gehalto  vorangehen. 
So  sehr  zuzugeben  ist,  dass,  je  höher  das  Einkommen,  desto  mehr  das,  was  zum 
„Bedarf"  gehört,  eine  sehr  variablo  Grösse  ist,  u.  der  alte  Satz  immer  gilt  ..mit 
Vielem  hält  man  Haus,  mit  Wenigem  kommt  man  auch  aus"  —  selbst  ohne  reell 
sehr  empfindliche  Einschränkungen,  indem  eben  nur  überhaupt  sparsamer  gewirth- 
schaftet  wird,  —  so  lassen  sich  doch  auch  hier  gewisse  typische  Bedarfs  Scalen 
als  Grundlage  der  Besoldungsrcgclung  des  mittleren  u.  sogar  des  höheren  u.  höchsten 
Beamtenthums  aufstellen. 

Nothwendig  und  zwar  in  keiner  Zeit  mehr  als  in  der  Gegen- 
wart sind  besonders  zwei  Forderungen  für  die  Gehalts- 
normirung  zu  stellen:  einmal  müssen  die  zeitlichen,  sodann 
die  Örtlichen  Preisverschiedenheiten  der  Lebens- 
bedürfnisse (i.  w.  S.)  und  namentlich  die  in  beiden  vorgehen- 
den Veränderungen  berücksichtigt  werden. 
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a)  Es  ist  daher  einmal  die  rechtzeitige  und  entsprechende 
Erhöhung  der  Gehalte  bei  einer  allgemeinen  Preissteige- 
rung (in  Folge  eigentlicher  Geldentwertung ,  —  wie 
wir  sie  im  Ganzen  in  Europa  im  letzten  Menschenalter,  trotz 
neuerlichen  Rückgangs  der  Preisbewegung,  erlebt  haben  —  oder 
einer  Umgestaltung  der  Verkehrsverhältnisse  u.  s.  w. 
—  wie  sie  besonders  seit  den  40  er  Jahren  auf  dem  Continente 
ebenfalls  preissteigernd,  zumal  für  Agrarproducte ,  eingewirkt 
hat  — ),  ferner  aber  nicht  minder  bei  einer  dem  fortschreiten- 
den allgemeinen  Wohlstand  zuzuschreibenden  Er- 
höhung der  Lebensansprüche  in  der  ganzen  Bevölkerung 
und  namentlich  bei  den  mit  den  höheren  Beamten  zunächst  zu 
vergleichenden  wohlhabenderen  Gesellschaftsklassen  nothwendig. 
In  dieser  Beziehung  erfolgen  die  erforderlichen  Gehaltserhöhungen 
besonders  in  unserer  Zeit  zu  langsam,  zu  spärlich,  zu  unregelmässig 
und  zu  wenig  rationell. 

Statistische  Vorgleichungen  von  Gehalts  Veränderungen  in  diesem  Jahrhundort 
u.  A.  bei  Engel,  prenss.  stat.  Ztsehr.  1S76  S.  491  über  Preussen,  bei  Riecke 
Verfass.  u.  s.  w.  W.s  S.  111  Uber  Wurtcmb.  Z.  B.  in  Preussen  1825  u.  1872 
(hier  ohne  Wohn.geld  noch)  Oberpräs.  6000  u.  7000  Thlr.  oder  16  7%  Pias  (auch  fr. 
Wohn.),  Miuist.director  bez.  3500-4500,  i.  D.  4165,  jetzt  5000  Thlr.  Plus  v.  20%, 
Minist.rätbc  bez.  2000—2800,  i.  D.  2520,  jetzt  2500— .'1300,  i.  D.  2900,  (+  15.1%), 
Landräthe  S5Ü)  800—1200,  i.  1).  1000,  jetzt  1200  bis  1600,  i.  D.  1400  (-f-  40%), 
Richter  1.  Instanz  (1850)  500—1300,  i.  D.  725,  jetzt  800—1500,  i.  D.  1150  (+  58.5%), 
Minist.  Bureaubeamte  1.1825)  500—1500,  i.  D.  1100,  jetzt  1000—1800,  i.  D.  1400 
i-f  27.3%),  Sccretäre  d.  Prov.bchörden  400  bis  1000,  i.  D.  705,  jetzt  700—1200, 
i.  D.  950  Thlr.  (+•  34.8%V  In  Wurtcmb.  Staatsrath  1*22/34  3000,  1853  3600  u. 
3000,  1864  3700  u.  3100,  1872  4000  u.  3400,  1873  4667  u.  3967  fl.,  Minist.ntth  in 
denselben  5  Jahren:  2300  u.  2100,  2500  u.  2300,  2700  u.  2500,  3000  u.  2800,  3500 
u.  3267  fl.  Kanzlist  1.  Cl.  800,  900,  950,  1050,  1225  fl.  — 

Reichen  diese  Gehaltserhöhungen  aus?  Zur  Beantwortung  für  die  allein  noch 
etwas  zahlreiche  Kategorie  der  höchsten  Classc  der  höheren  Beamten,  der  Ministe  rial- 
riithe  (Minister-  u.  Dircctorcnposten  sind  ja  gering  an  der  Zahl)  folgende  Berechnung : 
Es  bezogen  bis  vor  Kurzem  mit  dem  Wohnsitz  in  dem  neuerdings  rasch  theurer 
gewordenen  Berlin  die  Räthe  des  obersten  Gerichtshofs,  die  vortragenden  Ruthe  in 
den  Ministerien  und  die  Übrigen  gleichgestellten  Beamten  2200—3000,  i.  D.  2600  Thlr., 
meist  ohne  jede  amtliche  Nebeneinnahme  aus  ihrem  Amte  und  ohne  Nebenämter. 
Durch  die  neuere  Gehaltserhöhung  und  das  Wohnungsgeld  ist  letzterer  Betrag  am 
700  Thlr.,  auf  3300  Thlr.  erhöht  worden:  eine  relativ  freilich  starke,  absolut  noch 
immer  schwerlich  genügende  Erhöhung.  Auf  Grund  speciellcr  statistischer  Forschungen 
möchte  der  übliche  Aufwand  für  eine  Familie  der  höheren  Beamtenkreise  von 
der  Stellung  der  Ministerialrätbe  (Mann,  Frau  und  3  halbwüchsige  schulbesuchende 
Kinder),  die  2  weibliche  Dienstboten  hält,  schon  Ende  der  60er  Jahre  im  Mini- 
mum anzuschlagen  sein  für  Berlin  u.  grössere  badischc  Städte  v.  20—30,000 
Einw.  (spec.  Freiburg,  in  Karlsruhe  wohl  Wohnung  und  Haushalt  um  10%  theurer) 
auf  folgonde  Summen  in  Thlrn.: 

Berlin  Bad.  Städte 

Haushalt  (per  Mon.  87'/,)%  1050    (p.  Mon.  68«/,)  824 

Wohnung   500  286 

Brennstoff   100  75 

Kleidung   420  360 
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Berlin  Bad.  Städte 

Gesundheit    ......        50  30 

Kinderonterricht    ...      200  120 

Dir.  Steuern                        80  c.  40 

Diverses                             200  150 

Ainortis.  d.  Mobilia«     .       150  125 


Summa  2750  2010 


Unter  Hanshalt  sind  hier  alle  Ausgaben  für  Nahrung  (jncl.  kleinere  Gcsellschafts- 
ausgaben),  Waschen,  Beleuchtung,  Bedienung  (2  Dienstboten  neben  Naturalkost  und 
Wohnung  u.  s.  w.  in  Berlin  zus.  mit  Gescheuken  c.  90,  in  Baden  c.  76  Thlr.  Geld- 
lohn) nebst  den  betred.  indirecten  Steuern .  wolcho  auf  den  Haushaltsbedürfimsen 
haften;  unter  Kleidung  auch  Schuhwerk,  Leibwäsche.  Putz  für  die  ganze  Familie; 
unter  Gesundheit  namcutl.  Honorar  des  Arztes;  unter  Kinderunterricht  neben 
Schulgeld  und  Schulbüchern  nur  Nebcnunteiricht  in  Musik.  Zeichnen  u.  dgl.  für  1—2 
Kinder;  unter  dir.  Steuern  Staats-  und  Gcineindeabgabcn  auf  Amtseitinahmcn  (incl. 
Wohnungsst  in  Berlin,  excl.  Mahl-  u.  Schlachtet.);  unter  Diversem  Ausgaben  für 
ötfentl.  Zwecke,  Arme  u.  dgl.,  Vereine,  für  wenig  Bücher,  Porto,  für  ebenfalls 
wenig  Vergnügeuszwecke ,  Theater ,  kleino  Touren  u  s.  w. ,  für  etwas  grossere  Ge- 
selligkeit in  noch  sehr  beschränktem  Umfange,  für  Geschonkc  an  Fremdo  u.  a.  m. 
begriffen.    Als  Amortisation  (u.  Kcubcschatiüng  nebst  Reparatur,  aber  ohne  Ver- 
zinsung) des  Mobiliars  (incl.  Tisch-  u.  Bettwäsche,  Silberzeug  u.  s.  w.)  ist  5%  auf 
ein  Kapital  von  3000,  bez.  2500  Thlr.  gerechnet.  Es  fehlt  hier  also  jeder  Aufwand 
für  Reisen,  für  kostspieligeren  Unterricht  (Studiren !  t,  für  tiefere  oder  längere  Gesund- 
heitsstörungen (Badereisen!),  für  grössere  Bücheranschalfungcn  u.  s.  w.,  auch  die 
Wittwcncasseugelder  sind  weggelassen,  von  and.  Kapitalorsparungen  (Lebensversicherung 
u.^s.  w.)  nicht  zu  reden.    Die  Amortisation  des  Bildungskapitals  erfolgt  in  dem  Auf- 
wand für  die  Kinder.    Sind  die  Kinder  älter,  oder  etwa  alle  3  Söhne  oder  ist  die 
Kinderzahl  grösser,  so  steigen  diese  Ausgaben  sofort.    Dabei  sind  bes.  für  Berlin  die 
Hauptausgaben  für  Haushalt.  Wohnung,  Brennstoff,  auch  wohl  Kleidung  schon  für  die 
damalige  Zeit  niedrig  angesetzt.    Die  erste  konnte,  ohne  zu  hoch  zu  werden,  um 
10,  Wohnung  um  10—20,  Brennstoff  um  20°/o  höher  angeschlagen  werden,  wobei  die 
(iusammtausgabo  auf  2050  Thlr.  stiege.  —  Und  doch  sind  die  Gehalte  jener  Ruthe 
die  höchsten  Gehalte,  welche  für  eine  noch  etwas  zahlreichere  Beamtenclasse  im 
Staatsdienst  vorkommeu.    Ob  die  jetzt  eingetretenen  Gehaltserhöhungen  für  die  an- 
gegebene Kategorie  von  Beamten  in  Berlin  ausreichen,  mag  aus  folgendem  Anschlag 
ermessen  werden,  welcher  durchaus  auf  genauen  Daten,  aus  der  Mitte  der  70er  Jahre, 
insbesondere  meinen  eigenen  Haushalterfahrungen   beruht.    Die  Annahme  ist:  eine 
Familie  bestehend  aus  Mann,  Frau,  4 — 5  Kindern  (bei  Deutschen  nicht  das  übliche 
Maass  übersteigend,  wie  die  Statistik  lehrt),  wovon  3 — 4  die  Schulen  besuchen,  dann 
2 — 3  Dienstboten,  eine  Zahl,  welche  z.  B.  so  lange  Kindcrwartuug  nothwendig,  kaum 
zu  verringern  ist.    Für  die  Wohnung  bessere  Qualität  und  Lage  vorausgesetzt,  aber 
nicht  besonders  gute.    Ein  weibl.  Dionstbote  ist  zu  voranschlagen  auf  50 — 60  Thlr. 
Geldiohn,  48  Thlr.  Kostgeld  für  Frühstück  u.  Abendessen,  10 — 15  Thlr.  Geldgeschenke, 
zus.  c.  110—115  Thlr.  baar,  ferner  f.  Mittagskost,  Wohnung  u.  s.  w.  80—100  Thlr., 
zus.  wenigstens  200  Thlr.,  wobei  in  grösserem  Haushalt  wie  gewöhnlich  die  Ausgabe 
allerdings  in  geringerer  Progression  als  die  Kopfzahl  steigt.   Kinderunterricht  beträgt: 
f.  d.  Knaben  Gymnas.  u.  Bücher  c.  40—45  Thlr.,  f.  d.  Mädchen  höh.  Töchterschule 
u.  Bucher  Anfangs  c.  40—50,  später  c.  60—00  Thlr.,  Musikunterr.  f.  1  Kind  c.  50  Thlr. 
Bei  Anschaffungen  von  Nutzvermögen  (Mobiliar,  gew.  Kleidung,  Betten,  Bücher) 
auch  hier  nur  der  Amortisationsbetrag  p.  Jahr  (ohne  Zins),  nicht  die  volle  Ausgabe 
angesetzt.    Die  Rubriken  sonst  wie  oben  verstanden,  unter  Nahrung,  Wohnung,  Be- 
leuchtung, Wäsche,  die  Naturalvcrpflegung  der  Dienstboten  inbegriffen  (noch  in  Thalern): 
1)  Nahrung   1300  Transport  1700 


2i  Waschen   100  Abnutzung   ....  200 

3)  Beleuchtung    ....  50  7)  Brennmaterial  ....  170 

4)  Baarcs  Geld  f.  Dienstbot.  250  II.  Nr.  5  -7      Wohnen  1270 
I.  N.  1—4  =■  Haushalt           1700      8)  Gesundheit   100 

5)  Wohnung   000  9)  Kleidung  000 

0)  Wohnungseinrichtung  u.  10)  Unterricht  250 

Latus  1700  Latus"3020 
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Transport  3920  Transport  4370 

Iii  Rildungsmittel  (Bücher,  Zbchr/I  150  14 1  Vergnügen  etc   150 

12)  Steuern  ISO  15)  Gross,  Gcsclligk  150 

13)  Beitrage  für  öffentliche  Zwecke,  16)  Nothw.  Fahren   50 

Vereine  etc  120  17»  Diverses  _.  _.  150 

Latus  437Ö  Summa  1—17  4S70 

Auch  hier  ist  für  Reisen  u.  dgl.  noch  nichts  augesetzt.  Schwerlich  lasst  sich  diese 
Summe ,  jenen  Umfang  der  Familie  vorausgesetzt,  ohno  eine  wesentliche  Herab- 
d nh'kung  unter  die  Lebensweise  der  betreflcnden  Gesellschaftsciasse,  auch  nur,  um  ein 
Maximum  anzunehmen,  um  c.  10%  vermindern.  Dann  bleibt  rund  4400  Thlr.  oder 
33'/s7o  mehr  als  der  jetzt  erhöhte  Gehalt  jener  Bcamtenclasse  im  Durchschnitt  be- 
trägt. Und  bei  dieser  Ausgabe  weiss  jeder  mit  den  Verhältnissen  Vertraute,  dass  die 
Lebensweise  der  Familie  dabei  eine  durchaus  nicht  üppige,  sondern  eine  knappe  ist 
Nimmt  man  nun  aber  eine  noch  etwas  grössere  Familie  t/> — 7  Kinder)  und  theil- 
weise  erwachsene  Kinder  (etwa  1 — 2  Söhne  auf  d.  Univere.)  an,  so  steigt  der  Be- 
darf, eine  nur  halbwegs  gleiche  Lebensweise  wie  bei  Kaufleuten,  mittleren  Bentiers, 
Fabrikanten.  Gutsbesitzern  vorausgesetzt,  nach  heutigen  Berliner  Verhältnissen,  leicht 
um  Vft—  7a  dieser  Summen  oder  auf  rund  6000—7000  Thlr.  und  mehr  (Min. 
15,000,  Durchn.  wohl  20,000  M.,  wobei  6—7000  M.  auf  Haushalt,  4—5000  auf 
Wohnen,  2000—3000  auf  Kleidung  gerechnet.  1  Sohn  auf  der  Universität  2000—3000  M. 
—  letzterer  Betrag  bei  „VerbindungsJebcn"  nicht  einmal  hoch  angesetzt:  —  bei  et- 
was mehr  Sommerreisen,  Badecureu  steigt  der  Betrag  i.  G.  wohl  auf  20 — 24,000  M.). 
Berlin  ist  nun  freilich  relativ  theuer,  aber  doch  heute  wohl  noch  wohlfeiler  als  Ham- 
burg, vollends  als  Wien  (öst.  Valuta  al  Pari  gerechnet  1  1.  =  2  M.,  schlage  ich 
Wien  nach  eigener  Kenntniss  und  manchen  eingezogenen  Erkundigungen  auf  20— 30°/„ 
theurer  als  Berlin  an)  u.  im  nordwesü.  Deutschland  (Frank f.  a.  M.  u.  Kbcinlandei  ist 
es  für  Beamte  nicht  viel  wenn  überhaupt  wohlfeiler  als  in  Berlin. 

Immer  noch  zu  wenig  rationell,  ja  im  Grande  ziemlich  roh 
ist  das  neuerlich  in  Deutschland  mehrfach  angenommene  System, 
auch  den  Civilbeamten  neben  dem  Gehalte  fixe  sogen.  Wohnungs- 
geldzuschüsse (Quartiergelder ),  abgestuft  nach  Rang- 
klassen der  Beamten  und  nach  Klassen  der  Wohnorte, 
zu  gewahren,  um  dadurch  die  vielfach  besonders  starke  Preis- 
steigerung eines  der  wichtigsten  materiellen  Bedürfnisse  ftlr  den 
Beamten  auszugleichen.  Richtiger  wäre  es  auch  hier,  nicht  ein 
solches  einzelnes  Bedürfniss  zum  Zweck  der  Regelung  des  Ein- 
kommens des  Beamten  herauszugreifen,  sondern  auf  der  Grundlage 
umfassender  Hausbaltbudgets  vorzugehen. 

S.  Uber  d.  Wohnungsgcld:  preuss.  Ges.  v.  12.  Mai  1873,  Keichsgcs.  v. 
,10.  Juni  IS73  (hier  zugleich,  neben  dem  alten  Servisgelde,  f.  d.  Officiere  u.  Beamten 
des  lteiehshcercs  u.  d.  Marine).  Darüber  mein  Aufs  Ucichsfinanzwcscn  in  Holtzen- 
dorll  s  Jahrb.  III,  1S1 — 183.  Es  bestehen  6  Oitselasscn  (Berlin  u.  5  andere  Classoo) 
und  in  jeder  im  Reiche  t»,  in  Preusseu  5  Dienstrangclassen ,  wobei  12  preuss.  Rang- 
<  lassen  liucl.  Subalterne  u.  Unterbeamte)  in  diese  5  f.  diesen  Zweck  zusammengezogen 
sind.  Nach  dem  preuss.  Tarif  sind  z.  B.  die  Sätze  für  Berlin  500,  400,  300,  ISO, 
>0  Thlr.,  für  die  niedrigste  Ortsclasse  200,  ISO,  120,  60,  20  Thlr  Die  Einrichtung 
ist  noch  zu  roh  empirisch,  die  Zuschüsse  entsprechen  den  Verschiedenheiten  der  Miet- 
preise in  den  Ort.-classen  nicht  richtig  (sind  wohl  für  die  grossen  Städte,  bes.  Berlin, 
relativ  zu  niedrig).  Die  Benutzung  eines  veralteten  Kaugclasscnsystems  als  Grundlage 
für  die  Hegclung  einer  solchen  ökonomischen  Frage  ist  ein  weiterer  Uebelstand.  Die 
Ofliciere,  z.  Th.  die  höchsten  Beamten  sind  gegenüber  dem  Civil,  resp.  den  mittleren 
Ii  angelassen  zu  sehr  begünstigt.  Die  statistische  Kegel,  dass  die  Miethu  bei  kleinerem 
Einkommen  eine  wachsend  grössere  «Juote  beansprucht,  ist  Übrigens  cinigennassen 
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beachtet  worden.  Das  Wohnungsgeld  beträgt  z.  B.  in  Berlin  bei  den  Ministerial- 
directoren  10°/o  des  jetzigen  Gehalts,  bei  den  vortragenden  Rathen  18  8,  bei  der  dann 
folgenden  Kategorie  höh.  Beamten  c.  17«,  bei  d.  letzten  c.  20—25%.  bei  d.  Sub- 
alternen 15 — 30,  bei  d.  Unterbeamten  20 — 25°/u.  Man  wird  nach  den  Arbeiten  von 
Schwabe,  Laspeyros  annehmen  können,  dass  diese  Proceute,  welche  diese  6  Classen 
von  ihrem  Einkommen  für  Miethe  ausgeben,  ungefähr  sind:  18,  19,  22,  24,  27,  30.  — 
Auch  Baden  hat  Wohnungsgcldzuschusse  im  Cirildienst  eingeführt.  Ges.  v.  9.  Jan. 
1S74,  8  Ortsclassen,  6  Beamtencl.,  (CL  I  der  letzteren  900,  720.  600,  OL  VI  120,  84. 
I>0  M.,  dabei  zweckmassigere  Classific.  d.  Beamten  als  in  Preussen).  Baiern, 
Würtemberg,  Sachsen  haben  bisher  keine  Wohn.gelder  eingeführt,  in  Baiern 
hat  aber  die  Regierung  dem  Landtag  im  Oct.  1883  eine  bezügliche  Vorlage  gemacht.  — 
Die  mitunter  in  den  letzten  Jahrzehnten  gewahrten  „Theuerungs^ll]agen,,  sind  bei  den 
'neueren  Gehaltserhöhungen  z.  Th.  wieder  beseitigt  worden. 

ß)  Sodann  muss  mehr,  als  es  gegenwärtig  geschieht,  wegen 
der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  örtlichen  Geld- 
preise der  Lebensbedürfnisse  und  wegen  der  gerade  darin  oft 
ziemlich  rasch  vorkommenden,  Gegend-  und  Ortsweise  wieder 
sehr  verschiedenen  Aenderungen,  der  Gehalt  auch  für  eine 
und  dieselbe  Gattung  Aemter  in  verschiedenen  Orten 
verschieden  bemessen  werden. 

Consequent  ist  dieses  Princip  bisher  nur  für  Gesandten-  und  Consularposten 
durchgeführt.  Gute  Einblicke  in  die  verschiedene,  wenn  auch  fast  Uberall  starke  locale 
Preissteigerung  der  Hauptstädte  u.  s.  w.  geben  die  Berichte  der  englischen  Ge- 
sandtschaften Uber  diesen  Punct,  die  im  J.  1870  veröffentlicht  worden  sind.  Die  hier 
befürwortete  locale  Gehaltsverschiedenheit  bat  also  eine  andere  Bedeutung  als  die  oben 
in  §.  158  erwähnte:  letztere  sollte  gerade  eine  reelle  Verschiedenheit,  diese 
dagegen  soll  eine  reelle  Gleichheit  der  Gehalte  herbeiführen.  Die  jetzige  Gleich- 
heit der  Gehalte  ist  eine  reelle  Ungleichheit,  weil  die  Kaufkraft  derselben  Geldsumme 
örtlich  sehr  variirt  Ebenso  müssen  statt  allgemeiner  oftmals  auch  locale  Gehalts- 
erhöhungen erfolgen,  weil  die  Vertheuerung  des  Lebens  an  einem  bestimmten  Orte 
besonders  rasch  und  stark  ist,  —  am  Stärksten  in  der  Regel  in  grossen,  schnell  an 
Bevölkerung  wachsenden  Städten ,  z.  B.  den  Hauptstädten ,  wo  daher  vor  Allem  die 
Gehalte  entsprechend  zu  erhöhen  sind.  Obgleich  dies  alsdann  violleicht  mit  den 
ohnehin  schon  höchsten  Gehalten  (z.  B.  mit  denen  der  oberen  Beamten  in  den  Ministerien, 
obersten  Gerichtshöfen  und  Behörden)  geschieht,  so  liegt  darin  keine  Ungerechtigkeit, 
denn  diese  Gehalte  sind  eben  am  Schnellsten  in  ein  Mißverhältnis«  gekommen.  Die 
grössere  Theuerheit  des  Lebens  in  den  Haupt*  und  Residenzstädten  und  mitunter 
auch  in  anderen  grossen  Städten  ist  allerdings  hier  und  da  schon  bei  der  Gehaltsbe- 
messung berücksichtigt  worden,  aber  weder  allgemein  noch  ausreichend  genug.  Auch 
ist  die  Erhöhung  zu  willkürlich  gegriffen,  ohue  eine  vorausgehende  brauchbare 
Statist.  Untersuchung  .Höchstens  dass  die  höheren  Wohnungs preise,  das  Handgreif- 
lichste, beachtet  sind,  aber  wiederum  nicht  so,  dass  die  Gehaltsstcigerung  genügend 
diesen  Umstand  berücksichtigt!  Beispiel:  Preussen  um  1870.  Oberstaatsanwalt  in 
Berlin  (bei  Ger.  2.  Inst.)  2000,  and.  1800—1400,  Cassen-  u.  Rechnungsrevisoren  bei 
Apiicllationsgerirhten  in  B.  1200,  sonst  Maximum  1100.  Secretärc  Max.  in  Berlin 
1200,  sonst  1000,  Unterbeamte  400,  sonst  350,  Stadtrichtcr  Max  1300,  sonst  1100  Thlr. 
In  Städten  Uber  20,000  E.  erhielten  die  Richter  bei  den  Kreisger.  Localzulagen  (i.  G. 
im  Etat  für  1870  14,900  Thlr).  Aehnlich  auch  nach  der  neuen  Gehaltsregelung  v. 
1872,  z.  B.  Max.  der  Richter  1.  Inst  in  Berlin  1800,  in  den  Provinzen  1500  Thlr. 
Auch  in  Frankf.  a.  M.  sind  für  Subaltern-  u.  Unterbeamte  einzelner  Dienstzweige  in 
Preussen  „Localzulagen"  gewährt  (im  Cap.  73,  Tit.  14  d.  preuss.  Ausg.et.  f.  1888/64 
z.  B.  je  600  M  f.  Gerichtsschreiber  u.  Secret. ,  je  875  M.  f.  Ganzlisten,  je  195  M. 
f.  Gerichtsdiener).  Die  an  sich  wohl  begründete  Auadehnung  dieses  Princips  „localer 
Theuerungszulagcn"  f.  untere  Subaltcrnbeamte  u.  dgl.  wird  in  zahlreichen  Petitionen 
dieser  Beamten,  bes.  aus  theueren  rheinischen  Städten,  vom  Landtage  erbeten.  — 
X.  Wngner.  FlnaintwiKBon-chaft.  I.   3.  Aufl.  24 
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Oesterreich:  in  Wien,  Triest  haben  die  Beamten  regelmässig  neben  dorn  gleichen 
Gehalt  der  and.  Orte  Quartiergelder. 

In  Betreff  des  Maasses  der  Gehaltserhöhungen  ist  es  wichtig  zu  beachten,  dass 
die  Preissteigerung  eines  bestimmten  Lebensbedürfnisses  auf  die  reelle  Lage  der  ein- 
zelnen Beamtenclassen  doch  wieder  sehr  verschieden  einwirkt,  weil  der  bezügliche 
Aufwand  im  Haushaltbudgct  bei  verschiedener  absoluter  Grosse  des  Einkommens  sehr 
ungleich  ist.  Wenn  z.  B.  2  Beamte  mit  1000  und  400  Thlr.  Einkommen  resp.  50 
und  60%  für  den  Nahrungsbedarf  ausgeben  (der  Wirklichkeit  annahornd  entsprechend) 
und  beide  in  einen  Ort  versetzt  werden,  wo  cei  par.  bloss  die  Nahrungsmittel  um 
25%  theurer  sind,  so  inüsstc  der  erste  1174%»  ^ür  zweite  15%  Gehalt  mehr  be- 
ziehen, also  1125  und  460  Thlr.,  um  sich  in  gleicher  Lage  zu  befinden,  wie  bis- 
her. —  Man  kann  daher  eigentlich  aus  der  Hohe  der  Preise  den  wirklichen  Werth 
(die  Kaufkraft,  welchen  eine  bestimmte  Geldsumme  für  Jemanden  besitzt,  der  sie 
im  Haushalt  verwenden  will  —  also  doch  der  Hauptfall  —  immer  nur  für  be- 
stimmte Einkomuienvcrhältnisse  oder  für  Personen  eines  bestimmten 
Lcbcusmaassstabcs  (Standard  of  life)  oder  Standes  ü-  d.  S.  d.  W.)  berechnen,  — 
ein  Satz,  der  sich  aus  dem  „Gesetz  der  Normalconsamtion"  (s.  Engel,  sächsische 
Statist  Zeitschrift  1857,  S.  169)  und  der  ungleichen  Quote  der  einzelnen  Ausgabe- 
posten  bei  verschiedener  (absoluter)  Einkominenhöhe  ergiebt,  aber  trotz  seiner  grossen 
praktischen  Tragweite  kaum  noch  beachtet  ist  (in.  E.  auch  für  die  Frage  der  aus 
Preisbewegungen  abgeleiteten  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Geldwcrths  wichtig 
wäre).  Für  die  Frage  der  richtigen  Gehaltsregelung  nach  den  örtlichen  und  zeit- 
lichen Preisvcrschicdcn h eite n  folgt  daraus,  dass  man  für  die  verschiede- 
nen Beamtenclassen  aparte  Budgets  entwerfen  und  danach  die  Gehaltserhöhung 
eintreten  lassen  muss,  —  meist  also  eine  sehr  verschiedene,  auch  nicht  immer  eine 
etwa  mit  der  absoluten  Höhe  der  Gehalte  genau  progressiv  abnehmende,  wie  mitunter 
versucht  worden  ist.  —  Wie  ungemein  stark  aber  die  localen  Unterschiede  der 
Preise  der  Lebensbedürfnisse  siud  und  wie  vorschieden  dem  gemäss  der  Geldbedarf 
für  die  Bestreitung  des  gesammten  Aufwands  ist,  dafür  folgendes  Beispiel.  Oasseibe 
beruht  auf  meinen  haushalt-statistischcn  Untersuchungen  aus  den  sechziger  Jahren 
(österr.  n.  russ.  Valuta  al  pari  gerechnet)  über  meinen  eigenen  Bedarf,  für  eine 
Familie  von  Mann  und  Frau  und  3  kleinern  Kindern,  excl.  aller  Ausgaben  für  Unter- 
richt von  Kindern  und  für  Reisen,  iucl.  Bücher  (in  Deutschland  100  Thlr.).  Von  den 
absoluten  Zahlen  genügt  es  für  vorliegenden  Zweck  eine  zu  kennen:  der  Gesammt- 
bedarf  in  Göttingen  ist  auf  Grund  specieller  Berechnung  auf  2160  Thlr.  angeschlagen 
worden.  Die  Ausgaben  in  meinen  anderen  Wohuorteu  sind  in  Proportion  zu  den 
Göttinger  Ausgaben  {x  :  1000)  gesetzt. 

"bXrf"  NÜüSüg  llll.  w^»"K  KM*«,  .ltaAaJ. 

Göttingeu  1000  1000  1000  1000  1000  1000  JOOO 

FTeiburg  945  —  877  ^pl.  Y)  1100  1000  (pl.  V)  945 

Berlin  1285  —  —  1240  1710  1164  1177 

Dorpat  12S7  1080  1205  1117  1500  1618  1234 

Hamburg  1387  134*  1345  1347  2000  1257  1155 

Wien  1596  1397  17S0  (min?)  1509  2600  1250  133b 

„Anderer  Haushalt1'  umfasst  Waschen,  Bedienung  (in  Kussland  mehr  Dienstboten  un- 
vermeidlich, in  Wien  bes.  theuer).  Beleuchtung,  Brennstoff  (in  Russland  viel,  aber 
billig,  in  Wien  sehr  theuer),  Kücheucinrichtung.  Unter  „allem  Anderen"  auch  Ab- 
nutzung des  Mobiliars  u.  s.  w.  Auf  dem  Nahrungsbedarf  lasten  alle  betr.  indirecten 
Steuoru.  Für  die  Verschiedenheit  der  Höhe  dieses  Bedarfs  ist  der  einflußreichste 
Factor  der  Fleischpreis  (z.  B.  in  Göttingen  die  Ausgabe  für  Fleisch  —  1000,  danach 
in  Hamburg  i486,  Wien  1379,  Dorpat  nur  608,  hier  aber  hohe  Colonialwaarenpreise). 
Der  Wobnungsaufwand  in  verschiedenen  Orten  ist  am  Schwersten  unmittelbar  zu  ver- 
gleichen, da  Lage  in  der  Stadt,  Beschaffenheit  u.  s.  w.  so  massgebend  für  den  Preis 
sind;  es  wurden  hier  Wohnungen  möglichst  aualojrer  Art  verglichen  (in  Wien  ist  die 
Miethe  auch  in  Folge  der  enormen  Gebäudesteuern  so  hoch.)  —  Ein  richtiges  System 
von  Normalgchaltcn  müsstc  also  z.  B.  für  dasselbe  Amt  geben  in  Göttingen  2160  Thlr.. 
in  Freiburg  2046,  in  Berlin  2776,  in  Dorpat  2781,  in  Hambursr  2997,  in  Wicu  3447 
Thlr.  (in  Dorpat  100  R.  =•  108  Thlr.,  in  Wien  150  fl.  =  100  Thlr.  gerechnet,  nach 
Jamal,  ('ours  100  R.  =  c.  «10  Thlr.  und  150  fl.  =~  ft.  83  Thlr.,  wobei  jedoch  zu  be- 
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achten  ist,  das»  die  Bewegung  der  Waarenpreise  vielfach  eine  langsamere  als  die  des 
Agio  ist  (A.  Wagner,  Art.  Papiergeld  i.  Staats wörterb.  VII,  672  u.  bes.  d.  Theorie 
in  meinem  Russ.  Pap.wäbr.  Abtb.  V — VII).  Durch  Errechnung  des  Unterrichts- 
aufwands würden  sich  diese  Proportionen  einer  solchen  Beamtenclasse  noch  etwas 
modificiren. 

§.  162.  Naturalbesoldung.  Den  Schwierigkeiten,  welche 
nach  dem  Gesagten  einer  richtigen  Bemessung  der  Geldbe- 
soldungen  entgegenstehen,  kann  man  durch  theilweise  Natural- 
besoldung abzuhelfen  suchen,  wie  sie  früher  allgemeiner  üblich 
war  und  auch  neuerdings  noch  mitunter  zu  diesem  Zweck  befür- 
wortet wurde. 

Vgl.  Rau,  Fin.  I,  §.  59.  60;  aoeh  noch  meine  2.  Aufl.  von  B.  I  §.  81. 

Indessen  widerspricht  eine  etwas  allgemeinere  Anwendung  von 
Naturalbesoldungen  doch  der  heutigen  Entwicklung  der  Geldwirth- 
schaft  in  der  Volkswirtschaft  und  auch  im  Staatshaushalte  und 
dem  ganzen  Character  des  modernen  Lebens  zu  sehr.  Man  kann 
übrigens  zwei  Fälle  unterscheiden,  von  denen  der  erste  sich 
wieder  verschieden  einrichten  lltsst:  einmal  partielle  Besoldung 
in  diversen  Naturalien  (Lebensmittel,  Rohstoffe,  Holz  u.  s.  w.), 
und  zwar  entweder  wirkliche  Zahlung  in  diesen  oder 
Geldzahlung,  aber  nach  wechselnden  Preisen  der  Naturalien ; 
sodann  Gewährung  von  Naturalwohnung  (Quartier). 

Der  erste  Fall,  welcher  in  Deutschland  mehrfach  noch  in  diesem  Jahrhundert 
vorkam,  hattn  für  die  Staatskasse  eine  gewisse  Berechtigung,  solange  dieselbe  Natu  ral- 
cinnahmeu,  besonders  den  Kornzehnten  bezog.  Seitdem  diese  fast  ganz  beseitigt 
sind,  also  besonders  seit  den  Ablösungen,  ist  das  anders  geworden.  Auch  den  Be- 
amten, selbst  den  unteren  ist  aber  mit  Naturalbesoldungen,  z.  B.  in  Korn,  bei  den 
heutigen  Wirthschafts- ,  Verkehrs-  und  Arbcitstheilnngsvcrhältnissen  kaum  mehr  ge- 
dient Dazu  kommt  die  Veränderung  in  den  massgebenden  Preisbestim- 
mungsgründen.  Gegenwärtig  hängen  die  Gctrcideproise  und  dio  Preise  der  übrigen 
Agrarproducte  nur  wenig  mehr  von  den  localen  Ernteverhältnissen  u.  dgl.  Umständen, 
sondern  in  Folge  der  neueren  Cominunicationsinittel  immer  mohr  von  den  Conjuncturon 
des  Weltmarkts  ab.  Die  verschiedenen  Artikel  bewegen  sich  auch  nicht  mehr  so  ge- 
meinsam wie  früher  nach  einer  Richtung.  Die  Consumtionsgewohnheiten  ändern  sich 
rascher.  Das  ältere  System  der  Naturalbesoldung,  welches  doch  namentlich  auf  Ge- 
währung von  Getreide  u.  dgl.  oder  auf  Berechnung  einer  Gehaltsquote  nach  den  lo- 
calen Getreidepreisen  hinausging,  ist  auch  aus  diesem  Grunde,  wie  die  Naturalwirt- 
schaft Uberhaupt,  jetzt  immer  weniger  passend.  Eine  richtige  Reguli rung  der  Geld- 
gehalte nach  allgemeinen  Hausbaltbudgets  verdient  daher  den  Vorzug. 

Nicht  ganz  so  liegt  die  Sache  in  dem  Falle  der  Naturalwohnung,  welcher 
in  neuester  Zeit  wieder  mehrfach  ernstlicher  erörtert  wurde.  S.  bes.  Engol's  Vor- 
schläge in  dorn  1.  Eben,  soc-pol.  Congresse  1872,  Vcrhandl.  S.  209  ff.  u.  die  Debatte 
darüber.  Die  Miethpreise  sind  zumal  in  grösseren  und  vollends  in  Grossstädten  min- 
destens perioden weise  wahre  Monopolpreise,  für  welche  die  Bestimmgründe  des 
Preismaximums  gelten:  der  concreto  Gebrauchswerth  der  Waare  (die  unbedingte 
Notwendigkeit  der  Bedurfnissbefriedigung  mit  ihr)  für  den  Begehrer  und  die  Zah- 
lungsfähigkeit des  letzteren.  Es  hängt  diese  ökonomische  Natur  des  Miethpreises  mit 
der  eigentümlichen  Function  des  städtischen  Wohnungsbodens  zusammen,  wie  sie  in 
der  „Grundlegung"  näher  analysirt  wurde.  (G.  I.  §.  352—302).  Das  privatwirthschaftliche 
Concurrenzsystcm  auf  die  Wohnungsversorgung  angewandt  bewahrt  sich  vielfach  ungenü- 

24* 


Digitized  by  Google 


372    2.  B.  Fin.bedarf.    1.  K.  Allgemeines.    2.  A.  Besold.politiL  §.  162,  163. 

gend.  Wird  die  Zahlungsfähigkeit  des  Wohnungssuchers  gesteigert,  z.  B.  durch  Wohnungs- 
geldzuschuss  des  Beamten,  so  wird  leicht  nur  —  und  in  gewissen  Conjuncturen  sicher- 
lich —  die  Obergrenze  des  Mietpreises  höher  und  der  Zuschuss  fällt  dem  Haas- 
und  Grundeigenthümer,  „der  Grundrente"  zu.  Die  höhere  Geldzahlung  des  Staats 
verfehlt  dann  den  Zweck.  Da  nun  anderseits  der  Staat  in  Ökonomisch  -  technischer 
Hinsicht  nicht  ungeeignet  zur  Beschallung  und  Erhaltung  von  Natoralt^uartier  ist. 
wenngleich  gewisse  Schwierigkeiten  für  ihn  dabei  nicht  verkannt  werden  sollen,  so  ist 
die  Gewährung  von  Dienstwohnungen  im  Iutorcsse  des  Beamten  in  unseren  heu- 
tigen Verhältnissen  ein  zweckmässiges  Vorgehen  in  der  Besoldungsfrage,  welches 
auch  Uberall,  zum  Theil  nach  dem  Interesse  des  Dienstes  selbst  (§.  151),  schon  eine 
gewisse  Ausdehnung  hat.  Nach  Engel  hatten  in  Preusscn  alten  Umfangs  im  Jahre 
1S67  70  höhere,  764  Subaltern-  u.  technische  u.  4799  ünterbcamte,  zus.  5633  Beamte 
Dienstwohnungen,  c.  8%  der  Staatsbeamten ;  f.  1S7G  desgl.  7430  von  7 5, S39  Beamten 
im  Haupt-  u.  1277  im  Nebenamt  (Preuss.  staL  Ztschr.  1870  p.  419).  In  Würteinb. 
hatten  von  10,916  Angestellten  i.  J.  1873  4222  eine  Dienstwohnung  oder  einen  Mieth- 
zinsbeitrag,  darunter  2503  Unterbedienstete  tWohn.ge!d  besteht  sonst  nicht).  Iiiecke 
a.  a.  0.  S.  112. 

§.  163.  —  b)  Zum  Ersatz  der  Selbstkosten  der  Arbeit, 
welcher  dem  Staatsdiener  im  Totalgehalte  zu  Theil  werden  muss 
(§.  160)  würde  ferner  ein  Betrag  gehören,  mit  dem  sich  der 
Beamte  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invalidität  und 
Krankheit  während  seiner  mutmasslichen  activen  Dienstzeit 
seinen  Unterhaltsbedarf  bei  einer  Versicherungsanstalt  für  solche 
Fälle  versichern  kann.  Der  Beamte  befindet  sich  jedoch  in 
Betreff  dieser  Puncte  meistens  in  anderer  Lage  als  der  gewöhn- 
liche Arbeiter.  Während  einer  Erkrankung,  welche  eine  gewisse 
Zeit  nicht  überschreitet,  und  überall  wenigstens  für  eine  solche 
Krankheitsdauer,  welche  während  der  activen  Dienstzeit  wahr- 
scheinlich ist,  bezieht  der  Beamte  seinen  Gehalt,  eventuell  sein 
Wartegeld,  bedarf  also  keiner  besonderen  Krankengeldversicherung. 

S.  Engel  Preis  d.  Arbeit,  S.  54. 

Ebenso  ist  eine  besondere  Versicherung  gegen  die  Gefahr 
dauernder  Invalidität,  die  zum  Dienstaustritt  nöthigt,  nur  für 
die  Zeit  und  in  dem  Maasse  erforderlich,  als  der  Staat  dem 
in  solchem  Falle  austretenden  Beamten  noch  keine  oder  doch 
keine  genügende  Pension  gewährt  (§.  159).  Demnach  muss  der 
Dienstgehalt  um  so  höher  sein,  damit  der  Beamte  sich  ent- 
sprechend versichern  könne,  je  später  der  Pensionsanspruch  be- 
ginnt und  je  niedriger  die  Pension  ist  (§.  159).  Bei  einer  ratio- 
nellen Regelung  der  Gehalte  wird  also  durch  ein  mangelhaftes 
Pensionswesen  gar  nicht  die  vermeintliche  Ersparung  für  die 
Staatskasse  gemacht,  sondern  nur  die  Form  der  Zahlungen 
ändert  sich. 

c)  Der  Totalgehalt  muss  weiter  eine  Amortisationssumme 
zur  Deckung  (Rückzahlung)  der  Kosten  derAufzichung  und 
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Vorbildung  des  Beamten  (und  streng  genommen  auch  seiner 
Frau)  enthalten.  (Amortisationsrente  des  Erziehungs- 
und Bildungskapitals,  Tilgung  und  bis  dahin  Verzinsung). 

Der  Aufwand  dafür  ist  um  so  grosser,  je  kostspieliger  die  Vorbildung  zu  er- 
werbon  ist  (Studiren!)  und  je  später  der  Beamte  in  Besoldung  überhaupt  und  in  ge- 
nügende Besoldung  tritt,  so  dass  auch  hior  wieder  keine  reelle  Ersparung  für  den 
Staat  erfolgt,  wenu  die  ausreichende  Besoldung  zu  spat  beginnt  (§  157).  Der  bezüg- 
liche Gehaltstheil  dient  zur  Erziehung  und  Ausbildung  der  Kinder  (streng  genommen 
Eines  Sohnes  und  Einer  Tochter),  an  welche  die  von  den  Eltern  aufgewendete  Summe 
zurück  zu  erstatten  ist  So  hat  jede  Generation  jene  Schuld  wieder  an  die  folgende 
abzutragen,  welcho  ihr  von  der  vorhergehenden  vorgestreckt  wurde. 

Ist  im  Fortschritt  der  Volkswirtschaft  und  des  Staatslebens  oinc  Vermehrung 
der  Bevölkerung  (und  dabei  dann  meist  auch  wieder  der  Staatsdiener)  in  der  nächsten 
Generation  erforderlich,  so  muss  der  Gohalt  dazu  ausreichen,  eine  grössere  Anzahl 
Kinder  aufzuziehen  und  in  der  erforderlichen  Weise  auszubilden. 

Die  Frau  muss  in  der  Tochter,  wie  der  Mann  im  Sohne  wieder  ersetzt  werden. 
Auch  vom  volkswirthscbafil.  Standpunkt  ist  der  Mann,  dor  Erwerber  oder  „Ernährer", 
nur  der  eine  Theil  der  Hauswirthschaft,  die  Frau  als  Vorstand  dos  Haushalts  i.  e.  S. 
der  andere.  Die  zwischen  beiden  bestehende  Arbeitsteilung  ermöglicht  erst  dem 
Mann,  vornehmlich  seinem  Beruf  zu  leben.  Das  Einkommen  aus  letztcrem  muss 
daher  für  die  Frau  und  für  die  Amortisation  des  Erzichungs-  und  Bildungskapitals 
derselben  mit  ausreichen.   So  in  jedem  Falle,  also  auch  beim  Staatsdietier. 

Engel  a,  a.  0.  berechnete  z.  B.  im  J.  1866,  wohl  damals  schon  etwas  zu 
niedrig,  für  einen  gewöhnlichen  Arbeiter  das  Erziehung« -  u.  Bildungskapital  von  der 
Geburt  bis  Ende  des  15.  J.  auf  750  Thlr..  zu  tilgen  mit  einor  Annuität  zu  5%  in 
50  Jahren  (16.— 65.  Lebensj.)  von  41*1  Thlr.  Für  einen  Geistesarbeiter,  der  erat  im 
26.  Jahre  erwirbt,  etwa  einen  Techniker,  Ingenieur,  stellt  sich  das  Kapital  auf  5400, 
die  Annuität  auf  315  Thlr.  (ebenfalls  bis  z.  E.  d.  65.  Jahres);  für  einen  Geistesarbeiter 
wie  einen  deutschen  jurist.  Beamten,  wenn  er  erst  v.  31.  J.  an  erwirbt,  sind  die 
Summen  7380  und  -151  Thlr.  Einige  weitere  Berechnungen  spcciell  Über  die  Selbst- 
kosten im  Beamtenthum  giebt  Engel  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1876  S.  4S2  flM 
486,  wobei  mit  Hecht  auch  das  Erzich.-  u.  Bild. kapital  der  Frau  mit  berücksichtigt 
ist.  Dnter  den  hier  näher  nachgewiesenen  im  Einzelnen  unvermeidlich  hypothet. 
Voraussetzungen  berechnet  Engel  f.  Preussen:  Selbstkosten  des  höheren  Beamten  p. 
Jahr  4814  M.,  Durchschn.gehalt  4082.  des  mittleren  2320  u.  I8S4,  des  unteren  92*) 
und  1020  M.  (erstcre  Summe  hier  niedriger  als  die  zweite,  weil  ein  Theil  der  An- 
nuitäten tilgungon  bereits  vor  Eintritt  in  den  Dienst  als  verwirklicht  angenommen 
wurde).  Als  „Preis  der  Arbeit  bei  einer  Centralbchördo  in  Berlin"  berechnet  Engel 
eb.  für  die  8  Katcgorieen:  7221,  3479,  1393  M.  p.  Jahr. 

Im  Grossen  und  Ganzen  recrutirt  sich  der  Staatsdienst  wie  andere  Berufe  bei 
aller  Freiheit  der  Berufswahl  doch  vornehmlich  aus  den  Söhnen  der  bisherigen  Be- 
rufsgenossen. Das  ünausreichende  der  jetzigen  Gehaltsverhältnisse  zeigt  sich  in  Zeiteu 
günstiger  wirthsebaftlicher  Conjuncturcn  (1*71  ff.!)  in  dem  immer  häufigeren  üeber- 
gang  der  BcamteusOhne  in  andere  Berufe  (Technik,  Handel  u.  s.  w.),  nicht  nur 
wegen  der  besseren  Chancen  für  die  Söhne,  sondern  auch  wegen  des  Mangels  an 
Mitteln  der  Väter,  um  die  Söhne  bis  in  und  über  das  30.  Jahr  zu  erhalten.  Es  wird 
im  Gehalt  eben  das  Bildungskapital  des  Vaters  oft  genug  nicht  für  einen  Sohn  (ge- 
schweige für  mehrere)  wieder  disponibel.  Werden  die  Gehalte  nicht  entsprechend 
erhöht,  so  droben  mit  der  Zeit  immer  mehr  Schwierigkeiten.  Denn  noch  ist  im  Be- 
amtenstande vielfach  einiges  Erbvermögen  aus  dor  früheren  günstigeren  Zeit  (billige- 
res Leben,  viele  Nebeneinnahmen,  Domänonamtleute  u.  s.  w„  Hannover!).  Aber  dieses 
Vermögen  zersplittert  sich  und  wird  aufgebraucht  und  Geldheirathen  sind  eine  un- 
sichere und  bedenkliche  Hülfe.  —  Abweichungen  von  der  Kegel  natürlich  bei  Stipen- 
dien ,  Stiftungsweson ,  Schulgeldfreiheit  u.  s.  w.  (Geistliche,  Philologen!  wie  schon 
A.  Smith  bemerkt). 

Ob  der  Aufwand  für  die  Kindererziehung  ganz  unter  diese  dritte  Rubrik  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  oder  theilweise  schon  unter  die  erste  Rubrik  1 60  Nr.  a: 
standesgemäße  Bedarf  für  den  Beamten  und  seine  Familie)  gestellt  werde,  ist  nur 
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eine  Formfrag«.  (Weiter  unterscheidend  könnte  man  die  Kosten  der  Aufcrzichung  und 
Gewährung  der  allgemeinen  Elementarbildung,  etwa  bis  zum  Ende  d.  15.  Jahre«,  zum 
Unterhaltsbedarf  der  Familio,  den  Aufwand  für  höhere  Bildung  und  für  die  Lebens- 
zeit v.  16.  Jahr  an  bis  zum  genüg,  eigenen  Erwerb  zum  Bedarf  für  die  Anschaffung 
des  Bildungskapitals  des  Geistesarbeiters  [Beamten]  rechnen.)  Jedenfalls  muss  die  be- 
zügliche Ausgabe  durch  den  Gehalt  gedeckt  werden. 

Auch  in  Betreff  dieser  Amortisation  muss  die  Sicherheit  bestehen,  dass  sie  nicht 
durch  vorzeitigen  Tod,  Invalidität  und  zeitweise  Krankheit  des  Beamten  unvollständig 
bleibe.  Der  Gehalt  muss  also  noch  weiter  auch  dazu  ausreichen,  eine  bezügliche 
Versicherungsprämie  bezahlen  zu  können.  Der  Fall  der  Krankheit  braucht  auch  hier 
nach  der  üblichen  Weise  der  Gehaltszahlung  nicht  mit  in  Betracht  gezogen  zu  werden, 
wohl  aber  die  beiden  andern  Fälle.  Wo  neinlich  ein  Pensionsanspruch  der 
Wittwe  und  der  unerwachsenen  (eigentlich  der  noch  nicht  erwerbsfähigen)  K  i  u- 
der  fehlt  oder  diese  Pensionen  zu  niedrig  sind  und  wo  die  Pension  des 
dienstunfähigen  Beamten  zu  spät  beginnt  und  zu  niedrig  ist,  da  muss  der 
Activgehalt  wiederum  nur  um  so  höher  sein,  damit  eine  besondere  Versicherung  gegeu 
jene  beiden  Gefahren  crfolgon  kann.  Auch  hier  also  bei  mangelhaftem  Pensions- 
wesen wieder  nur  eine  scheinbare  Ersparung.  S.  die  Berechnungsweise  bei  Engel 
a.  a.  0.  —  Genau  genommen  muss  übrigens  noch  ein  Umstand  berücksichtigt  werden, 
nemlich  die  verspätete  Verfügung  des  Beamten  über  dio  genannte  Rente,  —  später 
als  er  sie  für  Erziehung  und  Bildung  des  Sohnes  braucht.  Wenn  z.  B.  der  Gebalt 
erst  in  späterem  Dienst-  und  Lebensalter  ausreicht,  um  jenes  Kapital  von  73SU  Thlr. 
zu  tilgen ,  so  muss  nicht  nur  alsdann  wegen  verschobenen  Begiuns  der  Annuitäten- 
zahlung die  Annuität  selbst  entsprechend  höher  werden,  sondern  der  Beamte  auch 
noch  zuvor  Kapital  für  die  Erziehung  u.  s.  w.  des  Sohnes  aufnehmen.  Dann  wächst 
also  wiedor  ein  Aufwand  wenigstens  für  die  zwischenzeitige  Verzinsung  dieses  Kapi- 
tals zu  (die  Tilgung  erfolgt  durch  die  spätero  höhere  Annuität). 

d)  Endlich  muss  der  Totalgehalt  auch  noch  die  Kosten  für 
die  inactive  Altcrsperiode  des  Beamten,  also  für  die 
Bestreitung  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  desselben  und 

e)  seiner  nicht  oder  nicht  genügend  erwerbsfähigen 
Wittwe  bis  zum  Tode,  und  seiner  Kinder  bis  zum  erwachsenen, 
bez.  bis  zum  erwerbsfähigen  Alter,  decken,  mit  andern  Worten  der 
Beamte  muss  entweder  nach  dem  Austritt  aus  demactiven 
Dienst  einen  Anspruch  auf  eine  Alters-,  Wittwen-  und 
Waisenpension  von  ausreichender  Höhe  haben,  oder,  wenn 
diese  Pension  fehlt  oder  ungenügend  ist,  so  muss  der 
Activgehalt  auch  noch  eine  Rente  enthalten,  welche  während  des 
Dienstes  bezogen  genügt,  um  kapitalisirt  zur  Basis  einer  ent- 
sprechenden Leibrente  für  den  Beamten,  seine  Wittwe  und  einer 
Zeitrente  für  seine  Kinder  während  der  Jahre  zu  dienen,  wo  der 
Beamte  und  seine  Familie  keinen  oder  keinen  auskömmlichen 
Gehalt  mehr  beziehen. 

Demgemäss  ist  der  Pensionsbezug  nichts  Anomales, 
sondern  etwas,  was  nothwendig  zum  Ersatz  der  Selbst- 
kosten der  Arbeit  und  sogar  bloss  zur  Gewährung  des 
auf  die  Dauer  unentbehrlichen  Minimums  des  Lohns 
oder  Gehalts  gehört,  wenn  das  erforderliche  Quantum  und  Quäle 
von  Arbeit  (Arbeitsangebot)  beständig  gestellt  werden  soll. 
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Es  vorhält  sich  mit  dein  (»ehalt  des  Staatsdienors  hier  nicht  anders  als  mit  dein 
Lohne  des  gewöhnlichen  Arbeiters.  Auch  dieser  Lohu  inuss  eine  Altersversorgunga- 
und  eine  Wittwen-  und  Waisenrente  enthalten,  sonst  fallen  der  arbeite-  und  erwerbs- 
unfähig gewordene  alte  Arbeiter  oder  seine  erwerbslosen  Hinterbliebenen  der  Armen- 
kasse zur  Last   S.  die  Ausführungen  von  Engel  a.  a.  0. 

§.  164.  —  D.  Die  Ordnung  des  Pensionswesens. 

Die  principiellen  Puncto  von  Bedeutung  für  das  ganze  Besoldungswesen  sind 
schon  in  159  erledigt  worden.  Hier  handelt  es  sich  noch  um  die  Frage  der 
practischen  Durchfahrung. 

1.  Der  Ruhegehalt  des  Beamten  selbst.  Er  könnte 
möglicher  Weise  durch  privatwirthschaf  tliches  Versiche- 
rungswesen (Leib rent e n Versicherung)  statt  direct  durch 
Staatspensionszahlung  gewährt  werden. 

Würde  der  Activitätsgehalt  hoch  genug  angesetzt,  so 
könnte  der  Staatsdiener  sich  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invali- 
dität, unvollständiger  Amortisation  seines  Bildungskapitals  und  für 
sein  Alter  durch  Prämienzahlung  bei  einer  Versicherungsanstalt 
schützen. 

Der  Staat  brauchte  dann  etwa  nur  den  Rentenkauf  in  gewisser  Hohe  anzuordnen, 
also  insofern  Ersparungen  des  Beamten  aus  dessen  laufendem  Dicnstgehalto  zu  er- 
zwingen, um  Beamtenproletariat  zu  vermeiden  und  die  richtige  Verhältnissmässigkcit 
zwischen  Stellung  und  Dienstgehalt  und  spaterer  Pension  des  Beamten  herbeizuführen. 

Die  Einführung  einer  solchen  Einrichtung  auf  diesem  Gebiete 
wenigstens  für  den  Beamten  selbst  (Bezug  des  Ruhegehalts) 
hindert  jedoch  der  Umstand,  dass  der  Zeitpunct  des  Beginns 
der  Pension  nur  in  dem  einen  Falle,  dass  der  Beamte  mit  einem 
bestimmten  Lebensalter  oder  doch  Dienstalter  in  Pension 
treten  muss,  von  einem  Naturereigniss  abhängt,  auf  welches 
sich  die  gewöhnlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens  an- 
wenden lassen.  Daneben  sind  es  aber  Beschlüsse  der  Staats- 
gewalt und  unperiodische  allgemeine  Veränderungen  im 
Staatsdienste,  z.  B.  grosse  Verwaltungsreformen,  welche  Pen- 
sionirungen  herbeiführen.  Auf  solche  Fälle  lässt  sich  das  Ver- 
sicherungswesen nicht  wohl  anwenden.  Man  wird  somit  ein 
Staatspensionswesen  nicht  wohl  vermeiden  können. 

Dasselbe  liesse  sich  jedoch  bei  gehöriger  Ausbildung  der  (auch  privaten)  Krank- 
heit*-, Invalidität«-  und  Unfallversicherung  für  solche  Fälle,  in  denen  durch  derartige 
persönliche  Umstände  die  Pensionirung  eintreten  muss,  durch  das  Versicherungswesen 
ersetzen.  Nur  müssten  dann  die  Dienstgehalto  hoch  genu/r.  sein,  damit  der  Beamte  die 
Prämien  zahlen  kann.  Einfacher  ist  es  jedoch  und  bei  den  Mängeln  des  gewöhn- 
lichen, vollends  des  privaten  Versicherungswesens  auch  zweckmässiger,  auch  diese 
Fälle  mit  nach  den  Grundsätzen  des  Pensionswesens  zu  rogoln. 

Die  Zahlung  der  Ruhegehalte  ist  dann  nichts  Anderes,  als 
eine  dem  Beamten  nach  den  Grundsätzen  richtiger  Lohn-  und 
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Besoldungspolitik  gebührende  verschobene  Gehaltszahlung. 
Die  ältere  Einrichtung  besonderer  Staatspensions- 
kassen und  die  Zahlung  regelmässiger  Gehaltsabzüge  in  diese 
Kassen  ist,  wenigstens  wenn  die  Gehalte  ungenügend  sind,  prin- 
cipiell  unrichtig,  sonst  unnütz,  weil  dadurch  nur  eine  Geschäfts- 
und Rechnungsvermehrung  erfolgt,  jetzt  auch  mehr  und  mehr  auf- 
gegeben. Vielmehr  sind  die  Ruhegehalte  ohne  Weiteres,  wie  die 
Dienstgehalte,  als  Zahlungen  aus  dem  Titel  des  Staats- 
diensts  zu  behandeln.  Man  kann  sie  Leibrentenschulden 
des  Staats  nennen  und  das  ganze  Pensionswesen  auf  den 
Schuldenetat  Ubertragen,  wodurch  der  rechtliche  Character  am 
Deutlichsten  hervortritt.  Uebrigens  hat  eine  solche  Uebertragung 
sonst  nur  formelle,  nicht  sachliche  Bedeutung. 

Mit  Recht  sind  daher  die  Pensionsbeiträge  der  Civilstaatsdiener  io  Preussen 
vom  1.  Jannar  186$  ab  aufgehoben  worden,  was  einer  allgemeinen  kleinen  Gehalts- 
erhöhung gleichkam.  Sie  waren  nach  dem  Pensionsreglement  vom  30.  April  1825, 
§.  21  gleich  Vis  Act  Besoldung  des  1.  Dienstjahrs  und  jeder  späteren  Gehaltserhöhung 
und  ausserdem  an  fortlauf.  Beiträgen  jährl.  l°/0  bei  einem  Diensteinkommen  bis  400, 
I1/*  bei  einem  solchen  von  Uber  400 — 1000,  von  höheren  Gehalten  beim  1.  Tausend 
l'/9,  2.  Tausend  2,  3.  und  4.  Tausend  3,  5.  und  6.  Tausend  5%,  Max.  500  Thlr, 
Gesammtbetrag  1S62  562,781  Thlr.  Gleiche  Auf  heb.  der  Monatsabzuge  im  K.  Sachsen 
(Ges.  v.  9.  April  1812).  —  Frankreich,  Pensionskassen  der  Beamten  (caisses  de 
retraite).  Beitrag  von  5%  des  jährl.  Dienstcinkommens  und  jeder  Zulage.  Unzuläng- 
lichkeit dieser  Mittel,  Staatszuschuss.  Neue  Regelung  durch  das  Gesetz  vom 
U.  Juni  1853;  alle  Peusionskasscn  eingezogen,  die  bestehenden  Pensionen  auf  die 
Staatsschuld  Ubertragen.  Gehaltsabzüge  von  5w/„,,/,a  des  ersten  Gehalts,  7«  jeder 
Zulage,  Zuweisung  der  AbzUge  wegen  Urlaubs  u.  s.  w.,  gewisser  Strafgelder.  Anschlag 
dieser  Einnahmen  1856  auf  11  Mill.,  Staatszuschuss  18  Mill.  (1881  bez.  19*64  u. 
46*38  Mill.  fr.  an  Civilpens.  nach  d.  Ges.  v.  1853,  nach  d.  älteren  Ges.  noch  1*46  Mill.  fr.). 
Hock,  Finanz.  Frankreichs,  S.  45.  Russland  2%  Beiträge  der  Beamten.  Eng- 
land (permau.  Dienst)  dsgl.  2ya%'  —  In  Baiern  wurden  alle  Pensionen  u.  Wittwen- 
gehalte bis  1825  der  Schuldentilgungskassc  zugewiesen.  1825  5,282,000  fl.  oder  18n/„ 
der  Ausgaben.  Verh.  d.  2.  Kammer  v.  1828,  Beil.  XLVI,  7.  In  der  7.  Finanzperiode 
1855—61  diese  älteren  Pensionen  noch  "/«  Mill.  fl.,  Zins  und  Tilgung  der  in  der 
ersten  Zeit  aufgenommenen  Schuld  447,000  fl.  Später  Zuweisung  weiterer  Ruhegehalte, 
so  dasa  diese  Kasse  1868  899,000  fl.  (1875  noch  856,000  M.)  Pension  zu  zahlen  hatte, 
wozu  sie  aus  den  Activresten  der  Schuldentilgekasse  aus  Vorjahren  dio  Mittel  erhält. 
(Nach  Rau).  Nach  d.  Finanzges.  f.  1876  ist  diese  alte  Pensionskasse  vom  1.  Januar  1876 
an  aufgelöst  worden. 

Die  Ausscheidung  eines  bestimmten  Theils  des 
rentablen  Vermögens  des  Staats  zur  Bildung  besonderer 
Pensionsfonds,  deren  Einnahmen  die  Zahlung  der  Pensionen 
sicher  stellen  sollen  (und  etwa  auch  privatrechtlich  dafür  haften), 
ist  mit  dem  modernen  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  in 
Widerspruch,  bewirkt  gleichfalls  nur  eine  nachtheilige  Vermehrung 
der  Verwaltungs-  und  Rechnungsarbeit  und  erfüllt  ihren  Zweck 
der  Sicherung  der  Pensionen,  unabhängig  von  der  sonstigen 
Finanzlage  des  Staats,  in  kritischen  Zeiten  doch  nicht.  Eine 
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solche  Einrichtung,  wie  sie  z.  ß.  im  Deutschen  Reichsinva- 
lidenfonds besteht,  unterbleibt  daher  besser,  soweit  wenigstens 
allgemein  volkswirtschaftliche  und  finanzielle  Gründe  entscheiden. 

Vgl.  die  Gesetzgebung  des  Reichs  Uber  den  Invalidenfonds  v.  23.  Mai  1S73. 
Ein  Kapital  von  187  Mill.  Thlr.  wurde  aas  der  französ.  Kriegsentschädigung  aasge- 
schieden and  za  einem  „Reichsinvaliden fonds"  bestimmt,  dessen  Vermögen  dann  in 
einer  Reihe  verschiedener  verzinslicher  Werthpapiere  angelegt  ist.  Seit  1.  Jan.  1873 
hat  dieaer  Fonds  die  Militärpensionen  aus  dem  Kriege  von  1870 — 71  za  tragen.  Später 
sind  ihm  auch  die  sonstigen  Militärpensionen  der  einzelnen  deutschen  Staaten  aas 
Kriegen  vor  1870  tibertragen  worden.  S.  darüber  meinen  Aufsatz  Reicbsfinanzen 
in  Holtzend.  Jahrb.  III,  131  ff.  Die  ganze  Schöpfung  hängt  mit  den  eigenthOml. 
staatsrechtl.  u.  polit.  Verhältnissen  des  Reichs  zusammen,  ist  aber  auch  unter  Berück- 
sichtigung dor  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  kaum  anders  denn  als  eine  ver- 
fehlte zn  bezeichnen,  wie  ich  dies  a.  a.  0.  näher  nachzuweisen  gesucht  habe. 
Finanzielle  Bedenken  wegen  der  Anlagen  des  ohnebin  für  den  Zweck  zu  hoch  ge- 

rfFenen  Kapitals  haben  sich  auch  bereits  herausgestellt,  wie  das  Ges.  v.  23.  Febr.  1876 
1  bestätigt.  Im  Etat  für  1883  sind  auf  den  Fonds  28  67  Mill.  Mark  P 
angewiesen,  incl.  Verwaituugskosten ,  gedeckt  durch  Zinsen  u.  Kapitalzuschuss  aus  d. 
Fonds  in  gleichem  Betrage.  Davon  23*1 1  M.  M.  Pens,  aus  dem  Kriege  v.  187«), 
3*95  M.  M.  aus  früheren  Kriegen.  Auch  die  Pens.  f.  ehemal.  französ.  Militärs 
( 0*57  M.  M.)  deckt  der  Fonds.  F.  1882  war  der  Nomin.betrag  seines  Vermögens  noch 
538  M.  M. 

Für  alles  Weitere  s.  §.  159.  Wichtig  sind  noch  die  Bestimmungen  über  die 
Berechnung  des  „pensionsfähigen  Amtseinkommens",  nach  welchem  sich 
wieder  die  Höhe  der  Pension  (als  Quote  davon)  richtet.  Functions-  u.  Repräsentations- 
zulagen, auch  wohl  Activitätszulagen  fallen  hierbei  regelmässig  fort,  dagegen  werden 
(ü.  Reich  u.  Prcussen)  nicht  nur  Wohnungsgeldzuschüsse  (diese  hier  nach  dem  Durch- 
schn.satz  der  Klasse),  sondern  auch  der  Werth  der  Dienstwohnung  (nach  dem  amt- 
lichen sonstigen  Anschlage),  etwaiger  Naturalbozüge  u.  dgl.  m.  eingerechnet,  worüber 
die  Gesetze  u.  Verordnungen  das  Nähere  feststellen. 

Häufig  wird  Uber  zu  starkes  Anschwellen  der  Ruhegchaltszahlungen  geklagt. 
Es  kann  natürlich  mit  dor  Versetzung  in  Ruhestand  Miasbrauch  Seitens  dos  Staats- 
gewalt getrieben  worden  sein.  Dagegen  helfen  nur  politische  Garantioen,  ein 
ordentliches  Pensionsgesetz,  Verantwortlichkeit  der  Regierung  u.  s.  w.  Aber  öfters 
sind  die  Klagen  auch  nur  mit  grosser  Vorsicht  aufzunehmen,  indem  sie  aus  der  Ver- 
kennung  des  Characters  der  Pension  als  einer  verschobenen  Gehaltszahlung  hervor- 
geben. Es  ist  dann  Sache  der  Rechnung,  zu  prüfen,  ob  die  Pensionen  zu  hoch  sind 
oder  ob  nur  deshalb  so  viel  an  Pensionen  gezahlt  werden  muss.  weil  ehedem  zu  wenig 
an  Gehalten  gezahlt  wurde.    Oft  wird  es  sich  so  verhalten. 

Beispiele  aus  der  Finanzstatistik  des  Pensionswesens:  Deutsches 
Roich:  ausser  den  vorhin  gen.  Pensionen,  die  auf  dem  Rcichsinvalidenfonds  lasten 
hat  das  Reich  unter  seiner  Ausgabe  noch  einen  allgem.  Pensionsfonds,  der  die 
sonstigen  deutschen  Militärpensionen  (mit  Ausnahmo  der  baierischen)  f.  1883/84 
mit  19*19,  die  Marinepens,  mit  0*51,  die  Civilpens.  mit  0*455,  im  G.  20*16  Mill.  Mark 
zahlt  Von  der  Gesammt- Ausgabe  des  Reichs  kommen  daher  auf  alle  diese  Pensionen 
48*83  Mill.  Mark  oder  c.  9°/w  der  fortdauernden  Ausgaben.  1876  waren  es  noch 
52.23  M.  M.  u.  12*94/o-  —  Preussen:  ausser  den  vom  Reich  übernommenen  Pens, 
noch  1614  Mill.  Mark  im  Etat  f.  1876.  18*34  in  dem  f.  1883/84,  wovon  Wartegclder 
für  Civilbeamte  bez.  0*625  u.  0*478,  Pension  für  Civilbeamtc  13  37  u.  IßMill.  Mark, 
im  G.  r.  4'6u/0  u.  3  6%  der  fortdauernden  eigentlichen  Staatsausgaben  (nach  Abzug 
der  Erhebungskosten).  Die  Steigerung  der  absol.  Höhe  wesontl.  die  Folge  der  nach 
d.  fies.  v.  24.  April  1878  eingetretenen  Pensionirung  der  Richter  n.  Staatsanwälte  bei 
der  Gerichtsreorganisation.  —  Baiorn.  Die  Pensionen  u.  s.  w.  wurden  nach  d. 
Finanzges.  für  1876  bei  dor  Umrechnung  von  südd.  Währ,  in  Mark  vom  1.  Jan.  1875 
an  um  5°/0  erhöht  (mehr  noch  die  Wittwcn-  und  Waisen pension).  Sämmtlichc 
Pensionen  (ausser  den  K  riegs  pensionen,  die  der  Reichsinvalidenfonds  trägt)  sind 
incl.  der  alten  Beträge,  die  auf  der  jetzt  aufgelösten  Pensionskasse  v.  1825  lastoton, 
auf  den  allgem.  Staatsfonds  übernommen:  neml.  f.  1876  3*34  Mill.  Mark  ältere 
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MilÜärpoosiooen  und  7*1  H  Mill.  Mark  Cirilponsionen ,  wovon  eigentliche  Ruhegehaite 
419  Mill.  Mark,  i.  G.,  soweit  sie  Baicm  direet  trägt,  1)4%  der  eigentl.  Staatsansg. 
(cxcl.  Erhebungs-  und  Betriebskosten).  —  Sachsen  1876,  Civilpensionen  2.05  Mill. 
Mark  oder  4  3u/0  der  Nettoausgabe.  —  Würtemberg  1876,  Civilpensioneu  127  Mill. 
Mark  oder  2"9°/0  der  eigentlichen  Staatsausgabcu ;  in  1882/83  fincl.  Pens,  an  Geistl. 
u.  Zuschüsse  an  Pens.kasse  der  Volksschullchrcr),  1*489  M.  M..  —  Baden  1875, 
Civilpensionen  147  Mill.  Mark  oder  6'6%  der  eigentlichen  Staatsausgaben. —  West- 
Ocsterreich  1875.  Pensionen  1248  Mill.  fl.  —  c.  4*20/o  der  Nettoausgabe,  «;18S2 
14'75  M.  fl.  oder  4,99/„r,  ausserdem  stehen  im  gemeinsamen  Budget  imit  Ungarn'» 
1*24  Mill.  fl.  Militärpensioneu  und  10.23  Mill.  fl.  im  Kriegsetat  f.  1876  „Versorgungs- 
wesen". —  Frankreich  1876,  1 16  6  Mill.  Fr.  Pensionen,  wovon  66*9  Militirpensionen, 
i.  G.  c.  5-0°/o  der  Nettoausgabe.  (18S1  140  7  M.  fr.,  wovon  71  M.  Militpens. ;  ausser- 
dem Subvention  i.  Kasse  der  Secinvaliden  131 5  M.  fr.>.  —  Russland  1875,  Pens, 
u.  Unterstütz.  24*23  Mill.  Rubel,  c.  5*1%  der  Nettoausgabe  (1S82  2461  M.  R/>. 
Grossbritannien  Civilpensionen  1881/82  1  17  Mill.  Pf.  St.  —  Ein  bedeutender 
Posten,  jetzt  noch  50  Mill.  Doli,  sind  die  meist  aus  dem  Bürgerkriege  herrührenden 
Pensionen  in  d.  Vcr.  St.  v.  Nordamerika,  fast  Vs  der  Gesammtausgabe. 

§.  165.  —  2.  Wittwen-  und  Waisenpensionswcsen. 

Eine  Zwischenstufe  zwischen  den  Gehalten  und  den  Wittwen-  und  Waisen  Pensionen 
bilden  die  in  den  meisten  Staaten  gewährten  sog.  Sterbeinonato,  -quartaleu.  s.w.. 
d.  h.  die  Auszahlungen  des  vollen  Gehalts  (Pension)  noch  1 — 3  Monate  nach  dem 
Tode  des  Beamten  au  seine  hinterbliebcne  Familie.  Eine  passende  Einrichtung,  welche 
es  der  durch  den  Tod  des  Mannes  und  Vaters  meist  in  ganz  andere,  eingeschränktere 
Einkoinmcnvcrhaltnissc  kommenden  Beamten familic  erleichtert,  die  bisherige  Haus- 
wirthschaft  abzuwickeln ;  und  wieder  eine  um  so  notwendigere  Einrichtung,  je  weniger 
die  spärlichen  Gehalte  oft  genug  ein  auch  noch  so  geringes  Kapital  hierfür  zurück- 
zulegen ermöglichten,  namentlich  bei  jüngeren  Männern. 

Beispiele:  Preussen  (s.  Mascher  a.  a.  0.,  S.  204).  Hinterbliebcne  ^uud 
zwar  Wittwe,  Kinder,  Enkel,  einerlei  ob  sie  des  Verstorbenen  Erben  oder  nicht:  ausser- 
dem in  gew.  Fällen  mit  minister.  Genehmigung  oinige  and.  Verwandte)  von  Beamten, 
die  Mitglieder  eines  Collegiums  waren  oder  als  Subalterne  dabei  arbeiteten,  erhalten 
ausser  der  Besoldung  des  Sterbemonats  noch  den  Gehalt  für  das  darauf  folg.  Quartal. 
Die  Hinterblieb,  von  Beamten,  die  nicht  in  collcgial.  Vcrhältn.  u.  verschied,  einzelne 
Kategorien  bekommen  ausser  für  den  Sterbemonat  noch  für  1 ,  nach  Umständen  f. 
2  u.  3  Monat  den  Gehalt.  Auch  billige  Bestimmungen  weg.  Räumung  d.  Dienstwohnung. 
Die  Hinterbliebenen  protest.  Geistlichen  beziehen  mitunter  nach  Ortssitte  ein  Gnaden- 
jahr. In  Theilen  der  Rheinlande  erhalten  selbst  die  Erben  von  Inhabern  katholischer 
Curat  st  eilen  ein  Sterbequartal.  Hinterbliebcne  von  Wartegeldempfängern  wie  die  von 
nicht  colleg.  Beamten ,  solche  von  Pensionären  ausser  dem  Sterbemonat  ein  Gnaden- 
monat (so  auch  im  neuen  Ges.  v.  27.  März  1872,  §.  31t.  Das  Gnaden q  u  artal  (nach 
d.  Sterbemonat)  beziehen  auch  die  Hinterbliebenen  der  im  Dienst  gestorbenen  Reichs- 
boamteu  (Reichsges.  v.  81.  März  1873,  §.  7,  8).  —  Baden:  Wittwe  u.  Kinder  eines 
eigentlichen  Staatsdieneis  und  eines  unteren  Beamten  erhalten  vom  Todestage  des 
Mannes  an  ein  Sterbequartal.  —  Auch  diese  Dinge,  anfangs  dem  Gebiet  der  „Gnade", 
der  Sitte  augehörig,  sind  jetzt  meistens  in  das  Rechtsgebiet  übergegangen,  so  das* 
für  die  Berechtigten  ein  civilrechtlicher  Anspruch,  für  die  Staatskasse  eine  ebensolche 
Verpflichtung  entstanden  ist. 

Auch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen  sind  nach 
dem  Früheren  als  aufgeschobene  Gehaltszahlung  prin- 
cipiell  gerechtfertigt. 

Die  Ordnung  dieses  Pensionswesens  kann  aber,  anders  als 
diejenige  der  Rahegehalte,  nach  den  gewöhnlichen  Grund- 
sätzen desLebens-  und  Renten-Versicherungswesens, 
daher  eventuell  auch  mittelst  Privat  Versicherungsanstalten,  erfolgen 
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und  für  diese  Einrichtung  der  Sache  sprechen  beachtenswerthe, 
doch  —  wenigstens  heute  in  unseren  Ländern  nicht  mehr  —  nicht 
überwiegende  Gründe. 

Ich  weiche  in  letzterem  Punkte  u.  folgerichtig  in  den  weiteren  Erörterungen 
über  dieses  Thema  von  der  vorigen  Auflage  (§.  8-!>  ab.  Meine  frühere  Ansicht  war 
hier  noch  in  den  Anschauungen  des  „ökonomischen  Individualismus"  zu  sehr  befangen. 
Die  jetzige  Modifikation  ist  die  Consequenz  der  in  der  „Grundlegung"  dargelegten  u. 
begründeten  ökon.  u.  socialen  Principien  u.  specicll  meines  prineip.  Standpunkts  in 
der  -V ersieh cru  nga lehre.  S.  darüber  meinen  Aufs.  „Staat  u.  Vcrsieh.wcscn", 
Tub.  Ztsehr.  1  SSI  (auch  selbständig)  u.  meine  Abb.  Versich.wcsen  in  Schernbergs 
Handb.  d.  polit.  Oekon.  IL 

Der  Zeitpunct  des  Beginns  und  des  Aufhörens  der  Pension 
hängt  hier  ganz  von  einem  Naturereigniss  (Tod  des  Mannes, 
der  Wittwe,  Tod  oder  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensalters 
Seitens  der  Kinder)  ab. 

Selbst  der  Fall,  dass  die  Wittwe  sich  wieder  verheirathet  und  dann  nach  häufigen 
Vorschriften  der  Pcnsionsreglements  ihre  Pension  ganz  oder  theilweise  verliert,  lässt 
sich  nach  den  Baten  der  Heirathsstatistik  unter  die  Kegeln  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung bringen.  Vgl.  die  Statist.  Daten  über  erste,  zweite  Ehen,  Vcrheirathung  von 
Wittwen  u.  s.  w.  in  Wappäus,  Bevölkerungsstatistik  IL  2.H0  II".,  A.Wagner,  (iesetz- 
inässigk.  d.  menschlichen  Handlungen  I,  20,  II,  »9,  v.  Dettingen,  Moralstatist.  S.  3, 
67.  —  Richtiger  ist  es,  wenn  jede  solche  Bestimmung  —  eine  Wiederverhcirathungs- 
strafc  —  fehlt.  Der  Staat  hat  jedenfalls  eher  ein  Interesse,  die  Wiederverhcirathuiig 
der  Wittwo  zu  begünstigen,  als  das  Gegentbeil.  Mindestens  sollte  die  Wittwenpensiou 
nur  theilweise  (in  Prcussen  bei  den  WittwenvcrpflegungsansL  die  Hälfte)  bei  zweiter 
Ehe  fortfallen  und  bei  neuem  Verwittwen  (oder  Scheidung)  ganz  wieder  aufleben  (so 
in  Preusseu,  wo  auch  gew.  Abfindungen  zwischen  der  sich  wieder  verheirathenden 
Wittwe  u.  der  Kasse  gestattet  sind,  s.  Mas  eher,  S.  113).  Die  Verhältnisse  kränk- 
licher, mit  Anlage  zu  organischen  Leiden  behafteter  Männer ,  welche  nicht  oder  nur 
zu  erheblich  höheren  Kosten  Wittwenpensionen  kaufen  könnten.  Hessen  sich  apart  regeln. 

Im  Uebrigen  wäre  das  gewöhnliche  Versicherungs- 
wesen technisch  zulässig  und  ausreichend,  wenn  der 
Staat  nur  den  Einkauf  des  Ehemanns  und  Familienvaters  nebst 
der  ungefähren  Höhe  de9  Einkaufs  vorschreibt  (wie  es  ohnehin 
auch  bei  Staatspensiouskasscn  vielfach  geschieht)  und  Uber  die 
Ausführung  wacht,  namentlich  über  die  regelmässige  Prämien- 
zahlung. 

Kau  war  entgegengesetzter  Ansicht,  s.  §.  f>4  u.  «55  d.  5.  Aufl.,  aus  (irunden, 
die  ich  auch  jetzt  noch  nicht  ftir  ausschlagend  halte. 

Die  nothwendige  Voraussetzung  dafür  ist  eine  solche  Höhe 
der  Dienst-  und  Ruhegehaitc,  dass  der  Beamte  daraus  die  Ver- 
sicherungsprämie u.  s.  w.  in  normaler  Höhle  bezahlen  kann. 
Bei  der  Gehaltsregelung  braucht  also  nur  auf  normale  Alters- 
verbältnisse  der  Gatten  und  die  übliche  Kinderzahl  (c.  4  —  5) 
Rücksicht  genommen  zu  werden.  In  diesem  Falle  aber  entgeht 
man  auch  ohne  Weiteres  gewissen  Unbilligkeiten  und  Willktirlich- 
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keiten,  die  das  jetzige  Staatswittwen-  und  Waisen  pensionswesen 
immerhin  enthält. 

Die  Beweisführung  wesentlich  vom  Standpunkte  des  Ökonomischen  Individualis- 
inu8,  ist  diese:  Der  Anspruch  auf  einen  Gchaltsthcil .  aus  dem  eine  Wittwen-  und 
Waisenrente  versichert  werden  kann,  wird  durch  den  Staatsdienst  als  solchen  nach 
den  Grundsätzen  begründet,  welche  den  Preis  der  Arbeit  oder  den  Lohn  überhaupt 
auf  die  Dauer  regeln  müssen ,  nicht  aber  durch  den  zufalligen  Umstand ,  ob  ein  Be- 
amter heirathet,  Kinder  bat  und  eine  Wittwe  und  unerwachseno  Waisen  hinterlaßt. 
Mit  andern  Worten  der  unverheiratete,  kinderlose  oder  seine  Frau  und  Kinder  über- 
lebende Beamte  muss  an  und  für  sich  als  Staatsdiener  dem  verheiratheten  u.  s.  w. 
in  der  Besoldung  ganz  gleich  stehen.  Er  hat  daher  das  Recht,  die  Prämie,  welche 
er  im  andern  Falle  zahlen  müsste,  aufzuzehren  oder  apart  für  sich  und  seine  sonstigen 
Erben  aufzusparen.  Jede  günstigere  Behandlung  der  Verheiratheten  u.  s.  w.  enthalt 
mittelbar  eine  Heiraths-  und  Kindererzeugungsprämie,  jede  ungünstigere  Behandlung 
des  Ehelosen  eine  Art  Hagestolzen-  oder  Cölibatsteuer,  was  sieb  nicht  billigen  i&sst 
und  hier  ganz  unnützer  Weise  „communistische"  Principien  in  diese  Sachen  einführt. 

Bei  solcher  Regelung  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens,  so  wird  weiter 
argumentirt,  werden  auch  die  „wissenschaftlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens" 
am  Besten  consequent  durchgeführt  werden,  was  durchaus  wünschenswerth  sei.  Ins- 
besondere wird  hierbei  auch  die  neuerdings  wieder  öfters  erörterte  Frage  am  Passend- 
sten nach  den  individuellen  Verhältnissen  der  Betheiligten  entschieden  werden, 
ob  nemlicb  eine  Leib-  bez.  Zeitrentenversicherung  dor  Wittwen  und  der  Waisen 
oder  eine  Kapitalversichorung  des  Mannes  und  Vaters  auf  den  Todesfall  erfolgen 
soll.  Letztere  Form  bat  den  wesentlichen  Vorzug,  dass  sie  die  Prämienzahlung  des 
Beamten  nicht  nutzlos  für  seine  Familie  macht,  falls  die  Frau  vor  dem  Manne  stirbt 
und  die  Kinder  vor  dem  Tode  des  Vaters  erwachsen  und  damit  aus  dem  Bezugsrecht 
ausgetreten  sind.  Das  durch  Prämienzahlung  erworbene  Kapital  kommt  also  auf  alle 
Fälle  der  Familie  zu  Gute.  Auch  kann  es  häufig  in  wirtschaftlicher  Beziehung  für 
die  Hinterlassenen  wichtiger  sein,  über  ein  Kapital  als  Uber  eine  Rente  zu  verfügen, 
um  die  eigene  Erwerbsfähigkeit  zu  erhöhen.  Dem  gegenüber  steht  freilich  die  Ge- 
fahr, dass  ein  solches  Kapital  verloren  gehen  oder  etwa  wieder  in  besondrer  Weise, 
unter  Staatscontrole ,  sichergestellt  werden  müsste,  um  die  Wittwen  und  die  Waisen 
dauernd  zu  sichern.  Bezügliche  Einrichtungen  der  Controlc  Hessen  sich  indessen 
treffen.  Jedenfalls  wird  es  in  der  Regel  erwünscht  sein,  wenn  der  Beamte  zwischen 
Renten-  und  Kapitalversicherung  wählen  kann.  Immer  passt  die  letztere  nicht,  z.  B. 
wenn  es  sich  nur  um  die  Wittwe  allein  handelt,  wo  die  Rentenversicherung  billigere 
oder  ausgiebigere  Hilfe  gewährt  Bei  einer  rein  staatlichen  Regelung  wird  die 
zweckmäßigste  Gestaltung  aber  nicht  so  leicht  erreicht  werden.  Wiogand 
(Sind  gegenwärtig  die  Staats  -  Pensions  -  und  Wittwenkassen  noch  zeitgemäss?  Halle 
1859)  empfiehlt  an  Stelle  solcher  Kassen  die  Lebensversicherung  und  räth,  dass  die 
Staatskasse  einen  Beitrag  zur  Versicherung  gebe.  So  geschieht  es  zum  Theil  in  der 
Schweiz,  wo  Contonsregie  rangen  Versicherungsverträge  für  dio  Schullehrer  ab- 
schliessen  und  einen  Theil  der  Prämien  übernehmen.  Jetzt  auch  in  Deutschland 
schon  öfters,  z.  B.  im  Post-,  Schuldienst.  Eine  guto  Aufgabe  liegt  hier  für  die  neu 
sich  bildenden  Beamtenvcreino,  wie  namcntl.  der  vortreffliche  Österreich.,  vor; 
desgl.  jetzt  d.  neue  proussische  von  1876.  S.  gegen  diesen  Vorschlag  die  Be- 
merkungen von  Rau  in  der  5.  Aufl.,  §.  05,  Anra.  (a). 

Die  hier  gegebene  Beweisführung  (wörtlich  ans  der  2.  Aufl. 
§.  84  herttbergenommen)  ist  folgerichtig  und  zutreffend,  wenn 
man  in  dem  einzelnen  Beamten  nur  ein  fttr  sich  stehendes  Indi- 
viduum, mit  bestimmten  individuellen  Rechten  und  Pflichten,  sieht. 
Aber  eben  diese  Prämisse  ist  zu  bemängeln.  Der  einzelne 
Beamte  ist  vielmehr  als  Glied  einer  grossen  corporativen 
Gemeinschaft  aufzufassen.     Seine  Besoldung,   seine  eigene 
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Pension,  diejenige  seiner  Hinterbliebenen  wird  nicht  nur  um 
seinetwillen,  sondern  um  der  Gemeinschaft  und  deren  Interessen 
Willen  und  so,  wie  es  letztere  verlangen,  geregelt. 

Hier  kommt  dann  der  von  Ihering  hervorgehobene,  nur  von  ihm  zn  ausschließ- 
lich betonte  Gesichtspunkt  der  ..Sagten tation"  zur  Geltang.  Der  Beamte,  welcher 
nicht  verheirathet  ist  and  keine  Familie  hat.  braucht  woniger  zum  Leben,  der  Ver- 
beirathete  mehr.  Indem  der  Staat  dem  letzteren  in  Pensionen  der  Hinterbliebenen 
oder  in  Beitragen  für  Wittwen-  und  Waisenkassen  dieses  Mehr  gewährt,  entzieht  er 
dem  Unverheirateten  an  sich  nichts.  Wohl  aber  ermöglicht  er  dadurch  auch  in 
seinem,  des  Staats  eigenem  und  im  allgemeinen  Geselischaftsintcresse  seinen  Be- 
amten den  Eintritt  in  den  Normalzustand,  in  die  Ehe,  und  die  Gründung  der 
Familie.  Wurde  der  Staat,  statt  solcher  Beisteuern  in  Form  von  Wittwenpensionen 
u.  s.  w. ,  jedem  Beamten  einen  entsprechend  höheren  Gehalt  geben  und  alsdann  es 
dem  Einzelnen  Uberlassen,  durch  Versicherungseinrichtungen  die  Hinterbliebenen 
sicher  zu  stellen,  so  ermöglichte  er  tatsächlich  dem  Unverheirateten  nur  eine  be- 
quemere Lebensführung  mit  dem  höheren  Gehalte,  begünstigte  dadurch  indirect  viel- 
leicht selbst  die  Ehelosigkeit  der  Beamten  und  bürdete  der  Staatskasse ,  also  der  ge- 
sammten  steuerzahlenden  Bevölkerung  eine  um  den  Betrag  der  nunmehr  ersparten 
Wittwenpensionen  oder  Wittwenkassenbeiträgo  der  ledigen  Beamten  erhöhte  Last  auf. 

80  verdient  das  meistens  bestehende  System  prin- 
cipiell  —  darum  noch  keineswegs  in  den  Einzelheiten  seiner 
Ausführung  —  wohl  den  Vorzug. 

§.  166.  Die  principielle  Verschiedenheit  des  Stand- 
punets  auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  filr  die  Hinterbliebenen  der 
Beamten  bedingt  alsdann  folgerichtig  auch  eine  verschiedene 
practische  Durchführung. 

a)  Vom  Standpuncte  des  ökonomischen  Individua- 
lismus aus  muss  man  für  die  etwaige  Einrichtung  staatlichen 
Wittwen-  und  Waisenkassenwesens,  welche  auch  von  diesem  Stand- 
puncte aus  nicht  nothwendig  ausgeschlossen  erscheint,  zwei  An- 
forderungen stellen:  die  Bildung  besonderer  selbständiger 
Pensionskassen  für  diesen  Zweck  und  die  Organisation  der 
letzteren  streng  nach  den  rein  pri vatwirthschaftlichen 
Grundsätzen  des  Versicherungswesens,  daher  namentlich  so,  dass 
die  Kassen  völlig  aus  eigenen  Mitteln,  d.  h.  aus  den  Bei- 
trägen der  Versicherten  bestehen. 

Danach  ist  dann  freilich  an  den  vielfach  bestehenden  Einrichtungen  eine  von 
diesem  Standpunkt  aus  richtige  Kritik  zu  üben,  wie  dies  in  der  vor.  Aufl.  §.  85 
geschehen  ist.  Nur  ist  die  Tragweite  dieser  Kritik  beschränkter,  als  dort  noch  ange- 
nommen wurde,  weil  der  ganze  Standpunkt  za  einseitig  ist.  Stellt  man  sich  aber 
einmal  auf  diesen,  dann  ist  es  wahr,  dass  vielfach,  wie  ich  in  der  vor  Aufl.  schrieb. 
Principlosigkeit,  Irrationalität  und  Willkür  in  den  Bestimmungen  Uber  solche  Kassen 
herrscht.  Ganz  unnöthig  werden  öfters  communistische  Grundsätze  dabei  befolgt, 
z.  B.  der  Zwangsbeitritt  der  Ledigen  (mitunter,  wie  früher  in  Glessen,  selbst  der 
kathol.  Geistlichen),  die  Gewährung  von  Pensionszuschlägen  für  jedes  Kind,  ohne 
entsprechend  höhere  frühere  Zahlung  des  Vaters,  dio  Nichtberücksichtigung  der  ab» 
soluten  und  relativen  (zu  einander)  Lebensalter  der  Gatten  u.  a.  m.  tßaden  u.  a.  L.) 
Statt  dessen  sind  dann  folgende  Regeln  aufzustellen. 
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«i  Die  Gehalte  (Dienst-  und  Ruliegchalte)  sollen  auch  hier  so  hoch  normiit 
werden,  dass  der  Beamte  die  nach  normalen  Verhältnissen  zu  zahlenden  Beiträge  aus 
dem  Gehalt  entrichten  kann.  Am  Besten  ist  es,  bloss  fortlaufende  Beitrage,  fällig' 
zu  den  Terminen  der  Gehaltszahlungen,  einzuführen,  nicht  auch  ein  besonderes  höhe- 
res Eintrittsgeld  u.  dgl.  in.,  dessen  Zahlung  in  kurzer  Zeit  dem  sonst  mittellosen  Be- 
amten Mühe  macht 

ß)  Nur  der  Verheiratbete  soll  vom  Augenblick  seiner  Verheirathung  an  beitreten 
müssen,  eventuell  mit  der  Verpflichtung,  zur  Fortzahlung  der  Beitrage  %im  Falle  der 
Verwittwung.  Der  bereits  früher  Verwittwete  braucht  nur  Beiträge  für  Kinderpen- 
sionen zu  zahlen.  Da  sich  die  Wahrscheinlichkeit,  Wittwer  zu  werden .  für  die  ein- 
zelnen absoloten  und  relativen  (Altersvcrhältniss  zwischen  Mann  und  Frau»  Lebens- 
alter auch  berechnen  lässt,  so  kann  man  wählen,  ob  gleiche  Prämien  von  Verhei- 
ratheten  u.  Wittwcr- Werdenden,  oder  höhere  von  jenen  und  niedrigere  (bloss  für 
die  Kinder)  von  diesen  gezahlt  werden  sollen.  Aehnliches  gilt  für  den  kinderlos  ge- 
wordenen Ehemann  oder  Wittwer.  Wer  als  Wittwer  mit  unerwachsenen  Kindern  in 
den  Staatsdienst  tritt,  sollte  für  diese,  der  kinderlose  Wittwer  in  solchem  Fall  aber 
gar  nicht  beitreten  müssen.    Also  kein  Zwang  gegen  Ehclosc. 

y  \  Die  Prämien  sind  genau  nach  den  Grundsätzen  der  Wahrschoinli«  hkeitsbe- 
rechuung  in  der  Lebens-  und  Rentenversicherung,  daher  nach  dem  Lebensalter  der 
Gatten,  nach  der  Zahl  und  dem  Alter  der  Kinder  abzustufen.  Also  keine  gleich  hohen 
Gehaltsprocente,  ohne  Rücksicht  auf  diese  Momente,  und  vollends  keine  absolut  gleichen 
Beiträge  wie  z.  B.  bei  einzelnen  fassen  für  besondere  Kategoricen  von  Staats- 
dienem,  z.  B.  bei  manchen  l'niversitätswittwenkassen,  die  überhaupt  unter  allen 
so  ziemlich  den  Preis  in  der  Irrationalität  davontragen,  wenn  man  sie  bloss  privat- 
wirthschaftlich  auffasst,  was  eben  einseitig  ist  (s.  z.  B.  d.  Statut  der  Berliner  Univer- 
aitätswittwenkasso  v.  4.  Juni  1*47:  alle  neueren  Mitglieder  64  Thlr.  Beitrag,  ord.  wie 
ausserord.  Profess.,  auch  die  unbesoldeten,  müssen  zwangsweise  beitreten.  Wittwen- 
pension  240  (jetzt  2*0  Thlr.1,  Waisenpensionen  bis  H  Kinder  event.  V«  mehr.  Max. 
120  Thlr.  (Von  1*76  an  durch  stärkere  Staatszuschussc  entere  auf  400  Thlr.,  letztere 
auf  200  Thlr.  gebracht?. 

ö)  Die  Prämien  sind  so  hoch  zu  stellen,  dass  die  Kassen  aus  eigenen  Mitteln 
bestehen  können,  ohne  jeden  weiteren  Staatszuschuss. 

f)  Die  Kassen  müssen  deshalb  eine  hinlänglich  grosse  Zahl  von  Personen  um- 
fassen, damit  die  Regeln  des  Versicheninpswesens  mit  Sicherheit  angewandt  werden 
können.  Daher  vor  Allem  keine  kleineu  Localkassen,  wio  die  insofern  ganz  irra- 
tionellen Univcrsitäts- Wittwenkassen;  überhaupt  möglichst  Vereinigung  der  Interessen- 
ten etwa  nach  den  Hauptgruppen  des  Dienstes  (Civil  und  Militär)  in  Einer  Kasse, 
allenfalls  bei  nachweisbarer  Verschiedenheit  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  der 
einzelnen  Berufsstände  mit  entsprechender  Abstufung  der  Prämien.  Es  giebt  Öfters 
besond.  Kassen  für  Officicre.  Militärbeainte,  Geistliche,  Forst-,  Post-,  Eisenbahn-  und 
verschiedene  andere  Katcgorieen  von  Beamten  und  von  Lehrern  (s.  z.  B.  in  Prcussen. 
Masch  er  a.  a.  ü.  S.  145).  Die  wahrscheinliche  Lebensdauer  dieser  Stände  ist  in 
der  That  mehrfach  ein  wenig  verschieden.  Der  so  wünsebenswerthen  Verschmelzung 
solcher  kleiner  Pensionskassen  steht  oft  der  ungleiche  Vermögensbestand  der  letzteren 
entgegen  oder  unsinnige  Vorschriften ,  z.  B.  dass  Aenderungen  der  Statuten  an  die 
Einstimmigkeit  der  Mitglieder  gebunden  sind  (so  bis  1*76  im  Statnt  der  Bcrl.  Uni- 
versitätswittwenkasse).  Und  doch  wurde  die  Verschmelzung  viel  grössere  Garanticu 
für  die  Gesammtheit  bieten,  als  das  kleine  aparte  Vermögen,  und  die  Beiträge  Rössen 
sich  dann  meist  bald  ermässigen.  Der  Verbindung  der  Kassen  (z.  B.  zom  Zweck  der 
Rückversicherung)  mit  soliden  grossen  Privat-Lebens-  und  Rentenversicherungsanstalten 
ist  Vorschub  zu  leisten,  damit  die  Sicherheit  der  Solvenz  möglichst  gesteigert  werde. 

b)  Von  dem  am  Schluss  des  vorigen  §.  vertheidigten  „so- 
cialen" Standpuucte  aus  ist  dagegen  diese  Kritik  mit  ihren 
practischen  Folgerungen  für  die  Organisation  des  besprocheneu 
Gebiets  erheblich  zu  modificiren.  Eine  mindestens  theilweisc 
lieber  n  ahme  der  finanziellen  Last  des  Beamten  -  Witt wen- 
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und  Waisenpensionswesens  auf  die  Staatskasse  ist  dann  zu 
verlangen,  in  der  Consequenz  der  Theorie  und  Politik  des  Arbeits- 
lohnes überhaupt  und  des  Beamtengehalts  insbesondere,  wonach 
diese  Pensionen  zu  den  Selbstkosten  der  Arbeit  gehören.  Fraglich 
bleiben  nur  zwei  wesentlichere  Puncte:  ob  nemlich  Uberhaupt  be- 
sondere Pensionskassen  eingerichtet  oder  statt  dessen  auch  diese 
Wittwen-  und  Waiseogelder,  wie  jetzt  schon  die  Ruhegehalte  der 
Beamten  selbst,  ohne  Weiteres  von  der  Staatskasse  als  eine  aus 
dem  Staatsdienerverhältniss  ipso  jure  datirende  Verpflichtung  ge- 
zahlt werden  sollen;  oder  ob  wenigstens  ein  Theil  dieser  Pen- 
sionslasten nach  irgend  einem  Modus  als  Individuallast  der 
betreffenden  Beamten  auf  diese  in  der  Form  von  Beiträgen 
repartirt  werden  soll,  sei  es  zu  Gunsten  besonderer  Pensionskassen, 
als  vermögensrechtlich  selbständiger,  vom  Fiscus  getrennter,  wenn 
auch  von  ihm  zuschussweise  zu  dotirender  Institutionen,  sei 
es  ohne  solche  Separatverrechnung  einfach  zu  Gunsten  der  im 
Uebrigen  selbstschuldnerisch  haftenden  allgemeinen  Staatskasse. 

Für  und  gegen  jede  dieser  Modalitäten  lassen  sich  wieder  besondere  principiello 
und  praktische  Grunde  geltend  machen.  Für  das  Absehen  von  besonderen  Ponsions- 
kassen  und  von  spcciell  dafür  zu  erhebenden  und  zu  verrechnenden  Beiträgen  spricht, 
dass  damit  die  volle  Consequenz  des  hier  befürworteten  zweiton,  des  ,. socialen"  Gc- 
sichtepunetes  gezogen  und  practisch  zugleich  viele  Vcrwaltungs-  und  Rechenarbeit, 
also  auch  viele  Kosten  erspart  werden.  Anderseits  kann  man  einwenden,  dass  das 
mit  diesem  Vorgehen  verbundene  völlige  Absehen  von  individuellen  Verschiedenheiten 
in  den  für  die  Last  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens  massgebenden  persönlichen 
Verhältnissen  der  Beamten  —  wie  absolutes  und  relatives  Lebensalter  der  Gatten,  Zahl 
und  Alter  der  Kinder  —  doch  auch  seine  beachtenswerten  Bedenken  hat,  auch  wenn 
man  deu  genannten  principiellcn  Standpunct  festhält.  Bei  Ehen  mit  erheblich  jüngeren 
Frauen  und  bei  grosser  Kinderzalil,  wenn  für  jedes  Kind  eine  besondere  Pension  oder 
ein  Zuschlag  zu  der  sonstigen  gezahlt  wird ,  treten  dann  für  die  betreffende  Familie 
unvcrhältnissmässig  grössere  Vortheile  ein. 

Völlig  sind  die  Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Befolgung  des 
einen  oder  anderen  Weges  hier  entgegentreten,  nicht  zu  lösen. 
Man  muss  sich,  wie  so  oft  in  solchen  practischen  Dingen,  mit 
Com  promissen  zwischen  den  Consequenzen  der  verschiedenen 
Modalitäten  zufrieden  geben.  Relativ  am  zweckmässigsten  möchte 
es  sein,  nachdem  man  einmal  die  principielle  Zugehörigkeit  der 
Pensionen  für  Hinterbliebene  zu  den  vom  Arbeitgeber  zu  ersetzen- 
den Selbstkosten  der  Arbeit  erkannt  hat,  Minimalpensionen 
für  die  Wittwe  und  für  ein  jedes  Kind  einer  nicht  zu 
kleinen  Maximalzahl  von  Kindern  (4—6),  ohne  Weiteres, 
d.  b.  ohne  die  Einrichtung  besondrer  Pensionskassen  und  ohne 
specielle  Beiträge  des  Beamten  an  die  Staatskasse  behufs  Erwer- 
bung solcher  Rechtsansprüche  zu  gewähren,  und  zwar  in  der  Form 
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von  Quoten  der  letzten  Besoldung  des  Gatten  und  Vaters,  unter 
Festsetzung  absoluter  Minimalbeträge  dieser  Pensionen  bei 
den  uiedrigeren  und  etwa  auch  absoluter  Maximal beträge  bei 
den  höchsten  Gehalten. 

Besondere  extreme  Fälle,  z.  B.  der  Altersdifferenz  der  Gatten,  Hessen  sich  durch 
eine  Ermässigung  der  Wittwenpension  oder  —  und  vielleicht  besser  —  durch  eine 
hier  zu  fordernde  (zwangsweise)  Bcitragsleistung  des  betreffenden  Beamten  an  die 
Staatskasse  unschwer  erledigen.  Aehnlichcs  gilt  ?on  der  Erwerbung  einer  die  er- 
wähnte Maximalzahl  Uberschreitenden  Anzahl  von  Kinderpensionen. 

Die  Ermöglichung  des  Erwerbs  von  Ansprüchen  auf  höhere, 
d.  h.  jenes  Minimum  übersteigende  Pensionen  für  die  Hinter- 
bliebenen des  Beamten  bleibt  aber  dann  immer  noch  sehr  er- 
wünscht. Dafür  könnte  man  unter  Zugrundelegung  der  gewöhn- 
lichen privat  wirtschaftlichen  Principieu  des  Renten  Versicherungs- 
wesens oder  mit  geringeren,  passend  erscheinenden  Abweichungen 
davon,  besondere  Einrichtungen  treffen.  Im  Interesse  der  Sicher 
heit  und  Wohlfeilheit  aber  auch  wohl  am  Besten  entweder  in 
der  Form  besonderer,  staatlich  verwalteter  Staats- 
pensionskassen für  dieses  Plus  der  Minimalpensionen  oder, 
was  doch  ebenso  zulässig  erscheint  und  einfacher  und  wohlfeiler 
wäre,  in  der  Form  von  Beiträgen  des  Beamten  direct  an 
die  Staatskasse,  bez.  etwa  an  die  Staatsschuldenkasse,  wie  in 
anderen  Fällen  des  Leibrentenverkaufs  Seitens  der  Staatsschulden- 
verwaltung. 

Wie  man  sieht,  liegt  hier  eine  ähnliche  Aufgabe  und  Frage  wie  bei  den  Plänen 
der  sogen.  Arbeiterversicherung  vor,  wo  auch  neben  M i n i m a  1  pensionen  u.  dgl.  auf 
der  Basis  des  Zwangsprincips  höhere  Pensionen  mittelst  facultativ  zu  benutzender 
Einrichtungen  erwünscht  erscheinen.  Vgl.  u.  A.  Schaffte  Uber  d.  corporat.  Hilfs- 
lasseuzwang,  Tüb.  1SS2.  Für  die  weitere  Hechtfertigung  .etwaiger  Abweichung  von 
denjenigen  Grundsätzen,  welche  nach  dem  Standpunct  des  Ökonomischen  Individualis- 
mus die  „allein  rationellen*4  im  Versicherungswesen  —  eben  eine  potitio  prineipii !  • — 
genannt  werden,  s.  meine  Abh.  Staat  u.  Versich.wes.  S.  39  ff  (Tub.  Ztschr.  1SS1  S.  40  ff) 
u.  Vorsich.wescu  in  Schönberg's  Handb.  I.  bes.  §.  18.  14  S.  1148  fT. 

Wie  nun  aber  auch  immer  vorgegangen  wird,  jedenfalls  soll 
„die  Gewährung  der  Pension  gegenwärtig  nicht  mehr  bloss 
Gnadensache  mit  Entscheidung  des  einzelnen  Falls,  sondern 
allgemein  gesetzlich  geregelt  sein".   (Hau,  §.  65.) 

Die  Materie  ist  offenbar  in  Fluss,  namentlich  in  Deutschland.  Die  oben  ge- 
zogenen Conscqucnzcn ,  dass  die  Wittwen-  u.  Waisenpension  an  sich  zum  Lohn  uud 
Gehalt  gehört,  brechen  sich  Bahn,  die  Folgerungen  aus  dem  „socialen"  Gesichtspunkte 
kommen  auch  mehr  und  mehr  zur  Geltung.  Interessant  in  dieser  Hinsicht  die  neueste 
preuss.  Gesetzgebung.  Uebcrall  Uebergang  vom  „Priratwirthschaftlichen"  ins  „Gemein  - 
wirtschaftliche".  Vgl.  auch  Elster  in  Conrad'*  ö.  Jahrb.  B.  41,  S.  131  ff,  wo  diese 
principielle  Seite  nur  hätte  hervorgehoben  werden  müssen. 

Beispiele  von  Einrichtungen  für  Wittwen-  und  Waisen  pensionen.  Eine  aparte 
Behandlung  erfährt  begreiflich  meist  das  Wittwen-  und  Waisenpensionswesen  im 
Militär,  ben.  I>fi  den  Offizieren,  weil  hi*r  der  Dienst  selbst  im  Kriege  direct 
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nachreisbar  den  Versorger  raubt.  Daher  auch  im  Deutschen  Reichspensionsgesetz 
rom  21.  Juni  1871  für  die  Hinterbliebenen  von  Ofhcieren  und  Mannschaften  Pensionen 
aas  d.  aligem.  Staatsfonds  (Invalidenfonds  jetzt,  s.  o.  S.  377):  für  Officierswittwen 
500.  400,  300  Thir.,  für  Kinder  (bloss  bis  z.  17.  J.)  50,  bei  Mutterlosigkeit  75  Thlr. 
jedes  ..Erziehungsbeihilfe" ;  auch  f.  and.  Verwandte  in  gew.  Fällen;  Wittwen  der 
Onterofnciere  u.  s.  w.  bis  zu  den  Gemeinen:  108,  84,  60  Thlr.,  Kinder  jo  42,  bez. 
60  Thlr,  gleichfalls  and.  Verwandte.  Preussen,  s.  Mascher,  S.  128  Ii'.  Der 
Beamte  bedarf  des  Heirathsconsenses,  der  verweigert  wird .  wenn  eine  bestimmte  Er- 
klärung fehlt,  mit  welcher  Summe  der  Beamte  seine  künftige  Ehefrau  in  d.  Wittwen- 
kasse einkaufen  will.  Bei  der  aligem  Wittwenverpflegungsanstall  zu  Berlin  von  1770 
(Pat  v.  28.  Dec.  mit  vielen  spät  Aender.  u.  Zusätzen,  s.  auch  Ges.  v.  17.  Mai  1856) 
kann  der  grosste  Theil  der  Beamten  u.  s.  w.,  mit  Ausschluss  einiger  bes.  Kategorieen 
(u.  A.  auch  derer  mit  weniger  als  250  Thlr.  Einkommen)  eintreten.  Ausgeschlossen 
sind  Männer  Uber  60  J.  oder  mit  gefährl.  chron.  Krankheiten  behaftete,  bedingt  auch 
Männer  verschiedenen  Lebensalters,  deren  Altersdifferenz  gegen  ihre  Frau  ein  best 
Miiass  uberschreitet  (durch  entspreeb.  Zuschlagprämien  Hessen  sich  solche  Männer, 
wie  gesagt,  doch  reeeptionsfähig  machen).  Die  Wittwenpension  soll  mindestens  i/&  des 
Gehaita  des  Mannes,  Min.  100,  Max.  500  Thlr.  betragen,  sie  wird  nur  gezahlt,  wenn 
der  Mann  wenigstens  1  Jahr  nach  der  Aufnahme  lebt,  nur  mit  '/3,  wenn  er  im  2., 
mit  */a'  *enn  er  im  3.  Jahr  stirbt.  Die  Prämien  sind  rationeller  Weise  genau  nach 
dem  absol.  u.  relaL  Heirathsalter  (Jahr  für  Jahr)  beider  Gatten  abgestuft,  doch  nicht 
hoch  genug,  als  dass  die  Anstalt  ganz  aus  eigenen  Mitteln  bestehen  könnte  (A.  für 
1870:  Betrag  der  Wittwenpension  1,516,000  Thlr  .  Gesammtausgaben  incl.  Yerwaltungs- 
kosten  1,548,890  Thlr.,  eig.  Einn.  aus  Beitr.  d.  Mitglieder  784,230  Thlr.,  also  Staats- 
zuschuas  im  Et.  d.  Finanzministeriums  764.660  Thlr.  [im  A.  f.  1876:  2,026,780  M.], 
wonach  dio  Prämien  im  Durchschn.  etwa  zu  verdoppeln  wären).  (Jetzt,  1883  erheb- 
liche Steigerung  des  Staatszuschusses,  weil  viele  Beamte  nach  d.  unten  gen.  neuen 
Ges.  v.  1882  ausscheiden.  Daher  im  Et.  f.  1883/84  Ausg.  an  Pens.  u.  s.  w. 
5.452  M.  M..  Beiträge  etc.  der  Beamten  nur  noch  1.73,  Staatszuschuss  3.72  M.  M.). 
Beispiel  <L  Tarifs:  Jährliche  Prämie  für  100  Thlr.  Pension: 

Mann  30  Jahr,  Frau  20  Jahr,  Prämie  1»*03  Thlr.  M.  35  J.,  F.  20  J.,  Prä. 
24  07  Thlr.  M.  85  J.,  F.  25  J.,  Prä.  22  07  Thlr.  M.  40  J.,  F.  25  J„  Prä.  28  03  Thlr. 
M.  50  J.,  F.  30  J.,  Prä.  42  26  Thlr. 

Froher  hatten  die  Mitglieder  noch  bes.  Eintrittsgelder  zu  zahlen,  was  durch  d.  Ges. 
v.  1856  beseitigt  ist  Eine  der  nachtheiligen  finanziellen  Folgen  der  zu  späten  und 
ungenügenden  Anfanpspehalte  des  Beamten  in  Preussen  u.  a.  L.  tritt  auch  hier  wieder 
hervor:  die  Männer  heirathen  später  u.  jüngere  Frauen ,  woher  die  Wittwenpensionen 
mehr  anschwellen  und  der  Staat  dabei  nachzahlen  muss,  was  er  an  Gehalten  zu  wenig 
zahlte.  Statt  der  Allg.  W.  V.  A.  kann  auch  die  Bcrl.  Schulenb.  allg.  Wittwenpeus.  u. 
Unterstützungskasso  (Reglern,  v.  3.  Dec.  1836)  von  dem  Beamten  zum  Eintritt  benutzt 
werden ,  wo  u.  A.  Männer  bis  zum  E.  d.  64.  Jahrs  aufgenommen  werden ;  Pension 
von  20—600  Thlr.  für  Wittwen,  unverheirathete  Tochter.  —  Für  verschiedene  Wittwen- 
und  Waisenkassen  der  Beamten  in  den  neuen  Provinzen  (für  Schleswig -Holstein  in 
Kopenhagen)  hat  die  preuss.  Staatskasse  in  1876  noch  1,447.000  M.,  in  1883/N4 
1-35  M.  M.  Zuschüsse  zu  leisten,  ges.  A.  1876  daher  3,49,  1883/84  5'25  M.  M. 

Die  neueste  preuss.  Gesetzgebung  v.  1882  (Ges.  v.  20.  Mai  1882,  betr.  d. 
Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  Waisen  der  unmittelb.  Staatsbeamten)  ist  ein  characterist. 
Beispiel  des  .Uebergangs  von  einem  zum  andern  System.  Sie  füllt  einmal  eine  bis- 
herige Lücke  aus,  indem  sie  allgemein  Waisen  Pensionen  einrichtet.  Von  besonderen 
Pensiooskaasen  wird  abgesehen,  Zwangs-Beiträge  der  Beamten,  auch  der  unver- 
heirateten (3°/0  ?•  pensionsfäh.  Diensteinkommen)  werden  jedoch  erhoben,  iiiessen  aber 
in  die  Staatskasse  u.  diese  bestreitet,  eventuell  mittelst  Zuschüssen,  die  aus  dem  Gesetz 
erwachsende  Pensionslast  Diese  Einrichtung  bedingt  viel  Verrechnungsarbeit  (erhoben 
werden  die  Beiträge  mittelst  Abzugs  bei  den  Gehalts-  u.  s.  w.  Zahlungen),  die  sich 
ersparen  liessc.  wenn  die  Minimalpensionen  ohne  Woitres  als  Conse([uenzen  des  ehe- 
rn al.  Besoldongsanspruchs  behandelt  würden  u.  demnach  jene  Beiträge  wegfielen  (was 
für  eine  weitre  Beform  geplant  werden  soll  u.  dann  oben  eine  entsprechende  Gehalts- 
erhöhung wäre).  Das  „Wittwengeid"  beträgt  normal  */a  der  normalen  Pension 
des  Beamten  (Min.  160,  Max.  1600  M.),  das  Waisengeld  '/a,  bei  Doppelwaisen  '/., 
des  Wittwengeids  für  jedes  Kind  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr.  Das  Wittwen- 

A.  Wag  nur,  Finaiuwlsseaschoft.  I.    3.  Aufl.  23 
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geld  (nicht  d.  Waisengeld)  erleidet  eine  gewisse  Kürzung,  wenn  die  Wittwe  über 
1 5  Jahr  jünger  als  der  verstorbene  Mann ;  es  fallt  auch  fort  bei  Eheschliessung  innerh. 
3  Mon.  vor  dem  Tode  des  Beamten,  wenn  Zweck  der  Eheschliessung  nur  Erwerb  des 
Anspruchs  auf  d.  Wittwcngeld  war.  Frei  vom  Beitragszwang  sind  die  Beamten,  welche 
in  and.  staatl.  Wittwenanstalteu  stehen  u.  auf  das  neue  W.  u.  W.guld  verzichten. 
Andreufalls  sind  sie  berechtigt ,  aus  jenen  Anstalten  auszuscheiden  v  was  vielfach  ge- 
schehen ist.  Im  Etat  f.  1883/84  siud  die  Einnahmen  aus  den  W.  u.  W.  geldbeitragen 
bei  den  einzelnen  Verwaltungen  nachgewiesen  u.  einfach  zur  Deckung  laufender  Staats- 
ausgaben verwandt. 

Mit  dieser  neueu  Regelung  schliesst  sich  Preusscn  u.  d.  D.  Reich  dem  iu 
Sachsen  (Ges.  v.  7.  März  1  *>35  u.  1».  Apr.  1872),  Warten b.  (Verf.  v.  1819,  §.  50, 
Ges.  v.  28.  Juni  1876),  Baden  (Oes.  v.  1S1Ü,  1819,  23.  Juni  1876),  Hessen  (Ges. 
v.  1808,  22.  Juni  1861,  29.  Dec.  1S74)  bestehenden  System  au,  wouach  also  allo  Be- 
amte Beiträge  nach  dem  Dieiisteinkommcn  u.  s.  w.  zu  leistcu  haben  u.  die  Hinter- 
bliebenen Quoten  dieses  Einkommens  als  Pension  beziehen.  Ob,  wie  gewöhnlich  noch, 
die  Beiträge  iu  besondere  Pcnsionscasscn  oder  wie  in  Preusseu  einfach  in  d.  Staats- 
cassen  fliesscu ,  ist  nebensächlich.  Es  giebt  aber  auch  schon  deutsche  Staaten ,  wo 
die  Beamten  keine  Beiträge  leisten  u.  diu  Hinterbliebenen  dennoch  Pensionen  in 
Quoten  vom  Einkommen  oder  d.  Pension  des  Beamten  beziehen;  so  in  Sachs.  Weim. 
(Ges.  v.  6.  Apr.  1821).  Sachs.  Mein.  (Ges.  v.  27.  Febr.  1872\  Eis.  Lothr.  (Ges.  ?. 
24.  Dec.  1873).  S.  Eistor  a.  a.  0.  S.  132,  der  demnach  die  Gesetze  classificirt 
Letzterem  System  gehört  wohl  die  Zukunft. 

Ueber  Baden  s.  Hau  I.  §.  65  Note  c  u.  meine  Fiu.wiss.  I,  S.  197  der  2.  Aufl. 
Durch  Ges.  v.  25.  Jan.  1S74  wurden  die  Rclictcnpcnsionen  um  15%  erhöht.  —  Ueber 
Baiorn  s.  ebenfalls  Kau  I,  §.  65  Note  c  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  S.  198.  Pözl, 
Verwalt.recht  §.  267.  Es  erhält  die  Wittwe  76  der  Besoldung  oder  des  Ruhegehaltes, 
ein  vaterloses  Kind  bis  zur  Versorgung  oder  bis  zum  Schluss  des  20.  Jahres  */5  vom 
Gehalte  der  Mutter,  ein  elternloses  Kind  %„  dessen,  was  diu  Mutter  empfangen  wurde. 
Nach  dem  baicr.  Etatsges.  für  1*76  sind  auch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
allgemein  um  570  u»d  in  gewissen  Fällen  ausserdem  noch  je  nach  der  Höhe  der 
bezogenen  Summe  um  10,  15  und  20%  erhöht  worden.  A.  im  Et.  f.  1ST6  an  Pens, 
u.  Sustentat.  der  Wittwen  u.  Waisen  211  Mill.  M.,  nebst  einem  weiteren  Posten  in 
einer  and.  Ruhr.  —  Ueber  Würtemberg  Rau  I,  65,  Note  c  vor.  Aull.  S.  198. 
Hordegen,  S.  177,  Hicckc  a.  a.  0.,  S.  11!>.  Seit  d.  J.  1873  sind  mit  anderen 
Verbess.  d.  Pensionen  auch  mittelst  neuer  oder  erhöhter  StaatszusehUsse  die  Wittwen - 
und  Waisonpensiouen  gesteigert  worden.  Neueste  Ordn.  durch  Beamtenges,  v.  1876 
Abschn.  IV,  f.  d.  Volksschullehrer  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1677,  f.  d.  Hinterbliebenen 
d.  Geistlichen  durch  Ges.  v.  12.  März  1878.  Besondere  Kassen  geblieben.  Normalpens. 
der  Wittwe  %  der  evcutuelleu  Normalpension  dos  Gatten.  Beiträge:  Eintr.geld  v.  V4 
des  ersten  Gehalts  u.  der  Geh. erhöh.,  dann  2%  des  Gehalts  u.  s.  w.  Jahresbeitr. 
Staatszuschuss  lsS3  208,500  M.,  wovon  58,000  f.  d.  W.kasse  der  Civildiener.  Fonds 
der  Civilstaatsdiener- W.kasse  1860  5.021.600  M.,  worauf  500,000  M.  Pensionen  lasten. 
Auch  im  K.  Sachsen  Erhöhung  d.  Wittwen-  u.  Waisenpensionen  um  10,  15.  20*/,, 
durch  Ges.  v.  15.  Juni  1874.  —  Ueber  Oesterreich  (West-)  s.  Blonski  I,  141  tl. 
Allgem.  Pens  et  d.  Civil verwalt.  (ohne  d.  gemcinschaftl  Etat)  1880  13-90  Mill.  fl.„ 
wovon  1HS4  Quiescentenbezüge  mit  0.708,  8755  Pens.  v.  Beamten  u.  Dienern  mit 
7  60.  12,726  Pens.  v.  Beamten-  u.  Dienerwittwen  mit  3*036,  6606  Erzieh.beiträge  f. 
Kinder  mit  0258.  24,070  „Provisionen"  mit  1  556.  9560  „Gnadengaben"  mit 
0-666  Mill.  fl.  —  Ueber  Frankreich  s.  Blocks  dict.  Art  pensions  §.  54  ff.  —  Die 
Wittwen-  u.  Waisenpens,  sind  fast  Uberall  noch  sehr  niedrig.  Zu  ihrer  Aufbesserung 
durch  private  Lebens-  oder  Renteuversicherung  fehlen  bei  der  Knappheit  der  Be- 
soldungen meistens  die  Mittel.  Dies  beweist,  dass  die  Selbstkosten  der  Staatsdiener- 
arbeit auch  in  Betreff  dieses  letzten  Postens  nicht  richtig  gedeckt  werden.  Das  oft 
so  kümmerliche  Loos  der  Beamtenwittwen  zeigt  es  drastisch  geuug.  S.  auch  Elster  S.  133. 

Geschichtlich  hat  sich  das  gesammte  Pensionswesen  regelmässig  zuerst  für  den 
eigentlichen  oder  höheren  Staatsdienst  entwickelt  und  ist  hier  zuerst  aus  dem  Gebiete 
der  Gnade  in  dasjenige  des  Rechts  hinübergegangen.  In  seiner  jetzigen  Einrichtung 
besteht  es  zunächst  für  den  höheren  und  für  den  Su  halt  er  n  dienst,  för  den  es 
nach  der  spanischen  Eigentümlichkeit  der  Arbeitsart  dieser  Beamten  auch  am 
Notwendigsten  ist.    Für  die  l  ntc rbeatn ten  (Diener)  könnte  es  entbehrlic  her 
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erscheinen,  weil  hier  keine  specifische  Vorbereitung  noth wendig  ist  und  diese  Beamten 
aach  im  Privatdienst  leichter  unterkommen.  Mehr  und  mehr  ist  aber  auch  bei  diesen 
Personen  im  Interesse  des  Dienstes  wie  ihrer  selbst  neuerdings  die  „  Beamten  - 
qualität",  wenn  auch  mit  gewissen  Abweichungen  vom  höheren  u.  vom  Subaltern- 
dienst, anerkannt  worden,  was  dann  auch  hier  zur  Ausbildung  eines  analogen  Pensions- 
rechts  für  die  Diener  und  für  ihre  Hinterbliebenen  führte.  Die  Einrichtung  eines 
ordentlichen  Altersversorgungs-,  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens  für 
niedere  Diener  empfiehlt  sich  aber  auch  noch  principiell  aus  dem  Gesichtspunkte 
einer  richtigen  Arbeiterpolitik.  Sie  wird  dann  vielfach  für  gewöhnliche  Arbeiterver- 
hältnisse als  Muster  und  als  Anregung  dienen  können.  S.  Rau  I,  §.  65a,  vor.  Aufl. 
S.  199.   Beispiel:  bad.  Ges.  v.  28.  Aug.  1835. 

§.  167.  —  E.  Neben  dem  Gehalte  sind  für  besondere 
Dienste  oder  für  ausserhalb  des  Wohnorts  zu  vollführende 
Geschäfte  Tagegelder  (Diäten)  und  Reisekosten,  ferner 
bei  Versetzungen,  welche  einseitig  von  der  Staatsgewalt 
ausgehen,  Umzugs  kosten  an  die  Beamten  zu  vergüten.  Im 
finanziellen  Interesse  ist  für  das  Unterbleiben  unnützer  Dienstreisen 
zu  sorgen.  Sonst  soll  die  Diät  und  der  Reisekostenbetrag  zwar 
sparsam  bemessen  werden,  so  dass  dabei  kein  besonderer  Gewinn 
gemacht  werden  kann,  aber  doch  auch  die  vollen  Kosten  ersetzen. 
Für  die  Diäten  ist  eine  Pauschsumme  am  Zweckmässigsten, 
welche  mit  einiger  Rücksicht  auf  Rang  und  Stellung  des  Beamten 
(ohne  Zopfthum)  abgestuft  wird.  Reise-  und  Umzugskosten  lassen 
sich  öfters  speciell  verrechnen,  doch  ist  auch  hier  ein  Pausch- 
quantum im  Allgemeinen  zweckmässiger,  weil  dabei  sparsamer  ge- 
wirthschaftet  zu  werden  pflegt. 

Diätenordnung.  Beispiel:  Preussen,  (Material  bei  Herrfurth  S.  4s3  ff). 
Verordn.  v.  28.  Juni  1825  nebst  spateren,  u.  A.  bes.  v.  10.  Juni  1848.  Neues  Ges 
v.  29.  März  1873  Uber  Tagegelder  u.  Reisekosten  d.  Beamten,  in  einigen  Puncten 
abgeändert  durch  Ges.  t.  28.  Juni  1875  und  Verordn.  t.  15.  April  1876  nebst  ver- 
schied, and.  Verordn.  f.  einzelne  Beamtenkategorieen.  Diäten  gezahlt  für  Aufenthalt 
ausserhalb  des  Wohnorts  oder  des  zugewiesenen  Bezirks  bei  coininiss.  Geschäften  in 
Dienstangelegenheiten.  Abstufung  der  Sätze  nach  Rang-  und  Dicnstclassen  (mit 
ziemlich  viel  Willkürlichem).  Neue  Sätze  für  active  Minister  30  M.,  Beamte  1.  Cl. 
24  M„  2.  u.  3.  Cl  18,  4.  u.  5.  12,  and.  in  3  Classen  9,  6,  4%,  Unterbeamte  3  M.  — 
Reisekosten  jetzt  unterschieden  je  nach  Reben  auf  Eisenbahnen  u.  Dampfschiffen 
(hier  f.  d.  höheren  Beamten  p.  Kilomet.  13  Pf.  u.  f.  jeden  Zu-  u.  Abgang  3  M.,  f. 
Subalternb.  bez.  10  Pf.  u.  2  M.,  f.  Dnterbcamtc  7  Pf.  u.  1  M.)  u.  nach  sonstigen 
Reisen  (p.  Kilom.  f.  diese  3  Beaintcnkategor.  00,  40,  30  Pf  ).  Uebrigens  werden 
..erweislich  höhere  Reisekosten"  erstattet.  Gewisse  Abänderungen  und  Erhöhungen 
der  Sätze  im  YcrordnungBwege  sind  gesetzlich  gestattet  und  z.  B.  durch  die  Verordn. 
vom  15.  Apr.  1876  erfolgt.  —  Umzugskosten,  Erl.  v.  26.  März  1855.  Hiernach 
keine  Vergütung,  wenn  Versetzung  lediglich  auf  Antrag  des  Beamten  erfolgt  und  wenn 
mit  der  Versetzung  eine  Einkommunvcrbesserung  verbunden,  deren  halbjähr.  Betrag 
die  Umzugskostenvergütung  Ubersteigt,  —  was  also  wiederum  nur  eine  der  bcdcnkl. 
Gehaltsschmälerungen  iet.  Abstufung  nach  Rang-  u.  Dieustclassen  (mit  sehr  starken 
Sprangen  der  Sätze,  welche  kaum  den  Verhältnissen  entsprechen,  bes.  in  den  oberen 
Classen  nicht),  ferner  Unterscheid,  von  allgem.  Kosten  und  Transportkosten  für  je 
5  Meilen,  erstere  von  600  (Räthe  1.  Cl.),  350  ^dsgl.,  2.  Cl.)  u.  s.  w.  bis  60  Thlr. 
'SubalL  I.  Cl.)  u.  25  Thlr.  (Unterbediente),  Transportkosten  dsgl.  30,  24  bis  7  und 
4  Thlr.  i.  G.  10  Stufen.  Bei  Beamten  ohne  Familie  die  Hälfte.  Ferner  geht  v.  d. 
Vergütungssumme  stets  die  Hälfte  des  Nominalbetrags  der  etwaigen  Einkoininenver- 

25* 


Digitized  by  Google 


388        2.  B.  Fin.bedarf.    1.  K.  Allgemeines.   3.  A.  Realbedarf.  §.  16$. 

besserung  ab.  Einige  aparte  Bestimmungen  für  besond.  Beamte.  Jetzt  dieser  Erlass 
r.  1856  ersetzt  durch  Ges.  v.  24.  Febr.  1877  betr.  d.  Umzugskosten  der  Staatsbeamten 
u.  V.  r.  26.  Mai  1S77.  Demnach  bei  allen  Versetzungen  Umzugskosten  ohne  jene 
Schmälcrungcu  (allgem.  Kosten,  nach  den  Beamten -Ran gelassen  u.  anderen  Rubricirnngen 
1S00,  1000,  500,  300,  240,  180,  150,  100  M.,  Transp.kosten  f.  je  10  KU.  ebenso 
24,  20,  10,  7,  6.  5,  4).  Ausserdem  für  die  Person  der  Umziehenden  Tagegelder 
u.  Reisekosten,  auch  in  gow.  Grenzen  Ersatz  etwaiger  Micthzinsverlustc.  Im  preuss. 
Etat  stehen  die  „Diäten-,  Fuhr-  u.  Vereetz.kosten"  18S3/84  (Fin.min.)  mit  1  MU1.  M., 
wirkl.  Ausg.  im  D.  v.  1879 — 82  1  25  M.  M.  \u.  A.  ohne  die  Abgeordn diäten).  — 
Sonst  wird  auch  wohl  die  Diät  im  Winter  hoher  als  im  Sommer,  für  Geschäfte  im 
Auslande  hoher  als  im  Inlande  angesetzt,  welches  Princip  in  den  kleinen  deutschen 
Staaten  allerdings  zu  komischen  Folgen  fuhrt.  S.  d  bad.  Diätenregi.  v.  0.  Mai  1867 
(u.  A.  10%  Winterzuschlag),  10  Stufen  von  10  fl.  bis  1V&  fl.  In  Baden  besteht  u.  A. 
die  Bestimmung,  dass  Staatsdiener,  die  vor  5  J.  den  Dienst  wieder  verlassen,  die  Um- 
zugsgelder wieder  erstatten  müssen,  was  practisch  meist  nur  Universitätslehrer  trifft 
und  mit  der  wichtigen  deutschen  akademischen  Freizügigkeit  kaum  in  Einklang  ist- 

3.  Abschnitt. 
Der  Real-  oder  Sachgüterbedarf. 

Vgl.  Rau  §.  66,  67,  34,35  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  200—206.  Im 
Folgenden  mehrfach  gekürzt,  da  der  Gegenstand  wesentlich  technischer  Natur  ist. 

I.  —  §.  168.  Allgemeine  Grundsätze.  Soweit  Sachgüter 
als  directes  Mittel  für  Staatszwecke  nöthig  sind,  kauft  sie 
der  Staat  in  der  entwickelten  Volkswirtschaft  in  der  Regel  besser 
im  freien  Verkehr  ein  oder  lässt  sie  auf  Bestellung  von  den  Privaten 
liefern.  Denn  hier  conenrrirt  der  Staat  erfahrungsmässig  selten 
erfolgreich  in  der  gewöhnlichen  SachgUterproduction  mit  den 
Privatwirtschaften  und  die  Privatindustrie  wird  diese  Güter  auf 
ßegehr  gern  liefern.  Deshalb  giebt  der  Staat  vielfach  passend 
die  eigene  Prod uetion 8th ätigkeit  zum  Zweck  der  Be- 
schaffung dieser  Sachgüter  auf. 

Diese  Regel  erleidet  jedoch  berechtigte  Ausnahmen.  Die 
eigene  Erzeugung  solcher  Sachgüter  ist  auch  heute  noch  vom 
volkswirthschaftlicheii  und  finanziellen  Stand  punete  zulässig  oder 
selbst  geboten,  wenn  1)  der  Staat  ganz  speeifisch  eigentüm- 
liche Sachgüter  braucht,  welche  die  Privatindustrie  fast  nur 
für  ihn  herstellen  würde  und  alsdann  oft  nach  derselben  Betriebs- 
organisation ,  wie  sie  das  Staatswerk  besitzt ;  2)  wenn  besondere 
Versuche  u.  dgl.  m.  anzustellen  sind  und  3)  wenn  die  Con- 
currenz  unter  den  Privatunternehmern  sehr  gering, 
die  Controle  der  Privatablieferungen  besonders 
schwierig  ist. 

Alle  drei  Bedingungen  treifen  namentlich  Öfters  bei  der  Prod  uetion  von  Requi- 
siten der  Militär-  und  Mari n e Verwaltung  zu.  Aber  selbst  hier  (Krapp!)  und 
vollends  auf  den  meisten  anderen  Gehieten  wird  die  entwickelte  Privatiudustho  öfter 
passend  an  die  Stelle  der  Staatsindustrio  treten.    Am  Häufigsten  bestehen  sonst  noch 
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besonders  Staatsdruckereien  u.  selbst  Papierfabriken.  Diese  Anstalten  ren- 
tiren  selten,  liefern  diu  bezUgl.  Materialien  oft  ober  theurer  als  die  Privatindustrie 
und  nicht  immer  besser.  Die  Cautelen  wegen  der  Bewahrung  des  Amtsgeheimnisses 
in  Betreff  von  Drucksachen  und  weiten  des  Drucks  von  Werth  papieren .  Papiergeld 
u.  s.  w.  können  wohl  ebenso  bei  Privatanstalten  getroffen  werden.  Wiederholt  wurde 
u.  A.  in  Oesterreich  die  Abschaffung  dieser  beiden  Staatsindustriezweige  berathen. 
Es  ist  auch  die  Papierfabrik  in  Schlöglmühl  veräussert  worden.  Indessen  ist  es  bei 
dem  grossen  Bedarf  des  Staats  an  Drucksachen  doch  wohl  zulässig,  eigene  Druckereien, 
die  etwa  zugleich  als  technische  Musteranstalten  dienen,  zu  behalten,  ücbertrag.  d. 
preuss.  Staatsdruck,  an  d.  Reich.Et.  1882/83  E.  3*155.  A.  2'204  Mill.  M.,  d.  österr. 
Staatsdruck.  1882  E.  1*172.  A.  1'068  Mill.  11. 

Bei  den  Staatsbehörden  kommt  regelmässig  ein  Bedarf  von  verschiedenen  Sach- 
gütern vor:  „Amtsbedürfnisse  oder  Bureaukosten''  aller  Art  (Einrichtung, 
Heizung.  Beleuchtung  der  Geschäftszimmer.  Schreibmaterialien,  Packmatcrial,  Bacher 
u.  dgl.).  Hier  empfiehlt  sich,  besonders  bei  unteren  Stellen,  im  Interesse  sparsamer 
Verwendung  des  Materials  und  um  die  Verrechnung  und  Controle  zu  vereinfachen, 
«las  System  der  Gewährung  von  Pauschsummen  in  Geld  an  den  betreffenden  Be- 
amten, der  dann  damit  auf  eigene  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  Rechnung  den 
Bedarf  decken  muss.    Ran  I  §.  6(5. 

Das  Postporto  für  amt Ii  che  Sendungen  wurde  früher  meistens  nicht  bezahlt, 
da  boi  der  Post  als  Staatsanstalt  Ausgabe  und  Einnahme  nur  von  einer  Tasche  in  die 
andere  gehen.  Indessen  führt  diese  Portofreiheit  der  Behörden  leicht  wieder  zu  einer 
zu  geringen  Sparsamkeit  und  zu  einer  zu  weit  gehenden  Benutzung  der  Postanstalt. 
Daher  die  besondere  Verrechnung  des  Porto's  der  Behörden  mit  der  Post,  wonach 
das  Porto  als  Ausgabe  der  Behörden  und  als  Einnahme  der  Postanstalt  erscheint, 
doch  das  Richtigere  ist.  Dadurch  erhält  man  auch  eine  genauere  Uebersicbt  des 
wirklichen  Staatsau fwands  und  der  wahren  Leistungen  und  Erträge  der  Post.  Mit 
Recht  daher  Aufhebung  der  Portofreiheiten  der  Behörden  u.  s.  w.  im  Norddeut- 
schen Bunde  durch  Ges.  v.  5.  Juni  1869,  allerdings  mit  veranlasst  durch  die  cigen- 
thüml.  Trennung  der  Bundes-  und  Eiuzelstaatsfinanzen ,  da  die  Post  Bundessache  ist 
Postsendungen  in  Bundessachen  (also  incl.  Militärsachen  u.  s.  w.)  sind  denn  auch 
portofrei  geblieben,  §.  2,  4,  5  d.  Ges. 

In  dem  jetzt  regelmassigen  Falle  der  Beschaffung  des  Sach- 
bedarfs dorch  die  Privatindustrie  muss  der  Staat  bei  der 
Bestellung,  dem  Abnehmen  u.  s.  w.  die  Geschäftsgrundsätze 
grosser  Einzelwirtschaften  befolgen. 

Dahin  gehören  (Rau  I  §.  34,  35)  a)  das  „Ausbedingen  des  Preises  vor  dem 
Beginn  der  Ausgabe",  b)  Die  „Benutzung  dos  Mitwerbens,  entweder  durch 
mündliches  Abbieten  und  Zuschlag  an  den  Wenigstfordernden ,  oder  durch 
Annahme  schriftlicher  Offerten  (Submissionen),  wobei  man  dem  Wenigst- 
fordernden, wofern  seine  Persönlichkeit  die  gehörige  Sicherheit  gewährt,  den  Vorzug 
giebt."  In  neuerer  Zeit  sind  Uber  das  Submissionswosen  auch  in  Deutschland  manche 
Klagen  der  Industriellen  erhoben  worden.  Sie  haben  ihren  Grund  darin ,  dass  der 
Staat  oft  zu  einseitig  auf  den  Preis,  statt  zugleich  auf  die  Qualität  der  Leistung, 
sieht,  wobei  dann  die  Preise  unter  den  Stand,  welcher  von  einer  tüchtigen  Qualität 
der  Leistung  bedingt  wird,  herabgedrückt,  damit  aber  auch  die  Qualität  der  Arbeit 
überhaupt  in  weiten  Kreisen  verschlechtert  worden  ist  Im  Debrigen  ist  das  ganze 
System  der  Submissionen  nur  eine  Consequenz  des  privatwirthsebafdichen  Concurrenz- 
prineips,  steht  u.  fällt  mit  letzterem.  Durch  Verabredungen,  Kartelle  u.  dgl.  unter  den 
Bietern  werden  die  Vortheile  der  Concurrcnz  auch  für  den  Staat  öftere  verringert. 
(.Vorschr.  der  Lizitation  oder  Submission  in  Preussen  als  Regel,  Instr.  d.  0.  R.  K. 
v.  1824  §.  1'.».)  —  c)  Abschliessen  von  Verträgen  über  grössere  Mengen  von 
Waaron  auf  einmal,  d)  „Das  Verdingen  von  Ausgaben,  die  aus  mehreren  Thei- 
len  bestehen ,  an  einen  einzigen  Uebernehmcr  (Accordanten)  gegen  eine  im  Ganzen 
ausbedungene  feste  Summe  (Aversum.  Pauschs u mmc).  (Früher  sogen.  Admo- 
diation)."  (Weitere  Begründung  dieses  Puncts  bei  Rau  I  §.  35  u.  vor.  Aufl.  S.  2U3). 
InPreussen  soll  die  Ausführung  öffentl.  Bauten  in  der  Regel  nicht  auf  Rech- 
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nung,  sond.  in  Verding,  die  Anschaffung  der  Baumaterialien,  bes.  Kalk-,  Mauer-, 
Dachsteine,  auf  Rechnung  erfolgen.  S.  Rönne,  preuss.  Staatsr.,  3.  Ausg.  II,  2,  S.  607. 

II.  —  §.  169.  Besondere  Bemerkungen  Uber  Staats- 
bauten und  Staatsgebäude.  Die  Aufführung  und  Erhaltung 
der  den  Staatszwecken  dienenden  Staatsgebäude  (einschliesslich 
derjenigen  flir  Dienstwohnungen)  bedingt  für  den  Staat  besondere 
Mühewaltung  und  bringt  die  Gefahr  grösserer  Ausgaben  mit  sich. 
„Namentlich  werden  die  Regierungen  oft  durch  Vorschläge  einzelner 
Beamten  in  Versuchung  gesetzt,  grosse  Summen  auf  unzweck- 
mässige oder  doch  entbehrliche  Bauten  zu  verwenden."  (Rau.) 
Zur  Bewältigung  dieser  Schwierigkeiten  bieten  sich  unter  anderen 
folgende  Mittel  dar: 

Rau  §.  G7  hat  zu  unbedingt  angenommen,  das»  die  Gebäudo  dem  Staate  stets 
theurer  als  den  Privaten  kämen.  —  Ucber  die  Bestimmungen  in  Preussen  s.  v. 
Rönne's  Baupolizei  d.  preuss.  Staats,  3.  Ausg.  S.  363  ff.,  in  Kürze  in  dess.  Staats- 
recht, 3.  Ausg.  II,  2,  606. 

1.  Richtige  Verbindung  von  Centralisation  und  Dc- 
centralisation  in  der  Organisation  des  Staatsbauwesens,  z.  B. 
mittelst  Anstellung  von  Bezirksbaumeistern  und  Einrich- 
tung einer  oberen  Baubehörde  in  einem  Ministerium. 

In  Preussen  ist  die  frühere  techn.  Oberbaudirection  von  1770  im  J.  1S49 
aufgelost  und  ihre  Function  der  Abtheil,  für  Bauwesen  im  Handelsministerium  über- 
tragen worden.  Jetzt  steht  diese  Abth.  im  Min.  d.  öffentl.  Arbeiten  Sie  hat  n.  A. 
die  Ueberwachung  der  Geschäftsführung  der  Baubeamten,  die  Berathung  des  Bau- 
bedürfnissos  u.  d.  Aufstellung  der  Bauetats  f.  Staatsbauten,  die  Prüfung  und  Fest- 
stellung der  Baueutwurfc  und  Kostenanschläge,  die  oberste  Leitung  und  Ueberwachung 
der  Ausführung  der  Bauten,  v.  Rönne,  Staatsrecht,  II,  1,  S.  108.  In  den  Bezirks- 
regierungen hat  ein  Baurath  die  Bau-  und  Reparaturanschläge  festzusetzen,  ob.  S.  1S3. 

2.  Abschaffung  der  filr  die  Staatszwecke  entbehr- 
lichen DicDßtwohnungs-  und  sonstigen  Gebäude. 

Indessen  mit  den  Beschränkungen,  welche  sich  aus  den  früheren  Bemerkungen 
über  Dienstwohnungen  im  Dienstinteresse  {%.  151  und  im  Staatsdienerinterease  (§.  162) 
ergeben.  Auch  ist  es  auf  dem  Lande  oft  schwer,  eine  passende  Mietwohnung  zu 
finden.  Wo  solche  Umstände  nicht  vorhanden  sind,  da  kommt  in  Betracht,  dass  die 
Zinsen  des  Verkehrs  Werths  der  Gebäude  und  die  Erhaltungskosten  mehr  zu  betragen 
pflegen,  als  die  für  die  Dienstwohnung  zu  erhaltende  Vergütung,  zumal  wenn  letztere, 
wie  es  üblich  ist,  zu  niedrig  angesetzt  wird,  was  sich  freilich  abstellen  läast.  In 
Preussen  und  früher  in  Baden  (jetzt  hier  z.  Th.  noch  weniger)  wird  dem  Beamten 
für  die  Wohnung  meistens  ein  Abzug  von  10  Proc.  des  Gehalts  gemacht,  wofür  er 
in  der  Regel  keine  Mietwohnung  erhalten  würde.  Es  wäre  richtiger,  den  Werth  so 
anzuschlagen,  wie  er  sich  für  eine  Wohnung,  welche  der  betreffende  Beamte  sonst 
nach  seiner  Lebensweise,  Stellung  und  den  ortsüblichen  Verhältnissen  brauchte,  stellen 
würde. 

3.  Rechtzeitige  Vornahme  der  nothwendigen  Repa- 
raturen. 

Ausführliche  Vorschriften  darüber  bestehen  in  allen  Staaten.  In  Preussen 
dürfen  nur  Arbeiten  unter  50  Thlr.  ohne  vorherige  Veranschlagung  durch  Baubeamte 
unmittelbar  vorgenommen  worden.  Reparaturen  über  1000  Thlr.  bedürfen  der  Revision 
der  Anschläge  durch  die  Bauabtheilung  im  Ministerium.   Rönne  a.  a.  0. 
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4.  Sorgfältige  Prüfung  der  Nothwendigkeit  von 
Neubauten  und  grösseren  Umbauten. 

Zu  diesem  Behuf  sind  die  Wunsche  und  Vorschläge  der  einzelnen  Verwaltungs- 
behörden zuerst  durch  die  vorgesetzten  Behörden,  dann  durch  die  Ober  -  Baubehörde 
genau  zu  prüfen  und  bei  grosseren  Bauten  der  Volksvertretung  eingehende  Denk- 
schriften zur  Begründung  vorzulegen.  In  grösseren  Staaten  erscheint  es  jedoch  passend, 
u.  u.  A.  beim  Staatseiscnbabnwesen  unvermeidlich,  der  Centralvorwaltung ,  neben 
Specialsummen  für  einzelne  Bauten,  im  Etat  eine  angemessene  grössere  Pauschsumme 
für  Bauten,  unter  der  Verpflichtung  späteren  Nachweises  der  Verwendung,  auszuwerfen. 
In  Baiern  waren  für  den  Voranschlag  von  1855/61  von  den  Kreisregierungen 
3,095,645  fl.  für  Neubauten  zu  Zwecken  der  Staatsverwaltung  verlangt  Man  ver- 
minderte durch  Ausscheidung  des  Minder -Dringenden  die  Summe  erst  auf  740,000, 
dann  auf  515,000  fl.  und  auch  hiervon  wurden  nur  387,000  fl.  in  den  Voranschlag 
für  die  7.  Finanzperiode  aufgenommen  (Rau  §.  67\  —  In  Proussen  bedürfen 
Neubauten  Uber  500  Thlr.  der  Revision  der  Anschläge  durch  die  ministerielle  Bau- 
abtheilung. S.  Uber  „Baufonds"  eingehend  Meissner,  preussische  Verwalt- 
ende I,  107  ff. 

5.  Richtige  Bestimmung  zweckmässiger,  in  angemessenen 
Fällen  künstlerischer  und  wohlfeiler  Ausführung  der 
Bauten. 

Zu  diesem  Zweck  genaue  erste  Anschläge,  sorgfältige  Revision  dersolben  durch 
die  Ober-Baubehörde,  strenge  Verantwortlichkeit  der  Baubeamten  für  die  Innehaltung 
der  Anschläge,  daher  Forderung  der  genauen  Begründung  von  Oeberschreitungen  und 
bezügliche  Controle  der  vorgesetzten  Behörde  und  der  Volksvertretung.  Mit  vollem 
Recht  soll  in  der  Gegenwart  bei  vielen  Staatsbauten  die  Wohlfeilheit  des  Baues  nicht 
das  Hauptziel  sein,  sondern  ästhetisch-künstlerischen  Gesichtspuncten  und 
monumentalem  Character  in  grossem  Umfang  Rechnung  getragen  werden.  Das  recht- 
fertigt sich  auch  durch  die  Tbatsache,  dass  keine  der  bildenden  Künste  eine  so 
segensreiche  populäre  Wirkung  ausübt,  als  die  Architectur.  ( Richtiger  Standpunct  des 
Deutschen  Postsccr.  Stephan),  Ob  in  eigener  Regie  oder  ob  in  Accord-  mit 
privaten  General -Unternehmern,  ob  und  wieweit  auch  im  ersteren  Kalle  mit  Ver- 
gebung der  einzelnen  Zweige  der  Bauarbeit  an  Special- Accordanten  vorgegangen 
werden  soll,  darüber  lässt  sich  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Nach  der  technischen 
Natur  des  Bauwesens  ist  dio  Bauausführung  in  eigener  Regie  jedenfalls  rocht  wohl 
möglich  und  bei  tüchtiger  Controle  auch  räthlich. 

4.  Abschnitt. 

Der  Finanzbedarf  oder  die  Aasgaben  für  die  Bestreitung  der 
Erhebnng8kosten  der  Staatseinnahmen. 

Dieser  Abschnitt  ist  in  der  vor.  Aufl.  neu  eingefügt  worden,  weil  es  mir  wüu- 
schenswerth  schien,  von  einem  zusammenfassenden  Gesichtspuncte  aus  die  Frage 
der  Erhebungskosten  ganz  im  Allgemeinen  zu  beleuchten.  Das  Einzelne  gehört  dann 
in  dio  Lehre  von  den  Einnahmen.   S.  über  d.  Steuern  Fin.  II,  §.  536. 

I.  —  §.  170.  Der  eigentliche  Finanzbedarf  oder  die 
reine  Staatsausgabe  (§.  149)  kommt  unmittelbar  den 
Staatszwecken  und  den  zu  ihrer  Verwirklichung  dienenden  einzelnen 
Thätigkeiten  zu  Gute.  Die  Erhebungskosten  der  Staats- 
einnahmen oder  allgemeiner  ausgedrückt  und  den  Fall  der 
Kosten  der  Creditoperationen  (Staatsanleihe  u.  s.  w.)  einbezogen, 
der  Eingänge,  sind  nur  das  Mittel  ftlr  den  Zweck  oder  für 
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die  Beschaffung  der  Deckung  des  eigentlichen  Finanzbedarfs.  In 
den  Etats  müssen  diese  Posten  möglichst  vollständig  mit  erscheinen, 
weil  ihr  Betrag  bei  dem  werbenden  Staatseigentum  die  Wirth- 
Schädlichkeit  und  die  privatökonomische  und  technische  Fähigkeit 
der  Staatsverwaltung  mit  erweist  und  weil  ein  Theil  dieser  Ver- 
waltungskosten —  nemlich  derjenige  Theil,  welcher  etwa  bei  der 
Staatsverwaltung  wegen  der  derselben  anhaftenden  Eigentümlich- 
keiten grösser  ist,  als  bei  der  Privatverwaltung  —  und  die  Er- 
hebungskosten der  Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  ebenso  wie 
die  reine  Staatsausgabe  zu  den  eigentlichen  Lasten  gehören,  welche 
das  Staatswesen  der  Bevölkerung  macht.  Es  ist  auch  deshalb  die 
früher  mehrfach  erwähnte  Forderung  zu  stellen,  das  die  Etats  in 
Ausgabe  und  Einnahme  sogen.  Brutto  Etats  sind,  welche  alle 
an  den  Einnahmen  haftenden  Kosten  möglichst  vollständig  mit 
enthalten.  Dieser  Forderung  sind  die  Staaten  in  neuerer  Zeit 
auch  immer  mehr  nachgekommen.   (§.  109.) 

II.  —  §.  171.  Die  möglichste  Beschränkung  der  Er- 
hebungskosten muss  im  Finanz-  und  Staatsinteresse  selbstver- 
ständlich erstrebt  werden.  Wie  zu  diesem  Behufe  bei  den  einzelnen 
Arten  von  Einnahmen  vorzugehen,  ist  in  der  Einnahmelehre  näher 
zu  erörtern.  Im  Allgemeinen  hängt  die  Höhe  der  genannten 
Kosten  theils  von  der  Art  der  Einnahmen,  insbesondere  der 
privatwirthschaftlichen  einer-  und  der  Gebühren  und  Steuern 
andrerseits  und  wieder  der  einzelnen  Kategorieen  jeder  dieser 
Einnahmearten,  theils  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Zeit  und  des  Landes  ab.  Daraus  folgt  für  die  Finanz wirthschaft, 
dass  zwar  bei  der  Wahl  der  Einnahmearten  auch  dieses 
Moment,  die  Höhe  der  natürlichen,  einer  Einnahme  anklebenden 
und  der  durch  die  Zeit-  und  Landesverhältnisse  bedingten  Kosten, 
thunlich  mit  berücksichtigt  werden  muss ;  dass  aber,  weil  die  Wahl 
der  Einnahmearten  doch  wesentlich  von  anderen  Umständen  mit 
abhängt,  Einnahmen  (auch  Steuern)  mit  höheren  Erhebungskosten 
oft  unvermeidlich  sind. 

Es  giebt  auch  nach  dieser  Seite  betrachtet,  kein  absolut  richtiges,  sondern 
nur  eiu  Ortlich  und  historisch  relativ  zweckmässiges  Einnahm  csyste  tu. 
Dies  ist  in  Theorie  und  Praxis  nicht  immer  zur  Genüge  beachtet  worden.  Das  Eiu- 
nahmesystem  kann  ohnehin  gewöhnlich  nicht  beliebig  gewählt  werden,  sondern 
ein  geschichtlich  überkommenes  liegt  vor  und  verträgt  höchstens  eine  all- 
mälige  Reform.  S.  bes.  Uber  die  Bedeutung  dieser  Auffassung  für  das  Steuer- 
system u.  die  Steuerarten  t'in.  II,  §.  430  ir.  Auch  bei  dieser  Reform  ist  die  Ver- 
ringerung der  Erhebungskosten  mit  ins  Auge  zu  fassen,  allein  massgebend 
kann  sie  aber  wiederum  nicht  sein.  Daraus  folgt,  dass  zwischen  den  Staatshaushalten 
verschiedener  Zeiten  und  Länder  auch  mehr  oder  weniger  unvermeidliche  Diffe- 
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renzen  in  den  Erhebungskosten  bestehen,  welche  bei  einem  finanzstatistischen  Ver- 
gleich keineswegs  immer  der  betreffenden  Finanz  Verwaltung  als  Verdienst  oder  als 
Schuld  angerechnet  werden  dürfen.  Auch  dies  ist  oft  bei  der  Beurtheilung  von  Fi- 
ubersehen  worden. 


III.  —  §.  172.  Von  wichtigeren  Unterschieden  in  den  Ver- 
hältnissen der  Erhebungskosten  sind  namentlich  folgende  be- 
merkenswerth  : 

1.  Staatshaushalte,  in  welchen  Einnahmen  privatwirth- 
schaftlicher  und  verwandter  Art  —  ältere  Domänen,  Feldgüter, 
Forsten,  Bergwerke,  Fabriken,  Eisenbahnen  — ,  ferner  aus  Ge- 
bührenanstalten, wie  Post,  Telegraphie,  und  aus  Staats- 
monopolen, wie  dem  Tabak-  und  Salzmonopol,  vorkommen, 
haben*  nothwendig  regelmässig  einen  höheren  Gesammtbetrag  von 
Erhebnngs kosten  im  Etat  und  damit  Überhaupt  einen  höheren 
Bruttoetat  im  Aus-  und  Eingang  bei  gleich  hoher  eigentlicher 
«Staatsausgabe,  als  Staatshaushalte,  deren  Einnahmen  vorzugsweise 
nur  aus  Stenern  bestehen. 

Denn  in  jenen  erstgenannten  Haushalten  muss  ein  bedeutender  eigener  Aufwand 
an  Kosten  gemacht  werden,  um  die  Reineinnahme  (oder  das  eigentliche  Staats  ein- 
komm en  (G.  §.  84)  erst  durch  besondere  privatwirthscbaftliche  Productionsprocesse 
zu  erwerben.  Im  Allgemeinen  ist  aus  tiefer  liegenden  politischen,  wirthschaftlichen 
und  technischen  Gründen  in  früherer  Zeit  und  in  den  weniger  entwickelten  Volks- 
wirtschaften noch  heute  die  Einnahmowirthschaft  mehr  auf  privatwirthschaftliche 
Einnahmen,  ältere  Regalien,  Monopole  u.  s.  w.  begründet  als  auf  eigentliche  Steuern. 
Unter  übrigens  gleichen  Umstanden  erscheinen  also  Staatshaushalte  solcher  Zeiten  und 
Länder  mit  einem  relativ  und  absolut  grösseren  Bruttoetat  und  stärkeren  Summen  Er- 
hebungskosten  als  Staatshaushalte  mit  vorherrschender  Steoerwirthschaft  Ein  Beispiel 
für  jene  Haushalte  sind  noch  jetzt  die  deutschen  verglichen  mit  dem  englischen 
und  franzosischen  (vollends  wenn  bei  letzterem  von  dem  einen  Zweige  des  Tabak- 
monopols abgesehen  wird.    S.  o.  dio  Daten  in  §.  104  S.  234V. 

2.  Auch  bei  gleicher  Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft 
macht  es  für  die  Erhebungskosten,  welche  im  Etat  er- 
scheinen, einen  Unterschied,  welches  Verwaltungssystem 
in  Betreff  gewisser  Zweige  der  Einnahmen  befolgt  wird. 

Beispiele.  Bei  der  eigenen  Verwaltung  der  Domänen  (Feldgüter),  Eisenbahnen, 
eines  Monopols  (Tabak)  kommen  regelmässig  hohe  Verwaltung»-  und  Betriebskosten 
vor,  welche  bei  der  Verpachtung  fasi  ganz  verschwinden.  Die  Bruttoetats  ver- 
mindern sich  also  mit  dem  Vorwalten  des  Pachtsystems  bei  solchen  Zweigen.  Da 
vielfach  die  Verpachtung  geschichtlich  später  und  in  der  entwickelteren  Volkswirth- 
schaft  an  die  Stelle  der  Eigenvcrwaltung  tritt,  z.  B.  bei  den  Domänen  i.  e.  S.,  so 
erscheinen  Haushalte  neuerer  Zeit  und  vorgeschrittener  Länder  wieder  öfters,  ceteris 
paribus,  mit  kleineren  Erhebungskosten  und  Etats.  Ist  die  Verpachtung,  wie  in  solchen 
Fällen  im  Allgemeinen  anzunehmen  ist,  das  privat-  und  volkswirtschaftlich  zweck- 
mässigere  System,  so  vermindert  sich  wahrscheinlich  gleichzeitig  auch  der  volkswirt- 
schaftliche Kostenaufwand  des  ganzen  Staatswesens.  Als  Zahlenbeispiel  kann  der  Un- 
terschied des  Kostenverhältnisses  bei  den  meist  verpachteten  Domänen  i.  e.  S. 
und  bei  den  eigen  verwalteten  Forsten  dienen,  welcher  wenigstens  grösstenteils 
auf  diese  Verschiedenheit  des  Verwaltungssystems  zurückzuführen  ist;  z.  B.  in  Preussen 
1675:  Domäneneinnahmen  roh  28  4  Mill.  M.,  Verwaltungskosten  6'1  Mill.  M.  odet 
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21-5%,  Forstoinnahme  roh  51  1  MilL  M.,  Verwaltung  a.  Betrieb  259  MilL  M.  od.?r 
50*1 70-  In  Frankreich  erscheint  das  solbstverwaltete  Tabakmonopol  (incl.  Pulver- 
inon.)  mit  310  MilL  Fr.  roh  und  63  2  Mill.  Fr.  Aasgabe;  in  Italien  d.  verpachtete 
Tabakmonopol  mit  76' I  Mill.  Fr.  Roheinn.  und  bloss  56.000  Fr.  Kosten. 

§.  173.  —  3.  Von  besonderer  Bedeutung  sind  die  natür- 
lichen und  die  aus  den  Zeit-  und  Landesverhältnissen 
entspringenden  Unterschiede  in  den  Erhebungskosten  der  Haupt- 
und  Unterarten  der  Steuern. 

Zunächst  sind  hier  uneigentliche  und  eigentliche  Er- 
hebungskosten zu  unterscheiden: 

a)  Die  u  n  eigentlichen  Erhebungskosten  sind  diejenigen  mit 
einer  Steuer  verbundenen  einzel-  und  eventuell  auch  volkswirt- 
schaftlichen Kosten,  welche  direct  oder  indirect  Steuerpflichtige 
Uber  ihre  gesetzliche  Steuerschuldigkeit  hinaus  tragen,  ohne  dass 
diese  Beträge  auch  nur  als  Roh  einnähme  in  die  Staatskasse 
kommen.   Hierhin  gehören: 

a)  solche  Kosten,  welche  neben  der  Steuer  in  Folge  von 
Widerrechtlichkeiten,  Bestechlichkeit  u.  dgl.  ro.  der  Finanz- 
organe dem  Publicum,  bez.  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  abge- 
drungen werden. 

Die  Folge  der  Verhältnisse  in  Zeiten  und  Lindern  mit  ungenügender  Rechts- 
sicherheit, roher  Cultur.  Dio  indirecten  Steuern  (Zölle,  Thoracciseu  u.  A.  m.).  aber 
auch  directe  Steuern  geben  dazu  Veranlassung.  Abhilfe  liegt  in  genügender  Besol- 
dung der  Beamten,  scharfer  Controle,  unerbittlicher  Strenge  von  oben,  Oeflentlichkcit. 
Alles  vornemlich  erst  im  entwickelten  Staate  auf  höherer  Culturstufe  der  Bevölkerung 
zu  erreichen. 

ß)  Solche  Kosten,  welche  die  Besteuerung  für  die  Einzelnen 
und  für  die  Volkswirtschaft  direct  und  indirect  durch  ihre  un- 
zweckmässige Anlage  und  Durchfuhrung,  ihr  Control- 
wesen,  ihre  Verhinderung  technischer  Verbesserungen 
in  der  Production,  durch  die  mit  der  Erledigung  der  Geschäfte 
der  Steuerbemessung  und  Erhebung  verbundenen  Zeitverluste 
und  Kosten  an  Arbeitspersonal  für  die  Steuerpflichtigen 
mit  sich  bringt. 

S.  Bergius,  Finanzwiss.  1.  Ausg.,  S.  249.  Namentlich  sind  es  die  indirecten 
Steuern,  die  Zölle  (Grenzsperre  und  Grcnzvcrkehrscontrole.  Zollmanipulationeu,  eigene 
Leute  des  Kaufmanns  znr  Besorgung  dieser  Geschäfte),  die  städtischen  Thoraccisen 
(Mahl-  und  Schlachtsteuer  u.  s.  w.),  die  bei  der  Circulation  gewisser  Waaren  im 
Inland  erhobenen  Steuern  (gewisse  Weinsteuern),  die  bei  der  Production  erhobenen 
Verbrauchssteuern  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuer)  u.  a.  m.,  welche  solche 
Erhebungskosten  in  zum  Theil  bedeutendem  Betrage  mit  sich  bringen.  S.  Fin.  II  §.  516. 

Die  erste  wie  die  zweite  Art  dieser  uneigentlichen  Krhebungskosten  lasst  sich 
natürlich  nicht  ziU'ermassig  genau  anschlagen.  Beide,  die  zweite  besonders  in  unseren 
heutigen  Staaten  mit  allgemein  verwaltender  indirect  er  Besteuerung .  fallen  aber  oft 
als  ein  schwerer  Posten  des  eigentlichen  volkswirtschaftlichen  Etats  der  Steuerer- 
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hebungskosten  lieben  dem  im  Fiuanzctat  erscheinenden  Kostenbeträge  ins  Gewicht 
Vereinfachung  des  Steuerwesens,  Vorherrechen  der  dirocten  and  anter  diesen 
wieder  der  reinen  Einkommensteuern  haben  u.  A.  den  Vortheil,  den  aas  jenen 
Kosten  sich  ergebenden  Betrag  der  Last  des  Staatswesens  zu  vermindern. 

b)  Die  eigentlichen  Erhebungskosten  der  Steuern  sind  der 
Aufwand,  welchen  die  Finanzverwaltung  oder  ihre  Beauftragten 
(wozu  auch  Steuerpächter  gehören)  für  die  Einziehung  der  gesetz- 
lichen Steuerbeträge  machen  müssen.  Sie  gehen  daher  auch  durch 
die  Rechnungen  der  Finanzverwaltung  oder  ihrer  Beauftragten. 
Die  möglichste  Verminderung  dieser  Erhebungskosten  muss  selbst- 
verständlich das  Ziel  sein.  Die  Höhe  dieser  Kosten  hängt  nun 
im  Allgemeinen  ab: 

«)  vom  Zustande  der  ganzen  Finanz-  und  speciell 
Steuer  Verwaltung. 

Einen  Einfluss  übt  dabei  das  vorherrschende  S  teuerhebungssystom  aas 
(Pacht,  Regie,  Erhebung  durch  Vermittlung  der  Selbstverwaltungskörper,  besonders 
der  Gemeinde,  Abfindung,  ä.  Fin.  II,  §.  563  ff.)  Hier  liegt  eine  wichtige  Aufgabe  für 
Steuertechniker  vor. 

ß)  Weiter  ist  die  Summe  der  Erhebungskosten  des  Steuer- 
wesens von  der  Wahl  der  hauptsächlichsten  Steuerarten  ab- 
hängig. 

Manche  der  letzteren  bringen  wenigstens  in  der  Regel  wegen  der  Einrichtungen 
der  Erhebung  und  der  Controle  höhere  Kosten  als  andere  mit  sich.  Namentlich  (rilt 
dies  im  Ganzen  von  den  wichtigsten  indirecten  Verbrauchssteuern,  den  Grenzzöllcn, 
den  inlandischen  Verzehrungssteuern,  welche  in  der  Form  von  Steuern  beim  Produ- 
ceuten  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckerstcucrn  u.  A.  m.)  oder  von  Tboraccisen  in  den 
Städten  u.  s.  w.  erhoben  werden.  Nun  soll,  wie  gesagt,  bei  der  Wahl  der  Steuern 
auch  auf  diesen  Punct  Rücksicht  genommen  werden,  aber  manche  Umstände  machen 
es  öfters  unmöglich,  bloss  wegen  der  Höhe  der  Erhebnngskosten  eine  Steuer  oder 
wenigstens  eine  Steuergattung  zu  vermeiden.  Wo  daher  einmal  gewisse  Steuerarten 
vorwalten,  müssen  die  höheren  Erhebungskosten  mit  in  den  Kauf  genommen  werden. 
Es  setzt  dann  öfters  erst  eine  ganz  andere  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  der  Volks- 
cultur,  dos  Sittenzustands  voraus,  um  in  dem  Steuersystem  die  Steuern  mit  geringeren 
an  die  Stelle  derjenigen  mit  höhereu  Erhebungskosten  treten  lassen  zu  können ,  z.  B. 
mehr  directe,  besonders  Einkommensteuern  an  die  Stelle  von  indirecten  Verbrauchs- 
steuern. Auch  dies  ist  in  den  Controversen  über  Steuerwesen  nicht  immer  beachtet 
worden.   Näheres  auch  darüber  in  Fin.  II,  allgem.  Steuerlchre. 

Nach  v.  Czörnig.  Österreich.  Budg.  II,  505,  sind  in  den  dort  verglichenen 
hauptsachl.  Culturstaaten  Europa's  die  Erhebungskosten  der  dir.  Steuern  meistens  er- 
heblich kleiner  als  diej.  der  indirecten  (diese  excl.  Monopole  u.  Regale),  eine  Differenz, 
welche  sich  zwar  etwas  vermindert,  aber  nicht  verschwindet,  wenn  bei  den  dirocten 
Steuern  die  öfters  nicht  vollständig  im  Staatsetat  erscheinenden,  z.  B.  theilweise  von 
der  Gemeinde  getragenen  Erhebungskoston  eingerechnet  werden:  Gr.  Brit  z.  B.  bei 
den  dir.  3*2,  den  indir.  Steuern  42,  Frankreich  51  u.  8'8,  Preussen  4  u.  90, 
Oesterreich  3*2  u.  10*8,  Baiern  5'ß  u.  11*2.  Belgien  5*1  u.  11*5.  Ausnahmen 
v.  d.  Regel  kommen  übrigens  vor,  z.  B.  in  Portugal  u.  Holland,  was  sich  aber  besond 
erklären  lässt.  Bei  einzelnen  dir.  Steuern,  welche  grosso  u.  kostspielige  Vorbc- 
reitungsarbeiten  benöthigen,  daher  besonders  bei  der  Grundsteuer  (Katastern 
würden  sich  übrigens  höhere  Erhebungskosten  finden,  wenn  man,  wie  billig,  die  Zins- 
und  Amortisationskosten  des  in  den  Katastern  u.  s.  w.  steckenden  Kapitals  mit  ein- 
rechnete. 
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y)  Auch  bei  ein  und  derselben  Stenerart  oder  selbst 
einzelnen  Steuer  sind  die  Erhebungskosten  nach  Zeit  nnd  Land 
Öfters  erheblich  verschieden,  namentlich  nach  folgenden 
Umständen: 

aa)  Der  Sittenzustand  der  einen  Bevölkerung  verlangt 
mitunter  umfassendere,  mithin  meistens  kostspieligere  Steuer- 
controlen,  als  der  einer  anderen. 

Z.  B.  gegenober  dem  Zoll-  und  Thoracciscnschmuggol ,  der  freilich  wesentlich 
auch  von  der  Höhe  der  Steuersätze  mit  abhangt. 

bb)  Aehnlich  wirkt  die  Verschiedenheit  der  geographischen 
Verhältnisse  eines  Landes  ein. 

Z.  B.  die  Lage,  Gestalt,  die  Grenzverhältnisse  (See,  Gebirge,  Flusse,  conventio- 
nelle  Grenzen),  das  Verhältniss  der  Grenzlänge  zum  Inhalt  and  zur  Bevölkerung  des 
Steuergebiets  (Land,  Stadtgebiet),  die  vertieale  Configoration  des  Landes  u.  dgl.  m.. 
so  besonders  bei  den  Kosten  der  Zölle,  städtischen  Accisen.  weil  Controle  und 
Schmuggelgefahr  von  diesen  Umständen  bedingt  werden. 

Grossbritannien  genicsst  auch  hier  wegen  seiner  Lage  Vorzüge  vor  den 
meisten  Ländern.  Auch  in  der  im  Text  genannten  Beziehung  war  die  Erweiterung 
des  preussischen  zum  Zollgebiet  des  Zollvereins  und  die  allmälige  Aasdehnung  des 
letzteren  sehr  wohlthätig.   So  war  z.  B. 

Länge  der     Inhalt  des      Auf  1  Meile  Zolllinie  kamen : 
'  Zolllinie      Zollgebiets      Qoadratmeilen  mit  Einwohner 
Preussen   1819  1073  Meil.     5045  Qu.m.  4  70  c.  10,100 

Mittolstaaton  1564    „        3456     „  221  c.  13.600 

Zollverein  1833  1206   „        7729     „  641  c.  19.500 

1844  1105    „        8245     „  7  41  c.  25,600 

1856  1066    „        9045     „  8'48  c.  30,300 

1869  1114    „        9666     ,.  8  68  c.  34.700 

1873  1127    „        9858     .,  8*75  c.  86,100 

Vgl.  Viebahn,  Stat.  Deutschi.  I.  (1858),  227  u.  pass.  Einigermassen  müssen  die 
Zollerhebungskosten  (Grenzwache  u.  s.  w.)  mit  der  Ausdehnung  des  Zollgebiets  sich 
relativ  vermindern,  also  in  umgekehrter  Kichtung,  wie  die  auf  1  Meile  Zolllinie  fallende 
Gebiets-  und  Bevölkerungsmenge  sich  bewegen.  Das  hat  sich  auch  im  Zollverein  ge- 
zeigt, wo  diese  Kosten  von  über  16  moist  auf  unter  10"/«,  gesunken  sind.  Kleine 
Staaten  müssen  daher  unter  Umständen  unverhältnissmässig  hohe  Zollverwaltungskosten 
ausgeben  (Kur-Baiern  Ende  des  vorigen  Jabrh.  60 — 70°/0,  Viebahn,  Stat.  I,  159, 
Belgion  1831  314,  1860  noch  2717,,)  —  Achnliche  Wahrnehmungen  bei  städti- 
schen Accisen.  So  forderte  die  preuss.  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  1849  bei  Städten 
mit  über  100,000  Einw.  8  5,  zwischen  30—100.000  E.  14  3,  zw.  15—30,000  E.  17  5, 
zw.  10—15,000  E.  22  2,  unter  10.000  E.  26  5  °/0  Kosten  (Preuss.  Statist.  Zeitschr. 
1868,  S.  84). 

cc)  Auch  die  Verkehrs-  und  Productionsverhältnisse, 
die  Beschaffenheit  der  Commnnicationen,  z.  B.  Land-  und 
Wasserwege,  Concentration  eines  gewissen  besteuerten  Verkehrs  in 
wenigen  oder  Zerstreuung  Uber  zahlreiche  Orte  sind  von  Einflnss, 
so  bei  Zöllen,  manchen  inneren  Verbrauchssteuern. 

Grossbritannien  hat  hier  wieder  den  wesentlichen  Voraug  bei  den  Zöllen, 
dass  sich  sein  Hauptverkehr  mit  dem  Auslande  auf  einige  Haupthäfen  vorzugsweise 
Concentrin.  So  wurden  z.  B.  1869  von  22  22  Mill.  Pf.  St  Zolleinnahme  H>48  in 
London,  3  16  in  Liverpool,  3  41  in  allen  anderen  engl.  Häfen,  3  07  in  schott,  2'1  in 
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irL  Häfen  erhoben  (Martin 's  statesman's  yearb.  f.  1872,  p.  202).  Auf  die  beiden 
Haupthäfen  kommen  also  47*2  and  14*2,  zusammen  6147a  der  Zolleinnahme.  In 
Deutschland  überwiegt  der  Verkehr  einzelner  Zollämter  nicht  entfernt  in  diesem 
Maasse.  Vom  Eingangszoll  d.  J.  1875  von  120*83  Mill.  M.  kam  z.  B.  zur  Erhebung 
im  Hauptamtsbezirk  Berlin  10  20,  in  Hamburg  4'56,  Stettin  502,  Köln  5*4.  Leipzig 
5'24  Mill.  M„  also  in  diesen  5  grössten  Aemtern  zusammen  nur  30"42  Mill.  M.  oder 
c  25*1  in  26  weiteren  Aemtern  je  über  1  bis  unter  4  Mill.  M.  Der  übrige  Ver- 
kehr vertheilte  sich  auf  eine  Unzahl  Aeintcr  mit  Beträgen  von  weniger  als  1  Mill.  M. 
(Vierteljahrshefte  d.  Statist,  d.  D.  Reichs,  1876,  4.  Jahrg.  B.  XX,  H.  1,  Abth.  2, 
S.  109  fl'.).  Maturlich  müssen  sich  hier  auch  die  Verwal  tu  Unkosten  hoher  als  in  Eng- 
land stellen.  —  Aehnlich  wirkt  z.  B.  bei  der  Spiritus-  oder  Branntweinbesteuerung  der 
Umstand  in  England  günstig,  dass  die  Production  sich  auf  grosse  Etablissements  in 
wenigen  Orten,  in  Deutschland  ungunstig,  dass  sie  sich  auf  zahllose  läodl.  Brennereien 
vertheilt. 

dd)  Nicht  minder  ist  die  Entwicklung  des  Volks  Wohl- 
stands wichtig.  Ein  höherer  Wohlstand  erlaubt  die  Erhebung 
höherer  Steuersätze,  wobei  die  Kosten  sich  regelmässig  günstiger 
stellen. 

Es  lässt  sich  dies  an  den  verschiedensten  Steuern  nachweisen.  Ein  gutes  Bei- 
spiel bietet  das  Verhältnis»  des  Koh-  und  Reinertrags  des  Tabakmonopols  in 
Frankreich  und  Oesterreich.  Dort  kann  bei  höherem  Durchschnittswohlstand  der  Preis 
der  Tabakfabrikate  so  hoch  gestellt  werden,  dass  or  eine  Steuer  von  70 — 80  Thlr. 
per  Centner  enthält,  in  Oesterreich  nur  so,  dass  diese  bloss  c.  33  Thlr.  per  Centner 
beträgt  (nach  Sötbecr,  Daten  vor  1870).  Wesentlich  aus  diesem  Grunde,  nicht 
aus  Verschiedenheiten  des  Betriebs  u.  s.  w.,  sind  die  Erhebungskosten  in  Oesterreich 
höher  als  in  Frankreich,  dort  (West-Oest.)  1875  c.  41—42,  1882  35—86,  in  Frank- 
reich (incl.  Pulvermouopol)  c.  20,  1882  c  10%- 

ee)  Endlich  darf  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs 
und  bedeutenden  Privatreichthums  einzelner  Classen  und 
Individuen  als  von  Einfluss  auf  die  Erhebungskosten  genannt  werden. 

Jener  wie  dieser  ermöglichen  Steuererhebung  in  wenigen  grösseren  Be- 
trägen und  mit  geringeren  Controlen,  (z.  B.  grosser  Posten  mittelst  Stempels 
erhobener  Gebühren  und  Steuern  in  wenigen  steuerbaren  Acten,  oder  hoher  einzelner 
Einkommenstcuerboträgc t.  In  Preusscn  kostet  z.  B.  die  Erhebung  der  Einkommen- 
steuer (von  über  1000  Thlr.  Einkommen)  uur  1*6,  der  Classcnsteuer  (früher,  von 
1000  Thlr.  Einkommen  abwärts)  4  0%.  was  wenigstens  zum  Theil  auf  jenen  Umstand 
mit  zurückzuführen  ist.  Die  niederen  Sätze  der  Classcnsteuer .  machen  bei  der  Er- 
hebung so  viel  Mühe  und  Kosten,  dass  dieser  Umstand  bei  der  Frage  der  Beseitigung 
dieser  Steuer  für  die  Bezieher  eines  kleinen  Einkommens  mitspricht  u.  f.  d.  1883 
erfolgte  Aufhebuug  der  2  untersten  Stufen  wesentlich  mit  ius  Gewicht  fiel. 

Es  gehört  eine  genaue  Kenntniss  und  richtige  Würdigung 
aller  dieser  und  noch  mancher  ähnlicher  Umstände  (z.  B.  des  Ein- 
flusses des  Steuersystems  der  Nachbarstaaten)  dazu,  um,  soweit 
dies  nach  der  Höhe  der  Erhebungskosten  Uberhaupt  geschehen 
kann,  Steuern  für  ein  Land  und  eine  Zeit  richtig  aus- 
zuwählen und  Uber  die  im  concreten  Falle  sich  findenden  Er- 
hebungskosten ein  richtiges  Urtheil  zu  lallen. 

So  kommt  es  z.  B.  auf  die  Steuersysteme  des  Nachbarstaats  mitunter  an, 
welche  Steuersätze  im  Inland  aufgelegt  und  welche  Kosten  für  die  Controle  verwendet 
werden  müssen  (ehemalige  preuss.  Klagen  über  die  niedere  Salzsteuer  Hannovers). 
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Die  genaue  finanzstatistische  Feststellung  derEr- 
hebungs kosten  einer  Steuer  ist  auch  zu  diesem  Zwecke  zu  er- 
streben. Sie  bat  jedoch  ihre  bedeutenden  Schwierigkeiten,  weil 
in  der  Regel  manche  Posten  der  Erhebungskosten,  z.  B.  für 
Controleinrichtnngen ,  mehreren  Steuern  gemeinsam  sind,  z.  B.  ftlr 
die  verschiedenen  Arten  innerer  Verbrauchssteuern  oder  für  diese 
und  die  Zölle  (Finanzwache)  und  weil  die  allgemeinen  Kosten  fllr 
die  oberen  Organe  der  Finanzverwaltung  sich  nicht  oder  nur  mehr 
oder  weniger  willkürlich  reparatiren  lassen. 

Als  feststehend  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  die 
Hebung  der  Sitten  und  Bildung  des  Volks,  die  höhere 
Entwicklung  des  Wohlstands  und  des  Rechtszustands 
auch  die  Erhebungskosten  der  Finanzverwaltung,  spe- 
ciell  im  Steuerwesen,  zu  vermindern  streben:  theils  weil  dann 
Steuern  mit  an  sich  weniger  Erhebungskosten  eingeführt,  theils 
weil  bei  derselben  Steuer  weniger  Controlausgaben  gemacht  und 
mit  dem  gleichen  Arbeitsaufwand  höhere  Steuersätze  erhoben 
werden  können.  Absolute  Regeln  über  die  Erhebungskosten 
der  Steuer  kann  die  Finanzwissenschaft  nicht  aufstellen.  Histo- 
risch und  örtlich  relativ  ist  auch  hier  Alles  zu  fassen. 

Aucb  bei  ausserordentlichen  Einnahmen,  z.  B.  bei  den  Eingingen  aus 
Crcditoperationen,  Anleihen  u.  s.  w.  kommen  Kosten  vor,  welche  unter  die 
Rubrik  „Erhebungskosten"  fallen:  einmal  Drucksachen  (Obligationen.  Staatspapiergeld 
ii.  s.  w.\  dann  namentlich  Banquier-  und  ähnliche  Provisionen.  Frankreich  be- 
rechnet die  Kosten  der  Anleihen  des  letzten  Kriegs  (nominell  G  Milliarden)  auf 
1531  Mill.  Fr.,  worunter  sich  aber  andere  Tosten  mit  befinden. 


Zweites  Kapitel. 
Einzelne  Gegenstände  des  eigentlichen  Finanzbedarfs. 

Die  Höhe  der  Ausgaben  hierfür  hängt  von  dem  Umfange  der  vom  Staate 
iibernuuimenen  Aufgaben  und  von  der  Durchführungs-Art  dieser  letzteren  — 
V erwaltungssystoin,  wozu  von  dem  hier  massgebenden  üesichtspunete  aus  auch  die 
Rcgierungsfomi  selbst  gehört  (Monarchie,  absolute  oder  beschränkte  Monarchie, 
Republik  verschiedenen  Form  u.  s.  w.),  ab.  —  In  dieser  Beziehung  sind  die  leitender 
tteoichtspunete  politische,  volkswirtschaftliche,  sociale  und  verwaltungs- 
tech ni sehe,  nicht  unmittelbar  finanzielle,  wenn  auch  bei  der  Durchführung  der 
Aufgaben  letztere  unvermeidlich  mitsprechen.  Die  nähere  Begründung  der  einzelnen 
StaatsthStigkcitcn  gehört  daher  nicht  weiter  in  die  Finanzwissenschaft,  als  sie  oben 
erfolgt  ist  (§.  113  u.  H4  .  Für  alles  Andere  ist  vielmehr  auf  die  allgemeine  Staats- 
lehre und  auf  die  spccielle  Verwaltu ugslch re  (einschliesslich  der  Lehre  von 
der  wirtschaftlichen  Verwaltung),  sowie  auf  den  grundlegenden  Theil 
der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  i.B.  1  dieses  Lehrbuchs  d.  polit. 
Oekon.)  zu  verweisen  Vgl  im  Allgem.  Kau's  Volkswirthschaftspolitik  (Syst  II). 
K o s c h o r 's  Syst.  II.  u.  III.  Muhl  s  I'oliz.wiss..  Stein' s Verwalt.lehre,  C i ö r n i g ' s  österr. 
Builsr.  verglichen  mit  and. europäischen.  S.  hön  benc's  Hamlb.  d. polit.  Oekon.  I.  DieFinanz- 
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Wissenschaft  hat  die  bestehende  Einrichtung  des  Staats  in  dieser  Beziehung  demnach 
als  Gegebenes  hinzunehmen.  In  Betreff  der  einzelnen  Ausgaben  betont  sie  nur  den 
allgemeinen  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  und  Sparsamkeit,  d.  h.  nichts 
weiter  als  diejenige  Beschränkung  der  Ausgaben,  welche  unbeschadet  der  Erreichung 
des  Zwecks  stattfinden  kaun  (§.  *>4).  Im  Folgenden  wird  daher  auch  mehr  nur  eine 
Uebersicht  der  wichtigeren  einzelnen  Gegenstände  gegeben,  woran  sich  nur  einzelne 
principielle  volkswirthschaftliche  Erörterungen  (eingehender  nur  im  Abschnitte  vom 
Militäraufwand  unten)  schlicssen,  um  jene  Gegenstände  des  Staatslebcns  von 
ihrer  finanziellen  Seite  zu  beleuchten.  Diese  Uebersicht  schliesst  sich  dem  oben  in 
§.  33  dargestellten  System  des  Finanzbedarfs  an. 

Von  grossem  Werthe  für  die  Beurthcilung  der  concreten  Finanzlage  der 
Staaten  ist  eine  genauere,  übrigens  mit  ausserordentlichen,  völlig  kaum  zu  lösenden 
Schwierigkeiten  verbundene  finanzstatistische  Analyse  der  öffentlichen 
(Staats-  und  Selbstverwaltungskörpers A usgab en.  Neben  den  älteren  Arbeiten  v. 
Czörnig's  sind  diejenigen  Ph.  Gerstfeldt's  jetzt  als  die  bedeutendsten  zu  nennen. 
S.  o.  S.  55,  auch  S.  73  (bes.  Beitr.  z.  Reichssteuerfrnge,  Lpz.  IS79)  u.  den  neueston, 
wiederum  sehr  reichhaltigen  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrb.  1883  B.  2  (od.  B.  41).  (Eb. 
S.  57  über  die  Schwierigkeiten  vergleichender  Statistik  der  Ausgaben,  weshalb  bei 
der  Schlussziehung  Vorsicht  nöthig  ist).  Hier  sind  in  mehr  oder  weniger  genauer 
Anlehnung  an  die  etatsmässige  Einteilung  der  Ausgaben  grössere  Hauptgruppen 
des  Finanz bedarfs,  mit  entsprechenden  weiteren  Theilgruppen  zu  bilden.  Für 
manche  Zwecke  u.  Vergleiche  sondert  man  namentlich  drei  Hauptgruppen:  für 
die  gesammte  allgemeine  oberste  Leitung,  Central-  u.  für  die  ganze 
Civilverwaltung  („Civile"),  für  das  Kriegswesen  (Heer  u.  Flotte,  „Militare") 
u.  f.  die  öffentliche  Schuld  aus.  Werden  beim  Civile  nicht  schon  Netto-Aus- 
gabeetats  zu  Grunde  gelegt,  so  sind  in  der  betreffenden  Gesammtausgabe  möglichst 
diejenigen  für  Betriebs-,  Erhcbungs-  u.  Verwaltungskosten  der  Einnahmen 
von  den  eigentlichen  Staatsverwaltungsausgaben  zu  sondern,  um  so  die 
Nettoausgabe  zu  ermitteln.  Bei  der  Schuld  kommt  es  auf  den  Ursprung  u.  damit 
implicite  auf  die  Deckungsinittcl  an:  Kriegs-  u.  dgl.  „unproduetive"  u.  anders. 
Eisenbahn-  u.  dgl.  „produetive",  bez.  rentable  Schulden.  Die  weitere  Zerlegung 
der  eigentlichen  Ci  vi  lausgaben  giebt  fernere  werthvolle  Einblicke  in  die  Finanzlage 
u.  in  die  Verwendung  der  öffentlichen  Mittel.  Im  Allgemeinen  ist  eine  absolut  u. 
relativ  grössere  Ausgabe  —  etwa  berechnet  in  üblicher,  freilich  mangelhafter 
Weise  nach  Kopfquoten  u.  nach  Procenten  des  Gesammtbedarfs  —  für  die 
eigentliche  Civilstaatsausgabe  und  für  besonders  wünschenswerthe  Theile  der 
letzteren,  wie  Unterrichtswesen ,  Verkehrswesen,  wirtschaftliche  Verwaltung,  dann 
auch  für  Justiz,  Polizei  u.  dgl.  m.,  günstig  zu  beurtheilen,  und.  vorausgesetzt 
eine  genügende  militärische  Sicherung  des  Landes  u.  Staats  oder  eine  sonst 
gesicherte  Lage,  günstiger  als  ein  Ueberwiegen  der  Ausgaben  für  Militär  und 
vollends  für  Kriegsschulden.  Bei  der  Anstellung  von  Berechnungen  u.  Vergleichen 
ist  aber  der  in  §.  19  erwähnten  Regeln  u.  Cautelen  zu  gedenken. 

Die  blosse  Betrachtung  der  Ausgaben  u.  ihrer  Verkeilung  reicht  aber  zur 
richtigen  Würdigung  der  Lage  des  Staatshaushalts  noch  nicht  aus.  Es  mnss  vielmehr 
auch  auf  die  Deckungsmittel,  deren  Art  u.  Vcrthcilung  mit  Rücksicht  ge- 
nommen werden;  besonders  ob  u.  in  welchem  Maasse  dieselben  stouerrechtlichcr 
oder  sonstiger,  namentlich  privatwirthschaftlicher  Art  sind  u.  aus  welchen 
einzelnen  Gattungen  und  Species  diese  beiden  Gruppen  sich  weiter  zusammensetzen, 
wobei  für  die  Beurthcilung  u.  Schlussziehung  die  Bemerkungen  in  §.  35  S.  73  mass- 
gebend sind.  Eino  absolut  und  relativ  grössere  Ausgabe  für  die  öffentliche  Schuld 
oder  für  Militär  oder  für  beide  Hauptposten  zugleich  wird  weniger  bedenklich,  wenn 
die  Schuld  grossentheils  aus  Eisenbahnen  herrührt  oder  ihre  Kosten,  die  Zinsen,  u. 
der  Militü raufwand  wenigstens  in  erheblichem  Maasse  aus  privatwirthschaftlicheii  u.  dgl. 
Reinerträgen  gedockt  wird,  wie  es  glücklicher  Weise  in  Deutschland  der  Fall  ist. 
Umgekehrt  ist  zu  urthoilen,  wenn  Schuldzinsen  u.  Militäraufwand  fast  ganz  aus  Steuern 
zu  decken  sind  (Gr.brit.,  Frankr.,  Oesterr..  ItaU.  Unter  Hinweis  auf  die  schon  oben 
S.  73,  74  gegebenen  Notizen  u.  für  das  Genauere  auf  das  reiche  Detail  der  höchst 
umsichtigen  u.  fleissigen  Arbeiten  Gerstfeldt's  entnehme  ich  den  letzteren  die 
Statist.  Daten  zu  folgenden  Uebersichten  der  Gruppen  dos  Finanzbedarfs. 
iGerstfeldt,  Beitr.  z.  Kcichsstir.  S.  12  ff.  u.  Tab.  3  u.  graph.  Darstell..  Daten  aus 


400 


2.  B.  Kin.  bedarf.   2.  K.  Einzelnes.  Vorbemerkung. 


d.  Zeit  am  1*78— 79;  dors.  in  Conrads  Jahrb.  a  a.  0.  Tab.  19  u.  S.  57,  Daten 

f.  1882). 

Tab.  I.    Hauptgruppen  des  staatlichen  Finanzbedarfs  um  1  *s T 9. 


Deutsches 

Grossbri- 

Frank- 

West- 

Buss- 

Reich 

tannien  u. 

reich. 

Oester- 

land. 

and  Einzel- 

Irland. 

reich. 

staaten. 

\    Absoluter  Stnafs 

_  A  1 1  f  v  ;i  n  1 1 

in  ^ffillifini>n 

III  ^1X1A1JU1JI.IJ 

Mark 

1        1&' r>i trw  IL*  .»k  >  *r»  .-ff.W 

i.  ivncjfs  w  l'scii  41)3 

Od  4 

i  o> 

7.1 1 

2.  Schuld  184 

619 

851 

257 

255 

1  u.  2  zusammen  652 

1247 

1508 

415 

996 

3.  Civile  u.  s.  w.  720 

3GG 

599 

261 

C84 

Erste  Summe  1372 

1G13 

2107 

«7« 

1680 

4.  Civile  ohne  Erheb,  u. 

Betriebskosten  442 

237 

437 

187 

c.  204 

Zweite  Summe  von  1, 

2  u.  4    oder  Netto- 

ausgabc  1094 

1484 

1945 

602 

1200 

B.  Dieser  Staatsaufwand  in  Kopf<iuoten,  Mark 

p.  Kopf. 

1.  Kriegswesen  11*0 

185 

17-8 

7-2 

106 

2.  Schuld  43 

18  2 

230 

11-7 

3-6 

1  u.  2  zusammen  15*3 

30-7 

40.8 

18'9 

13-2 

3.  Civile  u.  s.  w.  16<> 

lo-8 

16-2 

11-9 

98 

Erste  Summe  32*2 

475 

57-0 

308 

230 

4.  Cirile  ohne  Erheb  .kost. 

u.  s.  w.  10*3 

7-0 

11-8 

85 

2-9 

Zweite  Summe  Ton  1, 
2  u.  4  oder  Nettoaus- 
gabe 25*6  437  526  27  4  16*1 
C.  Dieser  Staatsaufwand  in  Quoten  ^Proccnten)  der  üesammt- Nettoausgabe. 

1.  Kriegswesen  42  8  42  3  33.8  26*2  61  7 

2.  Schuld  16  8  4 17  43  7  42*7  2 1  3 
1  u.  2  zusammen            59  6             84*0            77*5            68  9  83.0 

3.  Cirile,  ohne  Erheb.- 

kosten  u.  8.  w.  40  4  16  0  22.5  31  3  17  0 

Einzelne  dieser  Berechnungen  weichen  von  den  Ger  st  feldt  sehen  darin  ab, 
dass  beim  Civil-  u.  dann  beim  Gesammtaufwand  der  störende  Posten  „Erhebung^-, 
Betriebs-  u.  dgl.  Aufwand  f.  die  Einnahmegewinnung"  möglichst  in  Abzog  gebracht 
(d.  h.  in  Gerstfeldt's  Tab.  2  u.  3  die  Rubriken  „Erheb.kosten  der  Zölle  u.  Steuern"  u. 
..andere  vermischte  Ausgaben",  meist  ähnl.  Characters)  u.  so  die  „Nettoausgabe" 
(freil.  nur  annähernd  richtig)  ermittelt  ist.  Das  ist  namentlich  bei  einem  Vergleich 
Deutschlands  mit  seinen  grossen  Staatsbahnen  u.  Betriebsverwaltungen  «Dom.,  Forsten. 
Bergw.)  mit  anderen  Ländern  nothwendig,  um  einigermassen  vergleichbare  Posten  zu 
erhalten  (s.  o.  §.  19).  Für  Deutschland  sind  Reichshaushalt  und  Einzel-Staats- 
haushalte zusammengezogen,  bei  Oesterreich  die  Quote  für  die  mit  Ungarn  gc- 
meinschaftl.  Ausgaben  eingesetzt. 

Die  g Uns t ige  Lage  Deutschlands  springt  in  die  Augen  u.  ist  thatsächlich  noch 
günstiger  mit  Rücksicht  auf  die  weitere  günstige  Vertheilung  des  Civilbedarfs ,  für 
Schulen,  Justiz  u  s.  w.,  auf  den  Ursprung  eines  Haupttheils  der  deutschen  Schulden 
aus  rentablen  Staatsbahneu  u.  auf  die  erheblichen  sonstigen  privatwirthsch.  Deckungs- 
mittel ts.  o.  S.  74).  So  beträgt  z.  B.  der  Aufwand  des  Staats  allein  f.  Cultus  u. 
Unterricht  p.  Kopf  in  Deutschland  26,  Gr.brit.  21,  Krankr.  2'5.  Oesterr.  15, 
Russl.  0  6  Mark  oder  in  Procenten  der  Nettoausgabe  bez.  10"  1 — 4*8 — 5*0 — 5*6 — 3"7; 
der  Aufwand  des  Staats  f.  Justiz  u.  Polizei  p.  Kopf  in  Deutschi.  3*9,  Gr.brit.  3, 
Kran  kr.  27,  Oesterr.  22,  Russl.  06  Mark  oder  wieder  in  70  der  Nettoausg.  bez. 
15*3— 6*8 — 5-5 — 8  1 — 3  7.  Dabei  ist  noch  des  gerade  f.  Unterricht  in  Deutschi  so 
bedeutenden  Commnnalaufwands  zu  gedenken.  Das  Bild  der  deutschen  Finanz- 
lage ist  weitaus  das  günstigste,  nach  allen  Seiten,  welche  für  die  kritische  Be- 
il rtheihing  des  Fiuan/.bedarfs  in  Betracht  kommen,  angesehen,  —  trotz  unseres  „hohen 
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Militärbudgets",  der  notwendigen  (u.  immerhin  massigen)  Assecaranzpr&mie  unserer 
Volkswirthscnaft ,  unserer  Cultur  u.  unseres  selbständigen  nationalen  Lebens.  Das 
ergiebt  sich  noch  mehr  aus  der  folg.  Tab.  II. 

Tab.  II.  Gesammtausgabe  f.  alle  öffcntl.  Zwecke  des  Staats  und  der  Selbst- 
verwaltungskörper um  1882. 
A.  Absoluter  Aufwand  in  Millionen  Mark. 


Gr.  Hritaiinien. 


Frankreich. 


Staat 

(incl. 
Reichs- 

Selbst- s 
verwalt  ' 

Staat 

Selbst- 
verwalt. 

Sa. 

Depart 
Staat  u. 

Gemeind. 

quote) 

1.  Kriegswesen  274 

4 

277 

548 

543 

797 

4 

801 

2.  Schuld  IIS 

26 

144 

594 

12 

606 

901 

252 

1153 

1  u.  2  zusammen  892 

30 

421 

1136 

12 

1149 

1698 

256 

1954 

3.  Civile  364 

338 

703 

360 

1143 

1503 

854 

G77 

1531 

4.  Steuerverwalt.  3S 

4 

42 

57 

? 

57 

84 

24 

108 

Summe  (netto)  794 

372 

1106 

1553 

1156 

2709 

2637 

957 

3594 

B.  Dieser  Aufwand 

in  Kop 

fquoten,  Pfennig  p 

.  Kopf. 

1.  Kriegswesen  978 

13 

991 

1551 

1551 

2153 

12 

2165 

2.  Schuld  420 

93 

513 

1697 

35 

1732 

2436 

681 

3117 

1  u.  2  zusammen  1398 

106 

1404 

3248 

35 

3283 

4589 

693 

5282 

3.  Cifilo  1301 

1209 

2510 

1028 

3267 

4295 

2309 

1830 

4139 

4.  Steuerrerwalt.  136 

15 

151 

162 

V 

162 

228 

63 

291 

Summe  (netto)  2835 

1330 

41C5 

4438 

3302 

7740 

7126 

2586 

9712 

C.  Dieser  Aufwand  In  Quoten  (Procenten)  der  „otdcntl.  Netto  ausgäbe". 

nach  Abzu 

g  der 

Schuld  • 

Fon  der  ganzen  Ncttoausgabe. 

1.  Kriegswesen         40  5 

10 

271 

560 

258 

459 

07 

32-8 

2  Civile  u.  Steucr- 

vcrwaltung.  59*5 

990 

729 

43*4 

100 

74-2 

511 

993 

672 

Summe  100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

.1.  Schuld  in  % 

dieser  Summe     17  4 

75 

14  0 

61*9 

1-1 

28'S 

510 

313 

472 

Ucber  die  Rerechn.weise  u. 

s.  w.  s. 

Gcrstfoldt  a 

a.  O., 

S.  44. 

Speciell  für 

Unterricht  (exel  Cultus)  berechnet  G.  in  Preussen  151  (wovon  Staat  42),  Gr.- 
britannien  120  (wovon  Staat  91,  Loc. verwalt.  nur  29—?—),  Frankr.  196  (wovon  Staat 
112)  Hill.  M.  oder  in  Pfennig  p.  Kopf  bez.  538-344—528,  in  •/„  der  Summe  der 
Milit.  u.  Civ.ausgaben  14*8 — 5*7— 8  0. 

Wichtig  ist  diese  Statistik  u.  ihre  weitero  Spccialisirung  bes.  für  die  Fragen  der 
Vcrtheilung  der  öffcntl.  Ausgaben  u.  des  Aufwands  dafür  zwischen  dem  Staate 
u.  den  verschiedenen  Körpern  der  Selbstverwaltung.    S.  o.  §.  44  ff. 


1.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  für  die  verfassungsmSssige  oberste  Central- 

leitnng. 

S.  Kau  §.  45—51  ,  vor.  Aufl.  dieses  B.  I.  §.  97—102,  jetzt  verkürzt,  weil  die 
principiellc  u.  Staatsrecht!.  Seite  nicht  in  d.  Fin.wiss.  gehört 

§.  174.    Die  hierher  gehörigen  Posten  sind  folgende  drei: 

I.  Bedarf  für  den  obersten  Leiter  des  Staats, 

A.  in  Monarchieen  insbesondere  fttr  den  Fürsten,  bez. 
für  die  fürstliche  Familie, 

B.  in  Republiken. 

II.  Bedarf  für  die  Volksvertretungen. 

A    W»tfn««r,  Finnin« iw*n*haft  t.    3.  Aufl.  26 
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III.  Bedarf  für  gewisse  oberste  Staatskörper. 

I.  A.  Bedarf  ftlr  den  Monarchen  und  seine  Familie. 

Vgl.  z.  B.  Blnntschli,  Ailg.  Staatsrecht,  5.  Aull.  1576,  II,  191  ff. 

Nach  der  geschichtlichen  Tradition,  welche  im  Volksbewusst- 
sein  gewöhnlich  auch  heute  noch  in  monarchischen  Staaten  ihre 
Stütze  findet,  bedarf  der  Fürst  ein  hinlängliches  Einkommen  zur 
Bestreitung  eines  umfänglichen  und  einigermassen  glänzenden 
Haushalts  und  Hofes.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade  in 
der  Erbmonarchie  von  der  ganzen  fürstlichen  Familie.  Dieser 
fürstliche  Hof-  und  Haushaltsbedarf  lässt  sich  auf  verschiedene 
Weise  decken,  wie  dies  auch  in  der  Geschichte  geschehen  ist,  ein- 
mal aus  dem  Ertrage  von  dem  Fürsten,  bez.  der  Dynastie 
gehörigem  Grund-  und  z.  Th.  auch  Kapitalbesitz;  zweitens 
durch  Ueberweisung  solchen  Besitzes,  besonders  Ländereien, 
aus  dem  Staatsvermögen  an  den  Fürsten;  drittens  durch  Fest- 
stellung sogen.  Givillisten. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  und  die  staatsrechtliche  Rege- 
lung dieser  Verhältnisse  steht  natürlich  in  enger  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  Staatsgeschichte  und  mit  den  eingetretenen  Verfassungs- 
veränderungen, Wechsel  der  Dynastieen,  der  Staats-  oder  Ver- 
fassungsformen u.  8.  w.  Finanz wirth schaftliche  Zweck- 
raässigkeitsrticksichten  haben  daher  hier  nicht  entschieden, 
kaum  mitgespielt  und  sind  auch  gegenwärtig  ftir  etwaige  Fragen 
de  lege  ferenda  auf  diesem  Gebiete  doch  nur  untergeordnet. 

1.  Die  Deckung  des  fürstlichen  Haus-  und  Hof  bedarfs  aus  den 
Erträgen  von  Grundbesitz  —  dynastisches  Hausgut  oder  wirk- 
liches Staatsgut  darstellenden  „Domaniums",  „Kammerguts", 
§.  89  ff.  —  ist  regelmässig  die  älteste  Form,  wie  sich  aus  der 
Entstehung  unserer  monarchischen  Staaten  einfach  erklärt.  Diese 
Form  ist  mit  der  Entwicklung  der  Staatsidee,  mit  der  Verminde- 
rung des  betreffenden  Besitzes  und  mit  der  Veränderung  der 
Rechtsqualität  desselben,  endlich  mit  dem  steigenden  sonstigen 
Finanzbedarf  einer-  und  Hofbedarf  anderseits  mehr  und  mehr 
unzulänglich  geworden  und  daher  mehr  oder  weniger  antiquirt, 
mit  begreiflicher  theilweiser  Ausnahme  in  deutschen  Staaten.  Eine 
für  die  Dynastie  und  das  „monarchische  Princip"  specifisch  günstige 
oder  gar  wesentliche  politische  Bedeutung  kann  dieser  Form 
in  der  Gegenwart  kaum  mehr  beigelegt  werden. 

Vgl.  o.  §.  S9,  90  u.  unten  Uber  Domänen weSen. 
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2.  Der  zweite  der  angedeuteten  Wege  bat  wohl  zu  der  ge- 
setzlichen Anordnung  geführt,  dass  für  die  Hofstaatsausgaben 
fortwährend  eine  aus  dem  Ertrage  gewisser  benannter 
Staatsgüter  oder  bestimmter  Kategorieen  des  staat- 
lichen Grundbesitzes  (des  „Domaniums"  i.  e.  S.,  der 
Domänen  und  Forsten,  Preussen)  zu  ziehende  feste  Geld- 
summe ausgeschieden  wird,  oder  dass  sogar  bestimmte 
Güter  von  einem  schätzungsweise  festgestellten  Er- 
trage dem  Hofe  zur  Verwaltung  auf  eigene  Rechnung 
(Hannover)  Uberwiesen  werden.  In  beiden  Fällen  läuft  diese 
Form  doch  schon  auf  das  staatsrechtliche  Princip  der  „Civil- 
listen"  hinaus,  nur  dass  man  dabei  an  die  ältere  Form  der 
Deckung  des  Hofbedarfs  mehr  anknüpft. 

Die  erste  Einriebtang  ist  in  finanzieller  Hinsicht  kaum  etwas  Anderes  als  eine 
Formalität,  durch  die  man  etwa,  wie  in  Preussen,  auf  das  ehemalige  Anrecht  der 
Dynastie  an  den  Domänen  hinweisen  will.  Sie  hat  etwa  nur  das  gegen  sich,  dass  sie 
die  Finanzausweise  complicirt.  Gegen  die  zweite  Einrichtung  sprechen  erheb- 
liche Bedenken,  denn  sie  verletzt  leicht  den  einen  oder  den  anderen  der  Bethei- 
ligten, Staat  oder  Dynastie,  veretösst  gegen  den  wichtigen  Grundsatz,  dass  dio  aämmt- 
lichen  Ausgaben  für  Staatszwecke  in  den  wirklichen  Beträgen  in  den  Staatsrechnungen 
erscheinen  soUen  und  kann  selbst  dem  richtigen  politischen  Interesse  der  Dynastie, 
dem  sie  dienen  soll,  sogar  widersprechen. 

In  Preussen  worden  nach  Ges.  v.  17.  Jan.  1820  (s.  auch  preuss.  Verfassung 
Art.  59)  2*/g  MilL  Thlr.  von  dem  Ertrage  der  Domänen  und  Forsten  für  den  Hof  ab- 
gezogen, die  im  Voranschlage  der  Staatsausgaben  nicht  aufgeführt  sind,  sondern  gleich 
bei  den  Einnahmen  des  Kap.  Dom.  u.  Forsten  vom  Kohortrage  abgezogen  werden, 
was  bei  finanzstat  Zustellungen  zu  beachten  ist.  Die  Summe  ist  eigentlich  2,573,099 
Thlr.,  weil  ein  Theil  ursprunglich  in  Gold  ausgedrückt  war.  Nach  Ges.  vom  80.  April 
1859  ist  eine  Erhöhung  von  */4  MiU.  Thlr.,  neuerlich  nach  der  Vergrößerung  des 
Staatsgebiets  im  Jahr  1866  von  weiteren  1  MiU.  Thlr.  als  Zuschlag  „zur  Beate  des 
Kron-Fideicommis8- Fonds"  (Ges.  v.  27.  Jan.  1868)  eingetreten,  welche  Beträge  unter 
den  Staatsansgaben  stehen,  üeber  die  staatsrechtliche  Frage  s.  v.  Rönne,  preuss. 
Staatsrecht,  3.  Aufl.  S.  486. 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  von  1S33  §.  125,  126  sollte  ein  Domftnen- 
complex,  der  MilL  Thlr.  rein  abwürfe,  ausgeschieden  und  dem  Könige  zur  freien 
Verwaltung  ubergeben  werden.  Eine  solche  Ausscheidung  von  Gütern  mit  600,000  Thlr. 
Reinertrag  wurde  wirklich  später  (unter  dem  letzton  König  v.  H.,  Georg  V.)  ausgeführt, 
gab  jedoch  in  Bezug  auf  die  Ertragsschätzung  der  abgetretenen  Güter  zu  starken  Be- 
schwerden Veranlassung  (s.  d.  betreff.  Schrift  von  Miquel,  die  durch  die  Gegenschrift 
von  v.  Bar  nicht  widerlegt  ist,  über  diese  Angelegenheit).  Diese  Domänenausschei- 
dung  hat  zur  Unpopularität  des  Königs  Georg  nicht  wenig  beigetragen  und  bekannt- 
lich die  Dynastie  auch  finanziell  nicht  gesichert  In  dem  später  wieder  suspendirten 
Vertrage  des  Königs  Georg  mit  der  Krone  Preussen  von  1S68  wurde  die  Entschädigung 
der  vertriebenen  Dynastie  nicht  in  Land  (mit  Ausnahme  oiner  Domäne),  sondern  in 
Geldzahlungen  stipulirt 

§.  175.  —  3.  Fürstliche  Civillisten.  Dem  heutigen 
Verfassungswesen  und  öffentlichen  Recht,  wie  auch  den  Bedürf- 
nissen der  staatlichen  Finanzwirthschaft  und  des  Fürsten  selbst 
entspricht  am  Meisten  die  Festsetzung  einer  sogen.  „Civilliste", 
d.  h.  die  durch  Verfassung  oder  besondres  Gesetz  erfolgende 

26* 
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Ueberweisung  einer  bestimmten  Geldrente  aus  dem 
allgemeinen  Staatseinkommen  an  den  Fürsten. 

Die  staatsrechtliche  Regelang  wird  natürlich  ton  eoncreten  politischen  Vorgängen 
in  dem  betreffenden  Staat  a.  in  der  Zeit,  wo  sie  erfolgt,  wesentlich  mit  abbangen. 
Mehrfach  ist  damit,  bes.  in  Deutschland,  eine  vertragsm  ässige  Regelang  der 
Rechtsverhältnisse  des  älteren  Domaniums  oder  „Kammerguts"  verbunden 
worden  oder  der  Feststellung  der  Civillisten  vorangegangen,  wozu  hierbei  auch  die 
passendste  Gelegenheit  war.  Puncte.  welche  aber  hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht 
näher  zu  verfolgen  sind,  auch  in  der  Art  ihrer  Behandlung  u.  Erledigung  sich  not- 
wendig nach  den  speciellen  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats  und  der  einzelnen 
Dynastie  richteten.  Ueber  die  deutschen  Verhältnisse  s.  Geoiy  Meyer,  deutsches 
Staatsrecht  (Leipz.  1S78),  §.  94,  202. 

Zu  erwähnen  ist  dann  hier  nur  die  Höhe  der  Civilliste  und 
die  Regelung  einzelner  Puncte. 

a)  In  allgemeiner  fmanzwirthschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Be- 
messung der  Höhe  der  Civilliste  am  Wichtigsten.  Eine  gewisse 
grössere  Höhe  ist  durch  die  Rücksicht  auf  die  fürstliche 
Würde  und  Stellung  und  auf  die  persönlichen  Aufgaben  des 
Fürsten  im  monarchischen  Staate  geboten.  Daher  wird  in  Mittel- 
und  Kleinstaaten  die  Civilliste  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zum 
sonstigen  Staatsaufwand  gewöhnlich  grösser  als  in  Grossstaaten 
sein  müssen,  wie  die  Statistik  bestätigt.  Im  Uebrigen  hat  sich 
die  Höhe  der  Civilliste  mit  nach  der  Einwohnerzahl  und  Wohl- 
habenheit des  Volkes,  dem  Betrag  der  Staatseinkünfte,  dem  Um- 
fang der  übrigen  Staatsbedllrfnisse  und  endlich  insbesondere  und 
mit  vollem  Recht  auch  nach  der  Grösse  des  früheren,  jetzt 
etwa  mit  dem  Staatsdomanium  vereinigten  Hausguts 
der  Dynastie,  wie  anderseits  auch  nach  dem  noch  vorhandenen 
sonstigen,  Ertrag  gebenden  fürstlichen  Vermögen  zu  richten. 

Daten  Uber  den  Bedarf  u.  den  Luxus  des  französ.  Königs-  u.  Kaiserhofs  nach 
Rresson,  Necker,  de  Nervo  u.  A.  m.  bei  Rau  §.  48  u.  in  d.  vor.  Aull  dieses 
B.  I,  S.  219. 

Der  seltsame,  unmittelbar  gar  nicht  verständliche  Ausdruck  „Civilliste"  ist 
englischen  Ursprungs,  aber  jetzt  staatsrechtlich  u.  finanzwirthschaftlich  technischer 
geworden.  Im  engern  Sinne  versteht  man  darunter  jetzt  die  in  der  constitutiouellen 
ti.  parlament.  Monarchie  verfassungsmässig  oder  gesetzlich  festgestellte  Geldsumme, 
welche  dem  Forsten  für  seinen  Haus-  n.  Hof  bedarf  aus  dem  Staatseinkommen  jähr- 
lich zugeführt  wird.  Im  weitern  Sinne  wird  der  Ausdruck,  z.  B.  in  der  Finanz- 
statistik, überhaupt  auf  die  etat  massig  oder  sonst,  auch  in  der  absoluten  Monarchie, 
für  die  dem  Fürsten  und  seinem  Hof  bestimmte  Summe  angewandt.  Vgl.  v.  Jacob. 
II.  §.  S51.  v.  Treitschke.  Art.  Civilliste  im  Staatswörterbuche  von  Bluntschli, 
II,  515  fl*.  S  Uber  die  britische  Civilliste  Sinclair,  History  of  the  public  reve- 
nue.  I.  2IH),  292,  II,  3$,  63.  Höf lcr.  Geschichte  der  englischen  Civilliste.  Stuttg. 
IS34.  Jetzt  bes.  Gneis  t.  engl.  Verwaltnngsrecht.  2.  Aufl.,  II.  633,  auch  §.  III,  bes 
113.  S.  132S  IT.  Auch  Rau  §.  48  und  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  220.  Die  Geschichte 
der  brit.  Civilliste  steht  aufs  Engste  mit  der  Entwicklung  des  neueren  Verfassungs- 
n.  Rndgetsrcchts  u.  der  Stellung  von  Krone  u.  Parlament  zu  einander  in  Verbindung. 
Ks  hat  sich  bes.  seit  d.  17.  Jh.  hier  der  allgemeine  enrop.  Troccss  vollzogen:  ..with- 
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rend  im  Mittelalter  dio  Staatsausgaben  aas  dein  pcrsönl.  Einkommen  des  Fürsten,  so 
wird  heut.  Tags  der  kön.  Hofhält  aus  dem  Staatseinkommen  bestritten"  (Gncist  11, 
132h).  Unter  den  letzten  Stuarts,  bes.  unter  Carl  IL,  wurde  die  Einrichtung  der 
Civilliste  vorbereitet.  Aus  dem  dem  König  zustehenden  erblichen  Einkommen  wurden 
neben  dem  Hofhausbalte  verschiedene  grössere  eigentl.  Staatsausgaben  bestritten.  Unter 
Georg  III.  wurde  das  erbliche  Kroneinkommen  grossentheils  dem  Parlament  zur  Ver- 
fügung überlassen,  dafür  aber  dem  König  eine  feste  Civilliste  v.  800,000,  später 
900,000  Pf.  St.  gowährt,  von  welcher  Summe  jedoch  die  Hälfte  noch  f.  eigentl.  Staats- 
ansgaben darauf  ging  (Gehalte  der  Oberrichter,  Gesandten,  Pensionen  u.  A.  in.).  Dem 
König  blieben  indessen  noch  andere  Kroneinkünftc.  Unter  den  folgenden  Königen 
wurde  stets  nach  dem  Regier.antritt  die  Civilliste  neu  geregelt,  u.  zwar  imraermchr  so, 
dass  die  eigentl.  Staatsausgaben  ihr  abgenommen,  ihr  Betrag  vermindert  und  das  erbl. 
Kroneinkommen  immer  vollständiger  in  den  consol.  Fonds  des  Staatshaashalts  Überleitet 
wurde.  (Georg  IV.  850,000  Pf.  St.  Civ.L  in  Egl.,  207,000  Pf.  in  Irl.,  Wilh.  IV.  510,000, 
Victoria  395,000  Pf.).  Daneben  aber  auch  jetzt  noch  Bezug  directer  Kroneinkünftc 
durch  die  Königin,  bz.  durch  Prinzen  (Pr.  v.  Wales  die  aus  Coruwall).  Dann  diverse 
Apanagen.    Verwendung  f.  eigentl.  Privatzwecke  u.  f.  Repräsentation  u.  Hofstaat. 

Bei  der  Vcrgleicbuug  der  Civilliste  in  verschiedenen  Staaten  und  in  demselben 
Staate  zu  verschiedener  Zeit  sind  die  in  §.  19  gemachten  Bemerkungen  zu  berück- 
sichtigen. Am  Wichtigsten  ist  die  Höhe  der  Quote,  welche  die  Civilliste  von  der 
Reineinnahme  des  Staats  beansprucht,  wobei  es  jedoch  wieder  einen  Unterschied 
macht,  ob  die  Reineinnahme  ausschliesslich  oder  vorherrschend  nur  aus  Steuern  oder 
auch  aus  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  herrührt.  Auch  die  Höhe  der  Quote  von 
der  Ncttoausgabc  des  Staats  kann  zur  Vergleichung  dienen.  In  deu  letzten  Jahren 
sind  in  Deutschland  mehrfach  Erhöhungen  der  Civillisten  vorgekommen,  mit  Rück- 
sicht auf  die  allgemeinen  Preissteigerungen.  In  Deutschland  bezieht  der  Kaiser 
vom  Reiche  keine  Civilliste.  Die  Civillisten  (und  ähnliche  Eiuuahmen,  z.  B.  bei  den 
Grotishorzögen  von  Mecklenburg)  nebst  Apanagen  veranschlagte  Hermann  Wag- 
ner f.  1873  für  alle  deutschen  Bundesräten  auf  c.  35  Mill.  M.  oder  3*59%  der 
Nettoausgabe  des  Reichs  und  der  Einzehtaaten.  In  den  17  kleineren  inonarch. 
Staaten  (d.  h.  in  den  Bundesstaaten  excl.  die  4  Königreiche  und  Baden)  soll  sie  im 
Ganzen  an  10  Mill.  M.  oder  9*4%  der  Nettoausg.  betragen  (Goth.  Taschenb.  1874, 
S.  328,  S76  d.  deutsch.  Ausg.).  Seit  Mitte  der  70er  Jahre  sind  wenige  Veränderungen 
vorgekommen.  Nach  derselben  Quelle  u.  anderen  offic.  Angaben  war  die  Civilliste  incl. 
Apanagen : 

um  1873     oder  % 
Mill.  Mark.  Nettoausgab. 
Preussen  ....     13.48  2  50        Im  Etat  erscheint  mit  den  ueuereu  Zu- 

schüssen die  Summe  von  12*22  Mill.  M. 
f.  d.  Krontideicominissfonds ,  Apanagen 
ausserdem  im  Etat  0*361  Mill.  M.,  wirkl. 
Ausg.  dafür  1881/82  0-147  Mill.  M. 
5  41  4*00        Dio  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1*^34  auf 

2.350,580  fl.  festgestellte  permanente 
Civilliste  ist  durch  das  Finanzgesetz  v. 
25.  Juli  1876  v.  1876  an  auf  4,231.044 
Mark  d.  h.  um  c.  200,000  Mark  erhöht 
woiden.  Der  ganze  Etat  des  k.  Hauses 
u.  Hofes  beträgt  1876  5*35  Mill.  Mark, 
nemlich  ausser  der  Civilliste  0  866  Mill. 
Mark  Apanagen,  0.233  Wittwengehalte, 
17,000  Mark  Pensionen.  Seitdem  keine 
Veränderung. 

.    .       2-77  4-75        Im  Etat  f.  1881  betragt  der  Bedarf  f. 

d.  k.  Haus  2  94,  f.  Apanagen  0  320 
Mül.  Mark.  zus.  3  26. 
1-S4  3*29        Die  Civilliste  ist  durch  Ges.  v.  1.  Aug. 

1864  f.  d.  Lebenszeit  des  K.  Karl  auf 
913.933  fl.  gesetzt  (worunter  777'8Ö8  fl. 
Geld,  der  Rest  Naturalien).   Sie  ist  im 
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Gr.  Britannien  .    .  1320 


Italien 


n-os 


Oesterreich,  West-,  9  30 
Ost-,  Ungarn     .    .  730 


Finanzgesetz  vom  27.  Juni  1S75  auf 
1,836,683  M.  d.  h.  um  c.  170,000  M. 
erhöht  Apanagen  0  265  MU1.  Mark. 
(Et.  v.  1S92— 83  C.  1.  1  830,517.  Apan. 
313  420  M.). 

Baden   1 44  3'36        Für  1876  u.  ff.  soll  die  Civilliste  um 

0238  Mill.  Mark  d.  i.  v.  135  auf  150 
Mill.  Mark  erhöht  werden,  Apanagen 
0-108  Mill.  Mark.  zus.  1*79  Mill.  Mark. 
(Ebenso  1883  noch.) 
Et-Abschluss  f.  1881/82:  Civ.L  407.590, 
Apan.  161.000  Pf.  St,  ausser  den  von 
d.  Krone  noch  bezog,  erbl.  Rcvenueu 
In  1874  ff.  12  25  Mill.  Fr.  u.  2  MUL  Fr. 
Apanagen,  in  1882  zus.  15  25  Mill.  Fr. 
Nach  ücs.  v.  28.  Juni  1872  ist  die  Civil- 
liste in  beiden  Reichshälften  gleichgestellt 
mit  je  4-65  Mill.  fl. 

Im  Abschluss  f.  1873  Etat  d.  K.  liauses 
13  03  Mill.  Rubel,  in  dem  f.  1880  11'  19 
Mill.  R.  vbei  9*  19  Anschl.),  A.  f.  18S2 
8  95  Mill.  K. 

B.  f.  1875  750,000  fl.    Ebenso  1882. 
B.  f.  1875  Civilliste  3  3  Mill.  Fr.,  Apa- 
nagen 0*2. 

B.  f.  1876  Civilliste  1  MilL  Kronen  <8 
Kr.  —  9  M.),  0  443  MilL  Kr.  Apanagen, 
1882/83  C  1.  ebenso,  Apan.  225.700  Kr. 
B.  f.  1876  1  266,  f.  1883  T33S 
MilL  Kr. 

B.  f.  1874  504,000,  f.  1881  435.000  Kr. 
B.  f.  1876  Civilliste  und  Apanage  572 
Contos  de  Reis.  1883  571. 
B.  f.  1875  1.125,000  Drachmen,  wozu 
noch  0  3  Mill.  aus  Zinserträgniss  des 
Guthabens  der  Schutzmachte  u.  0  25  Mill. 
v.  Jon.  Ins.  U  Dr.  —  73  Pfcnn.  deutsch). 
Ebenso  1883. 

Brasilien  ....       315  190        1879  1171  Contos  u.  151  Milrcis. 

Die  Civilliste  des  jetzigen  Königs  von  Spanien  sollte  auf  7  2  MilL  Pesetas  (zu  SO  Pf. 
deutsch)  gesetzt  werden.  Im  Et.  f.  1 8*2 — 83  steht  sie  (wohl  incl.  Apan.)  mit  9  8  MilL 
Pes.  —  In  Frankreich  unter  Napoleon  III.  betrug  d.  officielle  Cl.  25,  Apan. 
lJ/i  Mill.  Fr.  Herrn.  Wagner  berechnete  f.  d.  gesummten  Civillisten  u.  Apanagen 
in  Europa  um  1S73  (bei  Fraukr.  nur  die  Dotation  des  Präsidenton  u.  ohne  Spanien 
damals)  137  MilL  Mark,  wobei  aber  einige  Posten  nur  schätzungsweise  eingesetzt  — 
Im  Allgemeinen  sind  die  Ilofausgabcu  seit  diesem  Jahrhundert  langsamer  als  die  übrige 
Staatsausgabc  gestiegen.  In  Prousscn  ist  die  Krontidcicommissrcnte  trotz  der  ein- 
getretenen Erhöhung  relativ  immer  kleiner  geworden.  Sie  betrug  1821  70.  1832  60. 
1841  52,  1851  45,  1*61  50,  1873  51,  18*3  44  Pfennig  oder  in  °/0  der  ordend.  Netto- 
ausg.  (Milit.  u.  Civ.  ohne  Schuld)  bez.  6'1  —  60  —  5  2  —  3  8  —  34  —  22  — 
1-9  (Gerstfeld,  Jahrb.  B.  41  S.  27,  28).   S.  auch  Pfeiffer  Staatsausg.  S.  54. 


Russland  . 


Niederlande  .  . 
Belgien    .    .  . 

Dänemark .    .  . 


Schweden 

Norwegen 
Portugal  .  . 

Griechenland 


28-00 


1-275 
2.80 

1.62 


P43 

062 
263 

118 


104 


1-33 


1.63\ 


148 


100 

2.50 

30S 


300 
277 

500 


b)  Regelung  einzelner  Puncte  bei  der  Civilliste. 
Die  Feststellung  der  Höhe  der  Cmlliste  kann  auf  dreifache 
Weise  erfolgen:  entweder  wie  bei  sonstigen  Staatsausgaben  für 
jede  Etatsperiode  besonders,  was  kaum  passend  ist,  weil  es  Ver- 
handlungen über  den  Gegenstand  zu  häufig  macht;  oder  auf  die 
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Lebenszeit  des  einzelnen  Monarchen,  daher  unmittelbar  nach  dessen 
Regierangsantritt  (England),  was  finanzwirthschaftlich  wohl  das 
Richtigste  ist,  um  etwa  nöthige  Veränderungen,  bez.  Erhöhungen 
der  Summe  eintreten  zu  lassen,  und  politisch  nicht  bedenklich  er- 
scheint; oder  ein-  für  allemal,  bez.  auf  unbegrenzte  Zeit  (deutsche 
Staaten). 

Weitere  Puncte  sind  folgende:  Sogen.  Apanagien,  d.  h.  Gelddotationen  be- 
dürfen ausserdem  die  übrigen  einen  eigenen  Haushalt  führenden  Mitglieder  des  Fürsten- 
hauses in  Monarchien*,  ebenso  die  fürstlichen  Wittwen  „Witthümer"  u.  dgl.,  die 
Prinzessinnen  bei  der  Verheirathung  Aussteuern  und  eventuell  auch  ständige  Apanagien. 
Für  die  Regelung  dieser  Apanagien  bestehen  zwei  Systeme:  sie  erfolgen  entweder 
aus  der  Civilliste  des  regierenden  Fürsten  nach  dessen  Bestimmung  (Preussen,  Nieder- 
lande, Weimar),  was  für  den  Staatshaushalt  günstiger,  aber  nur  zulässig  ist,  wenn  die 
Civilliste  dadurch  nicht  zu  sehr  belastet  und  zweckwidrig  beschränkt  wird,  oder  sie 
werden  auf  Grund  bestimmter  Gesetze  ähnlich  wie  die  Civilliste.  aber  neben  derselben, 
fest  gesetzt  u.  aus  dem  Staatseinkommen  bestritten,  was  indessen,  um  eine  zu  starke  Be- 
lastung der  Staatscasse  zu  verhüten  Cautelcn  wtlnschenswerth  macht,  wie  sie  z.  B.  das  Bad. 
Gesetz  vom  21.  Juli  1830  enthält.  Die  Apanagien  und  Wittumsgehaltc  dürfen  danach 
zusammengenommen  400.000  fl  nicht  übersteigen,  und  schon  bei  einem  Belaufe  von 
800,000  fl.  wird  von  jedem  neuen  Apanagium  ifa.  ™q.  350,000  fl.  an  aber  die  Hälfte 
abgezogen  (Rau  §.  49  Anm.  d).  Solche  Bestimmungen  sind  bes.  geboten  bei  dem 
System  der  sogen,  individuellen  Apanagien  (für  jedes  selbständige  Glied  der  fürstl. 
Familie,  wobei  sich  die  Höhe  der  Apanage  mit  nach  der  Näho  der  Verwandtschaft 
mit  dorn  Regenten  u.  nach  dem  ledigen  oder  verheirath.  Stand  richten  kann).  Das 
andere  System  ist  das  derVererbuug  der  Apanagien  nach  Linien,  d.  h.  „so, 
dass  die  für  einen  jüngeren  Sohn  des  regierenden  Fürsten  festgesetzte  üntcrhaltungs- 
summe  auf  seine  Kachkommen  übergeht  und  unter  diese  vertheilt  wird.  Hierbei 
können  die  Antheilo  einzelner  fürstlicher  Personen  ganz  unzureichend  werden,  mau 
muss  daher  durch  die  Bestimmung  helfen,  dass  das  Einkommen  eines  Prinzen  oder 
einer  unverehelichten  Prinzessin  nicht  unter  eine  gewisse  Grenze  (minimum)  sinken 
kann  und  bis  dahin  durch  Zuschüsse  ergänzt  wird.  Auch  entsteht  durch  zufällige 
Ungleichheit  in  der  Zahl  der  Abkömmlinge  jeder  Linie  eine  unbillige  Verschiedenheit 
in  den  Einkünften  derselben;  der  Vortheil  ist  aber  unverkennbar,  dass  der  Aufwand 
im  Ganzen  ein  bestimmtes  Maass  behält.  Beisp.  Würtemb.  Hausges.  v.  28.  Juni 
1828  (Herdegen,  S.  150),  Hannov.  Ilausges.  v.  19.  Nov.  1836".  (Kau  §.  50 
Anm.  d).  Die  früher  Vorgekommeue  Einrichtung,  den  Mitgliedern  des  Fürstenhauses 
Domänen  zur  Dotation  zu  geben,  die  dann  weiter  in  der  betreff.  Nebenlinie  forterben 
konnten  (Haus  Orleans  als  bourbouische  Nebenlinie  in  Frankreich)  widerspricht  der 
heutigen  staatsrechtlichen  Stellung  des  Douianiums.    Vgl.  G.  Meyer,  Staatsrecht  §.  95. 

Die  Verwendung  der  Civilliste  hängt  lediglich  vom  Fürsten  ab,  wobei  es 
Kechtsgrundsatz  sein  muss,  dass  der  jeweilige  Regent  die  Civilliste  nicht  über  seine  Re- 
gierungszeit hinaus  belasten  kann.  Besondere  Beamte,  die  nicht  im  Staatsdienste  stehen, 
besorgen  die  Verwaltung  der  Civilliste.  Es  ist  dann  nur  nothwendig,  genau  zu  bestim- 
men, welche  Ausgaben  überhaupt  der  Civilliste  überlassen  bleiben,  d.  h.  nicht  unter 
den  sonstigen  Staatsaufwand  gerechnet  werdon  sollen.  Immer  mehr  ist  hier  die  Kegel 
zur  Geltung  gelangt,  dass  die  Civilliste  die  eigentlichen  persönlichen  und  Fa- 
milienausgaben des  Regenten  —  wofür  dann  die  „Cabinetskasse",  „Chatulle"  fun- 
girt —  und  den  Repräsontationsaufwan  d  der  Hofhaltung  zu  bestreiten  hat, 
während  alles  Uebrigc,  was  früher  der  Fürst  etwa  aus  seinen  Mitteln  zu  bestreiten 
hatte,  direct  auf  die  Staatskasse  übernommen  worden  ist.  (S.  über  England  Gneist 
a.  a.  0.  II,  §.  143).  Zweifel,  wohin  eine  Ausgabe  gerechnet  werden  sollte,  entstehen 
etwa  bei  Hoftheatern  u.  dgl.;  bisher  lasten  sie  bei  uns  meist  auf  der  Civilliste. 

Erübrigungen  aus  der  Civilliste,  welche  kapitalisirt  oder  zu  Ankäufen  von 
Landgütern,  Kunstwerken  u.  s.  w.  benutzt  werden,  stehen  dem  Fürsten  natürlich  auch 
zu.  Nähere  Bestimmungen  über  die  Eigenthumsverhältnisse  an  solchen  Gegenständen 
können  zweckmässig  sein.   S.  z.  B.  Sachs.  Verf.  v.  4.  SepL  1831,  §.  20  b. 
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Ausser  der  CivUliste  hat  der  regierende  Fürst  regelmässig  den  Niossbrauch 
gewisser  Objecto  des  Staatsvermögens,  wie  Schlösser,  Parks,  Jagdgründe.  Hierüber 
sind  die  gewöhnlichen  Inventarien  (§.  148)  zu  fuhren  (z.  B.  bad.  Ges.  r.  2.  Nor.  1831 ; 
preuss.  Ges.  v.  27.  Jan.  1868  mit  Kachweisung  der  zur  Staatsdomäne  gehörenden 
Schlösser  u.  s.  w.  in  den  neuen  Provinzen;  französ.  Ges.  v.  8.  Nov.  1814,  „domainc 
do  la  coorronne"),  u.  genaue  Bestimmungen  zu  treffen,  wem  die  Last  der  Erhaltung 
obliegt.   Vgl.  Rau  §.  48  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  99). 

§.  176.  —  ß.  Bedarf  für  die  obersten  Leiter  des  Staats  in 
Republiken.  Dieser  Bedarf  richtet  sich  hier  mit  nach  der  speciellen 
Verfassung  (Aristokratie,  Demokratie  u.  s.  w.)  und  betrifft  theils 
etwaige  Tagegelder  der  Abgeordneten  und  Vertreter 
des  souveränen  Volks  (grosser  Rath,  Congress),  theils  die 
Besoldungen,  den  Aufwand  für  Repräsentation  u.  dgl.  m.  der 
Träger  der  vollziehenden  Gewalt  (Präsident  u.  8.  w.). 
Der  Gesammtbetrag  dieses  Bedarfs  erreicht  natürlich  nicht  leicht 
die  Höhe  fürstlicher  Civillisten:  ein  finanzielles  Vergleichsmoment, 
das  aber  neben  viel  wichtigeren  kaum  mit  in  Betracht  kommt. 

Vgl.  auch  Kau  §.  51  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  100.  In  Nordamerika  erhielt 
jedes  Mitglied  der  beiden  Häuser  täglich  8  Doli.,  seit  1856  für  2  jähr.  Amtsdauer 
i.  G.  0000  D.  nebst  einmal  Reisegeld  für  Hin-  u.  Rückreise,  Hock,  Amerik.  Fin., 
S.  38.  Die  Ausgabe  für  den  Congress  war  1855/56  2.000,M2  D.,  1865/66  Senat 
466,000,  Abgeordnetenhaus  634,000  D.  —  Schweiz,  A.  1882:  Nationalrath  184,500  Fr.. 
Ständerath  8500  Fr.  (die  Mitglieder  desselben  erhalten  ihre  Tag-  und  Reisegelder  von 
den  einzelnen  Cantonen),  Bundesrath  85,500  und  Cauzlci  311,900  Fr.  In  den 
uordamerikanischen  Freistaaten  bezog  der  Präsident  früher  25,000 
(jetzt  50.000  '?)  Doli.,  der  Viccpräsident  8000  D.  —  In  den  schweizerischen 
Freistaaten  sind  die  Besoldungen  so  gering,  dass  die  obersten  Beamten  nicht  davon 
leben  können;  z.  B.  der  Bundespräsident  erhielt  (A.  1858)  nur  8700,  jeder  Bundes- 
rath 8300  Fr.,  in  Zürich  jeder  der  2  Präsidenten  2625  Fr.,  in  Luzem  der  Schultheis« 
3143  Fr.  (Nach  Rau).  —  In  Frankreich  bezog  der  jetzige  Präsident  Mac  Mahoa 
f.  1876  bereits  900,000  Fr.  Gehalt  und  Repräs.- Kosten,  der  jetzige  Grcvy  600,000  fr. 
Gehalt,  300,000  fr.  Reise-  u.  Repräs.-kostcn ;  ausserdem  freie  Wohnung  im  Elysee- 
Palast;  f.  die  Erhaltung  dieses  Gebäudes  u.  seiner  Einricht.  stohen  noch  300,000  fr. 
im  Etat. 

II.  —  §.  177.  Ausgaben  für  die  Volksvertretung. 
Der  Hauptposten  sind  die  etwaigen  Vergütungen  oder  Kosten- 
entschädigungen an  die  Mitglieder  der  betreffenden  Körper- 
schaften. Ob  solche  Vergütungen  überhaupt  gewährt  werden 
sollen,  ist  eine  wichtige  politische  Frage,  welche  eine  allge- 
meine Entscheidung  nicht  gestattet.  Der  schwer  wiegende  und 
vielfach  mit  Recht  als  entscheidend  geltende  Vortheil  der  Ge- 
währung einer  angemessenen  Vergütung,  wenigstens  an  die  durch 
Wahl  des  Volks  bestimmten  Abgeordneten  der  Volkskammer 
(2.  Kammer,  Unterhans  u.  s.  w.)  liegt  in  der  Erlangung  einer 
grösseren  Freiheit  für  die  Auswahl  der  Deputirten.  Zu  vergüten 
ist  dann  eventuell  und  wird  bei  der  Gewährung  einer  Vergütung 
in  der  Praxis  auch  regelmässig  vergütet  der  Betrag  der  Heise- 
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kosten  (nach  Wegelänge  und  Transportart,  nebst  einem  Pauschale 
für  sonstige  Kosten)  und  der  Kosten  des  Aufenthalts  am 
Sitze  des  Parlaments  oder  Landtags.  Die  Form,  in  welcher 
letztere  Kosten  ersetzt  werden,  pflegt  die  Gewährung  von  Tage- 
geldern (Diäten),  also  eines  Pauschale  zu  sein  (deutsche 
Länder),  was  auch  wohl  passender,  als  ein  fixer  Jahressatz 
(Frankreich)  ist.  Weitere  Kosten  der  Vertretungskörper  entstehen 
durch  das  bleibend  beschäftigte  Personal  (etwaige  Aus- 
schüsse, Bureaubeamte  u.  s.  w.)  und  durch  die  sachlichen  Aus- 
gaben für  Gebäude,  Inventar,  Druckkosten,  Stenographie  u.  s.  w.). 

Im  N  orddeutschelPu.  jetzt  Deutschen  Reichstag  wie  im  früheren  Deutschen 
Zoll  Parlament  hat  man  keine  Tagegelder  zugelassen,  um  ein  Gegengewicht  gegon  das  allge- 
meine Stimmrecht  zu  schaffen.  Wiederholte  Antrage  des  Parlaments  auf  Einfuhrung  von 
Diäten  bat  die  Reichsregierung  bisher  abgelehnt.  Nur  freie  Fahrt  (auf  den  Eisen- 
bahnen) ist  den  Mitgliedern  des  Reichstags  kurz  vor  und  nach .  sowie  während  der 
Sit/ungszeit  neuerdings  gewährt  worden.  In  mehreren  Ländern  hat  man  geglaubt, 
Stellen  für  Mitglieder  eines  Oberhauses  (Pairskammer,  Senat)  mit  einem  aus  der 
Staatskasse  zu  schopfenden  Einkommen  errichten  zu  müssen.  In  Frankreich  waren 
nach  der  Herstellung  des  Königthums  bis  1830  erblicbo  Pairsstellon  bis  zu  12,000  Fr. 
jährlicher  Ausstattung.  Auch  im  zweiten  Kaiserreich  erhielten  die  Senatoren  wieder 
eine  solche,  wofür  der  A.  1859  4,980,000  Fr.  auswirft.  Ausserdem  sind  für  den 
Senat  1,080.000  und  für  den  gesetzgebenden  Körper  2,795,000  Fr.  jährlich  als  Ver- 
waltungskosten aufgenommen.  A.  für  1870  für  diese  Zwecke  zusammen  11,274,000  Fr. 
Jetzt  erhalten  Doputirto  u.  Senatoren  auch  ein  Fixum  von  9000  fr.  jährlich  (zus. 
1882  4,815,000  fr.),  der  Kammerpräsident  72,000  fr.  Gesammtausg.  f.  d.  französ. 
Deputk.  1881  6,898,900  fr..  Senat  4*5  MUL,  zus.  1 14  Mill.  fr.  —  In  West-Oester- 
reich A.  f.  1880  Ordin.  678,165  fl.,  wovon  Herrenhaus  55,896,  Abgcordn.h.  597,734, 
Delegation  14.000,  Staatsschuld  contr.commiss.  11,035  fl.  Diäten  der  Abgcordn.  10  fl. 
(Ges.  v.  7.  Juni  lh61).  —  Proussen.  Neues  Ges.  über  Reisekosten  u.  Diäten  d. 
.Mitglieder  d.  Abgeordnetenhauses  v.  30.  März  1873:  Diäten  5  Tblr.  p.  Tag  (bisher 
3  Thlr),  u.  zwar  f.  alle  Abgeordnete,  auch  f.  d.  in  Berlin  wohnenden.  Die  Diäten 
müssen  angenommen  werden.  Reisekosten  für  jeden  Zu-  u.  Abgang  1  Thlr.,  jetzt 
nach  Ges.  v.  24.  Juli  1876  p.  Kilometer  Eisenb.  od.  Dampfsch.  13  Pfcnn.,  auf  andern 
Wogen  60  Pf.  A.  für  1883/84  Herrenhaus  172,310  (incl.  Besold.  der  Beamten  etc.), 
Abgeordnetenhaus  1,201,270,  zus.  1*374  Mill.  M.  —  Baiern.  Diäten  der  nicht  in 
München  wohnhaften  Abg.  10  M.  A.  d.  Landtagskosten  1883  346,095  M.  —  K. 
Sachsen.  Diäten  der  nicht  in  Dresden  wohnh.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.,  ebens.  f. 
gewisse  Kateg.  d.  Mitglieder  d.  1.  K.  A.  d.  Landtagskosten  1883  126,400  M.  — 
Wörtomb.  Mitglieder  beider  K.  (mit  einigen  Ausnahmen  in  der  1.  K.)  9  M  43  Pf. 
(51/«  A-)  Diäten.  A.  d.  Landt.kost.  1883  338,255  M.  —  Baden.  Diäten  d.  nicht 
in  Carlsruhe  wohn.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.  Kosten  d.  Landstünde  A.  f.  1882  97,220  M.  - 
Hessen.  „Auf  Verlangen"  9  M.  Diäten  f.  d.  nicht  in  Darast.  wohn  Mitgl.  d. 
2.  K.  —  Sachsen- Weimar  Abg.  10,  Kammerpräs.  15,  Vicepräs.  12  M.  Diäten. 
In  Grossbrit  Kosten  d.  Oberhauses  1881/S2  42,593.  d.  Unterh.  48.324  Pf.  St.  Di.; 
gesammte  Ausgabe  für  Landesvertretung  berechnet  Herrn.  Wagner  um  1873  in  den 
Deutschen  Staaten  auf  2*25  Mill.  M..  noch  nicht  7%  der  Hofausgabe.  — 

Bei  directer  Gesetzgebung  durch  das  Volk,  wie  neuerdings  in  einigen 
schweizer  Cantonen,  u.  z.  Tb.  jetzt  im  Bunde  selbst  wachsen  den  Finanzen 
direct  nur  wenige  Kosten  zu.  Aber  indireef  wird  der  volkswirthschaftliche  Verlust  an 
Arbeitszeit  wegen  der  Agitationen,  der  Abstimmungen  u.  s.  w.  doch  als  Ausgabepost 
im  Haushalt  des  Einzelnen  und  des  ganzen  Volks  zu  betrachten  sein. 

„Referendum"  verschiedener  Art,  so  im  Canton  Zürich  und  Thurgau, 
wo  u.  A.  jedes  von  der  Regierung  vorgeschlagene  und  vom  gesotzgebenden  Repräsen- 
tativkörper angenommene  Gesetz  noch  der  Volksabstimmung  in  den  Gemeinden  unter- 
worfen wird.    In  Waadt  besteht  ein  Finanz -Referendum  bei  Summen  über  1,  in 
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Neuenbürg  dsgl.  bei  Summen  über  2  Mill.  Fr.  Wieder  Modificationen  in  Bern 
(wo  z.  B.  über  die  Subvention  zur  Gotthardt  -  Bahn  abgestimmt  wurde).  Aargau. 
(iraubündon,  Schwyz,  Baselland.  S.  M.  Wirth  in  d.  Art.  Schweizer.  Eid- 
genossenschaft, Bluntschli's  u.  Brater's  Staatswörterb.  XI,  1013. 

III.  —  §.  178.  Ausgaben  für  gewisse  oberste  Staats- 
körper. Nach  der  Staatsform  und  nach  manchen  zufälligen 
geschichtlichen  Entwickelnden  sind  solche  oberste  Staatskörper 
verschieden  organisirt  nnd  haben  sie  eine  verschiedene  Stellung. 
Danach  gestaltet  sich  dann  der  meist  an  und  für  sich  nicht  be- 
deutende Aufwand  wieder  verschieden.  Es  gehören  dahin  etwa 
das  fürstliche  C abinet,  das  in  Repriisentativstaaten  mit  verant- 
wortlichen Ministern  mitunter  ganz  beseitigt  ist  oder  seine  Wich- 
tigkeit verloren  hat;  der  Staats rath,  dessen  Mitglieder  vielfach 
zugleich  andere  Aemter  bekleiden  und  dafür  ihre  Besoldung  be- 
ziehen; der  Ministerrath  (auch  Staatsministerium),  in 
welchem  die  Vorstände  der  verschiedenen  Ministerieen  und  etwaige 
Minister  ohne  Portefeuille  collegialisch  berathen.  Auch  hier 
kommen  dann  nur  etwa  Bureaukosten  und  Gehalte  des  Bureau- 
personals neu  hinzu,  während  die  Besoldungen  der  Minister 
im  Etat  ihres  speciellen  Dienstzweigs  stehen.  Mitunter  sind 
einige  andere  Centralanstalten  gleich  direct  unter  einen  dieser 
obersten  Staatskörper  gestellt,  z.  B.  die  Archive,  die  Oberrecbnungs- 
kammer  u.  a.  m. 

Oesterreich  A.  für  1883,  Cabinetskanzlei  d.  Kaisers,  Westösterreieh  und 
Ungarn  je  c.  70,000  fl.,  Ministerrath  in  West-Ocst.  1,011,000,  Ministerpräsidium  in 
Ungarn  290,000  fl.  —  Baiern  A.  für  1893  Staatsrath  48.S0O  M.  —  Baden  A.  für 
18*3  (ich.  Cabinet  22,050  M.,  Staatsministerium  62.892  M.  —  Preussen  A.  für  1883/S4 
Staatsministeriuins-Burcau  298,880  M.,  Geh.  Cirilcabinet  122,680  M.  —  Frankreich 
A.  1865  Staatsministerium,  CcntralverwalL  423,500  Fr.,  Geh.  Math  300,000  Fr.  (1*62 
A.  Staatsrath  2,229,700,  ls76  noch  S56,S0O  Fr.). 

In  Frankreich  standen  eine  Zeit  lang  während  des  2.  Empire:  unter  dem  Staate- 
ministerium Reichsarchi?,  schöne  Künste  und  Theater,  höhere  wissensch.  Zwecke  (u.  a. 
Institut,  K.  Bibliothek),  Staatsgebäude ,  Gestüte  u.  Verschied.  —  In  Preusscn  direct 
unter  dem  Staatsministerium:  Staatsarchive.  General-Ordenscommission,  Oberrechnungs- 
kammer, Obcrcxaminationscommiss.  für  höh.  Vcrwaltungsbcamte.  Disciplinarhof,  Gerichts- 
hof zur  Entscheid,  d.  Competeuzconflicte. 

2.  Abschnitt. 

Finairzbcdarf  für  die  Durchführung  des  Rechts-  und 

Machtzwecks. 

§.  179.  Hierbin  stellen  wir  (nach  §.  33,  Nr.  2)  die  Justiz, 
die  Sicherheitspolizei,  als  Theil  des  „Inneren",  das 
„Auswärtige"  und  das  im  folgenden  Abschnitt  näher  zu  be- 
handelnde Militärwesen. 
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I.  Das  Justizwesen,  dessen  Kosten  gewöhnlich  nur  einen 
relativ  kleinen  Theil  der  eigentlichen  Staatsausgabe  ausmachen, 
ist  in  den  modernen  Staaten  nicht  ganz  gleicbmässig  eingerichtet, 
weshalb  auch  die  Ausgaben  dafür  sich  verschieden  gestalten. 

Raa  meint  in  der  5.  Ausg.  §.  69:  Das  Jnstizwesen  koste  höchstens  des 
ganzen  Staatsaufwands.  Solche  absolute  Statist.  Hegeln  lassen  sich  nicht  angeben,  weil 
die  Quote  einmal  nach  der  Ressortbegrenzung  iz.  B.  ob  die  Strafanstalten  unter  dem 
Justizmin.  oder  unter  einem  anderen  Ministerium  stehen),  sodann  und  mehr  noch  weil 
sie  nach  der  Höhe  des  sonstigen  Staatsaufwands  [z.  ß.  ob  die  Selbstverwaltung  mehr 
oder  weniger  ausgebildet  ist,  ob  die  Last  der  Staatsschuld  gross  ist  u.  s.  w.)  verschieden 
ausfallen  muss.  Bevor  allgemein  landeafürstl.  Gerichte  bestanden  (in  Oesterr.  u.  Preussen 
daher  bis  1848,  bis  zur  völligen  Beseitigung  der  Patriinonialjustiz),  war  die  Staats- 
ausg.  absol.  u.  relat.  auch  kleiner.  Gerstfeldt  (Jahrb.  B.  41,  S.  27,  28)  berechnet 
f.  Preussen  als  Ausg.  f.  die  Justiz  (incl.  Gerichtsgefangnisse)  p.  Kopf  Pfennige: 
1821  47,  1832  43,  1841  44,  185t  167,  1861  186,  1873  233,  1883  303,  od.  in  tt/0 
der  ord.  Nettoausg.  (Civ.  u.  Mil.  ohne  Schuld)  bez.  41— 4  3 — 15— 13  8- 12  7— 10  8— 
12*6.  —  Beispiele.  Preussen  Et.  f.  1883/84  Ord.  d.  Justizmin.  80*16  M.  M., 
1S75  nur  64  M.  M.,  c.  12'50/0  der  ehrcntl.  Staatsaus-r.  Baiern  1876  (incl.  Strafanst) 
11-87  Mill.  M.  oder  7*2%  d.  eigentl.  Ausg.  (incl.  Militäretat)  J8S.3  12  63  M.  M. 
Frankreich  1876  32*9  Mill.  Fr.  oder  14%  d.  eig.  Ausg.  (1S59  bei  wesentl.  kleinerer 
Gesammtausgabe  367).  18S3  3594  M.  fr.  West-Oesterreich  1875  19'4  Mill.  fl. 
ordentl.  Ausg.  (incl.  Gefangnissverwalt.),  c.  6'5°/0  d.  eig.  Ausg.,  1882  19  53  M.  fl. 

Die  Hauptposten  der  Ausgaben  betreffen: 

1.  Das  Justizministerium  selbst,  nebst  den  etwa  dazu- 
gehörigen Commissionen  (für  Gesetzgebungsarbeiteo ,  PrUfungs- 
wesen  u.  dgl.  m.). 

Nur  ein  kleiner  Posten  im  Justizetat,  z.  B.  in  Preussen  Minist.  550,000  M.  bei 
80  Mill.  M.  Ge&ammtausg.  in  1883i84,  Justizprüfungscomm.  32  600  M.  u.  Unterhaltung 
d.  Justizgebilude  1  Mill.  M. 

2.  Das  Gerichtswesen  mit  den  Gerichten  verschiedener, 
meist  3,  Instanzen.  Die  Höhe  der  hierher  gehörigen  Ausgaben 
hängt  wesentlich  von  der  Gerichtsorganisation  (Zahl  der 
Instanzen,  Instanzenzng,  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  u.  s.  w.) 
und  dem  Gerichtsverfahren  ab. 

Vereinfachung  des  Processgangs ,  häufigere  Anwendung  des  mündlichen  Ver- 
fahrens, schiedsrichterliche  Einrichtungen  u.  dgl.  in.  empfehlen  sich  auch  im  finan- 
ziellen Interesse  (Rau).  Doch  darf  das  Letztere  in  diesen  Puncten  nur  mitsprechen, 
nicht  entscheiden.  Das  Gerichtswesen  ist  rcgolmässig  zugleich  eine  Quelle  von 
Einnahmen,  namentlich  sogen,  Justizgebuhren,  welche  einen  Theil  der  Kosten 
decken.  Ob  und  in  welcher  Höhe  solche  Gebühren  zu  erheben  sind,  ist  wiederum 
nach  finanziellen  Gesichtspuncten  nicht  zu  entscheiden.  Soweit  diese  aber  mitsprechen, 
wird  in  der  späteren  Gcbührenlehro  von  jenen  Gebühren  gehandelt  (s.  Fin.  II, 
§.  291—294). 

Die  Kosten  der  Gerichte  dritter,  zweiter  und  erster  Instanz  verhielten  sich  in 
Preussen  (1870)  wie  1— 6  8— 41,  in  Baiern  (1868/69  u.  1870)  wie  1—3—19,  in 
Baden  das  Obergericht  zn  den  Kreis-  U.Amtsgerichten  wie  1  zu  30.  Die  Gerichts- 
verfassung ist  übrigens  so  verschieden,  dass  sich  ein  in  der  Natur  der  Sache  gegrün- 
detes Vcrhältniss  nicht  genau  herausfinden  lässt.  Gegenwärtig  (um  1883)  ist,  unter 
Anrechnung  von  60°/0  der  Kosten  des  Reichsgerichts  in  Leipzig  als  Gerichts  oberster 
Instanz  f.  Preussen  das  Verhältniss  etwa:  1  :  4*5  :  69  (0  79— 3  55— 54  56  M.  M.). 
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Ob  eine  Veränderung  der  Gcrichtsorganisation ,  wie  die  neue  deutsche,  das  Gerichts- 
wesen für  die  Finanzen  wohlfeiler  macht  oder  nicht,  ist  bei  der  Eiuwirkung  so  manch- 
facher  Factoren  (Bewegung  der  Criminalität,  der  Beanspruchung  der  freiwilL  Gerichts- 
barkeit, Gang  des  Wirthschaftslebens  —  Aufschwung-  und  Abschwungperiode  —  u.  s.  w.) 
schwer  zu  beurthcilcn. 

3.  Die  Gefängnisse  und  Strafanstalten. 

Diese  stehen  nicht  immer  oder  nicht  immer  alle  unter  dem  Justizministerium, 
souderu  unter  einem  anderen,  z.  B.  dem  des  Inneren,  was  bei  Vergleichen  nicht  zu 
übersehen  ist    S.  o.  S.  65. 

Die  neuere  Auffassung  des  Strafzwecks,  die  erkannte  Noth- 
wendigkeit  auf  die  Gefangenen  bessernd  einzuwirken  und  humane 
Regungen  haben  in  den  letzten  Menschenaltern  zu  grossen,  aber 
auch  sehr  kostspieligen  Verbesserungen  des  Gefangnisswesens  ge- 
führt (bessere  Gebäude,  Zellensystem  und  Absonderung  in  Einzel- 
haft, bessere  materielle  und  sittlich-religiöse  Pflege,  Unterricht  u.  s.  w.). 
Diese  Verbesserungen  sind  ein  gutes  Beispiel  für  das  nothwendige 
Wachsen  des  Staatsbedarfs  auf  höheren  Culturstufen  des  Volks- 
lebens (§.  36).  Und  wenn  auch  vielleicht  in  der  Verbesserung 
der  materiellen  Verpflegung  und  der  ganzen  Einrichtungen  der 
Gefängnisse  und  Zuchthäuser  neuerdings  mitunter  etwas  zu  weit 
gegangen  und  damit  dem  eigentlichen  Zweck  der  Bestrafung  in- 
direct  etwas  entgegengearbeitet  worden  ist,  muss  doch  das  Vor- 
gehen an  sich  im  Ganzen  gebilligt  werden.  Ein  Theil  der  hohen 
Kosten  kann  und  darf  durch  den  Reinertrag  der  —  auch  sonst 
unentbehrlichen  —  Zwangsarbeit  der  Sträflinge  gedeckt  werden. 
Doch  muss  dieses  Finanzinteresse  an  der  Sträflingsarbeit  wiederum 
gegen  andere  Rücksichten  zurückstehen.  U.  A.  ist  Vorsicht  zu 
üben,  dass  die  wohlfeile  Sträflingsarbeit  nicht  den  freien  Arbeitern 
eine  zu  bedenkliche  Concurrenz  macht  und  deren  Lohn,  besonders 
in  der  Gegend  der  Strafanstalten,  herabdrückt:  eine  bedenkliche 
Folge,  welche  in  der  Praxis  nicht  immer  genügend  beachtet  wird, 
allerdings  aber  auch  sehr  schwer  zu  vermeiden  ist. 

Einige  weitere  Ausführungen  mit  9tatist  Daten  Uber  den  Gegenstand  bei  Kau 
§.  00  u.  z.  Th.  danach  in  d.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  22S— 230.  Auch  dieses  Gebiet 
ist  aber  zu  speeifisch  technischer  Natur  u.  hängt  mit  den  Principien fragen  u. 
Verwaltungsgrundsätzen  des  Strafwesens  u.  Gefängnisswesens  zu  enge  zusammen,  als 
dass  es  hier  in  der  Fin.wiss.  genauer  mit  Erfolg  behandelt  werden  könnte.  Der 
neuerlichen  Zunahme  der  Verbrechen  und  Vergeben  hat  neben  den  inneren  Ver- 
besserungen der  Einrichtung  u.  Pflege  eine  Zunahme  des  Aufwands  entsprochen. 
Aeltere  Beispiele  s.  a.  a.  0.  Beispiel.  Preusscn.  Gefängnisse  unter  d.  JusLmin. 
1SS3/S4  Ausg.  7'52  M.  M  ,  Einn.  aus  d.  Antheil  am  Arbeitsverdienst  d.  gerichtl.  Ge- 
fangenen 0780  M.  M.,  woraus  auch  Remunerationen  der  Gefängnissbeamten  gezahlt 
werden.  Ausserdem  haben  d.  Gefangenen  noch  f.  353,000  M.  Antheil  am  Ertrat 
ihrer  Arbeit  Die  Strafanstalts -  u.  s.  w.  Verwalt  unter  d.  Min.  d.  Inneren  kostet 
gleichzeitig  0'34  M.  M.  (1875  nur  7'67),  die  Einn.,  meist  aus  d.  Arbeit  d.  Sträflinge 
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Ausg.  2  3  M.  fl.  im  Ord.  (Weitrcs  wohl  im  Et.  der  Kronländer'?),  Einn.  0  603  M.  fl.  — 
Baiern  Strafanst.  im  Just.min  18S3  441  M.  M.  —  Krankreich  1SS1  Gefängnisse 
im  Min.  d.  Inneren  20  78  Mill.  fr. 

II.  —  §.  180.  Die  Polizei  im  engeren  Sinn,  oder  die  sogen. 
Sicherheitspolizei,  d.  h.  „die  Sorge  für  die  Beschützung  der 
Personen  nnd  des  Eigenthums  im  Innern  des  Staates  durch  un- 
mittelbar vorbeugende  Massregeln"  (Rau),  in  vielen  Staaten  mit 
anderen  Verwaltungszweigen  verbunden  und  dem  Ministerium 
des  Innern  übertragen,  ist  im  modernen  Staate  neben  dem 
Militärwesen  die  Haupteinrichtung,  welche  der  Verwirklichung  des 
Präventiv  princips  (§.  37)  dient.  Ihre  Kosten  wachsen  mit 
der  Schwierigkeit  der  zu  überwachenden  Verhältnisse  und  mit  dem 
steigenden  Redürfniss  der  Cultur  und  Volkswirtschaft,  dass  wirk- 
lich Rechtsstörungen  verhütet  werden.  Die  bezüglichen  Ausgaben 
trägt  aber,  soweit  sie  wesentlich  für  locale  Zwecke  erfolgen,  der 
Staat  gewöhnlich  nicht  allein,  sondern  die  Selbstverwaltungskörper, 
besonders  die  Gemeinden,  partieipiren  daran.  Wie  dies  im  Ein- 
zelnen einzurichten  ist,  ist  in  Theorie  und  Praxis  noch  nicht  end- 
giltig  entschieden  und  gehört  zu  den  Fragen  der  Organisation  der 
Selbstverwaltung  neben  und  statt  der  Staatsverwaltung  (§.  43  ff.). 
Die  Kosten  betreffen: 

1.  Die  oberen  Verwaltungsorgane  und  Behörden, 
welche  im  Staate  meistens  gemeinsam  für  diesen  Zweck  und  flir 
die  übrige  sogenannte  Innere  Verwaltung  fungiren  (Mi- 
nisterium des  Inneren,  Provinzial-,  Departemental-,  Bezirks-,  Kreis- 
verwaltung n.  s.  w.),  theils  allein,  theils  in  Verbinduug  mit  Organen 
nnd  Behörden  der  Selbstverwaltung.  Finanziell  lassen  sich  die 
Ausgaben  nach  den  Zwecken,  welchen  diese  Behörden  dienen, 
nicht  wohl  trennen. 

Die  Kosten  der  gesammten  Inneren  Staatsverwaltung  richten  sich  nach 
■l<r  Einrichtung  und  Grösse  der  Verwaltungen  (Provinzen,  Bezirke,  Kreise),  dem 
Vorherrschen  der  collegialischcn  oder  der  Dnrcauverfassung,  nach  dem 
l'mfangc,  in  welchem  die  Selbstverwaltung  der  kleineren  autonomen  Kreise  der  Staats- 
verwaltung Aufgaben  n.  Thätigkeiten  abgenommen  hat.  u.  dgL  m.  Die  finanzielle 
Seite  dieser  Verhältnisse  lüsst  s<ich  ohne  ein  Eingehen  in  genaues  Detail  nicht  richtig 
beurtheilcn  und  Vergleiche  zwischen  verschiedenen  Staaten  mit  gewöhnlich  mehr  oder 
weniger  Verschiedenheiten  in  der  Einrichtung  der  Verwaltung  sind  nicht  wohl  un- 
mittelbar möglich,  (was  Hau,  in  §.  70  Anm.  a,  zwar  in  einem  Punctc  auch  hervor- 
hebt, aber  doch  nicht  genügend  beachtet».  Nur  als  Beispiel  daher:  Preusscn  A. 
ls*3/$4  Min.  d.  Inn.  (ohne  die  davon  dependir.  Specialämter)  0,001  Mill.  M.,  Obcr- 
prisidien  (in  d.  Provinzen)  u.  Regierungen  (iu  d.  Bezirken)  incl.  Finanzdircction  u. 
Hezirkshauptkasseii  in  Hannover  u.  einiger  and.  höherer  Mittelbehörden  (auch  incl.  d. 
Ka«scnverwalt.  d.  Regierungen)  12"  19  Mill.  M.  lim  Finanz  min.  eingestellt).  Ver 
waltungsgerichtc  u.  Deptit.  f.  Hcimathwes.  0127,  Standesämter  0  300.  Landdrosteien 
in  Hannover)  0501.  landräthl.  Behörden  u.  Aemter  7*175,  alldem.  Ausgaben  im  In- 
terne der  Polizei  1424  Mill.  M.  (incl.  geheime  Ausgabe»  0-170)    \\  Vst-<  •  este  r- 
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II,  §.  290.  Früher  flössen  diese  Gebühren  öftere  den  Beamten  selbst  zu.  wie  jetzt 
z.  Th.  noch  den  unbesoldeten  Ehrenconsuln.  Das  richtige  Princip  ist  auch  hier, 
dass  solche  Gebühren  sämintlich  in  die  Staatscasse  fliessen  und  hier  verrechnet  werden. 
Sic  dienen  daun  zur  Deckung  eines  Theils  der  betrefl enden  Staatsausgabc. 

Hierhin  gehören  hauptsächl.  d.  Einn.  d.  Ausw.  Amts  im  D.  Reich,  A.  1883/84 
0513  Mill  M.,  8*4%  d.  Aufwands.  A.  d.  Cons.-Üeb  im  gcmeins.  österr.  B.  1876 
auf  0*177  Mill.  fl.    Einn.  d  gemeins.  Min.  d.  Aeuss.  überh.  in  1882  714*400  fl. 


3.  Abschnitt. 

Flnanzbedarf  für  das  Nilitttrwesen  (Heer  und  Flotte) 

insbesondere. 

Abweichend  von  der  Behandlung  der  sonstigen  Materien  dieses  zweiten  Kapitels 
„von  den  einzelnen  Gegenständen  des  eigentlichen  Finanzbedarfs"  wird  das  Militär- 
wesen hier,  wie  schon  in  d.  vor.  Aufl.  nicht  uur  etwas  eingehender,  sondern  auch 
nach  seiner  volkswirtschaftlichen  Seite  mehr  principiell  erörtert  In  die  Fi- 
nunzwissenschaft  gehört  das  zwar  streng  genommen  ebensowenig,  als  eine  Erörterung 
der  principicllcD  u.  materiellen  Puncto  bezuglich  der  Übrigen  Gegenstände  dieses  Ka- 
pitels (s.  o.  S.  3!'Ü).  ludessen  kommen  di esc  Gegenstände  th  in  anderen  Theilen  des 
Systems  der  polit.  Oekon.,  th.  in  verwandten,  bereits  ausgebildeten  Disciplincu,  bes.  in  d 
Inneren  Vcrwaltungslchre,  auch  nach  diesen  Seiten,  welche  die  entscheidenden  und 
wichtiger  als  die  finanziellen  sind,  zu  ihrem  Hechte.  Für  das  Militärwesen  trifft  das 
nicht  zu.  Kaum  Anfänge  einer  „Verwaltungsichre*'  desselben,  als  Theiles  der  All- 
geun.  Verw.l.  sind  vorhanden  (Stein,  Ratze  nhof er).  In  anderen  Theilen  des  Sys- 
tems der  polit.  Oekon.  ist  das  Thema  auch  nur  etwa  zu  streifen,  wie  in  der  „Grund- 
legung". Kein  wichtiges  Gebiet  des  Staatslebens  ist  in  den  Staatswissenschaften  bis- 
her so  vernachlässigt  worden,  als  das  Heerwesen,  und  leidet  heute  noch  so  sehr  unter 
falscher  oder  einseitiger  Bcurtheilung  der  ökonomischen  Doctrin,  der  politischen  Par- 
teiungen  und  der  durch  letztere  beherrschten  „öffentlichen  Mciuung"  —  selbst,  ja  gerade 
mit  am  Meisten  in  Deutschland,  trotz  der  demonstratio  ad  hominem,  welche  das  Elend 
der  alten  deutschen  u.  der  Glauz  der  neuen  preussisch  -  deutschen  Geschichte  und 
welche  jüngst  vollends  die  Jahre  186«  u.  1870 — 71  gegeben  haben.  Das  alte  Ge- 
spenst der  britischen  Oekonomie  von  der  ,.D nprod uetivität  der  Dienstleistungen, 
zumal  des  Heeres"  spukt  hier  immer  noch.  Dem  gogenüber  erschien  ein  Abschnitt 
wie  der  folgende  nicht  nur  zulässig  auch  im  Kähmen  dieses  Werks,  sondern  geboten, 
gerade  auch  wegen  der  ausserordentlichen  Bedeutung  des  Heerwesens  für  die  Finanzen. 
Der  Schwerpunct  der  finanzwiss.  Betrachtung  liegt  in  Abth.  III  dieses  Abschnitts 
(„Militärökonomik").  Vgl.  Kau,  5.  A.,  §.  72—77.  Ferner  v.  Standpunct  d.  Vcrwaltungs- 
lehrc  aus  I..  Stein,  Lehre  v.  Heerwesen.  Stuttg.  1872,  Uber  d.  Militärhaushalt  ob. 
S.  233  ff.  \  die  volkswirthschaftl.  Würdigung  übrigens  ungenügend  (s.  das.  S.  215  Na- 
tionalökon.  u.  Militärwirthsch.,  vgl.  Wagner.  Grundlegung  I,  2.  Aufl.  S.  325,  auch 
unten  pass>iui).  Auch  Katzenhof  er,  Staatswehr.  Stuttgart  ISS  1.  Ueber  die  gegen- 
wärtigen militärisch.  Kräfte  der  europ.  Staaten  s.  v.  Firks,  Uebers.  d.  f.  d.  Landkrieg 
verfügb.  Streitkräfte,  1873/74  vgl.  mit  1858/59.  Ferner  dors..  Beitr.  z.  Statist,  d. 
Keichsheercs.  Ergänz.h.  VIII  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  18S1.  Weiteres  Statist.  Material 
über  Organisation  u.  Grösse  des  Heers  u.  d.  Flotte  immer  in  Kurze  am  Besten  im 
Gotli.  Hofkalendcr;  auch  vielerlei  Daten  in  den  stat.  Werken  v.  Kolb  (antimilitarische 
Tendenz),  Bracheiii.  Ebcndas.  bes.  im  Gothaer  Alman.,  auch  die  Hauptdaten  ober 
die  Finanzen  v.  Heer  u.  Hotte.  Aelterc  Daten  s.  in  Kau's  früherer  Ausg.,  5.  Ausg. 
§.  72  Anm.,  0.  Ausg.  cb.  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  234  ff.  Statist.  Daten  über  das 
Heer  überh.  u.  selbst  über  die  Finanzen  des  Heerwesens  allein  können  indessen  in  diesem 
Werke  nur  spärlich  gegeben  werden.  Sie  verlangen  gorade  hier  eine  genauere  Analyse, 
um  Fehlschlüsse  zu  vermeiden ,  damit  aber  auch  einen  so  breiten  Raum  der  Dar- 
stellung, wie  er  hier  nicht  vorhanden  ist. 
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I.  —  §.  182.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
undNothwendigkeit  des  Heerwesens  auch  im  Frieden. 
Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  der  politischen  Lage  der 
Völker  und  Staaten  Europas  und  unter  den  dadurch  mit  ge- 
schaffenen Daseinsbedingungen  unseres  ganzen  Volkslebens,  unserer 
materiellen,  ideellen  und  sittlichen  Cultur  ist  die  Ausbildung 
und  Bereithaltung  eines  angemessenen  Heeres  und  für  See- 
staaten einer  Kriegsflotte  auch  in  Friedenszeit  eine 
unvermeidlich  gebotene  Notwendigkeit  zur  Durchführung  des 
staatlichen  Machtzwecks  und  zur  Realisirung  des  Präventiv- 
prineips  (§.37)  behufs  möglichst  ungestörter  Aufrcchthaltung 
der  Rechtsordnung  nach  Aussen  wie  im  Inneren.  Das 
„System  des  bewaffneten  Friedens",  wie  es  sich  in 
unserer  modernen  europäischen  Stnatenwelt  in  der  Haltung  grosser 
stehender  Friedensheere  besonders  seit  dem  17.  und  mehr  noch 
im  18.  Jahrhundert  entwickelt  und  im  19.  fortgebildet  hat,  kann 
objectiv  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Völker-  und 
Staatengeschichte  gewürdigt  und  staatsw  issenschaftlich  wie 
speciell  nationalökonomisch  nur  richtig  aufgefasst  werden, 
wenn  man  in  ihm  eine  jener  grossen  £ inrichtungen  erkennt, 
durch  welche  die  staatliche  „Gemeinwirthschaft"  eben  im 
höchsten  volkswirtschaftlichen  und  Culturinteresse  präventiv 
die  Bedingungen  menseblichen  Zusammenlebens  garantirt  (Grund- 
legung, §.  179  ff.).  Diese  Einrichtungen  und  unter  ihnen  allen 
diejenige  der  stehenden  Friedensheere  und  Flotten  weitaus  am 
Meisten,  machen  zwar  ausserordentliche  Opfer  an  Arbeit  und 
SachgUtern,  einen  riesigen  Finanzaufwand  nöthig,  Opfer  und  Auf- 
wand, welche  die  Volkswirtschaften  ungeheuer  belasten,  gleich- 
wohl aber  nicht  nur  als  Belastungsfactoren  betrachtet  werden 
dürfen,  deren  Höhe  man  beklagt,  sondern  wenigstens  ideell,  wenn- 
gleich eine  Bezifferung  nach  dieser  Seite  nicht  möglieh  ist,  mit 
dem  ungeheuren  Werth  verglichen  werden  müssen,  den  ein 
tüchtiges  Heer  als  Mittel  der  Prävention  von  Störungen  der 
Rechtsordnung  und  der  Gewährung  gesicherter  nationaler  und 
staatlicher  Unabhängigkeit  auch  volkswirtschaftlich  hat. 

Selbstverständlich  ist  jede  thunliche  Ersparung  an 
Truppenhaltung  und  Militäraufwand  durch  volks- 
wirtschaftliche und  finanzielle  Erwägungen  geboten. 
Doch  ist  die  übliche  Polemik  gegen  den  „Militarismus"  und 

A.  Wagner,  PUunztriaenscIuft.  I.  3.  Aull.  27 


418  2.  B.  Fin.Wdarf.    2.  K.  Einzelnes.    S.  A.  Militärw.  §.  192. 


namentlich  gegen  das  System  der  stehenden  Heere  oberflächlich 
und  Uberschiesst  häufig  das  Ziel. 

Dies  gilt  besonders  auch  von  jenen  tendenzpolitischen  Angriffen  auf  das  Heer- 
wesen, als  sei  dieses  die  Ursache  der  Kriege,  oder  als  seien  etwa  die  Fürsten  mit 
ihren  Heeren  Schuld  an  denselben.  Als  ob  nicht  regelmässig,  auch  in  unserem  Zeit- 
alter, tiefe  Interessengegensätze  der  Völker  und  Staaten  oder  einzelner  Bevölkerungs- 
gruppen in  letzteren  die  Ursache  der  Kriege  wären,  einerlei  ob  es  stehende  Heere 
giebt  oder  nicht,  ob  die  Staatsfonn  republikanisch  oder  monarchisch  ist.  Man  denke 
au  den  nordamerikanischen  Bürgerkrieg,  den  furchtbarsten  und  bei  Weitem  kostspieligsten 
der  Neuzeit,  oder  an  den  schweizer  Sonderbundskrieg  oder  auch  an  den  jüngsten 
französ.-deutsch.  Krieg,  der  gewiss  nicht  als  das  Werk  Napoleon  III.,  sondern  des 
französischen  Volks  anzusehen  war.  S.  A  Wagner,  Elsass  u.  Lothringen  u.  s.  w.. 
(i.  Aufl.,  1870,  Anselm.  I. 

Mag  man  das  grosse  stehende  Heer  ein  „notwendiges  Uebel" 
nennen:  so  ist  es  ein  solches  eben  wie  tausenderlei  andere  kost- 
spieligere Einrichtungen,  die  der  Staat  oder  kleinere  Vereinigungen 
in  ihm  oder  Individuen  zur  Abwehr  von  Gefabren  und  zur  Herstellung 
der  unentbehrlichen  Sicherheit  treffen  müssen.  Stets  ist  es  er- 
wünscht, dass  solche  Einrichtungen  möglichst  zu  vermeiden  oder 
billig  herzustellen  seien.  Das  Land  oder  der  Staat  oder  das  Zeit- 
alter, welches  in  dieser  Hinsicht  wenig  für  solche  (freilich  fälsch- 
lich so  genannte)  „unproduetive"  Zwecke  aufzuwenden  braucht, 
ist  meistens  deswegen  glücklich  zu  preisen.  Aber  dies  gilt  von 
dem  Aufwand  für  Polizei,  Justiz,  für  Vorkehrungen  gegen  Zer- 
störungen der  Elemente  (Wasser!),  ja  im  Grunde  von  den  Kosten 
jeder  Bedürfnissbefriedigung  ganz  ebenso  als  von  dem  Aufwand 
für  Heerwesen.  Soweit  solche  Verwendungen  durch  den  Zweck, 
also  beim  Hecerwesen  durch  die  Sicherung  der  Rechtsordnung 
und  der  Unabhängigkeit  von  Volk  und  Staat,  auch  durch  die 
Notli wendigkeit  geboten  sind,  einen  ungenügenden  politischen 
Zustand,  namentlich  eine  ungenügende  Beschaffenheit  des  Staats- 
gebiets (nach  Lage,  Grösse,  Grenzen,  Ausdehnung  Uber  die  ganze 
Nation  oder  Beschränkung  auf  einen  Theil  derselben  u.  s.  w.)  zu 
verbessern,  Einbusscn  früherer  Zeit  wieder  gut  zu  machen  — 
soweit  sind  sie  bei  einer  richtigeren  Auffassung  auch  nicht  un- 
produetiv,  sondern  durchaus  produetiv  zu  nennen. 

Auch  jene  Verbesserung  u.  Reparirung  des  polit.  Zustands  darf  bei  der  Militär- 
frage nicht,  wie  es  meistens  geschieht,  übersehen  werden.  Mit  dem  blossen  Defensiv- 
zweck des  Heerwesens,  der  vom  volkswirtschaftlichen  Stand  puncto  allenfalls  noch 
(ifters  als  berechtigt  anerkaunt  wird,  reichte  man  nur  aus,  wenn  die  bestehenden 
Staatsverhältnisse  —  d.  h.  sehr  oft  in  erster  Linie  die  Abgrenzung  der 
Staatsgebiete  —  bereits  allgomein  gerechte  und  natürliche,  den  be- 
rechtigten Bedürfnissen  entsprechende  wären  und  —  wenn  sie  es,  vorausgesetzt, 
es  sei  einmal  ein  ganz  befriedigender  Zustand  hergestellt,  immer  blieben.  Beides 
•I  mit  Unrecht  gewöhnlich  ohne  Weiteres  angenommen.    Die  notwendige  Consequenz 
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wäre  dann  die  Unveränderlich  keitderzufälligeinmal  gewordenen  S taats- 
rerhältnisse.  also  namentlich  z.  B.  der  politischen  Karte  der  Länder, 
womit  die  „Kriegsira"  abgeschlossen  sei.  Eine  solche  Consequenz  widerspricht  jedoch 
aller  geschichtlichen  Erfahrung  und  dem  ganzen  Wesen  menschlicher  und  irdischer 
Dinge  überhaupt  Für  Deutschland  z.  B.  hatte  dies  in  den  letzten  Jahrhunderten 
geheissen,  dass  es  sich  niemals  wieder  aus  dem  Verfall  des  IT.  Jahrh.  erholen  dürfe. 
Ein-  und  Auswanderung ,  Colonisation .  Vordrängen  der  einen,  Verdrängtwerden  der 
»öderen  Völker  (Deutsche  —  Slawen!),  Bevölkerungsbewegung,  wirthschaftl.  Ent- 
wickelung,  Cultur,  —  kurz  alle  Momente,  welche  die  Macht  der  Völker  u.  Staaten 
verTücken,  dürften  dann  gar  nicht  mehr  politische  Veränderungen  bewirken,  wie  sie 
es  rou  jeher  gethan  und  mutmasslich  auch  in  Zukunft  thun  worden.  Freilich  aber 
giebt  es  hierbei  unvermeidlich  Willcnsconflicte  der  Völker  und  Staaten,  die  nur  durch 
die  Wallen  ausgetragen  werden  können.  Solche  realpolitische  Thatsachen 
dürfen  auch  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  ignorirt  werden.  Sic  biden  in  der  Militär- 
frage recht  eigentlich  den  entscheidenden  Factor.  Erst  wenn  die  Karte  von  Europa 
den  natürlichen  Verhältnissen  des  Bodens  und  den  Bedürfnissen  der  Völker  gemäss 
umgestaltet  sein  wird,  daher  doch  vornemlicb  unter  Anerkennung  des  vernünftig  ver- 
standenenou  Princips  der  natürlichen  (irenzen  und  des  Xationalitätsprincips.  wird  eine 
dauerhaftere  Aera  des  Friedens,  der  Abrüstungen  und  der  kleineren  Militärbudgets 
vielleicht  zu  erwarten  sein.  Die  Consolidation  vor  Allem  Deutschlands,  aber  auch 
Italiens  sind  jedenfalls  ein  erfreulicher  Schritt  zu  diesem  Ziele.  Die  Erfahrungen, 
welche  ganz  Europa  seit  187 1  an  Deutschland  gemacht  haben,  zeigen  das  jedem  Un- 
befangenen, wie  überall,  ausserhalb  Frankreichs,  auch  in  England,  immer  mehr  anerkannt 
wird.  Ueberhaupt  wird  bei  einer  unbefangenen  Beurtheilung  nicht  zu  läugnen  sein, 
dass  die  Karte  von  Europa  in  den  letzten  200  Jahren  wesentlich  naürlichcr  ge- 
worden ist,  worin  die  beste  Friedensburgschaft  liegt.  Nur  im  Osten,  in  den  Greuz- 
ländern  zwischen  Deutscheu  und  Russen  und  in  Südostcuropa,  ist  noch  nichts  Be- 
friedigendes geschaffen.  Aber  auch  für  eine  fernere  Zukunft  darf  an  einer  bleibenden 
Friedensära  gezweifelt  werden,  da  sie  kaum  denkbar  ist  ohne  vollkommenen 
Gleichschritt  der  Entwicklung  oder  ohne  gleiche  Stagnation  aller.  Vgl. 
A.  Wagner,  Elsass  u.  s.  w.  Cap.  II.  VI,  (woselbst  auch  über  und  gegen  das  politische 
Unding  einer  „Neutralisirung"  von  Staatsgebieten);  ders  Die  Entwickl.  d.  europ. 
Staatsgebiete  u.  d.  Nationalitätsprincip ,  Preuss.  Jahrb.  1S67,  1868,  ders.,  die  Ver- 
änderungen d.  Karte  von  Europa,  1971.  Ueber  den  „nationalen  Machtzweck41  v. 
Holtzendorff,  Politik  S.  219  ff. 

Wer  z.  B.  das  grossartige  Militärweson  Preuss cns  seit  200  Jahren,  dem  wir 
doch  in  erster  Linie  die  neue  politische  Einheit  und  Macht  Deutschlands  mit  ver- 
danken, nach  der  Weise  so  vieler,  wenigstens  ehedem  selbst  deutscher  Gegner 
Prcossens  verdammt,  handelt  gerade  so.  wie  Jemand,  der  die  holländischen  Deichbauten 
für  Verschwendung  erklärt  Die  Ausgaben  für  beide  Zwecke  sind  unvermeidliche 
generelle  Kosten  der  V olkswi rthscha  ft  und  die  Vorbedingung  für  jeg- 
liches Gedeihen.  Die  nationale  Unabhängigkeit  und  Macht  ist  für  ein  tüchtiges 
Volk  eines  der  höchsten  aller  Guter  und  des  höchsten  Preises  werth.  Bequemer  für 
den  Augenblick  —  ob  auch  nur  volkswirtschaftlich  betrachtet  dauernd  günstiger, 
lässt  sich  sogar  bezweifeln  —  wäre  es  freilich,  wenn  solche  Güter  keiue  Opfer  kosteten. 
Aber  gilt  dies  nicht  von  allen  Gütern  überhaupt? 

Als  Beispiel  der  Entwickelung  des  modernen  Heerwesens  kann  Preussen  dienen. 
Hier  waren  (nach  Kau  §.  72  u.  fortgeführt  bis  heute) 

das  Heer  (Mann)    die  Kosten  (MU1.  Thlr.) 


unter  dem  grossen  Karfürsten 

• 

28.000 

10 

40,000 

1-8 

76,000 

4-834 

Friedrich  II  

•  • 

200,000 

135 

Friedrich  Wilhelm  II.    .  . 

235,000 

17 

Friedr.  Wilhelm  III.  bis 

1800 

250,000 

20 

1806- 

1612 

42.000 

8 

1820 

114,000 

22 

Friedrich  Wilhelm  IV.  . 

1846 

138,000 

25  75 

A. 

1857 

1 40.000 

2760 

A. 

1S58 

148,000 

31-6 

27* 
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2.  B.  Fin.bedarf.    2.  K.  Einzelnes.    3.  A.  Militär.  §.  182. 


das  Heer  (Mann)   die  Kosten  (Mill.  Thlr.) 

Wilhelm  1   1862      212,000  38'8 

Stehend  1865      212,631  4356 
i60  7„  vom  Reiche:)  1883       267,000  66'0     (ord.  Et  ohne 

Pensionen.) 

Die  älteren  Daten  übrigens  nur  annähernd  correet.  v.  Zedlitz,  Geogr.  u.  Statist  r. 
Preusaen,  I,  522.  Dieterici,  Mitth.  des  Statist.  Bur.  1848,  S.  52.  Dazu  1883  f. 
Marine  n.  Pens.  151  Mill.  —  In  Frankreich  berechnete  Ne  ckenAdministr.  II. 
283)  1784  die  Kosten  des  Militärwesens  auf  122  Mill.  Liv.,  das  Budget  für  1811 
setzte  dieselben  auf  460  Mill.  Fr.  und  mit  Einrccbnung  der  140  Mill.  für  die  Marine 
auf  600  Mill.  oder  62  Proc.  der  ganzen  Staatsausgabe:  1870  war  der  Friedensetat 
37«  Mill.  Fr.  f.  d.  Heer,  173  3  Mill.  Fr.  f.  d.  Marine  u  Colon.,  zus  549  3  Mill.  Fr. 
18S3  ist  er  bez.  584  1  u.  204  1»  (f.  d  Marine  allein),  zus  789  0  Mill.  Fr.  im  Ordin. 
In  sämmtlichen  deutsch.  Staaten  (mit  dem  ganz.  Oesterreich  u.  Preußen)  berechnete 
v.  Reden  (Deutschland  u.  s.  w.  S.  1012)  1846  die  Militärausgabc  auf  102  Mill.  Thlr. 
oder  V41  Thlr.  auf  den  Kopf  der  Einwohner.  —  Czörnig  (das  Oesterr.  Budget  II. 
488)  berechnete  1862  in  0  europ.  Staaten  Uber  3  Mill.  Einwohner  (ohne  Russland) 
diu  Ausgaben  für  das  Kricgsininistcrium  im  D.  auf  213  Proc.  oder  2*6  Thlr.  auf  den 
Kopf,  zusammen  auf  390  74  Mill.  Thlr.,  für  die  Seemacht  -7'1  Proc.  oder  156  Mill. 
Thlr.  Nach  den  Angaben  aus  den  Jahren  1*>68  und  «9  macht  der  Aufwand  für 
Land-  und  Seemacht  iu  Großbritannien,  Rußland,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien  und 
den  ZoUvcreinsstaaten  695  Mill.  Thlr.  auf  276  Mill.  Einwohner  oder  2*52  Thlr.  a.  d.  K.— 
Rau  u.  Andere  haben  auch  versucht  in  folgender  Weise  deu  ganzen  regelmässigen 
Aufwand  in  Europa  für  die  Staatsvcrtheidigung  auszuinitteln:  Die  Staatsausgabe  für 
diesen  Zweck  wurde  1S44  auf  540—546  Mill.  Thlr.  angenommen.  Hiezu  kämen  noch 
als  volkswirtschaftliche  Opfer  1)  der  Verlost  an  Arbeitskräften  für  die  hervorbringen- 
den Gewerbe,  der  sich  nicht  geuau  anschlagen  lässt,  indessen  läuft  hier  grossentheils, 
wie  Rau  übersieht,  eine  grundsätzliche  falsche  Doppclrechnung  unter,  wie  im  nächsten 
gezeigt  wird.  2)  Die  Kosten  der  Familien  für  Stellvertreter.  3)  Die  Zuschüsse  au 
e  Soldaten  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Löhnung.  Rechne  mau  für  2)  und  3) 
«0  Mill..  lür  1)  200  hinzu,  so  erhalte  man  um  1845  800  Mill  Thlr.  für  266  Mill. 
Eiuw.,  also  gegeu  3  Tblr.  auf  den  Kopf,  was  jedoch  nur  ein  ungefährer  Uoberechlag 
sei.  Ende  d.  6Uer  Jahre  sind  die  Staatsausgaben  für  die  Land-  u  See  -  Kriegsmacht 
in  Europa  auf  8 1 1  *8  Mill  Thlr  ,  die  Zinsen  der  zugehörigen  sachlichen  Hilfsmittel 
(Wallen,  Geschütze,  Festuugeu,  Schiffe  u.  s.  w.)  auf  304  Mill.  Thlr.  angeschlagen 
worden;  jene  Summe  macht  auf  den  Kopf  (294  Mill.  Einw.)  2*7  Thlr  (Engel  in 
Zcitschr.  des  preuss.  Statist  Bur.  1869.  S.  33a\  Nimmt  man  nun  die  obigen  and. 
Opfer  Nr.  1—3  verhältnissmässig  höher  an.  so  lässt  sich  die  ganze  Ausg.  (ohne  Zinsen) 
auf  beinahe  1200  Mill.  Thlr.  oder  4  8  Thlr.  a.  d.  K.  anschlagen.  Diese  Summe  ist 
indessen  zu  hoch  gegriffen,  weil  für  den  Verlust  an  Arbeitskräften  überhaupt  nur  der- 
jenige PI us betrag  hier  veranschlagt  worden  darf,  welcher  aus  eiuem  unnöthig 
hohen  Truppenstandc  hervorgeht  (s.  folg.  §.).  Rau  citirt  noch  Larroque.  De  La 
guerrc  et  des  arui.  es  permanentes.  Paris  1856.  (Preisschrift  der  Friedensgesellschaft.) 
Schulz-Bodemer,  Die  Rettung  der  Gesellschaft  aus  den  Gefabreu  der  Militär- 
herrsrhaft,  Leipzig  1859.  —  Für  die  Zeit  um  1873  berechnet  Hermann  Wagner 
im  Goth.  Jahrb.  f.  1874,  S.  877  den  Bedarf  in  ganz  Europa  tincl.  asiat  Russland) 
auf  2241  Mill.  M.  f.  d.  Heer,  575  Mill.  M.  f.  d.  Flotte,  zus.  auf  2816  Mill.  M.  oder 
auf  31  Thlr.  p.  Kopf  (die  Bevölker.  d.  asiat.  Russland  unberücks.  gelassen),  wobei 
aber  nicht  immer  gleichmässig  gerechnet  werden  konnte,  z.  B.  die  Militärpensionen 
hie  und  da  fehlen.  Jene  indirecten  Verluste  zu  veranschlagen,  dazu  fehlt  es  zu  sehr 
an  sicheren  u.  allgem.  Anhaltspuncten.  Rau  hat  jedenfalls  zu  hoch  gerechnet  Mehr 
als  4  Thlr.  pro  Kopf  oder  20 — 25  Thlr.  pro  Familie  ist  schwerlich  anzusetzen,  auch 
wenn  man  weitere  Posten,  die  nicht  im  Staatshaushaltetat  erscheinen,  mitrechnet 
wie  z.  B.  Naturalquartierlebtungen.  Zuschüsso  der  Wirthe  bei  Naturalverpflegung  gegen-. 
Uber  der  Ersatzleistung  des  Staats,  nicht  vergütete  Leistungen  der  Gemeinden  ,  Kreise 
u.  s.  w.  Auch  mit  Rücksicht  auf  die  vorwaltende  —  in  ihren  Wirkungen  auf  die 
Preisgestaltung  freilich  fraglicho  —  indirecte  Besteuerung  verbreiteter  Volks-Nahrungs- 
und  Genussmittel  u.  s.  w.  muss  man  allerdings  wohl  annehmen,  das»  die  Familie 
in  deu  unteren  Volksclassen  in  Europa  einen  nicht  unbedeutenden  Betrag  ihres  Ein- 
kommens für  das  Militärwesen  opfern  muss;  jedenfalls  durchschnittlich  mehrere  Pro- 
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cent  Eine  genauere  Bezifferung  wage  ich  nicht  rorzunchmen.  Nach  Herrn.  Wag- 
ner a.  a.  0.  (S.  877,  883)  betrugen  die  Militär-Ausgaben  um  1873  die  in  fol- 
gender Uebersicht  angegebenen  Summen  in  MU1.  M.,  Procente  der  Ausg.  u.  Quoten 
p.  Kopf  d.  Bevölker.  (Reihenfolge  der  Staaten  nach  d.  Hohe  d.  Proc.  von  d.  Netto- 
ausg.,  unter  Beifügung  der  von  Bau  u.  mir  berechneten  Procente  u.  Kopfquoten  für 
die  60er  Jahre). 

-  7o  d. 
Netto- 
ausgabe, 


Heer 
Mill. 


FloUe 
Mark  um 


Zus. 
1S73 


Nonregen 

Kussland 

Brasüien 

Grossbritannien 

Sachsen 


3'87(?) 
78-30 
3050 
19086 


5620 
1588 


i-65 


118*56 
15-40 
6-60 


5*25 
541-30 
3502 
308-26 


Deutsches  Reich  291  00 
Niederlande  29*07 
Baiern  — 
Serbien  349 
Dänemark  10*08 
Wurtemberg  — 

Frankreich  40240 

Oesterreich  150-60 

Ungarn  73  40 
Baden  — 
Belgien  — 
Griechenland  508 

Italien  182'03 
Chile  — 
Schweiz  8*59 

Argentinia  2150 

Portugal  16*67 

Rumänien  1172 

Verein.  Staaten  148  50 

Schweden  2099 

Die  Daten  in  d.  letzten  t't 
Für  1873  sind  die  betreff, 
deren  Kopfzahl  repartirt. 
des  Invalidenfonds,  die  für  1^73  *<7 
♦»•O  Mark  steigt.  Bei  Frankreich  und 
Seit  1873  sind  nun  aber  mehrfach 
Z.  B. 


9-1 2(?) 
619*60 

65*53 
499  12 

21-65 
208-26 
347*20 

44*96 

4112 
349 

14*72 

15-39 
52100 

24600 


438 

42*7 

400 

39-3 

371 

366 

356 

35*4 

337 

38- 1 

31*9 

81-4 

31-8 

291 


dsgl.  °/0dors. 
nach  Abzug 
d.  Kosten 
d.  Schuld. 
48-0 
53*3 
65*0 
680 
52-3 
454 
43*7 
560 
43*3 
831 
48-8 
437 
595 

435 


12-35 
3000 
620 
218-83 
683 
8*59 
23  00 
332(?)  20-00(?) 
—  11-72 
98-75  239*25 
8-13       29  12 
f.  Deutschi.  iR^kheii 


dsgl. 

P- 
Kopf 
Mark. 
5*2 
7-7 
66 
15-6 


8-5 
12  2 

26 
8*2 

14.4 
1801 

\5-2/ 


p.  Kopf 
in  d.  60er 
Jahren 
Mark. 


7-2 
18-6 


6-9 
11-7 
549 

87 
411 
11-4 

573 

5*61 


1-20 
36  80 


1-50 


289  445 

268  40*7  58  609 

26  3  34  1  4  1  — 

26-2  58  0  8-2  5*25 

252  854  5*8  — 

25*2  33  7  33  — 

242  590  12  1  - 

21  0  455  46  — 

14*6  33  5  2*7  — 

?  ?  60  — 

V  ?  69  369 

sich  auf  den  daiual.  Nordd.  Bund. 
Daten  des  Kei>  hs  auf  die  einzelnen  Deutschen  Staaten  nach 

Es  fehlen  hier  In  im  D.  Reich  aber  die  l'euaionsausgaben 


M.  M  hi-tragen,  wodurch  die 
Italien  miuI  die  Mil.-Pens.  z 
wiederum  Steigerungen  des 


Kojif.juotc  um  c. 
B.  eingerechnet. 
Aufwands  einge- 


M.  M. 


1876 
M.  M. 


31286 
21-07 


5397 


B. 


Deutsches  Reich.  Etat  furl876  u.  f.  1883/84. 

Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Reichsheer    .  . 

Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Marine  

AUgem.  Pensionsfonds  im  Reichsetat  (excl.  Baiern) 

fttr  das  Heer   21-591 

Allgem.  Pensionsfonds  für  die  Marine  ....  0*21 1 

Aus  dem  Reichsinvalidenfonds  (incl.  Baiern)  .    .  28  83[ 

Militärpensioneu  im  baierischen  Etat     ....  3*34  j 

(p.  Kopf  9*08  M.)  in  1876  A.  Summa:  fortd.  Ausg. 

Dazu  an  einmal.  Ausgaben  im  Rcichsetat: 

Erhöhung  des  ordentlichen  Etats  (excl.  Baiern)  des  Heers 
Für  verschied.  Milit.  Bauten  (Festungen  u.  s.  w.)  u.  Ver- 
vollständigung d.  Materials  des  Reichsheers  (auf  Grund  

Latus  A  u.  B.   405*  17 


tS83/8l 
M.  M. 


M.  M. 

339*87 
26-91 


51-87 


387  90 


17-27 


41815 


631 


124-46 
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Transport  A  u.  B.  405  17  424*4« 
älterer  Gesetze  über  die  Verwendung  der  französischen 

Kriegsentschädigung)   2863  20*45 

Für  die  Marine  (an  neuen  Bewill,  über  d.  Restbestände 

d.  alten  hinaus)   4  77  10*13 

Summa  A  u.  B.  438*57  455*04 
Seit  dem  französ.  Kriege  sind  für  das  Reichsheer  u.  die  Marine  z.  Retabliss.  u.  zur 
Verstärkung  sehr  bedeutende  Fonds  zu  einmal.  Ausgaben  aus  der  französ.  Contribution 
■•erwendet.  S.  über  die  bezügl.  Bestimmungen  bis  1873 — 74  Wagner,  Reichsfinanz- 
wesen  in  Holtzendorlf's  Jahrb.  III,  113,  141  Ii.  Es  waren  bis  damals  angewiesen 
(ausser  dem  Kriegsschatz  von  40  Mill.  Thlr.)  auf  Reicbsrechn  un g  für  die  Wieder- 
herstellung u.  Verstärkung  d.  Kriegsmacht  14411  Mill.  Thlr..  wovon  für  elsass-lothr. 
Festunga-  u.  andere  Militärbauten  40*55.  für  Umbau  and.  Festungen  72,  f.  Erweiter, 
d.  Marine  (incl.  1009  Mill.  Thlr.  Abzabl.  norddeutscher,  für  Marinezwecko  ausg;egeb. 
Schatzanweis.)  31*95  Mill.  Thlr..  ferner  specicll  noch  fiir  Rechnung  des  ehemal. 
Nordd.  Bundes  Retabliss.  der  Armee  (incl.  Baden  u.  Südhessen)  100*85,  f.  milit. 
Bauten  13*24.  f.  and.  milit.  Zwecke  5*50  Mill.  Thlr  (ebendas.  S.  1 1 7> ;  ausserdem  noch 
ein  eiserner  Vorschuss  f.  d.  Verw.  d.  Reichsheers  6*27  Mill.  Thlr.  Entsprech.  Posten 
wie  in  Norddcutschl.  wurden  in  Baiern  u.  Würteinbcrg  aus  d.  französ.  Contribution 
für  Rctablisscment  u.  s.  w.  verwendet.  S.  auch  f.  die  Zeit  bis  1882.  bez.  83  Statist. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  f.  1883  (IV)  S.  1G2  u.  (ierstfeldt  in  Conrads  Jahrb.  B.  41. 
(iesatnmtaufwand  für  das  Heer  „in  Folge  des  Kriegs  gegen  Frankreich"  incl.  R«ta- 
blissement  v.  1870 — 1.  Apr.  1883  (bis  I.  Apr.  1871)  nach  der  Abrechn.,  von  da  nach 
d.  Anschlag)  1003  Mill.  M.  Relativ  hat  übrigens  der  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte 
in  Preussen  (incl.  Reichsquote)  p.  Kopf  der  Bevölk.  seit  1821  nicht  so  stark  zu- 
genommen, als  wohl  vorausgesetzt  wird  u.  als  Quote  vom  Gesammtaulwand  bez.  im 
Vcrhftltniss  zum  Civilbedarf  abgenommen:  p.  Kopf  Pfennig  (nach  Gerstfcldt 
S.  27)  1821  022,  1832  520.  1841  474,  1851  407.  1801  080,  1873  958.  1883  980 
oder  als  Quote  (%)  vom  Civ.-  und  Mil.aufwand  be/.:  53*7—  53  1— 47*5— 38*7— 
40'8 — 40*9 — 40*5.  Es  lässt  sich  wegen  der  complicirten  Verhältnisse  des  Retabliss. 
u.  s.  w.  schwer  genau  berechnen,  welches  der  gegenwärtige  wirkliche  Durch- 
schnittsaufwand für  die  deutsche  Kriegsmacht  ist.  Mit  450  Mill.  M.  oder:  10  M. 
p.  Kopf  wird  er  kaum  zu  hoch  veranschlagt  sein.  — 

Oestorreich-Ungarn:  gemeinsamer  Etat  für  1877:  Ordin.  Landheer  90  78, 
Marine  8  13.  zus.  98  91  Mill.  11..  Extraordin.  bez.  10*58.  1*28,  zus.  11S6  Mill.  fl, 
total  110  77.  wozu  noch  Nachtragscredite  v.  0*72  Mill.  IL  Nach  Abzug  d.  eigen. 
Einn.  der  Kriegsverw.  von  4  02  Mill.  fl.  bleibt  ein  reines  Erforderniss  von  i.  U. 
1U6  87  Mill.  fl.  oder  c.  3  fl.  (al  pari  6  Mark)  der  1869er  Bovölkerung.  Dazu  noch 
apart  im  w  es  tosten*.  Budget  „Min.  d.  Landesvertheidig."  mit  7*48  Mill.  fl.,  Etat 
für  1875,  wovon  3*20  f.  d.  Landwehr.  3*99  f.  d.  Gendarmerie  u  Polizeiwache,  dsgl. 
im  ungar.  Etat  f.  dass.  Min.  0*24  Mill.  If.  (Honveds)  Dadurch  steigt  die  Gesammt- 
ausgabe  lohne  Gendarm.)  für  Militärzwecko  um  c.  8°/0.  Et.  f.  1882  im  gemeins. 
Budg.  f.  d.  Heer  94  !H)  Ord..  0*69  extraord..  zus.  101  59,  Marine  dsgl.  7*52,  1*66, 
9*18.  zus.  110  77  Mill.  11.,  dazu  westöst.  Min.  f.  Landesvertheid. .  ohne  Gendarm., 
4*35.  ungar.  dsgl.  (wohl  mit  Gendarm.)  0  81  M.  fl.,  alle«  zus.  c,  120  Mill.  fl.  oder 
c.  3*2  fl.  per  Kopf.  —  Frankreich  s.  o.,  die  ord.  Ausgabe  für  1870  beträgt  17*0  Fr. 
p.  Kopf  (14  M.)  der  Bev.  v.  1872.  —  Grossbritannien  Result.  f.  1881/82  Heer 
10*31,  (ausserd.  f.  Rechn.  Indiens  1*1),  Flotte  10*70  Mill.  Pf.,  zus.  28*7  Mill.  Pf. 
p.  Kopf  c.  0  80  Pf.  (10  Mark).  —  Russland  Abschluss  f.  18S0  Heer  205*08,  Flotte 
3305.  zus.  299*3  M.  Rubel.  Anschlag  f.  1S82  bez.  1 83*49 ,  27*51 ,  zus.  211  M.  R.. 
c.  2*7  R.  p.  Kopf  der  <ur.  Bev.  (c.  89  Mark  al  pari  gerechnet).  —  Italien  A. 
1882  Heer  193,  Flotte  45.  zus.  238  M.  Fr.  im  Ord.,  dazu  Extraordin.  bez.  28  3,  2  1,  zus. 
30*4,  Summa  208  4  Mill.  fr.,  c.  9  1  Fr.  p.  Kopf  (7*3  M.).  —  Nordamerika  A. 
1875—70  Heer  38,  Flotte  22  5  M.  Doli.,  zus.  00*5  M.  D.  (ohne  Pensionen)  p.  Kopf 
c  1-4—1*5  DolL;  1881/V2  A.  zus.  40  3  D.,  p.  K.  c.  0*9  D. 

§.  183.  FUr  die  nähere  volkswirtschaftliche  und 
finanzielle  Würdigung  des  Militäraufwands  kommt 
noch  Folgendes  in  Betracht: 
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1.  Zu  den  unmittelbaren  Ausgaben  des  Staats,  welche  in  den 
Finanzrechnungen  erscheinen,  müssen  allerdings  noch  die  Leist- 
ungen der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  und  der  Soldaten  und 
deren  Familien  selbst  hinzugerechnet  werden  (s.  o.).  Der  Werth 
der  durch  den  Scldatendienst  für  andere  Zwecke  verlorengehen- 
den Arbeit  ist  indessen  nur  dort  zum  volkswirtschaftlichen 
Militäraufwand  zu  schlagen,  wo  ein  unnöth  ig  grosser  Truppen- 
stand besteht,  also  auch,  wo  der  Soldat  länger,  als  es  militärisch 
nttthig  ist,  im  Dienste  bleibt. 

Hier  bändelt  sich  mithin  Alles  um  eine  <iuacstio  facti,  die  häufig  erst  nach 
spaterer  Erfahrung  in  Kriegen  richtig  zu  beantworten  ist.  Wollte  man  im  Princip, 
wie  es  vielfach  geschieht,  den  Werth  der  Arbeit  aller  Soldaten,  letztere  also  in  der 
nach  Lage  der  Umstände  nöthigen  Zahl  und  Dienstzeit  genommen,  zum  Militäraufwand 
rechnen,  so  wäre  dies  eine  unhaltbare  Doppelrechnung.  Mit  demselben  Rechte 
könnte  man  die  Arbeit  jedes  Arbeiters,  welche  in  dessen  speciellcm  Berufe  verwendet 
wird  und  nach  Menge  und  Art  hier  nöthig  ist,  um  die  Befriedigung  der  Gesammt- 
bedUrfnisse  eines  Volks  zu  erzielen,  doppelt  auf  den  Kostensatz  des  betretenden  Products 
schlagen,  weil  diese  Arbeit  für  andere  Productionen  verloren  gehe.  Man  vergisst  — 
was  vollends  eine  Inkonsequenz  Derjenigen  ist,  welche  wie  fast  alle  Neueren  mit 
Recht  den  Dienstleistungen  Productivität  zuerkennen  — ,  dass  der  Werth  der  Arbeit 
der  nöthigen  Truppenzahl  in  das  Product,  d.  b.  eben  in  das  volkswirtschaftliche  Gut 
„Sicherheit  und  Macht  des  Staats"  übergeht,  gerade  so  wio  bei  allen  anderen  Pro- 
ductionen. 

Dieser  Satz  sub  1  ist  wörtlich  aus  meiner  Bearbeit.  d.  6.  Ausg.  der  Rau'schen 
Fin.  I,  §.  72b  heri)  hergenommen  und  dadurch  der  auch  von  Rau  begangene  Irrthum 
iß.  o.  u.  Rau's  5.  Ausg  §.  72,  Anm.  c\  berichtigt  worden.  Jetzt  bat  auch  Rümelin 
(Reden  u.  s.  w.,  Tüb.  1875)  S.  3G0  „d.  Milit-Aufwand"  diesen  Irrthum  berichtigt, 
er  hätte  durch  einen  Blick  in  jeno  Ausg.  airh  überzeugen  können,  dass  dies  schon 
geschehen  war. 

2.  Die  eigentliche  Hohe  des  Militäraufwands  lässt  sich 
nach  der  Natur  und  den  Wirkungen  des  modernen,  nach  den  Ge- 
sichtspuneten  des  Präventivprincips  eingerichteten  Heer- 
wesens nicht  aus  der  Ausgabe  eines  einzelnen  Jahrs, 
sondern  in  der  Regel  nur  aus  der  Ausgabe  in  einer 
längeren  Periode  von  Jahren  richtig  ersehen.  Dies  wird 
oft  bei  Vergleichen  zwischen  Staaten  mit  stehenden  Heeren 
(und  daran  sich  knüpfenden  Landwehreinrichtungen,  wie  in 
Preussen),  und  solchen  mit  Miliz  System  oder  mit  sehr  kleiner 
stehenden  Militärmacht  (Vereinigten  Staaten)  ganz  vergessen. 
Das  moderne  Heerwesen  wirkt  zunächst  präventiv  Rechts- 
störungen oder  Kriegen  entgegen  und  bewirkt  dadurch  unmittelbar 
den  höchsten  Nutzen.  Es  dient  aber  sodann,  wenn  trotzdem 
solche  Störungen  eintreten,  also  von  Zeit  zu  Zeit  und  im  Ganzen 
nur  in  längeren  Perioden,  als  stets  bereites  schlag- 
fertiges, weil  alles  dazu  Nothwendige  enthaltendes  W  e  r  k  z  e  u  g 
der  Erfolg  sichernden  Repression,  d.  h.  als  bestes  Mittel 


424 


2.  R.  Fin.bcdarf.    2.  K.  Einzelnes.    3.  A.  Militär.  §.  183. 


zur  schnellen  und  erfolgreichen  Wiederherstellung  des  Friedens. 
Wenn  daher  auch  hier  der  Krieg  sofort  viel  grössere  Mittel 
neben  dem  laufenden  Militäraufwand  beansprucht,  so  ist 
diese  eigentliche  unmittelbare  Ausgabe  fUrdenKrieg 
selbst  doch  viel  geringer  und  dauert  der  Krieg  der 
Regel  nach  viel  kurzer,  —  was  für  Sieger  und  Besiegte  ge- 
rade in  volkswirthschaftlicher  und  ethischer  Beziehung  ein  unend- 
licher Segen  ist  —  als  in  Staaten,  welche  im  Kriege  selbst 
erst  das  Heer  schaffen  oder  entsprechend  erweitern 
und  ausbilden  müssen.  In  solchem  Falle  wird  ausserdem  un- 
vermeidlich auch  die  Ausgabe  sehr  wenig  sparsam  eingerichtet 
werden  können.  (Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  England  im 
Krimkriege,  Frankreich  nach  den  Niederlagen  der  kaiserlichen 
Heere  bei  der  Fortführung  des  Kriegs  gegen  Deutschland  unter 
Gambetta.)  Es  ist  daher  sehr  wahrscheinlich,  dass  einem  Stnate 
auf  die  Dauer  bei  einem  stehenden  Heere  die  Beschaffung  des 
Rechtsschutzes  nach  Aussen  und  die  Durchführung  des  Macht- 
zwecks billiger  zu  stehen  kommt  als  ohne  ein  solches  oder  bei 
blossem  Milizsystem.  Zumal  in  der  höher  entwickelten  Volks- 
wirtschaft mit  grossen  stehenden  Kapitalien,  wo  jeder  längere 
Krieg  um  so  schlimmer  wirkt,  verdient  das  System  eines  massigen 
stehenden  Heeres  in  Verbindung  mit  allgemeiner  Wehrpflicht, 
Reserve-  und  Landwehreinrichtung  daher  doch  wohl  auch  in 
volkswirtschaftlicher  und  finanzieller  Beziehung  den  Vorzug  vor 
den  auch  militärisch-technisch  gar  nicht  bewährten  reinen  Miliz 
Systemen.  Jenes  Heerwesen  ist  eben  nur  eine  Consequenz  des 
Präventivprincips,  das  im  entwickelten  Volksleben  nach 
Geltung  ringt.  Bei  den  beiden  verschiedenen  Einrichtungen  handelt 
es  sich  also  theils  nur  um  eine  verschiedene  Vertheilung 
der  Last  auf  die  einzelnen  Jahre,  theils  ist  die  gesammte  Last  bei 
dem  ersten  System  auch  eine  absolut  geringere. 

Beiego  für  das  Gesagte:  im  Ganzen  wohl  schon  die  heutigen  Kriege  (noch 
bereite  die  dos  ersten  Napoleon,  wo  die  einzelnen  Kriege  doch  immer  nur  kurz 
währten)  im  Vergleiche  mit  denen  des  vorigen  and  17.  Jahrhunderts  und  früher. 
Namentlich  aber  der  Gegensatz  zwischen  den  neueren  europäischen  Kriegen,  besonders 
denen  von  1859,  1866.  1870—71  einer-  und  dem  nordamerikanischen  Bürgerkrieg  1861 
bis  1805  anderseits.  Vgl.  Wagner,  Gmndleg.  §.  181,  ders.,  Keichsfin.  in  Holtzen- 
dortTs  Jahrb.  III,  119,  121,  mit  Anwendung  auf  Deutschland.  Im  Heer-  und  Finanz- 
wesen Preussens  und  der  Vereinigten  Staaten  tritt  der  Gegensatz  am  Aller- 
schärfsten  hervor.  Könnte  man  eine  bestimmte  Zeit  als  festen  Ausgangs-  und  End- 
punet  in  solchen  Dingen  annehmen,  was  nicht  angeht,  weil  sich  die  Geschichte  eines 
Volks  und  Staats  nicht  so  mechanisch  in  Abschnitte  zerlegen  lässt.  so  wurde  eine  ge- 
naue zahlenmässige  Vergleichung  möglich  sein.  Man  brauchte  dann  nur  den  Gesa  min  t- 
Hifwand  während  einer  solchen  Periode  auf  den  Betrag  des  Jetztwerths  eine«  bo- 
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stimmten  Zeitpuncts  (dessen  Wahl  freilich  wieder  von  Eiufluss  auf  das  Kcchuungs- 
ergebniss  wäre,  je  nachdem  die  Kriegsausgabe  diesem  Zeitpuncte  näher  oder  ferner 
läge)  zn  redneiren.  Immerhin  ist  in  folgenden  Daten,  in  beiden  Staaten  ans  Perioden 
des  Kriegs  genommen,  ein  statistischer  Beleg  für  das  im  Text  Gesagte  enthalten. 

Prenssen  Nordamerika 

Wirkl.  Ausgabe,  Landmacht  Wirkt.  Aawabe 

Ord.       Extra-  Aaaserord.  Heer  Flott« 


jrd. 

Hill.  Thr.  MUL  DolL 

1860  35  19     220  180  3919  1851/60     D.      1584  1200 

1861  31-85     504  1*82  38*21  1861  2320  12*39 

1862  35*83  1*45  0*63  37*91  1862  394*37  42  67 
IS63            39  03     1  18  0*25  40*46  1863  599*30  63*21 

1864  87*82     0*91  12  10  50*83  1864  690*79  85*73 

1865  38*64     1*30  4*39  44  23  1865  1081*31  122*57 

1866  3901      1*50  35*58  76*09  1866  284*45  43*32 

1867  44  11      1  15  36*12  81*88  1867  95*22  31  03 

iftftft/PreQ9S*    —  1286  1868  12325  25'77 

ltHW\Bund     55  4        -       —  1869  78*50     20  10 

1869  A.  55*8  — 
S.  Engel,  Statist.  Jahrb.  III  u  Hock,  Finanzen  Nordam.  S.  729,  die  späteren  Jahre 
nach  d.  Gothaer  Almanach.  Bei  Preussen  ist  für  1868 — 69  die  nach  Verhältnis«  auf 
dasselbe  (im  jetz.  Umfange)  von  den  Aasgaben  des  Nordd.  Bandes  fallende  Aasgabt; 
(4/&)  angesetzt.  In  1864—65  fallen  die  Kosten  des  dänischen,  in  1866 — 68  die  dos 
deutschen  Krieges  und  die  grössere  Ausgabe  in  Folge  der  neuen  Lage.  Aach  in 
Nordamerika  fallen  in  die  Zeit  von  1851 — 60  schon  einige  Male  erhöhte  Ausgaben  für 
Heer  u.  Flotte  in  Folge  von  Indianerkriegen,  inneren  Unruhen  (in  d.  Territorien  u.  s.  w.). 
Die  riesige  Ausgabe  während  des  Bargerkrieges  erfolgte  allerdings  grossentheils  in 
einem  immer  stärker  entwertenden  Papiergeld,  wurde  sich  daher  auf  Gold  reducirt 
stark  ermässigen,  aber  doch  immer  noch  ganz  kolossal  bleiben  Aach  ist  in  finanzieller 
Hinsicht  zu  bedenken,  dass  der  grösste  Theil  jener  Aasgabe  mittelst  Schuldaufnahme 
geschah,  diese  Schuld  aber  meist  in  Gold  zu  verzinsen  und  jetzt  zu  tilgen  ist.  —  Die 
Folge  des  verschiedenen  Militärsystems  zeigt  sich  daher  1)  darin,  dass  in  Preussen 
jäbrl.  eine  ziemlich  bedeutende  glcichmässige  Last  auch  in  Friedenszeit  getragen  wird, 
wogegen  die  Mohrausgabe  selbst  für  so  gewaltige  Kriege  wie  1866  u.  1870 — 71 
dann  relativ  nicht  so  stark  steigt  und  überhaupt  auch  absolut  mässig  ist;  während  in 
Nordamerika  im  Frieden  wenig  auf  das  Heer  verwendet  wird,  dafür  aber  im  Kriege 
diese  Ausgabe  ins  ganz  Ungemessene  steigt;  2)  darin,  dass  in  einem  Kriege  wie  in 
Amerika  auch  die  sonstigen  volkswirthsch.  Opfer,  welche  nicht  in  den  Finanzrechnungen 
dos  Staats  erscheinen,  schon  wegen  der  längeren  Kriegsdauer  weit  grösser  als  in 
Preussen  sind ;  endlich  3)  darin,  dass  in  Preussen  die  Staatsschuld  auch  durch  Kriege 
wenig  vermehrt  wird  (A.  für  Verzins,  der  Schuld  1860  10*7.  1670  ohne  die  Schulden 
der  neuen  Prov.  15*1  Mill.  Thlr.,  welche  Vermehrung  zum  Theil  noch  aus  Schulden 
für  Eisenbahnbauten  herrührt),  in  Nordamerika  dagegen  hierdurch  angeheuer  wächst 
(Stand  1.  Juli  1860  64*8,  J  S61  90*9,  1865  2682*6,  1866  2800,  1870  2645  6  Mill.  Doli., 
Zinsen  für  d.  Schuld  1860  3*14,  1865  121*3,  1869  c.  126  Mill  D.,  wovon  über  124 
Mill.  in  Gold).  Diese  starken  Zinszahlungen  kann  man  halb  und  halb  als  verschobene, 
früher  ersparte  Zahlungen  für  das  Heerwesen  betrachten,  so  dass  auch  darin  nur  eine 
andere  Verthoilung  der  Ausgabe  für  Rechtsschutz  zu  Tage  tritt  —  Aus  den 
Daten  über  den  letzten  deutsch-französischen  Krieg  lässt  sich  zum  Beleg  des 
oben  Gesagten  Folgendes  benutzen.  Normale  Militärausgabe  (Heer  allein)  im  Deut- 
schen Reich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege  (ohne  die  Neubauten  u.  s.  w.) 
c.  92  Mill.  Thlr.,  Kriegskosten  für  jenen  Krieg  c.  520  Mill.  Thlr.  für  c.  lOMou. 
oder  p.  Jahr  c.  624  Mill  Thlr,  daher  Steigerung  des  Friedensetats  durch  solchen 
Krieg  von  1  auf  7*8.  Frankreich  norm.  Ausg.  desgl.  127  Mill.  Thlr.,  ausseror- 
dcntl.  Ausg.  f  d.  Krieg  c.  510  Mill.  Thlr,  p.  J.  c.  612  Mill.  Thlr.,  also  Steigerung 
v.  1  auf  5*8.  (Die  Aus*,  für^dic  Flotte  lässt  sieh  wegen  des  Characters  des  damal. 
Kriegs  nicht  vergleichen.)  Im"n  o  r  dam  er  ik.  Bürgerkrieg  stieg  dagegen  der  Friedens- 
etat im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  c.  von  1  auf  25:  wiederum  keine  reelle  Er- 
sparung, sondern  nur  eine,  auch  wirthschaftl.  nicht  günstige  andere  Vertheilung 
des  Aufwands.   Gegenwärtig  wird  wieder  öfters  auf  die  Vereinigten  Staaten  als  auf 
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das  beneidenswcrthe  Muster  eines  Landes  „ohne  Militarismus"  und  grössten 
wirthschaftl.  Aufschwungs,  das  seine  riesigen  Kriegsschulden  rasch  tilge,  hingewiesen. 
Aber  es  sind  doch  ganz  andere,  mit  der  Wchrfrago  jrar  nicht  zus.hangcnde  Fac- 
toren,  welche  das  bewirken.  Und  Nordamerika  ist  eben  bisher  ein  Staat  ohne  irgend 
ernstlichen  Rivaleu  auf  seinem  Continent.  noch  dann  bevölkert.  Ob  sich  nicht  auf 
seinem  Gebiete  dereinst  bei  grösserer  Volksdichtigkeit  u.  bedeutenderer  Entwicklung 
der  Interessengegensätze  getrennte  Staaten  bilden  werden.,  steht  dahin,  aber  erscheint 
nicht  unwahrscheinlich. 

3.  Den  Ausgaben  und  Opfern  für  das  Heer  sind  endlich  die 
grossen,  auch  ethisch  und  für  die  ganze  Cultur,  Kraft  und  Ge- 
sundheit des  Volks  hoch  bedeutsamen  Vortheile,  welche  das  Heer- 
wesen, auch  abgesehen  von  Sicherheit  und  Schutz,  in  volkswirt- 
schaftlicher Beziehung  mit  sich  bringt,  gegenüber  zu  stellen: 
Beförderung  der  körperlichen  und  geistigen  Ausbildung  der  männ- 
lichen Jugend,  Anleitung  zur  Ordnung,  Pünctlichkeit,  Reinlichkeit; 
Gewandtheit  u,  s.  w.,  —  kurz  alles  Das,  was  das  Heerwesen 
wenigstens  bei  allgemeiner  Wehrpflicht  als  Schulung  leistet 
(§.  35).  Dadurch  wird  der  den  Völkern  hoher  Culturentwicklung 
so  leicht  drohetide  körperliche  und  sittliche  Verfall,  die  einreissende 
materialistische  Verweichlichung  eher  verhütet  und  damit  erst  die 
Bürgschaft  dauernder  CulturblÜthe  gewonnen. 

§.  184.  Für  die  Grösse  des  fortdauernden  Aufwandes 
für  das  Wehrwesen  kann  man  mit  Rau  (§.  73)  folgende  einzelne 
Umstände  als  hauptsächlich  massgebend  annehmen: 

1.  Die  Grösse  uud  äussere  Stellung  des  Staats. 

Kleine  Staaten  können  allerd.  mit  einem  gering.  Aufw.  auskomm.,  da  sie  öfters  darauf 
rechnen  dürfen,  durch  gegens.  Eifersucht  der  grossen  Staaten  geschützt  zu  werden  u. 
ihnen  durch  die  Leistungen  der  grossen  Staaten  indirect  Schutz  und  Vortheile  gegen- 
über dritten  Völkern  und  Staaten  mit  zu  Theil  zu  werden  pflegen.  Insofern  vertheilt 
sich  aber  nur  der  Aufwand  zu  Gunsten  der  kleinen  Staaten  nicht  richtig  auf  letztere 
mit  Dies  gilt  für  die  Schweiz,  Belgien,  Holland,  früher  auch  für  die  Deutschen 
Staaten,  für  die  Preussen  die  notwendigen  Lasten  theilweise  mit  trug.  —  Analog  der 
Schutz  und  die  Handelsvortheile,  die  Deutschen  u.  anderen  Europäern  durch  England 
und  Frankreich  in  Asien.  Amerika  zu  Theil  werden  oder  früher  wurden. 

2.  Lage,  Grenzen  und  Naturbeschaffenheit  des 
Landes. 

„Naturliche  (Gebirgs-)  und  Meergrenzen  im  Vergleich  mit  solchen,  die  im  flachen 
Lande  laufen.  Gerundete  oder  zerschnittene  Gestalt  des  Landes".  (Kau  >.  Sehr 
günstig  ist  die  Lage  von  Grossbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Schweden  u.  Norwegen, 
sowie  von  Nordamerika,  sehr  ungünstig  war  bis  1^66  die  von  Preussen.  Die  Lage 
Deutschlands  mitten  in  Europa,  in  Ost  und  West  ohne  feste  Naturgrenzen,  ist  wie 
die  des  chetnal.  Polen  immer  eine  schwierige,  was  schon  an  sich  und  bleibend  einen 
grösseren  Militäraufwand  bedingt.  — 

Je  nachdem  daher  auch  ein  Staat  bereits  die  richtige  und  den  Verhältnissen 
entsprechende  Deckung  seines  Staatsgebiets  mit  dem  Nationalgebiet  und  mit  dem  ihm 
geographisch  zukommenden  (Natur-)  Gebiet  —  „seine  natürlichen  Grenzen",  ein  s«hr 
wohl  zu  rechtfertigender  Anspruch,  trotz  des  mit  dieser  Forderung  getriebonen  Miss- 


Digitized  by  Google 


Wehreystem.  427 

braachs  —  orreicht  hat  oder  nicht,  wird  sich  sein  regelmässiger  Militäraufwaud  ver- 
schieden gestalten. 

3.  Seeküstcn,  Handelsschifffahrt,  Colonialbesitz, 
was  wieder  den  Aufwand  für  eine  Kriegsmarine  bedingt. 

Daher  denn  auch  ein  besonderes  Marioeministerium  neben  dem  Kricgsministeriuin 
für  das  Landhecr. 

II.  —  §.  185.  Beschaffung  des  Wehrpersonal s (Weh r- 
sy  stem). 

Natürlich  gehört  auch  dieser  Punct  als  ein  specitisch  militärtechnischer 
u.  administrativer  nicht  näher  in  die  Fin.wiss.,  kaum  in  dem  Maasse,  wie  Rau, 
74  ff.  u.  die  vor.  2.  Aufl.  dieses  B.  S.  244  ff.  ihn  erörterten.  Es  ist  nur  kurz  auf 
e  entscheidend«;  Bedeutung  des  Wehrsystems  auch  für  die  finanzielle  Seite  des 
Wohrwescns  hinzuweisen.  S.  Ratzenhofer,  Staatswehr,  S.  30  fl'.  Stein,  Heer- 
wesen. S.  40  ff.  Statistik  bei  r.  Firks  a.  a.  0.  Spociell  Uber  die  deutschon  Ver- 
hältnisse: v.  Brieseu,  Reichskriegswesen  und  preuss.  Militärgesetzgebung,  Düsscld. 
1872,  bes.  S.  56  ff  Gesetz  v.  9.  Nov.  1867,  wonach,  wie  in  Preussen  seit  1858,  die 
Dienstpflicht  im  stehenden  Heer  und  der  Flotte  7  Jahre  »vom  vollendeten  20.  i  au), 
wovon  3  Jahre  „activer  Dienst",  4  Beurlaubung  zur  Reserve  mit  2  üebungszeiten, 
hierauf  5  Jahre  Dienst  in  der  Landwehr  mit  2  kürzeren  Ucbungen.  Es  werden  aber 
nicht  alle  20-Jährigen  zum  Dienst  einberufen  und  nicht  alle  Dienenden  3  volle  Jahre 
bei  den  Fahnen  („präsent")  behalten.  Die  längere  Dienstzeit  hat  die  Ausgaben  be- 
trächtlich vermehrt,  aber  auch  die  Tüchtigkeit  der  Mannschaft  sehr  crhftht.  S.  auch 
Rcichsmilitärgesete  v.  2.  Mai  1874  u.  Ges.  über  d.  Landsturm  v.  12.  Febr.  1875. 
Dem  Landsturm  gehören  alle  Wehrpflichtigen  v.  vollcnd  17.  bis  zum  vollcnd.  42.  Jahre 
an,  welche  weder  in  dem  Heere  noch  in  der  Marine  stehen.  Ein  noch  sehr  unvoll- 
kommener üebergang  von  dem  Werbsystem  zur  heutigen  Einrichtung  war  das  in 
Preussen  sog.  Cantonsystem.  Hauptverordnungen  von  1733,  s.  z.  B.  Bcrowsky, 
Abriss  II,  641.  —  Das  neue  preuss.  deutsche  System  hat  jetzt  die  Runde  durch 
Europa  gemacht  In  Frankreich  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  durch 
Ges.  v  27.  Juli  1872,  20  J.  Dienstpflicht,  9  J.  in  der  Linie,  wovon  5  in  der  cigentl. 
activen  Armee,  4  in  d.  Reserve,  1 1  J.  in  d.  Territ.-Armee,  wovon  5  J.  in  der  eigent- 
lichen, 6  J.  in  deren  Reserve.  Oesterreich-Ungarn,  all  gem.  Wchrpfl.  nach  Ges. 
v.  5.  Dec.  1868  und  XI.  ungar.  Gesetzart.  v.  186**.  3 jähr.  Dienst  in  Linie,  7  in  Re- 
serve, 2  in  Landwehr,  zus.  12  J.  Russland  Ges  v.  1./18.  Jan.  1874:  allgcm. 
Wehrpflicht,  15  J.  Dienstzeit  im  europ.  Russland,  wovon  6  activ,  9  in  Reserve.  S. 
Haaptpunctc  d.  Organis,  im  Goth.  Taschenk.  (D.  Ausg.)  1876.  S.  826—836  Ges. 
Uber  russ.  Reichswehr  v.  30.  Oct.  1876.  Italien,  allgcm.  Wehrpflicht,  Ges.  v.  7.  Juni 
1875.  Grossbritannien  u.  die  Vorein.  Staaten  v.  Norda  m  erika  haben  f. 
ihr  Gehendes  Heer  am  Werbesystem  festgehalten:  die  letzteren  mussten  aber  im 
Verlauf  des  Bürgerkriegs  doch  zur  Conscription  greifen.  Sonst  Milizsystem  hier 
wie  mit  einiger  Verbesserung  in  der  Schweiz, 

Das  in  neuerer  Zeit  für  die  angedeuteten  Aufgaben  des  Wehr- 
wesens allein  genügend  bewährt  befundene  Webrsystem,  welches 
daher  auch  den  weiteren  finanzwissenschaftlichen  Erörterungen  zu 
Grunde  zu  legen  ist,  ist  das  System  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wonach  alle  erwachsenen  j ungen  Männer  in  einem 
bestimmten  Alter  und  eine  gewisse  Zeit  lang  zum  Waffendienst 
gesetzlich  verpflichtet  sind  und  in  möglichst  umfassender 
Zahl,  jedenfalls  soweit  man  ihrer  bedarf,  auch  zu  diesem  Dienst 
gezogen  und  in  demselben  ausreichend  technisch  ausgebildet 
werden.    Um  die  hierdurch  erwachsende  Last  für  das  Volk,  die 
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Volkswirtschaft  und  speciell  auch  für  die  Finanzen  in  den  mit 
dem  Zweck  der  Einriebtang  vereinbaren  und  die  Erreichung  dieses 
Zwecks  selbst  mit  verbürgenden  Grenzen  zu  halten,  wird  der  Mi- 
.  litärdienst  und  damit  das  Heer  selbst  in  drei  Theile  getheilt: 
activer  Dienst  im  stehenden  Heere  bestandig  unter  der  Fahne, 
darauf  U ebergang  in  die  „Reserve",  mit  zeitweiligem  Dienst  bei 
Uebungen,  endlich  Uebertritt  in  die  Landwehr  mit  noch  kürzerem 
zeitweiligen  üebungsdienst.  Die  Lasten  und  Kosten  werden  vor- 
nemlich  durch  den  Dienst  im  stehenden  Heere,  durch  die  Länge 
der  Dienstzeit  darin  und  die  Grösse  dieses  Heeres  gebildet  Daran 
gilt  es  daher,  soweit  dies  militärtechnisch  zulässig  er- 
scheint, zu  sparen,  d.  h.  die  „Friedenspräsenzstärke" 
des  stehenden  Heeres,  die  Länge  der  Dienstzeit  darin,  die 
etwaigen  Beurlaubungen  während  letzterer  oder  vor  deren  völligem 
Ablauf  möglichst  mit  nach  vol ks wirtschaftlichen  und 
finanziellen  Rücksichten  einzurichten.  Aber  ohne  eine  hin- 
länglich hohe  Friedenspräsenzstärke  und  Länge  der  Dienstzeit 
kann  das  Heer  auch  bei  diesem  Wehrsystem  seine  Aufgabe  nicht 
erfüllen.  Eine  blosse  Landwehr  oder  Miliz,  ganz  ohne  oder  mit 
einem  ganz  kleinen  stehenden  Heere  und  mit  sehr  kurzer  Dienst- 
zeit unter  der  Fahne  (Schweiz)  genügt  nicht.  Das  stehende 
Heer  soll  und  muss  vielmehr  nach  dem  bewährten 
preussischen  Muster  die  Durchgangsstufe  für  die 
gesammte  Landwehr  bilden.  Sonst  wird  letztere  besten 
Falles  erst  im  längeren  Verlauf  der  Kriege  ihrem  Zwecke  ent- 
sprechen, damit  aber  auch  ein  volkswirtschaftlicher 
Hauptzweck  des  modernen  Heerwesens  —  Verkürzung  der 
Kriegsdauer  —  vereitelt.  Durch  die  Verbindung  von  stehendem 
Heer,  Reserve  und  Landwehr  wird  jedoch  eine  Verminderung  des 
enteren  zulässig  und  die  Bereithaltung  grosser  Streitkräfte  für  den 
Kriegsfall  mit  massigeren  Kosten  möglich. 

A.  Smith  hat  für  seine  Zeit  als  in  Europa  herrschende  Reg«l  aufgeführt,  daas 
das  Heer  ohne  grossen  Nachtbeil  nicht  über  1  u/g  der  Bevölkerung  betragen  dürfe. 
Eine  feste  Kegel  der  Art  lasst  sich  aber  nicht  wohl  aufstellen,  weil  zu  viele  und  zu 
verschiedenartige  Factoreu  hier  einwirken.  Für  das  stehende  Heer  trifll  die  Quote 
übrigens  auch  jetzt  noch  mehrfach  anuähernd  zu.  Vgl.  Kau,  Noteu  zu  §.  74,  vor. 
Aufl.  dieses  Bands.  S.  246  u.  folgende  gesetzl.  Bestimmungen:  Deutscher  Bund: 
Beschlüsse  v.  ».  April  1821,  13.  Sept  1832  u.  24.  Juni  1841.  Beschluss  der  deutschen 
Nationalversammlung  vom  15.  Juli  1848.  Verfügung  des  Reichskriegsminist.  v.  12.  Aug. 
1848.  Verfassung  des  Nordd.  Bundes  v.  16.  Juli  1S67,  §.  GO:  die  Friodcns- 
prasenzstlrko  des  Bundesheers  ist  bis  1871  I  Proc  der  Volkszahl  von  1807.  Keichs- 
militarges.  v.  2.  Mai  1874:  Friodenspräsenzstarke  des  Heers  an  Unterofficieren  und 
Mannschaften  {also  ohne  Officicro  v.  1875—81  =  401,659  Mann,  worauf  die  Ein- 
^-Freiwilligen  nicht  in  Anrechnung  kommen.  Die  Zahl  ist  dieselbe  wie  im  Ges. 
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v.  9.  Dec.  1S71,  d.  h.  gleich  1  °/0  der  Zollabrechn.-Bevölker.  v.  1867  u.  der  elsass- 
lothr.  Bevölk.  nach  d.  franz.  Zählung  v.  1866.  Durch  Reichsges.  v.  6.  Mai  1880  ist 
die  Friedenspräsenzstärke  des  Reichsheers  f.  d.  Zeit  v.  1.  Apr.  1881— 8S  auf  427,274 
Mann  erhöht  worden.  Dazu  kommen  jetzt  18.128  Officiere,  81,628  Dienstpferde. 
Offic.  u.  Mannsch.  ziemlich  genau  1%  der  jetzigen  Bevölk.  —  In  Frankreich 
war  vor  1848  der  Stand  340,000  Mann  oder  nicht  ganz  1  Proc.  Für  1864  war 
(ohne  Gendarmerie)  der  Friedensstand  0  03  Proc.  der  Volksmenge.  Nach  dem  Ges. 
v.  1.  Febr.  1868  das  active  Heer  400.000  Mann,  Uber  1  Proc.,  die  Reserve  ebensoviel, 
die  mobile  Nationalgarde  ungefähr  550,000  Mann.  Nach  der  Durchführung  des  neuen 
Militärgcs.  v.  1872  u.  des  Cadrcsgcs.  v.  13.  März  1875  sollte  d.  Effectivbestand  d. 
activen  Armee  (ohne  Gendarmerie^  463,308  Mann  u.  107,227  Pferde  betragen.  Für 
1882  wird  er  mit  471,701  Mann  u.  113,531  Pferden  angegeben,  d.  h.  auf  1.25 °/0 
der  Bevölkerung.  S.  d.  Hauptputictc  d.  neuen  Urgani*.  im  Goth.  Jahrb.  1876  (D.  Aus- 
gabe) S.  593—605.  —  Nach  v.  Firks  a.  a.  0.  S.  373  fT.  war  um  1873-74  : 

iMudinanrn.        Krhöhang  der*.      Im  Kriege  zum      Die  vert  Offen- 
^4rW«  S  J  m"     für  Loistnnjfen  im  «ofecht  bestimmt,   »ivarmee  betritt  % 
starke  Mum        KrlaRe  xtteh      Tn,pp.i.^d.  Italic,        d.  Bovölk. 

Deutsches  Reich              422.300         3  4h  fach  3  07  2  60 

Oesterreich-Ungarn          273,800         3  65  „  2  30  157 

Frankreich                     453,000         2"50  „  2  51  176 

Gr.  Britann.  (Europa)         67,100          7*67  „  150  0  29 

Italien                           214,400          3*14  2'27  139 

Russland  (Europa)           751,600          2.03  „  185  100 

Schweiz                           —               —  730  402 

Belgien                          41,400          2  47  „  1*86  130 

Holland                          26,000         2*73  „  174  0  99 

Ebendas.  S.  360  ff.  die  Verkeilung  der  europäischen  Heere  in  Waffengattungen  und 

in  Feld-,  Reserve-,  Besatzungs-  und  Landesiertheidigungstrappeu,  sowie  die  spec.  Be- 
rechnung der  Offensivstarken. 

III.  —  Militä  rök  on  omik. 

Rau  hat  in  d.  5.  Ausg.  einige  sporadische  Bemerkungen  über  diesen  Puuct  in 
§.  75  u.  76  (auch  §.  73,  Antn.  a.).  Die  bezüglichen  Erörterungen  wurden  in  dir  von 
mir  besorgte  6.  Ausg.  Rau's  noch  fast  unverändert  heriibergcnomraen.  Sie  reichten 
jedoch  nicht  mehr  aus  und  enthielten  vornemlich  nur  einige  eigentlich  selbstverständ- 
liche Sparsamkeits-  u.  ähnl.  Regeln.  Ich  habe  boi  der  2.  Aufl.  meiner  Neubearbeitung 
geschwankt,  ob  ich  ein  Eingehen  auf  den  Gegenstand  au  diesem  Orte  nicht  lieber 
ganz  unterlassen  sollte,  da  es  sich  hier  doch  nur  um  eine  gauz  kurze  Orientirung 
in  einem  Gebiete  handeln  kann,  bei  dem  das  practische  Detail  die  Hauptsache 
ist  und  wo  es  an  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  fast  fehlt,  zumal  sich 
auch  bei  diesem  Gegenstand  deutlich  zeigt,  dass  auch  er  nach  seiner  ökono- 
mischen und  finanziellen  Seite  nicht  sowohl  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
als  in  die  Verwaltungslehrc .  hier  in  die  Militärverwaltungslehre,  gehört 
Doch  schien  mir  bei  der  fast  noch  fehlenden  Ausbildung  der  letzteren  Disciplin 
auch  ein  solches  bloss  orioutirendes  Eingehen  auf  diese  Specialfragen  der  „Mili- 
tarfinanzen"  hier  schliesslich  doch  zweckmässig.  S.  S.  248  IT.  d.  vor.  Aufl.  Die 
beztlgl.  Abschnitte  in  St  ein 's  Lehre  vom  Heerwesen  (S.  215  ff.,  bes.  233  ff.,  s.  auch 
S.  18,  26  ff.)  enthalten  eine  umfassende  principiolle  Erörterung,  in  der  sich 
St  ein 's  Meisterschaft  im  Scheinatisiren  und  Formulircn  wie  selten  zeigt,  aber  auch 
die  Einseitigkeit  dieser  Bchandlungsweise  sich  besonders  fühlbar  macht.  Die  Grund- 
atiöchauung  Uber  das  Heer  als  „blos  consumirender  Körper"  ist  ohnehin  grundfalsch. 
Vgl.  sonst:  Vergleich.  Darstell,  der  Wcbrverhältn.  in  Europa  (v.  österr.  Generalstab) 
1871.  —  Von  besonderem  Interesse  ist  es,  zu  beobachten,  welche  Verschiedenheiten 
der  finanziellen  Rcgulirung  beim  Militärwesen  aus  dem  Princip  der  Zwangsstellung 
folgerichtig  hervorgehen,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  des  Besoldungswesens  im 
gewöhnlichen  Staatsdienst.  Im  Folgenden  wird  daher  die  bezugliche  Erörterung  aber 
Besoldungspolitik  im  vor.  Kapitel  nach  dieser  Seite  ergänzt. 

§.  186.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens  gestaltet  sich  nach 
dem  Wehrsystem  natürlich  sehr  verschieden  in  seiner  Höhe,  seiner 
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Gliederung  und  zum  Theil  auch  noch  in  der  Art  seiner  Deckung. 
Man  tnuss  daher  bei  einer  finanziellen  Betrachtung  des  Militär- 
wesens von  einem  bestimmten,  in  seinen  Grundzügen  feststehen- 
den Wehrs} stein  ausgehen,  als  welches  hier  das  preussisch- 
deutsche,  jetzt  in  den  meisten  Continentalstaaten  ähnlich  be- 
stehende, im  vorigen  §.  kurz  geschilderte  angenommen  wird. 
Die  Verhältnisse,  welche  den  Finnnzbedarf  des  Heers  und  der 
Flotte  betreifen,  kann  man,  vom  Standpuncte  der  Militärverwaltung 
aus  betrachtet,  als  Militär  Ökonomik  zusammen  fassen.  Für  die 
Aufgaben  der  letzteren  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Friedens-  und  der  Kriegszustand.    Im  Folgen- 
den wird  die  Militärökonomik  nur  für  den  ersteren  genauer  be 
trachtet. 

Es  ist  jedoch  nicht  zu  Ubersehen,  dass  das  Militärwesen  schliesslich  doch  im 
Frieden  für  den  Krieg  eingerichtet  wird,  eiu  (iesichtspunet,  welcher  zumal  im 
jetzigen  Heerwesen  vorherrscht  und  nothwendig  auch  die  spccicll  inilitärökonoinisch«-. 
oder  finanzielle  Regelung  becinflusst.  Die  specicllen  Verhältnisse  im  Kriegszustand 
werden  mehrfach  unten  mit  berührt.  Besonders  von  demselben  handelt  unten  Abth.  V 
dieses  Abschnitts. 

2.  Im  Friedenszustand»  muss  mehr  fast  als  bei  irgend 
einem  anderen  Verwaltungsetat,  mit  Ausnahme  desjenigen  grosser 
öffentlicher  Hauten  (Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.),  im  Militär- 
etat zwischen  denjenigen  Ausgaben,  welche  wirklich  ordentliche, 
und  denjenigen,  welche  „staatswirthschaftliche  Kapital- 
anlagen" sind,  unterschieden  werden,  genau  in  Gemässheit  der 
in  §.  63  begründeten  Eintheilung  des  Finanzbedarfs 

Zu  solchen  einmaligen  oder  nicht  regelmässig  wiederkehrenden  Kapitalanlagen 
gehören  namentlich  die  durch  die  Fortschritte  der  Technik  im  System  der  An- 
griffs- und  Vertheidigungsmittcl  (Werkzeuge,  Kriegsmaschinen,  Waffen)  nuumgäuglich 
werdenden  Neubauten  oder  umfassenderen  Umbauten  von  Festungen,  Kriegs- 
häfen, Kriegsschiffen,  die  Umgestaltung  der  Waffen;  ferner  die  durch 
veränderte  Militärorganisation  (Erhöhung  des  stehenden  Heers  u.  s.  w.)  be- 
dingten neuen  oder  grosseren  Kasernirungs- ,  Magazin-  und  ähnliche  Bauten. 
Auch  grosse  politische  Umgestaltungen,  Veränderungen  im  Staatsgebiete  u.dgl.  m„ 
machen  mitunter  solche  Ausgaben,  für  neue  Befestigungswerke  u.  s.  w.,  nöthig. 

Nach  grossen  Kriegen,  mögen  sie  mit  Sieg  oder  Niederlage  enden,  bildet  das 
sogen.  Retablisscment  der  Armee,  d.  h.  der  Wiederersatz  und  bez.  die  Verbesserung 
des  im  Kriege  verbrauchten  oder  als  ungenügend  befundenen  Waffen-  und  sonstigen 
Materials  (Fuhrwerke.  Kleidung  u.  s.  w.i  eine  ebenfalls  in  diese  Kategorie  gehörige 
Ausgabe,  welche  nun  im  Friedenszustand  zu  machen  ist.  Im  Militäretat  wird  auch 
gewöhnlich,  wenn  es  sich  wenigstens  um  einigermassen  erhebliche  Ausgaben  für 
diese  ..Kapitalanlagen'*  handelt,  grundsätzlich  richtiger  als  in  den  meisten  sonstigen 
Etats,  zwischen  der  „ordentlichen"  und  einer  solchen  „ausserordentlichen**  Ausgabe 
unterschieden.  Nur  kleinere  Posten  der  genannten  Art,  für  die  etwa  durchschnitt- 
lich jährlich  vorkommenden  Erneuerungen  des  Materials  und  Neubauten  oder  für  eine 
militärische  Reform,  welche  absichtlich  nur  langsam  —  dann  freilich  oft  aus  finan- 
ziellen Rücksichten  erst  in  oiner  Reihe  von  Jahren  —  durchgeführt  werden  soll, 
pflegen  in  das  gewöhnliche  Ordinarium  gestellt  zu  werden ,  z.  B.  der  Neubau  von 
Schiffen  zur  ersten  Gründung  einer  Flotte  oder  die  Neuanlage  von  Befestigungswerien. 
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Da  jedoch  der  einmal  gutgeheissene  Zweck  solcher  Ausgaben  die  letzteren  meist  nicht 
als  verschiebliche  erscheinen  lasst,  so  ist  eine  solche  Regelung  des  Finanzbedarfs  für 
militärische  Reformen  die  Ausnahme:  Alles  Umstände,  welche  die  Müitrtrökonomik 
anders  gestalten,  als  diejenige  eines  anderen  Staatsverwaltungszwoiges. 

Die  ausserordentliche  Bedeutung  dieser  Kapitalanlagen  im  gegenwärtigen  .Militär- 
budget ist  in  erster  Linie  die  Folge  der  veränderten  und  verbesserten  Technik  in 
den  Angriffs-  und  Verthcidigungsmitteln.  Einen  guten  Einblick  in  diese  Verhält- 
nisse gewähren  die  Verwendungen  des  Deutschen  Reichs  für  diesen  Zweck  nach  dem 
französ.  Kriege  v.  1870—71.  Die  Hauptdaten  der  Rcich?finanzstatistik  s.  o.  S.  422. 
Weiteres  Detail  nach  d.  Rcichstagsactcn  in  meinem  Art.  Reichsfinanzwesen  a  a.  0. 
Vom  Rctablissoment  des  norddeutschen  Heeres  (incl.  Baden  und  Hessen)  kauten 
z.  B.  SO-12  Mill  Thlr.  auf  verbessertes  Artillerie-  und  Watfenwcsen.  wovon  34  74  Mill.  Thlr. 
auf  1.737,000  Stück  neue  Hinterladcrge wehre  zu  20  Thlr.  d.  Stück;  9  3  Mill  Thlr. 
für  die  dazu  gehörigen  Patronen  (1000  Stück  scharfe  Patr.  kosten  jetzt  35,  früher 
nur  15  Thlr.);  17  93  Mill.  Thlr.  für  Ersatz  des  Artilleriematerials  (1  Batterie  29,870  Thlr., 
ebensoviel  wie  vorher  schon,  1  Munitionscoloune  31,370  Thlr.),  die  Munition  dafür 
3  34  Mill.  Thlr.  (1'5  Mill.  Schuss  zu  274  Thlr.).  —  Der  auf  100  Mill.  Thlr.  veran- 
schlagte Festungsneu-  und  Umbau  verlangt  besonders  wegen  des  ueucn  Systems 
zahlreicher  detachirter  Forts  so  viel.  Bei  den  älteren  Festungen  sind  57  solcher 
Forts  zu  450—700,000  Thlr.  p.  Stück,  im  G.  zu  30  Mill.  Thlr.  veranschlagt.  Bei  der 
Marine  sind  es  die  Hafenbauten  (Wilhelmshafen  hat  bis  1875  bereits  über 
38  Mill.  Thlr.  gekostet),  die  Schiffe,  bes.  die  Panzerschiffe  (eine  Panzer- 
fregatte 2—35  Mill.  Thlr.),  die  Küstenbefestigungen,  die  artilleristische 
Ausrüstung  der  Forts  und  der  Schilfe,  welche  so  riesige  Summen  beanspruchen. 
Vgl.  Näheres  über  d.  deutsche  Flotte  in  meinem  Roichsfinanzwcs.  S.  147  n". 
(Jahrb.  d.  D.  Reichs  HI).  —  Die  grossen  Ausgaben  für  diese  „Kapitalanlagen"  sind 
in  Deutschland  seit  1871  aus  der  französ.  Contribution  gedeckt  worden.  Sonst  sind 
hier  die  früher  dargelegten  allgemeinen  Grundsätze  der  Staat«bedarfsdeckung  anwend- 
bar, also  eventuell  auch  Anleihen;  wie  früher  im  Nordd.  Bunde  für  die  Marine  u. 
neuerdings  wieder  im  Reiche  (§.  66  fl.).  Bei  der  Verth  eilung  der  betr.  Ausgabe 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  empfiehlt  sich  Deckung  mit  ord.  Einnahmen,  die  auch 
dann  nicht  selten  ist,  denn  Anleihen  sind  hier  immer  misslich  bei  der  Unsicherheit 
der  Dauer  dieser  Anlagen  (neue  techn.  Fortschritte!). 

3.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens,  insbesondere  der 
ordentliche,  lässt  sich,  wie  derjenige  anderer  Dienstzweige,  in 
Geld-  und  Natural-  und  in  Personal-  und  Realbedarf  ein- 
teilen. Aber  diese  Einteilung  und  die  ihr  entsprechenden  Quoten 
des  ganzen  Bedarfs  haben  in  der  Militärökonomik  eine  manch  - 
fach  andere  Bedeutung  als  in  der  Oekonomik  andrer  Ver- 
waltungen. 

§.  187.  —  4  Natural-  und  Geldbedarf.  Die  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  im  Allgemeinen  und  die  Beseitigung  der 
meisten  Naturaleinnahmen  aus  privatwirthschaftlichen  Erwerbs- 
zweigen insbesondere  haben  zwar  auch  in  der  Militärverwaltung 
den  Geldbedarf  zum  vorherrschenden  gemacht.  Aber  die 
speeifischen  Mängel  der  reinen  Geldwirthschaft  bei  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  treten  im  Militärwesen  besonders 
scharf  hervor,  so  dass  hier  aus  diesem  Grunde,  im  Interesse  des 
Zwecks  selbst  wie  der  bei  seiner  Durchführung  betheiligten  Per- 
sonen, mitunter  auf  die  naturalwirthschaftlic  he  Befriedigungsweise 
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der  Bedürfnisse  zurückgegriffen  oder  bei  derselben  stehen  geblieben 
werden  muss,  wenn  dies  auch  in  anderen  Zweigen  der  Staatsver- 
waltung unnöthig  oder  unzweckmässig  und  selbst  schädlich  ist. 

Jone  Eventualität  liegt  besonders  in  zwei  Fällen  vor: 

a)  Einmal,  wenn,  wie  im  Militärwesen  nicht  selten,  das  in  §.  151  für  solche 
Fälle  aufgestellte  Princip  zutrifft:  mangelhafte  p  rivatwirthsc  haftliche  Ver- 
kehrs coneurrenz,  weswegen  die  Militärverwaltung  oder  die  Militärpersonen  ihre 
Bedürfnisse  nach  gewissen  naturaleu  Gütern  mittelst  Geldes  ungenügend  befriedigen. 
Im  Interesse  des  Diensts  wie  des  Dieners  muss  dann  mehrfach  Naturalbedarf  statt 
Geldbedarf  vorgesehen  werden,  was  demgemäß  bei  dem  Personal-  und  Realbedarf 
zu  theilweiscr  Natural-  statt  Geldbesoldung  und  zur  Eigen produetion 
gewisser  Bedarfsgegenstände  statt  des  Ankaufs  derselben  mittelst  Gelds  im  Verkehr  führt. 

b)  Sodann  muss  —  bei  der  besonderen  Wichtigkeit,  welche  der  Verfügung  über 
gewisse  Bedarfsgegenstände  überhaupt,  von  richtiger  Art  und  zur  rechten  Zeit  Seitens 
der  Militärverwaltung  und  der  eiuzclnen  Militarpersonen  beizulegen  ist,  weil  davon 
die  sichere  Erfulluug  des  Zwecks,  des  Militärweseus  wesentlich  mit  abhängt  —  die 
naturalwirthschaftliche  statt  der  geldwirthschaftlichen  Beschaffung 
des  Militärbedarfs  auch  sonst  noch  in  manchen  anderen  Fällen  vorgezogen  worden, 
wo  der  vorerwähnte  Mangel  der  Geldwirthschaft  sich  sonst  nicht  störend  bemerkbar 
macht.  Dies  gilt  besonders  hinsichtlich  der  Befriedigung  gewisser  „Indiv idual- 
bedürfnisse"  (G.  §.  139)  der  Militärpersonen,  namentlich  der  zur  sogen.  Mannschaft 
gehörigen.  Weil  jeder  Einzelne  nicht  nur  in  seinem  persönlichen,  sondern,  da  er  ein 
dienendes  Glied  im  Militärorganismus  ist,  auch  im  Dienstinteressc  solche  Be- 
dürfnisse richtig  befriedigen  soll,  muss  das  naturalwirthschaftliche  System  hier  mit- 
unter in  grösserem  Umfange  beibehalten  werden,  denn  es  ist  dasjenige,  welches  mehr 
als  das  gcldwirthschaftliche  die  genügende  Sicherheit  hierfür  bietet.  Daher  wiederum 
im  Besoldungswesen,  wenigstens  bei  der  Mannschaft,  mehr  Natural-  als  Geldbesoldung. 
Gut  motivirt  v.  Stein,  Hecrwes.  S.  236. 

Im  Kriegs  zustande  fehlt  die  privatwirthschaftliche  Ver- 
kehrsconeurrenz  oder  fungirt  sie  noch  mangelhafter,  während  die 
ordentliche  Befriedigung  auch  der  Individualbedürfnisse  der  Mi- 
litärpersonen vollends  die  Voraussetzung  des  Erfolges  ist.  Hier 
erweist  sich  daher  das  System  des  reinen  Geldbedarfs  noch  unzu- 
reichender. 

§.  188.  —  5.  Der  Personalbedarf.  Der  Militärfinanz- 
bedarf lässt  sich  wie  derjenige  anderer  Verwaltungszweige  in  die 
beiden  Hauptkategorieen  des  Personal-  und  Realbdarfs 
theilen,  je  nachdem  die  Finanzwirthschaft  dem  Staate  die  Sach- 
güter (das  Geld)  zur  Herbeiziehung  der  unmittelbar  bedurften 
Arbeitsdienste  oder  der  ebenso  (natural)  bedurften  Sacbgüter 
liefern  soll  (§.  150).  Aber  der  Personal-  wie  der  Realbedarf  muss 
im  Militärwesen  nach  dessen  eigenthümlicher  Natur  und  nach 
dessen  apeeifischen  Zwecken  mehrfach  anders  geregelt  werden, 
als  in  anderen  Zweigen  des  Staatsdienstes.  Es  geht  dies  zum 
Theil  schon  aus  den  obigen  Bemerkungen  über  den  Naturalbedarf 
hervor.  Jedoch  kommen  hier  auch  noch  andere  Momente  in 
Betracht.  Es  muss  namentlich  zwischen  dem  durch  Dienst- 
vertrag beschafften  Personalbedarf  (0 fficierwesen) 


Digitized  by  Google 


Personalbedarf.  433 

und  dem  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher  Dienst- 
pflicht unterschieden  werden.  Das  verschiedene  Vorgehen  be- 
dingt wesentlich  verschiedene  Einrichtungen.  Im  Unterschied  zum 
Werbesystem  wird  im  heutigen  Webrsystem  der  grösste  Theil  des 
Heeres,  die  „Mannschaf t",  in  der  Regel  nicht  im  Wege  des 
Vertrags,  sondern  mittelst  Zwangs  dem  Staate  zur  Verfügung 
gestellt.  Im  Grossen  und  Ganzen  macht  hiervon  nur  das  Offi- 
ciercorps  (und  die  ihm  gleichstehenden  Militärbeamten  u.  s.  w.) 
eine  Ausnahme.  Nur  ftlr  diese  ist  der  Militärdienst  der  Regel  nach 
frei  gewählter  Lebensberuf.  Bei  den  übrigen  Soldaten  tritt 
die  vertragsmässige  Herbeiziehung  der  Arbeitskräfte  meistens 
nur  für  die,  die  gesetzliche  Dienstzeit  überschreitende,  längere 
Dienstzeit  ein,  z.  B.  bei  einem  grossen  Theile  des  Unterofficier- 
corps.  Für  alle  Anderen  ist  der  Militärdienst  kein  freigewählter 
Beruf,  sondern  die  Leistung  einer  staatsbürgerlichen  Pflicht 
in  der  Form  eines  persönlich  zu  übernehmenden  (Na- 
tural)dien8tes,  —  einer  Pflicht,  welche  ihr  nächstes  Analogen 
in  der  Steuerpflicht  hat.  Für  die  finanzielle  Regelang  des 
Personalbedarfs  im  Militärwesen  ergeben  sich  aus  diesen  Ver- 
haltnissen wichtige  Folgerungen. 

a)  Der  durch  Dienstvertrag  beschaffte  Personal- 
bedarf. Die  finanzielle  Ordnung  dieses  Tbeils  des  Personal- 
bedarfs, also  insbesondere  die  Ordnung  des  Besoldungswesens  des 
Of ficiercorps,  hat  in  der  Hauptsache  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Besoldungspolitik  im  Staatsdienste 
(§.  152  ff.)  zu  erfolgen.  Abweichungen  werden  aber  einmal 
nach  dem  oben  dargelegten  naturalwirthschaftlichen  Ge- 
sichtspunete,  daher  besonders  im  Kriegszustande,  sodann  in 
einigen  Puncten  auch  nach  der  speeifischen  Natur  des 
Militärdienstes,  verglichen  mit  dem  sonstigen  Staatsdienst, 
bedingt. 

Solcher  Puncte  sind  mancherlei,  die  wichtigsten  wohl  die  folgenden: 
«)  Der  Militärdienst  bringt  aach  im  Frieden  besondere  Last,  grössere  körper- 
liche Anstrengung,  weitere  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit  (Discipliu)  mit 
sich,  wofür  theils  in  der  materiellen  Besoldung,  thcils  in  gewissen  Ehren rortheilcn 
i.§.  153),  thcils  in  der  Aussicht  auf  spätere  Versorgung  im  Civildienst  —  so  besonders 
auch  bei  deu  Uber  die  gesetzliche  Zeit  hinaus  dienenden  Mannschaften,  (Unteroffi- 
ciereu  u.  s.  w.)  —  eine  gewisse  Compcnsation  gewährt  werden  muss,  wenn  auf  ein 
genügendes  Angebot  der  erforderlichen  Arbeitskräfte  des  Dienstzwcigs  soll  gerechnet 
werden  können.  Zur  Sicherung  des  Staats  in  letzterer  Hinsicht  dient  auch  die  Ein- 
richtung, die  Kosten  der  Vorbildung  des  Militärs  ganz  oder  grosscntheils  auf  den 
Staat  zu  Übernehmen,  so  dass  dann  auch  bei  kleinerem  Gehalte  der  Dienst  lockend 
erscheint,  weil  ein  ILiuptposten  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  die  Amortisation  und 
Verzinsung  des  Erziehungs-  und  Bildungskapitals  <§.  163)  wesentlich  verringert  wird. 

V    Wat'iior.  rni.nuwis*>ii-.  hilft  I.     ».  Aull.  28 


Digitized  by  Google 


436 


2.  B.  Fin.bedarf.   2.  K.  Einzelnes.   3.  A.  Militär.  §.  189. 


zu  erörtern,  nemlich  wie  die  Höhe  der  „Besoldung"  des  Dienst- 
pflichtigen —  wenn  die  gewährte  Unterstützung  in  Ermangelung  eines 
andren  allgemeinen  Namens  noch  so  genannt  werden  darf  —  zu  be- 
messen und  in  welcher  Zahlungsform  diese  Besoldung  zu 
gewähren  ist. 

a)  In  e röterer  Hinsicht  können  die  gewöhnlichen  Grund- 
sätze der  Lohngestaltung,  welche  auch  die  Besoldung  der  Beamten 
bestimmen  müssen,  für  die  Personen  im  gesetzlichen  Wehrdienst 
nur  zum  Theil  massgebend  sein.  Denn  gegenüber  einer  allge- 
meinen Dienstpflicht,  welche  der  Einzelne  an  die  Gemeinschaft 
zu  erfüllen  hat  für  die  ihm  durch  die  letztere  gewährten  Be- 
dingungen seines  Gedeihens,  kann  von  eigentlichem  Lohne,  in 
welchem  eine  Belohnung  liegt,  Uberhaupt  nicht  die  Rede  sein. 

Von  den  einzelnen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  161) 
muss  vornemlicb  nur  der  erste,  die  Deckung  des  Lebens- 
bedarfs während  der  Dienstzeit  selbst,  in  dem  dem 
Pflichtigen  gewährten  Unterhalt  ersetzt  werden. 

In  ausreichender  Weise,  so  dass  die  Erhaltung  oder  Wiederorneuerung  der 
im  Dienste  meist  stark  in  Anspruch  genommenen  Kräfte  mit  möglichster  Sicherheit 
verbürgt  ist,  worin  die  Verpflegung  leider  mitunter  zu  wünschen  übrig  lässt,  aber  im 
Wesentlichen  nur  in  d em  Umfange,  dass  die  „Existenzbedürf nisse  zweiten 
Grads"  (nach  meiner  Terminologie  in  d.  Grundlegung,  §.  96),  d.  h.  diese  Bedürf- 
nisse in  der  nach  dem  Lebensmaasstabe  der  Masse  der  Bevölkerung  üblichen  Weise 
Befriedigung  finden.  Denn  es  handelt  sich  hier  nur  um  die  Gewährung  der  Mittel, 
durch  welche  jeder  Dienstpflichtige  in  seinem  und  im  Gesammtinteresse  sicher  in  den 
Stand  gesetzt  wird ,  dieser  seiner  Pflicht  ordentlich  nachzukommen.  Darüber  hinaus 
können  vom  Staate  während  der  Dienstzeit  keine  Mittel  beansprucht  werden.  Eine 
Erhöhung  des  Unterhaltes  wird  daher  auch  nicht  nach  dem  socialen  und  ökono- 
mischen Stande  des  Pflichtigen  —  wie  bei  dem  eigentlichen  Beamten  und  dem  Offi- 
cier,  wo  der  standesgemäße  Unterhalt  (§.  161)  zu  gewähren  ist,  —  erfolgen  dürfen, 
sondern  nur  im  Dienstinteresse  selbst  nach  der  militärischen  Kangclasse,  welche  der 
Soldat  während  der  Zeit  seiner  Dienstpflicht  etwa  erlangt  und  deren  Erlangung,  wieder 
in  erster  Linie  im  Dienstinteresse,  auch  durch  solche  Vorth  eile,  wie  höherer  Sold  and 
dergleichen,  erstrebenswerth  gemacht  werden  soll. 

Beispiel  der  Soldabstufung  in  d.  deutschen  Infanterie  1S73:  tnonatl.  der 
Gemeine  3,  der  Gefreite  3  5,  die  Unterofficiere  nach  3  Ciaseen  5,  6  5,  7'5,  die  Sergeanten 
nach  2  Cl.  8  5  u.  10  5,  die  Feldwebel  15  Thlr.  an  Geldsold.  Seitdem  sind  kleine 
Erhöhungen  f.  d.  Unterofficiere  eingetreten.  Für  das  Jahr  erhalten  gegenwärtig  an 
Geldlöbnung  bei  den  gewöhn!.  Infant. regimentcra  die  Gemeinen  126,  Gefreiteu  144, 
Unterofficiere  in  D.  306,  Sergeanten  i.D.  432.  Vicefeldwebel  540.  Feldwebel  720  M. 

Die  übrigen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  163) 
kommen  bei  der  Berechnung  der  dem  Dienstpflichtigen  aus  Staats- 
mitteln zu  gewährenden  Subvention  nur  ausnahmsweise  in 
Betracht. 

Eine  angemessene  Entschädigung  aus  den  Mitlein  der  Gemeinschaft,  in  dereo 
Interesse  der  Einzelne  zum  Militärdienst  verpflichtet  wird ,  muss  nur  in  allen  den 
Fällen  gegeben  werden,  wo  der  Einzelne  durch  den  Dienst  nachweisbar  Schaden  er- 
leidet. Es  ist  deshalb  einmal  im  Kriege,  dann  auch  soweit  als  möglich  im  Friedens- 
dienste  ein  Pensionsanspruch  für  die  Dienstpflichtigen  zuzugestehen,  vor  Allem 


Digitized  by  Google 


Personalbedarf.  Officium 


4^ 


oberste  Officierclasae  200—500,  f.  Stabsofficiere  mit  Regimentscomm.-Rang  180 — 400, 
f.  and.  Stabsofficiere  u.  Hauptleute  120—300,  f.  Lieutenants  72—140  Tblr.  betragen. 
—  Eine  Rolle  spielen  auch  die  Dienstzulagen,  die  vom  Brigadeoominandenr  auf- 
wärts in  das  pensionsfabige  Diensteinkommen  eingerechnet  Verden.  Sie  betrugen 
G0O0  Thlr.  beim  command.  General,  4000  u.  2000  bei  gew.  and.  Stellen.  1500  beim 
Dirisionscommandcur,  300  beim  Brigadecommandeur,  Summen,  aus  denen  aber  z.  Tb. 
die  Kosten  f.  Burcanbedurfniase  zu  bestreiten  sind. 

Die  Höhe  des  ganzen  Finanzbedarfs  flir  das  vertrag s - 
massig  zn  beschaffende  Militärpersonal  hängt  dann  schliesslich 
von  der  Zahl  der  Officiere  u.  s.  w.  nnd  des  länger  als 
die  gesetzliche  Zeit  dienenden  Unterpersonals  sowie 
von  dem  Verhältniss  dieser  Zahlen  zu  derjenigen  der  eigent- 
lichen Mannschaft  ab.  Hier  mnss  nach  technischen 
Rücksichten  der  Heeres-  nnd  Flottenverwaltung  entschieden  werden. 
Die  Zahl  der  Ober  officiere  in  höhern  Chargen  mag  hie  und  da, 
besonders  in  kleinen  Staaten  zu  gross  gewesen  sein.  Gewöhnlich 
wird  umgekehrt  aus  finanziellen  Rücksichten  die  Zahl  der  Officiere 
eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  gehalten,  was  bei  der  eminenten  Be- 
deutung einer  genügenden  Anzahl  Officiere  und  gedienter  Unter- 
officiere  für  die  eigentliche  Kriegsleistung  des  Militärs  dem  Zweck 
der  ganzen  Militärinstitution  nicht  entspricht. 

Im  Deutschen  Reich  kommen  (1873)  auf  1  Infanterieregim.  1  Comman- 
deur,  1  Stabsofficier,  3  Bataillonscomm.,  6  Haupt].  ].  Cl,  6  dgl.  2.  CI.,  12  Prcmier- 
lieutenante,  28  Secondelts.,  zus.  57  Officiere,  auf  1721  Mann  (v.  Feldwebel  abwärts). 
Damal.  Kosten  der  Geld  Verpflegung  eines  Infanterieregiments  118,584  Thlr.  (ohno 
Aerzte),  wovon  34,760  Thlr.  f.  d.  Officiere.  1  Dragoner-  od.  Husarenregiment  55,883, 
wovon  auf  die  Officiere  16,550,  1  Feldartillerieregim.  151,068  Thlr.,  woyon  ca.  35,600 
auf  die  Officiere.  — 

§.  189.  —  b)  Der  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher 
Dienstpflicht  Wesentlich  andere  Grundsätze  sind  für  die 
finanzielle  Regelung  dieses  Tbeils  des  militärischen  Personalbedarfs 
zur  Geltung  zu  bringen.  An  und  für  sich  würde  es  dem  Wesen 
dieser  Dienstpflicht  entsprechen ,  wenn  der  Soldat  sich  selbst  unter- 
hielte, wie  dies  in  früheren  Wehrsystemen  auch  in  gewissem  Um- 
fange der  Fall  war,  wo  selbst  die  Bewaffnung  oft  vom  Einzelnen 
gestellt  wurde.  Wenn  der  Staat  jetzt  allgemein  die  Unterhaltung 
der  dienstpflichtigen  Mannschaft  übernimmt,  so  geschieht  dies  zu- 
nächst im  Interesse  des  Dienstes  selbst,  sodann,  weil  ein 
grosser  Theil  der  Pflichtigen  nicht  im  Stande  ist, 
sich  aus  eigenen  Mitteln  während  einer  Zeit  zu  erhalten, 
in  welcher  der  Staat  die  Erwerbsarbeit  so  gut  wie  unmöglich 
macht,  endlich  auch,  um  die  Lasten  des  Kriegsdienstes 
gleichmässiger  auf  die  Bevölkerung  zu  vertheilen.  Es 
sind  dann  namentlich  zwei  Fragen  von  allgemeinerer  Bedeutung, 
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schliesslich  des  ganzen  Heeres  ab.  Dazu  kommt  die  Zweck- 
mässigkeit einer  theil weisen  Natu ralbesoldung  aus  den  oben 
angeführten  Gründen  grade  hier.  Auch  läset  sich  die  Beschaff- 
ung des  Unterhaltsbedarfs ,  wenn  sie  im  Grossen  erfolgt, 
billiger  einrichten,  als  wenn  der  einzelne  Mann  für  sich  selber 
allein  sorgt  Bei  einzelnen  Bedürfnissen ,  wie  bei  der  Kleidung 
und  der  Wohnung  (Kasernirung)  kommen  auch  noch  specielle 
Militärinteressen  zugleich  mit  dem  Gesichtspuncte  der  Gewährung 
des  Unterhaltsbedarfs  zur  Berücksichtigung.  Dies  Alles  hat  zur 
Folge,  dass  der  finanzielle  Personalbedarf  bei  der  dienst- 
pflichtigen Mannschaft  zum  Theil  in  einen  finanziellen 
Realbedarf  sich  verwandelt,  und  nach  den  finanziellen  Grund- 
sätzen des  letzteren,  besonders  ein  Theil  des  Unterhaltsbedarfs 
ähnlich  wie  der  Waffenbedarf,  geregelt  werden  muss.  Die  eigen- 
tümliche Folge  der  Thatsache,  dass  es  sich  dabei  jedoch  eigent- 
lich um  einen  Personalbedarf  handelt,  zeigt  sich  in  den  besonderen 
Einrichtungen  und  Massregeln,  welche  zur  richtigen  V erth ei- 
lung der  Bedarfsartikel  an  die  Einzelnen  getroffen  werden 
müssen. 

Der  Unterhaltsbedarf  wird  dem  Soldaten  daher  regelmässig 
in  der  Praxis  —  und  principiell  ganz  richtig  —  gewährt  in  der 
vierfachen  Form  von  Naturalquartier,  von  Naturalbe- 
kleidung, von  Naturalverpflegung  für  einen  Haupttheil 
des  Nahrungsbedarfs,  endlich  nur  zum  Rest  in  der  Form  von 
Geldverpflegung  oder  eigentlicher  Löhnung  (Sold). 

Vgl.  Stein,  Heerwesen,  S.  236,  244  ff. 
(1.1  Das  Naturalquartier  ist  durch  die  ökonomische  Lage  der  Mannschaft  und 
durch  das  Bedürfhiss  des  Militärdienstes  selbst  gleichmassig  geboten ,  im  Friedens- 
wie  im  Kriegszustände.  Es  kann  durch  Einquartierung  der  Mannschaft  bei  den 
Bargern  und  durch  Kasernirung  beschafft  werden.  Die  erste  Form  ist  im  Kriege 
unentbehrlich,  sie  war  auch  für  den  Friedensznstand  früher  die  vorwaltende.  Im 
Iutercsse  der  militärischen  Disciplin  und  der  Befreiung  der  Burger  von  einer  stets 
drückenden  und  auch  bei  Gewährung  einer  Entschädigung  niemals  gleichmäßig  ver- 
theilten  Last  ist  die  Kasernirung  vorzuziehen  und  auch  iu  unseren  Staaten  immer 
allgemeiner  geworden,  wenigstens  in  den  Städten.  Sie  setzt  natürlich  eine  ziemlich 
feste  und  gleichbleibende  Vcrtheilung  der  Truppen  nach  Menge  und  Waffengattung 
im  Staatsgebiet  voraus,  —  eine  Einrichtung,  welche  auch  sonst  wegen  der  localen 
volkswirtschaftlichen  Wirkung  der  Militärausgaben  wünschenswerth  ist  (Regelung  des 
Garnison wesens).  —  Vgl.  d.  Bundcsgos.  über  d.  Quartierleist,  f.  d.  bewaffn.  Macht 
im  Frieden  v.  25.  Juni  1*>6S.  Die  Fürsorge  f.  d.  räuml.  Unterbringung  der  bewaffn. 
Macht  ist  nach  §.  1  eine  Last  des  Bundes,  deren  Naturalleistung  nur  gegen 
Entschädigung  gefordert  werden  kann,  nach  d.  näh.  Bestimmungen  d.  Gesetzes. 
Für  den  Kriegszustand,  d.  i.  nach  eingetretener  Mobilmachung,  gilt  das  Beicbsges. 
v.  13.  Juni  1873,  s.  bes.  §.  3,  9,  14,  mit  beschränkter  Vergütung  f.  Naturalquartier. 

Die  Anlegung  der  Kasernen  und  die  erste  Beschaffung  ihros  In- 
ventars gehört  dann  zur  s  taatswirthschaftl  iche  n  Kapitalanlage.  Es  ist 
dabei  in  finanzieller  Hinsicht  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Bauwesens 
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und  der  Beschaffung  des  Realbedarfs  zu  verfahren  (§.  168  ff.).  Die  Instand- 
haltung der  Kasernen  und  ihres  Inventars  gehört  zur  ordentlichen  Ausgabe. 
Es  kann  dabei,  um  das  Princip  der  Wirtschaftlichkeit  möglichst  zur  Geltung  zu 
bringen,  das  System  der  Gewährung  von  Panschsummen  an  jeden  kasertiirten 
Truppenkörper  und  dessen  Abtheilungen  befolgt  werden. 

Die  Etats  des  D.  Reichs  enthalten  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Summen 
für  Kasernen  u.  ähnl.  Bauten  unter  den  „einmaligen  Ausgaben"  im  „ausserord.  Et.", 
2.  B.  18S0/SI  12*38,  81/82  11-17.  82/83  8  *27,  83/84  4-85  M.  M.  (incl.  jiihrl.  einige 
100,000  M.  an  Kostenerstattungen  für  aus  Landesmitteln  erbauten  Kasernen).  Aus 
der  französisch.  Kriegsentschädigung  wurden  durch  Ges.  v.  8.  Juli  1872  u.  A.  9*5  Mill.Thlr. 
angewiesen  f.  die  erste  Einrichtung  der  Kasernen,  Stallungen  u.  sonst.  Garnisonanstalten 
in  Elsass-Lothringen.  —  Da  es  sich  Übrigens  bei  dem  Bau  von  Kasernen  u.  s.  w.  um 
eine  nur  all  mal  ig  durchzufahrende  Aufgabe  handelt,  kann  die  Einsetzung  der  be- 
treifenden Quoten  in  den  gewöhnl.  Etat  ausreichen,  ohne  dass  dann  auch  dafür  ausser- 
ordentl.  Einnahmen  flussig  gemacht  werden.  —  Ueber  die  laufende  Ausg.  f.  Kasernen- 
wesen s.  u. 

(2.)  Die  Bekleidung  fällt  bei  dem  Soldaten  in  besonderem  Maasse  unter  den 
doppelten  Gesichtspunct  eines  Artikels  des  individuellen  Bedarfs  und  der  mili- 
tärischen Ausrüstung.  Wesentlich  deshalb  die  Natu ralbckleidung,  wenigstens 
für  die  Hauptgegenstände.  Die  Anschaffung  kann  im  Submissionswege  oder,  viel- 
fach nicht  unpassend,  in  eigenen  Militärwerkstätten  erfolgen.  (In  d.  60er  Jahren  war 
die  Ausg.  £.  Kleidung  in  Frankreich  f.  Geineine  d.  Infant.  20*4,  Dragoner  44*32, 
Garde- Kürassier  121*21  Fr.:  in  Baden  jährlich  für  grosse  Bekleidungsstücke  eines 
Infanteristen  13  fl.  23  kr.  u.  36  kr.  zu  Ausbesserungen,  eines  Cavalleristen  desgl. 
16  fl.  55  kr.  u.  48  kr.  Für  jedes  Bekleidungsstuck  wird  eine  erfahrungsmäss.  mittlere 
Dauer  angenommen,  z.  B.  Watfenrock  des  Gemeinen  2,  des  Kanoniers  l3/4,  Mantel 
des  Infanteristen  9,  des  Cavalleristen  u.  Artilleristen  10  Jahre.  In  Baiern  früher 
jährl.  Ausg.  f.  Infant.  28  fl.  50  kr..  Ulanen  u.  Kürassier  39  fl.  (Nach  Bau).  —  Ge- 
sammtausg.  s.  u.).  Für  die  Instandhaltung  der  Kleidung  und  eventuell  auch  für 
die  Anschaffung  gewisser  Artikel,  wie  der  Wäsche  u.  s.  w.,  empfiehlt  sich 
in  wirthschaftlicher  Hinsicht  die  Gewährung  einer  Geldpauschsumme  für  den  Mann, 
um  ihn  zur  Schonung  anzueifern.  Doch  müssen  auch  hier  die  militärischen  Dienst- 
rucksichten  eventuell  vorgehen.  So  z.  B.  früher  in  Baden  f.  d.  sogen.  Kleinmontur 
(Hemden,  Stiefel  u.  s.  w.),  ein  In-Verding-Geben  gewissermassen.  Der  Gemeine  in  d. 
Infant  erhielt  15,  in  der  Cavallerie  14  fl.,  dazu  für  Reinigungsmittel  resp.  48  kr.  u. 
2  fl.  S.  Vogel  mann.  bad.  MilitärverwaJt.  Karlsruhe  1853.  S.  179,  188  (Nach  R  au). 
Später  nach  dem  preuss.  System  abgeschafft. 

(3.)  Die  Naturalverp flegung  erstreckt  sich  im  Friedensznstand  und  im  festen 
Quartier  (im  Gegensatz  zu  Märschen,  Lagern  u.  s.  w.)  vor  Allem  auf  das  Hauptnah- 
rongsmittel,  das  Brot.  Dasselbe  wird  am  Besten  und  Billigsten  dem  Soldaten  in 
natura  geliefert.  Es  muss  von  richtiger  Beschaffenheit  und  Güte  sein  —  wo- 
bei die  Volkssitte  neben  der  physiologischen  Anforderung  mit  zu  entscheiden  hat. 
Im  J.  1870 — 71  erhielten  domgemäss  in  Deutschland  selbst  die  französischen  Gefangenen 
mehrfach  besseres  Brot,  als  d.  deutsch.  Soldaten;  auch  im  preuss.  Heere  jetzt 
etwas  besseres  Brot  (grössere  Kleieaussonderung),  z.  Th.  mit  Rücksicht  auf  die  bessere 
Gewöhnung  anderer  Contingente  der  Reichsarmee,  s.  Hirth,  Annalen  1873,  S.  8.  — 
und  in  genügender  Menge  gereicht  werden.  So  lange  der  Staat  bedeutendere 
NaturaleinkUnfte  in  Getreide  von  seinen  Domänen  oder  aus  gutsherrlichen  Gefällen 
bezog,  konnte  er  öfters  diese  zur  Brotlieferung  unmittelbar  benutzen.  Jetzt  ist  der 
Ankauf  von  Getreide  und  Mehl  im  Grossen,  durch  Vermittlung  von  Lieferanten  und 
im  Submissionswege  nothwendig,  wenn  das  Brot  in  eigenen  Militärbäckereien  gebacken 
Verden  soll.  Unbedingt  geboten  ist  das  Letztere  nicht.  Es  kann  auch  das  Brot  unter 
richtiger  Controle  durch  Priratbäcker  geliefert  werdeu.  Bei  dem  starken  jährlichen 
Schwanken  der  Getreidepreise  muss  schon  im  Etat  eventuell  ein  Zuschuss  zu  der  Aus- 
gabe für  Brot  eingestellt  sein  oder  nachträglich  der  Militärverwaltung  geleistet  werden, 
wenn  der  Getreidepreis  eine  bestimmte  Höhe  erreicht.  Denn  an  dem  Brotquantum 
der  Mannschaft  darf  nichts  abgezogen  werden.  Aeltere  Daten  aus  d.  60er  Jahren  bei 
Rau,  §.  7«  Noten.  Danach  z.  Th.  in  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  261  Note.  —  Im 
deutschen  Heere  1873  d.  tägl.  Brotportion  750  Gr.  in  der  Garnison,  alle  4  Tage 
I  Brot  v.  3000  Gr.    Die  Festsetzung  der  bezügl.  Kosten  der  Beschaffung  der  Natura- 
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lien  im  Etat  erfolgt  f.  d.  1.  Hälfte  des  Jahresbedarfs  nach  den  im  Oct.  vorher  wirk- 
lich zu  zahlenden  Preisen,  f.  d.  2.  Hälfte  nach  lOjähr.  Durchschn.preiscn,  vom  zweit 
vorherigen  Jahre  an  zorUckgercchnet. 

Die  übrige  Nahr  nng  hat  sich  der  Soldat  im  Friedenszustand  öfters  aus  seiner 
Geldlohn ung  zu  beschaffen,  wobei  jedoch  für  die  Mannschaft  auf  deren  Rechnung 
gemeinsame  Kochanstalten,  besonders  für  die  Mittagskost,  sich  auch  au» 
ökonomischen  Rücksichten  empfehlen  und  üblich  sind.  Wenn,  wie  oftmals  (auch  im 
deutschen  Heere)  feste  Quoten  der  Löhnung  für  diese  Kochanstaltcn  abgegeben  werden 
müssen  und  dazu  etwa  noch  vom  Staate  ein  fester  Verpflcgungszuschuss  gewährt  wird 
(wie  gleichfalls  im  deutschen  Heere,  wo  dem  Soldaten  (1873)  von  der  Löhnung  1  Sgr. 
3  Pf.  abgezogen  und  ein  Verpflegungszuschuss  v.  1  Sgr.  3Ya  Pf.  dazugegeben  wurde, 
wovon  es  meist  noch  möglich  ist,  Suppe  oder  Kaffee  zum  Frühstück  mit  zu  beschaffen, 
Hirth,  Ann.  1S73,  S.  7,  88),  so  liegt  allerdings  im  Grunde  doch  nur  eine  bestimmte 
Form  der  Naturalverpflegung,  nicht  der  Geldverpflegnng  vor,  wobei  nur  der  Mannschaft 
eine  directere  Mitwirkung  bei  der  Einrichtung  der  Verpflegung  —  ganz  passend  — 
gegeben  ist  —  Zur  Naturalverpflegung  gehört  endlich  noch  die  im  Interesse  des 
Diensts  und  der  Mannschaft  selbst  gebotene,  auch  ökonomisch  zweckmässige  K ranken  - 
pflege  im  Militärlazareth. 

(4.)  Es  hängt  vom  Umfang  und  von  der  Einrichtung  der  Naturalverpflegung  und 
der  Lieferung  der  Kleidung  ab,  welche  Höhe  die  Geldlöhnung  dann  noch  er- 
reichen mnss.  Mit  einer  kleinen  Löhnung  muss  sonst  im  Allgemeinen  vorlicb  ge- 
nommen werden,  wenn  die  Naturalverpflegung  ausreichend  ist.  Ganz  entbehrlich  ist 
die  Geldlöhnung  aber  niemals,  weil  sie  mindestens  die,  wenn  auch  geringen  Mittel 
für  ganz  individuelle  Bedürfnisse,  für  kleine  Nebenausgaben  u.  s.  w.  bieten  muss, 
wovon  nicht  vollständig  abgesehen  werden  kann.  Auch  kleine  Löhnungsunterschiedc 
nach  den  Waffen  erscheinen  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Waffe  etwas  mitbe- 
dingte Verschiedenheit  der  Lebensweise  und  der  Auslagen  für  Instandhaltung  der 
Kleidung  u.  s.  w.  berechtigt.  Der  Gemeine  in  der  Infanterie  im  deutsch.  Heere  1873 
3  Thlr.,  in  der  Linien-Cavalleric  3Va  Thlr.,  jetzt  i.  Jahre  126  u.  144  M..  Gefreite 
144  u.  162,  Unterofficiere  306  u.  324  M. 

Gesa ru ni tcr  Mannschaftsbedarf.  Wenn  die  Höhe  des 
Unterhaltsbedarfs,  welcher  durchschnittlich  für  einen  Mann  er- 
forderlich ist,  feststeht ,  so  hängt  der  gesammte  Aufwand  für  die 
Mannschaft  ab  von  der  Stärke  des  Heers,  daher  der  Zahl 
der  zum  Dienste  Einberufenen  und  der  Länge  der 
Dienstzeit,  sowie  der  Vertheilung  der  Dienstpflichtigen  anf 
Gein eine  und  auf  die  eine  höhere  militärische  Rangstufe 
cinnehmendenPersonen (Gefreiten,  Unterofficiere,  Sergeanten, 
Feldwebel  u.  s.  w.),  da  die  letzteren  eine  etwas  höhere  Löhnung 
und  z.  Tb.  auch  Verpflegung  erhalten  mllssen.  Ueber  alle  diese 
Punctc  muss  unter  möglichster  Berücksichtigung  des  Finanzinter- 
esses schliesslich  doch  das  Dienstinteresse  entscheiden. 

Besonders  wichtig  auch  in  finanzieller  Beziehung  ist  die  Länge  der  Dienst- 
zeit. Bt?i  kürzerer  Dienstzeit  kann  mit  demselben  Aufwand  eine  grössere  Anzahl 
Personen  militärisch  ausgebildet  werden.  Bei  Beurlaubungen  wahrend  der  Dienst- 
zeit vermindert  sich  wenigstens  ein  Theil  des  Unterhaltsbedarfs  der  Truppen,  besonders 
für  Natural-  und  Geldverpflegung,  und  wird  auch  im  volkswirtschaftlichen  Interesse 
die  für  die  militärische  Arbeit  entbehrliche  Arbeitskraft  für  andere  Arbeiten  der  Na- 
tion verfügbar.    Einige  bezUgl.  Statist.  Daten  s.  u.  S.  445. 

§.  190.  —  6.  Der  Real  bedarf.  Derselbe  ist  zum  Tbeil 
in  der  vorausgehenden  Erörterung  über  den  Personalbedarf  schon 
mit  berührt  worden.  Ausser  den  grossen  Ausgaben  für  militärische 
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Kapitalanlagen  in  Festungen,  Schiffen,  Häfen,  Kasernen  und  Uber- 
haupt Bauwerken  verschiedener  Art  und  ausser  den  zur  Ka- 
turalverpflegung der  Truppen  gehörenden  Ausgaben  kommen 
namentlich  drei  Hauptposten  des  Staatsbedarfs  auch  im  Friedens 
zustande  in  Betracht:  das  Waffen-  und  Ausrüstungs  wesen 
(incl.  Fuhrwerke,  Trainwesen),  die  Pferde  und  das  Futter  u.  s.  w. 
(Fourrage)  für  dieselben. 

S.  Stein,  Heerwesen,  S.  244  ff. 

a)  Die  Bewaffnung  und  Ausrüstung  des  Heers  kann  im 
Allgemeinen  gegenwärtig  nur  eine  Sache  der  Militärverwal- 
tung selbst  sein. 

Die  durch  technische  Rücksichten  gebotene  genaue  Gleichmässigkeitder 
Bewaffnung  verbietet  schon,  von  allen  anderen  Gründen  abgesehen,  die  Bewaffnung 
zur  Sache  des  einzelnen  Mannes  zu  machen,  sei  es,  dass  dieser  sie  sich,  wie  ehedem 
vielfach,  aus  eigenen  Mitteln  beschaffen  muss  oder  zu  ihrer  Anschaffung  das  Geld  vom 
Staate  erhalt.  Auch  Ökonomische  Rücksichten  sprechen  für  die  Beschaffung  Seitens 
der  Militärverwaltung,  welche  allein  im  Grossen  eigens  produciren  oder  an- 
kaufen kann.  Welches  dieser  beiden  Systeme  der  Besorgung  des  Realbedarfs  befolgt 
werden  soll,  lässt  sich  nicht  allgemein  entscheiden.  Es  gilt  dafür  das  in  §.  169  und 
170  Gesagte.  Nur  auf  Privatfabriken  angewiesen  zu  sein ,  kann  auch  im  Kriege  sehr 
theuer  kommen.  England  musste  im  Kriminkriege  die  Tonne  gewisser  Geschosse 
iJiaphragm  sheil)  f.  73  Pf  St.  kaufen,  die  es  später  zu  15  Pf.  selbst  machen  lieas 
(Kau).  Jedenfalls  sind  militärische  Reparaturwerkstätten  und  solche  für  Experimente 
unentbehrlich.  Uebcr  d.  preuss.  Einrichtungen  t.  Rönne,  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S 
773  ff.  Die  Mannschaft  kann  auch  mit  der  Instandhaltung  der  Waffen  in  der 
Kegel  nicht  unmittelbar  betraut  werdeu.  Wohl  aber  hat  sie  die  Reinigung  der 
Waffen  zu  Ubernehmen  und  dafür  ist  wieder  die  Auswerfung  von  Pauschsummen  für 
den  einzelneu  Truppentheil  und  seine  kleinsten  Abtheilongen  bis  herab  zum  einzelneu 
Mann  möglich.  Für  das  sonstige  Rüstzeug  (Tornbter.  Kochapparat  u.  s.  w.)  der 
Mannschaft  gilt  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  für  die  Waffen. 

Abweichend  hiervon  kann  bei  den  Offi eieren  das  geldwi rthschaftliche 
System  auch  in  Bezog  auf  die  Einzelbcwaffnung  und  Ausrüstung  durch  Gewährung 
fester  jährlicher  Pauschsummen  für  diesen  Zweck  und  Auswerfung  von  Ausrüstungs- 
geldern für  den  Feldzug  allgemeiner  angenommen  werden,  was  sich  im  Ganzen  wohl 
ökonomisch  empflehlt.  Ueber  den  Kostenpunct  des  Waffen wesens  s.  o.  S.  431.  Die 
Dorchschuittsdauer  einer  Waffe  ist  schwer  festzustellen,  da  ein  Fortschritt  der 
Technik  zur  Erneuerung  der  Waffen  zwingt,  auch  wenn  die  alten  noch  lange  nicht 
abgenutzt  sind.  Die  Preise  der  Waffen  sind  mit  der  höheren  Leistungsfähigkeit,  daher 
bes.  bei  Schusswaffen,  meist  stark  gestiegen,  dsgl.  die  der  Munition. 

b)  Die  Beschaffung  der  nothwendigen  Ar m ee-Pf erde  ist 
im  Frieden  und  vollends  im  Kriege  eine  ebenso  wichtige  als 
schwierige  Aufgabe.  Im  Frieden  kann  die  Beschaffung  der 
Officierpferde  wieder  dem  Officier  gegen  Pauscbalentschädigung 
»clbst  überlassen  werden.  Die  Mannschaftspferde  in  der  Cavalleric 
und  alle  sonstigen  Pferde  in  der  Artillerie,  dem  Train  u.  s.  w. 
müssen  wie  die  Waffen  durch  die  Militärverwaltung  selbst 
besorgt  werden.  Es  kann  dies  auf  verschiedene  Weise  geschehen 
and  in  den  verschiedenen  Staaten  sind  auch  verschiedene  Systeme 
der  Pferdebeschaffung  in  Gebrauch. 
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2.  B.  Fin.bedarf.    2.  K.  Einzelnes.    3.  A.  Militär.  §.  190. 


Manches  mos»  sich  hier  nach  den  Landesverhältnissen ,  dem  Umfang  der  ein- 
heimischen Pferdezucht,  der  Notwendigkeit  eines  Zukaufs  ans  dem  Auslände  richten. 
Es  liegt  sehr  im  militärischen  Interesse,  dass  der  Pferdebedarf  im  Kriege  möglichst 
rollständig  und  in  genügender  Qualität  im  In  lande  beschallt  werden  kann,  um  in 
dieser  wichtigen  Beziehung  vom  Auslande  unabhängig  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
müssen  aber  schon  im  Frieden  die  erforderlichen  Mass  rege  In,  wie  Hebung  des 
heimischen  Gestutewesens.  Bezahlung  hinlänglicher  Preise  für  die  Militärpferde, 
um  die  Zucht  vortheilhaft  zu  machen,  ergriffen  werden.  Hier  begegnet  sich, 
kreuzt  sich  aber  auch  leicht  das  militärische  und  das  volkswirtschaftliche, 
speciell  das  landwirtschaftliche  Interesse.  Die  Frage  der  Unterstützung  des  Gestüte- 
wesens mit  Staatsmitteln  wird  aus  einer  agrarpolitischen  zugleich  eine  militärpolitische, 
wo  dann  in  letzterer  Rücksicht  die  Pflege  der  heimischen  Pferdezucht  auch  dann  noch 
erfolgen  darf,  wenn  die  allgemeinen  volks-  und  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  die 
Pferdezucht  vom  Standpuncte  rationeller  Agrarpolitik  nicht  mehr  so  passend  erscheinen 
lassen.  Ucber  Pferdezucht  vom  volkswirthsch.  Standpuncte  betrachtet  s.  Bau,  Volks- 
wirthschaftspol.  §.  16g  (Gestüte);  Roscher,  KaL-Oek.  d.  Ackerbaus,  §.  178.  Ueber 
d.  preuss.  Verhältnisse  Meitzen,  Boden  Prcussens,  II,  445  ff.  Der  Militär  u.  der 
Pferdeliebhaber  übersieht  leicht  die  bloss  relative  volkswirtschaftliche  Zweck- 
mässigkeit der  Pferdezucht.    S.  auch  u.  §.  94.   S.  459. 

a)  Der  Ankauf  der  Militärpferde  im  Frieden  geschieht 
anter  unseren  Verhältnissen  am  Passendsten  nach  dem  im  deutschen 
Heere  bestehenden  preussiseben  System  durch  militärische  Com- 
missionen  („Remonte-Ankaufs-Commissionen"),  eventuell 
unter  Mitwirkung  von  Lieferanten,  welche  die  Pferde  an  bestimmte 
Plätze  (Depots,  Assentplätze)  stellen,  und  zwar  am  Besten  so,  dass 
junge  Pferde  gekauft  und  in  sogenannte  Remontedepots  des  Staats 
zur  Fütterung  und  Wartung  überwiesen  werden,  um  sie  für  den 
Armeedienst  brauchbar  zu  machen. 

Der  Zaschuss  zu  den  Kosten  der  Remontedepots  stellt  dann  neben  dem  Ankaufs- 
preis der  Pferde  den  Kostenbetrag  des  Pferdebedarfs  der  Militärverwaltung  dar.  Aus 
diesen  Depots  werden  die  Pferde  durch  militärische  Remonte-Commandos  den  Truppen- 
teilen zugeführt.  Der  jährliche  Bedarf  an  Pferden  wird  durchschnittlich  auf  eine 
gewisse  Quote  der  etatmäßigen  Stärke  des  Pferdebestands  und  demgemass  wird  eine 
gewisse  Durchschnittsdauer  des  Pferdes  angenommen,  wobei  sich  in  den  einzelnen 
Ländern  einige  Verschiedenheiten  herausstellen.  Bei  den  seit  längeren  Jahren  stark 
gestiegenen  Preisen  der  Pferde  ist  die  bezügliche  Ausgabe  ein  ziemlich  erheblicher 
und  immer  noch  steigender  Posten.  S.  Stein.  Heerwesen,  S.  247,  der  aber  unter 
den  verschied.  Systemen  der  Beschaffung  der  Pferde  in  Deutschland  dio  „Requi- 
sition als  gesetzl.  Dienstpflicht  der  Pferde"  nennt,  was  nur  im  Kriegszustand  gilt 
Ueber  Preussen:  Rönne,  Staatsr.  II,  2.  S.  772.  Jetzt  im  deutschen  Heere  (excl. 
Baiern)  6  Remonteankaufscommissionen,  15  Remontedepots,  wo  die  Pferde  im  Alter 
von  3  bis  incl.  6  Jahr  :  Durchschnittsdaucr  9  Jahre  (in  Oesterreich  12  Jahre),  Chargen- 
pferde 5  Jahre.  Die  Remontedepots  sind  Domänen,  die  landwirthsch.  benutzt  u.  für 
die  dem  Domänonfiscus  eine  Pachtrente  gezahlt  wird.  Im  Reichsetat  für  1883/84 
(excl.  Baiern)  stehen  an  Kosten  der  Remontirung  .V68  Mill.  M.  Die  Verwaltung  der 
(preuss.)  Remontedepots  kostet  1*52  Mill.  M.  Angekauft  werden  nur  noch  Pferde  v. 
3—5  (nicht  mehr  bis  6)  Jahre  Alter,  durchschn.  Preis  1SS0  655  M.  Als  Bedarf  der 
Remontirung  wird  gerechnet:  jährl.  bei  der  Cavallerie  Vio  (minus  4  Pferde  p.  Regi- 
ment), bei  der  Artillerie  */»  der  Friedensetatstärke  an  Dienstpferden ,  so  z.  B.  in  1880 
incl.  der  Ofticierchargenpferde.  worauf  die  Subalternofficiere  der  Cavall.  u.  reit.  Ar- 
tillerie Anspruch  haben,  6273  Remontepferde.  Der  Abgang  durch  Tod  u.  Ausrangirung 
in  d.  Depots  selbst  wird  auf  5°/0  berechnet.  Dadurch  u.  durch  Berücksichtigung 
einiger  besonderer  Ersatz-  und  Bedarfcfalle  steigt  der  Gesammtbedarf  auf  6719  Pferde. 
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—  Aeltere  Angaben  bes.  Uber  Bai  er n  bei  Kau,  6.  Ausg.  §.  76  Anin.  g.  — Pferdc- 
bestand  der  Armee  und  Wechsel  darin  1875  8.  im  Jahrb.  d.  Stat.  d.  preuss.  Staats, 
IV.  2,  S.  344. 

ß)  Im  Kriegszustände  (bei  der  Mobilmachung)  ist 
die  gewöhnliche  Form  des  Ankaufs  der  Pferde  zwar  nicht  ausge- 
schlossen. Sie  ist,  soweit  es  sich  um  Versorgung  mit  Pferden  aus 
dem  Auslande  handelt,  besonders  wichtig.  Aber  sie  reicht 
nicht  au 8,  theils  weil  der  Bedarf  dabei  nicht  rasch  genug,  theils 
weil  er  unter  zu  ungunstigen  Bedingungen  gedeckt  würde.  Im 
Kriege  muss  daher  anders  vorgegangen  werden,  am  Besten  so, 
dass  die  Pferdebesitzer  gesetzlich  gezwungen  sind, 
ihre  Pferde  der  Militärverwaltung  zur  Auswahl  zu 
stellen  und  sie  ihr  gegen  angemessene  Entschädigung 
abzutreten.  Die  letztere  braucht  aber  nicht  nach  Kriegs- 
preisen, sondern  darf  nach  Friedenspreisen  bemessen  werden. 

Hier  liegt  also  ein  practisch  vichtiger  und  principiell  richtiger  Fall  der  Z  wangs- 
enteignung  vor,  welcher  durch  die  Unzureichendheit  des  privat  wirtschaftlichen 
Systems  geboteu  ist.  Der  Fall  ist  deshalb  von  allgemeinerer  Bedeutung  für  die  Fragen 
der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung.  S.  meine  Grundlegung  2.  Abth.  Kap.  5, 
und  mein  Reichfinanzwoseu  im  Jahrb.  a.  a.  0.  III,  223  über  die  neue  deutsche 
Gesetzgebung.  Ges.  Uber  Kricgsleistungcn  v.  18.  Juni  1873,  §.  25  ff.,  Bestimmungen, 
welche  au  die  Stelle  der  älteren  (z.  Th.  härteren)  preussischen  Vorschriften  getreten 
sind,  s.  meine  Reichsfin.  S.  80.  FUr  die  Pferde  wird  aus  den  bereitesten  Mitteln 
der  Kriegskasse  Ersatz  des  vollen  von  Sachverständigen  unter  Zugrundelegung  der 
Friedenspreise  endgiltig  festzustellenden  Werths  geleistet  (§.  25).  Ein  neues  französ. 
Ges.  v.  1.  Aug.  1874  ordnet  ebenfalls  die  Zwangsstellung  der  Pferde  im  Fall  der 
Mobilmachung  des  Heeres  an.  Jährlich  im  Jan.  findet  zu  diesem  Zweck  eine  gemeinde- 
weise Registrirung  aller  über  6 jähr.  Pferde  und  aber  4  jähr.  Maulthicre  statt.  Diese 
Tbiere  werden  jährt,  schon  im  Frieden  untersucht  und,  wenn  militärisch  verwendbar 
gefunden,  nach  den  Remontcproisen  des  Jahresbudgets  abgeschätzt.  Im  Kriegsfall 
werden  dann  alle  requirirteu  Reit-  und  Artilleriezugpferde,  mit  Ausnahme  der  Hengste, 
mit  25%  Zuschlag  zu  den  obigen  Taxpreisen  abgenommen.  Zahlung  mittelst  An- 
weisung auf  die  nächste  Steuererhebungsstclle.  Strenge  Strafbestimmungen.  S.  Preuss. 
Stat.  Zeitschr.  1S74,  S.  345.  —  Der  Pferdebedarf  des  deutschen  Heers  ist  im 
Frieden  81,629,  im  Kriege  312.731,  wovon  242,415  bei  d.  Feldarmee;  Frankreich: 
active  Armee  im  Frieden  jetzt  126.544,  wovon  13,013  auf  die  Gendarmerie;  für  die 
mobilo  französ.  Feldarmee  wenigstens  224.000  (offic  Angabe  250,000).  —  Für  An- 
schaffung der  Pferde  der  mobilen  n orddeutchen  Armoe  sind  im  Kriege  v.  1870/71 
22*82  Mill.  Thlr.  ausgegeben  (wovon  gleich  bei  der  Mobilmachung  13*37).  Der  Erlös 
für  Pferdeverkäufe  betrug  1870  u.  71  8*13  Mill.  Thlr.,  bes.  f.  Verkauf  französ.  Beute- 
pferde und  für  allgemeinen  Verkauf  bei  der  Abrüstung. 

c)  Futter,  Hafer  und  Heu,  ferner  Stroh  für  die  Pferde  ist 
im  F  r  i  e  d  e  n  in  der  Regel  im  Grossen  durch  die  Militär- 
verwaltung, bez.  durch  die  einzelnen  Truppenkörper  (Regimenter, 
Bataillone)  anzuschaffen,  meist  im  Wege  der  Submission. 

Passend  erhalten  dieOfficicro  für  die  Dienstpferde,  welche  sie  halten  müssen, 
feste  Foorragerationen,  also  insofern  auch  hier  natura) wirtschaftliches  System, 
da  der  Einzelne  nicht  immer  ordentlich  seinen  Bedarf  decken  kann.  Die  Pferderationen 
zerfallen  im  D.  Heere  nach  der  Waffe  und  der  Gattung  der  Pferde  in  schwere,  mitt- 
lere und  leichte;  sie  betragen  in  der  Garnison  4750,  4400  u.  4000  Gr.  Hafer,  ausser- 
dem bei  jeder  Kation  2500  Gr.  Heu  u.  3500  Gr.  Stroh.   Nur  ausnahmsweise  ist  im 
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2.  B  Fin  bedarf.    2.  K.  Einzelne*.   3.  A.  Militär,  g  190. 


Frieden  (t  B.  auf  Märseben  for  Foorrage  ein  Liefen n|uwuf  der  Gemeinden  na 
Platze.    So  im  den t sehen  Gen.  aber  d  Naturalleistungen  für  die  bewaffnene  Macht 

im  Frieden  r.  13  Febr.  1975.  §.  3 . 

Im  Kriege  erweist  sich  dagegen  die  Beschatfang  der  Four- 
rage  im  Wege  des  freien  Ankaufs,  namentlich  da.  wo  man  sie 
gerade  bedarf,  mitunter  nicht  möglich  oder  ist  sie  nicht  rasch 
genug  und  zu  tbeuer  auf  diesem  Wege  Deshalb  muss  auch  hier 
eine  gesetzliche  Pflicht  zur  Lieferung  dieser  wie  anderer 
verwandter  Artikel  (Vieh,  Brotmaterial)  ftir  gewisse  Selbstverwal- 
tnngskttrper,  wie  Gemeinden  und  Kreise  oder  eigens  ftir  diesen 
Zweck  neu  zu  bildende  „Lieferungsverbände" ,  ausgesprochen 
werden.  Eine  angemessene  Entschädigung  aus  Staats- 
mitteln ist  dabei  namentlich  deshalb  geboten,  weil  nach  dem  zu- 
fälligen Aufenthalt  der  Truppenkörper  die  einzelnen  Landestbeile 
gewöhnlich  in  sehr  verschiedenem  Umfange  zu  solchen  Lieferungen 
in  Anspruch  genommen  werden. 

S.  das  deutsche  Ges.  Ober  Kriegsleistangen  r.  13-  Juni  1S73,  bes.  §.  16  fl. 
Entschädigung  für  Foarrage  u  and.  sogen.  „Landliefeningen"  nasser  Vieh  nach  dem 
lOjäbr.  Durchschnittspreis  des  Hauptmarktorts  des  LiefeningsTerbands.  anter  Ausschluss 
des  theuersten  and  wohlfeilsten  Jahrs.    S.  mein  Reichsfinanzwesen  S.  220 — 22G. 

Die  Höbe  des  Gesammtaufwands  für  den  Real  bedarf 
des  Heeres  im  Friedenszustande  richtet  sich  einmal  nach  den- 
selben Umständen,  welche  die  Höbe  des  Aufwands  für  den  Per- 
sonalbedarf bestimmen;  sodann  nach  den  technischen  An- 
forderungen, welche  an  das  System  der  Angriffs-  und 
VertheidigungswafTen  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
militärischen  (und  maritimen)  Einrichtungen  und  Anstalten  zn 
stellen  sind. 

Ist  das  Material  des  Heers  and  der  Flotte  einmal  in  technisch  genügendem  Zu- 
stande vorhanden,  so  handelt  es  sich,  was  die  laufende  Aasgabe  anlangt,  nur  am  den 
verhältnismässig  kleineren  Aufwand  für  die  regelmassige  Ergänzung  and  Instandhaltung 
des  Materials.  Aber  es  ist  in  ökonomischer  und  finanzieller  Hinsicht  nicht  zu  über- 
sahen, dass  dieses  Material  eine  „staatswirthschaMiche  Kapitalanlage"  darstellt,  deren 
Verzinsung  und  Amortisation  eigentlich  zu  dem  Militäraufwand,  bez.  zu  dem 
Aufwand  für  den  Realbedarf,  geschlagen  werden  müsste.  um  die  wahre  Hohe  und 
Last  der  Militärausgabe  zu  erkennen.  Da  nach  der  Finanzlage,  nach  politischen  Um- 
ständen und  nach  anderen  zufälligen  Einflüssen  in  den  einzelnen  Staaten  gerade  auch 
der  Aufwand  für  das  militärische  und  maritime  stehende  Material  in  rerschiedener 
Weise  und  zu  verschiedener  Zeit  bestritten  wird  —  bald  durch  einmalige  grosse  Ver- 
wendungen aus  Kriegscontributionen ,  wie  nach  1S15  and  nach  1871  in  Deutschland, 
oder  aus  verzinslichen  Anleihen,  bald  durch  allmählige  Verwendungen  in  einer  Keihe 
von  Jahresetats  —  so  ergiebt  sich,  dass  man  die  Ausgabe  für  den  gesammteu  Keal- 
bedarf  und  daher  auch  für  den  ganzen  militärischen  Bedarf  in  verschiedenen  Staaten 
schwer  unmittelbar  vergleichen  kann. 

Dm  gennaere  finanzstatistische  Vergleichung  der  einzelnen  Hauptposten 
den  Heeresaufwands  rerschiedener  Staaten  oder  eines  Staats  in  verschiedenen  Zeiten 
leidet  ausser  an  der  ebengenannten  noch  an  der  weiteren  Schwierigkeit  der  doch  immer 
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inancbfach  verschiedenen  Organisation  des  Heeres  and  der  verschiedenen 

Methode  der  Etatisirung  des  Finanzbedarfs  für  das  Heer  (and  die  Flotte). 

Vgl.  altere  Angaben  Uber  die  Bestandtheile  der  milit  Aasgaben  bei  Rau, 

§.  73  Anna,  a  in  der  5.  u.  (neuere)  in  d.  6.  Ausg.    Aach  Stein,  Heerwes.  S.  232 

Tabelle  nach  der  „Vergleich.  Darstell,  d.  Wehrverhältnisse41).    Einen  Einblick  in  die 

relative  Bedentang  der  einzelnen  Haaptposten  giebt  folgende  Uebersicht  aas  dein  Etat 

des  deutschen  Heeres  (excl.  Baiern)  für  1884/85,  des  österr.-ungar.  für  1677 

und  des  französ.  für  1 881 .    Eine  unmittelbare  Vergleichong  auch  dieser  drei  Etats 

ist  bei  der  Verschiedenheit  der  Etatfrirung  nicht  für  alle  Posten  durchführbar.  Aber 

wichtige  Anhaltspancte  für  die  Vergleichung  bieten  sich  gleichwohl. 

Deutsches  Heer  (ohne  rr  t.  _ 

Oesterr.-Üngar.  Heer. 

Ordin.   MiU.  fl. 


Baiern).  Fortdauernde  Ausg. 
in  Mill.  M.  (Etatskapitcl) 


Französ.  Heer. 
MiU.  Fr. 


Krie^sininisterium  .  . 
Militär-Kassen wesen  . 
Militärintendantaren  . 
Militärgeistlichkeit 
Militärjustizrerwalt  . 
Hüh.  Truppenbefehls- 

haber  

Gouvern..  Cominand.  u. 

Platz-Majore  .  .  . 
Adjut..  Offic.  u.  Offic. 

in  bes.  Stellungen 
Generalstab  und  Ver- 


Ingenieurcorps 
Geldrerpfleg.  d.  Trupp 


190 

0-  27 

1-  73 
0  64 
0-68 

252 

004 

0-97 

162 
159 

9802 


Naturalverpliegung  .    .  78  22 

Bekleidung  u.  Ausrast.  22  41 
(iamisonverwaltung  u. 

Servis  3345 

Garnis.bauwescn  .  .  0-3S 
Reisekost..  Tagegelder, 

Vorspann-  u.  Transp.- 


Wobnungsgeld  .    .  . 

Militärmedicinalweaen 
Traindepots,  Feldger. . 
Verpfleg,  d.  Ersatz-  u. 

Reservemannschaften 
Ankauf  d.  Remonten  . 
Kemondedcpots  .    .  . 
Militarerziehungs-  und 

Bildungswesen .  .  . 
Militärgef&ngnisswes.  . 
Artiii.-  u.  Waffeowes. 
Techn.  Instit  d.  Artill. 
Bau-  u.  Unterhaltung  d. 

Festungeu   .    .   .  . 

Gew.  Unterstütz.  .  . 
M  il  ita  rw  i  tt  wen  kassc 

Diverses   

Summa 


541 

729 

602 
0-4* 

267 
568 
1*52 

4SI 
091 
1274 
057 

275 
.  0  08 
.  086 

.    0  10 

>W>!I2 


Centralloitung    .   .  047 

Territ-  u.  Localbeh.  0  43 

Intend.  u.  Controlc  .  0  84 

Militärseelsorge  .    .  01 5 

MilitarjostizverwalL  027 
Höh  Commandant. 

u.  Stabe  ....  1-59 


Techn  u  admiuistr. 

Militärcotnite  .  . 
Mil.-geogr.  Institut . 
Truppenkörper,  allg. 

Auslagen.    .    .  . 


Mannscb.  Kost. 


Naturalverpflegung 

Montur  u.  Betten  . 
U  n  terk  u  n  f tsauslage  n 
Unteroti.-Dienstpräm 


01S 
035 

22  08 

1201 
16-09 

834 
447 
1  90 


Verpfleg-,  Betten-, 
Monturmagazin 
Militärsanitätswesen 
Fuhrwes.  mat.  dep.  . 


Remontirung  .    .  . 

Militärbildungsanst. 

Milit&rstrafanst.  .  . 
Techn.  Artillerie  . 
Pionierzeugmatcr.  . 

Genie-  u.Mil.  Baudir. 


0  70 
310 
0  11 


1'43 


006 
270 
003 

212 


Versorgungswesen 
Verschiedenes  . 


10*00 

0-29 
SO-77 


Min ,  Central verwalt.   3  27 


Militärjustiz 


n-9» 


Generalstab  .  .  .  23  91 
Dep.  gen.  d.  1.  guerre    0  49 


Sold  etc.     .  . 

Lebensmittel 
Licht,  Heizung. 
Fourrage  .    .  . 
Bekleidung  .  . 
Militärbetteil 
Marschdienst 


19126 

9926 
408 
71-65 
3949 
640 
9-48 


Allg.  Transporto  . 
Hospitäler     .    .  . 

Recrutir.- Reserven  . 
Remonte  u.  Geschirr 


1*07  Militärschulen 


3-66 
1225 

0i»6 
15IS 

3S0 


16-S5 
5-27 


Artill.  u.  Feldeauip. 
Pulv.  o.  Salp.fabr. 
Etabl.  u.  Aemtcr  d. 

G6nie  1513 

311 
l-3.{ 
0  82 
1-28 
OSO 
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Subventionen  .  .  . 
Kriegsinvaliden  .  . 
Nicht- Activ.sold  cte. 
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Deutsches  Hc«r  (ohne        ,>  ,.  ..  „ 

i j  *     \    ,...„„„„„.  Hestern-!,  njrar.  Heer.  r  ran züs.  Heer. 

Maiern).   fortdauernde  Ausir.  „  r 

iin  Mill.  M.  (Etatskapiten  0rdl"*    M,1L  1                      MlU-  Fr* 

Dazu  kommt  noch: 

Allgem.  Pensionsfonds 

d.  Rcichsheercs  .  .  1919  Militpons.  .  .  .  75'00 
Reichsinvaliden  f.  f.  d. 

Heer                        22-97  _    _____  _ 

Sninma    38908  SO- 7  7                             005  10 
Ohne  die  einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben. 

Die  Ausgaben  im  Ordinarium  für  die  Flotte  sind  die  folgenden,  in  denselben 
Jahren. 

Deutsche  Flotte.  Ocsterr.  Flotte.              Französ.  Flotte. 

Mill.  M.  Mill.  fl.                        Mill.  Ft. 

Admiralität  ....    0.49    Gagen  109    Minist,  u.  Centr.    .  1*34 

Hydrogr.  Bur.  .    .    .    O  l  4  Löhnung.,  Bekleid.-            Karten.  Pläne    .    .  0*52 

Sccwarto  0  22  Mass.-ficlder    .    .    101    (icneralstah,  Person. 

Stationsintendantur.    .    0*18  Dienst  zu  Lande    .    0  40     z.  See     ....  42*07 

Rechtspflege  ....    003  ,.     .,  See    .    .    1  22    Truppen  z.  See  .    .  13*95 

Seelsorgc                    0  04  Hydrogr.  Anst.  .    .   0  03   Secintendanz  .    .    .  2*93 

Mili t5rpersonal  .    .    .    505  And.  Anstalten  .    .    0*14    Person,  z.  Lande    .    .VI 7 

Indiensthalt.  d.  Schilfe    2*92  Instandhalt .,  Ersatz.            Lebensmittel  .    .    .  2o*S2 

NaturalverpnVgung .    .    2*25  Betrieb  d.  Flotten-            Spitäler     ....    3  30 

Bekleidung   .    .    .    .    0*11  tnaterials  .    .    .    .    3*17    Arbeitslöhne  im 

Servis,  Garnison  ven*.  .    071  Artillerie,  Secmin.,    0*22     Schilf  bau     .    .    .  22  37 

Wohnungsgeld  .    .    .    0  51  And.  Auslag.     .    .    0.21    Schiüsbauten,  Mater.  42*87 

Krankenpflege    ...    0  52  Versorgungsauslag. .    0*23    Artiii.  u.  Puln  .    .    4  00 

Reise-  etc.  Kosten .    .    0*31  Marinespitäler    .    .    0*1 1    Hydraul.  Arbeiten  u. 

Unterricht    .    .    .    .    0.12  Summa    8  13     Civ.-Bauten  .    .    .  5**S 

Werftbetricb .    .    .    .1015  Rechtspflege  .    .    .  0*23 

Artillerie  1*93  Allg.  Druckkost.  etc.  0*62 

Torpedowesen    .   .    .    0*37  Reisekost.  etc.    .    .  3*27 

Lootsen,  Betonn.  etc.  .    0*19  Versch.  Ausg.    .    .  0*75 

Diverses    .    .    ...    0  07  Summa  ,6ß  65, 

Summa  26*9  i  Invalidenkasse  .    .  25*67 

Invalidenpens.    .    .    .    0*51  192*36 
-    aus  Reichsinval.-  Die  fra0208.  Secinvaliden- 

Fonds  *   002  kasse  fungirt  für  dichriegs- 

27*44  und  die  Handelsmarine. 

Eine  genauere  Yergleirhung  ist  hier  noch  weniger  möglich  als  beim  Heere. 

IV.  —  §.  191.  Eigene  Einnahmen  der  Militärver- 
waltung.  Solche  kommen  regelmässig  vor. 

Es  gehören  dahin  die  oft  nicht  unerheblichen  Einnahmen  für  Veräusserung 
alter  abgängiger  Waffen,  Pferde,  Materialien  u.  s.  w.,  bedeutendere  Posten  nach 
Kriegen,  bei  grösseren  Reformen  im  Waffenmaterial  u.  s.  w.  Auch  gewisse  Gebühren 
für  die  Benutzung  von  Militärinstituten  und  Taxen  (bei  Urlaub,  beim  Avancement  u.  s.w.). 
Strafgelder,  Miethen.  der  Erlös  von  Verkaufsgegenständen  militärischer  Anstalten  <z.  It. 
Karten)  u.  A.  m.  In  Oesterreich  ist  das  Pulver-  und  Salpetergefäll  der  Heeres- 
verwaltung unterstellt  Besondere  Fonds  (für  Invaliden,  Stellvertreter  u.  A.  m.) 
geben  ihre  Erträgnisse  der  Militärverwaltung. 

Es  ist  zwar  nicht  nothwendig,  aber  es  kann  zweckmässig  sein,  diese  Einnahmen 
als  eigene  Einnahmen  der  Militärverwaltung  zu  behandeln  und  sie  im  Etat  gleich 
von  den  Ausgaben  dieser  Verwaltung  abzusetzen.  Jedenfalls  müssen  sie  aber  als 
wirkliche  Staatseinnahmen  angesehen  und  verrechnet  werden. 

Im  österr.- ungar.  Etat  f.  1877  erscheinen  4*53  Mill.  fl.  eigene  Einn.  d. 
Heeresverwaltung,  wovon  kommen:  auf  d.  Pulver-  u.  Salpeter-Gefäll  1*4,  verschiedene 
Taxen  0  288.  Interessen  v.  Fonds  1*53  Mill.,  der  Rest  meist  Erlös  v.  Veräusserungei». 
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Mieth-,  Pachtzins  u.  s.  w.  (1882  im  Ganzen  2  61  Mill.  fl.>.  Auch  die  Marine  hat 
84,000  fl.  eig.  Einnahme.  —  Im  Deutschen  Reichsetat  f.  1854/85  finden  sich  an 
Einn.  der  Verwaltung  des  Reichsheers  3*38  Mill.  M..  der  Marine  0'43  Mill.  M.,  ausser 
den  Zinsen  u.  Kapitalzuschussen  des  Reichsinvalidenfonds  (28*67)  u.  Reichsfest  ungs- 
baufonds  tll'471,  letztere  meist  für  die  ausscrord.  Bauten.  S.  auch  Hirth's  Aun. 
1873,  S.  90.  —  In  Frankreich  haben  die  Dotationskasse  der  Armee  u.  die  Invaliden- 
kasse  der  Marine  eigene  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen,  aus  Taxen.  Abzügen  an 
der  Gage,  besond.  aber  ans  Staatssubventionen. 

V.  §.  192.  Die  Kriegskosten  selbst  lassen  sieb  unter- 
scheiden in  die  eigentlichen,  welche  unmittelbar  die  Finanz- 
verwaltung treffen  und  die  mittelbaren,  welche  die  sonstigen 
Lasten  des  Kriegs  für  die  Volkswirtschaft  begreifen. 

A.  Die  eigentlichen  Kriegskosten  setzen  sich  im  Wesentlichen 
aus  folgenden  3  oder  4  grossen  Posten  zusammen. 

Belege  für  das  Folgende  aus  den  fiiianzstatistischen  Daten  neuerer  Kriegs- 
Führung  werden  unten  im  Zusammenhang  gegeben.  Die  Berechnungen  v.  Gallina 
u.  nach  ihm  v.  Stein,  Heerwesen  S.  231 ,  scheineu  mir  zu  übersehen,  wie  sehr  das 
Verhältnis«  des  Kriegs-  zum  Friedensbudget  von  der  Heeresverfassung  abhängt.  Vgl. 
auch  §.  183,  S.  425. 

1.  Die  Kosten  der  Mobilmachung  und  der  Aufstellung 
des  Heers  in  kriegsbereitem  Zustande  auf  dem  Kriegsschauplatz. 

Der  Imfaug  dieser  Kosten  hängt  namentlich  von  dem  Verhältniss  der 
Friedens-  zur  Kriegsstärke  des  Heeres  ab.  Je  mehr  die  letztere  die  erstere 
Ubertrifft,  desto  hoher  belauf«»  sich  notbwendig  die  „einmaligen  Ausgaben  für  die 
Mobilmachung."  Die  Anschaffung  der  Pferde  pflegt  der  stärkste  einzelne  Posten 
zu  sein.  Je  nach  dem  Stande  der  Vorräthe  von  Wallen ,  Munition ,  Feldgeräth, 
Kleidung  u.  s.  w.  sind  die  Kosten  der  Mobilmachung  und  Ausrüstung  natürlich  auch 
verschieden ;  ebenso  je  nach  der  Lage  des  Kriegsschauplatzes,  der  Grösse  des  eigenen 
Staatsgebiets  und  dem  Zustande  der  Communicationsmittel,  wonach  die  Auslagen  für 
den  Transport  des  Heers  und  seines  Geräthes  sowie  der  Gegenstände  seines  Ver- 
pflegungsbedarfs verschieden  ausfallen.  Gemeingiltige  Regeln  über  die  Höhe  der 
Kosten  uud  ihr  Verhältniss  zum  Friedensetat  lassen  sich  daher  nur  annähernd  geben. 
In  finanzieller  Beziehung  steht  nur  der  Satz  fest,  dass  die  für  eine  Mobilmachung 
des  ganzen  Heeres  unbedingt  notwendigen  einmaligen  Auslagen  unter  allen 
Umständen  müssen  gemacht  werden  können,  auch  unabhängig  von  der  jeweiligen 
Lage  des  Staatscrcdits  und  des  Geldmarkts.  Diese  Sicherheit  giebt  allein  vollständig 
der  Kriegsschatz,  der  daher  wenigstens  bei  gewissen  Heersystemen  eine  not- 
wendige Fiuanzeinrichtung  ist  (§.  75).  Bei  den  Festungen  gehören  die  Kosten 
der  Armirung  und  Proviautirung,  bei  der  Flotte  diejenigen  der  vollständigen  Aus- 
rüstung und  Indienststellung  der  Schiffe  zu  diesem  ersten  Hauptposten  der 
eigentlichen  Kriegsausgaben. 

2.  Die  Kosten  der  Kriegs ftihrun g  selbst,  welche  Uber 
den  gewöhnlichen  Friedensetat  hinaus  —  der  daneben 
bestehen  bleibt  —  zu  machen  sind. 

Sie  hängen  von  der  Stärke  des  Heeres,  der  Dauer  des  Kriegs,  bez.  der  Kriegs- 
bereitschaft, den  vorkommenden  Verlusten  an  Material  aller  Art  i Waffen,  Kleidung. 
Gorith  u.  s.  w.) ,  welches  sofort  wieder  ersetzt  und  ergänzt  werden  muss.  vom 
nothwendigen  Umfang  des  Lazarcthwesens,  vom  Nachschub  der  Truppen  zur  Ergänzung 
und  Vermehrung  des  Heers  aus  der  Heimath  zum  Kriegsschauplatz  u.  A.  in.  ab.  Die 
einzelnen  wichtigsten  Posten  sind  die  Auslagen  für  die  Naturalvorpflegung  der 
Truppen,  für  die  Gehälter  und  Löhnungen,  für  die  Ergänzung  der  Waffen 
und  Munition  und  Bekleidung,  wozu  dann  noch  je  nachdem  grössere  Summen 
für  Transporte  und  für  Lazarethe  und  Krankenpflege  kommen. 
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a)  Die  Gage  und  Lühnung  ist  im  Kriege  vielfach  zq  er- 
hüben wegen  der  tbeureren  Preise,  der  stärkeren  Abnutzung  der 
Sachen. 

b)  Die  Natu ral Verpflegung  muss  notb wendig  viel  um 
fangreicher  und  gewöhnlich  auch  viel  kostspieliger  als  im 
Frieden  werden. 

Denn  sie  wird  im  heimischen  wie  im  Feindeslande  im  Interesse  der  Truppen 
wie  des  kriegerischen  Zwecks  vielfach  auch  da  eintreten,  wo  im  Frieden  die  Geld- 
verpflegung  ausreicht,  z.  B.  bei  den  Ofticicren.  Die  Kosten  steigen,  weil  der  Krieg 
Uberhaupt  die  Preise  der  Artikel  des  Militärbedarfs  empor  treibt,  weil  gewöhnlich 
hohe  Transportkosten  hinzukommen  und  weil  im  eigenen  Lande  die  naturalen 
Landlieferungen  der  Nachbarschaft  zu  druckend,  im  Feindeslande  die  Requisitionen 
zu  lästig,  zu  gehässig  werden,  die  Disciplin  dabei  leicht  leidet  und  doch  die  Ver- 
sorgung nicht  hinlänglich  sicher  gestellt  wird.  Daher  bleibt  soweit  als  möglich  die 
Verpflegung  dos  Heeres  auf  eigene  Kosten  im  Gange,  mittelst  eines  um- 
fassenden Systems  von  Lieferungen  (durch  kaufmännische  Lieferanten^  Feldmaga- 
zinen,  Bäckereien,  Fabriken  von  transportfähigen,  dauerhaften  Nahrungs- 
mitteln u.  s.  w.  So  sind  auch  im  letzten  franz.  Kriege  die  Requisitionen  des 
deutschen  Heeres  immer  untergeordnet  geblieben. 

Ein  besonderer,  unter  Umständen  nicht  unerheblicher  Ausgabeposten  während 
des  Kriegszustandes  kann  die  Unterhaltung  der  Kriegsgefangenen  sein.  Z.  B.  sind 
auf  Rechnung  des  Nordd.  Bundes  für  IS'O— 71  an  Kosten  für  kriegsgefangene 
Franzosen  21  «3  Mill.  Thlr.  liquidirt,  ohne  die  Ausgabe  f.  die  Verpflegung  d.  Ge- 
fangenen auf  franz.  Gebiete. 

Ueber  die  Sicherung  der  Beschaffenheit  der  Finanzmittel  zur  Kriegs- 
fall rung  selbst  ist  oben  in  §.  74  ff.  schon  gebandelt  worden.  Da  die  Benutzung  des 
Staatscredits  nicht  unbedingt  diese  Sicherung  bietet  oder  unter  Umständen  un  Verhältnis*  - 
massig  kostspielig  ist,  muss  einmal  die  gesetzliche  Verpflichtung  zu  Naturalleistungen 
der  Selbstverwaltungskörper  (Gemeiuden ,  Kreise ,  Lieferungsverbändc^ ,  bestehen, 
sodann  ein  System  von  Extra-Steuern  (bez.  Zwangsanleiheu)  eingerichtet  s<- in. 

3.  Nach  beendigtem  Kriege  handelt  es  sich  zunächst 

a)  um  die  Kosten  der  Abrüstung. 

So  Rücktransport  der  Truppen,  Zahlung  gewisser  Abfindungen,  Dcsarmirung  der 
Festungen,  Ausserdienststellung  der  Schiffe  u.  s.  w. 

b)  Sodann:  Ersatz  oder  Ergänzung  des  verlorenen 
oder  unbrauchbar  gewordenen  und  Verbesserung  des 
durch  die  Kriegserfahrung  als  ungenügend  erwiesenen 
Kriegsmaterials  aller  Art:  Waffen,  Kleidung,  Heergeräthe  u.s.w., 
Reparatur  und  Umbau  der  SehirTe,  Festungen:  das  sogen.  Retab- 
lissement  und  Verwandtes. 

In  finanzieller  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass  die  bezüglichen  Auslagen,  ob- 
wohl ihrer  Natnr  nach  eine  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage,  doch  möglichst 
rasch,  soweit  es  das  sachliche  Interesse  zulässt,  zu  machen  sind,  also  nicht,  wie  im 
Frieden  mitunter,  auf  längere  Perioden  vertheilt  werden  dürfen,  weil  das  Heer  mög- 
lichst sofort  wieder  in  jeder  Hinsicht  ]ei*tungi>fähig  gemacht  werden  muss,  um 
seinem  Zwecke  der  grossen  Präventiv-  und  Repressivanstalt  zu  entsprechen.  Ferner 
ist  es  auch  für  die  finanzielle  Auffassung  wichtig,  dass  in  der  That  nicht  nur 
Ersatz  und  Ergänzung,  sondern  zugleich  Verbesserung  des  Kriegsmaterials  not- 
wendig ist  und  daher  die  bezüglichen  Kosten  zu  den  mit  dem  Kriege  in  Verbindung 
stehenden  gehören.  Denn  der  Krieg  ist  der  letzte  Prüfstein  wie  für  deu  Werth  der 
Militärorganisation ,  so  für  denjenigen  des  Kriegsmaterials.  Daher  z,  ß.  uach  dem 
letzten  hri.ge  in  Deutschland  die  NeubewaHnung  der  Armee  mit  verbessertet» 
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tiewehren.  Bei  der  Institution  des  Kriegsschatzes  gehört  auch  dessen  Wieder- 
anfitllung  unter  diesen  Theil  der  Kosten. 

c)  Endlich:  Kosten  der  Wiedergutmachung  der  ttberhaupt 
ersetzbaren  Schäden  in  Folge  des  Kriegs.  Hierin  gehören 
namentlich : 

a)  Die  Pensionen  der  durch  den  Krieg  invalide  gewor- 
denen Militärpersonen,  nebst  den  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
fQr  die  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  Militärpersonen. 

Ein  Posten,  welcher  naturlich  zunächst  von  der  Grösse  der  Verloste  abhängt  — 
worauf  neben  der  Grösse  des  Heers  und  der  Dauer  des  Kriegs  anch  das  Waffen- 
system von  Einfluss  ist,  sowohl  was  die  Zahl  der  Gebliebenen  und  Verwundeten, 
als  die  Art  der  Wanden  und,  davon  abhängig,  die  Grade  der  Invalididät  anlangt. 
—  Die  Höhe  der  einzelnen  Pension  wird  von  der  Finanzlage  mit  bedingt  s»«in, 
aber  knappe  Pension  ist  gegenüber  einer  wahren  Ehrenschuld  der  Nation  am  We- 
nigsten angebracht  und  auch  nicht  richtig,  weil  entmuthigeud  für  die  individuell«1! 
Leistung;. 

ß)  Entschädigung  derjenigen  Landestheile  und  einzelner 
Staatsbürger,  welche  durch  den  Krieg  besondere  materielle 
Verluste  erlitten  haben. 

So  die  Bewohner  des  Kriegsschauplatzes  oder  seiner  Nachbarschaft,  die  vom 
Feinde  Geschädigten  (Plünderung,  Requisition  des  Feindes,  Vertreibung  ans  dem 
Feindeslandc ,  Wegnahme  von  Handelsschiffen  bei  dem  noch  geltenden  Zustande  des 
Völkerrechts  u.  s.  w.),  die  aus  ihrem  Erwerbsboruf  heraus  gerissenen  Angehörigen 
des  Heers  ( Reservisten,  Landwehrleute)  u.  a.  m.  Da  es  sich  hier  immer  um  Opfer 
handelt,  welche  durch  den  Krieg  veranlasst  sind  und  vom  Einzelnen  für  die  Ge- 
sammtheit  getragen  werden,  sich  aber  sehr  ungleich  auf  die  Einzelnen  verthcilen, 
ist  eine  Entschädigung  im  Princip  geboten.  Ihre  Höhe  wird  mit  Rücksicht  auf  dio 
Finanzlage  bemessen  werden:  volle  Entschädigung  ist  aber  jedenfalls  zu  erstreben. 
Die  französischen  5  Milliarden  haben  es  dem  Deutschen  Reiche  möglich  gemacht,  in 
allen  diesen  Beziehungen  das  Erforderliche  reichlich  zu  leisten. 

y)  Ersatz  der  Kriegsleistungen,  welche  Landestheile 
oder  Einzelne  nach  gesetzlicher  Vorschrift  in  Arbeits-,  Spann- 
Diensten,  Transportleistung,  Quartiergewähr,  Naturallieferungen  u.s.w. 
dem  heimischen  Heere  machen  mussten. 

Auch  hier  ist  möglichst  voller  Ersatz  geboten,  weil  diese  Leistungen  immer 
mehr  oder  weniger  ungleich,  in  der  Regel  schon  wegen  der  geographischen  Lage  des 
Kriegschauplatzes  und  der  Marschrouten  sehr  ungleich  die  einzelnen  Theile  des 
Staatsgebiets  und  die  verschiedenen  Classen  und  Individuen  der  Bevölkerung  belasten. 
Es  gelten  hier  die  Grundsätze  für  die  gleich mäss ige  Vertheilung  der  Steuerlast 
(Fin.  U,  §.  346—429). 

Ob  und  in  wie  weit  für  alle  diese  nach  beendigtem  Kriege 
notwendigen  Ausgaben  ausserordentliche  Mittel  wie  nament- 
lich Kriegscontributionen  zu  Gebote  stehen,  hängt  naturlich 
vom  Ausgang  des  Kriegs  und  von  der  Höhe  solcher  Contribu- 
tionen  ab.  Sind  solche  Einnahmen  vorhanden,  so  werden  sie  in 
erster  Linie  zur  Deckung  der  Kosten  der  Kriegsftlhrung  und  zur 
Deckung  dieser  weiteren  Kosten  nach  beendigtem  Kriege  dienen. 
Doch  mus8  dabei  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  Vorsicht 

V  WairntT.  I'inaiuwl^nwluft.   I.  3.  An«.  29 
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in  Betreff  der  raschen  Einziehung  grosser  baarer  Geld- 
summen aus  der  Fremde  und  in  Betreff  der  raschen  Ab- 
zahlung etwaiger  Kriegsanleihen  angewandt  werden. 

Für  die  wissenschaftliche  Behandlung  aller  solchen  Fragen  liegen  jetzt  wie  in 
einem  grossartigen  Experiment  die  Erfahnmgsthatsachen  in  den  Einwirkungen  der 
französischen  Kriegscontribution  v.  1871  auf  Frankreich  und  Deutschland  vor.  Siehe 
darüber:  Bamberger,  die  5  Milliarden,  1873  (aus  den  Preuss.  Jahrb.  B.  31). 
Sötbeer  desgl.  Berl.  1874,  mein  Reichsfinanzwesen  im  Jahrb.  d.  D.  Weichs,  III. 
S.  S5 — 1«5,  bes.  22S— 252,  dsgl.  mein  bezügL  Aufs,  in  Hildebr.  Jahrb.  XXIL  (1*74\ 
S.  378  H*,  Wolowski,  rösult.  econom.  du  payem.  de  la  contribut  de  guerre  etc.. 
Par.  1874  (aus  J.  d.  Econ.  Dec.  1874),  L.  Say,  rapport  sur  le  payem.  de  la  Kon- 
tribution etc.,  Paris  1874;  Ferraris,  indemnita  di  guerra  etc.,  Nuova  Antologia 
Febr.  1875. 

Fehlen  solche  Contributionen ,  so  sind  die  bezüglichen  Aus- 
gaben nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs zu  regeln,  also  eventuell  auch  durch  Anleihen  zu  decken, 
aber  immerhin  bei  der  zweifelhaften  Dauer  der  durch  die  Kriegs 
ausgaben  hervorgerufenen  Wirkungen  und  in  dem  Falle,  dass  es 
sich  um  Anleiben  aus  bereits  angelegten  heimischen  Kapitalien 
(§.  65—73)  handelt,  wenigstens  theilweise  mit  durch  erhöhete  oder 
neue  Steuern. 

4.  Ein  letzter  Posten  der  Kriegsausgaben  ist  endlich  eventuell 
die  vom  Besiegten  dem  Sieger  zu  zahlende  Kriegscontri- 
bution („Kriegskostenentschädigung"). 

Eine  rasche  Zahlung  derselben  wird  in  der  Kegel  schon  im  Friedensvertrage 
bedungen  und  liegt  gewöhnlich  im  Interesse  des  Besiegten  eben  so  sehr  oder  norh 
mehr  als  in  demjenigen  des  Siegers,  weil  von  ihrer  Entrichtung  die  Befreiung  des 
eigenen  Gebiets  von  feindlicher  Besetzung  und  die  Wiedererlangung  der  politischen 
Unabhängigkeit  abzuhängen  pflegt.  Der  Druck,  der  auf  den  besetzten  Landestbeilen 
liegt,  trilft  die  einzelnen  Staatsburger  sehr  ungleich,  was  auch  die  möglichst  rasche 
Abwicklung  erwünscht  macht.  Es  nöthigen  diese  Verhältnisse  meistens  zur  Aufnahm-- 
von  Anleihen  und  nach  der  Natur  der  betreffenden  Ausgabe  sind  dieselben  auch  ge- 
rechtfertigt. Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  ein  Ruckgreifen  mit  auf  Steuern,  beson- 
ders solche,  welche  die  wohlhabenderen  Classcn  stärker  zur  Tragung  dieses  Opfers 
mit  heran  ziehen. 

Die  „Kriegskostenentschädigungen"  an  Prcusscn  betrugen  nach  d.  Friedens- 
verträgen 1S66  55*73  Mill.  Thlr. ,  wovon  von  Oesterreich  20,  Baiern  17*10  (genau 
30  Mill.  fl.),  Sachsen  8  bl,  Wurtemberg  4*56  (genau  8  Mill.  11.).  Baden  3*40  (6  Mill.  fl  ), 
Hessen  1*70  MilL  Thlr.  (3  Mill.  fl  ),  Reuss  ä.  L.  100,000  Thlr.  Ausserdem  an  Kriegs- 
contribut,  Kriegsbeute  u.  dgl.  4*77  Mill.  Thlr.,  wovon  3*284  Mill.  Thlr.  Kriegscon- 
tribution der  Stadt  Frankfurt  a.  M.,  1*29  Mill.  Thlr.  Zahlungen  des  sächs.  Finanz- 
ministers  an  die  preuss.  Civilverwalt.  während  d.  Occup.-Zcit,  339,000  Thlr.  hannor. 
Feldkriegskasse  u.  a.  m.  S.  Jahrb.  d.  preuss.  Statistik  III,  463.  —  Die  französ. 
Kriegskostenentschädigung  an  das  Deutsche  Reich  war  nach  Abzug  der  Kealisations- 
kosten,  aber  inbegriffen  die  von  Frankreich  f.  die  Reste  seit  dem  Frieden  zu  zahlenden 
Zinsen,  nach  deutscher  Rechnung  5.301,145,078  Fr.  =  4,240,672,893  Mark  (nach 
franz.  Kechn.  5,302,065,000  Fr.),  die  Pariser  Contrib.  (200  Mill.  Fr.)  160*52  Mill  M., 
der  Ueberschuss  (über  d.  Verwaltungskostcn)  der  in  Frankreich  erhobenen  Steuern  u. 
nicht  unmittelbar  verwend.  örtl.  Contribut.  52*8  Mill.  M.  (in  d.  franz.  Kechn.  findet 
sich  als  „Wiedererstattung  d.  v.  Deutsch),  erhobenen  Steuern**  61*70  MilL  Fr.).  In 
Summa  daher  die  deutsche  Baareinnabmc  aus  Frankreich  4453*99  Mill.  M.  Die  Unter- 
haltung «1er  deutschen  Truppen  auf  französische  Rechnung  während  der  Occupation 
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mch  dem  Friedensschluss  berechnet  Frankreich  auf  323*64  Mill.  Fr.  S.  Preuss.  staf. 
Jahrb.  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  mein  Rcichsfinanzwes. ,  Jahrb.  III,  S.  So,  97,  Goth. 
Jahrb.  1876,  S.  592. 

B.  Die  mittelbaren  Kriegskosten,  die  Lasten,  Leiden, 
Verluste  aller  Art  für  Land  und  Leute,  zumal,  wenn  der  Kriegs- 
schauplatz auf  heimischem  Boden  ist,  lassen  sich  niemals  genau 
in  Zahl  und  Maass  fassen,  sind  aber  meistens  so  erheblich,  dass 
sie  das  Conto  der  eigentlichen  Kriegskosten  noch  ansehnlich  er- 
höhen, mitunter  vielleicht  letztere  noch  überragen.  Für  die  Wehr- 
verfassung und  die  Militärfinanzen  folgt  daraus  wieder,  dass  sie 
in  Friedenszeit  zweckentsprechend  in  der  oben  (§.  185)  dargelegten 
Weise  eingerichtet  sein  müssen,  um  mit  verheerender,  Erfolg  ver- 
sprechender Repressivkraft  den  Krieg  auf  feindliches  Gebiet  zu 
spielen  und  rasch  siegreich  zu  Ende  zu  führen.  Dann  werden, 
wie  die  eigentlichen,  so  vollends  die  mittelbaren  Kriegskosten 
wenigstens  so  viel  als  möglich  verringert  werden. 

Vgl.  Kau  §.  72,  auch  vor.  Aufl.  dieses  Bandes,  S.  276,  woselbst  einige  Statist. 
Daten,  freilich  von  nur  bedingter  Zuverlässigkeit,  über  Kriegskosten  aus  der  Zeit 
Napoleons  1.  u.  für  den  Krimmkrieg.  Der  Krieg  von  1866  kostete  der  preussischen 
Staatskasse  über  die  laufende  Ausgabe  circa  83  Mill.  Thlr.  und  brachte  derselben  an 
Entrichtungen  anderer  Staaten  601/,  MilL  Thlr.  ein.  Der  danische  Krieg  kostete 
Preuasen  extra  c.  181/,  Mül.  Thlr.  Die  einmal.  Mobilmachungskosten  betrugen 
1866—67  circa  16*3  Mill.  Thlr.  S.  Engel.  Jahrb.  III,  541,  462.  Der  italienische 
Krieg  von  1859  kostete  Oesterreich  extra  c.  210  Mill.  fl.,  s.  A.  Wagner,  Uns.  Zeit. 
1663.  S.  25.  Der  Krieg  von  1870—71  hat  Frankreich  9—10  Milliarden  Fr.  bloss 
an  verrechneten  Ausgaben  gekostet  Nach  d.  Ber.  d.  Min.  M athieu-Bodet  v. 
7.  Jan.  1875  (Journ.  offic  8.  Jan.  1875,  danach  Goth  Jahrb.  1876,  S.  592)  ergaben 
sich  folgende  Posten  in  Mill.  Ft.: 

Auseerordentl.  Ausgabe  in  Folge  Unterstützung  d.  Familien  v.  Sold. 

des  Kriegs  1912*05      u.  Matrosen   50  00 

Verproviantirung  von  Paris     .   .  169*52    Baare  Entschäd.  an  Opf.  d.  Kriegs  106*00 
Nicht  classific.  Kriegskosten     .   .    30*00    Dsgl.  an  Gemeinden  (Annuit.)  .    .  251*95 
I.  Eig.  KriegskosteiT  2111*37  4,sg*-  f-  v-  G«nie  verurs.  Schäden  -  26*00 

Kosten  der  Anleihen  631 '27       IV.  Wiedcrgutmach.  v.  Schäden  433*95 

Verluste  an  Steuern  u.  Einkünften  364*19    Kriegscontrib.  (ohne  Paris).    .  .5000*00 

II.  Besond.  linanz.  Opfer  995*46    Zinsen  dafür   302*07 

w-  i.-o«,^.-,   a  ij„r„„„-  Uutcrh.  d.  deutsch.  Truppen  .    .  32304 

*Ä£  ddLÄÄ  V«  Deuueh-™.  erhoben,  .  6,-70 

—  III.  Wiederberstcli.  u.  Ver-  v-  Contrib.  u.  dgl.  m.  5687*41 

Stärkung  der  Kriegsmacht    .    .  592*26  Summa  9287*88 

Leber  die  deutschen  Kriegsfinanzen  von  1S70 — 71  siehe  mein  Reichsfinanz- 
wesen, Jahrb.  III,  65—166,  mit  den  verrechn.  Daten  bis  Ende  1S72,  approximativen 
bis  1874.  Auch  Jahrb.  f.  d.  amtl.  Statist  Preusscns  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  bis  1S74 
o.  1875.  Dann  d.  fin.  Tabellen  in  d.  Statist  Jahrbuchern  des  D.  Keichs  (bisher 
4  Jahrgänge,  1880—83).  Vollständig  waren  noch  bis  1882  nicht  alle  Posten  abge- 
wickelt indem  der  Reichshaushaltsetat  noch  bis  18S2/83  bezügliche  kleine  Summe» 
als  „Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  mit  Frankreich1'  aufführte.  Die  Verwendungen 
f  die  Wiederherstellung  u.  Verstärkung  der  Kriegsmacht  werden  ferner  erst  im  Laufe 
•ier  Zeit  verbraucht.  Schwierigkeiten  f.  d.  Berechnung  macht  die  getrennte  Liquid, 
f.  d.  Reich,  d.  Nordd.  Bund,  die  einzelnen  sudd.  Staaten.  Die  folg.  Uebersicht  aus 
meinem  gen.  Aufsatz  kann  genügen,  weil  sie  die  muthmaassl.  Ausgabereste  nach  den 
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officiellen  Anschlägen  mit  enthält  u.  die  gesetzt.  Verwendung  f.  d.  später  zu  machenden 
Ausgaben  schon  fast  ganz  in  1873  geregelt  war.  Verwendung  der  französ.  Contri- 
bution  u.  s.  w.  in  Mill.  Thlr.: 

Auf  Rcichsrechn.      Auf  spec.  nordd.  Rechn. 

I.  Kriegskosten   73-13  377'33 

II.  Wiederherstellung  u.  s.  w  d.  Kriegs- 
macht   18611  120  02 

III.  Wiedergutmachung  von  Schäden    .        2468Ü  10  82 

IV.  Verwaltungszw.  der  Kriegsmacht   .  6*27  — 

V.  Allgemeine  Verwaltungsrcformen   .         29  79  1-615 

VI.  Ertrag  gebende  Kapitalanlagen  .   .        143-87  —  

Summa  I-V        685  57                      "  509*83 
Uebcrreste  zur  Vcrtheilung     .   .    .  798'98    133-70^  

Summa       1484*55  643*50 
Die  deutschen  Kriegskosten  (Mobilmachung,  Kriegsführung ,  Abrüstung1!  mögen  ind. 
Süddeutschland  c.  520  Mill.  Thlr.  betragen.   Für  die  finanz.  Seite  des  Kriegs  sind 
die  unmittelbar  zu  machenden  Ausgaben  (im  Unterschied  von  den  erst  später  nach 
und  nach  zu  machenden  resp.  abzuwickelnden)  bes.  wichtig.  Sie  ergehen  sich  in  der 
Hauptsache  aus  dem  Bechnungsnachweis  d.  Nordd.  Bundes  f.  1870  u.  71.  Hiernach 
wurden  verrechnet  f.d.  Mobilmachung  30*80  (wovon  24*23  in  1S70  allein),  wovon 
f.  Pferde  14*69  Mill.  Thlr.  (abzügl.  813  f.  Erlös  aus  Verkäufen),  f.  Mobilmachungs- 
gelder  d.  Officiere  n.  gew.  Pera.  d.  Mannschaft  2*54,  f.  Fortific,  Armir.  d.  Festungen 
u.  Küstenpuncte  4  92,  f.  Verproviaut.  d.  Festungen  2  25;  forner  f.  d.  lauf.  Kosten 
des  Kriegs  beim  Landheer  in  beiden  gen.  Jahren  260*76  Mill.  Thlr.  (wovon  72*20 
in  1870,  188*55  in  1871),  davon:  f.  Gehälter  u.  Löhne  der  Truppen  43  79,  NaturaJ- 
verpfleg.,  Feldmagaz.,  Bäcker.  105*77,  Bekleidung  und  Ausrüst.  37*27,  Lazarethe  u.  dgl. 
10*35  Remontir.  der  Feldarmee  1*58  (wenig  wegen  der  erbeuteten  Pferde),  Munition 
u.  Waffen  7-99  u.  s.  w.  —  Die  Wiederherstellung  und  Verstärkung  der 
Kriegsmacht  erforderte  nach  d.  gesetzt.  Bestimmungen  an  Ilauptpostcn  für 
Reichsrechnung:  Kriegsschatz  40,  Festungsbau  u.  dgl.  114,  f.  nordd.  Rechnung 
spec  :  Retabliss.  (incl.  Baden  und  Hessen)  106*85,  div.  Gebäude  etc.  c.  19  MÜL  Thlr. 
—  Die  Wiedergutmachung  von  Schäden  u.  s.  w.  schon  bis  1873/74  (seitdem 
bei  einz.  Posten  weitere  kleine  Beträge):  auf  Ueichsrechnung:  Invalidenfonds  187 
(Zahlungen  vor  s.  Gründung  ausserdem  10*1  Mill.  Thlr.\  Beihilfen  an  Angehörige  der 
Reserven  u.  Landwehr  4,  dsgl.  an  aus  Frankreich  vertriebeue  Deutsche  2,  dsgl.  für 
deutsche  Rhederci  5*6,  dsgl.  Ersatz  v.  Kriogsschäden  u.  Leistungen  u.  s.  w.  (bes.  f. 
Els.-Lothr.)  37*7,  dann  auf  nordd.  Rechnung:  Ersatz  d.  Kricgsleistungen  d.  Gemeinden 
2'5,  dsgl.  der  Unterstützung  für  die  Familien  d.  einberuf.  Reserve-  u.  Landwehrleute 
8*3  MUL  Thlr.    Weiteres  Detail  aus  den  betr.  Gesetzen  u.  der  Statistik  in  meinem 
Reichsfinanzwesen,  S.  103  IT.,  112  iL,  118  ff.  —  lieber  den  letzten  oriental.  Krieg 
Russlands,  den  dieses  fast  ganz  mit  neuou  Papiergeldemissionen  und  einiger  Ver- 
mehrung seiner  verzins!.  Schuld  während  des  Kriegs  führte  —  Fundirungsopcrationen 
folgten  erst  später,  bisher  in  beschränktem  Maasse,  —  sind  mir  keine  spec.  Abrech- 
nungen Uber  die  Kricgskosteu  bekannt  geworden.    Einen  Einblick  geben  aber  folg. 
Zahlen:  fund.  Schuld  nomiu.  1876  903*7  Mill.  R.  (wovon  439*3  äussere),  1880 
2039*9  M.  R.  (wovon  672  5  äussere).    Verzinsung  der  ganzen  Schuld  nach  d.  Etat  f. 
1877  108-3,  1882  198  8  M.  R.  Creditbillite  (Papiergeld)  in  Umlauf  1876  797,  1880 
1163  Mill.  R. 


4.  Abschnitt. 

Finanzbcdarf  für  die  Durchführung:  des  Cultur-  und 

Wohlfahrtezwecks. 

Die  Darstellung  beschränkt  sich  im  Folgenden  wieder  mohr  auf  eine  kurze  Ueber- 
sicht  der  tiebiete.  Mehrfach  ist  auf  dieselben  in  der  Finanzwissensehaft  in  der  spät. 
Eiuiiahuiclehrc.  naineiiü.  bei  de«  (ich Uhren,  so  bei  Münze,  Post,  Strassen,  Schuleu, 
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oder  bei  den  zugleich  privatwirthschaftl.  Erwerbszweigen,  wie  bei  Eisenbahnen, 
einzugehen  und  dann  sind  die  enge  zusammenhängenden  Verhältnisse  der  Ausgaben 
u.  Einnahmen  zugleich  zu  behandein.  Anderes  ist  genauer  in  den  anderen  Theilen 
des  Syst.  d.  polit.  Oelcon.,  bes.  in  der  Volkswirthscbaftspolitik,  zu  erörtern.  Auf  dem 
(rebietc  der  hier  zu  berührenden  Angelegenheiten  hat  man  es  dann  namentlich  mit 
den  früher,  im  2.  Abschn.  des  2.  Kap.  des  vor.  Buchs  (Finanzwesen  der  Selbstvcr- 
waltnngskörper)  schon  behandelten  theoretischen  und  practischen  Streitfragen  hinsicht- 
lich der  Ucbernahme  solcher  Angelegenheiten  auf  den  Staat  oder  auf  einen  Selbst- 
rerwaltungskörper,  bez.  auf  welchen  der  letzteren  and  hinsichtlich  der  angemessenen 
Verkeilung  der  Lasten  zu  thun.  S.  bes.  o.  §.  43,  S.  90,  §.  46—48,  S.  96  tT,  §.  53  fl., 
wo  die  in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncte  und  die  Verhältnisse  der  Hauptländer 
dargelegt  sind.  Ein  Haupttbcil  der  heute  in  Deutschland,  spec.  in  Preusseu  „schwe- 
lenden l'inanzfragen"  (Uebertragung  eines  Theils  der  Staats-Ertragssteuern  an  Com- 
munen  u.  Verbind«},  SchuUlotationen  ,  Regelung  der  Armen-,  der  Wegelast  u.  s.  w.) 
dreht  sich  um  diese  Puncte  des  Abschnitts. 

« 

I.  —  §.  193.  Die  innere  Verwaltung,  soweit  sie  von 
der  Polizei  (§.  180)  und  von  der  volkswirtschaftlichen  und 
Unterrichtsverwaltung  (§.  194  ff,)  getrennt  wird,  umtasst  in  ihrer 
heute  üblichen  Organisation  mit  ihrem  schon  erwähnten  Behörden- 
apparat folgende  Hauptgebiete: 

1.  Die  amtliche  Statistik. 

Hierher  gehören  die  Kosten  der  jetzt  in  den  meisten  civilisirten  Staaten  bestehen- 
den statistischen  Bureaus,  die  Kosten  der  laufenden  statistischen  Sam- 
melarlieiten  der  Verwaltungsbehörden,  welche  sich  schwer  von  den  übrigen 
Kosten  dieser  Behörden  absondern  lassen ;  dann  namentlich  die  Kosten  der  periodischen 
Volkszählungen  oder  Co  usus  und  ähnlicher  Aufnahmen  (Viehzählungen 
u.  a.  m.V 

Z.  B.  D.  K.-ich,  Stat.  Amt  1SS3/S4  568,000  M.,  Preusseu  1883/84  382,000  M. 
lohne  Bauconto),  daneben  noch  besonders  für  d.  meteorol.  Instit.  29,800  M.  Die 
Ausgabe  ist  in  den  verschiedenen  Staaten  nicht  nur  nach  der  Grosse  der  letzteren 
und  der  Umfassend heit  der  Arbeiten,  sondern  auch  nach  der  ganzen  Stellung  und 
Einrichtung  der  Bureaus  verschieden,  je  nachdem  sie  nur  die  letzten  Concentrirungs- 
imd  Public- Arbeiten  oder  schon  früher«  Samroel-  und  Concentrin]  ngsarheiteii  (aus 
<leU  Crlisten  u.  s.  w.)  zu  machen  haben.  S.  A.  Wagner,  Art.  Statistik,  Staatswörter- 
Imch  X,  448.    Stein,  Verwaltnngsl.  bes.  B.  2. 

Die  Kosten  des  Census  sind  nach  der  Methode  der  Volkszählung,  der  Spe- 
cialitilt  derselben  üiamentl.  neuerdings  eingehende  Eigenschaftsstat.  der  Bevolk.)  und 
j<-.  nachdem  die  Zählung  mit  anderen  statist.  Aufnahmen  (über  Wohnungen,  Viehstand, 
itewerlh  wesen  u.  s.  w.)  verbunden  ist ,  sehr  verschieden.  Wo  die  Selbstzählung  und 
die  Zählung  durch  freiwillige  und  unentgeltl.  dienende  Zähler  stattfindet  (wie  vielfach 
in  Deutsehland)  sind  die  Kosten  geringer,  ohne  indessen  f.  d.  Volkswirthsch.  zu  ver- 
schwinden. Es  gilt  hier  das  in  §.  153  über  Ehrenämter  Gesagte.  S.  nam.  Engel 
i.  d.  Ztscbr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1870  über  Kosten  der  Volkszähl.  S.  33  h".  Z.  B" 
Oesterr.  Onsus  v.  1857  2  Mill.  11.,  Brit.  v.  1861  250,000  Pfd.  St.,  Verein.  St. 
v.  1S61.  1<*5  Mill.  D.,  Belg,  von  1860  über  644,000  Fr.  Die  10 jähr.  Periode  der 
Zählung  empfiehlt  sich  auch  vom  Koste nstandpuucte  aus.  Engel  a.  a.  0.  S.  41  ver- 
anschlagte bei  theilw.  Benutzung  unentgeltl.  Zähler  für  die  71er  Volkszählung  die 
Ausgabe  Preusseus  auf  191,000  Thlr.  Cebersicht  über  Aufwand  an  Geld.  Zeit  und 
Arbeitsleistung  bei  der  letzten  (1880er*  preuss.  Volkszählung  s.  in  d.  Aufs.  v.  Blenck, 
preuss.  stat.  Ztscbr.  1882,  S.  188.  Voranschi.  1880— 83  452,500  M..  wirkl.  Ausgabe 
499,609  M. ,  davon  BeschalT.  d.  Zäblpapiere  175,591,  Verpack,  u.  Versend.  20,176, 
Rucke  nd.  9197,  Remunerat.  d.  Zähler  37,386,  Aufbereit,  d.  Zählpapiere  254,419, 
Zwischeuformulare  u.  and.  Bureaubedurfnisso  2326,  Unvorhergesehene*  563  M.  Es 
*u»d  dies  die  Kosten  Iiis  Oct.  1SS2:  sie  betragen  p.  Kopf  der  ortsanwe*.  gezählten 
RevMk.  1.83  Pfenn. 
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2.  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  und  die  dafür 
dienenden  Anstalten. 

Lotzterc  (Kranken-,  Gebar-,  Irrenhäuser,  Hebamtncninstitute  n.  dgl.  m.)  pflegen 
in  der  Regel  ganz  oder  grossentheils  aus  Provincial-  oder  Gemeindemittcln  oder  aus 
eigenem  Stiftungsverinögen  bestritten  zu  werden,  so  dass  es  sich  ftir  die  Staatskasse 
etwa  nur  um  Zuschüsse  handelt.  Völlig  trägt  der  Staat  mitunter  nur  den  Aufrand 
für  solche  Anstalten  dieser  Art,  welche  zugleich  zu  Unterrichtszwecken  dienen.  Ausser- 
dem hat  der  Staat  die  Atisgaben  für  das  Sanitäts-  und  Medicinalbehördenwesen.  — 
meistens  eine  Abtheilung  des  Behördenwesens  der  gesammten  Inneren  Verwaltung, 
„Medicinalcollegieu"  u.  dgl.  — ,  dann  etwa  auch  für  einzelne  Medicinalbeainte,  Amb- 
ärzte, Amtswund-  und  Hebeärzte,  ferner  für  Impfwesen,  Quarantäne  u.  s.  w.  zu  decken. 
Eine  ausserordentliche  Ausgabe  verursachen  bisweilen  die  Seuchen,  Epidemieen  und 
Viehseueben  (Epizooticen),  indem  sie  Absperrungsmassrcgeln  u.  s.  w.  nothwendig  machen. 
Ein  Theil  dieser  Kosten  lässt  sich  auch  auf  Selbstverwalt.körper  u.  in  Gebührenform 
auf  die  Viehbesitzer  abwälzen. 

Ausgabe  des  Staats  für  öffentliches  Gesundheitswesen,  meist  ohne  die  betreff. 
Anstalten,  welche  an  Univers.  u.  s.  w.  mit  für  Lehrzwecke  dienen:  z.  B.  Oesterreich 
westl.  Tb.  1880  Ord.  748,000,  mit  Extraord.  780,000  fl.  Der  sogen.  .»Sanitätsdienst" 
steht  unter  dem  Min.  d.  Inneren  u.  wird  hier  in  der  Hauptrubr.  des  Etats  „polit. 
Verwalt.  in  d.  einzelnen  Kronländern"  getrennt  v.  „Aufwand  d.  polit.  Behörden*-  über- 
haupt nachgewiesen.  Obige  Zahlen  umfassen  den  Aufw.  an  d.  Centraistelle  nicht  mit.  — 
D.  Geich.  Reichsgesundh.-Amt  1883/84  126,000  M.  —  Preussen  1883/84  Medie.- 
wes.  (im  Cult.miiO  1,432,000  M.  (f.  d.  Provinc.medic.collegien  n.  Regier.medic.räthe 
222,000,  f.  d.  Physiker  in  Städten,  Kreisen,  Bezirken  u.  s.  w.  722.000,  Zuschüsse  zu 
UnteiT.,  Heil.-  u.  Wohlthät.anst.,  bes.  Berl.  Charit*  213,000  M..  Remuner.  der  Examina- 
toren bei  Prüfungen  —  durch  Gebühren  der  Examinanden  gedeckt  —  75.00t)  M.  u. 
and.  Posten  mehr).    Dazu  kommt  eine  Quote  d.  Ausg.  d.  Ministeriums  selbst. 

3.  Das  H  i  1  f  8  -  und  Armenwesen  (öffentliche  Wobl- 
thätigkeit). 

Die  Staatskasse  wird  hierfür  im  Allgemeinen  nur  ausnahmsweise  und  etwa  nur 
subsidiär  in  Anspruch  genommen,  indem  theils  die  freiwillige  (Privat-),  eventuell  die 
kirchliche  und  Stiftungsarmenpflege  eintreten,  theils.  wo  eine  gesetzliche  Armenpflege 
besteht,  die  Gemeinden,  Kreise  und  deren  Verbände  die  Pflichtigen  sind.  Die  end- 
giltige  Regelung  der  Tragung  der  Armenlast  gehört  zu  den  erwähnten  „schwebenden 
Kragen"  der  Auseinandersetzung  zwischen  Staat  und  Selbstverwaltungskörpern  vgl.  o. 
§.  53  ff.)  und  ist  in  der  „Inneren  Verwaltungslehre"  näher  zu  erörtern.  Der  Staat 
wird  sonst  nur  bei  einzelnen  grösseren  öffentlichen  Nothständen  (Misswachs, 
Wassersnoth,  Kriegsverheerung  u.  s.  w.)  mit  Geldmitteln,  öfters  übrigens  nur  vorschuß- 
weise, oder  mit  Steuernachlass.  —  ja  auch  nur  eine  Form  der  Unterstützung  —  Hülfe 
gewähren  müssen.  Beispiel:  Preussen,  Ausg.  für  „Wohlthätigkeitszwecke"  im 
Minist  d.  Innern  1888/84  1  15  Mill.  M.,  wovon  aber  allein  225,000  (1875  noch 
1,085,000)  f.  Unterstütz,  armer  Krieger  aus  1806—15,  der  Rest  meist  f.  Pens.  u.  dd., 
nur  113,000  M.  f.  Almosen  u.  Unterstütz,  im  Allg.,  146,000  M.  feststeh.  Unterstütz, 
f.  Armen-  u.  Wohlthätigkeitsanstalten. 

Zur  Abhülfe  des  ostpreuss.  Nothstamhs  (Misswachs  durch  Nässe),  wurde  vom 
p reu ss.  Staate  verwendet  nach  Ges.  v.  23.  Dec.  1667  1,908  000,  nach  dem  v.  3.  März  1868 
3  Mill.  Thlr.  —  Während  des  1870er  Kriegs  älinl.  Unterstütz,  aus  d.  Staatskasse  an 
Theile  d.  R.-B.  Trier.  Aehnl.  1876  f.  Ueberschwemmungen  in  d.  Prov.  Sachsen,  f. 
den  Bergsturz  bei  Kaub,  1880  6  Mill.  M.  f.  oberschles.  Nothstand  (Ges.  v.  3.  Febr.  1S80^. 
1882,S3  8  Mill.  M.  f.  Rhein  -  Ueberschwemmungeu  (Ges.  v.  21.  Jan.  1883).  Vgl. 
Siegel,  über  Staatshilfe  bei  wirthsch.  Notlistanden,  Tüh.  Ztschr.  1882. 

IL  —  §.  194.  Die  volkswirthsc haftliche  Verwaltung. 
Hieher  zählt  ein  grosser  Theil  der  allgmeinen  Ausgaben  der 
üblichen  Ministerien  des  Inneren,  des  Handels,  der  Land- 
wirtschaft, der  öffentlichen  Arbeiten  (Bauten,  Ver- 
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kehrsanstalten),  z.  Th.  anch  der  Finanzen  u.  s.  w.  Viele 
Thätigkeiten  der  znm  Ministerium  des  Inneren  ressortirenden  Ver- 
waltungsbehörden, der  Polizei  sind  oft  hauptsächlich,  in  der  Regel 
wenigstens  nebenbei  zur  volkswirtschaftlichen  Verwaltung  zu 
rechnen,  wenn  sie  sich  auch  ausserdem  gleichzeitig  auf  andere 
Gebiete  erstrecken.  Die  bezüglichen  Ausgaben  sind  daher  auch 
nicht  wohl  zu  trennen. 

Von  den  einzelnen  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats 
zur  Pflege  der  Volkswirtbschaft  sind  diejenigen  im  Ganzen  die 
älteren,  welche  gleichzeitig  —  und  in  der  Praxis  früher  meistens 
stark  —  mit  als  eine  wichtigere  Einnahmequelle  für  die 
Staatskasse  in  Betracht  kommen  können.  Richtigere  Einsicht  hat 
jedoch  dazu  geführt,  dass  der  fiskalische  Gesichtspunct  bei  der 
Verwaltung  dieser  Anstalten  zurück  getreten  ist  und  im  All- 
gemeinen nur  noch  eine  massige,  gebtthrenartige  Einnahme  beab- 
sichtigt wird,  wenn  der  Staat  nicht  etwa  ganz  auf  Gewinn  ver- 
zichtet. 

Näheres  Uber  die  einzelnen  Verhältnisse  gehört  in  die  Gebührenlehre  (Fin.  II, 
1 .  Kap.)  und  in  die  Lehre  von  deu  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  (folgendes  Bach 
dieses  Randes  Ii  oder  in  die  andoren  Theile  des  Systems  der  politischen  Oekonomic, 
speciell  in  die  Volkswirthschaftspolitik. 

Die  bezüglichen  Thätigkeiten  auf  diesem  Gebiete  sind  wieder 
solche  theils  des  Staats  allein,  theils  der  Selbstverwaltungskörper 
allein,  theils  dieser  und  des  Staats  zusammen,  wobei  dann  aber 
die  Fragen  der  richtigen  Vertheilung  der  Thätigkeiten  selbst  und 
der  daraus  hervorgehenden  finanziellen  Lasten  theoretisch  und 
practi8ch  besondere  Schwierigkeit  machen  und  vielfach  nur  von 
Fall  zu  Fall  entschieden  werden  können.  Oefters  tritt  aber  hier 
die  noch  schwierigere  Frage  auf,  ob,  wann  und  unter  welchen 
Bedingungen  und  Modalitäten  überhaupt  ein  öffentlicher  Körper 
als  Vertreter  der  Gemeinwirthschaft  hier  statt  oder  neben  der 
Privatwirtschaft  eintreten  soll,  —  die  principielle  Hauptfrage  der 
„Organisation  der  Volkswirtschaft". 

Für  die  allgemeinen  leitenden  Gcsichtspuncte  ist  hierbei  anf  die  principiellen 
Erörterungen  in  der  „Grundlegung",  (besonders  1.  Abth.  Kap.  8\  für  die  speciellen 
Momente  in  den  einzelnen  Fragen  wieder  auf  die  Erörterungen  in  der  Lehre  vom 
Privaterwerb  des  Staats  \folg.  Buch  dieses  Bandes),  in  der  Gebührenlchre  (Kap.  1  des 
B.  II  der  Fin.wiss.)  und  in  der  Volkswirthschaftspolitik  hinzuweisen. 

Die  volkswirtschaftlichen  Angelegenheiten,  welche  Ursache 
und  Gegenstand  eines  Finanzbedarfs  sein  können,  lassen  sich  auch 
für  die  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  in  zwei  grössere 
Gruppen    zerlegen:   allgemeine  Angelegenheiten  der 
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ganzen  Volkswirtschaft,  bez.  generell  volkswirtschaft- 
lichen Interesses  (wenn  auch  vielleicht  nur  in  einem  bestimmten 
Gebietsteile  oder  Orte)  und  specielle  Angelegenheiten 
einzelner  P  rod  uc  tioosz  weige.  Die  ersteren  Angelegen- 
heiten sind  bereits  und  werden  immer  mehr  solche  des  Staats 
oder  grösserer  Selbstverwaltungskörper.  Hier  hat  man  es,  wo 
die  Sache  noch  nicht  entschieden  ist,  mit  den  Plänen  der  „Ver- 
staatlichung" (Eisenbahnen,  Versicherungs-,  Bankwesen)  zu 
thun.  Uebernimmt  der  Staat  die  Sache,  so  werden  besondere 
„Anstalten"  dafür  eingerichtet,  bei  denen  es  sich  dann  u.  A. 
wieder  um  das  leitende  Finanzprincip  in  der  Verwaltung 
handelt  In  der  Lehre  vom  Privaterwerb  und  von  den  Gebühren 
ist  dieser  Punct  näher  zu  erörtern.  Bei  den  speciellen  Angelegen- 
heiten der  einzelnen  Productionszweige  („Volkswirthschafts- 
pflege"  im  engeren  Sinne)  wird  die  p rivatwirthschaftliche 
Organisation  als  bestehend  und  verbleibend  vorausgesetzt.  Die 
Frage  ist  dann,  ob  und  wie  und  wann  und  speciell  unter 
welchen  finanziellen  Modalitäten  der  Staat  oder  ein 
andrer  öffentlicher  Körper  helfend  und  unterstützend  ein- 
treten soll,  eine  Frage,  deren  nähere  Erörterung  und  Entscheidung 
in  den  speciellen  Theil  der  Volkswirthscbaftspolitik  gehört  (in  die 
„Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik"). 

Die  einzelnen  Gebiete  der  volkswirtschaftlichen  Verwal- 
tnug  sind  dann: 

A.  AI  lgemcinc  Angelegenheiten  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft. 

1.  Das  Maass-  und  Gewichts wesen.   S.  Fin.  11.  §.315. 

2.  Das  M  Unzwesen.    S.  Fin.  II.  §.  2'Ji). 

3.  Das  Postwcscn.    S.  Fin.  II.  §.  308-312. 

4.  Das  Telegraphen  wesen.   S.  Fin.  II.  §.  313. 

5.  Das  Staatscisenbabnwescn.  S.  darüber  den  Schluss 
des  nächsten  Buchs. 

6.  Das  Staatsschi  f  f  f  a  hrtswesen  (Dampfschiftcurse.  S.  cb.). 

7.  Das  sonstige  Wegewesen.  S.  ebendaselbst  u.  Fin.  II. 
§.  303  —  306. 

6.  Der  Wasserbau. 

Ufr  Wrircbau  (eigentlich«-  erste  Anlage  u.  Erhaltung    und  der  Wasserbau 
Ul'erschut/,  Deichbau  u.  d>rü,  (über  diesen  Nähert*  iu  der  "Volksv.sch.poUt.)  machen 
in  d-  a  Staats-  u.  eveut.  den  Proviuc.l>ud£«L>  (Prcusscn)  bedeutende  Kosten.   Z.  H.  Wi«>t- 
O.ste  rreieh  1*M>  Strassen  bau  4.102.000  fl.  im  Ord.,  372,8(M»  fl.  im  Evraord..  *u<. 
4,474300,  WWrbau  ihrl.  708,000-  80.H,S00- 1,00  1,800  ft.    In  Prensscn  ist  durch 
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Ueberfragung  der  Staatschausseen  an  di«^  Provinzen  (Ges.  v.  S.  Juli  1875)  der  be- 
treffende Ausgal>eposten  insofern  doch  nicht  aus  dem  Staatsbudget  ausgeschieden,  als 
die  Staatskasse,  den  Provinzeu  für  die  Chausseen  eine  Dotation  v.  19  M.  M.  zahlt.  S. 
darüber  o.  §.  56,  S.  124.  Ausserdem  ist  im  Min.  d.  öff.  Arbeiten  (ohne  die  Ausg. 
f.  d.  Min.  selbst)  der  ord.  Et.  d.  Bauverwaltung  1883/84  noch  16*57  M.  M.,  wovon 
die  Besoldungen  u.  persöul.  Ausgaben  3*2,  die  sachl.  Ausgaben  13*38  M.  M.  (wovon 
ein  Th-  il  f.  Erhalt,  diverser  Staatsgebäude,  dann  2  47  M.  M.  f.  Seehäfen  u.  Seckasten, 
«»•37  M.  M.  f.  Binnenhäfen ,  Gewässer  u.  SchiflT.,  0*9  f.  Unterhalt  d.  Kanäle,  109  f. 
Unterhalt  d.  Wege  u.  Brucken  auf  Grund  rechtl.  Verpflicht,  0*475  f.  Ruhrschiff.). 
Unter  d.  einmal,  u.  auss.ord.  Staatsau  sgaben  stehen  f.  1883/84  ferner  S04  M.  M.  /. 
Kegulirung  d.  Wasserstrassen,  3*17  M.  M.  z.  Bauten  z.  Förderung  d.  BinneuschiHT., 
144  zu  Seehäfen  u.  s.  w.,  ferner  weitre  Pasten  f.  einzelne  Brucken  bauten.  Erhebt 
Posten  f.  Uferschutz,  genossensch.  Flussregolirung  (-/4  M.  M.  dafür  im  Et  f.  18S3/84) 
stehen  auch  im  landwirthsch.  Ministerium.  Den  Ausg.  stehen  im  Fiu.min.  gegenüber 
an  „Brücken-,  Fähr-,  Hafengeldern,  Strom-  u.  Canalgefällen"  2"2  M.  M.,  an  Nieder- 
lage, Kraliu-  u.  Waagegeld  0*17  M.  M.,  im  Min.  d.  OfT.  Arbeiten  aus  der  Kuhrverwalt 
5 12,000.  aus  Beiträgen  z.  Unterhalt,  der  Land  -  u.  Wasserstrassen,  Canäle,  Brücken  u.  dgl.  m. 
200,000  M.  In  Frankreich  Et.  f.  1883  im  Ord.  beim  Min.  d.  öff.  Arbeiten  (ausser 
d.  Quote  v.  d.  allg.  Verwalt.)  3318  M.  fr.  f.  Strassenbau,  10*9  f.  BiuuenschiffT.,  7  2  f. 
Seehäfen.  —  Vgl.  überhaupt  oben  §.  53  fT. 

Statt  der  Staatsausgaben  für  Strassen,  Eisenbahnen  und  Canäle,  Wasserbauten, 
Schiffe  u.  s.  w.,  die  im  Eigenthum  des  Staats  stehen,  köunen  auch  unter  ver- 
schiedenen Formen  Staatssubventionen  für  solch.-  Verkehrswege  und  Verkehrs- 
mittel, welche  Eigenthum  von  Privaten  (iucl.  Gesellschaften),  Gemeinden 
u.  s.  w.  sind,  vorkommen.  Die  Subvention  kann  in  einer  Beteiligung  des  Staats  als 
Actionär  an  der  Unternehmung,  in  einem  verzinslichen  oder  unverzinslichen  Darlehen, 
zur  ersten  Anlage  oder  zum  Betriebe,  in  einer  Zinsgarantie  an  die  Actionäre  (wobei 
die  Zinsen  etwa  vorschu ssweise  gehästet  werden  und  aus  den  späteren  Erträgen  wieder 
zu  erstatten  sind)  oder  auch  in  einem  nicht  rückzahlbaren  Beitrage  bestehen,  wobei 
im  Einzelnen  noch  weitere  Modifikationen  vorkommen.  Namentlich  bei  Eisen  bahnen, 
Dampfschifffahrtslinieu  ist  eine  solche  Subvention  sehr  gebräuchlich  geworden  und 
macht  wenigstens  zeitweilig  oft  bedeutende  Ausgaben.  Näheres  auch  hierüber  in  d. 
Volkswirthsch. politik.  Am  Wichtigsten  sind  die  Subventionen,  bes.  in  der  Form  von 
Zinsgarant  iee  n ,  lud  Eisenbahnen,  im  System  des  ausschliesslichen  oder  neben 
Staatsbahnen  bestehenden  Privateisenbahnwesens,  daher  in  Oesterreich  (s.  Gross, 
Staatssubvent.  f.  Privatbahnen,  Wien  1882),  Russland,  Frankreich,  Italien  u. a. L. m., 
niemals  auch  im  früheren  Eisen b.systein  in  diesem  Maasse  vorgekommen  in  Deutsch- 
land. Ueber  d.  prineip.  Frage  s.  Schaffte,  gesellsch.  System  2.  A.  §.  266  ff.,  Sax, 
Verkehrsmittel  B.  2.  Mit  dem  Fortschreiten  der  „Verstaatlichung"  der  Bahnen,  wie 
jetzt  in  Preussen,  ändert  sich  die  Sachlage  natürlich,  ähnlich  auch  in  Oesterr. 
seit  Staatserwerb,  der  Elis.  Westhahu  u.  a.  m.  Den  betreff.  Ausgaben  f.  Ziusgarautieen 
u.  andere  Zuschüsse  entsprechen  dann  auch  Einnahmen  des  Staats  aus  Gewinn- 
antheileu,  Dividenden,  Kückzahlungen  der  Privatbahnen.  Im  preuss.  Et.  f.  1883/84 
stehen  an  fortdauernden  Ausgaben  f.  P  riv. bahnen ,  an  denen  d.  Staat  betheiligt  ist, 
nur  noch  901,303  M.,  wovon  Zinsgarantieen  380,200,  Amortis.  v.  Stammactien  der 
Kest.  Die  Einnahme  von  der  Betheilig,  an  Privatbahnen  (abgesehen  von  d.  Eisen- 
bahn steuert  ist  dagegen  5*42  M.  M.  —  Im  westösterr.  Etat  f.  1882  befinden  sich 
dagegen  697,000  Ii.  onl.  u.  13,986,450  fl.  ausserord.  Subvention  an  Verkehrsaustalten 
(m«ist  Eisend.),  ausser  d.  Sudvention  an  d.  Dampfsch.f.gesellsch.  d.  öst.  Lloyd  v. 
1*3  Mill.  fl.  im  gemeins.  Budget.  Die  Kückeinuahmi  n  etc.  v.  Priv.dahneti  (Kaufschilt- 
reate  u.  dgl.)  waren  5,488,000  fl.  Noch  im  Et.  f.  1880  waren  d.  Westost  Subventionen 
an  Verkehrsanstalten  21,071,300  fl.,  darunter  spec.  f.  d.  ostind.  Fahrten  des  Lloyd 
(die  Ungarn  nicht  mit  suhventionirf)  637,000  fl.,  die  übrige  Summe  meist  4°/„  Vor- 
schüsse z.  Deckung  der  Zinsgarantieen  u.  Betriebsdeficite.  Für  die  Verzins,  u.  Tilgung 
der  Anleihen  des  Unternehmens  der  Donauregulirung  trägt  d.  westftst.  Etat  auch  noch 
005,000  fl.  bei.  —  Im  franzfis.  Et.  f.  1881  u.  A.  14*7  Mill.  fr.  au  Annuitäten  an 
Ei«e»b.gesellschaften  u.  40  Mill.  au  Zinsgarantieeu  zu  verausgaben.  Die  fianzöä.  Staats- 
kasse hat  bes.  die  Osthahnges.  für  die  an  Deutschland  abgetretenen  Bahnen  in 
El*.-Lotbr.  zu  entschädigen  gehabt.  —  Immer  wichtiger  ist  neuerdings  die  Frage  der 
Subvention  1*.  transatlanf.  Dampfschiffe  u.  für  Can  äle  geworden.  England, 
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Kran  kr.,  N.  Amor.,  Oesterr.  gelien  solche  Dampfsch.subventionen,  Deutschland  noch 
nicht.  Trot/dein  halten  die  ha  ml»,  u.  bremer  Linien  bisher  die  Concarrenz  be- 
standen. Aehuliche  Subventionen,  Zinsgarautieeii  u.  dgl.  f.  coloniale  Unternehmungen 
u.  Verwandtes  (Samoa- Vorlage  in  Deutscht.)  neuerdings  oft  discutirt.  —  S.  auch  Rau 
Rn.  §.  7«,  Volksw.scb.polit.  II.  §.  255  ff.,  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  I  S.  2*3  (über 
Canale). 

9.  Das  Bankwesen.   S.  folg.  Buch  u.  Fin.  II.  §.  300. 

10.  Das  Versicherungswesen.   S.  Fin.  II.  §.  301. 

11.  Communale  gemeinnützige  Einrichtungen  und 
Anstalten.   S.  o.  §.  53  ff.  u.  Fin.  II.  §.  314. 

12.  Verschiedene  Ausgaben  zur  Förderung  der  allge- 
meinen Landescultnr.  So  für  Arbeiten,  durch  welche 
ein  Theil  des  Landes  urbar  gemacht  oder  zum  Anbau 
besser  zugerichtet  wird,  wenn  sie  in  so  grossem  Umfange 
ausgeführt  werden,  dass  die  Mittel  und  die  Kenntnisse  der  einzelnen 
Bürger  und  der  Selbstverwaltungskörper  nicht  zureichen,  z.  B. 
grosse  Anlagen  zur  Entwässerung  und  Bewässerung. 

Es  sind  dies  Ausgraben,  die  auch  zur  Katcgor.  B  im  Folgenden  mit  irehören. 
S.  Rau,  Volks Wirtschaftspolitik  §.  102  ff.  —  Z.  B.  im  preuss.  Etat  für  18S3/84  im 
landwirthseb.  Ministerium  f.  „Landesmeliorationeu",  Moor*,  Deich-,  Ufer-.  Dünen- 
wesen 0  79  M.  M.,  ausserdem  unter  d.  einmal.  Ausg.  verschied.  Posten  für  ähn- 
liche Zwecke. 

13.  Ausgaben  für  Ablösungen  von  Privat  rechten, 
welche  der  Entwicklung  der  Volkswirtbschaft  im  Allgemeinen  und 
einzelner  Productionszweige  speciell  hinderlich  sind.  Wenn  die 
Beseitigung  solcher  Rechte  ein  wesentliches  allgemeines  Inter- 
esse ist,  kann  sich  die  Uebernahme  der  Ablösungskapitalien  ganz 
oder  theilweise  auf  den  Staat  und  die  dem  entsprechende  Unter- 
stützung der  Verpflichteten  rechtfertigen.  Namentlich  im  Interesse 
der  Land  wirthschaft  (Grundentlastung)  sind  solche  Fälle 
vorgekommen. 

Das  Naben-  darüber  gehört  theils  in  die  grundlegende  Lehn'  von  der  Enteignung 
(Grundleg.  2.  Abth.,  Kap.  5).  theils  in  die  Speciallehrelt  der  Volkswirthschaftspolitik. 

Mit  d»  r  Weiterentwicklung  der  Cultur  und  der  Volkswirtschaft  werden  immer 
Falle  eintreten,  wo  ein/eine  wohlerworbene  Privat  rechte  dem  öffentlichen  Interesse 
entgegenstehen  und  beseitigt  wenb  n  müssen  (event.  im  Wege  der  Zwangsenteiguung 
•regen  Entseliädigung),  damit  Verkehrsfreiheit  erlangt  wenle  oder  die  bezüglichen  An- 
stalten iu  das  Eigen tlnim  und  in  die  Verwaltung  des  Staats  übergehen  (Telegraphen 
in  England,  vielleicht  in  nicht  ferner  Zeit  allgemeiner  die  Privateisenbahneu).  Alle 
Verwendungen  für  solche  Zweck«-  und  überhaupt  für  die  in  diesem  §.  aufgeführt«  !» 
Einrichtungen  gehören  recht  eigentlich  zu  den  besten  „staatswirthschaftlichen  Kapital- 
anlagen." S.  §.  63.  Baden  hat  bei  der  Zehentablösung  lU  auf  d.  Staatskasse  üWr- 
nommeii.  In  Oesterreich  übernahmen  die  Kronländer  7a  der  Gruudeiitlastungs- 
schuld  (d.  h.  '/t  ''er  Ablösungssummen  .  da  '/a  gestrichen  wurde).  —  Entschädigung 
der  westind.  Sclavenhalter  durch  England  mit  20  Mill.  Pfd.  St.  bei  d.  Aufhebung 
der  Sclaveni.  —  Ablösung  des  Thum-  u.  Taxisschen  Postrechts  durch  PnMisaen 
1S66  —  67  um  '6  Mill.  Thlr.  Wichtig  sind  auch  die  neuenlings  gelegentlich  vorge- 
kommenen Ablösungen  von  ausländischen  Gerechtsamen,  welche  den  Verkehr  b«*- 
lasteten:  Aufhebung  .1er  Sund-  und  Reltzölk-  zu  Gunsten  Dänemarks  1857  (Preussen 
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hat  z.  R.  eine  Quote  von  3.330,000  Tlilr.  von  dem  Entschädigungskapital  übernehmen 
müssen.  Die  Sumine  wurde  in  halhjährl.  Kaien  vom  1.  Octobrr  1857  —  1.  April 
1S77  abbezahlt  mit  jährl.  243,462  Thlr.),  des  Stader  Zolls  zu  Gunsten  Hannovers,  der 
Scheldezölle  zu  Gunsten  Belgiens.  —  S.  auch  Kau,  Volkswirthschaftspolit.  §.  47  II., 
St  ei  ii,  Verwaltuugslehre  Bd.  7. 

B.  Specielle  Angelegenheiten  einzelner  Produc- 
tion 8 zweige.  Hierbin  gehören  Staats-,  Provincial-,  Kreis-, 
Gemeinde unterst Ii tznngen  in  verschiedener  Form,  z.  B.  auch 
in  derjenigen  der  Prämien  bei  Ausstellungen  und  sonst,  flir 
einzelne  landwirtschaftliche,  gewerbliche,  mercantile  Unter- 
nehmungen, für  Experimente  darin  u.  dgl.  m.  Das  Ob  und  Wie 
macht  manche  Schwierigkeit  und  ist  nicht  hier,  sondern  soweit 
Uberhaupt  generell,  in  der  Volkswirthschaftspolitik  zu  behandeln. 
Der  wichtigste  Fall  betrifft  wohl  in  der  heutigen  Praxis  das 
Gestütewesen  in  der  Pferdezucht,  wo  man  vielfach  eigene 
staatliche  Gestüte  hat.  Doch  kommen  hier  neben  den  volks-  und 
speciell  landwirtschaftlichen  Interessen  militärpolitische  mit 
zur  Erwägung  und  geben  auch  wohl  die  Entscheidung  (§.  190). 

S.  Fin.  II,  §  316,  317.  Prämien  zur  Einführung  besserer  Viehracen  öfters 
nützlich  gewesen.  Dispositionsfonds  des  preuss.  landw.  Min.  1883/84  f.  Unterstützung 
landwirthsch.  Vereine  u.  zur  Förderung  d.  Landescultur  226,000  M.,  zur  Förderung  d. 
Obstcultur  16,511.  d.  Fischerei  214,400  M..  zur  Forderung  d.  Viehzucht  618,400  M. 

Ueher  das  Gestütewese n  s.  Kau,  Volkswirthschaftspol.  §.  168  ff.,  Roscher 
II,  §.  178.  Auch  olH-n  S.  442.  Es  kommt  aucli  hier  eine  gebühreuartige  Einnahme 
(.Spruuggeld,  Fohlengeld),  dann  für  verkauft«'  Thiere  u.  dgl.  vor.  Von  den  Landge- 
stuten sind  diejenigen  Gestüte  zu  unterscheiden,  in  denen  zu  den  Hengsten  auch 
Zuchtstuten  gehalten  und  junge  Pferde  aufgezogen  werden,  sogenannte  Hauptgestute. 
—  Preussen  3  Haupt-,  15  Landsrestüte. 

185S  1*70  1881 

Hauptgestute,  Beschäler    .       25  28  29 

Zuchtstuten   550  570  585 

Landgestüte,  Beschäler  .    .    1070  1450  2015 

Tausend  Thlr.   Tausend  Thlr.  Tausend  M.  (1S83/4) 

Einnahmen    436  326  1842 

Ausgab-   638  589  3840 

Mehrausgabe   202  262  2007 

Ohne  die  einmal.  Ausg.  f.  1883/b4  (778.000  M.i.  Die  Hauptgestute  kosteu  1,015,000 
die  Landgestüto  1,866,000,  (bei  1,140.000  M.  Sprung-  u.  Fullenireld) ,  die  allgem. 
Ausg.  023,000  M.  Gefleckt  v.  d.  Lindbeschälern  1881  100.469  Stuten,  wovon  be- 
fruchtet 67,277,  welche  55,192  lebende  Fidlen  gebaren.  West-Oesterreich  1880  5 
Hengst-Depots,  zus.' mit  1613  Pferden  in  ärar.  Verpflegung,  1  Gestüt  zu  Hadaut/  mit 
257,400  fl.  Kosten.  A.  f.  1880  in  West-Oesterr.  f.  Staatsgesttite  Ausg.  257,400,  für 
Hengstdepots  u.  Fohle.nhöfe  967,500  fl.,  f.  Ergänz,  des  Zuchtmaterials  aus  d.  Privat- 
zucht 200,000.  f.  Förderung  der  Pferdezucht  sonst  noch  55,000  fl.  Ausg.,  Einn. 
347,120  fl.  —  Frankreich:  Die  Gestüte  u.  Beschälanstalten  kosteten  1881  4  03  Mill. 
Fr,  daneben  der  Ankauf  von  Hengsten  und  die  Beförderung  der  Pferdezucht  durch 
Prämien  noch  207  Mill.  Fr.  Das  Sprunggeld  brachte  1S70  572,500  Fr.,  andere 
NelK-neinnahmen  1 1 2.440. 

III.  —  §.  195.  Die  Verwaltung  des  Unterrichts- 
und Bildungswesens  und  des  öffentlichen  Cultus. 
Die  hierdorch  erfolgende  Beförderung  der  Volksbildung  wird  in 
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unserem  Zeitalter  als  eine  hochwichtige  Aufgabe  der  Staatsgewalt 
anerkannt.  Die  dafür  erforderliche  reine  Staatsausgabe  ist 
aber  in  den  meisten  Ländern  verhältnissmassig  gering,  weil  ein 
grosser  Theil  des  Aufwandes  aus  anderen  Mitteln  bestritten  wird, 
theils  aus  solchen,  welche  meistens  schon  längst  diesem  Zweck 
gewidmet  waren,  wie  Stiftungsvermögen,  theils  aus  den 
Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper,  besonders  der 
Gemeinden,  so  bisher  namentlich  die  Kosten  der  Volks- 
schulen und  eines  Theils  der  Mittelschulen,  theils  aus  Ge- 
bühren (Schulgeldern  u.  dgl.)  der  betreffenden  öffentlichen  An- 
stalten. 

Vpl.  im  All*.  Stein,  Verwaltunpslehre  11.  5.  Alles  Genauen;  u.  Principielle 
gebort  in  die  Innere  Vcrwaltungslehre.  Ueber  diu  Leistungen  der  Gemeinden  u.  s.  w. 
s.  passim  o.  §.  53  ff.  u.  filr  die  Frage  der  Dotation  d.  Volksschule  mit  aus  Staats- 
bez.  Reicbsmitteln  Gerstfeld,  preuss.  Städtefinanzen ,  anch  d.  Aufs,  in  Conrads 
Jahrb.  S.  41.  Ferner  f.  d.  preuss.  Verhältnisse  d.  oben  gen.  neueren  aintl.  Publi- 
kationen d.  Ministeriums  (Ergänz.hefte  d.  preuss.  stat.  Ztscbr.),  wozu  noch  II.  X, 
nfF.  Volksschulen,  ?on  Petersilie  u.  d.  neueste  Erp.h.  XIII,  d.  öff.  Volksschulen  im 
preuss.  Staat,  Berl.  1883  kommen.  Der  Aufwand  im  Staatsbudget  ist:  in  Preusseu 
im  Etat  des  Min.  d.  Unterrichts  f.  Unterricht  allein  Pror.schulcollepien  508,000. 
Prüf.commiss.  02,000,  ünirere.  0,130,000,  höhere  Lchranst  4,681,000,  Elem.-Unterr.- 
wesen  20,706,000,  techn.  Unterr.wesen  2,117,000,  zus.  im  Unterrichtsmin.  34'32  MU1.  M. 
Dazu  i.  landw.  Min.,  landw.  Lehranst.  u.  s.  w.  026,000,  Thierarzneisch.  239,000  M.  Dazu 
kommen  noch  hezügl.  Posten  in  anderen  Kapiteln  des  Etats  des  Unterr.minist.  1k- 
sonders  aus  d.  Cap.  124  „Cultus  u.  Unterr.  gemeinsam"  (Schulrathe,  Zuschüsse  zu 
Wittwen-  u.  Waisenkassen  d.  Elem.lehrcr).  In  Raiern  A.  f.  1876  1335  M.  M. 
Etat  d.  Ausg.  f.  Erzieh,  u.  Bildung.  Baden  A.  1882  2  67  M.  M.  We st-Oesterr. 
A.  f.  1882  f.  Unterr.  im  Cult.min.  0  98  M.  fl.  Frankreich  A.  1883  f.  sämmtl. 
Aufw.  f.  Unterr.  u.  wissensch.  Zwecke  134*41  M.  Fr. 

Wie  die  Deckung  der  bezüglichen  Kosten,  besonders  fUr  das 
Schulwesen,  am  Zweckmässigsten  erfolgt,  lässt  sich  wieder 
kaum  allgemein  beantworten.  Man  wird  dabei  nur  die  verschie- 
denen Arten  Schulen  und  sonstigen  hierhergehörigen  Verwendungs- 
zwecke zu  unterscheiden,  dann  aher  auch  auf  die  Einrichtung  der 
Staats-  und  Communalfinanzen,  speciell  auf  die  Steuersysteme  bei 
der  Entscheidung  Rücksicht  zu  nehmen  haben.  Principiell  ist  die 
Mitbenutzung  von  Gebühren  (Schulgeldern)  wohl  flir  alle  Arten 
Schulen  allgemein  gerechtfertigt  und  meistens  zweckmässig.  (Fin.  II. 
§.  296.) 

Die  Hauptgebiete  der  hierbergehörigen  Verwaltung  sind : 
1.  Die  für  die  geistige  Bild ung  dienenden  Schulen  oder 
Anstalten  für  den  Jugend  Unterricht,  welche  hier  auch  für  die 
finanzwirthschaftliche  Betrachtung  in  Volks-  und  Berufs- 
schulen zerfallen. 

a)  Als  allgemeine  Grundlage  alles  Unterrichtes  dienen  die 
Volks  (Elemeutar-) Schulen.  Nach  der  modernen  Auffassung, 
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welche  im  Princip  der  allgemeinen  Sc  hui  p  fl  ic  h  t,  als  einer 
staatsbürgerlichen  Pflicht,  ihren  folgerichtigen  und  deutlichsten 
Ausdruck  findet,  liegt  hier  eine  unzweifelhafte  Aufgabe  zur  Er- 
richtung öffentlicher  Volksschulen  wesentlich  mit  öffent- 
lichen Mitteln  vor.  Nach  der  geschichtlichen  Entwicklang,  ins- 
besondere der  deutschen,  hat  man  regelmässig  zunächst  den 
Ortsgemeinden  die  Pflicht  auferlegt,  die  Mittel,  welche  Uber 
die  etwaigen  Zuschüsse  aus  Stiftungsvermögen,  Kirchenvermögen 
und  Schulgeldern  gebraucht  werden,  aus  Gemeindefonds,  theils 
den  allgemeinen,  theils  etwa  den  Erträgen  besonderer  Schulsteuern, 
zu  bestreiten.  Indessen  sind  die  Anforderungen  an  die  Orts- 
gemeinden in  Folge  der  neueren  immer  grösseren  Ausdehnung  und 
Vervollkommnung  des  Volksschulwesens,  der  notbwendigen  Ver- 
mehrung und  besseren  Bezahlung  der  Lehrer,  der  Verbesserung 
der  Schulgebäude,  der  längeren  Schulzeit  u.  s.  w.  sehr  gestiegen. 
Die  Aufbringung  dieser  Mittel  durch  die  Ortsgemeinden  (oder  et- 
waige  Schulsocietäten  in  der  Gemeinde,  Gemeinschaften  der 
Familienväter  u.  dgl.)  ist  dadurch  vielfach  schwieriger  geworden, 
während  die  Erhöhung  des  Schulgeldes  nicht  angänglich  erschien, 
selbst  wohl  aus  principiellen  Gründen  und  nach  öffentlich-recht- 
lichen Bestimmungen  eine  Ermässigung  oder  sogar  der  völlige 
Fortfall  des  Volksschulgeldes  verlangt  und  mehrfach  durchgeführt 
wurde.  Obgleich  nun  wohl  auch  bei  der  Volksschule  und  selbst 
bei  gesetzlichem  Schulzwang  eine  allgemeine  Freiheit  vom  Schul- 
geld nicht  nothwendig  und  nicht  einmal  durchaus  zweckmässig  ist, 
wird  bei  der  Volksschule  ein  erheblicher,  steigender  Zuscbuss  aus 
öffentlichen  Mitteln  vorzusehen  sein.  Die  Ortsgemeinden,  besonders 
die  ärmeren,  vermögen  denselben  nicht  allein  zu  tragen,  theils 
wegen  ihrer  beschränkten  wirth  schaftlichen  und  finanziellen 
Leistungsfähigkeit,  theils  auch  wegen  der  unzureichenden  Beweg- 
lichkeit ihrer  Besteuerung.  Da  es  sich  bei  dem  betreffenden  Auf- 
wand und  unter  unserer  heutigen  socialen  und  wirtschaftlichen 
Rechtsordnung  (Freizügigkeit,  Ehefreiheit,  Gewerbefreiheit  u.  dgl.  m., 
auch  lauter  staatsbürgerliche  Rechte)  ausserdem  überhaupt 
in  erster  Linie  um  Lasten  handelt,  welche  die  Consequenz  der 
Staatsgesetzgebung  und  staatlicher  Einrichtungen  und 
Interessen  sind,  so  erscheint  es  wohl  gegenwärtig  ähnlich  wie  bei 
der  Regelung  der  Armenlasten,  Wegelasten  angemessen,  wenigstens 
einen  Theil  der  Lasten  der  Volksschule  den  Ortsgemeinden  ab 
und  dem  Staate  aufzubürden.    Die  übliche  Einrichtung  der 
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Besteuerung,  nemlich  das  Vorwalten  oder  selbst  der  nahezu 
ausschliessliche  Vorbehalt  der  indirecten  Verbrauchstenern  für  das 
Staats  Steuersystem  spricht  daneben  zu  Gunsten  dieser  Massregel. 

Der  Modalitäten  der  Durchführung  bieten  sich  alsdann  mehrere,  z.  B.  diejenige, 
dass  man  ein  gewisse*  Minimum  der  Leistungen  von  der  Gemeinde  verlangt  und 
den  darüber  hinausgehenden  Bitrag  aus  Staatsfonds  zusebiesst,  wobei  man  wieder 
verschieden  vorgehen  kann,  etwa  nach  Massgabc  des  absoluten  Aufwands  frtr  die 
Schule  oder  für  den  Kopf  der  Schüler  oder  für  den  Kopf  der  Einwohner  oder  nach 
dem  Q  u  o  t  e  n  Verhältnis  des  communaleti  Scbulaufwauds  zum  gesammteii  Communal- 
aufwand  oder  nach  Massgabe  der  Quote,  um  welche  die  wirkliche  directe  Besteuerung 
zur  Di  ckung  des  Scbulaufwauds  erhöht  werden  muss,  bez.  ohne  Staatszuschüsse  müsste. 
Oder  manu  kann  umgekehrt,  in  Anlehnung  an,  alwr  mit  Modification  des  Gerst- 
feldt' sehen  jedenfalls  wohldurchdachten  und  ernstlicher  Erwägung  werthen,  wenngleich 
auch  Bedenken  bieteuden  Vorschlags,  ein  Minimum  der  Staatsleistungen  für  Volks- 
schulen feststellen  und  diesen  Betras,  z.  B.  1  M.  per  Kopf  der  Ortsbe völkeru ng  aus 
Reichsfonds  den  Gemeinden  zufuhren  (Gerstfeld,  Städtefin.  Ix«.  S.  90  ff.).  Oder  man 
kann  endlich,  wie  es  in  der  Praxis  mehrfach  geschieht,  von  Fall  zu  Fall  an  „bedürf- 
tige Gemeinden"  Staatszuschüsse  leisten,  aus  Staatsmitteln  das  festgestellte  Minimum 
der  Lcbrergehalte  ergänzen,  speciell  die  Pensionslast  ganz  oder  theilweise  auf  den 
Staat  nehmen,  auch  sonst  noch  Kategorieen  von  Auagaben  ^persönlichen,  besonders  Be- 
soldungen, sachlichen,  Gebäude)  unterscheiden  und  die  eine  vom  Staate,  die  andere  von 
der  Gemeinde  tragen  lassen  oder  lieiden  Verpflichteten  gewisse  Quoten  auflegen.  Jede 
dieser  Modalitäten  hat  ihre  Vorzüge  und  ihr:  Nachtheile.  Die  Entscheidung  wird 
wesentlich  nach  den  vielseitige!!  verschiedenen  conen  ten  Verhältnissen  zu  treffen  sein, 
welche  hier  mitsprechen.  Gewisse  mittelbare  Koste»  des  Volksschulwesens,  beson- 
ders für  die  Schullehrersemiuare  und  für  die  Schulau  fsi cht  sind  wohl  am 
Besten  ganz  vom  Staate  zu  übernehmen,  wie  das  Wuglich  der  ersteren  in  der  Regel 
geschehen  ist.  Für  die  Verbesserung  der  früher  u.  bis  iu  die  neuere  u.  neueste  Zeit 
oft  sehr  kärglichen  Besoldungen  der  Volksschullehrer  in  den  Städten  u.  auf  dem 
Laude  ist  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  viel  geschehen,  auch  mit  aus 
Staatsmitteln.  Aber  noch  nicht  vor  langer  Zeit  war  das  Lehrereinkommen,  bes.  auf 
dem  Lande,  ganz  unzureichend,  oft  kaum  so  hoch  als  der  gemeine  Tagelohn  und  der 
Lehrer  so  zu  unwürdigem,  seiner  Stellung  und  damit  auch  seinem  Erfolge  schadenden 
Nebenerwerb  {rezwungen,  an  den  „Reihetisch"  bei  den  Bauern  augewiesen  u.  dgl.  m. 
(In  Hannover  lebten  i  S34  noch  396  Lehrer  mit  vom  Reihetisch). 

Ueber  Preussen  s.  Ztschr.  d.  Statist  Bur.  v.  Eugel,  1869,  S.  99  ff.,  153  ff., 
177,  u.  Jahrb.  f.  d.  amt.  Stat.  IV,  2.  0876)  S.  20  ff.,  woraus  Daten  iu  vor.  Aufl. 
dieses  B.  S.  2*7.  Genanntes  Ergänz.b.  XIII  S.  48  ff.  u.  X.  (von  Petersilie)  S.  XIII  ff. 
Im  J.  1S21  war  das  Durchsclui.einkommeii  der  St adtscb  u Istellen  (aber  incl.  dama- 
liger Bürger-,  Mittel-  u.  Realschulen)  63S  M.  (bei  122  unter  150,  bei  493  150—300, 
bei  1436  300—600  M*.  der  Landschu  Istcllen  259  M.  (unter  30  M.  bei  323.  30 
—60  bei  857,  60—120  bei  22S7,  120—180  bei  2826!)  Diese  Sätze  stiegen  bis  1861, 
1871,  1878  f.  Elem.-schulcn  in  d.  Städten  auf  $46 —  10S7  — 1430  M.  (Berlin  allein: 
1249  —  1533—2063  M.),  auf  dem  Lande  auf  548-  701—954  M.  (Staat  im  vor- 
66  er  Umfang).  Im  ganzen  preuss.  Staate  jetz.  Umfangs  war  die  Lehrerbcsold.  im 
Dchschn.  1871  iu  d.  Städten  1089,  1S7S  1441,  auf  d.  Lande  705  u.  955,  im  Dchschn. 
Uberhaupt  792  u.  1122  M.  Diese  Erhöhungen  sind  th.  durch  vermehrte  Gemeinde-,  th. 
durch  Staatszu schüsse  ermöglicht,  bes.  in  d.  kleinereu  Städten  u.  auf  d.  Lande  (.im 
Dchschn.  lieferten  f.  d.  Gesammtstelleneinkommen  1878  in  d.  Städten  d.  Schulgeld 
25  02,  Schulvormögensortrag  3*75,  Gemeinde-,  Gutsherr!,  u.  Patronatsleistungen  65*67, 
Staatsmittel  5  56,  dsgl.  auf  dem  Lande  bez  16  S0  —  19  07  —  46  30  —  1774.  und 
im  ganzen  Staate,  Stadt  u.  Land  zus.  bez.  20  58  —  12  02  —  55  26  —  12  14u/0 (Peter- 
siii c,  Erg.h.  X  S.  XIII).  Der  Dchschn.-Ru hegehalt  emerit.  Volksschullehrer  war 
1878  534  M.,  wovon  bes.  auf  dem  Lande  ein  erhebl.  Betrag,  hier  22-25% .  noch 
durch  Abgabe  des  Dicnstnachfolgers  aufgebracht  wird.  Das  Minimum  der  Lehrcr- 
Wittwenpension  ist  jetzt  250  M.  Auch  hierfür  (1883/84  i.  G.  396,000  M.),  wie  für 
d.  Ruhcgehalte  der  Lehrer  (1S83/84  700.000  M.)  leistet  d.  Staatskasse  wachsend«  Zu- 
schüsse.   Reiches  weiteres  stat.  Detail  in  d.  gen.  2  neuen  amtl.  statistischen  Publi- 
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cationen.  Das  allgemeine  Unterrichtsgesetz  wie  ein  besonderes  Schuldotationsgesetz 
steht  noch  aus.  Es  sind  ahcr  in  der  günstigen  Finanzlage  der  letzten  Jahre  sehr  er- 
hebt. Summen  f.  Volksschulen  nnter  die  fortdauernden  Ausgaben  dos  Staats  gestellt, 
so  im  A.  f.  1874  13  16,  1875  17-48,  1876  18'32  Mill.  M.,  wovon  speciell  für  die 
Scholen  10  42,  13-01,  13  77,  f.  d.  Seminare  o.  dgl.  2  23,  3'30,  410  Mill.  M.  Im 
Et.  f.  1883/84  stehen  an  Ausg.  f.  Seminare  4  499  000  M.,  f.  Präparandeuanstalicn 
626,000,  f.  Elem.schulen  15,227,000,  wovon  f.  Schulaufsicht  1,472,000,  f.  Lehrer- 
besold.  u.  Zuschüsse  12,151,000  M.,  f.  Schulbauten  500.000  M.  Beispiel  eines  treff- 
lichen Schulgesetzes  das  Badische  schon  v.  8.  März  1808;  Tit.  V.  vom  Einkommen 
der  Lohrer:  4  Ortsclasscn,  Gemeinden  bis  500,  501—1500,  1501—3000,  Uber  MOOO 
Eiuw.  llauptlehrer  Minimalgehalt  ijn  Gehl,  Naturalien  oder  festen  Nutzungen)  hienach 
350,  375,  400,  450  fl. ;  wenn  an  einer  Volksschule  wenigstens  2  llauptlehrer,  so  hat 
der  erste  50,  wenn  3,  so  der  erste  100,  der  zweite  50,  wenn  4  oder  mehr,  so  hat 
der  erste  200,  der  zweite  100,  der  dritte  50  fl.  mehr;  ausserdem  stets  freie  Wohnung, 
ferner  Antheil  am  Schulgeld,  das  in  der  niedersten  Ortsclasse  mit  50,  in  den  drei 
anderen  mit  75  fl.  garantirt  wird;  endlich  Personalzulagen  nach  d.  Dienstalter,  alle 
5  Jahr  20  H,  bis  zum  Max.  v.  120  fl.  in  der  untersten,  100  fl.  in  d.  anderen  Classen, 
doch  nur,  soweit  feste  Besoldung  u.  Schulgeldantheil  050  fl.  nicht  übersteigt.  Schul- 
gehilfen als  Unter-  und  Hülfslehrer:  heizbare,  möbl.  Stube  und  im  Mio.  205  fl.  in 
den  2  untersten,  290  fl.  in  den  2  obersten  Ortsclassen,  in  Städten  Uber  0000  Einw. 
315  fl.  S.  Titel  VI  über  die  Bestreitung  des  Aufwands  für  die  Volksschulen.  Was 
durch  Schulfonds,  Dotationen,  *esetzl.  Beiträge  d.  Lehrer  nicht  gedeckt  ist,  trägt  die 
Staatskasse,  §.  74.  So  im  Jahre  1S71  A.  178,000  fl.  Staatsbeitrag  zu  den  Ge- 
halten der  Volksschullehrer,  ausserdem  30  000  fl.  Personalzulagen,  A.  fttr  1870:  resp. 
240,000  u.  «4,000  M.,  überhaupt  an  Staatsbeitr.  f.  d.  Volksschulen  541,000.  Ueber 
Kuhegehaltc,  Versorg,  d.  Wittwen  u.  Waisen,  s.  Titel  VII.  d.  Ges.  —  Bes.  f.  Lchrer- 
besoldungen  u.  Pensionen  sind  noch  in  anderen  deutschen  Staaten  neuerdings  Staats- 
zaschüsse  beim  commun.  Elemcntarschulwesen  eingetreten,  so  giebt  Wurtemberg 
709,000  M.  Zuschuss  an  Gemeinden  u.  f.  d.  Alterszulagen  der  Lehrer.  Die  Seminare 
sind  regelmässig  Staatsanstalten  auf  Staatskosten.  In  West-Oester r.  fiel  v.  einem 
Gesammt-Staatsaofwand  v.  9*82  M.  fl.  in  1880  1*71  auf  die  Volksschulen,  meist  für 
Seminare  u.  dgl..  (143  Mill.  fl.),  doch  auch  Zuschüsse  zu  den  Normalschul fonds  u.  für 
Volks-  u.  Bürgerschulen  überhaupt  (243,000  fl.),  spec.  f.  Tirol  35  000  fl.  —  Das  in 
d.  preuss.  Verfass.  anerkannte  Princip  der  Schulgeldfreiheit  bei  d.  Volksschulen  ist 
pur  theilweise  durchgeführt  worden  (so  in  Berlin).  Dagegen  hat  Frankreich  dasselbe 
jünirst  (1881)  an-  u.  d.  Ausfall  auf  d.  Staatscasse  übernommen.  Dies  hat  eine  be- 
deutende Steigerung  des  staatl.  Unterrichtsbudgets  bedingt.  Auch  in  Grossbritan* 
nien,  wo  lange  Zeit  für  das  Schulwesen  gar  nichts  vom  Staate  geschah,  ist  das  jetzt 
anders  geworden.  1801 — 02  war  die  Staatsausgabe  für  Erziehung,  Wissenschaft  und 
Knust  1,300,000  L.,  davon  8037s>4  L.  für  ölfcntl.  Anstalten  für  Erziehung,  meist  für 
Schulhäuscr,  Lehrerbesold.,  Lehrerbildungsanstalt,  überhaupt  grossentheils  für  Elemen- 
tarunterricht 1881/82  wurden  für  ölfentl.  Unterr.  (ohne  Univcrs.)  3  85  Mill.  Pfd. 
verausgabt  S.  sonst  einige  ältere  Daten  bei  ttau  §.  80  u.  vor.  Aufl.  dieses  Kands 
S.  285  ff.  Ein  genaueres  Eingehen  auch  auf  die  finanzielle  Seite  des  Schulwesens 
und  die  bezügliche  neuere  Gesetzgebung  muss  bei  dem  enjren  Zusammenhang 
mit  den  sonstigen  administrativen  Fragen  der  Schulverwaltung  der  Inneren  Ver- 
waltungslehre vorbehalten  bleiben.  Der  Gang  scheint  ziemlich  allgemein  in  Europa 
der,  dass  der  Staat  neben  den  Gemeinden  mehr  und  mehr  mit  finanz.  Hilfe  auch 
beim  Volksschulwesen  eintritt,  mittelbar  oder  unmittelbar.  Gerstfeldt  (Conrads 
Jahrb.  B.  41,  Tab.  0  ff.)  berechnet  f.  Preussen  den  absol.  Staats -Aufwand  f.  Un- 
terricht u.  Cultos  (incl.  Medio.wesen)  f.  1821  auf  0  Mill.  M.,  1832  7,407,000.  1841 
9,087,000,  1851  11,321,000,  1SG1  12,880,000.  1873  38,525.000,  1883  60,495,000  M., 
oder  in  Pfennigen  per  Kopf  bez.  55  —  57—61—67  —  70  —  160  —  210  u.  in  %  der 
ordentl.  Nettoausg.  f.  Milit.  u.  Civilvcrwalt.  bez.  4  7  — 5  8 —O  l —55 — 1-7  —  0-8  — 
89.  Für  Yolksunterr.  allein  berechnet  er  um  1882  (eh.  S.  39)  f.  Preussen:  Staats- 
kasse 20.439,000,  Gemeinden  u.  s.  w.  89,341,000,  zus.  109,780,000  M.,  f.  Gross- 
brit  ebenso  77*04  —  29  10  (Localverwalt.  —  wohl  zu  niedrig  angesetzt?  — )  — 
100  2  M.  M.,  f.  Frankreich  51-70  —  08  K3  (Depart.  u.  Gemeinden)  -  120  59  M.  M. 
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b)  Das  Berufsschulwesen,  mit  seinen  drei  Hauptgebieten, 
des  gelehrten  oder  wissenschaftlichen,  des  wirthsebaft- 
lichen  und  des  künstlerischen,  und  in  jedem  dieser  Gebiete 
mit  seinen  Schulen  für  die  Vorbildung  und  für  die  Fachbil- 
dung zum  Beruf  ist  in  finanzieller  Hinsicht  gewöhnlich 
schon  länger  mehr  mit  zu  Lasten  der  Staatskasse  übernommen  als 
das  Volksschulwesen,  soweit  nicht  Schulgelder,  Collegiengeld  und 
das  oft  nicht  unbedeutende  Stiftungsvermögen  u.  dgl.  (wie  bei  den 
Universitäten)  die  Kosten  decken.  Dabei  ist  auch  für  die 
finanzielle  Seite  zu  beachten,  dass  das  gelehrte  Schulwesen  im 
Ganzen  das  ältere  ist,  das  wirthschaftlich e  erst  den  Bedürf- 
nissen der  neueren  Zeit  seine  Entstehung  verdankt  und  das 
Kunstschulwesen,  wenigstens  als  öffentliche  Angelegenheit, 
meistens  erst  der  jüngsten  Zeit  angehört.  Das  gelehrte  Schul- 
wesen ist  ferner  fUr  die  meisten  Staatsdieuer  (höherer  Art)  in  der 
Regel  das  Mittel  zur  Erlangung  der  Vor-  und  der  theoretischen 
Fachbildung.  Dieser  Umstand  binderte  gewöhnlich  die  Erhöhung 
des  allgemein  üblichen  Schulgelds  Uber  ein  gewisses  Maass.  Die 
niederen  und  höheren  gelehrten  Schulen  (Lateinschulen,  Lyceen, 
humanistische  Gymnasien)  sind  besonders  häufig  auf  altes 
eigenes  oder  Stiftungs vermögen  fundirt.  Wo  dessen  Erträge 
nicht  genügten  oder  wo  sie  fehlten,  werden  diese  Schulen  seit 
lange  von  den  Städten  dotirt.  Nur  soweit  diese  Mittel,  wie 
neuerdings  vielfach,  nicht  ausreichen  oder  neue  Anstalten  erforder- 
lich wurden,  leistet  auch  der  Staat  bedeutendere  Zuschüsse  oder 
unterhält  die  Anstalten  auch  allein.  Das  wirthschaft liehe 
Schulwesen  (Realschulen,  Special-Berufsschulen,  wenigstens 
niedere  und  mittlere,  seltener  Hochschulen,  wie  Polytechniken, 
Landwirthschafts  - ,  Forst-,  Berg-,  Bauakademieen)  steht  den  Inter- 
essen der  grossen  Masse  der  Bevölkerung  näher,  konnte  daher 
auch  mehr  auf  freiwillige  Gaben  (Gr  lind  ungsbei  träge  u.  s.  w.) 
der  Interessenten  und  auf  Schulgeld,  dann  besonders  auf  Bei- 
träge der  Gemeinden,  Kreise  begründet  werden,  so  dass  der 
Staat  nur  secundär  dafür  eintreten  musste.  Die  wirtschaft- 
lichen Specialschulen,  namentlich  die  Hochschulen, 
machen  in  dieser  Beziehung  indessen  schon  länger  eine  wichtigere 
Ausnahme,  indem  der  Staat  in  deren  Unterstützung  wieder  seine 
Staatsdienstinteressen  pflegte  (Forst-,  Berg-,  Bauschulen)  und 
ausserdem  darin  eine  passende  Form  der  Förderung  der  Volks- 
wirtbschaft erkannte.    Dieser  berechtigte  Gesichtspunct  ist  neuer- 


Digitized  by  Google 


Berufsschulen. 


4C5 


dings  auch  öfters  dem  niederen  wirtschaftlichen  Schulwesen 
zu  Gute  gekommen.  Die  Unterhaltung  der  niederen  Kunstschulen 
(z.  B.  Zeichenschulen)  dient  auch  zugleich  wirthschaftliehen  Inter- 
essen. Diejenige  der  höheren  für  Malerei,  Bildhauerei,  Baukunst 
ist  Sache  des  reichen  Mäcenatenthums ,  der  grossen  blühenden 
Städte,  aber  doch  mit  Recht  auch  des  Staats. 

Die  allgemeine  Aufgabe  ist  nun  auch  hier  wieder,  die 
richtige  Vertheilung  der  Last  zwischen  dem  Staat 
und  den  verschieden en  Arten  der  Selbstverwaltung* 
körper,  besonders,  aber  doch  nicht  ausschliesslich  der  Ge- 
meinden, herbeizuführen.  Mit  der  Neuordnung  dieser  finanziellen 
Seite  des  Gegenstands  ist  man  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit 
mehrfach  beschäftigt,  etwas  endgiltig  Befriedigendes  ist  aber  kaum 
noch  erreicht.  Jedenfalls  darf  nicht  nur,  sondern  soll  auch,  deu 
Gesichtspuncten  richtigen  Gebührenwesens  gemäss  (Fin.  II.  §.  296) 
durch  Beiträge  der  Schulbesucher  (Schulgeld)  ein  erheb- 
licher Theil  der  Kosten  des  Berufsschulwesens  gedeckt  werden, 
da  das  letztere  Privatinteressen  in  starkem  Maasse  zu  Gute  kommt. 
Dabei  Hesse  sich  wohl  eine  Abstufung  des  Schulgeldes  mit 
nach  dem  Wohlstande  der  Schulbesucher,  bez.  ihrer  Familie, 
wie  es  hie  und  da  bei  preussischen  Gymnasien  geschieht,  vor- 
nehmen. Der  Rest  der  Kosten  wäre  dann  bei  den  Mittelschulen 
(Gymnasien),  ähnlich  wie  es  oben  fUr  Volksschulen  erörtert  wurde, 
zwischen  dem  Staate  und  der  Ortsgemeinde  zu  vertheilen, 
dabei  aber  auch  eine  M itbetheiligung  der  Verbände  h ö h e r e r 
Ordnung,  wie  der  Kreise  und  Provinzen  in  Erwägung  zu  ziehen. 
Die  Wahl  des  Weges  oder  der  Modalität  der  Kostenvertheilung 
wird  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  im  einzelnen  Staate 
richten  müssen.  Eine  unbedingte  allgemeine  Regel  lässt  sich 
dafür  nicht  wohl  aufstellen.  Besonders  wichtig  —  nicht  nur  um 
der  betheiligten  Lehrbeamten  willen  —  ist  wieder  die  Gewährung 
genügender  Besoldungen  der  Lehrer,  nach  einem  den  Verbält- 
nissen wirklich  entsprechenden  „Normaletat"  und  die  gute 
Ordnung  des  Pensionswesens,  wobei  nach  der  Eigentüm- 
lichkeit des  Lehrberufs  Normen  nothwendig  erscheinen,  welche 
günstiger  als  diejenigen  des  sonstigen  Civildiensts  sind  (früherer 
Anspruch  auf  volle,  dem  Gehalt  gleiche  Pension,  um  früheres 
Ausscheiden  alter  und  Einrücken  jüngerer  Personen  zu  ermög- 
lichen). Die  Staatskasse  möchte  hier  wohl  zur  Erfüllung  dieser 
Forderungen  mit  dem  System  von  „Bedttrfniss Zuschüssen" 

A.  Wngner,  Kinanxwi«««nw)isft.  1.   S.  Aufl.  3 
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gegenüber  städtischen  Mittelschulen  (Gymnasien,  Preussen)  passend 
vorgehen. 

Das  eigentliche  Hochschulwesen,  Universitäten  und  Poly- 
techniken u.  dgl.,  wird  bei  dem  hier  mit  spielenden  allgemeinen 
Interesse  des  Volks  und  dem  besonderen  Interesse  des  Öffentlichen, 
zumal  des  Staatsdiensts  wohl  mit  Recht  in  der  Kegel  zu  Lasten 
derStaatskasse  stehen  müssen.  Doch  möchte  wenigstens  in  einem 
grossen  Staate  mit  leistungsfähigen  Communalverbändcn  höchster 
Ordnung,  wie  den  Provinzen,  uud  mit  grossen  Verschiedenheiten 
des  Wohlstands,  der  Cultur,  der  Bevölkerungsdichtigkeit,  der 
wirthschaf iiichen  Bedürfnisse  auch  hier  eine  Mitbetheiligung 
der  Provinzen  an  der  Tragung  dieser  Lasten  zu  erwägen  sein. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  ferner  das  Hochschulwesen  doch  neben 
den  allgemeinen  die  besonderen  Interessen  der  wohlhabenderen 
r lassen  speciell  mit  befriedigt,  wäre  wohl  auch  die  Aufbringung 
der  Staats-  und  Communalbeiträge  in  höherem  Maasse  diesen 
( 'lassen  mit  zu  zuschieben,  nemlich  in  der  Form  von  höheren  oder 
besonderen  Steuern  ad  hoc  für  grösseres  und  für  fundirtes  Ein- 
kommen. 

Statistisches  Uber  Preussen  auch  f.  d.  höhere  Schulwesen  (Mittelschulen. 
Gymnasien  u.  s.  u.  in  den  genanntem  neueren  amtlichen  commu nalnnanzstat. 
Publicationen .  I».  *.  En:. lieft  VI  (grössere  Städte).  Vsrl.  auch  oben  §.  51  ff.  Kür 
etwa*  frühere  Zeit  triebt  noch  folgende  lel>ersicht  aus  d.  vur.  Aufl.  einen  Einblick. 

In  Preussen  (alten  L  in  fang»)  kosteten 
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4771 
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6236 
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(2-n 

Uebrigens  (?).  auch 

eigenes  Vermögen  . 

15*51 

5.01 

406 

18-28 

1791 

27-0 

Hei  der  Univers,  ohne  Einrechnung  des  Collegieiigeldos  (bei  Schulgeld  hier  „Einnahme 
aus  eig.  Erwerb":  wohl  Gebühren).  Liu  1^70  lletrag  der  Normal:: ehalte  der  Gym- 
nasiallehrer nach  3  Ortsdassen  Directorcn  bis  1800,  1600  u.  1400,  ordentl.  Lehrer 
600  -1300.  550—1150,  500—1000  Thlr.,  S.  Engel,  Zeitschr.  1869,  S.  202,  206,  199. 
Details  in  Mushacke's  Schulkalender.  Nach  einer  neueren  Statistik  (Jahrb.  d.  aintl. 
Statistik  IV,  2.  Abth.,  S.  86,  114)  ist  der  Aufwand  f.  d.  höheren  Lehranstalten  und 
I  niversitäten  in  Preussen  folgenderinassen  gestiegen  (in  1000  Thlr.),  ganzer  Staat  incl. 

Ii'  IL-  l'lMVill/.en. 
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Bürger- 

Real 

und^ymn.  CnIvereitätcn- 

schulen. 

schulen. 

1869 

1874 

1869 

1874 

1&69 

1874 

1876 

Summa     .    .  . 

401 
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1584 

3016 

4584 
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wovon  aus 

Staatsfonds    .  . 

22 

42 

14 

95 

480 
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Stiftungen     .  . 

4 

6 

11 

11 
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228 

449 

Andere  Quellen  . 

374 

592 
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1477 

2272 

3222 

167 

Im  preuss. 

Et.  f.  1883/84  wird 

im  Ganzen  die 

Summe 

v.  4,681. 

000  M.  f. 

„höhere  Lehranstalten"  (ohne  Univers.  u.  teebn.  AnsL)  ausgeworfen  u.  dabei  unter- 
schieden: 1)  Zahlungen  vermöge  rechtl.  Verpflicht.  an  benannte  Anstalten  u.  Fonds 
(221.000  M.),  —  2)  Zuschüsse  f.  d.  v.  Staate  zu  erhaltenden  Anstalten  u.  Fonds 
(3.107,000  M.),  —  3)  Zuschüsse  f.  d.  v.  Staate  u.  v.  anderen  gcmcinschaftl.  zu 
haltenden  Anstalten  (05,400  M.)  —  4)  Zuschüsse  v.  d.  v.  Anderen  zu  unter- 
haltenden, aber  v.  Staate  zu  unterstutzenden  Anstalten  (961,000  M.).  Der 
Best  (326,000  M.)  enthält  u.  a.  Summen  f.  verschied.  Ergänzungen,  so  zur  Erfüllung 
des  Normaletats  der  Gymnasien  v.  1872  (65,700  M.),  Zuschüsse  f.  höhere  Töchter- 
schulen (100,000  M.l  Im  Ganzen  ergiebt  sich  für  die  mit  Staatsmitteln  dotirten  oder 
unterstützten  467  höheren  Schulen  (meist  Gymnas.  u.  Progymnas.)  gegenwärtig  (1888) 
ein  Bedarf  v.  25,519,000  M.  (davon  f.  Besold.  der  Üirectoren  2,289,000,  der  Lehrer 
16.415,0O0,zu  Remunerationen  f.ünterr.  1,258,000,  zu  Wobn.geld.zuschüssen  1,323,000  — 
noch  nicht  bei  allen  städt  Gymnasien  gewährt,  —  zu  sachl.  Ausg.  u.  Verwalt.kosten 
4.234,000  M.  Dieser  Bedarf  wird  gedeckt:  aus  eigenem  Erwerb  (Schulgeld  u.  s.  w.) 
12.091.000  M.  oder  47"J°/0,  aus  eigenem  Vermögen  1,746,000  M.  oder  6-8%,  aus 
Stiftung«-  und  andren  Fonds  703,000  M.  oder  2*7%»  &<»  gewissen  Specialfonds  543,000  M. 
oder 2 * I %. aus s t ä d t.  Fonds 6,082,000  M.  oder  23'8°/0. aus„Bedürfnisszuschüssen" 
des  Staats  4,134,000,  oder  162%,  aus  Staatsmitteln  nach  rechtl.  Verpflichtung 
221,000  M.  oder  0*9u/o-  Nach  dem  in  den  Staatsgymnasien  schon  länger,  in  d. 
städt  jetzt  meist  auch  durchgeführten  „Normaletat"  v.  20.  April  1872  betragen  an  den 
Gymnasien  u.  gleichgestellten  höheren  ünterr.anst.  (auch  Realscb.  I.  Ordn.)  die  Gehalte 
der  Directoren  in  Berlin  6600,  in  Städten  über  50,000  Einw.  5100—6000,  i.  D.  5650  M., 
in  and.  Orten  4500—5400,  i.  D.  4950  M.  (d.  h.  nur  750  M.  mehr  als  d.  Durchschn.- 
gehalt  der  Land-  u.  Amtsrichter  jetzt  beträgt),  der  ordentl.  Lehrer  in  Berlin  2100  bis 
5100.  L  D.  3600  M.,  sonst  1800—4500  M.,  i.  D.  3150  M.  Dazu  das  Wohnungsgeld 
der  Cl.  III  (in  Bcrl.  900,  sonst  720—660—540—480—420—360  M.).  Die  Gleich- 
stellung mit  den  Richtern  1  .Inst,  ist  wohl  zu  verlangen.  —  In  West- Gestern  trägt 
1880  die  Staatskasse  f.  d.  staatlichen  „Mittelschulen"  (Gymn.  u.  Realscb.) 
3,978,000  fl.  bei,  davon  f.  d.  Gymnasien  2.766,000  fl.  Dieselben  haben  ausserdem 
aus  Schulgeld  u.  Beiträgen  Dritter  (geistl.  Stifter),  auch  eig.  Vermögen  556,000  fl. 
Einn.  — In  Frankreich  sind  die  Ausg.  f.  d.  Mittelschulen  (Staatslyceen  u.  Communal- 
colleges)  in  1876  c.  76  Mül.  fr.,  wovon  d.  Schulgeld  65*6,  d.  Staat  5  57,  die  Depart. 
0*47,  die  Gemeinden  4'28  M.  fr.  tragen  (Kaufmann  S.  674). 

Die  preussischen  Universitäten  haben  1883/84  einen  Etat  v.  8,103,000  M., 
wovon  aus  Staatsfonds  5,845,000  (mit  Zuschlag  einiger  f.  alle  Univers,  gemeins.  Fonds 
6.130,000),  aus  Stiftung«-  u.  dgl.  Vermögen  1,016,000,  aus  Kapitalzins.  u.  Grundst- 
revenuuu  481,000,  aus  eigenem  Erwerb  (diverse  Gebuhren  etc.,  nicht  Collegicngeld) 
762,000  M.  Davon  f.  Besold.  der  Lehrer  3.057,000,  Wohn.geld  450,000,  Institute, 
Sammlungen  u.  s.  w.  3,697,000,  Convicte,  Stipendien  152,000,  Anderes  (auch  Bau- 
kosten) 462,000  M. 


Im  Eiuzelnen  war  d.  Etat  1*83/84. 
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Marburg    ....    611        478    Krakau     0880)    .    .     fl.  Ord.    216  der 

Kiel   661        507    Lemberg    153  Staats- 

BrauaslK-rjr  iLyc.)  .41  20    Czernowitz   95  kasse. 

Heidelberg  (1876)   .      V         496    Dorpat  Rbl.(1870)209  209 

Die  Ausgabe  u.  Einnahme  bilancireii  regelmässig-.  Nur  bei  Würzburg  ist  die  Aus- 
gabe bloss  269,000  fl..  die  Zahl  in  der  üebersicht  betriff*  die  Einn.  (Baiern:  Statistik 
d.  Unterr.  p.  27,  1.  Tb.,  S.  30).  -  Von  fremden  Univers,  haben  /..  B.  Lund  und 
Upsala  in  Schweden.  Oxford  (174,001»  L.  Einkommen  einschliesslich  der  Colleges), 
Cambridge  {133,000  L.  St.)  bedeutende  eigene  Einkünfte.  In  Deutschland  sind  letztere 
mitunter  vom  Staate  eingezogen,  die  heutige  Staatsdotation  erfolgt  theilweise  aus  diesem 
Titel  (z.  B.  1870  bei  Freiburg  13.564  fl.  Staatszuschuss  für  entzogene  Gefalle,  50,436  fl. 
eigentlicher  Staatszuschuss).  —  üeber  den  Betrag  des  Collegiengelds ,  der  Doctorge- 
buhren  u.  s.  w.  fehlen  Angaben  fast  durchaus.  Um  so  dankenswerther  sind  die  Mit- 
theilungen in  dem  gen.  Werke  Uber  die  baicr.  Unterrichtsstat.  S.  39  u.  XIX.  Die 
eingezahlten  Collegicngeldor  betrugen  1869/70  in  Münchon  45,900.  Würzburg  32.100. 
Erlangen  16,200,  i.  G.  04,600  II.,  1S71/72  resp.  53.900.  41,700,  18,200.  113.S00  fl. 
(auch  mit  Unterscheidung  der  Facalt.).  Im  Durchschnitt  v.  1869/70 — 71/72  war  das 
Collegiengeld  97.000  fl.  oder  13°/„  des  Gesammtbctrags  der  Kosten  des  Univereitäts- 
unterrichts  v.  744,000  fl.  in  1871.  Allerdings  betragen  die  vollständ.  Befreiungen  20. 
die  theilweisen  25,  zus.  45°/tf  der  Studenten.  Ebendaselbst  Berechnungen  des  Werths 
der  Sammlungen  und  Anstalten  der  Universitäten.  Aeltere  Nachrichten  über  preuss. 
Universitäten  s.  bei  Dietcrici,  gesch.  und  Statist.  Nachrichten  Uber  die  Universitäten 
im  prouss.  Staat.  Berlin  1836. 

Kur  d.  techn.  Hochschule  in  Berlin  (incl.  Bauak.)  verwendet  d.  preuss. 
Staat  aus  Staatsfonds  in  1883/84  für  Gehalte  all.in  224,000.  für  die  in  Hannover 
1 48.000 M.  West-Oesterr.  f.  d.  techn.  Hochschulen  im  Ordin.  1880:  719,000  fl. 
Baden  f.  d.  polyteebn.  Schule  153.000  M. 

Die  Ausgaben  für  das  höhere  Unterrichtswesen  anderer  Länder  lassen  nicht  immer 
eine  unmittelbare  Vergleichung  mit  den  bezüglichen  Ausgaben  in  Deutschland  zu, 
weil  die  Organisation  zu  verschieden  ist.  Beispiel:  Frankreich.  A.  der  Ausg.  des 
Staats  für  1881:  f.  d.  sämmtl.  Facultäten  9*55  M.  Fr.  College  de  France  (fiir  einen 
Krassen  Theil  der  Fächer  d.  deutschen  philosophischen  Facultäten ,  Naturwissenschaft, 
Mathematik,  Philologie,  class.  u.  moderne)  466.000  Fr.  Museum  der  Naturgeschichte 
(Lehranstalt  incl.)  846,000  Fr.  —  In  Grossbritannien  1861/62  Zuschuss  des  Staats 
für  d.  Universitäten  zu  London,  Dublin,  d.  schott.  23,610  L.,  (1881  41,000  Pf.),  Berg- 
bauschule und  geologische  Anstalt  17.185,  öffentliche  Anstalten  für  Erziehung  in  Irland 
285.377  L.  S.  auch  A.  Beer  u.  F.  Hochcgger,  Fortschritte  des  Unterrichtswesens 
in  d.  Culturstaatcn  Europas,  1867  ff.  —  Beispiele  von  Ausgaben  für  Kunstbildung: 
Akad.  der  Künste  zu  Berlin  1883/84  Staatszuschuss  386,000  M.,  Kunstakademien  zu 
Königsberg.  Düsseldorf.  Cassel  und  Hanau  185,000  M.  Dotation  d.  Deutschen  Reichs 
f.  d.  archäolog.  Institut  zu  Korn  u.  Athen  in  1876  03,000  M.  —  Akad.  d.  bild.  Künste 
in  Wien  1880  114,000  fl. 

2.  Ausgaben  für  die  Beförderung  wissenschaftlicher 
Bildung  Überhaupt. 

Bibliotheken,  naturwissenschaftliche,  culturhistorische  u.  dgl.  Sammlungen, 
botanische  Gärten.  Gewerbemusecn  u.  s.  w.,  gelehrte  Gesellschaften  (Akademieen). 

Beispiele:  Preussen,  Et.  f.  1883/84  Staatszuschuss«  Berliner  Akad.  d. 
Wissensch.  201,000  M..  K.  Bibliothek  in  Berlin  252,000  M.,  Geodät.  Institut  in  Berlin 
108.000  M.,  astrophys.  Observatorium  bei  Potsdam  69.000  M.  —  Frankreich.  1881 
Institut  708,000  Fr.,  Nat.  Bibliothek  644.000  >u.  ausserord.  für  Catalogis.  50,000), 
andere  öffentliche  Bibliotheken  u.  s.  w.  300,000  Fr.  —  England  1861—62:  Brit. 
Museum  101,714  L..  wovon  Staatszuschuss  100,414  L.  1881/82  f.  Wiss.  u.  Kunst  i. 
Allg.  362.000  Pf.,  f.  d.  Museen  157,000  Pf.  --  Oesterreich  (West-)  1880  Akad. 
d.  Wissensch.  65,000  fl.  Staatszuschuss. 

3.  Ausgaben  für  Kunstpflege  im  Allgemeinen.  Neben  den 
erwähnten  Schulen  für  Malerei,  Bildhauerei  und  Tonkunst  gehören 
hierhin  Kunstsammlungen  aller  Art. 
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Hierfür  ist  direct  aus' der  Staatskasse  meist  erst  in  neuester  Zeit  mehr  ge- 
><;bebeu.  Dagegen  haben  hier  die  Höfe  and  einzelne  kunstliebende  Fürsten  schon 
lütter  Kunstsammlungen  u.  s.  w.  angelegt,  welche  dem  Publicum  zur  Benutzung  ge- 
öffnet waren,  und  auch  noch  jetzt  werden  manche  Hofausgaben  für  solche  Zwecke 
verwandt.  Neuerdings  hat  man  die  Bedeutung  der  Kunst-  und  (iewerbemuseen  speciell 
für  die  Entwicklung  der  Kunstindustrie  immer  mehr  erkannt  und  daher  auch  im 
wirtschaftlichen  Interesse  solche  Museen  gegründet  und  stärker  mit  Staatsfonds  aus- 
gestattet 

Beispiele:  Preussen,  Staatszuschuss  f.  d.  Kunstmuseen  in  Berlin  1870  69,580  Thlr., 
1875  201,000  Thlr.,  1883/84  734.000  M.,  ausserdem  f.  d.  Nationalgall.  in  1876 
16.000  Thlr.  in  1883/84  88,000  M.  (im  Ordin.).  Für  sonst.  Kunst-  u.  wiss.  Zwecke 
252,000  Thlr.,  bez.  jetzt  590,000  M.  (Vermehr,  dieser  Ausgaben,  auch  durch  ausscr- 
ord.  Bewill.,  in  den  letzten  Jahren).  Zuschuss  f.  Kunstgewerbemuseum  in  Berlin  1883/81 
269,000  M.  —  Baiern,  Akademie  d.  bild.  Künste  u.  Kunstsamml.  1870  71,900  fl. 
Staatsdotation,  ausserdem  für  Pflege  und  Förderung  d.  Kunst  im  Allgemeinen  15,000  fl.  — 
Oesterreich  1870,  Akademie  der  bild.  Künste  in  Wien  59,740  fl.,  187t>  111,000  11. 
Staatsdotation,  Oesterreich.  Museum  für  Kunst  und  Industrie  und  Kunstgewerbeschule 
60.200  fl.,  1876  87,000  fl.  —  Frankreich  1865:  Conservat.  für  Musik  195,000  F., 
(1S81  276,000  Fr.),  Ausstellung  von  Werken  lebender  Künstler  345.000  Fr..  5  kais. 
Theater  1,515,000  (Oper  820,000  Fr.),  (Theater  1881  1,470,000  Fr.),  für  Kunstwerke 
u.  Verzieruug  öffentlicher  Gebäude  950,000  Fr.,  1876  f.  schöne  Künste,  Museen, 
Theater,  Musik  669  M.  Fr.  (1881  8'26  M.  Fr.,  wovon  noch  f.  d.  Naüonalmuseen 
796,000  fr.,  f.  Erhalt,  bistor.  Monumente  1,550,000,  für  d.  Nationalmanufacturen, 
Gobelins,  Serres  u.  s.  w.  897,000  fr.,  f.  Volksconcerte  55,000  fr.V 

4.  Die  Kirche.  Ob  und  wie  weit  der  Staat  selbst  den 
Kirch  engesei]  Schäften  Subventionen  gewährt,  das  ist  meistens  durch 
die  geschichtliche  Entwicklung  und  das  positive  Recht  entschieden, 
ohne  besondere  Rücksicht  auf  die  Principien frage.  Was  in  dieser 
Beziehung  geschehen  sollte,  hängt  von  der  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses von  Staat  und  Kirche  ab,  worüber  die  Politik,  nicht  die 
Finanzwissenschaft  die  Entscheidung  zu  geben  hat. 

In  manchen  Ländern,  so  bis  ror  den  jüngsten  Ereignissen  in  Italieu.  Spanien, 
ferner  in  Grossbritannien,  Schweden  hat  sich  ein  grosses  Kirchenvermögen  erhalten, 
in  anderen  wenigstens  theilweise.  Wieder  in  anderen  ist  das  Kirchenvennögen  vom 
Staate  eingezogen  u  d.  Unterhalt  der  Geisdichcn  u.  s.  w.  auf  Staatsfonds  übernommen, 
so  in  Frankreich.  A.  für  1883:  Ausgabe  f.  d.  gesammten  Cultus  52'93  M.  Fr. 
In  Deutschland  ist  wenigstens  fast  überall  ein  örtliches  Kirchen  vermögen  zur 
Deckung  der  Pfarrbesoldungen  und  der  anderen  Kosten  des  Gottesdicnsts  vorhanden, 
z.  Th.  auch  noch  ein  allgemeines.  Daher  erscheinen  gewöhnlich  nur  verhältniss- 
nassig  kleine  Summen  im  Staatsbudget  für  Cultuszwecke.  Auch  das  Finanzwesen 
<ler  Kirchen  geht  einer  grossen  Umgestaltung  entgegen,  je  mehr  die  Ideen  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  sanetionirt  werden  und  der  Liberalismus  anch  in  der  Kirche 
zur  Herrschaft  kommt.  Das  kirchliche  G  e  b  ü  Ii  r  e  n  w  e  s  e  n  ist  in  der  Protestant. 
Kirche  Deutschlands  so  schon  jetzt  fast  unhaltbar  geworden.  Die  Einführung  der 
i'ifilebe  und  der  eigentlichen,  von  bürgerlichen  Standesbeamten  geführten  Civilstauds- 
register  (Reichsges.  v.  6.  Febr.  1875).  womit  die  Aufhebung  des  gesetzlichen  Trau- 
und  Taufzwangs  verbunden  war,  nöthigte,  allmälig  die  kirchlichen  Stolgebühren  zu 
beseitigen.  Um  so  mehr  mussen  dann  andere  Hilfs<|uelleu  für  die  Finanzen  der  Kirche 
•■rönnet  werden.  Eine  ein  färbe  Erhöhung  der  Staatsdotation  (  wie  in  Preussen  seit 
1875  wegen  des  Ausfalls  an  Stolgebuhren  zur  Verbesserung  der  äusseren  Lage  der 
tieisdichen  um  c.  2  Mill.  M.»  widerspricht  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung 
über  Kirchensachen ,  aber  nicht  dem  wahren  Volks-  und  dem  richtig  verstandenen 
Staatsbedürfniss,  darf  daher  gebilligt,  ja  moss  unter  Umständen,  wie  den  gegenwärtigen, 
verlangt  werden.  Wie  weit  von  der  Einräumung  eines  kirchlichen  Bcsteucrungs- 
r«?chts  (wie  in  Preussen  nach  d.  Generalsynodalordnung  v.  1876  §.  II  — 15)  practisch 
Gebrauch  gemacht  werden  kann,  ist  zweifelhaft.    Denn  ein  Besteuerungsrecht  setzt  im 
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Grunde  stets  eine  Zwangsmitgliedsehaft  voraus,  welche  jetzt  fehlt  Die  hauptsächliche 
Quelle  der  Einkünfte  werden  dann  freiwillige  Beitrage  sein  müssen.  Auch  die 
Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  der  kathol.  Kirche  dürften  zu  einer  neuen 
Regelung  der  Finanzrerhältnisse  hindrängen.  Doch  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  diese 
Verhältnisse  wesentlich  kirchenpolitischer  Art  einzugeben.  Beispiele:  Preussen: 
1883/84  A.  im  Min.  d.  Geist!,  u.  s.  w.  Angelegenh.  f.  d.  evang.  Kirche  2,537,000  M., 
wo?,  f.  d.  Erang.  Oberkirchenrath  146,000,  Consistorien  1,061,000  M.,  «Langel.  Gvistl. 
u.  Kirchen  1.380,000;  f.  d.  kathol.  Kirche  2.582,000  M..  wo?,  f.  Bisth.  u.  die  z. 
dens.  gebor.  Instit.  1,254,000,  kath.  Consist.  35,000,  Kirchen  u.  Geistl.  1.244,000. 
Ausserdem  f.  Cult.  u.  Dnterr.  gemeine.  6*78  M.  M.,  wovon  Unterhalt,  der  Kirchen-, 
Pfarr-,  Küster  -,  Schulgebäude  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  des  Staats  1'78. 
zur  Verbesserung  der  Lage  der  Geistlichen  aller  Bekenntnisse  8  26  (1874  1-41)  M.  M.  — 
Baiern  A.  f.  1876  kathol.  Cultus  im  Staatsbudget  3  37,  protest  desgl.  181  M.  M., 
Israel.  14,000  M.,  übrige  Staatsausgaben  für  kirchl.  Zwecke  11 5  M.  M.  —  Baden 
A.  f.  1876  kathol.  Cultus  117,000  (wobei  aber  die  damals  gestrichene  Dotation  für 
den  erzbischöfl.  Stuhl  in  Freiburg  von  13,400  fl.  nicht  inbegriffen),  erangel.  Cultus 
95.000  M.,  israe).  dsgl.  3600  M..  Summa  Cultus  215,000  M.  —  West-Oesterreich 
1880  kathol.  Cultus  Erforderniss  d.  Religionsfonds  ord.  3*83,  Extraord.  0'77,  zusammen 
4  60,  Stiftungen  u.  Beiträge  für  kath.  Cultus  bez.  0  17,  0  05,  zusammen  0  22.  f.  erang. 
Cultus  104,000  ord.,  f.  griech.-or.  Cultus  (Dalmat.)  04,000,  6,000,  zus.  70,000.  über- 
haupt für  Cultus  4*  17,  0*82.  zus.  5  Mill.  fl.  Durch  Ges.  ?.  18.  März  1876  zur  Unter- 
stützung kathol.  Geistlichen  600,000  fl.  mehr  (ans  d.  Relig.fonds).  Die  gleichzeitigen 
Einnahmen  der  Religionsfonds  sind  ▼eranschlagt  auf  3*89  M.  fl. 

IV.  —  §.  196.  Der  Finanzbedarf  fbr  die  Finanzverwal- 
tung selbst  ergiebt  sieb  einmal  ans  den  Verwaltungs- 
und Betriebskosten  des  rentablen  Staatseigenthums 
und  den  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  s.  w.  Davon 
war,  soweit  es  sich  dabei  um  allgemeine  Verhältnisse  handelt, 
schon  oben  (§.  170  ff.)  die  Rede.  Weiteres  muss  für  die  spätere 
Lehre  von  den  Einnahmen  selbst  vorbehalten  bleiben.  Sodann 
ist  der  Bedarf  für  die  Staatsschuld  (Verzinsung,  Tilgung  u.  s.  w.) 
hierher  zu  rechnen.  Davon  wird  in  der  späteren  speciellen  Lehre 
von  der  Staatsschuld  gehandelt  Endlich  gehört  hierher  der  Bedarf 
für  die  Finanz b eh örden  u.  s.  w.  selbst.  Soweit  die  Dar- 
stellung des  Finanzbehördenwesens  in  die  Finanzwissenschaft 
Uberhaupt  aufzunehmen  ist,  war  dieser  Bedarf  im  4.  Kapitel  des 
vorigen  Buchs  mit  zu  berühren.  Das  Meiste  hängt  aber  auch  hier 
mit  den  Einnahmen  zusammen  und  wird  am  Besten  bei  diesen 
mit  besprochen. 
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Drittes  Buch. 

Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanz- 
wirthschaft  im  Allgemeinen,  Insbesondere  der 

Privaterwerb. 

Erstes  Kapitel. 

Allgemeine  Betrachtung  und  Hauptein  thei  Inner  der 
ordentlichen  Einnahmen. 

1.  Abschnitt. 

Hanpteintheilung  und  Grundsätze  für  die  weitere  Eintheilung 

der  ordentlichen  Einnahmen. 

Es  handelt  sich  hier  um  einige  zusammenhängende  Erörterungen  zur  Feststellung 
und  Begründung  der  in  der  Theorie  u.  Praxis  schwankenden  Terminologie.  Da- 
durch soll  auch  der  Vennenguug  der  historischeu,  rechtlichen  und  finanzwissenschaft- 
lichen  Begriffe  ein  Ziel  gesetzt  werden,  zu  welchem  Zwecke  ein  näheres  Eingehen  auf 
die.  Streitfragen  Uber  Begriffsbestimmung  und  Classification  nothwendig  ist.  Vgl.  zur 
Ergänzung  des  Folgenden  auch  Fin.  II  §.  329  ff.  Uber  Terminologisches  in  Betr.  der 
Besteuerung.  Bei  Bau  fehlt  es  an  einer  ähnlichen  zusammenhängenden  Betrach- 
tung dieses  Gegenstands,  s.  darüber  §.  *»2 — 38,  dann  die  Einleitungen  zum  Abschnitt 
„von  den  Einkünften  aus  Hoheitsrechten"  (Regalien)  §.  166  bis  171  und  zum  Ab- 
schnitt ?on  den  Gebühren  (§.  227—230).  Einzelnes  auch  in  §.  247  ff.  vom  Steuer- 

i,  —  §.197.  Begriff  und  Quelle  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Der  Ausdruck  „ordentliche  Einnahmen"  (des  Staats, 
wie  der  Staatenverbindungen  und  der  Selbstverwaltungskörper) 
wird  in  der  Finanzpraxis  nicht  immer  in  einem  genau  be- 
stimmten und  gleicbmässigen  Sinne  genommen.  Er  unterliegt 
auch  nach  den  Verschiedenheiten  des  öffentlichen  Finanzrechts  in 
ein  und  demselben  Staate  geschichtlich  einigem  Wechsel.  Im  All- 
gemeinen versteht  die  Gegenwart  in  der  Praxis  unter  den  ordent- 
lichen Einnahmen  diejenigen ,  welche  auf  Grund  des  be- 
stehenden Rechts  dauernd  in  gewisser  periodischer 
Regelmässigkeit  der  Finanzwirthschaft  zufliessen.  Die  Finanz- 
theorie hat  an  diese  Auffassung  anzuknüpfen,  aber,  wegen  des 
untrennbaren  Zusammenhangs  der  Finanzwirthschaft  und  ihrer 
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Einnahmen  mit  der  ganzen  Volks wirthsebaft  bei  der  Begriffs- 
bestimmung der  ordentlichen  Einnahmen,  als  einer  Hauptart  der 
Einnahmen  überhaupt,  die  nothwendige  ökonomische  Be- 
dingung, von  welcher  die  dauernde  I'eriodicität  jener  Einnahmen 
abhängt,  mit  zu  berücksichtigen.  Danach  sind  in  f in  an  z  wissen- 
schaftlicher Hinsicht  die  ordentlichen  Einnahmen  zu  bezeichnen 
als:  die  ihrer  ökonomischen  Natur  nach  einer  regel- 
mässigen Wiederholung  von  Periode  zu  Periode  dauernd 
fähigen.  Es  muss  daher  die  Quelle,  aus  welcher  diese  Ein- 
nahmen fliessen,  Nachhaltigkeit  verbürgen.  Demgemäss  muss 
in  der  Kegel  das  Volkseinkommen,  oder  müssen  die 
dasselbe  bildenden  Einkommen  der  Einzelwirtschaften  in  der 
Volkswirtschaft  die  Quelle  der  ordentlichen  Einnahmen  sein. 

Entsprechend  seiner  Auffassung  des  Staatsscbuldenwescns  (Fin.  5.  Ausg.  II, 
§.  471  ff.)  behandelt  Rau  Oberhaupt  anter  den  „Einkünften"  nur  die  hier  sogen, 
ordentl.  Einnahmen.  Stein  hat  die  Unterscheidung  von  ordeutl.  und  ausserordentl. 
Einnahmen  in  dieser  Weise  nicht.  Ich  halte  an  ihr  sowohl  in  wesentlicher  Ueber- 
einstiminung  mit  der  Praxis,  als  wegen  ihrer  principiellen  Bedeutung  für  die  Fiuanz- 
bedarfsdeckung  fest  Besobrasoff  nennt  die  ordentl.  Einnahmen  die  sources  plus 
ou  moins  constantes,  in  der  unten  gen.  Abh.  S.  18.  —  üeber  den  Begrili  des  Ein- 
kommens und  des  Volkseinkommens  siehe  jetzt  Grundlegung  1.  §.  S4,  S6  ff.  Etwas 
abweichend  sind  Erbschaftssteuern  und  Uberhaupt  eigeutl.  Kapital  steuern, 
d.  h.  solche  Steuern,  welche  nicht  nur  nach  dem  Kapitalwerth  angelegt,  sondern  aus 
dem  Kapital  einer  Einzelwirtschaft  reell  entrichtet  werden .  aufzufasseu.  Hier  kann 
man  nicht  immer  sagen,  das9  die  Quelle  der  Steuer  das  Volkseinkommen  ist.  Mit- 
unter dient  solche  Steuer  nur  als  Mittel  zu  einer  veränderten  Vertheilung  des 
Volksvermögens,  speciell  des  Nationalkapitals,  und  wenn  der  Steuerertrag  ein- 
fach verzehrt  wird,  so  ist  dann  dieses  Volksvermögen  die  Stcueniuclle  gewesen. 
Deshalb  wird  im  Text  gesagt,  dass  „in  der  Regel"  das  Einkommen  die  Quelle  der 
ordentl.  Einnahme  sei.  Auch  jene  Erbschafts-  u.  Kapitalsteuern  sind  jedoch  ordentl. 
Einnahmen  unter  der  Voraussetzung  der  regelmassigen  Reproduction  der  von  der 
Finanzwirthschaft  den  Privatwirtschaften  entzogenen  Vermögen.  Weiteres  in  der 
allgein.  Steuerlehre,  Fiu.  II,  §.  369  ff.  (Abschn.  v.  d.  Wahl  der  Stcucniuelle).  Die 
Vermögens-  und  Kapitalunterscheidun^  vom  rein  Ökonomischen  und  historisch  -  recht- 
lichen Standpunctc  (Grundleg.  I,  §.  23  II.,  27  ff.)  u.  der  so<\  Steuergesichtspunct  (o. 
§.  27)  spielen  hier  mit. 

II.  —  §.  198.  Haupteintheilung  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Je  nachdem  das  Einkommen,  welches  die  Qnelle 
der  ordentlichen  Einnahmen  ist,  von  der  Finanzwirthschaft 
selbst  in  den  gewöhnlichen  Formen  des  freien  Verkehrs  oder 
von  anderen  Einzel  wirtschaften  erworben  wird,  sind 
zwei  —  aber  auch  nur  zwei  —  coordinirte  Hauptarten 
ordentlicher  Einnahmen  zu  unterscheiden,  Privatwirtschaft- 
liche  und  staatswirthschaftliche. 

Zwei  Hauptarten  unterschied  auch  Rau  §.  S4  ff.  vou  der  Regierung  erwor- 
bene und  von  ihr  befohlene  oder  geforderte.  Aber  er  rechnet  die  Einnahmen 
aus  Finanzregalien  zu  der  ersten  Art.  §.  S5.  was  ich  aus  den  unten  entwickelten 
(irtlnden  für  unrichtig  halte.  Die  Einteilung  Rau's  auch  bei  Pfeiffer,  Staatsein- 
nahmen I.  5S  (ohne  Quellenangabel   ümpfonbach  §.  22  unterscheidet  fast  in  der- 
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selbeu  Weise  zwei  Ilauptartcn  auter  dem  Namen  inechani  sehe  und  organische 
Staatseinkommemjuellen ,  verwirft  den  Begriff  Regal  bei  der  Eintheilung  (I,  S.  53), 
bildet  aber  unter  dem  Kamen  Fiscalvorrecht  einen  ähnlichen  (S.  58)  und  setzt  die 
Einnahmen  aus  letzteren  unter  Vernachlässigung  des  bei  den  «richtigsten  zumal  deut- 
lich mit  hervortretenden  Steuercharacters  (Salzvorrecht,  Tabakvorrecht»  dennoch  unter 
die  mechanischen  Einkommenquellen.  Bergius,  Kinanzwiss.  S.  71  stellt  3  Haupt- 
arteo,  Regalien  (iucl.  Gebühren),  Domänen,  Steuern  auf;  ebenso  schon  Jacob,  Fin. 
§.  47,  40,  Malchus  §.  1,  doch  mit  Einreihung  der  meisten  Gebühren  unter  die 
indirecten  Steuern  §.  63  bis  65  und  mit  richtiger  Auffassung  der  Monopolisirung  von 
Salz  und  Tabak  als  Besteuerungsform.  §.  611.  Vgl.  auch  J.  G.  Hoffmann,  Lehre 
von  den  Steuern,  Berlin  1840,  S.  23  ff.  Stein,  Finanzwissenschaft,  1.  Auflage, 
S.  101  und  2.  Auflage  S.  136  erkennt  drei  Finanzquellen :  das  wirtschaftliche  Ein- 
kommen des  Staats,  das  wirtschaftliche  Einkommen  des  Einzelnen  und  den  Staats- 
credit.  Die  Eintheilung  der  Einnahmen  nach  den  beiden  ersten  Quellen  trifft  also 
mit  der  im  Text  gegebenen  zusammen.  Aber  Stein  fahrt  (1.  A.  S.  106.  2  A.  S. 
143)  Einnahmen  aus  den  Regalien  (nach  seiner  willkürl.  und  unhaltbaren  Begriffsbe- 
stimmung) u.  aus  d.  Gebühren  auf  die  erste  Finan/quelle  zurück,  nicht  wie  ich  auf 
die  zweite.  Für  die  Fragen  der  Classification  der  Einnahmen  s.  sonst  bes.  B6- 
sobrasoff.  revenues  publ.  de  la  Russie,  (mit  einer  tbeor.  Einleit.  über  die  Grund- 
sätze der  Classific),  in  d.  M6m.  de  l'Acad.  de  St.  P.  tersb.  tom.  XVIII,  N.  1»,  St.  Pet. 
1872,  fies,  p  18  ff.  Er  theilt  ein  iu  Auflagen  (impöts)  und  „industr.  Eink.  des 
Staats"  (revenues  industriels),  die  ersteren  in  Steuern  u.  Gebühren  (contributious 
et  taxes),  die  letzteren  in  Regalien  (droits  rcgal.)  und  revenues  industriels  i.  e.  S. 
u.  wendet  sich  bes.  gegen  meine  Auffassung  der  Regalien.  B.  hat  mich  nicht  davon 
uberzeugt,  dass  meine  Eintheilung  aufzugeben  sei  (vgl.  bes.  p.  23  über  d.  Unterscheid, 
zw.  Gebühren  und  Regalien).  Er  «riebt  a.  a.  0.  selbst  zu  (p.  20),  dass  diese  Ein- 
nahmen gemischt  sind  aus  verschied.  Elementen.  Mir  scheint  in  1.  Linie  Gewicht 
zu  legen  auf  d.  allgemeinen  rechtlichen  Bedingungen,  unter  welchen  die 
Einnahmen  erworben  werden.  Hier  steht  sich  principiell  gegenüber  der  privat- 
wirtbsch.  und  der  Staats  wirthsr  h.  Erwerb.  Wo  freie  Conen rrenz  ausge- 
schlossen s.  die  rechtlichen  Bedingungen  des  Erwerbs  speeifisch  verschieden. 
—  Vgl.  ferner  Knies,  i.  d.  gen.  Heidelb.  Rectoratsprogramm ;  s.  Classification  im 
Ganzen  mit  meiner  Auflassung  in  Uebcreinstiminun^.  nur  behandelt  er  Post  u.  dgl. 
uoch  anders.  A.  Held,  Einkommenst.,  Bonn  1S72,  C.  1.  unterscheidet  privatrechtl. 
u.  ölfentlichrechtl.  Einnahmen,  hei  letzteren  Gebithren  und  Steuern,  also  wie  ich.  Die 
riscalvorrechte  wären  gemischten  Characters;  Post  und  Münze  „trotz  des  Mouopols" 
«Jebühreneinrichtungen  (S.  6),  richtig,  aber  ohne  die  irenüg.  Unterscheidung  des  iuneren 
Grunds  des  Vorrechts  S.  auch  Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer,  Lpz.  1874 
bes.  S.  46  ff.  über  die  „Beiträge".  Gegen  meine  Classification  und  bes.  gegen  die 
Bezeichnung  „privatwirthscbaftliche"  Einnahmen  neuerdings  v.  Scheel  in  Schön berg's 
Handb.  II.  36,  mit  beachtenswerthen,  gleichwohl  m.  E  nicht  durchschlagenden  Grün- 
den. Der  von  ihm  u.  A.  m.  statt  dessen  gebrauchte  Ausdruck  „Erwerbseink  üuf te" 
scheint  mir  kein  wirklich  besserer  zu  sein.  Wenn  auch  der  Privaterwerb  der 
Fioanzwirthschaft  aus  gutem  Grunde  nicht  immer  wie  von  anderen  Wirtschaften  ge- 
wonnen wird,  so  kann  er  doch  so  gewonnen  werden,  nach  der  geltendeu  Rechts- 
ordnung. Das  scheint  mir  das  Massgebende  zu  sein.  Demnach  sub  1  u.  eine  dem 
Schcel'schen  Einwände  Rechnung  tragende  kleine  Modification  der  Fonnulirung.  Eine 
Uebereinstitnmung  der  Einteilungen  der  Theoretiker  ist  daher  jetzt  noch  ebenso  wenig 
als  früher  erreicht.  Der  Streit  dreht  sich  bes.  um  d.  Regalien  uud  Gebuhren,  s. 
Besobrasoff,  p.  23  ff.  —  Auch  die  Praxis  elassificirt  ganz  verschieden  u.  schwan- 
kend. Die  Gebühren  werden  meistens  zu  den  (indirecten)  Steuern  gestellt,  Einnahmen 
aas  Post.  Münze  (vulgo  Regalien)  öfters  unter  diejenigen  aus  Staatseigenthum  und 
Staatsanstaltcn.  So  ist  z.  B.  noch  im  baier.  Budgetentwurf  f.  d.  10.  Finanzperiode 
11870/71)  der  Ausdruck  „Regalien  und  Staatsanstalteu"  in  den:  ..Staatsanstalten"  ver- 
ändert worden,  worunter  z.  B.  Salinen,  Bergwerke,  Post,  Telegraphen  u.  s.  w.,  s.  Pözl, 
baier.  Verwaltungsrecht.  3.  Aufl.  München  1871,  S.  535. 

1.  Privatwirt  h  sc  haftliche  oder  Doniania  leinnahmen 
(im  weitesten  Sinne),  oder  Privaterwerb  („Erwerbsein- 
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kUufte")  Wessen  ans  einem  Einkommen,  welches  die  Finanz- 
wirthschaft  (des  Staats  u.  s.  w.)  als  Einzelwirthschaft  in  Unter- 
nehmungen (vornemlich  in  Sachgttterproductionen)  nach  den 
gewöhnlichen  Grundsätzen  des  privatwirthschaf t- 
lichen  Systems  in  der  freien  Verkehrsconcn rrenz 
zu  erwerben  rechtlich  in  der  Lage  ist. 

Die  ordentliche  Staatseinnahme  ergiebt  sich  also  hier  unmittelbar  als  Rein- 
ertrag jener  Unternehmungen,  der  das  Einkommen  des  Staats,  als  ihres  ei  nzel  wirt- 
schaftlichen Sabjocts.  bildet. 

2.  Staatswirthschaftliche  Einnahmen  oder  Auflagen, 
auch  (im  weitesten  Wortsinn)  Abgaben  oder  Steuern  genannt, 
sind  diejenigen,  welche  irgendwie,  d.  h.  nach  der  Art  ihres  Ein- 
gangs und  nach  der  Höhe  ihres  Betrags,  Kraft  der  Finanz- 
hoheit als  Mittel  zur  Ausführung  der  Staatszwecke  zwangs- 
weise von  anderen  Einzelwirtschaften  eingefordert  werden. 

Diese  Einnahmen  messen  ans  dem  Einkommen  (bez.  Vermögen)  aller  anderen, 
der  Finanzhoheit  des  Staats  —  oder,  in  Folge  der  Uebertragung  eines  bezuglichen 
Rechts,  eines  Selbstverwaltungskörpers  —  unterstehenden  Einzelwirthschaftcn.  Die 
Staatscinnahmo  wird  hier  dem  Staate  durch  gesetzlichen  Befehl  an  die  Einzel- 
wirthschafter,  mithin  durch  Zwang  zur  Verfügung  gestellt,  wonach  diese  in  bestimmten 
Fallen  einen  Theil  ihres  Einkommens  —  des  Reinertrags  ihrer  Unternehmungen  oder 
ihres  Vermögens  —  dem  Staate  überlassen  müssen. 

Kau  will  in  §.  S4,  96  den  Begriff  Steuer  nur  in  einem  engeren  Sinne,  im 
Gegensatz  zu  Gebühr,  gelten  lassen  (vgl.  jedoch  §.  227).  Selbst  die  wahren  Ge- 
huhren (im  Gegensatz  zu  denen,  welche  in  der  Praxis  meistens  auch  so  genannt  werden, 
obgleich  sie  nach  ihrer  Höhe  und  sonst  eigentliche  Steuern  sind,  so  die  sogen. 
Verkehrsteuern  in  Stempelform,  die  von  Rau  in  §.  231  Nr.  3,  236  ebenfalls  noch  unter 
die  Gebühren  gereiht  werden)  können  aber  im  weiteren  Sinn  nach  ihrem  Rechtsgrund 
und  der  Art  ihrer  Erhebung  Steuern  genannt  werden.  So  auch  Hock,  öffentl.  Ab- 
gaben u.  Schulden,  Stuttg.  1863,  S.  84.  85. 

III.  —  §.199.  Unterscheidung  verschiedener  Stand- 
punete  für  die  Begriffsbestimmung  und  Classification 
der  Einnahmearten.  Um  die  im  vorigen  §.  gegebene  Ein- 
teilung richtig  zu  würdigen  und  letztere  nach  allen  Seiten  streng 
durchzuführen;  ferner  um  die  weitere  Eintheilung  dieser  beiden 
Hauptarten  von  Einnahmen  in  Unterarten  richtig  vorzunehmen  und 
die  in  der  Geschichte  und  in  dem  bestehenden  Rechte  vorkommen- 
den Einnahmearten  richtig  zu  rubriciren  und  zu  beurtheilen,  müssen 
folgende  vier  Standpuncte  auseinander  gehalten  werden:  einmal 
derjenige  der  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung  und  des 
früher  geltenden  Rechts,  sodann  derjenige  des  gegen- 
wärtig geltenden  (positiven)  Rechts,  ferner  der  finanz- 
politische Standpunct,  welcher  unter  Berücksichtigung  der 
politischen  und  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse,  Bedürfnisse 
und  Auffassungen  für  einen  bestimmten  Staat  und  eine  be- 
stimmte Zeit  aufgestellt  werden  muss,  endlich  der  finanz- 
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wissenschaftliche  Standpunct,  von  welchem  aus  die  Ein- 
Dahmearten  nach  ihrer  ökonomischen  Natnr  und  ihren 
Wirkungen  auf  die  verschiedenen  Einzelwirtschaften  (besonders 
auf  die  gewöhnlichen  Privatwirtschaften)  und  schliesslich  auf  die 
ganze  Volkswirthschaft  unterschieden  werden. 

Es  ist  der  grosse  und  verhängnissvolle  Fehler  der  Theorie  und  Praxis  des 
Finanzwesens,  dass  diese  rier  Standpancte  nicht  genau  ans  einander  gehalten,  sondern 
in  der  Regel  unklar  vermengt  worden  sind.  Daraus  sind  manche  Streitfragen  ent- 
standen, die  sich  sonst  sofort  als  müssig  ergeben  hätten.  Vgl.  die  Bemerk,  von  Stein, 
Finanz.  1.  A.  S.  135  (f.  über  den  Begriff  Hegal,  wo  aber  wie  an  andern  Stellen  bei 
ganz  richtiger  Betonung  der  verschied.  Standpuncte  doch  aus  dem  Gesichtspunct  der 
Gegenwart  die  früheren  Auffassungen  zu  gern  als  „unklar"  verurtheilt  werden,  —  wie 
denn  überhaupt  jede  der  Stein  'sehen  entgegenstehende  Auffassung  mit  diesem  Epi- 
theton versehen  wird.  Dem  Stein  sehen  Begriff  Regal  seht  es  dann  freilich  ebenso, 
wie  Pözl's  Unheil  beweist  (Staatswörterbuch  v.  Bluntschli,  VIII,  554),  rcrgl.  u.  In  d. 
6.  Aus*.  Rau 's  §.  b5  hatte  ich  nur  3  Standpuncte  unterschieden,  indem  ich  noch  den 
finanzwissenschaftlichen  mit  dem  finanzpolitischen  Standpuncte  ideutificirto.  In  diesem 
Puncte  ist  der  Einwand  v.  Besobrasoff  richtig  (p.  11),  der  aber  wieder  selbst  nicht 
genügend  unterscheidet. 

Namentlich  die  zwei  folgenden  nachtheiligen  Consequenzen 
gingen  aus  der  Vermengung  jener  Standpuncte  hervor. 

1.  Einmal  hat  man  die  ziemlich  unklaren  und  wenigstens  ftlr 
die  Gegenwart  volkswirtschaftlich  wie  politisch  unhaltbaren  Be- 
griffe und  Eintheilungen  der  Einnahmen  aus  der  Rechtsgeschichte 
und  dem  positiven  Rechte  einfach  in  die  Finanzwissenschaft  wie 
in  die  Erörterungen  über  die  Finanzpolitik  herübergenommen  und 
sich  dann  regelmässig  ganz  vergebens  bemüht,  sie  mit  den  An- 
forderungen der  eigenen  Disciplin  in  Einklang  zu  bringen. 

So  ging  es  mit  den  rechtsgeschichtlichen  und  positivrechtlichen  Begriffen  der 
Domanialein  nahmen,  der  Steuern ,  der  sog.  Regalien  und  der  Gebühren. 
Unter  beiden  letzteren  Rubriken  befanden  sich  öfters  einzelne  Gattungen,  welche  als 
reine  Steuern  von  der  Finanzwissenschaft  entweder  in  eine  ganz  andere  Stelle  des 
Systems  hätten  eingereiht  oder  vollständig  ausgemerzt  werden  müssen.  Keines  von 
Beiden  geschah,  was  nur  Verwirrung  zur  Folge  hatte. 

Beispiele:  (1)  Falsche  Auffassung  eigentlicher  Steuern  als  Re- 
nale. Der  dem  Monopol  zu  verdankende  Extragewinn  beim  Salz-,  Tabak-  u.  a. 
ähnlichen  Regalien  ist  eigentliche  Steuer,  die  Rc^alisirung  insofern  (also  deshalb 
noch  nicht  bloss)  cioo  besondere  Steuerform,  wie  schon  Sonnenfels,  Kin. 
§.  10$,  110,  J.  G.  Hoffmann.  L.  von  den  Steuern  S.  25,  Malchus  I,  §.  69,  S.  310, 
343  lehrten,  neuerdings  Stein  1.  A.  S.  358  ff.,  Laspeyres  im  Staatswörterb.  X, 
104,  M.  Wirth.  Nationalök.  3.  A.  II.  516,  51 H  u.a.m.  Gerade  mit  als  Steuer- 
form muss  d.  Regal  daher  in  d.  Finanzwissenschaft  betrachtet,  mit  anderen  Steuer- 
formen für  denselben  Gegenstand  verglichen,  also  überhaupt  systematisch  in  die  Steuer« 
lehre  eingereiht  werden,  wenn  nicht  Zusammengehöriges  auseinander  gerissen  werden 
soll.  Demnach  ist  die  Behandlung  von  Rau  in  der  5.  Aufl.  §.  1S4  ff.,  203  ff.  (Salz, 
Tabak  u.  s.  w.  in  der  Lehre  v.  d.  Regalien)  zu  berichtigen.  Besobrasoff  a.  a.  0. 
kommt  auf  diese  Ältere  Auffassung,  m.  E.  mit  Unrecht,  zurück.  Auch  Scheel's 
Bemerk,  a.  a.  0.  S.  36  laufen  darauf  hinaus.  Bergius  spricht  von  Salz-,  Tabak- 
monopol u.  s.  w.  gar  bei  den  Staatsgewerben  u.  Domänen,  wodurch  jede  unbefangene 
Würdigung  unmöglich  wird.  Auch  Umpfenbach  behandelt  Salzvorrecht.  Tabak- 
vorrecht  unter  den  Fiscalvorrechten,  wie  die  Früheren  unter  den  Hegalien,  wobei  dann 
trotz  der  veränderten  Namen  doch  im  Wesentlichen  Alles  beim  Alten  bleibt;  apart 
davon  bespricht  er  die  „Tabaksmauth".    Gelten  Tabak-  und  andere  Finanzmonopole 
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bloss  als  Ucgalc,  so  hat  das  auch  den  Nachtheil,  dass  sie  hei  der  Herrschaft  der 
„Theorie  der  freien  Concurrenz"  (Grundleg.  §.  117,  12t»  lt.)  «och  leichter  ohoe  Wei- 
teres vom  volkswirtlisch.  Standpunctc  aas  nur  als  dem  Interesse  der  Verkehrsfreiheit 
widerstreitend  verworfen  werden.  Die  Frage  ist  aber,  ob  nicht  trotzdem  aus*  finanziel- 
lem Interesse  und  unter  Voraussetzung  eines  einmal  bestehenden  Verbrauchssteuer- 
systems solche  Monopole  zu  rechtfertigen  sind.  —  cl>  Falsche  Auffassung  von 
eigentlichen  Steuern  als  Gebuhren.  Manche  mittelst  Stempels  erhobene 
Steuern,  z.  B.  Wechselstempel.  Werthpapierstempel,  namentl.  aber  die  finanziell  wich- 
tigste und  volkswirtschaftlich  wenigstens  mitunter  bedenkliche  und  drückende  Abgabe 
vom  Besitzwechsel  bei  Immobilien  (Enregistremcnt,  Uebcriragungs..gebühr",  Kaafaccise 
u.  s.  w.)  sind  nach  ihrer  histor.  Entstehung  und  jurist.  Behandlung  auch  von  den 
Finanzthoorctikcrn  unter  die  Gebuhren  gestellt.  Unter  den  finanziellen  Begriff  der 
Gebühr  fallen  sie  aber  gar  nicht.  Etwas  Andres  ist  die  Frage,  oh  sie  sich  nicht  in 
beschränktem  Maasse  als  eigentliche  Steuern  rechtfertigen  lassen.  Kau,  der 
diesen  innern  Widerspruch  in  der  Behandlung  dieser  Abgaben  als  Gebühren  fohlt 
(5.  A.  §.  236  ff.  231),  hat  ihnen  dennoch  weder  eine  andre  richtigere  Stellung  im 
System  gegeben,  noch  sie  ganz  verworfen.  Von  Neueren  noch  ähnlich  Umpfenbaoh 
§.  27—29,  wenn  auch  unter  schärferer  Betonung  der  Verwerflichkeit  mancher  Posten 
im  Enregistrement  als  Steuern.  Richtiger  Bergius  S.  297,  354,  Pfeiffer.  I.  307. 
Wirth  II,  521.  aber  alle  dem  Standpunct  der  Praxis  gemäss  diese  Abgaben  als  Ge- 
bühren beurtheilcnd  und  danach  verwerfend.  Priucipiell  richtiger  ist  daher  sicher  die 
Auffassung  und  Fragstellung  von  L.  Stein,  der  jedoch  einen  wie  gewöhnlich  geist- 
reichen, aber  wie  gewöhnlich  bei  ihm  auch  sophistischen  und  haltlosen,  weil  viel  zu 
weit  gehenden  Versuch  macht,  diese  Abgaben  völlig  als  Verkehrs  steuern  zu  retten, 
1.  A.  S.  153.  412  n"..  2.  A.  S.  217,  46«  ff.,  einen  Versuch,  den  er  freilich  in  der 
4.  Aufl.  selbst  wieder  fallen  lässt,  während  er  einen  richtigen  Kern  enthält.  Aohnlich. 
aber  doch  mit  einem  gewissen  Zweifel  Uber  die  Triftigkeit  der  Rechtfertigungsgründe 
Hock,  ölfentl.  Abg.  S.  234.   S.  jetzt  Fin.  II,  439  ff. 

Für  die  Einreihung  einzelner  Einnahmen  unter  Gebühren  und  Regalien  blieb 
ebenfalls  der  rcchtsgcscbichtliche  oder  juristische  Begrilf  massgebend,  was  für  die 
Kinanzwissenschaft  neue  Verwirrung  stiftete. 

Beispiel:  Die  Einnahmen  der  Post  aus  Porti's  u.  s.  w..  der  Münze  aus 
dem  Schlagschau  für  Prägung  auf  Rechnung  Privater,  der  Telegraphen  wurden 
als  Einnahmen  aus  Regalien,  wie  diejenigen  aus  dem  Bergwesen,  aus  der  Jagd 
betrachtet,  während  sie  finanzwissenschaftlich  unter  den  Begriff  der  Gebuhr 
(oder  unter  Umständen  selbst  der  privatwirthschaftl.  Einnahme)  fallen.  Daher  das 
Ungenügende  der  Behandlung  dieser  Einnahmen  unter  denen  aus  Hoheitsrechten  bei 
Rau,  5.  A.,  §.  196,  2U5,  219  b.  Ebenso  die  meisten  Aelteren  und  Neueren,  so 
Pfeiffer  (unter  monopolis.  Gewerben!),  Bergius,  Wirth  u.  a.  m.  Ganz  richtig 
fasst  dagegen  Umpfenbach  diese  Einnahmen  als  Gebuhren  auf,  nur  dass  er  da» 
Gebtthrenprincip  zu  absolut  hinstellt  und  die  Relativität,  die  auch  hier  gilt,  übersieht, 
wie  seine  Einreihung  der  Eisenbahnen  schon  jetzt  allgemein  unter  das  Gebühren- 
prineip  zeigt.  St  ein 's  Vorwurf  gegen  Umpfenbach.  dass  dieser  Regalien  und 
Gebühren  „gänzlich  verschmelze"  ^2.  A.  S.  19  n  oder  „ungeschioden  durcheinander- 
werfe" (S.  219)  ist  daher  unrichtig.  Vielmehr  hat  U.  eher  Gebühren  und  privatwirth- 
schaftl. Einnahm,  nicht  genug  unterschieden  und  die  Regalien  unpassend  wenigstens 
teilweise  als  Fiscalvorrechte  wieder  aufleben  lassen.  Stein  dagegen  verwirft  mit 
Recht  den  früheren  Rcgalhegriff  für  die  gegenwärtige  Finauzwissenschaft ,  aber  er 
stellt  einen  neuen  ebenso  unbrauchbaren  auf,  durch  den  bedingt  wird,  dass  die  oben 
gen.  Einnahmen  aus  Post  u.  s.  w.  wieder  nicht  als  Gebühren,  wie  doch  durchaus 
verwandte  Einnahmen  (z.  B.  Chausseegcld),  aufgefasst  werden.  1.  A.  134,  137,  2.  A. 
1H4,  190.  Bcsobrasoff  meint  dagegen  wieder,  dass  die  Aehnlichkeit  der  Regalien 
Und  Gebühren  itaxcsl  mehr  äusserlich  \\n  der  Erhebungsfonn  und  Organisation^, 
als  innerlich  sei.  nicht  in  ihrem  inneren  finanz.  Character.  den  mit  ihnen  verbünd. 
Rechten  des  Schatzes,  dem  ökonomischen  Einfluss  beider  liege.  Das  ist  zuzugeben, 
aber  es  beweist  nicht  das,  was  B.  beweisen  will,  neinlich .  dass  die  Gebühren  zu  den 
Auflagen  und  die  Regalien  zum  industr.  Erwerb  zu  reihen  sind.  Denn  Gebühren  und 
Regalien  haben  gemeinsame  Eigentümlichkeiten  dem  industriellen  Erwerb  gegen- 
über. B.'s  Ausführung,  p.  23  ff.,  ist  nicht  Uberzeugend :  es  ist  z.  B.  in  Betreff  der 
Post  die  entgegengesetzte  Einseitigkeit  von  Stein,  der  dieselbe  zu  einer  seiner 
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„Regale14  einporechraubt,  wahrend  Besobrasoff  in  allen  (alten)  Regalien,  also  auch  der 
Post,  nur  die  industr.  u.  utilitar.  Einrichtung  sieht,  p.  25. 

Auch  die  Stellung  der  Gesammtheit  der  Regalien  und  Gebühren  in  finanz- 
wissenschaftlichcn  System  der  ordeutlicheu  Einnahmen  ward  in  vieler  Hinsicht  durch 
den  rechtsgeachicbtlicheu  und  positiv-rechtlichen  Zusammenhang  dieser  Einnabmearteu 
mit  den  Domanialeinnahmen  oder  dem  Kammergut  und  die  demgemasse,  vom  finanz- 
wissenschaftlichen und  finanzpolitischen  Standpuncte  aus  unrichtige  Gegenüber- 
stellung gegen  die  Stenern  eine  schiefe.  (So  ist  es  auch  ein  Nachtheil  der  Stciu'- 
schen  Classification,  dass  wiederum  Domänen,  Regalien,  Gebühren  die  eine,  Steuern 
die  andere  Hauptgruppe  der  ordentl.  Einnahmen  bilden).  Es  fehlte  daher  an  einer 
klaren  priucipiellen  Behandlung.  Nur  zu  leicht  wurden  deshalb  auch  Compromisse 
mit  der  bestehenden  Praxis  geschlossen  :  unpassende  und  schlechte  Einnahmen  in  der 
Theorie  nicht,  wie  es  sich  gebührte,  verworfen,  sondern  höchstens  etwas  bemängelt. 
Bezeichnend  ist  in  dieser  Hinsicht  b  sonders  die  Stellung  der  Theoretiker  und  ratio- 
neller Praktiker  wie  Hock  (öh".  Abg.  S.  234,  246)  zu  „Gebühren'-  wie  denen  für  den 
„Erwerb  von  Privatrechten"  (Eigeiithumsuhertragung  bei  Immobilien  u.  s.  w.).  Der 
Einfluss  der  Theorie  auf  die  Finanzpolitik  und  dadurch  auf  die  Verbesserung  des 
*elteuden  Finanzreebts  und  der  Praxis  blieb  aber  gerade  bei  einem  solchen  Verhalten 
ein  untergeordneter. 

2.  Die  zweite  nachtheilige  Folge  war  die  gerade  entgegen- 
gesetzte. Angesichts  der  Mängel  des  bestehenden,  geschichtlich 
Überkommenen  Einuahmewesens  und  angesichts  der  unklaren, 
vielfach  unhaltbaren  Begriffe  und  Eintheilungen,  welche  die  Theorie 
einer  durch  sie  erst  zu  reformirenden  Praxis  entnahm,  fand  ein 
abstracter,  unhistorischer  Kadicalismus  und  Absolutismus  nur  um 
»o  leichteres  Spiel,  —  wenigstens  in  der  Finanz theorie,  freilich 
bei  der  unvermeidlichen  Noth wendigkeit,  einen  gegebenen  Staats- 
bedarf zu  decken,  nicht  in  der  Praxis. 

Ein  neues  Beispiel  ist  Maurus,  mod.  Bcateuer.,  Heidelb.  1870.  Dann  die 
en»  Ii  sehe  (Smith' sehe)  Schale  der  Nationalökonomie,  namentlich  in  Deutsch- 
land, bes.  die  extremeu  Freihändler  unter  den  Stimulführern  und  Publiciston  de« 
deutschen  volkswirtb  Congrosses,  die  sog.  „deutsche  Freihandelsschule",  bes.  mit  ihrer 
Theorie  von  Leistung  und  Gegenleistung  auch  im  Steuerwesen  des  Staats, 
vollends  der  Gemeinde. 

Die  herrschenden  Begriffe  und  Eintheilungen  der  Einnahmen  wurden  verworfen, 
weil  sie  vielfach  willkürlich  und  unlogisch  wären,  statt  dass  der  richtige  Kern  heraus- 
geschält ward.  Gewisse  Einnahmearten,  die  wegen  veränderter  Verhältnisse 
von  Zeit  und  Ort  nicht  mehr  passend  waren  oder  erst  hätten  umgestaltet  werden 
müssen,  wurden  unbedingt  für  überall  und  alle  Zeit  als  verderblich  bezeichnet. 
Namentlich  wurden  häufig  alle  privatwirtbschaftlichen  Einnahmen  des  Staats  kurzweg 
verurtheilt.  Für  die  finanzielle  Behandlung  von  sonstigen  Staatsthiiti^keiten,  an  welche 
sich  herkömmlich  Einnahmen  knüpften,  wurden  allenfalls  verschiedene  Finanzprincipicn 
als  Richtschnur  zugelassen,  aber  für  jede  einzelne  Thätigkeit  wieder  immer  nur  ein 
einzi  ges  als  das  ein  für  allemal  richtige,  z.  B.  für  die  Post,  dass  sie  stets  nur 
nach  dem  Gehuhrenprincip  behandelt  werden  solle,  was  nur  für  unsre  Zeit  und  Länder 
richtig,  früher  bei  geringer  Verbreitung  der  Kenntnis*  von  Lesen  und  Schreiben  und 
fast  ausschliessl.  Benutzung  der  Post  durch  einzelne  Glasen  nur  bedingt  richtijr  war. 
Fin.  II,  §.  SOS  ff.).  Oder  es  wurde  auch  entschieden,  dass  bestimmte  Staats- 
thätigkeiten  überhaupt  niemals  zur  Beschaffung  von  Einnahmen  benutzt  worden 
•lürfteu,  was  wieder  nicht  so  allgemein  richtig  ist.  iZ.  B.  Forderung  des  unent- 
geltlichen Unterrichts  in  Staatsschulen,  besonders  niederer  Art,  der  Beseitigung 
aller  Wegegelder  auf  Staatsstrassen.)  Kurz,  als  ob  auch  hier  eine  völlige  tabula 
rasa  bestände,  wurde  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten  der  wirtschaftlichen 
Politik  der  „Absolutismus  der  Lösungen"  praktischer  Fragen  aufgestellt  und  dem 
..Gesetz  der  Relativität"  ziiwieder  gehandelt.    Vollständig  neue  Einnahme-,  d.  h. 
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Steuersystem«  wurden  entworfen,  die  jedoch  nur  auf  dem  Papiere  standen,  und  aber 
dem  Suchen  nach  einem  (absolut)  „besten  Steuersystem"  wurde  die  wahre  Aufgrabe 
den  vorbandeneu  Uebelstauden  gegenüber  verfehlt  Radicale  Reformer,  wie  Maurus 
a.  a.  0.,  sind  wenigstens  mitunter  einsichtig  genug  gewesen,  ihre  Steuerreformpläno 
an  die  Voraussetzung  zu  knüpfen,  dass  zuvor  der  Staatsbedarf  sehr  stark  vermin lert, 
in.  a.  W.  die  meisten  Th&tigkeiten  des  modernen  Staats,  die  daher  von  Maurus  ein- 
fach als  unnütz  bezeichnet  werden,  aufgegeben  oder  eingeschränkt  würden.  S.  jetzt 
Fin.  II  §.  220  ff.,  365  Ii. 

§.  200.  Die  wahre  Aufgabe  ist  angesichts  dieser  beiden 
entgegengesetzten  Fehler  und  Einseitigkeiten  für  Theorie  und 
Praxis  folgendermassen  zu  bezeichnen: 

1.  Vermeidung  des  Aufstellens  rein  abstracter,  ver- 
meintlich absolut  gültiger  und  nach  einem  aphoris- 
tischen Princip  construirter  Schablonen  ftir  die  Ein- 
nahmebeschaffung;  statt  dessen  Auffassung  der  Einnahme-  und 
speciell  der  Steuersysteme  als  abhängig  von  geschichtlich 
gewordenen  Verhältnissen,  die  sich  so  wenig  als  andere 
Beziehungen  des  Volkslebens  mit  einem  Schlage  durch  ein  Macht- 
wort der  radicalen  Theorie  umgestalten  lassen,  aber  andererseits 
allerdings  einem  beständigen  Wandel  und  einer  sehr  wohl 
zu  beeinflussenden  und  in  die  passende  Richtung  zu 
leitenden  Entwicklung  unterliegen;  Prüfung  der  rechts 
geschichtlichen  und  positiv  -  rechtlichen  Begriffe  und  Eintheilungen 
der  einzelnen  Einnahmearten  an  dem  Maasse  des  jeweilig  vor- 
handenen politischen,  socialen  und  volkswirtschaftlichen  Bedürf- 
nisses und  demgemässe  Umbildung  jener  Begriffe  und  Ein- 
theilungen in  solche  finanzielle,  wie  sie  für  bestimmte  Staaten  und 
Zeiten  passen;  daher  denn  auch  Behandlung  der  einzelnen  Ein- 
nahmearten in  der  Finanzpolitik  nicht  als  absolute 
(logische),  sondern  als  historische  Kategorieen,  und  in  der 
Finanzwissensch aft  als  Formen  der  Güterherbei Zieh- 
ung aus  der  Volkswirtschaft  zu  Zwecken  des  Staats  (der  Selbst  - 
Verwaltungskörper  u.  s.  w.),  welche  verschiedenen  ökono- 
mischen Character  und  nach  Zeit  und  Land  verschiedene 
volks-  und  einzelwirthschaftliche  Wirkungen  haben. 

2.  Für  practische  Ziele  demnach:  volle  Beachtung 
des  geschichtlich  Ueberkommenen  und  rechtlich  Be- 
stehenden, und  Reform,  nicht  Umsturz  desselben  nach 
richtigen  volkswirtschaftlichen,  socialen,  politischen  und  finan- 
ziellen Grundsätzen  unter  genauer  Berücksichtigung  der  Verhält- 
nisse von  Zeit  und  Ort,  so  dass  einmal  und  vor  Allem  die 
Deckung  der  Gesammtausgabe,  soweit  sie  durch  ordent- 
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Kche  Einnahmen  erfolgen  muss,  stets  gesichert  bleibt  (§.  65  ff.); 
und  sodann  diejenigen  so ci al pol i tisch en  und  dieVertheilung 
des  Volkseinkommens  betreffenden  Wirkungen  durch  die  Einnahme- 
beschaffung und  besonders  durch  die  Besteuerung  erzielt  werden, 
welche  dem  richtigen  socialen  Programm  der  Zeit  und 
de 8  Landes  entsprechen  (§.  27). 

In  dem  ersten  Puncte  kann  England  wie  in  so  vielen  Dingen  der  practischen 
Politik  namentlich  hinsichtlich  der  Art  and  Weise  der  Einfahrung  von  Reformi  n  als 
Vorbild  dienen:  Zoll-  und  Aecisereductionen  immer  erst,  wenn  Einnahmeuberschüsse 
vorhanden  oder  andere  Einnahmen  zur  Verfügung.  So  Einfuhrung  der  Einkommen- 
Nteuer  bei  den  Zollrefonnen  der  40er  Jahre  u.  a.  m.  Für  die  Beseitigung  oder  Er- 
mässigung listiger  and  schlechter  Abgaben  wird  gewiss  durch  die  Begrundang  einer 
ergiebigen  und  wenigstens  relativ  guten  Steuer  auf  Tabak,  Branntwein  u.  s.  w. 
viel  erfolgreicher  als  durch  pathetische  Declamatioiien  und  theoret.  Erörterungen  über 
ilic  Verwerflichkeit  aller  indir.  Steuern  gewirkt. 

3.  Für  die  Ziele  der  Wissenschaft  endlich  die  Ge- 
winnung und  Verwerthung  der  Erkenntniss,  welche  in 
der  Unterscheidung  der  obigen  Standpuncte  bei  der 
Eintheilung  der  Einnahmen  und  in  der  Anerkennung  der  im 
Folgenden  unterschiedenen  Principien  für  die  finanzielle 
Behandlung  einer  Staatsthätigkeit  und  des  bloss  rela- 
tiven Werths  oder  Unwertbs  sowie  der  historischen  (zeitlichen 
und  örtlichen)  Bedingtheit  der  Anwendbarkeit  eines  jeden 
dieser  Principien  liegt. 

IV.  —  §.  201.  Unterscheidung  leitender  Finanz- 
prineipien  für  die  finanzielle  Behandlung  solcher 
Staatsthätigkei  ten  (Einrichtungen,  Anstalten)  zur 
Ausfuhrung  von  Staatszwecken,  an  welche  sich  Ein- 
nahmen knüpfen  können.  Solcher  Principien  (oder  finan- 
zieller Standpuncte)  giebt  es  vier,  nemlich  dasjenige  der 
reinen  Ausgabe,  das  Gebührenprincip,  das  rein-privat- 
wirthschaftliche  (gewerbliche)  und  das  reine  Regali  täts- 
und  Besteuerungsprincip. 

Diese  Principien  sind  oftmals  da  und  dort,  in  dieser  oder  jener  Zeit  wirklich 
befolgt  worden.  Die  Geschichte  zeigt,  wie  bei  einer  und  derselben  Staatsinstitution 
diese  Principien,  —  nicht  immer  in  gleichförmiger  Ordnung.  —  aufeinander  folgten  und 
«ich  ablösten,  z.  B.  im  Post-,  Münz-,  Strassen-,  Schul-,  selbst  in  Zweigen  des  Justiz-, 
Pobzeiwesens.  Das  weist  schon  darauf  bin.  dass  man  schwerlich  stets  «'in  einziges 
Priucip  als  das  allein  und  ein  für  allemal  richtige  für  die  finanzielle  Behandlung 
einer  solchen  Institution  bezeichnen  kann.  Jedo  Zeit  pflegt  dies  freilich  gern  zu  thun, 
die  Anwendung  eines  bestimmten  Princips  sogar  mitunter  selbstverständlich  zu  finden 
und  jedes  andern  Princip  scharf  zu  verurtheilen,  so  z.  B.  jetzt  in  der  Opposition  gegen 
Strassen-,  Schulgeld,  Gerichtsgebühren,  in  dem  unbedingten  Verlangen  des  blossen 
'iebührenprineips  für  die  Post.  Aber  der  thatsaebliche  Wechsel  der  Principien  und 
der  darüber  bestehenden  Ansichten  beweibt,  dass  diese  Auffassung  einseitig  ist.  Eine 
unbefangene  Prüfung,  wobei  die  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen 
der  einzelnen  Principien  gebnhrend  irewurdiirt  werden,  lehrt  dasselbe,  iudeu  sie  zu- 
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gleich  die  tiefer  liegenden  Recbtfcrtigungsgründc  der  wechselnden  Behandlung  aufdeckt. 
Es  ist  daher  die  bisher  zu  wenig  beachtet«-  Aufgabe,  die  Vorzüge  und  Nachtheile, 
welche  die  Behandlung  einer  Staatseinrichtuntr  nach  jedem  der  möglichen  und  vor- 
gekommenen Finan/principien  an  sich  und  unter  gegebenen  Umstanden  mit  sich  bringt, 
zu  vergleichen  und  das  für  die  bestimmte  Zeit  und  das  bestimmte  Land  relativ 
richtigste  auszuwählen. 

1.  Das  Princip  der  reinen  Ausgabe:  der  Staat,  bez.  ein 
öffentlicher  Körper,  bestreitet  die  Kosten  einer  Einrichtung  oder 
Thätigkeit  vollständig  aus  allgemeinen  Einnahmen, 
ohne  denjenigen,  der  von  der  Einrichtung  Nutzen  zieht  oder  sonst 
irgend  wie  besonders  mit  ihr  in  Berührung  kommt,  zur  Deckung 
dieser  Kosten  speciell  mit  heranzuziehen.  Der  Einzelne  geniesst  also 
diese  Einrichtungen  umsonst,  d.  h.  ohne  speci eilen  Entgelt. 

Der  Staat  »teilt  sie  her  und  unterhalt  sie,  weil  er  dies  als  eine  seiner  im  allge- 
meinen Inte  resse  übernommenen  Aufgaben  betrachtet.  Hierin  zeigt  sich  der  eigent- 
lich c kommunistische  Character  des  Staats  und  jeder  räumlichen  Zwangsgemein- 
wirthschaft,  in  welcher  principiell  ein  anderes  Princip  der  Entgeltlichkeit  als  im 
privatwirthschaftlichen  System  obwaltet  und  obwalten  muss.  S.  in  der  Grundlegung 
d.  Abschnitte  über  das  gemein-,  besoud.  das  z wangs^emeinwirthschaftl.  System, 
naiuentl.  §.  110a,  IIS,  150 — 152,  154 — 160,  171.  Auch  Neumann,  progress.  Ein- 
kommensteuer, S.  06 — 70.  —  Beispiele  aus  der  Gegenwart:  die  Gewähruug 
des  Rechtsschutzes  der  Einzelnen,  für  ihre  Person  und  ihr  Vermögen,  im  Inlande  und 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  im  Auslande  (durch  Gesandte,  Konsuln),  durch  polizei- 
liche, militärische,  diplomatische  Leistungen.  Grossbritannien  gab  für  die  Ge- 
währung des  Re  chtsschutzes  von  ein  paar  Dutzend  seiner  Bürger  im  abessin.  Feldzug 
über  b  Mill.  Pfd.  St  aus.  —  Unentgeltliche  Benutzung  von  Strassen  (Chausseen)  all- 
tremein  (mit  theilweiser  Ausnahme  der  Brücken)  für  Fussverkehr,  hie  und  da  auch  für 
l  ahrverkehr  (Süddeutschland,  jetzt  auch  bei  Staatschausseen  in  Preussen);  freier  Besuch 
der  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Unentgeltliche  Mittheilung  von  Nachrichten 
über  Wirthschaftsvcrbältnisse  (z.  B.  Konsulatsberichte);  unentgeltl.  Prägung  gewisser 
Münzen  (Grossbritannien,  Rossland)  o.  s.  w. 

2.  Das  Ge bührenprineip:  der  Staat  unterzieht  sich  im 
ütl'e etlichen  Interesse  der  Uebernahme  einer  Thätigkeit  oder  der 
Ausführung  einer  Einrichtung  (Anstalt).  Aber  er  erhebt  von  denen, 
welche  daraus  besonderen  Nutzen  ziehen  oder  welche  die  Kosten 
der  Einrichtung  mit  provociren ,  eine  besondere  Abgabe  als 
speciellen  Entgelt,  die  Gebühr,  und  zwar  oft  in  einer  Höhe, 
welche  die  Kosten  vollständig  deckt  oder  doch  decken 
soll.  Die  Einnahme  aus  diesen  Gebühren  kann  aber  selbst,  da 
die  betreffende  Thätigkeit  immer  zugleich  in  einem  allgemeinen 
Staatsinteresse  liegt,  niedriger  bleiben,  als  der  Kostenbetrag 
ist  oder  vollends  als  eine  privatwirthschaftliche  Rente  sein  würde. 

Die  Differenz  gegen  beide  bildet  dann  einen  Zuschuss  (also  implicite  eine 
Ausgabe)  der  Staatskasse  für  die  Ausübung  einer  als  nothwendig  oder  zweckmässig 
erkannten  Staats  thätigkeit,  welche  von  dem  einzelnen  Beansprucher  oder  Benutzer  nur 
theilweise  vergütet  wird.  Beispiele  kostendeckender  Gebuhren  in  der 
Gegenwart:  meistens  Postgeld,  Telegraphengeld,  mitunter  noch  Münzschlagschatz, 
auch  mehrfach  noch  Justizkostengebuhren.  Beispiele  nicht  voll  die  Kosten 
deckender  Gebühren  in  der  Gegenwart:  Justiz-,  Polizeigebuhren  verschiedener 
Art.  Wegegelder,  Schulgelder,  Einnahmen  aus  den  Gestüten  u.  v.  a.  in. 
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3.  Das  reinprivatwirthschaftliche  oder  gewerbliche 
Princip:  der  Staat  übernimmt  eine  gewerbliche  Tbätigkeit  oder 
schafft  eine  solche  Einrichtung  rein  oder  doch  tiberwiegend  mit 
aus  dem  finanziellen  Grunde ,  um  sich  dadurch  eine  Quelle 
von  Einnahmen  für  die  Deckung  von  Ausgaben,  also  die  Mittel 
zur  Ausführung  anderer  Thätigkeiten,  zu  eröffnen. 

Es  soll  daher  in  der  Kegel  auch  eine  möglichst  grosse  Reineinnahme 
(Rente)  erzielt  werden,  und  zwar  im  Allgemeinen  nach  den  Grundsätzen  der 
p  r  i  v  a  t  w  i  r  t  h  s  c  Ii  a  f  1 1  i  c  Ii  e  n  V  e.  r  k  e  h  r  s  c  o  n  c  u  r  r  c  n  z. 

Beispiele:  die  landwirtbsch.  Domäne»,  Berg-  u.  Hüttenwerke,  Staatsgewcrks- 
aidagen  und  Handelsunternthmungen.    Absatz  des  Holzes  in  der  ForstwirtUM-haft. 

4.  Das  reine  Regalitäts-  und  daher  Best euerungs- 
princip:  der  Staat  betreibt  ebenfalls  allein  oder  doch  über- 
wiegend nur  aus  finanziellen  Gründen  eine  gewerbliche 
Tbätigkeit  (Unternehmung),  aber  er  sucht  aus  dieser  eine  grössere 
als  die  privatwirthschafiliche  Concurrenzrentc  zu  gewinnen.  Zu 
diesem  Zwecke  genicsst  er  gewisser,  ganz  oder  theilweise 
Andere  ausschliessender  Vorrechte  (Monopole,  Fi- 
nanzmonopole, „Regale"),  die  ihm  die  Erzielung  eines  solchen 
Mehrertrags  ermöglichen  sollen.  Letztrcr  stellt  dann  aber  eine 
reine  Steuer  dar. 

Er  ist  nicht  ein  Theil  des  etwa  ausserdem  daneben  und  im  rechnungstnüssigen 
Reinertrag  mit  ihm  verbundenen,  vom  Staate  pri va t w irt Ii  sch  al  t  Ii  ch  (gewerb- 
lich) erworbenen  eigenen  Einkommens,  sondern  er  repriLsrntirt  eine  auf  staat- 
lichen Zwangsbcfeh  1  zurückzu  führende  üebertragung  von  Einkommen 
anderer  EinzeJwirthschaften  auf  den  Staat.  Beispiele:  jetzt  nainentl.  Tabak-,  Salz- 
monopol, früher  eine  Unzahl  gewerblicher  Regale,  von  denen  jedes  einzelne  nur  geringe 
linauz.  Bedeutung  hatte;  ferner  früher  sehr  allgemein  die  Post,  auch  die  Münze. 

In  der  Praxis  gehen  diese  verschiedenen  Staudpuncte  öfters 
fast  unmerkbar  in  einander  über,  z.  B.  bei  Eisenbahnen 
(privatwirthschaftlicbc  Rente,  Gebühr),  Post  (desgl.,  auch  Steuer), 
Telegraph  (beide  erstre)  u.  s.  w.  In  der  obigen  Reihenfolge  er- 
giebt  sich  ein  Fortschritt  zu  einer  immer  weniger  fiscalischen  Be- 
handlnng. 

Die  Finanzgeschichte  liefert  Beispiele  für  Beides.  Beispiele  immer  weniger 
fiscal.  Behandlung:  Munze.  Post,  Strassen,  Schulen,  öfters  noch  zu  wenig  Gerichte; 
Beispiele  der  steigend  fiscal.  Behandlung:  in  Zeiten  starker  Kiuanzbedürfuisse, 
in  und  nach  Kriegen  selbst  neuerdings  wieder  Erhöhung  der  Gebühren  für  die  eben 
genannten  Anstalten  (Postporto  z.  B.  in  den  grossen  französ.  Kriegen  Anfang  d.  Jahr- 
hund, in  Oesterreich  aus  finanz.  Gründen  erhöht,  gleicher  Vorschlag  sogar  1S71  in 
Frankreich:  ds^l.  Gebuhren  u.  eigentliche  Steuern  bei  Gerichten"*.  Die  Entwicklungs- 
geschichte des  Stempelwesens  bei  Gerichten.  Behörden  n.  für  Urkunden,  Bescheinigungen 
u.  s.  w.  gehört  im  Ganzen  auch  hierher. 

Auch  bei  ein  und  derselben  Institution  wechselt  wohl  die 
ganze  Richtung  ihrer  finanziellen  Behandlung.  Im  Grossen  und 
Ganzen  begünstigen  Zeiten  der  politischen  Unmündigkeit  der  Be- 
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völkerung  und  einer  noch  unentwickelten  und  in  den  Formen  der 
Naturalwirthscbaft  steckenden  Volkswirtschaft,  wo  die  Erhebung 
reiner  Gcldsteuern  noch  schwieriger  ist,  ferner  Zeiten  grossen 
Staatsbedarfs  begreiflicher  Weise  mehr  die  fortschreitend  fisca- 
lischcr  werdende  Behandlung  einer  Institution,  oder  es  ist  von  vorn, 
herein  dabei  das  dritte  oder  selbst  das  vierte  obiger  Principien 
allein  das  leitende.  In  Zeiten  dagegen,  wo  die  Bevölkerung  selbst 
mehr  mitspricht,  wo  die  Interessen  der  unteren  (lassen  besser 
berücksichtigt  werden,  wo  das  gerwerbliche  Leben  entwickelter 
ist,  der  Volkswohlstand  wächst  und  die  Erhebung  reiner  Geld- 
steuern das  bequemste  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedarfs  wird, 
da  waltet  die  umgekehrte  Richtung  vor,  so  im  Grossen  und  Ganzen 
gegenwärtig. 

Die  Regalien  verschwinden  dann,  weil  sie  als  volkswirtschaftlich  zu  nachtheil  ige 
Einnahmequellen  gelten,  so  die  meisten  gewerblichen  Regalien,  bei  denen  die 
Regalisirung  nur  eine  Steuerform  war,  z.  B.  die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  einge- 
führten, selbst  in  Preussen  auf* Mühlsteine.  Schweinsborsten  u.  s.  w.  Das  bedeutendste 
neueste  Beispiel  ist  die  Aufhebung  des  Salzmonopols  in  Deutschland  IStlS  (Ges. 
d.  Nordd.  B.  v.  12.  Oct.  1867.  §.  1).  Ein  einzelnes  Monopol  wird  nur  hier  und 
da  etwa  trotzdem  als  bestes  Mittel  zur  Erhebung  einer  finanziell  ergiebigen  eigent- 
lichen Steuer  beibehalten  oder  selbst  neucinge fahrt,  ohne  Verkennung  mancher 
Tolkswirthsi  haftlicher  Nachtheile  desselben.  Hauptbeispiel:  Tabakmonopol,  in 
Oesterreich,  Frankreich,  Italien  und  andern  Ländern.  Absicht  der  Regierung  dafür 
in  Deutschland  jungst.  Neue  Einführung  des  Zü  ndh ölzch en- Mo nopols  in 
Frankreich  nach  dem  letzten  Kriege  durch  Ges.  v.  2.  Aug.  1872,  nachdem  verschiedene 
Steuererhebungen  bei  diesem  Artikel  zu  viel  Schwierigkeiten  gefunden.  Privatwirt  h- 
schaftlicbc  Thätigkeiten  früherer  Wirthschaftsperioden  werden  aus  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  vielfach  vom  Staate  aufgegeben,  so  Staatsfabriken,  Stants-Handclsunter- 
nchmungen  (teilweise  ausgenommen  Bankeu),  eigene  Verwaltung  von  Landgütern  fast 
allgemein,  vielfach  auch  Staatsberg-  u.  Hüttenwesen,  selbst  eigener  Besitz  von  Land- 
gütern, ferner  Schiflfahrtsbetrieb  des  Staats.  Die  Gebühren  werden  aus  volkswirt- 
schaftlichen und  aus  politischen  Gründen  ermässigt.  so  der  Schlagschatz  für  Prägung 
auf  Rechnung  Privater,  Postporti,  Tclegraphcngcbühren.  Strassengeld ,  Schulgelder. 
Prüfungstaxen ;  mitunter,  aber  im  Ganzen  noch  zu  wenig  „Gebuhren"  (wahre  und 
solche,  welche  ganz  oder  fast  ganz  eigentliche  Steuern  sind)  fur  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsthätigkeiten.  In  einzelnen  Füllen  wird  selbst  auf  jede  bisher  bezogene  Ein- 
nahme aus  bestimmten  Staatseinrichtungen  oder  Thätigkeiten  ganz  verzichtet ,  weil  das 
öffentliche  Interesse  bei  der  unentgeltlichen  Ausübung  am  Besten  gewahrt  erscheint, 
so  die  Aufhebung  jeder  Prägekostenberechnung  für  Prägung  fur  Private,  des  Strassen- 
gelds,  Brückengelds,  Postportos  in  bestimmten  Fällen,  z.  B.  für  gew.  Briefe  an  Soldaten 
im  Kriege;  der  gerichtl.  u.  Verwaltungsgebühren"  dsgl.,  z.  B.  um  landwirthsch. 
Reformen  zu  erleichtern  (Stempel-  und  Gebuhrenfreiheit  bei  Gcmcinhcitstheilungen, 
Zusammenlegungen  u.  s.  w.). 

Sicherlich  ist  eine  solche  Entwicklung  der  finanziellen  Be. 
handlung  jener  StaatsthUtigkeiten  auch  in  Zeiten  der  bezeichneten 
Art  im  Ganzen  die  richtige  und  die  zu  begünstigende.  Aber  sie 
muss  nur  abermals  nicht  als  die  schlechtweg  allein 
richtige  betrachtet  werden.  Eine  Finanzpolitik,  welche  dies 
thätc,  wtlrde  in  anderen  Zeiten  und  Verhältnissen  mindestens  ver- 
früht und  oft  gar  nicht  durchführbar  sein. 
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Z.  B.  eine  Portorelorm  wie  die  der  neueren  und  neuesten  Zeit  hätte  früher 
bei  geringem  Verkehr,  schwacher  Verbreitunir  von  Elementarkenntnissen  u.  s.  w.  wahr- 
scheinlich nur  zu  einer  starken  Einbussc  der  Staatskasse  geführt.  Unter  der  Be- 
dingung so  niedritrer  Porti  s  hätte  der  Staat  dann  mtitbinasslich  die  Postanstalt  gar 
nicht  übernommen  oder  nicht  beibehalten,  zum  Nachtheil  auch  des  Einzelnen,  der 
etwas  hohes  Porto  zahlt.    S.  Im.  II,  §.  30S  II. 

Hinsichtlich  der  Regalien  ist  daher  auch  ein  Moment  von 
allgemeinster  Bedeutung  für  das  Verständniss  der  ganzen  volks- 
wirtschaftlichen Organisation  nnd  der  Entwicklungsgeschichte  der 
Staatseinnahmen  noch  einer  besonderen  Hervorhebung  schon  an 
dieser  Stelle  werth.  Regalien  oder  Vorbehalte  gewisser  Boden- 
produete  und  ihrer  Gewinnung  und  gewisser  Gewerbe-  und 
Handelsbetriebe  zu  Gunsten  des  Staats  (Fiscus)  sind  eine  recht- 
liche Bedingung  einer  mehr  gemeinwirthsc haftlichen  Orga- 
nisation der  Volkswirtschaft  und  ein  Ersatz  eigentlicher  Steuern, 
vor  deren  selbständigerer  Entwicklung  und  nach  eingetretener  Un- 
zureichendheit der  Domanialerträge.  Nach  dem  Durchbruch  des 
privatwirthschaftlichen  Organisationsprincips  erscheinen  sie  als  eine 
Anomalie  der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung  und  als  eine 
Hemmung  der  vollen  Entfaltung  des  privatwirthschaftlichen  Pro- 
duetions-  und  Verkehrssystems.  Deshalb  werden  sie  theoretisch 
verworfen  und  practisch  mehr  uud  mehr  aufgegeben.  Letzteres 
wird  durch  die  mittlerweile  erreichte  Entwicklung  der  eigentlichen 
Steuern  möglich.  Der  Vorgang  steht  in  Einklang  mit  der  über- 
wiegend privatwirthschaftlichen  Gestaltung  der  neueren  Volkswirt- 
schaft. Aber  geschichtlich  betrachtet,  erscheint  er  eben  des- 
wegen doch  nur  als  eine  zwar  unter  gewissen  Verhältnissen, 
aber  keineswegs  stets  richtige  Phase,  was  in  den  Theorieen 
der  Nationalökonomen  und  Finanzraänner  wiederum  oft  genug  ver- 
kannt worden  ist.  Die  theilweise  Verdrängung  der  privatwirth- 
schaftlichen durch  die  gemeinwirthschal'tliche  Organisation,  welche 
aus  ökonomisch -technischen  wie  aus  social -politischen  Gründen 
notwendig  oder  wenigstens  zweckmässig  sein  kann,  wird  daher 
vielleicht  wieder  mit  der  Einführung  neuer  Regalien  verbunden  sein. 

Vjrl.  Grundlegung,  1.  Abth.  Kap.  ?$  u.  über  den  Zus.han.tr  der  Besteuerung  mit 
der  Eijrenthums-  u.  Erwerbsordiiun-:  u.  der  Unranisation  der  YolLswirthsch.  jetzt  Tin.  II. 
S.  1U9  fl„  bes.  §.  ;»Ui-34»>. 
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2.  Abschnitt. 

Allgemeine  Betrachtung  der  privatwlrtliseüaftllehen 

Einnahmen. 

I.  —  §.  202.  Zu  den  privatwirthschaftlichen  oder 
Do m an ial einnahmen  gehören  nach  der  oben  aufgestellten 
Begriffsbestimmung  streng  genommen  nur  die  Kinnahmen, 
welche  aus  der  Verwendung  von  werbendem  Staatseigenthum  und 
aus  dem  Betrieb  von  Staatsgewerben  fliessen,  wenn  sie  vom  Staate 
als  Einzclwirtbscbafter unter  den  allgemeinen  rechtlichen  Be- 
dingungen des  privatwirthschaftlichen  Concurrenzsystems,  daher 
rechtlich  im  Wesentlichen  wie  von  den  gewöhnlichen  Privat- 
wirtbschaften, erworben  werden. 

Dieses  Concurrenzsystem  hängt  in  seiner  jeweiligen  Gestaltung  freilich  wesentlich 
von  der  Beschaffenheit  »einer  Rechtsbasis  ab,  welche  selbst  wieder  ver- 
änderlich ist.  S.  Grundlegung,  §.  123 — 125  u.  Abth.  H.  Hier  mass  mithin  eine 
bestimmte  Rechtsbasis  als  bestehend  vorausgesetzt  werden:  diejenige,  in  der  Haupt- 
sache gleiche,  im  europäisch-amerikanischen  Staatensystem  der  Gegenwart. 

Dcnigemäss  müssen  folgende  drei  Voraussetzungen  zutrelfen,  damit  eine 
Kinnahme  finanzwissensch&ftlich  als  rein  privatwirthschaftliche  bezeichnet  werden  kann: 

1.  Der  Staat  muss  in  keinerlei  Weise  bei  der  Production  und  dem  Absatz 
der  Producte  in  seiner  Kigenschaft  als  Staat  oder  als  Inhaber  der  Finanzhoheit  zum 
Zweck  der  Kinnahmeerziclung  vor  andern  Prodacentcn  und  Verkäufern  im  Verkehr 
einen  rechtlichen  Vorzug  geniessen.  Soweit  solches  der  Fall  ist,  gehört  die 
Kinnahmo  zu  den  Steuern  i.  w.  S„  so  nach  Zweck  und  finanzieller  Folge  die  Kin- 
nahme  bez.  ein  Theil  der  Kinnahme  (der  „Kxtragewinn)  aus  gewerblichen 
Regalien  (Fiuanzmonopolen  i. 

2.  Der  Staat  mnss  die  Tb&tigkeit  (Anstalt  u.  8.  w.)  wenn  nicht  wirklich  aus- 
schliesslich im  finanziellen  Interesse,  um  eine  für  andere  Staatszwecke  ver- 
fügbare Kinnahme  zn  gewinnen,  übernehmen  oder  beibehalten,  so  doch  rechtlich  im 
Stande  sein,  so  vorgehen  zu  können.  Kinnahmc-gebende  Thätigkeitcn  oder  Anstalten, 
welche  nur  die  Verwirklichung  von  als  richtig  erkannten  Staat  saufgaben  bezwecken, 
gehören  daher  nicht  hiorher.    Die  Kinnahmen  daraus  sind  Gebühren. 

3.  Der  Staat  muss  die  Thutigkeit  oder  Unternehmung  auch  durchaus  nur 
von  dem  privatwirthschaftlichen  Gesichtspuncte  höchstmöglicher  —  wenn  auch 
unter  gebührender  Berücksichtigung  der  Nachhaltigkeit  erstrebter  —  Rentabilität 
aus  betreiben  dürfen,  wenn  auch  nicht  nothwendig  sie  in  Wirklichkeit  nur  so  betreiben. 
Lässt  sich  der  Staat  bei  der  finanziellen  Regelung  der  betreffenden  Thätigkeit  aber 
von  einer  Rücksicht  auf  die  eigentlichen  Staatszwecke  mit  leiten  und  verzichtet  er 
auf  einen  Theil  der  bei  privatwirthschaftlicher  Betriebsweise  crlangbaron  Rente,  so 
stellt  das  sich  hierbei  ergebende  Kinnahmeminus  gewissermassen  eine  (verhüllte)  Aus- 
gabe dar,  welche  der  Staat  absichtlich  im  öffentlichen  Interesse  macht.  Die  betreffende 
Kinnahme  ist  dann  wieder  keine  rein  privatwirthschaftliche.  So  kann  die  Sache 
bei  den  Forsten  liegen. 

In  der  Wirklichkeit  erfüllt  in  der  Fiuanzwirthschaft  der  Gegen- 
wart nur  ein  Theil  der  sogen,  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
diese  drei  Voraussetzungen  genau.  Bei  manchen  gewöhnlich  hier- 
her gerechneten  Einnahmen,  z.  B.  bei  derjenigen  aus  Staats- 
forsten, aus  Eisenbahnen,  vollends  ausCanälen  des  Staats 
waltet  der  fiscalische  Gesichtspunct  gegenwärtig  bei  uns  meist  nicht 
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ausschliesslich  ob,  und  mit  Recht  nicht.  Einnahmen  dieser  Art 
sind  daher  immerhin  anders  als  die  rein  privat  wirtschaftlichen 
aufzufassen.  Sie  können  mit  letzteren  gleichwohl  in  eine  Gruppe 
zusammengefasst  werden,  weil  die  Erzielung  der  Einnahme  unter 
den  gewöhnlichen  Bedingungen  der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung 
erfolgt,  wozu  noch  kommt,  dass  sie  thatsächlich  (bei  Eisen- 
bahnen, und  wohl  auch  Canälen,  wenigstens  so  lange  das  Anlage- 
kapital noch  nicht  amortisirt  und  daher  noch  zu  verzinsen  ist),  ein 
sehr  hervorragender  Zweck  mit  ist. 

Dies  ist  für  mich  der  entscheidende  (irund,  warum  ich  wenigstens  für 
jetzt  noch,  wo  besten  Kalls  bei  dem  geringen  Alter  der  betr.  Unternehmungen  das 
Kapital  aus  den  Ertragen  erst  zu  einem  (meist  noch  kleinen)  Theile  amortisirt  ist,  die 
Staatseisenbahnen  unter  den  Anstalten  für  den  Privaterwerb  des  Staats  einreihe. 
Umpfenbach,  der  die  Eisenbahnen  in  Händen  des  Staats  haben  u.  dann  unter  das 
(iebührenprineip  stellen  will,  übersieht  dies  zu  sehr  §.  37  —  39.  Die  Hohe  der  Kosten 
bedingt  einen  wesentlichen  Unterschied  in  diesem  Puncto  zwischen  Bahnen, 
t'hausseen  u.  Telegraphen  ^ungefähres  Kostenverhältnis»  in  Deutschland  wie  c.  500  bis 
600  :  10—30  :  1—3!).  Was  für  Eisenbahnen,  gilt  wenigstens  auch  für  neue  (Jauäle 
i Kostenanschlag  per  Meile  für  ciu  grosseres  deutsches  ('analnetz  schon  ror  1S70 
252,000  Thlr.  nach  Meitze n,  also  immerhin  die  Hälfte  von  Bahnen,  wahrscheinlich 
noch  mehr).  Der  Satz  in  §.  54  der  Nordd.  und  der  deutschen  Reichsverfassung  über 
Staatscanale  ist  etwas  undeutlich  in  diesem  Puncto,  ginge  aber  zu  weit,  wenn  er  dies 
Princip  nicht  mit  sanetionirte.  Achnliche  Auffassung  der  Staatsbahnen  wie  bei  mir 
auch  bei  Nasse.  Tariferhöh..  Jena  1S74.  S  31  ff. 

Früher  war  der  rein  privatwirthschafdiche  Standpunct  auch  bei  Einnahmen,  wie 
den  genannten .  mitunter  der  massgebende  und  in  manchen  Ländern  ist  er  es  noch 
jetzt,  z.  B.  im  Forstwesen.  Auch  bei  den  Einnahmen,  welche  gegenwärtig  in  der 
Kegel  als  rein  privatwirthschafdiche  behandelt  werden  können,  z.  B.  aus  Staafcberg- 
werken,  Staatsfabriken,  kam  früher  öfters  der  andere  (iesichtspunet  mit  in  Betracht, 
dass  der  Staat  hier  gleichzeitig  M u steranstaltcn  zur  Nachahmung  betreiben  wollte. 
Einzelne  Staatsfabriken,  z.  B.  für  Porzcllanbereitung,  ähnlich  einzelne  landwirtschaft- 
liche sog.  Musteranstalten  stehen  auch  jetzt  noch  nicht  unter  dem  bloss  privatwirth- 
schaftiiehen  Gcsichtspunctc  höchstmöglicher  Rentabilität ,  sind  aber  doch  tinan/.wirth- 
schaftlich  zu  den  privatwirthscbaftlichen  Einnahmequellen  zu  rechnen. 

Demnach  kann  man  auch  in  der  Theorie  nicht  ein  für  allemal 
kurzweg  sagen:  diese  und  jene  Einnahmen  sind  privatwirthschaft- 
liche,  sondern  man  kann  immer  nur  angeben,  welche  Einnahmen 
unter  gegebenen  Verhältnissen  als  rein  oder  als  über- 
wiegend oder  als  doch  zugleich  wesentlich  mit  privat- 
wirthschaftliche  zu  bebandeln  sind.  Der  Uebergang  von  der 
Betriebsweise  einer  Anstalt  nach  dem  rein  privatwirthschaftlichen 
zu  derjenigen  annähernd  oder  ganz  nach  dem  Gebtlhrenprincip 
oder  die  Behandlung  einer  bisher  in  privatwirthschaftlicher  Weise 
betriebenen  Thäiigkeit  theilwcise  nach  dem  Gesichtspuncte  einer 
wirklichen  Staatsaufgabc ,  wobei  auf  einen  Theil  der  Einnahme 
verzichtet  wird,  kann  gerade  hier  öfters  in  Frage  kommen.  Das 
ist  aber  kein  Grund,  sie  sofort  aus  der  finanziellen  Kategorie  der 
privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  ganz  auszuscheiden. 
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Dies  mache  ich  u.  A.  treffen  v.  Scheel's  Einwäude  im  Schonberg'schen  Haudb.  II. 
30  geltend.  Er  meint  „die  blosse  rechtliche  Form,  unter  der  die  Einnahme  erhielt 
wird,  also  namentl.  ob  Monopol  oder  nicht,  sei  f.  d.  Classification  der  öllenü.  Einkünfte, 
bez.  die  Einreibung  derselben  unter  Erwcrbseinkiinftc  oder  nicht ,  als  massgebend 
nicht  anzusehen".  Ich  glaulie  doch.  Dies  rechtliche  Moment  ist  auch  das  einzig 
feste  Unterscheidungsmerkmal,  die  t  h a  tsäch  Ii  <■  he  Behandlung  einer  Einnahmequelle 
schwankt  zu  sehr,  als  dass  man  sich  daran  allein  für  die  Classification  halten  konnte. 

II.  —  §.  203.  Im  Folgenden  werden  nachstehende  Einnahme- 
zweige noch  zu  den  privatwirthscbaftlichen  unserer  heutigen  Staaten 
gerechnet  und  demnach  im  zweiten  Kapitel  diesen  Buchs  (Privat- 
erwerb des  Staats)  behandelt : 

1.  Einnahmen  aus  Fe ldgütern  (Domänen  im  engsten  Sinne) 
einschliesslich  der  Einnahmen  aus  dinglichen  Ji echten  auf 
Leistungen  von  Privatländereien  (Grun  dgefällc)  oder  auf  eine 
Benutzung  derselben  (Weide-,  Fischcreircchte  u.  s.  w.),  ferner  aus 
landwirthschaftlichenGc  Werksvorrichtungen. 

2.  Einnahmen  aus  S  t  a  a  ts  w  a  1  d  u  n  g  c  n ,  nebst  Jagd  und 
Fischfang. 

3.  Einnahmen  aus  Staats berg-  und  Hüttenwerken,  ein- 
schliesslich des  S  a  1  i  n  en  betrieb«,  «aus  anderen,  als  mit  Land- 
gütern u.  s.  w.  verbundenen  ätaatsge Werksanlagen,  ins- 
besondere Fabriken  u.  s.  w.,  und  aus  Wohngebäuden. 

4.  Einnahmen  aus  Handels-,  Geld-  und  Bankgeschäften, 
sowie  aus  werbendem  beweglichen  Vr e  r  m  ö  g  c  n  überhaupt. 

5.  Einnahmen  aus  dem  Staate  eigenthümlich  gehörigen  oder 
auf  seine  Bechnung  betriebenen  Einrichtungen  des  Verkehrs- 
wesens, nemlich  Eisenbahnen,  Canälen  uud  Schifffahrts- 
d  i  c  n  s  t  e  n. 

Die  (iründe,  warum  diese  Einnahmen  in  der  Gegenwart  noch  als  —  rein  oder 
Überwiegend  oder  doch  zugleich  wesentlich  mit  —  privatwirths.haftiicbe 
jrelten  kminen,  werden  in  den  Abschnitten  de$  folg.  Kapitels,  welche  von  den  ein/einen 
Zweigen  handeln,  mit  erörtert.  Dort  wird  daher  am  h  untersucht,  ob  und  wieweit  dtr 
privatwirthschaftliche  Gcsichbpunct  mitunter  modificirt  werden  muss,  /.  B  bei  Waldungen, 
Canakn,  Bahnen. 

Manche  andere  Einnahmen  sind  einigen  der  obigen  nahe  verwandt,  und  wurden 
bisweilen  ebenfalls  zu  den  privatwirthschaftlichen  gereiht:  so  die  Einnahmen  aus 
Staatsstrassen  i Wegegeld i,  Telegraphen,  aus  der  Post  (besonders  aus  einzelnen 
Zweiircn  derselben,  wie  z.  B.  aus  der  Person  e  npost).  aus  der  für  Rechnung  Privater 
erfolgenden  Münzprägung,  aus  den  Staatsschulen  aller  Art  (Schulgeld),  aus 
Staatslotterien.  L)a  jedoch  hier  die  wirtschaftliche  Kechlsordmitig  für  diese  Ein- 
richtungen eine  ander«?  als  die  gewöhnliche  des  Concurrenzsystciiis  zu  sein  pflegt,  da 
ausserdem  aus  später  anzusehenden  Gründen  der  privat» irthschaftlichc  Gcsicht^pun.t 
hier  nicht  nur  nicht  der  leitende  oder  nur  \orwaltende  sein,  sondern  wenigstens  in 
unseren  Staaten  in  der  Gegenwart  in  der  Kegel  nicht  einmal  wesentlich  mehr  mit- 
sprechen soll,  ja  mitunter  ganz  fortfallet!  ruuss.  auch  schon  jetzt  wegen  der  irerinccreu 
Holte  des  in  der  Eiurichtunjr  steckenden  Kapitals  —  im  Gegensatz  zu  den  Eisen- 
bahnen, —  aus  finanziellen  Rücksichten  meist  nicht  mehr  nothweudig  entscheidend 
zu  sein  braucht,  so  werden  die  genannten  Einnahmen  hier  zu  der  folgenden  zweiten 
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Ilauptclasse  der  ordentlichen  Einnahmen  gerechnet,  die  meisten  jetzt  mit  Kocht  zu 
den  Gebührt-  n. 

Steint.  Ausg.  S.  250  macht  mir  einen  Vorwurf  daraus,  dass  ich  in  der  6.  Aus<r. 
der  Kauteln-»  Fiuauzwiss.  so  weitläufig  die  Eisenbahnen  behandelt  habe  und  doch  kein 
Wort  über  die  Telegraphen  hätte.  Er  hätte  vielfach  aus  meiner  Arbeit,  u.  A.  aus 
§.  113  Au  in.  a.  ersehen  können,  dass  und  warum  ich  die  Telegraphie  mit  der  Post 
unter  di«  Gebührenanstalten,  ni<  ht  unter  die  privatwirthschaftlichen  Unternehmungen, 
wie  in  einer  Hinsicht  die  Eisenbahnen ,  stelle.  Man  mag  diese  Gründe  angreifen  u. 
verwerfen,  kann  aber  doch  nicht  ignoriren,  dass  ich  hier  bestimmten  Gründen  foljre. 

Der  Umstand,  dass  einige  Zweige,  wie  Telegraphen,  Post,  Mün/e,  geschichtlich 
iiittl  uach  geltendem  Rechte  öfters  sogen.  Kegalien  sind,  nöthigt  nicht,  die  Ein- 
nahuien  aus  solchen  Zweigen  von  den  Gebuhren,  wozu  si<-  nach  ihrer  richtigen  finan- 
ziellen Auflassung  gehören,  als  besondere  Classe  abzutr.-nnen,  s.  folg.  Abschnitt. 

Die  Lotterie  dient  vielfach  als  Besteucrungsform  des  Spielgenusses.  Der 
finanzielle  Gesicbtspunct  soll  aber  nicht  der  entscheidende  sein  und  er  kommt  gar  nicht 
mehr  in  Betracht,  wenn  der  Staat  sich  ausschliesslich  das  Recht  vorbehält,  Lotterien 
zu  betreiben,  es  aber  ans  Gründen  dos  Volks-  u.  Staatswohls  nicht  ausübt.  Der  Vor- 
behalt erfolgt  dann  nur  wieder  aus  Gründen  der  Politik  u.  s.  w.,  um  Andre  am  Lottcrie- 
betrieb  /u  verhindern. 

Anhangsweise  kann  man  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  solche  ge- 
legentliche Einkünfte  stellen,  welche  aus  der  Veräußerung  alter,  abgenutzter  Ge- 
brauchsgegenstand-- der  Staatsverwaltung  erzielt  werden,  besonders  im  Militärdepartement. 


3.  Abschnitt. 

Allgemeine  Be  t  rächt  im  s  der  staatswirthsehal'tHehen 
Hinnahmen  oder  Auflasen  (Steuern),  insbesondere  der 

ticbilliren. 

Näheres  im  2.  Bande  d.  Fin.wiss.  Kap.  1  „die  Gebuhren".  Es  ist  nur  eine  leere 
l  i'  tion,  wenn  Maurus.  Besteuer.  S.  bS,  93,  am  h  den  Steuercharacter  der  privat- 
wirthschaftlichen Einnahmen  dos  Staats  behauptet  wie  ähnlich  schon  früher  Pfeiffer  1, 
til.  Danach  soll  z.  B.  der  Domänenbesitz  des  Staats  wie  eine  Vorenthaltung  von  so 
und  so  viel  Morgen  Land  p.  Familie  der  Staatsbürgerschaft  und  daher  wie  eine  Art 
Einkommensteuer  wirken.  Hier  wird  ebenso  einseitig  die  natürl  iche  Selbstverständlich- 
keit tlcs  bloss  privaten  Grundeigentums  angenommen  als  von  Seite  der  Soeialdemocratie 
die  natürliche  Selbstverständlichkeit  des  bloss  gemeinsamen  Grundeigentums.  Vgl. 
Grundlegung  Abth.  II,  bes.  Kap.  1.  Für  diese  schwache  Argumentation  Pfeif  fers 
hat  der  son>t  so  absprechende  I..  Stein  bloss  die  zahme  Bemerkung:  er  habe  diesem 
Gedanken  nicht  recht  folgen  können.  2.  A.  S.  153.  Die  der  Pfeifferschen  ähn- 
liche Erörterung  von  A.  Held,  Einkommensteuer.  S.  7~\  ist  zwar  etwas  vorsichtiger, 
aber  auch  noch  schief  und  zu  Missdeutungen  Anlass  bietend. 

I.  —  §.  204.  Die  staatswirtbschaftliehcn  Einnahmen 
gliedern  sich  in  zwei  Arten,  in  die  eigentlichen  Gebühren 
oder  specicllen  »Steuern  und  in  die  eigentlichen  allge- 
meinen Steuern  (Steuern  im  engeren  Sinne). 

G  e  b  tl  h  r  e  n  sind  Abgaben  ,  welche  von  Einzelnen  oder 
Gruppen  von  Einzelnen  als  ein  speciellcr  Entgelt  eines 
ihnen  vom  Staate  geleisteten  Diensts  oder  einer  durch  sie  dem 
Staate  verursachten  Ausgabe  (Kostenprovocation)  bei  der  Ausübung 
einer  Staatsthätigkcit  in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig 
bestimmten  Weise  und  normirten  Höhe  erhoben  werden. 
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Hier  wie  meistens  in  diesem  Werke-  sind  d.  Begriffsbestimmungen  u.  Forinuliruugen 
der  Einfachluit  und  leichteren  Verständlichkeit  wegen  für  die  Staats  tinauzen  ge- 
geben. Gebühren  u.  s.  w.  können  natürlich  auch  bei  den  Selbstverwaltuugskörpcni 
vorkommen.  Die  erforderliche  Umformung  i  Verallgemeinerung)  des  Begriils  ergiebt 
sich  leicht. 

Die  Einnahme  aus  den  Gebühren  hat  den  Zweck,  die  Kosten, 
namentlich  die  laufenden  Betriebskosten,  eventuell  auch  die  ge- 
wöhnlichen Herstellungskosten,  (bez.  einen  üblichen  Zins  und  eine 
Amortisationsquote  des  erforderlieh  gewesenen  Kapitalaufwands) 
der  betreffenden  Staatsthätigkeiten,  Einrichtungen  und  Anstalten 
ganz  oder  theilweise  zu  decken.  Ein  Ueberschuss  darüber 
hinaus  fallt  unter  den  Begriff  der  eigentlichen  Steuereinnahme. 

Die  Gebühren  wurden  bisher  (vor  ßau>  gewöhnlich  zu  den  Steuern  gerechnet 
Man  fuhrt  sie  meistens  unter  den  iudirecten  Steuern  auf.  obgleich  sie  grösstenteils 
direct,  d.  h.  von  demjenigen  gefordert  werden,  der  sie  tragen  soll.  Die  Gebuhren 
unterscheiden  sich  von  den  eigentlichen  Steuern  aber  so  wesentlich,  dass  es  uöthig 
ist,  sie  als  eine  besondere  Art  von  Auflagen  zu  betrachten.  Passcud  wird  jedoch 
das  Wort  Steuern  auch  in  einem  weiteren  Sinn  genommen .  wo  dann  die  Gebühren 
auch  darunter  begriffen  werden.  Früher  führten  sie  öfters  den  Namen  zufällige 
Einkünfte,  /.  B.  Sonnen f eis.  Ein..  §.  1 12.  116  11.,  auch  werden  sie  mitunter  Gefälle 
genannt.  Die  Neueren  sind  Kau  in  der  Bcgrillshestiintnung  und  Begründung  der 
Gebühren  vielfach  gefolgt.  Vgl.  übrig.  Pfeiffer  I,  2,J.">,  Uinpfenbach,  §.  23  ff.. 
Walcker,  Selbstverwaltung  d.  Steuerwesens .  S.  5,  14,  A.  Meyer  in  d.  Viertel- 
jahrschr.  f.  Volkswiithsch.  u.  s.  w.  1^64.  B.  S.  Hock,  öfl'.  Abg..  §.  14,  31—34, 
Stein,  Finanzen,  1.  A..  S.  106,  151  iL,  2.  A.  143,  215,  3.  A.  265—29«,  Parieu, 
traitc  des  impots  III,  165,  IKsobrasoff,  impots  sur  les  acte»,  in  den  memoire*  d. 
Pet.  Akad..  B.  X.  Nr.  14,  B.  XI,  Nr.  S.  in  d.  oben  gen.  Abhandl.  über  die  riveu. 
publ.  21,  23  If.  (Einteilung  wie  ich,  nur  das«  B  gewisse  Kegalien,  die  ich  zu  den 
Gebühren  rechne,  wie  Post  u.  A.,  als  Kegal  zu  d.  iudustr.  Eiuuahme  stellt. 
Kniesa.  a.  O.  lebcr  Stein 's  falsche  Trennung  gewisser  Regalien  von  den  (iebühreti 
s  die  unten  folg.  Beinork.  und  über  Umpfeubach's  im  Wesentlichen  richtige,  nur 
etwas  zu  weitgehende  Kehre  über  Gebühren  s.  o.  S.  476.  Etwas  abweichend  Schall, 
Abb.  Gebühren  in  Schönberg's  Handb.  II,  79.  Er  will  den  Gcbührenbegrill  aus- 
schliesslich au  die  Qualität  des  betretlcnden  Staatsacts  anknüpfen  u.  nur  von  „Ge- 
bühren" sprechen,  wo  es  sich  um  Amtshandlungen  zur  Verwirklichung  wesentlicher 
Staatszwecke  handelt.  Das  erscheint  mir  ein  wenig  zu  eng.  Uebiigens  habe  ich  nicht, 
wie  Schall  meint,  das  Moment  der  Bemessung  der  Gebuhr  nach  den  Kosten  in 
die  Definition  der  Gebühren  ee/ogen.  sondern  die  Kostendeckung  nur  als  einen  doch 
nicht  /.u  laiigncnden  Zweck  mit  augeführt.  Wieder  etwas  anders  Schaffte.  Steuer- 
polit.  S.  52.  454  11.,  der  von  ,.Verwalt  gebühren"  spricht,  wenn  die  beircll.  öffentl. 
rechtl.  Verwalt.eiuuahme  ..höchstens  auf  Deckung  der  Kosten  des  vergoltenen  Verwalt  - 
acts  berechnet  ist",  darüber  hinaus  braucht  er  den  m.  E.  leicht  irre  führenden  Aua- 
druck ..Steuergebühren"  oder  „Gcbuhreusteueni". 

Diese  Gebtlhreu  knüpfen  sich  an  zweierlei  verchiedene, 
wenn  auch  in  einzelnen  Fällen  nicht  immer  leicht  zu  unterscheidende 
Thätigkeiten  des  »Staats,  nemlich  an  die  Ausübung  wesentlicher 
llohcitsrechtc  und  an  Thätigkeiten,  welche  bloss  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen im  öffentlichen  Interesse  vom  Staate 
übernommen  sind.  Bei  den  ersteren  handelt  es  sich  vornemlich 
um  Thätigkeiten  zur  Ausführung  des  Rechts-  und  M  a  c  h  t  - 
zwecks,  bei  den  anderen  um  solche  zur  Ausführung  des  Cultur- 
und  Wohl  fahr  tsz  wecks. 
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An  diese  Uuter&chciduug  wird  auch  die  Gebührenlehrc  passend  angeknüpft. 
Der  historische  Staat  fugt  sich  allerdings  nicht  in  eine  enge  theoretische  Formel  und 
zeigt  namentlich  niemals  eine  vollige  Beschränkung  auf  den  Rcchtszwcck.  Ebensowenig 
haben  die  Hoheitsrcchte,  welche  wir  vom  Standpunct  der  Gegenwart  (,.iin  modernen 
Staate")  mit  Recht  wesentliche  nennen,  immer  alle  oder  im  jetzigen  Umfange  dem 
histor.  Staate  zugestanden .  ohne  dass  man  deshalb  den  Begriff  „Staat"  in  solchen 
Fallen  als  nicht  vorhanden  wird  bezeichnen  wollen.  (Jleichwuhl  ist  es  doch  vollkommen 
begründet,  erst  im  entwickelten  Rechts-  und  Cultur-)  Staat  das  wahre  Wesen  des 
Staats,  den  „wahren  Staat"  zu  erkennen.  Zum  Begriff  dieses  Staats  gehört  aber  dann 
dir  Uebernahme  aller  der  Functionen,  durch  welche  der  Rechtszweck  verwirklieht 
wird.  In  der  geschichtlichen  Erscheinung  des  tnodmieti  Staats  hat  sich  dies  auch 
geltend  gemacht.  Im  Unterschied  davuu  lasst  sich  von  keiner  einzigen  einzelnen  und 
nicht  einmal  von  einer  grösseren  Gruppe  der  zur  Verwirklichung  des  Cultur-  uud 
Wohlfahl ts/wecks  gehörigen  Staatsthätigkcitcii  behaupten,  dass  sie  auch  dem  hoch 
entwickelten  Staate  wesentlich  sind,  —  nicht  an  sich  und  nicht  ebenso  wie  die 
Kechbfunctioneii.  Die  Vornahme  einer  der  Functionen  auf  dem  zweiten  Gebiete  ist 
daher  nicht  als  wesentliches  Hoheitsrecht  zu  bezeichnen.  Das  ist  u.  A.  auch  gegen 
Stein ?s  neuen  Regalbegrilf  einzuwenden,  1.  A.  S.  134  ff..  2.  A.  S.  184  ff..  3.  A.  S. 
229  ff.  Denn  in  diesem  Begriffe ,  wo  die  Regalien  ..die  wirtschaftlichen  Hoheits- 
rechte des  Staats"  bedeuten  sollen,  wird  unter  Kegal  nicht  mehr,  wie  iu  der  späteren 
Rechts-  und  Finauzgeschichte  und  vielfach  noch  im  heutigen  Rechte,  ein  nutzbares 
kleineres,  .-ondern  gerade  wieder  wie  ehedem  ein  wesentliches  Hoheitsrecht  ver- 
standen. Es  ist  vom  Standpuncte  der  Rechtsphilosophie  wie  von  demjenigen  d.  Rechts- 
gesebichte  u.  des  positiven  Rechts  aus  gleich  sehr  willkürlich,  Münze,  Post,  Eisen- 
bahnen. Telegraphen,  Papiergeld,  Lotterie  überhaupt  Regalien  oder  wirtschaftliche 
Hoheitsrechte,  oder,  wenn  es  einmal  geschieht,  nur  sie  so  zu  nennen,  mit  Ausschluss 
aller  anderen  ähnlichen  Einrichtungen  und  Functionen  des  Staats.  Ganz  Verwandtes, 
wie  Posten,  Telegraphen  uud  Chausseen,  wird  dabei  getrennt.  Wenn  aber  Stein 
2.  A.  S.  IS1)  u.  3.  A.  S.  213  noch  ebenso  wie  iu  der  1.  A.  sogar  das  ..Regal"  definirt 
als  „diejen.  wirthsch.  Unternehmung,  deren  Existenz  u.  gesicherte  Ordnung  als  eine 
absolute  u.  allgemeine  Bedingung  der  wirthsch.  Wohlfahrt  eines  Volkes  erschein» 
u.  die  eben  deshalb  nicht  dem  Zufall  oder  der  Willkür  der  Einzelnen  in  ihrer  Be- 
gründung u.  Durchführung  überlassen  werden  kann,"  so  ist  es  doch  mindotens  gesagt 
eine  starke  Uebertreibung,  Post,  Telegr.,  Eisenb..  Lotto  hiernach  Regalien  zu  nennen 
u.  wiederum  nur  folgewidrig.  Wcjewesen  u.  vieles  Andere  nicht  ebenso  oder  nicht 
noch  eher  uuter  diese  Regalien  zu  reihen.  (Vgl.  übrigens  in  der  3.  A.  S.  21 S.  wo 
vom  Bergbau  gesagt  wird:  „er  ist  dio  Produktion  i>ic!)  einer  der  allgein.  u.  absol. 
Bedingungen  der  Volkswirtschaft  "  Warum  bleibt  er  dann  nicht  auch  jetzt  noch 
Regal?)  Audi  gerade  für  die  Finanzwissenschalt  und  speciell  für  die  Gebührenlehrc 
i*t  diese  neue  Unterscheidung  Stein 's  von  Regalien  und  Gebühren  nachteilig.  Da- 
gegen wird  durch  die  im  Text  befürwortete  Unterscheidung  gleich  das  richtige,  den 
gegebenen  Verhältnissen  angemessene  Princip  fur  die  finanzielle  Regeluug  des  Go- 
buhrenwesens  festgestellt:  eiu  niedriges  Maass  der  Rcchtsgvbührcn ,  ein  höheres 
der  übrigen,  namentlich  der  wirtschaftlichen,  derjenigen  für  materielle 
Leistungen  des  Staats  überhaupt*,  s.  u.,  auch  Hock,  öff.  Abg.  §.  31. 

Ueber  die  Eintheilung  und  Systematik  der  Gebühren,  mehrfach  abweichend 
von  der  Darstellung  im  Texte,  s.  Hock,  eb.  §.  31—34.  Umpfenbaeh,  g.  2ti— 44, 
Bcrgius  K  3  (v.  d.  Regalien  ,  Pfeiffer,  btaatseinuahme  I,  Th.  5,  natnetitl.  aber 
.Stein.  1.  A.  S.  137  t  Regalien  154,  2.  A.  S.  190,  (Regal.),  bes.  S.  226  II.  (Syst.  d. 
Gebühren'.  3.  A  S.  229,  2i>5,  I.  A.  I.  80*»  ff.  Hau,  5.  A.  §.  227  bis  2  40.  B e  s o - 
brasoff,  rev.  publ.  p.  24,  stellt  mit  Unrecht  bei  seiner  Hervorhebung  des  Unter- 
schieds v.  taxes  u.  droits  rejealiens  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  sich  bei  jenen  immer 
um  die  wesen  tliebeii  Zwecke  des  Staats  handle,  oder  als  ob  die  taxes  nur  bei  dein 
Kccbtszweck,  die  Regalien  nur  bei  dem  Wohlfahrtszwcrk  vorkämen.  Schall  a.  a.  U„ 
der  am  Kriterium  „wesentlicher  Staatszweck"  festhält,  bes.  S.  81.  Schaffte  a.  a. « ». 

II.  — •  §.  20o.    Haupt  arten  der  Gebühren. 
1.    Unter    wesentlichen    Hoheitsrechteu    (Regalien  in 
diesem  Sinne  des  Worts)  werden  hier  diejenigen  verstanden, 
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welche  zum  Begriffe  des  wahren  Htaais  gehören,  daher  ihm  rich- 
tiger Weise  ausschliesslich  zustehen,  und  deshalb  regelmässig  in 
gewissem  Umfange  bei  jedem  Staate,  ganz  allgemein  aber,  ausge- 
dehnt und  ausschliesslich  wenigstens  bei  dem  entwickelten  Staate 
gefunden  werden.  Dahin  gehören  mithin  vornemlich  die  Thätig- 
keiten  zur  Aus-  und  Durchführung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks des  Staats  (§.  33).  Diese  Thätigkeiten  werden  aus  einem 
allgemeinen  Grunde  im  Interesse  der  Gesammthcit  übernommen, 
aber  sie  kommen  in  vielen  Fällen  Einzelnen  besonders  zu  Gute 
oder  werden  von  diesen  besonders  verursacht.  Abgaben,  welche 
alsdann  von  diesen  Einzelnen  erhoben  werden,  sind  Gebühren. 
Man  kann  sie  in  ihrer  Gesammthcit  Rechts-  oder  Rechts-  und 
Verwaltungsgebühren  nennen. 

Als  (wahre  Gebühren  sin«!  die  Abgaben,  welche  sich  an  die  Staatsthatigkcitcn 
zur  Durchführung  des  Kechtszwccks  knüpfen,  aber  einmal  nur  dann  anzusehen,  wen» 
der  Einzelne  wirklich  aus  tri  Iiigen  sachlichen,  d.  h.  in  der  betretenden  StaabinstitutU.n 
liegenden  Grunden  in  eine  mit  Abgaben  verbundene  Berührung  mit  der  Staatsthätigk  -ii 
kommt  ;  (daher  denn  z.  Ii.  Abgaben  wie  im  französ.  Enregistretncnt  fur  die  Autheuü- 
eirung  des  Datums  d.  Urkunden  <s.  Hock  a.  a.  0.  S.  21 M  keine  Gebuhren-,  soud. 
hob«:  u.  lästige  Steuern  :-ind.  Ebenso  wonig  sind  Abgaben  noch  (iebübren,  bei  denen 
der  Zahlende  keine  Gegenleistung  von  der  Staatsgewalt  empfängt:  [gegen  Hot'fmann. 
wurtemberg.  Finan/reclit  I.  «i'.Mj;  ferner  nur  in  der  Höhe,  welche  mit  dum  Wertho 
des  geleisteten  Di.  iists  dir  den  Nutziii.  sscr  und  dem  Kostenbeträge  dieses  Diensts  t'ar 
den  Staat  in  einem  richtigen  Verhältnis*  steht.  Wird  eine  Abgabe  in  anderen  Fällen 
oder  in  einem  viel  höheren  Betrage  erhoben,  indem  /..  B.  ein  Dienst  oder  eine  Kosteii- 
verursaehung  nur  lingirt  oder  der  erste re  bloss  /um  Zweck  der  Einnahmebeschallung 
aufgezwungen  oder  der  Werth  des  Diensts  übermässig  hoch  angeschlagen  wird,  so  ist 
die  Einnahme  keine  Gebühr  im  richtigen  tiuau/wissctischnfilichen  Sinne  des  Worts 
mehr,  sondern  eine  bei  einer  besondern  Gelegenheit  erhob  -ue  eigentliche  Steuer,  ober 
welche  danu  als  Steuer  zu  urtheilen  ist.  "  S.  Tin.  U.  S.  43!»  Ii.  über  Wrk-  hrs- 
besteueruiig  u.  S.  155  II.  nber  Besteller,  d.  Erwerbs  durch  Anfall. 

2.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  weiden  vom  Staate 
vielerlei  Thätigkeiten  übernommen,  welche  einzeln  jedenfalls  nicht 
zu  den  wesentlichen  Staatsaufgaben  gerechnet  werden  können, 
wenn  sich  auch  ein  bedeutendes  öffentliches  Interesse 
an  sie  knüpft  und  sie  überhaupt  nur  im  Falle  eines  solchen 
vom  Staate  ausgeübt  werden  sollen.  Dahin  gehören  zehlreichc, 
aber  geschichtlich  und  von  Land  zu  Land  mannigfach  wandelbare 
Thätigkeiten  auf  dem  Gebiete  der  Cultur-  und  WohlfahrtsfÖrdcrung. 
Auch  hier  werden  Gebühren  von  denjenigen  erhoben,  welche 
durch  die  Berührung  mit  dem  Staate  und  den  bezüglichen  Ein- 
richtungen eine  Förderung  ihrer  speciellen  Interessen 
(besonderen  oder  grösseren  Nutzen  als  die  Allgemeinheit, 
andrerseits  Kostcncrsparung)  erlangen.  Die  Gesammtheit  dieser 
Gebühren  nenueu  wir  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebühren. 
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Auch  diese  Abgaben  fall..»  uuter  den  Begrill  der  Gebuhr  nur  unter  denselben 
Voraussetzungen  wie  die  Rechtsgebühren.  Weiden  sie  in  anderen  Fällen  oder  in 
höherem  Ausinaass  erhoben,  so  gehen  sie  in  eine  eigentliche  Steuer  oder  eine 
privatwirthschaftliehe  Gcwcrbs-)  Kente  für  den  Staat  über. 

Hei  vielen  hierher  gehörigen  Abgaben  ist  ein  solcher  Uebergang  leicht  möglich, 
jnanchfach  in  der  Praxis  vorgekommen  und  nicltt  immer  allgemein,  sondern  nur 
nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Kalles  zu  billigen  oder  zu  verwerfen. 
Man  kann  daher  auch  wieder  nur  für  gewisse  Zeiten  und  gewisse  Lander  an- 
geben, welche  Abgaben  auf  diesen  Gebieten  von  der  Verwaltung  als  Gebühren 
behandelt  werden  sollen. 

Das  System  der  Gebuhren  oder  die  weitere  Classification  der  beiden 
genannten  ifauptarten  wild  rationeller  Weise  durch  das  System  der  Verwaltung 
bestimmt.  Die  Begründung  des  Gebuhrensystems  gehört  daher  in  die  Venvaltungs- 
lebre,  die  finanzielle  Durchfahrung  desselben  in  die  spätere  spceiello  Gebuhren- 
lehre. S.  darüber  Fin.  II,  Kap.  1.  bes.  S.  29  II.  Stein  a.  a.  O.  bes.  die  Abschnitte  2.  A. 
S.  219  II.,  ."{.  A.  S.  2<»9.  über  die  Entwicklungsgeschichte  d.  Gebühren,  u.  S.  229  11., 
.*!.  A.  S.  279  If.  Uber  die  Rechtspflege  u.  d;is  Gcblihrenwesen .  4.  A.  I,  S.  3US  II.. 
.'517  ff.)  —  eine  vortrell liehe  Partie  dieses  Werks.  Schäffle  a.  a  0.,  bes.  Schall  a.  a. «). 
S.  9ö  II.,  der  seinem  engeren  Gcbührenbegrilf  gemäss  hier  im  Wesentl.  nur  die  obige 
erste  Classc  der  Gebühren,  die  Rechts-  u.  Verwalt.gebuhren  behandelt. 

Die  Kechts-  und  Verwaltungsgebühren,  welche  wirklich  als  Gebühren 
zu  erachten  sind,  komuieu  gemeinsam  mit  manchen  sogenannten  Gebuhren,  welche 
eigentliche  Steuern  sind,  in  der  Praxis  und  in  der  Sprache  der  Gesetze  unter 
verschiedenen  Namen  als:  Hechts-,  Justiz-,  Gerichts-,  Polizeigebuhren  (auch 
wohl  -  T  a  x  e  n ),  als  G  c ri  c  h  ts k o s t  e  n ,  V  e  r in  ö g e  n  s -,  insbesondere  < i  e  1  d  s t  r a  f e  n  u. s.  w. 
vor.  Eine  glcichmässige  allgemein  gültige  Eintheilung  fehlt  in  der  Praxis  noch.  In 
der  Sache  selbst  liegen  auch  manche  Schwierigkeiten.  Die  Jurisprudenz  hat  dieses 
wichtige,  so  viele  privatrcchtlichc  Verhältnisse  berührende  Gebiet  des  Gcbuhrcnweseus 
noch  nicht  genügend  bearbeitet.  Daraus  erklart  sich  auch  der  häutig  bemerkbare 
Mangel  scharfer  juristischer  Piäcision  des  Ausdrucks  in  den  Gesetzeu  selbst  Dies 
rügt  richtig  Moi  ,  Randbemerk,  zum  ftsterr.  Gebuhrengesctze.  Wien  1^70  (Separat- 
abtlruck  aus  der  allgemeinen  österr  Gerichtszeituug),  eine  bemerkenswerthe  Abhandlung. 

III.  —  §.  206.  Erhebungsform  vieler  Gebühren. 
8  t  c  m  p  c  1.  In  der  Finanzwissenschaft  hat  namentlich  ein  Um- 
stand Unklarheiten  über  das  Wesen  und  die  richtige  Eintheilung 
dieser  Gebühren  veranlasst,  nemlich  die  äussere  Form  der 
Erhebung.  Viele  Rechtsgeblihrcn,  manche  mit  ihnen  fälschlich 
zusammengeworfene  eigentliche  Steuern,  aber  auch  einige  Gebühren 
aus  der  zweiten  Classe  des  GeMihrenwesens  werden  vermittelst 
eines  sogen.  »Stempels  erhoben :  Ks  wird  gesetzlich  vorge- 
schrieben, dass  bei  gewissen  Berührungen  des  Einzelnen  mit 
Staatscinrichtungcn  und  Thätigkeiten  für  die  dabei  vorkommenden 
Schriftstücke,  für  gewisse  Urkunden,  Documente  u.  s.  w.  ein  vom 
Staate  mit  einem  W  c  r  t  h  s  t  e  in  p  e  1  versehenes  Papier 
(„Stent  pelpapicr4')  oder  eine  staatliche,  aul*  das  Schriftstück 
zu  klebende  und  eventuell  zu  überschreibende  Stempelmarke 
gebraucht  werden  soll.  Durch  die  gesetzliche  Anordnung  des  Ge- 
brauchs des  Stempels  wird  also  bloss  die  G  ebührcnpf  lichtig- 
keit  einer  solchen  Berührung  mit  einer  Staatseinrichtung  (oder  in 
auderen  Fällen  die  Stcucrp  Tüchtigkeit  in  einem  bestimmten 
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thatsächlichen  Fall,  bei  einer  gewissen  Handlung  u.  s.  w.)  ausge- 
sprochen. Die  Vorschrift  über  den  Gebrauch  eines  Stempels  in 
bestimmter  Werthhöhe  normirt  die  Gebührensätze,  so  dass  der 
8 1  e  in  p  e  1 1  a  r  i  f  G  e  b  ü  h  r  e  n  t  a  r  i  f  wird.  Die  wirkliche  Anbringung 
des  Stempels  auf  dem  bezüglichen  Schriftstück  u.  s.  w. ,  welches 
den  Beweis  für  die  Inanspruchnahme  der  bestimmten  Staatsthätig- 
keit  (oder  für  die  Steuerpflichtigkeit)  bildet,  liefert  den  Beweis  für 
die  Zahlung  der  Gebühr  und  die  Quittung  darüber.  Diese  Stempe- 
lung, die  Benutzung  von  Stempelpapier  und  vollends  von  Stempel- 
marken ist  eine  für  die  Staatsbehörden  wie  für  die  Zahlungs- 
pflichtigen einfache  und  bequeme  Gebühren-  und  Steuer- 
erheb ungs  form.  Aber  eben  deshalb  ist  der  Begriff  einer 
besondern  „Stempelgebühr"  (SteinpelgePalle ,  „Stempel- 
steuer'') als  einer  eigenen  Gebührenart  unhaltbar.  Es  giebt 
immer  nur  mittelst  Stempels  erhobene  Gebühren  oder 
Steuern,  aber  keine  „Stcmpelgebübren". 

Etwas  Aeusserlichcs ,  Unwesentliches  wird  bei  der  Aufstellung  von  „Stempel- 
gebuhren"  zu  einem  wesentlichen  inneren  Uuterscheiduugsincrkinal  gemacht.  Dies 
zeigt  sich  auch  darin,  dass  manche  (iebühreu,  statt  durch  vor»chriftsinassigen  Gebrauch 
von  Stempelpapier  oder  Stempelmarken,  durch  unmittelbare  Einkassirung  des 
Schuldbetrags  erhoben  werden.  Auch  ist,  wie  gesagt,  die  Erhebung  mittelst  Stem- 
pels keineswegs  auf  Hechts-  und  Verwaltungsgebühren  beschränkt,  wenn  sie  hier  auch 
am  Aeltesten  und  Häufigsten  ist.  Sic  dehnt  sich  ihrer  formellen  Vorzüge  wegen  auf 
immer  mehr  Gebiete  des  Gebühren-  und  des  eigentlichen  Steuerwesens  aus.  jenes  z.  B. 
bei  den  Post-  u.  Telegraphenifebuhrcn  (Porto  i.  denn  die  betr.  Marke  ist  nichts  Anderes, 
als  eine  Stempelmarke,  dieses  /..  B.  bei  d.  Besteuerung  v.  Zcituugen,  Buchern. 
Brochtireu  'Prankreich).  Spielkarten.  Kalendern,  Tabak  (russ.  Handerollensystem  •  u.  >.  w. 
Vgl.  Uber  England:  Vockc,  britische  Steuern  ..Gebraucbssteuern  in  Stempclfornf. 
S.  210,  über  Nordamerika  mancherlei  \\  aarenstempel ,  Hock.  I  in.  Amerika  s 
S.  200  II".  Wechsel-,  viele  Urkunden-  ^Contract-,  Obligationen-,  Actien-).  „Erbschafts- 
stempel" u.  s.  w.,  sind  keine  Gebührenerhebungen,  sondern  Steuererhebungen. 

Näheres  über  die  Erhebungsform  von  Gebnhren  (u.  gewissen  Steuern,  namentl. 
den  sogen.  Verkehrssteueru)  in  Pin.  II.  §.  320 — 324,  auch  S.  29  lf.,  439  H.  Schall 
a.  a.  0.  S.  >s  II.    Kau  l,  §.  231  tf. 

Die  ..Stempclgobuhr"  als  besondere  Art  vou  Staatseinkünften  ist  nach  Box  hörn, 
disipiis.  polit.  Amst.  10t,3  p.  3iO  von  einem  Holländer  erdacht  worden,  nachdem 
die  ti  uetalstaateu  einen  Preis  auf  die  Erfindung  einer  neuen,  nicht  druckenden  und 
doch  einträglichen  Abgabe  gesetzt  hatten.  D  e  Einführung  geschah  1024  und  erwies 
sich  bei  der  Menge  der  Veitrag&urkundcn,  die  in  jenem  reichen  Lande  jahrlich  aus- 
gestellt wurden,  sehr  einträglich.  Per  gen.  Verfasser  ruhmt,  dass  die  Gebühr  niedrig, 
dass  die  Unbegutertcu  nicht  davon  getrollen  werden  u.  dass  der  Ertrag  für  die  Staats- 
kasse gross  sei.  Eine  Art  von  Stempelpapier  kommt  zwar  schon  in  den  römischen 
Gesetzen  vor  (Nov.  4U.  aber  ohne  Erwähnung  einer  davon  angeordneten  Bezahlung 
Beckmann.  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Erfind.  II,  300—310  Einfuhr,  in  England  1H71. 
I  ra  ikreich  1073,  Oesterreich  10*6.  Baiern  1890.  (Nach  Kau  JS.  231  Noten). 

Stempelmarken  in  England  I »53  (10.,  17.  Vict.  c.  59.  v.  4.  Aug.),  Oesterreich 
V.  v.  2h.  März  P>54  (v.  Czörnig.  Neugestaltung.  S.  145  .  Frankreieh,  Ges.  \om 
11.  Juni  1S59  (timbre  mobile).  Preussen.  Ges.  v.  2.  Sept.  1MJ2  u.  a.  L.  in.  Der- 
jenige, der  das  Blättchen  anklebt,  muss  seinen  Namen  oder  die  Anfangsbuchstaben 
des  Sehriftstücks  oder  das  Datum  darauf  schreiben  und  es  dadurch  zum  weiteren  Ge- 
brauche untauglich  machen.   In  gewissen  l  älleu  muss  auch  ein  ölfontl.  Beamter,  z.  B. 
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der  Behörde,  welche  das  Schriftstück  ausstellt  oder  beglaubigt  u.  s.  w.,  die  l'eber- 
schreibung  der  Marke  vornehmen.  (Kau.) 

Namentlich  Stein  bat  den  Stempel  als  eine  blosse  Form  der  Erhebung 
einer  Abgabe  richtig  gekennzeichnet,  1.  A.  S.  153.  Aehnlich  aber  schon  vorher 
l'inpfenbach.  §.  26  ff. 

Von  einer  besonderen  ,.St  empclgebuh  r",  von  Stempelgefällt' n,  als  ..einer 
in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  vorkommenden  Gcbubrena rt"  spricht  auch  Kau 
in  230,  231.  Stempel  auf  vcrkäufl.  Gegenstände  Zeitungen.  Spielkarten)  siebt  übrigms 
auch  er  §.  231  a.  E.  als  Steuern  an.  Die  Früheren  stellen  Kau  folgend  meistens 
eine  besondere  Stempelsteuer  auf,  wie  es  die  Praxis  und  Gesetzgebung  noch 
heute  vielfach  thut,  so  in  Preusscn  (Stempelsteuer  unter  den  iudirecten  Steuern, 
bei  der  Einnahme  des  Finanzminist.,  Gerichtskosteu ,  Strafen  früher  bei  denen  den 
Jubtizmin.).  Vgl.  schon  Sonnen  fels,  «$.  119  ff.,  dann  auch  Pfeiffer  I,  345  Anm.. 
der  den  Ausdruck  Stempelgebiihren  vermeidet,  weil  der  Stempel  so  verschiedentlirh 
verwendet  werde. 

Unmittelbare  Einkassirung  grösstenteils ,  wenn  nicht  allein  bei  den  Gcrichts- 
uebühren,  s.  Fin.  11,  $}.  322.  In  dem  österr.  Ges.  über  Gebuhren  v.  D.  Febr.  werden 
ausdrucklich  die  unmittelbaren  Gebühren,  welche  durch  unmittelbare  Einzahlung, 
und  die  übrigen,  welche  durch  Verwendung  von  Stempelmarken  oder  Stcmpclpapicr 
zu  entrichten  sind,  unterschieden.  Vgl.  Dessary.  österr.  Finan/.gesetzk.  S.  55.  Iu 
Frankreich  gab  es  nach  Hock,  Fin.  Frankr.  S.  l!»7.  kein  höheres  Stempelpapier 
als  10  Fr.  Grössere  Beträge  werden  mittelst  Vidirung  der  Urkunde  durch  die 
Stempelämter  als  berichtigt  bezeichnet.  Es  ist  sogar  unzweckmässig,  wenn  eine  Ab- 
gälte stets  nur  in  Stempelform,  nicht  auch  durch  unmittelbare  Zahlung  entrichtet 
werden  kann,  z.  B.  bei  der  Wechsel besteuerung.  Im  Sommer  1  ST  1  soll  z.  B.  ein 
Wechsel,  gezogen  von  der  französ.  Kcgierung  auf  ein  Bcrl.  Haus  mit  03  Marken  zu 
10  Thlr.  versehen  worden  sein.  Hier  hört  natürlich  die  Bequemlichkeit,  der  Zweck 
der  ganzen  Einrichtung,  auf. 

Auch  die  Leistung  sogen.  „Beiträge",  —  einmaliger,  insbesondere  zu  den 
Anlage-  und  ersten  Einrichtungskosten,  oder  auch  fortlaufender,  zu  den  Betriebs- 
kosten oder  zu  der  Verzinsung  (und  Tilgung)  des  Anlagekapitals  einer  öffentlichen, 
einzelnen  Personen  oder  Personemrrnppen  besonders  mit  dienenden  Einrichtung  —  i>t 
priucipiell  eigentlich  nur  eine  Zahlung  von  Gebuhren  in  einer  besonderen  Form 
der  Pauschal! rung  oder  Abfindung.  S.  dart))>er  die  schönen  Erörterungen  von 
Neu  mann,  projrress.  Einkommensteuer.  Kap.  2,  S.  4»i  ff.  mit  den  dazu  gehör. 
Noten  S.  205  ff.    Näheres  in  Fin.  II  §.  325. 

IV.  —  §.  207.  Gebühren  der  zweiten  Classe  in  der 
Rechts  form  des  Regals.  Auch  das  Recht  der  Vornahme 
einzelner  zum  Gebiete  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsforderung  ge- 
höriger Thätigkeiten  hat  sich  der  Staat  mitunter  ausschliess- 
lich vorbehalten ,  wenn  auch  etwa  die  Ausübung  dieses  Rechts 
dann  Privaten  tiberlassen  wurde.  Auch  ein  solches  ausschliess- 
liches Recht  des  Staats  ist  Regal  genannt  worden.  Die  Regali- 
sirung  kann  nun  hier  einen  zweifachen  Zweck  haben: 

1.  Sie  kann  einmal  wie  im  Falle  eines  wesentlichen  Hoheits- 
rechts erfolgen,  weil  die  bezügliche  Thätigkeit  nach 
ihrem  Inhalte  am  Passendsten  vom  Staate  ausgeübt 
und  die  Vornahme  der  Leistungen  durch  den  Staat 
dadurch  erleichtert  sowie  ihre  gute  Beschaffenheit 
verbürgt  wird. 

2.  Sie  kann  aber  sodann  auch  bloss  oder  vor  wiegend  im 
I uteresse   der  finanziellen  Ausbeutung  einer  solchen 
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Thätigkeit  stattfinden ,  wobei  das  Regal  wesentlich  zur  St  euer - 
form  wird.  Früher  war  dies  mehrfach  der  Fall,  namentlich  beim 
Münz-  und  Postwesen  (Münzregal ,  Postregal).  Solche  Kegale 
wurden  dann  von  den  „höheren"  oder  „wesentlichen"  als 
sogen,  nutzbare  oder  niedere  unterschieden,  zu  denen  ausser 
den  genannten  noch  gewisse  grundherrliche  und  sonstige 
gewerbliche  Regale,  aber  auch  nach  Kecbtsgescbiehte  und 
geltendem  Rechte  noch  mancherlei  andere  eine  Einnahme  gebende 
Rechtsinstitute  zählen. 

In  der  Gegenwart  darf  nun  in  der  Regel  bloss  der  erste, 
nicht  der  finanzielle  Zweck  für  die  Beibehaltung  oder  Ein- 
führung der  Regalisirung  einer  Staatsthätigkeit,  welche  in  das 
Gebührengebiet  gehören  soll,  entscheiden,  so  namentlich  beim 
Post-,  Münz-,  Telegraphenwesen. 

Alsdann  erlangen  die  Einnahmen  aus  letzteren  Einrichtungen 
aber  auch  eine  andere  Stellung  im  System  der  Staatseinnahmen. 
Sie  gehören  zu  den  Einnahmen  aus  Gebühren,  während  die 
Einnahmen  aus  den  übrigen  nutzbaren  Regalien  meistens  als 
eigentliche  Steuern  zu  betrachten  sind.  Das  Staatsvorrcebt 
bildet  dann  kein  characteristisches  Unterscheidungsmerkmal  mehr 
zwischen  diesen  Gebühren  aus  regal is irten  Staatsthätigkeiten 
und  anderen  Gebühren. 

l'eber  den  histor.  Begrill  des  Kegal s  u.  seine  Entwicklung'  u.  über  «Ion  heut, 
rechtl.  Begriff,  soweit  er  überhaupt  im  geltenden  Hechte  noch  anzuerkennen  ist,  siehe 
llüllmann.  (ieseh.  d.  Ursprungs  der  Kegal.  1M)4.  (im  einer,  Beiträge  z  Lehre  v.  d. 
Bega].  Is42,  Krau  t,  (iruudriss  z.  Vöries,  über  D.  Privatreeht  <H.  A,  1845),  §.  1 17  u.  ff. 
•  Qucllcnnnsxnjre),  Kich  hom.  Kcehtsgeseh.,  Zaeharia,  über  Kegal.  u.  s.  w.  in  der 
Ztschr.  für  Deutsches  Bccht  B.  S.  K1.  Bühlau,  de  regal.  notione  u.  s.  w.  1S.'»ö. 
Strauch,  ub.  Urt>pr.  u.  Nat  d.  Kegal.,  ] *>r»5  (kurze  U-ebersicht  »1er  Lehrmeinungen 
der  Autoren  über  d.  Begr.  Kegal.  wenn  auch  sonst  im  Besultat,  dass  es  keine  jurist. 
i  Instruction  des  Keyalbegrills  gebe  und  geben  könne  und  das  Kegal  überhaupt  kein 
jurist.  Begrill  sei,  von  zweifelhaftem  Werth«,  ehend.  S.  7s>  Pözl,  Art.  Kegal.  und 
Laspcyres.  Art.  Staatsmonopol  im  Staatswörterl».  VIII  und  IX,  Zachariä.  D. 
Staatsrecht  §.  203  u.  II.,  <i  erber,  1).  Privatrecht  (4.  Ai,  bes.  §.  67,  »esoler,  1>. 
Privatrecht  (2.  A.  ISGli),  §.  '.14.  Stobbc,  Deutsches  Priv.recht,  2.  A.  Berl.  iH^.'t, 
II.  s|.  Vgl.  auch  Koscher,  (iesch.  d.  Nnt.-Oekon.  Kap.  6  (Eindringen  des  witschen 
Kegalismus),  bes.  M  S.  l.'»S  ff.  über  die  ..Kegalwirthschaft"  als  Zwischeustufo 
zwischen  der  mittelalterl.  Domänen-  und  der  modernen  Steuerwirthschaft.  Er  unter- 
scheidet bei  den  neueren  Volkern  zwei  Perioden  des  Kcgalismus,  die  eine  im  An- 
schlu>s  an  das  sinkende  Pomänenthuui.  wesentl.  feudalistisch,  die  andre  au  das  heran- 
nahen, le  Vorherrschen  der  Steuern,  wesentl.  absolutistisch;  ferner  vier  Gruppen :  Lehens- 
gt  fälle,  die.  möglichst  ausgebeutet  wurden;  Erklärung  aller  herrenloser 
Guter  -  -  weit  gefasst  als  Krongut;  Bezahlungen  für  die  eigene  polit. 
Thätigkeit  der  Kc  gierung  (mit  vielen  ge  b  n  h  reu  artigen  Abgaben;  Gewer  be- 
il. Handelsgeschäfte  d<\s  Staats  (Monopole,  alter  auch  manchen  verschieden- 
artig, (iestchtspuneteti  erwuchsen'. 

Höchst  abweichende  Vorstellungen  der  alteren  Puhlkisten,  aber  kaum  geringeres 
Auseinandergehen  auch  noch  der  heutigen,  wie  Strauch 's  Schrift  zeigt!  K  lock  's 
Wort  de  aerario  S.  s.*!  d.  2.  A..  regalia  vero  quae  sint  vix  detiniri  i-oterit.  gilt  einiger- 
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inassea  auch  heute  noch.  Die  Aelteren  nehmen  zahllose  Regalien,  d.  h.  vornemlich 
nutzbare,  an,  so  Ma  tt  h  a  c  u  s  d  e  Afflictis  125,  Chassa  n  e  us  20S.  Petrus 
Antonius  de  Petra  gar  413.  Klock  S.  107.  Vgl.  Bergins.  Magaz.  Art.  Regal, 
VII.  242,   (Hau      100  Note  at. 

Auch  die  neueren  Juristen  sind  nicht  einmal  aber  die  Zahl  der  früher,  selbst 
nicht  der  heute  als  Regalien  anzusehenden  Kocht*-  des  Staats  einig-.  Während  die 
Kineo,  wie  Bösel  er  a.  a.  O.  S.  300  den  Begrilf  der  Regalien  „auf  die  hergebrachten 
oder  festgestellten  Arten  beschränken,  ohne  dass  eine  Ausdehnung  desselben  auf  ver- 
wandte Verhältnisse  durch  die  wissensch.  Doctrin  zulässig  erscheint  ',  daher  Kisenbahnen, 
Telegraphen  nicht  zu  den  Kegalien  zählen,  geschieht  dies  von  anderen  wieder,  so  von 
Keyscher.  Ztscbr.  f.  D.  Kocht  H.  l'<.  S.  2 l.H  Ii".,  eb.  B.  19.  so  noch  neuerdings  in 
Betreff  der  Telegraphen  von  Meili,  Telegraphenrecht.  Zur.  1*>71.  Sicher  ist  es  da- 
her schon  schwer,  sich  für  die  Finanzwissenschaft  von  den  Kechtshistorikern  und 
Juristen  Kaths  zu  holen  über  den  jurist.  Begriff  des  Kegals  zu  irgend  einer  bestimmten 
Zeit  Um  so  weniger  kann  uns  die  verwandte  Discipliu  einen  klaren  fin an /wissen- 
schaftlichen Bcgrilf  des  Kegals  bieten.  Dies  erkaunten  schon  die  Cameralisten  des 
vor.  Jahrhunderts,  so  (in  Anknüpfung  an  Seckendorf!")  Justi.  Finanzsystem  §.  2(12. 
Staatswirthschaft  II,  tj.  !).">.  97.  Bergius,  Magaz. ,  VII,  243  lt.,  Sonnen  fei  s. 
Fin.  §.  JOS,  welcher  letztere  in  §  110  klar  trennt:  diejeu.  Kegalien,  welche  ihrer 
Wesenheit  nach  Steuern  ».Abgaben  u.  nach  allgemeinen  Grundsätzen  der  Steuern 
zu  verwalten  sind  u.  die,  welche  als  Hülfstheile  zur  Beförderung  der  Polizei  u.  Hand- 
lung beitragen. 

Ueber  den  historischen  Begriff  der  Kegalien  sei  bemerkt,  dass  der  Ausdruck 
in  Reichsgesetzen  zuerst  im  12.  Jahrhund.  vorkommt,  so  im  Wormscr  Concordat.  für 
d.  Temporalien,  die  den  Bischöfen  vom  Kaiser  verliehen  werden  (Portz,  leges  11, 
p.  76.  69.  so  auch  Strauch  a.  a.D..  S.  1  II'.,  Hemeler  S.  35S<,  dann  in  der  Constit. 
Frieder.  I  de  rcgalibus  v.  115S  (Pertz.  II,  p.  III)  für  die  kais.  Befugnisse  in  Dber- 
italicn,  die  andere  Personen  nur  durch  Belohnung  erlangen  konnten.  Später  entwickelt 
sich  der  Beitritt  Regal  so,  dass  darunter  «Ii*;  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt 
als  solchem  (in  Deutschland  früher  dem  König,  später  auch  dem  Landesherrn)  zu- 
stehenden Rechte  (einerlei,  ob  wescutl.  selbstverständliche  Ausflüsse  der  Staatsgewalt 
oder  ob  auf  besond.  Thatsachen  im  einzelnen  Staate  beruhende  Rechte  verstanden 
werden,  so  allgemein  in  Deutschland  im  16.  Jahrhundert.  Die  Abschwächung  der 
kaberl.  Gewalt  brachte  nur  zu  Wege  dass  die  Territorialherren  die  meisten  Regalien 
an  sich  ziehen  konnten.  So  war  lange  Zeit  Regal  und  Hoheitsrecht  identisch.  Zu 
diesen  Regalien  gehörten  aber  namentl.  auch  gewisse  fiscal.  Rechte,  deren  Bedeutung 
eben  in  ihrem  finanz.  Nutzen  lag.  i.S.  Roscher  a.  a.  ().  S.  15s—  Hin.)  Die  An- 
wendung mancher  Sätze  des  röm.  Fiscalrechts  hat  zu  dieser  Entwicklung  beigetragen. 
Noch  mehr  hat  der  vielfache  enge  Zusammenhang  oder  das  völlige  Zusammenfallen 
von  Landeshoheit.  Lchensherrschaft  und  Grundherrschaft  der  Verbindung  solcher  finanz. 
Recht*!  mit  den  Kegalien  Vorschub  geleistet.  Vom  10  Jahrh.  an.  wo  der  Staatsbegrilf 
schärfer  hervorzutreten  beginnt,  erfolgt  dann  in  Theorie  u.  Praxis  allmälig  eine 
Trennung  der  bunten  Mannigfaltigkeit  von  Rechten  des  Inhabers  der  Staatsgewalt, 
welche  unter  dem  Namen  Regalien  zusammengefasst  wurden,  und  zwar  so,  dass  die 
wesentlichen  Rcgi  eru  n  gs  rech  t  e  ,  die  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  gehören 
und  im  (noch  so  eng  gefasstem  BegriiT  des  Staats  liegen  (wie  Ziegler  bei  Strauch 
1.  o.  de  jur.  in.ijest.  tract.  10M  sagt:  jura  quae  gubernalionctn  et  statum  ipsum  reipubl. 
concernant)  höhere,  majora,  die  von  wesentlich  bloss  finanzieller  Bedeu- 
tung (commoda  et  einolumenta ,  quae  ex  bonis  publicjs  ....  pereipiuntur ,  dcrs.t, 
niedere  oder  nutzbare,  tninura  genannt  wurden.  Wie  ..die  begriffliche  Unter- 
scheidung der  dem  Staate  seinem  Wesen  nach  zustehenden  Hoheitsrechte  von  den 
zufällig  erworbenen  fisealischen  Rechten,  die  der  Staat  nur  so  besitze,  wie 
sie  auch  ein  Privater  besitzen  könne"  nur  eine  der  Consequenzcn  der  Entwicklung 
des Sou voran ctätsbcgiiffs  gegen  Schluss  des  Mittelalters  war.  zeigt  G  ierke,  Genossensoh.- 
rerht  III,  623  (ISSl  i. 

Für  jene  wesentlichen  Hohcitsrechte  kam  der  Ausdruck  Regal  dann  allmälig 
mehr  und  m.-hr  ausser  Gebrauch,  sodass  Wissenschaft.  Gesetzgebung  und  Praxis 
iintT  Regalien  schlechtweg  nutzbar»'  oder  I  inanzrcgalien  verstanden.    D;izu  ge 
harten  min  bes.  zw*-i  Classen:  grundherrschaftlich*',  welche  Beschränkungen  des 
privaten  Grundeigonthnins  in  ausschließenden  Rechten  des  Staat«,,  gewisse  „herrenlose" 
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Sachen  in  Besitz  zu  nehmen,  enthalten  ivom  ältesten  Rechte  nicht  gekannt,  naincntl. 
Berg-,  Salz-,  Forst-,  Jasrd-,  Fischereiregal)  und  gewerbliche  Regalien  (bes.  Post 
und  Münze,  früher  zahlreiche  andere.  s>ehr  verschieden  in  den  einzelnen  Ländern). 
Die  ire nannten  sind  die  einzigen  Kegalicn.  welche  neuere  Germanisten,  wie  Bcselcr 
S.  31)0  als  eigentlich  nutzbare  Regalien  des  (bedinirti  gemeinen  Rechts 
anerkennen,  wahrend  sie  allgem.  Vorrechte  des  Fiscus  auf  erblose  Guter  u.  s,  w.  von 
den  Ketralien  abschliessend.  Dasresreti  ist  der  Begriff  der  nutzbaren  Regalien  vom 
Gesetz  (so  im  Preuss.  Allg.  L.  Recht  Thl.  II,  Tit.  14  §.  21.  24»  wohl  weiter  ge- 
fasst,  so  dass  das  Nutzungsrecht  der  im  gemeinen  Eigenthum  des  Staats  stehenden 
Land-  und  Heerstrassen,  der  von  Natur  schilfbaren  Ströme,  des  Ufers  des  Meers.  d-T 
Häfen,  ferner  das  Recht  auf  alle  Arten  herrenloser  Güter  (verlassener,  erbloser  u.  s.  w  ). 
»las  Recht,  verwirkte  Güter  einzuziehen.  Geldstrafen  aufzulegen,  Abzugsgelder  zu  for- 
dern (Preuss.  Landr.  a.  a.  0.  §.  2'Jt,  endlich  mitunter  noch  weiter  Zölle,  Gelcirsgelder. 
Sporteln,  Stempel  u.  9.  w.  unter  den  Regalien  begriffen  sind.  Dass  dies«;  Regalien 
zum  staatsrechtl.  Besrrifl'  des  Domaniutns,  die  Einnahmen  daraus  zu  den  Katnuieivin- 
kunften  gehörten  u.  der  Einwirkung  der  Landstände  entzogen  waren,  hat  abermals  nur 
d.  Verwirrung  in  d.  Ansichten  über  diese  Regalien  als  Einnahmeart  gesteigert,  weil 
d.  Stcu»  rcharact«:r  sehr  vieler  nun  vollends  verkannt  wurde.  Trotzdem  stellte  d.  ölfentl. 
Recht  öfters  auch  wieder  »lie  Regalien  den  Eitrcnthumsrechtcn  am  werbenden  Ver- 
mögen (Domänen  u.  s.  w.)  wie  andererseits  dem  Rechte,  Steuern  aufzulegen,  «resren- 
i'iber.    (Vsrl.  f.  diese  historische  Darlegung  bes.  Strauch.  Pözl,  Bender  a.  ».  O.) 

Auch  Rau  wie  die  Cameralistcn  des  vor.  Jabrh.  sah  daher  ein  (§.  lt>6  d.  5.  A.l, 
dass  dieser  rech tsgesch ich tl.  u.  positivrecht).  Begriff  Regal  für  d.  Finan z- 
wissense  h.  schlechterdings  unbrauchbar  sei.  ersetzte  ihn  durch  den  finanz- 
wissenschaftlichen: ein  Vorrecht  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  ein 
Gewerbe,  das  ohne  besondere  gesetzl.  Bestimmung  zu  den  burgcrL  Nahrungszweigen 
gehören  würde,  u.  rechnete  unter  solche  Regale  die  Berg-,  Salz-  u.  Salpeter-,  Jagd- 
u.  Fischerei-,  Münz-,  Tabak-  u.  and.  Gewerks-  u.  Handels-,  Post-,  Staatseisenbabn-. 
Fähr-  u.  Flöss-  u.  Glüeksspielrcgale.  Aber  hierbei  wurde  der  schon  von  Sonncn- 
fels  a.  a.  0.  klar  erkannte  Steuercharactcr  der  einen  u.  polizeiliche  oder 
Verwaltungszweck  der  anderen  Regale  wieder  übersehen,  was  ich  jetzt  durch 
Einreihung  der  ersteren  Regalien  unter  die  eigentlichen  Steuern  und  der  letzteren 
unter  die  Gebühren  berichtigt  habe.  Im  Grunde  ist  zwischen  meiner  u.  Stein 's  Auf- 
fassung kein  sehr  grosser  Unterschied,  nur  dass  ich  glaube,  den  neuen  Stein  sehen 
Regalbcgriir u.  damit  eine  selbstständ ige  Einnahme  art  der  Regalien  im  Ein- 
nahmesystem  der  Finanzwissenschaft  gegenwärtig  fast  ganz  verwerfen  und  die 
Stein  sehen  Regalien  unter  die  Gebühren  (Münze,  Post,  Telegraphen)  oder  unter  die 
privatwirthschaftl.  Einnahmen  (Eisenbahnen)  oder  unter  dio  Steuern  (.Lotto)  reihen  zu 
müssen. 

Die  Finanzwissenschaft  muss  daher  vor  der  Vermengung 
der  Finanzregalien  und  Gebühren  warnen.  Ueber  äusseren 
Aehnlichkeiten  werden  hier  die  tieferen  Verschieden- 
heiten Ubersehen. 

Die  äussere  Aehnlichkeit  liegt  darin,  dass  sich  jedesmal  eine  Einnahme  an 
eine  specielle  Staatsthatigkeit  und  zwar  an  eine  dem  Staate  ausschliesslich 
vorbehaltene  anknüpft.  Aber  weder  erfolgt  die  Thätigkeit  bei  dem  Finanzregal  zu 
demselben  Zwecke  wie  bei  der  Gebühr,  noch  beruht  das  Staatsvorrecht  für  die  Aus- 
übung der  Thätigkeit  beide  Male  auf  dem  gleichen  inneren  Grunde.  Die  mit  Ge- 
bühren verbundene  Staatsthatigkeit  ist  Verwirklichung  der  eigentlichen 
Staatszwecke.  Die  bei  einem  Finan/regal  erfolgende  ist  bloss  Mittel- 
beschaffung für  die  Ausführung  von  Staatszwecken.  Das  ausschliessliche 
Recht  des  Staats  dient  dort  zur  besseren  Verwirklichung  der  Aufgabe,  hier 
zur  Erzielung  einer  höheren  Einnahme:  hat  dort  einen  politisch en  (volks- 
wirtschaftlichen, culturlichen.  socialpolitischcn),  hier  einen  bloss  finanziellen 
Zweck.  Bei  »lieser  Grund  Verschiedenheit  kann  der  zufällige  Umstand,  dass  Gebuhren- 
zweig» wie  Post,  Münze,  geschichtlich  und  oft  noch  nach  «lern  geltemlen  Fin&nzrecht 
zu  den  Regalien  gehören,  so  wenig  filr  eine  Zusammenwerfung  mit  den  eigentlichen 
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Finanz  renalen  und  für  die  Verkennung  des  wahren  Steucrcharacters  der  letzteren 
sprechen,  als  dies  die  äussere  Aehulirhkeit  des  ökonoinisch-technischeu  Moments  in  bei- 
den Einrichtungen  thun  darf. 

V.  —  §.  208.  Finanzwissenschaftliche  Aufgabe  im 
GebUhrenrechtc.  GebUliren  schliessen  sich  demnach  immer  an 
solche  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats  an,  welche  in  einem 
allgemeinen  öffentlichen  Interesse  zum  Zweck  der  Aus- 
führung von  Staatsaufgaben  unternommen  werden.  Im  concreten 
Falle  wird  daher  stets  zu  untersuchen  sein,  ob  und  wieweit 
überhaupt  eine  Gebühr  erhoben  oder  nicht  etwa  besser  ganz 
oder  doch  in  grösserem  Umfange  als  bisher  auf  Einnahmen  aus 
solchen  Staatseinrichtungen  verzichtet  werden  soll.  Geschieht 
letzteres,  so  müssen  die  Kosten  der  Institution  aus  eigentlichen 
Steuern  gedeckt  werden,  wie  ohnehin  bei  sehr  vielen  und  gerade 
bei  sehr  wichtigen  und  kostspieligen  Staafsleistungen  (namentlich 
für  Rechtssicherheit  nach  Aussen:  Heer  und  Flotte).  Hier  weicht 
dann  das  Gebührenprincip  dein  „Princip  der  reinen  Ausgabe" 

(«■  201)- 

Die  Entscheidung  hierüber  wird  im  einzelnen  l  alle  nothwendig  immer  mit 
Rücksicht  auf  die  jeweilige  Finanzlage  zu  treffen  sein,  also  ob  andere  Aus- 
gaben fortgefallen  sind,  sonstige  geeignete  Decklingsmittel  zur  Verfügung  stehen  u.  s.  w. 
Aber  schliesslich  muss  die  Entscheidung  doch  nicht  vom  fiuau/icllen  Gc»ichts- 
punetc.  sondern  von  den  richtigen  Anforderungen  der  politischen,  socialen,  volkswirt- 
schaftlichen und  Cultur- Interessen  abhängen.  Das  finanzielle  Interesse  rechtfertigt 
gegenüber  dem  als  mangelhaft  erkannten  bestehenden  Zustande  höctatens  eine  Ver- 
zögerang einer  notwendigen  Reform,  einer  Ermässigung  oder  selbst  Beseitigung 
des  Gebührenwesens.  Es  muss  aber,  wenn  jene  entscheidenden  Interessen  für  eine 
solche  Reform  sprechen,  nur  um  so  eifriger  auf  baldige  finanzielle  Durchführbarkeit 
der  Massregel  hingestrebt  werden,  so  also  namcntl.  in  den  wichtigen  Fällen  der  Rechts- 
und  Verwaltungsgebuhren,  des  Wege-  und  WasscrgeMs,  der  Post,  der  Münze,  des 
Schulgelds  an  niederen  Schulen  u.  e.  w. 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  für  die  Theorie  der  wichtige  Folge- 
satz, dass  die  Lehre  von  den  Gebühren,  ebenso  wie  diejenige 
von  den  einzelnen  Gegenständen  des  Finanzbedarfs,  nach 
ihrer  Ilauptseite  nicht  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
sondern  in  die  theoretische  Politik  und  in  die  Verwal 
tungs  lehre  (einschliesslich  der  Volkswirthschaftspolitik ,  in 
Betreff  der  Rechtsgebühren  namentlich  in  die  Justizverwaltungs- 
lehre)  gehört.  Denn  die  Frage,  "Ob  und  wann  Uberhaupt,  ferner 
in  welcher  Höhe  Gebühren  erhoben,  ist,  ebenso  wie  die 
Frage,  ob  und  welche  einzelne  Ausgaben  gemacht  werden  sollen, 
nach  Gesichtspuncten  der  Verwaltungspolitik  zu  entscheiden. 

Dies  ist  für  die  spatere  Darstellong  dor  (iebührenlehre  zu  beachten.    Auch  die 

Uebersicht  und  Besprechung  der  einzelnen  Gebühren  gehört ,  wie  die  der  einzelnen 

Ausgaben,  mehr  zur  Finanzstatistik  als  zur   Fiuanzwisscnschaft   und  Finanzpolitik. 

S>.  Fin.  II,  Kap.  1  u.  oben  S.  39\  Einl.  zu  Kap.  2. 

A    Wagner,  Kinaiii«i«*»n<«fh;ift  I.    H.  Aufl. 
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Leider  zeigt  die  Finanzgescbicbte  und  der  gegenwärtige  Zu- 
stand des  Gebührenrechts  in  den  meisten  Culturstaaten  ein  ganz 
ungerechtfertigtes  Vorwalten  des  finanziellen  Inter 
esses  im  Gebtthrenwesen.  Die  Gründe  dafür  liegen  wenigstens 
zum  Theil  mit  in  der  rechtsgcschichtlichen  und  positiv -rechtlichen 
Vermengung  von  Gebühren  und  Finanzregalien.  Die  Aufgabe 
der  Wissenschaft  und  der  rationellen  Praxis  ist  es  daher,  die  A  n  - 
forderungen  der  Politik,  insbesondere  der  Social-,  Volks- 
wirthschafts-,  Justiz-  und  Unterrichtspolitik  in  folgen- 
der Weise  zur  Geltung  zu  bringen: 

1.  Es  muss  zwischen  Gebühren  und  Fin an zr cgalien 
streng  unterschieden  werden. 

2.  Die  Gebührenpflichtigkeit  von  Berührungen  der 
einzelnen  Personen  im  Staate  mit  Staatsthätigkeiten ,  Einrich- 
tungen u.  s.  w.  ist  genau  zu  begrün  de  n  und  zu  begrenzen. 

Di«  Ausdchuung  der  GebuhreupflichtigLeit  auf  unpassende-  Fälle  ist  unbedingt 
zu  verwerfen,  also  da,  wo  von  einem  besonderen  Nutzen  des  Einzelnen  aus  einer  Be- 
rührung mit  einer  Staatsthätigkeit  oder  von  einer  besonderen  Kostenverursachung  durch 
den  Einzelnen  gar  nicht  ernstlich  die  Rede  sein  kann  oder  Nutzen  wie  Kostenmachung 
in  solchen  Fallen  ganz  uubedeutend  sind,  üb  und  wie  weit  hier  eine  Abgabe,  welche 
als  Gebuhr  zu  verwerfen  ist,  ab  Steuer  bediugt  oder  unbedingt  zu  rechtfertigen 
ist,  muss  nach  Gesichtspuncten  der  Besteueruugspolitik  entschieden  werden.  S.  Fin.  II, 
43*1  IT. 

3.  Für  die  Bemessung  der  Höhe  der  Gebühr  als  Auf- 
lage (oder  Steuer  im  weiteren  Sinne)  muss  der  Gesic bts- 
punet  der  leitende  sein,  dass  der  Staat  die  bezügliche 
Thätigkeit  stets  mehr  oder  weniger  auch  im  allge- 
meinen, öffentlichen  Interesse  ausübt. 

Daher  braucht  der  Kostensatz  einer  solchen  Thätigkeit  dem  Einzelneu,  welcher 
von  dieser  letzteren  einen  Nutzen  zieht,  nicht  vollständig  angerechnet  zu  werden,  denn 
Andere  (Alle  oder  die  Gesammtheit)  sind  an  dieser  Nutzengewährung  zu  Gansten  des 
Einzelnen  doch  immer  mit  interessirt  und  nehmen  in  Folge  der  „gesellschaftlichen 
Zusammenhänge"  sozusagen  mittelbar  daran  Theil.  Je  mehr  letzteres  der  Fall  ist, 
desto  niedriger  darf  di<>  Gebühr  angesetzt  werden  und  umgekehrt  S.  Näheres  in 
Fin.  II,  §.  317-3111.  - 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  die  Regel  für  den  l  ebergaog  der 
Gebühr  einerseits  nach  Oben  in  einen  solchen  Satz,  welcher 
dem  Staate  eine  volle  privatwirthschaftliche  Rente  aus  der 
Thätigkeit  (mitunter  selbst  noch  darüber  hinaus  eine  eigentliche 
Steuer)  abwirft,  andererseits  nach  Unten  in  einen  so  ge- 
ringen Satz,  dass  der  Staat  fast  die  ganzen  Kosten  der 
bezüglichen  Thätigkeit  aus  allgemeinen  Einnahmen  decken 
muss,  bis  schliesslich  etwa  auf  jede  Gebühr  verzichtet  wird: 
die  letztere  läuft  durch  eine  ganze  Stufenleiter  vou  Sätzen  von 
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einem  Minimum  (von  fast  Null)  an  bis  zu  einem  Maxiraum  und 
geht  in  einen  vollen  privatwirthschaftlichen  Preis  Uber,  je  mebr 
bei  einer  Staatsthätigkeit  das  Privatinteresse  des  einzelnen  Be- 
nutzers das  allgemeine  Interesse  der  Gesammtheit  an  der  Ausübung 
jener  Tbätigkeit  durch  den  Staat  Ubersteigt  oder  schliesslich  fast 
nur  allein  vorhanden  ist;  ferner  vollends,  je  mehr  der  Einzelne 
durch  seine  Schuld  eine  Staatsthätigkeit  Uberhaupt  nothwendig 
gemacht  hat  (Finanzprincip  bei  Ciiminaljustizkosten,  bei  chicanösen 
oder  leichtsinnig  angestrengten  Civilprocessen ,  bei  Geldstrafen). 
Hieraus  sind  Principien  fUr  die  Höhe  der  Gebührensätze 
im  Grossen  und  Ganzen  abzuleiten,  welche  in  der  specicllen  Ge- 
bUhrenlehre  darzulegen  sind.    (Fin.  II.  §.  318.) 

Vgl.  die  in  einer  Hinsiebt  sebr  ähnliche ,  in  anderer  grundverschiedene  Auf- 
fassung von  Stein.  2.  A.  S.  2J5  H".  Er  sagt,  die  Hohe  der  Gehuhr  könne  weder 
nach  dem  Werth  der  Leistung  für  den  Gebührenpflichtigen,  noch  nach  den  Kosten  der 
Ausübung  der  Leistung  bemessen  werden.  Wäre  dies  richtig,  obwohl  ja  die  Schwierig- 
keiten im  einzelnen  Fall  nicht  zu  verkennen  sind  und  musste  demnach,  wie  Stein 
behauptet  (S.  2171,  die  Gebahr  immer  den  Character  der  Verkehrssteuer,  also  der 
eigcntl.  Steuer  haben,  so  fiele  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Gebühren  u. 
Steuern  ganz  fort  u.  damit  die  Gebühren  als  selbststäud.  Eitinahmcgattung.  §.  209  u.  II'. 
Alles,  was  Stein  übiigeus  hier  u.  an  anderen  Stellen  der  Gebillirenlehre  sagt,  passt 
wieder  gerade  so  auf  seine  Kegalien,  weshalb  auch  deshalb  diu  Abtrennung  der 
letzteren  von  den  Gebühren  willkuhrlich  erscheint  und  auf  einer  Ueberschätzung  einiger 
ganz  moderner  Verkehrsgestaltungen  beruhen  möchte.  Stein  hat  die  Einwände,  welche 
ich  ihm  in  d.  (i.  Ausg.  von  Kau  machte,  nicht  beachtet,  aber  auch  nicht  zu  wider- 
legen vermocht.  S.  auch  die  tretl  liehen  Ausführungen  Schäffle's,  Stein  rpolit. 
S  477  ff.,  worin  ich,  wie  in  den  weiteren  Bemerkungen  S.  50S,  511  ff.  hui  das  Zunick- 
gehen  auf  die  ältere  Auflassung  \erkehr»steuoiartiger  Abgaben  als  Gebühren  nicht  für 
richtig  halte.    Vgl.  ferner  Schall,  a.  a.  O.  S.  S2  lf. 

4.  Abschnitt. 
Allgemeine  Betrachtung  der  eigentlichen  Steuern. 

Dieselbe  beschränkt  sich  auf  eine  vorläufige  allgemeinste  Orientirung  Uber  den 
Gegenstand  aus  dem  in  diesem  Kapitel  überhaupt  leitenden  Gesichtspunct  der  Fest- 
stellung der  Terminologie  und  der  Classification  der  ordentlichen  Einnahmen. 
S.  jetzt  die  umfassende  „allgemeine  Steuerlehre"  in  B.  H  der  1  in  wiss.  S.  150  II., 
160  ff.  bis  Schluss  des  Bandes. 

I.  —  §.  209.  Die  zweite  Hauptart  der  staatswirthschaftliehcu 
Einnahmen  oder  Auflagen,  die  Steuern,  sind  Zwangsbeiträge 
der  Einzelwirtschaften  (Einzelnen)  zur  Deckung  der  allge- 
meinen Staatsausgaben,  welche  vom  Staate  kraft  der  Souverilne- 
tät  (Finanzhoheit)  in  einer  von  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
und  Höhe  als  generelle  Entgelte  und  Kostenersätzc  der  ge- 
flammten Staatsleistungen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Maassstäben  eingefordert  werden. 
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Dies  ist  der  Betriff  der  Steuern,  wenn  ihr  nächster,  rein  finanzieller 
Zweck  ins  Auge  gefasst  wird.  Soll  die  Steuer  gleichzeitig  socialpo I i tische n 
Zwecken  dienen,  d.  h.  in  diejenige  Vcrtheilung  dos  Volkseinkommens,  welche  im 
privatwirthschaftlichcn  Coucurrcnzsyatem  vor  sich  geht.  rejrulirend  eingreifen 
i§.  27),  so  muss  die  Begriffsbestimmung  etwas  modiücirt  und  eine  Hinweisung  auf 
diesen  zweiten  Zweck  mit  in  sie  aufgenommen  werden.  Die  Sieuem  sind  dann  Zwangs» 
heiträge  der  Einzelwirtschaften  theils  zur  Deckung  »ler  allgemeinen  Staatsausgaben, 
iheils  zur  Herbeiführung:  einer  veränderten  Verth  eilung  des  Volkseinkommens. 
Irgend  erheblichere  Erbschaftssteuern  und  gewisse  Verkehrssteuern  haben  z.  B.  diese 
W  irkung,  auch  wenn  sich  die  Gesetzgebung  dessen  nicht  klar  bewusst  ist.  Die  Kecht- 
fertigunir  dieses  socialpolit.  Zwecks  der  Bcdtcucrunsr  liegt  in  den  Ausführungen  de* 
§.  27  und  allgemeiner  in  der  in  der  „Grundlegung",  bes.  1.  Abth.  Kap.  2,  §.  "6 — 81, 
•J4—107,  Kap.  3  u.  4  nebst  Abih.  II  näher  entwickelten  u.  motivirten  Auffassung. 
Weitres  in  Fin.  II  S.  151  u.  bes.  §.  398,  399.  in  den  Abschn.  S.  295  11*.  über  All- 
gemeinheit u.  Gleichmäs>igkcit  der  Besteuerung,  §.  470  II".  (Besteuer.  d.  Conjunct  - 
gewinne),  §.  482  fl.  (Erbsch  stA  Eine  schiefe  Polemik  gegen  meine  Auffassung  bei 
Helfe  rieh,  allg.  Stcucrlehre  in  Schönberg's  Handb.  II,  114;  dagegen  mein  Auls, 
ebenda*.  S.  259.  Eine  besondere  Widerlegung  H.s  scheint  mir  überflüssig.  Seine 
eigene  Definition  S.  110  ist  unnöthig  weitläufig  u.  in  zweifacher  Beziehung  auch 
falsch.  Denn  einmal  gehört  das  (iercchtigkeitspostulat  der  Stcucrverthcilung.  die 
(i leich mässigkeit,  nicht  zum  Betriff  der  Steuer  u.  sodann  ist  der  doch  wenigstens 
mögliche  und  öfters  tatsächliche  Zweck  der  Steuer  nicht  immer  nur  „die  Be- 
friedigung der  allgem.  öflentl.  Bedurfnisse,  wenn  und  soweit  die  Einnahmen  aus  dem 
privatrcchtl.  Erwerb  u.  s.  w.  u.  aus  deuj.  öffentl.  Geschäften  unzureichend  sind,  bei 
deren  Ausübung  besond.  Abgaben  erhoben  werden",  sondern  event  ebeu  ciu  Eingreifen 
in  die  priv.  Vermögeusverhältnisse.  —  Uebcr  dio  Begriffsbestimmung  «1er  Steuern  s. 
auch  A.  Held,  Einkommenst.,  S.  11,  wo  jedoch  unrichtiger  Weise  nur  von  einem 
Zwang  des  Staats  gegenüber  seinen  Unterthanen  gesprochen  wird,  was  eine  — 
vielfach  nothwendige  und  verbreitete  —  Besteuerung  Fremder  ausschliefen  wurde; 
die  Definition  ist  also  zu  eng. 

Uebcr  das  Wort  Steuer  bemerkt  Kau  §.  247  Anm.  a: 

„Steuer,  ehemals  Sture.  Stior,  heisst  im  Allgemeinen  Stütze,  Hilfe;  daher 
Steuerruder,  —  zur  Steuer  der  Wahrheit.  Engila  stiura,  Schutz  der  Engel,  bei  Ott- 
fried, vgl.  Hullmann,  Kinanzircsch.  des  Mittelalters,  S.  140.  [S.  auch  Waitz,  D. 
Verfassungsg<  sch.  II,  (2.  A.),  500  Uber  stcova,  stuofaj.  Achnlich  aide,  adjutorium  in 
Frankreich.  —  Abgabe  hat  öfters  eine  allgemeinere  Bedeutung,  indem  es  jede 
dauernde  Entrichtung  anzeigt,  /..  B.  aus  dem  gutshen liehen  Verbände,  oder  des 
Sohnes,  der  den  Hof  übernommen  hat,  an  die  Eltern.  Es  giebt  daher  Privat-  und 
Staatsabfraben,  bedungene  und  auferlegte.  Letztere  sind  (nach  Kau)  Auflagen.  Vgl. 
abweichend  Schön,  Grunds,  d.  Tin.  S.  55.  —  linpöt,  impositio  kommt  mit  Aufläse 
ubercin.  Tributum.  contributio  drückt  zunächst  den  Beitrag  zu. den  Staatsausirabcn 
aus,  sodann  das  Merkmal  des  Zwangs,  die  Steucrfürderung."  — 

Das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  und  eigent- 
lichen Steuern  (im  Üblichen  Sinne)  liegt  in  dem  Moment  der  spe- 
ci eilen  Entgeltlicbkeit  und  Kostendeckung  besonderer  Staats- 
leistungen und  der  generellen  Entgeltlicbkeit  und  Kostendeckung 
der  allgemeinen  sonstigen  Staatsleistungen.  Aus  diesem 
Unterschied  des  nächsten  Zwecks  folgen  alle  weiteren  Unterschiede 
der  Grundsätze  für  die  Auflegung,  Höhebemessung  und  innere 
Einrichtung  des  Gebuhrenwesens  einer-  und  des  Steuerwesens 
andererseits. 

Bei  den  Geltuhren  ist  daher  der  leitende  Gcsichtspunct  für  die  Erhebung  und 
die  Höhe  wenigstens  das  Bestreben,  zwischen  dem  Werth  einer  einzelnen  Staats- 
U  istutig  fur  den  einzelnen  Geniessenden,  der  Kostenverursachung  durch  den  Benutzenden 
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und  dum  Kostenbeträge  der  einzelnen  Staatsleistung  für  den  Staat  ein  möglichst  an- 
gemessenes Verhaltniss  herzustellen,  —  ein  Analogon  der  privat  wirthschaft- 
lichen  Preisbestimmung  im  Verkehr.  Bei  den  eigentlichen  Steuern  kann 
ein  solches  Bestreben  im  einzelnen  Falle  nicht  stattfinden,  weil  zwischen  der  Steuer 
des  Einzelnen  and  dem  Nutzen,  welchen  er  von  der  Gesammtheit  der  Staatsthätigkciten 
zieht,  oder  den  Kosten,  mit  welchen  er  an  dem  Gesammtaufwand  bethciligt  ist,  keine 
ßpecielle  Beziehung  besteht.  Bei  den  Steuern  inuss  es  vielmehr  genügen,  ein  solches 
angemessenes  Verhältnis  bloss  zwischen  dem  Gcsamm twerth,  den  die  Staats- 
leistungen für  die  ungetrennte  Gesammtheit  aller  Derer  besitzen,  um  derentwillen 
diese  Leistungen  erfolgen,  und  dem  ganzen  Herstellungsaufwand  für  letztere 
und  daher  der  Gesammtbestcuerung  herbeizufuhren. 

Diese  Werthcorrespondenz  zwischen  der  Gesammtheit  der  Staatsleistungeu 
und  der  Gesammtgcgenleistung  der  Bevölkerung  in  der  Besteuerung  ist  aber 
aoeh  zu  erstreben.    S.  Grundleg.  S.  2S3  (gegen  Held,  EinkommensL  S.  25  ff..  31). 

Die  richtige  Unterscheidung  zwischen  Steuern  und  Gebühren  und  die  richtige 
Auflassung  des  Ökonom.  Characters  der  ersteren  ist  ohne  Verständniss  des  Wesens  der 
Gemciiiwiithscliaften,  speciell  der  Zwangsgemcinwirthscbaften,  des  Staats,  nicht  möglich. 
Denn  die  Eigentümlichkeit  der  Besteuerung  ist  eine  Folge  der  Natur  der  Zwangs- 
gemeinwirtbsehaft  und  ihres,  vom  privatwirthschaftlichcn  System  verschiedenen  Ent- 
geltlichkeitsprincips.  S.  daher  Gründl.-.  I.  Abth.  §.  116a,  118,  150  ff.,  154  II., 
bes  §.  159. 

Allerdings  hat  es  an  theoretischen  Versuchen  in  der  anderen  Richtung  beim 
Steuerwesen  nicht  gefehlt:  es  sollte  das  Gebuhrenpriucip  verallgemeinert, 
ja  sogar  zum  einzigen  Princip  für  die  Einnahmebeschaffung  zur  Deckung  der 
Staatsausgaben  gemacht,  m.  a.  W.  jede  Steuer  sollte  Gebühr,  bei  jeder,  wie  im 
privatwirthschaftlichen  Verkehr,  das  Entgeltlichkeitsprincip:  Leistung  und  Gegen- 
leistung, d.  h.  specielle,  vollständige  und  möglichst  genaue  Werth- 
correspondenz von  Leistung  und  Gegenleistung,  befolgt  werden.  Aber 
diese  Versuche  sind  theoretisch  verfehlt  und  müssten  ohnehin  schon  an  den  practischeu 
Schwierigkeiten  der  Ausfuhrung  stets  scheitern.  Das  wird  in  der  allgemeinen  Steucr- 
lehre  bei  der  Kritik  des  Princips  der  „Gleichm  ässigkeit"  der  Besteuerung  näher 
erörtert  und  nachgewiesen.  S.  Fin.  II,  S.  333  ff.  (In  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  war 
die  Widerlegung  der  Verallgemeinerung  des  Gebulircnprincips  an  dieser  Stelle,  in 
g.  144  S.  32S  II.,  iregeben.  Im  Hinblick  auf  die  eingehendere  Erörterunir  an  der 
systematisch  richtigeren  Stelle  in  It.  II  ist  dieser  §.  144  in  dieser  3.  Aull,  weg- 
geblieben).   Vgl.  auch  Rau  §.  252. 

Grundsätzlich  ist  demnach  eine  Besteuerung  auf 
anderer  Grundlage  als  auf  derjenigen  des  Gcbührenwcsens 
noth wendig.  Letzteres  ist  nur  innerhalb  der  im  vorigen  Abschnitt 
gezogenen  Schranken  zu  billigen  und  selbst  dabei  zeigen  sich 
schon  manche  Schwierigkeiten,  weil  in  vielen  Fällen,  zumal  auf 
dem  Gebiete  der  Rechtsgeblihren ,  die  Nutzen-  und  Kostenberech- 
nung im  einzelnen  Falle  ihr  Missliches  hat. 

Die  Bostimmung  der  richtigen  Grundlage  der  Besteuerung  erfolgt  in  der 
späteren  Lehre  von  den  Steuern  im  B.II.  S.  bes.  über  die  „obersten  Grundsätze 
der  Besteuerung"  S.  240—361  u.  über  das  „Steuersystem"  S.  302—565. 

II.  —  §.  210.  Steuern  in  der  Form  von  Finanz- 
regalien.  Zu  den  eigentlichen  Steuern  gehören  aucli  die  Ein- 
nahmen (oder  genauer  gesagt  ein  bestimmter,  als  Steuer  zu 
betrachtender  Tu  eil  der  Einnahmen)  aus  vielen  sogen,  eigent- 
lichen Finanz regalien  ($.207).  Diese  werden  aber  trotzdem 
nicht  nur  in  der  Rechtsgeschichte  und  im  geltenden  Rechte,  sondern 
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danach  auch  wieder  in  der  Finanzwissenschaft  den  übrigen 
Steuern  gegenüber  gestellt  und  häufig  auch  gar  nicht  als  Steuern 
betrachtet. 

Dies  trilt  namentlich  von  den  finanziell  wichtigsten  jener  nutzbaren 
oder  niederen  Regalien,  denjenigen,  welche  »ich  ergeben  aus  dein  Vorbehalt 
eines  ausschliesslichen  Rechts  des  Staats  in  Bezug 

1)  auf  den  Rotrieb  gewisser  Gewerbe  (gewerbliche  Regalien); 

2)  anf  die  Aneignung  gewisser  Naturgegenstände  im  ganzen  Staats- 
gebiete, daher  auch  solcher  Objecte.  die  sich  auf,  am  oder  im  Boden  der  Privat- 
eigenthümer  befinden,  wobei  das  Staatsvorrecht  zur  entsprechenden  Beschränkung 
des  (irnndeigenthums  führt  (grundherrschaftliche  Reealien);  hie  und  da 

3)  in  Bezug  auf  gewisse  Benutzuntrsartcn  der  öffentlichen  Gewässer 
(Wasser-,  Fähr-,  Fluss-,  Mühlenregal  u.  s.  w.)  (§.  207,  S.  495). 

In  der  Regel  war  und  ist  der  ausschliessliche  Zweck  eines 
solchen  Vorrechts  des  Staats,  wie  bei  allen  nutzbaren  Regalien,  so 
auch  hier  ein  finanzieller:  dem  Staate  eine  für  seine  Ausgaben 
verfügbare  Einnahme  zu  beschaffen,  wenn  auch  gelegentlich  ein 
polizeilicher  und  volks wi rthschaftlicher  Gesichtspunct 
bei  der  Regalisirung  etwas  mitgewirkt  hat.  Dabei  sind  die  Ein- 
nahmen aus  diesen  Regalien  theils  mit  solchen  Gebühren, 
welche  sich  an  regalisirte  Staatsthätigkciten  anknüpfen,  theils 
mit  privatwirthsebaft liehen  Einnahmen  vennengt  worden. 
Sic  müssen  jedoch  von  beiden  genau  unterschieden  und  als 
eigentliche  Steuern  betrachtet  werden.  Der  Unterschied  zwischen 
Finanzrcgalien  und  Gebühren  ist  schon  oben  (§.  207)  dargelegt 
worden.  Nicht  minder  wichtig  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  pri vatwirthschaftlichen  und  Finanzregal- 
cinn  ahmen. 

Die  letzteren  scheinen  allerdings  in  der  Kegel  auf  dieselbe  Weise  wie 
jene  wirthschafilich  gewonnen  zu  werdt-n,  so  wenn  der  Staat  ein  gewerbliches  Regal, 
/..  B.  das  Tabakmonopol  selbst  ausübt  oder  einen  eigenen  Gewerbebetrieb  mit  ei  nein 
grundhcrrschaftlichcn  Regal,  wie  z.  B.  dem  des  ßorgbau's.  verbindet.  Deshalb  sind 
die  Kinnahmen  aus  solchen  Regalien  in  der  Finanzwissenscliaft  oft  unmittelbar  nebeu 
die  rein  privatwirthschaftlichcn  gestellt  worden:  zwei  C lassen  von  ..Erwcrbs- 
einkünften*',  unter  sich  nur  dadurch  verschieden,  dass  hei  den  ersteren  durch 
das  Staatsvorreclit  das  Mitwerben  der  Privaten  ausgeschlossen  werde,  bei  den  anderen 
nicht,  —  beide  Classcn  aber  aJs  dre  eine  Hauptgrnppc  von  Einnahmen  der 
zweiten  Hauptgruppc,  den  Auflagen  (Gebühren  und  Steuern)  gegenüber  stehend. 
(Kau  §  85  u.  vor  u.  nach  ihm  die  meisten  Sehriftstcller,  s.  o.  S.  472,  ähnlich  wieder 
v   Scheel  a  a.  (>\ 

Diese  Auffassung  ist  durch  die  rechtshistorischc  Entwicklung  und  durch  das 
•reitende  Recht  öfter»  noch  unterstützt  worden.  Die  Finanzrcgalien  (und  manche 
Gebühren i  wurden  als  Ausfluss  der  Landeshoheit  und  der  mit  ihr  wieder 
geschichtlich  oft  verknüpften,  bald  aus  ihr  entstandenen .  bald  zu  ihr  hinführenden 
Gruud  hcrrlichkcit(uud  Lchenslierrlichkcit)  regelmässig  wieder  mit  dem  Domanium 
und  d  e  in  fürstlichen  K  a  in  in  c  r  g  u  t  v  e  r  b  u  n  den,  zu  dessen  Bestandteilen  sie 
nach  deutschem  Staatsrecht  gehfiren.  (S.  o.  S.  198,  Zacharia,  Staatsrecht.  2.  A.  II. 
«sf.  2ü>).    Die  Einnahmen  aus  den  Finanzrcgalien  waren  daher  auch  der  standischen 
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Einwirkung  outzogen.  Dies  bat  in  practischor  Hinsicht  ihre  Beliebtheit  erhöht  und 
in  den  letzten  Jahrhunderten  ihre  Ausdehnung  sehr  begünstigt,  in  theoretischer  Hin- 
sicht aber  vollends  bewirkt,  dass  sie  ebenso  wie  die  gewöhnlichen  Katniner- 
oinnahinen  den  Steuern  gegenüber  gestellt  wurden. 

Nun  kann  aber  auch  in  diesem  Falle  diesa  rcchtsgeschichtlichc  und  juristische 
Stellung  der  Finauzrcgalicn  für  die  Fiuanzwissenschaft  nicht  entscheidend  sein.  Letztere 
muss  rielmcbr  den  verschiedenartigen  wirthschaftsrcchtlichen  Character 
der  Einnahmen  aus  Finanzrcgalicn  und  aus  Privaterwerb  betonen  und  demgemästt 
reforinircnd  auf  das  Öffentliche  Finanzrecht  einwirken.  Sie  hat  dabei  vor  Allem  nach- 
zuweisen, dass  in  jenen  Regalien  die  Erhebung  einer  Steuer  (wenigstens  jetzt)  beab- 
sichtigt und  in  den  bezüglichen  Einnahmen  auch  in  der  Regel  eine  Steuer  wirklich 
enthalten  ist. 

Allerdings  bildet  der  Reinertrag  eines  solchen  vom  Staate  aus- 
geübten Regals  zam  Tb  eil  gewöhnliches  privatwirthschaftliches 
Einkommen  des  Staats  als  des  Rechtssubjects  der  betreifenden 
Unternehmungen,  —  ein  Einkommen,  welches  aus  der  Kapitalan- 
wendung im  Gewerbebetrieb,  aus  der  Ausbeutung  des  eigenen 
Grundbesitzes  herrührt  und  auf  Zins,  Rente  und  Unternehmer- 
gewinn ebenso  wie  z.  B.  bei  der  Bewirtschaftung  eines  Landguts 
zurückzuführen  ist.  Aber  dieses  Einkommen  ist  auch  bei  eigenem 
Betrieb  (Regie)  vermischt  mit  einem  Ex  trage  win  n,  welcher 
dem  Vorrechte  zu  verdanken  und  von  diesem  bezweckt  ist. 
Dieser  Extragewinn  ist  ganz  und  gar  Steuer  und  soll  nach  der 
freilich  oft  dem  Gesetzgeber  selbst  nicht  ganz  klaren  Idee  auch 
nur  Steuer  sein.  Dieser  Umstand  ist  für  die  finanzielle  Betrach- 
tung der  wesentliche.  Die  Finanzregalisirnng  oder  Fiscalbevor- 
rechtnng  ist  daher  eine  Besteuerungsform,  die  in  der 
Steuerlehre  zu  behandeln  ist. 

Dies  tritt  auch  in  dem  besonderen  Falle  hervor,  wenn  ein  Finanzregal  einem 
Dritten  vom  Staate  zur  Ausnutzung  überlassen  wird.  Die  Abirabe,  welche  dann  fite 
die  Verleihung  und  die  in  ihr  liegende  Ausschliessung  Anderer  vom  Betrieb»;  zu 
entrichten  ist.  stellt  sich  als  Steuer  dar.  Der  Erwerber  des  nutzbaren  Hechts  ubor- 
wklzt  entweder  diese  Steuer  in  den  höheren  Preisen  der  Producte  und  Leistungen 
auf  diejenigen  Personen,  welche  dio  letzteren  begehren.  Alsdann  gleicht  der  Fall 
ganz  demjenigen,  wo  gewisse  indirocte  Steuern  vom  Produccntcn  oder  Kaufmann  vor- 
geschossen und  im  höheren  Preise  vom  Consumentcn  wieder  eingezogen  werden,  z.  B. 
mitunter,  wenn  die  l'oncurrenzverhältnissc  es  erlauben,  bei  Bergwerken .  welche  der 
Staat  an  Private  kraft  bestehenden  Kcgals  gegen  Abgabe  verliehen  hat.  Auch  die 
Verpachtung  des  Tabakmonopols  (Italien)  ist  ein  ähnlicher  Fall.  Oder  der  Erwerber 
d<*  Rechts  sieht  sich  nicht  im  Stande,  diese  Steuer  zu  nbcrwAlzcn.  Dann  fällt  die- 
selbe auf  seinen  eigenen  (iewinn  und  wird  zu  einer  Erhöhung  der  Gewerbe-,  Berg- 
werkssteuer  u.  s>.  w. 

Beispiel:  bei  Berirwcrksahgaben  von  kraft  Kcgals  verliehenen  Bergwerken 
wird  die  Ucborwiklzung  meistens  nur  gelingen,  wenn  diese  Bergwerke  ein  natür- 
liches oder  rechtliche*  Monopol  haben  oder  doch  für  die  Versorgung  des 
Markt*  einer  Volkswirtschaft  vorwiegend  allein  in  Betracht  kommen.  Wenn 
andere  Bergwerke  frei  coneurriren.  wird  der  (iewinn  jener  ersten  um  die  Abgabe  ver- 
mindert werden  Die  hiergegen  sprechende  nationalökonoinischc  Kegel  von  der  (ie- 
winnausglcichung  in  verschiedenen  l'uternchmungen  und  von  der  fehlenden  Neigung 
des  Kapitals,  sich  Productionszweigcn  zuzuwenden,  worin  der  Gewinn  durch  eine  un- 
uberwälzbarc  Extrasteucr  verringert  wird,  kann  sich  eben  in  der  Praxis  nicht  immer 
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verwirkliehen.  Auch  müssen  sich  vielfach  fest  angelegte  Kapitalien  sowohl  als  solche, 
welche  später  erbt  minder  irewinn  bringenden  lnternehmuntren  sich  zuwenden,  mit 
einem  (lauernd  niedrigeren  Gewinnsatz  begrnu^en.  In  neuerer  Zeit  ist  namentlich  in 
dem  Falle  dir  staatlichen  Verleihunir  von  Monopolen  oder  von  Privilegien  an  Privat- 
iinternebuiuniren  eine  besondere  Abirabe  neben  (oder  statt  der  niedrigeren) 
allgemeinen  Gewerbesteuer  vielfach  üblich  treworden.  welche  als  Extrasteuer  für 
die  lebcrlassun^  der  Ausnutzung  eines  staatlichen  Vorrechts  bezahlt  wird  und  wohl 
nur  selten  überwallt  werden  kann;  so  z.  B.  für  die  Gewährung  eines  Bauknoten - 
m onopuls  oder  eines  weitgehenden  Privilegs  der  Notenausgabe  (öfters  zugleich 
für  die  Vergünstigung  der  Anuahme  der  Noten  an  den  Staatskassen  in  Zahlung,  s. 
A.  W airner,  Syst.  d.  Zettelbankpolitik  S.  451,  460—463;  ferner  für  die  Gewähren- 
des Expropi iationsreebts  au  Eisenbahnen  u.  s.  w..  wo  vollends  bei  der  üblichen 
Feststellung  von  Maximaltarifcn  eine  üebcrwälzung  der  besonderen  Eisenbahnsteuer 
kaum  vorkommen  wird. 

Die  finanzvvirth8chaftliche  und  mehr  noch  die  allgeniein-volks- 
wirthscbaftliche  und  socialpolitische,  nemlich  den  volkswirth- 
schaftlichen  Vertheilungsprocess  beeinflussende  Bedeutung 
der  Kegalisirung  gewisser  Bodenbenutzungsarten  und  Gewerbe- 
betriebe wird  bei  der  hier  betonten  Auffassung  der  Kegalisirung 
als  Besteucrungsfbrm  keineswegs  verkannt.  Mit  Hilfe  des  Regal- 
prineips  erfolgt  freilich  nicht  nur  eine  Besteuerung,  sondern  zugleich 
eine  Uebertragung  pri vatwirthschaftlichen  Renten- 
cinkoniraens  und  Unternehmergewinns  auf  den  Staat. 
Insofern  liegt  in  der  Kegalisirung  zugleich  eine  Einwirkung 
auf  die  Organisation  der  Volkswirtschaft  in  mehr 
gern  ei  nwirthsc  haftlicher  Kichlung.  Unter  Umstunden  kann 
wohl  einmal  im  Reinertrag  eines  Staatsmonopols,  wie  des  Tabaks, 
dieses  Moment  wichtiger  als  das  Bestcuerungsmoment  sein.  Aber 
das  letztere  bleibt  gleichwohl  wie  in  der  Regel  das  practisch 
wichtigere,  so  das  fUr  die  finanzwirthschaftliche  Classification  der 
Einnahmen  massgebende. 

Jene  Auilussunir  bei  der  Keichsreirierung  in  d.  deutschen  Tabak  monopolfrage. 
S.  auch  oben  §.  27.  auch  §.  29  S.  50  u.  Fin.  II,  §.  34 N  über  diesen  Punct. 

Die  Finanzwissenschaft  muss  demnach,  den  S  t  e  u  e  r  character 
der  Finanzregalien  betonend,  tlie  Einnahmen  aus  letzteren 
demgemäss  beurtheilen  und  sie  folgerichtig  den  Domanial- 
cinnahmen  gegenüber  stellen. 

Lässt  sie  sich  daueren  vom  staatsrechtlichen  Betriff  des  Domaniums  be- 
Miniiiiei),  so  ist  es  nur  folt: cwidriir,  bloss  die  Finanzrciralien  und  nicht  auch 
:mhIi  rc  ebenfalls  tinter  jenen  Heirrill  des  Domaniums  fallende  Hinnahmen,  wie  die 
u  irhri-stcn  Gnbohrcn  m.d  sogar  llanptarteii  indirecter  Steuern  (/..  B.  Zölle)  vou  den 
>t  u  nj  abzutrennen.  V<rl.  Zachnriä  a.  a.  M.  S.  421:  reitelmassig  gehören  nach 
allgemeinem  deutschen  Staatsrecht  folgende  Posten  zum  kaminenrut.  1)  zur  land- 
wirthschaftl.  Cultur  bestimmte  Grundbesitzungen  (incl.  Mühlen.  Uöfe  u.  s.  w  ),  2"^  die 
damit  verbundenen  mitsherrl.  Gerechtsame,  »■  landesherrliche  Forsten,  Jasrden ,  Ber^- 
weike.  Salinen.  Posten  u.  andere  nutzbare  Ke»alien .  iusbes.  auch  der  Eitras?  der 
/.  iHJo  u.  des  Geleits,  sowie  auch  der  Nutzen  des  Münzrechts,  4)  Con  fi  scationeu , 
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Sporteln,  Concossions Steinpci-,  Nachsteuer-,  Abzu-rssreldcr,  Rottzehnten  u.a.  w. 
Abweichungen  in  den  besonderen  Landesverfassungen  u.  nach  territor.  Herkommen. 

Die  bisher  übliche  Rchaiidlunir  ist  abo  un^eniijrend  und  inconsc<|ucnt,  indem 
weder  bloss  der  reclitsu;eschichtlichc  und  positiv-rechtliche,  noch 
bloss  der  rationell  finanz  wissenschaftliche  Gesichtspunct  entschieden  haben, 
sondern  willkuhrlich  beide  vermensrt.  staatsrechtlich  zusammenirebörcnde  Einnalime- 
arten  getrennt  und  finanzwissenschaftlich  verschiedene  zusammeu»efütrt  wurden. 

§.  211.  Die  Fortdauer  eines  geschichtlich  überkommenen 
und  noch  reebtsbeständigen  Finanzregals,  die  etwaige  Einfüh- 
rung eines  neuen,  die  Hohe  der  dabei  erhobenen  Steuersätze 
sind  zugleich  vom  Volkswirtschaft  liehen  und  vom 
finanziellen  Standpuncte  aus  zu  beurtheilen.  In  ersterer  Be- 
ziehung gilt  für  die  Lehre  von  den  Finanzregalien  etwas  Aehn- 
liches  wie  für  diejenige  von  den  einzelnen  Staatsausgaben  und 
von  den  einzelnen  Gebühren:  sie  gehört  nach  ihrem  Inhalte  und 
ihren  entscheidenden  Gesichts  puneten  nicht  in  die  Finanz- 
wissenschaft, sondern  in  die  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre 
(Grundlegung),  in  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  wirtschaft- 
liche Verwaltungslehre.  Die  Beschränkungen  des  privaten  Grund- 
eigenthums, welche  die  grundherrschaftlichen,  und  der  Erwerbs- 
und Berufswahl,  sowie  der  freien  Concurrenz  in  den  Unterneh- 
mungen, welche  die  gewerblichen  Finanzregalien  in  sich  scbliessen, 
haben  weittragende  volkswirtschaftliche  Wirkungen,  selbst,  wie 
bemerkt,  für  die  ganze  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
Wirkungen,  nach  denen  vornemlich  es  zu  entscheiden  ist,  ob  der 
Staat  passend  auf  diese  Weise  sich  Renteneinkommen  und 
Gewerbsgewinn  zuführe  und  dabei  zugleich  in  die  Lage  komme,  eine 
Steuer  mit  zu  erheben.  Diese  Entscheidung  kann  wiederum  nicht 
für  alle  Länder  und  Zeitalter  gleichmässig  ausfallen,  weil  jene 
Wirkungen  auf  einer  verschiedenen  Entwicklungsstufe  der  ganzen 
Volkswirtschaft  sehr  verschieden  sind.  Namentlich  werden  der 
allgemeine  Zustand  der  Volkswirtschaft,  besonders  die  für  zweck- 
mässig geltende  Combination  zwischen  dem  privat-  und 
dem  gemeinwirthschaftlichen  System,  die  socialpoli- 
ti sehen  Bedenken  gegen  die  immer  weitere  Machtsteigerung  des 
Privatkapitalismns  und  des  Grossgrundbesitzes,  ferner,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  privatwii  thsc haftliche  System  hier  fungiren 
soll,  der  technische  Zustand  des  Gewerkewesens  (der  „Industrie44), 
des  Bergbau's,  die  Kapitalkraft,  das  Associationsvermögen  und  die 
technische  Intelligenz  der  Privaten  mit  entscheiden  müssen. 

Auch  hier  ist  daher  wieJer  an  die  tiefsten  Principienfrairen  der  Unranisation 
der  Volkswirthsch.  anzuknüpfen.    S  bo*.  (jmndJesr uiur  I,      120  u.  überh.  Kap.  3, 
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daiiu  4  u.  2.  Abth.  Die  Smith ' sehe  Schule  ist  in  ihrer  Polemik  gegen  ., Monopole" 
Finanzrcgalicn  u.  s.  w.  aas  Neigung  zur  freien  Concurrenz  zu  weit  geganeen  und  bat 
oft  zu  unbedingt  die  Nachtheile  jener  Beschränkungen  de*,  freien  Verkehrs  hervor- 
gehoben. Socialpolitisch  c  Grunde  können  i.  B.  Beschränkungen  der  Grundeigcn- 
thumsfroiheit  wohl  recht  fertigen.  In  sehr  bcmcrkcnswcrther  Weise  spielen,  mehr 
oder  weniger  klar  bewusst,  tu  der  deutschen  Tabakmonopol  frage  fast  mehr  als  die 
tinanzwirtha«  haftlichen  die  Gcsichtspuuctc  der  Socialpolitik  und  der  volkswirthsch. 
Organisation  bei  Freund  u.  Gegner  des  Plans  mit. 

Nur  soweit  bloss  finanzielle  (nicht  auch  socialpolitischc 
und  verwandte)  Gründe  mitsprechen,  kann  man  daher  in  der 
Gegenwart  für  die  Volkswirtschaften  Mittel-  und  West- 
europa' s  wohl  folgende  Entscheidung  über  die  Finanzregalien 
treffen. 

1.  Diejenigen  Regalien,  welche  Beschränkungen  des  privaten 
Grundeigenthums  bloss  aus  fiscalischen  Gründ en  enthalten, 
wie  oft  die  grundherrschaftlichen  Regalien,  ferner  die- 
jenigen, kraft  deren  für  die  blosse  Gestattung  der  Be- 
nutzung öffentlicher  Gewässer  Abgaben  erhoben  werden,  das 
Wasser-,  Flöss-,  Fähr-,  Mühlenregal,  sind  aus  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  im  Wege  der  Gesetzgebung  aufzuheben. 

Dies  kann  um  so  eher  geschehen,  weil  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  an 
diesen  Kegalien  jetzt  wenigstens  meist  ein  ganz  untergeordnetes  ist  oder  in  den 
wenigen  und  seltenen  Fällen,  wo  es  in  unsern  Ländern  noch  erheblicher  sein  könnte 
(wie  mitunter  beim  Bergregal)  überwiegende  volkswirtschaftliche  Interessen  von  der 
starken  Geltendmachung  des  finanziellen  Interessc's  abmahnen  oder  Concurrcnzvcrhält- 
nisse  die  Geltendmachung  unmöglich  machen.  So  liegen  die  Dinge  wenigstens  in 
Mittel-  und  W'cstcnropa  in  dorn  wichtigsten  Falle,  beim  Bergregal,  anderswo  meistens 
auch,  soweit  es  sich  um  Kohlen  und  die  Mehrzahl  der  nncdl.n  Metall.:  handelt  Eine 
linanziell  ergiebige  Kcgalii-irung,  bei  eigener  Staatsregie  und  bei  Ueberlassung  des 
Baurechts  an  Private,  setzte  hier  eine  gleichmütige  Behandlung  aller  Bergwerke  im 
Staate  voraus,  was  bei  den  bestehenden  Rechtsverhältnissen  seine  grosse  Schwierigkeit 
hatte;  ferner  den  Ausschluss  der  Concurrenz  ausländischer  Bergwerke,  also  ein  Verbot 
oder  eine  hohe  De/ollung  der  Einfuhr  uiach  ähnlichen  Grundsätzen  wie  bei  den 
Zöllen  auf  im  Inland  accisepflichtigo  fremde  Artikel,  —  bekanntlich  bei  der  Dorch- 
fuhrung  ein  sehr  schwieriger  Punct!  S.  A.  Wagner.  Zölle  im  Staatswörterbuch 
XI.  Uß4 — H70)  Nur  bei  der  eigentümlichen  Verthcilting  der  grösseren  Lager  der 
edlen  (Gold,  Silber,  Piatina»  u.  einiger  unedler  Metalle  (Quecksilber,  Zink  u.  n.  a,  m.» 
kann  in  den  Produ«  tionsländern  in  solchen  Zeiten,  wo  die=.e  Länder  ein  theilweis.  ■> 
natürliches  Monopol  für  di<-  Versorgung  des  Markts  haben,  zumal  wenn  die  Prodnc- 
tionskosteii  sehr  niedrig  sind,  wohl  mittelst  der  Kegalisirung  eine  erheblichere  Ein- 
nahme erzielt  werden,  die  aber  dann  wieder  den  Character  einer  uberwälzbaren  E\tra- 
steucr  hat  (Silber  in  Mexico.  Peru,  Chile,  Nevada  u.  s.  w.,  Gold  in  Sibirien,  Kalifor- 
nien. Australien*.  Leber  die  Behandlung  der  Bergwerke  mit  aus  dem  socialpolitischc» 
Gesichtspuncte  s.  meine  Grundlcg.  1,  §.  363  bis  365.  leber  Bergrecht  n.  Slaat>- 
berghaus  unten.  Meistens  sind  solche  Hegalien  denn  auch  neuerdings  ausdrücklich  durch 
tiesetze  beseitigt  (wie  das  Berg-,  Salz-,  Jagd-,  Fischereiregal,  Wasserregal\  oder  mit- 
unter schon  früher  obsolet  geworden. 

2.  Andere  gewerbliche  Regalien  hemmen  leicht  heut- 
zutage Verkehr,  Prodnction  und  Entwicklung  der  gewerklieben 
Technik  mehr  oder  weniger,  öfters  stark.  Das  volkswirtschaft- 
liche Interesse  spricht  daher,  soweit  es  an  einer  weiteren  Aus- 
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dehnung  des  privatwirthscbaftlichen  Systems  interessirt  ist,  für 
möglichste  Beschränkung  der  Zahl  und  des  Umfangs  oder  für 
gänzliche  Beseitigung  dieser  Regalien,  so  dass  völlige  Verkehrs- 
freiheit eintritt  und  die  allgemeine  Steuerfähigkeit  Ersatz  giebt  für 
den  Wegfall  der  Staatseinnahmen  aus  der  Regalität. 

Dieser  Einsicht  siud  denu  auch  die  grosse  Mehrzahl  der  ehemals  sehr  zahlreichen 
gewerblichen  Regalien  schon  gewichen,  wiederum  um  so  leichter,  da  das  fiscal ische 
Interesse  bei  dein  einzelnen  in  der  Kegel  doch  nur  gering  war  und  andere,  bessere 
und  bequemere  Besteuerungswege  aufgefunden  wurden.  Die  Strömung  im  wirtschaft- 
lichen Zeitalter  der  „freien  Concurrenz4'  ist  natürlich  in  dieser  Richtung  gegangen, 
freilich  oft  zu  einseitig. 

Einige  wenige  Regalien  sind  jedoch  noch  gegenwärtig  in 
unseren  Staaten  übrig  geblieben,  und  zwar: 

a)  wesentlich  nur  aus  dem  erheblich  ins  Gewicht  fallenden 
finanziellen  Interesse:  das  Salz-  und  das  Tabakregal, 
wozu  neuerdings  in  Frankreich  das  Zündhölzchen  regal 
kommt; 

b)  wesentlich  aus  einem  politischen  oder  polizei- 
lichen Interesse:  das  Pulver-  und  Salpeterregal  (hierund  da 
noch  ein  anderes  ähnliches  —  neuerer  Gedanke  eines  Dy  na m i  t- 
monopols),  von  untergeordneter  finanzieller  Bedeutung; 

c)  aus  vorwaltendem  politischen  oder  polizeilichen,  aber 
daneben  auch  stärker  mitsprechendem  finanziellen  Interesse:  das 
Lotto-  und  etwa  das  (seltene)  Branntweinregal. 

Die  Regalisirung,  welche  bei  allen  diesen  Regalien  zur  Mono- 
pol is  im  ng  wird,  kommt  hier  als  eine  Form  der  Ve r braue hs- 
oder  Genussbesteuerung  in  Betracht,  bei  den  beiden  letztgenannten 
Regalien  mitunter  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz,  die  Befriedi- 
gung des  Genusses  durch  die  Regalisirung  zu  erschweren  oder, 
wie  beim  Lotto,  sie  ganz  zu  verhindert]. 

Demgemä8s  wird  die  Beibehaltung  und  auch  die  Neuem  ftlh- 
rung  dieser  Regalien  von  folgenden  Erwägnngen  abhängen: 

a)  beim  Salz-  und  Tabak  regal  und  etwaigen  ähnlichen, 
welche  wesentlich  nur  aus  finanziellem  Interesse  neu  in 
Erwägong  kommen  könnten:  ob  die  Besteuerung  des  Verbrauchs 
oder  Genusses  überhaupt  zu  rechtfertigen  ist;  und,  im  Bejahungs- 
fälle, ob  die  Regalisirung  oder  Monopolisirung  so  sehr  als  die  ge- 
eignetste Form  der  Verbraucbsbesteuerung  ersoheint,  dass  sie  trotz 
der  sie  etwa  begleitenden  nachtheiligen  Folgen  für  Verkehr  und 
Production  gewählt  werden  darf.  Diese  Fragen  sind  mithin  nur 
im  Zusammenhange  des  ganzen  Steuersystems  und  speciell  in  der 
Lehre  von  den  Verbrauchssteuern  zu  erledigen. 
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Das  Salzregal  winl  gegenwärtig  als.  ßostoucrungsform  meist  verworfen,  vielleicht 
zu  unbedingt,  gerade  bei  Berücksichtigung  des  Conan  inenteninteresses;  die  neue 
Einführung  des  Taba k tnouopols  wenigstens  ist  bedingt  in  einem  grösseren  Ver- 
bratichssteuersystcm  zu  rechtfertigen  und  sein  Bes  teh  cn b le  ib eu  regelmassig  zu 
empfehlen. 

b)  Bei  den  Kegalien  von  politischem  oder  polizeilich  em 
Interesse:  ob  letzteres  Uberhaupt  genllgt,  um  eine  besondere  Ein- 
mischuug  des  Staats  und  um  vollends  die  Regalisirung  trotz  der 
etwa  auch  hier  vorhandenen  volkswirtschaftlichen  und  sonstigen 
(politischen,  rechtlichen)  Bedenken  zu  rechtfertigen,  oder  ob  der 
politische  oder  polizeiliche  Zweck  nicht  auch  durch  eine  andere 
Form  der  Verbrauch-  oder  Genussbesteuerung  erreicht  werden  kann. 

Denn  die  Rcgalisiruni:  ist,  soweit  sie  nicht  wie  etwa  beim  Lotto  zum  völligen 
Verbot  des  Genusses  benutzt  wird,  eben  doch  nur  als  solche  Besteuerungsform  auch 
bei  diesen  Regalien  zu  betrachten.  Auch  diese  Fragen,  soweit  sie  überhaupt  in  die 
Finanzwissenschaft  und  nicht  in  die  Verwaltungsichre  und  Culturpolitik  gehören,  sind 
in  der  Lehre  vou  den  Verbrauchssteuern  zu  behandeln.  Das  Lottoregal  ist  wohl 
beizubehalten  oder  selbst  neu  einzuführen,  wo  es  noch  nicht  besteht,  aber  nicht 
auszuüben,  das  Pulv  er-  und  Salpet«-  rresral  in  »1er  Kegel  aufzuheben,  das 
Branntwein  regal  durch  eine  andere  Form  der  Verbrauchssteuer  zu  ers«tzen. 

Sonach  entfällt  dann  eine  selbständige  finanz- 
wissenschaftliche Einnahmeart  der  Finanzregalien 
und  damit  ein  besonderer  davon  handelnder  Abschnitt  in  der 
systematischen  Lehre  der  Finanzwissenschaft  von  den  ordentlichen 
Einnahmen  wenigstens  jetzt  mit  Recht. 

Die  grundherrlichen  Regalien  sind  ohnedem  meist  beseitigt.  Soweit  Einnahmen 
unter  diesem  Titel  noch  vorkommen,  können  sie  in  den  bezüglichen  Abschnitten  vou 
den  verwandten  privatwirthschaftlichon  Einnahmen  des  Staats,  mit  denen  sie  rechts- 
Kcscbichtlich  meistens  zusammenhangen ,  kurz  erwähnt  werden.  Einzelne  Regalcin- 
nahmen  dieser  Art  haben  jetzt  einen  ganz  anderen  Charactcr  erhalten  und  sind  theils 
in  die  Reihe  der  Gebühren  (so  beim  Bergwesen),  theils  der  Gcnusssteue  ru  (so 
bei  der  Jagdi  übergegangen,  wo  sie  zu  erwähnen  sind.  Die  Einnahmen  aus  gewerb- 
lichen Regalien  gehören  ferner  entweder  unter  die  Gc bahren  in  denjenigen  Fülhn, 
wo  mit  Gebuhren  verbundene  Staatsthiitijrkeiten  unrichtiger  Weise  zu  l'inanzregalien 
gemacht  worden  waren,  oder  unter  die  Verbrauchs-  und  G eu  usss tc ne  r u.  Sic 
findi  u  danach  ihre  ••ntsprechcmle  Stelle  im  System  der  Fiiian/wissen^chaft. 

Es  verbleibt  dann  nur  eine  besondere  Einnahmeart,  welche 
zu  keiner  der  drei  Classen  der  prtvatwirthschaftlichen  Einnahmen, 
der  Gebühren  oder  der  reinen  Steuern  gezählt  werden  kann.  Sie 
ist  zwar  mit  den  Einnahmen  aus  Finanzregalien  verwandt,  aber 
gehört  doch  auch  dazu  nicht,  nicht  einmal  nach  dem  rechtsge- 
schichtlkhen  Begriff  der  eigentlichen  Kegalien:  die  Einnahme 
aus  herrenlosem  Eigenthum,  erblosen  Gütern  u.  dgl.  m. 
Diese  Einnahme  gebührt  dem  Staate  nach  geschichtlichem 
und  positivem  Rechte  und  in  der  That  auch  rationell  als  dem 
Vertreter  der  Gesammtheit  in  Ermangelung  eines  näherberechtigten 


Digitized  by  Google 


(ili.'ilemn-r  <lcr  ordentli«  licn  Einnahmen. 


r>0H 


Einzelnen.  So  untergeordnet  sie  in  finanzieller  Hinsiebt  auch  zu 
sein  pflegt,  so  verlangt  sie  doch  eine  selbständige  Stellung  im 
System  als  „Einnahme  aus  dem  Hoheitsrecht  an  herrenlosem 
Eigenthum". 

Sie  war«-  streue  systematisch  da  einzureihen,  wo  sonst  die  verwandten  Einnahmen 
aus  •rrundberrschaftlichcn  und  aus  Finanzreiralien  oder  Fiscalvorrcchten  überhaupt  be- 
handelt zu  werden  pflegten:  zwischen  den  privatwirtlischaftlichen  Einnahmen  und  den 
(iebühren.  Sie  wird  ?on  mir  anhangsweise  im  Kapitel  von  den  Gebühren  behandelt. 
(Fin.  II,  §.  326 — 328).  Mit  den  (iebühren  und  Steuern  gehört  diese  Einnahme 
übrigens  zur  Gruppe  der  staatsw irthscha ft liehen ,  da  sie  auf  einem  staats- 
rechtlichen Titel  beruht  und  aus  bisher  fremdem  Eigenthum  oder  Einkommen  herrührt. 

III.  —  §.  212.  Die  Gliederung  der  Lehre  von  den  ordent- 
lichen Staatseinnahmen  ist  hiernach  die  folgende  dreifache: 

A.  Der  Privaterwerb  oder  die  privat  wirtschaftliche 
oder  domaniale  Einnahme,  die  von  Anderen  sogenannten  „ Er- 
werbsei nkttnf te"  des  Staats:  das  zweite  Kapitel  dieses 
dritten  Buchs  in  dieser  Auflage,  vollständig  noch  in  diesem 
ersten  Bande  der  Finanzwissenschaft  enthalten. 

B.  Die  G  e  b  U  h  re  n  :  das  erste  Kapitel  des  zweiten 
Ii  a  n  d  e  8. 

C.  Die  eigentlichen  Steuern,  deren  Behandlung  in  diesem 
Werke  in  einer  „allgemeinen  Steuerlehre  (Kap.  2  des  zweiten 
Bandes)  und  in  einer  „speciellen  Steuerlehre"  (im  Band  III  der 
Finanzwissenschaft)  erfolgt. 

5.  Abschnitt. 

Das  Verhält ni ss  der  Ifatiptarten  der  ordentlichen  Einnahmen 

zu  einander. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  dieses  Verhältnisses  hängt  auf  das  Engste  mit 
der  allgemeinen  inneren  politischen  Geschichte  zusammen.  In  diesem 
Abschnitte  handelt  es  sich  nur  um  eine  gencrcllo  Uebcrsicht,  welche  nach 
eiuzclnen  Seiten  iu  anderen  Theilen  dieses  Werks  weiter  auszuführen  ist.  S.  über  dio 
Entwicklung  des  Finanzdienstos  u.  Behördenwesens,  woiin  sich  die  Entwick- 
lung des  Verhältnisses  der  Einnahmen  zu  einander  abspiegelt ,  oben  Abschn.  1  des 

4.  Kap.  des  1.  Buchs,  S.  ISS  ff.,  bes.  §.  SO  II.  Das  Wichtigste  bleibt  die  Entwicklung 
der  Besteuerung  und  die  Klarlegung  der  bedingenden  und  verursachenden  Momente 
dieses  Proccsses.  S  darüber  Fin.  II.  den  Abschn.  über  „die  Besteuerung  in  ihrer 
bezieh,  zur  Organisation  d.  Volkswirthsch.,  sowie  zur  Eigenth  -  u.  Erwerbsordnung4-, 

5.  169  ff.,  ferner  „zur  inneren  Verfassung"  S.  195  ff.  u.  den  Absch.  über  die  „Grund- 
züsc  der  jreschichtl.  Entwicklung  des  Steuersystems  und  der  Steuerarten"  S.  3*7  ff. 
Ich  beziehe  mich  ausserdem  auf  meine  Abb.  „directe  Steuern4'  in  Schnuberg's  Hand- 
buch II,  157  ff.  Die  Literatur  des  Gegenstands  ebendas.  u.  bes.  in  Fin.  II,  149  u. 
oben  S.  54.  Vgl.  u.  A.  Lang,  hist  Entwickl.  d.  I).  Steucrvorf.,  1793,  Hüll  mann, 
Finanzwesen,  d.  Mittelalters,  Jlse,  Gesch.  d.  D.  Steuerverfass.,  1.  Abth.  Giessen,  1S44. 
Eichhorn,  Rcchtsg.sch.  g.  24,  SS,  171.  Zöpfl.  D.  K.cliisiresch.  4.  Aufl.  II,  §.  40. 
jü,  75.       (i.  Waitz,  I).  Wrfassungsgesch.  die  betreff.  Kapitel.  —  Falke.  Gesch. 


510  3.  B.  Onl.  Kinn.    1.  K.  Im  Alldem.    *..  A.  Verb,  der  Einn.  zu  cinaml.  §.  213. 

d.  D.  Zollwcsons,  Leipzig  lMi4.  —  One  ist,  engl.  Verwaltun<rsrvcht ,  2.  A.  I,  S.  2S, 
§.  12  S.  182  ff,  §.13  u.  a.  Stollen.  —  Zeutner,  Städtesteuem,  1-67S.  — Schmoller, 
Epochen  d.  preuss.  Fin.pol.  Jahrb.  Neue  Fol^c  B  [.  "1877).  —  Koscher,  Gesch.  d. 
Nat.-Oek.  §.  39,  S.  15S  11.  —  Kau,  Fiu.  g.  89,  93. 

1.  —  §.  213.  Character  des  älteren  Fin anz wesens, 
besonders  der  Einnahmen.  Das  Finanzwesen  des  mittel- 
alterlichen Patrimonialstaats  und  noch  des  Staats  in  der  Ueber- 
gangszeit  zum  modernen  Staatsleben  vom  15.  oder  16.  Jahrhundert 
an  bis  in  das  17.  und  tbeilweise  selbst  noch  bis  in  das  18.  und 
19.  hinein,  characterisirt  sich  durch  dieselbe  Vermischung 
privat-  und  staatsrechtlicher  Momente,  welche  der 
früheren  Zeit  Uberhaupt  eigen  war. 

Die  Ausgaben  für  den  König  oder  den  Fürsten  und  seinen 
Hof  und  für  öffentliche  Zwecke,  soweit  letztere  überhaupt 
unter  Vermittlung  einer  besonderen  finanz wirtschaftlichen  Thätig- 
keit  und  nicht  gleich  direct  durch  Requisition  persönlicher  Dienste 
verwirklicht  wurden,  erfolgten  gemeinsam  nach  der  Bestimmung 
des  Fürsten.  Die  Einnahme  zur  Bestreitung  dies  Ausgaben,  das 
Besitztbum,  insbesondere  der  Grundbesitz,  aus  welchem  die  Ein- 
nahmen zum  Theil  flössen,  bildeten  als  fürstliches  Einkommen  ein 
ungetrenntes  Ganzes,  welches  regelmässig  wie  ein  Privat- 
einkommen und  Privatvermögen  angesehen  wurde  und  wie  ein 
solches  zur  Verfügung  des  Fürsten  stand. 

Gleichwohl  lässt  sich  dieses  Einkommen  nach  seinen  öko- 
nomischen Quellen  und  mitsammt  dem  fürstlichen  Vermögeu 
nach  seinem  rechtlichen  Character  unterscheiden.  Das  Ein- 
kommen wie  das  Vermögen  haben  immer  Bestandteile  in  sich 
enthalten,  welche  als  öffentlich-rechtlicher  Natur  anzusehen 
sind,  weil  sie  dem  Fürsten  in  seiner  Eigenschaft  als 
Staatsoberhaupt  zustanden.  Das  Einkommen  zeigt  ferner 
immer  eine  Vereinigung  der  drei  finanz wissenschaft- 
lichen Hauptarten  der  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der 
privatwirthschaftlichen,  derGebühren  und  der  eigent- 
lichen Steuern.  Die  Gebühren  erscheinen  theils  unmittelbar 
als  solche,  theils  mit  in  der  Form  von  Steuern  in  Verbindung  mit 
nutzbaren  Regalien.  Die  Steuern  zeigen  die  beiden  typischen 
Grundformen  der  indirecten  Verbrauchssteuern  wie  Zölle, 
Marktgelder,  Abgaben  von  Gewerben,  —  mitunter  in  Verbin- 
dung mit  gebührenartigen  Einnahmen,  wie  z.  B.  bei  den  Markt- 
geldern, Wegezöllen  —  und  der  directen  Personal-,  Ertrags-, 
(Grund)  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 
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Vielerlei  persönliche  Verpflichtungen,  zum  Kriegsdienst  (mit  eigener 
Wafleustellung,  Unterhaltung),  /u  anderen  Dienstleistungen  (Fuhren,  Spanndienste 
u.  dgl.  m.),  entsprechen  dem  älteren  naturalwirthschaftlichcn  Zustande  der  Volkawirth- 
schaft.  Sie  betreifen  nicht  unmittelbar  das  mittelalterliche  Finanzwesen,  Aber  da 
sie  später  im  gcldwirthschaftlichen  Zustande  durch  andere  Formen  der  Beschallung 
der  Arbeitskräfte  für  Öffentliche  Zwecke  (§.  ])  ersetzt  werden,  worauf  dann  die  Ein- 
nahmewirthschaft  des  Finanzwesens  sich  entsprechen»!  entwickeln  musste.  dürfen  sie 
hier  nicht  unerwähnt  bleiben.  Eine  besondere,  dem  modernen  Staat  meist  fehlende 
Einnahme  waren  namentlich  in  früherer  Zeit  die  freiwilligen  Gaben  (Geschenke, 
doua)  an  den  Fürsten.  Sie  dürfen,  wenn  auch  nicht  auf  dem  Kechtszwang  beruhend, 
doch  zur  ordentlichen  Einnahme  gerechnet  werden,  weil  sie  ziemlich  regelmässig, 
der  Sitte  gemäss,  eiugchen. 

In  allen  die-en  Verhältnissen  besteht  von  der  fränkischen  Zeit  an  in  Mittel-  und 
Westeuropa  eine  Gleichartigkeit  der  Gestaltung  und  Entwicklung  wenigstens 
in  den  Grundzusren  des  Finanzwesens  und  speciell  der  Einnahmewirthschaft.  Nur 
dass  in  Deutschland  definitiv  ursprüngliche  Einnahmen.  Bcsitzthiuner  und  finanzielle 
Rechte  des  deutschen  Königs  und  des  Kelchs  an  die  selbständig  werdenden  Terri- 
torialherren ubergehen,  während  &ie  in  Frankreich  und  England  der  Krone  oder 
dem  König  verbleiben  oder  wieder  von  ihnen  erlangt  werden,  mit  Ausnahme  freilich 
eines  grooseu  Theils  der  alten  Kronländereien,  die  uberall  durch  Verschenkung.  durch 
das  Lehenswesen  u.  s.  w.  endgiltig  in  Privatbände.  vornehmlich  der  ehemaligen  Grossen, 
des  Adels,  der  Kirche  gelangen. 

Theilt  man  die  Einnahmen  nach  dem  finanzwissenscbaftliehen 
Cbaracter  in  der  angegebenen  Weise,  so  lässt  sich  die  Regel  auf- 
stellen, dass  je  weiter  man  in  die  Geschichte  der  Vorläufer  der 
heutigen  europäischen  Staatsbildungen  in  das  Mittelalter  zurückgeht, 
desto  mehr  die  pri  vatwirthschaftlichen  und  in  zweiter  Linie 
die  gebübrenartigen  Einnahmen  überwiegen.  In  diesen 
beiden  besteht  auch  in  den  einzelnen  Ländern  am  Meisten  Gleich- 
artigkeit. Die  regelmässige  Besteuerung  gewinnt  erst  in 
der  neueren  und  neuesten  Zeit  immer  allgemeiner  den  Vorrang. 

Von  früh  an  finden  sich  sehr  allgemein  Zölle,  d.  h.  regelmässige  Passage- 
iTraiisit-)  oder  Wegzölle  für  den  Transit  der  Waaren  au  bestimmten  Stellen. 
Einzelne  andere  indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  Getränkesteuern  (Bier, 
Wein).  Marktabgaben  au  den  Thoren  bilden  sich  im  städtischen  Finanzwesen  früher 
aus,  werden  aber  von  Anfang  au  und  später  mehr  mit  für  landesherrliche  Rechnung 
erhoben.  In  Form  von  Fi  nauzregalicn  und  Monopolen,  dann  von  allgemeinen 
Accisen  werden  sie  seit  dem  Schluss  des  Mittelalters,  besonders  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert im  Staats-  und  Territorialiinauzwesen  wichtiger. 

Am  Wenigsten  ausgebildet  blieb  regelmässig  lange  das  directe  Steuerwesen 
und  wieder  besonders  die  Personal-  und  Einkommensteuern,  während  allgemeine  Ver- 
mögens-, Real-,  namentlich  Grund-,  Gebäude-  (Heerd-)  steuern,  früher  vor- 
kommen. Die  älteren  Abgaben  dieser  Art  sind  übrigens  vielfach  nicht  ölfentlich- 
rechtliche  Steuern,  sondern  privatrechtliche  oder  lehens-  und  dienstrecht- 
liche Abgaben  de«  Grundbesitzers  und  der  Personen.  Im  früheren  Mittelalter 
hinderte  schon  die  A uffassun g  der  persönlichen  Freiheit  die  Entwicklung  des 
directeti  Steuerwesens,  später  that  dies  die  erforderliche  ständische  Zustimmung, 
welche  sich  bei  diesem  Zweige  der  Steuern  uberall  am  Wirksamsten  zeigte.  So  blieb 
besonders  die  directe  Besteuerung  bis  in  die  Neuzeit  hinein  und  selbst  noch  in 
der  Theorie  der  deutschen  Cameralisten  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  untergeord- 
nete und  mehr  nur  eine  Ausnahme  bildende  Einnahmequelle,  auf  die  in  grösse- 
rem Umfange  nur  in  besonderen  Fällen  für  Staats-  oder  früher  für  königliche 
oder  fürstliche  Zwecke  zurückgegriffen  wurde  S.  Fin.  II.  §.  I4n  ff.  und  oben  §.  S7 
-90,  auch  «I  u.  §  21  u.  24). 
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Die  <i^iiithuiuli<  ]|.;  Gestaltung  und  v  c  r  Ii  all  n  issmüss  i  jr  «rrosse  Ausdeh- 
nung, weicht'  das  Geb ü hre n Wesen  im  mittelalterlichen  Staat  einnahm,  ist  beson- 
ders! bemerkenswert!!.  Das  Princip  von  Leistung  und  Ge«-culeistunff  war  in  diesen 
..S  pe  <■  i  a  1  s  t  e  ii  e  r n"  im  unaussrebildetcn  Staate  mehr  vertreten,  als  jetzt  im  entwickelten 
Staat,  dem  die  Generalsteuern  eijrcu  sind:  eiu  Fiiisrerzeur,  dass  die  allgemeiner«- 
Kinfuhrunsr  der  erstcren  ein  wesentlicher  K  tickschritt  im  modernen  Staat  wäre. 
Vsrl.  Fin.  II  §.  281,  bes.  S.  12  ff.  ..zur  Geschichte  des  Gebuhrenweseus". 

II.  —  §.  214.  Geschichtliche  und  staatsrechtliche 
Stellung  des  älteren  Doinaniums. 

S.  oben  §.  87 — v0,  bes.  S.  19S  ,  wohin  in  dieser  3.  Aufl.  Einitres  sresteUt  ist, 
das  in  der  2.  Aufl.  (§  151  ff.)  in  diesem  Abschnitte  trieben  wu^c.  S.  auch  Kau 
$}.$'.*  ff..  bes.  die  Noten.  Hullmaiin,  Geschichte  der  Deniiiuenbcnutzuntr  in  Deutseh- 
land. 1*07.  v.  Kotteck  in  dessen  und  Welcker's  Staatslexikon,  IV.  45*». 
v.  Treitschke,  Art.  Domänen  in  Bluntschli's  Staatsworterb.  III.  102.  Roscher. 
Grundrias  §.  40.  Zacharia,  Staatsrecht  II,  Kap.  T,  TU  2.  Geoif  Meyer,  D. 
Staatsrecht  §.  04.  202.  Bühlau,  Fiscus.  landeshcrrl.  u.  Landesvcrmoir.  in  Meckl. 
Schwerin.  Kost.  1S77.  Bertrius,  Grundsätze  der  Finanzw.  S.  161.  Stein,  Fin.. 
2.  A..  S.  147.  Ueber  Enirland  s.  Gneist,  enirl.  Verwaltunsrsrecht.  2.  A.,  bes.  I., 
128,  103.  190.  409.  II.  940,  1151,  Voeke.  brit.  Steil.  S.  128:  Uber  Frankreich. 
Hock,  Fin.  Frankreichs  S.  209;  über  Preusscn  (17.  u.  18.  Jahrh.)  Riedel,  brand. 
preuss.  Staatshaushalt  passim ,  neue  Zeit  Rnnnc,  Domän.-,  Forstwesen  u.  s.  w.  des 
preuss.  Staats  1854,  ders.,  StaaUr.  Preuss..  X.  A.  II,  S.  587  ff.;  über  Baieru. 
Po/1,  bair.  Verwaltuiiärsrecht  §.  229  ff;  aber  Baden,  Kcsreiiaucr.  §.  192  ff.; 
nb«r  Nordamerika,  Hock.  Fin.  Aiuerika's  S.  225.  Vgl.  auch  CzTmiisr.  oat-rr. 
Budget.  H.  477.    (Vergleiche).    Dann  oben  §.  175  über  Cmllisten. 

A.  Gestaltung  im  Allgemeinen.  Die  Grundlage  und 
den  Haupttheil  der  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  bildete 
von  jeher  und  bis  in  die-  neueste  Zeit  hinein  der  ländliche 
Grundbesitz  der  Krone  oder  des  Fürsten.  Er  umfasste  vor- 
nemlich  Feldgliter  (die  späteren  Kammergüter  im  engeren 
Sinne),  Ge werks vorrichtu ngen,  Waldungen. 

Ursprünglich  war  dieser  Grundbesitz  in  den  germanisch- 
romanischen  Reichen  des  frühen  Mittelalters  sehr 
bedeutend.  Er  rührte  aus  Vorbehalten  von  der  Landvertheilnng 
bei  der  ersten  Ansiedlung  und  Eroberung,  auf  dem  Boden  des  alten 
römischen  Reichs  aus  Confiscationen  und  Uebernahme  römischen 
Staatsguts  her.  Die  Geschlechter,  welche  zur  Fürsten-  oder  Königs- 
würde kamen,  waren  in  der  Regel  grosse  Grundbesitzer,  deren 
Güter  mit  dem  eigentlichen  Staatsgut,  bez.  mit  dem  Gute  der  alten 
(ausgestorbenen  oder  vertriebenen)  Dynastie  zu  einer  Einheit  ver- 
schmolzen. 

Waitz  II.  615  fl".  (merov.  Zeit).  Weiden  und  Widder  last  in  allen  Theilen  des 
fränk.  Reichs  im  Besitz  des  Königs.  /..  Th.  wohl  nur.  weil  unbebautes  Land  ihm  zu- 
geschrieben wurde.  Grosse  Walder  waren  bes.  zur  Ja  ml  (als  ..Forste")  im  Besitz  d<* 
Königs.  Grosse  Masse  von  fürstlichen  Länderei en  im  Mittelalter.  Verz»Uh- 
niss  von  123  kaiserlichen  Villen  der  Karolinger  bei  Hu  11  manu,  Finanzgesch.  S.  19  ff. 
Unter  den  Ki'miaren  von  England  uns  dem  sächsischen  Stamme,  namentlich  unter 
Eduard  dem  Bekenner  1042—05)  befanden  sich  1422  Landfilter  (inanors),  die  zutn 
Theil  von  der  vichsischen  Kimigsfamilie  herstammten,  liebst  08  Forsten  und  781  Paris. 
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und  bis  auf  Heinrich  II.  bewirtheten  «Ii«'  Könige  alljährlich  an  den  «rossen  Festen 
die  Barone  und  ihr  Gefolge  aufs  Reichlichste.  ^Naeh  Rau;  Sinclair.  Iiistory  of  the 
public  revenue.  I.  26.  27.  Gneist.  engl.  Verwaltungsr.  I.  2S,  39.)  l'ebor  das  Alter- 
thum s.  o.  §.  SO.  Ueber  die  altrümischen  Domänen  bes.  Marquardt,  rom. 
St.iatsverwalt.    II.  147,  152,  170.  2M)— 257. 

Im  früheren  naturalwirths« -haftlichen  Zustande  dienten  diese  Guter  theilweisc  un- 
mittelbar zur  Unterhaltung  des  Hofs  und  des  k.  Hauses.  Die  vielfachen  Kcisen  und 
Heerzu«rc  des  Fürsten  gaben  dazu  in  allen  Landestheilcn  Gelegenheit  und  setzten  das 
Vorhandensein  solcher  Guter  eigentlich  voraus.  Die  Naturaleinkunftc  derselben  bei 
Selbstverwaltung  durch  k.  Beamten  lieferten  auch  zugleich  mit  die  Mittel  für  die  Be- 
streitung der  Regierungsausgnben,  soweit  von  solchen  gesprochen  werden  kann. 

Mehr  und  mehr  aber  ist  der  Bestand  des  ursprüng- 
lichen Domaniunis,  besonders  der  Besitz  eigentlicher  Feld- 
güter,  Überall  im  Lauf  der  Geschichte  vermindert 
worden,  in  manchen  Ländern  so  sehr,  dass  davon  auf  die  Gegen- 
wart nur  wenig  gelangt  ist.  Die  allgemeinen  Ursachen 
dieser  Erscheinung,  welche  nach  Zeitaltern  und  Ländern  ver- 
schieden stark  einwirkten  und  sich  verschiedenartig  untereinander 
und  mit  anderen  speciellen  Ursachen  verbanden,  sind  die  folgenden. 

1.  Einmal  erfolgten,  besonders  in  früherer  Zeit,  sehr  um- 
fassende Landverschenkungen  Seitens  des  Uber  das  Gut 
wie  Uber  ein  l'rivatvermögen  verfügenden  Herrschers. 

So  an  Familienangehörige,  Grosse,  Günstlinge.  Kirchen  u.  s.  w.  zur  Ausstattung, 
zur  Belohnung  von  Verdiensten,  zur  Krlangung  von  Gegendiensten,  Unterstützung  in 
politischen  Verhältnissen  u.  s.  w.  Selbst  wo  nicht  sofort  eine  Vergebung  zu  Eigen- 
t h ii iii,  sondern  zu  prccürcm  Besitz,  als  Bencficium  oder  zu  Lehen  stattfindet, 
ist  nie  ii- tens  später  eine  vollständige  Ausscheidung  dieses  Guts  ans  dem  Staats-  oder 
Krön  gut  per  las  et  neiäs  eingetreten. 

2.  Sodann  hat  bei  solchem  Gut  wie  bei  anderem  Grundbesitz 
eine  Vergebung  an  kleinere  bäuerliche  Landwirthe 
zur  Bebauung,  gegen  Naturalabgaben  von  dem  so  erhaltenen  Lande 
und  gegen  *die  Uebernahme  von  Diensten  auf  dem  Hofgute,  statt- 
gefunden. 

Daraus  entwickelten  sich  die  dinglichen  Gerecht  saine.  des  Hofguts  gegen- 
über diesen  Ländc.rcicn.  Die  von  vorneherein  gewährten  oder  später  nach  Sitte  und 
Kocht  sich  ausbildenden  K r bpac ht Verhältnisse  und  schliesslich  die  Beseitigung 
der  Dienstpflichten  und  Abgaben  und  des  Krbpacht-Kano  ns  mittelst 
Ablösungen  oder  sonst  wie  haben  dann  den  Dorna  neu  besitz  wie  den  sonstigen 
herrschaftlichen  Grundbesitz,  vermindert. 

3.  Mit  Grundbesitz  aus  dem  fürstlichen  oder  Staatsgut  wurden 
ursprünglich  vielfach  gewisse,  namentlich  höhere  A ernte r 
dotirt,  —  also  wesentlich  ein  System  der  Naturalbesoldung. 
Mit  der  Erblichkeit  dieser  Aemter  ging  der  Grundbesitz  an  die 
vornehmen  Familien  über  und  ist  meistens  im  Lauf  der  Zeit  mit 
dem  Eigengut  und  mit  anderem  Lehensgut  derselben  zu  einer 
neuen  Einheit  mehr  oder  weniger  ununterscheidbar 
verschmolzen. 

A.  Wagner,  r'inanvwi*-*«iiv  l>«rt.  I.  :i  Autt 
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Wurden  und  blieben  solche  Familien  Dynastien  und  Territorialhcrren .  ist 
zwar  dieses  ifesammte  Gut  oder  ein  Theil  davon  später  öfters  wieder  Keinem  urspnnir- 
lirhen  öffentlichen  Zw>*r.k  zuruckjrcsrebcn  worden.  Aber  bisweilen  verblieb  auch 
der  neuen  Dynastie  Erhoben  sich  diese  Familien  nicht  /ur  eigentlichen  Landcsherr- 
schaft  oder  verloren  sie  dieselbe  wieder,  so  haben  sie  das  (int  «dters  endsiltiir  als  ilir 
Privatvermöjren  behalten,  wie  /..  B.  «Ii«*  inediatisirteu  wdtli«  hen  Fürsten  in  D<  uts.  bland 
noch  zu  Anfansr  dieses  Jahrhunderts. 

4.  In  neuerer  Zeit  ist  auf  eine  »Scheidung  des  Hof-  und  des 
Staatshaushalts  hingearbeitet  worden,  als  sich  die  moderne 
Staatsauftassnng  von  der  patrimonialen  loslöste.  In  dem 
seinem  verschiedenen  rechtlichen  Ursprung  naeh  schwer  zu  schei- 
denden Domaniuin  befand  sich  jedenfalls  öfters  altes,  eigentlich 
öffentlichrechtliches  Besitzthum,  das  an  der  Krone  oder 
Landeshoheit,  bez.  an  der  fürstlichen  Gewalt,  als  der 
Vertreterin  der  Rechte  des  staatlichen  Gemeinwesens  als  solchen, 
haftete.  Bei  den  Vertrags  massig  oder  durch  Octroyruug 
erfolgenden  Auseinandersetzungen  Uber  dieses  Domanium 
und  Uber  etwaige  Civil  listen  (%.  175)  wurde  dann  aber  mitunter 
wohl  das  ganze  Domanium  oder  ein  Theil  desselben  der  Dy- 
nastie als  Patrimonialgut  zugesprochen.  Dadurch  ist  aber- 
mals der  Bestand  des  alten  Domanium s  vermindert  worden. 

5.  Endlich  kamen  schon  länger,  z.  B.  in  England  im  16.  und 
17.  Jahrhundert,  und  fast  liberall  neuerdings  (selbst  in  deutschen 
Staaten,  wie  Preussen)  Verkäufe  von  Domänenland  vor. 

Vielfach  baben  freilich  Überall  und  zu  allen  Zeiten .  wenn  auch  in  sehr  ver- 
schiedenen Formen  und  in  verschiedenem  Um  lauge,  wieder  Vermehrungen  des 
Domaniums  stattgefunden.  Fruberhin  durch  Ein/ichum:  von  Schenkungen.  Verfall  ron 
Lehen,  VermögenscontiS'  ationen.  welche  ehedem  oft  eine  grosse  Quelle  d«  r  Einnahme 
überhaupt  bildeten,  u.  s.  w.,  (s.  /..  B.  f.  d.  meroving.  Zeit  im  frank  Keich.  Waitz  H, 
öt*3  IT.),  später  dureh  die  Säcul  a risationen  des  geistlichen  Guts,  durch  Ver- 
einigung des  fürstlichen  Hausjiuts  mit  «lern  Staatsgut  — ,  also  der  umgekehrte 
Fall  wie  die  beiden  vorhin  erwähnten  --,  gelegentlich  immer  durch  Ankäufe. 
Aber  im  Ganzen  haben  diese  Vermehrungen  des  Domaniums  nicht  die  Verminderungen 
aufgewogen. 

Das  Endergebniss  der  geschichtlichen  Entwicklung  ist  in 
unseren  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  ein  verhältniss- 
mässig  doch  nur  kleiner  werbender  Grundbesitz  in 
Händen  des  Staats,  am  Meisten  noch  Wald  besitz.  M.  a.  W. 
das  eigentlich  private  Grundeigenthum  der  Privatwirt- 
schaften hat  mehr  und  mehr  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden  nmfasst  und  öffentliches  (^gesellschaftliches")  Eigenthum 
daran  verdrängt.  FUr  die  Finanzen  ist  diese  Entwicklang  mit 
der  Notwendigkeit  verbunden,  auch  abgesehen  von  dem  viel 
grösseren  Staatsbedarf,  jetzt  mehr  als  früher  auf  Steuereinnahmen 
bedacht  zu  sein. 
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Wagner.  Grundleir.  Abth.  I,  Kap.  4.  Samter,  gesellsch.  u.  Privateigenthum. 
Lpz.  1S77.  —  Man  erkennt  hier  leicht  den  Kinfloss  eines  Rccbtsinstituts  wie  das  pri- 
vate Grundeigenthum  und  wi«^  der  private  Rentenbezu?  davon  auf  das  Finanzwesen  u. 
au<  h  in  dieser  Hinsicht  wieder  auf  die  Vertheilung  d.s  Volkseinkommens:  indem  die 
Rente,  die  sonst  der  Staat  beziehen  könnte,  ihm  entgeht,  muss  die  Bevölkerung  au<h 
mehr  allgemeine  Steuern  zahlen.  l'eber  dir  Bedeutung  dies»«»  Moments  für  die  Ent- 
wicklung d«r  Besteuerung  s  Flu.  II,  §.  342  fl'..  351. 

§.  215.  —  B.  Gestaltung  der  Rechtsverhältnisse 
des  älteren  Domaniums  speciell  in  Deutschland.  Der 
eigentümlichen  politischen  Entwicklung  Deutschlands  ist  es  zu 
verdanken,  dass  sich  hier  in  höherem  Grade  als  sonst  ein  be- 
deutendes Dorna nial vermögen ,  nicht  bloss  Forsten ,  sondem 
meistens  auch  Feldgtlter  u.  A.  m.  im  Besitze  der  deutsehen  Staaten 
erhalten  hat.  Die  Finanzwirtbschaft  der  letzteren,  zumal  der 
Kleinstaaten,  doch  auch  der  Mittelstaaten  und  selbst  Preusscns, 
hat  in  Folge  dessen  noch  heute  mehr  als  diejenige  der  meisten 
anderen  europäischen  Staaten  von  dem  älteren  domanialwirth- 
schaftlichen  Character  Etwas  beibehalten.  Jene  politische  Ent- 
wicklung Deutschlands  ist  aber  auch  die  Ursache,  dass  hier  die 
Rechtsverhältnisse  des  Domaniums  sich  ganz  besonders  complicirt 
haben  und  zum  Theil  noch  gegenwärtig  von  denjenigen  in  anderen 
Staaten  abweichen. 

Rau  (§.  90,  91)  hat  dieses  im  Wesentlichen  in  folgender  Weise  vortrefflich 
dargelegt: 

In  mehreren  deutschen  Staaten  haben  sich  aus  alter  Zeit  her  Liegenschaften 
erhalten,  deren  Eiircnthum  dem  fürstlichen  Hause  zusteht,  deren  Rein- 
ertrag jedoch  fortdauernd  dem  Staatsrechte  dieser  Länder  gemäss  zur  Bestreitung 
von  Staatsausgaben  verwendet  wird.  Solche  fürstliche  Haus-  oder  Stamm- 
vater, die  sich  durch  die  für  sie  geltenden  Rechtssätze  von  dem  reinen  Privat- 
vermögen  des  Fürsten  oder  seines  Hauses  unterscheiden,  wurden  eben  so  wie  die 
eigentlichen  Staatsgüter  Domänen,  oder  uach  dem  älteren  deutschen  Ausdruck 
kainmergüter  genannt.  Der  Betriff  ..Domänen"  enthält  also  hier  dio  den  beiden 
Arten  von  (intern  ceineinschaftlichen  Merkmale  der  Unbeweirliebkcit  und  der  Wid- 
mung des  Ertrages  für  öffentliche  Zwecke.  Nach  dem  Eigenthums- 
verhältniss  aber  zerfallen  diese  Güter  in  Staats-  und  Haus-Domänen.  Diese 
Interscheidung  wurde  jedoch  früberhin  meistens  nicht  streng  festgehalten.  Die 
kammergüter  der  deutschen  Kaiser  waren,  dem  Wesen  eines  Wahlreiches 
gemäss,  Staatsgüter,  die  bei  dem  öftern  Uebergange  der  Kaiserwurde  von  einem  Hause 
zum  andern  sich  nach  und  nach  verloren  und  in  die  Hände  der  Kcichsfürsten  irelanyrten. 
Die  Tafelgüter  der  geistlichen  Fürsten  und  die  Besitzungen  der 
Reichsstädte  gaben  jedoch  fortwährend  das  Beispiel  unverkennbarer  Staatsgüter, 
weun  auch  für  entere  mitunter  der  Character  von  Kirchenvermögen  behauptet  wurde. 
Die  Kammerputer  der  weltlichen  Fürsten  dagegen  hatten  keinen  gleichförmigen 
Ursprung.  Anfänglich  waren  es  Privatster  (Allode),  welche  in  den  sich  empor- 
bebenden Familien  durch  Kauf,  Erbschaften,  Heirathen,  Schenkungen  u.  s.  w.  sich 
sdlmäRg  vermehrten.  Als  aus  solchen  reichen  Grundeisrenthümern  mit  der  Zeit  kaiser- 
liche Beamte,  Lehentrftjrer  und  endlich  Landesherren  wurden,  diente  der  Eitra? 
jener  Güter  nicht  bloss  zum  Unterhalt  dieser  fürstlichen  Geschlechter,  sondern  auch 
tut  Bestreitung  von  Regie  rungskosten.  Späti-r  trat  mancherlei  Zuwachs 
aus  Reichslehen,  aus  kaiserlichen  Staatsgütern,  nach  der  Reformation  auch 
»us  aufgehobenen  geistlichen  Stiftern  (Klöstern.  Ordenscommenden  u.  s.  w.) 
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«in  ,  ähnlich  wieder  in  der  politisch  bewerten  Zeit  zu  Anfang  dieses  Jahrhuudcrt> 
in  FoI«r<-  des  K.  ichsd.  putationshauptschluss-  s.  So  wurde  z.  II.  in  Würtemberjr  noch 
Jsim»  das  evangelische  Kircben-rut  des  Erhlandi-s  im  ll.-trasrc  von  etwa  Ii)  Mill.  fl. 
dem  Kammer;; ute  einverleibt.  Auch  in  der  Marksrrafschaft  llad  «n-Durlach  ist  das 
evangelische  alljremcine  Kirchenvermötren  zu  dem  Kamn)i-r<rutc  gezogen  worden.  In 
l'reusseii  erfolgte  die  Einziehung  aller  trcißtl.  Guter  und  deren  Krkläruntr  zu  Staats- 
gütern durch  Kdict.  v.  3U.  Oct.  1810.  (Aehnlich  wurde  in  Frankreich  im  Anfang 
der  «  Täten  Revolution,  in  Spanien  1835  und  später,  nach  Kückträntriirmachuntr  d.  r 
Massretrel,  von  Neuem,  in  Kussland,  dann  in  neuester  Zeit  in  Italien  das  Kirch«  n- 
;rut  von  «1er  Staatsgewalt  in  H.-sitz  n«  nomm«  u,  hierauf  di«'  Vcräusscrunjr  in  <rrflssereu 
Fmfanjre  durchüvführt).  Fern«  r  fand  in  den  deutschen  Staaten  ein«-  V«rm«-hrun£r  d«-> 
DomanialbesitZ'-s  aus  den  Domänen  der  neu  erworbenen  Landes th eile,  als« 
aus  staatsrechtl  ich»-n  Veranlassungen,  statt.  Hei  diesem  v«  rschiedeuarti^.  n 
Ursprung  d.-r  Kammer^üter  ist  der  Str«-it  und  die  Unb« stimmth.  it  der  Meinung,  n 
ulx-r  di«-  rechtliche  Natur  derselben  leicht  zu  erklären. 

Das  auf  di«-  anirejrefou«;  mehrfach«-  Weise  allmäliu  «ntstandi-n«-  Doinaniuin 
oder  Kammerirut  d«  r  deutschen  Land.-sir.-bi«-t.-  wurd«-  nun,  ebensowenig 
wie  in  den  anderen  <-uropäisch«n  Ländern,  nicht  nach  d«r  Art  des  Ursprünge» 
in  Haus-  und  Staatsgut  tretheilt,  solidem  als  eine  einzig«  Mass«-  b«  handelt 
und  nur  von  deiijenitren  llesitzuntren  gvttvnnt  gehalten.  «Ii.  d.-r  Fürst  w i «•  «  in  Privat- 
mann b«sass.  di  n  so*.  Chatou ljrütern.     L«tzt<-re  uut«  rliotr«  n  ;rewöhnli<:h  der 
Landcsb'.'Stcuerunjr  und  den  ltcstiminunir«-n  d«-s  bürgerlichen  Rechts,  auch  des  allge- 
meinen Erbrechts,  vorbehaltlich  <-twai«r>r  Abwi-ichunir<-n  in  den  Normen  der  fürst- 
lichen ..Hausjresetze".    (In  Preusscn  gehört  dahin  d.  Köu.  Hausfidcicomniiss ,  das 
prin/J.  Fam.tid<icoinmiss;  Aehnliches  im  K.  Sachsen,  Wnrtemb.V    Für  das  Kamme  r- 
tfut  tralt  dasreiren,  wie  oben  schon  zu  erwähn«  n  war  (S.  Iiis)  in  Deutschland  allgemein 
der  staatsrechtliche  Grundsatz,  dass  der  Krtrair  des  Kainmersrutcs  <  in.  ist 
mit  Finschlus*  der  K.  Valien)  f  vi  r  S.taatsz  w  .-ck«    und  zwar  zunächst 
für  die  Hofstaats-,  sodann  aber  auch  für  Ii  «>  tricrun  <r  saus  trab  <-n  v«t- 
w.-nd.-t  werden  müsse  und  dass  Steuern  «  rst  dann  zulässig  seien, 
wenn   erwiesener  Maass.n  jene   Kiiiküuft«-  nicht  zur«  i<  h«  n.  Durch 
Landes-  od«-r  Haustresetze  od«  r  IVhereinkunft  mit  d«-n  Landständen  ward  meistens 
ausdrücklich   festgesetzt,    dass   dies   sresaminte    Kamm«-nrut  unzertrennlich 
li.-isamm.n    bleiben,    nicht    veräuss«-rt    od«  r    belastet  werden  solle 
(ausser    unt«r    gewissen    lledintruntren)    und    sich    nach    d«r    Krstireburt  im 
Maniiesstamiu«-,   als«»  zugleich  mit  d«r  Fürsten  würde,  vererbe.  Das- 
selbc  unt«  rla«r  nicht  den  ticm«-inrechtli<  h«  n  Verjährontrsrejreln  uud  trutr  keine  Steuern. 
Die  Landstand.'  durft«n  s«-in.-r  unb«-futrt«  n  V«Täuss«'ruujr  widersprechen,  auch  word.-n 
mit  ihnen  Vereinbaruntren  »«troffen .  wenn  aus  Laud«-suiitteln  «  in  Zuschuss  zu  dem 
It.  darf  der  Hofhaltung  geleistet  oder  bei  «  in.-m  reichliehen  Doinän.-n.-rtrage  «  in  Theil 
desselben  zu  ander«  n  Sta.itsausirab.il  bestimmt  w«rden  sollte  (§.  9S Das  Kam  in  er- 
eilt war  folglich  in  viel.-u  Hinsichten  d.m  wahren  «»der  «  iirentlichen 
Staats  nute  ähnlich,  w«  im  es  tri  eich  ni<  ht   als   solches  anerkannt 
war.    Aus  diesen  Verhältnissen  des  d<utsch.n  Kainmerguts  «rklärt  es  sich,  dass  bei 
den  Mediatisirungen  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  bisln-r  r<  iehsunmittelbareu  Terri 
torialherren  als  tiunincrige  sog.  Standesh.-rreii  die  Domänen  als  Eigenthum  für  sich 
behalten  durften,  während  die  anderen  Staatseinkünfte  auf  die  Staatskass«-  der  Länder 
überjrinircn,  denen  die  Standesherren  jetzt  angehörten.   Die  Schulden  wurden  nach  dem 
Verhältniss  beider  Theile  des  bisherig«  n  Kinkommeiis  gethcilt.   H«  i  der  Einverleibung 
Hannover'8,  Kurhcsscn's,  Nassau's  u.  s.  w.  in  Preussen  IStifi  sind  da- 
gegen die  Domänen  mit  dem  preuss.  Staatsgütern  vereinigt  worden.    Vgl.  sonst  für 
die  älteren  Rechtsverhältnisse  u.   Auffassuntren  v.  Seckendorf,  T.  Fürstenstaat, 
^worüber  oben  S.  84).    Putter.    lnstitutiones  juris  publ.  §.  2.V1.  Zachariä. 
Staatsrecht  2.  A.  §.  208.    v.  Könne.  Das  Domänen-,  Forst-  und  Jagdwesen  des 
preuss.  Staats,  1S54,  S.  2  II'.  —  Mehrfach  ist  über  die  älter«-  u.  neuere  Kechtsqualität 
des  Kainmerguts  u.  ii b«*r  die  auf  dessen  Krträgen  ruhenden  Verpflichtungen  auch 
neuerdings  noch  hei  Gelegenheit  der  „Domän.-nstreitigkeiten"  in  deutsch«  n  Staaten. 
b«s.  in  Kleinstaaten    literarisch  diseutirt  word«-n.    Vgl.  bes.  die  Literatur  über  den 
Meininger  Domänenstreit :    t'eber  die  Domänenfrauo  im  H.  S.  Meinintren ,  1847. 
Vollert,     Die    Fntstehun?    und    die    rechtliche    Natur   des  Kamuierrertnftgeiis 


Digitized  by  Google 


A«  lt»  r<  -  Domaiiiuni  in  Deuts«  bland. 


517 


in  D,  1  *»57.  Zachariä,  Ueber  das  rechtliche  Verhältnis*  des  fürstl.  Kammer- 
guts  insbesondere  im  Herzogthum  8.  Mciningeu.  Gütt.  1861.  Hey  scher,  Die  Recht** 
•Jos  Staats  an  den  Domänen  und  Kammergutern,  Leipzig  liO.'J  (.gegen  Zachariä  und 
iur  die  öffentliche  Natur  des  KainmergiitcV).  Zöpfl,  Bemerkungen  zu  Rcyscher. 
I SÖ 4.  Zachariä,  Das  Eigentumsrecht  am  d.  Kauunergut.  Gegen  A.  L.  Reyse  her . 
1S64.  Key  scher,  der  Rechtsstreit  Uber  da»  Eigenthutn  an  den  Domänen.  1*65. 
Heinze,  Dom.frage  in  S.  Mein..  Tub.  Ztschr.  B.       S.  212. 

Nach  der  (irUndung  des  Deutschen  Hundes  seit  den  neuen 
ständischen  Verfassungen  wurde  es  dringenderes  Bedürfnis*,  das  uuklarc  Rechts- 
verhältnis» genau  zu  regeln,  was  hie  und  da  nicht  ohne  grosse  Schwierigkeiten  und 
längeren  Streit  zwischen  Fürstenhaus  und  Ständen  geschah.  Doch  suchte  man  eine 
mühsame  Sonderung  jener  beiden  Gattungen  zu  umgehen. 

In  einem  Theile  der  deutschen  Staaten  wurden  sämmtliche  Kammerguter 
als  Staatsgut  erklärt,  was  die  Domänen  in  den  ausserdeutscheu  Staaten,  zufolge 
<les  Aftern  Wechsels  der  regierenden  Ge-chlechtcr  oder  nach  ausdrücklicher  Erklärung, 
ineist  schon  früher  geworden  waren  und  Civil  listen  festgesetzt  (§.  175\ 

Vgl.  im  Allg.  Zachariä,  Staatsrecht.  §.  210  (bes.  in  d.  Anm.).  auch  oben 
$j.  SU — 91.  [n  Preussen  wurden  die  hier  Chatoulgüter  gen.  Privatgüter  der  hohen- 
/ollcruschen  Dynastie  schon  unter  dein  grossen  Kurfürsten  in  der  Verwaltung  ihrer 
Hinkünfte  mit  dem  Staatsdom.  zus.  gezogen  u.  unter  Friedr.  Wilh.  I.  durch  Edict  v. 
13.  Aug.  1713  die  Dom.-  u.  Chat.- (tüter  vereinigt  u.  beiden  gleiche  Rechts»iuahtät 
beigelegt  (s.  o.  S.  202).  Könne.  Staatsr.  II.  2,  S.  5Sh.  Landrecht.  Th.  II,  Tit.  IL 
S  IL  sodann  Hausgesetz  v.  6.  Nov.  1&09,  Kdict  v.  30.  Uct.  1M0  1.  Die  früher 
iS.  403)  erwähnte  Radicirung  der  Rente  v.  21/.,  MilL  Thlr.  auf  die  Erträge  der  Dom. 
u.  Forsten  u.  der  Vorwegabzog  dieser  Rente  von  diesen  Einkünften  noch  jetzt  im 
nreuss.  Etat  hängt  indessen  mit  den  älteren  Anrechten  der  hohen/..  Dynastie  am 
Domanium  zusammen.  (Verordn.  r.  17.  Jan.  Is20  und  Art.  50  der  Verfassung  v. 
31.  Jan.  JV»U).  S.  auch  Riedel,  brandenb.  Staatshausb.  S.  54.  OL  Treitschke, 
Art.  Dominien  im  Staatswörterbuch  S.  101.  —  Baiern  IhIS,  Verf.  trk.  Tit.  III, 
§.  L  2.  -  Würtembcrg  1810.  Verf.  L'rk.  §  103,  in  Ansehung  des  k.  Kammei- 
Liitcs.  —  Kurhessen  in  der  Verf.  Urk.  von  1^31  §.  130,  140,  mit  Vorbehalt  einer 
Ausscheidung  des  Staats-  und  Familicngutes.  —  Sachsen,  Verf.  v.  1>33,  §.  10  ff.  — 
Von  anderen  Ländern  zeigen  gleit  hen  Vorgang:  Dänemark.  Frankreit  h, 
Orossbritannieti.  Oesterreich,  Niederlande,  Schweden  u.s.  w.  In  Frank- 
reich hicssen  die  Domänen  Kronuut  (domaine  d<-  la  couronne^  und  unter  Franz  I. 
wurde  die  Unveräusserlichkeit  desselben  verordnet.  Edict.  v.  30.  Jun.  1530.  Fruhzeit. 
Anerkennung  ab  Staatsgut  (was  freilich  durch  die  absolut  monarchische  Gewalt  ver- 
wischt wurde).  Bodinus  de  republ.  lib.  VI.  cap.  2,  S.  64h  (cd.  Par.  1501).  Das 
Privateiuenthuin  des  Königs  wurde  im  Augenblick  der  Thronbesteigung  Staatsgut. 
Edict.  v.  1607.  Ges.  v.  N  Nov.  1814.  Die  assemblee  Constituante  erklärte  1700  diese 
tiutermasse  für  domainc  national,  d.  h.  sie  sprach  aus,  dass  sie  Staatsvermögen  sei. 
Das  Kron-ut  (domaine  oder  dotation  de  la  couronne)  im  10.  Jahrb.  war  der  dem 
Maatsoberhaupt  zum  Nics&brauch  Uberlassene  Theil  des  Staatsvermögens  (dorn,  de  l'etat). 
Ks  gehörten  hiezu  sowohl  Liegenschaften  (Schlösser.  Landgüter,  die  Fabriken  zu  Sevres 
und  Beauvais  und  die  Tapetenfabrik  des  Gobelins,  sodann  3  Widder),  als  bewegliche 
Dinge,  wie  Juwelen.  Kunstwerke.  Bücher.  Zimmergcrätho  u.  s.  w.  Bei  der  Entsetzung 
«ier  napoleonischen  Dynastie  1S70  ist  der  Character  dieses  Besit2thums  als  Staats- 
gut von  Neuem  anerkannt  worden.  Das  bisherige  Apanagiuin  des  Hauses  Orleans 
von  1061,  1072  und  1692  war  unter  Napoleon  III.  wieder  mit  dem  Staatsgute  ver- 
einigt worden,  nach  1S71  erfüll  jedoch  eine  Restitution.  -  In  den  Niederlanden 
»urdc  erst  unter  König  Wilhelm  II.  das  Kkenthuin  der  Domänen  an  den  Staat  zurück- 
gegeben.   (Nach  Kau.    Ucber  Ivngland  Gncist,  «ngl.  Verw.recht  IL  1155. 

In  and. Ten  deutschen  Landern  wurde  der  fürstlichen  Familie  «las  Eiircti- 
»hum  der  Domänen,  selbst  in  den  neu  einverleibten  Landestheil«  n,  vorbehalten,  z  B. 
in  Nassau  (1M4),  Waldeck  ( 1  I  I ) .  Baden.  Gotha,  Liechtenstein  IM**),  Grossh. 
Hessen  (1S20).  Weimar.  Koburg  ( I  b2 1 .  1"s46).  Kurhessen.  Alteubu  rg  ( 1 S3 1  , 
Urämisch  wei-  » IS-"52i,  Hohcnzolle  rn -S  igmarin-en  (1S33).  Hannover  (Verf. 
v.  IS40L  Schwarzburir-Sondershausen  (Ivllj,  Lippe  (1S0>}.  In  mehreren 
«"•lern  deutschen  Landein  (z.  B.  Mecklenburg,  die  aithaltischeu  und  reussischeu 
Lande)  galt  dies  ebenfalls  fortwährend.   H  eber  Gr.  Hessen  u.  Hannover  s.  Kau. 
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5.  A.  §.  Ol  Anm.).  Jedoch  wurde  auch  hier  die  Verwendung  des  Domänen- 
ertrages  zu  Staatsaasgaben  iin  Allgemeinen  oder  zur  Bestreitung  der 
Hofstaats  ausgäbe  n  zugesichert.  Erstrcs  geschah  z.  11.  in  Baden,  uach  d.  Vorf.- 
Urk.  (r.  IS  18)  g.  59:  „Uhnerachtet  die  Domänen,  nach  allgemein  anerkannten  Grond- 
sätzen  des  Staats-  und  Fürstenrechis,  unstreitiges  Patrimoiiialcigcnthom  de» 
Regenten  und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  io  dieser  Eigenschaft 
hiermit  ausdrücklich  bestätigen,  so  vollen  Wir  dennoch  den  Ertrag  derselben,  ausser 
der  darauf  radirirten  Civilliste  und  ausser  anderen  darauf  haftenden  Lasten,  so  lang 
ab  Wir  uns  nicht  durch  Herstellung  der  Finanzen  in  dem  Stand  befinden  Verden. 
Unsere  Unterthancn  nach  Uuscrm  innigsten  Wunsche  zu  erleichtern,  —  der  Be- 
streitung der  Staatslasten  ferner  belassen."  Ueber  die  aus  dieser  Be- 
stimmung entspringenden  Rechtsverhältnisse  zwischen  dem  Fürstenhause  und  der 
Staatskasse  als  Nutzniesserin  der  Domänen,  wobei  indes*  die  rein -privatrechtlichen 
Sätze  nicht  unbedingt  massgebend  sein  können,  11  elf  er  ich  in  der  Zeitschrift  für 
die  ges.  Staatswiss.  1847.  1,  3.  (Ges.  üb.  Civ-listo  v.  1854,  später  erhöbt).  —  Achniich 
Koburg,  §.  70  der  Verf.  von  1821,  —  Braunschweig,  Landscbafts-ü.  von  1832, 
§.  6.  (Bau). 

Etwas  abweichendes  Verfahren  in  Mciuingen,  Nassau  (1829)  u.  s.  w.  S. 
über  Mein  in  gen  die  oben  gen.  Schriften.  Endlicher  Abschluss  eines  Vertrags 
daselbst  zwischen  Dynastie  und  Ständen  im  J.  1871,  auf  Grund  des  zweiten  Ver- 
gleichsentwurfs, den  das  als  Schiedsgerichtshof  gewählte  Dresd.  Üborappelhuionsgericht 
aufgestellt  hatte:  das  den  Landosstcuern  nicht  unterworfene  Domänenverinogcn  wird 
wie  bisher  verwendet,  der  Herzog  erhält  eine  feste  Reute  von  230.000  ThJr.  jährlich, 
der  Rest  fällt  zur  Hälfte  an  ihn  u.  an  die  Landeskasse.  Der  Doinäiteaetat  wird  mit 
Zustimmung  (früher  bloss  mit  Beirath  i  der  Landesvertretung  festgestellt.  Diese  Be- 
stimmungen bleiben  in  Kraft,  solange  ein  Mitglied  des  Meiu.  Specialhauses  oder  <k>tb. 
(fesammtbauses  nach  Massgabe  der  Verfassungsurkunde  die  Regierung  des  Landes 
fuhrt  Wenn  dies  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  mehr  der  Fall  ist.  so  erfolgt  eine 
Grundthcilung  des  Domänen  Vermögens:  dem  herzoglichen  Hause  bleiben  3  3  als  tidei- 
coinmiss.,  der  gewöhnlichen  Besteuerung  unterworf.  Prirateigeuth.  des  Gotli.  Gesauunt- 
hauses,  dem  Lande  %  als  Prov.- Fonds.  (Mein.  Ges.  v.  20.  Juli  1871).  —  l'eber 
Nassau,  s.  Rau,  5.  A.  §.  91  Anm.  h». 

Die  Ereignisse  von  1848  haben  die  Folge  gehabt,  dass  iu  mehreren  deutschen 
Ländern  auf  Antrag  der  Laudstäude  die  Domänen  für  Staatsgut  erklärt  wurden  und 
eine  Civilliste  eingeführt  ward,  z.  B  in  Alteuburg,  wo  die  Kammer-  und  Landcsein- 
künfte  vom  Anfang  1849  an  zusamtneugelegt  worden  sind,  in  Weimar.  Mecklenburg. 
Meiningen,  Koburg  und  Gotha,  Oldenburg,  Nassau  u.  s.  w.  In  den  folgeudeu  Jahren 
wurden  diese  Bestimmungen  von  den  Regierungen  wieder  aufgehoben  und  neue  Ver- 
abredungen über  die  Verwendung  des  Domänenertrages  getroffen,  die  sich  oft  lange 
hinzogen  und  mitunter  erst  unter  dem  Eindruck  der  Ereignisse  v.  1866  zu  einem 
Abschluas  gekommen  sind  (Anhalt  1869.  Schaumb.-Lippe,  Meiningen).  — 
Nachdem  im  Kriege  von  1806  die  Gebiete  von  Hannover.  Kurhesseu  u.  Nassau  in 
Prcussen  einverleibt  worden  waren,  erhielten  die  Fürsten  dieser  Länder  reichliche 
Entschädigungen,  wohl  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Hausdomänen,  welche  nuu  preussischc 
Staatsgüter  wurden.  So  der  König  von  Haunover  13,679,000,  der  Herzog  von  Nassau 
s.892,000  Tblr. ,  doch  wurde  die  Entschädigung  des  erste  reu  wieder  mit  Bcschla? 
belegt.  —  üebersicht  über  die  jetzt  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Rechts- 
verhältnisse bei  G.  Meyer.  D.  Staatsrecht,  §.  94,  vgl.  mit  §.  202  eb. 

Mit  diesen  eigentümlichen  Verhältnissen  des  älteren  und  neueren  Rechts  der 
Kammergüter  steht  dann  auch  die  Einrichtung  des  Kassen  wesens  iu  Verbindung: 
das  System  zweifacher  Kassen,  die  „ K am merkasse"  für  die  Einkünfte  des 
Kammerguts  und  für  die  daraus  zuvörderst  zu  bestreitenden  Hofstaaatsausgabeu ,  und 
die  (ständische)  Landes-Steu erkasse  für  dio  Steuereinnahmen  und  für 
die  darauf  lastenden  Staatsausiraben.  Dieser  Gegenstand  ist  o.  iu  5$.  90  schou  er- 
ledigt worden.    Vgl.  dazu  auch  Rau  §.  92.  93. 

III.  —  §.  216.  Heutige  t'inanz  wirtschaftliche  Be- 
deutung des  älteren  Domaninms.  Die  Verminderung 
desselben  musste  sich  für  die  Finanzen  um  so  ftllilbarer  machen, 
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je  mehr  schon  seit  den  letzten  Jahrhunderten  und  vollends  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart  der  Staatsbedarf  stieg. 
Selbst  da,  wo  sich  noch  ein  erheblicher  Theil  des  Domaniums  er- 
halten hat  und  wo  dessen  Kinnahmen  nicht  ganz  zur  Deckung 
des  Hofbedarfs  dienen,  ist  daher  regelmassig  nur  noch  eine 
massige  Quote  der  ordentlichen  Staatseinnahme,  welche 
letztere  sich  wenigstens  im  Ganzen  dem  vergrößerten  Staatsbedarf 
anpassen  musste,  auf  dieses  Domauialeinkommen  zurückzuführen. 

Kelatir  am  Bedeutendsten,  il.  h.  als  Quote  von  der  Goammtcinnahme,  ist  es  rioi-li 
iu  den  den tsr h «- ii  Staaten,  in  welchen  bich  neben  dem  bedeutenden  Einkommen 
b«-3on«lers  aus  Forsten,  danach  aus  Fcldgutern  auch  «lad  nächst  verwandte 
Einkommen  ausUertr-  und  Huttenwerken.  Salinen,  gewissen  Staa  tslab  riken 
u.  s.  w.  noch  reichlicher  al»  in  den  meisten  andern  Landern  findet.  Reste  des  alten 
Domauiai«  inkoinmeu-)  sind  wühl  noch  in  allen  europäischen  Staaten  vorhanden.  Aber 
sie  sind  öfters,  besonders  in  W esteuropa.  nicht  mehr  erheblieh,  wenn  nicht  etwa  durch 
neuere  Einziehung  von  K  irr  heu  v  11 1,  wenigstens  zeitweise,  grössere  Bcstaude 
wieder  hinzu  eekomnieii  sinrl. 

Im  Ganzen  ist  daher  die  Einnahmewirthschaft  unserer  Staaten 
immer  weniger  alte  Domanialwirthschaft  geblieben  und 
immer  mehr  Stcuerwirthschaft,  d.  h.  theils  Gebühren-, 
namentlich  aber  eigentliche  Steuerwirthschaft  geworden. 
Nur  das  Hinzukommen  von  Staatseisenbahnen,  finanz- 
wirthschaftlich  betrachtet  des  Haupt-Zweigs  modernen  Do 
manialwesens ,  hat  diese  Entwicklung  mitunter  etwas  zurück- 
gedrängt. 

Genaue  liliau/.Stafht.  Velglci-  llUll'J i  Ii  bieten  wieder  Wcü'ell  der  Verschiedenheit 
der  ficstandtlieilc  des  priratwirthschaftlichcn  Einkommens  und  der  Verschiedenheit  der 
Ktatisiruug  manche  Schwierigkeiten.  S.  ältere  Daten  über  den  ,.Reinertrag  der  Do- 
mänen mit  Angabe  s.  Verhältnisses  zum  reinen  Staatseiiikomnien"  bei  Kau.  5.  A., 
Jj.  MI  Anm.  d,  iu  meiner  Bearb.  d.  6.  A..  §.  117  Anm.  d.  bei  Czüruitr.  Oesterr. 
Budjrot  II.  452,  177.  Nach  Herrn.  Wagner  (Goth.  Tascheub.  1S74,  S.  S7S  II.,  $S4>. 
•  rieben  sich  l'olirend«  Quoten,  weh  he  einmal  der  „Reinertrag  der  Domänen  (i.  e.  S.) 

Forsten",  dann  ..der  Reinertrag  de«,  ge»a m  in  t  c  n  Privaterwerbs'4  von  den 
Nettoausgabeu  des  Staats  nm  1S73  deckten.  Unter  dem  „gesatumteu  Prival- 
erweib"  sind  hier  aber  einige  Posten  inbegriffen ,  welche  s teuerartiges  (Einnahm, 
•tus  d.  Colonien.  Lotterie)  oder  geh  n  hre  nart  iges  Einkommen  (Münze,  Post,  Tele- 
graphier sind.  Es  la.y>t  sich  iu  der  That  auch  eine  genaue  und  gleich  massige 
Ausscheid ang  schwer  vornehmen.  Der  Privaterwerb  umfasst  nemlich  bei  der  folgen- 
den Berechnung:  Domänen,  Forsten.  Colonien,  Zinsen  aus  Geldgeschäften  (bei  den 
'-iuzeliich  deutschen  Staaten  incl.  iles  resp.  Autheils  an  verzinslichen  Rcichsaetiveir. 
SUablotteric .  Berg-,  Hüttenwerke  und  Salinen,  verschiedene  gewerbliche  Anstalten 
(incl.  Staatsdruckerd,  Münze,  Ertrag  der  Gesetzblätter),  endlich  Post,  Staatseisenbahnen. 
Telegraphen. 

Von  der  Xettoansgabe  Von  der  Nettoausgabc 

beträgt  beträgt 
d  Nettoertr.  d.  Xcttoertr.  d.  d.Nettourtr.  d.  Nettoertr.  d. 

d.  Dom.  u.   ganz.  Privat-  d.  Dom.  u.    ganz.  Privat- 

Forsteu.        erwerbs.  Forsten  erwerbs. 

<•  «1/  o  «/ 

^'hsen  .       .    .       «.»  7  äP7       Baiem    ....      17:j  37  0 

Wurtcmbcrg    .    .     I.T2  42*«      Baden    ....      7'1  Mb' 
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Von  der  Nettoausgabe  Von  der  Ncttoaosgab«- 

betritt  beträft 

d.  Nettoertr.  d.  Nettoertr.  d.  d.  Nettoertr.  d.  Neftorrtr.  d. 


u.  uoin.  u. 

gan&.  rT\\ ai- 

U.  L/OUI.  U. 

^riinz.  i  riv  ,ii - 

Torsten. 

erwerbs. 

Forsten. 

erwerbe. 

Preussen    .  . 

8'4 

31 '9 

Italien   .    .  . 

30 

lii-2 

Dänomark   .  . 

29 

20'0 

Chile     .    .  . 

1-7 

8*3 

Schweiz      .  . 

41 

24  4 

Serbien  .    .  . 

18 

ßG 

Belgien  .   .  . 

l'O 

IST, 

Oesterreich 

05 

4"J 

Niederlande 

19 

170 

Portugal    .  . 

0  (I 

47 

Norwegen    .  . 

ri 

13  5 

Frankreich 

11 

3-9 

Griechenland  . 

:{•»> 

127 

Großbritannien 

Uli 

25 

Kussland    .  . 

34 

12  5 

In  den  deutschen  Kleinstaaten  ist  der  Ertrag  der  Domänen  und  Forsten  mehrfach 
relativ  noch  grösser  als  in  den  Mittelstaaten.  Weitere  Einzelheiten  s.  im  folg.  Kapitel. 
Auch  Gerstfeld t  hat  iu  s.  verdienstvollen  huanzstat.  Arbeiten  einige  hierher  gehör. 
Berechnungen  für  die  neueste  Zeit  angestellt,  wobei  indessen  ebenfalls  wegen  der 
Zns.fassung  nicht  ganz  gleichartiger  Rubriken  uur  annähornd  richtige  Ergebnisse 
m  gewinnen  wareu.  S.  bes.  d.  Tab.  in  d.  „Beitr.  z.  Keichsst.frage"*  u.  den  Aufs,  in 
t'/onrad's  Jahrb.  B.  41  (1883).  Vgl.  auch  oben  S.  73.  Hiernach  wurde  sich  um 
1878  stellen: 

Nettoertrag  Oder  per  Kopf  der 

Domänen  u.     Berg-  un-l  Bevölkerung. 


Forsten      Hüttenwesen    Dom.  u. s.w.  Bergw.  u.s.w. 
Mill.  M.  Pfennig 

Preussen   40*07  1338  181  52 

Baiern   2450  084  491  17 

K.  Sachsen   8  1 0  0*70  299  25 

Wurtemberg     ....  611  <V8ll  325  42 

Baden   3  74  0'23  248  15 

Klsass-Lothriugeu  .    .    .  3*96  —  259  — 

Hessen   5'78  —  ß67  — 

Andere  deutsche  Staaten  11*92  1  92  360  5* 

Alle  Staaten     ....  119  85  17'87  260  42 

Gr.  Britannien  ....  26^78  (?Y)  *  79 

Frankreich   44-03  119 

West-Oesterreich  ...  1940  88 

Kussland   5084  73 


Die  Ziffer  f.  Grossbrit.  möchte  einen  Irrthum  enthalten  (zu  hoch  seini.  Eben- 
falls nach  G  erst  fei  dt  war  iu  Preussen  (nach  1800  incl.  neue  Pruv.^  der  Kein 
ertrag  der  Domänen  ti.  Forsten  1821  27'53,  1832  23  50,  1M1  22  78 .  1851  24  7 1. 
isoi  25-00,  1873  45-14,  1883  47  34  Mill.  M.  oder  p.  Kopf  der  Bevölk.  be/..  250— 
181— 151  — 145-130— 191  -109  Pfennig,  d.  h.  in  %  der  -leich/.eitigen  ..steucrrechtl. 
Einnahme-«  bez.  23  1-  18  1  — 16  0  -13-5—10  0— 12-2—lOMJ,  al>o  ein  starkes  relatires 
Zurückbleiben  hinter  der  Entwicklung  der  Besteuerung  doch  auch  hier.  Die  Reinein- 
nahme aus  Berg-,  Hutten-  u.  Salzwerken  ist  auch  relativ  bis  1873  «restiegen  (p.  Kopt 
1821  10,  1873  89,  1^83  54  Pfennig,  in  %  der  Steuern  P4— 5  8— 3'2),  sehn  ankt  aber 
jahresweise  sehr. 

IV.  —  §.  217.  Principiellc  finanzwirthschaftlichc 
Beurtheilung  dieser  Entwicklung.  Diese  thatsäc bliche 
Gestaltung  des  Verhältnisses  der  beiden  Hauptarten  der  ordentlichen 
Einnahmen,  der  privat-  und  der  s t a a t s wirtschaftlichen ,  zu 
einander  hat  die  Finanzwissenschaft  aus  dem  Gesicbtspuncte  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  Bedürfnissen  des  modernen  Staats  zu 
heurtheilen.    Dies  führt  in  Bezug  auf  die  Objecte,  welche  als 
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die  Grundlage  de»  betreffenden  privatwirthschaftlichen  Einkommens 
dienen,  zu  der  Frage,  ob  dieselben  beibehalten,  vermindert, 
bez.  veräussert  oder  vermehrt  werden  sollen.  Eine  solche 
Frage  muss  getrennt  für  die  einzelnen  Hanptquellcn  des 
Privaterwerbs  untersucht  werden,  weil  bei  jeder  immer  aparte  Ver- 
hältnisse mit  in  Betracht  kommen.  Im  nächsten  Kapitel  wird  die 
Untersuchung  demgemäss  geführt  werden. 

Bei  der  allgemeinen  Beurtheilung  des  Verhältnisses  der 
privat-  und  staatswirtbschaftlichen  Einnahmen  zu  einander  und  bei 
der  Erörterung  der  genannten  Frage  ist,  wie  gewöhnlich  bei  den 
practischen  Problemen  der  Finanz  Wissenschaft,  wieder  der  rein 
finanzielle  und  der  social-politiscbe  und  „allgemein- 
volkswirtschaftliche"  Gesicbtspunct  zu  unterscheiden. 

So  kann  man  ihn  nennen,  nenn  trewisse  all  irr  in  eine  Interessen  der  Volkswirt- 
schaft, auch  der  Productiou  im  (ianzen  in  Betracht  kommen,  nicht  nur  die  Spe- 
cial interesscu  eines  Produktionszweiges.  So  ist  z.  B.  die  Erhaltung  der  Widder 
wegen  des  Eiuflusses  des  Waldhestands  auf  das  Klima  und  auf  die  ga  uze  Landeseultur 
ein  allgemein-rolkswirthsch.  Interesse. 

1.  Nach  dem  ersteren  Gesicbtspunct  ist  die  geschilderte 
Entwicklung  und  demgemiiss  das  starke  Vorwalten  der 
Steuerwirt hschaft  vor  der  Domanialwirtbschaft  im  modernen 
Staate  principiell  zulässig,  ja  dem  Wesen  dieses  Staats  im 
Ganzen  angemessen.  Aber  immerbin  bietet  die  Verfügung  über 
ein  erheblicheres  privatwirthscbaftliches  Einkommen  auch  heute 
noch  ihre  finanziellen  Vortheile  (§.  35),  weil  die  Steuer- 
last dann  ceteris  paribus  nicht  so  gross  zu  werden  braucht,  weniger 
empfindlich  gespürt  wird  und,  wie  jede  kleinere  Last,  leichter  richtig 
vertheilt  werden  kann. 

Deshalb  sind  liuanzstntist.  Berechnungen  wichtig,  weh  he  spccicll  /.eigen ,  wie 
gross  die  Quote  ist,  die  u  B.  die  Schuld  oder  Heer  und  Flotte  von  der  Steuereinuahmn 
noch  absorbiren,  nachdem  sie  zu? orderst  soweit  als  möglich  vom  Ucinertrag  der  privat- 
wirthsch.  Einnahmen  gedeckt  sind.  S.  ('zornig,  üsterr.  Budg.  II,  4M,  A.  Wagner, 
Urdu.  d.  Öst.  Staatshalts)!.  S.  15t  und  Art.  Staatsschulden  im  Staatsw<.rterbuch  X.  57. 
jetzt  oben  S.  73,  74.  Preussen  z.  B.  konnte  seineu  grossen  Milkäraut'wand 
leichtertragen:  wegen  seiner  kleinen,  ohnehin  z.  Th.  für  Eisenbahnen  aufgenommenen 
Schuld  und  wegen  seiner  grossen  privatwirthsch.  Einnahmen,  umgekehrt  doppelte  Last 
des  Militaraufwands  in  Oesterreich. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  eine  principiellc  Beseiti 
gung  allen  Privaterwerbs,  wie  sie  hier  und  da  in  der 
britischen  Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  auch  bei 
deren  deutschen  Vertretern,  z.  B.  Bergius,  verlangt  wurde,  dem 
Interesse  der  Finanzen  zuwider  wäre.  Eine  Vermehrung 
jenes  Erwerbs  kann  unter  Umständen  auch  finanziell  passend  sein. 
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Nur  wird  darüber  selten  das  Finanzintcresse  allein  entscheiden 
dürfen:  es  spricht  bloss  in  zweiter  Linie  mit. 

2.  Die  Entscheidung  muss  vielmehr  schliesslich  nach  dem 
social  politischen  nnd  dem  al  1  gern  ein-  volks  wir  thsc  h  ält- 
lichen Interesse  erfolgen,  daher  im  Ganzen  auch  verschieden 
nach  Zeit  und  Landes  Verhältnissen  und  nach  den 
einzelnen  Arten  des  Privaterwerbs,  wie  es  im  nächsten 
Kapitel  gezeigt  werden  wird.  Hier  ist  jetzt  nur  aus  den  Ergeh- 
nissen der  dort  anzustellenden  Untersuchungen  vorweg  zu  nehmen, 
dass  eine  principielle  Beseitigung  allen  alten  Privat- 
erwerbs des  Staats  nicht  im  Gesammtintercsse  liegt. 
Einzelne  Objectc,  wie  die  Forsten,  sollten  durchaus  im  Staats- 
eigentum erhalten  werden,  auch  die  weitere  Verminderung  der 
Staats-Feldgütcr  ist  wenigstens  nicht  allgemein  räthlich.  Andere 
Objecte  werden  passend  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahme- 
quellen neu  hinzutreten,  wie  die  Staatseisenbahnen.  Im  Ganzen 
wird  daher  der  Privaterwerb  des  Staats  doch  seine  heutige 
Bedeutung  zweckmässig  behaupten  und  mehrfach  wieder 
Erweiterungen  gerade  aus  Rücksicht  auf  moderne  Verhält- 
nisse des  Volkslebens,  der  Volkswirtschaft  und  Technik  u.  8.  w.,  er- 
fahren. Die  Ausdchnuug  gcmcinwirthschaftlicher  Thätigkeit 
des  Staats  und  der  Gemeinden  und  übrigen  Selbstverwaltungs- 
körper an  Stelle  der  Privatwirtschaft ,  besonders  der  durch  die 
Erwerbs-  (Acticngesellschaft)  vertreteneu,  —  vielfach  eine  ökono- 
misch-technische und  eine  socialpolitische  Nothwcndigkeit,  welche 
sich  jetzt  allenthalben  bei  uns  vollzieht  — ,  wirkt  auf  solche  Er- 
weiterungen des  privatwirthschaftlichen  Einkommens  der  Finanz- 
wirthschaft  von  selbst  mit  hin. 

Aber  dadurch  wird,  wenigstens  voraussichtlich  noch  für  sehr 
lange  Zeit,  der  speeifische  Character  der  modernen  Ein- 
nahme wirth  sc  ha  ft  des  Staats  und  der  Communcu ,  das 
starke  Vorwalten  der  Steuerwirthschaft,  nicht  be- 
seitigt, sondern  nur  wieder  etwas  modificirt  werden. 

3.  Das  Vorwalten  der  Steuer-  vor  der  Domanial- 
w  i  r t  Ii  s  c  h  a  f t  im  m  o  d  e  r n  e  n  Staatshaushalte  findet  auch  noch 
in  folgenden  Erwägungen  seine  weitere  Begründung: 

a)  Das  Wesen  und  die  Aufgabe  des  Staats  selbst 
spricht  dafür.  Das  zwangsgemeinwirthschaftliche  System,  das  im 
Staate  seinen  höchsten  Vertreter  findet,  soll  das  Privatwirtschaft  - 
liehe  System  in  der  Volkswirtschaft  ergänzen  und  theil weise 
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ersetzen,  aber  nicht  alle  Functionen  desselben  übernehmen. 
Privatwirthschaftliche  Thätigkeiten  des  Staats  rein  zu  finan- 
ziellen oder  Erwerbs  zwecken  sind  eben  deshalb  nur 
ausnahmsweise  passend :  sie  haben  die  V  c  r  m  u  t  Ii  u  n  g 
gegen  sich. 

Das  richtige  Verhältnis*  ist  vielmehr,  dass  der  Staat  (ähnlich  die  Gemeinde)  das 
produeift.  was  grundsätzlich  seine  Aufgabe  ist  :  die  mancherlei  meist  immateriellen 
Staatslcistungeu,  die  ihm  auf  dem  Gebiete  des  Hechts-  und  Machtzwrcls,  des  Cultur- 
und  Wohlfahrtszwecks  obliegen,  weil  die  Bevölkerung  dio  betreffende!!  Guter  nach  dem 
privatwirthsch.  System  nicht  oder  nicht  so  gut  produciren  kann.  Die  Bevölke- 
rung dagegen  erzeugt  die  Sachgüter,  welche  der  Staat  direct  und  indirekt  für  die 
Herstellung  der  von  ihm  verlangten  Leistungen  braucht.  Er  giebt  dies«  der  Be- 
völkerung, die  letztere  giebt  die  Sacbgutcr  («las  Geldi  in  den  allgemeinen  Steuern  dem 
Staate;  auch  eine  Art  Tausch,  nur  nach  den  Bedingungen,  die  der  Staat  stellt. 
So  erscheinen  Staatsleistungen  und  Steuern  als  richtiges  <  orrelat  für  einander. 
Aenderungcn  in  diesem  Verhältniss  sind  in  der  heutigen  Volks wirthsohaft  freilich 
durch  die  ökonotnisch-technbchcn  Bedingungen  des  Productionsbetriebs  (Gross Unter- 
nehmungen) und  durch  die  social-politiachen  Bedenken  getreu  das  l 'eberwuchern  de- 
Privatkapitali>uiUN  geboten,  aber  eben  doch  nur  in  bestimmten  Fällen,  nicht  auf 
dein  ganzen  grossen  Gebiete,  wo  sich,  wie  in  Landwirthscbaft.  Gewerbe  u.  Handel  die 
Produktion  doch  noch  heute  in  den  Formen  der  gewöhn  liehen  Privatwirtschaft 
vollzieht  und  —  bewährt.  Das  ubersieht  der  „extreme  Social tsmus".  S.  Gruudleg. 
1.  Abth.  Kap.  3  u.  §.  109a— 109c. 

b)  Dazu  kommen  politische  Erwägungen.  Die  Domauial- 
einnabme,  zumal  die  vorwaltende,  kann  wenigstens  der  Regierung 
leichter  zu  grosse  Unabhängigkeit  und  Macht,  bedenklichen  Ein- 
fluss  geben,  —  gegen  das  politische  und  auch  gegen  das  finan- 
zielle Interesse  der  Nation.  Auch  im  Finanz interesse  hat 
sich  am  Steuerbewillig  ungs  recht  die  Volks  freibeit 
emporgerankt  und  ist  dadurch  eine  wirksame  Finanzcontrole 
geschatten  worden. 

c)  Oekono mische  Gründe  sprechen  wenigstens  in  den- 
jenigen Fällen  gegen  Privaterwerl),  wo  wirklich  der  Staat  (oder 
dio  Commune)  als  leitendes  Wirthschat'tssubject  ökonomisch -tech- 
nisch Geringeres  leistet  als  der  Private. 

Dass  dies,  entgegen  einer  verbreiteten  Annahme,  ni«  ht  immer  so  ist,  wurde  schon 
Iniher  hervorgehoben  (§.  7)  und  wird  im  folgenden  kapitel  noch  mehrfach  näher 
nachgewiesen.  In  manchen  Fällen  ist  der  Staat  aber  ohno  Zweifel  zum  Betriebe  un- 
geeignet, wie  zur  Fuhruug  gewöhnlicher  landwirtschaftlicher,  guwerklicher  und 
Handelsgeschäfte.  Da  hier  nicht  allgemein  Verpachtung  möglich  ist,  so  empliehlt 
sich  aus  rein  finanziellen  Gründen  dann  Beseitigung  der  betretenden  Zweige  des 
Privaterwerbs. 

d)  Endlich  sind  auch  speeifisch  finanzielle  mit  den  An- 
forderungen der  Ordnung  des  Finanzwesens  zusammenhängende 
Gründe  gegen  ein  Vorwalten,  selbst  auch  nur  gegen  eine  sehr 
starke  Vertretung  privatwirthsehaftlicher  Einnahmen  im  modernen 
Staatshausbalte  anzuführen.    Der  ziemlich  gleichmässige 
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nud  im  Ganzeu  all  mal  ig  steigende  Finanzbedarf  findet  in 
nothwendig  stärker  wechselnden  und  nicht  nach  demselben 
Prineip  steigenden  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  (Rein- 
erträge der  Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen!)  keine  richtige 
Deckung.  Der  Bedarf,  welcher  durch  unmittelbar  gefühlte  Steuern 
bestritten  wird,  wird  in  der  Kegel  sorgsamer  geprüft  werden.  Die 
auf  Stcuerwirthschaft  begründete  Finanzwirthschaft  hat  daher  mehr 
als  die  auf  Domanialeinnahmen  basirtc  die  Vcrmutbnng  einer 
Regelung  nach  dem  wahren  Volks-  und  Staatsinteressc  für  sich 
und  demgcmUss  wird  wahrscheinlich  dort  mehr  als  hier  die 
Staatsthätigkeit  richtig  bestimmt  werden. 


Zweites  Kapitel. 

> 

Der  Privaterwerl»  der  Finanzwirthschaft. 

Zu  dcui  Privaterwerb  werden  hier  diejenigen  Einnahmequellen  gerechnet,  welche 
«hen  in  S.  20.'»  aufgezählt  worden  sind.  Je  nachdem  man  die  A  bgren zu  n  g  zwischen 
pri  vat  w  i  rt  hsc  haftli«  h  en  und  gehuhrenartigen  Einnahmen  etwas  anders 
vornimmt,  als  es  hier  geschieht,  wird  die  Keihe  der  Eiiiuahmeiuellcn  ersterer  Art 
sich  verengen  —  /.  B.  wenn  das  Staatseisenbahnwesen  jetzt  bereits  unter  die  ti-- 
huhrcnanstalten  gerechnet  wird  —  oder  sich  erweitern.  -  z.  B.  wenn  die  Post. 
Telegraphie  noch  nicht  als  Gcbuhrenanstalt  behandelt  werden  sollte.  IWaus  eiklirt 
sich  dann  nothwendig  die  verschiedene  Stelle,  welche  einzelne  Zweig«-  der  Einnahmen 
im  System  der  Theoretiker  erlangen,  /..  B.  bei  Kau,  Stein,  Utnpfcnbach,  mir. 
Diese  Stelle  ist  eine  Consequen/.  der  principiclleii  Auffassung  und  nicht  sie.  sondern 
letztere  inuss  event.  berichtigt  werden,  was  L.  Stein  öfters  Übersicht. 

§.  218.  Einleitung.  Bei  allen  privatwirthschaftlichen  Ein- 
nahmearten sind  zwei  Fragen  auseinander  zu  halten, 
welche  im  Folgenden  daher  immer  getrennt  untersucht  werden: 

1.  Ob  die  bezüglichen  Objecte,  welche  den  Ertrag  geben, 
beibehalten,  veräussert  oder  vermehrt  werdeu  sollen. 

2.  Wie,  im  Falle  des  Staatsbesitzes,  die  Bewirtschaftung 
u  nd  Verwaltung  eingerichtet  werden  soll. 

Für  die  erste  Frage  sind  die  beiden  in  §.  217  genannten 
Gesichtspuucte  zu  unterscheiden:  der  rein  finanzielle  und  der 
soeialpolitischc  und  allgemein- volkswirtschaftliche. 
Von  letzterem  aus  ist  die  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Beseiti- 
gung des  betreffenden  „werbenden  Staatseigenthums"  (ähnlich  des 
gleichen  Communaleigenthums)  zu  beurtheilen  nach  den  allge- 
meinen Einwirkungen  sei  es  des  Staats-,  sei  es  des 
Privat  besitzes  auf  die  ganze  Volkswirtschaft,  auf  die  allgemeine 
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Landescultur,  die  Production  und  Vertbeilung  des  Volkseinkommens, 
und  wegen  der  hieraus  wieder  folgenden  soeialpolitischen  Wir- 
kungen einer  solchen  Gestaltung  der  Besitzverhältnisse.  Im 
Allgemeinen  muss  sich  der  rein  finanzielle  Standpunct  dem 
anderen  unterordnen. 

Es  ergieht  sich  daraus,  dass  die  Frage  der  Veräusserung  etc. 
des  „werbenden  Staatseigenthums"  nur  eine  relative  Beant- 
wortung zulässt. 

Die  unbedingte  Emplohlun»  einer  solchen  Massregcl  war  «lie  Coiisc«jucuz  der 
überwiegend  privatwirthschaftlichcn  Anschauung  der  Smith  sehen  Schule  mit  ihrer 
Theorie  der  freien  Concurrenz.  Die?  verkennt  auch  Stein,  2.  A.,  S.  159,  wenn  er 
zwei  Vcrwaltiingsprincipieu  für  Domänen  unterscheidet:  na.  h  dem  massgebenden 
zweiten  müsse  die  liuanz.  Verwaltung  so  eingerichtet  werden,  dass  man  den  Ucbergang 
der  Domänen  ins  Prhateiiieuthum  vorbereite.  Letzteres  ist  kein  allgemein  irulligcs 
Axiom,  selbst  nicht  für  «lie  Gegenwart.  A.  Smith,  III,  208:  „Das  Einkommen, 
welches  in  jeder  eivilisirten  Monarchie  die  Krone  von  den  Staatsgütern  zieht,  ohachon 
es  die  Borger  ni<hte  zu  kosten  scheint,  kostet  du«  h  in  der  That  die  Gesellschaft  mehr 
als  vielleicht  jede  andere  Einnahme  d«:r  Krone  von  gleicher  Grösse",  ein  höchst  ein- 
seitiger Satz  und  eine  falsche  Gcneralisition  brit.  Verhältnisse.  Lot/,  III.  120. 
Seeli  ir  in  Ran  u.  Hansscn,  Archiv  der  polit.  Oekon..  N.  Folge,  IX.  2!l.  Ber^ius. 
Finan/.wissenschaft  S.  171.  Pfeiffer,  Staate- Hinnahm.  I,  112,  und  überhaupt  die 
Vertreter  der  Manchcsterriehtunir.  Siehe  auch  oben  S.  4ST  di«-  einseitige  Auffassung 
v.  Pfeiffer,  Maurus,  dass  der  Dom.inenbcsit/  des  Staats  wie  «ine  Steuer  wirke. 
Die  Praxis  ist  von  dieser  Anschauung  mehrfaeh  beeinflusst  worden,  wenn  auch  bei 
ihr  l'ioan/schwierigkeiten  gewöhnlich  /.uineist  /.»  Veräusscrungen  von  Domänen  drängten. 
In  0  <-st<  rr«  i<  h  sind  schon  im  vorigen  Jahrhundert,  sodann  auch  im  jetzigen  (V.  v. 
7.  Üctob.  1810  u.  20.  Febr.  1S11,  ferner  nach  dem  Patent  vom  22.  Januar  1 S1 7) 
sehr  viele  grosse  Domänenherrschafteu  zur  Schuldentilgung  veräussert  worden.  Der 
Verkauf  brachte  ISIS — 1S51  35,736,097  11,  ein,  der  Ausrukprcis  war  2\893.968  fl. 
oder  */6  des  Erlöses.  Darunter  befand  sich  die  Herrschaft  Podiebrad  in  Böhmen,  die 
1839  für  1,634.050  fl.  veräussert  wurde.  Tafeln  zur  Statistik  der  österr.  Monarchie, 
Neue  Folge,  I,  3.  Heft  Taf.  19.  (Kau.)  Neuerdings  war  die  Dotnänenvcräusscrung 
in  Oesterreich  wieder  bloss  eine  Folge  der  Finanznoth.  ohne  ein  leitendes  rationelles 
Finanzprincip.  Dies  gilt  namentlich  von  dem  verfehlten  Vertrag  vom  18.  Octobcr  1>55. 
zwischen  Staat  und  Nationalbank,  wonach  eine  Mass«-  von  Staatsgütern,  die  auf 
156,485,000  fl.  angeschlagen  waren  und  eine  Fläche  von  150  g.  Quadr  -Mcil«?n  ein- 
nahmen, an  die  Nationalbank  als  Unterpfand  far  das  Guthaben  derselben  von  155  M.  II. 
überlassen  wurde.  Die  Bank  durfte  diese  Güter  verwalten  und  allmälig  voräussern 
und  der  Erlös  wurde  au  der  genannten  Schuld  des  Staates  abgerechnet.  Für  die  Her- 
stellung der  Valuta  —  doch  der  Zweck  der  Massregel  —  war  dieser  Vertrag  ohne 
Erfolg  (s.  A.  Waguer,  Finanz.  Oesterr.  im  Staatew.  B.  VII.  630).  (Die  Bemerkungen 
von  Stein  S.  H>5  d.  2.  A  machen  fast  wieder  ein  festes  „Prineip4"  aus  der  Verwen- 
dung des  Erlöses  verkaufter  Domänen  zur  Papiergeldeinlösung,  —  wie  so  oft  bei 
Stein  eine  Erhebung  zufälliger  österr.  Finanzinassrcgcln  zum  Wissenschaft!.  Postulat!' 
In  dem  Verkaufe  von  Eisenbahnen  und  anderen  Gegenständen  an  eine  Gesellschaft, 
für  welche  französische  Capitalisten  den  Vertrag  abschlössen  1.  Jan.  1855,  für  200 
Mill.  Fr.),  waren  auch  114,000  Hekt.  Land  einbegrillen.  Starke  Veräusscrungen,  selbst 
v.>n  Forsten,  sind  in  neuester  Zeit  in  Oesterreich  wieder  erfolgt,  mit  zur  Beschaffung 
von  Deckungsmitteln  des  Staatshaush.  seit  1808  (Ges.  v.  20.  Juni  1868).  Vgl.  die 
ofliciöse)  Schrift  Staatsgüterverwaltung  der  Nalionalbank.  Wien  1802.  Es  sind  «laher 
mit  Ausnahme  der  StaatewaMungen  im  westlichen  Oesterreich  nur  noch  ganz  wenig«? 
Staateguter  übrig  geblieben.  —  Auch  in  Prcussen  führten  die  Ereignisse  von  1806  H. 
zur  Aufhebung  der  gesetzlichen  Unveräusserlichkeit  der  Domänen  ^Ed.  v.  5.  Nov.  1809, 
Hansges.  v.  17.  De«  .  1808'  u.  zu  grösseten  Verkäufen  (s.  v.  Rönne.  Staatsr.  II.  2.  B. 
519  .  Bis  1820  sind  für  20  Mill..  von  da  an  bis  1810  für  35*/a  Mill.  Thlr.  Kaminer- 
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guter  verkauft  worden.  Auch  später  wurde  noch  jilirl  1  Mill.  Tlilr.  für  Verkaufe, 
Ablösungen  in  den  Etat  gesetzt  <C.-0  v.  7.  Novbr.  1SH2),  dann  bald  etwas  mehr, 
bald  etwas  weniger.  z.B.  im  D.  1351  — :>K  wurden  2S1.3.H4,  1860—64  1*035.  1365-69 
i»*S54.  1S74  1642  Mill.  Tlilr.  aus  dein  Verkaufe  v.  Domänen  u.  Forstgrundstücken  u. 
der  Ablösung  von  Domäncngcfällen  cingenotninen.  A.  für  1373  u.  76  bez.  3  u.  3  6. 
Et  f.  1H8.1/3J  32  Mill.  M.  Wirkliche  Einnahme  für  Veräusserungen  (nur  in  den 
alten  Provinzen1!  allein:  1371  117,  1872  2  26.  1873  2m){».  1870'80  1*81.  1880  81  lltft. 
1S8I/82  1M)5  Mill.  M..  vielfach  kleinere  Grundstücke,  aber  sonst  doch  auf  die  Dauer 
keine  erwünschte  Praxis. 

Die  neuere  Wissenschaft,  wie  sie  insbesondere  von  der 
deutschen  historischen  Schule  der  Nationalökonomie  vertreten 
wird,  ist  solchen  Massregeln  der  Veräusserung  der  Domänen, 
wenn  sie  als  allgemeine  Forderung  der  Politik  erscheinen, 
schon  abhold,  weil  sie  mit  Recht  die  Bedingtheit  aller  solcher 
Entscheidungen  durch  die  geschichtlich  gegebenen  Verhältnisse 
des  Volks-  und  Wirthschaftslebens  betont  uud  danach  eine  rich- 
tige Entscheidung  nur  von  Fall  zu  Fall  für  möglich  hält.  Die 
so c i al pol i tische  Auffassung,  welche  namentlich  den  Einfiuss 
der  Gestaltung  der  Resitzverhältnisse  und  Rentenbezllge  auf  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  auf  die  sociale  Lage  der 
Volksclassen  beachtet,  wird  sich  vollends  dem  allgemeinen 
Verdict  gegen  das  werbende  Staatseigenthum,  besonders  gegen 
Staatsgrundbesitz  nicht  anschliessen  können.  Sie  wird  vielmehr 
die  Bedenken  eines  ausschliesslich  privaten  Besitzes  der  Pro- 
ductionsmittel  und,  daraus  hervorgehend,  eines  zu  starken  Ucber- 
wiegens  des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirtschaft 
hervorheben. 

Die  Frage  der  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Veräusserung 
der  privatwirthschaftlichen  Einnahmeobjecte  des  Staats  hängt  da- 
her wieder  eng  mit  den  allgemeinsten  und  wichtigsten 
Fragen  der  0 rganisation  der  Volkswirtschaft  und  der 
Gestaltung  der  Besitzverhältnisse,  speciell  der  Ver- 
theilung des  Eigenthums,  namentlich  des  Grundeigen- 
thums, als  Privateigenthum  an  die  Privatwirtschaften  nnd 
als  öffentliches  oder  „gesellschaftliches0  Eigenthum  an 
die  Zwangsgemein  wirtschaften,  den  Staat  und  die  Selbstverwal- 
tungskörper, besonders  die  Gemeinden,  als  die  Vertreter  der  Volks- 
gemeinschaft, zusammen.  Jene  Frage  ist  deshalb  z.  B.  in  Hinsicht 
auf  die  Feldgütcr  zugleich  eine  principale  Frage  in  Bezug  auf 
die  Rechtsordnung  für  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden.  Diese  Seite  der  Sache  hat  die  ältere  Finanzwissenschaft 
zu  wenig,  oftmals  gar  nicht  beachtet.  Sie  beging  denselben  Fehler 
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wie  die  Politische  Oekonomie  der  Smithschen  Schule  in  den  volks- 
wirtschaftlichen Fragen  überhaupt.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
die  Gründe  für  und  wider  Domänenverüusserung  bei  den  älteren 
Finanztheoretikern,  auch  noch  Kau  hier  eingeschlossen,  nur  eine 
bedingte  Beweiskraft  haben  und  mit  den  anderen  Gründen  aus 
dem  socialpolitischen  Gesichtspuncte  für  die  Entscheidung  combinirt 
werden  müssen. 

S.  daher  bes.  dir  eiugch.nde  priucij>i<  llo  Erörterung  der  Grundeiirenthumsfraiie 
in  d.-r  «irundleunn»  2.  Abth.,  Kap.  I.  bes.  §.  341— '145,  347--J151.  wo  auf  die  Staats- 
domänen mit  Rüfk»icht  ^  noininni  ist;  ferner  A.  Sau  t   r,  G.s,  Iis»  Ii.  n.  Privatei»-. 

Erster  Hauptabschnitt. 

Feldgüter  oder  Domänen  im  engsten  Sinne  und  dingliche  Rechte. 

1.  Abschnitt. 
Beibehaltnntr  oder  Veränssenimr  der  Feldhüter. 

I.  —  §.  219.  Die  Gründe  für  und  wider  in  der  bis- 
herigen Fi  nanz  Wissenschaft.  Zur  allseitigen  Würdigung 
der  Frage  und  der  Art  und  Weise,  wie  sie  behandelt  wurde,  er- 
scheint es  zweckmäe8ig,  zunächst  die  bisher  übliche  Beweisführung 
darzulegen,  deren  bester  Repräsentant  Rau  war.  Kau  hat  die 
Gründe  für  und  wider  folgendermassen  zusammengestellt. 

S.  Kau.  5.  A..  §.  94—9$.  mit  kleinen  V.rändeiunsren  von  mir  in  d.  «.  A.  §.  122  IT. 
Hau  bat  hirr  noeb  r.-in  dir  (inanz.  (u.  pri\atökonoin. )  Betrachtunusw«  isc.  Eiuzehie 
Modifikationen  di«s.v  Aufhams  hatte  ich  >chon  in  d.  6.  A.  ehurefrurf  z.  B.  Piinct  1 
in  j$.  122).  alicr  noch  nicht  ireni.i:«'nd;  meine  Ansicht  war  dem  Staat  s^iindehrenthiim 
iio-h  zu  unirunstiir.  Diese  B«  handlunir  fand  schon  in  m<-iiier  (iiundl.  ^unu  a.  a.  I  >. 
die  nothwendige  B<-riclitis:unsr.  Ich  gehe  jetzt  hi.-r  nur  kurz  di«-  Gründl-,  die  Kau 
auffuhrt.  d<-ni  Sinn«-  nach  an.  Sein.-  weitläufig-  Auseinandersetzung  dieser  Grunde 
i-t  jetzt  wohl  entbehrlich.  Sie  findet  sich  Qhriircns  im  Ganzen  noch  wörtlich  in  der 
\or.  Aufl.  dieses  Bandes  §.  159  S.  3t;3  ff. 

A.  Für  die  Veräusserung  der  Domänen. 

1.  Die  geringere  ökonomisch-technische  Geschick- 
lichkeitderStaatsverwaltung  verglichen  mit  der  der  Privaten 
im  gewöhnlichen  Wirthschaftsbetrieb. 

Man  hat  darauf  n.  A.  aus  der  II  «die  des  Erlöses  beim  Vevkauf  \  entliehen  mit 
»bin  bisherigen  Kcinertrag  und  dem  Schätzungswert!)  schlössen  wollen.  Letztere-»  ist 
jedenfalls  bei  der  l  n>icheiheit  d«r  Grundlagen  mißlich.  Nach  Kau  a.  a.  0.  sollen  in 
f> & ii <■  ui a r k  mmrlich  die  Staats» oter  so  «rut  verkauft  worden  sein.  da»,  ihr  bisheriger 
Kdnertrag  nur  1  1  Proc  des  Erloses  war.  Di«:  in  Spanien  Iiis  1811  verkauften 
Staatsgüter  wareo  auf  133  Mill.  K«\  geschätzt  und  es  wurd.  n  92ti  Mill.  erlöst.  Die 
hi*  1S55  von  der  Kegierung  verkauften  Kireh<ngtiter  brachten  «-inen  Erlös  von 
1". 651. 000  Kealcn.  während  sie  zu  9.143.000  Kc.  angeschlagen  worden  waren.  Auch 
•lie  neuesten  italien.  Kesiiltate  beim  A'erkauf  der  Staat»-  n.  KirchengUter  sind  ver- 
dienen mit  d<  n  bi*Vr.  Kenten  u.  «hn  Tax  i»  gitnsfi«*-.    In  Bai.  i  n  *ind  in  d-  n  Jalnvn 
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1>2G— 2b  fut  3.350.557  fl.  Douiiiii.  ji  verkauft  worden,  d.  r<  u  lu  im rtra:r  Ui>h<  r  54.151  fl. 
oder  2  3  Pro« .  war.  Der  Erlös  i>t.  wenn  mau  noch  45.000  ß.  Vorschusse  u.  35,000  fl. 
Ausstand«-  einrechnet,  das  45 fach.-  der  liisheri&vn  reinen  K«  nh-,  und  verzinset  sicli 
dajf.fr.  n  zu  4  2  Proc.  Verh.  v.  1*31.  Beil.  XXI.  V.  tt.  rl.-ia's  Vortrag  §.  13  (Kau), 
leher  (). •<(•■!  i  .  ich  ».  d.  Schrift  v.  J.  Schulhof.  Staatsgüter  n.  GrosMrrund  besitz  in 
d.  fisti-rr.  Mon..  Wien  1SG2  vziemlich  mizuvcrliissiir)  u.  dairetreu  dirS.  525  sren.  Schrift  der 
Bank.  In  letzter,  r  wird  u.  A.  »«  z.-iut.  das«,  mau  »Vi  der  Yerirleichunjr  mit  Privat- 
irüi.-ru  oft  den  Ertrair  der  Staat-*irut<  i-  nicht  richtig  (nicht  hoch  uvuusr)  anschlägt. 
S.  12:  ..Dil'  IJentahfuhren  können  nicht  zur  Grundlage  <  in«-r  vergleichenden  Bctirtht'iluntr 
di'  ii'  ii.  da  \on  dem  Keinertratr  der  Staatsgüter  meist  nur  ein  Thejl  in  die  Staatskasse 
jrclanitl.'"  F.s  mochte  überhaupt  hänfi-rer.  als  bi>hcr  angenommen  wind«-,  d.r  Staats- 
trüterertnuj  selbst  jetzt  schon  nicht  all»emein  (wenn  Zeit  des  Verkaufs.  La  «je,  Boden, 
Al»-:»tz\eihältui>*.'.  (irö— e  der  Guter  ii.  >.  w.  venrlieheii  wird)  >o  sehr  hinter  dem  von 
Pri\ uttrülern  zurückgehen,  von  iiH.ülicheu  Yerbes>eruniren  in  der  Verwallunir  ü;ar  nicht 
zu  reden.  Immerhin  verkaufte  jedoch  auch  d.  "sterr.  Nationalltank  S  Güter  von  zu>. 
(»1.524  fl.  mittl.  K'eiuertin»  im  Anschlag  (unter  ßerucksicht.  steinender  Cultur>)  \on 
l'4G  Mill.  fl.  für  2.t»20.fi45  fl..  wovon  d.  r  bisher.  Ertrair  also  2  35%  war,  —  Im 
einem  Staatoochuldziusfu^  von  7  —  $»"„.  Bei  den  in ncsten  preiis>.  Dotuincnvcrän>sc- 
runireti  (1874  Ii.),  l»«>ond.  in  Nr u -Vor-Pom iiirin,  sucht  die  Ketiierunff  nach 
Anreifunir  der  Kammern  die  Domänen  in  kleinen  Stucken  zu  veräußern,  um  der  I^nd- 
he\«ilkenmir  (iele-renlieit  zum  Ankauf  von  Land  zu  ireben  und  dadurch  u.  A.  der 
Au>w  anderunir  entgegenzuwirken.  Be>ond>  run  Erfolg  haben  die»e  Ma^sn-ireln  bisher 
nicht.  Doch  *>oll  auch  muh  den  Ansichten  Sachverständiger.  z.B.  Sombart's,  nicht 
in  der  richtigen  Weise  vonjeiranjreu  werden  Die  Sache  nimmt  in  solchem  Falle  aber 
schon  den  t'harakt.  r  einer  «ociulpolithchen  Mas>re<rel  an.  So  wurden  im  W.-B.  Stral- 
sund 3  Domänen  in  Parcellen  vom  l  infanjr  eines  Bauerhofs  u.  von  Cos^äthetihöfcn. 
theiN  als  lläiisleistellen  im-iMbi.  t.-nd  zu  verkaufen  gesucht.  Zahlunirsbedinjrung:  V«  bei 
der  l  ehei-tralte.  l/9  nach  Jahresfrist.  %  bleiben  5  Jahre  lanir  zinsfrei  stehen.  Geringe 
Nachfrage,  besonders  die  kleineren  Parodien  konnte  n  mehrfach  nicht  einmal  unter 
der  Taxe  verkauft  werden.  \  tri.  Sombart.  d.  fehler  im  Parc-Ilim  i fahren  d.  pnuss. 
Staatsdomänen.  Berl.  187«». 

2.  Passende  Verwendung  des  Verkaufserlöses  der 
Domänen  zur  Schuldentilgung,  wobei  gewöhnlich  mehr 
Kente  erspart,  als  preisgegeben  werde. 

3.  Nachtheilige  Verwicklung  der  Staatsverwaltung 
als  Domänenfiseus  in  Privatinteressen. 

4.  Erfahrungsniässige  Entbehrlichkeit  der  Domänen  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs. 

ß.  Für  die  Beibehaltung  der  Domänen: 

1.  Politische  Zweckmässigkeit  des  Domänenbesitzes, 
besonders  in  Erbmonarchieen,  nach  dem  historischen  Ursprung 
der  letzteren,  wegen  grösserer  Unabhängigkeit  der  Regierung  von 
Volk  und  Ständen,  grösserer  Sicherheit  dieses  Besitzes  und  der 
Einkünfte  daraus  in  unruhigen  Zeiten,  welch'  letzterer  Punct  freilich 
zweifelhaft  ist 

2.  Politische  und  speciell  finanzpolitische  Zweck- 
mässigkeit des  Domänenbesitzes  auch  verglichen  mit  der  stets 
mehr  oder  weniger  unliebsamen  Besteuerung  dem  Volke  gegenüber. 

3.  Keineswegs  allgemeines  Zurückstehen  der  Rein- 
erträge und  der  Bewirtbschaftung  der  Domänen  verglichen  mit 
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Privatgrundbesitzungen.  Wo  es  vorbanden  sei,  lasse  es  sieb  be- 
seitigen und  bei  der  Üblichen  Verpachtung  ergäbe  sich  kaum 
ein  Unterschied  zwischen  Domänen  des  Staats  und  den  meist  an 
ihre  Stelle  tretenden  Grossgrundbesitzungen  grosser  Grundherren 
und  Körperschaften. 

4.  Gewöhnlich  in  fortschreitenden  Ländern  im  Laufe  längerer 
Zeit  zu  erwartendes  Steigen  des  Domäneneinkommens ,  wegen 
der  allgemeinen  Erhöhung  der  Grundrente  und  der  Preise  der 
Agrarproducte. 

5.  B.  isriiK.  (irundsätzc.  S.  ISO.  M-itzen.  Boden  Pr.nss.nV.  III.  40s.  410. 
Stat.  Jahrb.  VI,  1.  156.  Grnndlcsr.  §.  fWt,  Ertrau  d.  prcibi.  DoiiMorwerke  p.  Hect. 
1H40.  09,  70.  HH  l.ez.  13-40  ~  17  00  —  2S1S  —  37-4«  -30*18  M.;  alh  rdiutrs  uut. 
Mit«-influss  de»  Hinzutritts  der  Domämu  d<r  ISOli  neu  ervorhenen  Landestlieile  11.  in 
«•irn-r  Periode  grosser  Steiireniiifr  Act  Pachtertrairc:  jedoch  ist  neuerdings  diese  .Stcisrcruoir 
langsamer  geworden  11.  hat  iiifliriacli  hei  Ahlauf  iilt<  r<  r  Pachtcontraete  in  einzelnen 
Fällen  einer  Hi-rnUsi-t/iui«:-  d.  r  l»Vnte  Platz  »viiiaclif. 

5.  Vortheilhaftcr  Einfluss  des  Domänenbesitzes 
auf  den  Staatscredit  mittelst  Fundirung  der  Anleihen  auf 
diesen  Besitz. 

6.  ßenutzbarkeit  einzelner  Domänen  zu  lan  dwirthschaft- 
licben  Musterbetriebsanstalten,  zu  landwirtschaftlichen 
Lehranstalten,  und  der  mit  entsprechenden  Gebäuden  ausgestatteten 
Domänen  zu  sonstigen  Staatszwecken  (Irren-,  Arbeitshäuser,  Schul- 
lehrerseminare  u.  dgl.  m.). 

C.  Nach  der  Abwägung  der  vorstehenden  einander  zum  Tbeil 
widerstreitenden  GrUnde  gelangt  schon  Hau  auch  für  die  Gegen- 
wart nicht  zu  einer  einfachen  unbedingten  Regel. 

„Weil",  wie  er  sasrte  (§.9S>  ..die  Bestandteile  d.  l)omänenveimo»vn>  seihst,  sowie  die 
•'•rtlichrii  und  zeitlichen  Verhältnisse  »o  verschieden  seien,  dass  nicht  ühernll  und  zu 
alj.-r  Zeit  eine  und  die>e|he  Handlungsweise  der  l»e;;ieinn<r  <-ntpfo|iI<  n  werden  k«"mn«\ 
Der  Verkauf  aller  Domänen  meinte  er.  wire  ehen  so  wenitr  allgemein  zu  iveht- 
i.  riiir»  n.  als  die  Beiheljaltunts  aller,  vielmehr  müsse  man  in  eesfeheueu  Fallen  liehen 
deu  festkeilenden  Zwecken  auch  auf  die  ohwaltenden  I  mstände  Kncksicht  nehmen." 
Ii  au  höh  dann  verschiedene  zu  herlkksichtisrende  Puiute  hervor.  Nauientlieh  lud 
allgemein  intensiverer  Bodenculttir  werde  der  Unterschied  leichter  zu  (iunsteii  des 
Pri\at:rnindhe»itzes  »ein  und  sich  dann  der  Verkauf  d.  r  Domänen  auch  im  \olks- 
wirthsrhaftlichen  Interesse  empfehlen.  Am  Ersten  sei  der  Fehenrjiiiir  von  (iarten-  und 
Kehland,  weniger  von  Ackerland  und  \\  icsen,  am  wenigsten  von  Waldungen  an  Private 
zweckmässig.  (Kau,  §.  «19,  darnach  auch  vor.  Aufl.  dieses  Band.     ij.  1G0.) 

Diese  ganze  Beweisführung  ist  ein  characteristisches  Beispiel 
der  Argumentationen  des  besonnensten  und  wissenschaftlich  unbe- 
fangensten Theils  der  Smith' sehen  nationalökonomischen 
Schule  in  allen  solchen  Fragen  der  Finanz-  und  Volkswirthschafts- 
politik.  Die  GrUnde  für  und  wider  eine  solche  practisehe  Mass- 
iv. Wajjn«r,  riiunzwis-n* halt.    I.       Aull  JJ.J 
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rcgel  werden  hier  objeetiv  geprüft  und  es  wird  immerhin  schon 
in  einer  der  historischen  Schule  ähnlichen  Autfassung  eine  ab- 
solute Entscheidung  abgelehnt,  den  relativen  Verhältnissen 
vielmehr  richtig  Rechnung  getragen.  Aber  dennoch  bleibt  die 
Beweisführung  einseitig  und  unzulänglich,  wesentlich  ans 
zwei  Gründen:  Einmal  bewegt  sie  sich  immer  nur  in  den 
Gesichtspuncten  des  volkswirtschaftlichen  und  privatwirtbschaft- 
lichen  Productionsinteresses  und  lässt  die  anderen  Gesichts- 
puncte,  diejenigen  des  volkswirtschaftlichen  Vertheilungs-  und 
des  damit  verbundeneu  socialpolitischen  Interesses  oder  m. 
a.  W.  die  Einwirkung  der  Gr  und  besi  tzverbältnisse 
auf  das  Volksleben  —  Staatsgrundeigenthum  und  Staatsrenten- 
bezug  im  Falle  des  Domänenbesitzes  und  Beseitigung  dieser  Ver- 
hältnisse bei  der  Domänen veräusserung  —  ganz  unbeachtet; 
sodann  geht  jene  Beweisführung  auch  überall  ohne  ausreichende 
Begründung  von  der  Annahme  einer  natürlichen  Inferiorität 
des  Staatseigenthums  verglichen  mit  dem  Privateigenthum  am 
Boden  und  demgemäss  von  der  Voraussetzung  einer  zu  allgemeinen 
und  zubedeutenden  Benachtheiligung  des  volks  wirthschaf  t- 
lichen  Productionsinteresses  bei  der  Beibehaltung  der 
Domänen  aus. 

Die  nähere  llejiründuntr  dieser  Hinwürfe  »viren  die  Iiier  als  Beispiel  genommene 
Beweisfahrun«:  Hau's  irehün  wieder  nicht  in  die.  linanzwissenschaft,  sondern  fheils  in 
den  grundlegenden  Tlieil  der  allgemeinen  \  olkswirthschaftsleh  re.  ins- 
besondere in  das  Kapitel  von  der  allgemeineu  w  i  rt  Ii  sc  haf  1 1  icli  en  Kechts- 
ordnunir  und  der  Grundeigentum  so  rdnunsr  *peciell  (firnndlegunir,  2.  Abth., 
bes.  Kap.  4),  theils  in  die  Agrarpolitik. 

II.  —  §.220.  Entscheidung  der  Frage  des  Domänen- 
besitzes mit  aus  dem  socialpolitischen  Gesichts- 
punete.  Das  Ergebniss  der  einschlagenden  Erörterungen  in 
der  „Grundlegung"  (bes.  §.  341—351,  368)  flir  diese  Entscheidung 
ist  für  unsere  Staaten  in  der  Gegenwart  etwa  folgendes: 

Die  genannte,  wie  alle  Fragen,  welche  sich  an  die  Eigenthums- 
ordnung für  Productionsmittel ,  speciell  für  den  Grund  und  Boden 
knüpfen,  müssen  stets  aus  dem  doppelten  Gesichts punete 
des  volkswirtschaftlichen  Prodncti ons- und  des  volks- 
wirtschaftlichen V e  r  t  h  e  i  1  u n  g 8  i  n t  e  r e  sb  e  8  und  mit 
letzterem  zusammenhängend  des  socialpolitischen  Interesses 
beartheilt  werden  (G.  S.  719,  §.  340).  Es  lässt  sich  aber  nach- 
weisen, dass  der  letztere  Gesichtspunct  bei  der  Entscheidung  doch 
den  Ausschlag  geben  darf  (G.  §.  345). 
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In  der  Domänenfrage,  wie  in  allen  Fragen  des  ländlichen 
Grundeigenthums,  ist  ausserdem  zwischen  kleinem  und  mitt- 
lerem einer-  und  6 rossgtiterbetrieb,  bez.  Besitz  anderseits 
zu  unterscheiden  (G.  §.  347,  349).  Die  Entscheidung  wird  dann 
folgendermassen  lauten : 

A.  Handelt  es  sich  nach  der  Sachlage  nur  darum,  die  Do- 
mänen als  GrossgUter,  was  sie  bei  uns  meistenteils  sind,  in 
die  Hände  von  Privaten  übergehen  zu  lassen,  so  erscheint  die 
Beibehaltung  aus  volkswirtschaftlichen  und  socialpolitischen, 
aus  Grtlnden  des  Productions-  und  Vertbeilungsinteresses  gerathen 
und  jedenfalls  aus  finanziellen  Gründen  nicht  so  allgemein  ver- 
werflich, wie  die  frühere  Theorie  annahm. 

Die  Gründe  für  dit  si-  Entsclicidiiu.tr  der  Frage  sind  die  nachstellenden: 

1.  Hei  ordentlicher  Regelung  des  Zeitpachtverhältnisses,  welche  recht 
wohl  zu  erreichen  ist,  wird  die  Domäne  ton  Pächtern  ebensogut,  wenn  nicht  besser 
bewirtschaftet,  als  von  Eigentümern.  Das  lä>st  sieh  ans  den  massgebenden  Verhält 
nissen  ableiten  und  wird  durch  die  Erfahrung-  bestätigt.  (G.  §•  345.)  Es  kommt  auch 
in  deutschen  Verhältnissen  hier  der  besondere  Vortheil  bei  der  Pacht  im  Vergleich  mit 
dem  privaten  Eigenthum  in  Betracht,  dass  der  Pächter  mit  einem  grös>eren  eigenen 
Betriebskapital  wirtschaften  kann  als  der  Käufer  (Kau.  Volksw.sch. lehre  §.  377, 
Koscher,  Syst.  II.  §.62),  weil  letzterer  sein  Kapital  zum  grossen  Theil  für  den 
Kaufpreis  verwenden  muss.  Wird  das  Gut  vom  Erwerber  etwa  selbst  wieder  verpachtet, 
so  bleibt  die  Sachlage  im  Effect  für  das  ProductioD sinteresse  dieselbe  wie  bisher. 

2.  Das  Vorhandensein  eines  unabhängigen  Grossgrundbesitzerstands  kaun  für  ein 
I.and  in  socialer  Hinsicht  so  werthvoll  sein /dass  der  pri\ate  Grundrentenbezug  dafür 
trotz  seiner  Bedenken  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  darf.  Für  die  Erhaltung 
des  privaten  Grossgmndhesitzcs  wird  die  sociale  Function  des  Grundbesitzer- 
Standes  daher  wichtig  in  die  Waagschale  fallen.  (G.  §.  350).  Aber  mit  Domänen- 
veräusserungen ,  die  schon  bei  der  massigen  Zahl  noch  vorhandener  Grossdomänen  in 
unseren  Staaten  und  bei  der  notwendigen  Vereinzelung  von  Verkäufen  nicht  bedeutend 
hierauf  einwirken  können,  lässt  sich  dieser  Stand  doch  nicht  er>t  schaffen.  (Zahl  der 
Domänen  seihst  in  Preussen  1S75  nur  1127  [in  Rheinland  fehlen  sie,  ganz,  in  West- 
falen bis  auf  4).  Zahl  der  Pachtungen  1883  818  mit  1077  Vorwerken  und  13  27  Mill.  M. 
Ertrag,  daneben  Ertrag  von  ander  n  Domänengrundstücken,  in  Parcelhnpacht,  v.  Mühlen 
und  Fischereien  4'70  Mill.  M.)  Ein  solcher  Stand  muss  ohnehin  seine  geschicht- 
liche Tradition  haben,  um  eine  erspriessliche  sociale  Function  auszuüben.  Deswegen 
kommt  bei  der  Frage  der  Domänenveräusserung  nur  das  andere  Moment  in  Betracht, 
das  mit  dem  Verteilung»-  und  socialpolitischen  Interesse  verbunden  ist:  die  nationale 
Grundrente,  bez.  ihr  natürlicher  weiterer  Zuwachs  würde  in  noch  grösserem  Maas->e 
aus  der  Hand  der  durch  den  Staat  vertretenen  Volksgemeinschaft  in  die  Hand  eines 
kleinen  besitzenden  Bruchtheils  der  Bevölkerung  Übergehen.  (G.  §.  341.)  Das  ist 
nicht  erwünscht. 

3.  Das  finanzielle  Interesse  kann  allerdings  durch  den  Verkauf  der  Domänen 
befriedigt  werden,  wenn  der  Zins  aus  dem  Kaufpreise  erheblich  höher  ist  als  die 
reine  Pachtrente  und  etwa  der  Staat  Schulden,  die  er  hoch . verzinsen  muss.  so  tilgen 
kann.  Hier  haben  die  von  Kau  zusammengestellten  Grund«-  ein  gewisses  Gewicht. 
Aber  durch  richtige  Anwendung  de,s  Coneurrejizprincips  lässt  sich  die  Pachtrente 
steigern.  Sie  steigt  dann  regelmässig  mit  der  allgemeinen  nationalen  Grundrente, 
deren  Wachsthuin  bei  vermehrter  Bevölkerung  und  höherer  Entwickelnng  des  Volks- 
reichthums im  Allgemeinen  zu  erwarten  ist ,  von  zeitweiligen  Rückschlägen  abgesehen, 
wie  etwa  gegenwärtig  und  in  nächster  Zukunft  unter  dem  Einfluss  der  amerikanischen 
Concurrenz.  Seil  ist  finanziell  fragt  es  sich  daher,  ob  der  Staat  bei  einein  jetzigen 
Verkauf  diese  Chancen  genügend  bezahlt  bekommt.    Gegenuber  dem  principielleii 

3-1* 


Digitized  by  Google 


f>32     •'>■  Ii-  f>rJ.  Kinn.  1.  K.  Privaterwerb.  1.  II.  A.  Domänen.    §.  220,  221. 

Bedenken,  immer  grössere.  Thuile  und  schliesslich  di<>  ganze  nationale  Grundrente  oder 
wenigstens  ihren  Zuwachs  an  wenige  Private  übergehen  zu  >ehen.  entscheidet  aber 
eine  ZinsdiftVivnz  zu  I  nirun-ten  de<  Staats  in  der  Vcräusserungsfrage  auch  nicht  allein. 

B.  Anders  liegt  die  Sache  im  Allgemeinen,  bei  einer  Zer- 
schlagung der  Domänen  in  kleinere  oder  mittlere 
(bäuerliche)  Betriebe  oder  Güter.  Kann  hier  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  durch  eine  Veräussernng  der  Domänen  ein  ßauerstand  er- 
halten oder  neu  geschaffen  werden  —  allerdings  ein  sehr  schwie- 
riges Problem!  —  so  empfiehlt  sich  diese  Massregel  ans  allen 
in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncten  (G.  §.  347,  348). 

Die  letzteren  sind  insbesondere: 

1.  Das  Productionsinteresse,  besondors  «renn  es  sich  um  intensivere,  mehr  Handels- 
gewächse u.  8.  w.  bauende  Culturen  handelt,  wird  liier  durch  das  Privateigenthuiu 
am  Boden  wohl  hesser  gefördert  als  durch  ein  hier  ohnehin  schwerer  zu  regelndes 
Zeitpachtrccbt. 

2.  Der  Bezug  eines  Thcils  der  nationalen  Grundrente  in  kleinen  Quoten  durch 
eine,  grössere  Anzahl  häuerlicher  Wirthe  hat  die  oben  hervorgehobenen  Bedenken 
nicht,  oder  sie  werden  durch  den  socialpolitischeu  Vortheil  des  Vorhandenseins  eines 
solchen  Bauerstands  aufgewogen. 

3.  Das  finanzielle  Interesse  des  Staats  kann  bei  einem  Verkauf  von  zerschlagenen 
Domänen  auch  besser  wahrgenommen  werden.  Denn  bei  der  grösseren  Zahl  mit- 
werbender Käufer  lassen  sich  höhere  Preise  als  bei  der  Veräußerung  geschlossener 
Domänenhöfe  erlangen ,  ohne  dass  das  Plus  des  Preises  für  den  Klein  -  und  Mittcl- 
landwirth  hei  seiner  Betriebsamkeit  und  seinen  Bodcnculturcn  drückend  werden  muss. 

Das  Hauptbedenken  bleibt  nur,  ob  das  erwünschte  Ziel  bei 
solchen  Verkäufen  erreicht  wird.  Die  Käufer  können  durch  Auf- 
nahme kündbarer  Schulden  leicht  von  vorneherein  in  abhängige 
Lage  geratben.  Sie  werden  dann  nicht  immer  im  Stande  sein, 
den  Besitz  zu  erhalten.  Anderer  Gross-  und  Mittelbesitz  saugt 
die  ehemaligen  Domänenstücke  auf.  Es  wird  daher  bei  der  Durch- 
führung der  Massregel  auf  ein  richtiges  Schuldrecht  an- 
kommen (G.  §.  322),  oder  statt  des  Verkaufs  richtet  der  Staat 
besser  ein  Erbpacht  System  ein.  Dies  kann  die  wirtschaft- 
lichen, finanziellen  und  socialpolitischen  Vortheile  der  Veräusseruug 
und  des  festen  Besitzrecbts  für  beide  Betheiligte  bieten,  ohne  die 
mit  dieser  Maassregel  leicht  verbundenen  Schwierigkeiten  und  Be- 
denken. Die  speciellen  Bedenken,  welche  gegen  die  Erbpacht 
geltend  gemacht  werden,  wiegen  nicht  so  schwer,  als  dass  man 
dies  System  unbedingt  dem  Privateigenthum  des  Landwirtbs  nach- 
setzen mü88te. 

III.  —  221.  Verfahren  bei  D  o  m  ä n e  n  v e r  än sse  r- 
ungen. 

Vgl.  Kau  §.  «.19,  100,  u.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  Bands  ICH.  Jetzt 
hier  verkürzt.  Für  Preussen  s.  die  Bestimmungen  des  geltenden  Rechts  unit  Rück- 
blick auf  dessen  Entwicklung  in  Oelrichs.  d.  Domänenverwalt.  d  preuss.  Staats, 
Bresl.  1VM,  S.  77  II. 
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A.  Allgemeine  Puncte. 

1.  Die  dem  älteren  Staatsrecht  der  deutschen  Territorien  be- 
züglich der  „Kammergüter "  angehörige,  auch  im  Ausland 
(Frankreich)  früher  für  die  Domänen  giltige  Bestimmung  der 
unbedingten  Unvcräusscrlichkeit  entspricht  den  Verhält- 
nissen der  Gegenwart  nicht  mehr  und  ist  als  Cautel  gegen  finan- 
zielle Misswirthschaft  und  gegen  Missbrauch  der  Regicrungsgewalt 
im  System  der  „verfassungsmässigen  Finanzwirtbschaft"  nicht  mehr 
nöthig.  Es  sind  vielmehr  nur  die  Bedingungen  der  Ver- 
äusserung  (ebenso  des  Austausches,  der  Verpfändung) 
gesetzlich  festzustellen  und  Uber  deren  Innehaltung  die  Verwaltnngs- 
und  die  Staatscontrolc  (§.  137  ff.)  mit  auszuüben.  An  die  jedes- 
malige vorausgehende  Zustimmung  der  Volksvertretung  die  ein- 
zelne Veräusserung  zu  knüpfen,  erscheint  dann  weder  nothwendig 
noch  zweckmässig. 

Jedenfalls  musste  sich  eine  solche  Vorschrift  auf  Veräiisserungen  grösseren 
ln'.tra«  (aber  eine  gewisse  Wcrthsumine  oder  Flachengrösse  hinaus)  besehrüukcu.  Kur 
kleinere  Verkänfe,  von  einzelnen  Grundstucken,  Parcellen,  deren  Ausfuhrung  die 
Bedürfnisse  des  wirthsehaftlichen  Leben?,  Strassen-.  Häuserbauten,  Acnderung  der 
Kulturen  regelmässig:  bald  da,  bald  dort  bedingen,  uiuss  die  Verwaltung  vollends  freie 
Hand  haben.  Ks  genüirt  auch  in  der  verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft  die  Ver- 
pflichtung der  Kcgicrunir,  die  vorgekommenen  Veriiusserungen  nachträglich  der  Volks- 
vertretun-r  regelmässig  zur  Keuntniss  zu  bringen. 

2.  Besondere  sonstige  Beschränkungen  der  Veräusserung 
der  Domänen  und  der  Verwendung  des  Erlöses  sind  dann  gegen- 
wärtig nur  da  noch  am  Platze,  wo  den  Domänen  noch  nicht  die 
Recbtsqualität  reinen  Staatsguts  anhaftet,  sondern  die  Dy- 
nastie noch  ein  besonderes  Anrecht  daran  hat  (§.  215,  174).  Hier 
ist  wohl  die  Consequenz,  dass  der  Erlös  von  stattgefundenen  Ver- 
äusserungen  wieder  in  Grundstücken  oder  dgl.  angelegt  oder 
wenigstens  darüber  eine  besondere  Uechn ung  geführt  wird, 
welche  den  ursprünglichen  Umfang  der  Domänen  und  die  darin 
durch  Veräusserungen  eingetretenen  Verminderungen  in  Evidenz 
hält  (Grundstock Verwaltung,  bez.  -Rechnung  einzelner 
deutscher  Staaten).  Die  Regelung  dieser  Verhältnisse  ist  dann 
eine  Frage  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats,  keine  finanz- 
wissenscbaftlichc. 

S.  Kau  §.  9!»  Note  •',  u.  vor.  Aull  dieses  Hands  S.  37.*»  Note  2  t.  Ilad.  Veifas*. 
§.  .")>.  säehs.  18,  wurtemb.  §.  102  IL.  hess  Art.  7  —  10,  baier.  Verf.-l'rk. 
Tit.  III.  Jj.  ti,  7.  lieber  Prcussen  s.  v.  Könne,  Staatsr.  II.  2,  59 1.  Oelriehs 
<  79  h".  Ks  «reiten  hier  verschiedene  Kechtssätze  in  Betr.  der  Veräusserung  in  den 
Theilen  des  Gebiets,  das  1S0S  zum  Staate  «rehörte  u.  spater  dazu  kam  In  Raden  z.  B. 
wird  di  r  aus  dem  Domäuenverkaufe  und  den  Ablösungen  eingegangene  und  nicht 
wieder  zu  Ankäufen  verwendete,  sondern  zur  Kinlösuug  von  Staatsobligationen  benutzte 
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Itctrag  unter  dein  Namcu  des  Grundstocksvermögens  als  eine  Forder.  des  Fürsten- 
hauses an  das  Land  betrachtet  und  als  ein  besonderer  Bestaodtheil  der  Staatssohuld 
aufgeführt.  (Jedoch  sind  unter  den  verkauften  Gegenständen  auch  wahre  Staats.crQ.ter 
betroffen  «-ewesen^  Bis  zum  Belaufe  von  12  Mill.  fl.  ist  dieses  Grundstocksrermögen 
unverzinslich ;  der  Mehrbetrag  wird  den  Doinänenkassen  aus  der  Schuldoiitilguugskasse, 
welche  die  Grundstocksn-chnung  führt,  verzinset,  jedoch  nicht  baar,  sondern  durch 
Abrechnung  mit  der  Staatskasse,  aus  welcher  die  Schuldenkasso  ihre  Dotation  erhalt. 
Ks  ist  dies  nur  eine  Form,  um  den  Belauf  der  in  letztere  Kasse  geflossenen  Ver- 
kaufs- und  Ablösungsgeldcr  in  Erinnerung  zu  erhalten.  Dur<  h  Ankäufe  und  Grund- 
verbesserungen  von  Domänen  wird  diese  Yerroötrensinasse  auch  wieder  vermindert. 
Neben  dem  Doinanial-  wird  neuerlich  auch  ein  Staats-Grundstocksvcnnögen  aufgeführt, 
welches  ans  Verkäufen  von  Kestandthcilen  des  Staatsverniögens  gesammelt  und  zum 
Theile  wieder  zu  Ankäufen  verwendet  wird.  Beide  Grundstocksberechnungen  werden 
jährlich  dem  ständischen  Ausschuss  zur  Prüfung  vorgelegt  u.  bei  dem  Anfang  oiner 
Budgetperiode  den  Ständen  mitgethcilt  (Bau)  (Stand  Anf.  1 SS2  unter  den  Passiven 
der  Amortis.kasse :  Domäncngrundstock  20  57  Mill.  M.  unverzinslich,  12*23  M.  M. 
verzinslich  (4°/„),  zus.  32  SO  M.  M.,  Staatsgruudstock  noch  215S  fl.  unvcrziusl.).  — 
Aehnlich  in  Würteinborg,  s.  Kicckc  a.  a.  0.  S.  1S1  iL 

3.  Die  Verwendung  des  Erlöses  muss  im  Uebrigen  nach 
den  richtigen  Grundsätzen  der  Finanz  Wissenschaft 
gesetzlich  so  bestimmt  werden,  dass  entweder  Schulden  getilgt 
oder  Ausgaben  für  privat-  und  Staats  wirtschaftliche 
Kapitalanlagen,  eventuell  auch  für  andere  (eigentliche) 
ausserordentliche  Ausgaben,  in  Folge  von  Kriegen  etc. 
damit  gedeckt  worden.  Hier  gelten  fiir  die  Verwendung  des  Er- 
löses mitbin  dieselben  Regein  wie  flir  die  Benutzung  des  Staats- 
credits  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  (§.  65  ff.).  Es  sind  daher 
nur  die  laufenden  ordentlichen  Ausgaben  grundsätzlich  nicht  aus 
dem  Erlös  zu  bestreiten. 

Der  „Erlös  aus  Ablösungen  von  Domäncngefällen  und  aus  dem  Verkauf  vou 
Domänen-  und  ForstgrundstUcken"  bildet  jetzt  zwar  ein  besonderes  Kapitel  in  der 
1» re us sischen  Staatseinnahme,  aber  müsste  streng  geuommcu  Uberhaupt  nicht  unter 
der  ordcutl.  Einnahme  stehen.  Die  ausschliessliche  Verwendung  für  Schuldentilgung 
u.  f.  ueue  privatwirtbächaftlichc ,  Rente  gebende  Kapitalanlagen  entspräche  mehr  der 
älteren  Rechtsstellung  der  Kaininergütcr  u.  den  Grundsätzen  jener  „Grundstock- 
verwaltungen", geht  aber  als  unbedingte  Kegel  (wie  sie  auch  Kau  implicitc  giebt, 
«$.  zu  weit.  —  Wo,  wie  in  Preusscn.  die  Domänen  (nur  des  Staats  im  Umfang 
v.  1815)  als  Generalhypothek  der  Staatsschuld  dienen,  sind  dann  die  Verkaufserlöse 
(und  Ablösungsgelder)  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden.  Darüber  erfolgt  denn  hier 
auch  eino  besondre  Abrechnung. 

4.  Ob  eine  bisher  geschlossene  Domäne  im  Ganzen  oder  in 
T heilen  (Pa reellen)  und  letzteren  Falles  in  welcher  Weise  sie 
dann  weiter  veräussert  werden  soll,  ist  nach  dem  Stande  der 
landwirtschaftlichen  Cultur  (Grad  der  Extensivität  und 
Intensivität  der  Landwirtschaft) ,  nach  sonstigen  Local Ver- 
hältnissen, und  als  allgemeine  Frage  endgiltig  wieder  nach 
dem  vorerwähnten  zweiten,  dem  social  politischen  Gesichts- 
punete  zu  entscheiden.  Mitunter  war  die  Domänenveräusserung 
und  Zerschlagung  ein  passendes  Mittel  zur  Colonisation  weniger 
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bevölkerter  Landstriche  oder  zur  Hebung  oder  Neubegründung 
eines  Bauernstandes  und  kann  dies  und  damit  ein  Hemmungsmittel 
der  Auswanderung  unter  Umständen  auch  wobl  heute  noch  wieder 
werden,  wenn  nicht  etwa  die  Vererbpachtung  vorzuziehen  sein  sollte. 

Preuss.  Massregeln  unter  Fried r.  d.  Gr.  in  Wcstpreusscn.  Die  preussische 
Regierung;  verordnete  1840,  dass  künftig  auf  pachtlos  werdenden  Domänen  in  den 
Provinzen  Preussen  und  Posen,  sowie  iui  R.-B.  Köslin  zur  Verhinderung  der  Aus- 
wanderungen Stücke  von  ungefähr  00  Morgen  an  Ansiedler  verkauft  werden  sollen 
J\au):  ähnlich  neuerdings  seit  1S74  (nach  Rescr.  v.  30.  Aug.  1873  f.  Ansiedl.  läudl. 
Arbeiter).  S.  o.  S.  328  u.  bes.  d.  Sehr.  v.  Sombart.  —  Im  Zusammenhang  mit  der 
Frage  der  läudlichm  Auswanderung  ist  auch  neuerdings  wieder  mehrfach  die  Frag« 
der  Domänenzerschlagung  u.  Veräusserung  erörtert  worden.  Doch  darf  man  die  Be- 
deutung dieser  Massregel  für  die  Hemmung  der  Auswanderung  nicht  Uberschätzen. 
Wie  schon  die  Bewegung  des  grossen  deutschen  Auswanderungsstroms  zeigt  —  früher, 
bes.  in  den  50er  Jahren  im  Westen,  bei  vorherrschendem  Kleingrundbesitz,  dann,  in 
den  00er  Jahren  in  der  Mitte  Deutschlands  von  Westen  nach  Osten  gesehen,  bei  viel- 
fach verbreitetem  bäuerl.  Mittelbesitz  (Hannover),  neuerdings  bes.  seit  den  70er  Jahren, 
bei  vorwaltendem  Großgrundbesitz,  im  Osten  — ,  wirken  aber  doch  zu  mannigfaltige 
I  mstande  hier  ein  und  die  „Agrarverfassung"  des  Ostens  ist  nur  einer  der  dabei  mit 
>pi«-lendeii  Factorcti. 

5.  Statt  des  Verkaufs  kann  nemlich  die  Ueberlassung 
in  Erbpacht  gerade  auch  im  Interesse  eines  Stands  kleiner  und 
mittlerer  Landwirthe  und  insofern  zugleich  im  Staatsinteresse  liegen. 
Die  finanziellen  Bedingungen  sind  dann  entsprechend  umzuändern. 
Sie  brauchen  nicht  nothwendig  ungünstig  zu  sein,  aber  selbst  etwas 
ungunstigere  finanzielle  Bedingungen  als  beim  Verkauf  können  aus 
socialpolitischen  Gründen  gerechtfertigt  erscheinen. 

B.  Das  besondere  Verfahren  bei  Domänenveräusserungen 
ergiebt  sich  aus  dem  einschlägigen  Privatrecht  des  Landes,  aus 
den  üblichen  Grundsätzen  bei  solchen  Massregeln  überhaupt  und 
aus  einzelnen  speciellen  Vorschriften,  wie  sie  das  fiscalische  Inter- 
esse bedingt. 

So  hat  der  Käufer  regelmässig  die  Steuern  und  andere  Lasten  des  (jutes 
/u  übernehmen,  d;is  von  nun  an  insbesondere  grundsteuerpflichtig  wird,  wenn 
die  Domänen  steuerfrei  waren.  Ferner  soll  in  der  Kegel  der  Verkauf  durch  Ver- 
steigerung geschehen,  nur  mit  einzelnen,  bestimmt  anzugebenden  Ausnahmen, 
ßiftungscautionen  werdeu  verlangt,  Kaufgeldermiuima  festgesetzt,  in  wichtigeren  Fällen 
diu  Eriheilung  des  Zuschlags  der  vorgesetzten  Behörde  vorbehalten,  binnen  einer  Frist, 
i»  der  der  Meistbieter  an  sein  Gebot  gebunden  ist.  Erst  nach  Entrichtung  einer 
Hatc  des  Kaufschillings  wird  der  Käufer  in  Besitz  gesetzt.  Für  den  Rest  bekommt 
«r,  unter  Zinsstipulation,  Zahlungsfristen.  Verfolgt  man  zugleich  jene  socialjjolitischen 
Zwecke.  Begünstigung  der  Ansicdluug  und  des  (irunderwerbs  kleiner  Landwirthe  u.  dgl., 
*>  imiss  man  die  Zahlungsbedingungen  in  Bezug  auf  die  Hftho  der  ersten  Anzahlung 
und  die  Abtragung  des  Rests  (eventuell,  schon  nach  Kau 's  Vorschlag,  durch  Um- 
wandlung des  Kcstkaut'schillings  in  eine  Zeitrente)  entsprechend  erleichtern.  Der 
Iixqs  behält  aber  bis  zur  Abzahlung  ein  Pfandrecht.  Ueber  die  Bedingungen  bei 
»Ich  neuesten  preuss.  Domänenverkäufcn  s.  o.  S.  b'ls.  Sombart  verwirft  fur  jene. 
Zwecke  der  Doui.parcellirung  überhaupt  das  Meistgebot  u.  befürwortet  S.  1 1  V3  baare  An- 
zahlung nach  Taxe.  Rot  mit  Amortis  -Rente  u.  1"  w  Zinsen  in  ."JO  Jahren  zu  tilgen,  wa^ 
f»>t  auf  Erbpachtbedingiingen  hinauskommt.  —  S.  sonst  f.  Preussen  /..  B.  die  Regeln  d. 
Ucitation  v.  >.  Mai  1  Sti!» (O  e  1  r  i  c  h s  ,S.  *>S).  Minist.rescr.  v.  1 0.  Febr.  1  >73  (ob.  S.  102).  Vom 
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Mitbieton  Dom.-  u.  Forstbeamte  ohne  spec.  Erlaubniss  des  Mm.  ausgeschlossen.  Biet- 
raution  10%.  Keine  Gewähr  f  Grösae,  Ertrag.  Beschaflenb.,  l'nv.dieustbarkeiteu. 
Lasten,  Abgaben.  Anzahlung  zu  V«  beiin  ü Übergabetermin .  zu  1  ,  binnen  1  Jährt-. 
K'est  binnen  H  Jahren  :  Verzinsung  einstweilen  mit  5°  „.  Versteigerung  die  Hegel; 
Ausnahmen  in  besond.  Fallen,  wo  dadurch  fiuanz.  u.  staafc»wirths<h.  Vortheile  ^ti 
erreichen  (Kescr.  v.  12.  Febr.  1S.*J\  Oelrit hs  S.  im). 

IV.  —  §.  222.  Die  Frage  der  Vermehrung  der  Do- 
mänen ist  nach  ihrer  principiellen  Seite  durch  die  voraus- 
gehenden Erörterungen  Uber  die  Domänenveräusserungen  im 
Wesentlichen  schon  mit  erledigt  werden.  Aus  reinfinanzielleu 
Gründen  ist  in  der  Gegenwart  eine  Vermehrung  in  der  Regel 
nicht  rathsam.  Socialpolitische  und  allgemein- volks- 
wirtschaftliche Gründe  haben  aber  auch  hier  den  Ausschlag 
zu  geben.  Jedenfalls  liegt  indessen  auch  nach  dieser  Seite  bei 
Feldgütern  die  Frage  anders  als  z.  B.  bei  Forsten  und  Eisen 
bahnen.  Bei  ländlichem  Boden  kann  für  unsere  Zeit  wohl 
von  einer  umfassenden  Enteignungsmassregel  dem  Privat- 
besitz, auch  dem  G  r  o  s  s  grundbesitz  gegenüber  nicht  die  Rede 
sein,  weshalb  von  dieser  Eventualität  hier  abgesehen  wird. 

Vgl.  für  die  ganze  Frage  wieder  die  Grundleg.  Abth.  I,  Kaj>.  4.  W  eitergehend«; 
Ansichten  vertritt  A.  Samter  in  s.  Gesellsch-  u.  Privateigenthum.  —  S.  sonst  Kau 
Üf.  100a  u.  vor.  An«,  dieses  Bands  g.  104,  woselbst  auch  einige  ältere  Statist  Beispiele 
aus  deutschen  Ländern. 

Vermehrungen  der  Domänen  können  dann  erfolgen  durch 
Einzug  heim  fallender  Ritte  riehen  und  durch  Ankauf 
von  Privatgrundstücken  (auch  standesherrlichen  Gebieten). 

Ersteres  ist  bei  der  üblichen  Alloditicatiou  der  Lehen  meist  von  geringer  prac- 
üscher  Bedeutung.  Diese  Allodification  ist  die  practisch  gewöhnlich  gezogene  t'-onsc- 
<iueu/.  der  allgemeinen  Entwicklung  privaten  Grundeigentums,  eine  Konsequenz,  welche 
freilich  ihre  Bedenken  hat,  w.  il  su  ehemaliges  Staatseigentum  definitiv  der  Gemein- 
schaft verloren  geht.  Eine  Bekämpfung  der  Massregel  ist  aber  nur  von  einem  ganz 
anderen  als  dem  heutigen,  die  Grundeigenthumsfrage  beherrschenden  GesichtspuueU- 
aus  möglich.  Ankauf  neuer  Feldgütcr,  von  dem  oben  erwähnten  Falle  abgesehen. 
<la>s  es  sich  nur  um  staatsrechtlich  vorgeschriebenen  Ersatz  für  verkaufte  Domäocn 
handelt .  wird  als  allgemeinere  Massregel  gegenwärtig  auch  kaum  anders  in 
Frage  kommen,  als  wenn  etwa  A  blösu  n  gskapita  I  c  für  Grnndgcfälle  wieder  an- 
gelegt werden  sollen.  Das  ist  nicht  unpassend  und  in  deutschen  Stalten  mehrfach 
in  neuerer  Zeit  geschehen.  Unbedingt  ist  es  aber  auch  nicht  zu  verlangen  u»<i 
Schuldentilgung  öfters  vorzuziehen.  Einzelne  Ankäufe  werden  natürlich  immer  aas 
specicllen  Gründen,  zur  Arrondirung  des  Besitzes,  zur  Beseitigung  störender  Dienst - 
bark'  iten  u.  dgl.  m.  stattlinden. 

Noch  im  neuesten  pretiss.  Et.  S>.OOi»  M.  *o  verwandt  fur  den  Ankauf  von 
«•rundstuckeii,  welche  im  Heg. bez.  Magdeburg'  mit  _  Dom.  im  Zusammenhang  liege» 
u.  deren  Ertragsf.thigk'  it  bei  gemeinsamer  Bewirthschaftung  sehr  steigern  (Steigerun? 
des  neuen  Pa.  htschillings  ab  |vs;<  j^geu  bisher  von  :{:»,5S5  auf  !IO,4r».r»  M.,  was  ein« 
Verziiisung  des  Kaufgeldes  mit  0  4°',,  ergiebt  . 
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2.  Abschnitt. 
Verwaltung;  und  Bewirthseltaftinia;  der  Feldhüter. 

Dieser  Gegenstand  ist  überwiegend  technischer  und  privat  ökonomischer, 
nur  nebenbei  spcciell  administrativer  und  finanzwirthschaftlichcr  Natur. 
Die  Erörterung  ist  deshalb  in  dieser  Aufl.  etwas  mehr  zusammengezogen  worden,  als 
noch  iu  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  (§.  165 — 1 S2 )  und  als  bei  Kau  Fin.  1.  §.  IUI  bis 
l'HJ.  —  S.  u.  A.  über  Preusscn  v.  Rönne,  Dom.-,  Korst-  u.  Jagdwesen  S.  15  tl.. 
433  ff  ,  ders.  nreuss.  Staate.  3.  A.  II,  2,  §.  521.  Oclrichs  a  a.  0.  S.  t>  tl. 
(Uebers.  aller  Vorwerks[iachten  S.  217  fl'.V  Crantz.  Prcussens  Dom  .guter.  Leber 
Baiern  Pözl.  Vcrwalt  recht  §.  233,  St.  v.  Ncuforn-IIock,  a.  a.  U.  Ueber  Würtein- 
berg  Dom.verwalt.  d.  w.  Staats.  Trtb.  IS  12.  v.  Kiecke  a.  a.  0.  S.  1U2.  IM.  Lieber 
Baden  Wehrer.  Kam.dom.administratioti,  1Vi3,  Kegeiiauer  Staatshausli.  Badens 
S.  2 HS.  Ucber  Oesterreich  tWest-),  K ono  pase k -Mor  -  Bio nski  l,  Hio  II. 
l'eber  l'rankreit  Ii  Hock  S.  201).  Kaulmann  a.  a.  ().  S.  579  ff.  Block  dictiou. 
Art.  dotnaine.    Ucber  England  (incist.  engl.  Verw.r.  II,  §.  III. 

I.  —  §.  223.  Die  Einrichtung  der  Domäncnvcrwal 
tnug.  Ein  Punct  nicht  ohne  principielle  Bedeutung  ist  es,  unter 
welchem  Ministerium  das  Domänen wesen  des  Staats  steht,  bez. 
stehen  soll.  Neben  rein  administrativen  Gesichtspuncten  kommt  es 
darauf  an,  welches  das  leitende  P  r  i  n  c  i  p  in  der  Domänenver- 
waltung  ist  und  sein  soll.  Gelten  die  Domänen  wesentlich  nur 
als  privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  des  Staats,  wie  früher 
ziemlich  allgemein,  so  erscheint  es  am  Richtigsten,  sie  unter  das 
Finanzministerium  zu  stellen,  zu  welchem  sie  auch  gewöhnlich 
ressortirt  haben  und  vielfach  noch  ressortiren.  Will  man 
neben  oder  vor  dem  finanziellen  mehr  den  Staats-  und  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspunct  zum  leitenden  auch  für  die  Verwaltung 
machen,  —  heute  wohl  mit  Recht  —  so  werden  die  Domänen 
unter  eines  der  volkswirtbscbaftlichen  Ministerien,  am  Besten 
unter  dasjenige  der  Landwirtschaft  (so  jetzt  in  Preussen  und 
Oesterreich)  gestellt,  wobei  natürlich  das  tiscalische  Interesse 
innerhalb  gewisser  Schranken  berechtigt  bleibt  und  wahrgenommen 
werden  muss. 

S.  o  S.  b7.  Preuss.  Verordn.  v.  7.  Aug.  IS7H.  west-österr.  v.  20  Jan.  IH72. 
In  anderen  deutschen  Staaten  stehen  die  Dom.  regelmässig  unter  d.  Fin  min., 
ebenso  in  Frank  reich.  Besond.  Dom.ministerium  in  Busslaiid. 

In  dem  betreffenden  Ministerium  bildet  das  Domänenwesen, 
bei  grösserer  Ausdehnung  eventuell  für  sieb,  oder  mit  dem  Staats- 
forstwesen zusammen  eine  eigene  Ministerialabtheilung,  Direc- 
tion  u.  dgl.  zur  obersten  Leitung  der  Geschäfte.  Die  Provincial- 
und  Local-Domänenverwaltung  wird  sich  mit  nach  der  bestehenden 
Behörden-  und  Verwaltungsorganisation,  dann  aber  auch  nach  dem 
Umfang  der  Domänen  und  nach  der  Art  der  Verwaltung  richten. 
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Seit  der  Ablösung  der  Grundgcfälle  und  dem  Aufhören  der  Naturaleinuahuien 
hat  bich  der  Geschäftsumfang  auch  in  Deutschland  erheblich  rermiudert  und  Verein- 
fachungen der  Domänenrerwaltung,  Verminderung  des  Personals  ermöglicht  In 
manchen  deutschen  Staaten  ist  zudem  der  Domänenbesitz  (zum  Unterschied  vom  Forst- 
besitz)  nur  noch  klein,  ebenso  in  Frankreich,  England,  seit  den  neuereu  grossen  Ver- 
kusscrungen  in  West-Oesterreich.  Bei  der  vorherrschenden  Verpachtung  vermindern 
sich  die  laufenden  Vcrwaltungsgeschäfte  sehr  und  beschränken  sich  uur  noch  auf 
eine  gewisse  l.'outrolc  der  Pächter  und  der  verpachteten  Feldguter.  Die  älteren 
„Doinänenkainincrn",  als  Oberbcbördcn,  haben  daher  mir  uoch  einen  Theil  ihrer 
ehemaligen  Bedeutung  behalten  und  die  Verwaltung  in  der  Mittel-  u.  UnterinsUnz 
könnte  anderen  Behörden  oder  einzelnen  Beamten  in  diesen  mit  übertragen  werden. 

Beispiel.  Preusscn.  Die  Domänen  standen  früher  in  den  Provinzen,  mit 
anderen  Finanz-  u.  Verwaltuugsgeschäftszweigen,  unter  der  Kriegs-  u.  Domäneukammer. 
Seit  der  Behördcnorganisatiuu  v.  1*>0S  u.  deren  späterer  Abänderung  (IM 7)  fungirt 
eine  der  „Abtheilungen"  der  „Kegicruug"  (in  d.  Kegier.bezirken)  für  die  „Verwalt. 
d.  directen  Steuern,  Domänen  u.  Forsten-'.  Die  Erhebung  der  Domänengcfalle  erfolgte 
früher  durch  eigene  Domänen- Rentämter  u.  Domänenäinter,  jetzt  in  d.  Kegel  durch 
die  allgemeinen  Kreiskassen  oder  andere  Kön.  Kassen.  Im  Etat  werden  jetzt  iu»ch 
75  Dom.-Kcntbcamte  aufgeführt  (Geh.  i.  D.  2700  M.\  In  We st- üesterr.  bestehen 
unter  d.  Min.  d.  Ackerbaus  «  „Forst-  u.  Dotn.-Dircctionen". 

Als  Grundlage  der  Domänen  Verwaltung  dienen  geuauc  Ver- 
zeichnisse aller  zu  den  Domänen  gehörenden  Bestandteile  uud 
Gerechtsame,  welche  natürlich  sorgfältig  auf  dem  Laufenden  ge- 
halten werden  müssen.  Seit  der  Durchführung  der  Ablösungen 
der  Grundlasten  hat  sich  auch  dieses  Geschäft  der  Aufzeichnung 
erheblich  vereinfacht. 

Der  C in  fang  des  Besitzes  an  FeldgUtem  u.  deingemäss  die  Hinnahme 
daraus  ist  in  den  europ.  Staaten  sehr  verschieden,  relativ  am  Grössten  noch  in  Kuss- 
land  und  in  den  deutschen  Staaten,  aber  auch  in  einzelnen  dieser  letzteren  uicht 
immer  mehr  erheblich.  Daten  au«  h  über  die  Grösse  mehrfach  iu  den  Etats.  S. 
einige  ältere  Notizen  bei  Kau  §.  108  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bandes  S.  3S2.  Iu  West- 
« fester  reich  meist  nur  noch  kleine  Koste  laudwirthsch.  Domänen,  in  Verbindung 
mit  Forsten.  ls*»0  noch  0775  Jlcctaren  Aecker,  Wiesen,  Gärten,  (meist  in  Galkien. 
1 1. 1 4.'l  Hect.  Alpen  u.  Weiden  (.bes.  in  Tirol,  Salzb. ,  Stoienn.),  15.2SO  ha.  sonst. 
Kulturbodens,  dagegen  doch  noch  «43,217  ha.  Waldungen,  253,0 N'l  ha.  uuproduet 
Botlen.  Kohertrag  d.  Laudwirthsch.  «3.270  11..  der  Nebenwirtschaften  21)5,220  tl., 
neben  »  512  Mill.  11.  aus  d.  Forstwirthsch.  Anseht,  f.  1SV2  roh  3055,  rein  O'Ofil  Mill.  tl . 
also  fast  ganz  aus  den  Forsten.  —  Preusscn  1*>S3.  SIS  Pachtungen  mit  1077 
Vorwerken  u.  330,1  $5  ha.  nutzbarer  Grundstücke,  geiren  1127  Vorwerke  u.  31 0,7«0  ha. 
noch  in  1 S75.  Dennoch  der  Krtrayr  damals  nur  1121,  jetzt  1314  Mill.  M.  Sehr 
ungleiche  Vertheilung  dieser  Domänen  über  das  Staatsgebiet  in  Rhein prov.  u.  Hohen- 
zollern  gar  keine,  Westphalen  (K.-B.  Minden)  nur  2  mit  1003  ha.  (1*75  uoch  4  mit 
1533  ha.\  K.-B.  Wiesbaden  (ehem.  Nassau)  25  mit  2175  ha..  K.-B.  Cassel  (Kurhessen) 
>«  mit  12 .«31 ,  •  Prov.  Hannover  102  mit  35.073  ha.  (I>75  107  mit  37,000),  Prov. 
Sehlesw.  Holst,  nur  4  mit  «2«  (1*75  2  mit  02  ha),  Prov.  Sachsen  151  mit  54.40« 
(1*75  153  mit  55.000  ,  Schlesien  00  mit  25,21*  ha  ,  Posen  IS  mit  27.400  vl^75  so 
mit  2*000).  Pommern  151  mit  «1.112  (1S75  154  mit  «3,000),  Brandeub.  13*  mit 
M.570  (1*75  143  mit  55.000).  West-  u.  Ustpreusseii  15«  mit  «I.1UO.  Veränderungen 
g«-hen  ausser  dun  h  Verkäufe  auch  durch  andere  Verpachtungsform  (iu  Parcelhu*  vor 
Meli.  Der  Ertrag  von  parcell.  Pachtstückeu ,  Mühlen,  Fischereien  ist  4*70  Mill.  M-, 
davon,  1«!  aus  d.  Prov.  Hannover,  0.744  aus  K.-B.  Wiesbaden.  «  Vorwerke  mit 
1445  ha  hat  die  Gestutaverwaltung.  47  mit  20,071  ha.  zu  Kemontedcpots  die  MiliJ- 
verwalt.  iu  Pacht.  Die  Kosten  der  ßewirthschaft.  u.  Krhebuug  für  die  Feldguter 
(incl  Parodien*  allein  lassen  »ich  nicht  genau  feststellen,  da  da»  betreö.  VerwaJtun^»- 
personal  noch  f.  andere  Zweige  mit  fungirt  Die  Brunnen-  u.  Baderverwaltuni;  Kinn. 
J.07  M   M  )  steht  mit  unter  d.  Dom  Verwaltung,    üesammtanschlag  im  Et  1.  1S*3,*I 
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ist:  2£!>S  M.  M.  Einn.  (wovon  ausser  dun  schon  gen.  Posten  1»IS  aus  jrrundherrl. 
Hebungen  u.  s.  w.,  ti'37b*  aus  1  >oin.-Amortis.-  Kenten ,  der  Rest  aus  diversen  and. 
Posten).  Die  dauernde  Ausgabe  ist  auf  ti"S  M.  M.  angesetzt  (davon  f.  Dom.beamte 
372,000,  Wohn.gcld  24,000,  Kosten  f.  Erbebung  d.  Dom.-Gefällo  110,000,  Aufs.kostcn 
130,000,  Dicnstaufw.cntschadig.  123,000,  Zinsen.  Kenten  v.  Pass.kapit..  Abgaben  u.  s.  w. 
1,17*5,000,  Unterhaltung  u.  Neubau  v.  Gebäuden,  Wcuen  etc.  2.317.000,  Betriebskosten 
aduiinistr.  (iruudstücke  57S,000,  dsgl.  der  Miner.br.  u.  Bader  1.211,000,  das  Uebrigu 
verschied,  kleinere  Posten*.  Keiuertrat:  dieser  ganzen  Verwalt.  22*20  M.  M.  S. 
auch  Meitzen,  Hoden  Preussens  I,  522,  preuss.  Statist.  Jabrb  IV.  1,  S.  150.  — 
Ucber  ßaieru,  Vocke  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  stat.  Bur.  1*»71  S.  Itfl  II'.  Feldguter- 
bestaud  durch  principiell  von  d.  Hummern  gewünschte  Verkäufe  sehr  vermindert.  — 
Leber  Baden  Kcgeuaucr  8.  330.  —  Ueber  Würteinb.  Kiecke  a.  a.  0.  S.  Ih5. 
Laudwirthsch.  benutzte  Domänen  u.  einzelne  Grundstücke  lbS3  10,210  ha.,  wovon 
cwtere  nicht  ganz  die  Hälfte;  Wiesen  dabei  3300  ha.,  Aecker  5401,  Weinbenrc  4N. 
l'aehtertrag  der  „Meiereien"  101,517  M.,  der  verpaebt.  Einzclgutcr  4M,H4I  M.  — 
Ueber  Mcckleub.  s.  Balck,  Doin.vcrf.  in  M.  Sehw.  1  Hfi  1.  Beitr.  /..  Statist.  M.s  IV, 
H.  1  u.  2,  1805.  (lieber  die  gen.  deutschen  Länder  einige  Daten  in  vor.  Aufl.  S.  3*» 3). 

II.  —  §.  224.  Uebersicht  und  Entwicklung  der 
Systeme  der  Verwaltung.  Geschichtlich  kamen  und  noch 
gegenwärtig  kommen  hier  dieselben  Systeme  wie  beim  ländlichen 
Privatgrundbesitz  vor.  Die  drei  typischen  Formen,  mit  einzelnen 
Ab-  und  Nebenarten,  sind  die  eigene  Bewirtschaftung 
durch  Verwalter  auf  Rechnung  des  Domänenfiscus,  (mit  der  Abart 
der  „Gewährsverwaltung"),  die  Vcrzeitpachtu ng  und 
die  Vcre  r b pachtung. 

Kau,  §.  loa.  weist  darauf  hin.  wie  in  dieser  Reihenfolge  die  Theitnahuie  der 
Kegierung  au  der  Verwaltung  immer  schwächer,  diejenige  der  Privaten  immer  stärker 
wird  also  stärkere  Herbeiziehung  des  Moments  des  ..wirtschaftlichen  Interesses" 
der  Privaten  im  Productionsiutcresse. 

Geschichtlich  entwickelte  sich  in  Deutschland  und  den  Nachbarländern  die 
Brnutzungsweise  im  Ganzen  ungefähr  in  der  hier  angegebenen  Reihenfolge.  Die 
eigene  Verwaltung  ist  die  älteste  Form  auf  niedriger  Wirthschaftsstufc:  bei  ver- 
waltender Abhängigkeit  des  Ertrags  vom  Naturfactor  und  bei  extensivem  Betrieb  ist 
sie  eher  zulässig:  später  treten  aber  die  specilischen  Nachtheile  des  Staatsbetriebs 
bei  ihr  leicht  am  Meisten  hei  vor.  Dann  greift  man  lieber  zur  Pacht.  Die  anfangs 
kurzen  Zeitpachtperioden  werden  aus  ökonomischen  (irUnden  verlängert.  Ebenso 
wird  der  anfangs  an  ein  bestimmtes  Wirtschaftssystem  gebundene  Pächter  später  in 
der  Wahl  des  Wirtschaftssystems  freier  gestellt.  Die  (historisch  öfters  ältere)  Erb- 
pacht leitet  geschichtlich  mehrfach  den  Ucbergang  der  Domänen  ins  Prirateigenthum 
ein,  welches  letztere  auch  wieder  aus  ökonomischen  und  sozialpolitischen  Gründen 
durch  Ablösun»  des  Erbpachtkanons  oder  durch  freien  Verkauf  im  Interesse  intensiverer 
Landwirtschaft  bei  grösserer  Volksdichtiekeit  und  weiterem  Absatz  hergestellt  wird. 

Vgl.  oben  §.  S6  11.  —  Ein  Theil  der  römischen  agri  publici  wurde  von  den 
Sklaven  für  den  Staat  verwaltet,  unter  Aufsicht  des  Senates,  der  die  Kechnangeii 
abhörte.  Bosse,  I.  "ti.  Die  regelm.i*s.  Form  der  Nutzbarmachung  der  Staatsliindcreien 
war  aber  die  Zeitpacht  gegen  Geld,  entsprechend  der  früh  ausgebildeten  rötu.  Geld- 
wirtbschaft.  Mommseu,  röm.  Staatsrecht  II,  1,410.  Ueber  die  censorischc  Ver- 
pachtung der  Provincialdomaiie  in  d.  Zeit  der  Republik  s.  Marquardt,  röm.  Staats- 
verwaltung IL  241.  Bei  grösseren  ('omple.vcii  Gencralpacht  mit  Separataltorpacht. 
Auch  das  zur  Viehweide  bestimmte  Land  wurde  verpachtet,  die  Pächter  liefen  Vieh 
segeu  Weidegeld  (scriptura)  zu.  el«.  S.  '244.  '  nter  den  Kaisern  kam  die  Domäne 
unter  die  Administration  des  kais.  Fiscus.  Diese  Guter  wurden  auch  jetzt  noch  ver- 
pachtet, auf  5  Jahre  oder  langer;  spater  mehr  ColonatM  erh.iltniss  (Erbpacht).  Auch 
SdlMbowirtSchaftun-  von  l'iscalgutcro  kommt  noch  vor.  Marquardt.  S.  250.  251.  — 
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In  Athen  alldem.  Erbpacht  oder  Zeitpacht  der  heil.  u.  nicht  heil.  Gemeinde-  u.  Staate- 
guter,  z.  Th.  unter  Vermittlung  von  Generalpächtern.   Zeitpacht  v.  verschied.  Lang'-. 

4,  10.  23,  40  Jalire  kommen  vor.  Bückh,  Staatsh.  Athens,  2.  A..  I.  415  IT.  — 
Im  Mittelalter  war  fast  alldem,  die  Administration  üblich,  und  noch  in  der  Mitte 
des  \oritren  Jahrhundert»  wurde  sie.  z.B.  von  Sch  reber.  vorgezogen .  denn 
man  scheute  die  Vcrpachtunt: .  um  dem  Pachter  nicht  einen  Gewinn  zu  lassen,  der 
der  Keuierunir  zugewendet  wurden  konnte,  und  um  die  bessere  Schonung  der  Ländereien 
zu  bewirken.  Seckendorf  lehrte  indes»  schon.  das>  man  nach  den  l  mstäudeit 
zwischen  Verpachtung  und  Verwaltung  w&hJen  solle,  s.  bei  r.  Seckendorf  im  Anhang 
die  Bestallung  des  Amtmannes  u.  Kastners  im  17.  Jahrhundert.  (Kau,  §.  104.^  Im 
früheren  Mittelalter  Zusammenhang  der  Selbstbewirthschaftnng  der  Domänen  mit  der 
natural- winhscbaftl.  Versorgumr  de*  Hof-.  Vgl.  Hallmann,  Kin.g.sch.  S.  30  ff.. 
Ders..  G<-ch.  d.  Doin.benutz.  in  Deutschi.,  Krankt*,  a.  0.  ISO".  Antou,  Geschichte 
der  deutschin  Landwirtschaft,  I.  177.  Langethal,  Geschichte  der  deutschen  Land  - 
Wirtschaft  I.  IIS.  Maitz,  Verf.goch.,  a.a.O.  pa>sim.  Kau,  §.104  Koten,  vor. 
Aull,  dioes  Bandes  S.  MS5  u.  oben  I».  >.  §.  S7 — 91.  —  l:nter  Kaiser  Friedrich  II. 
war  ein  Theil  der  Kiongüter  in  Neapel  verpachtet,  v.  Räumer,  Hohenstaufen 
VII.  Buch.  0.  Haupt>t..  Nr.  XIV.  —  In  Deutschland  kamen  einzelne  Verpachtuniren 
auf  Zeit  >chon  im  10.  Jahrh.  vor.  w  ie  die  von  Sch  reber  initgctheilten  Contracte  an> 
der  Ki  gieriiiiLr  des  KurfUMeii  August  von  Sachsen  von  1505  zeigen.  Iu  Warteml>erg 
waren  -ehon  zu  Anfanir  des  IG.  Jahrb.  \  iele  Feldtrütcr  verpachtet,  Hoffmann  a.a.O. 

5.  33.  Häufiger  wurde  die  Verpachtung  gegen  Ende  d<  >  17.  Jahrhuudeit-,  als  man. 
um  die  Wund,  n  des  30  jähr.  Krieges  zu  heilen,  besond.  eifritr  auf  Verbe>>cruDg'-u 
bedacht  war.  namentlich  1070  in  Sachsen,  um  dieselbe  Zeit  in  Hannover,  10*1 
im  Preußischen,  wo  die  wieder  eingeführte  Administration  von  Neuem  in  Ver- 
pachtung auf  0  Jahre  verwandelt  wurde  «Kiedel  S.  17.  Oelrichs  S.  14».  während 
durch  V.o.  von  1042  noch  die  eingehendsten  Bestimmungen  über  d.  Administration  d-  r 
Domänen  im  Herzogth.  Preußen  u.  über  Naturallieferungen  der  Dom.  an  den  Hof  er- 
uimren;  1090  iu  Oesterreich;  Hullmann,  Geschichte  der  Domänen  -  Benutzung. 
S.  71— St».  (Kau. 

Lit.  über  d.  Bewiith>ch.  d.  Dom.  >.  unten.  Auch  bei  Kletke,  Lit.  d.  fiuani- 
»«•n  d.  Preiiss.  Staat-.  3.  A.  Beil.  1S70.  S.  32. 

A.  —  §  '225.  Bewirtschaftung  durch  Verwalter. 
(Selbst-  oder  Eigenverwaltung,  Administration).  Diese 
Form  war  im  alteren  naturalwirthschaftlicben  Zustande  der  Volks- 
wirtbschaft Überhaupt  und  der  Finanzwirthschaft  speciell  angebracht 
und  gewöhnlich  durch  die  Verhältnisse  geboten,  auch  ökonomisch- 
technisch  bei  extensivem  Ackerbau  nicht  nothwendig  schlechter 
als  ein  Pachtbetrieb  gewesen  wäre,  wenn  derselbe  Uberhaupt  all- 
gemeiner hätte  stattfinden  können.  Nur  die  Mängel  der  Staats- 
verwaltung Uberhaupt,  die  Unordnung  und  Unehrlichkeit  der 
Administratoren  bei  ungenügender  Controle  bewirkten  wohl  ziem- 
lich allgemein  schwere  Schäden  dieses  Systems  für  den  Staat  oder 
den  Fürsten.  Die  speeifisch  ökonomisch-technischen  Mängel 
der  Eigcnverwallung  traten  dann  aber  nach  der  Hebung  oder 
Verminderung  jener  allgemeinen  Missstände  mehr  und  mehr  hervor 
und  führten  seit  dem  17.  Jahrhundert  zur  Einführung  der  Zeitpaeht, 
nachdem  für  diese  Form  auch  sonst  die  rechtlichen  und  wirt- 
schaftlichen Bedingungen  sich  entwickelt  halten.  In  der  neueren 
Staatspraxis  ist  es  daher  üblich  geworden,  die  Eigenverwaltung 
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nur  in  möglichst  seltenen  Ausnahmefällen  noch  eintreten 
zu  lassen. 

Z.B.  Preussen  (Könne.  Staatsr.  II.  2.  596).  wo  die  Domanenveräusserun««- 
In^truction  vom  25.  Ort.  1S10  u.  d.  Instr.  f.  d.  < Jberreehenkamm.  v.  IS.  Dec.  1S24 
bestimmen.  da>-N  l>oi  de»  dem  Staad*  \erbleibendeii  Domänen  die  eigene  Administr. 
auf  jede  Weise  vermieden  u.  nur  in  im^<  ist-n  Notliiall.u  gegen  spec.  Genehmigung 
de*  Krudes  erfolgen  solle;  l>ei  uuvcriueidl.  Exmission  des  Pachters  aucli  nur  einst- 
weilen auf  kurz.-  Zeit  mit  Genehmigung  de*  Finanzurinist.  Bad.  Hofdom.  K.  Verord. 
v.  2.  Mai  1S2I»,  §.  ">:  Di.-  S«  H>stl>.;w  irth-t  liaftunir  kann  nur  ausnahmsweise  u.  nicht 
ohne  besondere  Ermächtigung  stattfinden.  Ebenso  Würtemherg.  Hoffmann  S.  40.  — 
Für  die  eigene  Verwaltung  spricht  die  Schrift:  Ueber  Domänen  und  deren  Benutzung. 
Brest.  1S35.  Der  Verf.  sucht  zu  zeigen,  dass  in  dm  Hamb  n  sehr  geschickter  und 
zuverlässiger  Verwalter  die  Kaminergüter  fortdauernd  inehr  eintrafen  konnten,  als  hei 
grossen  Pachtungen.  Wäre  es  nur  leicht,  solche  Verwalter  /.u  finden  und  auf  den 
Gütern  zu  erhalten!  (Kau.) 

Üie  Grunde,  welche  heute  gegen  die  Eigcm  cnvaltung  der  Domänen  geltend 
gemacht  werden,  sind  theils  die  gewöhnlichen,  nur  etwas  zu  sehr  verallgemeinerten 
Gründe  gegen  unmittelbaren  Betrieb  wirtschaftlicher  T  hätigkeiten  durch  den  Staat 
und  seine  Beamten,  die  dazu  wenig  irceignet  seien,  thcils  cinisre  besondere  aus  dem 
tieliiet  der  Domäneuhewirthschaftung  speciell  entnommene.  Auch  hierbei  wird  freilich 
mehr  auf  die  „Erfahrung"*  im  Allgemeinen,  als  auf  einzelne  Thatsachcn  hin- 
gewiesen. Kau.  §.  105  u.  danach  noch  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  IfiT.  hebt 
namentlich  vier  Nachtheile  hervor:  zu  geringen  Kohcrtrag.  weil  der  Verwalter, 
als  festbesoldcter  Beamter,  kein  genügendes  eigenes  Interesse  zu  tüchtigerer  Wirthsehafts- 
fubning  habe,  durch  Instructionen  u.  Controlen  gebunden  sei,  auch  besonders  geeignete 
Personen  unabhängigere  Lebensstellungen  erstrebten:  zu  hohe  Ko-ten,  bei  der 
gewöhnlich  zu  erwartenden  geringeren  Sparsamkeit,  von  schwer  ganz  zu  verhütenden 
Veruntreuungen  abgesehen ;  unliebsame  Notwendigkeit,  das  ganze  Bewirth- 
>chaftungskapital.  bei  steigender  Intensivität  des  Ackerbaues  also  ein  immer 
grösseres,  durch  den  Staat  selbst  zu  .stellen:  unbequemer  Wechsel  der  R<in- 
erträge  jahn-sweise.  Gewi—  vielfach  wahrnehmbare.  aber  doch  nicht  immer  durchaus 
uothwendigo  Nachtheile. 

Zulässige  Ausnahmen  der  Eigen  Verwaltung  liegen  zu- 
nächst selbstverständlich  bei  landwirtschaftlichen  Muster- 
anstalten u.  dgl.  vor,  wo  andere  als  das  privatwirthschaftliche 
Rentabilitätsmoment  entscheiden  und  tiber  die  öfters  wahrzu- 
nehmende geringe  Einträglichkeit  solcher  Wirtschaften  hinwegzu- 
sehen erlauben. 

S.  die  Daten  über  die  baier  betreff.  Güter  Schleissheim.  Weihcn-tephan.  Furstcn- 
ried  u.  über  ahnliche  Güter  anderer  deutscher  Staaten  bei  Kau,  §.  100  Note  a,  u. 
wesentlich  darnach  noch  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  1GS  Note  12. 

Allgemeiner  erscheint  die  Selbstverwaltung  zulässig  bei  Kcb- 
land,  besonders  solchem  einer  speeifisch  vorzüglichen  Lage,  und 
zweckmässig  bei  eigenen  abgesonderten  Wiesen- 
flächen. Bei  diesen  ist  sie  auch  Üblich  und  leicht  ausführbar, 
unter  Oberleitung  reisender  Wiesenbaumeister.  Der  Grasschnitt 
selbst  wird  versteigert. 

Staats -Weinberge  u.  A.  in  kleinen  Partien  noch  im  K.  Sachsen.  Baiern  (Unter- 
franken).  Würtemh..  Baden.  Mehrfach  in  Eigenverwaltung,  doch  in  Baiern  jetzt  meist 
verpachtet.  Baicr.  Staats-Hof  kellerei  noch  in  Wurzburg.  —  Wiesen  vielfach  in  Selbst - 
wrwaltunsj.    Instruction  für  den  bad.  Domaninl-Wio-.-nbauineistor  v.  2.  Mai  isiio.  ~ 
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In  den  t-in/elncn  Verwaltungsbezirken  werden  kundige  W  ioenaufseher  augrstellt.  — 
Gros««-  Anlagen  von  Kies.lwiesen  auf  bisherigem  Domanialwaldbodcn  in  der  Provinz 
Posen  Lette'*  Bericht  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  von  1S55.  —  Wieseo- 
aid:ig<-  von  5S0  Moriren,  wovon  345  bisher  Domanialwald  waren,  auf  103,000  fl. 
angeschlagen,  in  Kaden,  184>  begonnen.  (Schutterwald,  in  der  Gemeinde  Eckam- 
weier,  Amt  Kork.)  (Kau) 

Auch  die  Vorbereitung  eiues  Gute  zum  Verkauf,  die  dazu 
etwa  erforderliche  vorherige  Vornahme  von  Verbesserungen,  ferner 
die  Deterioration  eines  Guts  durch  einen  unordentlichen  Pächter 
oder  in  Folge  grosser  Unglücksfalle  (Elementarschäden  u.  a.  m.), 
können  mitunter  die  Eigenverwaltung  wenigstens  zeitweilig  zweck- 
mässig erscheinen  lassen.  Der  Concnrs  des  Pächters  macht  sie 
natürlich  zeitweilig  nothwendig. 

Ks  verwaltete  die  üsterr.  Nationalbank  z.  B.  die  ihr  überwies.  Staatsgüter  mitunter 
eine  Zeitlang  selbst,  um  sie  für  den  Verkauf  vorzubereiten.  S.  d.  iren.  Sehr.  Staat«* 
giite.rverw.  d.  National!».,  S.  42  u.  ost.  Finanzmin.-Instr.  v.  14.  Nov.  1S5G. 

Hei  Eigcnvorwaltung  einer  Domäne  wird  dann  ein  Wirthschaftsanschlag  zu 
Grunde  gelegt  und  da*  Hetriebssystem  regelmässig  vorgeschrieben  werden.  Dem 
Verwalter  in  der  Wahl  des  landwirtschaftlichen  System«  in  dersell»en  Wci«o.  wie 
jetzt  passend  dem  Zeitpächter,  eine  gewisse  Freiheit  zu  lassen,  geht  ausser  etwa  hei 
Musterwirtschaften  nicht  wohl  an  und  i«t  auch  bei  der  kurzen  Dauer,  während  derru 
Domänen  nur  in  Selbstverwaltung  stehen  sollen,  aus  KcntabilitätsrUcksichten  nicht 
nothwendig.  Eine  regelmässige  Kevision  der  Wirtbschaft  erfolsrt  durch  Beamte  der 
vorgesetzten  Domänenverwaltungs- Behörde.  Die  Anwendung  des  Gewinnantheil- 
Systems  (Tantieme»  bei  den  im  Uebrigen  auf  festen  Gehalt  gesetzten  Verwaltern  i«t 
empfehlenswert  und  nicht  allzu  schwierig.  (Kau.  §.  107,  10S,  darnach  noch  \or. 
Aufl.  dieses  Bands  §.  169,  ausführlicher). 

Etwas  Aehnlicbes  j>t  die  «ogeu.  Gewährsv  erwaltnnir.  wo  der  ..Verwalter*', 
dem  da<  Betriebskapital  vom  Staate  geliefert  wird,  für  einen  Minimalcrtrag  des  Gut« 
haftet  und  von  dem  rechnungsmä««.igen  Mehrertrag  «-inen  Anteil  bezieht.  Es  »in! 
jedoch  schwer  «ein.  geeignete  und  zu  einer  solchen  Haftung  geneigte  Personen  zu 
linden,  wenigstens  wenn  sich  die  Haftung  auf  einen  dem  hscalischen  Interesse 
angemessenen  Gutsertrag  erstrecken  soll.  S.  Kau  109.  vor.  Aufl.  dieses  Band« 
§.  170  (etwas  ausfuhrlicher).  Schrebcr,  Abb.  v.  Kammergutern,  S.  29  und  S.  137, 
wo  das  Formular  eines  solchen  Pachtvertrages  mitgeteilt  wird.  Der  Gcwährsadmini- 
strator  soll  alle  casus  fortuitos  auf  sich  nehmen,  ausser  Brandschaden  oder  wenn  die 
Amtsuntertbancn  wegen  besonderer  Unfälle  Nachlass  an  ihren  Prästationen  erhalten; 
ferner  will  die  Kcgierung  von  Vichsterbeu,  Wasser-,  Frost-,  Wetterschaden  und  Mäuse- 
frass  an  Feldfrüchten  die  Hälfte  tragen ,  wenn  solche  Verluste  über  die  Hälfte  des 
Viehstandes  oder  der  Nutzung  ausmachen.  Der  Amtmann  haftet  für  einen  jährlichen 
Ertrag  v.  20,000  Thlr.  und  erhält  von  dem,  was  darüber  bezogen  wird,  die  Hälfte. 
Für  diese  Einrichtung  ist  Bergius.  Pol.  u.  Cam.  Mag.  IV,  123  (im  Einzelnen  nach 
Sch reber).  Mangelhafte  Einrichtung  dieser  Art  in  Kurbrandenburg.  16f>0  —  70. 
Hüll  mann,  Dom.-Bon.  S.  45.  (Kau.)  Nicht  so  ungünstig  urteilt  darüber  Riedel, 
brand.  preuss.  Staatsh.  S.  Iii:  Die  Massregel  des  Vergebens  in  ,. Admodiation"  oder 
des  Verpachtens,  die  zur  Erreichung  einer  höheren  Nutzung  möglichst  angenommen 
wurde,  hatte  ihren  guten  Erfolg,  wenn  die  Durchführung  auch  nur  langsam  gelaag 
und  dem  Verpächter  zu  viele  Lasten  blieben,  so  dass  nur  die  Pächter  sich  bereicherte«. 
Aber  die  Hauptsache  war.  dass  Ordnung  geschaffen  wurde.  Die  Massregel  ist  wohl 
überhaupt  bloss  als  Ucbergang  zur  gewöhnlichen  Zeitpacht  beliebt  worden.  Es  hatte 
zufällige  besondere  Grunde,  dass  später  wieder  Administration  eintrat,  eb.  S.  17. 
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B.  —  §.  226.   Verpachtung  oder  Zeitpacht. 

1.  Beurtheilung.  Aus  dem  Vorausgehenden  folgt  schon, 
dass  bei  uns  in  der  Gegenwart  im  Allgemeinen,  besonders  bei 
Domänenhöfen  nnd  bei  einzelnen  Ackerstücken  die 
Zeitpacht  der  Eigenverwaltung  vorzuziehen  ist. 

In  der  Regel  wird  der  Pächter,  als  selbst  interessirt,  einen 
höheren  Reinertrag  als  der  staatliche  Administrator  erwirthschaften 
und  dann  auch  eine  höhere  Pachtrente  zahlen  können.  Die  weit- 
läufige Rechnungslegung  und  Controle  fällt  fort,  das  Bewirthschaf* 
tungskapital  kann  eventuell  der  Pächter  selbst  stellen.  Die  Er- 
neuerung des  Pachtvertrags  ermöglicht  dem  Staate,  an  der 
mittlerweile  etwa  eingetretenen  Erhöhung  des  Reinertrags  theilzu- 
nehmen.  Dem  Bedürfniss  der  Finanz wirtbschaft  gemäss  gehen  die 
Pachtsummen,  wenn  sie  nicht  zu  übertriebener  Höhe  emporge- 
schraubt sind  und  nicht  besondere  Nothstände  vorliegen,  sicherer 
und  namentlich  auch  gleichmässiger  als  die  Reinerträge  bei  der 
Eigenverwaltung  ein. 

Diesen  notorischen  Vortheilen  stehen  freilich  auch  hier, 
wie  bei  allem  Zeitpachtwesen,  gewisse,  stets  mehr  oder  weniger 
hervortretende  und  völlig  niemals  ganz  zu  vermeidende  Nach- 
theile gegenüber.  Vor  Allem  ist  das  Interesse  des  Pächters 
nicht  ebenso  gross  wie  das  des  selbstwirthschaftenden  Eigen- 
tümers in  Bezug  auf  die  Vermeidung  übermässiger  Ausnutzung 
des  Guts  —  eine  zu  Ende  der  Pachtperiode  besonders  naheliegende 
Gefahr  —  und  auf  die  Vornahme  von  Verbesserungen,  welche  sich 
nicht  schon  innerhalb  der  Pachtzeit  hinlänglich  bezahlt  machen. 
Dem  ersteren  Uebelstande  lässt  sich  auch  durch  vorsichtige  Clausein 
im  Pachtcontract  und  durch  Controlen  des  Verpächters  schwer 
ganz  steuern,  abgesehen  davon,  dass  solche  Bestimmungen  und 
Controlen  den  Pächter  in  der  Wirtschaftsführung  lästig  hemmen 
und  sonstige  Nachtheile  im  Gefolge  haben.  Hinsichtlich  des  anderen 
Punctes  kann  man  im  Pachtvertrage  wenigstens  einige  Vor- 
kehrungen treffen,  welche  des  Pächters  und  des  Verpächters 
Interesse  vereinigen,  was  nicht  ganz  leicht,  aber  doch  in  gewissem 
Umfange  möglich  ist. 

Die  zweckmässige  Gestaltung  des  Pachtvertrags 
ist  hiernach  die  wichtige  Aufgabe,  von  deren  richtiger  Lösung  es 
abhängt,  dass  das  Zeitpachtsystem  für  Volkswirtschaft  und  Fi- 
nanzen möglichst  viel  Vortheile  und  möglichst  wenig  Nach- 
theile zeigt. 
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S.  Ha»  §.  Iii),  11!  uiul  darnach  vorige  Auflage  dieses  Bands  JL  171  (aus- 
führli.lirjA. 

§.  227.  —  2.    Formen  der  Pacht. 

a)  General-  und  Spe cialpach t.  Unter  ersterer  versteht 
man  die  Verpachtung  der  „Landereien  in  grösseren  Massen 
mit  den  zugehörigen  Gewerksanstalten ,  z.  B.  Brauereien,  Mühlen, 
Ziegel-  und  Kalköfen,  sowie  mit  den  Vorwerken  und  Gefällen  im 
Ganzen"  (Rau),  unter  Specialpacht  die  Verpachtung  jedes 
einzelnen  selbständigen  Objects  („Guts",  Domänenhofs,  Vor- 
werks, wie  auch  der  einzelnen  —  „parcellirten"  —  Grundstücke) 
für  sich. 

Gencralpachten  wurden  früher  wohl  empfohlen  wegen  der  Vereinfachung  der 
Geschäfte  für  die  Doinäncnvcrwaltung.  wegen  des  grosseren,  dem  Betriebe  zu  Gute 
kommenden  Kapitalreichthums  der  Pächter  und  wegen  der  besseren  gegenseitigen 
Krg änziing  der  einzelnen  zusammen  verpachteten  Objccte  (Landereien  und  Gewerks- 
anstalten u.  s.  w .).  Die  Erhebung  der  ehemaligen  Domanial  -  Grnndgefällc  erschien 
auch  wohlfeiler  durch  Generalpäcbter  und  zugleich  konnten  diese  die  gutsherrliche 
Justiz  und  Polizei  als  „Paohtain tleute"  gut  ausüben.  Mit  dem  Wegfall  dieser 
Verhältnisse  ist  die  Lage  aber  anders  geworden.  Die  Concurrenz  unter  den  Pacht- 
Huchem  wird  kleiner  sein.  Das  Keeht  zu  Separatafterpacht  wird  dem  Generalpächter 
nicht  ganz  versagt  werden  können,  was  ihm  zwar  die  Zahlung  einer  höheren  Pacht- 
rentc  ermöglicht,  aber  mit  grösserer  Gefahr  der  übermässigen  Bodenausnutzung  und 
mit  einem  Zwischengcwinn- Bezug,  der  weder  dem  Staate  noch  dem  Afterpächter  und 
damit  auch  nicht  dem  Lande  zu  Gute  kommt  So  ist  gegenwärtig  wohl  in  unseren 
Staaten  eine  grössere  Generalpacht  nur  ausnahmsweise  am  Platze.  Im  Allgemeinen 
mochten  Gcneralpachten  wie  grosse  Specialpachten  Uberhaupt  mehr  für  Länder  dünner 
Bevölkerung,  extensiven  Ackerbau'«,  Spccialpachten,  namentlich  kleinere,  für  Länder 
dichter  Bevölkerung  und  intensiven  Anbau  s  gewisse  Vorzuge  haben ,  die  indessen  im 
concreten  Fall  durch  andere  Imstande  aufgewogen  werden  können.  Vgl.  Kau,  §.  112. 
IUI.  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bandes  §.  172.  Bei  Bau  u.  darnach  auch  in  d.  vor.  Aofl. 
war  zwischen  den  hier  jetzt  getrennten  Fragen  a)  u.  b)  nicht  gehörig  unterschieden. 
Specialpacht  zu  sehr  mit  Verpachtung  einzelner  Grundstücke  identificirt  worden. 

b)  Verpachtung  von  grösseren  Domänenhöfen  (daher  regel 
massig  mit  den  erforderlichen  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäuden) 
und  von  einzelnen  Grundstücken,  („Parc eilen  pacht4, 
meist  ohne  solche  Gebäude).  Finanziell  ist  öfters  das  letztere 
System  für  den  Staat  vortheilhafter,  die  Pachtpreise  werden  durch 
die  grössere  Concurrenz  der  Pachtsucher  mehr  emporgetrieben,  die 
mancherlei  Schwierigkeiten  nnd  Kosten,  welche  das  Gebäudewesen 
auch  für  den  Domänenfiscus  mit  sich  bringt,  fallen  im  Wesentlichen 
fort.  Vortheile,  welche  durch  die  etwas  mühsamere  Aufsicht  auch 
wegen  grösserer  Gefahr  der  Aussaugung  und  Einziehung  der 
Pachtrenten  nicht  aufgewogen  werden.  Indessen  kommt  der 
finanzielle  Gesichtspunct  wieder  nicht  allein  in  Betracht,  der  volks- 
wirthschaftliche  muss  mit  entscheiden.  In  dieser  Hinsicht  läuft 
die  ganze  Frage  auf  die  allgemeinere  von  den  Vorzögen  und 
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Nachtheilen  der  grösseren  und  kleineren  Güter  und  der  Gross-  und 
Kleincultur  hinaus.  Diese  Frage  und  damit  diejenige  von  der 
Wahl  zwischen  Domänenhofs -Pacht  und  Parcellenpacht  gestattet 
wieder  keine  allgemeine,  sondern  nur  eine  relative  Entscheidung, 
nach  Zeit  und  Ort  und  Umständen.  Danach  hat  der  Staat,  selbst 
wenn  er  sich  vornemlich  nur  von  seinem  fiscalischen  Interesse 
leiten  lässt,  überhaupt  keine  so  grosse  Freiheit  der  Wahl  zwischen 
den  beiden  Systemen.  Er  muss  dasjenige  anwenden, 
welches  den  gegebenen  Verhältnissen  der  Gegend 
entspricht. 

Hei  steinendem  Bedürfnis*  nach  Pachtland  Seitens  kleinerer  (und  zum  Thcil 
auch  mittlerer)  Landwirte,  daher  gewöhnlich  bei  steigender  Intensivität  der  Land- 
wirtschaft, hei  Geschlossenheit  des  sonstigen  grösseren  Privatgrundbesitzes,  bei  Ein- 
bürgerung gewisser  Zwvige  der  Kleincultur  wird  dann  die  Parcellenpacht  volks- 
wirtschaftlich und  sozialpolitisch  und  gewöhnlich  in  diesem  Falle  auch  finanziell  den 
Vorzug  verdienen.  Dann  wird  die  Zerschlagung  der  grossen  Domänen  zn  erwägen 
sein.  Wiederum  unbedingt  kann  man  sich  aber  auch  hierfür  nicht  erklären.  Die 
grosseren  Domänen  bieten  durch  die  Verbindung  landwirtschaftlicher  In- 
dustricen.  besonders  der  Brennerei,  mit  der  Landwirtschaft  wieder  speeifisch  privat- 
ftkonoinisch-tccbnische  und  damit  volkswirtschaftliche  Vortheile,  ermöglichen  so  mit- 
unter auch  die  Zahlung  grösserer  Pachtrenten,  als  bei  der  Zerschlagung,  und  fordern 
endlich  iu  manchen  Gegenden  auch  als  Musterbetriebe  das  allgemeine  Interesse 
<ler  Land-  und  Volkswirtbschaft.  Vgl.  Hau  §.  112.  113  und  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
$>.  172.  lieber  die  Frage  der  Gross-  u.  Kleinguter,  (iross-  u.  Kleincultur  s.  Grundlegung 
Sl.  819,  320,  Kau,  Volkswsch. lehre  8.  Aufl.  §.  371.  Koscher  II.  2.  B.,  Kap.  4  und 
«üe  neueste,  vortrefflich  alle  Momente  zusammenstellende  u.  unbefangen  abwägende 
Arbeit  v.  v.  Miaskowski.  Erbrecht  u.  (irundeiirenth.vertheil.  im  D.  Keiche.  I.  .{  tl. 
l.Lpz.  1882). 


Im  preuss. 


Rg.-Bz.  Wiesbaden 

„  Kassel  .  .  . 
ProvinzSachscn  .  . 
Hannover  .  . 
Pommern  .  . 
Westfalen  .  . 
Brandenburg 
.,    Schlesien  . 

Schlesw.-llolst. 
..    Posen  .    .  . 
Preusscn  .  . 


Staate  war 

Pachtzins 
per  Morg. 

1870 

Thlr. 
.  3.1» 
.  38 
.  37 
.  3-ls 
.  20 
.  24 
22 
1*9 
!■> 
15 
I  34 


IST«  u.  18S3 


dsgl. 
per  ha 

1SS3 

Mark 
40'9 
404 
714 
54  5 
29  5 
24*0 
34- 1 
3  50 
00  5 
20-9 
22  1 


Mittlere  Grösse  eines    Mittlerer  Reinertrag  des 
Vorwerks  summt!.  Ackerlandes 


1870 

Morgen 
315 
463 

1380 
709 

1574 

1429 

1407 

I  162 
395 

1324 

1574 


1883 

llectaren 
83 
147 
301 
180 
407 
501 
395 
254 
157 
352 
413 


1S70 
Thlr. 

2  00 

113 
2 

1-2 
103 

0>!i 
0-83 


An-,  den  Angaben  im  II  mshaltungsetat  1870  und  83/84  berechuet.  Die  Steuer- 
N-hitüuugsergcbuisse  h<-i  Mcit/cn.  IV,  110.  Mau  sieht,  dass  die  Pachtguter  iu  den 
teilen  Landestheilen  kleiner  himl  als  in  den  alten  Provinzen  und  der  Pachtzins  a.  d. 
Morgen  im  Ganzen  da  h  -her  i-t.  wo  auch  das  ganze  Ackerland  einen  grösseren  Rein- 
ertrag giebt.  Der  Pachtzins  «I  r  Domänen  steht  aber  durchgängig  höher,  als  der 
lurrbs<  hnittli.  h.  Kein  ertrag  des  Ackers,  in  Westfalen  und  Schlesien  ist  er  das  P2fache, 
>'»  Pommern  so-jar  das  2 M.u  l.:  desselben.  Dies  rührt  offenbar  zum  Theile  von  der 
A.  Wjjn««r,  Finanz  wiw-n«liart.    I.  a.  Antl.  ^5 
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im  Pachtzins  enthalt »  ik-ii  Heute  der  Gebäude,  zum  Thcile  aber  auch  davon  her,  dass  die 
Pacbtgnter  Wiesen  und  mehr  besseres  Ackerland  enthalten,  als  der  Durchschnitt  aller 
vorhandenen  Ackerclassen  anzeigt.  Ks  erhellt  aber,  dass  der  gegen  kleinere  deutsche 
Länder  niedrige  Ertrag  der  preuss.  Domänen  mit  allgemeinen  volkswirtschaftlichen 
Verhältnissen,  als  Klima.  Boden,  noch  nicht  sehr  dicht«-  Bevölkerung  u.  3.  w.  zusam- 
menhängt. Die  Daten  f.  die  Domänen  in  Westfalen  u  Schlesw\-Holst.  sind  mit  denen 
der  übrigen  Provinzen  nur  bedingt  vergleichbar,  weil  die  Zahl  der  dortigen  Domänen  ganz 
klein  ist  (s.  o.  S.  .j.'fS).  Bes.  in  Prov.  Sachsen  macht  sich  der  Kinfluss  der  Buben- 
eultur  auf  die  Steigerung  der  Pachtrente  geltend.  Im  Reg.-Bez.  Magdeburg  allein  i.<t 
die  Pachtrente  sogar  SOI  M.  —  In  Wärtern  b.  war  1  S7*i  f.  die  Maiereicn  die 
Honte  40-1*1.  fnr  die  Einzelguter  91  01  M.  per  Hectar  (Wieck  -  .  S.  IM1.  - 

§.  22»s.  —  3.    Kegeln  für  die  Zeitpachtungen. 

Dieser  Abschnitt  ist  schon  in  d.  0.  A.  von  Hau  nach  den  neueren  Ansieht™, 
bes.  nach  dem  u.  gen.  Buche  von  Drechsler  von  mir  grossen theils  umgearbeitet 
worden.  S.  fi.  A.  §.  143 —  1 41* .  Hau.  5.  A.  §.  114—120  (nebst  Anhang  von  den 
Pachtanschlägen  der  Kammergntcr  §.  121  —  1211a.  der  schon  in  d.-r  0.  A.  fortgelassen 
worden  ist).  Von  älterer  Literatur  s.  vorzngl.  Nie ol a i.  I.  2'M.  II.  15(5—20!».  v.  Hoo- 
st<  dt.  Die  Verpachtung  der  Landgüter,  Hannover  lv*t7  (vorzüglich  von  rechtlicher 
Seite).  Hoff  mann  in  der  Zeitschrift  f.  die  gesammte  Staatsw.  1S4S  VI.  S.  719. 
Jetzt  aber  bes.  ü.  Drechsler,  d.  landwirthschaftl.  Pachtvertrag.  Halle  1  ST  1 .  2  b 
D.  2.  B.  enthält  eine  Sammlung  besteh.  Pachtverträge  u.  Pachtbedinsrungen  bei  den 
Domänen  vieler  I).  Staaten).  Ferner  A.  Blomeycr.  Pachtrecht  u.  Pachtverträge 
(zugleich  Handb.  d.  pr<  uss.  u.  sächs.  Pachtrechts).  Berlin  1>73.  Drechsler  geht  mehr 
vom  landwirthschaftl..  Blomeyer  mehr  vom  jurist.  Standpancte  aus.  Beider  Enr«bnisse 
weichen  mehrfach  ab.  Die  Vergleichung  dieser  Werke  ist  daher  zweckmässig. 
S.  sonst  unter  Anderen  über  Preussen  Oclriebs  gen.  Sehr.,  S.  22  ff.,  in  den 
Anlagen  S.  137  ff.  z.  Th.  die  bezügl.  Verordnungen  u.  Instructionen.  S.  bes.  d. 
preuss.  Veropln.  v.  11.  Dec.  1802  11b.  d.  allgcm.  Beding,  z.  Verpacht.  d.  K.  Dom.men- 
vorwerke  (excl.  K.-B.  Stralsund)  u.  a.  bei  Drechsler,  II,  192.  Neue  RedncL  d. 
V.  0.  v.  1862  v  9.  Juli  1872  u.  22  März  1SS2.  s.  Oclrichs  S.  2S  ff.  V.  der  bad. 
Hof-Dom.-Kammer  v.  18.  März  1*^30.  Aeltere  Literatur  ober  die  Anfertigung  von 
K  rtragsa  11  schlagen  s.  bei  Rhu.  Fin.  I  §.  121  Note  .»  und  danach  in  vor.  AnH. 
dieses  Bands  S-  390  Note  31.  P.A.  v.  Flotow,  Anleitung  zur  Fertigung  d.  Ertrag*- 
anschläge.  Leip/.iir  1S20.  22.  II.  B.  (vorzüglich  gut).  Pabst.  Landw.  Taxationsichre. 
2.  A.  Wien  1803.  Die  landwirthsch.  Schriften  v.  v.  d.  Goltz,  bes.  dessen  landwirth- 
schaftl. Taxationslehre.  Berl.  1882.  Birnbaum,  landwirthschaftl.  Tax.lehre  (in  der 
Tbäer-Hibl). 

Hegeln  dieser  Art  lassen  sich  wiederum  nur  für  bestimmte 
Länder,  Zeiten  und  Land  Wirtschaftssysteme  aufstellen. 
Mit  derVeränderung  namentlich  der  letzteren  ändern 
sie  sich  daher  selbst  wieder.  Das  hat  die  Domänenver- 
waltung nicht  zu  übersehen.  Manche  früheren  Regeln,  welche 
auch  in  Deutschland  noch  vor  Kurzem  als  unbedingt  richtig 
galten,  sind  gegenwärtig  denn  auch  veraltet  oder  bedürfen  einer 
wesentlichen  Modifikation  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Verkebrs- 
und  Absatzverhältnisse,  der  dadurch  bewirkten  Notwendigkeit 
anderer  landwirtschaftlicher  Systeme  und  namentlich  auch  iu 
Folge  der  viel  grösseren  Leichtigkeit,  mit  welcher  sieh  jetzt  eine 
Aenderuug  dieser  Systeme  vollzieht.  Uebrigens  gelten  für  die 
Zeitpacht  der  Domänen  in  allen  wesentlichen  Puncten  dieselbeu 
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Regeln  wie  für  die  Zeitpachten  der  Privatgüter.  Es  genügt  daher 
hier,  einige  der  Hauptpuucte  zusammenzustellen. 

a)  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses.  Sic 
erfolgt  entweder  allein  auf  Grund  eines  sorgfältig  ausgearbeiteten 
Ertragsanschlages  des  Gutes  oder  in  Anknüpfung  an  einen 
solchen  Anschlag  (als  Minimum)  durch  das  Meistgebot  bei  der 
Versteigerung  oder  unabhängig  von  dem  Ertragsanschlag 
bloss  durch  das  Meistgebot. 

Der  Anschlag  eines  Landguts  oder  Grundstücks  ist  die 
ausführliche  Vorausberechnung  des  bei  einer  gewissen  Art 
der  Bewirtschaftung  mit  Wahrscheinlichkeit  fortdauernd 
zu  erwartenden  Ergebnisses  des  Ertrags.  Die  Regeln  dafür  sind 
in  Deutschland,  besonders  in  Preussen,  schon  seit  älterer  Zeit  sehr 
ausgebildet  worden.  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses 
mittelst  Veranschlagung,  woneben  dann  die  Versteigerung  nicht 
ausgeschlossen  war,  ist  früher  auch  in  Deutschland  die  allgemeine 
Regel  gewesen.  Die  Anschläge  erfolgen  unter  Benutzung  der 
landwirtschaftlichen  Erfahrungen  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Bedürfnisse  der  Finanzverwaltung,  nach  Geschäftsanweisungen, 
welche  die  Taxationen  zuverlässig  und  zugleich  gleichförmig 
machen,  unter  der  Leitung  der  oberen  Domänenbehörden.  Sie 
brauchen  nicht  bei  jeder  neuen  Verpachtung  ganz  erneuert,  sondern 
können  mitunter  durch  die  nöthigen  Veränderungen  nur  den  Zeit 
umständen  angepasst  werden. 

Die  bezüglichen  Grundsätze  fur  die  Anfertigung  solcher  Anschlage  sind  bis- 
weilen in  die  systematischen  WVrke  der  Finanzwissens<  haft  aufgenommen  worden,  so 
au<:h  von  Kau  §.122 — I2!la  in  einem  Anhang  „von  den  Pachtanschlägeri  der  Kammcr- 
guter".  I«  h  hatte  s«  hon  in  der  (J.  Atiflaire  von  Kau  diesen  Anhang  fortgelassen.  Der 
Grund  liegt  in  dem  im  Text  Gesagten.  Die  Bedintrnnir  für  «-inen  einigermaßen 
rubtitren  Anschlag:  Vorausbeivrhnnng  bei  einer  gewissen  Art  der  Bewirt- 
schaftung ist  überhaupt  kaum  so  /.u  erfüllen,  dass  die  theoretischen  Grundsätze 
fiir  alle  Fälle  passen.  Mindestens  musste.  die  Darstellung  dann  eine  sehr  cinsrehende 
werden.  Die  Frage  ist  aber  auch  eine  wesentlich  landwirthsehaftliehe.  In 
dem  Abschnitt  von  den  Grundsteuern  ist  sie  ausserdem  in  der  Finanzwissenseliaft 
/u  berühren. 

Die  neuere  Erfahrung  und  die  Wissenschaft  haben  jedoch  das 
Unzuverlässige  der  Anschläge  des  Verpächters  in  vielen  Fällen 
herausgestellt.  Es  ergiebt  sich  auch  hier  wieder  die  Regel,  dass 
die  Ermittlung  des  Pachtzinses  durch  Anschlag  mehr  den  ein- 
facheren, stabileren  Verbältnissen  der  Land-  und  Volkswirt- 
schaft entspricht,  dagegen  in  Ländern  hochentwickelter  Cultur  die 
meistbietende  Verpachtung  wenigstens  dann  allein  zum 
Ziele  führt,  wenn  dem  Pä chter  die  Wahl  des  Wirthschafts- 
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Systems  frei  gegeben  wird,  wie  es  im  Interesse  intensiverer 
und  besserer  Cultur  geboten  ist.  Der  Anschlag  behält  danu  nur 
die  Bedeutung  eines  Anhaltspunctcs  der  Regierung  zur  ßeurtheiluug 
der  Pachtgebote.  Das  Princip  des  Meistgebots  ist  ferner  eine 
Conserjuenz  des  allgemeinen  Concnrrenzprincips  in  der  heutigen 
wirtschaftlichen  Ordnung,  eine  Consequenz,  welche  zwar  auch 
nicht  ohne  Bedenken  ist,  aber  unter  den  gegebenen  Verbältnissen 
doch  ebenso  von  der  Gerechtigkeit  als  vom  Finanzinteresse  £e 
fordert  wird. 

Vgl.  namentlich  hierüber  Drechsler  a.  a.  0.  I,  71  — S.V  Der  Verf.  pruft  «Ii?* 
neueren  na>  Ii  pronss.  System  erfolgten  Domäuenverpa«-htuug>'n  in  der  Pror.  Hannovr 
und  kommt  in  B<  treM  der  Anschlag«-  und  Versteigerungen  zu  folg.  Erg.bniss.  S.  S.V 
.Die  Kestst«lluns:  de«  angemessenen  Pa<-htzius«*s  dur<  h  Ben-  <  Ii  n  u  n  g  von  Seiten  de> 
Verpächters  ist  ausführbar  I)  in  allen  Landern,  deren  Cultur  noch  ni<  ht  auf  so  hoher 
Stufe  st.-lit .  dass  der  s-  habl.nienmässigc  \Virtlis«-liafbbetrieb  verla>^  n  werden  kann . 
wo  also  die  Einrichtung  des  Wirtschaftssystems  ni<  ht  abhängt  von  unbor<«hen  baren 
individ.  Neigungen  uml  Fähigkeiten  der  Pachter,  sondern  der  Betrieb  ein  ge*r«'bener. 
stabiler,  landesüblicher  ist:  2)  in  Ländern  hochentwickelter  Cultur,  dann,  wenn 
ii)  d:is  dem  Pachtanschlag  zu  Grund«»  lieir«nde  Wirtschaftssystem  contractu«  h 
eingehalten  werden  muss  oder  b)  das  dem  Pa«  htansdilaue  /u  Grunde  liegen« Ic  Wirth- 
schuftssystem  thatsäc  hl  i<:  Ii  eingehalten  wird.  Wo  diese  VorausscUuniren  nicht  vor- 
han«len  sind,  ist  eine  Berechnung  «les  angemessenen  Pachtzinses  durch  d«m  Ver- 
pächter nicht  iiK'iirli«  h.  Es  bleibt  also  für  «liescii  Kall  ....  nur  die  uieistbiehnaV 
Verpachtun.ir  üblich."  In  Hannover  konnte  der  Domaiicnpachtcr  das  Wirtbschaft- 
system nur  mit  Genehmigung  des  Verpächters  ämleru;  thatsächlbh  bestand  «U«r«:ren 
bei  den  Pachtern  Abneigung  (l>re<  hsler  II,  b*ti.  Bei  der  Neuverpa«  htuii?  unter 
proussis«  her  Jlerrs«  haft  hat  der  Pachter  freie  Hand  in  der  Wahl  des  Wirths«  lialiv 
systems.  Ucber  d.  verschiedenen  Modus  der  V«  rpa«  htunsr  (incl.  Submission)  Blo- 
uiey^r,  S.  Hi)  ff.  Kr  hält  für  Staatsgüter  an«  Ii  «Ii«-  Vorpa« htun-r  durch  Li«  itation  für 
die  beste,  S.  40. 

Möglichst  zu  vermeiden  ist  bei  der  Anwendung  des  Concurrenz- 
prineips  eine  zu  hoheEmporschraubung  des  Pachtschillings, 
weil  dabei  die  Gefahr  der  Deterioration  zu  sehr  wächst  und  der 
Pachter  am  Ende  nicht  bestehen  kann,  wodurch  auch  das  fiscalische 
Interesse  geschädigt  wird. 

Diese  Gefahr,  die  auch  durch  das  zu  gross«'  Selbstvertrauen  intellkenter,  wohl- 
habender Pachter  no«h  vermehrt  wird,  hat  sich  in  ein/einen  Fällen  in  neuester  Zeit 
bei  norddeutschen  Doinäneuvurpai-htun^en  gezeigt. 

Daher  empfiehlt  es  sich,  wie  es  auch  in  der  Praxis  üblich  ist, 
Versteigerung  als  Hegel  vorzuschreiben,  aber  doch  hie  und 
da  Ausnahmen  zuzulassen.  Insbesondere  wird  man  auch  im 
Kinanzinteressc  oftmals  gut  daran  thun,  bewährte  bisherige 
Pachter,  in  der  Pacht  bei  Ablauf  des  Contracts  zu  belassen,  aoeb 
wenn  nie  nicht  das  allerhöchste  Gebot  machen,  wenigstens  bei  der 
Verpachtung  von  ganzen  Domänenhöfen.  Ueberhaupt  sind  schon 
bei  der  Versteigerung  zum  Mitbieten  nur  Personen  zuzulassen, 
eiche  gewisse  persönliche  und  durch  ihre  Vermögensverbältaisse 
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gewisse  wirtschaftliche  Garantieen  bieten.  Auch  wird  sich  der 
»Staat  passend  die  Auswahl  unter  einigen  (z.  B.  3)  Meistbietenden 
vorbehalten.  Die  Zusagung  der  Pacht  unter  der  Hand  bat  das 
schwer  zu  beseitigende  Bedenken,  dass  persönliche  Begünstigungen 
leichter  vorkommen  können,  mindestens  —  vermuthet  werden. 

Diese  Form  früher  in  Hannover,  Ubbelohde.  S.  44.  Die  Beseitigung  dieses 
Verfahrens  und  die  Einfuhrung  der  pr<uss.  Versteigerung  hat  manehe  Privatinteressen 
verletzt  und  sehr  verschiedene  Urtheilc  erfahren.  Nach  obigen  AuMMiiandei-s.  t/.uiijen 
im  Text  war  dieses  Vorgehen  aber  doeh  richtig.  Die  Pachtsteigerungcn  bei  der  Neu- 
verpachtung von  Domänen  in  Hannover  sind  allerdings  enorm:  i.  B.  hei  13  Domänen 
f-ir  die  12jähr.  Pa«htzeit  von  1*»0S— SO  gegen  1S50—  6S  zwischen  37  und  121%.  in 
7  Fallen  zwischen  73  und  108°,,.  Man  hat  daraus  auf  viel  /u  niedrige  Pachten 
der  früheren  Zeit  geschlossen  Seitens  der  Anhänger  des  preuss.  Systems,  auf  viel  zu 
!i  o  Ii  e  der  Neuzeit  Seitens  der  alteren  haunov.  Landwirthc.  Drec  hsler  a.  a  O.  hält 
beide  Ansiehten  fur  unrichtig  und  die  alten  Pachtpreise  fur  ni>  lit  /.u  niedrig  ,  die 
neuen  fur  nicht  zu  hoeh.  Er  erklärt  sie  dureh  die  veräud.  Pachtbediugung  und 
W  irthsehaftspraxis:  im  alten  Königreich  Hannover  stabi  les  System,  wo  die  Anschlage 
au'h  gemixten,  in  der  neuen  Provinz  verändertes  System,  wo  bei  Freiheit  der  Be- 
wegung die  Pachter  mehr  bieten  konnten.  In  Preussen  ist  die  Versteigerung  („Lici- 
tatKui"  in  der  Kegel  geboten  ;  wer  mitbieten  will,  muss  sich  über  den  eigeiithUmliehen 
Besitz  eines  bestimmten  disponiblen  Vermögens  ije  nach  d.  Domäne)  und  über  sein«: 
Oualilication  als  Landwirth.  sowie  über  seine  Solidität  ausweisen:  ob  dieser  Nachweis 
genügt,  hat  der  Commissar  allein  zu  entscheiden ,  unter  Ausschluss  des  Ke(  htswejrs. 
Das  hin. min.  entscheidet  aber,  ob  der  Zuschlag  auf  Grund  der  Angebote,  an  welche 
iler  Bieter  gebunden  bleibt,  überhaupt  erfolgen  soll  u.  behält  sich  die  Auswahl  unter 
den  3  Bestbietendeu  vor.  S.  preuss.  Kescr.  v.  3.  Juni  ISO!»  u.  IS.  Mai  1^7*>,  bei 
Meirichs  S.  03.  In  d  absolutist.  Zeit,  bis  ls50,  auch  in  Preussen  Belassung  der 
alten  Pachter,  wenn  sie  den  nach  neuem  Pachtanschlag  normirten.  meist  nicht  viel 
höheren  Pachtscbilling  übernahmen,  ohne  besondere  nede  Versteigerung.  Aehnlich 
Qualif.  u.  Verniögcnsnachweis  in  Würtemb.  verlangt,  s.  Hoffmann  S.  61.  Erheb- 
liche Gründe  fur  die  Versteigerung  auch  bei  «ranzen  Landgütern,  Schumacher  in 
Kau  und  Haussen  Archiv.  N.  F.  H,  125,  und  Seelig.  In  der  Nöthigung  eine 
grössere  Pachtrentc  zu  erwirtschaften,  liegt  auch  ein  oft  gut  wirkender  Ansporn  zu 
landwirtschaftlichen  Fortschritten  aller  Art.  Ueber  Mecklenburg-Schwerin  be- 
merkte Kau  in  einem  handsehriftl.  Zusatz  z.  5.  A.:  hier  werden  die  grossen  Pacht- 
höfe versteigert,  die  Pachtungen  der  bäuerlichen  Wirthe  isogen.  Hauswirth c)  bleiben 
in  der  Kegel  in  der  Familie  u.  gehen  in  Ermangelung  von  Söhnen  auf  die  ältote 
Tochter  über.  Der  Pachtzins  wird  nach  Verfluss  der  12 — 14jährigen  Pa<  htperiode 
von  Neuem  festgesetzt,  aber  sehr  mässig;  im  D.  von  der  Last  leichten,  mittleren  und 
guten  Bodens  30— .'<.*>.  70— SO  und  100  —  130  Thlr..  die  Last  ist  06  Schelf.  Aussaat, 
also,  deu  Schelf,  zu  60  Uuadr.-K.  gerechnet.  5760  Quadr.-R.  -=  40  pr.  M..  mithin 
wird  vom  pr.  M.  0  6— 2  6  Thlr.  entrichtet.  Kleine  Bauern  haben  etwas  weniger  zu 
bezahlen.  Auf  jeden  der  4122  bäuerlichen  Pachter  kommen  10,252  K.,  es  besteht 
aber  eiue  Abstufung  von  Vollbauern  i.  D.  31.634)  bis  zu  A«  ht«lliufuern  (i.  D.  10,604  R.), 
s.  meclenb.  Beiträge  IV,  3S.  Es  ist  demnach  keine  reine  Zeitpacht  vorhanden,  sondern  eine 
herkömmliche  bedingte  Erblichkeit  der  Bauerngüter  mit  einem  veränderlichen,  aber 
schonend  bestimmten  Zins.  Da  innerhalb  des  Domauiums  fast  kein  ländliches  Privat- 
eigentum besteht,  so  müssen  hier  volkswirtschaftliche  u.  socialpolitische  Kücksi«  htcn 
auf  den  Bauernstand  vorwalten. 

b)  S  i  c  h  c  r s  t  c  1 1  u  n  g  (C  a  u  t  i  o  n)  wird  für  die  Erfüllung  aller 
Verbindlichkeiten  des  Pachters  verlangt,  entweder  haar,  mit  Zins- 
gewährung an  den  Pachter,  oder  wie  jetzt  gewöhnlich  in  be- 
stimmten öffentlichen  Werthpapieren,  deren  Coupons  der  Pachter 
behält  (Preussen).    Die  Höhe  der  Caution  richtet  sich  wesentlich 
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nach  der  Grösse  der  Domänen,  bez.  auch  des  Pachtschillings.  Sie 
ist  natürlich  höher  bei  Mitverpachtung  des  Inventars.  Von  dem 
Grundsatz  hoher  Cautionen  kommt  man  indessen  mit  Recht 
ab,  da  sonst  das  Betriebskapital  des  Pachters  zum  Nachtheil  der 
Bewirtschaftung  (und  deshalb  vielfach  auch  des  Eigentümers) 
zu  sehr  verringert  wird.  Auch  bei  einzelnen  Grundstücken  ist  die 
Hinterlegung  einer  Summe  zu  verlangen,  wenn  anch  nicht  immer 
durchzusetzen.  Die  Forderung  der  Bürgschaftsstellung  ist  bei  der 
Schwierigkeit  für  den  Pachter,  einen  Bürgen  zu  finden,  gleichfalls 
oft  unpractisch. 

Man  setzt  die  t'aution  nach  den  Umstanden  'auf  etwa  '/»•  Vj  0^er  des  Pacht- 
zinses, auch  bis  auf  den  ganzen  cinjähr  Betrag-.  Nach  der  preuss.  Finnnzmiiiister.-V. 
v.  2'J.  N'ov.  1S3G  in  der  Reirel  '/..  des  Pachtzinses,  ausser  wo  der  Pachter  anch  Gefall 
einzieht.  Jetzt  in  der  Kegel  '/.,  des  Pachtgeldenninimuins.  Stellung  der  Cautiou  in 
inland.  Pfand-  oder  Kentenbriefeu  oder  in  nach  K.-O  v.  3.  Mai  IS2I  u.  Saehtrv.' 
depositalfäh.  Inhahernapiereii  (§.  28  d.  Vcrordu.  v.  JS(>2  u.  v.  liS'l).  Di-  Höhe  wird 
jetzt  in  dem  besond.  Vertrag  bestimmt  —  Wurtemberg:  l'^facln  r  P;uhtzius  un<l 
einfacher  Anschlag  des  Inveiitariiuns,  Hoffmann.  W.  Finanzrecht  I,  210.  —  S.  Blo- 
meyer  S.  21  l  II'. 

c)  Die  Dauer  der  Pachtzeit.  „Lange  Pachtzeit 
giebt  eine  grössere  Ermunterung  zu  bedeutenden  Verbesserungen 
des  Gutes  und  Betriebes"  (Kau)  und  verhütet  wirksam  länger  die 
Neigung  zur  übermässigen  Ausnutzung  des  Bodens  und  zu  sonstiger 
Deterioration.  Solche  längere  Pachtzeit  wird  namentlich  bei  höherer 
I n  ten si  vi  tat  der  landwirtschaftlichen  Cnltur  nothwendig.  Die 
auch  bei  den  Zeitpachten  der  Domänen  im  Laufe  der  letzten 
100  Jahre  und  darüber  eingetretenen  Verlängerungen  der  Pachtzeit 
finden  in  der  Notwendigkeit  und  nunmehrigen  Rentabilität  inten 
siveren  Betriebs  ihre  Erklärung.  Kücksichten  dieser  Art  lassen 
auch  die  Ausdehnung  der  Pachtzeit  mindestens  auf  das  Leben 
(jüngerer)  Pachter  und  den  Uebergang  der  Pacht  auf  geeignete 
Erben  des  Pachters  wtinschenswerth  erscheinen.  Für  sehr 
lange  und  die  übliche  Frist  überschreitende  Pachtperioden  sind 
dann  Erhöhungen  des  Pachtschillings  von  vorneherein 
oder  nach  bestimmter  Zeit  vorzusehen  und  gewöhnlich  im  beider- 
seitigen Interesse  durchführbar. 

leber  die  Grunde  treten  kurze  Pachtzeiten  s.  die  bei  Drechsler  l.  ;Vl  .»»s^f. 
Schriftsteller.  Es  uilt  auch  die  Kegel,  dass  die  Facht  um  so  langer  dauern  inuss.  V 
mehr  das  Gut  im  Culturzustand  zurück  ist.  12 jähr.  Pachtdaiier  ist  bei  Privat-  un«l  h«i 
Itomanialgntern  jetzt  sehr  verbreitet.  is  .lahr  ist  f.  Staatsdomänen  wohl  am  Passend-t- » 
Blomeyer  S.  121.  —  Kino  sechsjährige  Periode  ist  noch  zu  kurz.  In  Baden  »ind 
'.l  Jahre  bei  Hut'gntern  Ifcuel,  in  Hannover  und  Kurhisb'ii  12,  in  \V  ti  rte  m  b  ■  r:: 
IS  Jahre,  in  Preussen  son>t  0.  jetzt  12  und  mehr  Jahre,  bei  grosseren  Doinim-n 
meist  1»>  i  früher  bis  24).  Me«  klenbur»  bei  grosseii  Hofen  20—21  J..  bei  Bau<  r- 
hOfeti  12  — 11  J..  in  Oesterreich  Max.  H  J.,  bei  Gütern  über  200  Jm-h  (/u  kutv 
event.  noch  weniger,  in  Kr a  n  krej  .•  h       0  Jahre.   Man  hat  di<-  Paehtzeit  mit  1%m.  k- 
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hiebt  auf  die  ubliehe  Dauer  der  Frurhtfolge  /.u  bc>tiiuincn  vorgeseblaueti,  so  dass  sie 
i.  B.  bei  der  hcrrs<henden  DreifeMerwirthschaft  ein  Vielfach«.'*  von  S  ist.  so  Kose  hör 
II,  63  u.  a.  in.,  was  indessen  unnöthig  ist,  s.  Dreohlcr  I,  54,  auch  Blomeyer 
S.  121.  Dir  Pacht  unbedingt  mit  «h  in  Tod«.'  d«-s  Pa<  Itters  ablaufen  /.u  lassen  (soir. 
Vitalpa«ht>  «'lupli.'hlt  sich  nicht,  (i.».n  d.  Vitalpacht  Blomeyer  S.  120.  s.  f. 
Pr.ussen  di<-  B»'Stimm.  in  33  d.  V.-O.  v.  lbS2.  Kundigungsbefugniss  der  Erben 
d«  s  verstorbenen  Pachter*  \>t  «lainit  unbedingt,  >olch«-  des  Staat*  unter  g««wi>seii ,  im 
Alkein.  nicht  schwer  zu  erfüllenden  Bi-diiigungeii  ausir«.>ehlo»«ii. 

In  Prelis  seil  Erhöhung  des  Pachtgeldes  b«i  länge  ivn  Pacht/.eit«n  *«it  Eriedr. 
Willi.  II.:  damah  Normalteruiin  Ii  J.,  do«h  alten  be  währten  Domäneiipachteru  konnten 
!f  und  l'ijahr.  P«  ri«)d«  n  cvircn  einen  Zuschlag  von  4.  bez.  12"/u  (Prolongatiousgebuhr) 
gewahrt  werden.  S.  Ried«  1  a.  a.  0.  176,  für  d.  neuere  Z«it  d.  V.  23.  April  1S37: 
bei  längeren  Pachtzeiten  vom  13.  Jahre  an  jährlich  5  Proc,  vom  10.  Jahre  an  noch- 
mals 5  Proc.  also  zusammen  jährlich  10  Proc.  mehr  als  in  den  ersten  12  Jahren. 
In  d.  neuen  V  v.  18H2  fehlt  diese  Bestimmung,  es  ist  also  Alles  richtiger  den  ^son- 
deren L'ontracten  Uberlassen. 

d)  Die  Form  des  Pachtzinses. 

S.  bes.  Drechsler  I.  63—74.    Bioin  oyer  S.  12!»  II. 

Die  Ilauptverschiedenhcit  ist  die  Festsetzung  des  Zinses  in 
Geld  oder  ganz  oder  theüweise  statt  in  Geld  in  Naturalien 
und  zwar  auch  in  dem  letzteren  Falle  in  einem  für  die  Pacht- 
daner  unveränderlichen  Jahr esbe trage  (im  Gegensatz 
zu  der  frtther  vorgekommenen  Feststellung  einer  Quote  vom 
Roh  er  trage).  Der  Pachtzins  braucht  aber  auch  alsdann  nicht 
nothwendig  in  den  Naturalien  selbst,  sondern  kann  alljährlich 
nach  bestimmten  Preisen,  —  entweder  den  jedesmaligen 
Marktpreisen  eines  bestimmten  Orts  und  Zeitpuncts  oder  nach 
Durchschnittspreisen  gewisser  Perioden  —  Modalitäten,  welche 
noch  verschiedene  Modificationen  gestatten  —  entrichtet  werden. 
Die  richtige  Wahl  dieser  Formen  des  Pachtzinses  hängt  wieder 
mit  dem  Gange  der  land wirtschaftlichen  Cultur  und 
mit  der  Entwicklungsstufe  der  ganzen  Volkswirtschaft 
zusammen.  Hei  reiner  Geldwirthschaft  und  regerem  Verkehr 
und  bei  angemessener  Freiheit  des  Pachters  in  der  Aenderung  des 
Wirtschaftssystems  verdient  der  blosse  Geldzins  den  Vorzug 
Seitens  beider  Contrahenten.  In  der  Praxis  ist  denn  auch  neuer- 
dings der  Geldzins  der  Domänen  immer  allgemeiner  üblich  ge- 
worden. 

Natiirallicfemngcu  kommen  voinemlieh  nur  als  kleine  Nebenverbindlichkeiten  «I«  s 
Pa<  hters,  und  auch  hier  ni«  ht  passend,  noch  vor.  (Drechsler  1,  71.  Heu,  Stroh, 
Hunger,  auch  Butter  (Detmold)  kommt  vor  neben  (ietreide.'i  Die  Befürwortung  der 
Festsetzung  des  ganzen  Pachtzinses  oder  eines  Theils  desselben  in  Naturalien  (beson- 
ders in  Körnern'*  und  der  Entrichtung  nach  Markt-  oder  Durchschnittspreisen  in  (ield, 
wodurch  die  Schwankungen  des  reellen  Pachtzinses  geringer  werden  sollten,  beruht 
auf  einer  unrichtigen  Uebertragung  einer  bloss  im  Urosseu  und  (ianzen  geltenden  Er- 
lahm ugsregcl  auf  den  einzelnen  l  all.  Die  Preise  verändern  sich  zwar,  wie  Kau  be- 
merkte 11(3'.  .,in  umgekehrtem  Sinne  wie  «lie  Ernte-Ergebnisse:  stehen  sie  hoch, 
so  i»t  gewöhnlich  nicht   viel  gewachsen  un«l  umgekehrt,  die  ganze  Einnahme  des 
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Pachters  i>t  folglich  öfters  nicht  so  sehr  verschieden  als  die  Preise/'  Aber  das  Ernte- 
ergebnis* auf  dem  einzelnen  (iute  ist  doch  wieder  häutig  genug  vom  Ergebnis^  im 
ganzen  Lande  verschieden  und  übt  auf  die  localen  Preise  einen  um  so  geringeren 
Einfluss  aas.  je  mehr  sich  beut  zutage  der  Markt  erweitert  und  die  allgemeinen  Ver- 
hältnisse der  Ernten,  der  Zu-  und  Abfuhren  den  Preis  bestimmen.  Mindestens  in  der 
Gejrcnwart  wird  dah«T  die  Lasre  des  Pachters  bei  einer  Festsetzung  de>  Zinse«,  in  Geld 
gesicherter  sein,  und  auch  für  den  Verpächter  ist  ein  solcher  Zin-*  jetzt  vorzuziehen. 
Anders  Rau  §.  Hb".  Udingens  kommen  auch  in  Deutschland  noch  bis  in  die  neueste 
Zeit  (einzeln  noch  gegenwärtig  andere  als  Geldzin-^tipulationen  für  den  Pacht-«  hilling 
oder  einen  Theil  desselben  vor.  S.  einige  Beispiele  bei  Kau  5$.  II«  u.  in  vor  Aufl. 
dieses  Bands  §.  174,  in  den  Noten. 

221L  —  e)  Die  Remission. 

Drechsler.  I.  $5  ff.,  Ubbelohde,  d.  '.'cmeinrccbtl.  Lehre  v.  d.  Remission  des 
Pachtpreises.  Hannov.  Joum.  für  Landwirtschaft  ISfil.  ls«7.  Bluineyer,  S.  143  H.. 
I.il  II.  Uan  in  117  vertrat  noch  die  ältere  Ansieht  von  der  Notwendigkeit  der 
allgem.  Kemission. 

Aneh  die  Regelung  des  sogen.  Xachlass  -  oder  Remissious 
wesens  bei  Zeitpachten  ist  nach  den  concreten  Verhält- 
nissen von  Zeit  und  Ort  und  mit  Rücksicht  auf  die  Ent- 
wicklungsstufe der  Land-  und  Volkswirtschaft  und 
auf  die  Freiheit  der  Bewegung,  welche  dem  Pachter  contract- 
lich  gelassen  ist,  verschieden  zu  behandeln.  Kleinere  Verluste 
pflegen  allgemein  im  Pachtanschlage  berücksichtigt  zu  werden. 
Sie  linden  ihre  Ausgleichung  in  den  grösseren  Oewinnsten  anderer 
Jahre.  Bei  „bedeutenden  Beschädigungen"  aber  galt  es 
früher  allgemein  und  auch  noch  nach  Rau 's  Ansicht  für  billig 
und  zweckmässig,  einen  Nachlass  (Remission)  an  der  Pacht- 
summe des  einzelnen  Jahres  zu  bewilligen. 

Vgl.  Borowski.  I,  144.  Nicolai,  II.  12«.  Sturm,  I,  224.  Kau  §.  117. 
vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  227.  Die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  genügten  nicht 
immer.    S  übrigens  Preuss.  Landrecht.  Th  I.  Tit.  21,  §.  47S— 531. 

Um  Weiterungen  zu  verhüten  wurden  1  rsachen,  Art.  Umfang  des  Schadens. 
:>uf(iruud  deren  Anspruch  auf  Remission  eintreten  solle  und  zugleich  die  Hohe  dies«'» 
Erlasses  (t^uote  vom  Pachtzins,  nach  Massgabc  des  Verlusts  im  Vergleich  mit  der 
Mittelcrote)  genau  im  Voraus  festgesetzt.  Sofortige  Anzeige  des  eingetretenen  Schadens 
wurde  verlangt,  um  alsbald  untersuchen  zu  können.  Beispiel:  Baden:  Bei  tre- 
schlossenen  Gütern  von  beträchtlicher  Grösse  ein  Schaden  von  der  Ernte,  soust 
nur  Uber  die  Hälfte.  Bei  der  Abschätzung  soll  ausgemittelt  werden,  was  der  Larui- 
wirth  ohne  daseingetretene  Ereigniss  an  Ertrag  ^mittlerem  oder  des  einzelnen  Jahres  Vi 
zu  hotl'en  gehabt  und  was  er  nun  zu  erwarten  hat.  —  Auch  in  Wurteuiberg  wird 
nur  Nachlass  gegeben,  wenn  der  wirkliche  Rohertrag  der  Ländereien  nach  seinem 
Belauf  in  Geldpreisen  unter  3  4  des  im  Pachtanschlage  angenommenen  (nicht  des  im 
einzelnen  Jahre  bevorstehend  gewesenen)  Rohertrages  ausmacht.  Hoffmann,  Finanz- 
recht  I,  2I.'J.  (Rau). 

In  neuerer  Zeit  ist  es  wenigstens  bei  der  Verpachtung 
grösserer  Landgüter  immer  üblicher  geworden ,  den  Pachter 
Vertrags  massig  auf  jeden  Nachlass  am  Pachtzinse 
für  a us serge w ähnliche  Unglücksfälle  verzichten  zu 
lassen.    Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  namentlich  auch  in 


Digitized  by  Google 


Zeitpacht  -  ICeg-'-hi.    Immission.    Inventar.  553 

den  Doniänenpachtvcrträgen  Deutschlands  und  im  Ganzen  heutzu- 
tage mit  Recht. 

Nur  bei  geringerer  Kutwicklung  der  landwirtschaftlichen  Cultur  und  der  Ver- 
kehrsverhältnissc .  ferner  wenn  dem  Pachter  eonfractlich  in  den  massgebenden  Einzel- 
heiten des  Betriebs  die  Hände  zu  sehr  gebunden  sind,  ist  eine  Remission  am  I'latz«*. 
I>ie  letztere  erfolgt  hier,  weil  os  nicht  möglich  ist.  im  Voraus  den  Einfluss  ausser- 
gcwöhnlicher  Unglücksfälle  auf  den  Reinertrag  abzumessen  und  weil  es  keinen  S«*hutz 
liegen  solche  Fälle  und  kein  Mittel,  sie  wieder  gut  zu  machen,  giebt.  Dies  ändeit 
sieb  notorisch  auf  höheren  Entwicklungsstufen  und  hat  sich  in  d«  n  letzten  .lahr- 
/.eheuten  besonders  auch  in  Deutschland  geändert.  Das  landwirthsebaftliche  Ver- 
sicherungswesen (Brand,  Hagel,  Vieh,  wobei  allerdings  die  techn.  Schwierigkeiten 
letzterer  beiden  Versieherungszweige  gelöst  sein  müssen),  bietet  das  Mittel,  sich  gegen 
viele  Schäden  zu  decken.  Die  Versicherungsprämie  hat  der  Pachter  beim  Pachtzins: 
anzuschlagen,  der  sich  um  ihren  Betrag  er  massigen  muss.  Dies  ist  aber  eine  bessere 
Form  der  Remission  als  die  früher  »bliche.  Viele  andere  Schäden  (Dürre,  l'rost. 
Mäusefrass,  Insectenscbaden .  Pflanzenkrankheiten'i  lassen  sieh  durch  intelligenten 
Betrieb  wieder  gut  machen.  So  kann  die  Kcmission  in  der  Regel  fortfallen.  Nur  für 
wenige  abnorme  lalle  von  Brand.  Krieg,  grosser  Leberschwetninung  sind  besonder«* 
bestiuunungen  im  Vertrage  erforderlich. 

Das  Gesagte  wesentlich  nach  Drechsler.  I,  IM— 117:  ähnl.  Blomeyer,  S.  I.*iO, 
lol.  Verzicht  auf  Remission  /.  B.  in  d.  preuss.  V.  v.  1S37  §.  2\  V.  v.  IM'«"2  n. 
I>S*2  g.  11»,  doch  theilweiser  Ersatz  bei  v.  Feinde  erzwung.  Lieferungen.  In 
Wnrtemberg  giebt  nur  Hagelschlag  und  „feindliche  Fouragirung"  Anspruch  auf 
Nachlass.  —  In  U«:3terreich  nur  Nachlass,  wenn  den  Grundbesitzern  ein  Steucrnacblass 
bewilligt  wurde.   In  Itaden  mehr  Fälle  von  Remission,  Drechsler.  II,  o.'i,  I,  ST. 

f)  Das  Inventar. 

Drechsler  I.  2b  II.:  Illoineycr  S.  02  II.  Auf  dem  älteren  Standpuncte  Ran 
>j.  HS.  —  Es  wird  übrigens  auch  von  einem  unbeweglichen  Inventar  (iurcntarinm 
solo  junetum)  gesprochen  (Rlotneycr  S.  >.">  11.;:  das  unter  g  genannte.  Gebäude 
mit  Zubehör,  dann  Mühlen,  Brunnen.  BrUckeu.  Gräben,  Wasserleitungen,  Drainage, 
Dämme,  Deiche.  Wege.  Räume,  Hecken,  Feldbestellung,  s.  Blomeyer  a.  a.  0. 

Die  zur  Bewirtschaftung  dienenden  beweglichen  Zubc- 
hörungen  des  Gutes  (das  Inventarium)  sind  hauptsächlich 
Theile  des  stehenden  Kapitales,  wie  Geräthe  und  Vieh,  bisweilen 
auch  Bestandteile  des  umlaufenden  Kapitales,  wie  Futtervorräthc. 
Die  Hauptfrage  ist  es  hier,  wer  das  Inventar  liefern  soll, 
der  Verpächter  oder  der  Pachter.  Eine  absolute  Antwort  ge- 
stattet auch  diese  Frage  nicht,  denn  auch  hier  entscheiden  die 
gegebenen  Zustände  der  Land-  und  Volks wirthschaft. 
Auf  primitiverer  Stufe  liefert  der  Verpächter,  auf  höherer  passender 
der  Pachter  das  Inventar. 

Gehört  das  letztere  dem  Verpächter  (Staate,  also  nicht  dem  froheren  Pachter}. 
•>o  muss  es  dem  Pachter  nicht  durch  Verpachtung,  sondern  durch  Uebergaug  in  sein 
Eigenthum  überlassen  werden.  Besser  ist  es,  wenn  der  Staat  kein  Inventar  besitzt, 
»Iso  das  betreffende  Kapital  flüssig  macht,  und  es  dem  Pachter  überlässt,  das  Inventar 
?db»t  anzuschaffen ,  durch  Ankauf  von  seinem  Vorgänger  oder  sonstwie.  Dies  wird 
auch  jetzt  immer  mehr  die  Regel  und  bewirkt  naturlich,  dass  der  Pachter  ein  grösseres 
•igenc*  Kapital  braucht.  Die  eigene  Stellung  do:>  Inventars  setzt  daher  bereits  höheren 
und  verbreitetem-  Volkswohlstand  voraus,  wenn  es  nicht  au  coneurrirenden  Pacht- 
sachern  fehlen  soll.  Sie  ist  aber  den  Verhältnissen  der  modernen  Land-  und  Volk»- 
wirths.-haft,  welche  eine  freiere  Stellung  drs  Pachters  erforderlich  machen,  angeniesten 
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nnd  erscheint  hier  als  „unerlässliche  ftedingung  für  die  rationelle  Leitung  einer  Wnth- 
fc-haft."  (Drechsler,  I,  2ti.  Aehnlich  ftlomeyer  S.  Gil  lf.).  Kbeu  deshalb  sehen 
wir  sie  schon  länger  in  England  und  immer  mehr  auch  in  Deutschland  verbreitet  bei 
Privat-  und  Dotnäncngütern. 

Hei  dem  älteren  System  der  Lieferung  des  Inventars  durch  die  Domäne»«  er- 
waltnug  an  den  Staat  bietet  auch  die  Abrechnung  Uber  das  Plus  oder  Minus  de< 
Inventars  bei  Ablauf  der  Pachtzeit  viele  Schwierigkeiten,  die  man  durch  Hinzuziehung 
von  Schiedsrichtern  nicht  leicht  ganz  beseitigt.    (Kau  §.  IIb). 

Formulare  zu  gutachtlichen  Anschlägen  Uber  das  Inventar  bei  liorowski.  I. 
I'lö.  Berechnungen  mit  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Dauer  in  Schönleutn-- r 
und  Zierl,  Jahrb.  II,  Beil.  I — III.  —  Wenn  die  Jahreszeit  des  Pachtwechsels  es  mit 
sich  bringt,  dass  der  abziehende  Pachter  besäetes  Land  zurücklassen  muss,  so  tnus&en 
ihm  die  Bestellungskosteu  von  dem  Nachfolger  vergütet  werden.  —  In  M ecklenburg 
ist  bei  den  bäuerlichen  Pachtgütern  bisweilen  das  nöthigstc  Inventar  (die  Hof  wehr) 
Kigenthum  des  Verpächters,  der  Pachter  schallt  aber  dann  gewöhnlich  noch  weitere 
liegenstäude  (Ueborwohr)  auf  seine  Ko>ten  an.  —  In  Baden  erhält  der  Pachter 
den  vorräthiiren  Mist  und  einen,  den  Wiuterbedarf  deckenden  Yorrath  von  Heu  und 
Stroh  unentireltlich.  muss  aber  beim  Abzüge  irleich  viel  zurücklassen.  Y.  v.  G  Anz.  1  vV'.. 
i  Ii  au). 

g)  Die  Wirtschaftsgebäude. 

Vgl.  den  inhaltrcichen  Abschnitt  in  Drechsler  I,  IUI  — 142.  Bloincycr  s>. 
«II  II.    Kau  §.  II!»  nicht  mehr  genügend. 

Die  richtige,  den  Interessen  beider  Parteien  entsprechende 
Regelung  der  Hau  lasten  macht  besondere  Schwierigkeiten  und 
lässt  sich  nicht  gut  in  wenigen  Sätzen  zusammenfassen.  Der 
Pachter  muss  an  der  Schonung,  Erhaltung,  an  billiger,  aber 
solider  Reparatur  un<S  eben  solchem  Neubau  iuteressirt,  aber  er 
darf  nicht  durch  ungewisse  und  ungemessene  Verpflichtungen 
überbürdet  werden.  Nach  neueren  Erfahrungen  und  Vorschlägen 
erscheint  besonders  auch  für  Domänen  Folgendes  passend. 

n)  Reparaturen:  sie  trägt  bei  den  Gebäuden,  ausgenommen 
die  durch  Brand  veranlassten,  der  Pachter,  doch  unbedingt  nur 
bis  zu  einer  gewissen  jährlichen  Minimalsumme,  darüber  hinaus 
bis  zu  einer  Maximalsummc  zur  Hälfte  er,  zur  Hälfte  der  Ver- 
pächter, und  über  diese  Maximalsumme  hinaus  nur  letzterer.  Bei 
der  Ungleichheit  des  Aufwandes  in  einzelnen  Jahren  erfolgt  eine 
Ausglcichungsberechnung  am  Ende  der  Pachtzeit,  allenfalls  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  nach  mehreren  Jahren. 

ß)  Umbauten:  wenn  der  Verpächter  dazu  verpflichtet,  trägt 
er  sie,  wobei  aber  der  Pachter  die  Fuhren  leistet  und  eventuell 
die  Bausumnic  verzinst.  Vom  Pachter  gewünschte  Um-  und  Neu- 
bauten und  Veränderungen,  die  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
erfolgen,  trägt  der  Pachter,  nach  Genehmigung  des  Verpächters, 
und  erzielter  Vereinbarung  über  eine  Amortisationsquote  des  Bau 
aufwands. 

Wesentlich.  /..  Th.  wörtlich  na«  h  Drechsler,  l»cs.  S.  II."«,  III,  wo  die.  ein- 
teilende Begründung  ucUt  Kritik  der  bestehenden  Vorschriften,  namentlich  auch  in 


Digitized  by  Google 


Z-'itpncht-K.-g'ln.    Gebäude  Melioration. 


555 


den  Domäncncoutracten.  Die  bisherige  preuss.  Bestimmung,  dass  der  Domänen- 
pachter  alle  Keparaturcn  traire ,  ist  im  Princip  richtig,  aber  unbillitr  und  unzweck- 
iuäsi>i«r.  weil  ihr  eine  Greuzc  fehlt.  Ihre  Folge  ist  die  übermässig  dürftige  Beschaffen- 
heit preussisrher  Doinäneugebäudc ,  —  freilich  wieder  nach  einer  Seite  ein  Voraus:- . 
Umgekehrt  grosse  Liberalität  und  —  Verschwendung  im  ehcmal.  K.  Hannover. 
S.  preuss.  V.  v.  !Ss2  §.  12,  13.  11,  wovon  jetzt  einige,  hie  und  da  für  den  Pachter 
günstigen  Abweichungen  der  Bestimmungen  über  Baulasten  vun  den  bisher  giltigen. 
Aufwand  1^70  in  Preusscn:  615,000  Tblr.  für  Gebäude,  Wege.  Brücken  auf  den 
Domänen,  —  1P3  Proc.  der  Einnahme  von  Pachtsutern  u.  Gewerksvorrichtungen. 
1H83/S4  dieser  Aufwand  2  347  M.  M.  oder  beinahe  10°  u  v.  Kcinertrag  der  Doni.- 
verwalt.  (incl.  Bäder).  Viele  interess.  Data  bei  Drechsler.  1  eher  Brand,  I.Vber- 
schwemm,  u.  Krieg  eb.  I,  203—213. 

h)  Melioration  des  Guts. 

Vgl.  auch  Drechsler  I,  U3  II'.,  17ü  II.  passim.    lilomeyer  S.  201  II. 

Die  früher  vorkommende  allgemeine  Vorschrift  im  Pachtvertrag, 
zu  nielioriren,  ist  practisch  ziemlich  werthlos.  Viele  einzelne  ältere 
Vorschriften  beruhten  auf  einer  ungenügenden  und  unklaren  Er- 
kenntuiss  der  Bedingungen  intensiver  Cultur.  Das  Wichtigste  bleibt 
die  Gewähr  ungsolanger  Pachtperioden,  dass  der  Pachter 
selbst  genügendes  eigenes  Interesse  am  Melioriren  hat.  Bei  kost- 
spieligen Verbesserungen,  welche  sehr  im  Interesse  des  Gutes 
liegen  können,  muss  der  Pachter  entweder  den  Aufwaud  nach 
Ablauf  der  Pachtzeit  angemessen  vergütet  erhalten  oder  ihm  Vor- 
schubs gegeben  oder  die  Melioration  auf  Staatskosten  unter  Bei- 
tragsleistung  des  Pachters  ausgeführt  werden. 

Hierher  gehört  besonders  die  Trockenlegung  durch  bedeckte  Abzüge,  d.  i.  das 
Drainircn.  Hier  macht  die  Unsicherheit  des  Erfolgs,  der  Krhöhung  der  Ertrags- 
tAhiirkoit ,  weniger  (wie  Kau  §.  12'»  meinte)  der  Dauer  der  Anlage  Schwierigkeit, 
denn  bei  rieht.  Anlage  mit  gutem  Material  u  Oflenhaltun.tr  der  Abzugsgräben  kann 
die  Dauer  nach  Drechsler  1.  170  eine  unbegrenzte  sein,  w«  im  nicht  abnorme  Um- 
stände, Niederschläge  aus  dem  Drainwasser,  Eindringen  vun  W  urzeln  die  Anlage  ver- 
derben. Es  erscheint  als  das  Zweckinässigste.  Drainirungen  auf  Wunsch  des  Pachteis 
uiit  Staatsvorschüssen  vom  Pachter,  unter  gewisser  Staatsaufsicht  ausführen  zu  lassen, 
»•»bei  eine  bestimmte  Verzinsung  u  Amortisations<iuot<:  der  Vorschüsse,  z.  B.  5—*»% 
jährlich  im  Ganzen  verabredet  wird.  Doch  ist  die  Höhe  der  Amortisations«iUotc  nach 
den  concreten  Verhältnissen  zu  bestimmen,  eine  ganz  allgemeine  Kegel  lässt  sich  nicht 
dafür  angeben.  Beider  Parteien  Interessen  sind  eben  passend  zu  couibiniren.  In 
Preussen  hatte  der  Pachter  früher  die  Kosten  neuer  Drainirungen  ganz  selbst  zu 
trafen,  ohne  Ersatzanspruch,  was  für  den  Staat  wieder  das  Wohlfeilste  war,  aber  die 
Drainirungen  naturlich  selten  machte,  zumal  in  der  späteren  Zeit  des  Pachtcontracts. 
In  Hannover  erhielt  der  Pachter  die  Auslagen  wieder,  soweit  sie  bei  einer  antremess. 
Absortdrungssrala  noch  nicht  beim  Ablauf  des  Contracts  ersetzt  waren.  Neuerdings 
sind  jedoch  auch  auf  d.  preuss.  Domänen  gewisse  Staatsunterstützungen  gerade  zu 
Drainirungszweckcn  gewährt  worden,  indem  seit  l*bs  (Ucscr.  v.  5.  Mai  isti^)  die 
Scchandlung  die  Herstellungskosten  vorsehoss,  gegen  5°  „  Zins  u.  3°  „  Amortis.,  zus. 
V»'„  «seit  1S75  zu  5  u.  1%.  zus.  ti°/0).  Seit  1V>2  iKeser.  v.  s.  April  1SV2)  erfolgen 
diese  Darlehen  aus  den  Fonds  der  Dmnänenverwalt  zum  gleichet!  Satze,  aber  unter 
Gewährung  einiger  weiterer  Vortheile.  (S.  Oelriehs  S.  32).  iGesaninitkostenaiischl. 
der  auf  d.  Dom.  noch  zu  bewirkenden  Drainirungen  .*».">  Mill.  M..  im  Etat  f.  1SS3/SI 
-ind  500,000  M.  ausgesetzt,  u.  d.  T.  ..Darlehen  au  Dom.pächter  f.  Ausführung  von 
Meliorationen,  bes.  v.  Drainirungen".  —  \A.  Seelig,  Das  Verhältnis»  zwischen  Guts- 
lierrschaft  und  Pachtern  bei  der  Drainirung.  2.  A.  Kiel  |s.">>.  Bes.  Drechsler  I. 
1 T 1  —  1  TS-  auch  nber  Erhaltung  der  alten  Drainirungen.    Hlonicycr  S.  210  II. 
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i)  V  er  hütung  einer  Deterioration  der  Grundstücke. 

S.  namentl.  wieder  Drechsler  I,  113  fl'.,  bes.  274— 2S4.  Aach  Blomeyer 
im  Abscbn.  v.  d.  Bcwirth*  haft.  d.  Guts,  passiui,  S.  1  <»§>—  201.    Kau  §.  120. 

In  den  Vertrag  wurden  früher  besonders  auch  solche  Be- 
dingungen aufgenommen,  welche  den  Staat  gegen  eine  aussaugende 
oder  sonst  verderbliche  Bcwirthschaftungswcise  sichern  sollen. 
Viele  der  üblichen  Bestimmungen  sind  durch  die  neuere  Wissen- 
schaft und  Praxis  veraltet  oder  selbst  als  unrichtig  erwiesen. 

.Sic  waren  ans  der  mangelhaften  Kenntniss  der  Pilanzencrnähra ablehre  und  der 
Mitwirkung  spccicll  des  Hodens  zur  Ernährung  der  Pflanzen  hervorgegangen  und  viel- 
fach Folgerungen  der  älteren  Lehre  von  der  Statik  des  Ackerbaus.  Die  ueuere 
l.iebig'schc  Agriculttirchemie  und  die  Pflanzen  Physiologie  haben  jetzt  andere  Ansichten 
\  erbreitet.  Danach  könuen  auch  viele  ehemals  als  unumgänglich  betrachtete  Be- 
schränkungen des  Pachten»  ganz  wegfalleu  oder  bedeutend  vereinfacht  werden.  Schon 
früher  sah  mau  übrigens  ein,  wi<-  Kau  §.  120  bemerkte,  „dass  man  sich  auf  solche 
Bestimmungen  beschränken  muss.  deren  Nichtbefolgung  leicht  wahrzunehmen  sei  and 
die  den  Pachter  nicht  in  nutzlichen  landwirtschaftlichen  Unternehmungen  hinderten  ; 
dabin  gehörte  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Mist,  Stroh,  Heu.  Kartoffeln  und  Runkel- 
rüben ohne  besondere  Erlaubnis*,  und  eines  zu  sehr  erschöpfenden  Fruchtwechsels, 
die  gleichmäßige  Bedingung  und  Bearbeitung  der  Felder  in  Verbindung  mit  der 
Führung  von  Dünge-,  Saat-  und  Arbeitsverzeichnissen ,  das  Verbot  von  Lohnfuhren. 
Itcstiuiuiungcu  über  die  Krhaltung  der  Obstbäume  u.  s.  w."  Jetzt  hält  man  vou  solchen 
Beschränkungen  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Futter.  Stroh  und  Dünger  noch  auf- 
recht, wenigstens  da,  wo  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Boden  «dine  Stallmistdüngung  in 
seiner  Ertragsfähigkeit  erhalten  werden  könue.  Statt  eines  solchen  Verbots  kann  di« 
i  ontraetliche  Verpflichtung  des  Pachters,  durchschnittlich  jährlich  eine  gewisse  Meuge 
Phosphorsaure  zur  Acrwcndung  anzukaufen,  eintreten. 

Nach  Drechsler  I,  2s4.  Hier  auch  der  Vorschlag,  dem  Pachter  in  Betr. 
des  Strohverkaufs  mit  Ausnahme  des  letzten  Jahrs  ganz  freie  Hand  zu  lassen,  gegen 
die  Verpflichtung ,  die  aus  diesem  Verkauf  erlangte  Geldsumme  zum  Ankauf  künst- 
licher Düngemittel  zu  verwenden.  Vgl.  d.  preuss.  Pachtbestimmungelt  v.  1SS2  §.  0. 
10.  Hier  u.  A.  Verkauf  v.  (i ras,  Heu,  tirummet,  Klee  u.  andren  Futterkräutern,  Futter- 
rüben. Kartoffeln,  auch  von  den  zuui  Futter  dienenden  Rückständen  der  Spiritus-  u. 
Stärkefabriken  ohne  Genehmig,  d.  Kcgierung  verboten.  Feruer  eb.  §.  b:  „zum  Anbau 
v.  Zuckerrüben  darf  dasselbe  Grundst.  ohne  ausdruekl.  Genehmig,  der  Kegier.  nicht 
öfter  als  2  mal  in  je  (i  Pachtjahren  benutzt  werden.  Auch  dürfen  niemals  2  Küben- 
ernten  einander  unmittelbar  folgen.'1 

k)  Andere  Vertragsbestimmungen. 

Sie  betreffen  z.  B.  die  Jahreszeit .  in  welcher  der  Antritt  des  neuen  Pachters 
vor  sich  gehen  soll:  am  lieblichsten  ist  der  24.  Juni  (Johauni),  am  Passendsteu  wäre 
bei  uns  wohl  der  1.  Juni.  Wird  dieser  nicht  gewählt,  so  empfiehlt  sieh  statt  des 
24.  Juni  der  1.  Juli,  um  sich  möglichst  an  die  bürgert.  Eintheilung  des  Jahrs  anzu- 
schließen, was  auch  die  Buchführung  erleichtert.  Nur  in  Oesterreich  der  1.  Juli, 
in  Preussen  d.  24.  Juni;  manchfache  andere  Termine  in  «  inzebien  deutschen  Staaten. 
(Näheres  bei  Drechsler  I,  51—53'.  I  «  rn-  r  Verbot  der  Afterpaeht  ohne  besondere 
Krlaubniss.  wo  nemlich  jene  laudrechtlich  erlaubt  ist;  die  Bestimmung,  wer  die  auf 
dem  Gute  ruheuden  Lasten  zu  tragen  habe;  die  Termine  zur  Entrichtung  des 
Pachtzinses,  (in  Preussen  z.  B.  4  Katen  praenum.  1.  Juni.  l.Sept..  l.Dcc,  1.  März  . 
noch  weitere  Bestimmungen  für  den  Todesfall  des  Pachten  u.  dgl. 

Zur  Controle  der  Erfüllung  dieser  Pachtbedingungen  während 
der  Dauer  des  Contracts  erfolgen  Visitationen  durch  Beamte 
der  Domänenverwaltung. 
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C.  Erbpacht. 

S.  Hau  5.  A.  §.  ISU — 13«.  Ich  habe  die  Erbpacht  schon  in  vor.  Aufl.  §.  17S  II. 
noch  entschiedener  befürwortet,  als  in  d.  Ii.  A.  Haus  §.  150—155. 

Die  Smiths,  he  Nationalökonomie  war  der  Erbpac  ht  im  Allgemeinen  abhold,  weil 
sie  überall  ihr  Idol  „freies  Eigenthtun"  zur  Geltung  bringen  wollte.  Sie  übersah  aber 
nicht  nur  die  grundsätzlichen  Hedenken  »lies  privaten  Grumleiircnthumä,  denen  freilich 
wichtige  Vortheile  ireijennber  stehen  (s.  Wagner,  Grundier.  2.  Abth.  K.  4),  sondern 
auch  den  Im  stand,  dass  „freie*  Gruudeiirenthum"  mit  seinen,  im  heutigen  Hechte  gut- 
Seheissenen  Conse-iuenzen .  freier  Tln  ilbarkeit ,  Vcräusserlichkeit,  Yerschuldharkeit  (in 
der  Form  der  Kapital  Verschuldung!  8.  (irundleg.  §.  meist  nur  fictiv  froies. 

^tatsächlich  in  Foliie  der  Vcrsehuldunir,  Veq>fändun:r  u.  s.  w.  viel  gebundeneres 
Kesttzthum  werden  kann,  als  dasjenige,  welches  der  Eibpachter  hat.  Die  Hodbertus- 
schen  Lehren  (Hentenprincip  s.  dess.  Crcditnoth  des  Grundbesitzes.  2.  A.,  Is7(>).  ilie 
neueren  oft  umrUnstiircn  Erfahrungen  mit  freiem  kleinem  Grundeigenthum  und  die 
irünstitren  Erfahrungen  mit  Erbpachten  auf  den  Mccklenbur/schen  Domänen  haben 
jene  früheren  einseitigen  Ansichten  berichtigt  In  Prcussen  ist  die  Fraire  durch 
Anreirunireu  »on  verschiedenen  Seiten  neuerdings  wieder  lebhafter  u.  mehrfach  in 
einer  der  Erbpacht  sympathischen  Weise  erörtert  worden.  S.  bes.  d.  Verhandlungen 
des  prenss.  Landesokon. collegiums  1S77,  Nasse  in  d.  landwirthseh.  Jahrbüchern  IST'», 
Ruprecht,  Erbpacht,  Gött,  l!»2.  In  der  Kin.wiss.  ist  die  Frage  natürlich  nur  eben 
zu  berühren,  sie  gehört  in  die  Agrarpolitik.  Im  Folgenden  ist  die  Darstelluni;,  die 
ich  wesentlich  im  Anschluss  an  Hau  in  d.  vor.  Aufl.  gab,  hier  jetzt  möglichst  zu- 
sammengezogen worden.  Ueber  die  rechtliche  Seite  s.  die  Werke  über  deutsche 
Hechtsgeschichtc  u.  deutsches  Privatrecht,  so  z.  B.  die  neueste  Bearbeitung  de» 
Gegenstands  in  Stobbe,  D.  Priv.recht  Berl.  18S3),  2.  A.  II.  §.  132. 

Die  Erbpacht  kommt  im  deutschen  Hecht  in  verschiedenen  Modifikationen  vor 
und  hat  auch  rechtlich  viele  Aehnlichkeit  mit  der  Emphytcuse  des  römischen 
Hechts.  Sic  lässt  sich  nach  den  concreten  Bedürfnissen  auch  verschieden  gestalten, 
was  für  die  Frage  ihrer  Wiedereinführung  zu  beachten  ist. 

§.  230.  —  1.  Wesen.  Der  Pachter  oder  sogen.  Erbpachter 
erhält  nicht  wie  der  Zeitpachter  auf  einen  benannten  Zeitraum 
(Reibe  von  Jahren),  sondern  auf  die  Geschlechtsdauer  ein  erb- 
liches Benutzungsrecht.  Seine  sonstigen  Verfügungsbefug- 
nisse sind  mehr  oder  weniger  beschränkt  zu  Gunsten  des  Eigen- 
tümers oder  an  dessen  Einwilligung  gebunden,  so  besonders  der 
im  Uebrigen  gestattete  Verkauf  und  die  Verpfändung.  Die  Gegen- 
leistungen des  Erbpachters  an  den  Verpächter  bestehen  in  der 
Zahlung  einer  ersten  Einkaufssumme  (Erbbestand- 
geld) beim  Beginn  und  einer  jährlichen  Pachtrente 
(Grundzins,  Kanon).  Das  Grössenverhältniss  dieser  beiden 
Leistungen  kann  beliebig  normirt,  ebenso  die  Paehtrente  in  Geld 
oder  Früchten,  welche  letztere  in  natura  oder  nach  Geldpreisen 
zu  entrichten  sind,  stipulirt  werden.  Bei  Erfüllung  der  vertrags- 
massigen Leistungen  ist  der  Erbpachter  in  seinem  Besitze  geschützt 
und  unterliegt  keiner  willkührlichen  Kündigung  des  Eigentümers. 

2.  Beurtheilung.  Die  Erbpacht  hat  für  die  Domänenver- 
waltung, für  welche  sie  hier  allein  näher  zu  betrachten  ist,  manche 
Vortheile,  welche  durch  die  etwaige  geringere  finanzielle  Rentabi- 
lität, verglichen  mit  der  Zeitpacht  und  mit  der  Rente  des  erlösten 
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Kapitals  beim  Verkauf  nicht  nothwendig  autgewogen  werden.  Sie 
rouss  aber  überhaupt  nicht  nur  nach  ihrer  finanziellen  Seite  und 
auch  nicht  bloss  nach  ihrer  Wirkung  auf  die  landwirtschaftliche 
Produktion,  sondern  unter  Umständen  zugleich  als  eine  wichtige 
Maassregel  gesunder  Socialpolitik  betrachtet  werden. 
Denn  sie  kann  zur  Erhaltung  oder  Gründung  eines  tüch- 
tigen Bauerstands  dienen  und  auch  kleinen  Leuten 
(Arbeitern)  zu  Grundbesitz  verhelfen,  ohne  die  Gefahr,  sie  vom 
Grossgrundbesitz  und  Kapital  bald  wieder  verdrängt  zu  sehen.  Die 
Vererb pachtung  der  Domänen  ist  daher  eine  Maassregel, 
welche  ähnlich  wie  der  Verkauf  der  Domänen  in  kleinen  Stücken 
zu  beurtheilen  ist  (§.  220),  aber  Vorzüge  vor  diesem  bietet.  Dies 
hat  man  neuerdings  wieder  mehr  erkannt  und  beurthcilt  sie  des- 
wegen wieder  günstiger,  als  es  eine  Zeitlang  der  Fall  war. 

Schon  nach  der  früheren  Auffassung,  wie  sie  bei  Ii  an  (§.  HU  ff.)  hervoitritt, 
allerdings  abweichend  von  der  vorherrschenden  Ansicht,  wurden  erhebliche  Vor- 
theile der  Erbpacht  nicht  verkannt:  so  verglichen  mit  der  Zeitpacht  die  grosse  Ver- 
«infachnng.  daher  die  Verwohlfeilerung  der  Verwaltung  für  den  Staat:  die  bessere 
Rewirthse  haftung  des  (iuts  durch  den  hierbei  ziemlich  wie  ein  Eigentümer  interessirttMi 
Erbpachter.  woraus  sieh  auch  für  den  Staat  die  Möglichkeit  einer  höheren  Pachtrent»' 
(aus  den  Zinsen  des  Erbbestandgelds  und  aus  dem  Kanon)  ergebe.  Kau  betont  dabei 
(§.  1.M2K  -diese  Vortheile  dann  am  (irössten  würden,  wenn  die  Erbpacht  mit 
einer  Zerschlagung  (Dismcmbration.  Abbau!  der  grossen  Domanenhöfe  in 
kleinere  tiüter  in  Verbindung  gesetzt  wird*',  wie  es  mehrlach  geschehen  ist.  als 
Mnssregcl  der  innerm  (Kolonisation  und  der  Hebung  der  Eandescultur  im  IS.  Jahr- 
hundert. Vgl.  Hau  132  Note  a  n.  vor.  An«,  dieses  Bands  S.  414  Note  77  mit 
verschiedenen  älteren  Daten  u.  literarischen  Nachweisen.  U.  A.  begann  1701  im 
preussischen  Staate,  um  einen  höheren  Ertrag  aus  den  Dom.  zu  erzielen,  ein«» 
Vererbpachtung  der  Domänengüter  u.  sonst.  Tertincnzstückc  mit  Parzellirung 
der  Vorwerke.  Die  übereilte  Massregcl,  die  zudem  viele  politische  tiegner  hatte, 
blieb  ohne  die  gehollkn  Resultate  und  wurde  deswegen  1710,  1711  mit  grosser 
Mühe  wieder  rückgängig  gemacht.  Riedel,  brand.  preuss  Staatshaush.  S.  Sit. 
liegen  die  Nützlichkeit  der  Sache  im  Allgemeinen  kann  man  aus  diesem  Millingen 
keinen  Beweis  nehmen.  Friedrich  II.  zertheilte  und  vererbpachtetc  über  .'{00  Vor- 
werke ,  Friedrich  Wilhelm  II.  setzte  dies  bei  drei  Domänen  im  Oderbruche  fort 
und  Fricdr.  Wilh.  III.  liet-s  eine  grössere  Anzahl,  besonders  in  Ostprcussen.  in  Erb- 
pacht geben.  In  Ansbach  '1757).  Raircuth  (1703).  Waldeck  (1735).  Hessen- 
Darmstadt  (1 773).  Böhmen  (1770*.  der  Rbeiupfalz,  fing  man  an.  diese  Bei- 
spiele nachzuahmen.  In  den  dänischen  Staaten  geschah  dies  seit  1703  in  grosser 
Ausdehnung  und  mit  gutem  Erfolge.  Auch  in  Mecklenburg  geschah  es  häufig  u. 
seit  IV 10,  dann  besonders  seit  1  SOS.  wieder  in  grösserem  Maasse.  (Nach  Kau  a.  a.  ÜA 
Mecklenburg-Schwerin  hatte  1855  75  grössere  Krbpachthöfe  von  ungefähr  SSO  pr.  M. 
mittlerer  Grösse  u.  1320  bäuerliche  ErbpacbtgUtcrvon  durchschnittlich  l8,3SSUnadr.-Kuth. 

153  pr.  M.  u.  72Ss  Büducrstellen  i.  D.  von  1020  (Jnadr.-Ruth.  "=  N»  pr.  M.  Bei- 
träge, IV,  30,  3S.  Auf  dem  Schwerin'schen  Domanium  betruir  die  Zahl  der  Erb- 
pachtstellen 1832  437.  1M7  s32,  ls57  1230,  1S70  2383,  1872  3033  —  mit  als 
Massregel  zur  Hemmung  der  Auswanderung  dient  diese  F.inrichtung.  die  auf  deu 
mecklenb.  Rittergütern  sehr  zum  Nachtheil  fehlt.  Vgl.  Ber.  d.  mecklenb.  t'ommiss. 
üb.  ArbHterverhältnisse,  Schwer.  1873.  d.  Refer.  v.  Sehn hma<  her-Zarchlin , 
S.  83.  Vgl.  auch  Hüllmann,  (iesehiehte  der  Dom.-Ren.  S.  03.  --  Krug.  National- 
reichth.  des  prenss.  Staates,  II.  418.  v.  Rönne.  Domüncnwesen  d.  preuss.  Staates 
S.  50.    I  eher  die  .Massregeln  Fried r.  II.   Stadclmann,  l'renssens  Könige  in  ihrer 
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Thätigkcit  f.  d.  Landescultur ,  II,  14  II.  (Leipz.  |SM2,  Public,  aus  d.  preuss.  Staats- 
archiven B.  XI). 

Auch  die  mancherlei  practischen  mtd  principiellen  Einwcndu  ngen  gegen  die 
Erbpacht,  besonders  im  Vergleich  mit  der  Zeitpacht,  hat  schon  Kau(§.  13.'t, 
134)  mit  Recht  nicht  als  ausschlaggebend  anerkannt.  Sic  verlieren  ihr  Gewicht  um 
m)  mehr,  je  mehr  man  eben  iu  der  allgemeineren  Vcrerbpacbtung  eine  Massregel  der 
I.andescuhur- Politik,  nicht  nur  eine  finanzielle  Frage  sieht.  Gegen  den  finanziellen 
Nachteil,  dass  der  in  Geld  gesetzte  Kanon  bei  sinkendem  Geldwerth  und  steigenden 
Getreidepreisen  für  den  verpachtenden  Staat  einen  immer  kleineren  Werthbetrag  er- 
reicht kann  sich  der  Staat  durch  Stiptilirung  des  Kanon  in  Fruchten  (einschliesslich 
anderer  landwirtschaftlicher  Producta),  zahlbar  ganz  oder  theilweisc  nach  mehr- 
jährigen Durchschnittspreisen  oder  nach  den  Jahres-Marktprciaen.  hinlänglich  schützen. 
Dies  Verfahren  sieht  mit  dem  Wesen  der  Erbpacht  und  mit  den  von  dieser  zu  erwarten- 
den günstigen  Folgen  für  die  bessere  Bewirtschaftung  des  Bodens  nicht  im  Widerspruch 
und  ist  in  der  Praxis  öfters  angewandt  wordeu  (Ostpreussen ,  Mecklenburg),  z.  B. 
im  ostpreussischen  Kammerdepartement  Stipulirung  des  Kanons  halb  Roggen,  halb 
G.-rste;  der  durchschnittlich«-  Marktpreis  einer  30  jährigen  Periode  wird  während  der 
folgenden  30  Jahre  zur  Bezahlung  angewendet,  doch  darf  d>  r  Mittelpreis  d<  r  «-inen  Periode 
nicht  üb<T  das  Doppelte  vom  Preis»-  d<  r  vorhergehenden  si<  ijr«n.  Krug,  Nat-Reich- 
thum  II.  42.  Mecklenburg,  der  in  Getreide  angeätzte  Kanon  wird  nach  20 jähr. 
Durchschnittspreisen  bezahlt  (Kau.)  Je  incfir  die  Kornerwiithschaft  hinter  andere 
Productionszweige  in  der  Landwirt hschaft  zurücktritt,  desto  weniger  reichen  Pacht- 
zinse in  Getreide  für  den  beabsiclitisrten  Zweck  aus.  Animalische  Producte,  HandeLs- 
gewächse  steigen  auch  vielfach  stärker  im  Preise.  Die  allerdings  weifen  der  Qualitäts- 
differenzen noch  schwierigere  Festsetzung  de>  Pachtzinses  od.  Kanons  mit  in  Quantitäten 
solcher  andrer  Producte  müsste  daher  versucht  werden. 

Angesichts  der  grossen  Steigerung  der  Grundrenten,  welche  z.  B.  die  Zeit- 
pachten der  Domänen  constatiren  (s.S. 529),  und  bei  dem  Umstände,  dass  dieseStejgerong 
notorisch  zum  guten  Theil  nicht  auf  individuelle  Leistungen,  Kapitalzuführungen  u.  s.  w. 
des  Landwirths,  sondern  auf  allgemeine  Vorgänge  in  der  Volkswirtschaft,  wie 
steigender  Preis  der  Bodcnproducte,  sinkender  Geldwerth,  weiterer  Absatz,  grössere 
Volksdichtigkeit  u.  v.  a.  in.  zurückzuführen  ist,  muss  eine  solche  Theilnahmc  des  Staats 
als  Vererbpachter  an  diesen  Vorteilen  gewünscht  werden.  Vgl.  die  Daten  ans  Mecklen- 
burg in  d.  Ber.  d.  Commiss.  z.  Prüfung  der  Rententheorie  v.  Rodbertus  Bcrl.  1ST1. 
Refer.  v  Sc b  u h  mach cr-Z a rc  h  1  i n ,  S.  4  ff.,  über  die  „aufsteigende  Bewegung  «1er 
landwirthsch.  Grundrente".  Bei  im  Ganzen  nur  wenig  verändertem  Arealfiestand  stieg 
die  Aufkunft  am  Zeit-  u.  Erbpacht  v.  1750  —  51  an  von  141.040  Thlr.  auf  303,401 
in  1775  —  70,  379,273  in  1S00  — Ol,  564,359  in  1S25-  20,  935.041  in  1S19  — 50, 
'.»55,397  in  1S64.  In  einem  Amte,  das  keine  wesenil.  Vcrändcr.  erfahren,  war  die 
Zeit-  und  Erbpacht  1750—55  jährt.  11.12S,  1S15— 50  32.077  Thlr. 

Auch  die  Tragweite  der  Behauptung,  dass  die  Erbpacht  durchaus  weniger 
Vorteile  als  der  Verkauf  von  Domänenland  und  mithin  der  Uebergang  des  letzteren 
in  Privatgrundeigenthum  biete,  beschränkt  Kau  (§.  135)  bereits  richtig,  wenn  er  auch 
den  entscheidenden  Gesiehtspunct  beim  Vergleich  zwischen  Erbpacht  und  Privat- 
grundfiesitz  noch  nicht  hervorhebt;  denn  wichtiger  als  seine  au  sich  richtige 
Beweisführung  zu  Gunsten  der  Erbpacht,  wobei  wieder  nur  das  Productions- 
interesse  berücksichtigt  wird,  ist  noch  der  Umstand,  den  die  Gegner  der  Erbpacht 
und  die  Anhänger  des  freien  Grundeigentums  übersehen,  dass  der  Zweck  des  Ver- 
kaufs der  Domänen  an  kleinere  Landwirte  gar  nicht  sicher  erreicht  wird,  weil  die 
gleich  anfängliche  oder  die  später  so  leicht  eintretende  Verschuldung  der  Besitzer  oft 
zu  deren  Enteignung  führt  Die  Lage  des  Erbpächters  ist  viel  sicherer.  (S.Wagner. 
Gründl.,  §.  322fi  Viel  lieber  Erhpächtar  mit  festem  Besitzreclit  u.  festem  Kanon,  aN 
Verschuldeter  Eigentümer  mit  kündbaren  Hypotheken  und  wechselndem  Zinsfusse! 
Selbst  das  Productionsinteresse  bei  der  Erbpacht  ist  ferner  häufig  besser  als  beim 
\ erkauf  gewahrt,  weil  dem  Erbpächter  nach  Entrichtung  des  Erbbestandgelds  mehr 
eigene  Mittel  als  beim  Ankaufe  als  Betriebskapital  bleiben.  Hier  zeigt  sich  bei  der 
Erbpacht  ein  ähnlicher  Vortheil  wie  bei  der  Zeitpacht,  im  Vergleich  mit  dem  Ankauf. 
Einzelne  fur  die  Entwicklung  der  landwirtschaftlichen  Cultur  nachteilige  oder 
unnötige  Beschränkungen  der  Verfugungsbcfngni'sse  des  Erbpachters,  z.  B.  hinsichtlich 
der  Veränderung  der  Benutzungsart  des  Bodens,  gehören  nicht  zum  Wesen  der  Erb- 
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pacht  und  g<>tatteu  eine  Modification.  Schon  Kau  kam  daher  7.u  dum  Ergebnis* 
<§.  136),  dass  die  „Erbpacht  nach  diesen  Betrachtungen  für  Domanial-Hofgtiter 
wesentlich''  Vorzüge  hat". 

§.  231.  —  3.  Entscheidung  der  Erbpachtfrage.  Das  Ver- 
dict  gegen  Erbpacht  ist  in  der  individualistischen  Nationalöko- 
nomie eine  einfache  Consequenz  ihrer  Grundanschau- 
ungen.  Auch  Kau  wagte  davon  nicht  abzugehen. 

Kr  sagt  §.  13G:  Der  Erbpacht  ,.steht  der  in  der  heutigen  Volkswirt!» Schaftspolitik 
angenommene  Grundsatz  entgegen,  dass  die  Befreiung  der  (irundeigenthttmer  oder 
erblichen  Nutzniesscr  von  allen  Verbindlichkeiten  gegen  die  Kealbercchtigteu  (Guts- 
herren) zu  befördern  sei".  Daraus  folgert  auch  Kau:  „dass  mau  kein  neues 
dauerndes  bäuerliches  V  erp  f  lic  Ii  tu  ngsverh  ältn  iss  entstehen  lassen,  oder 
es  wenigstens  soirleich  ablösbar  inachen  soll,  und  dass  auch  die  forhandeneu 
Erbpachter  in  den  Stand  gesetzt  werden  müssen,  das  nur  mit  einem  ablös- 
lichen  Grundzinse  beschwerte  Eigcnthuin  zu  erlangen.  Man  wird  daher 
in  vieh-n  Fällen,  wo  man  sich  sonst  zur  Verei  hpachtung.  aber  noch  nicht  zu  dem 
Verkaufe  entschlossen  haben  würde,  bei  der  Zeitpacht  stehen  bleiben."  Man  könne 
nur  etwa  „Domänen  so  verkaufen,  das«»  ein  Theil  des  Preises  alsbald  haar  entrichtet, 
lux  den  andern  Theil  ein  alilösl»arer  Grundzins  ausbedungen  werde,  welcher  sich  nach 
GctreideprcLsen  regele,  und  dessen  Ablösung,  wenn  sie  vom  Eigenthümcr  begehrt 
werde,  nach  dein  durch  jene  Preise  bestimmten  Geldbetrage  des  letzten  Zeitraums 
erfolge".  Allenfalls  „könnte  der  Grundzins  auch  auf  eine  »ewisse  uieht  zu  lange  Zeit 
unablösbar  gemacht  werden,  oder  man  konnte  ausnahmsweise  einen  höheren  Abkaufs- 
betrag.  z.B.  das  22%-  oder  25 fache,  verabreden".  Kau  hat  sich  hier  al>o  getreu 
seine  eitrene  Uchcrzcusrung  der  Verwerfung  der  Erlmacht  accominodirt. 

Richtiger  ist  es  wohl,  zu  bekennen,  dass  eine  solche  Verwerfung 
des  Instituts  zu  weit  geht  und  die  Erb p acht  bei  den  Domänen 
des  Staats  im  finanz-  und  volkswirtschaftlichen  wie  im  social- 
politischen  Interesse  mitunter  zugelassen  werden  sollte,  weil  sie 
günstiger  als  die  Zeitpacht  und  als  der  Uebergang  des  Staats- 
grundbesitzes an  Private  zu  beurtheilen  ist.  Namentlich  bei  einer 
Zerstückelung  der  Domänen  aus  Gründen  der  Landescultur  und 
der  Socialpolitik  verdient  sie  den  Vorzug  vor  dem  Verkauf,  weil 
sie  die  Enteignung  des  Bauern  weniger  leicht  macht,  als  diese  in 
der  heutigen  Lage,  insbesondere  bei  dem  bestehenden  Schuldrecht, 
bei  „freiem  Privateigenthum u  ist 

Vgl.  auch  hier  Sombart  a.  a.  0.  Er  kommt  freilich  auch  nicht  zum  Vorschlag 
der  Wiedereinführung  der  gerade  in  Preussen  durch  die  Gesetzgebung  verbotene« 
Erbpacht.  Aber  sein  Vorschlag,  dass  '/j  des  Taxwerths  haar  anzuzahlen,  %  mit 
4%  Zins  uud  der  AmortLs.- Rente  in  30  Jahren  zu  tilgen  sei,  erkennt  das  Bedenket!, 
das  dem  Verkauf  «regen  Baar  entgegensteht. 

Die  Einrichtung  der  Erbpacht  wurde  nach  Kau  §.  130  etwa  in  folgender 
Weise  zu  trelleu  sein:  Bei  der  Zerschlagung  grosser  Güter  sind,  je  uach  den  örtlichen 
Umständen,  mittlere  und  kleinere,  möglichst  gut  arrondirtc  Bauererüter  und  nach 
Bedurfuisfl  auch  kleine  Tagelöhnerstellen  zu  bilden.  Fehlt  es  an  Erbpachtlustigen, 
die  aus  eigenen  Mitteln  Wohnungen,  Stalle,  Scheunen  zu  erhaucn  vermögen,  so  hat 
dies  auf  Rechnung  des  Staats  zu  geschehen.  Der  Grundzins  wird  besser  sogleich  bei 
der  Bekanntmachung  der  Vrräusserungsbedinjrunjren  festgesetzt  und  nur  die  anfängliche 
baare  Einzahlung  (Erhljestandgcld)  durch  Versteigerung  oder  lieber  nach  der  Tax« 
bestimmt.  (Somhart  S.  41.)  Ein  rechtlicher  Anspruch  auf  Nachlässe  (Remission) 
besteht  nicht.  hei  irrosvn  Cnulm  ksf.illen  sind  sie  aber  nicht  immer  zu  vermeiden. 
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§.  232.  Anbang:.  Landwirtschaftliche  Gcwerks- Vorrichtungen. 
Gebäude  und  Vorrichtungen  zur  Betreibung  von  sogen,  landwirtschaftlichen 
Industrien,  welche  mit  den  Domänen  und  meist  speciell  mit  dem  landwirthschaft- 
tiehen  Betriebe  in  näherer  Verbindung  stehen .  wio  Bierbrauereien,  Branntweinbrenne- 
reien. Ziegeleien.  Mahl-  und  andere  Mühlen  u.dgl.  m.,  bloiben  in  der  Rejrel  passend 
damit  verbunden  und  werden  dann  mit  der  betreffenden  Domäne  verzeitpachtet.  B<i 
der  Zerschlagung  von  Domänen  wird  <-s  meistens  rath sanier  sein,  jene  Bestand- 
teile zu  verkaufen.  Der  Staat  eignet  sich  gewöhnlich  nicht  zur  eigenen  Verwaltung 
derselben  und  die  aparte  Verpachtung  macht  zu  grosse  Schwierigkeiten.  (S.  Kau  §.  15S.) 
Ziegelei -Verpachtung  kommt  bei  Domänen  Öfters  vor.  Bei  Zeitpachten  pflegt  sich  die 
Bestimmung  zu  finden,  dass  es  dein  Pachter  ohne  Genehmigung  des  Verpächters  nicht 
trestattet  ist,  andere  Gewerbe  (industrielle)  als  dir  Landwirtbschaft  auf  dem  Gute  zu 
betreiben. 

3.  Abschnitt. 
Dingliehe  Rechte  oder  Real  lasten. 

Vgl.  Rau  §.  156— 1  «5,  vor.  Aufl.  dieses  Bands  I.  §.  183—189.  Die  Lehre  von 
d.  Gnimlgefällen  gehurt  nach  ihrer  v  olkswirthsch.  Seite  vornehmlich  in  die  Agrar- 
politik, s.  daher  darüber  auch  f.  Literatur,  Recht  u.s.  w..  Kau.  Volkswirth- 
>chaftspolitik  §.  46  ff.  Roscher  II.  2,  Kap.  0.  Mcitzcn  I.  367  ff.  In  die  Finanz- 
wissenschaft gehört  der  Gegenstand  eigentlich  wieder  nur.  soweit  der  Umstand  von 
Einfluß  ist,  dass  der  Staat,  der  Domaiienfiscus,  der  Berechtigte  ist.  Da  die  recht- 
liche Regelnng  der  Rcallasten  durch  die  neuere  Ablü>ungss:csetzgehung  bei  uns 
erledigt  und  die  AMi»uu<:  bereits  allgemein  that>ächlich  durchgeführt  ist,  so  hat  der 
ganze  Gegenstand  auch  wesentlich  nur  noch  historisches  Interesse.  Wegen  der 
dabei  in  Betracht  kommenden  Principienfragen  ist  er  aber  gleichwohl  noch  von  allge- 
meinerer Bedeutung,  auch  fur  etwa  wieder  einmal  voikoui inende  ähnliche  Fälle  (Frage 
der  Ablösung  von  Grundsteuern  u.  dirl.).  Die  Darstellung  selbst  hier  jetzt  g<:sren  die 
vor.  Aufl.  zusammengezogen.  Fur  Kechtsgeschichtlicbcs  s.  Kraut,  (irundr.  d.  Privat- 
rechts §.  145 — 155,  v.  Maurer.  Goch.  «I.  Fronh<»fe  u.  s.  w.,  pass..  bes  III,  230  ff.. 
280  ff  .  Waitz,  D.  Verfassungsgesch.  pa>s..  bes.  V  ,  K.  4.  S.  1S5  ff.  Di<>  Entstehung 
u.  Ausbildung  der  GrundgefUlle  hängt  auch  mit  der  Unfreiheit  u.  dm  Landuberlassungen 
gejren  Dienste  u.  Abgaben  zusammen.  S.  Grundleg.  2.  Abthg..  K.  1.  §.  201 — 215,  u. 
die  dort  ausfuhr!,  angeg.  Liter.  Ferner  f.  die  Frage  der  Beseitigung  der  betr. 
Lasten  cb.  2.  Abth.,  K.  5.  Ueber  die  speeifisch  juristische  Seite  der  Reallastcn 
>.  die  Werke  über  deutsche  R-  chts«reschichte  u.  D.  Priv.r.eht,  u.  A.  Stolibe,  D.  Priv.- 
recht.  I.  A.  II.  §.  100  II. 

I.  —  §.  233.  Die  älteren  Grundgctälle.  Die  ihnen  zu 
Grunde  liegenden  dinglichen  Rechte  oder  Reallasten  sind  „Ver- 
pflichtungen zu  wiederkehrenden  stetigen  Leistungen  (besonders 
Zinse,  Renten,  Frohndeu  u.  s.  w.,  —  auch  Zehnten, 
Handlöhne,  Gilten),  welche  dem  Besitzer  eines  Grund- 
stücks als  solchem  obliegen,  so  dass  die  Person  des  Verpflich- 
teten lediglich  durch  den  Besitz  des  Grundstücks  bestimmt  wird. 
Die  Verpflichtung  zur  Leistung  kann  entweder  in  regelmässiger  Weise 
za  bestimmten  Zeiten  (so  beim  Zehnten)  oder  in  uuregelmässigen 
Intervallen  nur  bei  gewissen  Veranlassungen  (z.  B.  Todesfällen, 
Besitzwechsel,  —  Mortuarium,  Ländern  in m)  eintreten"  (Stobbe). 

Solche  Rechte  sind  von  Alters  her  bis  in  unsere  Tage,  wie  mit  anderen  privaten 
Luidsrutern  herrschaftlicher  Qualit.it  ((irundhen-schaften),  »o  mit  den  Domü m»it  de-* 
\  Wayn»r,  Kilian/» i^ti^tuU  I.    :i.  Aull.  ^»J 
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Staats  verbunden  gewesen,  auch  bei  Veräußerung  von  Domänen  wohl  zu nicl behalte» 
worden.  Nach  dem  rechtlichen  Ursprung  sind  diese  Rechte  ror herrschend  privat- 
rcchtlicher  Natur,  hie  und  da  aber,  im  Einzelnen  nicht  leicht  untorscheidbar.  mit  alten 
festen  Abgaben  Öffentlich-rechtlichen  Charakters  und  steuerrechtlicher  Natur  ver- 
mischt (vogtei  -  und  gcrichtshcrrschaftliche  Lasten). 

Die  bezüglichen  Einnahmen  aus  diesen  Gerechtsamen,  die 
sogen.  Grundgefälle,  haben  in  deutschen  und  anderen  Ländern 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  oft  nicht  unerhebliche  finanzielle 
Bedeutung  gehabt,  bis  die  Ablösungen  sie  verminderten  oder  be- 
seitigten. 

Beispiele  Baiern.  Nach  dem  A.  für  1S32 — 34  war  die  Einnahme  aus  Grund- 
gefallen  im  D.  5,277,400  Ii.  rein,  die  Kosten  40  Proc ..  Lasten  5  4  Proc.  Die  R.  1853  4 
zeigt  4,471.276  fl.  Reinertrag,  der  A.  für  1855—  61  eine  Roheinnahme  von  5,143,849  1, 
A.  1870  322.170  fl.  ältere  Gefälle,  4,300,000  fl.  neu  angesetzte  Grundzinse  nach  Ges. 
v.  4.  Juni  184S.  18,130  fl.  Naturalabgaben,  zus.  4,710,000  fl,,  Ausgabe  88,300  fl. 
A.  1877  7,783,600  M.  Grundgefälle,  mit  201,140  M.  Ausgaben  dafür,  1883  bez. 
7*51  u.  0183  Mill.  AI  —  In  Baden  sind  die  Grundgcfällc  neuerlich  durch  den  Fort- 
gang der  Ablösungen  sehr  vermindert  worden.  Der  Rohertrag  des  Zehnten  war  im 
D.  1833—36  vor  der  Ablösung  1,002.841  fl.  Derselbe  ist  jetzt  abgelöst  und  es  gingen 
im  D.  1854  und  1855  474.277  fl.,  1882  noch  522,000  M.  Zinsen  aus  noch  ausstehenden 
Ablösungssummen  ein.  Die  Geschäfte  jetzt  im  Wescntl.  abgewickelt.  —  Würtemberg 
hatte  bis  1849  noch  sehr  viele  Naturalgcfällc.  Nach  dem  A.  1845— 1847  war  die 
Einnahme  aus  Zehnten  1,475,648  fl.,  aus  Lehen-  und  Zinsgütern  593.712  fl..  die 
Kosten  und  Abgänge  bei  jenen  43,621  fl,  bei  diesen  12.455  fl.  Von  dem  Reinertrag«" 
von  2,013.284  fl.  müssen  aber  noch  viele  allgemeine  Kosten  abgerechnet  werden,  indem 
die  Ausgaben  für  Naturalvorräthe  (34,502  fl.)  grösstenteils  durch  die  Gefälle  ver- 
anlasst wurden.  Diese  Einnahme  jetzt  fast  völlig  (noch  229  M.!)  verschwunden.  Ricci*. 
a.a.O.  S.  182.  —  In  Prcussen  bcliefen  sich  die  Domanialgefälle  1847  noch  auf 
4.057,513.  1849  auf  3,974,000,  1853  auf  3.134,221 ,  1861  auf  2,695.342,  1870  auf 
1,741,172  Thlr.  „grundherrl.  Hebungen  u.  Hebungen  aus  veränss.  Dom.-Objecteo" 
(incl.  neue  Provinzen),  davon  aus  Erb-,  Grund-  u.  Domänenzins,  Kanon  u.  Geldrenten 
für  Getreide,  dio  vortragsmässig  nach  wechselnden  Durchschnittspreisen  regulirt  werden. 
1,551,582  Thlr.,  Zinsen  v.  bäuerl.  In\  entarten-  (Hofwehr-)  Geldern  2214,  für  Natural- 
prästationen  (entw.  nach  Kammertaxe  oder  nach  zeitweisem  Abkommen  in  Geld  bezahlt 
oder  iu  natura  geliefert)  148,437  Thlr..  für  unbeständ.  Gefälle  88,939  Thlr.  Summ» 
d.  „grundherrl.  Hebungen  u.  s.  w."  im  Et.  f.  1875  3  62  Mill.  M.  Dio  Domänen- 
amortisationsrenten  betrugen  1,998,049  Thlr.  in  1870,  in  1875  6  22  Mill.  M.  Im 
Et.  f.  1883/84  stehen  nur  noch  1,818,000  M.  ..grundh.  Hebungen"  u.  s.  w.  u.  6,376.000  M. 
Dom.amortis  renten.  —  Auch  mehrorc  Schwcizercautone  hatten  früher  erhebliche 
Einnahmen  dieser  Art,  z.B.  Bern  im  A.  für  1846  318,878  Fr.  von  Zehnten  und 
Lehngcfällcn ,  Neuenburg  105,000  Liv.  (zu  40  Kr.),  Zürich  1815  —  25  im  D. 
198,750  Fr.  oder  fast  V«  der  Einnahme.  Aargau  A.  1846  62,250  Fr.  (d.  älter» 
Daten  z.  Tb.  nach  Rau). 

Die  Sicherheit  des  Bezugs  der  Grundgefälle ,  die  Aos- 
sicht  auf  steigenden  Ertrag  bei  einzelnen  davon,  besonders 
beim  Zehnten  waren  ersichtliche  Vortheile  dieser  Einnahmen  ftr 
die  Finanzwirth8chaft  des  Staats.  Diesen  Vortheilen  standen  als 
Nachtheile  volks-  und  privatwirthschaftlicher  und  mehrfach  auch 
finanz  wirtschaftlicher  Art  gegenüber  die  veränderliche  Grösse, 
die  lästige  Entrichtungsart,  die  Hemmung  des  Fort- 
schreitens im  Landbau.  Für  den  Staat  war  namentlich  die 
sehr  ungleiche  Grösse  der  Einnahme  von  Jahr  zu  Jahr  be 
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sonders  störend,  bei  den  Natural  gefallen  ist  überdies  die  Er- 
hebung kostspielig. 

In  Baiern  z.  B.  war  der Durchscbnittsertrag  in  1 9  Jahren  von  1 8 1 9—37  5,2 1 1 ,626  fl. , 
min.  3,894.223  fl.  im  J.  1825,  max.  6,554,775  fl.  im  J.  1831,  also  resp.  74  und  125 
Proc.  des  Durchschnittes. 

Diese  Nachtheile,  verbanden  mit  allgemeinen  Strömungen  im 
öffentlichen  Leben,  führten  in  der  Wissenschaft  zu  der  Forderung 
der  Umwandlung  der  Grundgefälle  in  einfache  Grnndzinse  oder 
selbst  der  gänzlichen  Ablösung  dieser  Gefälle.  Diese  Forde- 
rung haben  die  meisten  europäischen  Staaten,  auch  die  deutschen 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  verwirklicht,  so  dass  die  Einnahmen 
aus  den  alten  Grundgefällen  sich  immer  mehr  vermindern  oder 
schon  verschwunden  sind. 

Die  vollständige  Abschaffung  der  Grundge falle  war  eine  Consequenz  der 
neueren  nationalökonomischen  Ansichten  von  der  Notwendigkeit  abgabefreien 
ländlichen,  speciell  bäuerlichen  Grundeigenthums  im  privat-  und  volkswirtschaft- 
lichen Productionsi nter esse  und  zugleich  eine  Consequenz  der  neueren  poli- 
tischen Ansichten  Uber  persönliche  Freiheit  und  Eigenthum.  Die  Maassregel 
bat  auch  ohne  Zweifel  auf  den  Ackerbau  und  die  bäuerlichen  Wirthe  einen  guten 
Eiofluss  geübt,  soweit  sie  zu  einer  Beseitigung  von  Quotcuabgaben  vom  Roh- 
ertrage, also  besonders  dos  Zehnten,  führte.  In  ihrer  Allgemeinheit  jedoch 
wird  sie  verschieden  bcurtheilt  werden,  je  nachdem  entweder  wieder  mehr  der  privat- 
wirthschaftlichc  Gcsichtspunct  für  die  Beurtheilung  maassgebend  ist  und  dieser  in  der 
üblichen  Weise  mit  dem  volkswirtschaftlichen  identificirt  wird,  wie  in  der  Smith 'sehen 
Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  oder  aber  der  wirklich  volkswirtschaft- 
liche und  der  «ocial  politische  Gcsichtspunct  mit  entscheidet. 

Es  gilt  dann  wieder  Aehnliches,  wie  von  der  Erbpacht.  In  Hinsicht  auf  die 
Productivität  und  die  sociale  Function  seines  Besitzers  ist  allerdings  schulden- 
freies bäuerliches  Privateigentum  dem  mit  jenen  Lasten  beschwerten  vorzuziehen. 
Alier  jenes  war  keineswegs  das  allgemeine  Resultat  der  Abschaffung  der  Grundlasten. 
Vielmehr  bat  sich  der  mit  nicht  beliebig  vermehrbaren  Grundlasten  beschwerte  Grund- 
besitz öfters  nur  in  solchen  mit  kundbaren  Kapitalschulden  belasteten  verwandelt: 
keineswegs  durchaus  eine  Verbesserung,  oftmals,  wobl  sogar  in  der  Kegel,  eine  Ver- 
schlechterung. Ferner  ist  eine  Tbeilung  des  Grundertrags  zwischen  dem  ver- 
pflichteten Bauer  und  dem  Privat grundherm  eher  zu  beanstanden.  Aber  wo  der 
Grundherr,  wie  bei  den  Domanialgefällcn,  der  die  Gesammtheit  vertretende  Staat  ist, 
liegt  die  Sache  wiederum  anders.  In  zweckmässig  regulirten  Grundgef&llen 
kann  der  Staat,  ohne  wesentliche  Benachtheiligung  des  Productionsintcresscs ,  einen 
Theil  der  ihm  gebührenden  nationalen  Grundrente  und  des  Zuwachses  derselben  beziehen, 
was  mit  der  gänzlichen  Beseitigung  der  Grundgefälle  aufhört.  Damit  ist  auch  das 
berechtigte  finanzielle  Interesse  des  Staats  beinträchtigt  worden. 

Man  wird  daher  zwar  der  in  Mittel-  und  Westeuropa  meist 
erfolgten  Abschaffung  der  Grundgefalle  manche  glinstige  Wirkung 
nicht  absprechen  können.  Aber  richtiger  als  diese  Maassregel 
wäre  eine  Fixirung  aller  alten  Grundgefälle  und  eine  Verwand- 
lang derselben  in  eine  auf  dem  Boden  lastende  nicht  ablösbare 
Geldrente  oder  in  bestimmten  Durchschnittspreisen  zu  entrichtende 
Naturairente  gewesen,  wenigstens  soweit  der  Staat  als  doma- 
nialer  Grundherr  der  Berechtigte  ist. 
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Die  tiefere  Begründang  dieser  Ansicht  s.  in  der  Grundleg.  2.  Abih.  bes.  K.  4 
i.v.  Grundeigenth). 

Ueber  die  ehemal.  Verwaltung  der  G  rundgefällc  s.  Rau  §.  157.  vor  Ani 
dieses  Bands  §.  1S4.  Geuaue  Verzeichnisse  bildeten  die  Grundlage.  Die  Eintreibung 
erfolgte  wohl  nach  den  Grundsätzen  des  Steucrreclits.  Es  war  möglichst  zu  verhütet, 
dass  fehlerhaftes  Getreide  u.  s.  w.  geliefert  wurde,  doch  blieb  dasselbe,  z.  B.  beim  Frucht* 
zins,  immer  etwas  unter  der  Durchschnittsqualität.  Aus  den  Magazinen  kam  d*- 
Gctreide  zur  Versteigerung,  soweit  es  nicht  für  Staatszwecko  unmittelbar  (z.B.  beim 
Militär)  Verwendung  fand. 

II.  —  §.  234.  Umgestaltungen  der  Natnralgefälle. 
Je  mehr  auch  im  Staatshaushalte  die  reine  Geldwirthsehaft;  sieb 
einbürgert,  desto  unbequemer  werden  Naturalgefalle.  Der  Staat  als 
Grundherr  ist  bei  deren  Einziehung  und  Verwaltung  ohnebin  regel 
massig  im  Nachtheil  gegenüber  den  privaten  Grundherren.  Auch 
die  Pflichtigen  Bauern  ziehen  mit  der  allgemeineren  Entwicklung 
der  Geldwirthsehaft  in  der  Volkswirthschaft  gewöhnlich  Geldab 
gaben  den  Naturalabgaben  vor.  Im  beiderseitigen  Interesse  greifen 
daher  bei  der  Beibehaltung  der  Grundgefalle  folgende  Umgestal- 
tungen Platz. 

1.  Man  lässt  statt  der  Naturalien  den  Marktpreis  dafür  in 
Geld  entrichten. 

Da  hiebei  die  Kosten  und  Verluste,  welche  mit  der  Aufbewahrung  von  Getreide. 
Wein  und  anderen  Erzeugnissen  d«  3  Landbaues  verknüpft  sind,  erspart  werden  können, 
Vorrathsgebäude  entbehrlich  werden  und  die  Vcrwaltungsgcschäfte  sich  sehr  ver- 
einfachen, so  kann  der  berechtigte  Staat  schon  hier  ohne  Nachtheil  für  sich  und  zum 
Vortheil  des  Pflichtigen  in  eine  Kcduction  der  schuldigen  Leistung  willigen. 

2.  Die  veränderlichen  Gefälle  lassen  sich  passend  in 
einen  Grund  zins  umwandeln,  wobei  der  vieljäh  rige  Durch- 
schnittsbetrag der  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  und  ein  Abzug 
für  die  Erhebungskosten  bestimmt  wird.  Der  Grundzins 
wird  entweder  fest  in  Geld  oder  zwar  auch  in  Prodncten 
(Getreide)  angesetzt,  aber  auch  letzteren  Falls  die  Zahlung  nach 
gewissen  Marktpreisen  in  Geld  ausgemacht.  Am  Schwierigsten 
war  diese  Regulirung  beim  Zehnten,  welcher  unter  den  Grund- 
gefällen des  Staates  besonders  wichtig  war. 

Vgl.  Regenauer,  üeber  die  Verwaltung  der  landesherrlichen  Zehnten,  Karlsr. 
1S29.  —  In  Wurtemberg  erstreckte  sich  das  Zehntrocht  des  Staats  über  1,107,$0<» 
Morgen  Acker  (44  Proc.  alles  Ackerlandes1» ,  76,008  Morgen  Wiesen  (9'6  Proc. 
und  50,700  M.  Weinberge  (62  Proc.  des  ganzen  Weinlandes).  In  Baden  waren  die 
1522  Domanialzebnten  zu  Ende  lb56  schon  sämmtlich  abgelöst  für  ein  Kapital  von 
17.3M000  fl.  (Kau.) 

Die  gewöhnlichen  Arten  auch  des  Domanialzchents  waren: 
Zehnten  von  Gewächsen,  und  zwar  grosser  oder  Getreidezehnte,  kleiner. 
Schmal-  oder  ßrachzehnte  von  anderen  Feld  fruchten,  z.B.  Klee,  Kartoffeln  n.  s.w., 
Obst-  und  Wcinzcbnte,  Heuzehnte,  der  jedoch  seltener  vorkam,  ferner  Blut  - 
zehnte  von  jungem  Vieh,  der  lästigste,  dessen  Umwandlung  oder  Ablösung  am  Ersten 
bewirkt  worden  ist.  Der  privat  rechtliche  Charakter  war  auch  beim  Domanialzchnt^n 
meist  unverkennbar. jedenfalls  d<  r  allgemein  vorherrschende  (Kau  §.  150,  vor.  Aufl.  §  ISA'. 
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Die  früheren  Erhebungsformen  waren  die  Entrichtung  de»  Zehnten  von  den 
Zehntpflichtigen  selbst,  wobei  er  dann  entweder  auf  Rechnung  der  Dorna nen- 
ka»se  eingezogen  oder  verpachtet  wurde;  eventuell  auch  die  Ersetzung  des 
Zehnten  durch  eine  ausbedungenc  Abfindungssumme.    (Rau  §.  159.> 

Die  eigene  Einziehung  auf  Kechnung  des  Staats  war  das  mühsamere  und 
kostspieligere  Verfahren,  das  eine  Menge  lästige  und  doch  unsichere  Controlen  und 
(aotelcn  sowohl  gegen  die  Zehntpflichtigen  als  gegen  die  den  Zehnten  erhebenden 
Beamten  erforderte  (u.  A.  Pflicht  der  Anzeige  an  den  Zchutherrn  vor  dem  Beginn  der 
Erntearbeit,  Vornahme  der  Weinlese  nach  obrigkeitlicher  Erlaubnisse 

Schon  die  Verpachtung  war  daher,  zumal  bei  den  Domanialgefällen,  eine 
wüDschenswcrthe  Vereinfachung  der  Geschäfte  für  den  Berechtigten.  Sie  wurde  ent- 
weder jährlich  im  Sommer  zu  einer  Zeit,  wo  sich  der  Ausfall  der  Ernte  übersehen 
liess,  oder  auch  gleich  für  mehrere  Jahre,  regelmässig  im  Wege  der  Versteigerung, 
vorgenommen  und  der  Pachtpreis  in  Geld  oder  theilweise  in  Frucht  zu  bestimmten 
Durchschnittspreisen  eines  Marktorts  und  Zeitraums,  auch  etwa  ein  Theil  in  Natural- 
lieferung  festgesetzt 

Noch  bequemer  für  die  Domäncnverwaltung  und  zugleich  für  die  Zehntpflichtigen 
selbst  war  das  Abfindungsverfahren,  das  zugleich  zur  Vorbereitung  der  Um- 
wandlung und  Fixirung  des  Zehnten  dienen  konnte.  Hier  wurde  mit  der  ganzen 
zehntpflichtigen  Gemeinde  oder  mit  der  Gesammtheit  der  Zehntpflichtigen  in  ihr  ein 
Vertrag  darüber  geschlossen,  dass  der  Zehntherr  statt  des  Zehnten  selbst  eiuen  festen 
Betrag  in  Fruchten  oder  eine  fixe  Geldsumme  erhielt,  deren  Auf  bringung  oder 
VertheÜung  unter  die  einzelnen  Verpflichteten  Sache  der  letzteren  war.  Bei  der  Ent- 
richtung in  Geld  fiel  dann  für  den  Staat  auch  der  Aufwand  für  die  Verwaltung  der 
Naturalien  fort  (Verträge  dieser  Art  in  Würtemberg  meist  auf  27  Jahre.)  (Näheres 
über  diese  Erhebungsformen  bei  Rau,  §.  160—163.  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
dieses  Bands,  §.  186.^ 

Erst  die  Umwandlung  der  Zehnten  und  anderer 
ähnlicher  Grundgefälle  in  feste  Grundzinse  oder 
Reuten  befreit  aber  den  Zehntherrn  oder  den  Domänenfiscus 
wie  auch  die  Zehntpflichtigen  von  dem  Lästigen  und  Odiösen,  den 
Unbequemlichkeiten,  Betriebsstörungen  und  Kosten  völlig,  welche 
die  erwähnten  Erhebungsformen  tbcils  für  beide  Parteien,  theils 
besonders  auch  für  die  Zehntpflichtigen  stets  mehr  oder  weniger 
mit  sich  bringen. 

Der  Zehnten  ist  so  besonders  nachthcüig  und  wird  es  bei  intensiverer  J.and- 
wirthschaft  immer  mehr,  weil  er  eine  Quotenabgabe  vom  Roherträge  ist.  In  dieser 
Eigenschaft,  nicht  bloss,  wie  Kau  (§  163)  u.  A.  in.  ihn  auffassen,  als  Abgabe  vom 
Kohertrage,  wird  er  leicht  eine  Hemmung  landwirtschaftlicher  Fortschritte.  Denn 
Hei  intensiverer  Landwirtschaft  steigt  der  Rohertrag  in  einein  stärkeren  Verhältnis« 
als  der  Reinertrag.  Der  Zehnte  und  ähnliche  Abgaben  vom  Rohertrage  werden  also 
immer  drückender  und  nehmen  dem  Landwirth  (Bauern)  einen  grossen  Theil  desjenigen 
Ertrags,  der  nur  durch  die  stärkeren  Verwendungen  von  Kapital  und  Arbeitskraft 
gewonnen  wird. 

Bei  der  Umgestaltung  und  eventuell  der  Aufhebung  des 
Zehnten  und  anderer  Grundgefälle  macht  nun  ein  Umstand  be- 
sondere Schwierigkeit,  nemlich  die  Rücksicht  auf  die  bezüg- 
lichen Rechte  andrer  privater  Grundherren.  Beini 
Staate  ist  gelegentlich  der  unentgeltliche  Verzicht  auf  das 
GefälU - ,  bez.  das  Zebntrecht,  mindestens  das  ßegn Ilgen  mit 
einer  unv ollstän  digen  Entschädigung  befürwortet  worden. 
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So  sollten  z.B.  nach  v.  Rotteck's  Antrag  in  Baden  die  Staatszehnten  uuent- 
geltlich  aufgehoben,  Privatzehn therreo  mit  dem  10  fachen  des  Keincrtrages  and  im  Falle 
eines  erweislichen  privatrechtlichen  Titcia  mit  dem  15  fachen  abgefunden  werden,  wozu 
der  Zehntpflichtige  das  5  fache,  das  Ucbrigc  der  Staat  zuzuschiessen  hatte.  Verhamil 
der  bad.  2.  K.  IS3I ,  Beil.  I.  25.  Vgl.  v.  Aretiu  u.  v.  Kotteck's  Staatsrecht  der 
constit.  Monarchie  II,  272,  276.  Nach  dem  Antrage  der  Majorität  dor  Zehntcommission 
iu  der  2.  Kammer  sollte  der  Berechtige,  und  also  auch  die  Domänen  Lasse,  das  15  fache 
erhalten,  wovon  das  9 fache  dem  Pflichtigen  zur  Las>t  fiele;  der  Staat  schösse  bei  deu 
Priratzchnten  das  6  fache  zu.  Die  Minorität  wollte  dem  Zehntpflichtigen  das  13  fache 
des  reinen  Ertrages  auflogen  und  den  Zuschuss  der  Staatskasse  für  die  Privatbcrcch- 
tisrten  auf  das  5  fache  beschranken.  Die  Kammer  selbst  sprach  sich  1831  dafür  ans, 
dass  der  Berechtigte  das  15  fache  erhalte  u.  der  Pflichtige  hie  von  */i  zahle.  (Kau  §.  162.) 

Bestehen  indessen  diese  Gefalle  einmal  zn  Recht,  so  ist  eine 
solche  Verletzung  des  Finanzinteresses  doch  möglichst  zu  verhüten, 
jedenfalls  nur  soweit  zulässig,  als  wichtige  Rtic ksichten 
auf  die  Entwicklung  der  Landwirt hschaft  und  auf  die 
ökonomische  und  sociale  Lage  der  Pflichtigen,  also 
wieder  allgemein- volkswirtschaftliche  und  social 
politische  Gesichtspuncte  es  rechtfertigen.  Um  der  not- 
wendigen Gleichheit  Willen  müssen  dann  aber  die  Gefällspflichtigen 
von  Privat-Grundherren  ebenso  wie  diejenigen  des  Staats  behandelt 
werden.  Hält  man  eine  Ermässigung  der  Last  für  geboten  und 
glaubt  man  das  daraus  hervorgehende  Opfer  den  privaten  Grund- 
herren wegen  der  einmal  anerkannten  Rechtsbeständigkeit  der 
Gefälle  nicht  zumuthen  zu  können,  so  muss  der  Staat  also  für 
beide  Classen  der  Pflichtigen,  diejenigen  des  Domänenfiscus  und 
der  Privat-Grundherren,  die  gleiche  Unterstützung  gewähren.  Un- 
bedingt nothwendig  erscheint  ein  solches  Vorgehen  nicht. 

Die  zur  Motivirung  mit  angeführt«  ursprüngliche  Stcucrnatur  de.»  Zehnten 
ist  keineswegs  allgemein,  in  der  Kegel  gar  nicht  vorhanden,  jedenfalls  aber  hat  sie 
sich  im  Verlauf  der  Jahrhunderto  verloren,  wo  sie  etwa  früher  bestand.  Die  zehent- 
baren  Landereien  werden  auch  billiger  gekauft. 

Das  landwirtschaftliche  Productionsinteresse  ver- 
langt wohl  eine  Beseitigung  des  Zehnten  als  einer  Quotenabgabe 
vom  Rohertrage,  aber  mit  einer  Umwandlung  desselben  und 
anderer  Naturalgefälle  in  eine  fixe  Geld-  oder  in  eine  in  be- 
stimmten Marktpreisen  zu  zahlende  Productenrente  ist 
es  vollständig  befriedigt.  Eine  Ermässigung  der  demgemäss 
umgestalteten  Leistung  ist  zulässig  und  gerechtfertigt,  weil  für  den 
Grundherrn  viele  und  bedeutende  Erhebungskosten  fortfallen.  Darfiber 
hinaus  ist  eine  Verminderung  der  Leistung  aber  höchstens  in  Aus- 
nahmefällen geboten. 

So  wenn  die  Souime  der  Grundgef&lle  einen  besonders  niedrigen  Beinertrag  f.  d. 
Pflichtigen  übrig  lässt.  Nach  d.  preuss.  Ües.  v.  2.  März  1S50,  63,  musste  bei 
der  Ablösung  mindestens  %/3  des  Reinertrags  dem  Pflichtigen  bleiben .  wa»  eine  ent- 
sprechende Kcduction  der  (jcfailc  involvirt. 


Digitized  by  Google 


Vuisrestaltuiiir  der  Katuralgefalle. 


567 


Besondere  Staatebeiträge  selbst  znr  vollständigen  Beseitigung 
der  Zehnten  sind  auch  nicht  immer  erfolgt,  so  dass  sich  jedenfalls 
die  Massregel  ohne  solche  durchfuhren  Hess. 

So  im  Grossherz.  Hessen,  Gesetz  v.  15.  Aap.  1816,  in  Nassau,  Sachsen 
Hannover,  Weimar  (Gesetz  Tom  18.  Mai  1848)  etc.,  Preussen.  (Kau). 

Wollte  man  aber  aus  Gründen  der  Politik,  wegen  Ver- 
hasstheit  der  Grundgefälle  u.  8.  w.  ein  Uebriges  thun  und  ins- 
besondere mit  Recht  das  Verhältniss  zwischen  Privatgrundherren 
und  Gefälls-,  namentlich  Zehntpflichtigen  lösen,  so  hätte  die  all- 
gemeine Umwandlung  der  Gefälle  in  eine  feste,  aber  noch  etwas 
weiter  reducirte  unablösbare  Geld-  oder  Getreide-,  bez.  Pro- 
duetenrente  wiederum  genügt.  Der  Staat  hätte  dabei  in  das 
Reclitsverbältniss  der  privaten  Grundherren  eintreten  und  letztere 
angemessen  entschädigen  müssen.  Die  Forterhebung  der  Gefälle 
in  der  neuen  Form  hätte  keine  grösseren  Bedenken  gehabt,  als 
die  Erhebung  der  alten  oder  der  etwa  neu  eingeführten  allgemeinen 
Grundsteuer  und  konnte  einfach  mit  der  Steuererhebung  verbunden 
werden. 

Statt  der  blossen  Umwandlung  der  Grundgefälle  ist  regelmässig 
die  vollständige  Ablösung  derselben  erfolgt.  Sie  hat  dem 
Staate  eine  werthvolle  Einnahme  für  die  Zukunft  und  damit  die 
berechtigte  Theilnahme  am  Bezug  der  nationalen  Grundrente  ent- 
zogen, wofür  in  der  Rente  des  Ablösungskapitals  kein  sicherer  und 
gewöhnlich  kein  ausreichender  Ersatz  gelegen  hat.  Die  mehrfach 
erfolgten  weiteren  Beisteuern  des  Staats  zur  Ablösung  haben 
selbst  neue  finanzielle  Opfer  mit  sich  gebracht.  Das  „lastenfreie 
volle  Privateigentum  des  Bauern"  wird  aber  auf  die  Dauer  doch 
nicht  erreicht  werden,  weil  die  „Verschuldungs-,  bez.  Verpfandungs- 
freibeit"  nunmehr  um  so  leichter  zu  kündbaren  Kapitalschulden  mit 
wechselndem  Zinsfusse  führt.  Das  Endurtheil  über  die  „Grund- 
entlastung"  fallt  daher  nicht  so  unbediogt  günstig  aus,  wie 
früher  angenommen  wurde. 

Dirsc  Anseht  ist  eim-  Conscqoenz  d.r  in  «1er  Grundleg.,  2.  Abth.  K.  4,  nieder- 
gelegten Anschauungen  Uber  Privateigcnthuin  an  Productionsmittcln.  Hau  staud  hier 
noch  anders,  s.  §.  163,  164  bei  ihm. 

In  Badeu  ist  schliesslich  im  Zehntgesetze  vom  25.  Nov.  1833  der  Staatszuschius 
auf  '/B  der  Ablösungssumme  festgesetzt  worden,  der  überdies  bis  zur  beendigten  Ab- 
lösung jedes  Zehntrechtes  oder  wenigstens  bis  zum  1.  Jan.  1844,  vom  1.  Januar  1834 
an,  mit  Zwischenzinsen  zu  4  Proc.  verzinst  wurde.  Die  Ausgabe  an  Staatszuschuss 
für  s&mintUche  Zehnten,  deren  Ablösung  40,547.000  fl.  kostete,  war  auf  99  Mill.  Ii. 
angenommen  worden,  belicf  sich  aber  nur  auf  7,933,000  fl.,  für  die  Dorna nialzehnteti 
wurde  ein  Ablösekapital  von  17,390.000  fl.  ermittelt,  wovon  aber  3,443.000  fl.  au 
Staatszuschuss  abgingen.    Re  genauer,  Staatshaush.  S.  319.    Di«-  Last,  dk-  für  die 
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übrigen  Staatsbürger  aus  jenem  grossen  Staatsbeitrage  cutstand ,  minderte  sich  unge- 
f'älir  von  20  auf  12  Proc.  des  Kapitals,  weil  die  Zehutpfliehtigen  selbst  zu  den  Steuern 
beitragen  und  ungefähr  */»  der  Ausgaben  tragen.  —  Die  Verhandlungen  der  beiden 
Kammern  von  1S33  bilden  eine  ausführliche  Erläuterung  des  Zehntgesetzes,  doch 
wurde  der  Zweifel  au  der  Zweckmässigkeit  jener  grossen  Staatsaustrabeu  am  Weuig*t>u 
beachtet.  Ueberblick  des  Gegenstandes  in  dem  Vortrage  von  Bau,  Protok.  der  I.K. 
1,  255.  Aufsätze  von  Lötz  und  Regenauer  in  Rau,  Archiv  II,  1  Heft  V og Pi- 
rna nu.  Die  Zehnt- Ablösung  im  Grossh.  Baden,  Karlsr.  183S.  —  Die  Regierung  vou 
Bern  hat  das  ganze  Zehntablösungskapital  an  der  Stelle  der  Zehntpflichtigeu  bestritteü 
(Kau).  —  In  Oesterreich  wurde  durch  Patent  r.  4.  Marz  1849,  §.  18  (ähnlich 
noch  andere  Patente  für  andere  Kronlande)  für  die  deutschen  Erblande  bestimmt,  da» 
von  d.  bere«  hu.  Entschid.  des  Berechtigten  für  verschiedene  Abzüge  abgehen, 
vom  Reste  je  7a  Vt  des  gezahlten)  vom  Pflichtigen  und  von  jedem  Kronland.- 
zu  überiiehinen  sei.  So  entstand  die  Grundciitlastungsschuld ,  für  welche  neben  den 
Pflichtigen  die  einzelnen  Kronlande,  nicht  der  (lesamtntstaat  als  solch- r  haftet.  E. 
1869  für  d.  cislcithan.  Lander  247  15  Mill.  ff.  Näheres  bei  Czörnig.  Neugestaltung. 
S.  ISO  ff.  Auf.  1SS2  betrug  diese  Schuld  noch  102  8  M.  11.  -  Für  Pn-ussen  vgl. 
Abb-sungsiresetz  v.  2.  Marz  1850  o.  Ges.  über  Errichtung  v.  Kenteubankeu  v.  dem- 
selben Tage;  *.  Könne.  Staatsrecht.  II,  2.  274  ff.  Bei  den  festen  Abgaben  von 
Kölnern  wurde  v.  d.  ermittelten  Marktpreisen  5%  wegen  sehlechterer  Beschaffenheit 
des  Zinsgetreidis  abgezogen:  bei  Zehuten  in  der  Kegel  nicht  (vgl.  §.  33  mit 
§.  32  de»  ersten  Ges.).  Ablösung  der  berechneten  Geldrente  baar  in  IS  Jahren,  was 
mindestens  10°/„  Keduction  involvirt,  bei  Annahme  eines  5%igen  Zinsfu>ses.  erheblich 
mehr  bei  der  rieht.  Annahme  eines  niedrigeren  Zinsfusses.  Doch  konnte  der  Berech- 
tigte die  Abfindung  zum  2ü  fachen  in  4  %  Rentenbriefen  verlangen  (§-64).  Der  Staat 
leistete  keinen  direeten  weiteren  Zuschuss,  wohl  aber  übernahm  er  die  Errichtung  der 
Kentenbanken  (im  Etat  f.  1S75  mit  512,000,  in  dem  Etat  f.  18S3/S4  mit  614.000  M. 
Konten)  uud  die  Garautie  dafür.  Der  Gewinn  an  Zwisehcnzinscn  f.  d.  Staat  ubersteisr' 
jene  Kosten. 

Das  Verfahren  bei  der  Umwandlung  und  Ablösung  der  Zehnten 
u  s.  w.  ist  in  der  Agrarpolitik  näher  zu  erörtern.  Die  Hauptpuucte  sind  folgend»- 
(Kau,  §.  163  u  Volksw.v  h.politik  §.  74,  vor.  Aufl.  die>e>  Bands  §.  188.  Bei  der 
Umwandlung  des  Zehnten  (Zehntfixirung)  wird  der  durchschnittliche  Roh-  und 
Reinertrag  aus  den  Domäiicnrcchnungen  für  längere  Perioden  berechnet  Nur  d«r 
Reinertrag,  von  dem  noch  etwas  für  die  nunmehr  zu  ersparenden  Scheunen  o.  s.  v. 
abgebt,  ist  vom  Pflichtigen  zu  vergüten,  wodurch  sich  die  Last  für  diesen  bis  um  1 ,  und 
mehr  vermindert.  Bei  sofort  oder  binnen  kürzerer  Zeit  ablösbaren  Zehntrenteu  werden 
diese  in  Geld  angesetzt,  in  anderen  Fallen  ist  die  Anset/ung  in  Producten  >.üe- 
treide^  mit  der  Bedingung  der  Zahlbarkeit  in  gewissen  Marktpreisen  —  am  Besten  w 
einem  Theil  den  Preisen  des  betreffenden  Jahrs,  zum  andern  Theil  langjährigen  Durch- 
schnittspreisen —  vorzuziehen,  um  den  Werth  der  Zchntrcntc  sicherer  für  längere 
Perioden  zu  erhalten. 

Bei  der  völligen  Ablösung  dei  Zehnten  u.  s.  w.  geht  die  Umwandlung  in  eine 
Kente  voran.  Diese  Rente  wird  alsdann  nach  dem  vom  Gesetze,  zu  bestimmenden  Zin- 
fusse  kapitalisirt.  Die  Aufbringung  dieses  Kapitals  bildet  regelmässig  die  besonder' 
Schwierigkeit  für  die  Zehntpflichtigen.  Sie  ist  gewöhnlich  in  zweckmäßiger  Weis^ 
durch  Gründung  von  Rentenbanken  oder  durch  Vorschüsse  des  Staats  und  andrer  Fonds 
(Gi  undentlastungsfonds)  den  Pflichtigen  erleichtert  worden ,  wobei  dann  dio  Tilgung 
mittelst  einer  Zeit  Tente  erfolgen  konnte,  welche  eine  bestimmte  Amoitisations|Uot«: 
enthielt  und  den  üblichen  Zinsfuss  doch  nicht  erheblich  überstieg. 

Ran,  Volksw.sch.polit.  §.  60.  —  Die  bad.  Zchntscliuldenülgungskasse  lieh  den 
zehntpflichtigen  Gemeinden  auf  Verlangen  das  Kapital  gegen  einen  Zins-  und  Tilge- 
betrag. Dieser  musste  mindestens  l*/t  Proc.  betragen,  manche  Gerneinden  machten 
sich  aber  zu  einer  jährlichen  Abtragung  von  V4.  VH.  V|u,  «/,ä  n.  s  w.  des  Kapital» 
anheischig,  auch  wurde  oft  mehr  gezahlt,  als  die  übernommene  Verpflichtung  für  ein 
-ewisses  Jahr  betrug,  z.  B.  1867  u.  1S6S  29,000  u  2S.000  fl.  mehr.  Die  größte 
Summe,  der  gegebenen  Darleihen  v.  3,620.000  fl.  im  J.  1848.  Zu  End.-  1S68  waren 
noch  404.405  fl.  ausstehend,  seit  1874  nichts  mehr.  Das  jährlich  bezahlte  \\  Prw 
für  Verwaltiingskost<;n  ergab  bei  der  sparsamen  Verwaltung  und  weil  keine  Verlost« 
vorkamen,  einen  Ucbcr»chuss  von  114,000  fl.  Die  orforderliehen  Summen  konnten  s*m 
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aus  den  sogen.  GruAd.stocksgoldern  (S.  533 1  genommen  werden.  Ueberstcht  Uber  den 
ganzen  Zeitraum  von  1836—66  in  VerhandL  der  Ständeversaminlung,  2.  K.,  1867,  I. 
145.  (Rau.)  —  In  Preusscn  zahlt  der  Verpflichtete  bei  der  Ablösung  mittelst 
Rcutenbriefen  au  die  Kenten banken  41/3%  »6  J.  1  Mon.  lang  oder  5°/0  4i  J.  1  M. 
laug.  Der  Dom.-Fiscus  erhält  als  Berechtigter  keine  Rontenbriefe,  sondern  entnimmt 
den  an  ihn  in  ders.  Weise  wie  an  die  Kentenbanken  zu  zahl.  Renten  4%  Zinsen  u. 
tilgt  mit  den  Amortisation»quoteu  unmittelbar  Staatsschuld  cm  in  gleicher  Höhe.  Meitzen 
I,  429.  IV,  27»?,  StaL  Jahrb.  III.  74,  IV,  1,  154  <ub.  d.  Ergebnisse  d.  Kentenbanken, 
cb.  S.  152),  IV,  2,  304.  Der  Domänenfiscus  erhielt  /..  B.  für  Ablösung  durch  Kapital- 
zahlungea  1S71— 74  zus.  2'49S.  f.  Tilgungsquotcn  von  Domänenamortis.  -  Kenten  zus. 
2*745  Mill.  Thlr. 

Der  Empfang  des  Ablösungskapita  U  für  die  Grund- 
gefalle  (auch  bei  der  Amortisation  in  Form  von  Zeitrenten)  bildet 
eine  Flüssigmachung  eines  Theils  des  Kapitalwertbs  der  Domänen. 
In  finanzieller  Hinsicht  ist  die  betreffende  Einnahme  daher  eine 
ausserordentliche,  für  deren  richtige  Verwendung  im  Wesent 
liehen  dieselben  Grundsätze  wie  für  die  Benutzung  des  Staatscredits 
gelten  müssen  (§.  b'5ff.).  In  staatsrechtlicher  Beziehung  müssen 
die  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  welche  für  die  Veräusse- 
ning  der  Domänen  selbst  und  für  die  Verwendung  des  Erlöses 
daraus  gelten. 

Daher  in  Staaten,  wo  die  Domänen  als  Patrimonialgut  der  Dynastie  gelten,  ver- 
wickelte Abrcchnungsvcrhältnisse,  wie  /..  B.  in  Baden.  Wo  der  Erlös  für  verkauft«« 
Domänen  nach  dem  besteh.  Staatsrecht  z.  Schuldentilgung  dienen  muss,  folgerichtig 
auch  die  gleiche  Verwendung  des  Ablösungskapitals  (Prcussen). 

Von  anderen  Berechtigungen  sind  noch  die  ebenfalls  zum  Domänen  ver- 
mögen gehörenden  Weiderechte  auf  Privat Jäudereieu  und  die  Fischerciberech- 
tigungen  in  Privatgowassern  zu  erwähnen.  Die  ersteren  sind  durch  Verpachtung, 
öfters  am  Besten  durch  Verpachtung  au  die  weidepflichtige  Gemeinde,  auszunutzen, 
mUssen  aber  aus  land-  und  rolkswirthschnfdicben  Gründen  Uberhaupt  in  unserer  Zeit 
und  in  unseren  Ländern  lieber  abgelöst  werden  (Rau.  Volksw.sch.polit.  §.  72,  75, 
Fiu.  §.  lttd.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  1*9).  Auch  die  Fischcreiburechtiguugen  werden 
verzeitpachtet. 


Zweiter  H;iui»tabschnitt. 

Waldungen,  Jagd,  Fischerei. 

Auch  dieser  Gegenstand  gehört  nach  seiner  priucipiellen  Seite,  uemlich  hinsicht- 
lich der  Frage  der  Beib  ehaltung  und  Vermehrung  oder  der  Veräusserung 
der  Staatsforsten  und  der  Frage  nach  dem  richtigen  leitenden  Bewirth- 
schaftungsprineip  der  Forsten  zunächst  in  die  Volks  Wirtschaftspolitik.  Er  wird 
aber  aus  den  früher  dargelegton  Gründen  doch  auch  in  der  Finanzwissenschaft  be- 
handelt, nur  weniger  eingehend.  Bei  der  grossen  finanziellen  Bedeutung  der 
Staataforsteu  gerade  in  Deutschland  ist  diese  Iiineinziehung  des  Gegenstandes  iu  die 
Flnauzwisscnscbaft  bei  uns  auch  aus  practischen  Gründen  zweckmässig.  Endgiltig  zu 
erledigen  ist  das  Thema  aber  hier  nicht,  was  besonders  von  der  Frage  desBewirth-  * 
schaftungs  prin  eips  gilt,  um  welche  sich  der  neuero  Streit  iu  Theorie  und  Praxis 
vornemlich  dreht.  Ich  habe  mich  auch  in  dieser  Auflage  im  folgenden  ersten  Ab- 
schnitte im  Wesentlichen  auf  die  Wiedergabe  meiner  eingreifenden  Umarbeitung  der 
Lehre  von  den  Forsten  u.  s,  w.  in  der  6.  A.  von  Rau  §.  16"  — 190  beschränken  zu 
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können  geglaubt  und  oher  die  Darstellung  zu  kürzen,  als  auszudehnen  gesucht,  um  dco 
Erörterungen  in  der  „Volksw.sch.politil•,  nicht  inelir  vorzugreifen,  als  es  die  Hinein- 
ziehung des  Gegenstands  in  die  Fin.wiss.  bedingt.  Mehr  wurde  im  2.  Abschnitte  ver- 
ändert.   Auch  Kau,  der  den  Gegenstand  in  d.  Fin.wiss.  §.  137 — 152  behandelt,  hat 
in  §-  13S  II..  143  schon  die  Beibehaltung  der  Staatsforstcn  gegen  die  Angritfe  der 
Suiiih'schen  Schule  vertheidigt,  nur  nicht  mit  dem  durchschlagenden  Grande  und 
immer  der  älteren  Schule  gemäss  so.  als  ob  au  sich  das  Pri  vatgrundeigenthum  stet» 
die  YeruiuthunR  für  sich  habe.  S.  dagegen  Grundlcg.  Abth.  2.  bes.  K.  4,  nam.  §.  366. 
Vgl.  Kau,  Volksw.sch.lcbre     383  lf.,  Volkse  scb.polit  §.  153  ff.  Roscher,  Syst.  II. 
B.  3  K.  3.    Helferich  in  Schön berg's  Handb.  d.  pol.  OeJc.  I,  Abth.  Forstwirt- 
schaft (mit  grössrer  Lit. Ubers.  S.  711).    Von  den  neueren  forstwissensch.  systemat.  u. 
dgl.  Werken  s.  bes.  die  verschiedenen  „pjbrbUchcr"  von  Albert  ^Staatsforstwissen- 
schaft,  Wien  1875,  Forstvcrwalt.  München  1883  u.  a  m.),  die  Schriften  von  K.Gay  er 
Waldbau.  2.  A.  Forstbenutz.  6.  A.,  Berlin  1893,  der  Verf.  nicht  mit  dem  unten 
gen.  Phil.  Geyer  zu  verwechseln.)    K.  Heyer,  Waldbau,  Leipzig  1878,   3.  A. 
von  G.  Hcyer;  letzterer:  Handbuch  der  forstlichen  Statik,  1871,  ders.  Waldwerth- 
berechnung,  3.  A.     Leipz.  1883;  die  unten  S.  576  und  am  Beginn  des  2.  Ab- 
schnitts genannten  Schriften,  von  Pressier,  Judeich  u.  A.    Von  älteren  forstwissen- 
schaftl.  Werken,  z.  Th.  in  neueren  Aufl.  die  von  G.  L.  Hart  ig,  Pfeil,  Hundes- 
hagen. —  Geschichtliches  u.  Statistisches  über  Forsten:  Bernhardt, 
Gesch.  d.  Waldeigcnthums  u.  s.  w.  in  Deutschi.    Berl.  1874  -76.    Roth.  Gesch.  d. 
Forst-  u.  Jagdwes.  in  Deutschi..  Berl.  1879.    Maron,  Wälder  Deutscht.    Berl.  1*62. 
v.  Hagen,  forstl.  Verhältnisse  Preussous  2.  A.    Berl.  1867.    Leo.  Forststat  Deutscbl. 
u.  Oester.  Ung..  Berl.  1874.  —  Vcrwaltungsrecht  vielfach  in  d.  forsttechn.  und 
statist.  Liter,  berührt.    S.  sonst  f.  Preussen  v.  Könne  Dom.-,  Forst-  u.  Jagdwesen 
Pr.  s.  S.  57«»  ff,  preuss  Staatsrecht  mach  3.  A.)  II.  2,  S.  332  H.    ücber  Baiern, 
IV.  zl.  Vcrw.r..  3.  A.  S  528  ff,  auch  391  ff.    Leber  Würtemb.  Ricckc  a.  a.  0.. 
S.  183  u.  „D.  forstl.  Verb.  W.s"  1880.     Ucber  Baden  Kegenauer  S.  340  H. 
Ueber  West-Oesterr.  Blonski  I,  165  ff,  175  ff.  Ucber  F ran  kr.  Hock,  S.  223  « 
Kaufmann.  S.  574  ff 

§.  235.  Einleitung.  Wälder  in  bedeutendem  Umfange  sind  in 
europäischen  Ländern  seit  Alters  ein  Bestandteil  des  Domaniums 
und  haben  sich  als  solcher  mehr  als  Feldgütcr  erhalten,  so  dass  der 
Staatsforst  noch  jetzt  einen  in  der  Regel  ziemlich  erheblichen  Theil  der 
ganzen  Waldfläche  beträgt.  War  es  früher  vornemlieh  das  Interesse 
der  Jagd,  so  später  immer  mehr  das  der  Holznutzung,  welches 
nach  der  finanziellen  wie  nach  der  volkswirtschaftlichen 
Seite  für  die  Erhaltung  dieses  Staatswaldbesitzes  und  für  dessen 
Bewirthschaftungsart  massgebend  war.  Erst  in  neuerer  Zeit 
hat  man  die  allgemeinen  GrUnde  gegen  privatwirthschaftliche 
Thätigkciten  des  Staats  und  gegen  jeden  Domänenbesitz  auch  in 
Betreff  der  Staats  Waldungen  geltend  gemacht.  Indessen  liegt  die 
Krage  hinsichtlich  der  letzteren  doch  selbst  vom  Productions- 
htandpunete  aus  manchfach  anders  als  hinsichtlich  der  Feldgüter, 
Bergwerke,  Fabriken  u.  s.  w.,  so  dass  sie  eine  genauere  PrüfuDg 
erheischt.  Von  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  hängt  die  Antwort 
auf  die  Frage  der  richtigen  Bewirthschaftungsart  mit  ab. 
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1.  Abschnitt. 
Beibehaltung  oder  Veräussernng  der  Staatsforsten. 

I.  —  §.  236.  Das  Vorhandensein  von  Staatsforsten 
in  den  modernen  Staaten  und  seine  Gründe.  Es  ist 
offenbar  keine  blosse  historische  Zufälligkeit,  dass  sich  in  vielen 
europäischen  und  namentlich  in  allen  deutschen  Staaten  ein 
grosser  Betrag  Waldungen  bis  auf  den  heutigen  Tag  im 
Eigenthum  des  Staats  erhalten  hat,  auch  da,  wo  der  Staat 
nur  wcoig  FeldgUter  mehr  besitzt.  Diese  Thatsache  ist  vielmehr 
sehr  wohl  zu  erklären  und  dient  selbst  wieder  der  ferneren  Bei- 
behaltung der  Staatswaldungen  zur  Rechtfertigung. 

In  Deutschland  (Deutsches  Reich)  ist  ein  Drittel  des  ganzen  Waldbestands 
noch  iin  Staatseigenthain ,  über  die  Hälfte  gehört  dem  Staate,  den  Geineinden,  Stif- 
tungen u.  s.  w.  zus.,  neulich  uach  Maron's  Forststatist.  v.  50*51  Mill.  Morgen  17*38 
dem  Staate,  9  08  den  Gemeinden,  0*67  Kirchen  u.  Instituten,  23*37  Mill.  M.  den  Pri- 
vaten. Für  1873 — 74  wird  die  Staats  waldfläche  im  D.  Reiche  zu  4,456,948  Hect. 
oder  8  24%  d-  Landesllächc  angegeben.  Koretl.  Blätter,  1*375,  S.  322.  In  den  ein- 
zelnen Staaten  und  den  einzelnen  Provinzen  der  grosseren  Staaten  ist  der  Staatsbesitz 
an  Wald  manchfach  verschieden.  In  Preussen  ist  der  Staatsforst  von  der  ganzen 
Gcbictsfläche  u.  von  der  Waldfläche  bez.  6*87  u.  30%,  Baiern  12  40  u.  36,  W Orten- 
berg 9*77  u.  33,  Baden  5*67  u.  18,  Sachsen  11*08  u.  34,  Elsass-Loth  ringen 
9  44%  der  Gebietsfläche ,  in  den  kleinen  Staaten  vielfach  12  —  16  -20—24  Procent 
der  Gcbictsfläche  u.  40—50—60—80—90  u.  mehr  von  der  Waldflächc  (/..  Th.  nach 
Leo,  Forststat.  S.  1 — 27).  Am  Grössten  ist  in  Preussen  der  Antheil  des  Staats  an 
den  Waldungen  im  Ganzen  im  Osten  (K.-B.  Gumbinucu  /..  B.  68  %).  aber  mit  manchen 
Ausnahmen  (R.-B.  Posen  bloss  14,  Cuslin  15,  Liegnitz  4%)'.  kleiner  ist  im  Allgemeinen 
der  Staatswald  in  den  wcstl.  Proviuzen  (Max.  nach  R.-B.  25  u.  26%  *»  Trier  und 
Aachen,  Coblenz  u.  Cöln  10,  Arnsberg  6.  Münster  2%};  in  d.  neuen  Prov.  48%  in 
Hannover,  38  in  Schlcsw.-Holst..  57  in  Cassel.  24  in  Wiesbaden.  Der  Et.  f.  1883/84 
weist  2,646.059  ha.  Staatswald  nach  (ausser  4680  ha.  „gemeinsch.  Wälder");  davon 
2,373,514  ha,  zar  Holzzucht  bestimmt .  272.545  nicht  dazu  bestimmt.  Von  der  Gc- 
sammtflächc  des  Staatsforst  sind  112,739  ha.  unnutzbar  als  Wege,  Gestelle,  Sümpfe. 
Wasserstucke.  S.  v.  Hagen,  forstliche  Verhältn.  d.  preuss.  Staats.  Berl.  1867.  S.  6, 
98,  Anh.  H.  S.  39.  Meitzen,  Prousscns  Boden  IV,  553;  Statist.  Jahrb.  III,  98, 
101,  144,  eb.  IV,  1,  S.  200,  Leo,  S.  5.  Baiern  um  1868  (Leo  S.  11)  938.200  ha 
Staatswald  (incl.  18,398  ha.  auf  österr.  Gebiet).  Min.  in  %  der  Waldflächc  iu  Nieder- 
baieru  19,  Schwaben  31;  Max.  in  Oberbaicrn  45,  Pfalz  51%;  von  der  panzen  Fläche 
d.  Staatswalds  z.  Hclzzueht  bestimmt  843,571  ha.  —  Sachsen  um  1868  160.655  ha. 
Staatswald.  —  Würtemb.  1880  192,236  ha.  Staatswald,  jetzt  32*2 %  der  Waldfläche 
des  Staatsgebiets.  —  Baden  um  1870  91.319  ha.  Staatswald.  —  Hessen  um  1870 
67.396  ha.,  28%  der  Waldfläche.  —  Mecklcnb -Schwer.  115*321  ha  (71%).  — 
Braunschw.  80.704  ha.  (70%).  In  den  thüring.  u.  and.  Kleinstaaten  (Anhalt, 
Lippc-Dcttnold.  Waldeck  u  s.  w.)  gehört  von  dem  reichen  Waldbestand  meist  %— % 
u.  mehr  dem  Staate.  —  Oesterreich  1>68:  3*94  Mill.  ha.  Staatswald,  21%  der 
Waldfläche.  West  Österreich  allein  1870  716,000  ha..  1880  643,217  ha.  Waldfläche 
unter  der  Forstverwaltung  des  Staats.  —  Frankreich  Staatswäldor  1869  1.085,565  ha., 
1872  998,510  ha.  (Abnahme  durch  Ausscheid.  Eis.  -  Lothrs).  —  Bei  seien  1840 
34,810  Hect  —  Europäisches  Russland  c.  123  Mill.  Dessjät.  (zu  1  039  Hect.i 
oder  69%  der  Waldflache,  nach  Tengoborski  (ges.  Waldflächc,  nach  Busche n 
17:»  Mill.  Dessj.'.  —  Grossbritaniiicn  c.  60.000  Acres  (zu  0  405  Hect.)  Staatsforst. 
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Der  Waldbau  oder  die  Forstwirtschaft  stellt  im  Vergleich 
zum  Feldhau  eine  sehr  extensive  Benutzung  des  Bodens  dar. 
Der  Factor  Natur  behauptet  dort  vor  den  Factoren  Arbeit  und 
Kapital  einen  nachhaltigen  Vorrang  verglichen  mit  der  Landwirt- 
schaft, und  zwar  in  ähnlichem,  wenn  auch  nicht  in  gleichem 
Masse  noch  auf  hohen  Stufen  der  Volkswirtschaft  wie  auf 
niedrigen. 

Vgl.  Kau,  \  olkswirthschaftsl.,  V  A.;  §.  3S3  ff.,  Volbwirthschaftspol.,  §.  153  H. 
und  die  dort  ange/.  Liter.  —  Koscher,  Ansiebt,  d.  Volkswirthsch.,  nat.-ökou.  Haupt  - 
princ.  d.  Forstwisseusch.,  bes.  8.  88  H'.,  der».  System  II,  §.  183  ff.  Im  Allgemeinen 
Wagner.  Gruudleg.,  §.  337,  336  a.  Abth.  2,  K.  4. 

Daraus  folgt  zunächst,  dass  die  speeifischen  wirtschaftlichen 
Gründe,  welche  den  Uebergang  des  Bodens  aus  dem  Gemein- 
eigenthum in  das  Privateigenthum  im  allgemeinen  Productions- 
interesse  ökonomisch  zweckmässig  machen,  socialpolitisch  recht- 
fertigen und  historisch  erklären,  nemlich  das  Erfordernis« 
intensiverer  Bodenbestellung,  beim  Waldbau  thcils 
gar  nicht,  theils  nur  in  viel  geringerem  Grade  ob- 
walten. Sodann  folgt  daraus  weiter,  dass  die  speeifischen 
Nachtheile  des  Staatsbetriebs  im  Forstwesen  bei  Weitem  nicht 
in  demselben  Maasse  wie  im  Ackerbau  und  in  anderen  privat- 
wirtbschaftlichen  Thätigkciten  hervortreten. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  die  wichtigste  Art  des  bestehen  ge- 
bliebenen Gemeineigentums  an  Wald,  woneben  Gemeinde-  und 
Corporationswaldbesitz  noch  in  bedeutendem  Umfange  vorzukommen 
pflegt,  der  sich  ähnlich  erklären  und  rechtfertigen  liisst  wie  jener. 
Es  liegen  keine  solchen  Gründe  des  Productionsinteresses  vor,  das 
eigentliche  Privateigenthum  am  Waldboden  ebenso  einzuführen,  wie 
am  Feldboden,  wohl  aber  sprechen  manche  erhebliche  Gründe 
dieser  Art  dagegen.  Ausserdem  gelten  die  mauchfachen  Gründe 
des  volkswirtschaftlichen  Verthcilungs  -  und  des  socialpolitischen 
Interesses,  welche  gegen  Privatgrundeigenthum  überhaupt  anzu- 
fahren sind,  noch  mehr  gegen  privates  Waldeigenthum. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  geschichtlich  z.  Tb.  durch  die  sogen.  Inforcsti  run»- 
der  bisher  der  Gemeinnutzung  unterstehenden  Wälder  entstauden:  es  bildete  sich  also 
ein  Eigenthum  des  Staats  an  den  Wäldern  der  Markgenossenschaft  u.  s.  w.,  das  aber 
als  Staatseigentum  eben  doch  wieder  Gemeineigcuthum  genannt  werden  muss.  Vgl. 
Koscher  II,  g.  191.  Wagner.  Grundleg.  I,  §.  337.  S.  im  Allg.  Bernhardt, 
Gesch.  d.  Waldeigcuth.  v.  Maurer,  Dorfrerfaas.,  I,  231  ff.  —  Ueber  die  Principicn- 
irago  Gruudlcg.,  2.  Abth.,  K.  4,  bes.  g.  340—346,  366. 

Die  dem  Staats-  und  überhaupt  dem  öffentlichen  Waldbesitz  günstige  An- 
sicht bleibt  bestehen,  auch  wenn  manche  Gründe,  mit  denen  die  Anhänger  der  Staats- 
forsten für  die  Beibehaltung  der  letzteren  kämpfen,  aufiregoben  oder  in  ihrer  Trag- 
weite sehr  eingeschränkt  werden  iniisscii.  umgekehrt  alto  insol'crne  die  Beweisführ- 
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ung  der  Gegner  der  Staatswaldungcn  zu  billigen  ist.  Diese  Gegner  halten  nur  mit 
Unrecht  durch  Widerlegung  einiger  unstichhaltigcr  oder  nicht  den  Ausschlag  gehender 
Argumente  zu  Gunsten  der  Staatswälder  die  ganze  Frage  für  ahgethan.  Einem  aprio- 
rischen Axiom  zu  Liebe  fällt  dann  das  Verdict  gegen  den  Staatsforst  besitz  aus,  ohne 
Beachtung  des  geschichtlichen  Entwicklungsgangs  und  dessen  innerer  ökonomischer 
Berechtigung  und  ohne  Rucksicht  auf  die  sonstigen  durchschlagenden  Gründe,  welche 
für  die  Beibehaltung  der  Staatswaldungen  auzufuhren  sind. 

II.  —  §.  237.  Die  Gründe  für  und  wider  die  Ueibe- 
li  alt  ung  oder  Veräusserung  der  Staatsforsten  lassen  sich  in 
folgender  Weise  darstellen. 

Vgl.  Uber  d.  Strcitfr.  die  forstl.  Liter,  im  Allg.  bei  Kau,  Volkswirthschaftsl. 
§.  383,  Volkswirthschaftspol.,  §.  153.  —  Eiuc  ziemlich  vollständ.  Uebersicht  der  ein- 
schläg.  Literatur  giebt  Leo,  über  d.  Reibehalt,  oder  Veriiusser.  d.  Staatswaldungen, 
Stuttg.  1870  (3.  Supplcm.  H.  z.  Baur's  Monatsschr.  für  Forst-  u.  Jagdwcs.)  8.  19  ff. 
Unter  den  Gegnern  der  Staatswälder,  zu  denen  begreiflich  vielfach  die  radicalercii 
Sinithiancr  unter  den  Nationalnkonomen.  wie  A.  Smith  selbst,  geh;. reu,  vgl.  besonders 
Trunk,  neuer  Plan  d.  allgem.  Revolut.  in  d.  bisher.  Forstokonomievcrwaltung ,  1802. 
v.  Hazzi,  acht.  Ans.  d.  Wald.  u.  Forste,  ub.  d.  Gcmeinschädl.  d.  Staatsforste,  1*05. 
Pfeil,  Grunds,  d.  Forstwirthsch.  in  Bezug  auf  Nationalök.  und  Staatsfinanzwiss.  1822, 
I,  324,  womit  aber  zu  vergleichen  II,  19,  37.  Lötz,  Handb.  III,  J34.  Neuerdings 
bes.  Bergius.  im  Archiv  d.  Landeskunde  d.  preuss.  Mon.  1S56  (gegen  ihn  Wiese- 
ln Wilda.  landwirthsch.  Centraiblatt,  1859,  Suppl.  S.  107);  ders.  Finanzwisscnschaft. 
S.  1 S3  ff.  (unbedingt  für  Vcrkusserung,  z.  Tb.  auch  für  Abholzen,  nach  Krug, 
aber  ohne  den  klimat.  Gesichtspunct  auch  nur  zu  erwähnen).  Unter  Forstmännern 
sind  die  Stimmen  für  Yeräusscrung  der  Staatswälder  begreiflich  selten,  doch  nennt 
Leo.  Forststat.  S.  25.  noch  2  neuere  Aufs.,  bes.  in  Bez.  auf  Oest  -Ung.  (von  v.  Berg, 
Mon.schr.  f.  Forst-  u.  Jagdwes.  1870  u.  ein  Aufs,  in  Hcyer's  allg.  Forst-  u.  Jagd- 
zeitung, 1S71).  —  Viel  grösser  ist  die  Zahl  der  Anhänger  der  Staatswälder  und 
ihre  Gründe  viel  gewichtiger.  S.  bes.  Ilundeshagen.  Encykl.  II,  744  ff.  d.  1.  A. 
u.  d.  dort  angef.  Schriften;  dess.  Forstpoliz.  S.  44  ff.  v.  Jacob,  Fin.  I,  §.  225, 
239.  Bohr.  Wirthsch.  d.  Staats.  S.  61.  Krause,  Nat.-  u.  Staatsökon.,  I,  108. 
Scheu k,  Volkswirthschaftspflegc  §.  182.  Mah  hus,  Fin.  I,  §.  15.  —  Vgl.  aus  der 
neueren  Lit  u.  A.  selbst  weitgehende  Freihändler,  wie  Rentzsch.  d.  Wald  i.  llaush. 
d.  Natur  u.  d.  Volkswirthsch.,  1862;  ders.  Staat  und  Volkswirthsch ,  S.  200  und  die 
Artikel  Staatswaldungcn,  Forstwirthsch.  in  dess.  HandwOrtcrb.  d.  Volks  wirthschafbl. 
Contzen,  forstl.  Zeitfragen,  2.  A.,  Bcrl.  1872.  Heiss.  Wald  u.  Gesetzgebung.  Berl. 
1875.  Die  meisten  neueren  Forstschriftstellcr  sind  energische  Freunde  des 
Staatswalds,  sie  betonen  vor  Allem  das  kliinatologischc  Moment.  Bcachtcnswertbe,- 
aber  einseitige  Gegnerschaft  gegen  diese  Auffassung:  Ph.  Geyer,  d.  Wald  im  nat. 
Wirthsch.lebcn,  Leipz.  1879.  Vgl.  über  d.  klimatol.  Seite  ausser  den  fachwissensch. 
Werken  die  mehr  populär  gehaltene  Schrift  v.  v.  Libur  na u,  Wald,  Klima  u.  Wasser. 
München  1878.  Gräger.  Sonnenschein  u.  Rogeu,  Wcim.  1870.  Bes.  Ebermayer, 
physic.  Einwirk.  d.  Waldes  auf  Licht  u.  Bodeu  u.  s.  klitn.  u.  hygien.  Bedeutung. 
Aschaffenb.  1873.  Helferich  im  ScbönbcrgVhen  Handb.  S.  714  ff.  —  Von  den 
neueren  Finanzschriftstellern  ist  Uinpf enbach,  §.  130 — 143.  für  dermal- 
einstige  Veräusserung  der  Staatswälder,  wenn  der  Privatbetrieb  überlegen  sein  wird, 
event.  für  Belegung  der  Privatwälder  mit  dem  Forstbann;  Pfeiffer,  I,  125  ff.,  ist 
aus  Rücksicht  auf  d.  Klima,  nicht  aus  dem  camcralist.  Gesichtspunct  für  Erhaltung 
der  Wälder,  aber  für  den  L  cbergang  an  Private  unter  weitgehender  Staatsoberaufsicht, 
mit  Verbot  des  Abstockens  der  verkauften  Fläche,  —  doch  alles  immer  unnöth.  Zu- 
geständnisse gegen  das  falsche  Dogma  von  der  absoluten  Superiorität  des  Privatbe- 
triebs über  den  Staatsbetrieb.  Durchaus  richtig  ist  die  Behandlung  Stein 's.  1.  A., 
S.  125,  2.  A.  168,  Dogmcngesrhichtlichcs,  S.  172  ff.  Vgl.  auch  noch  v.  Scheel  z. 
Waldschutzfrage,  Forstl.  Blätter  1876.  S.  3S1  lf.,  der  in  der  ihm  eigenen  prägnanten 
Kürze  die  Bedeutung  des  Walds  treffend  darlegt.  Er  hebt,  abweichend  von  mir, 
zuerst  hervor,  das*  „der  Wald  die  einzige  bestandige  und  mit  menschlichem  Willen 
unversiegbare  Quelle  von  Bau-  u.  Brennmaterial  sei."    Die  anderen  Puncto,  derent- 
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wegen  der  Wald  wichtig,  scheinen  mir  doch  noch  bedeutsamer.  Bernhardt,  z. 
Geschiente  der  Staatsforstwirthschaftslehre  im  19.  Jahrhundert,  Forstl.  Blätter  1873. 
S.  161  Ii. 

A.  Falsche  oder  doch  unzureichende  GrUnde  für  die 
Beibehaltung  der  Staatsforsten, 

B.  Richtige  Gründe  daftr, 

C.  Die  GegengrUnde. 

A.  Als  ein  falscher  oder  mindestens  unzureichender 
Grund  für  de n  Sta atswaldbesitz  muss  der  „cameralistische" 
bezeichnet  werden,  mit  welchem  bis  in  die  neueste  Zeit  in  der 
Regel  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxis  der  Staatsverwal- 
tung sowie  von  den  meisten  Forstmännern  fast  allein  zu  Gunsten 
der  Beibehaltung  der  Staatsforsten  argumentirt  wurde:  die  Furcht 
vor  zu  weit  gehender  Abholzung  der  ins  Privateigen- 
thum übergegangenen  Wälder  und  vor  schlechter,  nicht 
auf  genügende  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  sehender 
Forstwirtschaft  der  Privaten. 

Daraus  entstehe  sofort  oder  in  Buldo  ein  absoluter  Holzmangel  im  Lande, 
der  sich  für  lange  Zeit  oder  überhaupt  nicht  mehr  gut  machen  lasse,  mindestens  aber 
ein  relativer  Holzmangcl,  der  sich  in  einer  Verthe uerung  der  Holzproducte 
für  die  Industrie  und  für  die  Privathaushaltungen  empfindlich  fühlbar  mache  and 
einen  grossen  Uebclstand  der  Volkswirtschaft  darstelle.  Cm  jenen  Holzmangcl  zu 
vermeiden  und  womöglich  auch  durch  eine  geordnete,  die  Zukunft  bedenkende  Forst- 
wirtschaft das  Holz  billig  im  Preise  zu  erhalten,  sei  der  Staafswaldbesitz  wenn  nicht 
das  einzige,  so  doch  das  beste  Mittel.  Er  dürfe  um  so  weniger  verringert  oder  gar 
aufgegeben  werden,  je  geringer  überhaupt  der  Wald  bestand  eines  Landes  und  je  mehr 
Wald  bereits  im  Privatbesitz  sei.  Diese  „Furcht  vor  Holzmangel"  ist  durchaus  das  Haupt- 
argument der  älteren  Anhänger  der  Staatsforsten,  vergl.  auch  Malchus  I.  §.  15; 
auch  für  Bau  in  Volfcswirthschaft>p»litik,  §.  153  ff*,  u.  Fin.  5.  A.  §.  140,  §.  143 
Nr.  4  ist  dieser  Gcsichtspunct  doch  im  Ganzen  der  leitende.  Gegen  dieses  Argument 
ist  die  Polemik  von  Krug  u.  Bergius  (Fin.  lSSI  zutreffend ,  aber  auch  nur  gegen 
dieses  allein. 

Diese  Ansicht  ist  einer  ganz  berechtigten  Reaction  zu  Gunsten 
der  Wälder  entsprungen,  welche  nach  langen  Devastirungen  und 
auf  Grund  der  abschreckenden  Beispiele  mancher  Länder  z.  Th. 
schon  seit  dem  16.  und  17.,  namentlich  aber  seit  dem  vorigen 
Jahrhundert  eingetreten  ist.   Aber  sie  überschiesst  das  Ziel. 

1.  Einmal  verallgemeinert  sie  zu  sehr  und  sucht  zu 
viel  zu  beweisen. 

Notorisch  bestehen  überall  neben  den  Staatsforsten  Privatforsten,  die  auch  ohne 
staatliches  Verbot  nicht  devastirt  oder  ganz  abgeholzt  werden.  Die  Gegner  der  Staats- 
forsten haben  darauf  oft  hingewiesen.  Beispiele  angeführt,  dass  die  verkauften  Wälder 
des  Staats  nicht  verwüstet,  sondern  nur  zweckmässiger,  billiger  und  rentabler  bewirt- 
schaftet wurden  —  wie  z.  B  Lafitte  in  einer  von  Kau  §.  138  Note  a  u.  in  vor. 
Aufl.  dieses  Bands  S.  439  citirten  Parl.rede  ausführt  —  und  mit  mehr  odeT  weniger 
Grund  die  regelmässigen  Uebelstände  des  Privatwirthschaftsbetriebs  des  Staats  auch 
im  Forstbetrieb  desselben  nachzuweisen  gesucht.   Die  Anhänger  der  Staatsforeten  haben 
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oftmals  zu  wenig  unterschieden,  den  Wald  um  jeden  Preis  und  überall  erhalten  wollen 
und  sich  gerade  dadurch  manche  Vorwürfe  zugezogen,  dass  sie  sich  in  ihren  An- 
forderungen nicht  beschränkten  und  das  Bedürfniss  eines  fortschreitenden  \Anbaus  zu 
wenig  berücksichtigten. 

Neuere  Forstmänner  unterscheiden  daher  ganz  richtig,  ob  die  Wälder  als  Schutz- 
oder  als  Erwerbs wälder  beibehalten,  oder  als  Luxus wäldcr  auch  vom  Staate  ver- 
kauft und  dann  event.  abgeholzt  werden  sollen.  S.  z.  B.  Leo  in  s.  ForstL  Blättern, 
1 875,  S.  324.  Dabei  ist  freilich  der  Begriff  des  „Schutzwalds",  bes.  nach  der  schwier, 
klimatol.  Seite  wieder  der  Streitpunct,  allgemein  und  vollends  im  concreten  Fall  (Streit 
in  Betr.  d.  Wiener  Wahl»,  als  d.  öst.  Regierung  davon  3000  ha.  in  1870  veräussern 
wollte). 

2.  Die  obige  Verteidigung  der  Staatsforsten  ist  aber  auch 
principiell  falsch.  Wird  wirklich  das  ersehnte  Ziel  erreicht, 
d.  h.  ein  grosser  Holzbestand  und  ein  billiger  Preis  des  Holzes 
erhalten,  so  ist  die  Folge  davon  ein  unrichtiges  Verhältnis* 
des  Holzpreises  zu  den  Preisen  anderer  Boden- 
produete. 

Vgl.  Bergius  S.  187.  Ein  zu  niedriger  Holzprcis  ist  aber  kein  Vor- 
theil, ein  Steigen  dos  Holzpreises  kein  unbedingter  Nachtheil  für  die  Volks- 
wirtschaft. Dieses  Steigen  bildet  vielmehr  das  sicherste  und  wirtschaftlich  richtige 
Präservativ  gegen  Holzmangel  überhaupt  wie  gegen  Mangel  bestimmter  einzelner 
Holzarten.  Denn  es  fübrt,  besonders  was  Brennholz  anlangt,  zu  grosserer  Sparsamkeit 
im  Verbrauch  von  Holz,  zu  Holz  ersparenden  oder  ganz  ersetzenden  Erfindungen,  und 
es  giebt,  besonders  auch  was  Nutzholz  anlangt,  die  Anregung  zum  Aubau  und  zu 
geordneter  Waldcultur  und  macht  letztere  erst,  verglichen  mit  der  Cultur  anderer 
Bodenerzeugnisse,  privatwirthschaftlich  rentabel.  Erst  bei  einem  gewissen 
Preise  des  Holzes  lohnt  es  auf  den  höheren  Stufen  der  Volkswirtbschaft  für  den 
Privaten,  Waldbau  zu  betreiben.  Die  Behauptung  der  Staatsforstwirtbe,  dass  die 
Privatforstwirthschaft  selten  eine  gute  und  conservirendc  sei.  ist  daher  zwar  tatsäch- 
lich öfters  richtig.  Aber  es  wird  dabei  übersehen,* dass  der  durch  das  Staatsforst- 
wesen und  durch  zu  umfangreiche  Waldconservirung  künstlich  niedrig  gehaltene  Holz- 
preis hiervon  mit  die  Ursache  vielleicht  die  Hauptursache  sein  kann.  Denn  gerade 
deswegen  kommt  das  Bestreben  leichter  auf,  durch  Massenhieb  und  Abholzung  rasch 
Geld  zu  machen  und  den  bisherigen  Waldboden  mit  grösserem  Vortheil  für  andere 
Zwecke  zu  verwenden.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Vorwaltung  der  Staatsforstcu 
und  auch  dio  staatliche  Forstpolitik  gegenüber  den  Privatwaldungen  vielfach  zu  sehr 
von  dieser  falschen  Angst  vor  Holzmangel  geleitet  worden  ist.  Damit  lässt  sich  weder 
die  möglichste  Erhaltung  der  Wälder  an  sich  noch  die  Beibehaltung  des  Staatseigen- 
tums an  einem  grösseren  Theilc  derselben  genügend  begründen.  Fa<-st  man  den 
Wald  überhaupt  nur  als  die  Quelle  der  Versorgung  eines  Landes  mit  Hoiz  auf,  so 
giebt  es  keinen  Grund ,  den  Waldboden  anders  als  sonstigen  Boden  zu  behandeln. 
Es  ist  nicht  zu  besorgen,  dass  es  an  Holz  zu  den  verschiedenen  Verwendungen  fehlen 
werde.  Selbst  auf  genügendo  Einfuhr  aus  dem  Auslande  ist  wenigstens  heutezutagc 
bei  dem  hochentwickelten  Communicationswcscn  sogar  bei  einem  so  voluminösen 
Artikel  geringen  speeifischen  Werths  wie  Holz  zu  rechnen,  wenn  nur  der  Preis  hin- 
länglich hoch  steht,  wie  England  zeigt.  Diese  Lage  der  Dinge  bat  aber  keine  be- 
sonderen Nachtbeilc,  denn  sie  beweist,  dass  es  sich  mehr  lohne,  im  Inlande  andere 
Bodenproducte  statt  des  Holzes  zu  bauen.  Dieses  Interesse  des  Einzelwirtschaften 
widerstreitet  unter  der  gegebenen  Voraussetzung  nicht  dem  volkswirtschaftlichen. 

Treffend  characterisirt  das  Falsche  der  unbedingt  conservativen  Forstpolitik  Hock, 
Finanzverw.  Frankreichs  S.  223:  die  französ.  Gesetzgebung  sei  geleitet  vom  Geiste  der 
Bevormundung  und  des  Staatsschutzes.  Sie  ..behandelt  das  Holz  nicht  wie  ein  Glied 
in  der  grossen  Reihe  der  Guter,  mit  denen  die  Vorsehung  den  irdischen  Wohnsitz  des 
Manschen  ausgestattet  bat,  wechselnd  in  seinem  Werth  wie  alle  anderen  und  bestimmt, 
verbraucht,  vertauscht,  umgestaltet  zu  werden,  wie  es  eben  das  Bedürfniss  und  das 
Interesse  fordern,  sondern  sie  behütet  den  vegetabil.  Brennstoff  vor  der  Verfügung  des 
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Eigenthümers  wie  vor  den  Eingriffen  der  Fremden,  damit  er  im  Grandstock  unversehrt 
der  Zukunft  und  jenen  bevor/.ugten  Männo  m  vorbehalten  bleibe,  von  denen  der  Gesetz* 
geber  voraussetzt,  dass  sie  allein  den  rechten  Gebrauch  davon  machen  werden."  Aeho- 
lich  warnt  Kcuning,  Beitr.  z.  Frage  über  d.  Grundprinc.  d.  Waldbaus,  1S71,  S.  22. 
vor  Uebcrtreibungen  in  Bezug  auf  die  Nachhaltigkcit  des  Waldbetriebs.  Vgl.  auch 
Ph.  Geyer,  d.  Wald.  bes.  d.  Kritik  d.  tinanz.  Ergebnisse  der  deutschen  Staatsforst- 
verwaltungcn  S.  243  ff.  — 

Insofern  scheint  mir  auch  die  Tendenz  der  Schriften  von  Pressler's  richtig, 
s.  bes.  des*.  Waldbau  des  Nationalökonomen.  Dresd.  1865  u.  darüber  Helferich. 
Art.  Waldrente  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1867  (A'XIIl,  1  ff.).  Auch  Pressler.  Hanptlehr. 
i).  Forstbetriebs  u.  seine  Einrichtung  im  Geiste  der  Reinertragsschule.  3.  A.,  1S72: 
ders.  in  d.  Forstl.  Blättern  1*76.  S.  16  II'.,  mit  einer  bemerkeuswerthen  Mitthcüung 
aus  Norwegen;  ders.,  d.  Hochwaldsideal  (1.  Hälfte  der  Hauptlehren  d.  Forstbetriebs 
u.  a.  w.),  3.  A.  Lpz.  1  >72,  Forstfinanzrechnung  (2.  Hälfte  dess.  Buchs \  Lpz.  1871. 
Judeich,  Forsteinricht.,  Dresd.  1871.    Vgl.  auch  Henning  a.  a.  0. 

Man  kann  demnach  die  Beibehaltung  der  Staats  forsten 
als  Mittel  zur  Conservirung  derWälder  aus  der  Furcht 
vor  Holzmangel  und  vor  Ueberthenerung  des  Holzes 
nicht  genügend  begründen,  weil  diese  Conservirung,  vollends 
in  dem  jetzigen  Umfang,  zu  diesem  Zwecke  nicht  geboten  ist 

Die  Interessen  einzelner  Landcstheile ,  in  denen  sich  zufällig  Staatsforsten  be- 
finden ,  können  noch  weniger  in  der  Frage  zu  Gunsten  der  Beibehaltung  entscheiden. 
Denn  das  Institut  der  Staatsforsten,  als  Präservativ  gegen  Holzmangcl  und  hohe  Holz- 
preisc  betrachtet,  wurde  dann  den  einzelnen  Gegenden  des  Staatsgebiets  in  sehr 
ungleichem  Maasse  zu  Gute  kommen,  vollends  solange  als.  der  Wirklichkeit  entsprechend, 
der  Staatsforstbesitz  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Landcstbeilcn  ist. 

§.  238.  —  B.  Als  richtige  und  den  Ausschlag  gebende 
Gründe  für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  er- 
scheinen dagegen  die  folgenden,  von  denen  der  erste  der  wich- 
tigste ist: 

S.  bes.  Leo,  a.  a.  U.  S.  63  ff.  Kau,  I,  §.  3S5,  II.  &  157.  Roscher.  U. 
§.  192.  Keuning,  S.  20.  Die  o.  S.  573  genannten  Schriften  v.  Grägcr,  Eber- 
mayer, Liburnau,  anders  die  skeptische  Polemik  gegen  Ebermayer  v.  Ph.  Geyer. 
Wald.  S  211  ff.,  der  ich  gleichwohl  hier  keine  Concession  machen  zu  müssen  glaubte, 
wobei  ich  mich  freilich  durchaus  auf  die  forstwissensch.  Autoritäten  allein  stützen 
muss.  S.  auch  Gruncrt,  Waldschutzfragc  u.  deren  Behandl.  auf  dem  Wege  internal 
Congr.  Forstl.  Blätter  1873,  S  97  ff.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  382.  Mehrfach,  bes.  f. 
d.  allgcm.  volkswirthsch.  Bedeut.  d.  Walder,  s.  auch  Helferich  in  s.  2  Art.  Wald- 
rente, Tüb.  Ztschr.  1S67  u.  1871,  u.  s.  Abh.  in  Schönberg's  Handb.,  bes.  S.  744,  746. 

1.  Die  Conservirung  der  Wälder  ist  jest  in  unseren 
Ländern,  wo  der  Waldbestand  doch  im  Laufe  der  Zeit  ohnebin 
stark  vermindert  ist,  im  Allgeme inen  geboten,  nicht  aus  den 
im  vorigen  §.  angegebenen  Gründen,  sondern  aus  den  wichtigsten 
Rücksichten  auf  den  grossen  Einfluss  des  Waldes  auf  das 
Klima  und  dadurch  direct  und  indirect,  sowie  auch  abgesehen 
davon  noch  sonst,  auf  die  Volkswirtschaft  eines  Landes  im  All- 
gemeinen. 

Namentlich  bewirkt  der  Wald  eine  gleich  massigere  Verth  eilung  der 
Feuchtigkeit  durch  das  ganze  Jahr,  auch  wenn  es  fraglich  ist,  oh  er  du' 


Digitized  by  Google 


Richtig  Gründe  für  Staats  forsten. 


577 


absolute  Regenmenge  im  Jalirc  vcrmelire.  Nach  Dove  hat  das  planlose  Ausroden  der 
W&lder  einen  nachteiligen  Einfluss  auf  die  Vertheilnng  des  Regens  über  das 
Jahr.  Die  örtlichen  Niederschläge  werden  in  waldlosen  Gegenden  mehr  auf  bestimmte 
Zeiten  beschränkt,  weil  sie  dann  mehr  nur  vom  periodischen  Wechsel  der  allgem. 
Bewegungen  der  Atmosphäre  abhängen.  Gerade  deshalb  in  der  einen  Zeit  Übermässige 
Trockenheit,  in  der  anderen  Ueherschwemmung,  Sturz-  u.  Giessbäche  verheeren  leichter. 
Erde  wird  abgeschwemmt,  die  Wiederbewaldnng  erschwert.  Leo.  S.  65  ff.  Auf  Grund 
der  neuesten  Arbeiten,  bes.  Ebermayer's,  legt  Leo,  Forstl.  Blätter  ISIS,  S.  19. 
die  klimatol.  Bedeutung  des  Waldes  folgendennassen  dar:  Der  Wald  stumpft  die  Ex- 
treme des  Klimas  vornemlieh  in  den  wärmeren  Monaten  (Mai  bis  Oct )  in  unseren 
Breiten  ab.  Die  Waidluft  ist  stets,  bes.  im  Sommer,  feuchter,  daher  durch  Wald  ein 
feuchteres  Klima.  Der  Wald  verlangsamt  den  Wasserabflnss  u.  bewirkt  gleichmässigere 
Vertheilung  der  Bodenfeuchtigkeit  auf  die  Jahreszeiten.  Er  verhindert  an  Hängen 
Boden  abschwemmungen  durch  Wasser,  auf  den  Hochgebirgen  Einstürze  u.  Lawinen, 
in  der  Ebene  Flugsand.  —  In  allgcmein-volkswirthsch.  Beziehung  kommen  generelle 
Interessen  der  Landwirt h 8 eh..  specielle  der  an  Wäldern  gelegenen,  z.  B.  durch  sie 
ror  Wind  mehr  geschützten  ländl.  Grundstücke,  bes.  in  Betracht,  —  von  der  nicht  zu 
leugnenden  „ethischen"  oder  socialpolitischen  Bedeutung  der  Wälder  zu  geschweitren. 

Roscher  II,  §.  IS'J,  Anm.  4.  u.  bes.  Riehl.  Land  n.  Leute,  Abschn.  I  „Feld 
o.  Wald". 

Eine  unpassende  Abholzung  oder  eine  Devastirung  der  Wälder,  welche 
der  einzelne  Besitzer  in  kurzsichtigem  Egoismus  vornimmt,  kann  daher  weittragende 
«rhlimme  Folgen  haben,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  wieder  gut  machen  lassen, 
auch  wenn  das  Holzbedürfhiss  aus  anderen  Gegenden  oder  mit  Hülfe  von  Ersatzmitteln 
befriedigt  wird. 

Zum  Zweck  der  Conservirung  aller  solcher  Wälder,  denen 
jene  Bedeutung  ffir  das  Klima  und  die  Volkswirtschaft  zuge- 
schrieben werden  muss,  ist  das  Staat  seigenthum  an  den  Wäldern 
im  Principe  nicht  nur  nicht  verwerflich,  sondern  vielfach  am 
Passendsten.  Wo  Staatsforsten  fehlen,  kann  aus  diesem  Grunde 
selbst  der  Ankauf  von  Wäldern  durch  den  Staat  ernstlich  in 
Frage  kommen. 

Andernfalls  wird  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende  staatliche  Ober- 
aufsicht und  Controlc  über  die  Gemeinde-,  Corporations-  und  besonders 
die  eigentlichen  Priv  at Waldungen  namentlich  da  geboten  sein,  wo  schlechte, 
deva^tirendo,  nur  die  Bedürfnisse  der  zeitigen  Eigentümer  berücksichtigende  Aus- 
nutzung der  Wälder  üblich  ist.  Jede  solche  Einmischuug  der  Regierung  in  den  Wirth- 
schaftsbetrieb  der  Privaten  hat  aber  wieder  mancherlei  andere  Inconvenienzen.  „Ent- 
weder muss  der  Staat  in  Norwegen  in  ganz  beträchtlicher  Menge  Wälder  an- 
kaufen, oder  man  muss  Forstgesetze  herbeischaffen,  die  die  Wirtschaftlichkeit 
durch  Zwang  hervorrufen,  bis  dass  die  kleinen  Waldbesitzer  klüger  werden."  (Forstl. 
Bl.  1S76,  S.  16.)  Aber  ob  letzteres  Ziel  erreicht  wird?  Vgl.  auch  das  neue  preuss. 
WaJdschutzges.  v.  6.  Juli  1875.  Helfe  rieh  im  Handbuch  S.  747  (f.  Wo  daher 
einmal,  wie  namentlich  in  Deutschland,  der  Staat  Eigenthümer  grosser  Waldmassen 
geblieben  ist,  da  erscheint  mindestens  die  Erhaltung  dieses  Zustands  durchaus  als 
das  Beste,  (ümpfenbach,  Pfeiffer  u.  a.  m.  machen  auf  einem  im  Grunde  gleichen 
Standpuncte  daher  unnöthige  Zugeständnisse  an  die  „herrschende  Doctrin",  s.  o.  S.  573). 
Diese  Ansicht  findet  durch  die  folgenden  Gründe  ihre  weitere  Unterstützung. 

2.  Mancher  Boden  ist  nur  für  Wald  tauglich  (sogen,  u  n  - 
bedingter  Waldboden).  Die  Erhaltung  des  Waldes  auf  ihm, 
auch  wenn  der  Ertrag  dauernd  gering  ist,  erfolgt  am  Sichersten 
und  Leichtesten,  wenn  dieser  Boden  im  Staatbesitz  ist. 

A.  Wm-nor.  Piti.inrwt««>n«'liHft.        ^   Aull.  37 
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„Ist  der  Waltl  einmal  zerstört,  so  kann  er  wegen  des  Mangels  an  Schutz  gegen 
Hitze,  Kälte,  Wind  uud  wegen  des  Ahschwemincns  der  guten  oberen  Erde  oft  gar 
nicht  wieder  hergestellt  werden",  wie  sehr  das  Interesse  des  ganzen  Landes  es  aucl 
fordern  mag.  Einzelne  Blossen  ist  aber  immerhin  der  Staat  noch  am  Erst<-u  in 
der  Lage  wieder  zu  bewalden. 

3.  Die  Forstwirtschaft  hat  im  Vergleich  mit  der  Landwirt- 
schaft mehrere  besondere  Eigentümlichkeiten,  wegen 
deren  sie  sich  am  Besten  für  den  Grossgrundbesitzer  überhaupt 
und  zumal  für  einen  solchen  Grossgrundbesitzer,  wie  den  „ewigen 
Staat"  (Domänenfiscus)  eignet. 

Solche  Eigentümlichkeiten  sind  die  Langsamkeit  des  Holzwuchses,  dir 
notwendige  Rücksicht  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  („Nachhalts- 
hewirthschaftun  g'*),  das  lange  Warten  auf  eine  Rente  wenigstens  bei 
jungen  Wäldern  bei  den  für  gewisse  Holzculturen  erforderlichen  längeren  Umtriebe 
Zeiten  (Hochwald);  die  schwierige,  kostspielige  und  vollends  lange  auf  Eitra? 
warten  lassende  Wiedcrbewaldung  von  Hl össen  und  Anlegung  neuer 
Wälder,  welche  der  Staat  mit  seinem  schon  vorhandenen  Forstpersonal  aber  noch 
am  Rilligsten  ausfuhren  kann:  die  Grosse  des  stehend eu  Holzvorraths, 
welche  den  Privaten  leichter  in  Versuchung  bringt,  durch  Ueberhauen  den  Wald  zu 
schädigen:  der  Umstand,  dass  rentable  Wald wirthschaft  meist  nur  auf  g rossen . 
womöglich  zusammenhängenden  Flächen  wegen  der  Eigentümlichkeit  der 
Waldarbeit  betrieben  werden  kann:  das  Erforderniss  einer  nur  geringen  Meng, 
von  Arbeit  auf  einer  Waldfläche  (nach  Hundeshagen  auf  c.  500  Morsreii 
1  Arbeiter)  im  Vergleich  mit  Ackerland  oder  Gärten,  aber  zugleich  das  Erforder- 
niss einer  speeifi sehen  Fachbildung  wenigstens  des  mittleren  und  höheren 
Arbeiterpersonals  im  Forstwesen,  wobei  jedoch  dergestalt  fachmässig  gebildete  Arbeiter 
wieder  nur  auf  grossen  Flächen  entsprechend  zu  verwenden  und  auszunutzen  sind, 
so  dass  die  Staatsfbrstwirthschaft  insofern  auch  als  die  ökonomischste  selbst  gegen- 
über derjenigen  anderer  grosser  Waldbesitzer  erscheint.  Wenn  der  Private  seinen 
Wald  ebenfalls  durch  Fachleute  bewirtschaftet,  so  wird  ihm  dies  oft  teuerer  kommen, 
weil  ilie  Arbeitskraft  dieser  Personen  nicht  vollständig  ausgenutzt  wird.  Steht  das 
Privatforstpersonal  aber  in  der  Fachbildung  nach,  so  wird  es  auch  die  Bewirtschaftung 
der  Privatwälder  meistens  tun. 

4.  Der  schon  erwähnte  Umstand,  dass  in  der  Forstwirtb- 
schaft der  Factor  Natur  gegenüber  den  Factoren 
Arbeit  und  Kapital  überwiegende  Bedeutung  hat,  be- 
wirkt, dass  die  gewöhnlichen  Vorzüge  des  Privatbetriebs 
und  Nachtheile  des  Staatsbetriebs  hier  so  ziemlich  ver 
schwinden. 

Unter  einigen  besonderen  Schwierigkeiten  der  Waldarheit  (schwere  Control-. 
leichte  Unterschleife  u.  s.  w.)  leidet  der  Staat  eher  weniger  denn  mehr  als  der  Private 
Aehnlich  steht  es  für  beide  im  Ganzen  doch  auch  um  die  Sicherung  des  Waldeigen- 
thums  vor  Diebstahl  u.  s.  w. 

5.  Die  Höhe  der  Waldrente  hängt  vorzugsweise  von 
allgemeinen  Verhältnissen  der  ganzen  Volkswirth 
schaft  ab. 

Wirtschafte-  und  Culturfortschritte,  vermehrter  Woldstand.  grössere  Volksdichtijr- 
keit,  Concentration  der  Bevölkerung  in  Städten  und  der  Industrie  in  gewissen  Gegenden, 
verbesserte  « 'ommunicationen.  Absatzwege  u.  s.  w.  erhöhen  die  Holzpreise  und  daher 
neben  der  städtischen  kaum  eine  andere  Grundrente  so  sehr  als  die  Waldrente. 
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In  folgenden  Beispielen  ist  der  Holzerlös  für  die  Staatskasse,  ohne  Einrcchnung 
d«ü  Antheils  der  berechtigten  (mit  Eiuschloss  der  Jagden),  aber  ohne  die  Holzhandlang 
angegeben.  Baden,  Holzerlös  D.  1S31 — 35  998,714  fl.,  1842—47/48  1,746,316  fl., 
1860—61  2,221.711  fl.,  1860—68  2,024,060  fl.,  1872—74  4,358,000  M.  Die  Holz- 
preise stiegen  1807/0—1841/45  um  50—100,  1838—1850  um  27— 30°/<,-  In  den 
3  J.  1872—74  war  d.  Holzpreis  p.  1  Festmeter  Nutzholz  16*14,  18  74,  1S'66,  i.  D. 
17-85  Mark,  Bronnholz  8  56,  01 1,  0  94,  i.  D.  930  Mark.  —  Preussen,  Holzerlös 
1830—33  3,730,600  Thlr.,  1846—49  4,807,700  Thlr.,  1854-57  5,918.400  Thlr..  1862 
his  65  8,508,000  Thlr.  Der  Reinertrag  war  D.  1849—50  2,827,800,  D.  1864—65 
6,450.200  Thlr.  Solleinn.  f.  Holz  1875  12*505  Mill.  Thlr.,  wovon  auf  dir  alten  Prov. 
(vor  66er  Umfang)  8*962  Mill.  Thlr.  Die  muthmassl.  Eiun.  wurde  aber  gegen  diesen 
Specialetat  höher,  auf  15*25  Mill.  Thlr.  im  Ganzen  veranschlagt.  Stat.  Jahrb.  IV,  1,  202. 
Allerdings  ist  auch  der  Holzertrag  selbst,  nicht  nur  der  Preis  stark  gestiegen  u.  das 
Verhältniss  der  werthvolleren  Hölzer  (Nutz-,  Bauholz)  im  ganzen  Holzertrage  ist 
günstiger  geworden.  Der  Cubikfuss  Holz  wurde  im  preuss.  Staate  im  D.  1830—33 
zu  1*03,  1862 — 65  zu  172  Sgr.  verkauft.  Nach  neuerer  amtl.  Mittheil,  war  d.  Durch- 
schn.preis  des  Festmeters  Holz  in  d.  preuss.  Staatsforsten  1835  3*64,  1865  6*31, 
1879/80  5*79,  1880/81  5*95,  1881/82  5  81  M.;  der  Reinertr.  p.  ha.  in  denselben 
Jahren  bez.  3*23— 10  1— 7*73— 9*67— 1005  M.  Baiern  Reinertrag,  D.  1826—28 
191,  1S32— 31  2*87,  1835—37  3  18,  1852—56  3*79,  1861—67  7  21  Mill.  fl.  Die 
baicr.  Staatswälder  haben  sich  1S61—  67.  gegen  1819 — 25  i.  D.  um  102%  in  der 
Fläche  vermehrt,  der  Ertrag  an  Bau-  u.  Nutzholz  um  137,  an  Scheit-  u.  Knüppelholz 
um  26,  an  Stockholz  um  117,  an  Wellen  um  38,  dagegen  die  elf.  ct.  Einnahme  von 
3*33  auf  Jl*64  Mill.  fl.  oder  um  249  %.  Berechnet  nach  d.  Daten  in  der  baier. 
stat.  Ztschr.  1871  S.  154.  Der  Reinertrag  p.  baier.  Tagw.  stieg  in  diesen  42  J.  von 
52  Kr.  auf  3  fl.  15  Kr.  In  der  sächsischen  Staatsforstwirthschaft  war  der  ge- 
sammte  Holzertrag  von  1  Acker  im  I).  1817—26  1  Klafter,  1863  1  26  KI.,  die  Kl. 
Derbholz  galt  1854  5*5  Thlr.,  1863  7  08  Thlr.,  der  Reinertrag  des  Ackers  kam  in 
diesem  Zeitraum  von  3  64  auf  5*96  Thlr.,  die  Autgaben  sanken  von  87'2  auf  26*8  Proc. 
der  Einnahme  herab.  Das  Nutzholz  betrug  1817—26  17  Proc,  1S54  41,  1863 
58  Proc.  des  Stammholzes.  —  In  Krankreich  wurden  bei  der  Versteigerung  des 
Holzes  vom  Hectare  im  Durchschnitt  von  1816— 20:  697  Fr.,  im  D.  von  1824—29: 
1110  Fr.  gelöst.  Zugleich  wurden  im  ersteren  Zeiträume  auf  dem  Hectare  nur  31, 
im  zweiten  aber  69  Bäume  übergehalten.  Rapport  Tab.  14.  tAelt.  Daten  z.  Th.  nach 
Kau). 

Die  Waldrente  ist  vornemlich  „Rente  der  Lage".  Der 
Privat  bezog  dieser  Rente,  welche  ein  Einkommen  bildet,  das 
meistens  nicht  auf  individuelle  Arbeit,  Kapitalverwendung  oder 
auch  nur  Speculation  des  Beziehers  zurückgeführt  werden  kann, 
ist  der  misslichste  Punct  bei  der  Rechtfertigung  des  privaten 
Grundeigenthums.  Bei  den  Staatsforsten  kommt  diese  Rente  der 
Staatskasse,  also  der  Allgemeinheit  zu  Gute,  was  durchaus  nur  zu 
billigen  ist. 

Allerdings  tragt  die  Staatskasse  dann  auch  die  Ausfalle  bei  ungünstigen  Preis- 
conjuneturen,  was  aber  ebenfalls  richtiger  ist,  als  wenn  sie  den  Privaten  treffen.  Holz- 
erlös der  badischen  Domänenwaldungen  1848  74  Mill.  fl.  weniger  als  1847.  Der 
Holzpreis  hatte  1862—68  in  Baden  1865  das  Max.  erreicht,  16  24  fl.,  1867  u.  1S68 
war  er  im  D.  13*25  fl.  In  den  th  dring.  Forsten  sollen  in  den  letzten  Jahren  die 
Holzprcisc  durch  die  Concurrcnz  des  böhm.  Holzes  gedruckt  sein  (Ueberhauen  hier!) 
In  Würtemb.  (Hiecke  S.  183)  Reinertr.  d.  Staatsforsten  p.  ha.  1861—78  26*6, 
1874—78  22*5.  1873  46  Vi),  1877  27,  1878  29  M..  Anseht,  f.  1881— S3  25*2  M. 

Auch  im  preuss.  staatl.  Forsthaushalt  ist  unter  den  Einwirkungen  der  wirthsch. 
Krise  u.  der  Concurrcnz  des  auswärtigen  Holzes  eine  Verminderung  der  Einnahmen 
u.  Preise  des  Holzes  seit  der  2.  Hälfte  der  70er  Jahre  eingetreten,  nachdem  die 
Jahre  1873—76  abnorm  hohe  Preise  u.  Erträge  gehabt  hatten.    Vgl.  die  Motive  z. 
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Gcs.entwurf  über  Erhöh,  d.  Holzzölle  v.  11.  Febr.  1S&3  (v.  Reichstag  abgelehnt  , 
woraus  auch  obige  neuere  Daten  Uber  Preussen  (Actenstücke  Sess.  1S83,  Nr.  194. 
S.  692).  Es  wird  hier  nachzuweisen  gesucht,  dass  nur  bis  1805  gilnst.  Verhältnis», 
bestanden  hätten,  indem  die  Reinerträge  jährlich  seit  1835  um  22  9  Pfenn.  p.  ha. 
gestiegen  seien.  Indessen  ist  da*  bestritten.  Auch  waren  z.  B.  1830  d.  Rciuertr. 
schon  einmal  4  38  M.  p.  Meter.  S.  auch  d.  Verhandl.  im  Reichstage  (1879  u.  IW'< 
u.  Lehr,  d.  neuen  deutschen  Holzzölle,  Suppl.h.  V  zu  Conrads  Jahrb. 

Ygl.z.  nähereu  Begründ.  dieses  „socialpolit.4,ürundesNr.5bes.Gnindleg.K.4,2.Abtli 

§.  239.  —  C.  Im  Vergleich  mit  den  angeführten  GrUndeu 
sind  die  Gegengründe  gegen  die  Beibehaltung  der 
Staatsforsten  und  die  positiven  Gründe  für  die  Veräuße- 
rung unerheblich  oder  selbst  geradezu  unrichtig. 

Vgl.  die  Uebersicht  bei  Leo  S.  01. 

Ausser  in  Betrelf  des  in  §.  23T  besprochenen  Arguments  kann  man  den  Gegnern 
der  Staatsforsten  in  keinem  wesentlichen  Puncte  Hecht  geben.  Sie  fahren  haupt- 
sächlich die  allgemeinen  Grunde  gegen  privatwirthschaftlicb«*  Thätig- 
keiten  des  Staats  an.  Aber  diese  Grunde  lassen  sich  hier  weniger  fast  als  in 
irgend  welchem  andren  Falle  als  durchschlagend  bezeichnen.  Auch  wird  dabei  ganz 
Ubersehen,  dass  es  doch  vor  allen  eiu  staatswirthschaftlicher  Grand  int,  welcher 
für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  geltend  gemacht  wird. 

Unter  den  sonstigen  Gegengründen  sind  wohl  die  wichtigsten  : 
„1.  Dass  beim  Staate  die  Forstwirthschaft  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  geregelt  und  geführt  werden  müsse,  daher  nie  den 
zahlreichen  Verschiedenheiten  der  Bedürfnisse  und 
örtlichen  Verhältnisse  bis  in  das  Einzelnste  anzu- 
passen sei  und  dass  bei  ihr  nie  die  Pflege  und  Benutzung 
bis  auf  die  kleinsten  Gegenstände  ausgedehnt  werden 
könnten. " 

Leo  S.  U2.  Dieses  Bedenken  ist  öfters  nicht  ganz  unrichtig,  nur  kann  ihm  durch 
eine  gute  und  geschickt  geleitete  Staatsforstwirthschaft .  die  recht  wohl  möglich  ist, 
abgeholfen  werden.  Jedenfalls  aber  wird  es  durch  die  oben  angegebeneu  Gründe 
weit  überwogen. 

2.  Die  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsfo rsten  im 
Vergleich  mit  den  Pri ?at Waldungen ,  die  Folge  der  vermeintlich 
unvermeidlich  ökonomisch  unfähigeren  und  theureren  Wirtschaft 
des  Staats. 

Allein  „die  behauptete  geringere  Ergiebigkeit  der  Staats- 
forsten ist  keineswegs  allgemein  erweislich"  (Kail, 
§.  142).  Soweit  sie  vorhanden,  ist  sie  grossentheils  aus  beson- 
deren Ursachen  zu  erklären,  in  anderen  Fällen  durch  recht  wohl 
mögliche  Verwaltungsreformen  zu  heben. 

Nach  der  Abschätzung  der  Privatwälder  in  Baden  ist  der  Steueranschlag  03  n 
auf  den  Morgen,  woraus  sich  ein  Keinertrag  von  2'52 — 3"  15  11.  vermutheii  las>t. 
Domanenwald  trägt  mehr.  Nach  Leo  Forstl.  Bl.  1875  S.  323 1  ist  d.  Ertrag  p.  H><t 
in  d.  bad.  Staatswüldern  4*2,  Gem.-  u.  Corporationswaldern  4*2,  Privat  wild,  (uaeb 
Gutachten  d.  Staatsforstbehörden)  8*7  Festmeter.  —  In  Baiern  wurde  der  Holzortraf 
der  Staatswaldungen  zu  O'öS  Klafter .  der  Gemeinde  -  und  Stiftungsw.  zu  0  46.  der 
l'rivatwaldtiugeii    zu  017   Kl.  auf  <1.  m  Tagwerk  angegeben .   (Die  ForstrenrnltniK' 
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Baierns,  1861.  S.  41»),  1*74  p.  Heet.  bez.  zu  400.  358,  3- 15  Ster.  —  Im  K.  Bern 
Abgabesatz  dsgl.  5*60.  4*  12.  4*29  Ster.  Leo  eb.  —  In  Belgien  ist  der  allgemeine 
Steueranschlag  des  Waldes  19*33  Frs.  rein  vom  Hectar,  wahrscheinlich  zu  niedrig. 
Die  Staatswälder  tragen  34  42  Fr.,  die  Gemeindewälder  20' 13  Fr.  Stati>t.  de  la  Belg. 
AgTic.  8.  184.  —  Preuss.  n:  Reinertrag  der  Staatswaldungen  (A.  Is70>  */s  Thlr.. 
säinintlicher  Waldungen  0  30  Thlr.  a.  den  M..  Meitzen  IV,  118.  —  Auch  in  Frank- 
reich wird  der  Reinertrag  der  Staatswälder  hoher  als  derj.  der  Privatwälder  veranschlagt. 

Zu  den  besonderen  Ursachen  geringeren  Ertrags  der  Staatsforsten  gehören  nach 
Rau  §.  142: 

ai  die  fielen  allein  oder  vornemlich  nur  auf  den  Staats  Waldungen  aus  alten 
Zeiten  ruhenden  Lasten,  i.  B.  Abtraben  von  Brenn-  u.  Bauholz  und  Waldstreu 
an  Berechtigte,  Weidedienstbarkeiten  (Servituten)  n.  dgl.  ..In  den  meisten  Staaten 
wird  nur  der  wirkliche  Gelderlös  als  Einnahme  berechnet,  der  ohne  Ersatz,  abgegebene 
Mehrbetrag  bleibt  ans  der  Geldrechnung  hinweg"  (Ran  .  So  geschieht  es  z.  B.  in 
Preussen.  Der  Geldwerth  der  etatmäss.  Holz-  u.  Torfahgahen  an  Berechtigte  u. 
Deputanten  wird  ls75  auf  2*25  Mill.  M.  berechnet  neben  einer  etatmä^s.  Staatseinn. 
y.  42  38  (muthmassl.  51  00)  M.  M.  (1883/81  bez.  2  200  M.  M.  neben  10*13  M.  M. 
Geldeinnahme  f.  Holz'1.  Meitzen  berechnet  für  1865  Iis, 738  Thlr.  Verlust  durch 
unentgeltliche  Holzahgaben.  nach  dereti  Einrechnung  der  Rohertrag  des  Morgens  sich 
auf  40  Sgr.  erhöht.  —  (Jeher  Baiern  s.  Rau  5.  A.  §.  1  12  Note  0  u.  vor.  Aull.  d.  Bands 
S.  447  {ältere  Daten\  Nach  Vocke  a.  a.  0.  (baier.  stat.  Ztsdnv  war  d.  Werth  d. 
an  Berechtigte  abgeb.  Genüsse  1608  M.  fl.  in  1*01/07  jührl.  Nach  dem  A.  1870  ist 
der  Verlust  durch  Holzabgaben  1,503,000  Ii.  ---  0  07  fl.  a.  das  Tagow.  von  produetivem 
Waldboden,  dies  inbegriffen  ganzer  Reinertrag  3*87  fl.  —  Baden.  Holzabgabe  an 
Berechtigte  i.  D.  v.  1872—71  1840  Festmeter  Holzmasse  im  Werth  v.  10,448  M., 
dsgl.  aus  Vergünstigung  2274  Met.  f.  14.001  M.  nach  d.  Dat.  im  Budget  f.  1876  bis 
1877 1.  —  Vgl.  ähnl.  ältere  Angaben  aus  and.  deutsch.  Landern  bei  Rau  5.  A.  §.  142. 
Ann»,  b.  6.  A.  in  meiner  Bearbeitung  t$.  134.  Aum.  c  —  West-Oesterroich, 
Verlust  wegen  der  Berechtigungen  A.  1870  400.200  fl.  ö..  aber  in  den  einzelnen 
Kronländern  ungleich  vertheilt,  z.  B.  in  Oe.  tinter  der  Enns  nichts.  In  Kämthen  wird  der 
Betrag  der  von  Berechtigten  bezogenen  Nurzungen,  hauptsächlich  der  Weiden  (22,756  lü 
mehr  als  doppelt  so  hoch  angegeben  als  die  Einnahme  des  Staates  (38.376  fl.  gegen 
10,310  HA  —  Auch  in  Frankreich  Aehnliches.  —  Uebrigens  ist  in  Betreff  der 
Beurtheilung  dieser  Lasten  der  Staatswaldungen  nicht  zu  vergessen,  dass  dieselbe u 
vielfach  eigentlich  Reste  des  alten  wahren  Miteigenthums  der  Markgenossen  an  den 
später  inforestirten  Wäldern  sind.    S.  Roscher  II,  §.  101. 

b)  Dem  Staate  gehören  vielfach  vornemlich  die  entlegeneren  Wälder  in 
geringer  bevölkerten  und  verkehrsänneren  (legenden .  auf  schlechterem  Roden,  in  den 
Gebirgen,  wo  der  Rohertrag  bei  schlechterem  Waldbestand  und  niedrigeren  Holzpreisen 
und  vollends  der  schliessliche  Reinertrag  niedriger  ist. 

S.  ältere  Beh-gdatcn  bei  Rau  §.  142  Note  c  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bd.  S.  448. 
Die  Vertheilung  der  Staatswälder  in  Preussen  s.  o.  S.  571.  Im  R.-B.  Königsb.  z.  B. 
p.  ha.  des  Waldbodens  2' 18  Festcubikmeter,  des  zur  Holzzucht  bestimmten  2*05  dgl. 
an  Natoralertr.  controlfäh.  u.  nicht  controlfäh.  Materials.  Gelderlös  dafür  p.  ha.  alles 
Waldbodens  9*8  M.,  des  zur  Holzzucht  bestimmten  12  2  M.  Im  R.-B.  Magdeburg 
sind  dieselben  Zahlen  bez.  3*27  u.  3  49  Festcubikmeter  p.  ha.  u.  bez.  25*2  u.  26*9  M.  Erlös. 

Die  wiederum  öfters  von  Altersher  besonders  in  Staatswäldern  befindlichen 
Blossen  u.  dgl.  müssen  bei  Berechnungen  des  Ertrags  p.  Flächeneinheit  (ha.^  und 
bei  Vergleichen  mit  Privatwäldern  erst  abgesetzt  werden,  was  nicht  immer  geschieht. 
S.  oben  die  Daten  S.  571.  Sonstige  holzleere  Stellen  im  Gebiet  der  Staatsforsten 
liefern  andere  aber  doch  auch  öfters  aus  allgemeinen  nicht  abzuändernden  Gründen 
geringere  Erträge  (Wiese,  Weide,  Torfstich  u.  dgl.*.  Vielfach  werden  auch  solche 
Blossen  wieder  vom  Staate  angebaut  und  andere  Ausgabeu  zur  Melioration  der  Forsten, 
für  Anlegung  von  Waldwegen  u.  s.  w.  gemacht.  Diese  Ausgaben  werden  oft  gleich 
vom  Rohertrage  abgezogen  und  lassen  deshalb  wieder  den  Reinertrag  zu  gering  er- 
scheinen. 

Wenn  es  aber  anch  mitunter  richtig  ist,  dass  der  Private  eine 
Waldfläche  in  Ackerland  verwandeln  und  daraus  einen  grösseren 
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Reinertrag  erzielen  würde,  als  der  Staat  aus  der  dauernden  Be- 
nutzung des  Bodens  als  Wald  bezieht,  so  muss  das  Minus  der 
Einnahrae  (gewissermassen  lucrum  cessans)  als  eine  verhüllte 
Staatsausgabe  betrachtet  werden,  welche  der  Staat  i m  a  1 1  g e - 
meinen  Interesse  der  Conservirung  der  Wälder  macht. 

Aus  diesen  Gründen  kann  man  aus  derVergleichungdes 
Reinertrags,  den  die  Staats-  und  Privatwaldungen  und  die 
Forsten  verschiedener  Staaten  abwerfen,  nicht  ohne  genanc  Be- 
rücksichtigung aller  genannten  Umstände  allgemeine  Folgerungen 
ableiten. 

Beispiele  des  Ertrags  v.  Staatsforsten.  Preusseu.  A.  f.  1 S75  u.  f. 
1883/84  Einn.  d.  Forstverw.  5J09«  a.  52.371  M.  MM  wovon  f.  Holz  45  75  u.  41130 
(Jsteinn.  f.  1880/81  45*788,  f.  1881/82  46.484  M.  M.),  Nebennutzungen  3  405  u.  4  221. 
Jagd  0  313  u.  0*339,  Torfgräb.  0.295  u.  0  338.  d.  Rest  auf  verschied,  kl.  Posten  (excl. 
Ueldwcrth  d.  Holzabgabe  an  Berecht  und  Deputanten)  ;  Summe  d.  dauernden  Ausg. 
27851  u.  30464;  demnach  Ccberschuss  in  1S75  23  234  M.  M.,  d.i.  p.  1  Uect  d. 
gesammten  Forstbodens  8*93  Mark,  oder  p.  1  Uect  d.  z.  Holzzucht  u.  z.  and,  produet 
Zwecken  nutzbaren  Bodens  935  Mark.  Statist  Jahr.  IV,  1,  202  ff.  Ueberschuss 
1883,  84  21  907  M.  M.,  nach  Abzug  d.  einmal.  Ausg.  (2.050  M.  M.)  19.857  M.  M.  — 
Baden.  Wirkl.  Ertrag  i.  D.  1S72  — 74  roh  4.383  M.  M.  f.  Holz,  wovon  Holzabgabt 
au  Berechtigte  u.  Vergünstigte  25  400  M.  A.  f.  1876  —  77  jahrl.  aus  Hotz  4  478. 
Nebennutzungen  0135,  Schadenersatz  f.  Waldfrevel  «J000  M.,  zus.  roh  4*622  M.  M.. 
Ausgabe,  ohne  d.  Oberverwaltung,  c.  1*723  (die  einzelnen  Posten  im  Etat  sehr  ver- 
streut, Lasten  f.  Holzabgaben  hier  nicht  eingerechnet),  demnach  rein  c.  2*900  M.  M. 
oder  1*.  1  H.-ct.  3375  M.  Anschlag  roh  f.  1883  4*060  M.  M.  —  Baiern.  Rein- 
ertrag i.  Durchsei«,  v.  1819—25  1-899.  1843—49  8*399,  1861—67  7  212  Mül.  fl. 
ohne  den  Werth  d.  Abg.  an  Berechtigte ,  oder  resp.  p.  Tagw.  52  K. ,  1  fl.  34  Kr, 
3  fl.  15  Kr.  A.  f.  1877  Roh.-inn.  d.  Forst-,  Jagd-  und  Triflgcfallc  30  236.  Kosten 
13*641,  Reinertr.  16*505  Mill.  Mark,  c.  14*5  Mark  p.  Hcct.  Anschl.  f.  1883  roh 
22-756,  rein  9  98  M.  M.  laKo  starkes  Sinken  seit  Mitte  d.  70er  Jahre).  —  Die  höheren 
relativ.  »  Reinerträge  (p.  ha.)  in  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  gegenüber 
Preussen  sind  wesentlich  die  Folge  günstigerer  Lage  der  Walder.  Iii  den  mittler« 
u.  westl.  pre.uss.  Provinzen  steigen  sie  annähernd  ebenso  hoch.  —  Oesterreich 
(West-).  A.  f.  1876  liucl.  d.  kl.  Rests  d.  Dom.)  Reinertrag  c.  13  Mill.  fl.  Um  1870 
p.  Joeh  c.  0  8.")  fl.  rein.  1882  A.  roh  3-755,  rein  0661  M.  fl.  —  Frankreich.  A. 
1876  roh  38  06,  Kosten  12*3,  Keiuertr.  25*76  Mill.  Fr..  1883  roh  35*2.  rein  1<>  M.  Fr.. 
also  ebenfalls  gesunken.  —  Die  Kosten  betrugen  nach  Rau  in  den  60er  Jahren  vom 
Roherträge  81  Proc.  hannov.  Harz.  64  hannov.  Landforste.  54  Preussen  (auch  1  ^75 
c  54),  46  Baiern  weniger,  c.  41i,  41  Oesterreich,  40  Baden  (1876  c.  38. 

35  Würteinberg.  36  Sachsen,  21  Proc  (1876  c.  M  )  Frankreich.  In  Frankreich  erklärt 
sich  der  geringe  Heiauf  der  Kosten  theils  aus  dem  Verkaufe  auf  dem  Stamme,  theit 
aas  dem  schwachen  Personal.  Jet/.t  scheinen  hier  Aendeningen  eingetret'it  /.u  sein. 
Die  Abhängigkeit  des  Reinertrags  von  d.  Höhe  der  Holzpreise  u.  den  allgemeine** 
Culturverhaltnisscn  ergiebt  sich  aus  dem  Vergleich  obiger  Daten ,  z  R.  Preussen*  u. 
Badens,  und  mehr  noch  aus  dem  Vergleich  der  Reinerträge  iu  den  einzelnen  Provinzen. 
In  Bai.  r n  variiren  diese  z.  B.  von  1  :  2*5  (Max.  Ober-  u.  Onterfrankeu,  Min.  Ubcrptalz 
u.  Oberbaiern).  Ohne  d.  Kost.n  d.  Centralrerwalt.  ist  d.  Reinertr.  1875  im  R.-B. 
tiumhinnen  p.  Hect.  3  06.  im  R.-B.  Frankfurt  a.  0.  11*21.  im  R.-B.  Magdeb.  18.06  M 
In  den  letzten  Jahren  seit  Mitte  der  70er  sind  die  Kosten  relativ,  im  Verhältnis» 
zum  Rohertrage,  u.  mehrfach  selbst  absolut  in  Deutschl.  u.  Nachbarsch,  ziemlich 
allgemein  bei  den  weichenden  Holzpn-iseu  gestiegen.  Daher  das  Sinken  de.-  Rein- 
ertrags, —  eines  <b  r  Motive  f.  d.  Forderung  höherer  Holz/ölle  Se  itens  der  deutschen 
Regierungen.  In  den  preuss.  Staatslorsten  Reinertrag  in  X  des  Rohertrags  1865 
64*6.  1 875. 79  41  48,  1879  80  41.67.  1880  M  wieder  45  81.  1881/82  46  46  (aus  d. 
Motiven  t  (ies.entwurf  über  Erhöh,  d.  Holzzölle  v.  11.  Febr.  1883,  Actenstücke  S.  69.1 1 
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§.  240.  —  D.    Ergebniss  dieser  Erörterungen. 

Vgl.  Kau  §.  143,  der  zu  ähnl.  Ergebnissen,  nur  mit  z.  Th.  and.  Motivirung  kam. 
Leo  in  den  Forstl.  Bl.  1875,  S.  321  ff. 

1.  Die  Staatsforsten  sind  im  Allgemeinen,  wenigstens  in 
unseren  Ländern  und  in  unserer  Zeit,  beizubehalten,  aber 
principiell  ist  dies  nur  soweit  unbedingt  geboten,  als  die  in 
§.  238  angeführten  Gründe  maassgebend  sind.  Die  betreffenden 
Forsten  dienen  dann  als  „Schutzwälder". 

Dieser  Name  passt  allgemein  für  Waldungen,  welche  sozusagen  klimatische  u. 
allgeinein-volkswirthsch.  Functionen  haben.  Er  ist  altublich  fUr  Walder.  die  als  Schutz 
gegen  Lawinen  u.  s.  w.  dienen. 

2.  Selbst  eine  Erweiterung  der  Staats  forsten  durch 
Ankäufe  von  Waldungen  und  durch  eigene  Neuanlegung 
kann  als  Staatsaufgabe  erscheinen,  wenn  obige  Rücksichten  dafür 
sprechen  und  wenn  es  sich  um  die  Erhaltung  des  Waldbestands 
auf  sogen,  unbedingtem  Waldboden  handelt,  welche  durch 
Privatbesitzer  gefährdet  sein  kann.  Die  bezügliche  Aufgabe  ist 
eine  privat-  und  zugleich  eine  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage 
(§.  63). 

Die  Vermehrung  der  Staatswald  flachen  betrug  durchschn.  jährlich  in  Preussen 
1S67  —  73  019,  Haiern  1*44  —  (SS  ü'24,  Württemberg  1 S61  —  f»7  0*23,  Baden 
1H5« — 70  02i»,  Sachsen  1S43— 74  0'377u.  Leo  a.a.O.,  S.  322.  Eine  weitere  Ver- 
mehrung wäre  nothwendiy,  wenn  wirklich  /.  B.  in  Deutschland  20"f„  der  Lande>nache 
Wald  aus  allgemeinen  Gründen  erforderlich  ist.  Leo,  329.  In  d  Etats  kommen  in 
Deutschland  mehrfach  regelmässig  Summen  f.  d.  Ankauf  v.  l'orstgrundstuckon  vor, 
z.H.  in  Preussen  1SS3/S4  im  Ord.  1,050,000,  dazu  ein  extraord.  Zuschuss  unter  «I. 
einmal.  Ausg.  v.  950,000  M.,  zus.  2  M.  M. 

In  einzelnen  Fällen,  wo  jene  allgemeinen  Rücksichten 
weniger  in  Betracht  kommen,  kann  sich  ein  Ankauf  finanziell 
empfehlen,  wenn  er  um  besonders  billigen  Preis  geschieht,  wenn 
dadurch  eine  zusammenhängende,  leicht  zu  beaufsichtigende  Wald- 
fläche auch  für  den  bisherigen  Staatsforst  erlangt  wird,  wobei  sich 
dann  die  gesammten  Bewirthschaftungskosten  ermässigen  und 
wenn  Boden  in  Betracht  kommt,  „welcher  zur  Zeit  bei  keiner 
anderen  Benutzung  so  hohe  Erträge  abwirft,  als  bei  der  forst- 
wirtschaftlichen" (Leo,  sogen,  bedingter  Waldboden,  mit  „Er- 
werbswaldungen"). Die  Neuanlegung  von  Waldungen  auf 
öden  Bergflächen  ist  ans  klimatischen  Rücksichten,  wegen  der 
besseren  Sicherung  des  Wasserablaufs,  wegen  der  Ungeeignetheit 
solchen  Bodens  für  andere  Culturcn  und  weil  dann  später  Wal- 
dungen in  den  Ebenen  entbehrlicher  werden  können,  besonders 
rathsam. 

In  Baden  sind  hochgelegene  Bauernhöfe  in  der  .Nahe  der  Waldungen  um  einen 
Preis  angekauft  worden,  der  die  Umwandlung  in  Wald  vortheilhaft  macht,  z.B.  1807 
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4  Höfe  von  :t20  M.  zu  55,000  fl.,  d.  M.  zu  174  fl.,  2  andere  v.  76 \  M.  zu  8570  fl.. 
d.  M.  zu  III  fl.;  1808  5  Höfe  v.  4310  M.  zu  66,000  fl.,  d.  M.  z.  153  fl.  (Rau.) 

Soll  eioe  Erweiterung  der  Staatswaldungen  im  grösseren  Um- 
fange erfolgen,  so  müssen  für  die  Wahl  der  anzukaufenden  Wälder 
in  erster  Linie  jene  klimatischen  und  allgemein-volks - 
wirtschaftlichen  Rücksichten  entscheiden;  sodann  mag 
soweit  als  möglich  eine  gleicbmässigere  Vertheilung  der 
Staats  Waldungen  über  das  Staatsgebiet  ins  Auge  gefasst 
werden,  was  durch  jene  ersten  Zwecke  ohnehin  mit  bedingt  wird. 

3.  Im  Einzelnen  muss  dagegen  objectiv  die  eigene  Ab- 
h  o  1  z  u  n  g  von  Staatsforsten  oder  der  V  er  k  a  u  f  zu  diesem  Zwecke 
erwogen  werden,  wenn  der  Waldboden  ohne  schädliche 
Folgen  für  Klima  und  Cultur  besser  zu  andere u 
Zwecken  benutzt  wird.  Hierüber  hat  dann  wesentlich  der 
Hentabilitätsgesichtspunct  zu  entscheiden:  wenn  die 
voraussichtliche  Rente  aus  der  anderweiten  Benutzung 
des  Hodens  höher  als  die  Waldrente  ist,  so  muss  die  andere 
Verwendung  eintreten,  denn  hier  liegt  kein  Grund  vor,  absichtlich 
auf  einen  Theil  der  möglichen  Rente  zu  verzichten.  Das  specielle 
Interesse  der  Holzconsumenten  einer  Gegend,  in  welcher  sich 
solche  entbehrliche  Staatsforsten  befinden,  darf  von  solcher  Maass- 
regel nicht  ablenken.  Sonst  empfiehlt  sich  völlige  Abholzung 
oder  Verkauf  auch  bei  kleinen  zerstreuten,  schwer  zu  beaufsich- 
tigenden, dem  Holzdiebstahl  besonders  stark  ausgesetzten  Gehölzen. 

Aus  diesen  Gründen  sind  in  Baiern  früher  140,000  M.  zum  Verkauf  bestimmt 
worden,  wov.  25,000  M..  auf  0  0  MiU.  geschätzt,  für  1  MM.  fl.  verlauft  wurden. 
Rudhardt  III,  43.  Viel.«  Verkäufe  u.  Ankäufe  auch  in  Baden  (s.  d.  jährt.  Der.  d. 
landst  Ausschusses).  (Rau.)  —  Beispiele  vom  passenden  Verkauf  v.  Luxuswiddern 
l>ei  Städten  aus  Sachsen  hei  Leo  a.a.O.,  S.  324.  Mit  dem  hier  erzielten  hohen 
Preise  lassen  sich  dann  zweckmässige  Erweiterungen  des  Staatswalds  an  anderen  Orten 
finanziell  gut  durchfuhren.  —  Aus  dem  principiellen  Grunde  der  Inferiorität  des  Staats- 
besitzes ii.  der  staatlichen  Bewirtschaftung  u.  weil  es  an  sich  richtig  u.  notwendig 
sei,  auch  den  Wald  in  das  Privateigenthum  der  Privatwirtschaften  hinüber  zu  führen, 
wie  dies  bei  Feldgüter-Domäurn  vorgekommen,  sind  wohl  Staatsforsten  kaum  veräussert 
worden,  wohl  aber  aus  finanziellen  Gründen,  um  ausserordentliche  Deckuugsniittcl 
zu  beschaffen  u.  an  Stelle  sonst  erforderlicher  Anleihen.  So  wurde  1831  in  Frank- 
reich der  Verkauf  v.  300,000  ha.  Staatsforst  beschlossen.  Leider  hat  auch  Oester- 
reich mehrfach  diesen  Weg  beschritten,  wenn  auch  noch  zögernd  bei  d.  Ausführung. 
Unter  d.  v.  1818—51  in  Westösterr.  f.  1419  u.  in  Ungarn  f.  1104  Mill.  II.  verkauften 
Staatsgütern  waren  auch  Forsten,  ebenso  unter  den  nach  Vertr.  v.  1853  v.  d.  National- 
bank in  Pfand  übernommenen  u.  darnach  veräusserten.  Ferner  wurden  Verkäufe,  wie 
von  Montanwerken,  Domänen.  Fabriken,  so  auch  von  Staatsforsteti  durch  Ges.  v.  20.  Juni 
1868  angeordnet  u.  z.  Th.  ausgeführt  Doch  wareu  davon  Staatsforeteii.  die  aus  kliinat. 
Rücksichten  oder  zum  Schutz  von  Qucllgebieten  u.  zur  Erhaltung  der  Productions- 
f&higkcit  des  Lands  besser  in  Staatshänden  blieben,  dann  die  Saliuen-  u.  Bergwerks- 
forste ausgeschlossen.  (Leo,  Forstet.  S.  25.)  Zwischen  1870  u.  E.  1 87 S  hat  sich  (nach 
d.  Daten  im  Etat)  unter  d.  Staatsforstverwalt.  der  Wald  des  Staats  von  716,000  auf 
643.000  ha.,  die  Aecker.  Weiden,  Alpen  v.  58,000  auf  53,000  ha.,  d.  sonst.  B.  d. 
nnprod.  Grundes  v.  206.000  auf  268,000  ha.  vermindert. 
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2.  Abschnitt. 
Bewirtkschaftung  und  Verwaltung  der  Staatsforsteu. 

üeber  das  leitende  Bewirthschaftungsprincip  vgl.  bes.  Reuning  a.a.O.  21, 
Pressler's  oben  S.  570  genannte  u.  dess.  übrige  in  Hell'«- rieh 's  Aufs,  in  d. 
Tüb.  Zeitschr.  XXIII,  1,  zus.  gestallten  Schriften  u.  diesen  Aufsat/  selbst,  in  welchem 
Pressler's  Princip,  dass  die  Bewirtschaftung  des  Waldes  so  einzurichten  sei.  dass  die 
Waldbodenrentc  ein  Max.  werde,  privatwirthsehaftlich  geprüft  wird.  Helferich  hält 
dies  Princip  für  privatökonomisch  richtig,  nieint  aber,  dass  damit  noch  nicht  bewiesen 
sei,  es  sei  dasselbe  auch  nationalökonomisch  richtig.  S.  a.  a.  0.  S.  G,  35,  wo  die  Resultate 
zus.  gestellt  sind.  Offenbar  ist  es  allerdings  nur  vom  privatwirthschaftl.,  nicht  über 
vom  volkswirthschafd.  Standpunctc  richtig,  zu  der  Kolgerung  zu  kommen,  dass  kein 
Boden  zur  Ilolzcultur  benutzt  werde ,  welcher  als  Ackerland ,  Wiese  oder  Weide  eine 
höhere  Bodenrente  erwarten  lasse,  selbst  wenn  in  einem  Lande  dann  der  ganze  Wald 
verschwinden  sollte,  —  oine  Folgerung,  welche  Helferich  mit  Recht  als  nothwendige 
Konsequenz  des  rein  privatwirthschaftl.  Forstbetriebs  hinstellt,  S.  35.  Aber  abzuweisen 
ist  diese  Folgerung  auch  aus  dem  nationalökonom.  Gesichtspuncte  nur  mit  den  Rück- 
sichten auf  den  klimatischen  und  allgemein-volkswirthsch.  Einfluss  der  Wälder,  nicht 
mit  der  Furcht  vor  Holzmangel  und  hohen  Holzpreisen  (§.  237).  Ebenso  darf  die 
Regel,  dass  die  Rente  des  als  Waldboden  benutzten  Bodens  vom  Forstwirth  auf  das 
Maximum  getrieben  werde,  nur  insofern  Ausnahmen  erleiden,  als  ein  solcher  Betrieb 
allgemein  nachtheilige  Folgen  der  genannten  Art  befürchten  liesse,  z.B.  des- 
wegen der  Waldbestand  bei  kürzeren  Uintriebszeiten  in  einer  für  das  Klima  ungünstigen 
Weise  beschränkt  werden  inusste.  —  An  diesen  meinen  Sätzen  aus  d.  6.  A.  von  Rau, 
§.  170,  Note  a,  habe  ich  auch  jetzt  nichts  ändern  zu  müssen  geglaubt,  obgleich  die 
wissenschaftl.  u.  praktische  Controverse  über  das  richtige  leitende  Wirthschaftsprincip 
im  Forstwesen  auch  in  den  letzten  Jahren  sehr  lebhalt  discutirt  worden  ist  und  mir 
von  einem  Autor  (H  e  i  t  z .  Forstregal  u.  Waldrente,  Stuttg.  1  878)  dabei  die  „  U  in  g  e  h  u  n  g  " 
der  durch  die  neuen  Tariffragen  entstandenen  Schwierigkeiten  vorgeworfen  wurde. 
Ueber  Heitz  s.  Lehr  in  Hildebr.  Jahrb.  32,  S.  332.)  Beistimmend  zu  meiner 
Auffassung  in  der  Ii.  A.  äussert  sich  Leo.  Forstl.  Bl.  1873,  S.  89  ff.  Weiteres  gehört 
el>en  nicht  in  d.  Fin.wiss.,  sondern  in  die  Forstpolitik.  Besonder*  beaditenswerth  sind 
aus  der  jüngsten  Literatur  noch:  Helfe  rieh's  2.  Art.  Waldrente  in  d.  Tüb.  Ztschr. 
1671,  XXVII,  541)  ff.  (nation.-ökou.  Prüfung  der  Pressler'schen  These),  ders.  ebend. 
XXVIII.  3 SS  lf.,  „zur  Lehre  v.  der  Waldrente"  (auch  in  den  „Forstl.  Blattern"  1872, 
S.  4  ID.  Dors.,  Abb.  Forst wirthsch.  in  Schönberg's  Handb.  I,  bes.  S.  742  ;  zu  dieser 
Abb.  ist  zu  vergleichen  d.  Kritik  v.  Lehr,  in  d.  von  ihm  mit  her.gegob.  „Allgetn. 
Forst-  u.  Jagdzeitung",  Juli  1683.  Wagener  (Forstmeister),  die  princip.  Aufgaben 
der  Forstwirtbschaft,  Tab.  Ztschr.  IS73,  XXIX,  381  ff.,  ders.,  Anleitung  zur  Regelunjr 
des  Forstbetriebs,  1875.  Baur  in  s.  Monatsschr.  für  Forst-  U.Jagdwesen  über  „Forst- 
statistik "  eine  Reihe  von  Aufsätzen  im  Jabre  1*72.  Borsrgreve,  Forstreinertragslehre 
Ixs».  gegen  G.  Heyen,  Bonn  1878  (s.  darüber  Schaffte,  Tüb  Ztschr.  187«  S.  1, 
und  Lehr.  Hildebr.  Jahrb.  33,  S.  4!>).  —  alle  diese  Arbeiten  gegen  Pressler.  Für 
denselben  bes.  Jude  ich,  Tharander  Jahrb.  B.  11),  20,  22,  24,  daraus  ders.  in  «I. 
Tub.  Ztschr.  1873,  XXIX,  145,  sachliche  Erörterungen  belehrender  Art  mit  Helfe- 
rich.  Dsgl.  speciell  gegen  Baur:  Lohr  in  der  Alldem.  Forst-  und  Jagdztg..  1S73, 
Jiuiinummer  u  folg.  S.  auch  G.  Heye r 's  Forstl.  Statik  u.  Lehr  in  d.  Ausführung 
Segen  Hoitz  a.  a.  O.,  Roth  üb.  Grund-  u.  Waldrente,  Forstl.  Bl.  1S73,  S.  225,  257,  26«. 

Wenn  die  privat-  u.  volkswirthsch.  Standpuncte  richtig  auseinandergehalten  werden, 
ist  eine  Vereinigung  der  scheinbar  so  entgegengesetzten  Ansichten  nicht  so  schwierig. 
Die  praktische  Schwierigkeit  liegt  darin,  richtig  zu  bestimmen,  wie  weit  das  privat- 
wirthsch.  Princip  der  ß.-wirthschaftung  Platz  greifen  darf,  ohne  Nachtheil  f.  die  klimat. 
u.  allgemein-volkswirthsch-  Function  des  Waldes,  üebertreihung  in  der  Länge  der 
Unitriebszeit  ist  hier  wohl  zuzugeben,  bes.  hei  deu  deutschen  Staatsforsten.  Die  Con- 
S'-ijuenz  der  Anerkennung  der  genannten  Function  der  Wälder  ist  dann  entweder  eine 
Ix-srhränkende  Wald  Schutzgesetzgebung  für  den  Privatwald,  damit  hier 
ni'  ht  einseitig  die  privatwirthsch.  Betriebsweise  vorwalte,  oder  die  (je hernähme  der 
betreffenden  Wälder  von  solcher  allgemeinen  B*  deutuug  in  das  Staats- 
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eigenthum.  Hier  hängt  «He  scheinbar  rciu  forsttecbnische  Frage  wieder  mit  den 
Fragen  volkswirthsch.  Organisation  o.  der  Eigenthuinsordnung  zusammen  (s.  Wagner, 
(imndleg.,  Abth.  2,  Kap.  4,  bes.  §.  366). 

I.  —  §.  241.  Leitendes  Princip  der  Bewirtschaf- 
tung. Für  die  Bewirtschaftung  der  beibehaltenen  Staatsforsten 
muss  das  privatwirthschaftliche  Princip  des  grössten 
nachhaltigen  Reinertrags  das  leitende  sein,  soweit  jene 
allgemeinen  Rücksichten  (§.  238)  nicht  widersprechen. 
Nur  insofern  gehört  die  Einnahrae  aus  den  Domanialwaldungen 
demgemäss  unbedingt  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
des  Staats. 

Die  häufig.-  Kacksicht  auf  die  „beste,  nachhaltigste  und  billigste  Befriedigung 
des  Holzbediirfnisses  der  Burger"  darf  dagegeu  aus  den  in  §.  237  angegebeuen  Gründen 
für  den  Staatsforstbetrieb  nicht  maassgebeud  sein.  (Kau  hat  in  d.  5.  A.,  §.  143,  Nr.  4, 
dieses  Piincip  noch  festgehalten  neben  dem  Streben  nach  dem  grössten  Kein  ertrag. 
Ebenso  schon  Malchus  I,  §.  14.)  Jene  Rucksicht  fuhrt  auch  nur  zu  einer  ungerechten 
Begünstigung  der  zufälligen  Anwohner  der  Staatsforsten,  was  bei  der  notorisch  meistens 
sehr  ungleichmäßigen  A'ertheiluug  dieser  Formten  über  das  Staatsgebiet  nicht  zu  ver- 
meiden und  dann  vollends  bedenklich  ist  Auch  in  der  Bestimmung  der  verschie- 
denen Hol/cultureii  muss  der  K  en  tabili  tatsg  esic  h  tsp  u  n  et  entscheiden,  wobei 
sich  freilich  die  Berücksichtigung  der  speciellen  Holzbedurfnisse  der  Nachbarschaft 
eines  Staatsforsts  oft  ohnehin  finanziell  am  Meisten  lohnen  wird. 

Die  practische  Durchführung  jenes  Priocips  ist  in  einseitiger 
Vorliebe  für  den  Wald  gerade  in  der  neueren  rationellen  Forst- 
wirtschaft (auch  Deutschlands)  zu  sehr  vernachlässigt 
worden. 

Namentlich  ist  man  in  den  Fehler  gefallen,  die  Anforderungen  in  Betreif  der 
Nachhaltigkeit  des  Waldbetriebs  zu  übertreiben,  nicht  nur  fur  den  Ersatz 
eines  der  weggenommenen  Holzinasse  deichen  Quantums  durch  Zuwachs  zu  sorgen, 
sondern  auch  den  zeitigen  Holzvorrath  eines  W  aldes  ganz  zu  erhalten  nnd  die  Umtriebs- 
zeiten  ulier  diejenige  (irenze  von  Jahren  auszudehnen,  welche  naturwissenschaftlich 
nach  den  Wachsthumsverhaltnissen  der  Wälder  und  privatwirthschaftlich  mit  Kucksicht 
auf  die  Preise  der  Holzsorten  verschiedenen  Alters  nach  dem  (iesichtspunetc  des 
höchsten  Reinertrags  die  richtige  fur  die  verschiedenen  Holzcultureu  ist.  Auf  diese 
Weise,  ist  die  Waldflächc  öfters  grösser  und  stärker  bestockt  gehalten  worden,  als  es 
die  Rucksiebt  auf  den  klimatischen  und  allgemein- wirtschaftlichen  Eiußuss  der  Wälder 
gebietet,  lerner  ist  in  den  Wäldern  ein  unnöthig  grosses  Hol/kapital  aufgesammelt 
worden,  welches  im  (irundc  brach  liegt  und  im  [uteiesse  der  Einzelwirtschaften  der 
Waldeigeuthümer .  also  auch  des  Staats,  und  in  dem  in  diesem  Falle  hiermit  iden- 
tischen Interesse  der  ganzen  Volkswirthschaft  passender  zu  einem  Theil  flüssig  gemacht 
werden  sollte. 

Obiges  nach  Henning,  bes.  S.  12.  24  ff.  (Vegetation  in  den  verschiedenen 
Altersperiodeii,  Abnahme  des  Zuwachses  vor  den  jetzt  meist  üblichen  Umtriebszeiten, 
Ii    vielfach  von  100  auf  70  Jahre  verkürzt  werden  können,  da  die  Verminderung  des 
Zuwachses  nicht  mehr  durch  genugende  Steigerung  der  Ojialität  und  des  Werth*  aus- 
glichen  wir«!,  vgl.  auch  Pressler  und  Helferich  a.  a.  Ü.>;  Seite  21—24,  wo  Keumug 
•b  r  jetzt  üblichen  Fürsorge  eines  Jahrhunderts  für  ein  nachfolgendes  in  der  Erhaltung 
der  Holzsortimcnte  entgegentritt,  während  man  doch  die  Bedürfnisse  der  Zukunft  nicht 
kenne  (vgl.  o.  S.  575  das  Wort  von  Hock)  u.  S.  24  für  die  wirthschaf fliehe  Haubarkeit 
eines  Waldes  die  Kegel  aufstellt:  sie  tritt  „mit  dem  Jahre  ein,  wo  das  aus  dem  stehenden 
Holze  durch  dessen  Verwerthung  gewonnene  Kapital  eiuen  höheren  Ertrag  gewährt, 
die  Werthserhöhung  desselben  durch  den  Zuwachs  ist.  wenn  es  bestehen  bleibt"; 
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•Midlich  S.  31  in,  wo  Berechnungen  über  die  Grösse  des  flüssig  zu  machenden  Vorrat h. 
Holzkapitals  angestellt  sind.  Einzelnes  aus  d.  Kritik  Ph.  Gey  er 's  in  s.  „Wald" 
Uber  d.  hnanz.  Ergebnis>e  der  deutschen  Staatsforstwirthsch.  ist  hier  bemerkenswert)!.  — 
In  den  p reu ss.  Staatsforsten  (alte  Prov.)  waren  1865  vorhanden  an  Hochwald  von 
Uber  SO  Jahren  alt  157  MU1.  M.  oder  23%,  41—  80  J.  alt  2  35  Mill.  M.  oder  25%, 
1—  40  J.  alt  2-64  Mill.  M.  oder  39%  des  ganzen  Walds,  was  einer  Umtriebszeit  von 
100 — 110  J.  entspricht,  während  Keuning  nach  Burckhardt's  Tafeln  berechnet,  dass 
bei  Brennholz  die  Heute  vom  50  J.  an  fallt,  hei  Nutzholz  im  70.  J.  am  höchsten  ist; 
a.  a.  S.  28—30  u.  Stat.  Jahrb.  f.  Preussen  III,  147.  1875  war  die  preuss.  Staatswald- 
flilche  7%  Eichen,  IG  Buchen,  56  Kiefern,  Lärchen,  12  Fichten,  Tannen,  1  Mitte.1- 
wald,  8  Niederwald.  Die  Höhe  des  Reinertrags  hängt  naturlich  auch  mit  diesen 
Culturen  zusammen. 

II.  —  §.  242.  Bewirthschaftungsformen.  Die  allge- 
mein übliche  und  auch  rationellste  Form  ist  dieSelbstbewirth- 
Schaltung  oder  Selbstverwaltung  der  Staatsforsten.  Sie 
wird  grossentheils  durch  dieselben  Gründe  empfohlen  und  selbst 
geboten,  welche  für  das  Staatseigenthum  an  Wäldern  sprechen, 
und  hat  sich  auch  vollkommen  bewährt.  Die  beiden  anderen 
möglichen  Formen,  Erbpacht  und  Zeitpacht,  sind  selbst  von 
sonstigen  Gegnern  des  Staatsbetriebs  beim  Walde  selten  befür- 
wortet, in  der  Praxis  wenig  oder  gar  nicht  vorgekommen  und  auch 
nicht  zweckmässig,  weil  dem  Zwecke  des  Staatseigenthums  an 
Wäldern  zuwider. 

Dies  besonders  zu  begründen  ist  jetzt  kaum  mehr  nothweiidi.tr.  Kau  weist  in 
§.  144  die  Erbpacht  noch  in  einer  besonderen  kleinen  Erörterung  ab.  S.  dieselbe 
abgedruckt  auch  in  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  454  Note  5.  Auch  die  Zeitpacht  ist 
ans  ähnlichen  Grunden  wie  die  Erbpacht  nicht  wohl  in  grössere ui  Maa>se  anwendbar, 
da  auch  hier  eine  Controle  unentbehrlich  und  doch  zu  schwierig  fur  deu  Staat  und 
zu  lästig  für  den  Pachter  sein  würde.  (Kur  «ine  „nach  (Irundsttz.  n  der  Korstwirth- 
schaft"  bedingte  Zeitpacht  der  Widder  anstatt  der  eigenen  Bewirtschaftung  bis  zu 
dein  Zeitpuncte,  wo  Erbpacht  möglich  ist,  Jakob,  §.271.  S.  auch  Albert,  Forst- 
verwalt.,  S.  141.) 

III.  —  §.  243.   Die  Staatsforstver waltu ug. 

Das  Nähere  hierüber  gehört  nicht  in  d.  Finanzwissensch.  Von  alterer  Fachlit.  d. 
<jegeu>tands  s.  ?.  Burgsdorf,  Forsthandbuch,  2.  Band  1805.  (3.  A.)  —  Hartig. 
Grundsätze  der  Forstdirection,  1813,  2.  A.  Meyer,  Forstdirectionslehre,  2.  A ,  1822. 
Laurop,  Die  Forstdirection,  1S24.  Pfeil  a.  a.  0.,  Hartig,  Urundzuge  zu  einer 
zweckmiiss.  Forstorganisation,  in  dessen  Abhandlungen  über  interess.  tiegenstände  beim 
Korst-  u.  Jagdwesen,  Berlin  1S30,  S.  1.  II  u  ndesh  agen,  F.  Pol.,  S.  314.  321. 
v.  Wedekind,  Anleit.  zur  Forstrerwaltung  u.  zum  Forstgeschäftsbetriebe.  Darmstadt 
1831.  Von  neuerer  Fachliter.:  v.  Berg,  Die  Staatsforetwirthsehaftslchre .  1850. 
Albert,  Lehrb.  d.  Staatsforstwissensch. .  Wien  1875,  ders.,  Lehrb.  d.  Forstverwalt., 
Münch.  18S3.  Leo,  Forststat.  S.  207  u".  Liter.  über  d.  Verwaltorganis.  einzelner  Läu- 
der  auch  oben  S.  570,  die  gen.  Werke  y.  Könne  u.  s.  w.  Vgl.  Kau  §.  145  H., 
wonach  im  Wesentl.  vor.  Aufl.  diesem  Bands  §.  ]  98  ff.  Jetzt  zus. gezogen ,  aber  auch 
mehrfach  verändert,  nach  Maassgabe  gegenwärtiger  Auffassungen,  z.  Th.  im  An- 
schluss  an  Albert  (Forstrerwaltung,  bes.  S.  150  fU. 

A.  Die  Organisation  der  Staatsforstverwaltung  oder  die 
Einrichtung  des  betreffenden  Behördenwesens  muss  sich  wesentlich 
nach  den  Aufgaben  richten,  welche  diese  Verwaltung  zu  erfüllen 


Digitized  by  Google 


588  3  B.  Ord.  Einn.    2.  K.  Privaterwerb.    2.  H.  A.  Forsten.  §.  243. 


hat.  Hier  machen  sich  dann  nach  dem  Arbeitstheilungsprincip 
bestimmte  technische  Forderungen  der  Forstwirtbschaft  geltend, 
wodurch  Abweichungen  von  der  Organisation  anderer  Verwaltungs- 
zweige bedingt  werden.  Gewisse  Grundzüge  der  Organisation  er- 
geben sich  aus  diesen  technischen  Verhältnissen,  verändern  sich 
daher  auch  wenig  und  finden  sich  einigermassen  übereinstimmend 
in  den  verschiedenen  Ländern.  In  der  practischen  Durchführung 
der  Organisation  treten  dann  aber  einzelne  Verschiedenheiten  unter 
dem  Einfluss  der  sich  verändernden  ökonomisch -technischen  Auf- 
gaben der  Forstwirtschaft,  so  beim  Wechsel  des  Bewirthschaftungs- 
systems  (Betriebssystems),  ein,  wie  z.  B.  die  Verdrängung  des 
„Forstmeistersystems"  durch  das  (preussische)  „Oberforstersystem". 
Andere  Einzelheiten  werden  auch  wohl  durch  die  Einrichtungen 
der  sonstigen  Staatsverwaltung,  des  Kassen-  und  Rechnungswesens, 
auch  des  Militärwesens  mitunter  mit  bestimmt. 

Die  Aufgaben  der  Forstverwaltung  und  im  Anschluss  daran 
die  Gliederung  des  Forstpersonals  und  des  Behörden- 
wesens  sind  wesentlich  folgende  6  —  7:  untere  Manipu- 
lationsarbeiten, BeschUtzung,  Bewirtschaftung,  Be- 
aufsichtigung, höhere  locale  Leitung,  oberste  Leitung, 
Kassen  Verwaltung. 

1)  Die  Vornahme  d.  eigentlichen  unteren  Manipulationsarbeiten  zur  Ordnung 
des  Forsts  und  der  Erwerbung  der  Forstprodncte  erfolgt  durch  das  unter  Aufsicht  der 
Vorgesetzten  arbeitende  Handarbeiterpersonal  (Waldarbeiter  u.dgl.,  „Hand- 
und  Gespannarbeit";  Albert).  —  2)  Die  Beschützung  des  Waldes  gegen 
Frevel,  Widerrechtlichkeiten,  Nachlässigkeiten  u.  s.  w.  Dritter  geschieht  durch  Wald- 
hüter, Forstaufseher,  auch  durch  eigene  militärisch  organisirte  Forstschutz- 
wachen (Würtemb.);  dieser  Waldschutz  kann  sich  zugleich  auf  Bekämpfang  ron 
Naturereignissen,  Wiedergutmachung  von  Elementarschäden  kleinerer  Art,  Anzeige 
grösserer  solcher  Schäden  bei  den  Förstern  erstrecken.  —  3)  Die  eigentliche  Ver- 
waltung oder  Bewirtschaftung  des  Walds,  welcher  zu  diesem  Zweck  in  be- 
stimmte „Reviere"  getheilt  wird,  findet  statt  entweder  durch  Förster  oder  Ober- 
förster mit  im  Wesentlichen  selbständigem  Wirkungskreis  unter  Controle  der 
höheren  Behörde  —  sogen.  „Oberförstersystem'1  —  oder  mit  beschränkter  Com- 
petenz  unter  Leitung  eines  Vorgesetzten,  des  Forstmeisters  für  mehrere  einen 
„Forstamtsbe/.irk"  bildende  Reviere,  (sogen.  „Forstmeister-"  oder  „Revier- 
forstersystem  'i.  Das  erstere  System  ist  schon  jetzt  in  Deutschland  das  Ober- 
wiegende, besteht  u.  A.  in  Preussen,  Baden,  Els.-Lothr.  u.  verschiedenen  Kleinstaaten, 
gilt  nach  den  heutigen  Aufgaben  der  Staatsforstwirthschaft  und  dem  nothwendig-n 
(trade  allgemeiner  und  technischer  Bildung  der  Förster  (Oberförster)  als  das  passende 
(Beschluss  d.  Versamml.  Deutscher  Forstmänner  in  Eisenach  1876  (s.  Albert  S.  17'J) 
und  wird  dem  Vernehmen  nach  jetzt  auch  in  Baiern  zum  Ersatz  des  dort  noch  be- 
gehenden „Forstmeistersystems"  geplant.  Höhere  Kosten  soll  dies  nicht  nothvendig 
bedingen,  eher  selbst  Ersparnisse  (Albert  S.  183).  —  4)  Die  Ausübung  der  Ober- 
aufsicht Uber  die  eigentliche  Bewirtschaftung  der  Forsten  (Nr.  3)  erfolgt  durch 
die  Forstinspection.  Nach  den  eben  genannten  beiden  Systemen  wird  dies«'  Inspection 
in  verschiedener  Weise  eingerichtet.  Beim  „Forstmeistersystem"  hat  der  Forstmeister 
die  Inspection  der  Förster,  betheiligt  sich  aber  zugleich  an  der  Verwaltungsarbcit.  so 
auch  an  der  Verwerthung  der  Foi^tproducte.  was  jetzt  für  eine  unz weckmassige  Weii- 
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läufigkeit  gilt  (Albert  S.  lho>.  Beim  „Oberförstersystcin"  werden  grössere  Inspec- 
tionsbezirke  gebildet,  an  deren  Spitze  ein  Forstin  spector  steht,  welcher  zugleich  Mit- 
glied der  höheren  (Provinzial-)  Forsthehörde  oder  der  „Forstdirection"  ist.  —  5)  Die 
Ausübung  einer  höheren  Leitung  und  Controlc  über  die  gesaratnte  locale  Forst- 
vcrwaltung,  geschieht  durch  eine  grössere  Mittel-Behörde,  die  sogen.  „Forstdirec- 
tion", üblicher  Weise  mit  einem  Director  (Oberforstmeister)  an  der  Spitz««,  einigin 
Kathen  JVir  die  verschiedenen  Spccialzweige  des  Forstdiensts  und  Subalt«rn personal.  — 
6.»  Die  Ausübung  der  obersten  Lcituug  des  gesammten  Staatsforstwesens  erfolgt 
durch  eine  Centralstclle,  welche  regelmässig  und  passend  eine  eigene  Abthei- 
lung, eventuell  auch  eine  mit  der  Domänen verwaltu n g  verbundene  Abtheilung 
desjenigen  Ministeriums  bildet,  zu  dem  das  Forstwesen  ressortirt  (Finanz-  bez.  jetzt  mehr- 
fach —  Preuss«n.  Oesterreich  —  das  Laudwirthsch.miu.). 

Die  Kassengeschäfte  des  Forstwesens  waren  früher  vielfach  unmittelbar  mit 
den  Geschäften  der  Forstbewirthsehaftuug  verbunden  und  wurden  dann  von  den  be- 
treifenden Beamten  (Förstern  u.  s.  w.)  entweder  selbst  oder  unter  deren  Leitung  und 
Vei-autwortuug  von  ihretn  Dienstpersonal  besorgt.  Dadurch  waren  die  praktischen 
Forstbeamten  „anweisende"  und  „gelderhebende" ,  bez.  „auszahlende"  Organe  zu- 
gleich, was  die  Gontrolc  erschwert,  Unterschleife  erleichtert,  die  Beamten  ihrer 
Hauptaufgabe  entzieht.  Daher  hat  man  schon  länger  und  passend  in  der  Kegel  die 
Kassengeschäfte  von»  practischen  Forstdienst  getrennt  und  sie  auf  Grund  der  Angaben, 
Buchführung,  Anweisungen  u.  s.  w.  der  Förster.  Forstmeister  von  besonderen  Or- 
ganen ausführen  lassen.  Hier  linden  sich  danu  wieder  diu  beiden  Systeme  des 
Kassenweseiis  (§.  127),  das  ältere,  jetzt  öfters  auch  hier  beseitigte  oder  modificirte 
der  aparten  „Verwaltungszweig-Kasseii",  d.  h.  besonderer  Forstkassen,  unterer  bei  den 
Forstamtern,  mittlerer  bei  den  Forstdirectionen  und  eventuell  auch  noch  einer 
obersten  Central-  Forstkasse,  oder  das  n  e  u  e  r  e  der  „einheitlichen  Staatskassen", 
wo  dann  die  bezüglichen  Kassengeschäfte  nach  den  Anweisungen  der  Forstbehördeu 
von  den  gewöhnlichen  Local-,  Kaiskassen  n.  s.  w.  mit  besorgt  werden.  (Vgl.  Albert 
S.  188  ff.). 

Allgemein  ist  jetzt  das  JagdwcMit  bei  uns  mit  dem  Forstwesen  verbunden 
und  unter  dessen  Organe  gestellt. 

Kau  unterscheidet  bei  d.  Forstvcrwalt  die  Personen  u.  die  Geschäfte; 
von  jenen  beschützende,  bewirthschaftende,  oberaufsehende,  Kassen- 
beainte  (§.  145,  danach  noch  vor.  Aufl.  §.  198).  Diese  Unterscheidung  trifft  das 
Wichtigst«:,  reicht  aber  doch  nicht  mehr  aus  und  übersieht  die  Fragen  der  Organi- 
sation über  d«m  Personal.  Albert  S.  MG  IT.  scheidet  zu  wenig  die  Organisation 
von  den  Geschäften  der  Organe. 

Beispiel«*  der  P«!rsonalv«rhältnisse  u.  s.  w.  in  einzelnen  Staaten  in  den  Noten 
bei  Kau  u.  in  vor.  Aufl.  Darstellung  der  gegenwärt  Organisation  in  deutschen  und 
anderen  Ländern  b«-i  Albert  §.85  S.  152.  (Di«',  forstl.  Titulaturen  „Förster'4  u.  s.  w. 
zeigen  in  Deutschi,  eine  bunte  Mannigfaltigkeit,  „Förster"  ist  bald  ein  unteres, 
beschütz e  ii d «* s,  bald  ein  mittleres  verwaltendes  Forstorgan).  In  Preussen 
wurde  das  „Oberförstersystem"  1825  eingeführt.  Das  Forst-  u.  Jagdwesen  ist  wie  das 
Domänenwesen  1879  vom  Finanzministerium  abgetrennt  u.  an  das  nunmehr  sogen. 
„Min.  f.  taudwirthsch..  Dom.  u.  Forsten"  übertragen.  Hi«:r  bildet  es  seit  l^SO  eine 
eigene  MinisL-Abtheil.  unter  dem  „Oln'rlandforstm«nster"  als  Director  (15.000  M.  Geh.). 
Dieser  Abth.  gehören  mit  der  Dom.-Abth.  zusammen  jetzt  12  vortragende  Käthe  und 
1  Forstm.istcr  an.  Fiir  Verwalt.  u.  Betrieb  der  Staatsfoisten  ausserhalb  der  Ontral- 
v  rwaltung  fungiren  1883  30  Oberforstmeister  (Geh.  i.  D.  5100  M.)  u.  02  Forstmeister 
(Geh.  i.  D.  4800  M.),  zusammen  122  oder  1  auf  21, «90  ha.  Forstland,  G78  Oberförster 
(Geh.  i.  D.  2550  M.),  1  auf  3903  ha..  336G  Förster  (Geh.  i.  D.  9G0  M.),  1  auf  787  ha. 
Auch  344  Wald  Wärter,  im  Hauptamt  mit  3G0—GG0  M.  b«*oldet.  —  In  West-Oester- 
r«;ic  h  das  Forst-  u.  Dom.wesen  jetzt  ebenfalls  eine  Abth.  des  „Ackerbauministeriums  ", 
INNO  mit  1  Oberland«'sforstmeister  (Geh.  5500  fl..  Activ.zul.  1000  fl.),  3  Rathen.  4 
Ingenieuren,  1  Förster,  4  Assisteutcn;  danu  G  Forst-  u.  Dom.dire«  tioneü  je  mit  1  Ober- 
forstmeister  ;.2800— 3500  fl.  Geh.  und  verschieden  hohen  Activ.zul.),  2  Forstmeistern, 
1 — 2  Vieeforstmeist.  rn  u.  weiterem  forstt.vhn.  u.  Kanzleipersonal,  im  (ianzen  228  Be- 
amte bei  d.  6  Forstdirectionen.  Bei  d.  Lucalverwaltung  fungiren  78  Oberförser  (1  auf 
*»24G  ha  Staatswaldungen),  72  Förster,  9  Forstassist.  532  Forstwart«'  u.  im  Ganzen 
070  Bedienstete.    Sp.  rielleiw  nl>«-r  «lie  I)ieii»tv«rliä|tniss<'  u.  uber  d.  Gnissenverhält- 
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nissc  d.  Dienstbezirke  der  .Staatsforstbcamten  im  D.  Heiche  s.  bei  Leo,  Forstl.  Blätter. 
Ib73  S.  79  II.  u.  ders.  Forststatist.  S.  207  ff.  Di«:  durchsebn.  Grösse  eines  Ober- 
forstbeamtenbezirks  in  Preussen  ist  liier  87.414  II.,  Max.  Brandcnb.  199,910  H.,  Min. 
WeMfalcn  29,673,  desgleichen  eines  Inspectionsbezirks  20,329,  Max.  Posen  42.842. 
Min.  Westfalen  &  47S,  dcsgleiehen  eines  Reviers  3817,  Max.  Posen  6.S55,  Min. 
Schlcsw.  Holstein  2095  II.  Je  auf  1  Oberforstbcamten ,  1  Inspectionsbeamten  und  1 
Kevierverwalter  kam  an  Staatswaldfläche  in  Baiern  bez.  39,101,  13,034.  1819  H., 
Sachsen  185,006,  12,090,  127S  IL,  Würtemb.  94,653,  15.145,  2368,  Baden 
70.003,  —  u.  3271  (Reviere).  — 

Auch  in  Frankreich  stehen  die  Staatsforsten  seit  1S77  unter  dem  Ackerbau- 
Ministeriuni,  wo  eine  Abth.  dafür  fongirt  (1  Dir.  u.  3  Abth.  vorstände,  8  Inspect,  16 
Unterinspect.).  Im  Lande  32  Forstbezirke  mit  39  Dirigenten  (Conservateurs)  u.  General- 
inspi  ctoren  (8—15,000  fr.  Geh..)  165  Inspect.  (15—6000  fr.),  264  Unterinspect  (3-- 
3800  fr.).  219  Oberförstern  u.  3176  Förstern  (700—1600  fr.}.  S.  Kaufmann.  Fin. 
Frankr.s  S.  576.    Albert  S.  159. 

§.  244.  —  B.  Die  einzelnen  Geschäfte  der  Staatsforst 
Verwaltung  folgen  aus  den  Aufgaben,  wie  sie  im  vorigen  §.  bei 
der  Organisation  der  Verwaltung  dargelegt  sind. 

a)  Den  Ausgaugspunct  und  die  Grundlage  der  betreffenden 
weiteren  Geschäfte  bildet  die  Ermittlung  und  die  laufende  Evident- 
haltung des  „forstlichen  Thatb estands d.  h.  der  Lage, 
Grenzen,  Grösse,  Beschaffenheit,  des  Holzbestands,  der  Holzarten 
des  Staatsforst-Bodens,  Thatsachen,  welche  dann  für  eine  allge- 
meine volkswirtschaftliche  Forststatistik  zugleich  das  Material 
liefern. 

Vgl.  Albert  §  1 0!>  u.  über  Forststat.  §.  III,  Kau  §.  148  u.  vor.  Aufl.  §.  199. 
wo  die  forstteehn.  Autgabe  d*-r  Ermittlung  des  Thatbestands  nicht  gehörig  von  der 
allgemeinen  der  Herstellung  einer  Forststatistik  unterschieden  wird.  S.  f.  letzter« 
Leu.  Forststat.  u.  ders.  in  d.  FomI.  Blättern  1>74  S.  161  ff.  Die  eigentlich  forst- 
-tatist.  Fragen  gehören  nicht  in  die  Fin.wiss. 

b)  Alsdann  gilt  es  „die  vorhandene  Holzmasse  jeder  Holz- 
art, jedes  Alters  und  die  Grosse  des  jährlichen  Zuwachses 
abzuschätzen"  (Rau),  ein  besonders  schwieriges,  nur  allmälig 
von  geübten  Technikern  durchzuführendes  Geschäft; ,  das  nament- 
lich für  die  Bemessung  des  Zuwachses  umfassende,  neuerdings 
immer  sorgfältiger  und  ergebnissreicher  gewordene  Beobachtungen 
voraussetzt.  Auf  Grund  dieser  Beobachtungen  werden  „Ertrags 
tafeln"  entworfen. 

Vgl.  Helfe  rieh  im  Handb.  d.  poüL  Oekon.  I,  §.  S  fT.  u.  die  daselbst  S.  7h. 
720.  7:>9  H.  nach  Burckhardt  n.  Baur  mitgetbeilten  Tafeln.  S.  Burckhardt, 
llillVtaleln  f.  Forsftaxatoren,  Hannover  1ST3. 

c)  Mit  Hilfe  dieser  vorausgehenden  Arbeiten  ist  der  allgemeine 
Betriebsplan  für  die  Forsten  zu  entwerfen,  d.  h.  (nach  Raa, 
14*'»)  „die  Bcnutzu  ngsweise  jedes  Waldtbciles,  das  Alter 
der  zu  hauenden  Stämme  ( U  m  t  r  i  e  b  s  z  e  i  t) ,  die  Art  des  Hiebes, 
die  zu  hauende  llolzmcnge  (Hiebsmenge)  u.  dgl.  zu  bestimmen. 
Walder.  bei  denen  die  Holzart  und  das  Alter  des  auf  ihren  ein 


Digitized  by  Google 


Geschäfte  der  Forstverwaltung. 


zelnen  Abtheilungen  vorhandenen  Holzbestandcs  noch  nicht  den 
erforderlichen  regelmässigen  (Rieht-  oder  Normal-)  Zustand 
haben,  müssen  nach  und  nach  in  denselben  hinübergef  Uhrt  werden ; 
Betriebsregulirung  oder  -Einrichtung.  Sind  diese  Plane 
festgestellt  und  die  Waldungen  denselben  gemäss  eingerichtet,  so 
wird  dann  aus  jenen  für  jede  Periode  und  jedes  Jahr  die  Vor- 
schrift für  die  vorzunehmenden  Geschäfte  abgeleitet  (periodischer 
und  jährlicher  Betriebsplan)."  Dieser  letztere  dient  dabei 
zugleich  als  Grundlage  für  die  Aufstellung  des  Rohertrags  der 
Staatsforsten  in  dem  bestimmten  Etatsjahr. 

Es  wird  dabei  daher  insbesondere  die  Hiebsmenge  veranschlagt.  Bei  ratio- 
neller ,  auf  die  genügende  Nachhaltigkeit  sehender  Bewirthschaftung  lässt  sich  diese 
Hiebsmenge  nur  auf  Grund  richtiger  Ertragstafeln  bez.  zuverlässiger  Bestands-  u.  Zu- 
wachsans'-hläge  des  betretenden  ein/einen  W  aldes  und  Waldtheils  sicher  feststellen. 
Nach  Klima,  BodenbeschatTenheit.  Holzart  zeigen  sich  hier  natürliche  Verschieden- 
heiten ,  aus  denen  man  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Leistungen  der  Korstvcrwaltung 
und  etwa  auf  zu  conservative.  den  Holzhestaud  vermehrende,  noch  auf  zu  fiscalische. 
ihu  vermindernde  Betriebseinrichtung  schliessen  kann.  Die  erzielten  Darchschnitts- 
Betriebsmengen  hängen  ausserdem  selbstverständlich  von  dem  einmal  überkommenen 
Zustande  des  Waldes,  der  sich  erst  allmälig  verändern  lässt.  ab.  Bei  Vergleichen  der 
Durchschnittserträge  der  Forsten  grosser  u.  kleiner  Staaten,  z.  B.  Preussens  u.  deutscher 
Mittel-  u.  Kleinstaaten  ist  auch  wieder  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Durchschn.zahteu 
dort  die  Ergebnisse  vieler  versc  hied  e  u  a  rtigei  Wälder  sind.  Man  muss  hier  wieder 
nur  zwischen  den  Forsten  einer  Provinz  oder  eines  Kreises  eines  grösseren  Staats  und 
den  diesen  nach  Klima,  Bodenbeschalleuheit.  Zustand,  Absatzverhältnissen  u.  s.w.  einiger- 
maßen ähnlichen  Forsten  des  Mittel-  oder  Kleinstaats  Vergleiche  anstellen.  Bei  einer 
absichtlichen  Verkürzung  der  Umtriebs/.eit,  z.  B.  bei  dem  L' ebergang  von  sehr  langer 
zu  mittlerer  l'mtriebszeit  nach  dem  (josichtspuuet  der  Prcssler'sclien  Schule  vermehrt 
sich  zeitweilig  die  Hiebsmenge  stärker  Aeltere  Beispiele  bei  Bau  §.  146  Kote  c. 
u.  vor.  Aufl.  S.  458  Note  15.  Neue  Beispiele  aus  Preussen  s.  o.  S.  5S1.  S.  auch 
Albert,  Lehrb.  d.  forstl.  Betriebsregulirung,  18<>1,  Judeich,  Forsteinrichtung,  3.  A. 
Dresden  1879. 

dj  Verwendung  und  Verwerthung  des  Holzes.  Der 
Staat  kann  mit  dem  Holz  seiner  Wälder  entweder  selbst  unmittel- 
bar seinen  Holzbedarf  decken,  das  ältere,  mehr  naturalwirthschaft- 
liche  System,  und  nur  den  Ueberschuss  veräussern,  oder  wie  in 
neuerer  Zeit  in  der  Regel,  das  Holz  möglichst  vollständig  durch 
Verkauf  verwerthen,  was  jetzt  im  Allgemeinen  den  Vorzug 
verdient. 

Je  mehr  Staatsberg-,  Hüttenwerke  und  Staatsfabriken  beseitigt  sind  oder  je  mehr 
die  Stein-  und  Braunkohle  als  Brennstoff  das  Holz  verdrängt,  desto  mehr  fällt  ein 
Bediirfniss  der  eigenen  Verwendung  fort.  Es  ist  auch  besser,  M)lche  gewerbliche 
Unternehmungen  des  Staats  und  die  den  eigentlichen  Staatszwecken  dienenden  Anstalten 
Behörden  u.  s.  w.)  fur  ihren  Bedarf  an  Hol/  auf  den  Ankauf  zu  verweisen,  weil  dann 
die  Nothwendigkeit  der  Ersparung  mehr  hervortritt,  als  wenn  z.  B.  eine,  festgesetzte 
Holzmenge  aus  den  Staatswäldern  abgeliefert  wird  und  von  diesen  Anstalten  verbraucht 
werden  darf.  Jedenfalls  sollte  aber  bei  der  Ablieferung  von  Holz  aus  Staatsforsten 
an  Staatswerke  u.  s.  w.  die  rechnungsm  ässige  Durchführung  beim  Ans- 
unil  Eingang  naeh  den  üblichen  Preisen  erfolgen  (§.  1511.  weil  son-t  die  ökono- 


Digitized  by  Google 


f>92         &  B.  Od.  Kinn.    2.  K.  Privatenverb.    2.  II.  A.  Forston.  §.  244. 

wische  Lag«;  der  Forsten  zu  ungünstig  und  der  anderen  Staatswerke  zu  günstig  er- 
scheint. Ks  ist  mir  deshalb  doch  fraglich,  ob  z.  B.  eine  Einrichtung  wie  die  neuer- 
liche in  Raden  ganz  richtig  ist  Hier  soll  Holz  auf  den  zu  Waldwegen  benutzten 
Flachen  nicht  mehr  in  den  Abgabesatz  eingerechnet  werden ,  was  damit  begründet 
wird,  dass  bei  den  gewöhnlichen  schmalen  Waldwegen  sich  Zuwachs  u.  Vorrath  nicht 
im  Verhältnis  der  Grosse  der  abgetriebenen  Fläche  mindern,  oft  gar  nicht,  weil  durch 
vermehrten  Lichtzutritt  der  Zuwachs  an  Randbäumen  gesteigert  wird.  Für  1STG— TT 
ist  der  Anschlag  der  gewonnenen  Holzmasse.  20,2 IS  Festmeter  mit  einem  inuthmassl. 
Erl»'»«*  (ohne  Abzug  der  Zurichtungskosten)  v.  225,000  M.  Diese  Summe  würde  dann 
für  Waldwege  mit  zur  Verfügung  stehen.  Aber  es  wird  auf  diese  Weise  die  Einnahm»' 
der  Forsten  und  die  Ausgabe  filr  Waldwege  z.  Tb.  verhüllt.  Vgl.  bad.  Budg.  über  d. 
ordentl.  Ausgabe  u.  Einnahme  f.  1S70 — TT,  V.  Abth..  Finanzmin.,  S.  35  vgl.  mit  S.  ">. 
—  Die  preuss.  Bestimm,  über  Abgabe  v.  Holz  f.  Staatsbauten  s.  bei  Könne.  Staats- 
recht II,  2,  598.  Note  2. 

Zur  besseren  Verwerthnng  des  Holzes  dient  besonders  die 
Verbesserung  der  Commu nications mittel,  namentlich 
auch  der  Waldwege  in  den  Forsten  selbst,  ein  so  wichtiger 
Umstand,  dass  es  sich  rechtfertigt,  speciell  dafür  im  ordentlichen 
Ausgabeetat  der  Forstverwaltang  erheblichere  Summen  auszusetzen, 
wie  das  in  der  deutschen  Staatsforst-Administration  auch  üblich  ist. 
Ferner  dient  zur  Erzielung  eines  höheren  Erlöses  mit  Erfolg  das 
„sorgfältige  Aussuchen  der  verschiedenen,  zu  besonderen 
Verwendungen  dienlichen  Holzsorten  (Sortimente), 
welche  einen  höheren  Preis  haben  als  Brennholz,  für  die  aber  oft 
erst  Absatzgelegenheit  aufgefunden  werden  mnss.  Dahin  gehören 
Bauholz  oder  Nutzholz  zu  mancherlei  Verarbeitung." 

(Uau  §.  149). 

Der  bad.  Autwand  für  Flosscinriehtungcn  u.  Fahrwege  187t»  215,000  M.,  auwr 
dem  vorhin  gen.  Erlöse.  —  Baiern,  A.  für  1870  333,000  fl.  für  Holzabfuhrwege. — 
Preussen  1$75  z.  Unterhalt,  u.  z.  Neubau  d.  öffentl.  Wege  in  d.  Forsten  1'2<> 
Mill.  M..  v.  d.  Summe  v.  3-67  Mill.  M.  f.  Forstculturen  u.  dgl.  m.  \<t  ein  crheM. 
Theil  f.  Holzabfuhrwege  bestimmt.  Ausserdem  Prämien  zu  Chausseebauten  im  Inter- 
esse d.  Forstverw.  unter  d.  ausserord.  Ausg.  915  Mill.  M.  Im  Etat  f.  1883  S-l 
13  Mill.  M.  (wovon  0937  bei  d.  Centralverwalt.)  unter  d.  and.  Ausgaben  f.  diver* 
Meliorationszwecke,  wobei  bes.  Bau  u.  Unterhaltung  der  Holzabfuhrwege  u.  Zufuhr- 
haltestellen im  Interesse  der  Forstverwalt.  Ausserdem  Prämien  zu  Chaussee-  u.  Eiicu- 
bahngUterhaltestellen  O  l  Mill.  M. 

Der  Preis  von  Bau-  u.  Nutzholz  ist  der  2—  3 fache,  mitunter  d.  4 — 6fache  (z.  B. 
bei  grossen  Schilfshölzern)  desselben  Quantums  Brennholz.  In  Baiern  betrug  da* 
aus  d.  Staatsforsten  verkauft.-  Bau-  u.  Nutzholz  früher  10.  in  den  GOer  J.  an  25°. 
der  Holzmenge.  In  Baden  wurden  im  D.  1S50— 56  1915  Proc.  Bau-  u.  Nutzhol/, 
5S*27  Klafterholz.  22'5S  Reissig  gewonnen.  Die  Forstverw.  Badens  S.  IIS.  Durch- 
schnithpieU  des  Nutzholzes  1S72 — 74  17  t»5.  das  Brennholz  9  30  M.  p.  Festmeter.  - 
Oesterreich  1S70  22  Proc.  insbesondere  Tirol  28  Proc,  Salzburg  6  Proc.  Bau- u 
Nutzholz.  —  Prcussen  A.  lsTO:  21  Proc.  Bau-  u.  Nutz-.  56  Proc  Klafter-,  23  Fw 
Stoek-  u.  Reisigholz.  Die  starke  Ertragssteigerung  der  Staat>forsten  beruht  z.  Th.  »"f 
der  vermehrten  Gewinnung  v.  Nutz-  u.  Bauholz. 

Die  fruhei  wohl  empfohlene  und  in  der  Praxis  vorgekommene  „Ermunteren;: 
zur  Errichtung  holzverzehrender  tiewerke",  im  Interesse  der  besseren  Verwerthwnr,  «les 
Holzes  der  Staatsw.:«lder  wird  j-lzt  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen,  wenn  überhaupt 
iM.tbitr  orseh.  iiieii. 
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Bei  dem  Verkaufe  des  Holzes  muss  die  Forstverwaltung 
den  höchsten  möglichen  Erlös  zn  erzielen  suchen,  gemäss 
dem  im  §.  241  aufgestellten  leitenden  Bewirthschaftangsprincip. 

Bisweilen  wird  jedoch  auch  jetzt  noch  die  entgegengesetzte  Anforderung  an  die 
Staatsforst wirthschaft  aas  einer  vermeintlich  „volkswirthsr.haftlichen  Erwägung  gerichtet, 
das*  nemlich  die  von  alter  Zeit  her  übliche  Holzabgabe  für  einen  gemin- 
derten Preis  an  Einzelne  fortgesetzt,  oder  eine  solche  auch  wohl  neu  ein- 
geführt werde.  Man  beruft  sich  hierbei  auf  die  lästige  Störung,  welche  eine  schnelle 
Erhöhung  der  Holzpreise  auf  den  Haushalt  unbegüterter  Familien  äussert,  und  auf  dio 
Verpflichtung  des  Staat*,  zur  Unterstützung  der  Dürftigen  oder  auch  einzelner  Gewerbe 
.  in  Opfer  zu  bringen."  (Rau  §.  150\  Die  Frage  ist  eine  ähnliche  wie  die  in  §  237 
berührte.  Die  Forderun?  muss  abgewiesen  werden,  weil  eine  solche  Massregel  als 
eine  vereinzelte  im  privatwirthscbaftlichcn  System  in  unrichtiger  Weise  com- 
munis tisch  und  damit  ungerecht  wirkt.  Die  Frage  hängt  daher  wieder  mit  den 
prüi  einteilen  Fragen  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  zusammen.  Fungirt  einmal 
für  die  Beschaffung  der  Befriedigungsmittel  für  solche  materielle  Bedürfnisse  das 
privatwirthschaftliche  System,  so  ist  es  folgerichtig  und  practisch  nothwendig,  das* 
das  leitende  Princip  dieses  Systems  bei  der  Preisbestimmung  hier  zur  Geltung  komme. 
Das  Vorhandensein  von  Staatswäldern  bedingt  keine  Ausnahme  hiervon.  Vgl.  Wag- 
ner. Grundleg.  1.  Abth.  K.  3.  S.  die  Beweisführung  gegen  das  Postulat  der  Holz- 
abgabe zu  billigerem  Preise  bei  Kau  §.  150  u.  150a  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 

202.  Bei  rechtsbeständigen  Ansprüchen  Berechtigter  wird  Ablösung  dieser  Ge- 
rechtsame Platz  greifen  müssen  (§.  245).  Auch  als  Massregel  der  Armenpolitik 
verlangt  die  unentgeltliche  oder  wohlfeile  Holzabgabe  (unter  d.  Taxe)  an  Dürftige  und 
eigentliche  Arme  Vorsicht,  ist  aber  mitunter  schon  zur  Verhütung  des  Holzdiebstahls 
rätblich.  Am  zweck mässigten  erscheint  es,  „den  Dürftigen  die  unentgeltliche  Be- 
nutzung des  Kaff-  und  Leseholzes  und  des  Stockholzes,  wo  das  Aus- 
graben der  Stöcke  unschädlich  ist.  zu  uberlassen,  weil  diese  Holzsorten  viel  Arbeit 
erfordern  und  auf  andere  Weise  oft  gar  nicht  für  die  Vollcswirthschaft  nutzbar  zu 
machen  sind."   (Rau  §.  150a;  e.  auch  Roscher,  Ansichten  S.  103). 

e)  Form  des  Holzverk aufs.  Man  hat  vornemlich  zwischen 
zwei  Arten  zu  wählen:  Versteigerung  oder  Verkauf  zur 
Taxe,  woneben  noch  ausnahmsweise  der  Verkauf  gegen  ver- 
einbarte Preise  an  einzelne  Kauflustige,  wie  in  andren  Fällen 
des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs,  vorkommen  kann. 

Auf  Grund  umfassender  Erfahrungen  hat  man  in  der  Forstliteratur  für  die  Ver- 
kaofearten  eine  förmliche  Theorie  ausgebildet  Vgl.  z.  B.  Albert,  §.  246—256. 
K.  Gayer,  Forstbenutzung  6.  A.  S.  272  ff.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  zahlreiche 
Detailpuncte,  welche  sich  in  d.  Fin.wiss.  nicht  erörtern  lassen. 

Die  Versteigerung  und  zwar  im  Unterschied  von  derjenigen 
auf  dem  Stamme,  wo  der  Käufer  das  Fällen  und  Aufarbeiten 
des  Holzes  selbst  besorgt,  die  Versteigerung  des  Holzes  nach  der 
durch  die  Organe  der  Forstverwaltung  erfolgten  Zu 
rechtmachung,  —  übrigens  des  noch  im  Walde  lagernden 
Holzes  —  ist  das  gegenwärtig  in  der  Staatsforstverwaltung  ange 
messenste  und  auch  das  in  der  Praxis  üblichste  Verfahren.  Der 
Verkauf  von  Holz  nach  Taxen,  welche  alsdann  möglichst  den 
örtlichen  Marktpreisen  zu  entsprechen  haben,  empfiehlt  sich  indessen 
auch  heute  noch  in  Ausnahmefällen,  besonders  wenn  dabei  gegen 

A.  Wri(rn*r.  PioaazwiiMeo«cbafL  I.   3.  An«.  3# 
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Uber  den  Verabredungen  der  Händler  unter  sieb,  speciell  bei  den 
Versteigerungen,  das  fiscalische  Interesse  mindestens  eben  so  wie 
bei  der  Versteigerung  gewahrt  und  das  Interesse  der  wirklichen 
Holzconsumenten  ohne  Benachtheiligung  des  Fiscus  besser  wahr- 
genommen wird. 

Üic  Versteigerung  auf  dem  Stamme,  (.,B  lock  verkauf"*  früher  auch  iu  Deutsch- 
land  vorgekommen ,  noch  jetzt  iu  den  Staatsforeten  Frankreichs  die  Kegel,  hat 
überwiegende  Nachtheile.  Es  werden  Unterschleife  erleichtert,  die  Schonung  des 
Übrigen  Waldes  erschwert.  Der  auch  neuerdimra  noch  hervorgehobene  Vortheil,  das» 
der  Käufer  mehr  zahlen  könne  und  werde,  weil  er  h«4in  eigenen  Fallen  und  Auf- 
arbeiten des  Holzes  di<-  Sortimente  mehr  nach  dem  Marktbedürfniss  zubereiten  könne, 
soll  doch  practisch  nicht  entscheidend  sein  (.Albert  S.  516).  In  Preussen,  Baicra. 
Sachsen  ist  die  Versteigerung  auf  d.  Stocke  in  den  Staatsibrsten  regelmäßig  ausge- 
schlossen, auch  iu  Wortemb.  u.  Baden  mir  in  ge  wissen  Ausnahmefällen  zugelassen  <eb. 
S.  5191.  Ucber  Frankreich  s.  Ordonnance  de  Ixwis  XIX.  sur  le  fait  des  eaux  et 
t'orets.  13.  Aug.  IfHiU.  Tit.  XV.  Tode  foresticr.  Art.  17-46.  Ordonnance  d'ciecutioti 
vom  1.  August  1827,  Art.  73— !M>.  Die  znin  Hiebe  bestimmten  Waltistrocken  werden 
durch  verpflichtete  Forstgeoincter  arpenteurs)  vermessen  und  nach  ihrem  HolzfoiTAthe 
abgeschätzt,  die  zu  verschonenden  oder  auch  die  zu  schlagenden  Bäume  ausgezeichnet, 
die  Bedingungen  des  Kaufes  (cahier  des  charges)  entworfen,  die  Versteigerung  wird 
14  Tage  vorher  bekannt  gemacht.  Dei  Zuschlag  erfolgt  bisweilen  nach  altertümlicher 
Weise  durch  Verlöschen  eines  Lichtes,  doch  ist  ein  Nachgebot  bis  zum  folgenden 
Mittair  erlaubt,  wofeme  \'f,  mehr  geboten  wird.  (Nach  der  ().  v.  16ft9.  Tit.  XV. 
Art.  31,  32  war  ebeu  so  lauge  ein  Nachgebot  von  1  „,  tiercemont.  und  dann  noch 
eiu  weiteres  um  setni- tiercement  oder  doublement,  erlaubt.)  Die  Käufer  sind 
mancherlei  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  unterworfen.  Jeder  Hol/verkauf  ohne 
Versteigerung  ist  bei  3 — (5000  Fr.  Strafe  den  For«tbeamten  untersagt.  Beispiel  eine> 
eahier  de  charges  iu  Annales  forest.  2.  auin-e.  S.  2!»u.  Der  Meistbietende  hat  noch 
1V<  Proc.  weitere  Gebühr  zu  entrichten.  (Kau).  Val.  über  d.  bisher.  Verhältnisse 
in  De utseh -Lothringen  Bernhardt,  forstlich*-  Wrbältn.  v.  D.  L.,  Bert.  1871 
S.  Iii;  deutsche  Methode  sofort  eingeleitet.  S.  Vogeluesang.  Holzverkauf  u.  Holz- 
taxen, iu  d.  For&tl.  Blattern  1&7H  S.  12'.l  11.  veiugehcnd  über  d.  französ.  Verfahren; 
Inn/ös.  Lastenheft  das.  S.  133  UV.   Alb.  it  g.  252,  Gayer  S.  2M,  285. 

Das  andere  Verfahren.  Versteigerung  des  Holzes  in  gehauenem  Zustande  im 
Walde  tauch  Detai l verkauf  genannt/  ist  für  die  Waldcultur  besser  und  ergiebt  im 
(tanzen  die  lohnendsten  Preise  für  den  Waldbesitzer.  Das  Princip  der  Versteigerung 
ist  auch  hier  ein*-  ('onsojuen/.  des  privatwirtlischaftlichen  (oncurivnzsy  stein  s  uud  zeigt 
in  der  Praxis  die  Vortheile  und  Nachtheile  desselben.  Dass  dabei  gegen  das  fis- 
calische Interesse  Verabredungen  der  Kauflustigen  bei  der  Versteigerung  vor- 
kommen und  sich  schwer  verhindern  lassen,  hat  sich  iu  neuerer  Zeit  immer  mehr 
gezeigt  (s.  Albe  rt  S.  JiOO,  50S,  (iayer  S.  2S5  sogen.  „Cuutplo  t  tbildutig,  ,.Coa- 
litioneu").  Dass  nicht  minder  gelegentliche  Ausbeutung  des  Publicum*  in  Foltre 
monopolistischer  Gestaltung  des  Holzhandels  oder  in  Folge  von  Preisverabredungen  der 
Holzhändler  verkommt,  ist  ebensowenig  zu  läugnon.  In  diesen  Fällen  sind  im  fis- 
kalischen Interesse  besondere  Vorkehrungen  geboten  •  Auf  hebuug  der  Versteigorungs- 
terminc,  schon  erste  Ausbietung  über  der  Taxe,  in  Preussen  bis  zu  20°/oi,  aber 
selten  ausreichend.  Für  das  Consu  m  enteniuteressc  wird  unter  Umständen  trotz  der 
sonstigen  Bedenken  das  Holzmagazin  des  Staats  odor  der  Gemeinde  einige 
Abhilfe  bieten  können. 

Kau  Jj-  151  weist  die  Möglichkeit  der  monupolist.  Ausbeutaug  der  Consumeatc» 
unbedingt  ab,  was  zu  weit  geht.  Es  gilt  hier  immer  das  in  meiuer  Grundleg.  Ober 
d.  Concunvuz  gesagte.  Ucber  Nachthoilo  des  Staats  beim  Auctionssystem  s.  Schier 
in  d.  Forst I.  BI.  1873  S.  2H<»  (I.  Die  Verdrängung  des  älteren  Systems  der  Abgab» 
zur  <  meist  zu  niedrigen)  Taxe  durch  dasjenige  der  Versteigerung  in  deutseben  Lindern, 
auch  Preussen.  im  Laufe  dieses  Jahrhunderte  ist  wieder  eine  cliaracrerisüschc  Er- 
scheinung der  practischen  Verbreitung  des  Concorrenzprincips.  S.  weitere  Daten  über 
die  Form  dos-  Verkaufs  bei  Kau       151,  bes.  in  d.  Noten  u.  meist  danach  in  ror. 
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Aufl.  §.  203.  Der  Versteigerung  wird  regelmässig  ein  Taxpreis  als  erster  Ausruf»- 
preis  zu  Grunde  gelegt  n.  dann  entweder  hi n au f geboten  i,so  meist  bei  uns)  oder 
hin  ab  geboten  (Frankreich).  Letztere  Form  kann  im  Interesse  der  Holzconsumenten 
gegenüber  chicauöser,  lnonopolsuchtiger  Concurrenz  der  Holzhändler  liegen  [ Albert 
S.  506).  Von  Wichtigkeit  für  das  Ergebnis*  sind  die  weiteren  Versteigerungs- 
bedingungen, insbesondere  die  Zahlungsbedingungen  (Baarzahlung,  Credit  und 
Daner  der  Fristen  dafür,  Verlangen  der  vollen  Zahlung  vor  Ueberweisung  des  Materials, 
wie  in  Preussen,  Sachsen,  Wurtemb. ,  Albert  S.  501),  die  Grundsätze  f.  d.  Fest- 
stellung der  Taxen  für  die  ersten  Ausrufspreise  u.  die  Bedingungen  für  einen  Ver- 
kauf darunter  bei  dem  Hinaufbietungsverfahren,  die  (übliche)  Mündlichkeit  oder  die 
Schriftlichkeit(Submissionssystem,  letzteres  auch  inPreussen  vorkommend)derVersteigeruug. 

Das  ältere  System  der  Abgabe  des  Holzes,  regelmässig  gehauen  u.  aufgestellt 
im  Walde,  gegen  Taxe  entsprach  den  früheren  mehr  patriarchalischen  Wirthscbafts- 
verhältnissen.  Es  war  aber  auch  hier  für  die  Verwaltung  mühsamer,  liess  leichter 
die  Begünstigung  einzelner  Käufer  zu  und  war  fiscalisch  oftmals  unvorteilhaft,  weil 
man  die  Taxen  zu  niedrig  hielt,  —  ein  freilich  abstellbarer  Uebelstand. 

Ausser  in  dieser  Weise  kann  der  Detailverkauf  von  Holz  auch  von  Holzmaga- 
zinen (Holzhöfen,  Holzgärten)  aus  erfolgen,  wohin  das  Holz  auf  Kcchnung 
der  Forst  Verwaltung  gebracht  wird  und  wo  es  in  beliebigen  Partiecn  jederzeit  zu 
Verkauf  steht.  Diese  Einrichtung  bestand  früher  vielfach  in  Deutschland ,  ist  aber 
neuerdings  auch  immer  mehr  beseitigt  oder  eingeschränkt  worden.  Das  Missliche  ist 
dabei  dio  Uebernahme  der  Transportarbeit  durch  die  Forstverwaltung  und  der 
Hinzutritt  einer  gewissen  Handelstätigkeit,  namentlich  wenn  etwa  auch  aus  Privat- 
wuldern  Holz  hinzugekauft  wird.  Die  ehemalige  geringere  Entwicklung  des  Transport- 
wesens und  des  privaten  Holzhandels,  die  Verfügung  über  flössbare  Gewässer  von  den 
Forsten  her,  besonders  aus  Gebirgsforstcn,  und  die  Interessen  der  Holzconsumenten  in 
den  von  den  Staatsforsten  fern  liegenden  üegendeu  liess  diese  Einrichtung  früher 
öfters  zweckmässig  erscheinen.  Ihre  finanziellen  Ergebnisse  waren  indessen  gewöhnlich 
nicht  eben  günstig.  Gegenwärtig  könnte  nur  dio  Wahrnehmung  einer  ganz  unge- 
nügenden ,  zu  monopolistischer  Ausbeutung  der  Hol/.consomcnten  führenden  Function 
des  Privatholzhandels  eine  allgemeinere  Rückkehr  zu  diesem  System  der  staatlichen 
Holzmagazine  erwägenswerth  machen,  das  fiscalische  Interesse  kaum.  Sonst  wird  nur 
ausnahmsweise  ein  solches  Magazin  zu  erhalten  sein.  Das  Verflössen  des  Holzes 
durch  dio  Forstverwaltung  —  wie  Bau  meint  am  Besten  im  Verding  mit  Verabredung 
einer  gewissen  Quote  für  Abgang  —  kann  unter  Umständen  beibehalten  werden,  wo 
dann  Versteigerung  am  Ankunftsort  erfolgt.  Die  Verluste  an  der  Menge  u.  z.  Tb. 
an  der  Güte  des  Holzes  beim  Verflössen  haben  aber  jetzt  schon  öfters  den  Uebergang 
des  Hol/es  auf  die  Eisenbahnen  zweckmässiger  gemacht.  Dabei  sind  dann  geeignete 
Ladestellen,  eventuell  mit  auf  Kosten  der  Forstverwaltung  (Preussen,  s.  o.  S.  592) 
zu  schaffen  u.  billige  Frachttarife  für  Holz  zu  erwirken.  —  Vgl.  Kau  §.  151, 
vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  470,  471,  woselbst  auch  einige  ältere  statist.  Daten.  In 
Baden  sind  die  letzten  Holzhöfc  schon  1835  aufgehoben.  In  Wurtemb.  besteht 
noch  ein  grösserer  zu  Stuttgart,  zugleich  mit  f.  d.  Brennholzbedarf  der  Behörden  u. 
des  Hofs,  nebst  3  kleineren.  Keinem,  jährl.  (1870—80)  29,000  M.  Auch  in  Baiern. 
Sachsen  noeh  einige  Holzhöfe.  Die  Ertragsverhältnisse  sind  schwer  zu  beurtheilcn, 
da  sie  wesentlich  mit  von  dem  Preise  abhängen,  zu  dem  das  Holz  den  Höfen  von  d. 
Forstverwalt.  überlassen  wird.  In  Preussen  im  Et.  f.  1883/84  nur  noch  eine  ganz, 
kleine  Brcnnholznicderlage  im  K.-B.  Stettin  (Einn.  2880,  Ausg.  1770  M.)  angeführt, 
kleine  Flössereien  noch  in  Schlenien.  Auch  Sägemühlen  betrieb  auf  fiscalische 
Rechnung  kommt  übrigens  vor,  so  in  d.  Prov.  Hannover  in  zieml.  erhebt.  Maasse 
(Roheinn.  648.000  M..  Betriebskosten  564,000  M.).  üeber  Holzmagazine  Albert 
§.  250,  über  d.  Technische  dabei  Gay  er  a.  a.  0.  S.  289  IT.,  eb.  S.  298  IT.  über 
Hulztransport,  Trift-Flösserei. 

§.  245.  —  C.  „Forstliche  Nebennutzungen"  im 
engeren  Sinne  nennt  man  die  ausser  der  eigentlichen  Holzgewinnung 
der  „ Hanptn utzung" ,  vorkommenden  Nutzungen  wie  Viehmast, 
Grasschnitt,  Weide,  Streusammeln,  Harzscharren  im  Walde.  Im 
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weiteren  Sinne  gehören  dahin  auch  Torfgräbereien ,  Baumschul 
betrieb,  dann  Jagd  auf  eigenem  Boden  oder  auf  Grund  voii 
privat  rechtlichen  Titeln  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  mitunter 
auch  Fischerei,  von  welchen  beiden  der  folgende  Abschnitt  noch 
näher  bandelt.  Die  Nebennutzungen  im  engeren  Sinne  zerfallen 
rechtlich  in  zwei  Kategorieen,  nemlich  in  diejenigen,  welche  Dritten 
als  Gerechtsame  nach  servitntischem  Rechte  gegenüber  dem 
Forste  zustehen  und  in  diejenigen,  über  welche  der  Forstbesitzer 
als  solcher  freie  Verfügung  hat.  Die  erste  ren,  zu  denen  mitunter 
auch  noch  gewisse  B eh olzungs rechte  oder  Berechtigungen  Dritter 
(der  Adjacenten)  auf  Bau  ,  Nutz-,  Brennholz  gehören,  sind  ge- 
schichtlich oft  alten  Ursprungs  und  vielfach  Reste  des  einstigen, 
durch  die  Inforestirung  zu  Gunsten  des  Landesherren  verdrängten 
ehemaligen  „Gemeineigentums"  an  den  Wäldern.  In  der  älteren 
extensiven  Periode  der  Waldwirtschaft  von  geringerem  Nachtheile, 
werden  sie  später  schädlicher,  zumal  bei  schwer  zu  verhütender 
Übermässiger  oder  doch  nicht  genügend  schonsamer  Ausnutzung. 
Im  Forstinteressc  ist  daher  vor  Allem  eiue  richtige  Begrenzung 
der  thatsächlichen  Ausübung  dieser  Gerechtsame,  weiter  womöglich 
eine  Beschränkung  derselben  auf  die  Fälle  wirklich  unschäd- 
licher Nutzung  und  schliesslich  eine  Beseitigung  dieser  Rechte 
im  Wege  der  Ablösung  zu  erstrebeu.  Dabei  entstehen  aber 
Conflicte  zwischen  dem  forstwirtschaftlichen  Interesse  des  Wald- 
besitzers und  dem  landwirtschaftlichen  Interesse  der  Berechtigten, 
welches  letztere,  z.  B.  bei  dem  mit  auf  Weide-  und  Streube- 
rechtigungen im  Walde  begründeten  Landwirtschaftsbetriebe  doch 
auch  eine  allgemeinere  volkswirtschaftliche  Bedeutung  bat  und 
nicht  ohne  Weitres  dem  volkswirtschaftlichen  Interesse  am  Forste 
nachsteht.  Hier  gilt  es  abzuwägen  und,  bevor  die  Gerechtsame 
abgelöst  worden,  möglichst  eine  solche  Umgestaltung  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebs,  welche  Streu  u.  s.  w.  entbehrlich  macht, 
zu  befördern  oder  sie  abzuwarten.  Die  Ablösung  selbst  kann 
entweder  durch  Abtretung  geeigneter,  für  die  Holzzucht  des  Staats 
entbehrlicher  und  zu  anderen  Benutzungen  gut  verwendbarer  Grund 
stücke  oder  durch  Geld  erfolgen.  Wo  Gerechtsame  auf  Holz  aus 
den  Staatsforsten  bestehen  und  verbleiben,  erstrecken  sie  sich 
übrigens  regelmässig  auch  nur  auf  den  wirklichen  Holz  bedarf 
des  Berechtigten,  und  zwar  nur  zur  eigenen  Benutzung,  nicht 
zum  Verkauf.  Demgemäss  ist  die  Controle  auszuüben.  Die  freien 
oder  durch  Ablösung  frei  gewordenen  Nebennutzungen  werden  in 
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einem  dem  Walde  unschädlichen  Umfange  üblicher  Weise  am  Besten 
durch  Verpachtung  auf  Zeit  verwerthet. 

Weiteres,  bes.  über  die  Forstserrituten  u.  »leren  K«'jrelun«r  gehört  in  die 
Volkswirthsch.politik  u.  in  die  Forst wissensch.  Vgl.  Raa,  Volksw.sch.polit.  §.  73—75. 
161—163.  Koscher.  System  II,  §.  191  fl..  ders.  in  .1.  „Ansichten"  S.  102  (bes. 
Ober  d.  Abwägung  der  land-  u.  forstwirthsch.  Interessen).  Ilelfcrich  in  Schönberg's 
Handbuch  -I.  pol.  <Vk.  I,  74»  ff.  Rau  Fin.  II,  §.  148,  152  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
J$.  200.  204.  Ucber  d.  Bedeutung  der  Waldstrcu  f.  d.  Forst  s.  Eb<Tinaycr.  Lehre 
r.  .1.  Waldstreu  mit  Hüeks.  auf  d.  ehem.  Statik  des  Waldbaus,  Berl.  1876.  Albert. 
Forsteervit.ablös.  Wnntb.  1868,  der*.  Forstvcrwalt.  §.  05,  €57.  254,  255.  Eingehend 
über  d.  Technische  der  Nehcnnutzungen  bes.  K.  fiayer.  Forstbenutznug,  Th.  II. 
S.  401  if.  Die  Staatswilder,  bes.  im  mittleren  u.  südl.  Deutschland,  sind  gewöhnlich 
am  Meisten  mit  Servituten  belastet  gewesen,  die  Ablösung  („i'urification")  hat 
aber  in  neuerer  Zeit  erhebliche  Fortschritte  gemacht.  Die  Etat*  enthalten  dafur  ge- 
wöhnlich jährlich  gewisse  grössere  Summen,  z.  B.  in  Preussen  1875,  1-445,  1883,84 
11  M.  M.  im  Extraord.  d.  Forstvcrwalt.,  in  Baiern  längere  Zeit  jiihrl.  400,000  Ii. 
Noch  jetzt  entgehen  dem  Staate  durch  diese  (ifrechtsamt'  aber  nicht  unerhebliche 
Erträge  fs.  o.  S.  581).  Die  Verminderung  des  llolzertrags  durch  d.  Strenberechtigungen 
wurden  in  Baiern 's  Staatsforsten  früher  auf  ll°/0  veranschlagt.  — 

Die  Verwcrthung  der  freien  Xebcnnutzungen  hänirt  auch  mit  von  Rücksichten 
auf  die  Holzzncht  u.  vom  Stand  der  Holzpreise  ab.  „In  entlegenen  Gebirgsgegenden 
kann  z.  B.  das  Ilarzscharren  zulässig  sein,  während  es  bei  gutem  Absätze  des  Holzes 
wegen  seines  schädlichen  Einflusses  auf  die  Gesundheit  d<r  Räume  aufgesehen  werden 
muss"  (Kau).  Vielleicht  mit  daher  Abnahme  der  Harzgewinnung  in  Baiern,  1825 — Ml 
M24  fl.,  1861—67  5897  fl.,  27*4°  „  weniger.  Im  üebrigen  zeigen  auch  die  Xeben- 
nutzungen  steinende  Erträge  u.  sind  finanziell  nicht  unerheblich  trotz  der  Berechtigungen 
Dritter.  Z.  B.  Preussen  aus  Nebennutzungen  (ohne  Jagd)  1875  u.  1883/84  bez. 
3*105  u.  4  221  MilL  M.,  aus  Torfgräberei  0*295  u.  0*338,  aus  Wiesenanlagen  0*069 
u.  0*1  M.  M.,  aus  Flösserei  1883/84  36,000  M..  aus  grösseren  Baumschulen  22,000  M.. 
i.  (i.  1875  c  7*3.  jetzt  c.  9°/0  vom  Rohertrag  der  Forstvcrwalt.  In  Baden  1876  Ertr.  d. 
Forstnebeunutzungen  c.  2%  des  Holzerlöses.  In  Bai.-rn  1825—31  i.  D.  168,000  fl.. 
1861 — 67  455,000  fl..  p.  Tairwerk  bez.  4  u.  10  Kreuzer:  incl.  Abgaben  an  Berechtigte 
bez.  369.000  u  876,000  fl.  Baier.  stat.  Ztschr.  1S71  S.  156. 

D.  Von  sonstigen  Massregeln  der  Wald  pflege  der  Staats- 
torsten ist  die  Anlegung  neuer  Waldculturen  auf  „unbe- 
dingtem" und  „bedingtem"  Waldboden,  auf  Blössen  innerhalb  der 
Staatsforsten  besonders  wichtig.  Sie  ist  von  der  Staatsforstverwaltung 
mit  ihrem  einmal  vorhandenen  Personal  gewöhnlich  leichter,  wohl- 
feiler und  zweckmässiger  als  von  Privaten  auszuführen  (§.  238, 
S.  578).  Zu  diesem  Behufe  empfiehlt  sich  unter  Umständen  auch 
der  Ankauf  geeigneter  Grundstücke,  besonders  solcher,  welche 
zur  Landwirtbschaft  wenig  taugen  und  zugleich  zur  Arrondirung 
der  Staatswälder  dienen. 

Auch  für  diese  Zwecke  werden  in  unseren  Stuatcn  regelmäßig  jährlich  im  Etat 
Summen  ausgeworfen,  so  in  Preussen  in  d.  allgem.  Meliorationstitel  20. 

3.  Abschnitt. 
•Jagd  und  Fischerei. 

Hau  behandelt  die  Jagd  u.  Fischerei  unter  den  Regalien.  5.  A..  g.  1!»2  bi> 
\'Jb  u.  -twahnt  die  Jagd  unter  den  foretl.  Ncbennut/uugcu  tu  £.  152.  Abweichend 
himon  schon  meine  Behandlung  in  d.  6.  A.  v.  Rau,  §.  187 — 100. 
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I.  —  Die  Jagd.  §.  246.  Die  Einnahmen  aus  der  Jagd  sind 
verschiedenartig  nach  der  Gestaltung  des  Jagd  rechts. 

A.  Drei  Arten  des  Jagdrechts  sind  hier  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Staat  kann  die  Jagd  als  Grundbesitzer,  also  insbe- 
sondere als  Domänen-  und  Forstbesitzer  haben,  wenn  das  Jagdrecbt 
entweder  Pertinenz  des  Grundeigenthums  oder  eine  grund- 
herrliche Gerechtsame  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ist. 

2.  Der  Staat  kann  die  Jagd  auf  Grund  eines  Regals  (Jagd- 
regal) auf  Privatländereien  besitzen. 

3.  Der  Staat  kann,  auch  wo  die  Jagd  Pertinenz  des  Grund- 
eigenthums ist,  die  Ausübung  des  eigenen  oder  des  erpach- 
teten Jagdrechts  eines  Privaten  an  eine  Bedingung  knüpfen 
und  dafür  Abgaben  erheben. 

Das  Jagd r egal  unterscheidet  sich  sowohl  von  den  guts- 
herrlichen Rechten,  die  privatrechtlicher  Art  sind,  wesentlich, 
als  auch  von  der  Jagdhoheit  und  dem  Wildbanne,  d.  h. 
dem  Rechte  der  Leitung  des  Jagdwesens  aus  dem  Standpunkte 
der  Volkswirtbschaftspflege  (Rau).  Es  trägt  die  Merkmale  eines 
Hoheitsrechts  an  sich,  das  aber  weniger  einen  finanziellen,  als 
vielmehr  den  Zweck  hatte,  dem  Landesherrn  eine  ausgedehnte  Jagd 
zu  ermöglichen. 

Auch  war  es  nicht  immer  and  nicht  überall  ein  ausschliessliches  Recht  des 
Staats  oder  Landesherrn,  indem  „viele  (Jrundeigner,  insbesondre  Besitzer  von  Ritter- 
gütern, sich  von  Alters  her  im  Besitze  des  Jagdrechts  behauptet  hatten,  wenigstens 
in  Ansehung  der  niederen  Jagd,  während  die  hohe  Jagd  in  der  Regel  der  Regierung 
zugefallen  ist.  Das  Regal  erstreckt  sich  demnach  auf  diejenigen  Jagdbezirke  und  Arten  des 
Wilds,  in  denen  nicht  schon  eine  Privatperson  oder  Körperschaft  jagdberechtigt  ist." 
Hau  §.  192).  In  der  Entwicklung  des  Jagdrechts  lassen  sich  mit  Rau  3  Perioden 
unterscheiden:  1)  Auch  als  die  Jagd  nicht  mehr  HauptnahrungsqucUe  war,  blieb  sie 
doch  so  beliebt,  dass  die  freie  Pürsch  lange  fortdauerte.  2)  Allmiilig  sicherte!  sich 
die  Uruudeigner  das  Jagdrecht  ausschliesslich.  3)  Erst  gegen  Ende  des  Mittelalters 
gelaug  es  den  I,andoshcrren ,  auch  in  rieten  Privatwalduugen  das  Jagdrecht  an  sich 
zu  ziehen.  In  Deutschland  vertheidigten  die  Juristen  dieses  ausschliessliche  Jagdrecht 
der  Territorialherren  uach  der  fiscal.  Lehre  von  d.  herrenlosen  Gütern,  welche  sie 
auf  die  wilden  Thiere  anwandten,  seit  dem  16.  Jahrhundert  Hü  11  mann,  h;i. Ur- 
geschichte, S.  43.  Mittermai  er,  §.  213—215.  Beseler,  D.  Privatrecht,  §.  lim. 
In  Deutschland  „besteht  oder  bestand  eine  gemeinrechtliche  Vermuthung  für  die 
Regalität  der  Jagd  nicht,  sondern  es  hing  von  dem  einzelnen  Particularrechte  ab,  ob 
und  in  welchem  Umfange  sie  begründet  war."    Nach  Beseler.  S.  SIL 

„Die  neue  Einführung  des  Jagdregals  würde  als  unnöthiger 
Eingriff  in  das  Grundeigenthurasrecbt  nicht  zu  billigen  sein.  Wo 
es  lange  besteht,  ist  von  rechtlicher  Seite  nichts  gegen  den  Fort- 
bestand einzuwenden."  (Rau  §  193).  Der  Wildstand  wird  dabei 
mehr  geschont  werden  als  bei  Freigebung  der  Jagd.  Aber  gerade 
dieser  Umstand  bringt  Gefahren  für  die  landwirtschaftliche  Cultur 
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mit  sich  und  die  im  .Jagdregal  liegende  Beschränkung  der  Hechte 
des  Grundeigentümers  wird  später  regelmässig  sehr  lästig  em- 
pfunden.  Oeshalb  hat  man  neuerdings  das  Jagdregal  in  unseren  • 
Staaten  sammt  allen  Jagdrechten  auch  privatrechtlichen  Ursprungs 
auf  fremdem  Boden  meistens  gesetzlich  aufgehoben. 

Aufhebung  des  Jagdregals  in  Frankreich.  11.  Aug.  1Tb!».  in  Deutsch- 
land ineist  1S4S.  Prouss.  Gesetz  v.  31.  Oct.  184S:  jedes  Jagdrecht  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  oh m;  Entschädigung  aufgehoben.  Jagdpolizeigcs.  v.  7.  März  1850. 
Das  Jagdrecht  in  den  neueren  Gesetzen  wieder  als  Ausfluss  des  Gruudeigcnthums  be- 
handelt, selbst  die  Bestellung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Gnind  und  Boden  als  Grund- 
gerechtigkeit untersagt  (Beseler,  S.  815),  die  Ausübung  der  Jagd  aber  beschränkt 
Namentlich  ist  die  eigene  Ausübung  d-  r  Jagd  an  eine  bestimmte  Grösse  dos  Land- 
guts geknüpft  und  die  Gemeinden  sind  verhalten  worden ,  sie  zu  verpachten  oder  Be- 
auftragte anzustellen  (vgl.  Rau.  Volkswirthsehaftspol.,  ?$.  174.  u.  das  gen.  preuss. 
Gesetz). 

Wo  das  Jagdregal  oder  ein  Privatjagdrecht  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  besteht,  ist  die  Aufhebung  solcher  Rechte  ohne 
Entschädigung  nicht  geboten ,  ja  kaum  zu  rechtfertigen.  Die  Ent- 
schädigung, die  also  dann  auch  dem  Staate  zusteht,  kann  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Ablösung  dinglicher  Rechte  u.  s.  w. 
erfolgen,  §.  234.  In  der  Praxis  ist  sie  freilich  bisweilen  unter- 
blieben, wenn  die  sehr  unbeliebten  Jagdrecbte  in  politisch  unruhiger 
Zeit  aufgehoben  worden  sind. 

Z.  B.  in  Fr«: us seil  nach  Gesetz  v.  .11.  Uct.  ibib.  Anders  in  Sach*cn,  wo 
dem  Staate  125.'i  tun  sämmtl.  58.M8  Jagdrechten  gehörteii.  Ablösungssumme  dieser 
Domanialjagden  1SS.945  Thlr.,  wogegen  der  Staat  zu  allen  Jagdrechtsablösungen  einen 
/.uschuss  von  4S5,i!04  Thlr.  gab. 

§.  247.  —  B.  Ausnutzung  der  Jagd.  Das  Jagdregal  wie 
die  Jagd  auf  eigenem  Boden  und  als  grundherrlichc  Gerechtsame 
kann  der  Staat  ausnutzen: 

1.  durch  Selbstverwaltung,  indem  das  von  den  Jägern, 
bez.  den  Forstbedienten  „erlegte  Wild  auf  Staatsrechnung  verkauft 
und  dem  Jäger  eine  kleine  Vergütung  flir  jedes  Stück  bezahlt  wird" ; 

2.  durch  ücberlassung  des  Jagdrechts  an  das  Forstpcrsonal 
als  Gehaltsquote,  wobei  indesscu  die  Gefahr  zu  starker  Verminde- 
rung des  Wildstands  und  zu  grosser  Abziehung  der  Forstleute  von 
ihrem  jetzigen  Hauptberuf,  der  Forstverwaltung,  verhütet  werden 
müsstc ; 

3.  durch  Verpachtung,  die  in  der  Kegel  vorteilhafter  ist 
und  den  Nutzen  hat,  dass  die  Forstleute  weniger  von  ihrem  eigent- 
lichen Berufe  abgezogen  werden;  den  Jagdpachtern  wird  die 
Schonung  des  Wildstands,  die  Beschränkung  desselben  zur  Ver 
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hütung  von  Feldschäden  und  der  Ersatz  solcher  Beschädigungen 
zur  Pflicht  gemacht; 

4.  „beim  Jagdregal  speciell  durch  Ueberlassung  der 
Ausübung  desselben  an  grössere  Grundbesitzer  auf 
ihrem  Gebiete,  doch  mit  Vorbehalt  des  Widerrufs  im  Fall  einer 
Zerstückelung  der  Besitzungen.  Dies  ist  weniger  einträglich  als 
die  Verpachtung,  aber  sehr  einfach  und  befreit  die  Grandeigner 
von  allen  Belästigungen."   ( Ra  u ). 

Die  Ausübung  der  Jagd  in  eigener  Regie  gilt  übrigens  den 
Forstschriftstellern  auch  gegenwärtig  doch  noch  im  forstlichen 
Interesse  gelegen.   So  Albert,  Forstverwalt  S.  225. 

Ertrag  für  den  SUat:  Preussen,  A.  für  1S70  (incl.  neue  Prov.):  Jagil 
97,964  Thlr.,  wov.  10,740  Beute  für  abgelöstes  Jagdrecht,  49,066  aus  Verpacht.,  38,1 5S 
aus  eig.  Admioistr.;  Verwaltungskosten  der  Jagd  18,550.  1875  Ertrag  302,106  M„ 
Japd  Verwaltungskosten  55,650  M.,  1883/84  bez.  339,100  u.  74,000  M.  ~  Baiern  A. 
1870.  Jagd  roh  55,037,  rein  27,084  iL,  wirkL  Ertr.  1868  54.428  IL,  Beinertrag  34,436. 
Der  Beinertrag  ist  meist  an  60°/„  des  Bohertrags.  Etwa  %  des  Ertrags  aus  ßegiu, 
Va  aus  Verpachtung.  Die  Verpachtung  soll  seit  1850  zur  Begel  werden,  was  aber 
noch  nicht  erreicht  ist  —  Baden  Bohertr.  d.  Jagden  A.  1876  24,735  M. 

„Je  mehr  man  zur  Verhütung  des  Wildschadens  thut,  desto  mehr  inuss  der  Wild- 
stand ,  also  der  Ertrag  der  Jagd  abnehmen.  Zur  Sicherung  desselheu  gehören  vor- 
züglich Maßregeln  gegen  Wilddiebstahl,  die  ausser  der  Waldhut  auch  in  der  Aufsicht 
Uber  den  Handel  der  Privatpersonen  mit  Wild  bestehen.  Dagegeu  müssen  die  mancherlei 
Lasten,  die  ehemals  den  in  der  Nähe  von  Jagdbezirken  des  Staats  wohnenden  Land- 
leuten aufgelegt  waren,  —  keine  Folge  des  BegaK  sondern  meist  auf  Grund  der  Guts- 
oder Vogtciherrschaft  entstanden,  Besclor,  S.  815  —  /..  B.  Jagdfrohnden,  Beköstigung 
der  Jäger  und  Hunde  u.  dgl.  m..  vollständig  aufgehoben  werden,  wie  dies  die  neueren 
Jagdgesetze  (s.  B.  Preuss.  Ges.  v.  2.  Mär/.  1850,  §.  3,  Nr.  6),  auch  meistens  getban 
haben."  (Bau  §.  194\ 

C.  Einnahmen  aus  Jagdscheinen.  Jagdscheine, 
d.  h.  Lcgitimations-  bez.  auch  Erlaubniss-Papierc,  an  deren  Besitz 
das  Recht  der  Ausübung  der  Jagd  für  jeden  Privaten,  anch  llttr 
den  Grundeigner,  der  auf  seinem  eigenen  Gebiete  jagt,  in  den 
neueren  Gesetzen  in  der  Regel  gebunden  ist,  (z.  B.  Preuss.  Ges. 
v.  7.  März  1850,  §.  14)  haben  eine  polizeiliche  Bedeutung. 
Eine  dafür  erhobene  Abgabe  kann  den  Charakter  der  Gebühr 
annehmen,  insofern  aus  dem  Ertrage  ein  Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Jagdpolizeiverwaltung  geliefert  wird.  Die  Jagdscheinabgaben  lassen 
sich  andererseits,  namentlich  wenn  sie  in  höheren  Sätzen  erhoben 
würden,  auch  als  Genusssteuern  und  bei  berufsmässigen  Jägern, 
welche  vom  Ertrage  der  Jagd  ein  Einkommen  beziehen  wollen, 
als  eine  besondere  Form  der  Gewerbesteuer  auffassen. 

In  Preussen  muss  jedes  Jahr  eiu  Jagdschein  für  1  Thlr.  gelöst  werden,  der 
Ertrag  kommt  in  die  Kreiscommunalkasse  des  Wohnorts  des  Jagdscheinentnehmers; 
ob.  Ges.  8.  14. 
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II.  —  §.  248.  Fischerei.  Auch  sie  kann  dem  Staate  als 
Eigenthümer  der  Domänen  and  Forsten  wie  andern  Grund- 
eigentümern in  eigenen  Privatgewässern  oder  auch  anf  Grund 
eines  gutsherrlichen  Rechts  in  fremden  Privatgewässern 
zustehen.  In  öffentlichen  Flüssen  ist  sie  noch  jetzt  mitunter 
freigelassen  oder  steht  von  Altersher  einzelnen  Grundherren  oder 
Ufergemeinden  zu.  Doch  wird  sie  öfters  auch  als  Regal  dem 
Staate  ausschliesslich  zugeschrieben. 

Klttber,  öffentl.  Kocht,  §.  456  ff.,  Mittermaier,  I,  §.  222a,  Bescler, 
§.  107,  bes.  S.  822. 

„Das  Recht  (das  sog.  Wasscrn-gaO  kann  sieh  dann  auf  die  Befugnis*  be- 
ziehen .  nutzbare  Gegenstände  verschiedener  Art  aus  den  Gewässern  zu  gewinnen, 
wobei  die  Fischerei  der  wichtigste  Fall  zu  sein  pflegt.  Die  Regalität  ist  ungefähr 
wie  die  der  Jagd  zu  beurtheilcn  und  nach  dein  Beispiel  derselben  entstanden/'  Mitter- 
maie r  I.  §.  233,  234.  —  In  Russland  war  früher  die  astrachanischc  Fischerei 
tauf  d.  easp.  Meere  mit  Ausnahme  der  uralischen^  ein  Regal,  welches  1763  gegen 
eine  Abgabe  von  jedem  Pud  Hauseiiblasc  und  Caviar  der  Kaufmannschaft  zu  Astrachan 
überlassen  wurde,  18U2  wurde  die  Fischerei  der  allgemeinen  Benutzung  freigegeben. 
Storch,  Russl.  unter  Alex.  I.,  X,  21— SO.  (Ran.) 

Die  Fischerei  in  Hinnengewässern  wird  am  Passendsten 
vom  Staate  verpachtet,  apart  oder  mit  anderen  Objecten,  wie 
den  Feldgtttern,  unter  Bedingungen,  welche  die  Vertilgung  der 
Fische  verhüten. 

Rau,  Volkswirthschaftspol.  §.  17<».  —  In  Baiein  besteht  eine  Hoflischerei 
des  Staats  im  Chiemsee,  A.  l*7ü  H053  M.  roh,  5940  M.  Ausgabe.  —  Die  Erträge 
aus  d.  Fischerei  de*  Staats  sind  meist  unbedeutend.  Baden  A.  1870  24,735  M.  In 
Preussen  wird  die  Einn.  aus  Fischereien  mit  denen,  aus  Domänen-Parcellonpacht 
u.  Mühlen  im  Etat  in  1  Titel  angesetzt. 

Die  Fischerei  auf  dem  Meere,  in  der  Nähe  der  Küsten,  wird  am  Besten 
den  Staatsangehörigen  frei  gegeben.  —  Die  Gold w äschere i  aus  dein  Bette  der 
Öffcutlicheu  Flüsse  giebt  in  Deutschland  kaum  einen  Reinertrag  mehr  uud  verdiente, 
frei  gegeben  zu  werden.  Mehrere  europäische  Flüsse  fuhren  Gold,  z.  B.  Rhein,  Isar. 
Inn,  Eder,  Reuss,  Aar,  Emme,  Arriege  (aurigera),  Po,  Tajo.  doch  in  wenigen  ver- 
lohnt sich  das  Auawaschen  aus  dem  Flussbette  mehr.  —  In  Baden  wird  aus  dem 
Ufersande  Gold  gewaschen,  was  jedem  Grundeigentümer  freigegeben  ist.  —  Gold- 
waschen ans  Privatgewässeru  oder  aus  der  Erde  der  Privatgrundstücke  wurde  früher 
gewöhnlich  unter  das  Bergregal  gestellt  (Rau.)  Die  Perlenbäche  einiger  Länder 
pflegen  zwar  auch  Regal  zu  sein,  aber  ohne  Gewinn  für  die  Staatskasse.  Baiern 
bat  einige  Perlenbäche  in  Oberfranken,  Oberpfalz  und  Niederbaieru,  deren  Verwaltung- 
kosten  den  Ertrag  Ubersteigen.  Es  wäre  vorteilhafter,  das  Betriebsrecht  auch  unent- 
geltlich einem  Privatmann  zu  geben.  Die  Freigebuug  an  alle  Uferbesitzer  wurde  die 
ganze  Nutzung  zerstören.  —  Sächs.  Perlen  fische  rei  im  Voigtlande.  Regal  seit  1621.  — 
Bad.  Porlenbach  zu  Schönau  im  Odenwald«'.    (Rau  §.  195). 

Finanziell  wichtiger  ist  das  in  Preussen  besteheude,  übrigens  dem  Bergregal 
verwandte  Bernsteinregal,  das  finanziell  wohl  auch  am  Besten  im  Wege  der  Ver- 
pachtung an  Privatunternehmer  nutzbar  gemacht  wird.  Das  Bernsteinrogal  an  d. 
p reu ss.  Küsten  war  vielen  Defraudationen  ausgesetzt  und  machte  strenge  Strafen 
sowie  fleissige  Aufsicht  nöthig.  Es  ist  früher  allgemein ,  jetzt  nocli  tbeilweise  an 
die  einzelnen  Strandgemeiuden  verpachtet.  Neuerdings  hat  das  Memeler  Haus 
Stanticn  und  Becker  die  Bernsteinauabcute  in  einem  Theilc  des  curischeu  HaHs 
und  Nachbarschaft  gepachtet  und  mit  Hilfe  grosser  Baggermaschinen  u.  s.  w. 
den  Ertrag  sehr  gesteigert,  neue  Absatzwege  im  Orient  u.  s.  w.  gesucht,  so 
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dass  bei  der  letzten  Erneuerung  des  Pachtvertrags  zwischen  diesem  Hause  und  dem 
Staate  die  Pachtsumme  erheblich  gesteigert  werden  konnte.  Ertragsanschlag  des 
Regals  1S58  «510,  1870  22,25»,  1S71  aber  02,253  Thlr..  1875  340,000  M.,  jet/t 
sogar  (1883)  550,000  M.  Die  Kcgalisirung  wird  in  diesem  speziellen  Falle  muth- 
masslich  zu  einer  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  der  Bernsteinconsumenten.  Die 
Erhöhung  der  Pachtsumme  trifft  den  Gewinn  der  Pachter  einstweilen. 

> 


Dritter  Hauptabschnitt. 

StaatBberg-  und  Hüttenwerke,  Staatssalinen,  und  andere 

Gewerksanlagen. 

1.  Abschnitt. 
Bergbau. 

Die  Staatsbergwt.-rke  behandelt  Rau  in  dem  Abschnitt  v.  Bergregal,  5.  A. 
172—183.  Die  Gründe  für  die  veränderte  Stellung  im  System  der  Einnahmen, 
welche  ich  den  Bergwerken  gegeben  habe,  sind  oben  in  §.  207  fl'.  dargelegt  worden.  In 
meiner  Bearbeitung  der  ß.  Ä.  v.  Rau  war  dieser  Abschnitt  schon  wesentlich  von  mir 
neu  bearbeitet  worden.  Ich  hatte  damals  in  der  Veräussorungsfrage  noch  /.u  aus- 
schliesslich den  Productionsstandpunct  betont.  Auch  der  des  Vertbeilungsinteresses 
ist  zu  beachten  (Gefahr  inonopolist.  Ausbeutung\  Vgl.  jetzt  Wagner.  Grundleg.. 
§.  SßS  ff.  Die  Gestaltung  des  Bergrechts  ist  von  bes.  prineip.  Bedeutung  für  die 
Fragen  der  Eigenthumsordnung.    S.  eb.  S.  77»  tf. 

Ueber  den  alteren  Stand  der  Lehre  vergleiche  Bergius.  Neues  P.  und 
Kam.  mag.  I.  229  ff.  und  von  Kancrin.  Berg-Kameral-  u.  Bergpolizeiwissenschaft 
1791.  Ueber  die  neueren  Ansichten  vergleiche  Jacob.  I,  §.  277  ff.,  §.  »44  ff. 
Lötz,  III,  156.  Fulda,  S.  III.  v.  Malchus  I,  8».  Spcc,  Lit  u.  Rechtsgeschicht- 
liches: Freiesleben.  Staat  u.  Bergbau,  herausg.  v.  Bülau,  2.  A.  1839.  Karsten 
über  d.  Ursprung  des  Bergregals  in  Deutschland,  1>44.  Weisse,  Bergbau  und  Berg- 
regal 1845.  Mittcrmaicr,  Priv.rccht  §.  241  ff.  Be seier,  Privatrecht,  §.  203. 
dem  im  Texte  der  §.  191  — 193  mehrfach  gefolgt  wurde.  Die  Belege  für  die  rechts- 
geschichtl.  Entwicklung  sind  daselbst  zu  finden.  Ebendas.  §.  202  Uebersicht  der 
Quellen  u.  Literatur  des  deutschen  Bergrechts.  Achenbach,  d.  gemeine  deutsche 
Bergrecht  u.  s.  w..  1.  B.  Berlin  1S71.  mit  lies,  reichen  liter.  u.  Quellennachweisen. 
§.  3  ff.:  d.  Entwicklung  des  Bergrechts  §.  21  fl".  Arndt,  z.  Gesch.  u.  Theorie  der 
Bergregals  u.  d.  Bergbaufrcih.,  Halle,  1S79.  Stobbe,  D.  Priv. recht,  2.  A.  II,  §.  141 
—  113  (Bcrl.  1883).  Klostermann.  Abh.  Bergbau  in  Schönberg's  Handb.  d.  pol. 
Ockon.  I.  769.  Roscher,  Syst.  III,  §.280  II'.  Auch  bei  diesem  Gegenstand  moss 
für  eingehendere  und  allseitige  Behandlung  auf  die  Volkswirthsch.politik  verwiesen 
werden. 

I.  —  §.  249.  Der  Staatsbergbau  und  die  Entwicklung 
des  Bergrechts.  Die  in  unseren  Staaten  sich  vorfindenden 
Staatsbergwerke  sind  theils  auf  eigenem  (doinanialen  oder  fisca- 
lischen)  Boden  des  Staats,  theils  auf  Privatländereien  angelegt. 
Der  Ursprung  der  Staatsbergwerke  letzterer  Art  liegt  vielfach  im 
Bergregal,  öfters,  namentlich  in  neuerer  Zeit,  auch  unabhängig 
davon  in  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums  nach  den  Regeln 
des  frcierklHrten  Bergbaus.  Das  Bergrecht  hat  nemlich  in 
Deutschland  und  zum  Theil  auch  in  anderen  Ländern  sehr  be- 
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merkeDswerthe  Entwicklungsphasen  durchlaufen.  Im  Wesent- 
lichen sind  dies  vier,  nemlich  das  älteste  Recht,  wo  der  Grund- 
eigentümer als  solcher  auch  ausschliesslich  über  die  in 
seinem  Boden  vorkommenden  Mineralien  verfügt,  dann  das  ältere 
Recht  der  „Bergbaufreiheit",  darauf  das  Recht  des  Berg- 
regals, endlich  das  moderne  Recht  der  „Bergbaufreiheit" 
oder  „Freierklärung  des  Bergbaus".  Man  muss  diese  Phasen 
kennen,  um  auch  die  finanzielle  Seite  des  Bergbaus  richtig  zu 
würdigen. 

Zur  weiteren  Characteristik  dieser  Phasen: 

1.  Nach  ältestem  deutschen  Rechte,  das  bis  zum  lt.  Jahrhundert  in  Geltung 
war,  umfasste  das  G  rund  eigen  th  um  neben  anderen  Zubehörungen  auch  die  im  Boden 
unter  der  Erdoberfläche  befindlichen  Mineralien  etc.  ohne  Weiteres  mit  und  stand  da- 
her nur  dem  Grundeigentümer  da*  Recht  zu,  diese  bergmännisch  zu  gewinnen.  Auch 
landesherrliche  Bergwerke  konnten  somit  nur  auf  Domanialland  oder  nach  Abkommen 
mit  dem  Eigentümer  auf  Privatland  entstehen.  Dieses  älteste  Recht  wurde  jedoch 
schon  früh  durch  eine  andere  Rechtsbildung  verdrängt,  welche  zu  einer  wesentlichen 
Beschränkung  des  Grundeigentums  führte. 

2.  Es  wurde  nemlich  Jedermann  gestattet,  auf  fremdem  Boden  nach  Mineralien 
zu  suchen  (zu  schürfen)  und,  im  Falle  er  zuerst  solche  fand,  hier  ein  Bergwerk 
auf  einem  bestimmten  Grubenfelde  anzulegen,  wofür  aber  die  Erlaubnis»  des  Königs 
zu  erlangen  u.  Abgaben  an  die  Staatsgewalt  zu  entrichten  waren.  In  den  ältesten 
Bergordnungen  ans  dem  lo.  Jahrhundert  ist  dieses  Princip,  wonach  also  das  Recht 
des  Grundeigen thümers  beschränkt  und  das  Eigenthum  au  der  Erdoberfläche  von  dem- 
jenigen an  den  im  Boden  enthaltenen  Mineralien  getrennt  war,  anerkanntes  Recht. 
Auch  die  Landesherren  konnten  natürlich  nach  diesem  Rechte  Bergwerkseigenthum 
erwerben. 

3.  Wesentlich  auch  fiscalischem  Interesse  aber  bildete  sich  vom  12.  Jahr* 
hundert  an  neben  jenem  Recht  des  freierklärten  Bergbaus  und  dasselbe  allgemach 
einschränkend,  umbildend  und  zum  Theil  verdrängend  ein  anderes  Bergrecht  aus:  die 
deutschen  Kaiser  nahmen  die  Bergwerke  und  Salinen  als  Regal  für  sich  in  Anspruch 
iwobl  nicht  unbedingt  zuerst,  aber  als  allgemeinerer  Rechtsanspruch  zuerst  von  Frie- 
drich I.).  Die  mancherlei  Couflicte  mit  den  Landesherren,  welche  hierdurch  ent- 
standen, lösten  sich  wie  gewöhnlich  dadurch,  dass  das  Rogal  deu  Landesherren, 
namentlich  zuerst  in  der  Goldenen  Bulle  den  Chorfürsten  (Aurea  bulla  c.  IX, 
§.  1.  —  Übrigens  mit  der  Einschränkung:  prout  possunt  seu  consueveruut  talia  (jura) 
possideri»  vom  Kaiser  verliehen  oder  ohne  Widerspruch  von  den  Landesherren  als 
integrirender  Bestandteil  ihrer  Rechte  an  sich  gezogen  wurde.  Besonders  war  es 
der  früher  ja  auch  in  Deutschland  viel  ergiebigere  Bergbau  auf  edle  Metalle,  ferner 
auf  Salz  (Steinsalz),  welcher  auf  Grund  des  Regals  vom  Staate  betrieben  wurde. 

Ueber  Athen  u.  Griechenland  ö.  lUckh's  Abb.  über  d.  Laurischeu  Silber- 
bergwerk.- in  d.  Abb.  d.  Berl.  Akad.  1»>!5:  ders.  Staatshausli.  d.  Athener,  2.  A. 
S.  92,  420—425,  Rcynier,  Grecs,  S.  304.  Büchse nsc h  ÜU,  Besitz  u.  Erwerb  im 
grieclu  Altertum  S.  US  11'.  In  Aten  war  der  Eigeuthumer  d.  Bergwerke  d.  Staat, 
der  aber  nie  auf  eigene  Rechnung  betrieb,  sondern  die  Werke,  die  mit  Sclaven  be- 
baut wurden,  in  Erbpacht  gab.  Das  Recht  zu  bauen  wurde  f.  einen  bestimmten 
Kaufpreis  verkauft,  der  an  den  Staat  direct  zu  zahlen  war.  Dazu  kam  eine  Abgabe 
v.  iju  des  Ertrags,  die  in  Generalpacht  zur  Erhebung  gegeben  war.  —  In  Rom  wurden 
Salzwerke  ursprünglich  auf  Staatsrecht  betrieben.  Später  bestand  ein  Salzmono- 
pol, aber  im  Verkehrs-,  nicht  im  Finanzinteresse,  wie  es  scheint  (uach  Marquardt, 
röin.  Staatsverwalt.  II.  155,  271).  Ueber  d.  Bergwerke  s.  eb.  S.  245,  252  ff.  In 
Italien  war  der  Bergwerksbetrieb  schon  früh  gesetzlich  sehr  beschränkt.  Die  wich- 
tigsten waren  in  den  Provinzen.  Der  Name  ist  inotalla,  wozu  neben  Gold-, 
Silber-,  Eisen-,  Kupfergruben,  auch  Steinbrüche,  Kreidegruben,  Salzwerke  gehören. 
Die  wichtigsten,  wie  die  Goldwerke  v.  Vercellae  in  Gallia  trauspad.,  die  Silbergruben 
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bei  Ncucarthago  in  Spanien,  die  Gold-  nnd  Silberbergwerke  in  Makedonien  —  die 
nicht,  wie  Ran  gemeint  hat,  definitiv,  sondern  nur  zeitweise  bei  der  Eroberung  ge- 
schlossen worden  —  besass  der  Staat.  Die  meisten  metalla  gehörten  indessen  Privaten. 
Auch  wurden  Staatswerke,  z.  B.  die  Silberproben  in  Spanien,  an  Private  veräussert. 
Unter  den  Kaisern  wurde  d.  Bergwerksbesitz  th.  f.  den  Fiscos,  th.  f.  d.  kais.  Privat- 
vennögen  sehr  ausgedehnt,  bes.  auf  d.  besten  u.  einträglichsten  Groben  (auch  Marmor- 
brüche).  Der  Betrieb  war  th.  Eigenverwaltung,  th.  Verpachttin?.  Tgl.  f.  dies  Alles 
jetzt  Marquardt  a.  a.  0..  wonach  Ran  5.  A.  §.  172,  Not«-  c.  u.  6.  A.  §.  IUI. 
Note  c.  zu  berichtigen.  S.  sonst  noch  Bnrinann,  D»-  vectigal.  pop.  Rom.  Kap.  6 
S.  77.  üeber  die  Verhältnisse  im  deutschen  Mittelalter  s.  Achenbach  a.  a.  Ü. 
S.  68  ff.,  Stobbo  II.  §.  142.  Waitz,  D.  Verfass.geseh.  VIII.  269  ff.  (ober  Metalle; 
n.  A.  waren  d.  Harzbergwerke  im  Königl.  Eigenthum;  Uber  Salz  S.  272). 

Gerade  aus  finanziellen  Gründen,  mit  denen  sich  nicht  leicht  zu  abersehende 
Volkswirtschaft  liehe  verbanden,  wurde  jedoch  durch  die  Regalisirung  des 
Bergbaus  das  ältere  Recht  der  Bergbaufreiheit  im  Allgemeinen  nicht  beseitigt, 
sondern  nur  umgestaltet.  Dasselbe  setzte  auch  keineswegs  erst  die  Regalität 
als  bestehend  voraus,  wie  Rau  in  der  .*>.  Auflage  §.  172  annimmt:  die  Frei- 
erklärung gestatte  den  Privatbetrieb  unter  gewissen  Bedingungen,  welche  gerade 
aus  dem  Regal  abzuleiten  seien.  Dies  ist  irrig,  wie  die  ältere  Bergrechtsbildung  und 
wieder  die  neueste  zeigt  Wenn  nur  das  Princip  des  beschränkten  Grundeigenthum> 
feststeht,  so  dass  die  Mineralien  u.  s.  w.  vom  Verfügungsrecht  des  Grundeigners  aus- 
geschlossen sind,  so  bedarf  es  durchaus  nicht  dos  Regalprincips ,  um  die  Anlegung 
von  Bergwerken  auf  fremdem  Privatlande  zu  ermöglichen.  Der  Staat  braucht  nur  ge- 
mäss seiner  allgcm.  Hoheitsrechte  das  Schürfen  n.  s.  w.  und  schliesslich  die  Anlegung 
solcher  Bergwerke,  dorch  welche  die  dem  Grundeigentümer  nicht  gehörenden  Mine- 
ralien angeeignet  werden  sollen,  zu  regeln.  Dies  geschah  in  der  Weise,  dass  das 
Recht  des  Schürfens  an  die  obrigkeitliche  Erlaubnis  gebunden  wurde:  der  Finder 
musste  muthen,  d.  h.  um  die  Verleihung  des  Rechts  zum  Bergbau  aof  einem  ge- 
wissen Felde  nachsuchen  nnd  wurde  alsdann  —  seit  dem  16.  Jahrhundert  immer 
mehr  auf  Grund  des  Regals  —  mit  diesem  Rechte  belehnt  Für  die  Staatsgewalt  war 
diese  Einrichtung  das  Mittel,  dem  finanziellen  Zweck  des  Regals  gemäss,  Bergwerks- 
abgaben verschiedener  Art  und  in  bedeutenderer  Höhe  als  bisher  üblich  für  solche 
Privatbergwerke  einzuführen,  so  den  Bergzehnten,  Quatembergelder,  Recess- 
g eider  u.  s.  w.  Diese  theils  aus  der  Berghoheit,  wie  man  das  polizeiliche  Ober- 
aufeichtsrecht  des  Staats  über  den  Bergbau  auch  genannt  hat,  theils  aus  dem  eigent- 
lichen Bergregal  abzuleitenden  Abgaben  trugen  in  anderer  Hinsicht  die  Merkmale 
einer  besonderen  Gewerbesteuer  für  den  Bergbau  an  sich  und  sind  in  neuerer 
und  neuester  Zeit  auch  vielfach  zu  mässige  n  Gebühren  oder  zu  reinen  Steuern 
umgebildet  worden.  S.  über  die  Entwicklung  der  Bergwerksabgaben  und  deren  Zu- 
sammenhang mit  dem  Bergregal  den  lehrreichen  Aufs.  v.  Arnd,  Besteuer.  d.  Berg- 
werke, Conrads  Jahrb.  B.  31  (1881)  S.  174,  630;  über  die  jetzige  Besteuerung  meine 
Abh.  directe  Steuern  in  Schönberg's  Handb.  II,  246. 

Der  Vorbehalt  der  ausschliesslichen  Ausübung  des  Bergregals  dorch 
den  Staat  bildet  nur  die  Ausnahme.  Er  kommt  in  Deutschland  namentlich  fUr  Stein- 
salz vor.  In  Ansehung  der  Stoße ,  auf  welche  sich  das  Grundeigenthumsrecht  nicht 
mit  bezieht  nnd  für  welche  andererseits  das  Regal  gilt,  bestand  und  besteht  in  den 
verschiedenen  Ländern  keine  volle  Uebereinstimmung  und  auch  in  den  einzelnen 
deutschen  Territorien  und  späteren  Staaten  herrscht  keine  völlige  Gleichmässigkeit. 
Im  Allgemeinen  umfa-sst  das  Bergregal  ..alle  auf  ihren  naturlichen  Lagerstitten  vor- 
kommende Mineralien,  auf  welche  der  Bergbau  in  seiner  technischen  Ausbildung  her- 
kömmlich betrieben  zu  werden  pflegt."  (Beseiet,  S.  850).  In  der  Gold.  Bull-* 
werden  genannt:  auri  et  argenti  fodinas  atque  min«ras  stanni.  cupri ,  fern,  plnmbi  et 
alterius  cujuscunque  generis  motallici  etiam  salb.  —  Stein-  u.  Braunkohlen  fallen  nach 
neuerem  Rechte  meistens  unter  das  Regal  oder,  unabhängig  von  letzterem,  unter 
die  vom  Verfügungsrecht  des  Grundeigentümers  ausgeschlossenen  Mineralien;  Torf 
war  selten  rcgalisirt,  Salzquellen  meistens.  In  Grossbritannien  sind  nur  Gold  und 
Silber  Regal. 

4.  Nachdem  dann  in  späterer  Zeit  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des  Borg- 
baus mehr  erkannt  wordcu  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  zurückgetreten  war,  der 
Privat  borgbau  sich  stärker  entwickelt  hatte,  —  u.  A.  auch  weil  die  aus  dem  Regal 
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abgeleiteten  Bergwerksabgaben  bei  der  verminderten  Ergiebigkeit  älterer  Werke  und 
um  den  Bergbau  zu  begünstigen  ermässigt  und  mebr  als  eigentliche  Gebühren  und 
Steuern  behandelt  wurden,  —  bereitete  sich  auch  im  Bergrecht  eino  neue  Gestal- 
tung vor,  welche  in  neuester  Zeit  mehrfach  zu  einem  Abschlüsse  gekommen  ist. 
(Vgl.  besonders  das  vortreflliche  neue  preußische  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865 
(z.  Th.  beruhend  auf  Grundsätz.-n  des  französischen  Bergrechts),  welches  wieder 
dem  baierischen  Berggesetz  vom  20.  Marz  1869  und  andern  in  kleinen  Staaten 
(Braunschweisr,  Weimar,  Gotha,  Waldeck)  zum  Vorbild  diente.  S.  Achenbach,  §.  18). 
Das  Bergregal  als  Finanzreiral  oder  „nutzbares  Hoheit  sr»'C  ht"  ver- 
schwand. (Beseler,  S.  203.  VI.  Stobbe  II,  585.  Achenbach  S.  209).  Die 
Beschränkung  des  Gr u nde itrenthums,  die  ja  nicht  erst  durch  das  Regal  ge- 
schaffen, wenn  auch  durch  die  Regalisirung  und  deren  Verbindung  mit  der  Bcrgbau- 
freiheit  noch  zu  grösserer  praktischer  Bedeutung  als  durch  die  letztere  allciu  gebracht 
worden  war,  blieb  dageircn  bestehen.  Im  preußischen  Berggesetz  ist  dies 
so  ausgedrückt:  §.  1.  „Die  nachstehend  verzeichneten  Mineralien  sind  von  dem  Ver- 
fügungsrecht des  Grundeigentümers  ausgeschlossen."  Ebenso  blieb  die  Bergbau- 
freiheit in  Geltung  und  wurde  nur  nach  den  neueren  Bedürfnissen  der  Volks- 
wirtschaft mit  Klicksicht  auf  die  nothweudige  Coutrole  des  Staats  über  den  Bergbau 
und  auf  die  Sicherung  der  Rechte  des»  Grundeigentümers,  dessen  Hoden  zum  Schürfen 
und  zur  Anlage  eines  Bergwerks  von  eiuem  Dritten  in  Anspruch  genommen  wird, 
gesetzlich  regulirt.  Iu  Gesetzen,  wie  dem  preuss.,  werden  daher  die  Grund- 
sätze aufgestellt,  nach  denen  die  Aufsuchung  und  Gewinnung  der  vom  Verfügungs- 
recht des  Grundciguers  ausgeschlossenen  Mineralien  erfolgen  kann.  Namentlich  wurde 
auch  genau  bestimmt,  auf  welche  Mincralstoffe  sich  das  Bergrecht  beziehe  , 
z.  B.  Preuss.  Ges.  §.  1 :  Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eben  mit  Ausnahme  der  Raseneisen- 
erze, Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel,  Arsenik,  Mangan,  Antimon  u.  Schwefel, 
srediegen  u.  als  Erze  —  Alaun-  u.  Vitriolerze  —  Steinkohle,  Braunkohle  u.  Graphit 

—  Steinsalz  nebst  den  mit  demselben  auf  den  nämlichen  Lagerstätten  vorkommenden 
Salzen  und  die  Salzquellen.  Es  ist  nicht  nothwendig  und  nicht  richtig,  dieses  neueste 
Bergrecht,  ebenso  wenig  als  die  Freierkläruug  des  Bergbaus  Uberhaupt,  auf  das  Berg- 
regal zu  gründen.  Vielmehr  ist  die  Grundlage  dieses  Bergrechts,  neben  dem  erwähnten 
Hauptprincip,  der  Beschränkung  des  Grundeigentums  —  also  einem  Satze  des  Privat- 
rechts —  in  den  allgemeinen  Staatshoheitsrechteu  zu  suchen,  die  man  iu 
ihrer  Auwenduug  auf  das  Bergwesen  Berghoheit  nennen  kann.  So  auch  Beseler, 
S.  853  u.  Motive  z.  preussisch.  Berggesetz  v.  1865  bei  Klostermann,  Allgem.  Berg- 
ges.  für  d.  preuos.  Staaten,  nebst  Commeutar,  S.  45  ff.  Stobbe  II,  585:  „Der  Staat 
verleiht  nicht  in  derivativer  Weise  ein  ihm  bisher  zustehendes  Privatrecht,  sondern 
er  ertheilt  in  Folge  sein  s  Hoheitsrechts  gemäss  den  gesetzlichen  Regeln  die  Coo- 
cession,  vermöge  deren  der  Einzelne  iu  eiuem  concreten  Umfange  bergbauberechtigt 
wird."  Nähere  Begründung  dieser  Auffassung  bes.  bei  Achenbach,  S.  100  tf.  209. 

—  üeber  d.  Volkswirtschaft.  Zweckmässigkeit  dieses  heutigen  Bergrechts  s.  Wagner, 
Grundleg.  I,  §.  364. 

Für  den  Betrieb  von  Staatsbergwerken  selbst  galt  nun 
sehon  früher  Öfters  das  allgemeine  Bergrecht  eines  Landes.  Dem 
Denen  Bergrecht  unterstehen  diese  Werke  gleichfalls,  wie  dies  in 
den  neueren  Berggesetzen  auch  ausdrücklich  ausgesprochen  wird. 

Beseler,  S.  849.  Preuss.  Berggesetze  §.  2:  ,',der  Erwerb  und  Betrieb  von 
Bergwerken  für  Rechnung  des  Staats  ist  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  eben- 
falls unterworfen."  Achenbach  S.  209:  „Die  neuere  Bcrgiresetzg«bung  hat  mit  d. 
Aufhebung  des  BergTegals  die  Verleihung  nach  Maassgabe  des  Gesetzes  aus- 
schliesslich anerkannt."  Die  Neuanlage  von  Staatsbergwerken  auf  fremden  Prirat- 
lündereicn  ist  daher  hier  auch  an  dieselben  Rechtsformalitäten  gebunden,  wie  die  An- 
lage von  Privatbergwerken,  und  setzt  kein  Regal  mehr  voraus. 

Die  Staatsbergwerke  treten  auf  diese  Weise,  einerlei  ob  sie 
auf  Staats-Grundeigenthum  oder  auf  Privatländereien  angelegt  sind, 
wenigstens  da,  wo  das  neuere  Bergrecht  zur  Geltung  gelangt  ist, 
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ganz  in  die  Classe  der  gewöhnlichen  privatwirthßchaft 
liehen  Unternehmungen,  was  sie  früher  freilich  trotz  des 
Regals  sachlich  meistens  anch  waren,  weil  eine  Erhöhung  des  Er- 
trags in  Folge  der  Regalisirung  nur  ausnahmsweise  möglich 
war. 

Ihre  Behandlung  iu  der  Lehre  vom  Privaterwerb  des  Staats  im  System  der 
1  inaii/.wiMenscIiaft  erscheint  daher  auch  als  die  allein  richtige.  Ebenso  sind  die  Ein- 
nahmen des  Staats  aus  Privatbenr werken  nuumehr  abweichend  ?ou  Kau  \b.  A. 
§.  181— 1b3)  systematisch  richtiger  in  den  Abschnitten  von  den  Gebühren  und  den 
Steuern  zu  besprechen. 

II.  —  §.  250.  Reibehaltung  oder  Veräusserung  der 
Staatsbergwerke.  Der  Besitz  von  Staatsbergwerken  ist  gegen- 
wärtig in  den  europäischen  Staaten  sehr  verschieden  verbreitet. 

Pn  ussrn  und  Oosterreich-Unerarn  haben  noch  manche  Staatsberuwerke ,  deren 
Entstellung  und  Beibehaltung  hier  früher  ausser  durch  das  Kegal  auch  durch  deu 
«rossen  Domänen-  und  WaldbcMtz  zu  erkliireu  war.  Auch  in  anderen  deutschen 
Staaten,  dann  in  den  nordöstlichen  und  in  sudeuropäischon  Staaten  (Spanien)  rinden 
sich  Staatsborjfwcrkc.  während  dicselb.  in  Grossbritannien  und  Frankreich  fehlen.  Die 
Kinn,  aus  den  Bcrjr-,  Hüttenwerken  u.  Salincu  hat  Herrn.  Wagner  in  seinen  linanz- 
stat.  Ucbersichtcn  im  Goth.  Jahrb.  1S74  S.  $79  auch  nur  lückenhaft  zusammenstellen 
können.  Iu  Kussland,  Norwegen.  Türkei,  <iric<  henland,  Spanien  befinden  sich  no«h 
bezu^rl.  Kinuahiuen. 

Die  Frage  der  Reibebaltung  oder  Veräusserung  solcher  Werke 
ist  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  vielfach  erörtert  und  ähnlich 
wie  bei  deu  Domänen  meistens  zu  Gunsten  der  Veräusserung 
beantwortet  worden,  so  namentlich  von  den  Theoretikern  der 
Smith 'scheu  Schule,  die  sich  dabei  öfters  auf  die  schlechte 
Rentabilität  der  Staatsbergwerke  berufen  konnten. 

Vjrl.  bes.  Bergius,  Fiuanzwiss.,  2.  A.,  S.  231,  mit  Polemik  gegen  die  preus*. 
Bern-  u.  Hüttcnverwaltuiiü,. 

Indessen  wurde  hier,  wie  gewöhnlich,  die  Frage  zu  einseitig 
aus  dem  Gesichtspunctc  des  Productionsinteresses  beurtheilt 
und  die  privatwirthschaftliche  Rentabilität  und  die  volkswirtschaft- 
liche Productivität  zu  unbedingt  identificirt.  Daneben  ist  jedoch 
auch  hier  das  volkswirthsc haftliche  Verth eilungsinteresse  und 
das  damit  zusammenhängende  socialpolitische  Moment  in  der 
Frage  fUr  die  Entscheidung  mit  zu  beachten.  (Grundleg.  §.  364, 
365).  Die  Frage,  ob  der  Staat  passend  Rergwerke  betreibe,  ist 
dann  vollends  nicht  absolut  zu  entscheiden.  Sie  ist  keine 
rein  finanzielle,  sondern  zugleich  eine  volkswirtschaft- 
liche und  allgemeine  Verwaltungsfrage,  ähnlich  wie  die 
Staatsforst-  und  Staatsbahnfrage.  Selbst  bloss  als  Frage  der  Regelung 
der  Rergbauproduction  betrachtet,  kann  die  Entscheidung  für 
und  wirier  Staatsbcrjrwerke  nur  eine  rel  ative  sein.  Die  concreten 


Digitized  by  Google 


Staatshergbau.  607 

Verhältnisse  der  einzelnen  Länder  kommen  dafür  zumeist  in  Be- 
tracht. Allgemeine  Regeln  lassen  sich  daher  nur  in  folgender  be 
dingte r  Weise  aufstellen. 

A.  Beantwortung  der  Frage  ans  dem  Standpuncte  des 
volkswirtschaftlichen  Productionsinteresse.  Hier  sind 
unentwickeltere  und  entwickeltere  Verhältnisse  der  Volks- 
wirtbschaft zu  unterscheiden. 

1.  Auf  einer  niedrigeren  Wirthschaftsstufe  ist  Staatsberg- 
wesen und  in  Verbindung  damit  Staatsh litten wesen  öfters  reebt 
wohl  am  Platze,  selbst  am  Zweckmässigsten  oder  sogar  allein 
möglich. 

Der  Staat  oder  (Landesherr)  verfügt  hier  noch  am  Ersten  über  die  meistens  211 
einem  ordentlichen  Betrieb  bald  erforderlichen  grossen  Kapitalien,  welche  gerade 
im  Bergbau  hauptsächlich  in  stehenden  Kapitalanlagen  ganz  festgelegt  werden 
11  ad  für  welche  oft  lange  auf  eine  «ouQ;rcnde  Uentc  gewartet  werden  inuss. 
Auch  di<-  technisch  gebildet eu  Arbeitskräfte,  welche  jeder  etwas  fortge- 
schrittene Bergbau,  neben  vermehrtem  Kapital,  besseren  Maschinen  n.  ».  w.,  bald  zu 
brauchen  pflegt,  kann  der  Staat  am  Besten  heranziehen  und  entsprechend  stellen.  Ein 
Beispiel  liefert  das  Gold.  Die  Verhältnisse,  welche  iu  der  californ.  und  austrat, 
(ioldirewinnung  nach  der  ersten  leichten,  aber  bald  erschöpften  Goldwäscherei  einge- 
treten sind,  können  als  typisch  für  die  Goldproduction  bezeichnet  werden.  Vgl.  die 
sehr  lehrreiche  und  klare  Darh-gung  von  v.  K'ichthofen,  Metallprod.  Californicns. 
Nr.  14  der  PetcrmainV  sehen  Ergünzungshcftc  d.  geogr.  Mittheil.  S.  ls  ff.  Der  häufige 
grosse  Wald  besitz  des-  Staats  läs-t  sich  ferner  oftmals  am  Vorzüglichsten  und  mit- 
unter gar  nicht  anders  rcrwertheii,  i\U  dadurch,  dass  grosse  Holz  verzehrende 
lie  werke  im  Walde  oder  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  angelegt  werden,  weil 
bei  dünner  und  armer  Bevölkerung,  schlechten  Strassen  und  niedrigen  Holzpreisen  das 
Holz  nicht  weit  weggefahrt  werden  kann.  Zu  solchem  Zwecke  erscheinen  aber  Berg- 
werke und  damit  verbunden  namentlich  Huttenwerke,  in  deneu  die  Erze  gleich 
ausgcschmolzen  und  die  Metalle  wcit.-r  verarbeitet  werdcu,  ganz  besonders  geeignet 
und  notorisch  sind  aus  diesen  Gründen  manche  solche  Staatswerke  angelegt  worden. 
Das  speculative  oder  kaufmännische  Moment  spielt  weiter  unter  den  gegebenen 
Voraussetzungen  beim  Absatz  der  Bergwerks-  und  Hüttcnproductc  noch  keine  so 
entscheidende  Bolle,  als  später,  weil  die  Couimunicatioasverhältnisse  und  die  allge- 
meinen Zustände  der  Volkswirtschaft  den  Absatz  einengen,  die  Versorgung  des 
Localbedarfs  die  Hauptsache  und  die  Cuncurrcuz  der  Producto  anderer  Gegenden  oder 
Länder  wenigstens  bei  nuedlen  Metallen  unwichtiger  ist.  Die  spezifischen  Mängel 
des  Staatsbetriebs  treten  aus  allen  diesen  Gründen  auch  weniger  hervor.  Die 
Staatsbergwerke  haben  daher  auch  in  früherer  Zeit  oft  als  Muster  eines  geord- 
neten kunstmassigen  Betriebs  und  als  Pflanzscbulen  geschickter  Werkmeister  sehr  gute 
Dienste  geleistet.  Sprach  auch  schon  früher  uicht  immer  ein  erhebliches  l'inanzinter- 
esse  für  die  Auleguug  neuer  und  Beibehaltung  alter  Staatswerke,  so  um  so  mehr  ein 
volkswirthschaftl  ich  es. 

2.  Diese  Verhältnisse  ändern  sich  aber  nun  vielfach  auf  höheren 
Wirthschaftsstufen.  Oftmals  möchte  im  Berg-  und  Hüttenwesen 
einer  der  Fälle  vorliegen,  wo  die  (meist  zu  allgemein  hingestellte) 
Regel  gilt,  dass  eine  in  früherer  Zeit  ganz  passende  privat  wirt- 
schaftliche Thätigkeit  des  Staats  besser  durch  diejenige  der  Privateu 
ersetzt  wird. 

Von  den  soeben  angefahrten  Gründen  kann  später,  z.  B.  in  unserer  Zeit  in  den 
mittel-  und  westeuropäischen  Staaten,  keiner  mehr  als  durchschlagend  für 
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Staats Ij ergbau  gelten.  Die  etwaigen  Uebclstände  des  Privatbergbaas  (hinsichtlich 
der  Nachhaltigkeit  des  Betriebs,  der  Verhütung  gewinnsüchtigen  Raubbaus)  lassen  sich 
durch  eine  gewisse  Oberaufsicht  des  Staats  meistens  verhüten.  Die  grössere  Betriebsam- 
keit, Sparsamkeit,  bessere  kaufmännische  Leitung  sind  speeifitche  Vorzüge  der  Privat- 
werk<\  welche  jetzt  sehr  wichtig  werden,  wo  durch  ein  ganz  umgestaltetes  Com- 
in  u  nieationswesen  die  Concurrcnz  auf  dem  Wcl  tmark  te  für  den  Bergwerks-  und 
Hütten  betrieb  zum  entschei-denden  Factor  wird.  Die  unvermeidliche  Schwer- 
fälligkeit des  Staatsbetriebs,  die  Geschäftsführung  durch  Beamte,  von 
welchen  letzteren  grade  die  tüchtigsten  bei  dem  jetzt  viel  höheren  Stande  der  tech- 
nischen Bildung  oft  besondere  Neigung  haben  werden ,  mit  Staatsgeldern  gewagt  zu 
experimentiren,  wozu  der  Bergbau  so  viel  verführerische  Versuchung  bietet,  das  starke 
tiervortreten  der  kaufmännischen  Seite  des  Geschäfts  u.  v.a.  m.  sprechen 
daher  im  Ganzen  für  das  Lossteuern  auf  den  Verkauf  von  Staatswerken. 

Der  genaue  Reinertrag  und  die  genaue  Rentabilität 
eines  Bergwerks  sind  sehr  schwer  zu  ermitteln,  weil  das  Kapital, 
das  im  Laufe  langer  Zeit  bineingewandt  ist,  und  vollends  der 
Betrag,  welcher  von  diesem  Kapital  aus  den  Reinerträgen  noch 
nicht  amortisirt  ist  und  der  Werth,  welchen  das  Bergwerk  in 
einem  gegebenen  Zeitpuncte  repräsentirt,  kaum  annähernd  genau 
festgestellt  werden  kann.  Die  strengen  Grundsätze  des  Rechnungs 
wesens  mit  einem  bilanzmäßigen  Anlagekapital  sind  daher  bei 
Bergwerkeu  nicht  recht  anwendbar.  Der  jeweilige  Reinertrag 
enthält  oft  neben  der  Rente  eine  Kapitaltilgung.  Die  Grösse 
der  letzteren  ist  aber  wiederum  vollends  von  Jahr  zu  Jahr  nicht 
näher  bestimmbar. 

Dies  sind  Schwierigkeiten,  welche  sich  auch  im  Privatbergwerkwesen  fühlbar 
machen  und  wohl  mit  Recht  Vorzuge  der  alten  Bcrgbaugenossenscbaft  vor  der  Actien- 
gesellschaft  als  Wirtschaftsform  bedingen.  (Vgl.  0.  Michaelis,  d.  Beric  baugenossensch . 
in  Fauchor's  Vierteljahrschr.  f.  Volksw.  u.  Culturgesch.  1S63,  IV.) 

Für  den  Staatsbergbau  folgt  au9  jenen  Schwierigkeiten 
aber  vollends  das  Missliche,  dass  die  privatwirthschaftl iche 
Rentabilität  noch  weniger  als  bei  anderen  Staats- 
gewerken  sicher  zu  Ubersehen  ist  und  somit  noch  mehr  ein 
Beurtheilungsmassstab  darüber  fehlt,  wie  die  Werke  in  Ökonomischer 
Hinsicht  betrieben  werden. 

Im  Allgemeinen  scheinen  die  meisten  Staatsbergwerke  in  unseren  Staaten 
nur  schwach  zu  rentiren,  jedenfalls  werfen  sie  gewöhnlich  nur  (absolut)  niedrige 
Reinerträge  ab.  —  immerhin  mit  bemerkenswerthen  zeitlichen  und  örtlichen  Aus- 
nahmen. Die  Rentabilität  der  einzelnen  Werke  lässt  sich  natürlich  vollends  nicht 
beurtheilen,  wenn  die  Producte,  welche  sie  liefern,  uicht  nach  dem  Marktpreise,  sondern 
nach  willkürlichen  Sätzen  an  andere  Staatswerke,  bes.  an  Hüttenwerke,  abgeliefert 
werden,  allein  diesem  Uebclstande  ist  durch  richtige  Buchführung^-  u.  Ifechuungs- 
grundsätze  abzuhelfen.  —  Aelterc  Daten  aber  das  Königr.  Westfalen  bei  Malchus, 
Fin.  1,  95,  über  den  hannov.  Harz  bei  Lehzen,  I,  139  ff.,  u.  danach,  sowie  über 
Sachsen,  Oesterreich,  Preussen,  Spanien  bei  Rau,  5.  Aufl.,  §.  174  (a).  ~- 
lieber  Preussen  gab  ich  weiteres  Detail  in  der  C.  A.,  §.  195,  N.  b.  Vgl.  jetzt  über 
die  deutsche  Bergwerksproduction  die  period.  VeröfT.  des  Kaiserl.  Stat  Amts  in  den 
Vierteljahrs-  u.  nunmehr  den  Monatsheften.  Ueber  Preussen  spec.  Stat.  Jahrb. 
IV.  I.  S.  213  ff.  über  die  fisc.  Ben-.  Hutten-  u.  Salzwerkc  eb.  S.  241  ff.  Aeltere 
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Daten  im  Stat.  Jahrb.  III.  160  ff.,  dann  die  Daten  im  Etat.  Die  Zahl  der  preuss. 
Staatsbergwerke  war  1S73  60,  1874  59  (1  Kupferwerk  u.  1  Thon-  u.  Wascherdegrube 
war  1873  verkauft  worden».  Davon  17  Steinkohleugruben ,  besond.  die  fast  ganz  dem 
Kiscus  gehörenden  an  d.  Saar  (12),  11  Braunkohlengruben,  19  Eisensteingruben,  6  Blei-, 
Silber-  u.  Kupfergruben,  4  andere.  In  1883  (ausser  Harz  u.  Deister)  15  Steinkohlen- 
werke  (Saarbr.  9),  4  Braunkohlenwerke.  1  Bleizcrhe.  1  Kalkst.bruch.  Phospboritgewinnung 
im  K.-B.  Wiesbaden.  An  der  gewaltig  aufsteigenden  günstigen  Conjunctur  von  1S70/71 
bis  1  873  hat  der  Staat  natürlich  theilgenommen ,  an  der  ungünstigen  seitdem  nicht 
minder.  Der  Gesammtweith  der  Production  der  Staatswerke  war  1871—74  bez.  24*26, 
33-51,  46  00,  41'73  Mill.  Thlr.  Die  Betriebskosten  stiegen  nicht,  sanken  dann  aber 
aucli  nicht  in  gleichem  Maasse  —  trotz  des  erfreulichen  Steigens  der  Löhne  in  der 
günstigen  Zeit  —  so  dass  der  Reinertrag  bedeutend  den  Anschlag  uberschritt,  später 
aber  wieder  sehr  sank.  So  schwankte  z.  B.  der  Ertr.  d.  preuss.  fiscal.  Berg-  u.  Hütten- 
werke 1S71—  80  zwischen  15 — 57 — 9  M.  M.  Dies  Schwanken  ist  in  finanz.  Hinsicht 
für  den  Staat  nicht  angenehm,  immerhin  profitirt  auch  er  einmal  von  dem  „Conjunctur- 
gewinn".  Wagner,  Grundleg.  I,  §.  76  ff.,  §.365.  Im  Anschlage  war  1874:  Der 
Rohertrag  der  Staatsbergwerk« •  75  95,  die  Betriebskosten  53  73,  der  Reinertrag  22  22 
Mill.  M.,  nach  dem  Ergebnis*  aber  95  92.  59  98.  35*94  Mill.  M.  Nach  dem  Anschl. 
für  1875  u.  1876  sollt«-  der  Rohertrag  aber  nur  76  99  u.  68*09.  der  Kostenbetr.  55  24 
u.  54  84.  der  Reinertrag  also  nur  2175  u.  13  25  Mill.  M.  sein.  Im  Ergebn.  f.  1879/80 
war  die  Roheinn.  bei  d.  preuss.  fiscal.  Bergwerken  53'34,  der  Beinertrag  9*  14,  1880/81 
bez.  5911  u.  9  71,  nach  d.  Voranschi.  f.  1882/83  bez.  6016  u.  10  35,  nach  demjen. 
f.  1883/84  bez.  62  76  u.  1103  M.  M.  Vgl.  über  die  Zweifelhaftigkeit  der  Buchführungs- 
grundsätze im  preussisrhon  Berg-  u.  Huttenwesen  Bergius.  I.  A..  S.  115  ff.  Ueber 
d.  fiscal.  Bergbau  im  preuss.  Harz  s.  Nßggerath,  Ztschr.  f.  Berg-,  Hüttenw.  u.  s.  w. 
1883.  Die  ausgezahlte  Ausbeute  im  Überharzer  Revier,  wo  seit  d.  17.  Jahrb.  allmälig 
der  ehemalige  gewerkschafd.  Bergbau  in  fiscal.  Eigenth.  überführt  wurde,  wird  v.  1650 
bis  1849  auf  100.936  Thlr..  die  Zubussc  auf  25,025  Thlr.,  der  Ucberschuss  demnach 
auf  75,311  Thlr.  im  Jabresdurchschn.  berechnet.  Von  1868  —  81/82  wurden  jährlich 
i.  D.  an  d.  Staatskasse  abgeführt  bei  d.  Bergwerken  615,425  M. ,  bei  den  Hutten 
408,164  M.,  zus.  1.023,589  M.  -  Baiern,  A.  I*.  1877:  Bergwerks-,  Hutten-  u.  Salinen- 
gefälle 8'68  Mill.  M.  roh,  wovon  4*18  auf  Bergwerke.  Betriebskosten  i.  G.  7  23,  also 
145  Mill.  M.  rein.  Detail  bis  1868  bei  Vocke  a.a.O.,  baier.  Stat.  Ztschr.  1871, 
112  ff.  A.  f.  1883  Sal.  u.  Bergw.  roh  5.595,  rein  0*391  M.  M.  —  Saehsen,  A. 
d.  Reinertr.  d.  Berg-  u.  Hüttenwerke  1875  316,000  Thlr.,  1877  956,000  M..  1883 
855.000  M.  —  West -Oesterreich.  A.  1876,  Montanwerke  Einn.  5*69  M.  h\, 
Betriebskosten  4  45,  rein  1.24  Mill.  ff,  1882  roh  600,  rein  093  M.  tl.  —  Rubs- 
land,  Berg-  u.  Hüttenwerke  (exel.  Bergregal)  rein  1874  A.  3  58,  Ergebn.  2  90,  1876 
A.  4*54,  1880  Erg.  4'55  Mill.  R.  —  Spanien:  das  reiche  Quecksilberbergwerk 
Almaden  gab  früher  einen  ansehnl.  Reinertrag,  welcher  neuerdings  (seit  den  50  er  Jahren) 
wesren  der  Concurrenz  des  californ.  Quecksilbers  u.  des  gesunkenen  Preises  abgenommen 
hat.  S.  Willkomm,  Spanien,  in  Stein-Wappäus  Gcogr.  III,  2,  S.  73,  145.  — 
(Jebrigcns  zeigt  ein  Vergleich  mit  dem  Privatbergbau  keineswegs  allgemein  eine 
Unsere  Rentabilität  des  letzteren,  z.  B.  wenn  Staatsbergwerke  in  Privathände  ubergegangen 
sind.  Bei  der  entscheidenden  Macht  der  Conjunctur  für  die  Gestaltung  der  Preise 
der  Bergwerks-  und  Huttenprodnctc  und  bei  der  speeiüseh  ähnlichen  Betriebsweise 
wenigstens  eines  grossen  Bergwerks  durch  den  Staat,  eine  Gesellschaft  oder  selbst 
einen  einzelnen  Privateigentümer  kann  dies  kaum  anders  sein.  Vgl.  die  Darleg  im 
Preuss.  Statist.  Jahrb.  IV.  1,  232  ff.  So  war  z.B.  der  Durchschnittswert!!  f.  d.  Centn. 
Roheisen  in  der  preuss.  Hüttenproduction  1873  57  06,  1874  44  91,  rohe  Stahlfabrikate 
160  29  u.  124*36  Sgr.  und  später  trat  noch  ein  weiteres  starkes  Sinken  ein.  Nach 
dem  VerwaltURgsbericht  der  Actieiigouellsch.  Dortmunder  Union  kosteten  1000  Kilogr. 
deutsches  Puddeleisen  im  Max.  1873  180—192  M.,  Mitte  1874  87,  Mitte  1875  72, 
Deceinb.  1876  58  —  60  M.  Bessemer  Roheisen  in  diesen  4  Terminen  resp.  210, 
102—108,  90—90,  75—78,  gewühnl.  Eisenbahnschienen  resp.  330,  ISO,  102,  132—138, 
Gussstahlschienen  396,  255,  104  —  210,  138—  150. 

Vermag  der  Staat  indessen  ein  Werk  vortheilbaft  zu  verkaufen, 
so  dass  der  Erlfte  eine  erheblich  höhere  Rente  trägt  als  bisher  der 
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Reinertrag  war ,  so  sprechen  finanzielle  Gründe  dafür. 
Gründe  des  volkswirtschaftlichen  Productionsinter- 
esses  nur  ausnahmsweise  noch  gegen  den  Verkauf. 

In  kleineren  deutschen  Staaten  hat  man  mit  Recht  den  Verkauf  von  Berg- 
werken mehrfach  vorgenommen,  so  auch  noch  neuerdings  die  ganz  unbedeutenden 
(Regenauer,  §.247)  in  Baden.  Das  bad.  Blei-  u.  Silberbergwerk  zu  Münsterthal 
(St.  Trudpert,  Amt  Staufen)  wurde  1833  an  eine  Gesellschaft  verkauft:  Schätzunirs- 
werth  27,284,  Erlös  durch  Versteigerung  25,700  fl.  nebst  11,229  fl.  aus  Vorräthen. 
Vor  dem  Verkauf  war  Zubusse  erfordert  worden,  z.Th.  wegen  Hoüuungsbauten ,  die 
sich  hinterher  bewährten.  VerhandL  d.  1.  Kamm.  1833,  Beil.  III,  219;  1837  Beil. 
Nr.  128  (beide  Berichte  v.  Kau).  Auch  in  Preussen  werden  kleinere  unrentable 
Werke  mehrfach  veräussert.  In  Oesterreich  Verkaufe  1855  ff.,  1868  ff,  mit  aus 
finanzpol.  Gründen. 

3.  Auch  das  Productionsinteresse  gestattet  aber 
die  Beibehaltung  von  Staatsbergwerken,  ohne  sie  unbedingt 
zu  verlangen,  wohl  in  folgenden  Fällen  heute  noch  bei  uns: 

a)  Bei  Bergwerken,  deren  Producte  einfacher  (z.  B.  aus 
geringer  Tiefe)  zu  gewinnen  sind,  keine  oder  keine 
schwierige  weitere  Vorarbeitung  verlangen  und  sofort 
leichten  Absatz  finden.  Daher  sind  namentlich  Kohlen-, 
Salzbergwerke  und  Salinen,  welche  oft  auch  gut  rentiren, 
eher  beizubehalten,  als  Erzgruben. 

Der  preussische  Staatsbergwerksbestand  entspricht  wenigstens  einigermassen 
dieser  Regel. 

b)  Bergwerke,  deren  Producte  einer  Verbrauchssteuer, 
welche  zunächst  vom  Producenten  erhoben  wird,  unterliegen,  daher 
wieder  Salzwerke,  sind  aus  diesem  Grunde  geeigneter  für  den 
Staat.  Wenn  die  Verbrauchssteuer  in  Form  des  Regals  des  Salz- 
handels u.  8.  w.  erhoben  wird,  gilt  dies  noch  mehr. 

c)  Je  mehr  nach  der  Grösse  und  Beschaffenheit  der  Anlage- 
und  Betriebskapitalien  im  Bergbau  und  nach  der  technischen  Art 
des  Betriebs  der  Staat  und  Private,  namentlich  Gewerkschaften 
und  Actiengesellschaften,  die  Verwaltung  der  Werke  ähnlich  ein- 
richten müssen,  um  so  mehr  treten  manche  Gründe  für  den  Ver- 
kauf von  Staatsbergwerken  zurück. 

d)  Wenn  mit  Staatsbergwerken  Hüttenwerke  verbunden  sind, 
die  sich  nicht  wohl  von  einander  trennen  lassen,  so  wird  der  Ver- 
kauf der  ersteren  vom  gleichzeitigen  Verkauf  der  letzteren  ab- 
hängen müssen. 

4.  Eine  Verschiebung  des  Verkaufs  wird  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  der  Reinertrag  eines 
Bergwerks  bald  steigt  oder  ein  mit  Verlust  verbundener  Gruben- 
bau (Zubus8grube)  bald  zum  Ertrag  gebracht  werden  wird. 
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Auch  die  Rücksicht  auf  die  vom  Bergbau  lebende  Bevölkerung, 
deren  Verhältnisse  durch  einen  Verkauf  von  Staatswerken  oder 
durch  das  Einstellen  des  Betriebs  von  Zubussgruben ,  zu  bedenk- 
lich werden  konnten,  kann  mitunter  wohl  eine  Verschiebung  des 
Verkaufs  oder  der  Betriebseinstellung  nöthig  machen. 

5.  In  richtiger  Weise  kommt  dagegen  das  volkswirtschaft- 
liche Productions-  und  das  Finanzinteresse  zur  Geltung  in  folgen- 
den Fällen.  Die  dauernde  Beibehaltung  schlecht  rentirender 
oder  vollends  eine  beständige  Zubusse  fordernder  Werke  im 
Staatseigenthum  und  im  wirklichen  Betriebe  lässt  sich  nemlich 
weder  rechtfertigen 

a)  aus  Rücksicht  auf  die  Erzeugnisse:  durch  die  ver- 
meintliche volkswirthschaftliche  Nützlichkeit  der  Gewinnung  von 
Bergwerksproducten,  namentlich  von  edlen  Metallen,  auch  wenn 
der  Reinertrag  gering  ist  oder  ganz  verschwindet  und  Zuschüsse 
nöthig  werden;  noch 

b)  durch  das  Interesse  der  im  Bergbau  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  der  sonstigen  Bevölkerung  der 
Bergbaugegend.  Denn  dies  ist  eine  Ungerechtigkeit  gegen 
die  übrige  Bevölkerung,  aus  deren  Mitteln  (Steuern)  dann  im 
Grunde  der  Bergbau  unterhalten  bleibt,  und  eine  schlechte 
Form  der  Armenunterstützung.  Wenn  der  Verkauf  nicht  möglich 
ist,  so  muss  vielmehr  allen  Ernstes  das  möglichst  baldige  Ein- 
stellen des  Betriebs  in  Aussicht  genommen  werden.  Daher  ist  für 
die  Einbürgerung  anderer  Beschäftigungen  in  der  Bergbaubevölke- 
rung und  nötigenfalls  selbst  für  die  Auswanderung  der  letzteren 
zu  sorgen. 

Früher  ist  der  beständige  Betrieb  von  Zubussgruben  aus  volkswirtschaftlichen 
Gründen  in  Schutz  genommen  worden,  so  mit  aus  mercantilistischer  Gebersch&tzung 
der  Edelmetalle  besonders  bei  diesen,  aber  mit  Unrecht  So  glaubten  /..  B.  v.  Justi 
und  Doli us,  Gold-  und  Sil berberg werke  mussten  auch  gebaut  werden,  wenn  sie 
Zuschuss  kosten.  „Die  darauf  gewendeten  Kosten  bleiben  im  Ijande  und  ernähren 
eine  Menge  Menschen.  Das  Land  hingegen  wird  allemal  um  so  viel  reicher,  als  Gold 
and  Silber  mit  diesem  vermeintlichen  Verlust  aus  der  Erde  gegraben  werden."  v.  Justi, 
Staatswirthsch.  I,  24C.  Eingehendere,  aber  doch  kaum  mehr  nothwendige  Beweis- 
führung gegen  andauernden  Betrieb  v.  Zubussgruben  u.  Hervorhebung  einiger  im 
Grande  selbstverständlicher  Gesichtspuncte  bei  der  Betriebseinstellung  bei  Kau  §.  175 
u.  170,  u.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  480.  Vgl.  einige  Beispiele  von  später 
wieder  einträglich  gewordenen  Gruben.  Im  concreten  Kall  ist  objectiv  ohne  Illusionen 
zu  entscheiden,  ob  der  Fortbau  wirklich  nach  dem  Stande  der  technischen  Kenntnisse 
Aussicht  auf  Erfolg  vorspricht.  Das  Urthcil  der  in  der  Sache  beteiligten  Berg- 
beamten ist  naturlich  nicht  immer  unparteiisch  genug,  wenn  nicht,  wio  billig,  dafür 
gesorgt  ist,  dass  diese  aus  einem  Einstellen  des  Betriebs  oder  aus  dem  Verkauf  keinen 
materiellen  Schaden  erleiden.  Mit  Recht  befürwortet  Bergius,  S.  42,  115,  in  solchen 
Fällen  „aus  Sparsamkeit"  die  Pensionirung  der  betheiligten  Beamten  mit  vollem  Gehalte, 
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falls  sie  nicht  in  die  neue  Verwaltung  übergehen.  Im  Uebrigcn  ist  die  Lage  derBergbau- 
bevölkerung  in  der  Frage  nur  soweit  massgebend,  als  vorhin  angegeben  wurde. 

§.  251.  —  B.  Ein  Mitsprechen  des  volkswirtschaft- 
lichen Vertheilungs-  und  des  socialpolitischen  Inter- 
esses bei  der  endgültigen  Entscheidung  über  dieBei- 
behaltung  und  Veräusserung  der  Staatsbergwerke  ist 
nun  mit  Rücksicht  auf  folgende  Umstände  geboten. 

Vgl.  Grundlegung  I,  §.  305.  DU-  nähere  Motivirung  dafür,  dass  solche 
Gesichtspunctc  in  diesen  Fragen,  neben  den  rein  finanziellen  und  den  das  Produeüons- 
interesse  berührenden,  mitsprechen  dürfen,  gehört  nicht  hierher,  sondern  in  dir 
Grundlegung,  auf  deren  1.  Abth..  Kap.  3,  4,  u.  2.  Abtli.  ich  in  dieser  Hinsicht 
wieder  zu  verweisen  habe.  Es  zeigt  sich  im  Text  nur  an  einem  neuen  Beispiel  di« 
weittragende  Folge  des  socialpolit.  Gesichtspuncts  in  der  Nationalökonomie. 

1.  Je  mehr  die  Preise  der  Bergwerksproducte  unter  dem  Eiu- 
fluss  der  modernen  Communicattonsmittel  und  des  heutigen 
Handelsverkehrs  von  der  Conjunctur  abhängen,  desto  mehr 
wird  der  Bergbau  in  bedenklichem  Maasse  Gegenstand  der 
wildesten  privatwirthschaftlichen  Speculation,  na- 
mentlich bei  der  Zulassung  der  Actiengesellschaft  zum 
Bergbau.  Hierdurch  entstehen  für  die  ganze  Volkswirtschaft  be- 
denkliche Folgen,  grosse,  Ökonomisch  unverdiente  Gewinne  im 
einen,  grosse,  ökonomisch  unverschuldete  Verluste  im  anderen 
Falle.  Bei  Staatseigenthum  und  Staatsbetrieb  von  Bergwerken 
sind  diese  Folgen,  namentlich  in  Verbindung  mit  anderen  tief- 
greifenden volkswirtschaftlichen  Reformen,  wie  der  allgemeinen 
Annahme  des  Staatseisenbahnsystems,  immer  noch  eher  einzn 
schränken. 

Di«-  deutsche  Speeulationsperiode  1  *>7 1  ff.  hat  wieder  Belege  Ober  die  hcilloson 
Fulg.  n  der  Speculation  in  ..Montanwerth-  n"  genug  geliefert.  S.  über  die  Conjunctur 
lim  ndleg.  §.  7<i  II*. 

2.  Bei  einzelnen  Producten,  wie  besonders  bei  Kohlen,  drobt 
eine  monopolistische  Ausbeutung  der  Consnmenteo 
durch  Preis  Verabredungen  der  Privatbergwerksbesitzer  und 
Händler.  Bei  der  universalen  Bedeutung  von  Producten,  wie 
Kohle,  Salz,  für  die  Volkswirtschaft  kann  daher  wohl  eine 
Beibehaltung,  selbst  eine  Erweiterung  der  betreffenden  Werke 
Seitens  des  Staats  im  allgemeinen  Interesse  liegen,  um  so  mebr. 
da  auch  das  Productionsinteresse  dies  nicht  verbietet. 

G.  §.  3«J5.)    (i.  Cohn.  engl.  Eisen b.pol.  II.  !>2  11'. 

3.  Auch  das  Interesse  der  Arbeiter  kann  für  Beibehaltung 
und  Erweiterung  des  Staatsbergbaus  sprechen,  sobald  nicht  öko 
nominell -teehnisehe  Gründe  den  letzteren  unth unlieb  machen  nml 
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eine  genügende  Rentabilität  gesichert  ist.  Der  Staat  kann  hier 
durch  seine  Leistungen  für  Arbeiter  als  Muster  für  Privat  -  Arbeits- 
herrn nnd  in  seiner  Eigenschaft  des  grossen  Arbeitgebers 
auch  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  einen  wünsebenswerthen  Einfluss  ausüben. 

Sehr  bemerkenswert!»  sind  z.  1$.  die  bedeutenden  Leistungen  der  finr.  preuss. 
Saarko  bleu  werke  für  Arbeiten» ohuungen ,  Vorschüsse  f.  den  Bau.  Gewährung  v.  Bau- 
priüDii-n  u.  s.  w.,  wodurch  ein  besitzender  Arbeit,  rstand  geschaffen  wird.  —  Die  Auf- 
gabe des  Staats,  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkt  zu  (i u  n st  <•  n  der  Arbeiter  zu 
wirken,  winl  freilich  in  der  heutigen  Praxis,  einem  falschen  Kiscalisinus  zu  Lieb«-  und 
in  Verkennung  der  Wichtigkeit  hoher  Löhne  und  guter  Arbeitsbedingungen  filr  Arbeiter, 
noch  kaum  erkannt,  geschweige  erfüllt.  Ebensowenig  ist  sj,-  der  älteren  Theorie  sym- 
pathisch. Aber  mit  steigender  Erkenn tniss  des  Wirtbsch.-Lebens  wird  sie  mehr  verstanden 
werden,    Grundleg.  §.  ITti. 

Nur,  wenn  keine  dieser  Rücksichten  genommen  werden  soll, 
kann  man  sich  so  unbedingt  gegen  Staatsbergbau  erklären,  wie 
es  früher  in  der  Schule  des  ökonomischen  Individualismus  meist 
geschah.  Sobald  der  Zusammenhang  aller  solcher  Verhältnisse, 
wie  jetzt  immer  mehr,  richtig  erkannt  wird,  darf  die  Entscheidung 
nicht  durchaus  abweisend  lauten. 

Der  Verkauf  selbst  wird  bei  kleineren  Werken  mittelst  Versteigerung,  bei 
grösseren  mittelst  des  schriftlichen  S ubm issions verfahr ens  geschehen  können. 
Doch  sind  Verkäufe  unter  der  Hand  bei  der  Schwierigkeit,  geeignete  Käufer  zu 
finden ,  wohl  nicht  immer  auszuscliliesscn.  Die  Käufer  werden  bei  grösseren  Werken 
jetzt  meistens  Actiengesellschaften  sein,  doch  wäre  zu  erwägen,  ob  nicht  die  Bildung 
von  Productivgenossenschaften  der  Bergleute  zur  Uebernaltme  der  Staatswerke  zu  ermög- 
lichen wäre.  Einige  Kapitalbcstandtheilc  können  mitunter  für  andere  Verwendungen 
gebraucht  werden  und  danach  höhere  Preise  erzielen.  Auf  die  fertigen  verkäuflichen 
Producte  braucht  sieh  der  Verkauf  des  Werks  nicht  mit  zu  erstrecken,  da  diese  sieh 
oft  besser  apart  veräussern  lassen  werden.  Die  Höhe  des  Verkaufspreises  und  oft  die 
Möglichkeit  des  Verkaufs  selbst  wird  wesentlich  von  der  allgemeinen  Geschäftslage 
abhängen.  Finanziell  ist  es  freilich  vonhcilhafter.  den  Verkauf  in  einet  Speculations- 
zeit,  bei  der  Conjunctur  aufsteigender  Product<  npreise  vorzunehmen.  Aber  auch  für 
die  Wahl  des  Zeitpuncte»  des  Verkaufs  dürfen  solche  finanzielle  Rucksichten  nicht 
allein  massgebend  sein,  wenn  Gefahr  vorhanden  ist.  durch  solche  Verkäufe  das 
Specnlationsfieber  noch  mehr  anzuregen  und  dadurch  Volkswirt  hschaftlich  und  social - 
politisch  uachtheilige  Wirkungen  auf  das  Gemeinwesen  und  auf  die  Lage  einzelner 
Volksclasaen  auszuüben.  Auch  dieser  Satz  folgt  aus  der  socialpolitischeii  Auffassung 
volkswirthschaftlicher  Kragen. 

III.  -  §.  252.  Bewirtschaftung  und  Verwaltung 
der  Staatsbergwerke.  Das  Princip  der  Bewirtschaftung 
rouss  das  privatwirthschaftliche  sein:  die  Erzielung  des 
höchst  möglichen  nachhaltigen  Reinertrags. 

Die  drei  möglichen  Formen  sind  wieder:  Zeitpacht, 
Erbpacht  und  Eigen  Verwaltung.  Die  erste  ist  kaum  so 
einzurichten,  dass  die  Interessen  des  Eigenthümcrs  genügend  ge- 
wahrt werden  und  mtisste  wegen  der  noth wendigen  Festlegung 
grosser  Kapitalbeträge  als  stehendes  Kapital  auf  sehr  lange  Dauer  er- 
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folgen.  Bei  der  Schwierigkeit  einer  Werthabschätzung  des  Berg- 
werks, der  Verwendungen,  des  Inventars  lässt  sich  die  Pacht  doch 
nicht  leicht  durchführen  und  ist  die  eigene  Regie  mit  Recht  ge- 
wöhnlich vorgezogen  worden.  Die  Erbpacht  könnte  den  Ueber- 
gang  ins  Privateigenthum,  namentlich  die  Bildung  von  Bergbau- 
genossenschaften  der  Arbeiter  selbst  anbahnen,  wobei  jedoch  ein 
Theil  des  Betriebskapitals  noch  vom  Staate  vorgeschossen  werden 
mtt8Ste,  wenigstens  zu  Anfang. 

Verpachtet  sind  u.  A.  meistens  die  spanischen  Quecksilberbergwerke  voa 
Almaden  gewesen.  S.  Rau  §.  178  (die  Pacht  nicht  so  abweisend);  danach  noch  vor. 
Aufl.  S.  492. 

Die  Organisation  der  Eigen  Verwaltung  des  fiscalischen 
Bergbaus  hat  einige  Aehnlichkeit  mit  derjenigen  der  Forstverwal- 
tung. Bei  dem  engen  technischen  und  wirtschaftlichen  Zusammen- 
hang der  Metallbergwerke  und  der  auch  regelmässig  und  am 
Besten  in  eigener  Regie  zu  verwaltenden  Hutten  besteht  zum 
Theil  derselbe  Behördenapparat  für  beide  Gebiete,  wie  auch  für 
die  Salzwerke  und  Salinen.  Bei  der  einzelnen  Grube  oder  Hätte 
findet  sich  dieselbe  Einrichtung  der  untern  Arbeiten  wie  bei 
Privatwerken  (Steiger,  Huttenmeister  als  untere  leitende  Beamte). 
Die  einzelnen  grösseren  Werke  werden  von  technisch  gebildeten 
Beamten  verwaltet  (Directoren)  unter  Beihilfe  von  anderen  höheren 
(Inspectoren)  und  mittleren  technischen  Beamten  für  die  gewerb- 
lichen Geschäfte  (Factoren,  Schichtmeistern  u.  s.  w.).  Die  näher 
zusammenliegenden  und  sonst  technich  zusammengehörigen  Werke 
bilden  wohl  ein  grösseres  eigenes  Revier  („Bergamt")  unter  einer 
Gesammtdirection  (z.  B.  im  preussischen  Saardistrict),  mit  Special- 
directoren  für  das  einzelne  Werk.  Diese  Behörden  stehen  entweder 
direct  oder  durch  provinziale  Mittelbehörden  unter  der  obersten 
Bergbaubehörde  des  Staats,  welche  letztere  jetzt  regelmässig  eioe 
Ministerialabtheilung  (z.  ß.  des  Ministeriums  für  Gewerbe  und 
für  öffentliche  Arbeiten)  ist. 

Beispiel.  Pn-nssen.  Aufhebung  der  eigenen  Bergamter  1861.  5  Oher- 
bergamtsbezirke  zu  Breslau,  Halle,  Dortmund.  Bonn,  Clausthal.  Eigene  Bergwcrb- 
direction  zu  Saarbrücken:  1  Vorsitzender  (9300  M.  Geh.),  7  Mitglieder  (4200 — 6000  M. 
Geh.^,  2  Betr.inspectoren  (3000—  3600  M.1,  1  Reiidant  (4500  M.  Geh.).  19  Secret  n. 
Buchhalter  ^2100— 3300  M.).  7  Assistanten  (1650  —  1930  M.),  Kanzlisten.  Boten  u.  s.  w. 
Bei  den  einzelnen  Bergwerken  des  Staats  funeriren  20  Dir.  1.  Cl.  n.  10  Dir.  2.  CI. 
(wovon  bez.  10  u.  2  in  Saarbr.,  Geh.  1.  Cl  4200— 6000.  2.  Cl.  3600—4200  M.).  bei 
d.  Hutten  je  5  Dir.  1.  u.  2.  CL,  bei  d.  Salzwerken  5  u.  3  ;  ferner  bei  den  Bergw<  rk<  a 
18  Netriebsinspectoren  (3000  u.  3600  M.  Geh.).  bei  d.  Hütten  5.  bei  deu  Saliwerfcn  3 ; 
sodann  kn-.i  den  3  Kategor.  bez.  34—17—16  Factoren  (2550—3000  M.  Geh.),  d- 
bez.  73—12  —  14  Schichtmeister  u.  Seovtäre  (1350—1800  M.  Geh.).  32  — 4-s 
Assistenten  (1350- ISOO  M.  Geh.).  ausserdem  bei  d.  Bergwerken  5.  bei  d.  Satnr. 


Digitized  by  Google 


Vorwaltung  der  Staatsbergwerke. 


615 


1  höherer  Bau-  u.  Masch. inspector,  bei  d.  Hatten  u.  den  Salzw.  je  1  Bau  -  u.  Masch. - 
meister;  im  Ganzen  bei  d.  3  Kateg.  236—55—53,  zus.  344  solcher  höherer  u.  mittj. 
Beamtenstellen.  An  d.  Spitze  d.  Oberbergämter  steht  1  Berghanptmann  (10,500  M. 
Geh.).  neben  ihm  Oberbergräthe ,  im  Ganzen  24  (4200—6000  M.  Geh.).  Die  oberste 
Behörde  ist  d.  Mln.abth.  f.  Bergwesen  im  jetz.  Min.  d.  öfF.  Arbeiten,  mit  1  Dir.  n. 
4  fortrag.  Kathen  nebst  1  bes.  Rath.  Diese  Behörde  wie  die  Oberbergämter  fungiren 
mit  f.  d.  Oberaufsicht  Uber  d.  Privatbergbau.  Die  ehemals  mitunter  begründeten 
Befürchtungen,  dass  solche  Aufsichtsbehörden,  wenn  sie  nicht  vom  fiscal.  Bergbau 
völlig  getrennt  9ind,  die  Interessen  des  Privatbergwerks  leicht  beeinträchtigen,  haben 
gegenwärtig  kaum  mehr  Berechtigung.  Preussen  ist  bei  Weitem  der  erste  Staat  mit 
Staatsbergbau  in  Deutschland  u.  in  Europa.  In  Baiern  stehen  dir.  Bergwerke  u.  s.  w. 
unter  d.  Gen.bergw.-  u.  Sal.admini.str.  im  Fiu.  minist,  in  West-Oesterr.  die  Berg- 
werke unter  d.  Ackerbauminist. 

Die  Kegeln  für  die  vprthcilhaftestc  eigene  Bewirtschaftung  der  Staatsbergwerke 
ergiebt  die  Bergbaukunde,  ein  Theil  der  Privatökonomik.  Sie  beziehen  sich  vornehmlich 
auf  die  technischen  Verhältnisse  des  Bergbaus,  deshalb  gehört  ihre  nähere  Dar- 
legung, die  ohne  ein  Eingehen  auf  viele  Einzelheiten  keinen  Zweck  hat,  nicht  in  die 
Finanzwissenschaft.  Soweit  diese  Kegeln  volkswirtschaftlicher  Art  sind,  müssen  sie 
in  der  Volkswirthschaftspolitik  behandelt  werden.  Rau  hat  in  d.  5.  A.  §.  180  (und 
danach  6.  A.  §.  201)  einige  weitere  Bemerkungen  über  die  Einrichtung  der  Geschäfte 
des  Staatsbcrgbaus ,  die  indessen  für  die  technische  Seite  des  Bergbaus  zu  allgemein 
gehalten  sind,  um  belehren  zu  können.  Vgl.  Rau,  Volkswirthschailspol.  §.  33  ff. 
Roscher,  Syst.  III,  §.  178  ff. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  gute  Einrichtung  des  Rech- 
nungswesens.  In  dieser  Hinsicht  ist  zu  verlangen,  dass  auch 
in  den  der  Landesvertretung  vorgelegten  Ausweisen  die  Betriebs- 
ergebnisse jedes  einzelnen  Werks  richtig  zu  ersehen  sind  und 
nicht  Alles  in  den  summarischen  Ausweisen  über  alle  Werke  ver- 
wischt wird  Zu  diesem  Zweck  ist  es  aber  auch  nöthig,  dass  alles 
das,  was  ein  Staatswerk  von  einem  anderen  an  Producten  u.  s.  w. 
empfängt  und  an  ein  solches  abliefert,  nach  den  üblichen  Preisen 
durch  die  Rechnungen  läuft.  (§.  151).  Denn  nur  so  erhält  man  ein 
richtiges  Bild  von  der  ökonomischen  Lage  der  einzelnen  Erwerbs- 
anstalten des  Staats. 

Namentlich  gilt  das  Gesagte  von  der  Verrechnung  zwischen  den  Berg-,  den 
Hüttenwerken  und  den  Staatsforsten  und  danu  wieder  von  derjenigen  zwischen  den 
verschiedenen  Hüttenwerken,  in  welchen  die  Producte  durch  eine  Reihe  von  Ver- 
arbeitungsstadien hindurch  gehen.  Auch  die  Wegegeld  freihoit  darf  nicht  einseitig 
den  Staatswerken  gewährt  werden,  weil  sonst  unter  deren  Kosten  ein  Bestandteil 
fehlt,  der  bei  den  coneurrirenden  Privatwerken  vorkommt.  Der  Reinertrag  erschiene 
dann  kunstlich  zu  hoch.  Klagen  dieser  Art  in  Baiern,  wo  d.  Staatsbergwerke  das  Holz 
um  25  Proc.  wohlfeiler  erhielten  und  durch  die  Befreiung  von  Weggeld  begünstigt 
wurden,  Rudhardt  I.  128.  (Rau.) 

Mit  der  modernen  Verkehrsentwicklung  und  mit  der  Beseitigung  eigener  Hütteu- 
werke des  Staats,  welche  die  Erze  und  Kohlen  der  Staatsbergwerke  selbst  verbrauchen, 
wird  neben  der  technischen  die  kaufmännische  Leitung  des  Staatsbergbaus  immer 
wichtiger.  Daraus  gehen  noch  besondere  Schwierigkeiten  gerade  für  eine  Staats- 
verwaltung hervor,  die  auch  mit  dafür  sprechen.  Erzgruben  eher  aufzugeben,  Kohlen- 
und  Salzwerke  mit  ihren  einfacheren  Absatzvcrhältnisscn  der  Producte  beizubehalten. 
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2.  Abschnitt. 


Hfitten  werke. 


Kau  5.  A.  §.  154  spricht  über  die  Hüttenwerke  kurz  im  A.  v.  d.  Anlagen  z. 
tiewerksbetrieb.  Die  Verbindung  mit  d.  Bergbau  ist  indessen  auch  f.  «I.  System  mass- 
gebend.   So  schon  meine  6.  A.  von  Kau  §.  202,  203. 

§.  253.  Die  Frage  der  Zweckmässigkeit  von 
StaatshU  tten  werken.  Auch  hier  sind  die  Zeitverhält- 
nisse und  die  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  zu  unter- 
scheiden. 

1.  Hüttenwerke  zur  Verarbeitung  der  Erzeugnisse  des  Berg- 
bans sind  gewöhnlich  wegen  des  Zusammenhangs  mit  den 
Staatsbergwerken  auf  Staatsrechnung  angelegt  und  betrieben 
worden,  in  früherer  Zeit  öfters  auch  mit  Rücksicht  auf  Staats- 
forste,  um  auf  diese  Weise  die  gewonnenen  Mineralien  and 
gleichzeitig  das  sonst  schwer  abzusetzende  Holz  sicher  und  vor- 
teilhaft in  möglichster  Nähe  der  Gruben  und  der  Wälder  ver- 
werthen  zu  können.  Die  technischen  Kenntnisse,  welche  das 
Hüttenwesen  erfordert,  hängen  mit  der  bergmännischen  Wissen- 
schaft und  Kunst  vielfach  zusammen  und  finden  sich  daher  bei 
den  Fachmännern  beider  Zweige  oftmals  vereinigt.  Im  Ganzen 
lässt  sich  deshalb  Anlegung  und  Betrieb  von  Hüttenwerken  Seitens 
des  Staats  und  in  der  erwähnten  Verbindung  mit  Staatsbergwerken 
und  Staatsforsteu  im  volkswirtschaftlichen  Productions- 
interesse  wenigstens  für  die  frühere  Zeit  billigen  und  zwar 
aus  denselben  Gründen,  wie  der  Staatsbergbau  auf  niedrigerer 
Wirtbscbaftsstufe  passend  erscheint  (§.  250). 

..Viele  Erfahrungen  beweisen,  dass  Staatshuttenwerke  unter  der  Leitung  wissen- 
schaftlich gebildeter  Verwalter  und  unter  kundiger  Oberaufsicht  und  guter  Controlc 
der  Staatskasse  Nutzen  gebracht  haben  und  ähnlich  wie  die  Staatsbergwerke  selbst  ab 
Vorbilder  für  den  Betrieb  von  Privatwerken  dienten."  (Kau  §.  154.)  Uebcr  den 
Zus.hang  zwischen  Berg-,  Hütten-  u.  Forstwesen  noch  heute  im  Harz  s.  Nög Oe- 
rath, a.  a.  Ü. 

2.  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  in  neuerer  Zeit  in  unseren 
Staaten  eine  Aenderung  eingetreten.  Die  Privatwerke  sind 
in  der  Technik  den  Staatswerken  gleich  gekommen,  wozu  die 
Verbreitung  der  technischen  Lehranstalten  die  Möglichkeit  bot.  In 
der  ökonomischen  Führung  des  Betriebs  haben  sie  die  Staatswerke 
dagegen  vielfach  zu  übertreffen  gelernt,  weil  sich  im  Hüttenwesen 
die  bekannten  Vorzüge  der  Privatbetriebsamkeit  und  die  Nachtheile 
des  Staatsbetriebs  leichter  geltend  machen  können.  Bei  der  jetzigen 
Ausdehnung  des  Privatbergbaus  und  der  schon  eingetretenen  und 
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weiter  möglichen  Einschränkung  des  Staatsbergbaus,  bei  den 
besseren  Absatz  Verhältnissen  und  höheren  Preisen  des  Holzes  und 
bei  der  immer  mehr  erfolgenden  Verdrängung  des  Holzes  durch 
die  Steinkohle  als  Brennstoff  bei  den  Schmelz-  und  Verhüttnngs- 
processen  ist  daher  die  Beibehaltung  der  noch  vorhandenen  Staats- 
hüttenwerke  in  der  Regel  finanziell  nicht  mehr  rätblich  und  die 
Neuanlage  von  solchen  kann  vollends  nur  noch  in  Ausnahmefällen 
gebilligt  werden,  soweit  rein  ökonomische  Rücksichten  des  Pro- 
duetionsinteresses  entscheiden. 

Für  die  Veräusserung  der  Hüttenwerke  darf  man  sich  unbedingter  als  für  die- 
jenige der  Bergwerke  des  Staats  erkläre«,  weil  das  speculativ-kaufmännische 
Element  beim  Absatz  der  Hüttenproduete  immer  wichtiger  wird  und  dieses  am 
Wenigsten  Sache  des  Staats  ist. 

Die  Krage  der  Rentabilität  der  Staatshüttenwerke  im  Verhältnis«  znm  Kapital- 
aufwand und  selbst  des  blossen  Reinertrag*  ist  schwierig  zu  beantworten.  Fest  zu 
stehen  scheint  aber,  dass  neuerdings  nur  ausnahmsweise  eine  s?utc  Rente  erzielt  wird. 
Wenn,  wie  vielfach  Üblich,  zwischen  den  Staatsberg-  und  Huttenwerken  und  Forsten 
keine,  ordentliche,  möglichst  auf  Grund  der  Marktpreise  erfolgende  Verrechnung  der 
Ablieferungen  und  Empfänge  stattfindet  (§.  252),  so  ist  natürlich  gar  kein  genaues 
Urtheil  zu  gewinnen.  Aeltere  Daten,  bes.  über  die  sud deutschen  Staaten,  Harz  u.a.m. 
bei  Kau  in  der  5.  A.,  §.  154  lc).  —  Neuere  Beispiele:  Preussen.  Die  Renta- 
bilität der  Staatshuttenwcrkc  und  die  Höhe  des  wirkl.  Reinertrags  ist  mehrfach  Gegen- 
stand der  Controversc  gewesen.  Vgl.  Bergius,  Finanz.,  S.  115  — 119.  Nach  einer 
Privatsehrift  „Uber  die  Bctricbsersrebmsse  der  Staatshutten  werke  i.  d.  Jahren  1853 — 60" 
hätte  der  Betrieb  in  diesen  8  Jahren  2,332.143  Thlr.  Verlust  ergeben.  Nach  einer 
amtlichen  Gegenschrift  unter  demselben  Titel  wäre  in  dieser  Zeit  die  Summe  von 
435. 550  Thlr.  als  baarer  Ueberschuss  abgeliefert,  woneben  der  Werth  des  Anlajrc-  u. 
Betriebskapitals  durch  neue  Verwendungen  aus  dem  Erlös  u.  s.  w.  um  1.487,919  Thlr.. 
d.  h.  von  5,567,080  auf  6,920.847  Thlr.  gestiegen  wäre,  so  dass  der  gesammte  Gewinn 
1,923,469  Thlr.  betrüge.  Dabei  sind  einige  Ausgabeposten  (Antheil  an  Verwaltungs- 
aufwaud  f.  d.  höheren  Bergbehörden,  Unterstütz,  f.  Beamte.  Arbeiter,  Zuschüsse  zu 
den  Knappsehaftskasseii)  nicht  einmal  eingerechnet.  Selbst  der  ganze  oflic  angegebene 
Gewinn  beträgt  jährlich  nur  240,867  Thlr.  oder  3  S6°/0  des  inutlmiasslichen  mittleren 
kapitalbetrags  von  6*244  Mill.  Thlr.,  der  haare  Ueberschuss  aber  nicht  einmal  0*9°/o 
jährlich.  In  den  Jahren  1862  —  68  war  nach  den  Resultaten  der  Staatshaushai  ts- 
rechnung  das  Betriebserirebniss  der  Hütteuwerke  durchschnitt!.  0  377  Thlr.,  Max.  0*50 
in  1866,  Min.  O  l 4  in  1868,  wo  die  neuen  Provinzen  (Hannover)  eingeschlossen. 
Statist.  Jahrb.  III.  Die  Voranschläge  gewöhnlich  etwas  günstiger  als  die  Ergebnisse. 
S.  weiteres  Detail  in  ih  r  6.  A.,  §.  202,  Note  a.  An  der  günstigen  Conjuuctur  können 
»ich  Hüttenwerke  de*  Staats  bei  der  Notwendigkeit  einer  raschen  Anpassung  der 
Production  an  den  Bedarf  des  Verkehrs  nicht  so  leicht  hetheiligen.  als  einfache  Berg- 
werke wie  auf  Kohlen.  A.  f.  d.  preuss.  Staatshüttcii  1874:  roh  22  46,  Kosten  21'45, 
rein  101,  Ergebniss  bez.  22  91,  23*42,  Deficit  0  51  Mill.  M.;  A.  f.  1875:  23  32.  21*39. 
Ueberschuss  1*92;  f.  1876:  22*65.  20  98,  1*67  Mill.  M.  Ergebn.  f.  1879/80,  1880/81 
u.  Anseid,  f.  1882/83  u.  1883/84  bei  d.  Hütten  allein  bedroh  17*33— 18*63— 19*1 7— 
J'J*53  M.  M.  (wovon  über  */s  auf  die  Harzer  Hütten  kommen),  rein  0*898  —  0*672  — 
0*606— 0*529  M.  M.  Ueber  d.  Harz,  bes.  d.  Silberhutten,  s.  Kftggerath  a.  a.  U.  — 
Ueber  Hannover  in  früherer  Zeit  Lehzeu,  I.  155,  über  Baden  Re  genau  er, 
S.  386  ».,  über  Würtemberg  Herdegen.  S.  114,  Hoffmann.  Finanzrecht,  I,  363, 
Kiecke.  S.  185.  über  Bai  er  n  Vocke  in  der  Haier.  Stat.  Ztschr.  1871,  S.  115. 

3.  In  neuester  Zeit  haben  sich  daher  auch  in  Deutsch- 
land die  Staaten  bestrebt,  den  Hütten  betrieb  ganz  einzu- 
stellen und  dies  wUrde  oft  noch  rascher  geschehen,  wenn  sich 
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immer  leicht  geeignete  Käufer  und  Verkaufsgelegenheiten  zu  einem 
leidlichen  Preise  fänden. 

Auch  hier  miiss  übrigens  die  Regel  gelten ,  dass  ein  Hüttenwerk  nicht  län?oro 
Zeit  Zubusse  vcrlangeu  darf  (,S.  611)  und  dass  es  besser,  ist,  sich  mit  einem  niedrigen 
Preise  zu  begnügen,  wenn  die  daraus  fliessende  Rente  nur  den  andauernden  Rein- 
ertrag des  Werks  übersteigt.  Getrennt  von  dem  Werke  selbst  erfolgt  in  der  Regel  die 
Vcräusserung  von  angesammelten  Vorräthcn,  in  denen  auch  oft  ein  bedeutendes  Kapital 
lange  brach  liegt. 

Beispiele.  So  sind  in  Baden  alle  Hütten  des  Staats  vertussert,  die  letzte 
1S68,  wobei  ein  ansehnlicher  Theil  des  angenommene!]  Kapitalwerths  verloren  gegeben 
werden  musste.  Auch  in  Preussen  ist  die  allinälige  Veräusscrung  jetzt  >»eabsiehtigt 
und  namentl.  1870  das  grosse  schles.  Werk  Königshütte  u.  s.  w.  für  1,306,000  Thlr. 
verkauft  worden.  Ihr  Reinertrag  war  1870  auf  03.160  Thlr.  im  Etat  veranschlagt. 
Im  J.  1874  wurde  die  Eisengiesserei  in  Berlin  aufgelöst.  1874  bestanden  noch 
12  Hüttenwerke,  näml.  7  Eisenhütten  mit  4  Hochöfen,  5  Blei-  u.  Silberhütten.  Das 
Kupferberg-  u.  Hüttenwerk  Riechelsdorf  (länger  Zuhussgrube)  ist  1S73  veräassert 
worden.  1883  noch  ausserh.  d.  Harzes  in  Preussen  1  Silber-  u.  Blei-,  1  Ei>en- 
giess-,  1  Eisenhütte  fiscalisch.  Weitere  Daten  in  meiner  6.  A.  Kau 's,  §.  203,  Note  a.  — 
In  Preussen  sind  veranschlagt  als  Erlös  für  Prod.,  Mater.,  Invent.  aufgelöster  Staats- 
hutten 1870  810,000  (KVmigsbütte),  1871  100,000  Thlr. 

4.  Einem  solchen  Vorgehen  stehen  auch  die  in  §.  251  ge- 
äusserten Bedenken  gegen  den  Verkauf  von  Staatsbergwerken  nicht 
in  gleichem  Grade  entgegen,  zum  Theil  werden  sie  hier  in  höherem 
Maasse  durch  die  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  ökono- 
misch-technisch genügenden  Leitung  von  Staatshuttenwerken  über- 
wogen. Der  bisherige  Besitz  von  Hüttenwerken  des  Staats  ist 
theils  niemals  sehr  umfassend  gewesen,  theils  seit  länger  nicht 
mehr  bedeutend,  so  dass  die  Beibehaltung  oder  Veräussernng 
wenige  der  in  §.  251  hervorgehobenen  Wirkungen  haben  kaun. 

Der  Factor  Natur  spielt  auch  bei  der  Production  eine  untergeordnete  Rolle  in 
den  Hüttenwerken,  eine  Hauptrolle  in  den  Bergwerken.  Die  principielle  Beseitigung 
des  Privateigenthums  an  ersteren  kann  vollends  nur  in  Verbindung  mit  einer  voll- 
ständigen Umgestaltung  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  in  Frage  kommen  und 
wurde  ein  ähnliches  Vorgehen  bei  den  Fabriken  voraussetzen,  wovon  hier  abgesehen 
werden  kann.  Es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  die  ausschliessliche  Zulassung  von  Staats- 
bergwerken  eine  Frage  der  Ordnung  des  Eigenthumsverhältnisses  einer  Bodcn- 
kategorie  ist  und  an  und  für  sich  und  praktisch  nicht  undurchführbar  erscheint, 
wenn  auch  Zweckmässigkeitsgründe  sie  verbieten  mögen.  Die  gleiche  Forderung  bei 
Huttenwerken  geht  viel  weiter  und  ist  viel  schwieriger  zu  verwirklichen,  weil  sie  di>" 
Rechtsordnung  des  Kapitals  betrifft.  Wie  sehr  verschieden  aber  die  Frage  des 
privaten  Grund-  n.  des  privaten  Kapitaleigcnthums  zu  behandeln  ist.  ist  in 
meiner  Grundleg.  2.  Abth.  bes.  K.  3  u.  4  (namentl.  §.  307,  341.  342  .  344  ,  36*»} 
ausgeführt  worden 

5.  Ebenso  wie  bei  Bergwerken  kann  indessen  bei  Hütten 
werken  erwogen  werden,  ob  man  nicht,  statt  die  Werke  an  einzelne 
Private  und  an  Kapitalistengesellschaften  (Actienunternehmungen) 
Ubergehen  zu  lassen,  aus  dem  Huttenarbeiterpersonal  Productiv- 
associationen  bilden  könne,  denen  durch  die  Stundung  des 
Kaufpreises  und  durch  Darleihen  von  Betriebskapital  gegen  lang- 
same Abzahlungen  Credit  gewährt  würde. 
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Die  Opfer  des  Staats  worden  dabei  oft  nicht  grösser  zu  sein  brauchen,  als  beim 
bisherigen  Betrieb,  d.h.  auch  nur  in  zeitweise  niedrigerem  Gewinn  (lucrum  cessans) 
bestehen.  Der  nicht  zu  leugnende  Vortheil  bei  der  Verwandlung  eines  bestehenden 
Staats-  oder  eigentlichen  Privatwerks  in  ein  Actieuunternebmen,  dass  neinlich  die 
Schwierigkeiten  der  Gründung  und  Inbetriebsetzung  fortfallen .  kommt  bei  der  Ver- 
wandlung in  solche  Associationsuntcrnehmcn  ebenso  in  Betracht. 

So  lange  Hüttenwerke  vom  Staate  noch  besessen  werden,  sind 
sie  in  der  Regel  nur  in  eigener  Regie  zu  betreiben.  Diese 
ntuss  dann  möglichst  auf  kaufmännischem  Fasse  eingerichtet 
werden,  eine  Gewinnbetheiligung  des  dirigirenden  Personals  kann 
dazu  empfehlens werth  sein.  Hinsichtlich  der  Verrechnung  der 
Erträge  gilt  das  im  §.  252  bei  den  Bergwerken  Gesagte. 

Die  Betriebsmater,  u.  Utensilien  absorbiren  den  Haupttheil  der  Woheinn.  bei 
den  Hüttenwerken,  so  in  Preussen  A.  f.  1S70  (also  noch  incl.  d.  schles.  Kftnigs- 
hütte)  bei  einer  Totalausgabe  von  6,1 1 6.034  Thlr.  jener  Posten  4,451,617  :  ferner  die 
Bauten.  Betriebsanlagen  u.  deren  Unterhaltung  360,385,  die  Betriebslöhne  1,06» ,200  Thlr., 
kleinere  sachliche  Bedurfnisse  16,014.  Zuschüsse  zu  den  Knappschaftskassen  27,365, 
Abgab,  u.  Grundentachad.  15,294,  Besoldungen  (100  Stellen)  S3.313,  andere  persönl. 
Ausgaben  7450  Thlr.  Die  Privaten  werden  vornehmlich  nur  an  den  ersten  2  Posten 
Ersparungen  (Verbesserungen  der  Technik)  zu  machen  suchen  können,  kaum  an  den 
Besoldungen,  und  sonst  eben  nur  durch  Aufsuchen  günstigeren  Absatzes  eine  höhere 
Rente  ermöglichen,  auch  hier  nicht  dauernd  mit  Erfolg,  wie  die  Lage  der  Metall-, 
bes.  Eisenindustrie  nach  1873  zeigte. 


3.  Abs  chnitt. 
Salzwcrkc. 

Kau  handelt  von  den  Staatssal/werkcn  im  Abschnitt  vom  Salzregal,  §.  1S4  t\. 
Da  letzteres  als  Bes teuoru n gsf o rm  zu  betrachten  ist  (§.211),  muss  der  Gegen- 
stand hier  jetzt  petheilt  werden,  wie  schon  iu  meiner  6.  Ausg.  Kau's  §.  204  —  205. 

I.  —  §.  254.  Beibehaltung  oder  Veräusserung.  Die 
Salzwerke  des  Staats  haben  sich  in  ähnlicher  Weise  wie  der 
Staatsbergbau  entwickelt  und  sind  namentlich  aus  dem  Bergregal 
hervorgegangen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  für  ihre  Beibehaltung 
oder  Veräusserung  und  auch  für  ihre  Bewirtschaftung  im  Ganzen 
dasselbe,  wie  für  den  sonstigen  Staatsbergban  (§.  250).  Nach  den 
Bemerkungen  in  §.  250  und  251  erscheint  die  Beibehaltung 
von  Salzwerken  und  Salinen  aber  ökonomisch- technisch 
weniger  bedenklich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  mono- 
polistischer Ausbeutung  der  Consumcntcn  durch  Producenten  und 
Händler  bei  einem  so  unentbehrlichen  Verzehrungsgegcnstaud,  wie 
Salz  unter  Umständen  selbst  zweckmässig. 

Vgl.  schon  in  Alt- Rom  die  Monopolisirung  mit  aus  diesem  Zwecke.  Mar- 
quardt a.  a.  0.,  II,  154,  271  u.  o.  §.  210,  Note  4. 

Die  Staatssalzwerke  nehmen  ferner  vielfach  noch  eine  andere 
Stellung  als  die  übrigen  Bergwerke  des  Staats  ein,  weil  das  Salz 
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seit  lange  einer  Verbrauchssteuer  und  zwar  insbesondere 
einer  in  Form  eines  Regals  erhobenen  in  vielen  Ländern  zu 
unterliegen  pflegt.  Um  dieses  Salzregal,  welches  nach  der  ge- 
wöhnlichen Einrichtung  die  Gewinnung  und  Bereitung  des  Koch- 
salzes sowie  den  inländischen  Handel  mit  demselben  im  Grossen 
begreift,  möglichst  bequem  und  vollständig  als  Besteuerungsmass- 
regel ftlr  einen  rein  finanziellen  Zweck  auszunutzen,  hat  der  Staat, 
namentlich  in  Deutschland,  den  Betrieb  der  Salzwerke  sich  gern 
selbst  vorbehalten.  Auch  bei  neuentdeckten  Salzlagern  und  Salz- 
quellen, die  ihm  nach  dem  Bergregal  zur  Verfügung  standen,  ist 
daher  selten  eine  Verleihung  an  Dritte  erfolgt  (z.  ß.  Ludwigshall 
bei  Wimpfen,  in  einer  lies 8.  Exclave,  Rau).  In  der  That 
sprechen  manche  erhebliche  Gründe  der  Verwaltungs-  und 
Besteuerun gstechnik  dafür,  da  wo  einmal  das  Salz- 
regal als  Verbrauchssteuerform  besteht,  die  Salz- 
gewinnung in  eigenen  Werken  des  Staats  auf  Rech- 
nung des  letzteren  zu  betreiben. 

Die  sonst  sehr  lästige  und  schwierige  Controle  der  Privatealzwerke  fällt  dabei 
fort  und  die  Staatswerke  schlagen  beim  Verkauf  gleich  die  Steuer  zum  Preise  hinzu 
oder  erheben  m.  a.W.  diese  Steuer  im  tarif massigen  Regalpreise,  also  mit  billigen 
Erhebongskosten. 

üeber  das  Salzregal  als  solche  Yerbrauchssteuerform  ist  erst  in  der  speciellen 
Steuerlchre  (B.  3  d.  Fin.wiss.)  zu  handeln,  unserer  früheren  Verwerfung  der  Regalien  als 
einer  besonderen  Einnahmeart  gemäss  (§.  211).  Hier  inuss  einstweilen  die  Bemerkung 
genügen,  dass  die  Regalisirung  des  Salzes  in  unserer  Gegenwart  und  in  unseren 
Staaten  indessen  jedenfalls  keine  nothwendige  und  mitunter  keine  gute  Besteuc- 
runjrsfonn  mehr  ist. 

An  Stelle  des  Regals  ist  daher  auch  mehrfach  eine  gewöhn- 
liche Salzverbrau chssteuer  getreten  oder  das  Salz  ist 
gänzlich  von  der  Steuer  befreit  worden.  Im  ersten  Falle  liegt 
kein  so  erheblicher  Grund  wie  bei  der  Regalisirung  des 
Salzes  vor,  dass  der  Staat  selbst  Salzwerke  besitze  und 
auf  eigene  Rechnung  betreibe. 

Die  Privatbetriebsamkeit  hat  hier  wieder  manche  Vorzüge  und  auch  die  zweck- 
mässige Form  der  Erhebung  der  Salzsteuer  gleich  beim  Prodticenten  erweist  sich 
recht  wohl  durchführbar.  Es  sind  daher  bei  der  Ersetzung  des  Regals  durch  eine 
gewöhnliche  Steuer  Öfters  die  SUatssalzwerke  veräussert  worden,  besonders  kleinere, 
wenig  ergiebige.  Veräusserungsabsichtcn  seit  dem  das  Salzregal  durch  eine  andere 
Salzvcrbrauchssteuer  ersetzenden  Ges.  d.  Nordd.  Bundes  v.  12.  Oct.  1867  in  Preussen. 
So  wurde  die  Saline  Orb  in  dein  von  Raiern  abgetretenen  Landstrich,  Sülbeck  im 
Ilildesheimscheu  abgehoben.  Nach  d.  A.  f.  1ST1  sollten  die  Saliucn  zu  Königsborn 
(Rcalit.-Worthanschl.  120,000  Thlr.)  und  Rothenfelde  (dsgl.  33,000  Thlr.)  im  O.B.  A.  B. 
Dortmund  verkauft  werden.  Der  Reinertrag  war  nach  d.  A.  1  lb71  20,016  u.  3310  Thlr. 
Auch  zur  Zeit  des  Salzregals  waren  schon  mehrere  Privatsalinen  vorhanden,  1866  in 
den  alten  Provinzen  von  18  überhaupt  Kl  (incl.  der  hess.  iu  Kreuznach).  Von  den 
16  hannov.  Salinen  waren  nur  2  fiscalisth,  die  beiden  genannten  zu  Sülbeck  u. 
Rothonfelde.   1S74  bosass  Preussen  noch  8  Salzwerke  u.  6  Salinen,  1883  noch  3  u.  5 
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(bes.  die  beiden  grossen  Anlagen  z.  Schönebeck  u.  Stassfurth).  —  In  dcii  anderen 
deutschen  Staaten  ist  s.-it  der  Aufhebung  des  Salzregals  noch  wenig  Veränderung 
eingetreten.  Baden  betreibt  noch  seine  beiden  Werke  zu  Rappenau  u.  Dnrrheiiu, 
in  Baiern,  Wurteinberg  gehören  alle  Salzwerke  dein  Staate;  Sachsen  hatte  schon 
früher  keine. 

Bei  grossen  und  einträglichen  Werken  ist  indessen 
die  Beibehaltung  im  Staatseigenthum  und  Staatsbetrieb  immerhin 
zulässig.  Von  den  in  §.  250  angeführten  Gründen  kommen  hier- 
für besonders  die  in  Betracht,  dass  das  Salz  keiner  weiteren 
schwierigen  Bearbeitung  unterliegt,  sondern,  wie  Kohle,  gleich 
verkäuflich  ist  und  dass  die  Erhebuog  der  Steuer  gleich  bei  den 
Staatswerken  bequem  und  wohlfeil  ist. 

Wo  endlich  die  Salzsteuer  ganz  aufgehoben  wird,  da  ist  die 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  von  Staatssalzwerken 
wieder  wesentlich  dieselbe  wie  beim  Staatsbergbau  Uberhaupt,  nur 
dass  dann  um  so  mehr  der  Gesichtspunct  des  §.  252  zu  er 
wägen  ist. 

II.  —  §.  255.  Bewirtschaftung  der  Staatssalz- 
werke. 

1.  Bei  bestehendem  Salzregal.  Die  Verwaltung 
auf  eigene  Rechnung  (Eigenbetrieb)  ist  hier  die  gewöhn- 
liehe und  gewiss  auch  die  zweck  massigste  Bewirthschaftungsform. 

So  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Salzregals  in  Preussen  (unter  dem  Hamlcls- 
minist.).  Baiern  u.a.m.    S.  auch  Kau,  §.  1S1),  u.  vor.  Aufl.  §.  220. 

2.  Ohne  bestehendes  Salzregal.  Der  Eigenbetrieb 
ist  auch  hier  wohl  am  Käthlichsten  und  auch  die  Regel,  zumal 
wenn  eine  beim  Producenten  erhobene  Salz  verbrauchsteuer  existirt. 
Die  Verpachtung  hat  die  gewöhnlichen  Schwierigkeiten  einer  Ver- 
pachtung von  Bergwerken,  Hütten  u.  s.  w.  Ihr  vorzuziehen  ist 
eventuell  die  Veräusserung. 

Die  wurtcinb.  Saline  Cleincnshall  war  bis  IMS  verparhtet.  (Kau.)  In  den 
deutschen  Ländern  war  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Hegais  fast  nur  Eigen- 
verwaltung.  Die  beiden  Verpachtungen  in  Frankreich  sind  nicht  gut  ausgefallen. 
S.  Kau,  §.  IbO  Note  t>,  §.  1*1»  S.  200  (5.  A.  .,  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  501  Note. 

Bei  der  Eigenverwaltung  ist  besonders  auf  Kosten  ver- 
min d  e  r  u  n  g  bei  der  Salzproduction  und  bei  der  Verpackung  und 
Versendung  von  Salz  hinzustreben.  Soviel  als  möglich  empfiehlt 
sich  der  Salzverkauf  ab  loco  (des  Werks).  Er  sollte  bei  einer 
Beseitigung  des  Regals  die  Regel  sein,  was  ein  weiterer  Vortheil 
hiervon  ist.  Wo  das  Regal  besteht,  müsste  der  Staat  wenigstens 
darauf  hinstreben,  um  so  die  Kosten  für  die  Niederlagen  (Gebäude, 
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Beamte,  Diener)  zu  ersparen.  Im  Uebrigen  ist  die  Einrichtung 
des  Eigenbetriebs  ganz  ähnlich  wie  bei  Berg-  und  Hüttenwerken. 

Einiges  Weitere  zur  Technik  des  Betriebs  u.  Uber  technische  Verbesserungen  bei 
Kau,  §.  189  Noten,  und  meist  danach  uoch  vor.  Aufl.  d.  B.  S.  502.  Indessen  reichen 
solche  Notizen  doch  nicht  aus  u.  die  technischen  u.  privatökon.  Fragen  als  solche 
gehören  nicht  in  die  Fin.wiss.  S.  bes.  die  Werke  über  Technologie  (K.  Wagner, 
Chein.  TechnoÜ.  Grosse  Bedeutung  hat  bei  unvollkommener  Communication ,  daher 
früher  mehr  als  jetzt,  die  Fortlcitung  der  Soolc  nach  Orten,  wo  der  Brennstoff 
billiger  und  die  Salzabfuhr  leichter  (Salzkammergut,  südöstL  Obcrbaicrn,  Leitung 
zwischen  Berchtesgaden,  Reichcnball,  Traunstein,  Bosenheim). 

Die  Reinertragsverhältnisse  der  Staatssalzwerke  lassen 
sich  natürlich  nur  da  richtig  und  genau  angeben,  wo  kein  Regal 
besteht,  oder  wo  die  Betriebsergebnisse  scharf  von  den  Ergebnissen 
der  Regalverwaltung,  welche  durch  Ausschluss  der  Concurrenz  den 
Salzpreis  steigert,  getrennt  werden,  was  nicht  immer  der  Fall  war 
und  ist. 

Beispiele:  Preussen,  Salzwerke.  Rechn.  1865  1  202  MU1.  Thlr.  Roheino  , 
697.000  Thlr.  Kosten,  504,000  Thlr.  Keinertr.,  woneben  d.  Salzmonopol  9*277  Mill. 
Thlr.  roh  ertrug,  2  kl  Mill.  Thlr  Kosten  machte,  also  6*467  Mill.  Thlr.  rein  ergab. 
A.  f.  1871  (incl.  neuo  Provinzen)  Salzwerkc  Einn.  1,492,976,  Ausg.  1,010,593  Tblr., 
Ueberschuss  482,383  Thlr.  Erhebl.  Unterschiede  bei  d.  einz.  Werken,  so  nach  A.  ftlr 
lr>7 1 :  Saline  zu  Schönebeck  Roheinn.  4S4,:JOO,  leberschuss  191,460,  Salzw.  zu  Stass- 
furt  511,830  u.  184,950,  Sal.  zu  Durrcnberg  184.270  u.  73,920,  zu  Artern  55,770  u. 
11,130,  Salzw.  bei  Erfurt  59,430  u.  3420,  Konigsborn  86,165  u.  20,010,  Neusalzwerk 
41,340  u.  7925,  Rothenfelde  20,510  u.  3310,  Münster  a.  St.  14,986  u.  4287;  Sooden 
dagegen  bei  21,000  Thlr.  Einn.  10,525  Thlr.  Zuschuss,  Rodenberg  dsgl.  13,375  u. 
3835  Thlr.  1S74  Ergebn.  d.  ganzen  Salinenverwaltong  roh  4  92.  rein  0  81  Mill.  M. 
A.  1875  4'89  u.  0  75,  1876  5  16  u.  0  94  Mill.  M.  1879/80.  1880/1881  Ergebn., 
1882/83  u.  188 «/84  Anschl.  roh  5  01 1  —  5*713  —  5462  —  5985  M.  M.,  rein  1.106  — 
1  695 — 1*J36 — 1*632  M.  M.  —  Baden,  Herabsetzung  des  Ertragsanschlags  des  Salinen- 
betriebs  1876* -77  gegen  die  vorher.  Bud^etper.  v.  961,000  auf  784,000  M.  roh,  z.  Th. 
weil  die  Salzpreise  in  Folge  der  Concurrenz  erheblich  gewichen  seien;  Gcsammtetat 
der  Salincnvcrwalt.  rein  1S75  0'3,  1S76  0  153  Mill.  M.  —  Baiern,  Salinenverwaltung 
A.  1868  u.  69  roh  133  Mill.  fl.,  rein  40,000  fl.,  Ergebniss  1868  1  43  u.  0*187  Mill.  11., 
A.  1870  u.  71  1*25  Mill.  fl.  u.  120,000  fl.  roh  u.  rein,  A.  1876  u.  77  roh  1*547  Mill.  M. 
S.  Vocke  a.a.O.  f.  die  Zeit  bis  1868,  Ztschr.  1871,  S.  112. 

4.  Abschnitt. 
Gewerksanlagen. 

§.  256.  Hierhin  gehören  besondere  Staatsfabriken.  Bei 
solchen  Anstalten  können  dreierlei  Zwecke  unterschieden  wer- 
den, welche  aber  mitunter  bei  einer  einzelnen  zusammentreffen. 
Auch  im  Verlauf  der  Zeit  zeigt  sich  ein  geschichtlicher  Wechsel 
dieser  Zwecke. 

1.  Die  Anstalten  können  einen  rein  finanziellen  Zweck 
haben,  um  dem  Staate  eine  Reineinnahme  flir  die  eigentlichen 
StaatsbedUrfnisse  zur  Vertilgung  zu  stellen. 
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Nor  io  diesem  Falle  gehören  sie  zu  den  privatwirthschaftlichen  Anstalten  im 
strengen  Sinne  (§.  198).  Ein  solcher  Zweck  hat  aber  kaum  je,  weder  früher  noch 
jetzt,  bei  den  vorgekommenen  Staatsfabriken  ausschliesslich  obgewaltet  Gegenwärtig 
wird  man  nur  verlaugen  müssen,  dass  der  Gcsichtspunct  privatwirthschaftlicher  Renta- 
bilität voranstehe.  Da  zeigt  sich  indessen,  dass  der  Staat  hier  im  Ei  gen  betrieb 
selten  günstige  Ergebnisse  erzielt.  Auch  die  Verpachtung  ist  kaum  oiuträglich 
und  schwer  durchführbar.  Mit  Recht  werden  daher  die  Gewcrksanlagcn ,  weil 
der  zweite  Zweck  nicht  mehr  wichtig  zu  sein  pflegt,  lieber  aufgegeben  und  veräussert. 
In  einem  solchen  Falle  könnten  mitunter  Versuche  mit  Productivassociationen  in 
Erwägung  kommen.  Die  viel  besprochene  TabaksmanufacturinStrassburg,  auf 
d.  elsass-lothr.  Budget,  gehört  in  diese  1.  Kategorie.  Ihr  behauptetes  „Fiasco"  bewiese 
gegenüber  dem  Erfolg  massloser  tendenzpolitischer  Angriffe,  denen  auch  keine  Privat» 
fabrik  widerstände,  nicht  viel.    A.  1882/83  5*69  MiU.  M.  roh,  0  833  Hill.  M.  rein. 

2.  Die  Anstalten  haben  einen  volkswirtschaftlichen 
Zweck,  nnd  zwar  für  die  Productionsinteressen,  indem  sie  als 
Musteranstalten  dienen  und  neue  Gewerbzweige  einführen  sollen. 

Diesem  Zweck  verdanken  viele  frühere  und  manche  noch  heute  bestehende  Staats- 
fabriken ihre  Entstehung,  besonders  solche  aus  dem  Gebiete  der  Kunstgewerbe, 
so  Porzellan-,  Teppich-,  Tapeteufabr.,  Glashütten,  Glasmalereien,  früher  auch 
Webereien,  Tuchfabriken  u.  a.  m.  Einige  Anstalten,  wie  Glas-,  Ziegelhütten,  Mühlen, 
Brauhäuser,  Weinkellereien,  selbst  Wirthshäuser,  sind  aus  dem  landwirthsch.  Domanium 
mit  hervorgegangen  u.  vollends  zu  veräussern,  §.  232.  Sie  haben  mitunter  ihren 
eigentlichen  Zweck  erreicht,  freilich  vielfach  unter  grosser  Hintansetzung  der  Renta- 
bilität. Insofern  sind  sie  volkswirtschaftlich  unter  den  Massregeln  und  Ausgaben 
des  Staats,  durch  welche  mit  finanziellen  Opfern  die  Gewerbe  befördert  werden  sollten, 
zu  beurtheilen.  In  der  Gegenwart  lassen  sie  sich  in  unseren  Staaten  wohl  meistens 
entbehren.  Sie  werden  daher  am  Besten  aufgegeben,  da  die  sonst  erforderliche 
Betreibung  nach  dem  privatwirthschaftlichon  Bentabilitätsprincip  keinen  günstigen 
Erfolg  zu  haben  pflegt.  Als  Geschmacksbildungs-  u.  Geschmackscrhaltungsanstaltcn 
können  die  vielen  staatl.  Porzellan  fabriken  allerdings  immer  noch  in  Betracht  kommen. 
Die  Weiterbildung  nach  den  Erfordernissen  der  Jetztzeit  erfolgt  etwa  so,  dass  Special- 
kunstschulen  (Maler,  Glasmaler)  damit  verbunden  werden  (Sevres.  Nymphenb.),  *o  dann 
die  Ausgabe  wieder  eine  andere  Bedeutung  erhält.  Indessen  wird  durch  angemessene 
Bestellungen  des  Staats  bei  Privatfabriken  im  kuustindustr.  Interesse  jetzt  ziemlich  das- 
selbe zu  erreichen  sein,  als  durch  eigene  Staatsfabriken,  ohne  dass  dabei  so  grosse 
Kosten  wie  bei  diesen  vom  Staate  getragen  werden.  In  Preussen  deutet  die  gegen- 
wärtige Stellung  der  K.  Porzellan tnanufactur  im  Min.  f.  Unterricht  u.  s.  w.  neben  dem 
technischen  Unterrichtswesen  darauf  hin,  dass  ähnlich  wie  bei  der  Uebertragung  der 
Doui.  u.  Forsten  an  d.  landwirthsch.  Ministerium  der  finanzielle  hinter  dem  volks- 
wirthsch.  Gesichtspunct  zurücktreten  soll. 

3.  Die  Anstalten  haben  den  Zweck,  den  eigenen  Bedarf 
des  Staats  an  bestimmten  Sackgütern  zu  befriedigen.  Auch  hier 
ist  die  Staatsindustrie  nur  ausnahmsweise  an  Stelle  der  Privat- 
industrie noch  heutzutage  bei  uns  in  finanzieller  Hinsicht  rüthlicb. 

Früher  Lessen  sich  die  Porzellan fabriken  auch  hier  mit  nennen,  ein  wenig 
selbst  jetzt  noch,  indem  sie  luxuriöse  Ehrengeschenkgegenstände  für  fremde  Monarchen, 
Staatsmänner  lieferten.  Auch  für  solche  Zwecke  reicht  dio  Privatindnstric  jetzt 
völlig  aus.    S.  sonst  oben  §.  108. 

Bei  der  oft  irrationcllen  Rechnungsführung  der  Staatsfabriken 
lässt  sich  übrigeus  nicht  immer  der  wirkliche  Kapitalbetrag,  der 
in  der  Fabrik  steckt,  und  daher  auch  nicht  der  wahre  verhiUtniss- 
mäs8ige  Reinertrag  angeben. 
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Sehr  viele  Staatsfabriken  sind  schon  eingegangen ,  weil  sie  sich  nicht  lohnten. 
Ayi  Häutigsten  situl  noch  oder  waren  bis  vor  Kurzem  die  Porzellan  fabriken  in 
Sevres,  Berlin.  (.Wien),  (Nympheuburg),  Meissen,  Kopenhagen  u  s.  w.  Beispiele: 
P reu ss en.  Porzellanmanufactur  Rohertrag  1865—68  D.  1 64,250,  Betriebskosten 
144,053  Tblr..  Reinertrag  20,197  Thlr.,  1874  A  roh  558,060,  rein  36,000,  Ergebnis» 
575,000  u.  42,500  M.,  1876  A.  555,000  u.  27,300  M.  Die  Anstalt  wurde  1866  in 
das  Gebäude  der  aufgelass.  Gesundheitsgeschirrfabrik  (die  1865  bei  103,084  Thlr.  roh 
19,357  Thlr.  rein  ergab)  verlegt,  jetzt  nach  C'barlottcnburg  bei  Berlin,  mit  einem 
ausserord.  Kostenaufwand  von  335,000  Thlr.  für  1S68 — 71.  —  eine  finanziell  schwer 
erklärliche  Maassrcgel.  Die  neuesten  Etats  sind :  1882/83  456.000,  1883/84  529,000  M. 
roh,  dagegen  Kosten  542,000  u.  614.000  M.,  also  Zuschuss  nothwendig.  Mit  d.  Ponc- 
manuf.  ist  aber  eine  ebcm.-techn.  Versu«  bsanstalt  verbunden.  4  Debitsbeamten  be- 
kommen kleine  Tantiemen  u.  Erlös  aus  Porz. verkauf  (Va  u  Vto7o)-  Ausserdem  be- 
sass  die  dem  preuss.  Staat  gehörige  Scehandlungssocietät,  in  der  Hauptsache  ein 
grossartiges  Hankinstitut  mit  ausgedehntem  Gcschaftskreis,  auch  nach  neuerlicher  Ver- 
minderung ihres  Besitzes  noch  immer  mehrere  Fabriken,  ncral.  1871  2  Flachsgarn- 
iiiaschinenspinii.  in  Schlesien,  oine  ausser  Betrieb  befindliche  Baumwollenspinnerei  u. 
Weberei  cbendas.,  auf  die  alle  längere  Zeit  keine  Kaufanbote  bei  ausg« -schrieb.  Sub- 
missionsverfahren  erfolgten,  ein  Miihlenetabliss.  in  Bromberg,  das  gleichfalls,  sobald 
die  Umstände  es  erlauben,  verkauft  werden  sollte.  Buchwerth  dieser  AnstalUn  iocl. 
Dienstgeb.  u.  Lcihaintsgeh  in  Berlin  E.  1869  4  27  Mill.  Thlr..  Gewinn  auf  den  Be- 
trieb samintl.  industr.  Etabliss.  1869  nur  19.775  Thlr.  Seitdem  ist  die  Baumwollfabrik 
u.  1  Flachsgaruspinn.  verkauft  worden.  Das  Institut  besitzt  noch  die  Bromb.  Mühlen 
mit  Durchschnittsgew.  in  10  J.  (1864—73)  v.  7*95 °/M.  in  1874  nur  420%.  1872— 
81/82  i.  D.  2  635%,  1880/M  011%.  Verlust  in  1881/82  3'05%.  bei  1 ,1 16,000  M. 
arbeitendem  Kapital;  die  Schwierigk.  d.  Veräußerung  liegt  mit  in  den  Verhältnissen 
der  Wasselregelung  ;  dann  1  Flaehsg.spinn.  in  Scbles.  mit  V03  %  Gew.  in  1  *74.  9'31  % 
in  1873  v.  btichmäss.  Kap.,  in  1881/82  arbeitete  ein  Kap.  v.  1,243,000  M. ,  Ertrag 
551%,  im  Vorjahr  4  24 %•  —  Baiern  Porz.-l'abr.  /.u  Nymphenburg  jährl.  Züsch. 
1819  bis  25  8717,  1831—3«  14.988,  1837-43  11,782,  1845—47  24.842.  1S4S-49 
772«  fl.,  1S55  aufgegeben.  Hofbränhaus  in  München  A.  18(51—67  212,602  fl.  roh, 
16,338  11.  rein,  wirkl.  Keinertr.  ls«l/02  10,660.  1864/65  44,677,  1868  39,315  11.  (zu- 
jrleich  Musterbrauerei),  A.  187«  781,000  u.  112,000  M.  In  d.  letzten  Jahren  starte 
Erweiterung  u.  höhere  Reinerträge.  (A.  d.  Einn.  aus  Bier  1884  1,435,000  M.\  (Selbst- 
verwalt.).  Früher  bestand  auch  noch  ein  Brauhaus  in  Wurzburg,  wo  jetzt  noch  eine 
fise.  Hofkellcrei  in  Verbind  mit  den  fiscal.  Weinbergen  in  t'nterfranken.  Dies  Wein- 
gut ertrug  rein  i.  D.  v.  1870—82  42  5 10  M.  =--  c.  4%  Rente,  Max.  1874  106,000  M.. 
Min.  ein  Verlust  v.  10,538  M.  in  1  s~5.  -  Sachsen,  Porzellanfab.  in  Meissen, 
früher  jährl.  Zuschuss,  in  den  20er  Jahren  36,000  Thlr.,  seit  Mitte  der  30er  Jahre 
ergab  sich  ein  Reinertrag,  A.  1S61  —«3  roh  158,30t),  rein  13,000,  1873  A.  75,000  Thlr.. 
1883  rein  370,000  M.  Ansehl.  (s.  Gesch.  dieser  Meiss.  Manufactur  v.  Böhmert,  1881>. 
—  Oesterreich,  Teppichfabrik  und  Wolldruckerei  in  Linz  1849  27,731  fl.  Zuschuss. 
1850—31  29,561  11.  rein,  dann  weggegeben.  Porzellanfabr.  in  Wien  1S49— 51 
jährlich  6073  II.  Zuschuss  (jetzt  aufgegeben).  —  Bäderetablissements,  die  mehrfach 
in  Deutschland,  Frankreich  auf  Staatskosten  betrieben  werden,  geben  auch  öfters  Ein- 
nahmen (Verkauf  v.  Mineralwasser,  Gebrauch  v.  Bädern,  Badetaxen  der  Curgäst«1 
u.  s.  w.),  welche  thoils  hierher,  thcils  unter  die  Gebuhren  v.  Heilanstalten  gerechnet 
werden  können,  z.  B.  Baiern,  Kissingen,  R.  1S68  Roheinn.  36,030,  rein  11,622  1. 
A.  1S71  23.850  u.  14,350  fl.  —  Preussen  18S0/81  Min.bäder  in  d.  Bergw.abthcil. 
Ergcbn.  157,730  M.  roh,  19,479  M.  rein,  in  d.  Dom.verwalt.  Anschl.  1883/84  roh 
1*97  M.  M.  (bes.  d.  nass.  u.  die  Seebäder  Nordernci  u.  Kranz»,  Betriebskosten  121, 
rein  0-76  M.  M.  Ein  Theil  dieser  Einnahmen  pflegt  bes.  Badefonds  zuzutliessen  und 
zu  Verschönerungen  u.  s.  w.  benutzt  zu  werden. 

Jene  socialpolitischen  Gosichtspuncte.  welche  für  die  Beibehaltung  der  Bergwerke 
im  Staatseigentum  mitsprechen,  kommen  bei  den  wenigen  Staatsfabriken  nicht  wohl 
in  Betracht.  Hinsichtlich  der  principiellen  Forderung,  Privatcifrenthum  anch  bei 
Fabriken  durch  Staatseigentum  zu  ersetzen,  gilt  das  in  §.  25'i  unter  N.  4  Gesagte. 
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5.  Abschnitt. 
Wohngebäude. 

Vgl.  Raa.  5.  A.,  154a.  Meine  0.  A.  v.  Hau  §.  200.  Kau  vertritt  die  altere, 
solchem  Resit/thum  abgeneigte  Ansicht,  wie  sie  in  den  ersten  Sätzsn  des  Texts  aus- 
gesprochen wird,  erkennt  aber  den  Fall  der  Dienstwohnungen  schon  an,  nicht  die  beiden 
anderen. 

§.  257.  Die  Beibehaltung  oder  vollends  die  neue  Erwerbung 
von  Gebäuden  bloss  des  Miethertrags  wegen,  also  aus  rein 
finanziellen  Gründen,  wird  für  den  Staat  gewöhnlich  unzweck- 
mässig sein.  Denn  die  vermietheten  Wohnungen  machen  im  Ver- 
hältniss  zu  ihrem  Ertrage  dem  Staate  leicht  viel  Baukosten.  Es 
müssen  daher  besondre  Gründe  hinzukommen,  um  die  Beibe- 
haltung oder  Erwerbung  von  Wobngebäuden  zu  empfehlen.  Solche 
Gründe  können  liegen: 

1.  in  Dienstinte ressen  und  in  Staatsdienerinter- 
essen, in  welchem  letztern  Falle  die  Frage  zu  derjenigen  der 
Gewährung  von  N  at  u  r  a  1  w  o  h  n  u  n  g  für  die  Beamten  wird,  worüber 
oben  in  §.  162  gehandelt  wurde. 

2.  In  den  speciellen  Verhältnissen  rasch  in  Aufschwung 
begriffener  Orte,  wo  die  Grund-  und  Hausrente  sehr 
steigt. 

Hier  kann  der  Staat  durch  Besitz  von  eigenen  Gebäuden  an  diesem  Vortheil 
Theil  nehmen  und  fur  die  häufig  in  solchen  Orten  neu  hervortretenden  Öffentlichen 
Bedürfnisse  eine  passende  Boden-  und  eventuell  Kapitalreserve  für  neue  Staatsgebäude 
erlangen  —  nicht  selten  auch  in  seinem  Finanzinteresse.  Auch  die  Gemeinde  konnte 
und  sollte  mehr  so  verfahren  (Berlin!). 

3.  Auch  die  Zustände  des  privaten  städtischen  Grund-  und 
Hauseigenthums  können  im  socialpolitischen  Interesse  einen 
solchen  Besitz  wünschenswerth  erscheinen  lassen. 

Doch  würde  hier  Staat  und  Gemeinde  in  geeigneter  Weise  sich  in  die  be- 
zügliche Aufgabe  theilen  tnnssen.  Vgl.  Näheres  in  der  Grundlegung  §.  352— :Hi2, 
bes.  §.  35». 

Vierter  Hauptabschnitt. 

Handels-,  Geld-  und  Bankgeschäfte  und  werbendes  bewegliches 

Vermögen. 

1.  Abschnitt. 
Handelsgeschäfte. 

§.  258.  Dem  Handel  eigentümlich  ist  die  grosse  Bedeutung 
des  Moments  der  Speculation  und  das  Vorwalten  des  immer 

A   \V  j «c ii «- r  .  Fiiiarufwi-N.  iis.  hari  l.    :\.  Aufl.  \(\ 
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wieder  rasch  disponibel  werdenden,  also  stets  nach 
neuem  Plane  anzulegenden  umlaufenden  (Betriebs  ) 
Kapitals.  Wegen  dieser  beiden  Umstünde  eignet  sich  der  Handels- 
betrieb vorzugsweise  für  die  reine  Privatunternehmung,  schon  etwas 
weniger  für  die  otfene  Handelsgesellschaft,  erfahrungsgemäss  aber 
am  Wenigsten  für  die  Acticngcscllschaft  und  vollends  für  den  Staat. 

Der  Betrieb  inuss  hier  mit  Beamten  geführt  werden,  denen  das  eigene  Intcrcss«- 
und  da*  eigene  Kisico  fehlt,  weshalb  sie  nicht  so  vorsichtig  als  der  Privatmann  /u 
speculiren  pflegeu.  wahrend  andererseits  die  unvermeidlichen  (  ontrolen ,  der  schwer- 
fälligere Geschäftsgang  auch  dem  eifrigen,  geschickten  und  ptli<  httreuen  Beamten  die 
Hände  lästig  binden.  Die  Betheiliguug  der  Beamten  am  Gewinn .  welche  sich  aocli 
nicht  immer  leicht  durchfuhren  lässt  (Tantiemesystem),  hebt  einige  dieser  Uebelstinde. 
aber  selten  ausreichend.  Im  Ganzen  winl  die  (iefahr  von  Verlusten  im  Staatshandels- 
geschäft  verglichen  mit  dem  Privatgeschäft  erhöht,  die  Aussicht  auf  besondere  Ge- 
winnste  geschmälert.    Vgl.  Schäffle,  Capitalism.  u.  Soc,  Tüb.  1S70,  S.  474. 

Aus  diesen  Erwägungen  lässt  sich  Folgendes  ableiten: 

1.  Man  hat  sich  bei  uns  im  Allgemeinen  gegen  den  Betrieb 
selbständiger  Handelsgeschäfte  durch  den  Staat  zu  erklären. 
Hin  solcher  ist  auch  nur  ausnahmsweise  vorgekommen. 

2.  Oefters  knüpfen  sich  Handelsgeschäfte  an  andere  privat- 
wirtschaftliche  Unternehmungen  des  Staats  an,  z.  B. 
bei  der  Eigenverwaltung  von  Domänen  (Weinberge),  Forsten,  Berg- 
werken, Hütten,  Staatsfabriken.  Soweit  dies  unvermeidlich  ist, 
spricht  gerade  dieser  Umstand  auch  gegen  solche  Unternehmungen 
des  Staats.  Erweist  sich  die  Beibehaltung  der  letzteren  gleichwohl 
aus  anderen  Gründen  nothwendig,  so  muss  soweit  als  möglich  das 
speculative  Handelsgeschäft  von  dem  eigentlichen  Productionsgescbätt 
abgetrennt  werden,  wie  dies  z.  B.  im  Staatsforstwesen  beim  Absatz 
des  Holzes  auch  mit  Recht  erstrebt  wird  (S.  595).  Durch  grössere 
feste  Liefcrungscontracte  der  Staatsverwaltuugsbebörde  z.  B.  eines 
Berg-,  Hüttenwerks  mit  Privaten  lässt  sich  wenigstens  gegenwärtig 
bei  uns  das  Speculationsmoment  wesentlich  einschränken ,  was 
durchaus  anzurathen  ist. 

Handel  der  rtster reich.  Regierung  im  vorig.  Jahrhundert  mit  idrianer  Ouecl- 
silber,  Vorräthe  davon  auf  Lager  in  Amsterdam,  Genua  (auch  als  Pfand  für  Anleiten 
IxnutzO. 

3.  Bei  einer  Colonia Handelspolitik,  wie  der  früher  so 
allgemein  in  Europa  herrschenden,  vollends  etwa  bei  einem 
Colonials)  stem,  wie  dem  holländischen,  wo  die  Colonialvcrwaltung 
eine  grosse  feudale  Grundherrn-  Naturalwirtschaft  darstellt,  kann 
die  Betreibung  des  Colonialhandels,  besonders  des  Absatzes  der 
Colonialproducte  auf  eigene  Rechnung  des  Staats  im  Mutterlande 
und  überhaupt  im  Occidente,  auch   im  finanziellen  Interesse 


Digitized  by  Google 


Handelsgeschäfte. 


627 


eher  rätblich  erscheinen.  Aber  auch  hier  empfiehlt  es  sich,  wenigstens 
den  directen  Staatsban delsbetrieb  in  Europa  lieber 
aufzugeben  und  wie  es  Seitens  der  holländischen  Regierung 
geschiebt,  diesen  Handel  einer  Gesellschaft  zu  Ubertragen. 

Soweit  ein  solcher  Handel  des  Staats  mit  Colonialproductcn  noch  rechtlich 
LsfegeoUber  dem  Inlande)  oder  auch  bloss  thatsächlich  (gegenüber  anderen  Ländern» 
monopolistisch  ist.  fallt  er  übrigens  mit  unter  den  Gesichtspunct  der  Besteuerung. 
Dies  möchte  Tom  holländ.  Kafleehandel  angesichts  des  grossen  Einflusses  der  Auctionen 
der  Maatschappij.  die  den  Preis  für  halb  Europa  bestimmen,  selbst  heute  noch  etwas 
gelten.  Durch  die  monopolist.  Organisation  eiues  solchen  Handels  kann  den  Cousu- 
menten  in  anderen  Ländern  ähnlich  wie  durch  die  Erhebung  eines  Ausfuhrzolls  auf 
Artikel  eines  Naturmonopols  (A.  Wagner,  Art.  Zölle.  Staats w.  R.  XI,  350)  eine  Ver- 
brauchssteuer aufgelegt  werden. 

Die  1824  gegründete  Niederländ.  Handelsgesellschaft  (Handels- 
Maatscbappij)  besorgt  u.  A.  den  Transport  o.  Verkauf  der  ihr  von  der  Regierung  in 
Indien  gelief.  Colonialproducte  in  Holland  auf  Rechnung  der  Regierung  gegen  Pro- 
vision. Ueber  die  Verhältnisse  der  Colonialproduction.  bes.  in  Java.  s.  Brauer,  in 
Stei n - Wappäus  Geogr.  IL  3,  S.  317.  Nach  d.  holl.-ostind.  Colon. -Budg.  für 
18«7  war  die  Einn.  123  00  Mill.  fl.,  wovon  62  42  M.  fl.  als  muthmassl.  Erlös  aus  d. 
i  olonialwaarenverkauf  in  Holland,  wahrscheinl.  Ueberschuss  der  Einnahmen  Uber  die 
Ausgaben,  der  dann  als  Zuschuss  der  Colon.- Yerwalt.  in  dem  Einnahmeetat  Hollands 
steht,  i4  86  Mill.  fl.  Nach  d.  A.  für  IS'O  sind  dieselben  Zahlen:  140-116,  56-79 
10  $5  Mill.  fl.,  nach  d.  Et.  f.  \>S2*  be/..  13V<ll  (wov.  Verkauf  v.  Kaifee  45  71,  v.  Zinn 
483,  v.  Chinarinde  OtS  M.  fl.)  —  148  50  u.  Deficit  v.  9  59  M.  fl.  Nach  Baum- 
hauer war  d.  Ueberschuss  aus  d.  Geldmitteln  der  Colonien  für  d.  Budget  des  Mutter- 
landes von  1847—59  im  D.  jährlich  22  14  Mill.  fl.  im  Ganzen,  incl.  jährlich 
9*5  Mill.  11.  Zinsen  für  die  auf  die  Colonien  übertragenen  oder  für  sie  aufgenommenen 
Schulden.  Dieser  Ueberschuss  schwankt  sehr,  besonders  nach  den  Conjuncturen  und 
Preisen  der  Colonialwaaren  in  Europa,  namentlich  von  Kaffee  und  Zucker.  Er  war 
(incl.  Zinsen)  z.  B.  1850  nur  17,  1861  32  19  Mill.  fl.  nach  d.  Ergebn.,  1862  nach  A. 
18  57  Mill.  fl. 

4.  Der  vom  Staate  betriebene  Handel  mit  monopolisirten 
Artikeln  (Salz,  Tabak,  Pulver  u.  s.  w.)  im  Inlande  gehört  nicht 
zu  den  privatwirthschaftlichen  Thätigkeiten ,  sondern  zu  den  Be- 
steuerungsformen und  ist  daher  aus  einem  anderen  Gesichtapuncte 
zu  betrachten  (§.  210  ff.). 

2.  Abschnitt. 
tiHd-  und  Bankgeschäfte. 

In  meiner  0  A.  Rau'f»  §.  208  ff  Seitdem  habe  ich  die  Frage  der  Staatsbank 
eingehend  principiell  in  der  2.  Abth.  meines  Systems  der  Zettel  bankpolitik  (2.  A. 
Kreib.  1873)  S.  594  11'.,  609  -614  u.  mit  spec.  Beziehung  auf  die  Deutsche  Keiehs- 
bank  in  meiner  Zettelbankrelorm  im  D.  Reiche  (Berl.  1^75)  S.  149  ff.  behandelt; 
im  Wcscntl..  so  wie  in  der  6.  A.  d.  Rau'schen  Finan/w.,  aber  im  Principe  noch 
etwas  gunstiger  für  d.  reine  Staatsbank.  Die  Frage  hängt  mit  d.  allg.  Bankpol.  zu- 
sammen: ob  neml.  Centralisation  od.  Deccntralis.  d.  Bankwcs.  u.  inbes.  d.  Banknoten- 
ausg.  stattfinden  soll.  Die  Antwort  hierauf  kann  kaum  unbedingt  zu  Gunsten  od.  Un- 
gunsten d.  einen  od.  andern  Systems  ausfallen .  da  die  Vorzüge  u.  Nachtheile  sehr 
getheilt  sind,  s.  meine  Zettelbankpolitik.  S.  621  II.  Bei  der  Centralisation  fragt  sich 
dann:  ob  Monopol-,  ob  privilegirte  Bank,  und  in  beiden  Fällen:  ob  Staats-  oder 
Actienbank.    Genauer  ist  auf  d.  credit-  u.  bankpolitische  Seite  der  Frage,  bei  deren 
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Zusammenhang  mit  der  gesammtcn  Organisation  des  Credit-  q.  Bankwesens,  aber 
wieder  nicht  hier  in  d.  Fin.wiss.,  sondern  in  d.  Volksw.s<  b.polit.  einzugeben.  Vgl. 
jetzt  auch  meine  Abh.  in  Holtzendorff  s  Kechtslexikon  3.  A.  Art.  Reichsbank  u. 
raeine  Abh.  Bankwesen  in  Schömberg'*  Handb.  d.  pol.  Gek.  I.  bes.  §.  $6.  SS.  Die 
Notwendigkeit  einer  „mehr  gern «  iuwirthschaft liehen"  Organisation  des  Bank- 
wesens mittelst  Staats-.  Provinzial-,  Kreis-,  Commuualbauken  u.dgl..  auch  um  dem 
Privatkapitalismus  eine  seiner  ihm  zu  ausschliesslich  dienenden  Stützen  zu  entziehen 
und  die  Function  des  Bankwesen*  gemeinnütziger  u.  erfolgreicher  f.  d.  ganze  Volks- 
wirthsch.  zu  gestalten,  ist  mir  seit  d.  Erscheinen  der  vor.  Aufl.  —  ähnlich  wie  Wim 
Versicher. wesen  —  immer  klarer  geworden.  Doch  gehört  die  nähere  Erörterung,  wie 
freilieh  auch  die  analoge  Frage  beim  Eiscnb.wesen  nicht  hieher,  sondern  in  d.  Yolks- 
wirthschaftspolitik,  weshalb  ich  hier  mich  noch  nicht  genauer  darauf  einlasse,  sondern 
wesentlich  nur  die  Darstellung  der  vor.  Aufl.  i§.  224  ff.  daselbst)  wiedergebe.  Geber 
einen  Unverstand.  Angriff  Stein  's  s.  S.  202. 

I.  —  §.  259.  Die  Frage  der  Räthlichkeit  von  Staats- 
banken. 

A.  Für  die  Betreibung  von  Geld-  und  Bankgeschäften  durch 
den  Staat  kann  man  sehr  beachtenswerthe  Gründe  geltendjnachen, 
so  dass  solche  Geschäfte  nicht  kurzweg  wie  sonstige  Handels- 
geschäfte abzulehnen  sind.  Auch  liegen  erfolgreiche  Beispiele  des 
Staatsbankbetriebs  vor. 

Es  darf  hier  vor  allen  auf  die  Preuss.  Bank,  jetzt  auch  auf  die  Deutsche  Reichs- 
bank hingewiesen  werden.  Allerdings  war  jene  seit  der  Baukordnung  ven  1846  keine 
reine  Staatsbank  mehr,  weil  ihr  Stammkapital  grossen thoils  Privatpersonen  gehörte. 
Aber  nicht  nur  hatte  der  Staat  noch  ein  eigeucs  Kapital  von  fast  2  Mül.  Thlr.  (fast 
10%  des  Privatkap.)  in  ihr  stehen:  die  Verwaltung  der  Bank  erfolgte  beinahe 
jrauz  durch  Staatsbeamte,  was  der  entscheidende  Ponct  für  die  im  Text  behandelte 
Frage  ist.  S.  A.  Wagner,  Zettc.lbankpolit.  S.  114 — 148.  —  Auch  die  Preuss.  See- 
handlung kann  genannt  werden.  Vergl.  über  diese  Bergius,  Finanzwiss.,  2.  Aufl.. 
Berlin  1  *>T  1  ,  S.  370  H. ,  u.  oben  S.  024.  Der  Reinertrag  der  Scehandl. ,  grössten- 
theils  aus  d.  Geld-  u.  Bankgeschäft,  war  jährlich  1800  u.  01  300.000.  1862  400,000. 
1863—00  500,000,  1S0T  000,000.  IS«s-  7J  700,000,  1873  «.  74  Ergebn.  133,  115. 
\.  1875  1-33,  1S70  115  Mill.  Thlr.  Im  Staatshaushaltsctat  sind  d.  Kosten  gleich  abgesetzt. 
Näheres  in  d.  Beilagen  z.  Etat.  Ende  1  *74  schlössen  d.  Activcn  u.  Pass. mit  87*87  Mül. Thlr. 
al),  unter  d.  Pass.  13  40  Mill.  Thlr.  Kap.couto  (eig.  Kap.).  Die  Anstalt  besorgt  allein  oder 
mit  Consortien  v.  Bankhäusern  neue  Emissionen  v.  Obligationen  d.  Staats,  der  Eisen- 
bahnen u.  s.  w.  Das  .Missliche  d.-r  Seehaiidhing  liegt  in  solchen  (iesehäfteu,  die  unver- 
meidlich ein  grosseres  Kisico,  ein  stärkeres  speculatives  Moment  mit  sich  bringen  und 
leicht,  von  einem  Staatsinstitut  betrieben,  einen  nachtheiligen  Einfluss  auf  die  Kapital- 
bewegung ausüben.  Das  hat  sich  auch  in  den  J.  1S71  ü.  wieder  bei  der  Seehandlong 
etwas  gezeigt.  Diese  Anstalt  unterliegt  daher  mehr  volkswirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Bedenken  als  die  Preuss.  Bank,  aber  sie  hat  gleichwohl  gerade  gegenwartig. 
auch  als  Vermittlerin  f.  d.  Emission  v.  Staatsanleihen  ihre  gute  Seite.  Im  Et.  f.  1885/84 
steht  sie  mit  3  Mill.  M.  „Beitrag  i.  d.  allgem.  Staatsausgabeu"  (wovon  2*73  Mill.  M. 
Heingewinn,  —  dem  Keinertr.  v.  1  ***S  1  /S2)  u.  0*27  Mill.  M.  Kap.ablieferung.  Das 
Kapitalconto  d.  Scehandl.  ist  1SR2  34  02  M.  M.  Seit  März  1880  werden  alle  preuss. 
Staatsanlehen  dun  h  d.  Scehandl.  begeben,  bis  dahin  durch  Consortien.  Die  Seehandl. 
vorwaltet  auch  d.  Herl.  K.  Leihami. 

Jene  Gründe  sind  die  folgenden: 

1.  Das  Bedürfniss  der  Finauzverwaltung  nach  einem 
Bankinstitut  zur  Vermittlung  der  Geldgeschäfte  des  Staats, 
einschliesslich  der  Kassenoperationen  lässt  sich  durch  eine 
eigene  Staatsbank  zweckmässig  befriedigen. 
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Der  Staat ,  namentlich  der  modern«?  Grossstaat .  hat  z.  R.  hei  der  Aufnahme  und 
Abzahlung  von  Aolehen,  bei  grossen  öffentlichen  Unternehmungen,  wie  Eisen  bah  n- 
baaten ,  bei  den  Geldoperationen  für  die  Kriegsführung  u.  s.  w.  unvermeidlich  grosse 
Geldgeschäfte  auszufahren.  Ferner  veranlasst  dir  laufende  Cassenge bahrung  der  Finanz- 
rerwaltung  ebenfalls  eine  Menge  Geschäfte,  bei  welchen  die  Vermittlung  eines  Bank- 
instituts, besonders  bei  Zahlungen  /wischen  verschiedenen  Orten,  sehr  nutzlich  sein 
kann.  S.  über  diesen  Punct  o.  §.  12*2.  Die  Durchführung  dieser  Geschäfte  mit  Hülfe 
der  ausgebildeten  Technik  und  des  Zahlnugsmcehanistnuä  des  modernen  Bankwesens 
hat  grosse  volkswirthschaftli«  he  und  finanzielle  Vortheile  und  wirft  einen  erheblichen 
Gewinn  fnr  die  vermittelnde  Hank  ab.  Endlieh  hat  der  Staat  regelmässig  grössere 
oder  geringere  Ca*senb«rstän<Ie.  welche  er  im  Augenblick  nicht  braucht  Diese  können 
daher  auf  kurze  Termine  ausgeliehen  werden,  was  wiederum  als  regelmässiges  Geschäft 
uur  durch  eint-  Bank  geschehen  kann  und  dann  nicht  unbedeutenden  Gewinn  gewährt. 
Dieser  Gewinn  kommt  statt  «ranz  oder  wenigstens  theilweise  Dritten,  dem  Staate  selbst 
wieder  zu  Gute  und  der  Staat  wird  zugleich  zuverlässiger  und  wohlfeiler  als  von  Privat- 
bau<|uiers  oder  Acticnhankcn  bei  seinen  Geldgeschäften  bedient,  wenn  er  aus  eigenen 
Mitteln  eine  Bank  als  eigentliches  Staatsin atitut  zu  diesem  Zweck  errichtet  und  auf 
seine  Rechnung  betreibt.  In  dieser  Weise  fungirl  die  Russ.  Keichsbank  mit, 
welche  von  grossen  Bauken  die  ein/ige  wahre  Staatsbank  ist,  da  sie  ganz  im  Eigen- 
thuine des  Staats  steht  und  ihre  Verwaltung  von  Staatsbeamten  —  unter  einer  gewissen 
Mitcontrole  von  Privatpersonen  —  besorgt  wird.  Sie  ist  insofeme  nur  eine  etwas  seJbst- 
ständig  hingestellte  Abtheil,  des  russ.  Finanzministeriums.  Gold  mann,  russ.  Papier- 
geld, S.  SO.  A.  Wagner,  russ.  Papierwähr.,  S.  22.'i.  Ein  solches  Institut  kann  auch 
anderen  Zweigen  der  Staatsverwaltung.  /..  B.  der  Post,  namentlich  bei  der  Einrichtung 
von  Postsparcassen .  feiner  wenn  der  Staat  das  LcbcnsvcrsicherimghWesen  selbst  mit 
in  die  Hand  nimmt,  nützliche  Hülfe  leisten,  bei  Ablösungen  u.  dgl.  in.  als  Kentenbank 
dienen,  wo  es  dann  keiner  besonderen,  sonst  doch  öfters  hierfür  erforderlichen  eigenen 
Anstalten  für  solche  Soudcrzwecke  bedarf,  sondern  nur  etwa  einer  eigenen  Abtheilung 
einer  allgemeinen  Bank  oder  Zweiganstalten  im  Lande. 

2.  Der  Betrieb  des  gewöhnlichen  H  andels  b  an  kge- 
schäfts  und  des  P>odencreditbankgeschäfts  durch  den  Staat 
ist  in  banktechnischer  Hinsicht  wohl  zulässig. 

Einige  der  gewöhnlichen  Schwächen  d«is  Staatsbetriebs  werden  zwar  auch  im 
Bankwesen  lehnt  etwas  hervortreten:  das  Privatgeschäft  wird  vorsichtiger  und  doch 
zugleich  energischer  betrieben  werden,  weniger  nach  bureaukratischer  Schablone,  mehr 
mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und  deren  Wechsel.  Aber  schwer  fallen 
diese  Nachtheile  im  gewöhnlichen  Handclsbankgcschäft  nicht  ins  Gewicht.  Auch  iuuss 
die  Staatsbank  vornehmlich  mit  der  Actienu -es. -Ilse haftsbank  verglichen  werden. 
Einrichtung  und  Betrieb  dieser  beiden  Banken  sind  im  Wesentlichen  nothwendig  gleich- 
artig. Die  kleineu  gegenseitigen  Vorzüge  und  Schwächen  werden  sich  ziemlich  aus- 
gleichen. Für  die  Staatsbank  passt  nur  noch  weniger  das  Speculations-  iCredit- 
Mobilier  )  Geschäft,  welches  aber  von  den  gewöhnlichen  Acticn- Handelsbanken  und 
Actien -Bodencreditanstalteii  ebenfalls  ausgebt -blossen  werden  uiuss.  (A.  Wagner, 
Zettel  bankpol..  S.  410.1  Die  hauptsächlichen  A<  tiv  -  und  Passivgescbätie  der  grossen 
modernen  Handelsbank,  neinlich  Wcchseldis«  ontirung.  I.omhardirung  <Rcleihung 
gewisser  Faustpfand«  r  ,  s«-lbst  ein  beschränktes,  vorsichtiges  Activcontocorrentgeschäft 
einer-,  Depositen-  und  Passiv-t'ontocorreiit-  riiod.  t 'heck-)  und  Noten- (Banknoten- oder 
Zettel-»  geschäft  and«-rerseits  hissen  si<  b  auf  ziemlich  fest«-,  beinahe  m«  i  hanische 
Regeln  zurückfuhren.  (Meine  Zettelb.polit.  S.  270  II'.,  :tUK  II.,  ,VJ1»  II.,  HIH  II.,  2HH  II.) 
Wesentlich  dasselbe  uilt  von  den  Geschäften  «ler  Rod  «•  n  cred  it  bank  e  u :  der  Aus- 
leihung auf  Hypothek  von  ländlichen  und  städtischen  Grundstücken  und  Häusern  und 
der  Ausgabe  von  Pfandbriefen  auf  Grund  der  erworbenen  Hypotheken.  Ebendeshalb 
eignen  sich  alle  dies«-  Geschäfte  fnr  «len  Betrieb  durch  Actiengcsellschafte n  ,  wie  die 
Erfahrung  zeigt,  recht  gut,  aber  im  Ganzen  kaum  weniger  fnr  den  Betrieb  durch  den 
Staat  mit  seinen  Behörden  und  Beamten. 

3.  Eine  Staatshank  kann  namentlich  das  Zettel-  oder 
Notengeschäft  Ubernehmen  und  dadurch  dem  Staate,  also 
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der  Gesammtheit  den  vollen  Gewinn  daraus  zu- 
führen. 

Diese  Frage  hängt  mit  der  gesammten  Bank-  und  nam.  d.  Zettelbaukfragc  enge 
zusammen,  worauf  nicht  hier,  sondern  in  d.  Itankpolitik  weiter  einzugehen  ist  Nähen»«» 
bei  A.  Wagner,  Beitr.  z.  Lohn;  v.  d.  Banken,  Lpz.  1857,  bes.  Kap.  4—10;  ders.,  die 
Geld-  u.  Crcdittheor.  d.  Pcel'schen  Acte,  Wien  1802;  ders.,  Art.  Zettelbank  im  Staate- 
wörterb.  XI;  ders..  Syst.  d.  Zcttelbankpol. ;  ders.,  Art.  Bankwesen  in  Schönberg's 
Handb.  I,  §.  60  ff.,  80  ff. 

Jener  Vort heil  füllt  besonders  in  denjenigen  Staaten  ins  Gewicht,  wo  die  Bauk- 
notenausgabe nicht  freigegeben  ist,  sondern  von  Privat-  oder  Acticnbankeu  auf  Grund 
eines  Privilegs  oder  Mouopols  ansgeubt  winl,  —  in  unseren  Staaten  die  Kegel. 
(Zcttclb.polit.  S.  20  ff.  d.  2.  A Hier  muss  demgemäss  ein  eigentliches  Noten  - 
regal  rechtlich  bestehen  oder  als  bestehend  angenommen  werden.  (Eb.  2.  A.  S.  1  A  ff.. 
504.  Es  ist  ein  Mangel,  wenn  ein  ausschliessl.  Recht  der  Banknotenausgabe  ohne 
Weiteres  f.  d.  Staat  beansprucht  wird,  ohne  dass  dieser  sich  auf  ein  dieses  Recht 
begründendes  Gesetz  dor  Notcnregalität  berufen  kann.  Aus  dem  Mün/regal  folgt 
ein  Banknoteoregal  mitnichten.  Eb.  S.  2  A.  d.  2.  A.  Ein  eigentl.  Notenregal  wird 
constituirt  durch  d.  bad.  Ges.  v.  5.  Juni  1860,  Art.  II,  n.  jetzt  f.  d.  Deutsche 
Reich  durch  d.  Bankgcs.  v.  14.  März  1875.)  Mit  Recht  soll  ein  Theil  des  Gewinns, 
wclcheu  dio  Bank  aus  dem  Notengeschäft  zieht,  in  solchen  Fällen  dem  Staate  zufliesseii, 
aber  statt  dieses  Theils  wünle  eine  Staatsbank  den  ganzen  Gewinn  der  Staatskasse  ver- 
schaffen. (Zentralisation  und  Dezentralisation  der  Notenausgabe  haben  speeiflsche  Vor- 
züge und  Nachtheile .  so  dass  schwer  zu  sageu  ist.  welches  System  vorzuziehen  ist. 
(Nasse.  Preuss.  B.,  Bonn  1866,  S.  21;  A.  Wagner,  Th.  d.  Pcel'schen  Acte  S.  257  ff 
[verand.  Auffass.  gegen  Beitr.  Kap.  10],  Art.  Zettelb.  im  Staatswörterbuch  S.  333. 
System,  2.  A..  S.  13  ff..  60  ff.,  Schönberg's  Handb.  S.  80  ff.)  Stellt  man  sich  aber 
einmal,  wie  die  Gesetzgebung  der  grossen  europäischen  Staaten,  auf  den  Standpunct 
der  Centralisation,  wo  eine  grosse  Central bank  allein  —  Frankreich,  Oesterreich. 
Niederlande  u.  and.  klcincreStaatcn,  Baiern.  Wtirtemb.,  Baden.  Hessen  u.a.m.; 
auch  Russland  gehörte  hierher,  wenn  die  Reichs -Orcditbitleto  eben  nicht  reines 
Staatspapiergcld  wären,  trotzdem  sie  formell  das  Passivum  der  Rei«  hsbank  bilden  — 
oder  ganz  überwiegend  — Grossbritannien,  Preussen,  jetzt  Deutsches  Reich 
nach  d.  Bankgesetz  v.  1875.  K.  Sachsen  —  die  Notenausgabe  vornimmt,  so  lisst  si.-h 
wieder  behaupten,  dass  eine  Staatsbank  eine  solche  Function  ebenso  gut  als  eine 
Actienbank  in  banktechnischer  Hinsieht  ausüben  kanu.  Eine  eigene  Staatspapicr- 
geldausgabe  ohne  bankmässige  Deckung  unterbleibt  dann  auch  eher  gänzlich  —  ein 
weiterer  Vortheil.  {Ueber  die  Bedenken  auch  gegen  das  zwangscurslose,  nomiuell 
sogar  meistens  einlöshare,  aber  nicht  bankmässig  gedeckte  Staatspapiergeld  s.  A.W  ag  n  er. 
Art.  Papiergeld  im  Staatswörterb.  VII.  653 — 662  u.  System  S.  71,  194.  Ders.,  Staats- 
papiergeld. Reichskassenschcine  u.  Banknoten.  Berl.  1874.  bes.  S.  14  ff.  Ders.  in 
Schönberg's  Handb.  II,  Abth.  öff.  Credit,  §.  34.) 

4.  Eine  Staatsbank  kann  das  stark  hervortretende  Be- 
dürfnis 8  der  Centralisation  im  Geld-  und  Bau k geschalt 
besonders  gut  unterstützen  und  andererseits  doch  durch 
ein  sehr  entwickeltes  Filialennetz  die  bankmässige 
Organisation  des  Credits  Uber  das  ganze  Land  aus- 
dehnen. 

In  dieser  Hinsicht  übertrifft  sie  leicht  noch  die  Actieu-Ceutralbank.  Sie  über- 
nimmt damit  eine  wichtige  volkswirtschaftliche  Aufgabe,  au  deren  Erfüllung  dem 
Staate  viel  gelegen  sein  muss.  und  bezieht  doch  dafür  eine  genügende  Rente.  Der 
Gewinn  der  Banken  resultirt  daraus,  dass  ein  Maximaigeschäft  mit  einer  Miiutual- 
baarreserve  betrieben  wird.  —  wohin  die  Entwickelung  der  ganzen  Creditwirthscbaft 
strebt,  u.  was  bei  vermehrter  Centralisation  besser  zu  erreichen  ist.  A.  Wagner. 
Theor.  d.  P.  A.,  S.  III  ff.,  121.  Am  Meisten  von  allen  Centraibauken  hat  die 
Preuss.  B.  in  der  Ausdehnung  ihres  Filialuetzes  geleistet,  was  von  den  Handels- 
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kawineru  stets  rühmend  anerkannt  worden  ist.  Nasse,  Preuss.  B.,  S.  1  ff.  A.Wagner. 
Zettelbankpol.,  2.  A.,  S.  14,  57!»  ff.,  003.  «06,  634. 

5.  Durch  ihre  Stellung  als  Banquier  der  F inan z  Verwal- 
tung kann  besonders  eine  Staatsbank  in  erspriesslicher  Weise 
den  Geldumlauf  zwischen  den  Staatskassen  und  den»  Publicum  ver- 
mitteln und  die  Störungen  des  Geldmarkts,  welche  aus  der  Ein- 
wirkung der  Staatskassengebahrung  auf  den  Geldumlauf  leicht 
hervorgehen  (§.  122)  verhüten. 

In  allen  diesen  Beziehungen  wird  durch  das  Staatsbanksystem 
das  F i n a n z intercsse  und  das  volks wirtschaftliche  Pro- 
du ctionsinteresse  an  einem  gut  geordneten  und  geleiteten  grossen 
Credit-  und  Bankwesen  recht  wohl  wahrgenommen.  Dazu  kommen 
aber  auch  hier  noch: 

6.  Erwägungen  aus  dem  Gesichtspuncte  des  Volkswirt  h- 
schaftlichen  Vertheilungs-  und  des  soc ialpol itisc hen 
Interesses. 

Durch  ein«-  mächtige  Staatsbank  beschränkt  der  Staat  in  oft  sehr  erwünschter 
Weise  die  Macht  des  grossen  Privatkapitals  und  übt  über  das  letztere  jederzeit  eine 
wirksame  Controle  mit  aus.  Hierin  kann  z.  B.  die  reine  Staatsbank,  welche  das  Noton- 
inonopol  ausübt,  auch  noch  einen  Vorzug  vor  der  Aetien- Monopolbank  haben,  weil 
letztere  von  den  grossen  Kapitalisten  unmittelbar  abhängt,  trotz  etwaiger  Mitwirkung 
des  Staats  bei  der  Verwaltung. 

§.  260.  —  B.  Von  den  Gegengründen  gegen  Staatsbanken 
haben  einige  zwar  nur  einen  relativen  Werth,  andere  fallen  aller- 
dings erheblich  ins  Gewicht. 

1.  Das  in  grösserem  Umfange  durchgeführte  Staats  bank- 
system  bringt  wieder  neue  grosse  Kreise  der  Bevölkerung 
in  eine  gewisse,  oft  recht  fühlbare  Abhängigkeit  von 
der  Staatsgewalt. 

Ein  solches  neues  Clientelverhältniss  hat  seine  politischen  Hedenken.  Auch 
kann  die  Unparteilichkeit  der  Creditgewährung  in  wirthschaftli<h  riachtheiliger  Weise 
gefährdet  werden  Der  Staat  erlangt  ferner  mittelst  -olcher  Banken  über  den  ganzen 
(Geldmarkt  und  über  die  Volkswirthschaft  eine  grosse  Macht,  welche  wirthschaftlich 
bedenklich  werden  kann,  weil  die  Politik  dann  leicht  noch  unmittelbarer  und  stärker 
auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  einwirkt.  —  Aber  auf  der  anderen  Seite  würde 
in  demselben  Maasse  die  bestehende  l'ebermacht  der  grossen  Privat-  und  Actien- 
banken  und  damit  der  ..Privatkapitalismus"  par  excellence  beschränkt,  das  Patronage- 
wesen  derselben  beseitigt  werden,  was  seiue  grossen  socialpolitischen  Vortheile  hätte. 
In  dieser  Hinsicht  sind  neuerdings  bemerkenswerthe  Wunsche  und  Bestrebungen  hervor- 
getreten. Die  Creditbedurlnisse  der  kleinen  (i.scbäi'tsleute  wurden  leicht  besser,  sicherer, 
wohlfeiler  bei  einem  Staatsbanksystem  als  bei  dem  bisherigen  befriedigt  werden. 

2.  Eine  Staatsbank  wie  die  bisher  üblichen,  welche  als 
Zettel-  und  Depositenbank  fungirt,  befriedigt  vorzugsweise  das 
CreditbedUrfniss  einzelner  Geschäftskreise,  dient  daher 
vornehmlich  einem  Classenintcresse. 
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Aach  eine  Staatsbank  —  ja  sie  gerade  doppelt  —  muss  ncoüich  die  erste  Regel 
alles  Bankwesens  befolgen:  nur  ähnlichen  Credit  zu  geben,  wie  sie  selbst 
nimmt;  also  in  diesem  Falle  kurzfristigen.  (Ueber  dieses  erste  Bankgesetz  s». 
A.Wagner,  Art  Zettelb.  im  Staats  Wörterbuch  XI.  305,  in  Schöuberg's  Handb.  I,  §.  67.) 
Denn  die  Gelder,  Uber  welche  sie  im  Depositcngcscbäft  mit  dem  Staate  and  mit  Pri raten 
und  durch  die  Notenausgabe  verfügt,  sind  sämmtlich  stets-  oder  kurzfällige  Passiva. 
Demgemäss  darf  sie  auch  nur  Wechsel  discontiren,  die  kurze  Zeit  laufen,  und  Darlehen 
gegen  Unterpfand  auch  nur  auf  kurze  Zeit  gewähren  u.s.  w.  In  Folge  hiervon  giebt 
sie  allerdings  vornehmlich  den  Handel  treibenden  Classeu  Credit:  ist  iusofernc,  nach 
diesem  ihrem  natürlichen  Wirkungskreise  benannt,  eine  Handelsbank.  Das  hieraas 
gegen  Staatsbanken  abgeleitete  Bedenken  ist  jedoch  auch  nicht  durchschlagend.  Nicht 
aus  irgend  einer  parteiischen  Absicht,  sondern  nach  der  Natur  ihres  ganzen 
Geschäfts  kommt  die  Creditgewährung  einer  solchen  Bank  vorzugsweise  den  Handel- 
treibenden zu  Gute.  Wechsel  aus  anderen  Geschäftskreisen,  wenn  sie  nur  den  noth- 
wendig  im  Interesse  der  Sicherheit  der  Bank  zu  stellenden  Bedingungen  entsprechen, 
werden  ebensogut  discontirt,  nur  finden  sie  sich  thatsäeblich  seltener.  Das  Lombard- 
geschäft ist  allgemeiner  zugänglich.  Die  Befriedigung  des  Creditbedurfnisses  der 
Handeltreibenden  nutzt  endlich  indirect  auch  den  anderen  Gassen,  denn  dadurch  ver- 
mindert sich  die  Concurrenz  um  Credit  bei  anderen  Kapitalverleihern  und  Banken. 
Bei  allgemeinerer  gemeinwirthschaftlicherOrganisation  desBankwesens  Messen  sich  übrigens 
auch  Einrichtungen  trotten,  den  Noten  credit  der  Central  bank  mittelbar,  nemlich 
durch  Gewährung  von  Darlehen  an  andere  öffentliche  Banken  gegen  geeignete  Sicher- 
heit, auch  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  als  gegenwärtig  zugänglich  zu  machen. 
Und  schliesslich  wurden  neben  solchen  Staats-Handelsbanken  Staats-Bodencredit- 
banken  mit  Pfandbriefausgabe  banktechnisch  recht  wohl  zulässig  sein. 

3.  Ein  Staatsbanksystem,  besonders  die  Uebertragung 
der  Notenausgabe  auf  die  Staatsbank,  fttbrt  leicht  zu  einer 
engen  Verbindung  der  Staatsfinanzen  und  des  Geld-  und 
Creditwesens  eines  Landes. 

Daraus  können  grosse  wechselseitige  Gefahren  hervorgehen,  namentlich  die,  das* 
die  Bank  aus  ihren  vom  Publicum  entlehnten  Mitteln  (Noten  und  Depositen)  dem 
Staate  zu  willfährig  Credit  gewährt,  der  dann  schwer  zu  realisireo  ist,  —  was  nur 
zu  leicht  zur  Zerrüttung  des  Geldwesens  fuhrt:  zur  Wirthschaft  mit  uneiulösbarem 
Papiergelde.  Dies  wirkt  dann  wieder  auf  die  Verschlechterung  der  Finanzen, 
höheres  Deficit  u.  8.  w.  hin.  Allerdings  können  nun  diese  Gefahren  durch  eine  träte 
Gesetzgebung,  strenge,  auch  parlamentarische  Controle  des  Finanz-  und  Staatsbank  - 
wesens,  vorsichtige  Beschränkung  der  statthaften  Creditgewährung  der  Bank  an  den 
Staat  (Zettelb.pol.,  S.  612  ff.,  die  Cautelen,  welche  ich  für  eine  reine  Staatsbank  vor- 
geschlagen; —  Vorschlag  f.  d.  I).  Kei'hsb.  in  meiner  Zettelbankref.,  S.  181  [Art.  38Ji. 
bewährte  und  genau  befolgte  Deckungsvorschriften  für  die  Noten  und  die  stets-  und 
kurzfälligen  Depositen,  namentlich  grundsätzlichen  Ausschluss  einer  Forderung  der 
Bank  an  den  Staat  von  der  spcciellen  Deckung  dieser  Passiva  (Z'  ttelbankpol. ,  S.  269. 
41  II.,  41S  ff.),  erheblich  vermindert  werden,  —  in  Staaten  mit  sehr  gefeste tcu  Öffent- 
lichen Zuständen  so  sehr,  dass  sie  wenigstens  in  Friedenszeiten  beinahe  verschwinden. 
Auch  hat  die  Erfahrung,  noch  neuerdings  wieder,  gezeigt,  dass  Papiergeldwirthschaft 
ohne  Vermittlung  von  Staatsbanken  und  Banken  überhaupt  gleichfalls  leicht  einreiset 
(N  o  r  d  a  m  e  r  i  k a  im  Bürgerkrieg,  f  r a n  /.. ,  ö  s  t  e  r  r.  Papicrgeldwirthsch.  in  der  Revolutions- 
zeit, russ.  im  Krimkriege  u.  letzten  Türkenkriege) ,  und  dass  grosse  Actienccntral- 
banken  vom  Staat  ausgebeutet  werden  (England  in  d.  französischen  Revolutionszeit. 
Oesterreich  1848  IT.,  1854,  1S59,  1S66,  Frankreich  1870,  Italien  1866).  Dennoch 
möchte  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  eine  eigentliche  Staatsbank  in  politischer 
Bedränguiss,  in  Kriegsgefahr,  iu  grosser  acuter  Klnanznoth  des  Staats  die 
Versuchung  noch  erhöht,  mittelst  der  Notcupresse  den  Fiuanzbedtlrfuissen  gerecht 
zu  werden,  und  dazu  eine  noch  bequemere  Handhabe  giebt  als  eine  Actienbank  selbst 
mit  der  willfährigsten  und  schwächsten  Verwaltung  au  der  Spitze.  (Selbst  die  Oester  r. 
Nationalbank  1848 — 62  ist  anzuführen.)  Ebenso  liegt  in  ruhiger,  normaler  Lage,  wo 
jede  Gefahr  für  die  Solvenz  der  Bank  fem  scheint,  die  Versuchung  näher,  die  Aetna 


Digitized  by  Google 


Ergebnis*  in  der  Staatsbahnfrage. 


633 


der  Raak  zu  verschlechtern,  unrealisirbare  und  schwer  realisirbare  Ausstände  zu  erlangen , 
die  leicht  rcalisirbar  zu  haltenden  Fonds  der  Bank  im  Staatshaushalte  festzulegen  u.  s.  w. 
(Bcmerkenswcrth  ist  z.B.  die  Verwendung,  der  grossen  Depositen  der  ehemaligen  russ. 
Banken  für  die  Fiuanzzwecke  des  Staats  in  ganz  normaler  Zeit.  Gold  mann,  russ. 
Papiergeld.  S.  60.)  Im  Kriegsfall  kommt  endlich  immerhin  bei  feindlicher  Invasion 
auch  die  Gefahr  der  Beschlagnahme  der  Bankfonds  als  Staatseigenthum  mehr  in 
Betracht. 

§.  261.  —  C.  Ergebnis s.  Zu  einer  unbedingten  allge- 
meinen Entscheidung  kommt  man  bei  einer  Abwägung  dieser 
Gründe  für  und  wider  kaum.  In  der  neueren  europäischen  Praxis 
hat  man  sich  meistens  aus  politischen  und  finanzpolitischen  Gründen 
bestimmen  lassen,  den  eigenen  Betrieb  von  Geld-  und  Bankge- 
schäften Seitens  des  Staats  als  eine  doch  besser  zu  vermeidende 
privatwirthschatltlichc  Thätigkeit  anzusehen  und  dessbalb  auf  reine 
Staatsbanken  zu  verzichten. 

So  ist  man  uameutlu Ii  in  dem  wichtigen  Falle  verfahren,  wo  die  Entscheidung 
gewöhnlich  praktisch  allein  vorlag:  bei  der  Wahl  zwischen  einer  privilegirten  oder 
Monopol- Notenbank  in  Form  ciuer  Actienbank  oder  einer  Staatsbank:  Errichtung 
der  Oesterr.  Nationalbank  1816  als  Actienbank,  Beiziehung  von  Privatkapitalisteu 
und  Einrichtung  einer  Mitcontrole  durch  Privatpersonen  bei  der  Pretiss.  B.  1846. 
B.  v.  England,  von  Frankreich  Privatinstitute.  Unigestaltung  der  Preuss.  Bank 
in  die  Reichsbank  u.  Wahl  der  Actieugcsellschaftsform  für  diese  1875.  Die 
nationalökonomischen  Schulansichten  gegen  directe  Staats  übernähme  solcher  Wirt- 
schaftsgebiete sprachen  dabei  freilich  mit. 

Die  Wissenschaft  wird  am  Richtigsten  verfahren,  wenn  sie 
zugesteht,  dass  die  allgemeinen  Gründe  für  und  wider 
nicht  allein  entscheiden  können,  sondern  dass  die  Entscheidung 
stets  mit  nach  der  concreten  politisch-finanziellen  Lage, 
der  inneren,  wie  der  äusseren,  des  betreffenden  Staats  und 
Landes  zu  treffen  ist.  Demnach  werden  die  Gründe  für  und  wider 
ein  verschiedenes  Gewicht  erhalten. 

Für  die  Wahl  der  Actienbank  kommt  in  Betracht,  dass  sich  der  Staat  bei 
der  Übertragung  des  Rechts  zur  Ausübung  des  Notenregals  hinlänglich  finanzielle 
Vortheile  und  Controle  und  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  vorbehalten 
kann,  um  ohne  wesentliche  Bedenken  auf  eine  reine  Staatsbank  zu  verzichten.  Dieser 
Umstand  muss  zwar  nicht  durchaus,  darf  aber  wohl  mitunter,  z.  B.  in  der  Lage  Deutsch- 
lands, den  Ausschlag  gegen  eigene  Staatsbanken  geben.  So  habe  ich  das  Vorgehen 
im  Falle  der  Deutschen  Reichsbank  uiotivirt.  Zettelbankreform.  S.  149  ff.  Namcntl. 
die  äussere  polit.  Lage  sprach  hier  wohl  dafür  mit.  Ich  hatte  mich  aber  schon 
damals  mit  einer  reinen  Staatsbank  auch  befreundet.  Vgl.  Zettolbankpolitik  S.  594 — 596. 
Ueber  d.  besond.  Einrichtungen,  welche  eine  reine  Staatsbank  nöthig  macht,  s.  eb. 
S.  609  ff.  Am  Wichtigsten  s.  d.  Bestimmungen  über  Geschäfte  zwischen  der  Baak 
u.  der  Finanzverwalt. .  eb.  S.  612  ff.  —  Auf  die  Gestaltung  der  Verwaltung  einer 
privil.  Actien-Zettelbank  ist  hier  nicht  naher  einzugehen.  S.  eb.  S.  596  II'..  614  ff. 
u.  d.  Reichsbankges.  v.  1875.  Die  Uebcrtragung  der  Leitung  u.  Verwaltung  d.  Bank 
an  Staatsbeamte,  wie  bei  der  Preuss.  u.  jetzt  d.  Reichsbank,  ist  empfehlenswert 
u.  nimmt  die  wichtigsten  Bedenken  gegen  den  Verzicht  auf  eine  reine  Staatsbank  fort, 
zumal  genügend  f.  d.  Fi  na n / interesse  des  Staats  gesorgt  werden  kann,  s.  §.  262. 
Die  Cautelen  gegen  eine  Ausbeutung  der  Bank  zu  Finanzzwecken  des  Staats  sind  stets 
bc*.  wichtig,  s.  Zettelbankpol.  S.  612.  6IS.  117,  meinen  articul.  Bankgesetzentwurf  in 
der  Zettel bankreform,  s.  Art.  .13.  Preuss.  Bankordn.  §.91.  Reichsbankges.  §.35.  Ich 
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hätte  diese  Kestiminungen  noch  etwas  schärfer  gewünscht,  etwa  so  wie  im  Gesotz 
Uber  den  Reichsinvalidenfonds  v.  23.  Mai  1873  (bes.  §.  12). 

II.  —  §.  262.  Die  Geschäftsverbindung  des  Staats 
mit  Privatbanken  und  die  Gegenleistungen  der  letzteren, 
besonders  der  Zettelbauken,  an  den  Staat. 

liier  wird  jetzt  nur  die  finanzielle  Seite  der  Rankfrage  betrachtet.  Alles 
Andere  gebort  in  di<-  Rankpolitik  ;ils  Theil  der  Volkswirthsch.politik. 

Der  Staat  tritt  sehr  zweckmässig  in  regelmässige  Geschäfts- 
verbindung mit  einer  Bank,  indem  er  mit  derselben  ein  Contocorrent 
führt,  in  welchem  er  regelmässig  der  Creditor  sein  wird  und  sein 
soll:  sog.  öffentliches  Depositengeschäft. 

A.  Wagner.  Zcttclhankpol.  S.  3s5  (f.  Grosso  Hntwicklung  hei  der  Eni:!.. 
Kranz,  (auch  Russ.)  R.:  noch  niclit  trennend  bei  der  Preuss.  u.  Üestcrr.  B. 
Redeutender  hei  der  Deutschen  Reichshank.  S.  o.  §.  122.  Eine  solche  Verbindung 
hat  das  Gute,  dass  müssige  Staatsgelder  fruetiticirt  werden  und  auch  in  der  Zeit  von 
einem  grösseren  Einnahme-  z.  R.  Steuer-)  Termin  Iiis  zu  einem  grösseren  Zahlungs- 
termin (z.  R.  für  die  Zinsen  der  Schuld)  im  Verkehr  sind. 

Aus  dieser,  sowie  aus  den  weiteren  Verbindungen  des  Staats 
mit  einer  Bank  und  aus  der  Verleihung  von  Bank  Privilegien , 
insbesondere  des  Rechts  der  Ausgabe  von  Banknoten  in 
Gemässheit  des  dem  Staate  zustehenden  Regals  der  Noten- 
ausgabe, gehen  dann  Ansprüche  des  Staats  auf  Ver- 
gütungen hervor. 

A.  Berechtigung  einer  Gegenleistung  der  Bank. 

1.  Da  die  Bank  aus  den  Staatsgeldern,  welche  bei  ihr  stehen 
und  zum  Theil  in  ihrem  Geschäfte  ausgeliehen  werden  können, 
nicht  unerhebliche  Vortheile  zieht,  so  ist  es  zunächst  billig,  dass 
sie  dem  Staate  dafür  eine  Vergütung  gewährt.  Diese  kann,  wie 
im  Depositengeschäft  mit  Privaten,  in  der  kostenfreien  oder  wohl- 
feil berechneten  Uebernahme  mancher  Dienste,  Besorgung 
von  Geldgeschäften,  Kassenverwaltung,  Staatsschuldenvcrwaltung 
oder  auch  in  der  Gewährung  von  Zinsen  auf  das  Staatsconto- 
corrent  bestehen. 

üeher  die  Methoden,  wie  eine  Bank  ihren  Deponenten  die  Uebcrlas>uug  der 
Depositen  /..  Benutzung  vergütet.  A.  Wagner,  Beitr.  S.  51 — 56,  Art  Depositen  im 
Handwörterb.  d.  Volkswirtschaftslehre.  Die  Engl.  u.  Franz.  B.  u.  jetzt  auch  die 
Deutsche  Reichsbank  gewähren  weder  auf  die  Privat-  noch  auf  d.  Staatsdepos. 
Zinsen.  Bei  der  Festsetzung  der  finanziellen  Gegenleistungen  dieser  Banken  an  den 
Staat  wird  jedoch  auf  den  Umstand  Rücksicht  genommen,  dass  grosse  Saldi  öfT.  Depo- 
siten fruetiticirt  werden  können.  D.  I).  Rcichsb.  muss  nach  §.  22  d.  Ges.  v.  1>7."> 
unentgeltlich  f.  d.  Reich  Zahlungen  annehmen  und  bis  zur  Höhe  des  Reichsguthabens 
leisten.    S.  o.  §.  122. 

2.  Wenn  keine  volle  Zettelbankfreiheit  existirt,  sondern  die 
Befugniss,  Banknoten  auszugeben,  einer  Bank  durch  besondere 
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Concessionen,  Privileg  oder  Monopolgewährung  vom  Staate  über- 
tragen werden  muss,  so  kann  und  muss  hierftir  eine  Gegenleistung 
der  Zettelbank  ausbedungen  werden. 

Dies  ist  gerechtfertigt,  auch  wenn  sich  der  Staat  das  ausschliessliche  Recht 
der  Notenausgabe  nicht  im  finanziellen  Interesse,  daher  nicht  als  Finanzregal, 
sondern  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  wegen  der  besseren  Sicherung  des  Geld- 
und  Oreditwesens  vorbehalten  hat  Denn  nur  für  letzteren  Zweck  ist  ein  Notenregal 
zulässig.  (Nur  inissbr&uchlich  kann  im  Vorbehalt  des  Notenrechts  ein  Finanzregal 
gefunden  werden,  aber  es  macht  sich  diese  Auffassung  verführerisch  leicht  geltend, 
wenn  einmal  der  Staat  das  Hecht  auch  bloss  aus  wirthschaftspolizeilichen  Gründen 
vorbehielt.  Ek  S.  2  ff.  (d.  1.  A.).  Andere  Auffassung  bei  Stein,  1.  A..  S.  160). 
Die  Ausbedingunjr  einer  Gegenleistung  ist  sogar  geboten,  weil  von  einer  solchen 
Rank  eiu  Gewinn  gemacht  werden  kann,  der  andern  wegen  des  Ausschlusses  der 
Zettelbankfreihcit  untersagt  ist.  Nur  wenn  das  Recht  der  Notenausgabe  auf  Grund 
allgemeiner  Bedingungen  von  jeder  Bank  zu  erwerben  ist.  also  keine  Sonderrechte 
ertheilt  werden,  wird  von  einer  besonderen  Gegenleistung  abzusehen  sein.  Diene 
letztere  fallt  andernfalls  unter  den  Begriff  der  Gebühr.  Hierüber  Näheres  bei  A. 
Wairner,  Zcttelbankpol.  S.  400—463.  In  d.  Beichsb.-Gesctzg.  v.  1875  ist  auch  den 
alteren  Banken  gegenüber,  die  das  Recht  der  Notenausgabe  bereits  bosassen  u.  be- 
hielten, von  einer  regelmässigen  Abgabe  für  das  Privilegium,  resp.  für  dessen 
Fortdauer  nach  dem  1.  Jan.  1876,  abgesehen  worden.  Die  sog.  Notensteuer  trifft  mit 
5"i0  p.  a.  nur  denjenigen  Betrag  der  durch  den  gesetzlichen  Baarvorrath  nicht  ge- 
deckten Banknoten,  welcher  den  einer  jeden  Bank  im  Gesetze  zugemessenen  Antheils- 
betrag  an  dem  sog.  ungedeckten  Notenumlauf  übersteigt.  Eine  ..Steuer*',  die  doch 
wohl  noch  am  Ersten  als  eine  in  dem  besonderen  Falle  des  ausgedehnteren  Noten- 
umlaufs zu  /ahlende  Gebühr  zu  <|ualihciren  ist,  als  Gegenleistung  für  diese  be- 
sondere Erlaubnis»  des  Staats.  Ertragsanschlag  im  Rcichsbudg.  1H76  50,000  M.. 
aber  thatsächl.  in  diesem  Jahre  kein  Ertrag.  Seitdem  ist  derselbe  mehrfach,  neuer- 
dings auch  durch  hezugl.  Zahlungen  der  Reichst},  (so  f.  lSb  1  27,179  M.),  aber  durch- 
weg nur  in  kleinen  Summen  vorgekommen  (A.  f.  IHM  H5  im  Reichset.  26,300  M.). 

3.  Oft  gewahrt  der  Staat  einer  Bank,  welche  er  zur  Noten- 
ausgabe ermächtigt,  besonders  einer  hierzu  in  höherem  Maassc  oder 
ausschliesslich  privilegirten ,  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  er 
ihre  Noten  an  seinen  Kassen  in  Zahlung  anzunehmen 
verspricht. 

Hierdurch  giebt  er  selbst  der  Bank  für  den  durchschnittlich  in  seinen  Kassen 
befindlichen  Notenbetrag  einen  beträchtlichen  Credit,  und  macht  ausserdem  die  Noten 
im  Verkehr  viel  umlaufsfahiger,  weil  dieselben  zu  den  Zahlungen  an  den  Staatskassen 
benutzt  werden  können,  lur  die  Bank  stellt  sich  dieser  Notencredit  als  unverzinslich 
heraus,  soweit  sie  dafür  nicht  Haardcckuug  hält.  Mit  Recht  wird  daher  auch  für  die 
Einräumung  dieses  werthvollen  Vortheüs  eine  Gegenleistung  der  Bank  /u  fordern 
t»ein.  Zettclb.pol.  S.  43 — 46,  450  über  d.  Bedeutung  dieses  wichtigen  Uinstands.  ö!»7. 
Die  bei  den  preuss.  Banknoten  bestehende  Verpflichtung  der  Staatskassen,  die  Noten 
iu  Zahlung  zu  nehmen,  ist  nicht  auf  die  Noten  der  Reichsbank  ubergegangen  (Reichs- 
bankges.  von  1873,  §.  2).  aber  factisch  ist  der  frühere  Zustand  geblieben. 

B.  Form  der  Gegenleistung.  Die  Gegenleistung  für  die 
einer  Bank  im  Zettelgeschillt  gewährten  Privilegien  und  Vortheile 
kann  mit  derjenigen  für  die  Ucberlassung  der  Benutzung  der  Staats- 
depositen verbunden  werden,  so  bei  d.  Engl.  u.  Franz ös.  Bank. 
Sie  ist  in  der  Regel 
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1.  eine  finanzielle,  und  zwar: 

a)  entweder  ein  directes  Darlehen  aus  dem  Stammkapital 
der  Bank,  unverzinslich  oder  niedrig  verzinslich,  während  der  Dauer 
des  Privilegs  gar  nicht  oder  nur  bedingt  kündbar. 

Näheres  bei  A.  Wagner,  Zettelbankpol.,  S.  460  Ii.  Solche  Darlehen  bei  d. 
Engl.,  Französ.,  Oesterr.,  Frankfurter  B.  Hb.  S.  461.  Nah.  über  die  ver- 
wickelten Abrechn.  zw.  der  Engl.  B.  u.  dem  Schatz  Uber  die  Leistungen  u.  Gegen- 
leist., eb.  S.  460,  Anm.  859.  Bei  den  3  ersten  Banken  war  es  Finanznoth  oder  Scheu, 
ein  Anlehen  auf  offenem  Markte  aufzunehmen,  was  zu  dem  Anlehen  bei  der  Bank 
führte.  Der  finanzielle  Werth  eines  solchen  Darlehns  bemisst  sich  in  der  Hauptsache 
nach  dem  Zinsgewinn.  Jedes  solches  Darlehen  macht  aber  einen  grösseren  oder 
geringeren  Theil  der  Bankactiva  unrealisirbar  oder  schwer  realisirbar.  selbst 
wenn  für  den  Nothfall  vom  Staate  Theilschuld verschreibangen  in  börsengängiger  Form 
zur  eventuellen  Yeräusserung  hinterlegt  werden  (so  bei  d.  Frankfurter  u.  Französ. 
B.).  Dadurch  kann  die  Lage  der  Bank  in  Krisen  erschwert  werden.  Jedenfalls  wird 
ihre  Leistungsfähigkeit  gerade  in  solchen  Zeitpuncten ,  wo  eine  grosse  Centralbaok  am 
Günstigsten  wirken  kann,  beeinträchtigt  Besser  ist  daher  diese  Form  der  finanziellen 
Gegenleistung  zu  vermeiden. 

b)  Oder  die  Bank  gewährt  dem  Staate  einen  Antheil  am 
Reingewinn,  die  passende  Form  solcher  Gegenleistung,  wobei 
am  Besten  derjenige  Gewinn,  welcher  eine  billig  zu  bemessende 
Rente  des  Stammkapitals  der  Bank  Ubersteigt,  nach  einem  zu  ver- 
abredenden Satze  getheilt  wird. 

So  bei  der  Preuss.,  Belg.  Nat-,  Bad.,  Oldenb.,  Würtemb.  Zettelbank  u.a.  m. 
jetzt  bei  der  D.  Keichsbank. 

Je  grössere  Vortheile  die  Bank  vom  Staate  bezieht,  z,  B.  je  umfassender  ihr, 
Notenprivileg  ist  oder  je  höber  die  Staatsdepositen  durchschnittlich  sind,  desto  grösser 
kann  der  Gewinnanteil  des  Staats  werden.  Diese  Einrichtung  stört  den  Bankbetrieb 
weiter  nicht 

Bei  d.  Preuss.  B.  bezog  der  Staat  die  Hälfte  des  Reingewinns,  welcher 
bleibt,  nachdem  er  für  sein  Activkapital  3'/a.  die  Privaten  für  das  ihre  41/«  Proc.  er- 
halten haben.  Dieser  Gewinnanteil  betrug  im  l).  1858—61  013,000,  1S62— 65 
1,356,000,  1S66— 60  1,601,000,  1870— "1  2*19,  1872  2  46,  1873  3  79,  1874  233 
Millionen  Thlr.,  incl.  Zins  auf  die  Staatskap.  u.  Verzins,  ti.  Tilgung  der  Anleihe  v. 
1856  (vornchml.  zur  Einziehung  v.  Staatspapiergeld).  Bei  der  Reichsb.  wird  d.  Ge- 
winn Uber  4Va%  vom  Stammkapital  von  120  Mill.  M.  hinaus  auch  zur  Hälfte 
zwischen  Reich  u.  Bankactionären  getheilt.  alter  der  Gewinn,  der  nach  Zahlung  einer 
Dividende  v.  S°/„  auf  die  Actien  restirt,  fällt  zu  %  an  d.  Reich,  zu  V«  an  d.  Actionäre. 
Bei  dem  bisher  immer  noch  sehr  massigen  Gewinn  der  Reichsbank  (Div.  an  die  Re- 
theiligten 1876-S2  6'/«,  6  29,  6  3,  5,  6.  6*/a.  7  0.V7,,)  war  auch  der  Reichsantheü 
nur  massig  (1 878  215«,  1879  0  610,  18s0  1793,  1SM  5WJ9,  1882  höher».  —  Bei 
d.  Belg.  B.  \'ö  des  Reingew.;  bei  der  Bad.  V«  von  dem  Gewinn,  der  nach  Zahlung 
von  5°/,,  Divid.  bleibt.  Ein  gewöbnl.  Vorwurf  der  Gegner  der  Zcttclbanken  ist,  dass 
der  Staat  diesen  Banken  einfach  die  Rente  aus  dem  Ertrag  des  Rechts  der  Noten- 
ausgabe, bez.  des  ungedeckten  Thcils  derselben  schenke ,  also  z.  B.  bei  100  Mill. 
M.  Notenrccbt  jährlich  4  oder  5  Mill.  M.  Dies  wäre  nur  richtig,  wenn  eine  Batik 
nicht  ein'jcigencs  grosses  Stammkapital  für  die  Führung  dieses  Geschäfts  bedurfte 
n.  dasselbe  nicht  in  wenig  lucrativen  Anlagen  t,  Wechsel  u.  s.  w.i  placiren  müsste. 
Die  4Vj%  (so  1875  u.  II'.,  jetzt  wenigstens  4"  0)  /..  B..  welche  die  Aktionäre  der 
Reichsbank  vorweg  aus  dem  Gewinn  erhalten,  würde  das  Reich  ebenfalls  bei  einer 
reinen  Staatsbank  aufwendeu  müssen,  die  mit  demselben  Stammkapital  zu  dotiren  wäre. 
S.  Zettelbankpol.  S.  576.  Dieser  Punct  wird  in  der  heutigen  neuesten  Polemik  gegen 
die  Reichsbank  als  ,.Acticnunternehmen"  gewöhnlich  ganz  übersehen. 
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Die  finanzielle  Gegenleistung  der  Rank  lasst  sich  auch  als  eine  Art  Pacht- 
zins betrachten,  welcher  für  die  üeberlassung  der  Ausnutzung  der  massigen  Staats- 
gelder und  hei  einer  privilegirten  oder  Monopolbank  für  die  Gewährung  des  Hechts 
der  Notenausgabe  und  des  Privileg  der  Annahme  der  Noten  bei  den  Staatskassen 
entrichtet  wird.  Statt  der  Selbstverwaltung  der  eigenen  Staatsgelder  und  des  Noven- 
rechts wird  also  gewissermaßen  die  Verpachtung  vorgezogen.  In  den  Beziehungen 
zwischen  d.  Engl.  B.  u.  dem  Staate,  die  ja  aHein  eine  längere  Geschichte  haben, 
tritt  ein  solches  Quasipachtverh  thniss  immer  mehr  hervor.  Es  wird  hier  sehr  genau 
von  beiden  Theilen  der  Werth  der  Vortheile  u.  der  Gegenleistungen  ausgerechnet. 
Dieselbe  Entwicklung  wird  wohl  auch  in  den  and.  Staaten  eintreten,  welche  grosse 
Monopolzettelbankou  in  der  Form  der  Actiengesellsch.  oder  dgl.  besitzen. 

2.  An  Stelle  der  finanziellen  Gegenleistung  oder  wenigstens 
eines  Theils  derselben  kann  der  Staat,  besonders  bei  grossen  Mono- 
pol- und  Centraizettelbanken,  mitunter  passeud  auch  eine 
andere  Form  der  Gegenleistung  treten  lassen,  welche  dem 
wahren  Wesen  des  vorbehaltenen  Notenrechts  auch  besser  entspricht. 
Letzteres  soll  kein  Finanzregal  werden,  seine  Begründung,  Uber 
die  sieh  streiten  lässt,  findet  sich,  wenn  überhaupt,  so  vornehmlieh 
in  den  Interessen  des  Geld-  und  Creditwesens,  über  welche  der 
Staat  zu  wachen  hat.  Demgemäss  kann  der  Staat  in  Betreff  der 
Höhe  der  Metalldeckung  und  der  Beschaffenheit  der 
übrigen  Deckungen  der  Noten,  ferner  hinsichtlich  der  Grösse 
des  Stammkapitals  der  Bank  Bedingungen  stellen,  welche  die 
Sicherheit  der  Banksolvenz  und  daher  der  Banknoten  und 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bank  in  Krisen  erhöhen. 
Diese  Bedingungen  laufen  aber  auf  eine  Verminderung  des 
Hein  er  trag  s  der  Bank  hinaus,  so  dass  dann  eine  finanzielle 
Entschädigung  des  Staats  fortfallen  oder  dieselbe  verringert  werden 
mttsste.  Der  dem  Staate  hierdurch  entgehende  Gewinn  (lucrum 
cessans)  bildet  gleichsam  einen  Ausgabeposten  auf  dem  Conto  der 
Volk8wirthschaftspflege ,  —  eine  der  verhüllten  Staatsausgaben, 
welche  bei  rein  privatwirthschaftlicher  Behandlung  des  Verhältnisses 
allerdings  zu  vermeiden  wäre. 

Bei  grossen  Ccntralbanken .  welche  wie  die  B.  v.  Eugland,  Frankreich  u.  mehr 
u.  mehr  auch  die  von  Preussen  u.  jetzt  die  Keichsbank  die  Edelmetallbehälter 
ihrer  Volkswirtschaften  zu  sein  pflegen,  ist  die  stete  Boreithaltung  eines  genügend 
grossen  Baarvorraths  bes.  wichtig.  Letzterer  muss  hinreichen  bei  einer  starken  Ab- 
strOmuug  des  Metalls  ins  Ausland  (in  Eugland  z.  B.  nach  Misseruten)  oder  bei  einer 
Beanspruchung  des  Haarfonds  der  Hank  aus  anderen  Ursachen  (vgl.  darüber  meine 
Zettelbankpol..  S.  552  ff.\  ohne  dass  der  Geldmarkt  durch  zu  starke  Crediteinscbraukung 
zu  sehr  erschüttert  wird.  Es  liegt  daher  im  Intcresso  der  Volkswirtschaft  u  folglich 
des  Staats,  dass  ein  starker  Baarbestand  gehalten  wird.  Eine  darauf  beziigl.  Vorschrift 
kann  also,  wie  u.  A.  Tooke  vorgeschlagen  bat  (bist  of  prices  II,  330,  V.  509)  einer 
Centralbank  als  eine  passende  Gegenleistung  ftlr  ihre  Privilegien  auferlegt  werden. 
Achnlk-he  Argumente  in  Bagi  hot.  Lombardstreet. 
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3.  Abschnitt. 

Werbendes  bewegliches  Vermögen  und  specielle  Kapitalfonds. 

Vgl.  Kau,  5.  A.  §.  155,  0.  A.  §.  212.  Stein  Fin.  I,  252.  Er  säet  „von 
dm  „Fonds"  bei  ihm  (Wagner)  nichts".  Da  ist  von  Stein  §.  280  d.  vor.  (2.)  Aul, 
au  f  die  er  sich  doch  ausdrücklich  bezieht,  ubersehen  worden. 

I.  —  Allgemeine  Würdigung.  §.  263.  Solches  Vermögen 
anzusammeln,  zufällig  vorhandenes  zu  behalten  und  es  verzinslich 
anzulegen,  dafür  liegt  selten  ein  genügender  tinanzwirtbschaftlicher 
Grund  vor  und  volkswirtschaftliche  Gründe  sprechen  oft  dagegen. 

Der  nahe  liegende  Gedanke,  etwa  einen  Staatsschatz  auf  diese  Weise  zu  ver- 
wenden ,  um  den  Zinsverlust  zu  ersparen ,  ist  wegen  des  Zwecks  der  Institution  eines 
solchen  Schatzes  nicht  ausführbar.  (§.  75».  Hei  der  Bcratbung  über  den  Deutschen 
Keicbsschatz  im  D  Reichstag  im  Nov.  1871  gab  der  Abg.  Mitjuil  zur  Erwägum.'. 
ob  nicht  ein  Theil,  etwa  die  Hälfte  d<  s  Schatzes  zur  Zinsersparung  in  fremden,  bes. 
euirl.  offentl.  Fonds  angelegt  we  rden  könnte.  Zu  einem  eigentl.  Antrag  kam  es  nicht 
Mir  scheint  dagegen  zu  sprechen:  1)  die  Möglichkeit  eines  Krieirs  mit  einem  d«-r 
Staaten,  in  dessen  Fonds  das  Kapital  placirt  ist  (•iiul.,  rnss..  nordamerik.  Werthe), 
2)  die  notorische  Thatsache,  dass  in  Zeiten  des  Kriegsausbruchs  alle  Fonds,  auch  die 
•ranz  unbeteiligter  Staaten  mehr  od.r  weniger  stark  afücirt  werden,  so  dass  ein  erhebt 
Verlust  doch  unvermeidlich  ist.  Es  sanken  z.  11.  im  Juli  1S7U  6°/„  Amer.  von  97  auf 
7S».  5w/„  ßuss  v.  s>7  auf  unter  SO ,  rosa.  Prämienanl.  v.  119  auf  9(1  in  Berlin.  Das 
Vermögen  als  eine  Art  bleibenden  Depositums  einer  Dank  zur  Benutzung  zu 
überlassen,  empfiehlt  sich  auch  nicht,  weil  damit  doch  ein  unnöthiger  Zinsvcrlust  ver- 
bunden wäre  und  die  Behandlung  solcher  Gelder  etwa  als  subsidiärer  Staatsschatz 
wiederum  bedenklich  und  schwer  durchführbar  ist.  Denn  die  Einziehung  während 
einer  politischen  Krisis,  wo  sie  regelmässig  würde  stattfinden  müssen,  würde  die  Use 
noch  verschlimmern.  Die  dauernde  Verwendung  zu  gewöhnlichen  Darlehen, 
namentlich  auf  Hypotheken,  und  die  Anlage  in  verschiedenartigen  Werth- 
papieren (Actien.  besonders  Prioritätsobligationen  von  Eisenbahngesellschaften.  Schnld- 
verschreibungen  der  Selbstverwaltungskörper,  auswärtige  Staatspapiere  u.  dgl.  in.)  giebt 
allerdings  in  der  Kegel  einen  genügenden  Zins  und  kann,  wenn  einmal  ein  solches 
Vermögen  vorhanden  ist  und  dasselbe  keine  zweck  massigere  Benutzung  findet,  mitunter 
wohl  am  Platze  sein.  Grössere  Betrage  Geld  hatten  früher  d.  s c  h  w  e  i z.  Eidgenossen- 
schaft u.  mehrere  einzelne  Kantone  auf  Zinsen  ausgeliehen.  Mathy,  in  Baus  Arch. 
IV,  OJ.  Stampfl i,  Finanzbuehl.  f.  d.  Berner  Volk,  1850,  S.  73.  Verschiedene 
ältere  Daten  darüber  bei  Bau,  5.  A.,  §.  155  (a).  Kleinere  Beträge  verzins!.  Geld- 
anlagen kommen  vielfach  vor.  Z.  B.  Preusseu:  A.  f.  1871.  Ausser  220,204  Thlr. 
Zinsen  u.  Divid.  v.  d.  aus  d.  Ertrau  der  Eisenbahnabtrabe  angekauften  Actien  noch 
andere  389,000  Thlr.  Zinsen  von  Staatsactivkapitalien.  neml.  v.  7,023,697  Thlr.  (nom.) 
div.  üblig.  u.  Actien  u.  v.  1,910.400  Thlr.  hypothek.  Forder.  u.  Darlehen  (unter  beiden 
Posten  verschied.  Zinssätze  u.  kleine  unverzinsl.  .summen».  A.  solcher  Zinsen  1S75 
P3  Mill.  M.  Auch  im  Etat  der  Douiancnverw.  kommen  Zinsen  aus  Aetivkapital.  vor 
(A.  1870  72,908,  1871  22,446  Thlr,  1875  24,730  M.).  Ausserdem  hatte  der  Staats- 
schatz i.  J.  1870  ausstehen  2,663,850  Thlr.  unverzinslich.  1,174,713  Thlr.  zinstrag. 
u.  2,254,795  Thlr.  nicht  zinstragende  Activkap.  —  Der  churhess.  Staatsschatz,  der 
der  Provinz  jetzt  als  Provinzialfonds  überlassen  ist,  trug  <:.  '/4  Mill.  Thlr.  Zinsen.  — 
Haiern.  A.  für  1871  Zinsen  aus  Staatsactivkapit.  22,380  II.,  wozu  etwa  noch  di<- 
Entschädigungsrente  v.  d.  Krone  Oesterreich  mit  102,083  fl.  gerechnet  werden  kann. 

Aber  etwa  absichtlich  Ueberschüsse  der  Einnahmen  zu  diesem  Zweck  anzusammeln, 
ist  wenigstens  im  Allgemeinen  nicht  rätblich.  Das  (leid  bleibt  dann  besser  in  den 
Händen  des  Publicums  und  eine  Steuervermiuderung  oder  die  Vornahme  wichtiger, 
bisher  verschobener  Beformen,  Ausfuhrung  öffentlicher  Werke  u.  s.  w.  erfolgt  statt 
d«*r  Ansammlung  von  IVbersehüssen. 
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Einmal  vorhandenes  bewegliches  Vermögen  wird  sonst  am 
Besten  entweder  zur  Schuldentilgung,  wobei  dann  meistens 
noch  eine  Zinsdifferenz  gewonnen  werden  wird,  oder,  mitunter 
lieber  noch,  zur  Anlegung  öffentlicher  Werke,  Bau  von  Land- 
und  Wasserstrassen,  Eisenbahnen,  zu  Urbarmachungen,  zu  Unter- 
stützungen bei  Reallastenablösungen  u.  dgl.  m.  verwendet.  Auch 
können  Provinzen,  Bezirke,  Gemeinden  llttr  gemeinnützige  grössere 
Unternehmungen,  Eisenbahngesellschaften  fUr  ihre  Bauten  wohl 
daraus  Zuschüsse,  als  Staatsbeitrag  oder  vorschussweise,  erhalten, 
oder  der  Staat  sich  als  Actionär  bei  einer  Privatbahn  mit  solchen 
Fonds  betheiligen. 

Dauernde  Anlage  von  Staatsactivkapitalieu  im  Auslände,  etwa  in 
fremden  Staatspapicreii  —  früher  /.  B.  Seitens  des  K.  Bern,  ein  neueres  Beispiel 
bildet  der  Ankauf  von  französ.  Kcnte  für  c.  50  Mill.  Fr.  Gold  Seitens  Kusslands 
i.  .1.  1S47,  Courcelle-Seneu il,  traite  des  oper.  de  banque,  Par.  1S.">7,  cd. 
p.  220,  —  hat  doch  Uberwiegende  politische  und  wirtschaftliche  Bedenken,  kann 
indessen  in  Ausnahmefällen,  /.  B.  in  Ländern,  welche  stark  an  das  Ausland  verschuldet 
sind,  im  Interesse  der  grösseren  Stabilität  des  Wechselcursos ,  besonders  in  Papier- 
wäurungsländem,  in  Betracht  kommen.  Vorschlag  dieser  Art  für  Oesterreich  in 
einer  Dcnkschr.  d.  <»st.  Finanzinin.  1  SO  1 ,  für  Kussland  mit  näherer  Begründung  von 
A.  Wajruer,  russ.  Papierwähr.,  S.  204  II*.  Aehnl.  Vorschlaf?  als  Maassregel  der 
Bankpolitik,  einen  Theil  des  Baarfonds  in  fremden  Wcehseln  anzulegen,  bei  de  ms., 
Zetttdb.  S.  270  ir.,  eiu  in  England ,  Frankreich,  bei  der  fran/.ös.  F.nquctc  v.  JsOO  II. 
mehrfach  erörterter  (iedanke. 

II.  §.  264.  Besondere  Beachtung  verdienen  folgende 
zwei  Fälle: 

1.  Eine  besondere  Function  können  Fonds  beweglicher  Kapi- 
talien zur  einstweiligen  Anlage  grösserer  disponibler 
Geldsummen  haben,  welche  man  erst  später  bestimmten 
Verwendungen  zuführen  will  und  an  welchen  daher  Zinsver- 
luste vermieden  werden  sollen. 

Hier  wird  es  sieh  gewöhnlieh  um  abnorme  politische  und  finanzielle  Verhält- 
nisse handeln,  welche  zur  Verfügung  über  solche  Summen  fahrten,  z.  B.  bei  Kricgs- 
contri  butionen  u.  dgl.  in.  Denn  durc  h  Anleihen  wird  man  selten  fUr  lautre  im 
Voraus  grössere  Beträge  disponibel  machen.  In  jenen  Fällen  möchte  es  auch  zweck- 
mässiger sein,  die  Summen  einstweilen  bei  Banken  zu  massigen  Zinsen,  als  sie  eigens 
in  Darlehen.  Werthpapieren  u.  dgl.  in.  anzulegen,  aus  dem  im  Folgenden  (unter  Nr.  2) 
angegebenen  Grunde,  der  auch  hier  gilt. 

Im  Deutschen  Weich  hat  man  drei  solche  „Fonds-'  ans  d.  Iran/.  Kriegscontribution 
gegründet:  Den  Reichsfestu  ngsbaufonds,  d.  Fonds  für  d.  Kciehstagsgebäude 
u.  den  f.  Keie hsoisenbahnen.  Für  ersteren  gilt  d.  Ges.  v.  ."10.  Mai  1873.  Art.  III; 
er  i»t  zuerst  mit  ö.H  Mill.  Thlr.  dotirt  worden,  welche  im  Wesentl.  nach  denselben 
Grundsätzen ,  wie  die  Kapitalien  des  Invalidenfonds.  zinsbar  angelegt  werden.  Die 
Zinsen  des  Fonds  fliessen  zu  den  allgem.  Reichsein  nahmen ,  die  Ausgaben  f.  d. 
I  estungsbau  selbst  werden  aus  den  tlUssig  gemachten  Kapitalbcständen  gedeckt.  Der 
bezUgl.  Betrag  wird  in  den  .lahrcsetat  des  Keiehs  gesetzt.  Das  Kapital  des  Funds 
bestand  E.  1S75  aus  12134  Mill.  M.  deutscher.  Ytt5  Mill.  Doli,  nordamerikan.. 
Mrt.550  Pfd.  Sterl  and.  ausländ.  Papieren,  E.  1>M  noch  nominell  5P10  M.  M.  u. 
404,^50  Pfd.  St.  Ublig..  .jJ7,S51  M.  baar.  S.  meinen  Auls.  Woiehsfinanz..  Jahrb. 
III,  1  IG.  —  Der  Fonds  d.  Kciehstagsgebäudes  beruht  auf  d.  Ges.  v.  V  Juni  1S7H, 
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beträft  s  Mill.  Thlr.,  die  zinsbar  anzulegen  sind.  Die  Zinsen  sollten  dem  Fonds  bis 
zur  Verwendung  des  Kapitals  zuwachsen,  was  später  modincirt  wurde  (im  Et  f. 
1884/85  stehen  08  M.  M.  Zinsen  f.  d.  Reich),  (Stand  E.  1875  27  09  MilL  M..  £ 
1S81  2*160  M.  M.)-  —  Der  Reichseisenbahnfonds  beruht  auf  d.  Ges.  v.  18.  Juni  1S73  u. 
betrug  ursprünglich  c.  24  8  Mill.  Thlr.,  die  ebenso  behandelt  werden,  wie  die  Kapitalien 
des  Kestungsbaufouds.  A.  dor  Ziusen  im  Etat  f.  1876  1  45  Hill.  M.,  der  Kapitalver- 
wendung  16*611  Mill.  M.,  seitdem  aufgezehrt  —  Etwas  Aehnliches  bildet  die  Erbschaft 
des  Herzogs  Karl  v.  Braunschweig  an  die  Republik  (ienf,  welche  diese  angetreten  hat. 

2.  Solche  Fonds  beweglicher  Kapitalien  können  auch  den 
Zweck  haben,  zur  Sicherstellung  künftiger  finanzieller 
Verpflichtungen  und  zur  Bestreitung  der  daraus  her- 
vorgehenden Zahlungen  mittelst  der  Zinsen  (eventuell 
unter  Mitverwendung  von  Amortisationssummen,  wenn  die  allmälige 
Aufzehrung  des  Kapitals  in  Aussicht  genommen  wird)  zu  dienen. 
Ein  Beispiel  liefert  der  In validenf onds  des  Deutschen  Reichs. 

Kapitalien  für  solche  Zwecke  werden  wohl  auch  nur  in  abnormen  politischen 
und  finanziellen  Verhältnissen  verfügbar  sein,  wie  in  diesem  Beispiel.  Eine  richtige 
Finanzpolitik  wird  aber  selbst  in  solche»  Lagen  kaum  zu  derartigen  Einrichtungen 
eines  wesentlich  privatkapitalistischen  Characters  greifen.  Dieselben  bieten  fttr 
die  Dauer,  bei  ungünstiger  Finanzlage,  doch  keine  Sicherheit  für  ihren  Zweck,  wohl 
aber  führen  sie  fast  unvermeidlich  zu  Geschäften,  welchen  eine  Staatsbehörde  schwerg-- 
wachsen  ist.  Die  genügenden  Cautelen  politischer  Art  sollen  getroffen  und  doch  finanzielle 
Verluste  verhütet  werden:  das  sind  zwei  kaum  vereinbare  Wünsche.  Denn  um  des  letzteren 
Willen  muss  die  Behörde  freier  verfugen,  z.  B.  öfter  in  den  Anlagenwechseln  können, 
was  ihr  bei  jenen  Cautelen  unmöglich  ist,  die  doch  wieder  nicht  zu  entbehren  sind. 

Daher  auch  hier  lieber  eine  Verwendung  solcher  Kapitalien 
zur  Schuldentilgung  oder  zu  grossen  öffentlichen, 
Rente  gebenden  Unternehmungen,  wie  Staatsbahnen, 
Staatsbanken  u.  dgl. 

Eingehende  Begründung  dieses  Urtheils  in  der  Kritik  des  Rcichsinvalidcnfonik 
in  meinein  Rcichsfinanzwes.,  Jahrb.  III,  S.  131  ff.  S.  auch  o.  §.  164,  S.  377.  Das 
(ies.  v.  23.  Mai  1S73  dotirt  den  Invalidenfonds  mit  187  Mill.  Thlr.  (zu  viel  für  drn 
Zweck),  die  in  verschied.  Effecten  angelegt  sind,  s.  §.  2  des  Gesetzes.  Bis  1.  Juli  187f> 
durfte  interimistisch  eine  Aulage  in  weiteren  Papieren  erfolgen  (§.  3).  Es  hat  sich 
aber  uicht  durchführbar  erwiesen,  diese  Anlage  bis  zu  diesem  Zeitpuncte  zu  realisiren 
u.  in  die  gesetzliche  des  §.  2  zu  verwandeln.  Deshalb  masste  im  Ges.  v.  23.  Febr.  187t> 
die  Frist  f.  jene  interimistische  Anlage  bis  1.  Juli  lhSÜ  verlängert  werden.  Dies« 
Vorgänge  dienen  zur  Bestätigung  des  im  Text  Gesagten.  Stand  des  Invalidenfoad' 
Ende  1881:  nominell  534.42  Mill.  M.  n.  0.459  Mill.  fl.  süddeutsch  in  Obligation^ 
2.61  MilL  M.  baar.  Die  unnöthig  grosse  Höhe  des  Fonds  hat  ermöglicht,  dem  Fonds 
auch  noch  weitere  Kriegspensionen  zuzuschieben.. 


Fünfter  Hauptabschnitt. 

Communications-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 
(im  engeren  Sinne),  besonders  Eisenbahnen. 

Bau  hat  bloss  den  Staatseisenbahnen  einen  besonderen  kurzen  Abschnitt,  das 
S.  Hauptst.  v.  d.  Regalien  gewidmet,  indem  er  (5.  A.)  in  §.  219c  glaubte,  ein  eigen« 
Eisenbahn regal  aufstellen  zu  müssen.  Die  eingehendere  Darstellung  in  Bau'» 
Volkswirthsehaftspolit.  II.  4$   25*1— 203,   mit  kurzer  Berührung  der  Streitfrage.  «t> 
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Staats-  oder  Privatbabnen ,  berücksichtigt  die  eigentlich  staatswirthschaftliche  und 
finanzielle  Seite  der  Frage  neben  der  Erörterung  der  volkswirtschaftlichen  Seite  noch 
zu  wenig.  Jene  beiden  Seiten  müssen  nothwendig  specieller  behandelt  werden.  Ferner 
ist  das  Eisenbahnwesen  im  Zusammenhange  mit  dem  gesarainten  Verkehrswesen  zu 
betrachten,  um  die  Stellung  des  Staats  zu  ihm  und  seine  finanzielle  Behandlung  prin- 
zipieller u.  nach  einem  höheren  u.  allgemeineren  Gesichtspuncte  za  begründen. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  neben  dem  Forstwesen  das  Hauptgebiet  des 
modernen  Doinäncnwesens.    Seine  finanzielle  Regelung  ist  noch  schwieriger,  weil 
volkswirthschaftspolitische  und  privatwirthschaftliche  Gesichtspuncte  sieb  noch  manch- 
facher  kreuzen.    Die  Post  behandelt  Kau  auch  unter  den  Kegalien,  §.  205— 219a, 
desgleichen  die  Telegraphie  §.  219b.    Meine  abweichende  Auffassung  ist  schon 
oben  §.  199  ff.  begründet  worden.  Die  Landstrassen  stellt  dagegen  auch  Kau  bereits 
unter  die  Gebübrenzweige.  unter  Verwerfung  eines  Strassen regals,  §.  239—243.  In 
Rau  s  Volkswirthschaftspolitik  ist  das  Verkehrswesen  —  Herstellung  der  Strassen 
§.  255  ff.,  Mittel  zur  Benutzung  der  Strassen  208  ff.  — ,  etwas  zu  eng  und  der  all- 
gemeinen culturlichen  und  wirtschaftlichen  Bedeutung  desselben,  sowie  den  heutigen 
Verhältnissen  nicht  mehr  recht  entsprechend,  als  „Erleichterung  der  WaarenfortschaHüng" 
bei  der  ..Beförderung  des  Tausch  Verkehrs"  besprochen.  Auch  hier  fehlt  noch  zu  sehr 
eine  principielle  Behandlung  der  Fragen,  welche  sich  auf  die  Stellung  des 
Staats  zum  Verkehrswesen  u.  auf  die  ganze  finanzielle  Regelung  beziehen.  Das 
Verkehrswesen  in  seiner  modernen,  ja  noch  manchfach  in  Entwicklang  begriffenen 
Gestaltung  bildet  f.  d.  Kinanzwiss.  ein  besond.  wichtiges  u.  lehrreiches  Gebiet  der 
Staatsthätigkeit,  weil  der  geschichtliche  Wechsel  zwischen  den  vier  leitenden  Finanz- 
prineipien  (§.  20 1)  und  die  Xothwendigkeit ,  die  eiuzelnen,  doch  so  nahe  verwandten 
tiebiete  nach  verschiedenen  Principien,  die  sich  aber  auf  ein  oberstes  Hauptpriucip 
zurückführen  lassen,  statt  nach  einer  einzigen  Schahlonendoctrin ,  zu  behandeln,  be- 
sonders deutlich  hervortritt.  —  Die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens  in  dieser  Ausführ- 
lichkeit hier  in  der  Finanzwissensch,  kann  vom  Standpunct  strenger  Systematik  aus 
bemängelt  werden,  wie  ich  L.  Stein  (Kinanzwiss.  3.  A.  S.  255)  einräume.   Aber  sie 
entspricht  immerhin  der  ähnlichen  Behandlung  der  Domänen-  und  Forstlehre  schon  in 
Kau 's  Finanzwissenschaft.    Jedenfalls  habe  ich  sie  auch  in  dieser  Auflage  des  1.  B. 
der  Finanzwissenschaft  noch  nicht  wesentlich  verändern,  bez.  verkurzen  wollen,  weil 
der  das  Verkehrswesen  behandelnde  Band  des  Lehrbuchs,  wobinein  die  Eisenbahnlehre 
gehört,  noch  aussteht.    Später  wird  vielleicht  eine  Acnderung  passend  sein.  Sonst 
gilt  übrigens  über  die  Hereinziehung  solcher  Lehren,  wie  der  Eisenbahnlehre,  in  die 
Finanzwiss.  das  oben  §.  7  S.  10  Gesagte. 

Vgl.  Kau,  Volkswirthschaftspo).  II,  §.  255—272.  Mohl,  Polizeiwiss.  3.  A. 
II,  §.  17-1—180.  Bes.  Schäffle,  Nationalök.  2.  A.  §.  262—269,  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Eisenbahnen,  aber  mit  manchen  treffl.  Erörterungen  über  Verkehrswesen 
im  AUgcmcinen.  L.  Stein,  Verwaltungslebre  VII,  50  ff.  und  Handb.  d.  Verwal- 
tungslehre Stuttg.  1870,  S.  173 — 224,  2.  A.  S.  384  ff.,  wichtig  und  in  vieler  Hinsicht 
wohl  massgebend  lur  die  systeinat.  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  des  Verkehrswesens. 
Im  Einzelnen  ist  Manches  schief,  z.  B.  gerade  die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens 
S.  210  (die  Eisenbahnen  den  Actiengcsellschaftcn,  als  einer  Form  des  Vereinswesens, 
principiell  zugewiesen,  -  wieder  eine  falsche  Verallgemeinerung  bpeeif.  österr. 
Erfahrungen,  wobei  die  neueren  Bestrebungen  in  England,  Amerika  übersehen  werden). 
Ders.,  Fin.  1.  A.  S.  134  ff.,  2.  A.  S.  IM  208,  3.  A.  S.  237  ff.,  wo  Post,  Eisen- 
bahnen u.  Telegraphen  als  die  „Kegalien  des  Communicationswesens"  bezeichnet 
werden.  S.  dagegen  oben  §.  20J.  Die  Staatsoisen bahnen  stellte  auch  Stein  früher 
zu  den  Domänen,  jetzt  (4.  A.  I,  312)  behandelt  er  sie  kurz  bei  den  Gebühren,  geht 
aber  in  der  Finanz  Wissenschaft  absichtlich  nicht  auf  die  Frage  ..Staats-  oder  Privat- 
bahnen" näheren»,  ümpfenbach,  Fin.  §.  34—43  girier  unter  den  Gebührcnzweigeu). 
Bergius,  S.  119—148  (2.  Aufl.,  §.  22—25,  unter  Dom.  u.  Regalien,  in  der  Auf- 
fassung so  einseitig  manchesterlich  wie  früher).  Wagner,  Grundleg.  I,  §.  367.  — 
Vel.  ferner  Engel's  geistvolle  Erörter.  in  d.  Aufs,  „die  Grenzen  des  Erfindungsgeists 
im  Transportwesen",  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1864,  S.  113.  —  A.  Wagner,  Art.  Schiff- 
fabrt  in  Rentzsch's  Handwörterb.  —  Mancherlei  werthvolle  Bemerk,  über  Verkehrs- 
wesen im  Allgem.  auch  in  der  Specialliter.  Uber  einzelne  Wfege  u.  Anstalten,  bes.  über 
Eisenbahnwesen,  s.  d.  Liter,  über  letzteres  unten  vor  dem  zweiten  Abschnitt,  üeber 
Strassen,  Post  u.  Telcgr.  s.  Fin.  II,  §.  303—313. 
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In  dem  nunmehr  vorliegenden  Ii.  III  von  Roscher  s  System  werden  dem 
Transportwesen  drei  Kapitel  gewidmet,  in  der  1.  Abth.  vom  „Handel",  also  systematisch 
noch  so  wie  bei  den  Früheren,  was  mir  unrichtig  erscheint.  Unter  dem  Reichthun» 
an  einzelnen  Notizeu .  der  Frucht  einer  erstaunlichen  Belesenheit  und  unter  der 
schönen,  wenn  auch  etwas  schabloncumässken  Betrachtung  auch  dieses  Gegenstand» 
aus  dem  historischen  Gesichtspuncte  tritt  die  principiellc  staatswirthachaftliche  Behand- 
lung nur  etwas  /u  sehr  zurück  u.  die  (inanzwirthschaftliche  u.  verwaltungsrechtliche 
Seite  noch  mehr.  Im  Einzelnen  lehnt  sich  Roscher  sehr  au  Sax  an.  Meine  eigene, 
der  Sax  sehen  vielfach  verwandte  u.  ihr  vorausgegangene  Behandlung  wird  dabei 
nicht  nähor  von  Roscher  berücksichtigt.  Das  wahrhaft  vorzügliche,  allen  Seiten  des 
Gegenstands  gerecht  werdende ,  scharfe  principiclle  Aullassung  und  systematische  Er- 
schöpfung mit  reichem  Detail  und  schöner  I  onn  der  Darstellung  verbindende  deutsche 
Werk  ist  jetzt:  E.  Sax.  d.  Verkehrsmittel  in  Volks-  u.  Staats* irths.  h.  2  B.  Wien,  187S, 
1S79.  (\.  B.  Allgem.  Lehre,  dann  Land-  u.  Wasserwege.  Post  u.  Telegr. ,  2.  B. 
Eisenbahnen).  Eine  gute  Zus.fassung  dos  Gegenstands  (riebt  Sax  selbst  in  s.  Abb. 
Transp.  u.  Coinmunic.wesen  in  Schönbcrg's  Handb.  d.  polit.  Uekon.  I.  Auch  für  die 
allgemein«'  Lehre  vom  Verkehrswesen  sind  die  ausgezeichneten  Arbeiten  G.  Cohn  s 
über  Eisenbahnwesen  (bes.  Untersuchungen  Uber  engl.  Eisenbahnpolitik.  2  B. 
Leipz.  1874,  1875,  neuerdini^s,  ISSN,  fortgesetzt  int  Archiv  f.  Eisenb.wes.,  auch  Cohn's 
Aufs.  Staat  u.  Eisenbahnen,  zugleich  eine  Kritik  v.  Sax,  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  33. 
1S79)  höchst  beachtenswert!] ,  bes.  wegen  der  Zurückfuhrung  der  Einzelfragen  auf 
die  grossen  Principienfragen  der  Volks-  u.  Staatswirthschaft  u.  wegen  der  Fülle  feiner 
kritischer  Bemerkungen.  Aus  d.  fremden  Liter,  s.  u.  A.  A.  de  foville,  trans- 
formation  des  moyens  de  transport,  Par.  1 SSD. 

1.  Abschnitt. 

Das  Verkehrswesen  und  seine  staatliche  und  finanzielle 
Behandlung  im  AI  gemeinen. 

Eisenbahnen,  Canäle  und  Schillfahrt  sollen  nach  dem  Früheren  hier  unter  den 
privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  mit  betrachtet  werden  (§.  203^. 
Um  diese  Einrichtungen  überhaupt  und  die  Stellung  des  Staats  zu  ihnen,  sowie  die 
finanzielle  Behandlung  derselben  Seitens  des  Staats  richtig  zu  beurtheilen.  müssen  sie 
im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  ('ommunications-  und  Transportwesen 
oder  Verkehrswesen  (in  diesem,  engeren  Sinne  des  Worts)  betrachtet  werden. 
Es  ist  daher  hier  dieses  gi-sammte  grosse  volkswirtschaftliche  Gebiet  ins  Auge  zu 
fassen,  auch  wenn  manche  Theile  desselben ,  soweit  sie  überhaupt  bei  den  Staatsein- 
nahmen in  Betracht  kommen,  nach  unserer  früheren  Scheidung  erst  bei  den  Gebühren 
zu  besprechen  sind.  Durch  die  nachfolgende  Erörterung  lind«  t  die  Ueberweisung 
eines  Theils  der  Einnahmen  aus  dem  Communications-  und  Transportwesen  unter  die 
privatwirthschaftlichen  und  eines  andern  Theils  unter  die  Gebühren  zugleich  ihre 
nähere  Begründung.  Unvermeidlich  ist  es  dabei,  auf  die  allgemein  -volkswirtschaft- 
liche und  volkswirthschaftspolitische  Seite  des  Verkehrswesens  neben  der  finanziellen, 
soweit  dies  durch  den  Zusammenhang  beider  Seiten  geboten  ist.  etwas  mit  einzngehen. 
Weiteres  gehört  in  die  Volkswirthschaftspolitik. 

I.  —  §.  265.  Allgemeine  Bedeutung  und  Gestaltung 
des  Verkehrswesens. 

Das  Verkehrswesen  vermittelt  die  räumliche  Bewegung 
oder  die  Ortsveränderung  der  Personen,  Güter  und  Nachrichten. 
Diese  Ortsveränderung  bildet  die  Voraussetzung  für  die  Erreichung 
einer  grossen  Menge  der  wichtigsten  Wirthschafts-  und  Culturzwecke 
der  Menschheit.  Nach  der  Möglichkeit  der  Ortsveränderung 
überhaupt  sind  Sicherheit  und  Schnelligkeit,  Regelmässig- 
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keit  und  Billigkeit  die  hauptsächlich  an  das  Verkehrswesen  zu 
stellenden  Anforderungen.  Maassgebend  sind  hierbei  drei  Momente, 
der  Weg,  das  Fahrzeug  und  die  bewegende  Kraft,  sodann 
die  zweckentsprechende  Combi nation  der  Fahrzeuge  und  be- 
wegenden Kräfte  auf  den  Verkehrswegen  zu  bestimmten  Ver- 
kehrsgestaltungen oder  Transportleistungen.  Die  Auf- 
gabe des  Staats  im  Verkehrswesen  ist  einmal  je  bei  den  Verkehrs- 
wegen  und  Verkehrsgestaltungen,  sodann  zum  Theil  auch 
wieder  bei  den  verschiedenen  Arten  beider  verschieden. 
Danach  ändert  sich  auch  die  finanzielle  Behandlung,  der  folgendes 
allgemeine  Schema  zu  Grunde  zu  legen  ist: 

1.  Verkehrswege:  Strassen  und  Plätze  in  den  Ortschaften, 
Landstrassen  aller  Art,  vom  einfachen  Feldweg  bis  zur  vollendeten 
Kunststrasse  (Chaussee),  Eisenbahnen,  natürliche  und  künstliche 
Binnenwasserwege,  die  offene  See,  die  Telegraphenleitungen,  Rohr- 
postleitungen. 

2.  Die  Transportleistungen  auf  diesen  Wegen.  Sie 
lassen  sich  in  freie  und  organisirte  unterscheiden. 

a)  Jene  erfolgen  so,  dass  Jedermann  gewisse  Wege  zu  belie- 
biger Benutzung,  obschon  eventuell  unter  Erfüllung  bestimmter 
Bedingungen,  z.  B.  der  Zahlung  einer  Gebühr  (Weggeld),  offen 
stehen. 

b)  Organisirte  Transportleistungen  oder  Verkehrsanstalten 
sind  dagegen  regelmässige  und  unabhängig  von  der  je- 
weiligen wirklichen  B  e  n  u  t  z  u  n  g  erfolgende  Transportdienste 
für  Personen,  Güter  und  Nachrichten  oder  für  eines  dieser  Trans- 
portobjecte  auf  bestimmten  Arten  von  Wegen  zwischen  gewissen 
Orten  zu  bestimmten  Zeiten,  neben  oder  auch  unter  Ausschluss 
jenes  freien  Verkehrs. 

Die  wichtigsten  Verkehrsanstalten  sind:  innerhalb  der  Orte  selbst  das 
Omnibuswesen,  die  Pferde-  und  hie  und  da  auch  die  Dam pfeisenhahnbetriebe, 
vornehmlich  for  den  Peisonenrerkehr.  (Das  Droschken  wesen .  als  die  Einrichtung, 
wonach  bespannte,  jederzeit  sofort  zum  Fahren  benutzbare  Personenfuhrwerke  auf 
öffentlichen  Strassen  bereit  stehen ,  hat  /war  auch  Merkmale  einer  Verkehrsanstalt, 
aber  steht  doch  insofern  upart.  als  hier  nicht  bestimmte  Curse  unabhängig  von  der 
wirklichen  Benutzung  des  Transportdienstes  gefahren  werden.  Letztres  Moment  habe 
ich  in  dieser  Aufl.  in  den  Hegrill  der  „Verkehrsanstalt"  wohl  mit  Recht  eingeschaltet 
u.  danach  hier  das  Droschken wesen  vom  Omnibuswesen  getrennt.  S.  vor.  Aufl.  S.  52S). 
Hauptsächlich  zwischen  verschiedenen  Orten:  der  regelmässige  Boten- 
dienst für  den  Nachrichten  -  und  den  Verkehr  von  kleinen  Gütermassen;  der  Fahr- 
curs  auf  Landstrassen  für  den  Personen-  (Diligem  e-1  und  den  (Jutcr-(Fracht-)verkchr ; 
die  Post  für  die  Nachrichten-  (Briefe,  Drucksachcu-,  Packet-  (Guter  in  kleinen  Massen), 
Geldübersendung,  auch  für  den  Personentransport;  der  Eisenbahn-,  besonders 
Dampfbahnbetrieb  fitr  den  Personen-,  Güter-  und  Nachrirhtenverkebr;  der  Schiff- 
fahrts-,   insbesondere   der  Dauipfschifffah  rtscu  rs  desgleichen,   auf  Binnen- 
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gewissem  und  auf  offener  See;  der  Telegraphen  betrieb  für  den  Nachrichten- 
verkehr. 

1.  Die  Vorkehrswege  stehen  als  natürliche  Grundlage  des 
freien  Verkehrs  und  der  Verkehre  an  stalten  selbst  auch  den 
letzteren  im  öffentlichen  Interesse  noch  voran.  Schon  dieser  Um- 
stand äussert  auf  die  Stellung  des  Staats  zu  den  Verkehrs- 
wegen und  auf  die  finanzielle  Behandlung  derselben  besonderen 
Einfluss.  Die  Herstellung  neuer  Wege  berührt  ferner  die 
vom  Staate  wahrzunehmenden  Interessen  der  Gesammtbeit  noch 
mehr  und  tiefer,  als  diejenige  neuer  Verkehrsaustaltcn.  Auch  setzt 
sie  vielfach  die  Gewährung  des  Z wangsenteignu ngs rechts 
Seitens  des  Staats  voraus.  Daraus  folgt  zwar  noch  nicht  die  Not- 
wendigkeit, dass  der  Staat  allein  die  neuen  Wege  herstelle,  wohl 
aber,  dass  die  Anlage  und  die  Benutzung  der  Wege,  welche 
mit  Httlfe  dieses  bloss  im  Öffentlichen  Interesse  gewährten  Rechts 
hergestellt  werden,  unter  der  Aufsicht  des  Staats  erfolge. 
Wo  der  fertige  Weg  mit  einer  Verkehrsanstalt  in  einer  Hand, 
vielleicht  sogar  mit  Ausschluss  anderer,  verbunden  ist,  wie  in  der 
Kegel  schon  aus  technischen  Gründen  beim  Eisenbahn-  und  Tele- 
graphenwesen,  da  erweist  sich  vollends  eine  eingreifende  dauernde 
Staatscontrole  unvermeidlich. 

Die  Herstellung  der  grossen  und  kostspieligen  Kunst- 
wege der  Neuzeit,  der  Chausseen,  Eisenbahnen,  Telegraphen, 
Canälc,  die  Verbesserung  uud  Schiff  barmach  ung  der  natürlichen 
Wasserwege  erfolgt  sodann  durch  das  Zusammenwirken 
grosser  Kapitalien  und  besonderer  technisch  hoch- 
ausgebildctcr  Arbeitskräfte,  in  wesentlich  gleicher  Weise, 
ob  der  Staat  oder  Private,  d.  h.  die  praetischen  Hauptfälle  berück- 
sichtigend richtiger  gesagt  Erwerbs-,  besonders  Actiengesellschaften 
bauen.  Die  Verwendung  grosser  Kapitalien  Seitens  des  Staate  oder, 
bei  den  Verkehrswegen  mehr  localcr  Bedeutung  Seitens  der  Selbst- 
verwaltungskörpcr,  kann  zwar  ein  finanzielles  R  i  s  i  c  o  mit  sich 
führen.  Aber  in  einem  umfangreichen  Netz  von  Verkehrswegen 
übertragen  sich  auch  wieder  die  Betriebsergebnisse  guter  und 
schlechter  Kouten.  Ferner  hat  der  Staat  oder  ciu  öffentlicher  Körper 
die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips  immer  in  seiner 
Hand,  was  in  hohem  Maassc  im  Gesammtinteressc  liegt.  Wenn 
dagegen  eine  Privatwirtschaft ,  wie  z.  B.  eine  Actiengesellschaft 
solche  Wege  Ubernimmt,  so  muss  sie  nicht  nur  wegen  der  langen 
Kapitaltixirung  und  des  hohen  finanziellen  Hisico's,  sondern  ihrer 
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wirtschaftlichen  Erwerbsnatur  nach  das  gewerbliche  Finanz 
prineip  in  ihrer  Verwaltung  befolgen.  Dazu  kommt  noch  die  Er- 
wägung, dass  die  zeitliche  Kapitalverwendung  nur  beim  Wege-, 
besonders  beim  Eisenbahnbau  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper eine  einigermaßen  gleichmässige  sein  kann,  was  für 
die  ganze  Volkswirtschaft  ein  Segen  ist  (G.  §.  244a,  367  u.  unten 
S.  650). 

Endlich  geniesst  der  fertige  kostspielige  Weg  (Eisenbahn, 
Canal)  rein  durch  sein  Bestehen  oft,  wenn  auch  kein  recht- 
liches, doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ein  fac  tisch  es  Mo- 
nopol, weil  das  Zusammenbringen  eines  grossen  Kapitals  zur 
Herstellung  eines  Concurrenzwegs  schwierig  ist  und  daher  gar 
nicht  oder  erst  nach  längerer  Zeit  erfolgt.  Kommt  aber  trotzdem 
ein  Concurrenzweg  zu  Stande,  so  ftihrt  dies,  je  grösser  die  darin 
angelegten  Kapitalien  sind  um  so  leichter,  oft  mir  zu  einer  Ver- 
ständigung der  beiden  Interessenten  über  das  Verbleiben  und  die 
Theilung  des  Monopols,  zumal  in  dem  Falle,  dass  Weg  und  Ver- 
kehrsanstalt, wie  bei  Eisenbahnen,  in  einer  Hand  sind. 

Alle  diese  Umstände  bedingen  eine  weitgehende  Oberauf- 
sicht des  Staats  Uber  das  gesammte  Wegewesen  und  rechtfer- 
tigen im  Allgemeinen  eher  als  in  vielen  anderen  wirthschaft- 
lichen Angelegenheiten  die  Uebernahme  desselben  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper,  daher  namentlich 
den  Bau  neuer  Wege  auf  deren  Rechnung,  soweit  nicht  be- 
sondere Grtinde  dagegen  sprechen.  Nach  den  einzelnen 
Arten  von  Wegen  ist  die  Frage  dann  weiter  zu  entscheiden. 

2.  Die  freie  Transportleistung,  soweit  sie  Uberhaupt 
Gegenstand  des  Tauschverkehrs  werden  kann,  ferner  wenigstens 
zum  Theil  auch  die  Verkehrsanstalt  selbst  besteht  dagegen  in 
einer  solchen  Combination  von  Arbeitsleistungen  und  Kapitalver- 
wendungen, in  welcher  der  Staat  und  oft  auch  die  Selbstverwal- 
tungskörper leichter  gegen  den  Privaten  und  mitunter  auch  gegen 
die  Erwerbsgesellschaft  zurückstehen.  Auch  schliesst  die  Trans- 
portleistung häufig  ein  tttr  den  Staat  und  diese  Körper  weniger 
geeignetes  speculatives  Moment  ein.  Insoferne  wird  man  im 
Allgemeinen  als  Kegel  die  Uebernahme  von  freien  Transport- 
leistungen auf  den  Staat  und  diese  Körper  ausschliessen  milssen 
und  hinsichtlich  der  Uebernahme  von  Verkehrsanstaltcn  wird  eben- 
falls die  Vermuthung  im  Ganzen  zunächst  eher  gegen  den  Betrieb 
durch  sie  sprechen.  Im  Uebrigen  ist  aber  auch  hier  die  Entscheidung 
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nach  der  Art  der  einzelnen  Yerkehrsan^ialt  and  ihrer  Ver- 
bindung mit  einem  Wege  za  treffen. 

H.  —  §.  266.  Die  einzelnen  Arten  der  Verkehrswege. 
Für  die  richtige  Stellang  des  «Staats  znni  Wegewesen,  ins- 
besondere fBr  die  Frage  der  Uebernahme  von  Wegen  auf  den 
Staat-und  die  Selbstverwaltn ngs k ö rper,  nnd  sodann  in 
dem  Fall  dieser  Uebernahme  fttr  die  Frage  der  finanziellen 
Behandlang  des  Wegewesens  müssen  die  Arten  der  Wege 
unterschieden  werden.  Wir  gehen  dabei  von  folgender  Ein 
theilnng  der  Wege  ans: 

I.  Unterscheidung  der  Wege  nach  ihrer  Entsteh 
ungsart:  Natur-  und  Kunstwege  und  nach  ihrer  Verkehrs 
funetion. 

Im  Wesentlichen .  weun  auch  nicht  völlig,  fallt  diese  erslo  Unterscheidung  zu- 
sammen mit  derjenigen  vou  natürlichen  Wasserwegen,  der  See.  den  Strömen, 
Flüssen,  Landscen  einer-  und  von  Landwegen  (einsclüicsslich  Eisenbahnen  . 
Telegraphen.  C analen  andererseits.  Soweit  die  natürlichen  Wasserwege  durch 
die  Kunst  und  daher  durch  Kapitalaufwand  erhalten  und  verbessert  werden, 
treten  sie  indessen  in  wirtschaftlicher  und  finanzieller  Hinsiebt  in  die  Gasse  der 
Kunstwcpe  mit  hinüber. 

a)  Die  Herstellung  derjenigen  Kunstwege  und  die  Er 
haltung  und  Verbesserung  derjenigen  natürlichen  Wasser 
wege,  welche  vornehmlich  dem  freien  Verkehr  und  den 
einfacheren  („niederen")  Formen  der  Verkebrsanstalten 
(Fuhrmannswesen,  Schifffahrtslinien)  dienen  und  daher  am  Unmittel- 
barsten die  Interessen  vieler  einzelner  Staatsangehörigen  berühren, 
ist  am  Besten  eine  öffentliche  Angelegenheit,  wie  seit  Uralter« 
thatsachlich  meistens  in  den  Culturstaaten.  Diese  Wege  stehen  dem- 
gemässim  öffentlichen  oder  Gemein- Eigentbu  m,  welches  durch 
dasjenige  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  vertreten  wird. 

fürundlcg.  I,  8.  25.  254  ff.,  367).  Namentlich  gilt  dies,  bei  uns  in  der 
Kegel  schon  seit  Alters.  Ton  den  Orts-  und  Landstrassen  aller  Art.  wobei 
jedoch  die  nachstbetheil igten  Privaten,  wie  z.  B.  öfters  bei  den  Ortsstrassen, 
gewisse  Thcile  der  Strassen  auf  ihre  Kosten  herzustellen  haben  können.  Die 
„Ocffentlichkeit"  der  Wege  liefert  die  beste  Burgschaft  dafür,  dass  sich 
der  freie  Verkehr  und  die  niederen  Vcrkehrsaustalten  auf  ihnen  in  der  den  Volks- 
wirthschafb»  -  und  Culturinteressen  förderlichsten  Weise  gestalten.  Am  Passendsten 
wird  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Landstrassen  und  allenfalls 
auch  die  Erhaltung  der  natürlichen  Wasserwege  im  Binnenlande 
und  an  den  Seekustcn  /wischen  dem  Staat,  den  kleineren  räumlichen  Ge- 
mein wirtschaften  oder  Solbstvcrwaltungskörporn.  den  Provinzen, 
Kreisen,  Gemeinden  oder  etwa  besonders  zu  bildenden  öffentlichen  Wege- 
bauvereinen nach  einem  festgesetzten  Modus  gethcilt.  Das  Nähere  gehört  in  die 
Verwaltungsichre  oder  in  die  VoUiswirthschaftspolitik.    S.  auch  Fin.  II.  §.  303  ff. 

b)  Die  finanzielle  Behandlung  dieser  wie  aller  dem  Staate 
oder  öffentlichen  Körperschaften  gehörenden  Wege  kann  an  sich 
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nach  einein  der  vier  im  §.  201  aufgestellten  Finanzprineipien  er- 
folgen. Mit  Recht  gilt  aber  gegenwärtig  in  unseren  Staaten  bei 
den  vorgenannten  Wegen  nur  noch  das  Gebtihrenprincip 
oder  das  Princip  der  reinen  Staatsausgabe  (bez.  des 
„allgemeinen  Genussguts",  Sax)  als  anwendbar,  so  dass 
die  Kosten  ganz  oder  theilweise  durch  Gebühren  gedeckt  werden, 
oder  absichtlich  vollständig  auf  Einnahmen  verzichtet  wird. 

S.  jetzt  darüber  Fi».  II,  §.  304  tf.  u.  bes  Sax  I.  12»  II'.,  wo  mit  Recht  nach 
dein  Intensiritätsgrad  des  Wegenetzes  unterschieden  wird.  Sax  (s.  I.  SO,  84)  bestimmt 
die  leitenden  Fin.principien  etwas  anders  als  ich  es  thue  <s.  o.  §.  20!  i.  indem  er 
zwischen  das  Gebuhrenprincip  u.  dos  'privatwirtbschaftlichc  uoch  eine  Mittelkatogoric 
(„Princip  der  offen  tl.  I  nteruehtnung*')  einschiebt.  Seine  beachtenswerthen  Einwände 
gegen  meine  Behandlung  haben  mich  indessen  dennoch  nicht  zu  einer  Aenderung 
bestimmt.  Es  liegt  in  diesen  Ausführungen  von  Sax  ein  Bischen  von  einer  petitio 
prineipii,  —  zu  Gunsten  der  ..regulirtcn  Privatunternehmung4'  u.  „delegirten  Ver- 
waltung".   S.  auch  Roscher  III,  §.  SS  Ii. 

Abgaben  für  die  Benutzung  solcher  natürlicher  Wasserwege,  welche  kein« 
Kosten  machen,  fallen  nicht  unter  den  Begriff  der  Gebühr,  sondern  der  eigentlichen 
Steuer,  werden  aber  auch  als  solche  mit  Hecht  heute  verworfen  und  bestehen  selten 
mehr.  Das  wichtigste  Beispiel  solcher  cigentlir  heu  Wasserstrasse  n  steuern!  Wasser- 
zolle  i  war  der  ehemal.  dän.  Su n d zoll.  Er  wurde,  noch  immer  massig,  mit  '15  Mill. 
dän.  K.  B.  Thlr.  (26,486,000  Thlr.  preuss.)  im  J.  1857  abgelöst.  Ein  anderes  Bei- 
spiel: der  ehem.  hanuov.  Stader  oder  Brunshäuserzoll.  Ertrag  vor  s.  Aufhebung 
180  bis  220,000  Thlr.  Dabei  gar  keine  Gegenleistung,  während  Hamburg  den 
Aufwand  für  Herstellung  des  Fahrwassers  auf  der  Unterelbe  trug.  Auch  die  ehem. 
belg.  Scheide-  u.  die  deutschen  Rhein-,  Weser-,  Elbe-  und  and.  D. 
Flusszölle  waren  nach  ihrer  Höhe  mehr  Steuern  als  Gebühren,  namentlich  vor  den 
neueren  Ermässigungen. 

2.  Unterscheidung  der  Wege,  je  nachdem  sie  eine 
gleichzeitige  Benutzung  zu  verschiedenen  Transport- 
diensten neben  einander  gestatten  oder  nicht. 

a)  Einerseits  die  für  den  freien  Verkehr,  für  Fussgänger,  Vieh, 
Wagen  dienenden  gewöhnlichen  Orts-  und  Landstrassen, 
die  Binnengewässer  (wenigstens  in  der  Kegel,  etwa  von  ge- 
wissen Fahrzeugen  abgesehen,  wobei  sie  unter  b  kämen),  die 
offene  See,  zum  T heil  auch  die  Canälc  (namentlich  diejenigen 
von  genügender  Breite  zum  Ausweichen  in  den  sehlc  u ssen- 
freien  Strecken). 

b)  Andererseits:  die  Canäle  in  den  Schlenssenstrecken, 
besonders  aber  die  Eisenbahnen,  d.  h.  „Strassen,  auf  welchen 
sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen  Stellen  ihrer  Breite, 
sondern  auf  festbestimmten  eisernen  Spuren  bewegen"  (v.  Weber); 
die  Telegraphenleitungcn,  (auch  die  Rohre  der  Rohr- 
post jetzt). 

Dieser  wichtige  Unterschied  bewirkt,  dass  dort  (bei  a)  keine, 
hier  (bei  b)  eine  gewisse  feste  Regelung  oder  sogar  eine 
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einheitliche  Organisation  des  gesammten  Transport- 
diensts auf  dem  betreffenden  Wege  nothwendig  wird,  damit 
letzterer  überhaupt  seinem  Zwecke  dienen  könne.  Dadurch  werden 
aber  leicht  factische  Monopole  geschaffen,  sowohl  in  dem  ge- 
wöhnlichen und  natürlichsten  Falle,  wenn  der  Eigenthümer  einer 
solchen  Strasse  (Eisenbahn)  selbst  allein  den  Transportdienst 
tibernimmt,  als  in  dem  anderen  Falle,  wenn  dieser  Dienst  von 
einem  Dritten,  aber  der  einheitlichen  Organisation  wegen  mit 
Ausschluss  Anderer,  betrieben  wird.  Dieser  Umstand  legt 
es  wieder  nahe,  die  Ausführung  solcher  Wege  dem  Staate 
oder  in  gewissen  Fällen  den  Selbstverwaltungskörpern  zu 
übertragen. 

Die  Nachtlieile  »los  factischen  Monopols  hei  eigener  Ucbernahtne  des  Transport  - 
(Heilstes  werden  hier  eher  vermieden,  weil  der  gewerbliche  Standpunct  nicht  der 
maassgebende  sein  muss,  oder  weil  die  aus  einem  solchen  Monopol  hervor- 
gehenden finanziellen  Vortheile  wenigstens  wieder  der  Gcsaminthcjt  zu- 
gewendet werden.  Hei  der  Ucbertragung  des  Transportdiensts  auf  solchen,  dein 
Staate  u.  s.  w.  gehörigen  Strassen  an  Dritte  kann  ferner  der  Staat  noch  am 
Ersten  solche  Bedingungen  stellen,  durch  welche  ein  factisches  Monopol  wenigstens 
mögliehst  vermieden  wird.  Diese  Erwägungen  verdienen  um  so  mehr  Hcacbtimg. 
weil  ohnehin  der  Staat  im  Bau  dieser  Strassen  und,  wie  sich  zeigen  wird,  wegen 
der  Eigentümlichkeit  des  Transportdiensts  auch  im  Betrieb  der  Eisenbahnen.  Tele- 
graphen gegen  Private  oder  vielmehr  gegen  Gesellschaften,  den  hier  meist  allein 
iu  Betracht  kommenden  Privatwirtschaften,  nicht  zurücksteht. 

3.  Unterscheidung  der  Wege  nach  den  Transport- 
objecteu,  welche  auf  ihnen  befördert  werden  können: 
Telegraphenleitung  bloss  ttlr  den  Nachrichten  verkehr ,  dgl. 
jetzt  Rohrpostleitungen,  —  alle  anderen  Wege  flir  sämmtlichen 
Verkehr. 

Die  Uehernahinc  der  Tclcgraphculeitungen  auf  den  Staat  wird  durch  diese 
beschränkte  Benut/barkeit  für  eine  Verkehrsart,  welche  ohnehin  eine  gewisse  Ein- 
heitlichkeit der  Organisation  des  Transportdiensts  verlangt,  wieder  unbedenklicher. 

4.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Ent- 
stehungszeit: alte,  bereits  bestehende  Wege,  wie  die  Mehrzahl 
der  gewöhnlichen  Strassen,  —  neue,  erst  herzustellende,  wie 
die  Eisenbahnen,  oft  die  Canäle,  die  Telegraphenleitungen,  bessere 
Chausseen  u.  8.  w. 

Da  bei  diesen  neuen  Wegou  der  notwendige  Grund  und  Boden  sich  gewöhnlich 
im  Privateigenthum  befindet,  so  muss  eventuell  das  Expropriationsverf  ah  reu 
Platz  greifen.  Auch  hierbei  werden  viele  Schwierigkeiten  und  Missstände  am  Ersten 
beseitigt,  wenn  der  Staat  selbst  die  Anlage  der  neuen  Wege  ubernimmt.  Die  zahl- 
und  umfangreichen  Eingriffe  in  das  Privatgrundeigenthum ,  welche  namentlich  die 
ungeheuere  Ausdehnung  des  Eisenbahnwesens  erfordert,  werden  dun  h  volle  Ent- 
schädigung des  Werths  noch  nicht  immer  gut  gemacht.  Sie  sind  am  Meisten  zu 
rechtfertigen,  wenn  sie  ganz  und  gar  nicht  zu  Gunsten  anderer  Privaten ,  sondern 
bloss  zu  Gunsten  des  Staats  (und  der  kleineren  räumlichen  Zwangsgemeinwirth- 
s«haftenxi  erfolgen.    Auch  diese  Erwägung  spricht  für  Staatseisenbahnen  u.  s.  w  . 
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ferner  der  Umstand,  «las»  die  Telegraphenleitungcn  an  dm  Bahnen  and  olb-utluiicu 
Wegen  entlang  den  uöthigen  Boden  schon  finden,  wieder  für  Uohcrnahme  derselben 
aaf  den  Staat. 

5.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Höhe 
ihrer  Anlagekosten:  sehr  kostspielige  Wege,  wie  vor 
allen  die  Eisenbahnen,  Canäle,  grosse  Fluss-  und  Seeufer- Correc- 
tionen  —  und  verhältnissmässig  wohlfeile  Wege,  wie  die 
gewöhnlichen  Landstrassen,  selbst  die  Chausseen  inbegriffen,  die 
Telegraphenleitungen. 

a)  Die  Uebernabme  der  Landstrassen  auf  den  Staat  und 
die  Selbstverwaltungskörper  der  Kreise,  Gemeinden  u.  s.  w.,  der 
Telegraphen  auf  den  Staat  ist  aus  anderen  Gründen  passend: 
der  Kostensatz  entscheidet  in  dieser  Frage  kaum  etwas. 

( Hi  der  Kapitalaufwand  für  diese  Wege  durch  Anleihen  oder  durch  ordentliche 
Staatseinnahmen  (Steuern)  gedeekt,  ob  etwas  höhere  oder  etwas  niedrigere  (Gebühren 
erhoben  oder  die  Landstrassen  der  unentgeltlichen  Benutzung  uberlassen  werden,  ist 
im  Ganzen  doch  eine  Fi  nanzfrage  von  untergeordneter,  wenn  auch  eine  volkswirth- 
Nchaftliche  Frage  von  hoher  Bedeutung.  Denn  der  in  kurzen  Zeiträumen  (Finanz- 
jahren) erfolgende  Aufwand  und  die  hierin  eingehende  Einnahme  pflegt  wenigstens 
Verhältnissmässig  gering  zu  sein  Erfolgt  jedoch  die  Uebernabme  auf  den  Staat,  so 
hat  dies  den  Vortheil,  die  Wahl  der  fur  die  Verwaltung  maassgebe n de n 
Fiuanzprincipicn  ziemlich  frei  zu  stellen. 

b)  Anders  steht  es  um  die  kostspieligen  Wege,  vor  allen 
die  Eisenbahnen.  Wenn  der  Staat  die  Anlage  dieser  Wege 
übernimmt,  so  kann  er  den  Kapitalaufwand  dafür  nicht  wohl  aus 
den  ordentlichen  Einnahmen  decken,  sondern  muss  ausserordent- 
liche Mittel  flüssig  machen,  also  meistens  Staatsschulden  auf- 
nehmen. So  lange  diese  den  Etat  mit  Zinsen  und  Tilgequoten 
belasten,  muss  wenigstens  als  Regel  verlangt  werden,  dass 
diese  Wege  genügende  Einnahmen  zur  Deckung  dieser 
Ausgabebeträge  abwerfen. 

Das  verwendete  Kapital  wird  bei  Eisenbahnen.  Canah-u  u.  s.  w.  aus  umlaufendem 
in  stehendes  verwandelt  und  besten  Falls  fur  den  Eigenth  niner  —  anders  eventuell 
fur  die  ganze  Volkswirtschaft  —  nur  langsam  in  den  Kenten  wieder  disponibel. 
Nur  eine  ungewöhnlich  hohe  Kente  bietet  also  die  Mittel  zu  einer  rascheren  Amorti- 
sation des  Anlagekapitals,  worauf  alsdann  erst  statt  des  privatwirthachaftlichen 
das  reine  Gebuhrenprincip  mit  massigen  Sätzeu  zur  Deckung  der  Betriebskosten 
anwendbar  wird. 

Diesen  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Verhältnissen  kann 
man  allerdings  Gründe  gegen  die  Uebernabme  solcher  kost 
spieligen  Wege  auf  den  Staat  entnehmen. 

Denn  die  Finanzen  des  Staats  werden  dun  h  den  Kapitalaufwand  laoge  und  oft 
schwer  belastet,  was  gewiss  seine  Bedenken  hat.  Die  Möglichkeit,  das  (jebuhren- 
prineip  bei  Staatswegen  dieser  Art  anzuwenden,  welche  fur  die  Staatsubernahme 
spricht,  ist  eb«n  aus  finanziellen  Gründen  doch  oft  «  ine  entfernte.  Sic  ist  ferner  auch 
vorhanden,  wenn  solche  Wege  nach  einer  lur  die  Amortisation  des  Anlagekapital* 
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angemessenen  Zeitfrist  aus  dem  Privatbesitz  an  den  Staat  heinifallen,  wie  dies  aus- 
bedungen  werden  kann  und  bei  Eisenbahnen  öfters  ausbedangen  wordeu  ist  (Frank- 
reich, Oesterreich). 

Trotzdem  kann  man  aber  noch  mit  besserem  Grunde  gerade 
aus  dem  grossen  Kapitalaufwand  für  solche  Wege  und  aus 
dem  Umstände,  das  das  Kapital  so  lange  Zeit  in  der 
Unternehmung  gebunden  bleibt,  ableiten,  dass  die  Ueber- 
nahme  dieser  Wege  durch  den  Staat  den  Vorzug  verdient. 

Haut  der  Staat  nicht,  so  müssen  an  seine  Stelle  in  der  Regel  grosse  Erwerbs- 
gescllschaf'ten  treten.  Bei  der  Höhe  des  Kapitalaufwands  und  der  langen 
Kapitalfixiru  ng  haben  solche  Gesellschaften  eine  Sicherung  in  Betreff  des  Kapital» 
und  der  Rente  nothwendig.  Diese  Sicherung  finden  sie  nur  in  einer  vom  Staate  and 
seiner  Controle  der  finanziellen  Erfolge  eiuigermaasscn  unabhängigen  Stellung.  Der 
gewerbliche  Standpunkt  muss  unvermeidlich  bei  einer  Erwerbsgesellschaft  anwendbar 
sein,  und  natürlich  um  so  mehr,  je  grosser  das  Risico  ist,  damit  die  Gewinnchanc- 
die  Ausgleichung  bringt.  Das  Gebührenprincip  wird  daher  bei  einer  Gesellschaft  das 
privatwirthschaftliche  Princip  der  höchst  möglichen  Rente  nicht  verdrängen  können. 
Gewisse  Vorbehalte  des  Staats  in  Rctrefi'  der  Tarifregelung,  ohnehin  praktisch  schw-r 
durchzuführen,  können  einige  l'ebelstande  vermindern,  aber  sie  durchaus  nicht  besei- 
tigen. Aach  von  der  denkbar  besten  Einrichtung  der  „regulirten  Privatunternehmung " 
und  „delcgirten  Verwaltung"  —  Formen,  in  welchen  Sax  in  schönen  und  auch  pnu- 
eipicll  bedeutsamen  Ausführungen  das  Privateisenbahnwesen  zu  salvinn  sucht  — 
möchte  a  priori  und  uach  aller  Erfahrung  dasselbe  gelten.  Durch  einen  Gewinn* 
antheil  des  Staats  an  »dner  höheren  Rente  oder  durch  die  Besteuerung  der  letzteren 
kann  der  finanzielle  Erfolg  der  privatwirtbschaftliohen  Verwaltung  der  Wege  dem 
Staate  und  also  der  Gesammthait  zu  einem  Theile  mit  zu  Gute  kommen.  Jedoch  der 
grosse  volkswirtschaftliche  Uebelstand,  die  wichtigsten  Verkehrswege  der  Neuzeit 
gewerblich,  wenigstens  während  der  Concessionsdauer ,  ausgenutzt  zu  sehen,  bleibt 
immer.  Die  Concessionszcit  muss  aber  im  Durchschnitt  nach  der  Wahrscheinlichkeit 
zur  Amortisation  des  Baukapitals  ausreichen,  wenn  sich  Privatkapitalien  zur  UebeT- 
nähme  der  Wege  bereit  finden  sollen,  also  meistens  einige  Menschenalter  danern. 
kurzer  sie  ist,  desto  mehr  muss  während  ihrer  der  gewerbliche  Gesichtspunct  allein 
entscheiden  können,  damit  durch  eine  Maximalrente  wenigstens  die  Amortisation  de: 
Kapitals  erleichtert  werde.  Uebernimmt  der  Staat  dagegen  diese  Wege,  so  wird  in  itt 
Regel  das  privatwirthschaftliche  Princip  während  der  Amortisationszeit  des  BaokapitaU 
maassgebend  sein;  aber  selbst  in  dieser  Zeit  wird  der  bloss  gewerbliche  Gesichts- 
punct selten  allein  hervortreten  und  noch  weniger  allein  hervortreten  müssen.  Dean 
jedenfalls  ist  der  Staat  in  der  Lage,  jeden  Augenblick  den  höheren  Interessen  d<s 
Verkehrswesens  zu  Liebe  an  Stelle  des  privatwirthschaftlichen  das  Gebuhrenprincip  tfi 
setzen.  Bleibt  aber  die  rein  gewerbliche  Verwaltung  bestehen,  so  bietet  sie  wenigstens 
durch  die  UeberschUsse  guter  Strecken  die  Mittel,  ein  Hahnsystem  möglichst  voll- 
ständig auszubauen  und  den  Verlust  an  schlechten  Linien  /.u  decken. 

Endlich  ist  wieder  bei  den  kosts p ie  1  igen  Wegen  die  zeit- 
lich glei ch m ässigere  Vertheilung  der  Kapitalverwendung  im 
höchsten  Maasse  erwünscht,  wenn  eine  nachtheilige  Verschie- 
bung der  ganzen  nationalen  Productionsfähigkeit  vermieden 
werden  soll. 

Kei  der  unvermeidlichen  Abhängigkeit  einer  solchen  Kapitalverwendunp  für 
Wegebauten  Seitens  der  Privatwirtbschaften  (Actieugesellschaften)  vom  Gaujc  der 
Speculation  spricht  diese  Rücksicht  stark  mit  für  die  Uebertragung  des  kostspieligen 
modernen  Wegewosens  (Eisenbahnen)  auf  den  Staat.  Das  halte  ich  auch  Roscher 
(§•  gegenüber  fest,  der  meint,  ..durch  einen  weise  im  Voraus  entworfenen  Plan, 
welchen  der  Staat  bei  Concessionirung  der  Privatbahnen  im  Auge  behält4',  lieaen  sich 
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diese  u.  ähnliche  Ucboktandu  beim  Privatbahnsytstein  beseitigen.  In  flauer  Borscn/eit 
werden  oben  keine  neuen  Concessionen  begehrt  u.  die  Ausführung  crtheiltor  stockt. 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Betrachtung  Uber  die 
Stellung  des  Staats  zu  den  einzelnen  Verkehrswegen,  Uber  die 
Frage  der  Staatsübernahme  und  Uber  die  finanzielle  Behandlung 
der  Wege  im  Falle  der  Uebernahme  durch  den  Staat  lässt  sich 
folgenderniaassen  für  unsere  Zeit  und  Länder  zusammenfassen: 

1.  Die  natürlichen  Wasserwege  und  die  Land-Kunst- 
wege für  den  gewöhnlichen  Verkehr  sind  vom  Staate 
und  öffentlichen  Körperschaften  zu  Ubernehmen  und  nach 
dem  GebHhrenprincip  zu  verwalten.  Doch  kann  in  manchen 
Fällen  die  kostenfreie  Benutzung  statthaft  und  selbst  rath- 
sam sein. 

2.  Die  Wege,  welche  keine  gleichzeitige  Benutzung 
zu  verschiedenen  Transportdionsten  gestatten,  also 
namentlich  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  führen  leicht 
zu  einem  factischen  Monopol.  Sie  werden  deshalb  passend  vom 
Staate  (Eisenbahnen  mehr  localer  Bedeutung,  Pferdebahnen  auch 
von  Provinzen,  Kreisen  und  Gemeinden)  übernommen. 
Der  rein  gewerbliche  Standpunct  in  der  Verwaltung  im  Inter- 
esse der  Sache  braucht  hier  nicht  ausschliesslich  maass- 
gebend  zu  sein,  aber  er  hat  wenn  er  gleichwohl  obwaltet, 
weniger  Bedenken. 

3.  Die  Wege,  welche  nur  für  eine  Art  von  Transportobjecten 
geeignet  sind,  die  Telegraphen,  eignen  sich  deshalb  auch  für 
die  Uebernahme  durch  den  Staat. 

4.  Die  Wege,  welche  das  Expropriationsverfahren  im 
grossen  Umfange  nothwendig  machen,  die  neuzeitlichen  Eisen- 
bahnen, Canäle,  werden  insofern  passend  vom  Staate  über- 
nommen, als  in  diesem  Falle  die  Eingriffe  in  das  Privatgrund- 
eigenthum  ganz  und  gar  ausschliesslich  nur  im  öffentlichen  Interesse 
erfolgen. 

5.  Die  Uebernahme  der  wohlfeileren  Kunstwege,  der 
gewöhnlichen  Landstrassen,  Chausseen,  Telegraphen- 
leitungen, auf  den  Staat,  theilweise  auch  auf  die  Selbstvcr- 
waltungskörper,  ist  finanziell  unbedenklich,  volkswirtschaft- 
lich gut,  weil  sie  die  Wahl  des  leitenden  Finanzpri neips 
freistellt.  Die  Uebernahme  der  kostspieligen  Wege,  der 
Eisenbahnen,  ist  finanziell  nicht  immer  ohne  Bedenken.  Doch 
kann  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  durch  die  Annahme  des 
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privatwirthscnaftlicben  Finanzprincips  flir  die  Verwaltung  sicher 
gestellt  werden,  wo  dann  die  Vortheile  des  factischen  Monopols 
wenigstens  der  Gesammtheit  zu  Gute  kommen.  Ausserdem  bleibt 
aber  immer  der  grosse  volkswirtschaftliche  Vortheil,  erwünschten 
Falles  das  rein  gewerbliche  Princip  vermeiden  und  be- 
liebig das  Gebührenprincip  einfuhren  zu  können.  Und 
die  Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgt  zeitlich 
gleicbmässiger  und  dadurch  vortheilhafter  für  die  Productions- 
interessen  der  ganzen  Volkswirtschaft  und  für  die  ökonomische 
Lage  der  verschiedenen  Bevölkerungsclassen,  womit  auch  wichtige 
socialpolitische  Interessen,  welche  sich  an  die  Kapitalverwendnng 
im  Wegebau  knüpfen,  gewahrt  werden. 

Im  Ganzen:  die  verschiedensten  Gründe  sprechen  bei  allen 
verschiedenen  Arten  von  Wegen  für  die  Uebernabmc  auf 
den  Staat  (oder  bei  einzelnen  Wegen  auf  die  kleineren  räum- 
lichen Zwangs-Gemein wirtschaften),  sowie  bei  den  wohlfeileren 
Wegen  für  das  Gebührenprincip  uud  bei  den  kostspieli- 
geren wenigstens  vor  der  Amortisation  des  Anlagekapitals  für 
das  privatwirth8chaftliche  Princip,  das  aber  eventuell 
maassvoll  durchgeführt  werden  kann. 

III.  —  §.  267.  Die  einzelnen  Transportleistungen, 
insbesondere  die  Verkehrsanstalten.  Die  Stellung 
des  Staats  zu  denselben  und  ihre  finanzielle  Behandlung 
im  Falle  der  Staatsübernabme  ergeben  sich  zum  Theil  als 
Folgerungen  aus  der  vorhergehenden  Erörterung  über  die  staat- 
liche und  finanzielle  Behandlung  der  Verkehrswege.  Zum  Theil 
hängen  sie  von  besonderen,  aus  der  Natur  der  einzelnen  Transport- 
leistungen und  Verkehrsanstalten  entnommenen  Entscheidungs- 
gründen  ab. 

A.  Die  Uebernahme  von  Verkehrsanstalten  durch 
den  Staat,  und  eventuell  durch  die  Selbstverwaltungskörper. 

1.  Es  liegt  bei  uns  kein  Grund  dazu  vor,  dass  der  Staat  im 
allgemein  volkswirtschaftlichen  oder  in  seinem  besonderen  finan- 
ziellen Interesse  gewöhnliche  Transportleistungen  des 
freien  Verkehrs  übernehme ,  zu  denen  er  technisch  wenig 
geeignet  ist. 

Dies  gilt  namentlich  da.  wo  die  Herstellung  d.s  Wenes  in  der  Hauptsache  auch 
nicht  Staatssachc  ist.  also  in  Uetreff  der  ircwöhnlicheu  freien  (nicht  als  regelmässiger 
Curs  betriebenen)  Schitflahrt  auf  natürlichen  (iewassern.  besonders  auf  der  See;  ferner 
wo  der  Wejr  zu  verschiedenen  gleichzeitigen  Transportdiensten  beliebig-  benutzbar  i?t. 
also  wiederum  auf  jenen  Wasser-  und  auf  den  gewöhnlichen  Landstiassen;  endlich  wo 
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die  Transportleistung  am  Meistun  dun  Charakter  gewöhnlicher  gewerblicher  Thätigkeit 
hat,  insoweit  also  auch  bei  den  „niederen"  Verkuhrsanstalten ,  dem  städtischen  Fuhr- 
wesen, dem  Boteilours,  dum  Personenfahr-  und  dem  Güterfrachtcurs  auf  den  Land- 
strassun  u.  s.  w.  Thatsächlich  kommen  denn  auch  solche  Transportleistungen  und 
Verkehrsanstalten  des  Staats  bei  uns  kaum  vor. 

Etwas  anders  muss  die  Entscheidung  wohl  in  Betreff  der  Sellratvcrwaltuugs- 
körper,  namentlich  grösserer  städtischer  Gemeinden  (Grossstädte)  lauten. 
Die  grossen  Anhäufungen  von  Menschen  rufen  hier  das  Iledürfniss  nacli  möglichst 
vollkommenen  Anstalten  für  den  Personenverkehr  innerhalb  verhältnissmäasig  geringer 
Entfernungen  hervor.  Diesem  Bedürfnis»  kommt  die  moderne  Technik  entgegen.  Der 
Verkehr  muss  häufig,  regelmässig,  rasch  und  woldfeil  -»ein.  Er  verlangt  ein  ent- 
wickeltes Omnibus-,  Pfe  rdecisenbahn-  und  zum  Theil  bereit»  Dampfbahn- 
wesen.  Das  Princip  der  Ucbertragung  der  Betrie bserge.bn issc  zwischen 
Activ-  und  Passivlinieu  und  Cursen  kommt  hier  in  uugewühulieliem  Maasse 
zur  Geltung.  Die  in  den  städtischen  Strassen  selbst  angelegten  Eisenbahnen  haben 
ein  natürliches  Monopol,  sobald  man  dem  EigcnthUracr  der  Bahn  das  ausschliess- 
lich»- Hecht  des  Betriebs  auf  derselben  giebt,  was  üblich,  mitunter  vom  Erwerbs- 
untemehmer  ausbedungen,  Weunglcich  bei  Pferdebahnen  nicht  unbedingt  nothwendig 
ist.  Alle  diese  L~  in  stände  legen  es  nahe,  solche  stadtische  Hahnen  und  Veikehrs- 
austalten  den  Städten  selbst  zu  Uber  tragen,  in  dicht  bevölkerten  ländlichen 
Districtcn  auch  d<  n  Landgemeinden  und  Kr  isen.  Cominunale  Behörden  sind  zur 
lebernahuie  dieser  Anstalten  in  technischer  uud  ökonomischer  Beziehung  so 
gut  befähigt  als  zur  l  übernähme  städtischer  (ias-  uud  Wasserwerke,  und  ebenso  gut, 
als  es  Actieugesellschal'ten  sind.  Das  finanzielle  Interesse  lässt  sieb  dabei  auch 
ganz  gut  wahrnehmen.  Ein«  g I  eic  Ii  ui assige re  und  allseitigerc  Entwicklung 
dieser  Verkehrsaiistalteu  und  die  Vcrhtituug  eines  neuen  Monopols  zuGuusten 
des  Privatkapitals  ist  nur  so  möglich.  Die  Gemeinden  aber  gewönnen  eine  neue 
passende,  halb  privatwirthschaftliche ,  kalb  gebührenartige  Einkommcmiuelle.  Diese 
Auffassung  des  modernen  städt.  oder  localen  Coininunicatioiiswescns  ist  eine  Con- 
sequenz  der  in  der  „Grundlegung"  von  mir  mehrfach  näher  dargelegten  u.  begrün- 
deten Lehren.  Auch  hier  ist  Gewicht  zu  legen  auf  die  moderne  Technik  (Eisen- 
bahnen!), ähnlich  wie  bei  Gas-  und  Wasserleitung.  Man  kann  wohl  voraussagen,  das» 
einst  die  Pferdebahnen  mit  ihnin  ausserurdeiitl.  Monopol  von  den  licuieiuden  auf- 
gekauft werden  müssen,  el.eiiso  wie  in  Berlin  die  Wasserwerke.  Vgl.  meine  Gründl. 

I.  §.  142,  Ml»,  mein  Kefrr.  ub.  A<;tienge»ell»c  h.  auf  d.  Eisen,  »ocialpol.  Congre»  1873, 
be».  These  5  u.  I»,  u.  meine  Ausfuhr,  in  llildebr.  Jahrb.  XXI,  337.  Mit  vollem  Hecht 
gilt  es  jetzt  schon  immer  allgemeiner  aN  ein  Fehler,  das»  mau  in  Berlin,  welches 
sich  für  die  Anlegung  von  Pferdebahnen  »o  vorzüglich  eignet,  dieses  wichtige  Vehikel 
für  30  Jahre  lang  an  Gesellschaften  zur  Ausnutzung  übertragen  hat.  Die  Erfahrungen 
mit  den  Mis»»tändeu  de»  Privateisenbahnwesens  wiederholen  »ich  hier.    S.  auch  Kin. 

II,  §.  307,  S.  85. 

2.  Die  Personcnfahrpost  und  die  Packetpost  ist  jeden- 
falls anders  als  die  Briet  -  und  Geldpost  des  Staats  zu  beurtheilen 
und  im  Allgemeinen  bei  uns  in  der  heutigen  Verkehrgestaltung 
nicht  mehr  als  unbedingt  nothwendig,  die  ersteren  mitunter  selbst 
nicht  als  gerechtfertigt  anzuerkennen.  Doch  verhält  es  sich  hier- 
mit auf  anderen  Wirthscbaftsstufen  leicht  anders  und  selbst  auf 
der  unsrigen  lässt  sich  Manches  für  die  Beibehaltung  der  Personen- 
und  Vieles,  im  Ganzen  wohl  Entscheidendes  für  diejenige  der 
Packetpost  in  Händen  des  Staats  und  in  der  Ökonomisch  und 
technisch  zweckmässigen  Verbindung  mit  den  anderen  Postzweigen 
geltend  machen. 

Solange  ncinlich  auf  niedrigerer  Stufe  die  erforderliche  Betriebsamkeit  der 
Privaten  feblf.  der  genannte  Verkehr  aber  .-ine  grosse  allgemeine  Bedeutung  beanspruchen 
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darf,  kann  sich  die  Au>dehnun<r.  der  Post  auf  die  genannteu  Transportobjcctc  aus  diesen 
Gründen  empfehlen.  Das  ausschliesslich*'  Hecht  des  Staats  auf  post  massige  Personen- 
und  Packctlxdonlirunn  hat  dann  dm  Vortheil,  eine  gleich  massige  Ausdehnung 
dieser  Transportlcistung<-n  Ulier  das  ganze  Staatsife biet  zu  ermöglichen, 
indem  der  l  ebeischuss  put«  r  Strecken  die"  Mittel  liefert,  das  Deficit  schlechter  Strecken 
/.u  decken.  Auch  auf  höherer  Entwicklungsstufe,  so  jetzt  bei  uns,  kann  der  Mangel 
au  Concurrenz  unter  den  Privatbefördererii  wohl  die  Beibehaltung  selbst  der  Per- 
sonenpost nocli  für  manche  Gebenden  rechtfertigen.  Ausserdem  wird  durch  eine 
Hin/.ufügung  dieser  Zweitr«-,  besonders  der  Packetpost  zur  Briefpost  auch  später 
noch  und  so  in  unseren  heutigen  Verhältnissen,  zumal  was  die  Packetpost  anlantt. 
noch  eine  bessere  Ausnutzung  des  Bctricbspcrsouals  und  -Materials,  also 
eine  verhältnissinässifre  Billigkeit  des  G csammtbe triebs  ermöglicht,  welche 
die  Debcmahtne  dieser  Zweige  auf  die  Staatspost  passend  erscheinen  lässt. 

Aehidich  liegen  die  Verhältnisse  mitunter  bei  anderen  Verkehrsanstalten  de* 
Staats  oder  bei  Transportdionsten,  die  der  Staat  für  seine  eigenen  Zwecke  einrichtet 
So  kann  die  Verbindung  des  Telegraphen  Wesens  mit  der  Post  und  mit 
Kisenbahnon  ökonomisch«!  Vortheile  bieten  und  für  die  Uelh  mahnte  der  (i csammt- 
be it  dieser  diei  Verkehrsanstalten  wegen  ihres  nahen  Zusammenhangs  auf  den  Staat 
sprechen.  Personen-  und  Gütertransport  kann  mit  den  SchiUTahrtecursen  dor  Kriegs- 
sehilic  verbunden  werdcu  u.  dgl  ui.  Dies  war  z.B.  der  Fall  mit  den  üsterr.  kleinen 
Kriegsdampferu  auf  den  Italien.  Seen:  wenn  ich  nicht  irre  unter  Louis  Philipp  auch 
mit  franz.  Kriegsdampfcrn  auf  dem  Mittelmcer.  S.  über  die  Post  ala  Gebühreu 
gebende  Anstalt  Fin.  II,  §.  308—312,  u.  im  Allg.  Sax,  I,  211  u"..  Koscher  III. 
§.  84,  S8,  95. 

3.  Die  Uebernahme  anderer  Verkehrsanstalten  auf  den 
Staat,  namentlich  solcher  der  „höheren"  Art,  wie  Brief-  und 
Geldpost,  Telegraphie,  Eisenbahnbetrieb,  ist  in  vielen 
Fällen  von  vornherein  nicht  nur  nicht  unpassend,  sondern  aus  ent- 
scheidenden Gründen  zweckmässig. 

Im  einzelnen  Lande  wird  die  Entscheidung  mit  nach  deu  concreten  Ver- 
hältnissen und  mit  Recht  unter  Berücksichtigung  dor  einmal  vorliegenden  geschicht- 
lichen Entwicklung  stattfinden.  Doch  lassen  sich  folgende  allgemeine  Sätze  als 
Richtschnur  aufstellen: 

a)  Die  üebernabme  einer  Verkehrsaustalt  auf  den  Staat  empfiehlt  sich  namentlich 
dann,  wenn  die  Gute  der  technischen  Leistung  einer  solchen  Anstalt  von 
der  möglichst  weiten  und  gleichheitlichen  Ausdehnung  des  regelmässigen 
Transportdieusb  über  das  ganz«;  Staatsgebiet  und  selbst  von  der  internationalen 
Verbindung  der  Verkehrsanstalt  mit  deu  glei chen  Anstalten  in  fremden 
Staaten  bedingt  ist.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post,  besonders  bei  der  Brief- 
post, bei  dem  Telegraphenbetrieb  und  zum  Theil  auch  bei  dem  Eisenbahn- 
il «-trieb  vor. 

b)  Wenn  der  Transportdienst  einer  Verkehrsaustalt  nur  mittelst  einer  fest 
bestimmten,  regelmässig  organisirtcu  Benutzungsweise  eines  Wegs  mög- 
lieh ist.  auf  welchem  nicht  gleichzeitig  neben  einander  verschiedene  Transportdienste 
stattfinden  können,  so  liegt  es  nahe,  dass  der  Eigonthüiner  des  Wegs  auch  der  Unter- 
nehmer der  Verkehrsanstalt  wird:  Fall  der  Eisenbahnen,  Telegraphen.  Das 
factischc  Monopol,  welches  hierdurch  auch  für  die  Verkehrsanstalt  entsteht, 
verliert  wiederum  am  Ersten  seine  Bedenken,  wenn  der  Staat  mit  dem  Wege  auch 
di"  \  erkchrsunstalt  übernimmt. 

c)  Wenn  eine  Verkehrsaustalt  durch  Private  (Einzelne  oder  Erwerbsgesclbchaftem 
gegründet  werden  soll,  so  muss  ihr  mitunter,  wenigstens  für  eine  Zeitlang,  selbst  ein 
rechtliches  Monopol  vom  Staate  gegeben  werden.  Dies  ist  namentlich  in  dem 
Falle  nicht  immer  zu  vermeiden,  wenn  für  die  Verk«hr»anstalt ,  wie  bei  Eisenbahnen, 
erst  der  kostspielige  Weg  hergestellt  werden  muss.  Die  Ue bernahme  der  Verkehr»- 
auatalt  auf  den  Staat  ist  dann  eiu  Mittel,  um  die  etwaigen  Nachtbeile  eines  solchen 
Monopols  zu  verbinden! .  weil  der  Staat  in  der  Wahl  des  leitenden  Finauzprincips  bei 
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der  Verwaltung  freier  gestellt  ist  und  ihm ,  also  der  Gcsauiuitheit,  die  etwaigen  finan- 
ziellen Vortheile  des  Monopols  zukommen :  wiederum  Fall  der  Bahnen.  Telegraphen, 
auch  wohl  der  Schi fffahrts-,  besouders  der  Dampfschifffahrtscurse.  Mehr- 
fach ist  früher  bei  Dampferliuien  eiu  Monopol  vorgekommen ,  z.B.  bei  der  österr. 
Donaudampfschitnährtsgescllsch.  (in  folge  der  späteren  Freigebung  der  Douausehillfährt 
von  d.  österr.  Regierung  gegen  Entst  hädigung  in  Form  von  Ziusgarantic  abgelöst). 

di  Je  mehr  der  Trausportdienst  einer  Wrkchrsanstalt  aus  der  regelmässigen 
Wiederholung  einer  grossen  Au/ahl  gleicher  einzelner  Thätigkeiteu 
besteht  und  sich  auf  ziemlich  feste  mechanische  Kegeln  zurückfahren  lässt, 
also  nach  bestimmten  Schablonen  geführt  werden  kann  und  muss;  ferner  je 
mehr  in  Consequenz  hiervon  der  Spielraum  des  speculativeii  Moments  eingeengt 
wird;  endlich  je  mehr  wegen  der  Natur  uud  Ausdehnung  und  Grösse  der  Ycrkohrs- 
anstalt  der  Betrieb  mittelst  eines  grossen  Bcamtenuiechnnisuius  durchgeführt 
werden  muss:  desto  gleichartiger  betreibt  der  Staat  und  betreiben  Private  und 
vollends  die  hier  unvermeidlichen  Erwerbsgesellschaften  natürlicherweise  eine 
Verkchrsanstalt  und  desto  weniger  >teht  der  Staatsbetrieb  wegen  seiner  sonstigen,  ihm 
etwa  anklebenden  Mangel  hinter  dem  Privatbetrieb  te<  hnis«  h  und  ökonomisch  zurück. 
Da-regen  kommen  der  Staatsvcrkehrsanstalt  die  allgemeinen  Vorzüge  der  Staatsbeainten- 
schaft  gegenüber  der  Privatbeamtenschaft,  welche  aus  der  eigentümlichen  Organisation 
des  Staatsdiensts  hervorgehen,  zu  Gute.  Dieser  l  all  liegt  bei  der  Post,  beim  Eisen- 
bahn- und  Telegrapheubetrieb.  unter  Umständen,  wenn  auch  selten  und  in 
geringcrem  Maaaso.  beim  Datnp  fschi f ffah rtsc  u  rse  vor.  Daher  ist  die  Uebernahme 
dieser  Verkehrsanstalteii  auf  den  Staat  auch  aus  solchen  (»runden  wieder  passend. 

e)  Manche  Verkehrsanstalteii  lassen  sich  zweckmässig  miteinander  ver- 
binden, weil  die  in  einem  einzelnen  Dienste  nicht  vollständig  ausgenutzten 
Arbeitskräfte  und  Kapitalien  zum  Theil  Dicnstthätigkcitcu  für  mehrere  solche  Anstalten 
Übernehmen  können.  Daraus  ergiebt  sich  eine  grössere  U Ökonomie  dos  Betriebs. 
Aach  dieser  Umstand  spricht  für  den  Staatsbetrieb,  da  die  Vereinigung  mehrerer 
Verkehrsanstalteii  in  Privathandel!  zu  leicht  bedenkliche  factische.  Monopole  schafft. 
Mauchfach  bietet  sich  für  den  Staat  Gelegenheit,  gewisse  Post-.  Bahn-  und  Telegraphen- 
ämter zusammenzulegen,  wodurch  der  gesauuuteii  Volkswirtschaft  Kosten  erspart  und 
eventuell  niedriger«/  Tarife  ermöglicht  werden.  Je  kleiner  die  Post-  und  Telegraphen- 
ämter, desto  notwendiger  natürlich  die  Zusammenlegung,  so  z.B.  in  d.  Schweiz. 
Neuerdings  hier  auch  öfters  Verbindung  beider  Zweige  mit  Bahuämteru  der  Privat- 
bahuen.  oder  Ucbertragung  des  Post-  uud  Telegraphcndicnsts  au  Privatbahnbeamte, 
was  aber  immer  grössere  Schwierigkeit  macht,  als  wenn  alle  drei  Verkehrsaustalton 
dem  Staate  gehören.  Auch  in  Deutschland  jetzt  immer  mehr  Zusammenlegung  von 
Post-  u.  Tclegrapheiiamtern. 

f)  Wenn  Privatverkehrsatistaltcn  nur  mit  Hülle  bedeutender  finanzieller  Sub- 
ventionen, wahrscheinlich  wirksam  werdender  Zinsgarantice n  u.  s.  w.  zu  Stande 
kommen,  so  wird  oftmals  auch  die  directe  Staatsübcrnahinc  besser  als  eine  solche 
indirecte  sein,  im  Finauzinteresse  wie  im  volkswirtschaftlichen:  häufiger  Fall  bei 
Bahnen,  auch  wühl  bei  Cauälen.  Wird  aber  so  vorgegangen,  so  gelangt  wieder  in 
heilsamer  Weise  das  Princip  der  Ucbertragung  der  Ertragsergebnisse  von 
Activ-  und  Passivcurseu  zu  praktischer  Wirksamkeit;  es  vermindert  sich  dann  das 
finanzielle  Kisico  für  den  Staat  uud  es  steigert  sich  seine  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  der  betrelleuden  Yerkehre- 
anstalten. 

r)  Je  grösser  die  allgemeine  Bedeutung  einer  Vcrkehrsanstalt  für  das 
gesamwte  Cultnr-  und  \\  irthschaftslebeu  eines  Volks  ist  uud  je  gleichmässigcr  die 
Vortheile  derselben  den  einzelnen  Bovölkeningsclassen  zu  Gute  kommen,  dosto  mehr 
erscheint  wiederum  die  Uebernahme  auf  den  Staat  passend,  uud  als  das  beste  Mittel, 
die  Interessen  der  Gesellschaft  zu  wahren;  daher  mehr  und  mehr  bei  intensiverer 
Verkehrsgestaltung.  Zugleich  bietet  alsdann  die  mögliche  Auswahl  zwischen  den 
verschiedeneu  Finanzpriucipieu  den  Vortheil,  durch  die  differente  Nor- 
mirung  der  Beuutzungspreise  (.Tarife)  ,|cr  einzelnen  Verkehrsanstalteii 
und  der  verschiedenen  Leistungen  der  letzteren,  die  etwaige  Verschiedenheit 
der  Interessen  der  eiuzelueu  Gesellschaftskreise  unter  nothwendiger  Wahrnehmung  des 
staatlichen  Finanziuteresses  richtig  zu  berücksichtigen. 
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Aus  allen  diesen  Gesichtspuncten  empfiehlt  sich  die  Ueber 
nähme  der  Post,  besonders  der  Briefpost  (nicht  so  unbedingt 
der  Packetpost,  noch  weniger  der  Personenpost),  ferner  diejenige 
der  Telegraphen  und  zum  Theil  auch  der  Eisenbahnen  und 
Cauäle  auf  den  Staat,  während  der  Schi  ff  fahrts-  und  auch  der 
Dampfschifffahrtscurs  wohl  nur  ausnahmsweise  vom  Staate 
zu  Ubernehmen  ist. 

Ks  wird  hier  Manches  auf  die  geograph.  Lage  eines  Landes  ankommen  und 
ub  die  Privatbetriebsamkeit  ausreicht.  England  wird  freilich  keiner  Staatsdampfer- 
linien  nach  dem  Continent  bedürfen,  aber  es  subrentionirt  immerhin  die  Linien  nach 
Nordamerika  u.s.w.  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  werden  wenigstens  nach 
einigen  Kirhtungen  ebenso  gut  Staatsdampfer-  als  Staatsbahnlinien  einrichten. 

§.  268.  —  B.  Die  finanzielle  Behandlung  der  Ver 
kehrsanstalten  des  Staats  (und  der  Selbstverwaltungs- 
körper) im  Allgemeinen.  Auf  Staatsstrassen  und  auf  Staats- 
verkehrsanstalten lassen  sich  a 1 1  e  v  i  e  r  F  i  n  a  n  z  p  r  i  n  c  i  p  i  e  n  (§.  201  > 
anwenden  und  in  der  Geschichte  wie  in  der  Gegenwart  finden  sich 
Beispiele  der  Anwendung.  Schon  dieser  Umstand  spricht  dafür, 
dass  sich  auch  hier  nicht  ein  einziges  Princip  als  das  überall 
und  allzeit  und  für  alle  Verkehrsanstalten  richtige,  als  das  schlecht 
weg  „rationelle"  bezeichnen  lässt,  sondern  dass  hier,  wie  so 
oft,  das  Gesetz  der  „historischen  Relativität"  und  demgemäß 
auf  diesem  Specialgebietc  die  mehr  oder  weniger  extensive  und 
intensive  Entwicklung  des  Verkehrswesens  für  die  Wahl  des 
Finanzprincips  mit  zu  beachten  ist.  Nur  für  eine  gegebene  Zeit 
und  fUr  gegebene  Länder  auf  einer  bestimmten  Stufe  der  Cultur 
und  Volkswirthschaft  kann  man  eine  bestimmte  Entscheidung  unter 
Erwägung  aller  einschlagenden  Verhältnisse  treffen.  Dieselbe  wird 
für  unsere  (west-  und  mitteleuropäischen)  Länder  in 
der  Gegenwart  etwa  folgendermassen  ausfallen: 

1.  Die  Verwaltung  von  Staats  Verkehrsanstalten  nach  dem 
reinen  Regalitäts-  oder  Besteuerungsprincip,  wo  durch 
Ausschluss  der  freien  Concurrenz  ein  grösserer  Reinertrag  erzielt 
werden  soll,  ist  zu  verwerfen. 

Sie  widerspricht  dem  Hauptgründe,  dessentwegen  der  Staat  Verkehrsanstalteo 
übernimmt,  neinlich  dem  allgemeinen  Verkehrsinteresse.  Sie  hcmuit  die  Benutzung 
der  Verkehrsanstaltcn  statt  si<-  zu  fördern.  Sie  führt  endlich  zu  einer  schlechten, 
ungleichinässigeu  Form  der  Besteuerung.  Mit  Kccht  ist  daher  dieses  linanzprincip. 
wo  es  etwa  bestand,  wie  gelegentlich  bei  der  Post,  fast  allgemein  aufgegeben  worden. 
Die  Bemerkung  über  die  Porti  unten  steht  mit  dem  hier  Gesagten  nicht  im  Widerspruch. 

2.  Die  Verwaltung  nach  dem  Princip  der  reinen  Staats  - 
ausgäbe  (als  „allgemeines  Genussgut",  Sax)  wäre  im 
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Allgemeinen  ein  unrichtiges  Zugestand niss  für  dieBenutzcr 
der  betreffenden  Anstalten  gegenüber  der  ganzen  Bevölkerung, 
welche  dann  die  vollen  Kosten  aus  den  allgemeinen  Steuern  zu 
decken  hätte. 

Sie  ist  nicht  gerechtfertigt,  weil  die  Vortheile  sich  niemals  ganz  glcichmussig 
vertbeilen;  nicht  narbig,  weil  die  Renutzer  einen  Dienst  poleistet  erhalten  und  wenigstcus 
zum  Theil  sich  leicht  in  der  Beanspruchung  dieser  Dienste  beschränken  können;  und 
tinaaziell  bedenklich,  weil  nicht  bloss  die  Anlagckosten ,  sondern  auch  nicht  einmal 
die  laufenden  Betriebskosten  gedeckt  werden,  wahrend  diese  durch  die  unentgeltliche 
Benutzung  noeh  steigen.  Durch  eine,  wenn  auch  massige  Gebühr  wird  die  Benutzung 
auf  das  wahre  Bcdtlrfniss  eingeschränkt,  Überhaupt  ökonomischer  verfahren.  Die 
Finanzlage  einer  Verkehrsanstalt  lasst  sich  auch  nur  bei  allgemeiner  Zahlung  aller 
Benutzer  richtig  erkennen.  Daher  ist  mit  Hecht  die  Beseitigung  der  Portofreiheifen, 
der  freien  Kisenbahn fahrt  u.  s.  w.  zu  verlangen,  und  neuerdings  auch  meistens  in  der 
Praxis  durchgeführt.  Unentgeltliche  Dienstleistung  der  Staa tsverkehrsanstalteu 
soll  demnach  nur  die  seltene  Ausnahme  bilden.  Sie  stellt  dann  eine  verhüllte 
Staatsausgabe  dar,  wird  aber  besser  canz  vermieden,  im  Nothfall  sogar  gegen 
Ucbcrnahme  offener  Zahlungen  der  Staatskasse  an  die  Benutzer,  damit  diese  alsdann 
die  gewöhnlichen  Gebühren  entrichten. 

3.  Die  Verkehrsanstalten  des  Staats  sind  daher 
entweder  nach  dem  Gebühreuprincip  oder  nach  dem 
privat  wirtschaftlichen  Princip  zu  verwalten.  Welches 
von  beiden  gewählt,  wie  weit  bei  der  Anwendung  des  ersteren 
auf  volle  oder  bloss  auf  theilweise  Kostendeckung,  und  bei  der 
Anwendung  des  zweiten  auf  den  höchst  möglichen  erreichbaren 
Gewinn  abgezielt  werden  soll,  das  hängt  ab  a)  von  dem  Grade 
der  Gemeinnützigkeit  der  einzelnen  Verkebrsanstalt  und  ihrer  ver- 
schiedenen Transportleistungen,  b)  von  der  Höhe  des  Kostenauf- 
wands für  die  Anstalt  und  für  den  etwa  mit  ihr  verbundenen  Weg, 
c)  von  der  Art  und  Weise,  wie  der  Staat  diese  Kosten  gedeckt 
hat  (durch  Schuldaufnahme  oder  Verwendung  ordentlicher  Ein- 
nahmen, besonders  Steuern)  und  d)  von  dem  Umstände,  ob  und 
wieweit  die  Kosten  (Schulden)  bereits  amortisirt  sind. 

Hiernach  wird  im  Ganzen  gegenwärtig  die  Post,  eventuell 
jedoch  nur  mit  Ausnahme  einzelner  Theile,  wie  des  Personen-  und 
unter  Umständen  des  Packettransports ,  die  Tclegraphie  unter 
das  Geb  Uhren  princip,  der  neu  erbaute  Can  al ,  die  Eisenbahn 
und  der  Schiff fahrtscurs  sowie  die  Personen-  und  eventuell 
die  I*  a  c  k  e  t  p  o  8  t  unter  das  privat  wirtschaftliche 
Princip  fallen, 

Demgemäss  sind  die  Kinnahmen  aus  diesen  Vcrkchrsanstalten  in  diesem  Werke 
auch  in  die  Abschnitte  theils  von  den  privatwirthschaftlichcn  Kinnahmen,  theils  von 
den  Gebuhren  gereiht  worden  203).  nur  dass  des  sonstigen  Zusammenhangs  wegen 
alle  Zweige  der  Post  im  Abschnitt  von  der  Postgebühr  behandelt  werden.  S.  Fin. 
II,  §.308  —  312  über  die  Post,  §.  313  über  den  Telegraphen.  Das  Nähere  über  die 
einzelnen  Anstalten  s.  in  den  betreffenden  Abschnitten. 

A  Wigunr,  Fiiianxwiwiw-iiaft.    I    '\.  Vull.  42 
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4.  Die  Grundsätze,  welche  bei  uns  in  der  Gegenwart  passend 
fUr  die  finanzielle  Behandlung  der  einzelnen  Anstalten  massgebend 
sein  dürften,  bestimmen  sich  wesentlich  mit  nach  den  Verbältnissen 
der  letzteren,  müssen  aber  doch  aus  einem  gemeinsamen  obersten 
Princip  abgeleitet  werden.  Sie  lassen  sich  kurz  etwa  folgender- 
maassen  für  jede  Anstalt  zusammenfassen : 

a)  Die  Briefpost  und  wohl  auch  die  etwa  mit  vom  Staate 
betriebene  Gelpost  und  die  Zeitungs-  (und  Druckschriften-) 
Post  ist  nach  dem  Gelb Ührenprincip,  die  Packetpost  auch  jetzt 
noch  —  in  Abweichung  vom  neuesten  Tarifsystem  —  doch  mehr 
mit  Annäherung  an  das  privatwirthschaft liehe  Princip,  die 
Personen post  wohl  gewöhnlich  wesentlich  nach  letzterem  zu 
verwalten. 

Die  Gebühreneinuahme  bei  der  Brief-,  Zeitung*-  und  Geldpost  soll  die  Kosten 
und  zwar  unbedingt  die  laufenden  Betriebskosten,  im  Allgemeinen  aber 
auch  die  Zinsen  des  im  Postwesen  steckenden  Anla'gc-  und  Betriebskapitals 
decken,  braucht  aber  nicht  nothwendig  Ueberschusse  oder  nur  solche,  welche 
zur  Tilgung  des  Anlagekapitals  und  zur  Ausdehnung  und  Yerbesserunir  des  Postwesen* 
dienen,  zu  geben.  Portoennässigungcn,  welche  mit  erbeblichen  und  länger  dauernden 
Einuahincausfällcn  verbunden  sind ,  können  sich  zwar  später  in  Folge  der  Verkehrs- 
steigerun g  wieder  völlig  bezahlt  machen.  Immerhin  wird  bei  ihnen  zu  beachten  sein, 
ob  und  wio  weit  sie  vornehmlich  einer  Classe  der  Bevölkeruug  zum  Vortheil 
gereichen,  und  zwar  derjenigen,  welche  durch  directe  Steuern  schwer  entsprechend 
zu  treffen  ist:  dem  Handels-  und  zum  Theil  dem  Gewerbestande.  In  diesem  Falle 
fehlt  das  Merkmal  der  tri  eich  massigen  Gemeinnützigkeit,  so  dass  mindestens  eine 
sehr  sorgfältige  Prüfung  verlangt  werden  muss.  ob  der  Einnahmcausfall  nicht  doch 
auf  der  Staatskasse  wird  sitzen  bleiben.    Dies  muss  möglichst  vermieden  werden. 

Die  Personen  post  muss  bei  uns  wohl  meistens  nach  dem  privatwirthschaft- 
liehen  Princip  verwaltet  werden.  Es  ist  daher  bei  ihr  der  höchst  mögliche  Rein- 
ertrag zu  erzielen,  wie  er  unter  den  bestehenden  Concurrenzen  erreichbar  ist.  Unsere 
geltenden  Pcrsonenposttarifsätze  möchten  vielfach  zu  niedrig  sein.  In  der  Praxis 
wird  der  Preis  freilich  nicht  so  hoch  steigen  dürfen,  dass  die  Post  coneurrenzunfäbis: 
würde,  aber  doch  so  hoch,  dass  der  sich  bildende  Verkehr  die  Mitausnotzong  des 
Personals  und  Materials  der  übrigen  Postzweige,  und  damit  die  ganze  Postanstalt 
möglichst  rentabel  macht.  Tarifreductionen  in  der  Personenpost  müssen  daher  um 
gerechtfertigt  zu  sein  gewöhnlich  einen  finanziellen  Zweck  haben,  solche  in  der  Brief- 
post können  auch  einem  volkswirtschaftlichen  Zwecke  entspringen,  also  selbst  zu 
einer  dauernden  Einbusse  am  bisherigen  Beinertrag  führen.  Abweichungen  hiervon 
sind  indessen  statthaft  mit  Ii  Ucksicht  auf  die  Entwicklung  des  Landstrassen-  und  des 
Eisenbahnwesens  und  auf  die  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes.  Landestheile,  welche 
in  letzterer  Beziehung  zurückgeblieben  sind,  können  wohl  einstweilen  im  Personen- 
postwesen  des  Staats  einige  Begünstigung  erfahreu.  Hier  sind  eben  die  Zusammen- 
hänge des  gesaininten  Verkehrswesens  immer  zu  beachten. 

Für  die  Packetpost  liegt  die  Sache  ähnlich,  jedoch  nicht  ganz  so,  wie  für  die 
Personenpost.  Bei  ihr  können  wenigstens  zum  Theil  dieselben  Erwägungen  wie  bei 
der  Briefpost  in  Betracht  kommen. 

Wenn  Personen-  und  Packetpost  dem  Staate  directen  Verlust  bringen,  so  muss 
bei  uns  wohl  auf  ihre  Einstellung  hingearbeitet  werden.  Alsdann  sind  die  vielleicht 
früher  im  finanziellen  Interesse  eingeführten  etwaigen  ausschliesslichen  Rechte  der 
Post  auf  den  Betrieb  der  regelmässigen  Personen-  und  Packetbeförderung  zu  be- 
seitigen, damit  die  Privatindustrie  die  erforderlichen  Verkehreanstalten  schaffen 
kann.    Nach  diesem  Gesichtspuucte  hat  man  mit  Recht  neuerdings  manche  im  Post- 
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regal  enthaltene  Vorrechte  aufgehoben,  so  auch  in  der  ueuestcu  deutschen  Postgesctz- 
gobung. 

b)  Die  Telegraph ie  ist  zwar  im  Ganzen  wie  die  Post  nach 
dem  GebUbrenprincip  zu  verwalten,  aber  doch  schon  mit  einer 
weiteren  Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche  Princip. 

Sio  dient  in  höhcrem  Maasse  einem  Classenintcresse  der  Handel-  uud  Gewerbe- 
treibenden, sogar  vomerolich  dem  Grosshandcl  und  Grossgewerbe.  Daher  ist  soweit 
ab  mOglich  der  Ersatz  der  Betriebsauslagcri  und  der  Zinsen  und  Amortisationsquoten 
des  Anlagekapitals  zu  verlangen  und  ein  Ueberschuss  darüber  hinaus  weniger  anfecht- 
bar als  im  Postwesen. 

c)  Canäle  sind,  so  lange  die  grossen  Anlagekosten,  welche 
meistens  durch  Schuldaufnahme  bestritten  werden,  nicht  amortisirt 
sind,  möglichst  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip 
zu  verwalten. 

Der  rein  gewerbliche  Standpunct  einer  höchstmöglichen  Rente  braucht  dabei 
jedoch  selbst  während  der  Amortisationszeit  nicht  innegehalten  zu  werden,  wegen  der 
grossen  Gemeinnützigkeit  und  hoben  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  billigen  Trans- 
ports von  Masscnproductcn  zur  Consumtion  wie  zur  Verwendung  in  der  Production 
der  Gewerke  und  der  Laudwirthschaft.  Es  genügt,  wenn  aus  dem  Beinertrag  das 
Kapital  verzinst  uud  getilgt  werden  kann.  Dies  ist  aber  auch  gewöhnlich  zu  verlangen 
und  ein  Gewinn  darüber  hinaus,  der  bei  massigen  Tarifen  erzielt  wird,  ist  immerhin 
auch  statthaft.  Später,  nach  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals  wird  bei  den 
Canalen  das  GebUbrenprincip  um  so  eher  eintreten  dürfen,  je  ausschliesslicher  sio  dem 
Massen transport  dienen.  Diu  thataächliche  Schwierigkeit,  für  die  hohen  Kosten  von 
Canalen  eine  halbwegs  ausreichende  Verzinsung  zu  erlangen,  bildet  den  kritischeu 
Punct  in  der  Frage  des  Neubaus  von  Canalen.  Auch  hier  lässt  sich  eiu  Zinsverzicht 
um  so  eher  rechtfertigen,  wenn  die  grossen  Vcrkehrsanstalten .  namentlich  die  Eisen- 
bahnen und  Post,  in  den  Händen  des  Staats  sind  uud  dann  zwischen  den  einzelnen 
Gattungen  dieser  Anstalten  das  Princip  der  Ucbcrtragung  zwischen  Activ-  und  Passiv- 
anstalten  Platz  greifen  kann.    S.  u.  Abschn.  7. 

d)  Eisenbahnen  sind  zunächst  ebenfalls  nach  dem  pri- 
vatwirthschaftlichen Princip  zu  verwalten,  solange  das 
grosse  in  ihnen  steckende  Kapital  zu  verzinsen  und 
zu  amortisiren  ist.  Sie  dürfen  selbst  zu  einer  höheren 
Rente  gebracht  werden,  wenn  diese  nicht  durch  monopolistische  Aus- 
beutung, Ausschluss  berechtigter  Goncurrenzlinien  u.  s.  w.,  sondern 
durch  die  freie  Verke h  ragest al tun g  erreicht  wird,  wo  sie  nicht 
Steuer,  sondern  wie  bei  den  Privatbahnen  Gewerbsgewinn  ist. 

Der  Vortheil  beim  Staats  bahn wesen  besteht  jedoch  eben  darin,  dass  eine  solche 
Verwaltung  nach  dem  rein  gewerblichen  Grundsatz  nicht  unbedingt  nöthig  ist. 
Ist  dieser  Grundsatz  gleichwohl  der  die  Verwaltung  Icitcndo.  so  wird  die  Sachlage 
aber  immer  noch  nicht  schlimmer,  wie  beim  Privatbahnsystem.  Dagegen  ergiebt  sich 
der  Vortheil,  dass  die  grösseren  Ueberschüsso  der  Staatskasse  zufliessen  und  dann  zur 
Deckung  etwaiger  Deficite  anderer  Bahnen  oder  selbst  anderer  Glieder  des  Verkehrs- 
wesens, wie  z.  B.  in  dem  soeben  erwähnten  Falle  der  Canäle.  verwendet  werden  können. 
Auf  diese  Weise  lässt  sich  am  Leichtesten  ein  gutes  Bahnsystem  im  ganzen  Staats- 
gebiet durchfuhren.  Das  Streben  nach  höherer  Kento  bt  um  so  weniger  bedeuklich, 
wenn  es  durch  Tarifreductioncn ,  besonders  im  Güterverkehr  verwirklicht  wird.  —  oft 
das  beste  Mittel  dafür.  Ein  absichtlicher  Verzicht  auf  einen  möglichen  Ueberschuss, 
der  durch  übermässige  Tarifreductioncn  bewirkt  würde,  ist  dagegen  im  Allgemeinen 
nicht  nothwendig  und  wohl  erst  zweckmässig  nach  vollendetem  Ausbau  wenigstens  der 
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Hauptrouten  de*  Bahnnetzes.  Ein  solcher  Verzicht  sogar  auf  «len  vollen  Ersatz  der 
Zinsen  —  also  die  Anwendung  des  (iebührenprineips  —  ist  vor  erfolgter  Amorti- 
sation des  Itaukapitals  selbst  ungerecht.  Letzteres  um  so  mehr,  je  mehr  bloss  der 
Personen-,  besonders  der  Vorirnu-rungsrcrkehr  profitirt,  je  weniger  wichtig  eine  Hahn 
für  den  Guter-,  besonders  für  den  Masscnproductenverkehr  ist,  und  jo  ungleich  massiger 
die  Staatsbabnen  sich  Uber  das  Staatsgebiet  erstrecken.  Denn  hier  nebuicn  die  ein- 
zelnen Landestheile  ungleichen  Antheil  an  dem  Nutzen  der  Bahnen.  Ks  gilt  dann 
von  billigen  Tarifen  etwas  Aehnliches  wie  im  Staatsforstwesen  von  der  billigen  Holz- 
abgabe (S.  593) 

Erst  wenn  das  Baukapital  der  Bahnen  ganz  oder 
grossentheils  getilgt  ist,  die  Bahnen  sich  mögliehst 
gl  eich  massig  Uber  das  Staatsgebiet  ausdehnen,  ist 
das  Gebührenprincip  zulässig,  aber  auch  alsdann 
seineAnwendungnichtunbedingtnothwendig,  sondern 
die  Erzielung  von  weiteren  Ueberschtissen  unter  Um- 
stunden recht  wohl  gestattet  und  selbst  zweckmässig. 

Von  den  einzelnen  Transportlcistungcn  der  Bahnen  wird  es  besonders  der  Massen- 
güterverkehr und  der  Personen  verkehr  in  den  niederen  Wagenclassen  sein,  welcher 
durch  starke,  selbst  dauernde  Einbusse  bringende  Tarifreductioncn  am  Ersten  zu  be- 
günstigen ist.  Bei  dem  sonstigen  Transport  waren  dagegen  Tarifreductiom  n  nur  zu- 
lässig, soweit  sie  den  Keincrtrag  der  Unternehmung  steigern. 

Daher  Uinpfenbaoh's  Anwendung  des  Gebührenprincips  auf  die  Staatsbahnen 
verfrüht,  Fin.  §.  37  —  3!*.  Ganz  in  Uebereinstimm.  mit  Obiarcm  Nasse,  Frage  d. 
Tariferhöh.   Jena  1374  (aus  Ilildcbr.  Jahrb.  XXII)  S.  31  ff. 

e)  Schifffahrts-,  insbesondere  Dampfschifffahrts- 
curse sind  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten. 
Nur  auf  sehr  wichtigen  Strecken,  für  gewisse  Transporte  darf 
statt  dessen  das  Gebührenprincip  angewendet  werden.  Eine  Sonder- 
stellung kann  solche  SchiftTabrt  ausserdem  als  Zweig  des  Post- 
wesens einnehmen. 

Die  vorstehenden  Sätze  sind  das  Resultat  einer  zusammen- 
fassenden Betrachtung  des  gesammten  Verkehrswesens.  Eine 
solche  Betrachtung  muss  der  Besprechung  der  einzelnen  Wege 
und  Anstalten  vorangehen.  Jene  Sätze  dürfen  als  Regel  für 
unsere  Staaten  gelten.  Sie  können  und  werden  mitunter  Aus- 
nahmen erleiden,  alsdann  aber  mit  der  nicht  zu  Ubersehenden 
Consequenz  für  die  Volkswirthscbaftspolitik  und  die  Finanzen :  der 
Staat  betrachtet  die  Uebernahmc  von  Verkehrsanstalten  als  eine 
so  wesentliche  Aufgabe,  dass  er  ihre  Kosten  wie  diejenigen 
der  meisten  Thätigkeiten  zur  Durchführung  wesentlicher  Staats- 
zwecke ganz  oder  theilweise  aus  allgemeinen  Steuern 
bestreiten  zu  dürfen  glaubt.  Ob  diese  Consequenz  richtig  ist,  muss 
im  einzelnen  Falle  entschieden  werden:  im  Allgemeinen  ist 
es  zu  bezweifeln. 
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2.  Abschnitt. 

Eisenbahnen. 

1.  Die  Systemfrage:  Staatsbahnen  oder  Privatbahnen? 

In  der  Entscheidung  dieser  Frage  ist  mein  Stand|>unct  im  Ganzen  den  Staats- 
ciseuhahnen  principiell  noch  etwas  günstiger  ab  iu  d.  0.  A.  von  Rau,  wo 
der  bezügliche  Abschnitt  bereits  aussc  hliesslich  von  mir  herrührte.  Ks  erklart  sich 
dies  einmal  aus  den  neueren  Erfahrungen  im  Eisenbahnwesen,  die  auch  in  der 
Eisenbahnliteratur  der  neuesten  Zeit  eine  grosse  Bewegung  und  hier  wie  bei  den 
Politikern  eine  bemerkenswerthe  Wandelung  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  hervor- 
gerufen haben,  so  dass  mau  wenigstens  für  Deutsehland  die  Frage  jetzt  als  zu  Gunsten 
des  Staatsbahnprincips  (u.  zugleich  der  Eigenverwaltung  der  Staatsbahuen)  entschieden 
ansehen  kann;  mehr  noch  erklärt  es  sich  sodann  ans  der  immer  mehr  gewonnenen 
Einsicht  in  die  Organisation  der  Volkswirtschaft,  welche  ich  in  der  „Grundlegung" 
darlegte:  der  Einsicht  von  der  Aufgabe  des  zwangsgemein wirtschaftlichen 
Systems  und  der  volkswirtschaftlich  und  socialpolitisch  richtigen  Scheidung 
zwischen  eigentlichem  Privateigenthum  der  Privatwirtschaften  und  „öffent- 
lichem Eigenthum"  in  den  Händen  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper, (Hier,  dies  in  meiner  ökonomischen  Terminologie  in  der  Grundleg.  ausgedrückt, 
der  Zwnugsgemcinwirthschaften.  Endlich  war  speciell  in  dieser  Frage  für  mich 
noch  massgebend  die  schärfere  Erkenntnis*  von  der  notwendigen  und  berechtigten 
Function  der  „öffentlichen  Unternehmung*'  auch  in  der  materiell- wirtschaftlichen 
Sphäre,  als  eines  hauptsächlichen  Mittels  zur  richtigen  Einengung  des  Gebiets 
des  Privatwirtschaft!.  Systems  überhaupt  und  des  Actiengesel  lsehaf tswesens 
speciell.  Ich  beziehe  mich  hierfür  auf  mein  Referat  Uber  Actiengcsellschaftcn  auf 
dem  Ei>enachcr  socialpolit.  Congr.  1873  (vgl.  die  Vcrhandl.  u.  Hildebraod's  Jahrb.  XXl'i. 
Die  prineipi.  Neu  Anschauungen  über  die  Fragen  der  „Organisation  der  Volkswirtb- 
schaft", welche  in  der  Hauptsache  schon  in  meiner  Eisenbahnlehre  in  der  0.  Ausg. 
von  Rau  u.  in  jenem  Referate,  sowie  in  der  „Grundlegung"  entwickelt  u.  begründet 
worden  sind,  wurden  früher  vielfach  angegriffen  u.  auch  von  den  Fachgenossen  ver- 
wandter Richtung  bemängelt.  Ich  kann  mit  Genugtuung  constatiren,  dass  «ich  jene 
Anschauungen  seitdem  immer  mehr  Hahn  gebrochen  haben,  und,  wie  dies  in  Volks- 
wirtschaft Fragen  öfters  so  geht,  schon  jetzt  beinahe  als  ..selbstverständliche"  sogar 
bei  ehemaligen  principiellen  Gegnern  gelteu.  Namentlich  ist  die  Schwenkung  in  der 
dflentl  Meinung  und  bei  vielen  Stimuifuhreni  der  ..Deutschen  Freihandelsscbulc"  zu 
Gunsten  d.  Staatsbahnsysteins  sehr  bemerkenswert.  Unsere  Zeit  lebt  schnell:  was 
iu  den  50er  u.  00er  Jahren  kaum  erst  die  Ansicht  einzelner  ..Theoretiker"  (R.  v.  Mohl, 
Knies)  war.  ist  heute  schon  in  der  Eiscnbahnfrage  Gemeingut  der  Nation  geworden. 
Vielleicht  geht  es  ähnlich  auf  dem  verwandten  Gebiete  des  Versicherungswesens, 
wo  die  von  mir  mit  zuerst  befürwortete  u.  principiell  begründete  Hinübertührung  der 
pmut wirtschaftlichen  Unternehinungs-  in  die  genieinwirthschaftiiche  Anstaltoform  (nicht 
durchaus  mittelst  eigentlicher  ., Verstaatlichung")  gegenwärtig  noch  ähnlichem  Kopf- 
schutteln  begegnet,  wie  vor  2  —  »  Jahrzehnten  die  gleiche  Forderung  hinsichtlich  des 
Eisenbahnwesens. 

Die  Gesichtspunctc.  welche  im  Text  in  der  Eiscnbahnfrage  vertreten  werden, 
haheu  seit  10  Jahren  immer  allgemeinere  Zustimmung  gefunden  Die  schlimmen 
Erfahrungen  mit  dorn  „Gründungswesen"  bei  den  jüngeren  deutschen  Privateiseu bahnen, 
die  in  der  ganzen  Welt  gewonnener  Einsicht,  dass  die  ..Concurrenz"  im  Eisenbahn- 
wesen in  keiner  Weise  die  erwarteteu  Früchte  trug,  der  Tarif  Wirrwarr  in  Deutschland, 
die  Erprobung  des  Staatsbahn wesens  bei  uns  —  und  zwar  Hau  und  Betrieb  durch 
den  Staat  —  erkläret!  diese  Wandelung  der  Meinungen  zur  Genüge.  Vielleicht  kann 
eine  so  eingehende  Beweisführung,  wie  sie  im  Texte  in  der  Frage  des  Staats-  u.  Privat- 
bahnsystems erfolgt,  in  nicht  zu  ferner  Zeit  als  ein  hors  d'oeiivre  erscheinen.  Einst- 
weilen habe  ich  sie  nur  wenig  kürzen  zu  durfeu  geglaubt,  aneb  wegen  Sax's  Antikritik. 

Die  literarisch»-  Bewegung  in  den  Eisenbahn  fragen  war  im  letzten  Jahrzehent 
sehr  lebhaft.  Wir  liaben  besonders  wertvolle  Untersuchungen  „induetiver  Art"  erhalten 
ül/cr  „das  Problem  der  Concurrenz  unter  den  besonderen  Umständen  des  Eisenbahn- 
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wesens".  wo  Cohn's  n.  gen.  Werk  hauptsächlich  hervorzuheben  ist.  Die  Bedcutoog 
dieser  Arbeit  und  einzelner  kleinerer  anderer  liejjrt  vornehmlich  darin,  mit  dem  That- 
sachcnmaterial  die  Sätze  zu  bolcgcn,  welche  nach  der  deduetiven  Methode 
aus  dem  Wesen  der  Eisenbahnuntcruchmung  und  der  bei  ihr  bestehenden  Gestaltung 
der  Concunvnz  abgeleitet  werden  können  und  wurden.  „Einige  Lchrbuchparagraphen" 
können  natürlich  die  Beweisführung  nicht  allseitig  tiefem,  aber  doch  die  princi- 
picllen  Hauptpuncte  richtig  und  mit  genügender  Schärf«;  darlegen.  Dies  Verdienst 
glaube  ich  meiner  Eisen  bahnlehre  in  d.  Ii.  A  der  Hau 'sehen  Finanzwissenschaft  auch 
den  neueren  „induetiven"  Forschungen  gegenüber  vindiciren  zu  dürfen  (vgl.  G.Cohn. 
Streitfragen  d.  Eisenbahnpolitik,  Berlin  lt>74,  S.  8),  so  hoch  ich  speciell  gerade  G.  Cohn'i> 
Verdiente  hier  stelle. 

Eine  ganze  Broschllrcnfluth  hat  sich  in  Deutschland  an  zwei  neuere  Vorgänge  in 
der  Eisenbahnpolitik  angeknüpft,  an  die  prenss.  Untersuchungscommission 
über  das  Eiscnbahnconccssionswesen  (1874)  und  an  das  Project,  die  deut- 
schen Bahnen  in  Re  ichseisenbahnen  zu  verwandeln  (1876).  Grossist  das 
wissenschaftliche  Ergebniss  dieser  Strcitschriftlitcratur  für  dio  ükonom.  Seite  der  Eisen- 
bahn frage  nicht.  Sprou  überwiegt  den  Weizen  weitaus.  Ich  führe  indessen  Vieles  daraus 
unten  an,  soweit  ich  diese  Literatur  selbst  kennen  lernte,  weil  sie  immerhin  ein  gutes 
Bild  von  dem  Principienkampf  giebt.  Der  Bericht  jener  Untersachungscommbsion 
kommt  Uber  Halbheiten  leider  nicht  hinaus.  In  der  neuesten  Periode  der  preuss. 
Eiscnb.verataatlichungen  hatten  die  prineip.  Gegner  dieser  Massregel  den  Kampf 
meistens  schon  aufgegeben.  Daher  auch  in  öffentl.  Presse  u.  populärer  Literatur  keioo 
ähnliche  Bewegung  wie  bei  dem  Beichseisenb.projcct,  bei  dem  die  politischen 
Momente  wesentlich  mitspielten. 

Werthvoller  sind  die  vielfachen  Erörterungen  über  Tarifpolitik,  die  z.  Th. 
auch  ihr  rein  wissenschaftliches  Interesse  für  dio  Theorie  der  Preisbildung  haben. 

Auch  die  immer  reichere  technische  Literatur  über  Eisenbahnwesen  beginnt 
allmälig  mehr  die  national  ökonomische  Seite  der  Bahnen  zu  würdigen,  freilich 
bisher  meist  ohne  genügende  Beherrschung  dieser  Seite  der  Fragen.  licsondcrs  hervor- 
zuheben sind  hier  v.  Web  er 's  Schriften,  namentlich  die  neuesten.  Hier  tritt  zwar 
klar  die  rein  antodidactische  nationalökonomische  Bildung  des  Verfassers  hervor. 
In  der  von  ihm  sehr  richtig  behandelten  Frage  der  Haupt-  und  Secondärbahncn  hat 
Weber  z.B.  noch  keine  Ahnung  davon,  dass  hier  ein  blosser  bedeutsamer  Special- 
fall des  allgemeinen  Gesetzes  des  extensiven  u.  intensiven  Bodenanbaus  gerade  in  Bezug 
auf  das  We gewesen  vorliegt,  wio  ich  schon  in  der  6.  A.  von  Bau  §.  246  näher 
nachgewiesen  habe.  Aber  überall  kommt  Weber  doch  als  eminenter  Techniker  und 
Kenner  des  Eisenbahnwesens  auf  die  richtige  Spur  des  Kationalökonomcn. 

(Jan/,  isolirt  steht  die  sonderbare  Ansicht  von  L  Stein,  der  —  im  Privatbahn- 
wesen,  dieser  Blüthe  des  speculativen  Kapitalismus,  „eine  Erscheinung  des  Princips 
der  Selbstverwaltung"  (!)  sehen  will  und  „nicht  versteht,  wie  man  die  letztere 
allenthalben  befördern,  aber  in  diesem  wichtigen  Theilc  der  Verwaltung  grundsatzlich 
ausschlicssen  will"  (Handb.  d.  Vcrwaltiiiigslchro.  2.  A.,  Stuttg.  1876,  S.  406).  Das 
Prineip  der  Sclbstrcrwaltniig  im  Eisenbahnwesen  kann  nur  zu  Bahnen  der  Selbst- 
vcrwaltungskörper,  der  Provinzen.  Kreise,  Gemeinden,  neben  den  Staabbahnen  (sogen. 
Local bahnend  aber  doch  wahrlich  nicht  zu  Bahnen  von  Actiengesellschaften  führen. 
Stein  's  Ausfahrung  a.  a.  ().,  S. 408,  scheint  mir  zur  nein).  Conscijuenz  gelangen  zu  müssen. 

S.  auch  G.  Cohn  in  ilildcbr.  Jahrb.  B.  33  S.  10  11.  Seit  dem  Erscheinen  der 
vorigen  Aufl.  dieses  Bands  (1877)  ist  in  der  deutschen  Praxis  besonders  durch  die 
energische  u.  erfolgreiche  Politik  der  Eisenbahn -Verstaatlichung  in  Prcusscn  das 
Staatsbahnprincip  zum  Sioge  gelangt.  Vorgftngo  in  anderen  curop.  Staaten  (Italien, 
Oestcrr. .  Frankr.)  bewegen  sich  wenigstens  in  der  Bichtung  dieses  Princips.  In  der 
Theorie  hat  indessen  das  grosse  u.  bedeutsame  Werk  von  Sax  noch  einmal  dio 
Controvctte  aufgenommen,  allerdings  mit  einer  so  grossen  Conccssion,  dass  man  Sax 
gar  nicht  mehr  einen  Vertreter  des  Privatbahusysteins  nennen  kann.  Die  ältere  ver- 
kehrte Theorie,  welche  das  Eisenbahnwesen  mit  den  gewöhnlichen  Gründen  für  das 
privatwirthsch.  Concurrenzsystcm  vindicirt.  giebt  auch  Sax  völlig  preis.  Er  sieht  viel- 
mehr ebenso  wie  ich  die  Eisenbahnen  als  „Objecto  der  Gemein wirthschaft" 
an  (Sax  II.  82  IT.  vrI.  mit  I,  80  ir.  in  Schönbcrg's  Handb.  I,  379  ff,  388,  392.  399  ff., 
404  ff.).  Kur  glaubt  er  nachweisen  zu  können,  dass  damit  die  Eisenbahnen  noch 
nicht  ausschliesslich  als  Staatsbahnen  zu  constituireu  seien,  sondern  dass  eine 
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andere,  unter  Umständen  passendere,  aber  auch  „gemoinwirthschaftliche"  Form 
diejenige  der  „regulirten  Privatunternehmung",  bez.  der  „dclegirten  Ver- 
waltung" sei,  wo  Bau  und  Betrieb  der  Bahnen  unter  genau  festgestellten 
Bedingungen,  welche  die  öffentlichen  Interessen  wahren  sollen.  Privaten,  bez.  Actien- 
gescllschaften  „Ubertragen"  werden.  Mit  dieser,  im  Einzelnen  sehr  gut  durch- 
geführten Theorie  ist  der  Roden  der  Verständigung  mit  den  Anhängern  des  reinen 
Staatsbahnsystems  geschaffen.  So  gern  ich  nun  anerkenne,  dass  in  der  Praxis  öfters 
nichts  übrig  bleibt,  als  nach  diesem  System  der  „delcgiricn  Verwaltung"  vorzugehen, 
und  dass  mit  demselben  gegenüber  dem  „Privatbahnprincip"  in  der  älteren  Auffassung 
ein  grosser  Fortschritt  auch  in  der  Theorie  erreicht  ist,  so  gern  ich  also  auch  in 
dieser  Sax'schen  Lehre  das  ,.Gesetz  der  Relativität"  in  solchen  praktischen  Fragen 
richtig  hervorgehoben  finde,  so  kann  ich  ihr  in  üebereinstimmung  mit  G.  Cohn  (Hildebr. 
Jahrb.  B.  33  S.  1  ff.,  10  ff.)  doch  zwei  Einwurfe  nicht  ersparen,  von  denen  der  eine 
auch  Roscher's  ähnliche  Rclativitätsentscheidung  der  Systemfrago  betrifft  (III,  §.  85): 
1)  Wo  ist  es  denn  irgend  thatsächlich  polungen,  die  ..dclegirte  Verwaltung" 
halbwegs  befriedigend  einzurichten  und  das  m.  E.  unlösbare  Problem  zu  lösen,  ein 
richtiges  „Pf  lichten  heft"  füreine  solche  Verwaltung  zu  construiren  V  (Auch  Roscher's 
Ausführungen,  §.  85.  sind  in  dieser  Beziehung  mit  den  Thatsaclien  in  völligem  Wider- 
sprach und  seine  Auffassung  viel  zu  optimistisch.)  Und  2)  klingt  nicht  in  allen  Beweis- 
führungen von  Sax,  so  sachverständig  sie  sind  u.  so  unparteiisch  sie  zu  sein  suchen, 
dennoch  immer  die  Tendenz  durch,  ein  System  wie  das  bestehende  des  Eisenbahn- 
Actiengesellschaftswesens  eben  einmal  auch  principiell  zu  rechtfertigen,  es  theo- 
retisch zu  salvircn,  weil  es  existirt,  nicht  weil  es  befriedigend  fuugirt? 
Das  scheint  mir  die  „petitio  prineipii"  in  Sax'  Lehre  von  der  „delegirten  Verwaltung" 
zu  sein.  Vgl.  zur  Kritik  von  Sax  in  diesen  Punctcn  bes  Cohn 's  gen.  Aufs,  in 
Hildebr.  Jahrb.,  wo  nur  das  trotzdem  verbleibende  grosso  wissenschaftliche  Vordienst 
des  Sax'schen  vortrefflichen  Werks  nach  anderen  Seiten  nicht  ganz  ausreichend 
anerkannt  wird. 

Literatur.  Geschichte  u.  z.  Th.  Statistik  d.  Eisenbahnwes.:  Stürmer, 
Geschichte  d.  Eisenbahnen,  1.  Th.,  Bromb.  1S72,  2.  Th.  1876.  Schmeidlcr.  Geschichte 
d.  deutsch.  Eisenbahnwesens.  Lpz.  1S71.  J.  Michaelis,  Deutschi.  Eisenbahnen, 
3.  A-,  Lpz.  1863.  Böhm,  d.  mod.  Verkehrsmittel.  Ergänzungsheft  1»  zu  Petrrmanns 
geogr.  Mitthcil.  Fr.  X.  v.  Neu  man  n-  Spall  art  (Wien).  Uebersichten  über  Product., 
Welthandel  u.  Verkehrsmittel,  frtther  in  Behm's  Gcogr.  Jahrb.,  jetzt  jährl.  selbständig. 
Dann  die  meistens  jährlichen  amtlichen  und  halbamtlichen  Statistiken  des  Eisen- 
bahnwesens der  einzelnen  Länder.  Für  Deutschland  bes.  die  deutsche  Eisenbahn- 
statistik, herausgeg.  von  der  geschäftsführenden  Dircction  des  Vereins  I).  Eisenbahn- 
verwalt.  Für  Preussen,  Statist.  Nachrichten  v.  d.  preuss.  Eisenbahnen,  herausgeg. 
r.  Handelsministerium,  bisher  die  beste  amtl.  EisenbahnstatisL  Jetzt:  Statist,  d.  in 
Betrieb  befind I.  Eiscnb  Deutschl.s,  bearbeitet  im  Reichseiscnb.amt,  zuerst  f  1880/81, 
Berl.  1882,  dann  Ergänz.h.  12  d.  preuss.  stat.  Ztschr.:  Hist.  Entwickl.  d.  deutschen 
u.  deutsch -.isterr.  EUenb  netzes  1838  —  81.  Berl.  1883  (Atlas).  Umfangreiche  Aus- 
züge aus  diesen  neuesten  amtl.  Publicationen  giebt  Holl  mann  in  Schmoller's  Jahrb. 
d.  I).  Reichs  1883,  H.  4.  Für  Oesterreich,  Nachrichten  v.  d.  östorr.-ungar.  Bahnen. 
Eisenbahnjahrb.  v.  Öest.-Ung.  v.  Kohn,  jährl.  Für  d.  Geschichte  des  engl.  Eisen- 
bahnreebts  u.  bes.  f.  d.  wichtig.  Enqueten  d.  1.  B.  d.  u.  gen.  Werks  v.  G.  Cohn 
u.  dessen  neueste  Fortsetz.  Der  Bericht  des  parlam.  Ausschusses  v.  1872  auch  bei 
Dorn  a.a.O.  (s.u.).  Als  eigene  Fachzeitschrift  reichsten  Inhalts  (auch  bczligl.  ausscr- 
deutschcr  Dinge)  erscheint  seit  mehreren  Jahren  das  ..Archiv  f.  Eisenbahnwesen", 
ber.geg.  im  (preuss.)  Minist,  d.  ölf.  Arbeiten.  Daselbst  auch  vollständige  Ucbcrsichtcn 
über  allo  Zweige  di  r  Eiseub  liter.,  worauf  zur  Ergänzung  des  Folgenden  hier  hin- 
gewiesen sei. 

Volkswirths chaftl.  und  volks  wirthschaftspolitische  (vcrwaltungs- 
rechtliche)  Seite.  Knies,  d.  Eisenbahnen  u.  ihre  Wirkungen,  Braunscbw.  1853, 
(noch  immer  beachtenswert ,  richtige  Betonung  der  Relativität  der  Argumente 
für  u.  wider  in  der  Staats-  u.  Privatbahufrago,  S  3S  ff.).  0.  Michaelis,  d.  Mnnop. 
d.  Eisenbahnen,  1861,  ders. ,  Haftpflicht  u.  natürl.  Monopol  der  Bahn,  volkswirthsch. 
Viertcljahrsscbr.,  1803.  H,  ders..  Diff.  Tarife  d.  Bahnen,  cb.  1804,  I,  ders..  Eisen- 
bahnactionäre  u.  Interessenten,  eb.  1*04,  II,  jetzt  z.Th.  im  1.  B.  seiner  volkswirt- 
schaftlichen Schriften  (Michaelis  damals  in  diesen  wie  in  seinen  and.  Arbeiten  ein 
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typischer  Vertreter  der  ..Deutschen  Frcihandelsschule"\  —  Scbaffle,  in  s.  gesell- 
scbaftl.  System  meiischl.  Wirtbsch.,  2.  A.,  §.  262  ff. ,  3.  A..  II,  230  ff.  —  Jäger. 
Lehre  v.  d.  Eisenbahnen.  München  1 805.  --  Vogt,  Schweiz.  Studien  über  Eisenbahn- 
wesen, deutsche  Vierteljahrsschr.  1859;  ders.  Uber  die  Frage,  ob  Eisenbahnen  u.  s.  w. 
vom  Staate  oder  v.  d.  Privatindustrie  zu  bauen,  in  d.  Annales  de  l'associat.  internal, 
p.  le  progres  des  scienees  social.  4.  sess.  (Berne),  Par.  et  Brüx.  1866.  p.  635—650 
(mit  unbedeut.  Debatte^.  —  Perrot,  d.  deutschen  Eisctib.,  Kost.  1870,  ders.,  die 
Keform  d.  Eisenbahntarifs  im  Sinne  d.  Pennypoilo,  Bremen  1809 ,  u.  viele  Aufs,  in 
Zeirschr.,  die  Beweisführung  immer  sich  in  gleicher  Weise  wiederholend.  S.  Perrot's 
Eisenbahnrcfonn,  Kost.  (1 S7 1).  ders.,  Deutsche  Eiscnbahnpolit.,  Berlin  1S72,  ders.. 
die  Differentialtarife  der  Eisenbahnen.  Berl.  187L  —  Mehrfache  Verhandlungen  auf 
den  deutschen  volkswirthsch.  Cougr.,  so  zu  Stuttgart  1861,  zu  Danzig  1S72,  zu  Wien 
1873,  mit  dem  steten  Bemühen,  durch  Aufstellung  irgend  einer  Fonncl  (Trennung  v. 
Fahr-  u.  Frachtverkehr,  bestimmte  Tarifpriucipicn  u  s.  w.)  das  uulicbsaine  Zugestluduiss 
vermeiden  zu  können.  dass  die  Grundsätze  dis  privat wirthschaftl.  Concurrctizsystems 
sich  im  Eisenbahnwesen  unanwendbar  zeigen.  S.  auch  in  dieser  Kichtuug:  Dom, 
Aufgaben  d.  Eiscnbahnpolit.,  Berl.  1 974  (..nicht  Coucurrenzlinic,  sondern  Concurrenz 
auf  der  Linie",  „Beseitigung  des  Tarifmonopols  der  Eisenbahnen"  u.  s.  w.).  Vgl. 
tlarübcr  u.  dagegen  G.  Cohn,  Streit  fr.  d.  Eisenbahnpol.,  S.  S  II".,  wo  alle  diese  Vellei- 
täten  gerade  nach  den  engl.  Erfahrungen,  unter  Bezugnahme  auf  Cohu's  grosses 
Werk,  abgewiesen  werden.  ..Freiheit  auf  der  Schiene  gilt  in  England  bei  allen  Thcilcn, 
einschliesslich  der  Agitatoren  f.  Eisenbahmeform.  als  in  der  Wiiklichkeit  undeukbar." 
Sax  weist  alles  dgl  ebenfalls  ab.  S.  auch  die  nach  dem  prineip.  Standputicte  wandel- 
baren Verhandlungen  ül>er  Eisenbahnwesen  auf  d.  deutsch.  Handclstagc.  z.  B.  1871 
(D.  Handelsbl.  1871,  Nr  20,  21).  mit  den  Arbeiten  v.  Alex.  Mayeru  A.m.;  so  auch  später. 

Die  deutschen  Hauptwerke  über  Eisenbahnpolitik  sind  jetzt  die  mehrfach  genannten 
v.  G.  Cohn  u.  E.  Sax:  des  erstcren  Untersuchungen  über  engl.  Eiscnbahnpolit., 
1.  B.  die  Entwickl  d.  Eisenbahngesetzgeb.  in  England,  Lp/.  1874,  mit  d.  Mittbeil, 
aus  den  cnirl.  Eisonbahiienquctcn  <s.  bes.  S.  316  ff.,  321  IL),  2.  B.  zur  Beurtheil.  d. 
engl.  Eisenbahnpolit.,  1875.  Die  Kesultate  des  Verf.  stimmen  in  den  Hauptprincipien 
durchaus  mit  meiner  Eisenbahnlehre  übercin.  Ders.  in  der  obengen.  Brosthure 
(Quintessenz  des  grossen  Werks);  ders.  über  eine  aiadem.  Vorbildung  zum  höheren 
Eisellbahnverwaltungsdienst,  Zürich  1876;  ders.,  der  Staat  u.  d.  Eisenbahnen,  in 
Hildebr.  Jahrb.  B  31  (1*7!)).  S.  1  II.  (die  gen.  Kritik  von  Saxi;  ders.,  d.  eugl. 
Eiscnb.pol.  in  d.  letzten  10  Jahren,  Arch.  f.  Eis.b.wes.  1883  (auch  selbständig);  dann 
Sax,  als  Vorläufer,  < »Ökonomik  d.  Eisenbahnen.  Wien  1871  (unausgeführt);  ders. 
d.  Verkehrsmittel  in  Staat  u.  Volkswirthsch..  bes.  B.  II.  Wieu  1870;  ders.,  Abh. 
Transp.-  u.  Comniun.wes.  in  Schönberg's  Handb.  II.  —  Sonst  u.  A.  de  l'ran<iuc- 
ville,  Eisend  .-Concurrenz  u.  Fusionen  in  England,  deutsch  (aus  ..du  regime  des 
travaux  pu)il.  en  Anglcterre")  v.  Wilke  u.  v.  Nördling.  Wien  1875.  —  Handbuch 
d.  Eisenbahnwesens  v.  Haushofer  (H.  1,  Grundzuire  d.  Eisenbahnwes.,  wirthschaftl. 
Seite,  umfassendes  systemat.  Werk),  v.  Paulus  (B  2.  Bau  u.  Ausrüst.  d.  Eisenbahn.', 
u.  Schmidt  (B.  3,  Verwalt.  d.  Eisenb.  u.  Buchfuhr,  im  Eisenbahnbetrieb).  Stottg. 
IS75.  —  L.  Stein,  l'inanzwiss. .  3.  A..  S.  250.  Handb.  d.  Verwaltungslehre,  2.  A  , 
S  402  ff.  —  Koscher.  Syst.  III,  §  76  —  06  passim,  bes.  g.  *5. 

E i  s e  n  b  a  h  n  r  e  c h  t  u.  V  c  r  w  a  n  d  t  e s  ( Expropriation) :  K  e  y  s  c  h  c  r ,  d.  Kecht  d. 
Staats  a.  d.  Bahnen.  Tttb.  1852.  Hessel  u.  Knhlwctter,  preuss.  Eisenbahuncht. 
Köln  1855—57.  Be schorner.  Deutsches  Eisenbahnrecht,  Erl.  1S58.  Koch,  D.s 
Eisenb.,  Marl).  1860.  G.  Meyer,  Kecht  d.  Expropr.,  Lpz.  I8i'»8.  Förste  mann, 
preuss.  Eisenbahnrecht.  Berl.  1869.  II.  Köster,  soe.  Vorwaltungsrccht,  II.  B. ,  Erl. 
1873,  §  4 1  '.0  II.  Michel,  österr.  Eisenbahnreeht,  Wien  1860.  L.  Stein,  i.  Eisen- 
bahurechtsbildung,  W  ien  1872.  Höper,  preuss.  Eis.b.fin  ges  geb.,  Berl.  1879.  Kosub, 
Organis.  d.  preuss  Staatseisenb.vei  walt. .  Beil.  1881;  der».,  d.  Verwalt.  d.  preuss. 
Staatsbahuen.  Berl.  18^0.  pollanetz  u.  Witt  eck,  Samml.  d.  Gesetze  über  rtsterr. 
Eis.b.wes..  Wien  llodgcs,  law  affeet.  railways,  6.  ed.,  London  1*»77.  Shelford, 
law  of  railways.  4.  ed.,  2.  vol..  Lond.  1869.  Browne  a,  Theobald,  law  of  railway 
companies.  Lond.  1881.  Kcdinann,  law  of  railw.  comp..  Lond.  J8so.  Picrce.  law 
of railroads.  Boston  1881. Pal aa.  dict.  legisl. et  rcglem.dcscheminsdc  fer, 2. ed.,  Paris  1872. 

Technisches,  Vorwaltung  im  Allgem.  z.  Th.  schon  in  obiger  Literatu 
über  d.  Ökonom.  Seite  d.  Bahnen  u.  über  Eisenbahnreeht.  Sonst  besonders:  v.  Wcber^ 
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Schale  d.  Eisenbahn  wes.  (Abriss  d.  Gesch..  Techn.,  Administ..  Statistik),  2.  A„  Lpz. 
1862,  3.  A.  v.  Schmitt,  Lpz  1873  (sehr  beachtenswerth  auch  für  die  National- 
ökouomen).  Daun  zahlreiche  meist  kleinere  z.T.  populäre  Schriften  v.  v.  Weber: 
Die  Individualität  u.  Entw  ickelbarkcit  d.  Eiseub..  Lpz.  1875  ^gelangt  zu  sehr  bedeuts. 
nat-ökon.  Gesichtspuneten ,  die  die  Techniker  und  die  Staatsverwaltung  meist  bialler 
übersahen);  Popul.  Erörterungen  *on  Eisenb.  Zeitfragen,  4  Hefte,  Wien  u.  s.  w.  1876. 
Nr.  1,  Norraalspur  u.  Schmalspur,  Nr.  2.  Werth  u.  Kaut  der  Eisenb.,  Nr.  3,  Praxis 
d.  Sicher,  d.  Eisenbahnbetrieb*,  Nr.  4,  Priv-.  Staats-  u.  Reichsbahnen,  alle  wichtig 
f.  d.  Natioiialökon.  u.  Finanzuianu,  bes.  Nr.  4;  Nationalit.  u.  Eisenbahnpolitik,  Wien 
u.  s  w.  1876.  —  Schwabe,  über  die  engl.  Eisenbahnen,  Berlin  1871.  —  Hartwig, 
über  das  Eiseubahuweseu  bes.  Londons,  Berl  1871.  —  Wehrmann,  Reisestudien 
Uber  Anlagen  u.  s.  w.  der  engl.  Eisenbahn.  Elberf.  1877.  —  Perdonnet,  traiui 
dement,  d.  cbemins  de  fer,  Par.  (z.  lt.  3.  ed.  1*65).  (ioschler,  exploit.  d.  cheuiins 
de  fer.  4.  vol..  Par.  1865  —  68.  —  Jac<|min,  exploit.  d.  chemins  de  fer,  Paris  1867, 
1S6S.  —  v.  Leber,  Eisen b.wes.  in  Frankr.,  Wien  1880. 

Eisenbahn  re  form,  Fragen  der  Staatsaufsicht  über  die  Privatbahneu, 
Deutsche  Reichscisenbahufragc  u.  dgl  m.    Bericht  der  Spccialcoinmissiou  z. 
Untersuch,  d.  Eisenbahuconcvssionswesens.  Mit  Anlagen.  Berlin  1874  (Nr.  1 1,  Papiere 
des  Hauses  der  Abgcordn.,  12.  Legislaturperiode.  1.  Sess.  1873—74).  —  Faucher, 
d.  allg.  Fragebogen  d.  Untersuchungscomm.  ub.  d.  Eiscubahucoucessiotiawcs.  beaiitw., 
Berl.  1873.  —  Eutwurf  eines  Reichseisenbahngosetzes,  aufgestellt  im  Reichseisenbahn- 
amte,  Berl.  1874.  Vorlaufiger  Eutwurf  eines  Hoichseiseiibahngesetzcs  (2.  amtl.  Entw.), 
Berl.  1875.  —  Dieser  verlauf.  Eutwurf,  Beurth.  v.  Ver.  d.  Privateiseiib.  im  D.  Reiche, 
BerJ.  1875.  —  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  d  Ucbertragung  der  Eigenth.-  u.  sonst. 
Rechte  des  Staats  an  Eisenb.  auf  d.  D.  Reich,  Berl.  1*76.    Bemerk,  des  Vereins  d. 
Privateiseab.  zu  diesem  Entwürfe.  Berl.  1S76.  Viel  u.  reichhaltigstes  legislatives  u. 
Statist  Material  zu  den  neuereu  Fragen  üb.  Eiseubahnpolit..  bes.  aueh  über  d.  Reichs- 
eisen  bahn  frage  in  Hirth's  Annalen  d.  D.  Reichs,  bes.  im  Jahrg.  1876.  —  E.  Roth- 
schild, Ideen  üb.  1  in  wandt,  d.  Bahnen  zu  Reh  hscisciibahncu,  Braunschw.  1875.  — 
V.  Bobiucrt  ((iegnor  d.  Rcichsb.).  Enquete  nb.  die  Reich  >eiscn  bahn  frage,  3  Lief., 
Lpz.  1876.  —  Tariferhöhung  oder  Reichscisenbahuen  V  Von  einem  Fachmann  (f.  R.-E.). 
Berlin  1876.  —  Weizmann,  die  Deutsche  Reichsbahn,  Berlin  1876  (fur).    <S.  auch 
ders. .  die.  Eisenb.  als  ölfcntl.  Strasse,  Berl  1^75.  u.  zur  Eisen bahiircforiiü  —  Zehn 
Jahre  preuss.  deutscher  Eisenbahnpolitik.  Lpz.  1876  (für  Rciehsb.)  —  ('.  Wa Icker, 
z.  Orientir.  in  d.  Reichseiseiih.ihnfrage,  1876.  —  Die  Reichaciscnbahufrage,  Heitr.  z. 
Lösung  derselben  von  einem  Faelunanne.  I.  Heft.  Erwerb  d.  deutscheu  Bahnen  durch 
d.  Reich,  Lpz.  1876.  —  Schaffle.  Mater,  z.  Eisenbahnfrage.  Tub.  Zeitschr.  1876. 
S.  M52  tl.  —  A.  Wagner,  la  <|uistioue  delle  atrade  ferrate  doli'  linpero  (iermanico. 
Rirista  Intcrnaziouale .  Marzo  187t».  —  A.  Held,  d.  Lebergang  d.  deutsch.  Hahnen 
au  das  Reich  (.für),  Land  wirtlisch.  Jahrb.  1876.  S.  1065  —  1I2S.  —  Runde,  das 
Keichseiseubahnproj.,  Braunschw.  1^76.  —  Bodeuheim,  Verkehrswege  Deutschlands, 
Hannov.  1876.  —  Unter  den  Gegnern  gegen  die  Centralbation  d.  Eisenbahnwesens  u. 
gegen  die  Reichsbahnen:  Mor.  Mo  hl,  ub.  d.  Entw.  eines  Reichsci>cnbahnges..  Stutt- 
gart 1874  u.  1875,  ders.,  die  Frage  v.  d.  R<  ichseiseub.  erörtert,  Stuttgart  1876.  — 
v.  Weber  iu  der  oben  gen.  Sehr,  über  die  Privatbahnen  u.s.  w.  —  v.  Unruh  in 
der  „Gegenwart"  von  Lindau  1876  (altes  Mauchesterthutn).  —  v.  Varubüler,  Soll 
d.  Reich  d.  deutsch.  Eisenbahnen  erwerben?  S.  auch  die  Verhandl.  über  die  Reichw- 
eiten bahnfrage  auf  d.  Bremer  \olkswirthseh.  l'oiigr.  1*^70  (Verb.  Berl.  1S76).  mit  dem 
Referat  v.  Böhmen  gegen  (Standpunct:  mehr  Privatbahnsystem),  von  mir  für  (als 
<'ousc<|Ueuz  de«  Staatsbahusystem-);  iu  der  Debatte  bes.  Nasse  gegen  (für  Staatsbahn, 
aber  gegen  Reichsbahn).  Stephan  gegen  (Furcht  vor  weiteren  Consei|iien/.en). 
Zu  dem  Bemerkenswerthesten  fur  Privat-  u.  gegen  Staatsbaluieu  gehören  die  viel- 
fachen Stellen  iu  Stroussberg's  „Dr.  Strausberg  u.  sein  Wirken",  Berlin  ls76. 

Eingeh.  Erorter.  der  Systemfrage  auch  in  neueren  .,En<(Ueteir\  bes.  deritalicn. 
lS7s— 81).  s.  darüber  Pieck  im  Arch.  f.  Eis.b.  1^82  S.  '.H  — 134;  am  h  d.  nieder- 
lind.  (Arch.  Iü83  S.  571  11.) 

Fur  Oesterreich  vgl.  z.  B  Denkschr.  der  Frauer  Handelskammer  rSchebek  » 
Reform  d.  Eisenbahnwes.,  Prag  1 S74.  Bing.  Eiseubahnprogr.,  1875  Denkschr.  d. 
Ausschusses  d.  nieder -österr.  Handelskammer,  Wien  1876. 
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Die  Tarif  fragen  werden  in  d.  meisten  Schriften  mit  berührt  u.  sind  auch  f.  d. 
prineip.  Frage:  Ob  Staats-,  ob  Privatbahn?  mit  von  Bedeutung.    S.  u.  vor  Abschn.  5 

§.  269.  Einleitung.  Das  Urtbeil  lautet  nach  dem  Ergebniss 
der  Erörterungen  Über  das  gesaromte  Verkehrswesen  im  vorigen 
Abschnitt  im  Allgemeinen  zu  Gunsten  derStaatsbahnen, 
denen  unseres  Erachtens  mutmasslich  die  Zukunft  gehören  wird. 

Dieses  Urtheil  ist  jelzt  noch  einer  Prüfung  bloss  nach  den 
Verbältnissen  des  Eisenbahnwesens  an  und  für  sich 
zu  unterziehen.  Diese  Prüfung  muss,  wie  in  den  analogen  anderen 
Fällen,  immer  von  dem  doppelten  Standpuncte  des  Volkswirt  h- 
schaftlichen  Productionsinteresses  einer-  und  das  all- 
gemein- volkswirtschaftlichen ,  des  Vertheilungs-  und  des 
socialpolitischen  Interesses  anderseits  erfolgen. 

1.  Von  dem  erstgenannten  Standpuncte  aus  ist  die  Frage 
nach  dem  Bahnsystem,  ob  Staats-,  Privat-,  oder  ob  etwa  ein  aus 
Staats-  und  Privatbahnen  „gemischtes"  System  den  Vorzug 
verdiene,  meistens  allein  betrachtet  worden.  Dasjenige  System  ist 
hier  vorzuziehen,  welches  das  unmittelbare  Bedürfniss  der  Commu- 
nication  und  des  Transports,  dem  das  Eisenbahnwesen  dient,  am 
Besten  befriedigt.  Grade  in  dieser  Beziehung  muss  im  Voraus  die 
Relativität  aller  einzelnen  Argumente  für  und  wider  Staats- 
und Privatbahnen  anerkannt  werden:  es  lässt  sich  aus  diesen 
Beweisgründen  allein  ein  allgemei ngtiltiges  „Gesetz" 
oder  „Axiom"  nicht  einmal  für  ein  bestimmtes  Land 
in  bestimmter  Zeit  gewinnen. 

Licht  und  Schatten  sind  im  Einzelnen  manchfach  verschieden,  im  Ganzen  ziemlich  gleich 
vertheilt.  Sicherlich  ist  es  ein  Irrthum  zu  meinen,  wie  es  von  einseitigen  Parteigängern  oft 
geschieht,  gewisse  Uebelstätide  würden  mit  dem  Wechsel  des  Systems  ohne  Weiteres 
verschwinden.  Denn  dieselben  liegen  oftmals  tiefer  und  hängen  mit  dem  Umstaudc,  oh 
die  Hahnen  eines  Landes  Staats-  oder  Privatbahnen  sind,  oft  wenigoder  gar  nicht  zusammen 

Die  Relativität  der  einzelnen  Argumente  hindert  aber  nicht, 
selbst  wenn  die  Frage  zunächst  nur  von  diesem  ersten  Stand- 
puncte aus  betrachtet  wird,  schon  zu  einem  festen  Ergebniss 
für  die  Wissenschaft  und  die  Praxis  zu  gelangen.  Dieses 
Ergebniss  ist  nur  wieder  kein  absolutes.  Zeit  und  Ort 
sprechen  ein  entscheidendes  Wort  mit.  Für  unsere  jetzige  Zeit 
und  für  unsere  Länder,  d.  h.  iu  erster  Linie  für  Deutschland, 
dann  für  das  continentale,  besonders  westliche  und  mittlere 
Europa,  endlich  im  Wesentlichen  für  die  gesammte  europäisch- 
amerikanische Staatenwelt  folgt  die  Entscheidung  für  Staats- 
bahnen aus  der  Stellung  der  Bahnen  im  Verkehrswesen 
und  wieder  aus  der  Stellung  des  Staats  zu  dem  letzteren. 
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Die  Durchsicht  der  einzelnen  Beweisgründe  in  der  Controvcrsc  im  Folgenden 
wird  aber  zeigen,  dass  manche  triftige  Gründe  auch  für  Privat  bahnen  anzuführen 
ßind  nnd  manche  andere  gegen  Staatshahnen  sprechen.  Die  bisherige  geschicht- 
liche Entwicklung  und  der  gegenwärtige  Zustand  des  Eisenbahnwesens,  wo  Staats-  und 
Privatbahnen  bunt  wechseln,  beweisen  zwar  in  der  principicllcn  Frage  wenig,  weil 
notorisch  nicht  feste  Principien,  sondern  zufällige  geschichtliche  Um- 
stände diese  Entwicklung  beherrscht  haben.  Sie  zeigen  jedoch  erfahrungsmässig, 
dass  alle  Beweisgründe  nur  einen  relativen  Werfh  besitzen.  An  dem  früher 
gewonnenen  Ergcbniss  darf  man  vornehmlich  deshalb  festhalten,  weil  die  mancherlei 
einzelncu  Gründe  für  Privat-  und  gegen  Staatsbahnen  nicht  den  Aus- 
schlag geben  und  ihnen  stets  andere  ebenso  gewichtige  gegenüber 
pes teilt  werden  können.  Auch  diese  entscheiden  nicht  allein,  obgleich  sie  mit- 
unter sehr  beachtenswerth  sind,  jedenfalls  beleuchten  sio  die  Frage  aber  noch  von 
manchen  anderen  Seiten  in  erwünschtester  Weise. 

2.  Den  Ausschlag  für  Staatsbahnen  geben  vornehmlich 
die  Erwägungen  aus  dem  zweiten  Gesichtspuncte.  Es  lässt  sich 
nachweisen,  dass  die  Summe  der  materiellen  Interessen 
und  daher  der  ökonomischen  und  socialen  Macht,  welche  das 
Eisenbahnwesen  in  sich  vereinigt,  zu  gross  ist,  als  dass  die 
bürgerliche  Gesellschaft  diese  Institution  den  Privatwirtschaften 
Uberlassen  kann.  Das  gilt  auch  gegenüber  dem  Sax'  sehen  Plan  der 
an  Actiengesellschaften  übertragenen  („  dclegirten ")  gemeinwirth- 
schaftlichen  Verwaltung  der  Eisenbahnen. 

Man  steht  daher  von  vorneherein  vor  dem  Dilemma:  ein  vom  Staate  beaufsich- 
tigtes und  geregeltes  P  ri  vatbahnwesen ,  dem  im  Gesain mtintercsso  wenig  Selb- 
ständigkeit, ein  ungemein  werthvolles  Eigentbumsobjcct,  bei  dem  aber  dem  Eigen- 
tümer wenig  „Rechto"  mehr  bleiben  dürfen,  oder  —  ein  Staats bahnweseu,  bei 
welchem  diese  Conflicte  zwischen  Privat-  und  öffentlichem  Interesse  fortfallen.  Das 
Staatseisenbahnwesen  bildet  den  wichtigsten  Fall  auf  dem  Gebiete  der  materiellen 
Production,  wo  der  Staat  passend  und  erfolgreich  das  (ohnehin  nur  durch  die  Acti  en- 
ge sc  lisch  aft  vertretene)  privatwirthschaftliche  System  einengen  kann  Alle  Vor- 
theile der  grossen  „öffentlichen"  Unternehmung  kommen  bei  ihm  zur  Geltung: 
richtiger  G ross betrieb,  durch  den  Zweck  geboten,  vom  Staate  so  gut  als  von  einem 
anderen  Unternehmer  durchzuführen,  ohne  die  volkswirtschaftlichen  und  socialpoli- 
tischen  Bedenken  des  privat  wirtschaftlichen  Grossbetriebs;  Möglichkeit  einer  zeit- 
lich gleich  massigeren  Kapitalvcrwendung,  statt  der  unvermeidlich  ungleich- 
massigen, weil  ganz  vom  Ganire  der  Spcculation  abhängigen  bei  dem  Privatbahnsystem ; 
geringere  Gefahr  des  factischen  Monopols  oder  bei  einem  solchen  wenig- 
stens der  finanzielle  Nutzen  für  die  Gesamtntheit;  hinlängliche  Sicherung  des 
finanziellen  Interesses  für  die  Gcsammthcit.  aber  dennoch  Möglichkeit,  statt  des 
reinen  ltcntabilitätsstandpuncts  das  öffentliche  Interesse  bei  Anlage  und  Betrieb 
entsprechend  mit  zu  berücksichtigen;  Ausgleichung  der  „guten  und  schlechten 
Fälle"  durch  Vereinigung  der  guten  und  schlechten  Kouteu  in  einer  Hand  und 
dadurch  grössere  Fähigkeit,  mit  geringerem  Kisico  das  Bahnnetz  auszudehnen. 
Da  nun  anderseits  das  Ergebniss  der  Untersuchung  von  dem  erstgenannten  Stand- 
punete  aus  mindestens  nicht  gegen  Staatsbahnen  ausfällt  und  da  sich  zeigen 
lässt,  dass  die  Mängel  der  Staatsbahnen  den  Privat  bahnen  ähnlich  ankleben,  weil 
es  sich  in  beiden  Fällen  um  riesige ,  ähnlich  zu  organisirende  Einrichtungen  handelt, 
so  darf  mit  Hecht  das  Urlheil  allgemein  bei  uns  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen 
lauten.  Dies  im  Einzelnen  möglichst  objectiv  zu  begründen,  ist  dio  Aufgabe  des 
Folgenden.  Für  die  Grundauschauung  in  Betr.  des  zweiten  Gcsichtspuncts  beziehe  ich 
mich  hier  ein  für  allemal  auf  meine  Grundlegung,  bes.  1.  Abth.  Kap.  3  u.  4  u. 
2.  Abth.,  ferner  auf  mein  Keferat  über  Actiengcsellschaftswescn  auf  d.  Eisen,  social- 
polit.  Congrcsse  1873  u.  auf  meine  oben  gen.  Abhandl.  über  Versicherungswesen  in 
d.  Tob.  Ztschr.  18S1  u.  in  Schönberg's  Haudb.  I 
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I.  —  §.  270.    Die  Fragstellung. 

S.  bes.  Sax  11.  139  ff". ,  wo  die  Frage  wesentlich  iu  Form  einer  theils  bei- 
stimmenden ,  th.  ablebnenden  und  berichtigenden  kritischen  Erörterung  über  meine 
Beweisführung  in  der  2.  Aufl.  §.  244  ff.  discutirt  wird.  Ich  kann  indessen  Sax  venig 
Zugeständnisse  macheu.    Koscher  III,  §.  85,  Sü. 

In  der  Controvcrsc,  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen ,  ist  Allem 
zuvor  die  schiefe  Fragstellung  zu  berichtigen.  Der  un- 
deutliche Ausdruck  „Privatbahnen"  hat  den  Anhängern  der 
letzteren  den  Anlass  gegeben,  mit  den  Üblichen  Gründen  vom 
„natürlichen"  und  „  erfahrungsmässigeu "  Vorzug  des  privaten  vor 
dem  staatlichen  „Gewerbe" -Betrieb  auch  in  dieser  Frage  zu  argu- 
mentiren.  Allein  diese  Gründe,  welche  ohnehin  oft  schon  zu  sehr 
verallgemeinert  zu  werden  pflegen,  passen  vollends  hier  zum 
grössten  Theile  gar  nicht,  weil  die  sogen  Privatbahnen  eben  nicht 
eigentliche  Privat  Unternehmungen  im  gewöhnlichen  Sinne  sind 
und  im  Eigenthum  und  in  der  Verwaltung  eines  oder  weniger 
Privaten  stehen,  sondern  grossen  kapitalis  tischen  Erwerbs- 
gesellschaften ,  insbesondere  Actiengcsellschaften,  ge- 
hören und  von  diesen  verwaltet  werden.  Die  Fragstellung  ist  also 
nicht:  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen,  sondern  ob  Staats-, 
ob  Actiengesellschaftsbahnen. 

Durch  diese  Berichtigung  fallen  sogleich  viele  Argumente  gegen  Staats-  und  für 
ilie  sogen.  Privatbahneu  gau/  fort.  Siatt  dessen  ergeben  sich  viele  uud  sehr  bedeutende 
Aehnliehkeitcu  beider  Arten  von  Bahnen,  welche  in  der  Wirklichkeit  jeden 
Autreublick  dem  Beobachter  aufstossen  und  fast  absichtlich  übersehen  werden  müssen, 
als  uothwendige  Consei|Ucnzcu  umvi  kennbarer  Aehnliehkeitcu  des  Wirthschaftsbctri' b» 
des  Staats  und  der  Actiengcsellschaften.  Aus  diesen  Aehnlichkeiteli  erklärt  es  sich 
/um  Theil.  dass  die  üblichen  Argumente  iu  der  Controvcrsc  über  Staats-  uud  Privat- 
bahnen  nur  relativ  richtig  sind.  Namentlich  zeigen  sich  vielfach  bei  beiden  l'nUr- 
nehinuugeu  die  dem  Staats-  uud  dem  Aetiengesellscbaftsbetricb  gemeinsam  eigci>u 
Schwät  heu  verglichen  uiit  dem  reinen  Privatgeschäft.  Kndlich  treten  auch  speci- 
fisohe  Schwachen  der  Privatbahneu,  neben  kaum  wesentlichen  Vorzügen,  hervor, 
weil  diese  Bahnen  eben  Erwerbs-  und  noch  dazu  Actio nge Seilschaften  gehören 
Zum  Theil  hat  grade  die  E  iscnbahnactiengesellschaft  ihre  besonderen  Mängel  vor 
anderen  Aktiengesellschaften ,  weniger  was  den  Betrieb  der  fertigen  Bahn,  als  va: 
die  Gründung  des  Unternehmens  anlangt. 

Die  zahlreichen  aphoristischen  Argumente  gegen  Staats-  und  für  Privatbahneu. 
weh  he  somit  hinfällig  werden,  sollen  dann  zwar  oft  eine  Stnt/e  in  der  Erfahrung 
tindeu.  Dabei  wird  alter  übersehen,  dass  in  der  Kegel  ein  exaeter  Vergleich  der 
Erfahrungstatsachen  auf  diesem  Gebiete  unmöglich  ist  Soweit  jedoch  ein  solcher 
allenfalls  zulässig  erscheint,  ergiebt  sich,  wie  sieh  richtiger  Weise  sehou  von  vorn- 
herein« vroiiithcn  lässt,  dass  die  Erfahrung  ebenso  oft  Yor/.ügo  des  einen  wie  des 
andern  Bubnsysteuis  hinsiehtlieh  der  Anlage  und  der  Verwaltung  der  Bah»,  der 
Technik  und  Uekonomik  herausstellt,  dass  alicr  immerhin  gewisse  spee i fische  W- 
znge  des  Staatsltahnsystems  eine  Folge  grade  der  nur  diesem  möglichen  und  nur  bd 
ihm  zulässigen  Xet/e*ausdehnung  und  Verwalüingseinricbtung  sind. 

II.  Ucbersicht  der  einzelnen  Beweisgründe. 

§.  271.  --  A.  Ausdehnung  des  Hahnuetzes  uud 
Wahl  der  Bahnlinien. 
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1.  In  beiderlei  Beziehung  pflegen  den  Staats  bahnen 
folgende  Vorwürfe  gemacht  za  werden: 

Vgl.  z.H.  Bcrgius,  Fi«.,  2.  A  ,  §.  23,  S.  242  fl".,  der  mit  gewöhnlicher  Ein- 
seitigkeit den  Standpunct  der  Privat  Kalmen  vertritt. 

a)  Das  Bahnnetz  wird  sich  nicht  nach  den  natür- 
lichen Bedürfnissen  der  Vol kswirth schalt,  wie  das- 
jenige der  Privatbahnen,  sondern  nach  der  Willkühr  der  Regierung 
oder  allenfalls  dieser  und  der  Volksvertretung  ausdehnen.  Nament- 
lich drohen,  sagt  man,  zwei  Extreme: 

«)  entweder  wird  das  Bahnnetz  ganz  Übermässig 
ausgedehnt,  ohne  gehörige  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Ver- 
kehrsentwicklung der  einzelnen  Landestheilc,  —  eine,  wie  be- 
hauptet wird,  nothwendige  Folge  des  Staatsbahnsystems. 

Denn  der  Staat  wird  sich  den  an  ihn  von  allen  Seiten  sresteUtcn  Anforderungen 
nicht  entziehen,  keine  Bevorzugung  gewähren,  keine  Vernachlässigung  wagen  dürfen. 
Dann  tritt  die  Rcntabilitätsfrasre  zurück,  grosse  Staatsschulden  häufen  sich  an  und  die 
Finanzen  werden  auf  das  Aeusserste  gefährdet,  an  Stelle  des  privat*  irthschaftlichen 
tritt  das  Princip  der  reinen  Staatsausgabe  im  Staatsbahuwesen ,  das  liei  den  grossen 
Anlagekosten  der  Bahnen  gar  nicht  durchführbar  ist  Mit  dem  Hinweis  auf  Oelgie n, 
deutsche  Mittelstaaten  wie  Baiern,  welche  mit  dem  ganz  oder  fast  ganz  aus- 
schliesslichen Staatsmanns) stein  liegonncn,  aher  dasselbe  doch  nicht  hätten  durchfuhren 
können,  wird  dies  wohl  zu  beweisen  gesucht.  Auch  in  d.  deutschen  Keichs  bahn- 
frage horte  man  wohl  dgl.  Befürchtungen,  wie  freilich  auch  umgekehrt  die  grade 
entgegengesetzten.  Aohnlich  ging  es  in  den  Debatten  über  d.  preuss.  Eisen  bahn- 
vcrstaatlichungcu. 

ß)  Oder  das  Bahnnetz  wird  gerade  mit  Rücksicht  auf  diese 
Gefahr  nur  wenig  entwickelt,  ein  bestimmter,  von  vorn- 
herein am  grünen  Tisch  entworfener  Plan  wird  ausgeführt,  die 
Herstellung  jeder  Concurrenzliuie  wird  gescheut,  —  kurz,  das 
privatwirthschaftliche  Princip  macht  sich  (als  Fiscalismus)  geltend. 

Dann  sieht  sich  der  Verkehr  in  Betreff  seines  wichtigsten  modernen  Hilfsmittels 
beschränkt,  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  stockt  und  das  Staatsbahnsystem 
verfehlt  seinen  Zweck.  (Hinweis  auf  Verhältnisse  in  Baiern.  W ürteinherg. 
Baden,  Hannover,  auch  auf  preussische  Vorkommnisse,  z.B.  mit  der  Schwie- 
rigkeit der  Entstehung  von  Concurrenzlinien  der  Berl.-Schles.  Staatsbahnen.).  Günstigsten 
Falles  werden  dann  doch  Privatbahnen  .  oncessionirt.  aber  kostbare  Zeit  ist  darüber 
verloren  gegangen  (Hinweis  auf  Belgien.  Baiern  [Oatbahncn],  Oesterreich)  und 
immer  wird  sich  die  Furcht,  die  Rente  der  Staatsbahnen  beeinträchtigt  zu  sehen,  von 
nacbthciliirem  Einflüsse  auf  die  Entwicklung  der  Privatbahnen  erweisen. 

Im  Gegensatz  hierzu  wird  dann  hervorgehoben,  dass  bei  einer 
Übermässigen  und  besonders  bei  einer  sehr  raschen  Ausdehnung 
des  Privatbahnnetzes  höchstens  die  Actionäre  und  Bahn- 
gläubigeretwas riskirten,  die  Volks wirthschaft  immer 
gewänne  und  der  Staat  ganz  uninteressirt  urtheilen  könne, 
namentlich  jede  Vermehrung  von  Concurrenzlinien  nur  zu  be- 
günstigen habe. 
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Gewiss  liegt  dieser  ans  dem  Wesen  der  Sache  deducirenden 
Beweisführung  viel  Wahres  zn  Gründe:  d.  h.  was  hier  bebanptet 
wird,  ist  theoretisch  recht  wohl  möglich.  Auch  lassen  sich  Be- 
lege aus  der  Wirklichkeit  wohl  iiir  jeden  einzelnen  Satz  auffinden. 
Aber  tibersehen  wird,  dass  diese  an  und  für  Bich  mögliche  und 
mitunter  thatsUchlich  eintretende  Entwicklung  durchaus  nicht 
nothwendig  ist. 

Bei  der  Ausdehnung  des  Staatshahnsyatcms  können  jene  beiden  Extreme  ver- 
mieden, der  privatwirtbschaftliche  Gcsichtspunct,  soweit  nöthig,  beachtet,  aber  gerade 
dann  auch  Mittel  zum  Ausbau  weniger  guter  Linien  gewonnen  werden,  wie  man  jetzt 
schon  in  Prcussen  sieht.  Ein  gutes  Staatibahnsystctn  setzt  eben  wiederum  besonders 
eino  gute  Finanzcontrole  der  Volksvertretung  voraus.  Beim  Privat  bahns\stem  drohen 
gerade  mehr  Lücken.  Der  Stnatsbahnbau  wird  zwar  aus  finanziellen  Rücksichten  auch 
nicht  immer  ganz  glcichmassisr  im  Gang  bleiben,  aber  der  Privatbahnbau  tbut  das 
wegen  seiner  grosseren  Abhängigkeit  vom  Geldmarkt  und  vom  Gange  der  Börsen- 
spcculation  noch  viel  weniger.  Endlich  ist  die  Kapitalvergeudung  bei  übermässiger 
Concurrenz  der  Privatbahneu  auch  ein  volkswirtschaftlicher  Verlost,  der  dem  Staate 
nicht  gleichgültig  seiu  kann,  zumal  das  Eiulergebniss  solcher  Concurrenz  oft  bloss 
ein  Coinproiniss  der  Concurrcnten  ganz  über  dio  Köpfe  des  Publicums  hinweg  ist. 

b)  In  der  Wahl  der  Bahnlinien  und  in  der  Zeitfolge, 
in  der  diese  gebaut  werden,  wird  der  Staat  oft  einseitig  Special- 
interessen  einer  Gegend,  eines  Orts  berücksichtigen,  die  Regierung 
selbst  politische  Parteizwecke  verfolgen,  so  dass  von  allen  andereu 
Bedenken  hiergegen  abgesehen  wieder  die  volkswirtschaftlichen 
Interessen  nicht  maassgebend  sind.  Auch  diese  Behauptung  kann 
begründet  sein  und  lässt  sich  durch  vorgekommene  Fälle  belegen. 

Vorwurfe  namentlich  gegen  kleinere  Staaten,  einseitige  Begünstigung  der  Resi- 
denzen u.  s.  w. ,  künstliche  Leitung  des  Verkehrs  von  alten  Routen  weg  über  diese 
Platze.  Sicher  ist  dergleichen  vorgekommen,  z.B.  in  Baiern,  Hannover.  Aber  es 
wäre  hier  und  ist  anderswo  ebenso  gut  bei  Privatbahneu  passirt.  Erst  jetzt  kommt 
durch  nachträglichen  Ausbau  von  Bahnen  auf  alten  Hauptrouten  der  Verkehr  wieder 
in  alte  Gleise,  z.  B.  in  beiden  eben  gen.  Ländern.  Vielfach  wirkten  an  den  Grenzen 
auch  specielle  Landcsintcrcssen ,  in  Deutschland  particul.  Interessen  auf  die  Wahl  der 
Bahnlinien,  zumeist  in  den  Mittelstaaten,  besonders  in  Süddcutschlaud ,  Hannover, 
Braunschweig. 

Aber  nothwendig  ist  diese  Gestaltung  der  Dinge  wieder 
nicht,  eine  gute  Volksvertretung  bietet  in  dieser  wie  in  anderen 
solchen  Fragen  genttgende  Bürgschaft  und  als  Regel  lässt  sich  ein 
falsches  oder  gar  parteiisches  Vorgehen  der  Regierungen  nicht 
nachweisen. 

Meistens  sind  es  dieselben  Routen ,  welche  zuerst  und  welche  überhaupt  gebaut 
wurden,  dio  auch  Gesellschaften  hergestellt  hatten:  eben  die  guten  Strecken,  oder 
—  die  noth wend  igen,  von  der  Privatindustrio  aber  vermiedenen. 

2.  Hinsichtlich  der  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  der  Wahl 
der  Bahnlinien  zeigen  sich  gerade  hei  Privatbahnen  folgende 
Missstände. 
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a)  Erwerbsgesellschaften  wählen  regelmässig  die  besten, 
auch  wobl  die  am  Leichtesten  zu  bauenden  Routen  zu- 
erst aus,  namentlich  im  Beginn  einer  Bahnbauperiode  in  einem 
Lande.  Dagegen  ist  auch  nichts  einzuwenden,  weil  solche  Routen 
oft  die  volkswirtschaftlich  wichtigsten  sein  werden.  Allein  die 
Folge  dieses  Vorgehens  ist,  dass  sich  später  für  weniger 
gute  Routen  keine  Privatunternehmer  finden,  dass 
grosse  Lücken  im  Bahnnetze  bleiben  und  dem  letzteren 
Plan  mässigkeit  und  Einheitlichkeit  fehlt. 

Concreto  Beispiele  zum  Beleg  des  Gesagten:  In  Deutschland  gehören  z.  B. 
folgende  Privatbahnen  zu  den  ältesten  Bahnen  überhaupt,  wobei  daran  zu  denken  ist, 
dass  man  anfangs  bei  Eisenbahnen  vorneinlich  nur  auf  den  Personenverkehr  rechnete, 
daher  Linien  zwischen  grossen  Städten,  womöglich  nicht  sehr  weit  von  einander 
entfernten,  und  mit  bequemen,  einen  wohlfeilen  Bau  gestattenden  Terrainverhältubsen 
vorzog.  Nürnberg- Fürth  (gegrund.  1833,  erötlii.  1835).  Leipzig-Dresden  (1831  35 
gegr.,  erste  Strecke  eröH'.  1837),  Magdeburg -Leipzig  (gegr.  1836,  erste  Str.  erötl'n. 
1839),  Berlin-Potsdam  (gegr.  1835,  erö'ffo.  1838;  Potsd.-Magdcb.  erst  1S43  gegründet), 
Berlin-Stettin  (gegr.  1835 — 40,  begonn.  1841),  Berlin-Anhalt  (für  d.  Anschluss  au 
Leipz.-Dresd.  zuerst  gegr.  1836— 31),  Berlin-Hamburg  (gegr.  1840—43,  begonn.  1844), 
Berlin- Frankf.  a.  0.  (1840/41  gegr  ,  1842  erölin ,  neue  Ges.  für  d.  Bau  nach  Bresl. 
erst  1843—44),  Taunusb.  (Frankf.- Wiesb.,  1835—40  gegr.\  Rheinische  B.  (Cöln- Aachen- 
Belg.  Grenze  gegr.  1833—1838,  theilw.  eröti'n.  1839).  Bonn-Cöln  (1836—41  gegr.), 
Cöln-Minden  dagegen  erst  1843/44  gegr.  Aehnlichc  Beispiele  aus  England  (Man- 
chester-Liverpool), Frankreich  (Paris-St.  Germain),  Oesterreich  (Wicn-Gloggnitz, 
Wien- Brünn  u.  Wien-Galicien,  eine  der  ältesten  grösseren  Bahnanlagen.  —  K.  Ferd.- 
Nordb.  —  aber  unter  Rothschilds  Aegide)  beweisen  obige  Regel  ebenfalls.  Ein 
characterist.  Unheil  über  Eisenbahnen  noch  ans  d.  Jahr  1843  in  d.  russischen  Finanz  - 
minist.  Kankrin  Tagebüchern  (Braunschw.  1865,  II,  31):  in  Frankfurt  a.  M.  sei 
auch  wenig  Glauben  an  die  Eisenbahnen;  Baron  Rothschild  meine,  die  Frequenz  der 
Personen  werde  schon  merklich  geringer  mit  dem  Verschwinden  des  Reizes  der  Neu- 
heit n.  s  w. ! 

Keine  Privatunternehmer  z.  B.  für  die  Preuss.  Ostbahnen.  Stocken  des  Privat- 
bahnbaus, sowie  mehr  Kapital  als  nach  dem  Anschlag  gebraucht  oder  in  Zeiten  Ungunst. 
Geldmarkts  u.  polit.  Unruhe  (1848  tf,  1873  tf.).  Daher  öfters  nothgedningene  Ueber- 
nahme  der  begonnenen  Privatbahnen  durch  den  Staat,  z.  B.  Sachs.  Bair.  B.  Leipz.- 
Hof  1845—47. 

Lücken  im  Bahnnetz  z.  B.  lange  u.  z.  Tb.  noch  jetzt  in  Frankreich  (Mangel 
der  Querbahnen  zur  Verbindung  der  von  Paris  auslaufenden  Radialbahnen),  was  sich 
im  Kriege  1870 — 71  f.  Frankreich  nachtheilig  erwies.  Sax  I,  145  meint,  daran  seien 
die  Gesellschaften  nicht  schuld  gewesen,  aber  sie  widerstrebten  bei  der  Unsicherheit 
der  Rente.  In  Deutschland  freilich  bis  1866  auch  viele  Lücken  durch  die  particul. 
Staatspolitik,  z.  B.  in  Südwestdeutschl.  lange  Vernachlässigung  der  west-östl.  Ver- 
bindungen vor  den  aild-nördlichen. 

Keine  Plannlässigkeit  wenigstens  bis  jüngst  in  Deutschland,  doch  auch  mit 
aus  dem  ebeu  erwähnten  Grunde,  dann  lange  bes.  in  England. 

Sollen  gleich  anfangs  grosse  Babncomplexe  von  Gesellschaften 
Übernommen  werden,  bevor  man  noch  die  Rentabilitätsverhältnisse 
aus  der  Erfahrung  kennt,  so  entstehen  Schwierigkeiten,  welche  oft 
nur  durch  besondere  Begünstigungen  (Subventionen,  Zins- 
garantieen)  für  den  ganzen  Complex  oder  wenigstens  für  schlechtere 
Routen,  Nebenlinien,  Seitens  des  Staats,  also  durch  eine  finanzielle 
Belastung  Uberwunden  werden  können. 
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Su  bes.  seit  d.  Eisonbuhnges  v.  14.  Sept.  1834  in  Oesterreich  boi  den  neuen 
Bahnen,  meistens  5°/0  Kente  VVV«  Amortisation  garantirt  für  ein  bestimmtes  Maxim. 
Baukapital.  wogegen  allerdings,  abgesehen  von  der  vorbehaltenen  Rückzahlung  der  als 
(regelmässig  zu  4%  ver/insl.)  Vorsehuss  geleisteten  Zinszahlungen  aus  der  Garantie. 
d<-r  (irund  u.  Boden  und  die  Bauwerke  der  Bahn  ohne  Weiteres  an  d.  Staat  heimfallen, 
meist  nach  90  Jahren.  Statt  d.  Garantie  in  Oesterreic  h  neuerdings  auch  Steuer- 
befreiungen (Ges.  v.  20.  Mai  1809).  Ganz  ähnliche  Bestimmungen  und  Garantie  n 
(meist  in  d.rs.  Hohe)  bei  den  meisten  russ.,  z.  Th.  bei  italien.  Bahnen. 

Sind  die  rentabelsten  Linien  von  Gesellschaften  bereits  gebaut, 
ohno  dass  den  letzteren  noch  Verpflichtungen  für  den  Bau  minder 
guter  Linien  obliegen,  so  bleiben  solche  Linien  ungebaut  oder  die 
alten  Gesellschaften  oder  neue  dafür  besonders  zu  gründende  Uber- 
nehmen sie  nur  gegen  eine  finanzielle  ßeibttlfe  oder  Zinsgarantie 
des  Staats,  oder  der  Staat  muss  selbst  noch  die  Strecken  als 
Staatsbahnen  bauen.  Dann  wird  natürlich  leicht  das  Finanzinter- 
esse des  Staats  sehr  verletzt,  während  die  alten  Gesellschaften  vor 
trefflich  gedeihen. 

Als  Beispiel  filr  Erstens  s.  d.  characterist.  Entwicklung  in  Frankreich,  wo 
die  alteren,  meistens  durch  Fusion  zu  grossen  geograph.  Eisenbahngruppen  verbundenen, 
einzelnen  Privatbahngesellsehaf'teit  <ß  an  der  Zahl),  welche  meistens  gut  r-ntirten ,  zu 
ihrem  alten  Netz  in  ihrem  Bezirk  ein  neues  Netz  von  Nebenlinien  auszubauen  über- 
nahmen, gegen  4*65%  Zinsgnrantie  und  Verlängerung  der  Concession  von  40  auf 
09  Jahr  ;  so  18*>9  u.  von  Neuem  J  Sl»2.  Nach  einer  Convention  von  18G8  sollte  ein<- 
neue  starke  Ausdehnung  (etwa  Verdopplung)  der  Eisenbahnen  erfolgen,  mit  einem 
angesehlag.  Aufwand  von  10 V4  Milliarde  Fr.,  wovon  der  Staat  über  1*7  Milliarden  an 
Subventionen  zu  übernehmen  hat.  Von  den  bis  E.  18t>8  fert.  u.  conecss.  Linien  ge- 
borten über  9/,0  den  6  grossen  Gesellschaften.  —  Aehulich  in  Preussen  z,  B.  Zins- 
jtarantie  an  die  Herlin -Stett.  Ges.  für  die  vor-  u.  hinterpomm.  rincl.  Cöslin-Danzurl 
Bahnen  u.  mehrfach. 

Als  Beispiel  für  nothgedrungencs  Fintreten  des  Staats:  in  "Preussen  Bau  der 
Ostbahn  (Berlin-Kustrin,  früher  Frankfurt  a.  d.  0.  —  Küsrrin  —  Danzig  —  Königs- 
berg —  russ.  Grenze;  Erweiterung  dieses  Bahnnetzes  seit  1607 — 68  durch  Neben- 
linien in  Westpreusscn  und  Ostpreussen,  Linie  ScbneidcmUhl  —  Dirschau  —  Thorn  — 
Instcrburg);  Fcbernahme  der  Niedcrscbles.-Märk  B.  (Berlin  —  Breslau)  auf  den 
Staat  1S52. 

Die  Entwicklung  in  Preussen  gewährt  ein  typisches  Beispiel  in  BctreÜ  drr 
Bahnen  im  mittleren  Thcil  des  Staats  (um  Berlin).  Die  Staatsbahnen  (Ost-,  Nieder- 
schb  s.-Mark  ,  WestphäL  Saarbr.,  Berl.  Bahnh.  Verbd.bahn  in  d.  alten  Provinzen)  ver- 
zinsen seit  Jahren  ihr  Kapital  auch  ausreichend  (von  d.  vorübergebenden  ungünstigen 
Zeit  Mitte  der  70er  Jahre  abgesehen)  u.  geben  Ueberschüsse.  Aber  uaincuü.  die  Ost- 
bahn hat  Jahre  lang  sehlecht  rentirt.  1S52— 57  z.  B.  1—3%.  Die  in  Berlin  münden- 
den Privatbahnen  gaben  dagegen  auf  die  Statnrnactien  Jahre  lang  sehr  bedeutende 
Dividenden,  die  erst  in  der  Zeit  v.  1^74  11'  bei  einigen  davon,  besonders  Berl.-Magdcb  . 
Berl.  Anhalt  wegen  starker  Vermehrung  des  Acticnkapitals,  Erweiterungsbauten  zeit- 
weise sich  reducirten 

Mit  Rücksicht  auf  die  Finanzen  kann  der  Staat  mit  dem 
völligen  Ausbau  des  Bahnnetzes  in  solchem  Falle,  wo  ihm  vor- 
nehmlich nur  die  schlechteren  Linien  bleiben,  auch  nur  langsam 
vorgehen  und  muss  vielleicht  ganz  darauf  verzichten.  Den  Be- 
dürfnissen der  Volkswirtschaft  wird  ein  solches  Privatbahnwesen 
auch  nicht  besonders  entsprechen.   Denn  es  entwickelt  sich  nach 
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zufälligen  Umständen,  oft  nach  den  Tagcsinteresseu  der  Bürsen- 
speculation,  und  in  den  ärmeren  und  schwächer  bevölkerten 
Gegenden  bleibt  es  vollends  zurück,  so  dass  diese  abermals  zurück- 
kommen. 

Die  nordüstl.  Provinzen  Preussens.  Pointnern.  West-  u.  0>tpreusscn ,  Posen 
«ind  ein  Beispiel.  Es  is:  nicht  ungerechtfertigt,  dass  sie  weniger  Maninil  und  diese 
später  bekommen  halten,  als  d.  entwickelteren  u.  bevMkertercu  Mittel-  u  Westprovinzen. 
Aber  der  Abstand  hatte  nicht  so  gross  zu  sein  brauchen.  Die  Ost  bahn  ist  erst  seit 
1S51  — 53,  b.-z.  IS.jT  u.  ISßO  fertig.  Sax  meint  entgegnend  II,  145  Note)  hier  habe 
ja  der  Staat  den  Hau  in  die  Hand  genommen:  Dehcitbahnen  kann  er  freilich  nicht 
in  grösserem  Maasse  bauen,  wenn  die  Peherschusshahnen  in  anderen  Landestheileu 
ihm  nicht  auch  gehören. 

Uebernimmt  dagegen  der  Staat  das  ganze  Bahnwesen,  so 
kann  er  ein  einheitliches  und  planmässiges  Bahnsystem 
entwerfen,  die  schlechteren  Linien  mit  den  Uebersch  Usseu 
der  besseren  tragen  und  das  Land  vollständiger  und  doch 
auch  gleich mässiger  mit  Bahnen  versehen. 

Selbst  wenn  das  Eisenbahnwesen  sieh  aber  rascher  und  bedeutender  in  einem 
Lande  mit  dem  Privatbahn  -  ,  statt  mit  dein  Staatsbahnsystem  entw  ickeln  sollte  und, 
wie  z.  lt.  von  England,  Nordamerika,  auch  Deutschland  wohl  behauptet  wird,  sich 
wirklich  nur  Dank  der  Privatbahncu  in  kurzer  Zeit  so  grossartig  entwickelt  hatte,  so 
wäre  dies  noch  kein  unbedingter  Beweis  für  die  volkswirtschaftliche  Vor- 
züglichkeit des  Pivatbahnsystem>  Deun  es  wird  dabei  ohne  Weiteres  stets  ange- 
nommen, dass  in  gegebener  Zeit  und  im  gegebenen  Lande  die  Verwendung  eines 
Theils  des  N'atioualkapitals  gerade  im  Bahn  bau  immer  nothwendig  die  volks- 
wirtschaftlich produetivste  sei,  die  sich  denken  lässt.  Das  ist  in  dieser  All- 
gemeinheit nicht  zu  behaupten,  um  so  weniger,  da  n  icht  das  Privatkapital  der  an  der  Bahn 
Interessirten,  sondern  das  Privatkapital  vieler  anderer  Personen  gewöhnlich  nu r  au s 
S  p  e  c  q  1  a  t  i  o  n  >  r  U  c  k  s  i  c  h  t  c  n  zum  Bahnbau  herangezogen  wird.  Oftmals  wird  daher  grade 
bei  dem  Privatbahnsystem  eine  volkswirtschaftlich  nachtheilige  Richtung  der 
Verwendungdes  N'atioualkapitals  erfolgen.  Es  werden  hier  die  alten  ciofachen  u. 
richtigen  Sätze  der  engl.  N'ationalökon.  Uber  die  u  n  r  e  r  m  e  i  d  1  i  c  Ii  e  B  e  g  r  e  n  z  u  n  g  der  ge- 
sammten  nation.  Production  durch  das  in  einem  Zcitpuncte  vorhandene,  im  Wesentl.  hier  eine 
feste  Grösse  bildende  Nationalkapital  vergessen.  S.  Mill,  pol.  Oek.  B.  L  Kap.  5,  §.  1. 
Auch  muss  wieder  Nationalkapital  u.  Privatkapital  unterschieden  weiden,  s.  (irundleg. 
I,  §.  2S,  2S7.  Es  ist  eine  unrichtige  Fiction,  im  privatwirthsch.  System  die  auch  uut 
jeweilig  volks w irthsch.  produetivste  Kapitalrerweudung  grade  als  durch  die 
Speculation  erfolgend  anzunehmen. 

b)  Der  Privatbabnbau  hängt  viel  mehr  als  der  Staats 
bahnbau  von  der  j eweiligeu  Lage  des  Geldmarkts  ab 
und  kommt  im  grösseren  Umfange  vornehmlieh  nur  perio- 
disch in  Speculationszciten  in  Gang,  weil  hier  die  Agio- 
tage mit  den  Actien  lebhafter  anlockt. 

So  bes.  die  englische  railway - mania  1943 — 47,  bes.  1S40.  Tooke,  bist, 
of  prices,  V.  852,  A.  Wagner,  Beitr.  z.  L.  v.  d.  Banken.  S.  192.  <i.  Cohn.  engl. 
Eisenbahnpol  it.  I,  281,  259.  Dem  engl.  Pari,  lagen  im  Jan.  IS  16  Sl.~>  neue  Eisen - 
bahnprojeetc  vor.  Act.  f.  neue  Lin.,  Erweiter,  u.  s.  w.  wurden  ertheill  1S44  57  f. 
sns  engl.  Mibs  mit  265  M.  Pf.  St.  Kap.,  1S45  120  für  2700  M.  mit  59  5  M.  Pf.. 
lS4e  270  f.  453S  M.  mit  132  5  M.  Pf.,  1S47  190  f.  1354  M.  mit  39  5  M.  Pf.  St.  — 
Aehnlich  in  Frankreich  1S52 — 50,  uieine  Beitr.  S.  248,  dsgl.  in  Oesterreich 
1S51— 50,  nach  d.  Erlass  des  Eisenbahnconcess.-ties.  v.  1S54  u.  der  Bekanntmachung 

X.  Wajfii»r.  Fin»iuwi-«*Mii><  haft  I.    -I.  Aull.  4;J 
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eines  Bahnnetzes,  «las  ausgeführt  werden  sollte,  v.  10.  Nov.  1S54,  s.  Cz<".rnig. 
Neugestalt.  S.  '170.  ebendas.  wieder  nach  1SIW  (hier  auch  Zusammenhang  mit  der 
Papierireldausgabe) ;  in  geringerem  Maasse  in  Deutschland  1S43 — 44  1F..  1>54  ff.  An<  h 
muss  hier  vorausgesetzt  werden,  das>  die  Speculation  nicht  gerade  andere  ünternehnniniren 
>rhr  bevorzugt,  wir  z.  B.  in  Deutschland  in  d.  Speculationspcr.  von  1  V»4— 1S5<»'.">7 
die  Hanken  u.  Cr<dits-Mobiliers,  Bert;-  u.  Hüttenwerk.-,  1  $7 1  z.  Th.  eben- 
falls Banken  u.  s.  w.,  z.  Th.  div.  industr.  Etabliss.  (Umwandlung  von  Privatgeschäften 
in  A<tienges.),  Bergwerke  u.  d^l.;  in  Oesterreich  1  SO!).  1S71  lf.  Banken. 

Daher  entwickelt  sich  das  Privatbahnnetz  nur  sprungweise, 
bald  stockt  die  Entwicklung  selbst  hinsichtlich  guter  Strecken, 
bald  werden  durch  den  Einfluss  von  Privatinteressenten  unwich- 
tigere Routen  vor  der  Zeit  gebaut,  bald  zeigt  sich  eine 
übertriebene  Bauwuth.  Dies  entspricht  den  volkswirtschaft- 
lichen Interessen  keineswegs,  die  Deplacirungder  Kapitalien, 
die  jeder  grössere  Bahnbau  bewirkt,  schon  wegen  der  Umwandlung 
grosser  Massen  umfaufenden  in  stehendes  Kapital,  wird  noch 
störender.  Der  Staat  kann  den  Bahnbau  viel  gleichmässiger 
in  Gang  halten,  was  in  jeder  Beziehung  erwünschter  ist. 

Beginn  des  Baus  d«  r  neuen  Linien  der  pre u ss.  Ostbahn  in  JS67/GS.  in  s<hwirr 
Zeit.  Sax  IL  144  (auch  Boscher  i.  Th.  ähnlich  III  §.  85,  s.  schon  obeu  S.  («» 
giebt  das  Zutrcllendc  dieser  Beweisführung  zu.  wie  die  Dinge  oft  gelegen  hätd-u,  meint 
aber,  di.-sc  Mängel  wären  bei  einrm  richtigen  Concess.systeui  abzustellen  u.  »udii 
das  durch  das  m.  E.  nur  für  ineine  Ansicht  sprechende  Beispiel  Frankreichs  zu  be- 
gründen. Die  Abhängigkeit  der  Concessioncn  vom  Staude  des  Geldmarkts  u.  der 
Speculation  wird  dab<  i  aber  Ubersehen.  Diese  ist  so  gross  u.  die  Schwierigkeit,  zu- 
kunftige Bedürfnisse  im  Voraus  zu  ermitteln,  so  bedeutend,  dass  mir  eben  dies  Problem 
eines  „weisen  L'onccss.verfabrens"  unlösbar  erscheint. 

c)  Bei  dem  Mangel  eines  einheitlichen  Bahnsystems  und  bei 
der  mehr  ruckweisen  Entwicklung  des  Bahnbaus  entsteht  im 
Privatbahn  wesen  regelmässig  leicht  eine  g  r  o  s  s  e  A  n  z  a  h  1  s  e  1  b  s  t 
ständiger  B  ahnunteruehmungen.  Dadurch  wird  die 
Verwaltung  des  ganzen  Bahnnetzes  weitläufiger,  un. 
gleichmässiger,  kostspieliger,  als  bei  einheitlichem  Staats 
babnsystem.  Diese  Uebelstände  lassen  sich  zwar  durch  grosse 
Bahngescllschaftcn,  welche  von  vornherein  gebildet  werden 
oder  aus  der  nothgedrungenen  Zusammenlegung  einzelner  Unter- 
nehmungen (sogen.  Fusion)  hervorgehen,  zum  Theil  beseitigen 
Aber  dann  entstehen  um  so  eher  facti  sehe  Monopole  von 
Erwerbsgcscllschaften.  Beim  Staatsbahnsystem  lässt  sieb 
die  Verwaltung  zweckmässiger  einrichten,  indem  das  ganze  Xetx 
in  passende  geographische  Landesbezirke  eingetheilt  wird  (Preussen). 
Beim  Staate  hat  ferner  auch  ein  factisches  Monopol  viel 
weniger  Bedenken,  weil  für  ihn  der  rein  gewerbliche 
Standpunct  nicht  geboten  ist  oder  schlimmsten  Falles  der  Mo- 
nopolgewinn   der  Gcsaramthcit  zu    Gute  kommt  und 
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gerade  wieder  Mittel  zum  weiteren  Ausbau  des  Netzes 
bietet. 

Beispiel«: :  Im  Verein  deutscher  Kiscubahn  Verwaltungen  (incl.  Oestcrr.  Ungarn 'i befanden 
>ich  1871  78  selbständ.  Verwaltungen ,  die  StaatsbahnrcrwaJtungcn  inbeg-rifl'en,  von 
denen  die  preuss.  nicht  zu  einer  einzigen  «entralisirt  waren.  Davon  kamen  auf 
Deutschland  49  mit  2550  Meilen,  also  auf  1  Verw.  52  M.,  auf  ()est«-rr.  Ungarn  24 
mit  t.3*»:t  M.,  auf  1  54  M.,  auf  Ausland  5  mit  203  M.  Die  Privathahnverwaltungen 
hatten  durchschnittlich  noch  kürzere  Strecken  zu  verwalten,  neuilieh  .'J0  Verwaltungen 
1038  M«üen,  also  auf  1  35  Meilen.  Im  J.  1874  gehörten  dem  Verein  101  Ver- 
waltungen an,  neinl.  15  Staatsbahnverw.  (wovon  8  preuss.)  mit  10,702  KU.  Eigen- 
thums-  u.  1  1.080  Kiloin.  Betriebsl  inuv ,  also  auf  1  Verw.  durchschnitt!.  re>p.  713  u. 
'HS  KU.,  4  StaatM erwalt.  v.  Prhatbahncn  mit  bez.  2,705  u.  2,720  Kil.,  d.  i.  auf 
1  Verw.  076  u.  (IM)  KU.:  30  Priratbahnv« •nvaltungen  mit  10.849  u.  11,000  KU.  oder 
auf  1  Verw.  301  u.  307  Kil.  Ausserdem  3s  österr.  Verw.  mit  10,180,  b«-z.  10,208  KU., 
tl.  L  auf  1  120  u.  427  KU.,  u.  8  ausländisch«-,  mit  3130  u.  328U  Kil.  Jetzt  zerfallen 
die  preu<».  Staatsbalincn  in  9  gro>se  geo.^raph.  Bezirke  unter  eigenen  Dir<etion<n.  im 
Durrhschn.  mit  170b  Kilometer  (Min.  114!*,  Max.  2925)  für  ein  Netz  v.  15,910  Kil. 

Die  Cunsequeuzcn  des  FuMonirungsprineips  zeigt  Frankreich,  wo  1  der  0 
grossen  Compagnicen  schon  1870  im  D.  fast  40(1  Meilen  verwaltet«-  Eben  hier  denn 
auch  fartische  Monopole  schroffster  Art  u.  anders,  stark.-  Staatsabhäuginkeit  in  Folge 
dessen  noth wendig.  Uebcr  d.  engl.  Fusionen  s.  Cohn,  engl.  Eiseubahnpolit.  I,  K.  5, 
de  Frainjucvill«-  a.a.O.,  mit  d.  Kart«-,  welche  zeigt,  wie  di.-  grossen  Gesellschaften 
das  Land  geographisch  in  ..Kiscubahnprovinzen*1  unter  sich  vertheilten,  nicht  ganz  so, 
aber  ähnlich  wie  in  Frankn-ich.  —  Koscher  III  §.  85  meint,  die  Neigung  der  Actien- 
bahnen  zu  Fusionen  könne  durch  Staatsaufsicht  beliebig  beschränkt  werden ;  allerdings, 
dann  bleibt  aber  auch  die  Zersplitterung  der  Verwaltung,  die  man  aus  ökonomisch  - 
techn.  Gründen  durch  Fusionen  beseitigen  will. 

§.  272.  —  B.  Kapitalbeschaffung.  Diese  hat  äusser- 
lich  bei  Staats-  und  Privatbahnen  grosse  Aehnlichkcit.  Denn  bei 
dem  grossen  Aufwand  für  Eisenbahnen  kann  auch  der  Staat  das 
Kapital  fast  nur  durch  Schuldenaufnabme  beschaffen,  wie  die 
Gesellschaft,  welche  meistens  sogen.  Prioritätsobligationen  neben 
den  Actien  ausgiebt.  Beide  fordern  das  Privatpublikum  zum 
Zeichnen  auf  und  wenden  sich  sonst  an  die  Banquiers  und  die 
Börse.  Die  Actienemission  bewirkt  jedoch ,  dass  die  Kapital- 
beschaffung einer  Privatbahn  manche  bemerkenswerthe  und  nicht 
gUnstige  Unterschiede  von  derjenigen  der  Staatsbahn  zeigt  und 
aneb  in  der  Schuldaufnahme  treten  gewisse  Verschiedenheiten 
hervor : 

1.  Wegen  der  A c t i e n ausgäbe  wird  eine  Privatbahn  viel 
abhängiger  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts 
als  eine  Staatsbahn,  woraus  sich  der  vorerwähnte  Nachtheil 
ergiebt. 

Di«' Acticnausgabe  für  ganz  neue  Unternehmungen  gelingt  oft  nur  in  Specu- 
Utions/.'-iten ,  wenn  nicht  eine  ungewöhnlich  gute  Linie  in  Aufsicht  steht,  was  natür- 
lich mit  d«  m  w«  iter«  n  Ausbau  des  Itahnnctzcs  immer  seltener  wird.  Di«;  neuerlich 
auch  in  Deutschland,  z.  D.  bei  den  Stroussberg'schen  Babnuntemebinungcn  (Berlin- 
Görlitz,  HaUc-Sorau-Guben  u.  a.  m.)  erörterte  Frage  über  die  Zulässigkeit  der  Aus- 
gab.- von  A.tien  unter  Pari,  mit  oder  ohne  Verzinsung  aus  dem  Baul'onds  während 
der  Bauzeit,  w.-ist  auf  die  Schwierigkeit  der  A<  tienemission   für  neue  Bahnunter- 

43* 


Digitized  by  Google 


G7l>       •*!•  H.  ( >r»l.  Ki im .    2.  K.  Privaterwerb.    ."».  II.  A.  Eisenbahnen.  §.  272. 


nehmung'n  in  der  Gegenwart  hin.  Jone  Frage  ist  zu  Gunsten  der  Zulässiirkeit  von 
Unter-Pari-Actien  zu  beantworten,  zumal  wenn  keine  Verzinsung  wahrend  d«r  Bauzeit 
stattfindet,  d»nn  sonst  wird  das  Aetienkapital  oftmals  nicht  zusammen  zu  bringen  sein. 
Di»se  Ansieht  v.-rtrat  ich  auch  I STIS  in  Eiscnarh  in  der  Trage  des  ActienweSeiis. 
A u-  Ii  die  preuss.  Eiscnbahnunt.rsucliungs- Comtnission  gestand  die  bedingte  Noth- 
wendigkeit  der  Ausruhe  von  A*;ti«  i»  unter  Pari  zu  u.  machte  Vorschlafe  zur  Cautel 
dabei,  s.  Nr.  IV,  3  ihrer  Vorschlag»-  u.  Bericht  S.  l".r>.  Zusammenhang  der  frage 
mit  der  der  Zuläs>igk»-it  der  Geucralcntrcpris»-.  S.  Stroits*  borg 's  Wirkcu,  Kap.  4. 
K  »»scher  nennt  (III,  v">  Not--  S)  »lie  Ausgabe  v.  Actien  unter  Pari  bei  j»v<l»-r  staall. 
Ziusgnrantie  eine  Preller.-i:  das  <^-..|it  zu  w.-if.  Ks  komnit  auch  hi»r  auf  die  Höhe 
der  Garantie  u.  auf  die  Laue  des  (ieldmarkts  an.  Sein  Verlass  auf  ein  ..gutes  Acti.  n- 
g'-set/."  (eb.  §.  >.*»  Note  16)  bricht  angesichts  der  Schwierigkeit  eine^»  >ol»  hen  Gesetzes 
u.  der  n oth  wc  n d  i g«- ii  Abweichungen  f.  Eis e  u  b.actien  zusammen  Die  neu»- 
Actienetnission  für  alte  Bahnen  hauet  vom  Kursstände  der  bisherigen  Actien  uud 
sonst  eb.-nfalls  \ou  d<T  Aussicht  oder  dem  Unheil  über  die  neue  Liuie  und  von  ein»r 
8p»  eulafiven  Tendenz  des  (ieldmarkts  wesentlich  mit  ab.  Die  Interessen  der  bisherigen 
\<  lionäre  sind  öfters  einer  Vermehrung  der  Actien  entgeg»  n.  ncmlich  wenn  iic  neuen 
Actien  etwa  nach  dem  Curse  (Uber  Pari  i  verkauft  wurden  und  e-  fraglich  ist.  ob  der 
auf  neu»1  Hauten  verwendete  Erlös  eine  der  bisherigen  Dividende  d»  r  aJten  Actien 
entsprechende  U'ente  abwerfen  wird;  mitunter,  wenn  »lie  neuen  Acti'-n  al  Pari  oder 
zu  » in.-m  billigeren  als  dem  Bors.-ncursc  den  alten  Actionären  überlassen  werdeo.  bei 
ein»-r  hoch  stehenden  Aetie  auch  sehr  dafür.  Im  »'rsten  l  all  unterbleibt  vielleicht 
aus  einem  solchen  Grunde  »  in  volkswirths<:hat'tlieh  erwünschter  Ausbau  des  Bahnnetze-, 
wenn  « twa  die  Ausgabe  einer  Anleihe  unstatthaft  ist,  von  der  Regierung  uicht  er- 
laubt wird  u.  s.  w.  Im  zweiten  l  alle  wird  vielleicht  aus  blossen  Spcculationsgrundeu 
ein»  unnütze  Liuie  gebaut.  In  beiden  Fällen  entscheiden  aber  nicht  oder  doch  niebt 
allein  volkswirtschaftliche  Erwägungen  über  den  Werth  einer  neuen  Bahn,  sondern 
blosse  Speculationsu  ründe  un»l  Gesiehtspuncte  einer  Erwerbsgesell- 
s»haft.  Je  besser  eine  Bahn  rentirt  d.-sto  günstiger  ist  natürlich  für  die  Actionäro 
»  in  relativ  kleines  Aetienkapital  gegenüber  dem  Gesammtkapital  (incl.  Prioritatsscliuld. 
und  umgekehrt.  Das  günstige  Verhältnis*  zwischen  Actien-  u.  Prioritätskapital  kann 
für  die  Dividende  wichtiger  sein,  als  der  hohe  Nettoertrag  der  Bahn  per  Meile  nn.l 
der  billige  Kostenpreis  der  Bahn.  Die  Emission  von  ..jungeu"  Actien,  welche  an  die 
Aetionäre  unter  dem  Ours  abgelassen  werden,  zum  Zweck  des  weitereu  Ausbaas  d«> 
N.'tzes,  wozu  u.  A.  oft  die  Furcht  vor  Ooucurrenz  zwingt,  war  auch  bei  deutsch-  n 
Hahnen  neuerdings,  ähnln  h  wie  bei  anderen  Actiengesellschaften  (Hanken  u.  s.  w.) 
-•in  beliebt«1*  Manoemre.  Dabei  wird  gew.  Massen  ein  Theil  des  bisher.  Dividemkn- 
g.winns  kapitalem  n.  in  dieser  Form  realisirt.  —  Operatiom-n .  an  welche  sich  dann 
wieder  Börsonspeeulationen  aller  Art  knüpfen.  Man  inuss  solche  Massregeln  aber  aU 
noth  w  c  n«l  i  ge  Folge  des  Actienwesens  gelten  lassen.  Die  Emission  neQ»-r 
\ctien.  al  pari  zu  beziehen  von  de»  alten  Actionären.  sichert  die  letztern  vor  sonst 
oft  unvermeidlichen  Verlusten  durch  das  spätere  Siuken  des  Curses  der  vermehrten 
A>  tien.  Eine  solche  Sicherung  ist  gerechtfertigt,  zumal  wenn  man  sich  die  Sachlage 
vergegenwärtigt,  dass  doch  keineswegs  die  ursprünglichen  Besitzer  oder  Zeichner  noch 
immer  die  heutigen  Aetionäre  >sud .  sondern  viele  Personen  im  Lauf  der  Zeit  Actien 
»ur  Kapitalanlage  zu  ein»  m  viel  höheren  als  dem  Parieursc  kauften  und  daher  ein- 
\iel  klein,  r  \  er/msung  ihr«vs  Kapitals  als  die  nominell«  Dividende  bezogen.  In  der 
/.  u  a  u  t  's  t  e  i  g  e  u  d  e  r  H  a  u  s  >  e  -  \  Ccnjunctnr  liegt  bei  dem  Eisenbahnwesen  stets 
dte  G.M'ahv  vor.  das-  rssch  auf  einmal  ein  enormer  Theil  des  National- 
«v  a p i  t .-« I >  tu  den  Fisenhahnhan  hineingezogen  wird,  worauf  dann  später  die  V»t- 
muideru«  «1er  Kapitaherwendung  um  so  starker  ist.  Die>  bewirkt  nothweudi»:  eine 
uuu.MHcinc  Merung  und  \  er-chiebung  aller  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  mit  weiteren 
hlunmeu  »»vialpohtis  hen  l  .-lgen.  wie  es  in  der  ..Grundlegung"  !§.  2\i*>  näher  »hr- 

e.ele^t  wurde, 

*\  An  das  Kisenhahu a et ien wesen  scbliesst  sich  das  Agio- 
tage! reihen  besouders  leieht  an,  da  bis  zur  Vollendung:  der 
Huhn,  also  immer  fiir  geraume  Zeit  jede  siehere  Grundlage  filr 
die   KeulahiliiatshiMeehnung  lehlt  und  später  die  Rente  von  so 
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vielen  zufälligen  Umständen,  mehr  als  die  vieler  anderen  Acticn- 
unternehmungen  und  als  der  Curs  der  Staatsrenten,  welche  für 
Statatsbahnen  ausgegeben  wurden,  abhängt. 

Daher  die  Kisenbahna»  tien  so  viel  färb  mit  die  beliebtesten  Spiclpapicr-  der 
Böt>c,  mehr  als  die  mit  fester  Heute  verseheneu  Obligationen,  die  ein  solider  Staat 
für  Eisenbahnen  ausgab.  An  d.  Berlin.  Börse  i.  lt.  vor  der  Verstaatlichungsära  neben 
österr.  Staatsb.  („Iranzosen' ') ,  Sudb.  (Lombardei^,  (ialii.  u.  a.  m.  v.  inläud.  Pap. 
naiiicnU.  Iterg.- Mark.,  Berl.-tiörl..  Colli  -  Mind .,  Oberschles..  Khcin.,  Mainz-Ludwigsh. 
Ei-cnbahnactieii .  kein  inland.  .Siaatspap.  regelmässig  zu  l'rämionschlüssen  u.  Dili.- 
tiesrh.  verwandt.  Auch  der  dauernde  Besitz  von  Eiseubahnactien  fuhrt  bei  dem 
wechselnden  Geschick  einer  Bahn  bald  zu  grossen  (iewinnsten,  bald  zu  ebenso  grossen 
Verlusten  an  Zins  und  folgeweise  au  Kapital,  woraus  grosse,  in  beiden  Fallen  aber 
ungerechtfertiirte  Veränderungen  der  Privatvormöiren  hervorgehen,  —  eine  volks- 
wirthächaftlich  und  sittlich  bedenkliche  Sache,  die  auch  dem  Staat  nicht  gleichgültig 
sein  kann:  „ l.'onj  u  u  c  t  u  re n4' gewinne  und  Verlust'-.  S.  (iruudlcgung  I.  76  ff. — 
l>as  bedeutendste  Beisp.  des  BentabiiitätsWcchsels  einer  Bahn  ist  wohl  die  bekannte 
Cosel-Ude  rberger  (Wilhelmsbahn),  deren  Dividende  von  4%  in  1SÖU  auf  12  in 
1851  u.  l'i°/„in  lb55  gestiegen,  dann  von  1 S50  an  Jahre  lang  Null  war  u.  erst  in 
den  letzten  Jahren  wieder  zum  Vorschein  kam.  Der  Curs,  1S.*>(>  noch  227,  sank  bis 
Ende  l*v"»7  auf  einige  40°/o  und  war  J.  lang  ungef.  so.  Jener  Umschwung  im  J.  IH'it» 
war  die  l'uljre  der  Erölfuuug  der  österr.  Concurron/Iiuie  Uderberg-Krakau  ganz  auf 
Österreich,  (jebiet.  während  dieser  Verkehr  bisher  Ober  die  Wilhelmsbahn  gegangen 
war;  ferner  des  Baues  zweier  unrentabler  Zweigbahnen.  Kuormer  Ourswechsel  auch 
seit  1^71  bei  manchen  deutschen  Bahnen.  Berl -Magdcb.,  Magdeb.-Halberst.  u.  a.  m. 

3.  Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  der  Privat- 
bahnen und  die  Schuldaufnahme  des  Staats  zu  Eisenbahn- 
zwecken sind  ganz  gleichartige  Operationen,  auch  wenn 
die  Staatsbahnen  nicht  ausdrücklich  als  spccielles  Pfand  der 
Staatseisenbahnschulden  bestellt  werden.  In  beiden  Fällen  besteht 
eine  geringere  Abhängigkeit  von  der  Lage  des  Geldmarkts  als  bei 
der  Actienausgabe,  jedoch  bei  der  Staatsbahn  zu  deren  Vortheil 
für  das  ganze  Haukapital,  bei  der  Privatbahn  bloss  fllr  den  oft 
kleineren,  mitunter  ganz  fehlenden  Theü  des  Baukapitals,  welcher 
durch  Prioritätsobligationen  gedeckt  wird.  Sonst  ist  derjenige 
von  beiden,  Staat  oder  Privatgesellschaft,  in  Betreff  der  Kapital- 
beschaffung günstiger  gestellt,  der  die  Schulden  vortheilhafter,  also 
namentlich  billiger  aufnehmen  kann.  In  dieser  Hinsicht  gilt  Folgendes: 
a)  Die  Möglichkeit  oder  Leichtigkeit,  eine  Anleihe  zu  begeben, 
und  die  jeweilige  Höhe  des  Kealzinsfusses  der  Bahnschuldcn  (oder 
des  Emissionscurscs  bei  ciuem  bestimmten  Nominalzinsfuss)  hangen 
einmal  von  der  Lage  des  Geldmarkts  ab.  liier  wird  eine 
Gesellschaft  sollen  vor  dem  Staate  im  Vortheil  sein. 

Ist  der  (ieldmarkt  durch  wirtschaftliche  Verhältnisse  gestört  (Handels-  und 
l  reditkrisen  ,  stark  passive  Zahlungsbilanz.  /.  B.  bei  Misseruten  u.  dgl.  in.),  so  wird 
der  Zinsfuss  höher  sein,  Ii» r  das  l'iivatpapicr  aber  eher  mehr  als  für  das  Staatspapicr 
steigen  (bez.  der  Curs  sinken).  Auch  die  Begebung  einer  Eisonbahnanhihe  wird  dem 
Staate  in  solcher  Zeit  immer  noch  leichter  werden.  Bei  einer  Störung  des  Geldmarkts 
durch  politische  Verhältnisse,  namentlich  wenn  dies«»  den  eignen  Staat  betreten  — 
also  besonders  im  Kriegsfall  -   wird  dem  Staate  die  Begebung  einer  Eisenbahuanb  ihu 
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momentan  vielleicht  schwerer  werden  und  nur  zu  ungünstigeren  Bedingungen  gelingen 
als  einer  Gesellschaft.  Aber  die  Erfahrung  zeigt,  dass  sich  ('ursstand  und  AnleLhe- 
bedingungen  doch  für  die  Obligationen  beider  Schuldner  in  solcher  Zeit  ziemlich 
gleichmäßig  verschlechtern,  mitunter  selbst  für  die  Privatpapiere  noch  mehr,  — 
wegen  der  geringeren  Ausdehnung  ihres  Markts.  Der  Fall  ist  indessen  wenig  praktisch, 
denn  in  Kriegszeiten  werden  nicht  leicht  für  Eisenbahnen  neue  Anleihen  aufgelegt 
werden.  Die  besten  deutschen  Eisenbahnprior,  standen  in  der  Zeit  niedriger  Curse  in 
den  letzten  Jahren  vor  dem  französ.  Kricjre,  ferner  wahrend  desselben  u  stehen  jetzt 
wieder  bei  dem  hohen  Curestande  nach  dem  Kriege  etwas  ungünstiger  als  die  preuss 
ii.  mittelstaatl.  Staatspap.  gleichen  Zinsfusses.  Dabei  ist  der  Cure  der  älteren  Prior, 
durch  die  Tilgung  oft  noch  etwas  erhöht.  Nur  die  erste  Panique  im  Juli  1S7«)  hat 
die  preussiseh.  Staatspapicrcuree  etwas  mehr  als  die  der  Prioritäten  geworfen,  wobei 
aber  die  letzteren  Curse  z.  Th.  nur  nominell  waren  und  eben  später  die  Ausgleichung 
erfolgte. 

b)  Sonst  kommt  noch  der  regelmässige  Durchschnitts- 
Credit  der  Schuldner  in  Betracht.  Ein  Staat  in  guter 
Finanzlage  erhält  für  Eisenbahnzwecke  zumal  das  Kapital  notorisch 
eher  noch  etwas  billiger  als  selbst  eine  gute  Privatbahn  auf  eine 
frühe  Priorität 

Z.  B.  1877  4%  preuss.  Staatspap.  «>5— 96,  4%%  consolid.  Anleihe  101  u. 
darüber,  beste  4,/a°/0  Prior.  100,  vielfach  96— *JS. 

Ein  Staat  mit  schlechten  Finanzen,  etwa  mit  starkem 
chronischen  Deficit,  muss  allgemein  zu  viel  höheren  Zinsen  oder 
niedrigeren  Cursen  anleinen,  auch  für  Eisenbahn-  und  ähnlich  pro- 
duetive  Zwecke.  Aber  dies  beeinflusst  oft  auch  die  Bedingungen, 
den  Zinsfuss  und  Ours,  unter  denen  eine  Eisenbahngesellschaft 
seines  Landes  Credit  findet,  so  dass  der  Unterschied  zu  Gunsten 
der  Privatbahn  wenigstens  nicht  immer  gross  ist. 

Die  zahlreichen  österr.  Eisen bahnprior.  stehen  sämmtlich  erheblich  schlechter 
;>ls  die  deutschen,  aber  doch  seit  Jahren  die  besseren  unter  ihnen  (Nordb..  französ. 
Staatsb.)  höher  als  die  Staatspapiere.  Dies  Verhältniss  ist  jedoch  das  Product  der 
österr.  polit.  u.  Finanzgescbicute  der  letzten  20  Jahre.  In  den  50er  Jahren  noch,  ab« 
zur  Zeit  der  grossen  Eisenbahnära  nach  1854,  waren  die  Curse  der  Staatspapiere  u. 
der  Priorit.  wenig  verschieden,  z.  B.  im  Dec.  1S5S  (wo  Silber  fast  kein  Agio  hatte) 
'.»/„ige  Staatspap.  So— 36,  selbst  Nordbahnprior.  5°/0  nur  90-91,  3%  Staatsbahn- 
prior. 57%  Pap. 

Papierireldwirthschafl,  hohe  Coupon^teucrn  bedrohen  die  Sicherheit  beider  Arten 
der  Kapitalanlage,  auch  wenn  die  Papiere  auf  Metallwährang  lauten  und  ihnen  Steuer- 
freiheit versprochen  ist.  Regelmässig  können  ferner  nur  gute  Prioritätsobligationen 
von  Privatbahnen  mit  Staatspapicren  erfolgreich  coneurriren.  Bei  einer  spaten  o»- 
sichcren  Priorität  und  bei  schlechten  Bahnen  verschlechtern  sich  die  Anleihcbedimrtmgen 
oder  der  Staat  rauss  die  Zinsen  garantiren.  Wird  diese  Ziusgarantic  mutmasslich 
praktisch,  so  wird  sich  für  das  Bahnpapier  auch  kein  besserer  Ours  als  fUr  das  Staat» - 
papicr  ergeben.  Prioritatsobligationen  stark  verschuldeter  oder  schlechter  Hahnen 
werden  aber  noch  ungünstiger  als  neue  Eisen  bahnschulden  eines  bereits  mit  >olcheu 
>ehr  belasteten  Staats  zu  begeben  sein.  Denn  das  ganze  Staatsbahn wesen  stellt  doch 
eine  Finanzeinheit  dar,  die  guten  wie  die  schlechten  Abschlüsse  treffen  die  cm 
Staatskasse,  so  dass  die  letzteren  leicht,  r  zu  tragen  sind.  Bei  den  getronut.  n  I  inanxen 
der  Privatbahnen  hängt  Alles  von  den  spcciellen  Ergebnissen  der  einzelnen  Bahn  »b. 
Ausserdem  kommt  dann  noch  die  allgemeine  Garantie  der  Staatskasse  den  Staatsbahneo 
ZU  Gute. 

Bei  der  Yorzüsrlichkeit  last  aller  deutscher  Bahnprior,  ist  in  dem  Curei-Umd'' 
d.-r  verschied.  Emissionen  einer  Bahn  u.  selbst  der  Priorit  verschied.  Bahnen  kaum 
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cm  Unterschied  zu  bemerken,  der  auf  verschied.  Kreditwürdigkeit  zurückzufahren  war«-. 
Denn  der  kleine  öfters  zu  findende  Unterschied  —  etwas  höherer  Cur»  d.  Prior, 
früherer  Emiss.  und  der  Prior,  alter  Bahnen  —  erklärt  sich  meist  aus  der  bei  diesen 
schon  weiter  geschrittenen  Tilgung  u.  aus  der  noch  nicht  vollständig  erfolgten  festen 
Classirunjr  der  jüngeren  Papiere.  Aber  bei  fremden  Bahnen  treten  die  Unter- 
schiede schon  hervor,  z.  B.  Ocsterr.  Gali/.  Prior.  \\S17)  1.  Km.  84— 85,  2.  K. 
E.  79-SO,  4.  E.  7S-7Ü. 

So  wird  den  Privatbahnen  nur  selten  ein  Vorzug  vor  den  Staats- 
bahnen in  Betreff  der  Kapitalbeschaffung  einzuräumen  sein.  Nur 
bei  ausserordentlicher  Zerrüttung  der  Staatsfinanzen  kann  ein  solcher 
erheblicher  werden.  Dies  wird  dann  vielleicht  zur  Wahl  des  Privat- 
bahnwesens zwingen,  wie  es  auch  vorgekommen  ist. 

Hauptbeisp.:  Oesterreich  seit  1SÖ5,  auch  Italien.  Dennoch  in  Ungarn 
Staatsbahnbau  wieder  begouuen,  jetzt  auch  in  Wcst-Oestcrr.  u.  Ankauf  v.  Privatbahnen 
wieder  in  Italien. 

Darin  zeigt  sich  jedoch  nur  eine  weitere  schlimme  Folge  der 
schlechten  Finanzlage  und  keinerlei  massgebender  und  zur  Nach- 
ahmung auffordernder  Vorgang  fUr  die  principielle  Entscheidung 
der  Frage. 

Wie  im  (irunde  wieder  Stein  die  Sache  auliasst.  Handb.  d.  Verwaltungslehre, 
S.  210:  dem  Princip  nach  solle  der  Staat  sich  selber  seine  Bahnen  bauen  u.  sie  selbst 
verwalten.  Allein  er  könne  es  nicht,  theils  weil  die  Bahnen  ein  zu  grosses  Kapital 
forderten,  theils  weil  Me  den  Character  v.  Unternehmungen  haften,  die  der  Staat  nie 
vrut  verwalte.  Wahr  zeitweise  in  Oesterreich,  uuwahr  in  vielen  anderen  Ländern. 
Mehrfach  abweichend  von  meiner  Aulfassung  Sai  II,  1  it»  tf,  1 41»  U.  Er  meint  u.  A. 
..di<-  btos-weise  Beschallung  der  Kapitalien  zu  Bahnbautcn  sei  keiu  Unglück  für  die 
(i^ainnitwirthschaft".  Das  ist  sie  vielfach.  Die  Uesam  rat  Wirkung  aui  die  Volkswirt- 
schaft ist  so  naehtheilitr.  Vermeiden  kann  das  der  Staat  durch  Be^elung  der  Con- 
ceissioncn  aber  nicht  genügend,  weil  «Ii«-  Krtheilunir  der  letzteren  vom  Stand  des  Geld- 
markts abhängt.  Beim  Staatsbahn  bau  Lisst  sich  di<  ^e  „stossweise  Beschallung"  ver- 
meiden .  was  ich  auch  getreu  Nasse  (Abb.  Verbat,  v.  Prod.kri.sen,  im  Jahrb.  d.  I). 
Reichs  1^79  S.  1(>7  II.)  festhalte.  S.  (irnndleg.  2.  A.  S.  473.  Auch  in  d.  Bemerk. 
II,  131  über  Agiotage  u.  Kurswechsel  kann  ich  Sa*  nicht  beistimmen. 

§.273.  —  C.  Beschaffenheit  des  ßahnbaus  und  Ban- 
kosten. Hinsichtlich  dieses  und  des  folgenden  Punctes  wird  von 
den  Gegnern  der  Staatsbahnen  noch  häufig  ein  „natürlicher" 
und  „erfahrungsmässiger"  Vorzug  der  Privat  bahn  be- 
hauptet, weil  eben  in  solchen  Dingen  „immer"  die  Privatnntcr- 
nchmung  besser  wirtschafte.  Danach  sollen  denn  die  Privat- 
bahnen regelmässig  zweckmässiger  und  wohlfeiler  gebaut 
werden  als  die  Staatsbahnen,  weil  Staatsbeamte  weniger  practisches 
Verständniss  der  Ycrkchrsbcdürfnisse,  um  zweckmässig  und  weniger 
oder  gar  kein  eigenes  Interesse  hätten,  um  wohlfeil  zu  baueu. 
Mit  Staatsgcld,  „auf  Regiments  Unkosten"  werde  notorisch  immer 
verschweuderischer  umgegangen. 

Diese  Behauptungen  sind  jedoch  nicht  nur  durch  die  Erfah- 
rung in  keiner  Weise  zu  begründen:  es  lässt  sich  auch  leicht 
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Dachweisen,  das«  bier  gar  kein  innerer  „natürlicher" 
Grund  einen  Vorzug  der  Actiengesellschaft  bedingt,  welcher  letzteren 
gerade  in  diesen  Puneten  die  Vorzüge  der  Privatunternebmung  rein 
angedichtet  werden. 

Stroussberg  nimmt  die  Gcn.-Entrepri?>c  u.  Aehnlichcs  in  Schutz  bei  Privat« 
bahnen,  wegen  der  Schwerfälligkeit  der  Bauleitung  einer  Actiengesellschaft.  Die 
Actiengesellschaft  steht  al»cr  auch  der  Staatsverwaltung  hier  nicht  unbedingt  nach. 
Kinzelne  Erfahrungsthatsachen  lassen  sich  nur  zur  Entscheidung  einer  *oIchcu 
Frage  schwer  verwertheu  und  am  Wenigsten  kann  man  aus  ihnen  eine  allgemein 
gültige  K«  gei  ableiten.  Bald  ist  eine  Privat-,  bald  eine  Staatsbahn  itberlegeu.  Land 
und  Zeit  entscheiden  hierbei  wesentlich  mit.  Aus  dem  inneren  Wesen  beider 
Verwaltungen  kaun  man  aber  mindestens  ebensoviel,  ja  eigentlich  mehr  Gründe  für 
den  Vorzug  der  Staatsbahn  wie  der  Privatbahn  ableiten.  Der  gute,  zweckmässige 
ond  wohlfeile  Bau  einer  Eisenbahn  hängt  offenbar  von  drei  Umständen  ab:  vom  Können. 
Wollen  und  Müssen  der  den  Bau  leitenden  und  ausfuhrenden  Personen.  In  all-  u 
drei  Beziehungen  möchte  aus  inneren  Gründen  eher  noch  der  Staatsverwaltung  vor 
derjenigen  der  Actiengesellschaft  der  Vorzug  einzuräumen  sein,  wenn  auch  nicht 
immer  unbedingt  in  praxi  und  wenn  auch  bei  der  Staatsverwaltung  mitunter  wieder 
eine  speeifische  buroaukrartecho  Schwerfälligkeit  vorkommen  kann. 

Wesentlich  beistimmend  Sax  II,  152  ff.  nur  mit  einigen  Einwendungen  gegen 
meine  Acusscrungen  in  d.  2.  Aufl.  Uber  gewisse  Ycrwaltungsmiv>brauchc.  Ganz  wider- 
legt bin  ich  dadurch  m.  E.  nicht.  In  der  Sache  selbst  glaubte  ich  aber  doch  die 
eingehendere  Beweisführung  hinsichtlich  der  Momente  ,, Können ,  Wollen .  Müsseu" 
(vor.  Aull.  S.  571—573)  als  kaum  mehr  uothwendig  hier  jetzt  weglassen  zu  können. 

Mitunter  wird  in  der  Kostenfrage  selbst  der  Versuch  gemacht, 
mit  genauen  statistischen  Vergleichen  der  relativen 
Baukosten  (p.  Meile)  für  oder  gegen  das  eine  oder  andere 
System  etwas  zu  beweisen.  Allein  es  ist  klar,  dass  zwei  ver- 
schiedene Bahnen,  selbst  in  sehr  ähnlichen  Terrainverbältnisseo, 
niemals  eine  derartige  irgend  genaue  Vergleichung  gestatten. 
Denn  die  Umstände,  welche  nachweisbar  in  erster  Linie  immer 
die  Kosten  bestimmen,  sind  stets  mehr  oder  weniger  verschieden. 
Ob  Uberhaupt  etwas  und  wieviel  von  dem  Kosten  unterschiede 
ausserdem  auf  den  Umstand  der  Verschiedenheit  der  Vcrwaltungs- 
systeme  zu  setzen  ist,  lässt  sich  schlechterdings  nicht  ermessen. 

Genau  ein  und  dieselbe,  gleich  ausgestattete  Linie  mtisste  zu  derselben  Zeit  v»n 
einer  Gesellschaft  und  rom  Staate  gebaut  und  diese»  Experiment  so  und  so  oft  wieder- 
holt sein,  um  Bcobachtungsfehler  und  zufällige  Einflüsse  zu  climinireu .  wenn  ein 
solcher  Vergleich  nur  einigermassen  statthaft  sein  sollte. 

Jede  eingehendere  Kosteustatistik  von  Eisenbahnen  zeigt,  dass  der  Werth 
des  Grund  und  Hodens,  die  Terrainbe3chaflenhe.it.  wovon  der  Umfang  der  eigentliche» 
Erdarbeiten  (Bewegung  von  Erdmasse)  u.  a.  m.  hauptsächlich  abhängt,  das  Vorkomiif n 
von  grossen  Einschnitten,  Tunneln,  grossen  Dämmen,  Viadueten,  Brücken,  die  von  der 
Mahn  Ire«  im:  uz  abhängige  Masse  des  Falmuaterials.  selbstverständlich  die  Ein-  oder 
Doppelgleisigkeit  der  Hahn  u.  \.  a.  m.  die  gn'.-sten  Verschiedenheiten  der  Kosten  be- 
dingen. Ebenso  i»t  die  Zeit  des  Hahnbaus  auch  in  derselben  Gegend  wegen  der  Ver- 
änderung der  Preise  und  Löhne  von  wesentlichem  Kinflusse.  Endlich  ist  doch  Mich 
schon  jetzt  der  ..Rang"  einer  Bahn  im  Transportsystem  —  ob  Haupt-,  ob  Se<  und-tr- 
bahn  u.  a.  w.  —  von  Einfluss  auf  die  Baukosten ,  so  wenig  leider  bisher  gewölinhVb 
bei  Staats-  und  Privathahnen  diese  verschiedene  natürliche  Rangordnung  einer  Bahn 
für  Anlage,  Bau.  Ausstattung  genügend  berueksichtigt  wurde  (S.  folg.  Abschnitt.). 
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Au«  h  aus  statistischen  Durchschnittszahlen  für  eine;  grössere  Anzahl 
oiler  für  alle  Privat-  und  Staatsbabncn  eines  oder  mehrerer  Länder  i>t  der  etwaige 
Einfluss  <le>  Verwaltung  smoinents  auf  die  Kosten  nicht  zu  ermitteln.  Denn  auch  diese 
Zahlcu  werden  ganz  von  obigen  Fadoreu  bestimmt. 

Eine  Vcrgleichung  von  ungefähr  gleichzeitig  gebauten  Baliuen  in  Nachbarschaft 
und  iu  ungefähr  gleichen  Terraiuverhältnisscn  zeigt,  dass  abdanu  auch  die  Kost,  u 
sich  nicht  so  verschieden  stellen.  Aber  ob  es  Staats-  oder  Privatbahneu  sind,  i>t 
hierfür  ganz  gleichgültig. 

Die  unmittelbare  Beobachtung  und  Prüfung  kann  im  concreten  Falle  gewiss  oft 
theuereu,  verschwenderischen  oder  einfachen,  sparsamen  Bau  nachweisen  und  zeigen, 
wie  dies  hier  mit  dem  Staats-  oder  Privatbahnsystem  zusammenhängt.  Daraus  mag 
mitunter  für  ein  bestimmtes  Land  eine  Folgerung  in  der  Streitfrage  hervorgehen, 
uicht  al>er  für  die  principielle  Entscheidung  der  Frage.  Und  sicherlich  wird  sich 
bei  der  nöthigen  zeitlichen  und  räumlichen  Ausdehnung  solcher  directer  Beobachtungen 
»■jeder  Licht  und  Schatten  bei  beiden  Systemen  gleicbmässig  vertheilt  linden. 

Hior  einige  Beispiele  aus  d.  preuss.  Eisenbahnstatistik  für  1  Still,  die  aus  d. 
früheren  Aufl.  herübenrenommen  worden,  da  es  zweckmässig  erscheint,  etwa*  ältere 
Daten  zu  vergleichen,  statt  der  neaeren,  bei  denen  die  grosse  Umgestaltung  der  volks- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  von  Einfluss  war.  Die  Daten  au*  den  letzten  Jahren, 
wo  durch  die  grossen  Verstaatlichungen  Alles  verschoben  ist,  eignen  sich  zum  Ver- 
gleich noch  weniger.  Für  tlic  Systemfrage  ist  aus  Daten,  wie  den  folgenden,  wie 
gesagt  nichts  zu  entnehmen,  wohl  aber  geben  dieselben  einen  Einblick  in  die  Bau- 
kosten n.  damit  iu  die  finanziell  besonders  wichtige  Seite  des  Eisenbahnwesens.  Do- 
halb  habe  ich  diese  Ucborsichten  auch  in  dieser  Aufl.  beibehalten.  Kosten  p.  Meile 
in  lOOOcn  Thlrn.  u.  in  Proccntcn  der  (jesainmtkosten,  wobei  hier  nur  die  llauptposten 
aufgeführt  sind.  Die  amtliche  Statistik  speeificirt  noch  etwas  weiter  (zu  d.  Erdarb, 
wurden  die  Ausg.  für  Böschungen ,  Einfriedigtingen.  Weireubcrgängc ,  zu  Bahnhöfen 
u.  Wärtern,  die  Signale,  zum  Aufwand  für  Verwalt.  u.  Zinsen  während  der  Bauzeit 
auch  der  für  ausserord.  Anlasren  u.  Insgemein  gerechnet!.  Die  Statistik  des  Vereins 
D.  Eiscnbahnverwaltuugcn  enthält  ähnliche  Daten  auch  Uder  die  meisten  anderen  D. 
Bahnen.  Die  Daten  beider  Werke  stimmen  übrigens  nicht  immer  ganz  genau  überein. 
Die  in  dem  2.  Werke  befindliche  Hubrik  „Ausgaben  fur  Vorarbeiten4'  fehlt  in  d. 
preuss.  amtl.  Statistik,  z.  Tb  befinden  sich  auch  darunter  Zinsen  während  der  Bau- 
zeit. In  Bezug  auf  Berechnung  der  letzteren  besteht  übrigens  auch  manche  Ver- 
schiedenheit. Bei  den  Staatsbahuen  pflegen  sie  nicht  eingerechnet  zu  werden,  so  dass 
die  Zahlen  für  diese  insofern  etwas  zu  niedrig  sind. 
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Die  Kosten  der  schiefen  Kbenen,  die  bei  d.  Berg.-Märk.  und  Rhein.  B.  vorkommen, 
sind  /.u  dem  letzten  Titel  (Ausserord.  u.  8.  w.)  gerechnet.  —  Verhältnissniässig  die 
größte  Gleichheit  des  absol.  and  relat.  Aufwands  besteht  noch  beim  Oberbau 
(Schienen,  Schwellen,  Drehscheiben  u.  a.  w.).  wo  die  grössere  oder  geringere  Aus- 
dehnung des  zweiten  Gleises,  der  Bahuhof'schienen  u.  s.  w.  die  meiste  Verschiedenheit 
bewirken  wird.  Der  stärkste  Unterschied  besteht  in  den  Kosten  des  Betriebs- 
Materials,  wie  selbst  ähnlich  situirte  Bahnen  wie  die  drei  grosseu  westlichen  Linien 
in  ob.  Uebersicht  (Coln-Mind. ,  Berg.-Märk.  und  Rhein.)  u.  wie  Berl.-Anh.  u.  Beii.- 
Ilamb.  einer-,  Betl.-Magdcb.  anderere,  zeigen.  Für  die  Abhängigkeit  der  Kosten  von 
der  Privat  -  oder  Staatsverwaltung  wäre,  es  nicht  ohne  Iuteresse ,  zu  sehen ,  wie  die 
sog.  Generalcntreprise  sich  herausstellt.  Aber  auch  hier  ist  der  Kinfittss  der  einzelnen 
obignj  Facto  reu  natürlich  massgebend  u.  beim  Vergleich  weiss  man  nicht,  wie  die 
Arbeit  qualitativ  ausgefallen  Ut,  Tilsit- Insterburg  mit  446,000,  Berlin-Görlitz  mit 
434,000  Thlr.  p.  Meile  in  Generalcntreprise  gebaut  erscheinen  nicht  eben  wohlfeil 
u.  manche  Klagen  verlauten  über  die  Baubeschaffenheit  der  letzteren.  Die  schleswijr'- 
schen  Bahnen  kamen  nach  diesem  System  auf  326,000  Thlr.,  fast  genau  dieselbe 
Summe,  wie  für  Altona-Kiel  (329,000  Thlr.),  welche  Linie  von  der  Privatvcrwaltuiig. 
allerdings  früher,  gebaut  wurde.  (Vgl.  über  Gcucralentreprise  Stroussberg  a.  a.  U., 
natn.  auch  über  die  Mögiii  hk.  seiner  Gewinne  dabei,  wo  sich  allerdings  der  Vorlheil 
des  für  sich  handelnden  Privatunternehmers  zeigt.  S.  209  IL).  —  Bemerkenswerth 
ist,  dass  die  neuen  Bauten  immer  theurer  und  dio  Durchschnittskostcn  p.  Meile  in 
den  grossen  Bahn  netzen  immer  hoher  ausfallen.  Zum  Theil  hangt  dies  wohl  mit 
Lohn-  und  Preissteigerungen,  auch  des  Bodens,  (so  bes.  in  neuester  Zeit),  mehr  aber 
gewiss  noch  mit  der  starken  Vermehrung  des  Betricbsmaterials  und  mit  den  grosseren 
t<chni>chen  Schwierigkeiten  der  neuen  Bahnen  zusammen.  Denn  in  der  Gegenwart 
werden  solche  Schwierigkeiten  gerade  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  nicht  mehr 
so  gescheut  wie  früher  u.  deshalb  schwierigere  Linien  unternommen,  auch  in  bergigem 
Terrain  u.  s.  w.  Das  verwendete  Kapital  p.  Meile  ist  bei  den  preuss.  Bahnen  fast 
ohne  jede  Unterbrechung  jährlich  gestiegen,  aber  noch  stärker  vermehrte,  sich  relativ 
der  Giiterwagonpark,  ferner  auch  die  Locomotivenzahl,  z.  B.  per  Meile 


Kapital 

Locomot. 

Personenwagen 

Güterwagen. 

Stuck 

Stuck 

Stück 

1*»  1-1 

296,190 

1-2 

60 

11-8 

413,771 

16 

3-2 

247 

is»;;! 

524, 433 

2<l 

30 

42  2 

1S67 

519.56.-, 

2*3 

35 

535 
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Kapital  Loeomot.       Personenwagen  Guterwagen. 

Stuck  Stuck  Stuck 

1S6S  540,705  2-2  3  ti  487 

1860  552.072  24  3*8  .'»10 

1874  630,660  3*2  4*2  60*8 


Die  Zahlen  v.  1-S6S  an  incl.  neue  Provinzen  ;  daher  die  Veränderung  der  Durcbschnitb- 
grössen,  aher  schon  1S69  die  alte  Richtung.  Iu  England  sind  dagegen  die  relativen 
Baukosten  seit  25  Jahren  nur  wenig  gestiegen.  Es  ist  auch  nur  ein  Zufall,  dass  z.  B. 
in  Preusscn  die  Durchschnitte  für  Staats-  und  Privatbahnen  fast  gleich  sind,  wie 
1S60  p.  M.  für  jene  551,070,  für  diese  552,005  Tblr.  oder  wie  1874  82,857  Thlr. 
p.  KU.  f.  d.  Staats-,  70,280  Thlr.  f.  d.  Privatbahnen  in  eig.  Verwalt.  001,176  Thlr. 
f.  d.  Privatb.  in  Staabvcrwalt.i.  Innerhalb  der  Staabbahnen  finden  sich  beim  Ver- 
gleich der  unter  einer  besond.  Verwaltung  stehenden  Linien  Unterschiede  wie  4  :  7 
(Ostb.  u.  Saarbrücker) ;  iuuerh.  der  Privatb.  wie  1  zu  fast  5  (Hhcin-Naheb.  u.  Neisse- 
Bricger)  (in  1860).  Vergleicht  man  die  einzelnen  Bahnlinien  nach  diesen  Kosten- 
durchschnitten, so  stehen  in  1869  in  Preussen  die  westlichen  Bahnen  im  (iauzen 
oben,  die  nördlichen  u.  östlichen  unten  in  der  Keihe  der  Meilenkosten,  doch  mit 
bemerkeuswerthen  Ausnahmen,  z.  B.  unter  den  theueren  die  niedcrschlcs.-inärk.  (Bcrl.- 
Bresl.,  von  einer  Privatges.  gebaut)  u.  d.  Berl.-Magdeb.  Neben  den  schwierigeren 
Terrainverhältnissen,  grösserem  Verkehr,  also  Betriebsmaterial  sind  höhere  Preise  u. 
Lahne  im  Westen  daran  wohl  Schuld.  —  Uebrigens  sind  alle  Schlüsse  aus  den  Mcilcn- 
kosten  der  einzelnen  Bahnuntcrnehmungen  mit  Vorsicht  zu  ziehen,  denn  der  zufällige 
Umstand,  ob  eine  Bahn  z.  B.  hier  aufhört  oder  ein  paar  Meilen  weiter  geht,  bewirkt 
oft,  dass  besonders  kostspielige  iz.  B.  Tunnels,  Brücken  u.  s.  w.)  oder  billige  Strecken 
(z.  B.  in  der  Ebene)  bald  bei  dieser,  bald  bei  jener  Bahn  eingerechnet  werden,  wo- 
durch sich .  vollends  bei  kürzeren  Bahnen ,  die  Durchschnitte  sehr  verändern.  Es  ist 
dies  auch  beim  Vergleich  zwischen  Staats-  und  Privatbahnen  zu  beachten,  natncntl. 
/wischen  grossen  Staatsbahnnetzen  u.  kleineren  Privatlinien.  Die  Durchschnitbkcwten 
der  enteren  sind  mehr  wirkliche  Mittclwerthe,  weil  der  Einfluß  theurer  und  billiger 
Strecken,  die  meistens  beide  vorkommen,  hier  schon  ausgeglichen  ist.  Dies  zeigt  sich 
t.  B.  in  dem  oben  erwähnten  kleineren  Kostenuuterschied  der  einzelnen  preuss. 
Staabbahnen  gegenüber  «lern  grosseren  der  einzelnen  Privatbahnen. 

Nach  der  oben  gen.  amtl.  Eisenb.  Statist,  f.  1  SSO/8 1  stellen  sich  die  Kosten  f. 
alle  deutsche  Bahnen  auf  24S>50  M.  p.  KiL  der  Staabbahnen  auf  263.023,  der 
Priv. bahnen  unter  Staatsverwalt.  auf  2M.503,  unter  Priv.vcrwalt.  auf  191,27!»  M., 
woraus  höchstens  das  Eine  folgt,  dass  die  alten  wohlfeilen  gut  fundirteti  u.  hoch 
reütirenden  Priv. bahnen  mit  wegen  ihrer  Theuerheit  bis  dahin  noch  nicht  erworben 
werden  konnten.  Die  Quoten  der  Hauptkostentheile  weichen  wenig  bei  den  verschied. 
Katcgoriecn  ab,  (Staabb.  —  worunter  freilich  viele  alte  Priv.bahnen  —  u  Priv. bahnen 
in  eigener  Verwalt.  bez.  (irunderwerb  1 0*55  u.  11*40,  Ilerstell.  d.  Bahnkörpers  durch 
Erdarb.  15*16  u.  16  00.  Wegenberg.  u.  Einfriedig.  2*45  u.  21 3,  Durchlasse,  Brucken 
10  11  u.  7*S7,  Tunnels  2*45  u.  IVOS.  Oberbau  2195  u.  2471.  Signale.  Bahnhöfe, 
lUln  stcllm.  Werkst.  14*45  u.  14*S2,  Betriebsmittel  u.  And.  22**5  u.  22  00"  „), 

§.  274.  D.  Betrieb,  Betriebskosten. 
1.  Betrieb.    Relativ  ist  auch  hier  Alles. 

Häufig  wird  den  Privatbahnen  vor  den  Staabbahn-n  nachgerühmt*  gr-.sscre 
Kucksicht  auf  Bedürfnisse  und  Wünsche  des  Publicum-,  coulant-rer  1!>  trieb,  mehr 
nach  kaufmännischer  statt  nach  bureaukratis< her  Art,  besonders  im  (iut«-rverkehr, 
grossere  Höflichkeit,  Gefälligkeit  des  Personals  u  s.  w.  Mitunter  hört  man  aber  auch 
den  Staabbahnen  in  Betreff  solcher  Puncte  den  Vorzug  geben.  Es  ist  klar.  d:iss  sich 
Leine  all?etneinen  Urtln  ile  dieser  Art  fidlen  lassen  und  dass  -mcIi  weder  aus  dem 
Wesen  der  Sache,  noch  aus  der  Erfahrung  ein  solcher  Vorzug  der  Staats-  oder 
Privatbahnen  ergiebt.  Bezeichnend  genug  wechseln  selbst  in  kurzer  Zeit  die  Meinungen 
im  Pablicum  iu  solchen  Dingen.  Die  Verhältnisse  der  Zeit  und  des  Landes  sind 
eben  entscheidend.   Aber  für  die  principiellc  Trage  folgt  aus  sol<  heu  Urtheilen  nichts. 

Eher  lässt  sich  schon  in  Ordnung  und  Pünetliehkeit,  Sicherheit  und  Schnelligkeit 
des  ltetricl»s.  Unparteilichkeit  und  Unbestechlichkeit  des  Dienstpersonals  im  Staats- 
und  Privatbahnsystem  eine  characteristischc  Verschiedenheit  nachweisen,  obwohl  auch 
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liier  die  Verhaltnisse  in  verschiedenen  Ländern  sich  oft  wesentlich  unterscheiden. 
Die  allgemein  strengere  Ordnung  im  Staatsdienst  giebt  aber  wohl  von  vornherein  eine 
gewisse  Burgschaft  auch  für  die  Staatsbahnen.  Wenigstens  bei  uns  wird  dies«-  Er- 
wartung nicht  durch  die  Erfahrung  Lügen  gestraft.  Dcsshalb  brauchen  gewiss 
Klagen  über  einzeln«-  Staatsbahuen  nicht  immer  unbegründet  zu  sein.  Aber  dass  z.  B. 
das  Urtheil  über  die  verschiedenen  preuss.  Staatbahnen  ungleich  i>t,  zeigt,  dass  hier 
keim-  n  o  t  h  wen  d  ige  Inferiorität  des  Staatsbetriebs  gegen  den  Uescllschaftshetrieb 
vorliegt.  Am  Bbein  wurde  vielfach  Klage  geführt  über  die  Staatsverwalt.  der  Berg.- 
Mark.  Bahn  verglichen  mit  der  Privatverwalt.  der  Cöln- Miudeuer  u.  namentlich  der 
trcll  lich  administrirten  Bheinischcu  Bahn.  Aber  der  preuss.  leidige  ..Assessorismu*-*, 
die  einseitig  privat  rechtliche  Ausbildung  der  Staatsbeamten,  lässt  >i<h  doch  auch 
abstellen.  S.  auch  Sax  II,  150  mit  einer  den  Privatbahnen  etwas  günstigeren  Auf- 
fassung. Seine  Beweisführung  hat  mich  nicht  überzeugt.  Die  statist  Daten  S.  15!)  Ii. 
beweisen  nichts  Sicheres  in  d.  Frairc,  weil  zu  mancherlei  u.  andere  Factoren  ein- 
wirken. Der  Auslegung  dieser  Daten  u.  dem  Scbluss  auf  S.  Hi4,  dass  ..die  Be- 
hauptungen über  die  minder  befriedigenden  Leistungen  der  Privat-  gegenüber  den 
Staatsbahuen  in  Preussen  durch  die  Thatsachen  desavouirt  würden",  kann  ich  nicht 
ganz  beistimmen.  Wenn  wirklich  die  Kosten  bes.  bei  der  4.  Wageoclassc  im  Pcrs.- 
verkebr  bei  d.  preuss.  Hahnen,  zumal  den  Staatsbahuen  grösser  als  die  Einnahme  seiu 
sollten  (20  gegen  15—10  Pfenn.  p.  Meile  u.  Pers.V},  so  lüge  darin  Jiur  wieder  ein 
Bespiel,  ähnlich  wie  im  öH'entl.  \  ersieh. wesen ,  dass  man  bei  oll".  Anstalten  sozial- 
politisch »mistige  Uehertrnivungcu  zwischen  den  verschiedenen  Kosten  (bez.  (iefahr-i 
(lassen  /um  Vortheil  der  unteren  Bevölkerung  machen  kann,  l'eber  die  mancherlei 
Beformen  in  Preussen  seit  d.  Verstaatlichung  s.  u. 

2.  Hinsichtlich  der  Betriebskosten  hört  man  mitunter  die- 
selben Lobspriiche  wie  hinsichtlich  der  Baukosten  den  Privatbahnen 
crthcilen,  aber  ebenso  unrichtig.  Es  sind  hier  einzelne  Mahnen 
und  ganze  Babnnetze  zu  unterscheiden. 

a)  Ein  innerer  Grund,  dass  eine  einzelne  Staatsbahn  als 
solche  theurer,  absolut  und  namentlich  relativ,  nemlicb  zu  einem 
höheren  Procent  der  Betriebskosten  von  der  Bruttoein- 
nahme verwalte,  besteht  nicht. 

Nach  der  Natur  der  Sache  inuss  in  dem  ganzen  Mechanismus  der  Verwaltuu«:. 
der  Betriebsleitung  und  Betriehsluhrun^-  /wischen  beiden  Arteu  Bahnen  eine  grosse 
(ileiehartigkeit  bestehen,  wa^  auch  thatsächlich  der  Fall  ist.  Der  Staat  mag  hier  un«l 
da  etwas  schwerfälliger,  bureaukratischcr  verwalten,  ein  paar  Beamte  mehr  haben. 
Nothwendig  und  regelmässig  ist  auch  dies  nicht.  Auch  dies  ist  nicht  wohl  au*  dem 
Vergleich  der  statist.  Durchschnittszahlen,  sondern  nur  durch  unmittelbare  Beobachtung 
festzustellen.  Der  Bedarf  an  Beamten  und  niederen  Arbeitskräften  hängt  naturlich 
besonders  von  der  (ir«"»ssc  des  Verkehrs.  Anzahl  der  Stationen,  deren  Bedeutung  u.  s.  w. 
ab,  seihst  in  Betreil  der  allgemeinen  t'entralverwaltuivi.  In  Preussen  kamen  1VI'« 
bei  den  Staats)».  Beamte  und  HülfVarbciter  bei  d.  allgem.  Vcrwalt.  auf  100.000  Thlr. 
Bruttocinn.  3'5,  bei  den  unter  Staalsverw.  steh.  Privatbahnen  bei  d.  and.  Privat- 
bahnen auch  3  7,  oder  p.  Meile  2  5,  30,  2  0,  aber  in  jeder  Gruppe  crhcbl.  Verschieden- 
heiten bei  den  einzelnen  Bahnen.  Die  Directioneu  kosteten  bei  d.  Staatsb.  p.  M.  104. 
bei  d.  selbst.  Privatb.  .522  Thlr.  Interess.  statist.  Material  für  sonst.  Vergleiche  ». 
Preus>.  Eisonbahnstafistik  fnr  IHiM.  S.  ] TS ;  deutsche  dsgl  S.  12$.  Der  etwaige 
kleine  Nachtheil  der  Staatsbahuen  gleicht  sich  oft  schon  dadurch  aus.  dass  die  Gehalte 
der  höheren  Beamten  im  Staatsdienst  etwas  niedriirer  sind  und  es  bis  zu  einem  gewissen 
(irade  sein  können.  Die  mancherlei  kleinen  Verschiedenheiten  in  d.  Stellung  der  ein- 
zelnen Beamten  erschweren  genaue  Vergleiche  von  Bahn  zu  Bahn.  Aus  den  Durch- 
schnittszahlen ist  wieder  zu  weiiisr  Sichere?,  zu  entnehmen.  Bei  d.  obersten  I.eituug 
lincl.  Verwaltungsrath  i  werden  die  Einnahmen  der  Beamten  durch  Tantiemen  öfters 
wesentlich  erhobt,  z.  B.  bei  manchen  österr.  Privatbahnen,  auch  bei  Bcrl.-Anb.  u.  a  m. 
Die  höhereu  Stellen  in  d.  Directioneu  d.  preuss.  Staatsb.  waren  um  P»70  meist 
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mit  1 200— 2000  Thlr.  dotiit,  ebenso  bei  d.  preuss.  Privatb.  unter  Staatsvcrw. ;  l>ei  den 
sächs.  Staats!»,  waren  die  Sät/c  1200  —  2500,  der  würteinb.  0S6  (Bur.>  —  2286, 
der  baier.  015—1714  (ohne  (ioncraldirectori,  der  bad.  080  (Bur.)  —  1371  —2285 
Thlr.  Dagegen  /.  B.  Bcrl.-Hamb.  2500—0000,  B.-Gr.rlitz  1S00— 4000,  Berl.-Magdeb. 
NI0— 4200,  B  -Stettin  500—5000,  Magdeb  -Lcipz.  1000—4500,  Baier.  Ostb.  3420, 
Pfalz.  2S57  bis  4572  Thlr.,  indessen  Thüring. ,  Leipz.-Drcsd.  doch  wieder  in  den 
Maassen  der  Staatsbahnen.  In  den  70  er  Jahren  sind  meist  Erhöhungen  der  Gehalte 
eingetreten.  So  bezo-en  die  Mitglieder  der  obersten  Yerwalt.  um  1S74  bei  d.  prenss. 
Staatsbahnen  900—3800  Thlr.,  gewöhnlich  1400—3100  Thlr.,  hei  d.  sächs.  Staatsl». 
1000—3500,  wrirt.  1007  —  3000  Thlr.,  bei  Bcrl.-Hamb.  jetzt  2500—7500.  H.-Gürlitz 
2100—5000,  B.-Magd.  S00  — G000,  B.-Anbalt  2750  —  8000.  B.-Stcttin  1000  —  5500, 
Magdeb.-llalberst.  2000  — S000,  Lei  Magd.-Leipz.  bis  8500  Thlr.:  nach  deutschen 
Staatslieaintcnverhältnisscn  also  z.  Th.  ülieitriel»ene  Steigerungen  bei  den  Privatbahn«  n. 

Eine  Verscbiedenheit  der  Betriebskosten  wird  sich  daher  aus 
anderen  Ursachen  erklären  milssen.  Einen  Vorzog  bat  aber  sogar 
die  Staatsbahn  Öfters  vor  der  Privatbahn  voraus.-  Ein  Theil  der 
Betriebskosten,  nemlich  diejenigen  der  all  gern  einen  und  Central - 
Verwaltung,  stellt  sich  bei  grösserer  Länge  der  Linien  und  absolut 
höherer  Gesammteinnahme  relativ  günstiger.  Daraus  folgen  natür- 
liche Vorzüge  der  grossen  vor  den  kleinen  Bahnen  und  demgemäss 
öfters  auch  schon  der  einzelnen,  eine  längere  Strecke  verwaltenden 
Staatsbahn  vor  der  Privatbahn,  wenn  auch  der  Einflnss  dieses 
Moments  bei  der  allgemein  geringen  relativen  Höhe  der  Ausgaben 
für  die  allgemeine  Verwaltung  gegenüber  den  sonstigen  Betriebs- 
kosten nicht  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

Die  Kechnungcn  der  einzelnen  Bahnen  sind  bes.  int  Posten  der  „allgemeinen" 
Ausgaben  nicht  immer  genau  vergleich  dar,  weil  demselben  besondere  Zahlungen,  z.  B. 
für  Babnpacht  (Hannov.  B.)  zugerechnet  werden,  auch  die  Verbuchuug  auf  die  ein- 
zelnen Hauptrubrik-  n  verschieden  ist.  Bei  kleinen  selbständig  verwalteten,  vollends  bei 
wenig  frequenten  solchen  Privatbahnen  stellt  sieb  das  Procent  der  allgcin.  Ausg.  v.  d. 
Gcsammtausgabe  sehr  hoch,  z.B.  ISO!»  Tils.-Insterb.  20%  (preuss.  Stat.,  18  0  Deutsche 
Stat.j.  Ubcrh.  bei  mehreren  Privatb.  Preussens  Uber  10,  meist  6— 0%.  Dagegen  hei 
einzelnen  grossen  und  fre.(u.  Privatbahnen  auch  unter  5%,  z.B.  Cöln-Mind.  4  7, 
•  benso  B.-Stett.,  B.-Hamb.  nur  3  7,  hei  d.  älteren  preuss.  Staatsbahnen  5  —  ß%  (wo 
aber  Dispeetion  inbegriffen;  deutsche  Stat.  giebt  4  05— 4  31  an»,  nur  Ostb.  7'8  (5051, 
Had.  3-28,  Baier.  178,  Sächs.  4-09,  Würt.  2  40%.  Im  J.  1874  fiel  nach  d.  Vereinsstat. 
auf  d.  allg.  Verw.  bei  d.  deutschen  Staatsbahnen  4  80%  d.  Gcsammtausg.  (Baier.  nur 
l'S8),  bei  d.  Privatb.  in  eigen.  Vcrwalt.  5  48  (Tils.-Instcrb.  17-44,  auch  bei  anderen 
kleinen  Yerwalt.  10 — 20%")-  Nach  d.  neuen  deutschen  Eis.b.statist.  f.  lsSl)  (mit  einigen 
Abweichungen  der  Vi  rbuchung  gegen  früher)  sind  die  Ausgaben  f.  allg.  Verwalt.  hei 
d.  Staatsb.  8  20,  bei  d.  eigensverwalt.  Priv.b.  10  73.  davon  bloss  die  persOnl.  Ausg. 
5  70  u.  7- 12%  der  Gcsammt-Betrieb.->ausg.  oder  p.  Kil.  d.  Betriebslänge  1180  ti.  1271, 
p.  1000  Nutzkil.  188  u.  25*  M. 

Hiervon  abgesehen  hängt  die  Höhe  des  Procents  der  Be- 
triebskosten von  der  Roheinnahme  wieder  von  ganz  anderen 
Factoren  ab:  vor  Allem  die  Grösse,  Art,  Richtung  des  Verkehrs 
selbst,  das  davon  vornehmlich  bedingte  Verhältniss  des  todten  zum 
nützlichen  Gewicht,  die  Niveauvcrhältnissc  der  Bahn,  selbst  das 
Klima  der  Gegend,  endlich  die  Höhe  der  Arbeitslöhne,  der  Preise 
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des  Brennstoffs  u.  dgl.  m.  sind  hier  entscbeidend.  Aus  diesem 
Kostenprocent  lUsst  sich  also  für  die  Staats-  oder  Privatbahnfrage 
nichts  entnehmen. 

Auch  in  diesem  Puncte  sind  die  Berechnungen  nicht  immer  gleichartig,  <h<> 
aintl.  preuss.  u.  die  Statist,  des  D.  Eisen  bah  nvere.ins  zeigen  Abweichungen  in  den 
Proccnten  der  Betriebsausg.  von  d.  Betrieben  n.,  so  bei  d.  preuss.  Staatsb.  Ungünstiger 
stellt  sich  das  Procent  besonders  bei  weniger  frequ. ,  bei  neuen,  bei  kleinen  (wegen 
Höhe  der  all  gem.  Kosten  u.  geringerer  Ausnutzung  des  Materials),  bei  idteren  Bahnen, 
denen  neue,  noch  wenig  frequente  Strecken  hinzutreten.  Nach  der  preuss.  Eisen- 
bahnstat, für  1SÜ9  S.  73  war  da*  Prot  ent  bei  d.  Staatsb.  46  7  (Min.  Üstb.  37  \ 
Max.  Bebra -Hanau,  eben  eröffnet.  63*2  M/0)»  0»  d-  bes.  ungünst.  Jahre  1874  nach  d. 
Vereinsstatist.  S  95  bei  allen  deutsch.  Staatsb.  70*17,  Min.  oldenb.  4802,  wurtemb. 
57*08,  bad.  58-33.  baicr.  00-25,  sächs.  *»2  20,  niederschles.  märk  mit  (iebirgsb.  07  ti5. 
Ostb.  7032.  l'rankf -Bebra  95*20  bei  d.  unter  Staabverw.  steh.  Privatbabnen  42 «i 
(Min.  Oberschles.  Hauptbahn  35  4,  in  1874  44  58  nach  d.  Vereinsstat.) ,  Max.  Khein- 
Xahe  Bahn,  schwacher  Verkehr  u.  theurer  Transportdienst,  ßl"7°/J  (1874  100%), 
bei  den  selbstvcrwalt.  Privatb.  42  !»  •  I S74  5015),  (Min.  Rheinische  339,  ferner 
zwischen  37  und  39  bei  Berl.-Anh.,  B.-Magd.,  Cöln-Mind..  Magd.-I^eipz.,  Max.  die 
neuen,  schwach  frequ.  Linien  v.  Vorpommern  81  2,  Ilinterpomm.  79  4.  Tih».-In5terb. 
fil-3%).  (1874  Rhein.  40-11,  B.-Anh.  51  07.  B.-Magd.  5938,  vorpomm.  B.  72b 
nach  d.  V  ereinsstat)  Eine  Abnahme  des  Procents  dieser  Betriebsausgaben  im  I» 
aller  preu>x  Bahnen  hat  nach  u.  nach  stattgefunden;  lb59  40*0,  1801  4P9,  1805 
40  3,  lsos  451,  ISO«  14  0,  die  Steigerung  1  SOS  erklärt  sich  aus  der  Einrechn.  der 
Bahnen  der  neuen  Prov.  Dagegen  ist  «las  Procent  aller  Ausg.  von  der  Koheinnabme, 
nach  vorübergeh.  Abnahmt:,  in  25  Jahren  dasselbe  geblieben:  1844  52,  Min.  1*51 
400,  Max.  1858  59  1,  neues  Min.  1802  u.  1805  48  9.  1807  54  4,  1809  52  1%.  - 
Bei  d.  süchs.  Staatsbahnen  war  1809  d.  Procent  sämmtl.  Ausg.  v.  d.  Bruttoeinn. 
1271,  bad.  5105,  würt.  60*11  (viel  neue  Routen),  baier.  6308  (incl.  PachtxahL V). 
braunschw.  4813.  In  d.  70er  Jahren,  bes.  1S72  — 74,  ist  eine  enorme  Steigerung 
d.  Ausgaben  u.  der  Procente  ders.  v.  d.  Einn.  eingetreten.  Die  Quote  d.  Betriebs- 
ausgabe von  d.  Bruttoeinn.  war  bei  d.  preuss.  Bahnen  1871  44  8,  1872  50*4,  1ST3 
54  9,  1^74  57  7,  d.  Steiger,  v.  1S73  auf  1874  bes.  stark  bei  d.  Staatsb.  Später 
wieder  Verbesserungen.  Nach  d.  deutschen  Eisen  b.stat.  f.  1880  %  der  Betriclasauss;. 
v.  d.  Einnahme  bei  d.  Staatsb.  54*29,  eigens  verwalt.  Priv.b.  55  00,  v.  Staate  verwalt. 
Priv.b.  51*14,  i.D.  bei  allen  53-93%. 

b)  Bei  einem  Vergleich  ganzer  Bahnnetze  kommt  dagegen 
ein  Vorzog  des  Staatsbahnwesens  in  Betracht.  Die  einheitliche, 
selbst  centralistische  Staatsverwaltung  aller  Bahnen  eines  Landes 
ermöglicht  immerhin  eine  nicht  unwichtige  Ersparung  an  Central- 
vcrwaltungskosten,  an  Abrechnungsarbeit  u.  dgl.  m.  verglichen  mit 
der  Zersplitterung  der  Privatbahnen  in  zahlreiche  kleine  Verwal- 
tungen. 

Viele  unnütze  Kosten,  z.  B.  für  Verwaltungsräthe  in  ganzen  und  halben  Sinecore- 
posten.  lassen  sich  dabei  ersparcu.  Seit  1809  sind  die  früher  getrennten  sieh?. 
Staatsbahnen  unter  eine  Centralverwaltung  gestellt.  Für  Aehnliches  in  Preussen. 
wo  damals  8  Staatsbahnvcrw.  bestanden,  plädirte  Perrot.  Da  hier  einige  wicht.  Privat- 
babnen (Oberschi,  mit  d.  fusion.  Wilhelmsb. .  Berg-Mark. ,  Rhein-Nahe-B.1  vom  Staate 
verwaltet  wurden,  wodurch  wenigstens  2  zusammenhängende  Gruppen  bestanden,  eine 
westl.  (Saarbr.,  Rhein-Nahe.  Nass..  Main-W'.s.,  Hannov.,  Wcstf. ,  Berg.-Märk)  und 
eine  östl.  (Ost,  Niederschles.,  Oberschi.),  so  hHtten  sich  wohl  zwei  Verwaltungen 
bilden  lassen.  Indessen  ist  es  fraglich,  ob  hierbei  nicht  eine  zu  grosse  Centralis 
entstände.  Weber  u.  A.  nehmen  an,  dass  das  heut,  baicr.  Staatsbahnnetz.  incl.  Ost- 
bahnen.  1870  schon  über  3000,  1881  über  4200  KU.,  das  Maximum  der  Bahnlänp- 
unter  einer  ('entralverwalt.  darstellt.    Das  Wichtige  ist  wohl,  in  einem  einheitlichen 
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Staatsbahonetz  »Jas  centralist.  u.  dcccntralist.  Princip  zu  verbinden ,  wie  es  jetzt 
mit  den  9  preuss.  Staatsrisenb.directionen  geschehen  ist.  Den  ries.  Aufwand  f.  d. 
Abrcchnungspers.,  zur  Wagcncontrolc  u  .  s.  w.  bei  der  Zcrsplitt.  d.  Verkält, 
heben  Weizmann  u.  d.  Verf.  d.  „Tariferhöh,  od.  Rcichseiscnb.?-'  (S.  IS)  u.  v.  A.  m. 
hervor. 

3.  Die  Einheitlichkeit  des  Betriebs  bietet  auch 
grosse  ander  weite  Vorth  eile  für  Sehne  Uigkeit,Pttnc  t- 
lichkeit,  Einfachheit  des  Verkehrs.  Eine  ähnliche  Concen- 
tration  der  Bahnen  unter  einer  Privatverwaltung  ruft  dagegen 
wieder  die  grössten  Bedenken  wegen  des  factischen  Monopols 
hervor. 

Das  „Verbandswesen"  der  Privatbahneri,  wie  z.  I?.  das  deutsche,  kann  die  l'ebel 
der  Zersplitterung  der  Verwaltungen  nicht  genügend  beseitigen  ;  Verwirrung,  Unglcich- 
mässigkeit  der  Tarife,  nachtheiligc  Concnrrcnztuacherei.  Uebertreihungen  und  unrichtige 
Regelung  des  DiU'er.ntialtarifsystems  u.  s.  w.  Auch  die  Regicrungscontrolc  der  Privat- 
Imhnen  wird  solchen  Ucbelständcn  nur  wenig  abhelfen  können. 

Der  Hauptpunct  der  Klagt-  früher  in  Deutschland!  Ueber  1500  Tarife  in  Kraft  u. 
immer  weitere  Vermehr,  und  Verwirr.,  so  dass  im  Güterverkehr  Niemand  mehr  aus 
noch  ein  weiss:  die  consequente  Folge  des  Privat bahnsystems,  wenn  man  nicht  in 
„Fusionen"  das  Heil  sucht,  die  in  andrer  Bezieh,  wieder  bedenklich.  Praktischer 
Ökonom,  technischer  Hauptgrund  für  das  deutsche  Keichseisenbahnproject.  S.  bes.  di>- 
o.  S.  665  gm.  Broschüren,  nam.  „Tariferhöh,  od.  Reichsbahnen?'.  „Zehn  Jahre  preuss. 
dtücher  Kisenbahnpolit.*',  Weizmann  u.  s.  w.,  früher  Perrot's  Schriften. 

Man  hat  das  Heil  in  einem  Staats-Eiscnbahnamt  zur  Oberaufsicht  u.  s  w.  suchen 
wollen.  S.  Uber  die  wenig  ermuthigenden  en s;l ischen  Versuche  Cohn,  engl.  Eisen- 
bahnpolit.  I.  K.  4,  auch  II.  K.  1  u.  4  pass.  Im  Deutschen  R  eiche  drängte  d. 
Itandclsstaud  lange  auf  ein  Reichseisenbahnamt  hin.  Im  J.  1*>73  erfolgte  die  Er- 
richtung desselben  (s.  „Zehn  .Jahre"  u.  s.  w.  S.  37  II.,  Gesetz  v.  27.  Juni  1 S73 ).  Aber 
den  gehegten  Erwartungen  hat  die  neue  Behörde  in  keiner  Weise  entsprochen,  weil 
sie  zu  machtlos  ist,  ihren  Beschlüssen  Anerkennung  u.  Befolgung  zu  verschallen.  Das 
gilt  auch  houte  noch. 

Gerade  hier  sind  mit  der  Verstaatlichung  von  Priv.bahnen  in  Prcussen  bereits 
manche  Reformen  möglich  geworden.  S.  u.  Sax  wird  diesem  Punctc  nicht  ganz 
gerecht. 

§.  275.  —  E.  Tarifwesen.  Der  wichtigste  Punct  in  volks- 
wirtschaftlicher Hinsicht  ist  die  Höhe  der  Tarifsätze  (bei  der 
Vergleichung  richtiger  Weise  combinirt  mit  der  Zeitdauer  des 
Transports)  und  die  Einrichtung  des  Tarifwesens.  In  der 
Frage  des  Eisenbahn  Systems  handelt  es  sich  hier  um  die 
grössere  oder  geringere  Neigung  zu  solchen  Tarifermässi- 
gungen, Tarifreformen  und  Einrichtungen  des  gesamm- 
ten  Tarifwesens  überhaupt,  welche  nicht  schon  durch  das  eigene 
Interesse  der  Eisenbahn  angezeigt  sind.  Hier  kann  man  unmög- 
lich von  einem  natürlichen  Vorzug  der  Privatbahn,  wohl  aber 
muss  von  einem  solchen  der  Staatsbahn  gesprochen  werden.  Denn 
diese  ist  wenigstens  nicht  durch  ihr  ganzes  Wesen  genöthigt, 
den  rein  gewerblichen  Stand  punct  einzunehmen.  Dass  auch  sie 
dies  oft  tatsächlich  thut,  beweist  nicht  für  das  Gegentheil.  Viel- 
mehr zeigt  dies,  dass  eine  Befürchtung  in  Bezug  auf  Staatsbahneu, 
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dieselben  würden  nemlich  durch  das  Dräugen  des  Publicums 
nach  Tarifennässigungen  leicht  um  die  noth wendige  privatwirth- 
schaflliche  Rente  gebracht,  was  die  Finanzen  übermässig  gefährde, 
mindestens  sehr  übertrieben,  wenn  nicht  ganz  haltlos  ist. 

Käsonnement  von  Kaudot.  das  Bergius  2.  A.  S.  241  lieachtenswerth  nennt. 
Aueh  d:<?  (>.gner  d.  d.  Reb  -hshabnen  bähen  gelegentlich  so  g»-sprocbcn.  Indessen 
seilet  <c  Cohn,  Arcb.  f.  Eis  b.wes.  1>»3  S.  10,  erwähnt  des  Bedenkens.  Kl».  S.  91  ff. 
ul »er  d.  neuesten  engl.  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  des  Tarifwesens.  S.  sonst  Sax 
II.  175—1^4  mit  mehrfachen  Einwänden  gegen  mein«;  Beweisführung.  Er  operirt 
hier  stets  mit  seiner  regulirt*-n  Priv. Unternehmung,  worin  schon  die  Abweisung  der 
Mt  inuns  liegt,  dass  die  bloss.-  Conourr.  uz  genügend  zur  Abstellung  von  Oehcln  sei; 
ab.  r  er  hat  doch  auch  nicht  /.  igen  können,  dass  dies*'  „Kegulirung"  praktisch  aus- 
ruhend eingerichtet  werden  könne. 

Eine  Privatbahn  wird  freiwillig  immer  nur  solche  Tarif- 
reduetionen  vornehmen,  bei  welchen  sie  in  Folge  des  verhältniss- 
mässig  stärker  steigenden  Verkehrs  doch  eine  höhere  Rente  erzielt. 
Unter  diesen  Satz  herabzngehen ,  kann  sie  nur  durch  den 
»Staat,  wie  die  Einen  verlangen  und  die  Anhänger  der  „delegirten 
Verwaltung",  wie  Sax,  eben  als  selbstverständlich  beim  System 
der  „regulirten  Privatuntcruehniung"  voraussetzen,  oder  durch 
die  freie  Concurrenz,  wie  die  Anderen  erwarten,  gezwungen 
werden.  Beides,  auch  das  Eistere,  Hülfsmittel  von  sehr  zweifel- 
haftem Werthe. 

1.  Oft  und  mit  Recht  pflegt  den  Privatbahnen  ein  Max i mal  - 
tarif  für  den  Personen-  und  Güterverkehr  und  die  einzelnen 
llanptclasscn  beider  gesetzt  zu  sein.    Dadurch  wird  eine  Grenze 
für  eine  mögliche  monopolistische  Ausbeutung  nach  Oben  zu  ge 
zogeu,  mehr  aber  auch  nicht. 

Dies  bat  U.  Cohn  in  s.  Werke  Öfters  gezeigt,  vgl.  II,  N2  ff.  u.  ül»erh.  bes.  II, 
Kap.  3  daselbst.  Die  englischen  Maxinia  sind  ohnedem  meist  so  hoch,  dass  d.  Bahnen 
im  eigenen  Interesse  darunter  bleiben.  Die  Vorbehalte  mancher  Eisen hahngesetze  und 
Concessionsurkunden,  dass  bei  einer  gewissen,  sogar  recht  hoch  gcgriUenen  Muxi mal- 
te nte  .ine  Tarifrcduction  eintreten  solle,  halten  sich  dagegen  fast  immer  als  wcrthlos 
erwiesen.  Z.  B.  preuss.  Eisen hahnges.  v.  3.  Nov.  1838.  §.  33:  wenn  der  Reinertrag 
nach  Abzug  der  Aasgaben  u.  des  Beitrags  z.  Reservefonds  10°/«  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegten  Kap.  überschreitet,  müssen  die  Fahrpreise  in  dem  Maasse  herab- 
gesetzt werden,  dass  dies  nicht  geschieht.  Diese  Vorschrift  kann  zur  Ansdehuung 
d.-s  Unternehmens  nöthigen,  was  immerhin  eine  gute  Folge  ist,  aber  erreicht  ihren 
eigentl.  Zweck  schwerlich,  Durch  eine  richtige  VCrtheilung  des  Anlagekap.  auf  Actieu 
und  Prioritäten  lasst  sich  für  die  Actionäre  eine  viel  höhere  Dividende  als 
10%  erlangen,  wie  so  viele  preu>s.  Privatbahnen  zeigen,  ohne  dass  eine  Tarifreductiou 
nach  obiger  Bestimmung  nöüug  wird.  —  Auch  im  österr.  Eiscnbahnges.  v.  1854 
behält  sich  die  Staatsverwaltung  eine  billige  Herabsetzung  der  Tarife  vor,  wenn  die 
Beute  des  Anlagekapitals  15%  übersteigt.  Praktisch  sind  die  preuss.,  österr.  und 
ähnliche  gelegentlich  in  d.  engl.  Eiscnbahnacts  vorkommende  Bestimmungen  niemals 
geworden.  Vgl.  Cohn  II.  552.  Selbst  solche  Tariferinässigungon ,  welche  nur  zeit- 
weise die  Rente  schmälern,  scheuen  Privatbahnen.  Sie  experimentireu  Überhaupt 
nicht  gern  in  den  Einrichtungen ,  in  der  Tarifpolitik ,  sofern  nur  von  fern  eine  Ver- 
ringerung der  Krträgo  droht.  Schwierigkeiten  bei  d.  Einführung  einer  4.  Wagcnclasse 
für  d.  Personenverkehr  in  Preussen  bei  manchen  Privatbahnen,  z.B.  der  Berlin- 
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Anhalter,  die  erat  sehr  spät  dazu  überging;  ebenso  früher  bei  der  Einführung  von 
NachtzUgcn.  Der  Einwand,  dass  hier  oben  die  Selbstkosten  nicht  gedeckt  wurden, 
ist  nicht  durchschlagend.  ^S.  o.  S.  6*4.)  Dagegen  kann  eine  Staatsbahn  durch  die 
Gesetzgebung  einfach  zu  einer  anderen  Tarifpolitik  veranlasst  werden,  wenn  das 
Gemeinwohl  es  fordert  Experimente  und  Reformen  in  den  Tarifen  und  in  den 
•resammten  Fahreinrichtungen  sind  besonders  bei  Staatsbahnen  vorgekommen :  Ein» 
fuhrung  der  4.  Wagenclasse  bei  allen  alteren  preuss.  Staatsb.,  bald  nach  der  Annexion 
auch  in  Hannover.  Leider  haben  die  Staatsbahnen  der  D.  Mittelstaatcn  dies  nicht 
nachgeahmt.  Baden  hat  sogar  die  4.  Cl.  wieder  beseitigt.  Die  Einführung  der  4.  Cl. 
bei  den  Privatb.  erfolgte  in  Preusscn  meist  durch  Anregung  oder  Drängen  des  Staats. 
Freiwillig  ist  sie  bisher  in  and.  D.Landen  von  keiner  Privatb.  vorgenommen  (ausser 
bei  d.  ehem.  mecklenb.).  In  Oesterreich  sind  es  auch  fast  nur  die  neuen  Bahnen, 
die  4.  Cl.  haben,  nicht  die  grossen  alten  Gesellsch.  (Nord-,  Süd-,  Staats-,  Wcstb .). 
Belgische  Tarifreform  im  Personenverkehr  der  Staatsb.,  1805,  eine  prineip.  wicht., 
wenn  auch  verfehlte  Maassregel,  s.  darüber  unten.  —  Tarifreductionen  im  Massen - 
verkehr,  z.B.  zur  Zeit  von  Theuerungcn  für  wicht.  Nahrungsmittel  iu  Preussen 
zuerst  bei  d.  Staatsb.  (übrigens  e  ine  Maassrcgel  von  zweifelhaftem  Werth).  —  In  der 
mit  dem  Tarifwesen  zusammenhangenden  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs oder  der  Annahme  des  sosreu.  „natürlichen"  (Wagenraum-)  Tarifsystems  haben 
sich  Staatsbahnverwaltungen  entgegenkommender  gezeigt.  Nass.  Staatsb.,  Elsass  - 
Lothr.  Rcichsb.  Bcreitwilligk.  anderer  Staatsbahnen,  nicht  der  Privathahnen,  auf 
einen  bezügl.  in  Hamburg  auf  der  Vereinsversamml.  1S60  gefassten  Beschluss  ein- 
zugehen. Per  rot.  Eisen  bahn  ref.  S.  41.  Vgl.  auch  die  Yerhandl.  d  Coinmiss.  d. 
D.  Handelstags  für  Eisenbahnwes.,  D.  H.  Bl.  1871.  S.  210  (Nr.  20).  Sax  (H.  178) 
u.  A.  wenden  in  solchen  Fällen  wohl  ein,  jenes  Tarifsystem  habe  sich  zur  allgemeinen 
Anwendung  unbrauchbar  gezeigt  u.  im  Wesentl.  wieder  aufgegeben  werden  müssen. 
Es  sei  daher  ein  sehr  zweifelhafter  Vorzug  der  Staatsbahnen,  solchen  Tarifoxperimonten 
zugänglicher  zu  sein:  mitni<  hten,  denn  vielfach  ist  eben  nur  im  Wege  des  Experi- 
ments der  richtige  Weg  zu  finden.  Ueber  die  Frage  selbst  s.  u.  Thatsächlich  sind 
endlich  die  Tarife  der  Staatsbahnen  in  den  lindern  des  gemischten  Systems  allerdings 
nicht  immer  niedriger  als  die  der  Privatbahnen.  Berücksichtigt  man  aber  die  schwächere 
Rente  der  Staats-  gegenüber  den  guten  Privatbahnen,  so  erscheinen  die  gleichhohen 
oder  selbst  etwas  höheren  Tarife  vieler  der  letzteren  im  Grunde  wesentlich  hoher. 

Die  Frage  ist  nicht  so  einfach  zu  entscheiden ,  als  es  scheint.  Es  kann  z.  B. 
eine  Bahn  niedrigere  Pcrsonentarife  haben,  aber  sie  nöthigt  die  Leute  wegen  ihrer  nur 
1  oder  2  Classen  führenden  Schnellzüge,  wegen  der  geringen  Zahl  und  der  un)>equemeu 
Zeit,  des  langsamen  Fahrens  der  Personenzüge,  die  höhere  Classe  eines  theureren  Schnell- 
zuges zu  benutzen,  wie  nur  zu  sehr  auf  verschied,  deutschen  u.  vollends  fremden  Staats- 
und Privatbahnen  (bes.  z.B.  in  Baiern)  üblich,  auch  öfters  durch  die  Eingleisigkeit 
der  Bahn  geboten  ist.  (Cohn  theilt  aus  England  Chicanen  d.  Bahnen  in  Betr.  der 
Beförderung  der  sogen.  Parlamentszüge,  wenigstens  früher,  mit.)  Bei  den  Durch- 
schnittszahlen der  Rechenschaftsberichte  über  die  Erträge  einer  Person  und  eines 
Centners  Guter  p.  Meile,  die  gleichwohl  zum  Vergleich  noch  die  geeignetsten,  ergiebt 
sich  ferner  z.  B.  für  Bahnen  mit  ausgedehnten  Differentialtarifen ,  zu  denen  Massen- 
güter über  die  Bahn  gingen,  ein  niedrigerer  Satz  der  Frachten,  während  der  interne 
Verkehr  höher  belastet  ist.  Auch  beim  Personenverkehr  begann  schon  in  der  letzten 
Zeit  der  Privatverwaltung  das  Dilferentinltarifsyst  Platz  zu  greifen ,  z.  B.  für  die  ver- 
schied. Routen  Berlin-Frankfurt,  über  Thüringen  und  über  Kreiensen-Cassel,  für  Berlin- 
erin dsgl..  Magdeb.  u.  Lchrter-Hannov.  Route,  Berlin-Dresden  über  die  Anhalter  und 
die  directe  Route.  Dadurch  erscheinen  Öfter»  die  Tarife  kleiner  u.  mittlerer  Privat- 
bahnen, die  zufällig  innerhalb  einer  Bahngnippe  von  Comurrenzrouten  liegen,  zu 
günstig  gerade  im  Vergleich  mit  grossen  Staatsbahngruppen.  Eine  Verschiedenheit 
der  Tarifsätze  ist  endlich  auch  durch  ungleiche  Baukosten  und  ungleiche  Frequenz 
gereehtfertigt:  hohe  Sätze  billiger  Bahnen  mit  grossem  Verkehr  u.  hoher  Rente  sind 
dann  aber  besonders  übel.  Sie  zeigen  sich  öfters  bei  Privatbahueii.  Zum  Vergleich 
für  unsere  Frage  muss  man  möglichst  ähnliche  nachbarliche  Staats-  u.  Privatbahnen 
wählen,  wie  es  in  einer  Zusammenstellung  nach  der  D.  Eisen  bah  nstatist.  für  1*09  in 
d.  vor.  Aufl.  S  588  geschehen  ist,  von  der  hier  nur  das  Resultat  angeführt  wird. 
Beim  Personenverkehr  ist  zu  beachten,  dass  in  Norddeutschi,  allgemein  50  Pfd.  Gepäck 
frei  befördert  wird,  in  Süddeutschland,  theoretisch  richtiger,  nicht,  woneben  die  Gepäck- 
k.  Wagner,  FüuntwiM«mch»rt.   I.  3.  Aufl.  44 
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tarifo  sehr  hoch  sind.  Grosse  Unterschiede  in  den  Tarifsätzen  fanden  sich  nicht. 
Bei  gleichzeitiger  Vcrglcichung  der  Tarife,  Raakosten  und  Kenten  fällt  jedoch  das 
Unheil  fast  durchweg  7.u  Gunsten  der  Staatsbahnen  aus:  so  hei  den  preuss.  östl.  Staats- 
hahneu  verglichen  mit  den  schles.  11.  in  Berlin  mündenden  Privatbahnen;  bei  den 
Sachs.  Staatsb.  gegenüber  Magd.-Leipz.  u.  Loipl .-Dresd.;  ebenso  im  (ianzen  doch  auch 
m  d.  nordwestd.  u.  in  d.  sudwestd.  Gruppe,  wo  die  Kenten  der  Staatsbahnen  der  3 
südd.  Staaten  durch  starke  Ausdehnung  der  Netze  neuerdings  geschmälert  sind. 


2.  Die  Anhänger  des  Privatbahnsystems  verlassen  sich  dem 
allen  gegenüber  stets  auf  die  günstigen  Folgen  der  „freien 
Concurrenz",  welche  letztere  im  Staatsbahnsystem,  wo  der 
Staat  an  der  Erhaltung  einer  guten  Rente  interessirt  sei,  sich 
niemals  so  geltend  machen  könne.  Die  freie  Concurrenz  wirkt 
aber  thatsüchlich  gerade  im  Eisenbahnwesen,  wie  in  so  vielen 
anderen  Fällen,  nicht  immer  so,  wie  es  eine  einseitige  Theorie 
annimmt. 

S.  d.  Arbeiten  von  0.  Michaelis,  Dorn  und  and.  Mitgliedern  d.  I).  Frei- 
handelsschule, die  Vieles  von  der  Trennung  des  Fahr-  und  Frachtverkehrs  erwarten, 
ein  wenn  Überhaupt,  so  erst  noch  zu  losendes  Problem.  Scholz,  d.  preuss.  Eisen- 
bahnen 111  Rucks,  auf  d.  Tarifwe^.  llsTO.  ohne  JalireJtthD.  AjMtalWMiti  die  S  hrit'tea 
vou  Perrot  u.  bes.  G.  Cohn,  der  die  Zuversicht  auf  d.  „freie  Concurrenz"  0.  die 
Möglichkeit  der  Trennung  v.  Fahr-  u.  Frachtverkehr,  „Concurrenz  auf  der  Linie"  u.  s.  w. 
nach  d.  engl.  Erfahrungen  abweist.  Sax  stimmt  letzterer  Auffassung  völlig  bei 
(II,  113  IT.,  121  ff.). 

a)  Eisenbahnen  gemessen  einmal  oft  lange  für  ihre  ganze 
Linie  und  selbst  in  einem  sehr  entwickelten  Bahnnetz  beinahe 
stets  für  einen  grossen  Theil  ihrer  Linie  ein  f  actisch  es  Mono- 
pol, wodurch  sie  ganz  oder  theilweise  ausserhalb  der  Concurrenz 
anderer  Bahnen  stehen. 

Es  zeigt  sich  dies  gerade  in  dein  Differeutialtarifsystem ,  der  viel  ge- 
rühmten „Frucht  der  Concurrenz",  wo  dio  Tarife  zwar  für  -Trübere  Entfernungen 
im  Durchgangsverkehr  ermässigt  werden,  aber  für  kleinere  Entfernungen,  zumal  itu 
Binnenverkehr  der  Bahn,  hoch  bleiben.  (Michaelis  a.a.O..  bes.  Vierteljahrschr.  für 
Volkswirthscb.  1864,  B.  1,  Schäfflc,  Nationalük.,  2.  A.  §.268.  S.  Perrot,  Eiscn- 
bahnref. ,  S.  66,  u.  unten.)  Denn  hier  zwingt  dio  Concurrenz  nicht  zu  Er- 
mässigungen, die  sich  sonst  vielleicht  nicht  rentiren.  Das  DiNerentialtarif^ystem  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  als  blosse  Frucht  der  Concurrenz  unter  Bahnen,  welche  ver- 
schiedenen Eigentümern  gehören,  hat  aber  so  viel  Mißliches,  weil  es  sich  —  ab- 
gesehen von  Concurren/en  der  Wasserwege  —  durchaus  nur  nach  dem  zufälligen 
Umstände  entwickelt,  ob  mehrere  Bahnen  nicht  allzu  ungleicher  Länge  zwischen  zwei 
weiter  von  einander  entfernten  Orten  existireu  und  unter  verschiedenen  Verwaltungen 
stehen.  Bei  einem  allgemeinen  einheitlichen  Staatsbahnsystem  wurde  der  Differential- 
tarif auch  nicht  ganz  fehlen  müssen,  aber  er  wurde  sich  rationell  und  gleichmassig 
nach  einem  festen  Grundsätze  entwickeln.  Der  Tarifsatz  wurde  nemlich  auch  hier 
bei  |  t  Entfernung  relativ  kleiner  und  unter  Umständen  zwischen  zwei  von  ein- 

ander entfernteren  Punctcn  selbst  absolut  kleiner  als  zwischen  zwei  einander  näheren 
sein  können,  sobald  die  Selbstkosten  der  Trausportleistung  der  Bahn  sich  im  enteren 
Fall  niedriger  als  im  zweiten  stellten,  was  oftmals  vorkommen  kann.  Wenn  z.B.  auf 
einer  Linie,  die  von  A  Uber  B  nach  C  fuhrt,  der  Verkehr  von  A  nach  C  meistens 
volle  Wa-eii  giebt  und  zugleich  volle  Rückfracht,  wahrend  die  Wagen  nach  B  halb- 
leer gehen  müssen  und  keine  Rückfracht  finden,  so  wird  in  der  That  oft  der  Trans- 
port zwischen  A  und  Q  relativ  und  mitunter  selbst  absolut  billiger  als  zwischen  A 
im  1  H  gi  liefert  werden  können.    So  ungefähr  ist  das  Verhältnis»  zwischen  Binnen- 
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gegenden  mit  starker  Getreide-,  BeTgwcrksproducten-  und  Fabrikatenausfahr  nach  See- 
plätzen und  letzteren  mit  grosser  Rückfracht  an  Colonialwaare» ,  Baumwolle  11.  and. 
Rohstoffen  nach  jenen  Gegenden.  Dies  ist  das  richtige  IMHereutialtarifsyst.  in  und 
auch  gegen  das  heutigo  ist  nichts  einzuwenden,  soweit  es  auf  diesem  Principe 
beruht,  wo  es  dann  sehr  wohl  auch  im  Binnenverkehr  einer  etwas  grösseren  Bahn 
anwendbar  ist. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staats-  und  Privatbahnsystem 
wird  daher  darin  liegen,  dass  dort  leichter  ein  niedriger  allge- 
meiner Tarif  und  daneben  ein  noch  massigerer,  aber  rationeller 
und  ökonomisch  richtiger  Differentialtarif,  hier  dagegen  ein 
höherer  allgemeiner  und  daneben  nur  fUr  einige  Routen  nach  den 
zufälligsten  Concurrenzverhältnissen  ein  ermässigter  Differential- 
tarif bestehen  wird. 

b)  Auch  Letzteres  gilt  aber  nur  dann  und  so  lange,  als  es 
den  Concurrenten  nicht  passender  erscheint,  sich  Uber  glcich- 
mässige  höhere  Tarife  zu  verständigen,  was  oft  das 
Ende  des  Concurrenzkampfs  ist,  oder  bis  etwa  dieConcurrenz- 
linien  durch  Fusion  in  eine  Hand  kommen.  Hier  wird  dann 
vollends  ein  factisches  Monopol,  mindestens  für  geraume 
Zeit,  geschaffen,  ein  neues  Concurrenzunternehmen  noch  schwerer 
entstehen,  weil  es  mit  einer  noch  mächtigeren  Concurrentin  kämpfen 
masste,  und  die  Tarife  werden  möglichst  beim  Alten  bleiben. 

Die  vorhergehenden  Satze  sind  vornehmlieh  deduetiv  gewonnen,  d.h.  ans  dem 
inneren  Wesen  beider  Hahnarten  abgeleitet.  Sie  finden  aber  durch  die  im  Obigen 
schon  berührten  Erfahrungstatsachen  aus  Geschichte  und  Statistik  des  Eisenbahn- 
wesens ihre  volle  Bestätigung  und  werden  durch  di<*  vorgekommenen  Fälle  einer  zn 
einseitig  privatwirthschaftlich  oder  fiscalisch  geleiteten  Staatshahnrerwaltung  nicht 
widerlegt.  Denn  diese  Vcrwaltungsart  ist  nicht  noth wendig  gewerbsmässig,  wie 
sie  es  bei  einer  Privatbahn  ist,  und  immerhin  kommen  doch  wenigstens  ihre  finan- 
ziellen Ergebnisse  dem  Gemeinwesen  zu  Gute. 

Es  ist  das  Hauptverdienst  des  Cohn  sehen  Werks,  den  unumstößlichen  Er- 
fuhmngsbeweis  aus  den  Thatsachen  des  engl.  Eisenbahnwesens  für  die  gar  nicht  auf- 
zuhaltende Tendenz  der  Privatbahnen  zum  Abschluß  von  Compromissen,  Kartellen, 
Betriebsverträgiii ,  zu  mehr  oder  weniger  vollständigen  Fusionen  geliefert  zu  haben, 
s.  z.  B.  B.4,  Kap.  3  ul>cr  die  „Verschmelzungen".  Stein,  Handb.  d.  Verw.  I,  2.  A. 
S.  407,  lässt  die  Anhänger  d.  Privatbahnen  hier  durchaus  Gründe  vorbringen,  welche 
gegen  die  Erfahrung  sind.  Sa.v  giebt  ausdrücklich  oder  implicito  für  die  nicht 
genügend  „regulirte"  Privatbahn  unsere  Einwendungen  zu.  bestreitet  aber  deren 
Berechtigung  bei  seiner  „rcgulirten  Unternehmung'1,  wobei  ihm  jedoch  die  Erfahrung 
nicht  allgemein  als  Stütze  dienen  kann. 

§.  27f>.  —  F.  Politische,  socialpolitische  und 
ethische  Seite  der  Frage. 

S.  Sax  II,  1S5—191.   Auch  Roscher,  Syst  III,  §.  Mi. 

Hier  sind  namentlich  folgende  Puncte  erwägenswert!). 

1.  Ein  häufig  zu  hörender  und  nicht  ganz  unrichtiger  Ein- 
wand gegen  Staatseisenbahnen  lautet,  dass  durch  solche  Bahnen, 
welche  nicht  nur  im  Ei  gen  th  um,  sondern  in  der  Regel  — 
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durch  ein.-  Verwaltungsbehörde  oder,  wie  in  England,  durch  das  Parlament 
erthcilt  werden.  Die  Beamten  der  eutscheidenden  Instanzen,  im  zweiten  Falle  selbst 
die  Abgeordneten  in  den  Parlamenten  werden  dann  nur  zu  leicht  iu  die  Intcrcssm 
der  Speculation  hineingezogen  und  der  Best«  chung  und  Corruption  ist  Thor  und  Thür 
geöffnet.  Diese  Gefahr  ist  entschieden  grösser  als  beim  Staabciseubahnwcscn  und  der 
damit  verbundenen  Aufnahme  von  Staatsschulden.  Denn  namentlich  in  Zeiten  lebhafter 
Börsenspeculation  locken  grosse  Gcwinnstc  bei  der  Erlangung  einer  Concession.  Solche 
Gcwinnstc  werfen  genug  ab  für  „Bestcchungsprürnien"  und  die  um  eine  Coucssiou 
hieb  bewerbenden  Speculanten  sind  wahrlich  nicht  immer  die  Leute,  die  vor  solchen 
Mitteln  zurückscheuen.  Es  ist  ein  ollenes  Geheimubs,  dass  sich  au  das  Eisen  bahn» 
concessionswesen  hie  und  da  eine  schlimme  Corruption  aufknüpft  hat.  Auch  in 
England  scheint  es  nicht  au  Beispielen  zu  fohlen.  S.  Cohn  I,  214.  Die  preuss. 
Untersuchuiigscoinmission  hat  die  voll»;  Integrität  des  preuss.  Beamteuthums  klar  heraus- 
gestellt. Aber  es  ist  schon  der  Verdacht  übel.  S.  ubrigeus  auch  Strou^sberg's 
Wirken,  S.  150  II'.,  229  II.    Auch  Sax  II,  187. 

5.  Die  besonderen  Bedenken  gegen  die  Staatsbahnen,  weil 
diese  anf  dem  Gebiete  der  V  er  waltung  (Tarifwesen,  Einrichtung 
des  Verkehrs  u.  s.  w.)  zu  unabhängig  werden  könnten,  mögen 
nicht  immer  unbegründet  sein.  Aber  einmal  heisst  es  auch  hier: 
lieber  Abhängigkeit  von  Staatsbahn  Verwaltungen,  für  welche  doch 
wieder  der  Minister  verantwortlich  ist,  und  Uber  welche  so  immer 
durch  das  Parlament  eine  gewisse  Controle  geübt  werden  kann, 
als  Abhängigkeit  von  Privatvcrwaltungen ,  denen  auch  im  System 
der  „regulirten  Privatunternehmung"  schwer  beizukommen  ist; 
sodann  lässt  sich  eine  practisebe  Verwaltungscontrole 
durch  das  neuerdings  in  Deutschland  eingeführte  System  von 
„Landcseiscnbahnräthen",  mit  berathender,  bez.  entschei- 
dender Stimme  gerade  bei  Staats  bahnen  einrichten. 

Ii.  In  socialpolitischer  und  allgemein-volkswirthschaftlicher  Be- 
ziehung muss  man  endlich  wieder  den  grossen  Vortheil  anerkennen, 
den  die  glcicbmässigere  Kapitalvcrwcndung  beim  Bahn- 
bau, die  bewusste  Einengung  des  Gebiets  privatwirth- 
schaftlicher,  hier  besonders  leicht  extravaganter 
Speculation  und  die  Hinübernahme  eines  Grund-  und 
Kapitalcigenthuniobjects,  das  so  leicht  zur  Ausbeutung 
Anderer  gebraucht  und  doch  so  schwer  oder  gar  nicht  einer 
Staatscontrole  unterzogen  werden  kann,  aus  dem  Privat-  in  das 
öffentliche  Eigenthum  mit  sich  bringt. 

Auch  hi.  r  sind  Sax's  Gegenbemerkungen  II,  D)Ü  nicht  ausreichend. 

So  spricht  auch  diese  Seite  der  Frage  mindestens  nicht  gegen 
Staatsbahnen,  eher  entschieden  für  sie. 

Aus  keinem  der  im  Vorhergehenden  vorgeführten  einzelnen 
Beweisgründe  für  und  wider  Staats-  und  Privatbahnen  lässt  sich 
ein  unbedingtes  Princip  für  das  eine  oder  andere  System,  wie 
früher  schon  zugegeben  wurde,  ableiten.    Aber  irgend  durch- 
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Im  österr.  Kriege  v.  1866  ist  von  Preussen  keinerlei  Bahnmaterial  zurück- 
behalten, das  sächs.,  worunter  Staatsoigenthum,  wohl  aus  besond.  Rucksichten  zurück- 
gegeben. Auch  die  französ.  Ost  bahn  erhielt  nach  den  Kriedensbustimmungen  von 
Versailles  u.  Frankfurt  1871  alles  Material  zurück.  Die  elsäss.-lothring.  Linien  dieser 
Bahu  sind  ausdrücklich  ohne  Betriebsmaterial  an  Deutschland  abgetreten  worden.  Hier 
würden  völkerrechtliche  Abmachungen  wünschenswert  und  doch  wohl  kaum  unmöglich 
sein.  Eine  Entschädigung  für  die  Benutzung  der  Staatsbahneu  durch  den  siegreichen 
Feind  lasst  sich  freilich  wohl  nicht  erlangen.  Aber  auch  diejenige  für  die  Benutzung 
der  Privatbahnen  wird  doch  oft  nur  darch  den  besiegten  heimischen  Staat  gewährt 
werden. 

3.  Bei  der  UDgeheueren  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
im  Kriege  selbst  bietet  das  Staatsbabnsystera  auch  den  Vortheil, 
dass  die  Benutzung  der  Bahnen  fttr  militärische  Zwecke  sich  doch 
noch  rascher  und  einfacher  wird  einrichten  lassen,  als  wenn  erst 
an  viele  einzelne  Privatverwaltungen  Ordres  ergehen  und  mitunter 
doch  auch  erst  mit  ihnen  Vereinbarungen  getroffen  werden 
müssen. 

Je  nach  der  geographischen  Lage  eines  Landes  und  den  politischen  Gefahren, 
die  sie  mit  sich  bringt,  kann  dies  ein  wichtiger  Grund  mehr  für  Staatsbahnen  werden, 
wie  wohl  in  Deutschland.  Dies  ist  ein  Hauptgrund  vieler  Anbanger  des  Reichseisen  - 
babnprojects,  —  ein  durchschlagender  übrigens  auch  für  mich  nicht.  Die  gute  Erfah- 
rung in  1S70  —  71  ist  freilich  nicht  beweisend  genug  für  das  Ausreichen  mit  dem 
bestehenden  Zustande.  Der  Hinweis  der  Gegner  des  gen.  Projects  auf  Art.  47  der 
Reicbsverf.  ebensowenig.   S.  übrigens  Sax  II,  1S9. 

4.  Man  hat  auch  behauptet,  das  Staatsbahnsystem  ge- 
fährde die  politische  Unabhängigkeit  der  Bevölke- 
rung gegenüber  der  Regierung,  weil  eine  Gegend  oder  ein  Ort, 
um  eine  Eisenbahn  zu  erlangen,  politisch  gefügig  sein  müssten 
und  wlirden.  Auch  die  Integrität  der  Staatsbeamten  und  vollends 
der  Volksvertreter  werde  leicht  Versuchungen  Seitens  Derjenigen 
unterliegen,  die  eine  Bahn  wünschten.  Auch  diese  Gefahren  sind 
nicht  ganz  zu  leugnen  und  einzelne  vorgekommene  Fälle  können 
als  Belege  dienen.  Eine  Abhülfe  liegt  in  möglichster  Oeffentlich- 
keit,  in  strenger  parlamentarischer  Controle,  in  genügender  Höhe 
der  Gehalte  u.  s.  w.  Jedenfalls  sind  aber  die  ähnlichen  Ge- 
fahren im  Privatbahnsystem  ungleich  grösser  und  bereits 
öfters  schlimm  hervorgetreten. 

Auch  bei  einer  sohr  liberalen  Gestaltung  des  Eisen )>ahnrechts  ist  das  Con- 
cessionssysteiu  nicht  zu  beseitigen.  Die  Aufstellung  blosser  Normativbedingungen, 
bei  deren  Erfüllung  das  Recht,  eine  bestimmte  Linie  zu  bauen,  einem  Privaten  oder 
einer  Gesellschaft  ohne  Weiteres  gewahrt  werden  müsste,  ist  unthunlich  und  nirgends 
in  der  Praxis  üblich.  Die  Notwendigkeit  der  Expropriationsbcfugniss,  die  manch- 
fachen  Interessen  hinsirhtlich  der  Kicbtung,  Bauart,  Tarife  u.  s.  w.  machen  eine 
speeielle  Genehmigung  jeder  einzelnen  Hahnunternehmu ng  uud  IVahn- 
route  unumgänglich.  Auch  in  England  hat  man  davon  nicht  absehen  können. 
(Vgl.  das  ganze  Werk  v.  Cohn,  bes.  B.  I.  Die  engl.  Eisenbabugr-setzgebung  entwickelte 
sich  historisch  aus  d.  WeRegesetzircbiing.)  Unliebsame  Folgen  hiervon  sind  nicht  zu 
verkennen,  mag  die  Concession  durch  Regierungsverordnung  oder  durch  Gesetz. 


uigm 


x)  by  Google 


696       ».  B.  Ord.  Einn.  2.  K.  Privaterwerb.  5.  H.  A.  Eisenbahnen.  §.  277. 

Staaten.  Beachtenswert!]  ist  aber  immerhin  für  unsere  Frage 
auch  diese  rein  tbatsächlicbe  Entwicklung  schon  vor  der  jüngsten 
Zeit,  in  welcher  man  begonnen  hat,  principiell  auf  Staatsbahnen 
hinzulenken,  in  folgenden  Beziehungen. 

1.  Wo  wie  z.  B.  früher  in  Oesterreich  n.  a.  L.  einmal 
das  StaatsbahD system  allein  oder  neben  Privatbahnen  Platz  ge 
griffen  hatte,  da  waren  es  meistens  wiederum  nur  fremdartige 
Gründe,  namentlich  die  aus  ganz  anderen  Ursachen  als 
etwa  aus  der  Eisenbahnpolitik  entstandene  Finanz- 
notb  des  Staats,  welche  zur  Veräusserung  der  bereits 
vorhandenen  Staatsbahnen  und  zum  Uebergang  zu  dem 
Privatbahnsystem  führten.  Auch  mit  diesen  Thatsachen  lässt  sich 
also  nicht  erfolgreich  gegen  das  Princip  der  Staatsbahnen  argu- 
mentiren.  In  dem  regelmässigen  Vorbehalt  des  Heimfalls  oder 
Rückfalls  der  Bahnen  in  einigen  Ländern  (Oesterreich,  Frankreich) 
an  den  Staat,  in  dem  ähnlichen  Vorbehalt  eines  Wiedcreinlösungs- 
rechts  bei  verkauften  Bahnen  (Oesterreich),  findet  sich  das 
Princip  des  Staatsbahnwesens  meist  von  Anfang  an  auch  ge- 
wahrt: nur  vorübergehende,  namentlich  finanzielle  Rücksichten 
zwingen,  dasselbe  eine  Zeitlang  bei  Seite  zu  setzen. 

Die  sogen.  Voran ss eru  ng  von  Slaatsbahucn  lässt  sich  nach  der  Fassung-  der 
Verträge  auch  regelmässig  wehr  als  eine  langjah rige  Verpachtung;,  denn  als  wirk- 
liche» Verkauf  betrachten.  Dieser  Uesirhtspuuct  würde  noch  schärfer  hervor- 
treten, wenn  nicht  gerade  mehrfach  nur  die  Finanz noth  Bestimmungen  in  Hie 
Vertrage  gebracht  hätte,  die  mehr  in  einen  Kauf-  als  in  einen  Paehtcuntract  gehören. 
z.B.  in  Oesterreich. 

Der  principiclle  Grund,  welcher  auch  in  Staaten  mit 
wohlgeordnetem  Haushalt  in  neuerer  Zeit  so  oft  zur  Veräusserung 
von  Feldgütern,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  u.  s.  w.  ge- 
führt hat:  dass  der  Uebergang  dieses  werbenden  Vermögens  aus 
dem  Staats-  in  das  Privateigenthum  und  aus  der  Staatsverwaltung 
in  die  Privatverwaltung  wünschenswerth  oder  selbst  nothwendig 
im  volks  und  staatswirthschaftlichen  Interesse  sei,  —  dieser 
(•rund  hat  notorisch  bei  den  vorgekommenen  Veräusserungen  von 
Staatsbahncn  nicht  mitgewirkt. 

Kr  wunle  höchstens  von  einseitig  doctriniiivn  Theoretikern  und  etwa  von  inter- 
oiirtt'ii  KapitaliMi'it  und  ihrer  Presse  aufgestellt:  von  den  Theoretikern  auch  nicht 
aus  äpecicllen  sachlichen  Gründen,  sondern  sell»t  in  richtiger  Couse<|ucnz  eines  oben 
durchaus  ni»  lit  nhsolut  wahren  Dogma  s  von  der  Notwendigkeit  möglichster  Ein- 
schränkung der  Staatsthätigküiteti  im  Gebiete  der  Volkswirtschaft.  Dies  z.  B.  der 
Standpimcl  von  ßergius.  In  der  2.  Hälfte  der  50er  Jahre,  als  die  Smith'schen 
AtiM:hnuuniren  in  dem  preuss.  Abgeordnotenhauso  die  Herrschaft  gewonnen, 
eine  tiefahr  einer  solchen  Eisenhahnpolitik  da.   Man  verdankt  diesen  Ein- 
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Aussen  (iwben  tlem  MitwirV.cn  finanzieller  Momente)  die  unrichtige  Aufhebung  tles 
§.  6  d.  Ges.  v.  30.  Mai  1 853  über  die  Verwendung  der  Eisenbahnabj^ahe  (§.  3S — 40 
d.  Eisenbahnges.  v.  3.  Novemb.  1 S3S)  zum  Ankauf  von  Eisi-ubahnactieu  behufs  derr n 
Amortisation  durch  das  Gesetz  v.  21.  Mai  1S59,  —  sr«  iren  d«m  Wunsch  u.  die  »m«ss«t« 
Einsicht  der  Kegi.  run^.    S.  „Zehn  Jahn"  S.  11. 

2.  Wo  sich,  wie  in  Deutschland,  zufälliger  Weise  ein 
gemischtes  System  von  Staats-  und  Privatbahnen  entwickelt 
hat,  da  neigte  auch  die  thatsächliche  Entwicklung  gerade  aus 
principiellen  und  aus  der  erfahrungsmässigen  Zweck- 
mässigkeit geschöpften  Gründen  schon  seit  lange  immer  mebr 
dazu  hin:  a)  entweder  die  Privatbabnen  Seitens  des 
Staats  zu  erwerben,  b)  oder  sie  wenigstens  tbeilweise 
unter  Staatsverwaltung  zu  stellen,  welche  sich  in  solchen 
Fällen  wiederholt  gut  bewährt  hat,  —  sogar  im  Interesse  der 
EigentbUmer  der  Privatbahn,  c)  oder  die  Privatbahnen  zu 
grossen  Bahnunternehmungen  zu  vereinigen,  sei  es 
durch  Vereinigung  des  Eigenthums  mehrerer  Bahnen  in 
einer  Gesellschaft  (Fusion)  (Frankreich,  England,  auch  Deutsch- 
land) oder  durch  BetriebsUberlassungsverträge  u.  dgl.  m.,  sei  es 
durch  Uebernahme  der  Verwaltung  kleinerer  Bahnen 
Seitens  einer  Hauptgesellschaft,  sei  es  endlich  wenigstens  durch 
Einrichtung  von  grossen  Eisenbahnverbänden  zwischen  den 
getrennten  Verwaltungen,  wie  besonders  in  Deutschland,  (mit 
manchen  gUnstigen,  aber  durchaus  nicht  ausreichenden  Erfolgen): 
d.  h.  man  suchte  Eigenthum,  Verwaltung,  Betrieb  mehr  zn  cen- 
tralisiren,  wie  es  die  ökonomisch  •  technisch  -  administrative 
Natur  des  Eisenbahnwesens  fordert,  im  Staatsbahnsystem 
aber  von  vorneherein  erreicht  ist,  und  ohne  die  bei  dem  anderen 
System  dann  nicht  zu  vermeidenden  Nachtheile. 

d)  Endlich  aber  neigt  die  thatsächliche  Entwicklung  der 
Dinge  in  Ländern  des  gemischten  oder  des  vorwaltenden  oder 
ausschliesslichen  Privatbahnsystems,  immer  mehr  dazu.  —  da  die 
Durchführung  der  Puncte  a,  b  und  c  so  schwierig  ist  und  im 
letzteren  Falle  selbst  durch  die  thatsächlichen  Monopole  grosser 
fusionirter  Privatbahngesellschaftcn  neue  Ucbelstände  entstehen,  - 
die  Abhülfe  in  einer  weitgehenden  Staatscon trole 
der  Privatbabnen  zu  suchen.  (Einrichtung  von  Staate- 
Eisenbahnämtern.)  Diese  Controle  ist  aber  nicht  so  erfolgreich 
und  doch  wieder  in  mancher  anderen  Hinsicht  bedenklicher  und 
schwieriger,  als  das  reine  Staatsbahnsystem. 

Sie  fuhrt,  wenn  si<-  wirklich  wirksam  wenkn  soll,  zu  •iii«r  rechtlichen  Ent- 
wert hung  des  Privatoiscnbahncigcnthuins,  welche  im  schliuitnen  Sinne  commu- 
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nis tisch  ist.  Dagegen  erscheint  «lie  Uebernahine  der  Eisenbahnen  auf  den  Staat 
gegen  genügende  Entschädigung,  selbst  wenn  sie  in  der  Uechtsfonn  der  Zwangs- 
enteignung  erfolgte,  als  gerechter  und  socialpolitisch  unbedenklicher.  Ist  nach  der 
Sax'scheii  Formulirang  der  Theorie  des  Privatbahnwesons,  als  einer  blossen  Abart 
des  öffentlichen  Eisenbahnwesens  in  Form  der  regulirten  Privatunternehmung,  von  vorn- 
herein eine  entsprechende  Ingerenz  des  Staats  vorbehalten,  so  cutfallt  zwar  dieses 
letztgenannte  bedenken.  Aber  die  praktischen  Schwierigkeiten  der  Lösung  des  Problems 
bleiben  dennoch  bestehen  und  sind  noch  nirgends  uberwunden  worden. 

3.  Wo  sich,  wie  in  Grossbritannien  und  Nordamerika, 
das  Privatbahnwesen  am  Reinsten  und  Ausschliesslichsten  ent- 
wickelt hat,  haben  sich  allmälig  so  grosse  Schäden  gezeigt  und 
die  Gesetzgebung  und  Staatscontrole  zu  deren  Abhülfe  so  unzu- 
reichend erwiesen,  dass  selbst  hier  der  Gedanke  an  die  Ueb er- 
nannte des  gesammten  Eisenbahnwesens  auf  den 
Staat  nicht  nur  auftaucht,  sondern  schon  mehr  und  mehr  Ver- 
breitung gewinnt  und  Versuche  zu  seiner  Verwirklichung  be- 
ginnen. 

Eine  unbefangene  Würdigung  dieser  Thatsachen  fuhrt  daher 
eher  zu  einer  Bestätigung,  als  zu  einer  Verwerfung  des  Staats- 
bahnsysteras.  Soviel  Werth  darf  man  auf  diese  thatsächliche  Ge- 
staltung  der  Dinge  legen,  auch  wenn  zuzugeben  ist,  dass  die  im 
Ganzen  principlose  geschichtliche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens nicht  für  sich  allein  eine  principielle  Entscheidung  der 
Frage  gestattet. 

IV.  —  §.  278.  Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik. 
Für  unsere  Staaten,  insbesondere  für  West-  und  Mitteleuropa  und 
im  Wesentlichen  Uberhaupt  für  die  europäisch-americanische  Welt, 
sind  demnach  gegenwärtig  wohl  folgende  eisenbahnpolitische 
Grundsätze  aufzustellen. 

Für  Deutschland  vereinfacht  sich  die  Sache  seit  der  Annahme  des  Staatsbahn- 
systeuis;  für  andere  Länder,  z.B.  Oesterreich,  erseheinen  diese  Grundsatze  noch 
unmittelbar  anwendbar. 

1.  Die  vorhandenen  Staatsbahnen  sind  im  Eigenthum 
(und  in  der  Verwaltung)  des  Staats  zu  behalten. 

Nur  besondere  Verhaltnisse  einzelner  Linien  können  eine  Ausnahme  vou  dieser 
Kegel,  aber  auch  dann  lieber  eine  Vorpachtung  auf  nicht  zu  lange  Zeit,  keine  Ver- 
iiusserung  bedingen,  z.  II.  bei  kleinen  Grenz-  iL  Endstrecken. 

2.  Neue  Eisenbahnen  sind  in  der  Regel  auf  Kosten 
des  Staats  zu  bauen  (und  zu  verwalten).  Namentlich  gilt 
dies  von  solchen  wichtigen  Linien,  welche  eine  Haupt  Ver- 
bindung herstellen  und  das  Bahnnetz  systematisch  erweitern; 
ferner  iu  Ländern  des  gemischten  Systems  von  solchen  Linien, 
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welche  die  getrennten  Stücke  der  Staatsbahnen  ver- 
binden. 

Mit  Recht  wäre  daher  z.B.  zu  wünschen  gewesen,  dass  die  neue  directe  Linie 
Berlin -Hannover  (Berlin -Lehrter  B.  E.  1S71  erölfhctj  nicht  von  einer  (jescllseh.,  der 
Magd.- llalbcrst.,  sondern  vom  preuss.  Staate  gebaut  worden  wäre,  wodurch  schon 
damals  zwischen  deu  westlichen  u.  östlichen  preuss.  Staats-  u.  unter  Staatsverwaltung 
steh,  rrivatbahnen  die  kürzeste  Verbindung  hergestellt  worden  wäre. 

Um  die  u achtheiligen  volkswirtschaftlichen  und  sozial- 
politischen Wirkungen  einer  sehr  ungleich mässigen  Ver- 
wendung v  o  n  N  a  t i  o  n  a  1  k  a p  i t  a  1  im  Eisenbahnbau  zu  verhüten, 
muss  der  Staat  einen  umfassenden  Bauplan  für  eine  lieihe 
von  Jahren  entwerfen  und  jährlich  cinigermassen  gleiche 
Beträge  Kapital  zur  Verwendung  bringen. 

3.  Der  Uebcrgaug  der  vorhandenen  Privatbahnen 
in  das  Staatseigenthum  ist  im  Princip  zu  erstreben. 
Ob  und  wieweit  dies  alsbald  verwirklicht  werden  kann,  hängt 
von  den  concreten  Verhältnissen,  namentlich  von  der  Finanz- 
lage des  Staats  ab.   Jedenfalls  ist  aber  Folgendes  zu  verlangen: 

a)  dass  die  dem  Staate  nach  Gesetz,  Concessionsurkunde  oder 
Vertrag  zustehenden  Rechte  hinsichtlich  des  Heim  falls 
oder  des  Ankaufs  der  Privatbahnen  unter  im  Voraus 
bestimmten  Bedingungen  und  die  sonstigen  Vorbe- 
halte zu  Gunsten  des  Staats  sorgsam  erhalten,  eher 
gemehrt  als  gemindert  und  nicht  für  ablösbar  Seitens  der 
Bahnen  erklärt  werden. 

Hcimfallsrechte  reireluiäsMg  in  der  üsterr.  (<us.  v.  Js>fi,  fianzös.  Ge- 
settgeb.,  nach  1)0,  Wz.  00  (früher  40)  Jahren;  in  der  eretereu  so,  dass  das  Keal- 
vermogen  an  den  Staat  kommt,  das  Mobil.-Vemiugen,  Trausportinater.  u.s.  w.  der 
Grs.  bleibt.  Aehulich  auch  sonst,  aber  keineswegs  allgemein.  So  kann  na<  h  d.  Privil. 
der  Österr.  Ferd.-Nordb.  v.  4.  März  ISifü.  das  nach  50  J.  abläuft,  die  Ges.  dauu  mit 
Iieal-  u.  Mohiliarvcrm.  frei  schalten,  mit  d.  Stnat<-  od.  Privaten  in  Uutrrhaudl.  treten 
oder  um  Verlängerung  nachsuchen.  Ueber  diese  Balm  u.  ihr  weiteres  Schicksal  wird 
daher  gegenwärtig  in  Oesterreich  discutirt.  llciinfallsreclito  nach  den  besonderen 
Conc<ssionsurkunden  mitunter  auch  bei  deutschen  Babnen.  so  bei  der  Pfalz.  Lud- 
wigsb.  nach  DO  J.  lohne  Transportmittel,  <jcs.-(ic bände,  Mobiliarverm.).  Das  preuss. 
<ies.  v.  1S38  hat  kein  Heiiufallsrecht,  aber  ein  Ankaulsrecht  (s.  u.);  bei  den 
preuss.  Privatbahnen  besteht  daher  als  Kegel  beständiges  Eigentb.  der  (ir- 
sellsch.  (vgl.  preuss.  Ucsotz  v.  1  S.'iS,  §.  4'2,  Nr.  4,  Ch.  d,  —  abgesehen  vom  Ankauf- 
vorbehalt),  ebenso  war  es  auch  bei  der  sächs.  Leipz.-Dresd.  Privatb.  Doch  kommen 
Ausnahmen  vor.  So  bestand  ein  eigenthuml.  Verhältniss  des  preuss.  Staats  zur  Colu- 
Miudener  B.,  wonach  d.  Staat  aus  den  Zinsen  u.  Divid.  des  von  ihm  ubernoium. 
Siebentels  der  Actieti  u.  aus  denjenigen  der  amortis.  Actieti  die  in  Privathändeu 
befindlichen  Actien  amortisirte,  indem  er  den  betivtl.  Betrag  Aetieii  jährlich  ausloste 
u.  zur  Kuckzahlung  al  ]»ari  ciurief.  Bei  d.  Erweiterung  jenes  llahnuuteniehiucns  (C<»lu- 
Oiesseu)  gewährte  der  Staat  den  Verzicht  auf  dieses  Kecht  fnr  15.1.,  von  ls55  an, 
\ eitratrsweiso  u.  später  entsagte  er  diesem  Keehte  gegen  eine  besond.  Kutst  hädigunt,r 
\on  12  Mill.  Thlr.  (wovon  5,701,100  Thlr.  baar.  der  Kest  in  Stainmactien)  für  immer, 
Vertrag  vom  10.  August  1S05,  wobei  zugleich  Seitens  der  Oes,  auf  die  älteren  Zius- 
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garantieu  verzichtet  wurde.  Aehnlich  wie  zu  C.-M.  ist  da*  Verhältniss  des  Staats  zur 

Oberschi.  B. 

Kückkaufsrechtc.  Hierhin  gehören  zunächst  die  vorbchaltenen  Rück- 
kaufsrechte bei  vcräuss.  Staatsbahnen  ror  Ablauf  der  Heimfallfrist.  So 
behielt  sich  Oesterreich  ein  solches  Recht  bei  den  1856  verkauften  lombard.  B. 
von  1  SSi*  an,  bei  den  185S  abgetretenen  Südbahne n  von  1895  au  vor,  nach  Mass- 
gabe des  Reinertrags  der  letzten  7  Jahre,  excl.  die  2  schlechtesten,  u.  unter  Fest- 
setzung eines  Minimalertrags  oder  einer  Miuimalahlosungsrente  von  5\  %  des  Anlage- 
kapitals. Aehnliches  Recht  bei  d.  Staatsbahuges.  nach  30  Jahren  u.  in  andereu 
Fallen  mehr. 

Ferner  Kau  fr  echte  bei  ursprunglichen  Privatbahnen.  Auch  bei  deutschen 
Privatbahnen  kommen  solche  Vorbehalte  vor.  Die  hess.  Ludwigsbahn  kann  nach 
Ablauf  v.  25  J.  nach  d.  Concessionirung  vom  Staate  gegen  Erstattung  der  An- 
lagekosten, nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  von  99  Jahren  gegeu  Erstattung 
dos  Taxwerths  der  Bahn  und  des  Betriebsmaterials;  die  baier.  Ostbahnen  konnten 
vom  Ablauf  der.  35 jähr.  Zinsgaranüczeit ,  d.h.  v.  1898  ab,  in  der  Weise  vom  Staate 
erworben  werden,  dass  das  Actienkapital  nach  dem  Frankfurter  ßörseneurs  der 
letzten  10  Jahre  abgelöst,  im  Minimum  aber  der  Betrag  des  concess.  Bau-  u. 
Einrichtiingskapitals  sammt  dem  Reinertrag  des  Ablösungsjahrs  bezahlt  wird. 

Ganz  allgemein  bestimmt  endlich  der  wichtige,  aber  bisher  nicht  bei  den  „Ver- 
staatlichungen" verwerthete  §.  42  de«  preuss.  Eisenbahngesetzes  von  1S38:  dem 
Staate  bleibt  der  Ankauf  des  Eigen th ums  der  Bahn  samtnt  allem  Zubehör  gegeu 
volle  Entschädig,  vorbehalten.  Diese  Erwerbung  kann  auch  zwangsweise 
geschehen  nach  Ablauf  von  30  Jahren  von  der  TransportcröiTnuog  an  (ob  die  erste 
Streckeneröffuung  hier  für  die  ganze  Bahnunternehmung  entscheidet?  Bei  einigen 
Bahnen  ist  diese  Frist  v.  30  J.  abgelaufen  oder  dem  Ablauf  nahe'.  Ankündigung  der 
Erwerbsabsicht  des  Staats  mindtstens  1  Jahr  vorher.  Entschädigung:  25  fache  s  der 
jährl.  Divid.,  die  an  säinmtl.  Actioniire  im  Durchschn.  d.  letzten  5  Jahre  gezahlt 
ist;  Uebergang  der  Schulden  an  den  Staat,  der  sie  nach  den  contractl.  Beding,  zu 
behandeln  hat;  Uebergang  alles  Eigenthums,  auch  des  Inventars,  Reservefonds,  der 
Activford.  an  den  Staat.  Diese  gesetzl.  Bestimmung  ist  wcrthvoll  u.  könnte  doch  von 
praktischer  Bedeutung  auch  f.  die  Finanzen  werdeu.  Aber  freilich  ist  die  Ablösung 
danach  sehr  theuer.  Die  4°/0ige  Kapitalisirung  der  öjäbr.  Divid.  eulhält  eine 
starke  Berücksichtigung  v.  lucrutn  cessans  mit.  —  Der  preussische  Staat  hat  schon 
vor  der  jüngsten  Aera  der  Eisen  bah  npolitik  bei  Betriebsüberlass.-Verträgen  mit  Privat- 
bahnen sich  auch  deu  Erwerb  des  Eigenthums  in  späteren  Perioden  vorbehalten, 
so  bei  Halle-Sorau-Guben,  bei  Berl.-Dresd.  unter  im  Voraus  stipul.  Bedingungen. 

Sonstige  Vorbehalte  zu  Gunsten  dos  Staats.  Unter  Vorbehalten  dieser 
Art  werden  hier  nicht  volkswirthsi  haftspolitische  in  Betr.  der  Tarife  u.  s.  w. ,  sondern 
finanzielle  in  Betr.  der  Uebernahme  von  Leistungen  für  den  Staat,  —  unentgeltlich 
wie  oft  hinsichtlich  der  Beförderung  der  Post  u.  s.  w.  (preuss.  Ges.  §.  36)  oder  gegen 
mass.  Maximaltarif,  wie  auch  mitunter  bei  der  Post,  für  Militär  u.  s.  w.  (grosse,  die 
Bahnen  erheblich  mit  belastende  Rechte  des  .franz.  Staats  in  diesen  Puncten)  — , 
ferner  andere  finanzielle  in  Betr.  der  Erleichterung  der  Erwerbung  der  Privatbahnen 
durch  den  Staat  verstanden.  Hierhin  gehörten  die  wichtigen  Bestimmungen  der  preuss. 
Gesetzgeb.  über  Eisenbahnabgaben  u.  über  deren  Verwendung.  §.38  des  Ges. 
v.  1838  behielt  die  Einfuhrung  einer  besond.  Abgabe  v.  d.  Bahnen  vor,  wogegen  die 
Goselisch.  v.  d.  Gewerbsteuer  frei  blieben.  Nach  §.  39  sollte  der  Ertrag  dieser  Abgabe 
z.  Entschädig,  der  Staatskasse  i'ur  die  ihr  durch  d.  Bahnen  entzogenen  Einnahmen 
(wohl  an  Post-  u.  Cbausscegeld  gedacht)  u.  zur  Amortis.  des  in  dem  Unter- 
nehmen angelegten  Kapitals  dienen.  Art  der  Verwendung  blieb  vorbehalten. 
Nach  vollendeter  Amortis.  sollte  das  Unternehmen  so  eingerichtet  werden,  dass  der 
Ertrag  des  Bahngelds  die  Kosten  der  U n terhalt.  d.  Balm  u.  der  Verwalt. 
nicht  übersteige  (§.  40^:  also  Anwendung  des  Gebuhrenprincips  schon  damals 
in  Aussicht  genommen.  Die  durch  Gesetz  v.  30.  Mai  1853  eingericht  progress. 
Eisenbahnabgabe  (s.  §.  4)  sollte  dann  zur  Amortis.  der  in  d.  Eisen  bahnuntemehmen 
angel.  Aetienkapitalien  in  der  Art  dienen,  dass  mit  ihrem  Ertrag  u.  unter  Zuwachs 
der  Zinsen  u.  Divid.  der  erworb.  Papiere  Stammactien  frei  angekauft  wurdeu. 
Durch  dieses  Gesetz,  welches  kein  Recht  schädigte,  —  die  Höhe  der  Abgabe  ist  keine 
prineip.  Frage,  —  war  also  der  allmälige  Uebergang  der  Privatbahnen  iu's 


Digitized  by  Google 


Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik.  701 

Eigenthum  des  Staats  vorbereitet.  Späterhin  hätte  diese  Ankaufspreise  durch 
Curssteigen  bei  vermind.  Actienzahl  u.  stärkerer  Amortis.  theuer  werden  können. 
Allein  durch  Ges.  21.  Mai  1851)  ist  leider  diese  Amortis.  beseitigt  n.  sojrar 
§.  39  n.  40  des  Gesetzes  v.  IHHS  aufschoben  worden.  Eine  Massregel  ?on  schon 
damals  mindestens  zweifelhaftem  volkswirtlischaftspolit.  u.  finanz.  Worth.  Seitdem  u. 
auch  nach  d.  neuen  Eisenbahnsteuerges.  v.  10.  Marz  1S07  fliesst  der  Eitras;  der  Eisen- 
bahnahgabe  in  die  Staatskasse  zu  allgemeinen  Staatsansgaben.  S.  „10  J.  preuss. 
I).  Eisen  bahnpolitik",  S.  12. 

b)  Es  ist  ferner  statthaft,  dass  in  geeigneten  Fällen,  wenn 
eine  Privatgesellschaft  selbst  die  Abtretung  ihrer  Linien  unter 
billigen  Bedingungen  an  den  Staat  wünscht,  die  Erwerbung 
erfolge. 

Mehrfache  Falle  in  Preussen,  Sachsen.  Langjähr.  Wunsch  der  Actionäre  der 
Rhein-Nahe- Bahn,  der  aber  erst  in  der  jungst**  Zeit  realisirt  ist.  Hei  der  neuesten 
V  erstaatlichunirspolitik  in  Baiern,  Sachsen,  Preussen  rief  man  seitens  des  Staats  durch 
günstige  Angebote  solche  Bereitwilligkeit  hervor. 

c)  An  Stelle  der  Fusionirung  von  Privatbahnen,  namentlich 
der  Verschmelzung  von  kleinen  mit  grossen  Unternehmungen,  soll 
möglichst,  wenn  es  die  geographische  Lage  der  Linie,  ihr  bereits 
bestehender  oder  leicht  herzustellender  Zusammenhang  mit  anderen 
Staatsbahnen  irgend  erlaubt,  die  Fusio niru ng  solcher  Privat- 
babnen  mit  Staatsbahnen  treten. 

So  sollte  nach  Beschlüssen  v.  Herlat  1871  die  Taunush.  mit  d.  hess.  Ludwigs- 
bahn  fusiouirt  werden.  Die  Vereinigung  der  ersteren  —  Wiesbaden-Frankfurt  —  mit 
der  nass.  u.  der  Main-Weser-Staatsb..  die  sie  verbindet,  lag  wahrlieh  näher  u.  erfolgt- 
auch  nach  spät.  Vertrage  d.  preuss.  Regierung  mit  d.  hess.  Ludwigsb.  Aeludich  18Tt> 
die  Einverleibung  der  Halle-CVseler  Privatbahn  in  die  im  Bau  befindlich«'  Staatsbahn 
Berlin-Wetzlar. 

d)  Solange  der  Uebergang  in  das  Eigentbum  (bez.  bleibende 
Hetriebsüberlassung  und  Uebernahme  auf  Rechnung  des  Staats 
gegen  Gewährung  fester  Rente  an  die  Actionäre)  nicht  zu  erzielen 
ist,  sollten  wenigstens  die  wichtigsten  Privatbahnlinien, 
welche  leicht  factische  Monopole  erlangen,  ferner  solche  Privat- 
neb en bahnen,  welche  in  Staatsbahnen  münden,  in  die  Verwal- 
tung des  Staats  Ubergehen. 

Die  Uebernahme  der  Verwaltung  von  Privatbahnen  durch  den  Staat  beruhte  in 
Preussen  auf  keinem  so  bestimmten  Princip,  als  den  beiden  im  Text  genannten, 
obgleich  finanz.  Gesichtspunete  mit  massgebend  waren.  Bei  d.  Obersehl.  B.  hatte 
»ich  der  Staat  die  Uebernahme  des  Betriebs  für  den  Fall  vorbehalten,  dass  er  aus  der 
Zinsgarantie  ein  bestimmtes  Mass  von  Zahlungen  leisten  müsse.  Die  Berg.-Märk. 
Bahn  ging  in  Zeit  schlechter  Finanzlage  1S50  auf  10  J..  IS.'nt  auf  bestandig  in  Staats- 
verwaltung Uber,  die  Cosel-Od  erb.  B.  nach  der  Katastrophe  v.  lS5f>  i.  J.  1857. 
Die  Rhein- Nahe- K.  stand  von  Auf.  an  unter  Staatsverwaltung.  Die  Halle-Sor. -Gubener 
Bahn  wurde  l!>7li,  die  Berl.-Dresd.  B.  1S77  in  Staatsverwalt.  übernommen,  als  Be- 
dingung zu  gewährender  Finanz -Hilfe.  In  Baiern  u.  Baden  die  Selbstverwaltungs- 
korpem  o.  kl.  Gesellschaften  gehörenden  Localbahnen  in  Staats I »et rieb.  In  Oester- 
reich Uebernahme  in  Staatsverwaltung  auch  namentlich  aus  finanz.  Gründen,  bei 
hohen  Staatsgarantie  -Zuschüssen  (Rudolfsbahn). 
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4.  Wird  gleichwohl  die  Concession  zu  neuen  Prirat- 
bahnen  noch  ertheilt,  sei  es  an  alte  Gesellschaften  zur  Erweite 
rung  ihres  Netzes  oder  an  neue  Unternehmungen,  so  hat  sich  der 
Staat  möglichst  weitgehende  und  unzweideutige  Rechte 
hinsichtlich  des  Heimfalls  und  des  Ankaufs  der  Bahn 
vor  der  Heimfallsfrist  vorzubehalten,  etwa  eine  regel- 
mässige und  nicht  zu  langsame  Amortisation  des  Kapitals  (d.  h. 
der  Actien  neben  den  Prioritätsschulden)  einzurichten,  und  auch 
hier,  erforderlichen  Falls  (Nr.  3  ad  c),  die  Verwaltung  selbst  zu 
Ubernehmen. 

5.  Bei  der  Erwerbung  wie  bei  der  blossen  Verwal tungs- 
Ubernahmc  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  sind  wohl- 
erworbene Privatrechte  sorgfältig  zu  schonen,  mögen 
sie  auf  dem  allgemeinen  Privatrecht  oder  auf  besonderem  Gesetz 
oder  Privileg  beruhen.  Eine  Beseitigung  dieser  Rechte 
zu  Gunsten  des  Staats  ist  aber  gleichwohl  möglich  und 
statthaft: 

a)  Einmal  selbstverständlich  auf  dem  Wege  freier  Verein- 
barung. 

Letztere  wird  im  Ganzen  am  WUnschenswerthestcn  und  oft  auch  bei  Privatbahnen 
in  schlechter  Finanzlage  and  ohne  Aussicht  auf  eine  bessere  Zukunft  unter  nicht  zu 
lästigen  finanziellen  Bedingungen,  bei  gut  rentirenden  und  zukunftsreichen  Bahnen 
wenigstens  unter  Anlegung  eines  angemessenen  Kauf-  oder  Paehtpreises  —  oder  der 
Gewissheit  guter  Staatsverwaltung,  falls  nur  diese  an  Stelle  der  Privatvcrwaltung 
tritt  —  möglich  sein. 

Beispi<  le  der  Erwerbung  schlecht  situ irtcr  Bahnen.  Die  Xicderscblo>-. 
Mark.  B.  ging  im  Winter  1  S5t  —  52  vertragsweise  gegen  eine  feste  Actienrente  von 
4%  Zins  ii.  regelmäss.  Araortis,  an  den  Staat  Uber.  Curs  der  Actien  1S50  meist 
e.  S3,  Anf.  1 S5 1  dsgl.,  Ende  I S."i  1  c.  93%;  nach  Genehmigung  des  Vertrags  durch 
die  Regierung  «7— 9sM/„.  —  Die  Sächs.-Baier.  B.  ging  1846  an  d.  sichs.  Staat  über 
gegen  4%  Actienzinsen  für  8  Jahre  (IS17— 54)  u.  gegen  Austausch  mit  3°/0  Staats- 
papieren alsdann.  Curs  um  die  Zeit  des  Vertragsabschlusses  76 — 93,  nach  demselben 
<  i.  .1.  1S47)  VI  —  90.  Einige  der  jüngsten  Erwet bangen  des  Staats  in  Preussen  (die 
bankerotten,  noch  unvollend.  Bahnen:  Berl.  Nordb.,  Pomin.  Centralb. ,  Rhein -Nahe-, 
Bcrl.-Görl.  B.  u.a.  m.),  Sachsen  (kleinere  Privatbahnen  in  halbbankerottcm  Zustande) 
sind  dem  Staate  billig  gekommen  » 1  S7*i ,  1S77  u.  seitdem  mehrfach).  —  Der  Vertrag 
zwischen  dem  K.  Italien  u.  der  osterr.  Sudbahn  1S76  ist  angesichts  der  prccjren 
Finanzlage  der  Gesellschaft  relativ  günstig  für  den  Staat  ausgefallen.  Seine  Detail- 
punete  lassen  sich  hier  nicht  in  Kurze  angeben  o.  sind  ohne  Eii  gehen  auf  die  ver- 
wickelte Lage  der  Gest-Usch,  nicht  verständlich. 

Beispiele  der  Erwerbung  gut  situirter  Bahnen.  Die  Wien-GIoggnitzer 
Bahn  erwarb  der  osterr.  Staat  1S5.H  in  der  Weise,  dass  der  Ges.  die  B.  Wien- Raab 
verblieb  u.  er  für  jede  der  13,219  Actien  zu  500  (1.  675  fl.  C.-M.  in  5%  Staats- 
oblig.  gab.  Curs  Anf.  1S53  155  —  160%,  nach  dem  Vertragsabschluss  170%  u.  mehr, 
nach  der  Umgestaltung  Doch  92—93%.  Die  baier.  Ostbahnen  gingen  durch  Vertr.  r. 
1.  März  ls*5  u.  Ges.  v.  15.  April  1S75  an  den  Baier.  Staat  über.  Sie  hatten  1 S74 
nur  4  W/o  Divid.  geben  können.  Der  Staat  zahlte  für  eine  Actio  von  200  fl.  d. 
1.  Euiiss.  420,  der  2.  Emiss.  410  M.,  wovon  je  400  M.  in  4%  baier.  Staatspapicrcn, 
den  Rest  baar.  —  Die  Leipz.-Dresd.  Bahn  ging  zu  dem  relativ  hoben  Preise  von 
1000  M.  in  3% igen  >ächs.  Staafsrenten  für  die  Actie  von  l<iO  Thlr.  im  J.  Is7ß 
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an  den  Staat  über.  Zu  diesem  Preise  (um  so  hoher,  als  der  Staat  die  eben  ein- 
gestürzte Kiesaer  Elbbrückc  erst  wieder  auf  seine  Kosten  zu  bauen  hatte)  tru«r  die 
polit.  Situation  bei  (Consolidirung  des  siiehs.  Staatsbahnnetzes  gegenüber  der  Keichs- 
cisenbahncontrolc  und  dem  Kcichseisenbalinproject).  Leber  die  neuesten  preuss.  Er- 
werbungen s.  unten. 

Die  Aussicht  {ruter  Verwaltung  wirkte  z.  B.  wohl  für  die  Ueberlassung  d<r  Berg.- 
Mäik.  Bahn  an  die  Staatsverw.  mit. 

Indessen  gewährt  der  Weg  der  freien  Vereinbarung  keine 
genügende  Sicherheit,  die  Bahnen  überhaupt  oder  sie  zu  ange- 
messenen Preisen  zu  erwerben.  Es  bedarf  daher  noch  der  Aner- 
kennung des  Princips: 

b)  dass  Privatbahnen  auch  zwangsweise  im  Wege  des 
Expropriations  Verfahrens  oder  eines  nach  dessen  Analogie 
auszubildenden  Rechtsverfahrens  gegen  volleEntschädigung 
der  Eigenthümer  in  das  Eigentum»  (und  analog  in  die  Verwaltung) 
des  Staats  Ubergehen  können. 

Dieses  Prineip  wird  den  Rechten  der  Privatbahnen  gegenüber  nicht  nur  wie.  im 
Falle  mancher  anderer  Privatrechte,  besondere  des  Grundeigentümers,  sanetionirt 
durch  das  überwiegende  öffentliche  Interesse,  sondern  bei  den  Bahnen  noch 
speciell  durrh  den  l  instand,  dass  sie  selbst  bloss  der  Gewährung  des  Expro- 
priationsrechts ihre  Entstehung  verdanken.  Erörtert  wurde  dieser  Punct 
1SS3  mit  in  Oesterreich  bei  Gelegenheit  von  parlam.  Eisonbahndebatteii  u.  „Peage- 
Vcrtragen". 

Dieses  Verfahren  ist  bei  alten  wie  bei  neuen  Bahnen,  mag  es 
vorbehalten  sein  oder  nicht,  statthaft.  Es  verlangt  nur  folgende 
Beschränkungen  in  seiner  Anwendung,  damit  keine 
Rechte  und  selbst  keine  berechtigten  Interessen  der 
Bahneigenthümer  verletzt  werden  und  das  Privatkapital,  wenn  es 
einmal  noch  zur  Anlegung  in  Privatbahnen  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  sich  nicht  zurückschrecken  lasse: 

u)  Die  zwangsweise  Eigenthums-  oder  Verwaltungsüber- 
nahme  von  Privatbahnen  ist  vor  demjenigen  Zeitpuncte  absolut 
nn statthaft,  bis  zu  welchem  sie  etwa  ausdrücklich  im  Gesetz 
oder  in  der  Concessionsurkunde  (Privileg)  ausgeschlossen  ist. 
Ebenso  müssen  etwaige  früher  festgesetzte  Bedingungen  für 
die  Anwendung  des  Expropriationsverfahrens  genau  innegehalten 
werden.  In  Zukunft  sind  aber  andererseits  nur  die  notwen- 
digen Beschränkungen  der  Rechte  des  Staats  vorzunehmen,  damit 
die  Geltendmachung  der  letzteren  zu  geeigneter  Zeit  immer  mög- 
lich sei. 

Die  Fristen,  nach  deren  Ablauf  der  Staat  das  Eigenthum  erwerben  kann,  sind 
in  den  bestehenden  Gesetzen  u.  Vortrügen  doch  sehr  lanfre;  25,  30,  35  Jahre  in 
Deutsehland  u.  Oesterreieh,  oder  gar  50.  00,  «»<),  nach  Ablauf  der  Toncess.-Zcit. 
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ß)  Das  Zwangsverfahren  gegen  eine  Privatbahn  ist  erst 
von  einem  Zeitpuncte  an  zulässig,  in  welchem  die  Betriebs- 
ergebnisse der  Bahn  ein  einigermassen  sicheres  Urtbeil 
Uber  die  finanzielle  Lage  des  Unternehmens  gestatten. 

Namentlich  muss  für  unrentable  Bahnen  eine  Miniinalfrist  bezeichnet 
werden,  vor  welcher  sie  nicht  zwangsweise  an  den  Staat  Ubergehen  dürfen,  am  die 
Actionäre  möglichst  vor  Kapitalrerlusten  zu  sichern ;  z.  B.  eine  Frist  von  20  Jahren 
bei  Bahnen,  welche  in  einer  bestimmten  Reihe  (z.B.  5 — 10)  der  letzt  verflossenen  auf- 
einander folgenden  Jahre  ihren  Actionären  eine  gewisse  Minimalrente  (z.B.  4%)  des 
Actienkapitals  nicht  liefern  konnten.  Bei  rentablen  Bahnen  kann  diese  Frist  ohn« 
Gefährdung  des  Kapitals  der  Actionäre  verkürzt  werden,  z.  B.  auf  10—15  Jahre,  wenn 
in  den  letztrerflossencn  z.  B.  5  Jahren  die  Dividende  der  Actionäre  einen  gewissen 
Satz  (etwa  5—6%)  Uberschritten  hat. 

y)  Die  Entschädigung  der  Actionäre  hat  nach  dem 
vollen  Werthe  des  Eigenthumsrechts  zu  erfolgen,  und 
zwar  nach  dem  Taxwerthc  —  so  namentlich  bei  Bahnen, 
welche  ihren  Actionären  gar  keine  Dividende  zahlen  konnten  — 
oder,  wenn  dies  für  die  Actionäre  günstiger  ist,  auf  der  Basis 
der  Kapitalisirung  der  von  den  Actionären  binnen  einer 
bestimmten  Reihe  (z.  B.  5)  der  letztverflossenen  Jahre  be- 
zogenen Rente  nach  einem  für  die  Actionäre  günstigen,  also 
vielleicht  etwas  niedrigeren  als  dem  üblichen  Zinsfusse  für  gute 
Sicherheit;  ferner  eventuell  noch  weiter,  namentlich  bei  der 
Uebernahme  nach  dem  Taxwerthe,  aber  selbst  auch  in  dem 
zweiten  Falle,  unter  Zuschlag  eines  bestimmten  Procents  (z.  B.  10) 
zu  dem  sich  nach  dieser  Rechnung  ergebenden  Kapitalbetrag. 

Eine  Ablösung  nach  dem  zukunftigen  Börsencurs,  wie  z.B.  bei  d.  baier. 
listbahnm  stipulirt  war,  scheint  mir  unzulässig.  Denn  hier  wird  dem  Bahneiirenthum 
nur  durch  die  Aussicht  des  Ueb<rgangs  der  Bahn  an  den  Staat  ein 
künstlich  hoher  Werth  gegeben.  Ausserdem  würde  es  dann  nicht  so  schwer  sein, 
durch  Speculationen  den  Curs  in  dio  Höhe  zu  treiben.  Drcrl.  zeigte  sich  seit  1*76 
schon,  als  mehrfach  von  Erwerbsabsichten  der  preuss.  Kegierung  die  Rede  war. 

Die  Abfindung  der  Actionäre  muss  in  Baarem  oder  nur 
mit  ihrer  Einwilligung  in  Staatspapieren  erfolgen. 
Die  Schulden  der  Bahn  (Prioritätsobligationen)  werden 
unter  verbleibender  Verpfändung  der  Bahn  zu  Staats- 
schulden und  müssen  genau  nach  den  Anleihecon- 
tracten  verzinst  und  getilgt  werden.  Auch  hinsichtlich 
der  Con version,  etwaiger  Zinsreduction  u.  dgl.  m.  tritt  der 
Staat  ganz  in  das  Rechtsverhältniss  der  Gesellschaft  als  Schuld 
nerin  ein. 

So  schon  die  besteh.  Bestimmung  im  preuss.  Eiscnbahnges.  §.42  u. am.  u 
jetzt  regelmässig  bei  allen  neueren  Priv.bahn-  Erwerbungen  in  Preussen  u.  anderen 
deutschen  Staaten. 
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5.  Neben  dem  Staate  Reibst  können  auch  die  anderen 
„räumlichen"  Zwangsgemein  wirtschaften"  oder  die 
Selbstverwaltungskörper,  Provinzen,  Kreise  und  Ge- 
meinden das  Recht  erhalten,  auf  ihre  Rechnung  Eisen 
bahnen  zu  bauen,  wobei  jedoch  der  Betrieb  öfters  passend 
von  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  und  nach  den  Grund- 
sätzen für  letztere  (auch  in  der  Tarifpolitik)  geführt  wird. 

Auf  diese  Weise  wird  die  Einheitlichkeit  des  Eisenbahnwesens  gewahrt,  während 
Hahnen,  die  vielleicht  der  Staat  no<h  nicht  ausfahren  wurde,  doch  bereits  gebaut 
worden.  Die  Aulagc  von  Eisenbahnen  durch  die  Selbstverwaltunirskörpcr  wird  nament- 
lich in  Anknüpfung  an  eine  richtige  Unterscheidung  der  Eisenbahnen  nach 
ihrem  technischen  und  Ökonomist: hen  „Kang"1  (s.  folg.  Absch.),  in  Zuk uuft  immer 
wichtiger  werden,  indem  jene  Körper  gewisse  Hahnen  von  „untergeordneter  Bedeutung", 
Secondär-  und  Local bahnen,  mit  Normalspur  und  eventuell  mit  Schmalspur, 
Dampf  bahnen  uud  daneben  Pferdebahnen  übernehmen.  Auf  diese  Art  wird  das 
Priucip  der  Selbstverwaltung  auch  bei  diesem  modernsten  Verkehrsmittel  richtig 
angewendet.  Je  nach  der  Bedeutung  und  Art  der  betreffenden  Hahnen,  kann  dann 
der  Betrieb  zwischen  dem  Staat  uud  diesen  Körpern  getheilt  werden. 

In  Preussen  sollen  die  den  Provinzen  zugewies.  Chaussee -Dotationen  auch  mit 
für  den  Bau  von  Secundärbahneu  verwendet  werden  dürfen.  —  Hier  liegt  die  Ein- 
führung einer  rieht.  Selbstverwalt.  im  Verkehrswesen  vor,  nicht  in  Stein 's  Ideen 
(Handb.  d.  Verw.,  2.  A„  S.  400). 

§.  27!».  Uebersicht  Uber  den  Stand  des  Eisenbahnwesens  und  die 
Entwicklung  des  Staats-  und  Privatbahnsystenis. 

Vgl.  bes.  Stürmer,  Gesch.  d.  Eisenbahnen  (f.  die  Welt  II,  3,  f.  Deutschi.  II, 
fi  II),  Neu  mann  a.  a.  0.,  Goth.  Jahrb.  (Jahrg.  1^83  S.  1041),  Ergänz.  H.  XII  d. 
preuss.  Statist,  mit  d.  dazu  gehör.  Atlas  v.  Kuhn  u.  uberh.  die  ol»en  S.  603  gen.  bist, 
statistische  Literatur.  Aeltere  Daten,  für  1S71  meist,  in  d.  6.  A.  v.  Rau  §.  239,  Note  k. 
In  den  neueren  Statistiken  sind  gewöhnlich  die  Berechnungen  auf  die  neuen  Maasse. 
Währungen  und  Munzfusse  gestellt.  Die  „Intensität  *  des  Eisenbahnnetzes  pflegt  durch 
«ne  Vergleichung  der  Länge  der  Linien  mit  d.  Flächen-  u.  Bevölkerungs^rösse  zur 
Anschauung  gebracht  zu  werden.  Engel  hat  (nach  Stürmer  II,  2)  eine  „mittlere 
Proportionale"  aus  d.  Quadratwurzel  aus  dem  Producte  der  Kilometerzahl,  welche  auf 
1  geogr.  Quadratmeile  und  auf  10,000  Einw.  kommt,  gebildet,  um  eine  „Eisenbabn- 
ausstattungsziü'er"  zu  berechnen,  —  doch  sehr  willkürlich,  als  ob  sich  1  Quadratmeile 
und  10.000  Einw.  entsprächen.  —  Verschied,  graph.  Darstellungen  in  d.  gen.  deutschen 
Küenb.atlas.  Wie  bei  allen  solchen  Vergleichen  erscheinen  ausserdem  auch  hierbei 
kleine  dicht  bevölk  Staaten  (z.  B.  Belgien,  Schweiz)  in  bes.  günstigem  Lichte,  während 
in  manchen  Provinzeu  grosser  Staaten  die  Verhältnisse  vielleicht  ebenso  sind,  was 
aber  in  der  Durchschnitt  >zahl  für  den  grossen  Staat  verschwindet.  Es  war  Anf.  1876 
(nach  Sturm  er,  ganz  unbedeut.  Abweichungen  im  Goth.  Jahrb.),  u.  Anf.  1SS2  (nach 


Bahnen 
im  Ganzen 
in  Botrieb 

KU.  m. 

Auf  ICK) 
KU.  Di. 

Auf  i  um. 

Rewohnor 
Bahnen 
Kil.  m. 

1\  Kit 
liM)0  Marl 
um  1 1*7  4  7  . 

Bahnen 

i.  Betrieb 

1*{i2 

Auf 

10,000 
Qu.Kil.m 
KiL 

Eu  rop  a. 

(1S76) 

Belgien  .... 

3,517 

657 

670  (SUatsb.)  440 

4.162 

1119 

Gr.-Britann.  .    .  . 

26,870 

469 

7*6 

461 

2».i,257 

929 

Niederl  

1,895 

294 

478 

223 

1,976 

598 

Deutschland  .    .  . 

27,980 

2*5 

676 

251 

34,727 

642 

Schweiz  .... 

2,0110 

275 

774 

272 

2,635 

636 

Frankreich    .    .  . 

21,587 

225 

59S 

3G«J 

27,419 

519 

Dänemark     .    .  . 

1,260 

181 

672 

100 

1.570 

411 

Oesterreich  -  Ungarn 

17, .168 

1 53 

473 

202 

1*,903 

302 

Italien  

7,704 

143 

287 

219 

S,713 

294 

Spanien  .... 

5,796 

64 

350 

296 

6,199 

124 

A   VVifniT.  Kilian*  wf,~sii«diafl     I.  3.  Aull.  |  f, 
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Bahnan 

\uf  100 

Vnf  1  Mill. 

t  in  t  i»  r»  7*  » i 

in  Betriri» 

Bahnen 

Kil.  m. 

Kil.  Mm. 

Kil  Mm. 

Europa. 

(18761 

Portugal  .    .  . 

1,033 

61 

235 

Rumänien    .  . 

1 .233 

5« 

273 

Schweden     .  . 

4,138 

56 

953 

rurkei     .    .  . 

l,o3< 

183 

Kussland  .  . 

IM  86 

19 

251 

Norwegen     .  . 

555 

9-6 

309 

Griechenland 

12 

1-3 

8 

Bulgarien  .   .  . 

Finnland  .    .  . 

Summa  Europa 

.  142,944 

P.  KiL 
1000  Mark 
um  1%74  'h 


172 
27» 
73 

196 
75 


Ausser  Europa: 

Verein.  Staaten  

(3094  p.  1  Mill.  Mensch.) 
Hrit.  Nordam  

(1850  p.  1  Mill.  Mensch.' 
Uebr.  America  


Kil.  in. 
1876 
119.352 


Kil.  ui. 
1882 
150,74« 


6,719  11.6S4 


'.481 


ßabneu 

i.  Betritt- 

1.673 
1,475 
6.177 
1.432 
22,653 
1.524 
12 
224 
873 
171,990 
Kil.  m. 
1876 
3.079 
1 2,302 
2,372 


Ganz  America   133.552 


Col. 


Australien 

Asien  .    .  . 
Africa .    .  . 
Zus.  auss.  Europa  151,305  208,306 
Welt    ....  294,249  380,2**0 


Anf 

10.0UO 
^o.Kitn, 
Kit. 

1*6 
113 
137 
54 
43 
47 

1-H 

35 
23 
176 
Kil  m. 
1882 
7.85» 
1 7,203 
4.78< 


1 6,026 
178,456 

Bei  Niederlande  1*76  mit.  18S2  ohue  Luxemb.  ^letztre»  hier  360  KU.).  Die  Daten  in  d. 
f.  1*S2  bei  Spanien  f.  1878,  bei  Schweiz  f.  1880.  bei  Rumin.  u.  Norweg.  f.  J883. 

der  Erde  nach  Stürmer  in  Kil.  m.  zu  End** 
sonst  uu'ist  deicht: 
1870  211.859 


1875  295,783 
America 
52,235 
96.398 


1882  380.2% 


folgende  Daten  f.  d.  in  Betri«  •» 


Die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetz«  » 
d.  J.  (f.  1870  abweichend  im  Goth.  Jahrb, 
1830        332  185»»  38,022 

1840       8591  1860  106,886 

Davon  Europa 
1*60  51,544 
1870  103,774 
1876  u.  82  s.  o. 

Die  Unterscheidung  von  Vollhahuen  u.  Bahnen  „untergeordneter  He- 
deutang"  ist  übrigens  in  diesen  Statistiken  ni«ht  glcichmässig  gemacht  Die  zweite 
Kateg.  ist  oft  unvollständig  angegeben. 

Für  den  Umfang  des  heut.  D.  Reichs  ergeben 
befindl.  Bahnen  in  Kilom.  immer  Ende  d.  J.: 

1835         6  1855     8.272  1875  27.934 

1840      581  1860    11,644  1880  33,695 

1845    2,315  1865    14,658  1882  34,962 

1850    6.054  1870  19,638 

Das  Verhältniss  der  Staats-  und  Priv 
.inievn  Staaten  früher  mehrfach  gewechselt,  indem 
verkauft  bt-z.  auf  lange  Jahre  zur  Ausbeutung  oder  Nutzniessung  uberlassen),  od.r 
Privatbahnen  vom  Staate  angekauft,  mitunter  aber  spater  selbst  wieder  verkauft  wurden. 
Der  bunteste  Wechsel  zeigt  sich  z.  B.  in  Oesterreich.  Oefters  ist  auch  zwischen 
d.-n  Verhältnissen  des  Eigenthums  und  der  Verwaltung  der  Bahnen  zu  unterscheiden  (s.  u  ). 
Zustand  in  1*76. 

1876  (nach  Stürmer). 
Kil.  m. 


atbahnen  zu 
Staatsbahnen 


einander  hat  in 
an  Gesellschaften 


Doutsches  R.  ich.  Anf. 

KiLm. 

Staatsbahnen  .... 

neml.  preussischc  .  .  4335 
sächsische  .  .  1087 
oklenburgische  .  271 
Main-Neckar .  .  87 
badische  .  .  .  1152 
würtembergische  1 270 
elsass-lothr  .  .  863 
baierische  .  .  3435 
Militärb.   ...  15 


Kil.m.    Kil- di 


12,515     Privatbahnen  unter  Staats- 
verwaltung   

neml.  Bcnr.-märt.  (preuss.) 
Obcrschles. 
Rhein-Nahe 
andre  (meist  in 
Sachsen)  .... 
Privatbahnen  unter  Privat- 
verwaltung .    .    .    .  . 

Summa 


2.91.". 


1184 
1404 
122 

203 


12.610 
28.142 
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Wird  die  Länge  einiger  hier  doppelt  gerechneten  Strecken,  die  gleichzeitig  von  zwei 
Verwaltungen  betrieben  werden,  abgezogen,  so  reducirt  sich  die  Gesammü&nge  auf 
28,084  KU.  Davon  liegen  195  Kil.  nicht  im  Reichsgebiet ,  wahrend  91  KU.  andre 
Bahnen  im  Reichsgebiet  v.  ausländ.  Verwaltungen  betrieben  werden,  so  dass  im  Reichs- 
gebiete liegen:  27,980  KU.,  ausserdem  857  KU.  sog.  Industriebahnen,  wovon  582 
f.  Locom.betrieb.  Die  preuss.  Staatsbahnen  standen  frnher  unter  8  VerwalL,  also 
hatte  eine  derselben  durchschnittl.  unter  sich  542  KU.,  Max.  Ostb.  1495  Kil.  Eine 
Ausdehnung  erfolgte  schon  im  J.  1876  durch  den  Ankauf  der  HaUe-Gasselcr  Privat- 
bahn.  Rci  den  baier.  Staatsbahnen  sind  305  Kil.  Pachtbahnen,  ferner  die  im  J.  1875 
angekauften  baier.  Ostb.  (bisher  Privatb.,  1874  769  Kil.)  bereits  inbegriffen.  Die 
sächs.  Staatsbahnen  haben  sich  im  J.  1876  durch  Ankauf  v.  Privatbahnen  (bes.  die 
Leipz.-Dresd.  mit  285  Kil.)  noch  weiter  ausgedehnt,  auf  1667  KU.  Anf.  1877.  Bei 
den  bad.  Staatsbabnen  sind  ebenfalls  103  KU.  Pachtb.  eingerechnet.  Die  Privat- 
bahnen in  eigener  Verwaltung  zerfallen  in  52  selbständige  Gesellschaften,  durch- 
schnitt!, von  einer  Länge  von  bloss  242  KU.  Die  gTössten  waren  Anf.  1876:  Cöln- 
Mind.  mit  1054,  Rheinische  mit  1044,  Magd.-Ilalberst  mit  935,  Berl.-Stcttin  mit  S53, 
Pfälzer  Bahnen  mit  505,  5  and.  Gesellschaften  mit  4—500,  5  mit  3—400,  9  mit 
2—300,  7  mit  100—200,  21  unter  100  Kil.  Einige  dieser  kleinen  Bahnen  werden 
von  anderen  Gesellschaften  mit  verwaltet.  Aber  die  ungemein  grosse  Verwaltungs- 
zersplitterung vermindert  sich  dadurch  doch  nur  wenig.  Trotzdem  hat  sich  meist 
durch  Fusion  u.  dgl.  m.  schon  eine  Besserung  ergeben.  Die  46  in  Preussen  von 
1838—66  concession.  Gesellschaften  hatten  sich  z.  B.  bis  1867  schon  auf  23  reducirt 

Zustand  in  der  neuesten  Zeit. 

In  den  letzten  Jahren  sind  nun  durch  die  grossen  „Privatbahn- Verstaatlichungen" 
in  Preussen  die  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  völlig  zu  Gunsten  der  Staats- 
bahnen verschoben  worden,  nachdem  die  beiden  Mittelstaaten,  welche  neben  ihren 
alten  Staatsbahnen  noch  grössere  Privatbabnen  besassen,  Baiern  u.  K.  Sachsen, 
diese  fast  alle  (in  Baiern  bisher  nur  noch  mit  Ausnahme  der  Priv.b.  in  d.  Pfalz) 
für  den  Staat  schon  kurz  vorher  erworben  hatten.  Nach  d.  gen.  Erg.h.  XII  d.  preuss. 
Statist.  S.  180  waren  Ende  1882  in  Betrieb  in  Kilometern: 


Staatsb. 

Priv.b. 
unter 
Staatsverw. 

Dsgl.  unter 
eig.  Verwalt. 

Summe 

Preussen 

14.204 

2336 

3996 

20437 

Baiern 

4,2!>7 

619 

4,906 

Sachsen 

1,984 

90 

2,074 

Wurtemberg 

1,431 

17 

1,448 

Buden 

1,187 

99 

37 

1,322 

Hessen 

331 

513 

843 

Elsass-Lothringeu 

1,228 

5 

11 

1,244 

And.  Staaten 

1,246 

50 

1291 

Reich 

25,898 

2580 

6484 

34,962 

Dazu  ausserh.  Reichs- 

gebiets (u.  ausser- 

preuss.  Strecken) 

98 

26 

125 

Die  Strecken  der  Kleinstaaten  gehören  meistens  zur  Verwalt.  anderer  (preuss.  u.  s.  w.) 
Staatsbahnen  (nur  Oldenb.  hat  eine  eigene  Staatsb. verwalt.)  oder  grosserer  preuss. 
Priv.bahnen  (eigene  Priv.verwalt  in  Mecklenb.,  Braunschw.,  Thüringen). 

üeber  die  zeitliche  Entwicklung  des  Deutschen  Eiscnb.netzes  u.  seiner  Ver- 
waltungen in  d.  gen.  Heft  f.  jeden  Staat  u.  jede  Eisenb.gesellsch.  u.  s.  w.  detaillirtes 
Material^,  zur  Ergänzung  des  folg,  histor.  Abrisses  Sax  II,  465 — 552  u.  f.  d.  neueste 
Zeit,  bes.  f.  die  im  Folgenden  nur  kurz  behandelten  ausserdeutschen  Länder  d.  Archiv 
f.  Eisenb.wesen.    Ueber  die  finanz.  Ergebnisse  spcciell  s.  u.  den  Abschnitt  6. 

In  Preussen  wurde  durch  d.  Ges.  v.  3.  Nov.  183S  die  Grundlage  für  die  Ein- 
führung des  Privatbahnsystems  geschaffen.  Durch  letzteres  sind  auch  Ende  der 
30er  u.  bis  Ende  der  40er  Jahre  eine  Reihe  der  besten  u.  leicht  zu  bauenden  Linien 
hergesteUt  worden  (s.  o.  S.  671).  In  Betrieb  1S44  114  8,  1847  237*9.  1850  377'8  MeUen. 
Im  J.  1847  wurde  dann  zuerst  die  Anlage  der  Ostbahn  u.  d.  Saarbr.  Bahn  auf 
Staatskosten  beschlossen,   1848  begonnen,  1849  von  den  Kammern  genehmigt. 

45' 
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Ebenso  sind  von  vornh«  rein  auf  Staatskosten  gebaut  die  neueren  Erweiterungen  diese  i 
Neiden  Bahnen ,  ferner  die  Berliner  Verbindungsbahn  (alte  und  1871  eröffnei 
neue.  Dagegen  wurde  die  von  einer  Gesellschaft  gebaute  Niederschlcs.-Märk. 
B.  (Berl.-Bre9l.)  1850  in  Staatsverwaltung  übernommen  u.  1852  gekauft  u.  die  mit  ihr 
verbundene  Sehl  es.  Gcbirgsb.  dann  spater  auch  auf  Staatskosten  gebaut;  ebenso 
wurde  die  Westfäl.  B.  von  einer  Gesellschaft  begonnen,  noch  vor  ihrer  Vollendung 
Ib50  v.  Staate  übernommen,  1854  die  Münster- Hamm  er  Bahn  dazu  gekauft  um* 
sie  auf  Staatskosten  erweitert.  Die  genannten  Bahnen  bilden  die  alte  reo  Staats- 
b  all  neu  d.  alten  Provinzen,  in  G.  K.  1869  268  3  Meil.,  1472  Mill.  Thlr.  verwendete 
Kapital  oder  p.  M.  549,000  Thlr.  Anf.  187«  betrug  ihre  Länge  2753  KiL.  Auf.  1*77 
2790  KU.  mit  721  8  Mill.  M.  verwendetem  Kapital,  p.  Kil.  258,000  M.  In  Folge  der 
1866er  Annexionen  fielen  dein  preuss.  Staate  die  samintlich  auf  Staatskosten  gebauten 
haun.  ausschliessl.  Staatshahusystem  in  d.  ehem.  Kon.  Hannover,  womit  1S41  begonnen  — 
Linie  Braunschweig-Hannover-Minden,  dann  Harbun:  Lehrte-Hildesheiin  — ,  1850  fort- 
gefahren. Sud-  u.  Westb),  die  eburhess.  u.  Krankt'.  Strecken  der  Main- Weser- 
bahn (Casscl-Frankf.  als  Staatshahn  der  3  betheiligten  Staaten  1*^45 — 46  begounen. 
1852  vollendet),  an  die  sich  dann  die  seitdem  gebaute  ßcbra-Hanauer  Staatsbahii 
auschloss,  ferner  die  nas  sau 'schon  Staatsbahnen  zu.  Letztere  waren  von  einer  Ge- 
sellschaft begonnen,  is,j^  vom  nass.  Staate  übernommen  und  weiter  ausgebaut.  Ge- 
sammtlänge  der  Staatsb.  der  neuen  Prov.  1869  1793  M. ,  102'7  Mill.  Thlr.  ver- 
wendetes Kap.,  p.  M.  '»73,000  Tbl.  A.  1876  war  die  Länge  dieser  Staatsbahnen  der 
neuen  Provinzen  15*» 2  Kil.,  Anf.  1*77  (mit  Einrechn.  der  1*76  angekauften  Halle- 
Cass.  Balm)  1*02  Kil.  mit  4791  Mill.  M.  verwendetem  Kapital  od.  p.  Kil.  266,000  M 
In  Schlesw. -Holst,  bestaudeu  und  bestehen  noeh  jetzt  <.I883^  nur  Privatbabnen. 
Eine  Veriiusserung  von  Staatsbahneii  ist  bisher  in  Preussen  nicht  vorgekommen,  eiu 
Vertrag  der  Regierung  über  d.  Verkauf  der  westfal.  Staatsb.  an  die  Berg.-Mark.  G->. 
wurde  v.  Landtag  nicht  genehmigt.  Auch  eine  Verwalt.  v.  Staatsb.  durch  Privat- 
ües.  besteht  nicht.  Dass  man  schon  von  Anfang  an  nicht  durchaus  d.  Privattahnsysteni 
für  immer  behalten  wollte,  zeigen  die  Vorbehalte  de*  tj.  42  d.  Eisenbahn  res.  v.  1VJ\ 
Leider  fehlte  bis  vor  Kurzem  noch  immer  eine  directe  Verbindung  des  öst- 
lichen Staats-Bahnnetzes  der  alten  und  de^  westlichen  der  neuen  Provinze«. 
Durch  den  Erwerb  der  Halle-Casseler  Bahn  u.  durch  die  sogen.  Berlin -Wetzlar  Bahn 
wurde  diese  Lücke  zunächst  ergänzt. 

Dazu  kam  schon  langer  Staat  she  trieb  von  P  riv a  t bahnen.  Die  vom  Staate 
verwalteten  Privatbahu  en  werden  auf  Keehnung  der  betrellend'-n  Gesellschaften 
geführt,  u.  wenigstens  geraume  Zeit  mit  sehr  günstigem  bilanziellen  Erfolg.  Es  waren 
bis  zu  den  neuesten  „Verstaatlichungen"  die  (mit  der  Überseht,  fusionirte'  Wilhelmsb. 
l'osel- Oderbeig).  die  Oherschle.s.  «Hauptb.  v.  Cosel  nach  Breslau  nebst  Zweiten 
BresL-Pos.-Olug.  u.  Pos.-Starg.  u.  a.  m..  im  G.  Anf.  1*»77  mit  «I.  Hutten  revierbahnen 
1682  Kil.\  wonach  das  ganze  Halinnet/  östlich  von  Berlin  (ausser  in  der  Kichmn^ 
nach  Pommern):  nach  Üstpretiss..  Kussl.,  Polen,  Sohle>ien.  Galicien  u.  Oest.-Schlesien 
unter  Staatsverwalt.  stand;  ferner  die  all  malig  sein  erweitert«  (Anf.  1 5)77  1290  Kil.  > 
Berg.- Mark.  B..  weh  be  mit  der  früh.  hc^s.  Nordb.  fusionirt  war  u.  mit  der  Westfal. 
Staatsb.  zusamm<-n  eine  mächtige  Ooncurreiitin  der  Löln.-Mind.  Privatb.  bildete.  Durch 
die  hess.  Nord  bahn  war  sie  mit  dem  Staatsbahnsystem  in  d.  Provinz.  Hesseu.  Haauover. 
Sachsen  u.  in  Nassau  verbunden.  Endlieh  stand  die  Khein-Nahcb.  122  Kil )  u. 
die  Münster-Enscheder  B.  (56)  unter  Staatsverwaltung.  Mit  Hülfe  der  ersteren  konnte 
die  Verbindung  mit  der  Nas».  Staatsbahn  über  Bingcn-Kudesheim  hergestellt  werden. 
Die  Nahebahn  sc  bloss  sich  an  die  Saarbr.  u.  durch  diese  an  die  Elsäss.-Lot  hrinjr 
Reichsbahnen  (A.  1*77  925  Kiü  an.  welche  das  D.  Keich  für  325  Mill.  Kr.  ohne 
lahrmaterial  übernalim  (A.  1877  verwend;  Kap.  schon  'A\\"l  Mill.  M.  od.  p.  Kilon 
397.001»  M.)  So  bestanden  schon  um  die  Mitte  der  70er  Jahre  im  Osten 
ii.  Westen  des  preuss.  Staats  grosse  Netz«  v.  Staatsb.  oder  unter  Ver- 
walt. des  Staats  stehenden  Privat  ha  hu  eu,  von  ersteren  A.  1*77  4593.  roii 
letzteren  3150  Kil..  zusammen  7743  Kil. 

In  diesem  Stadium  der  Entwicklung  tauchte  das  Reichscisenbabnproject  auf 
Die  preuss.  Staatsregierung  liess  sieh  durch  d.  Ges.  v.  l.Juni  1876  ermiebtigen.  w« 
dem  Deutschen  Reiche  in  Unterhandlung  nber  die  L'ebertragung  des  gesammten  preos> 
Staatseisenbahnbesitzes  u.  aller  Rechte  u.  s.  w.  an  Privatbahnen  anf  das  Reich  'u 
tr.  feii.    Indessen  kam  dies  Projert  nicht  zur  Ausführung,  wohl  vornehmlich  »crei. 
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politischer  Abneigung  der  Mittelstaaten  gegen  ein.-  solche  politisch  freilich  so 
erwünschte  Stärkung  der  l'entralgewalt  u.  ungeachtet  der  eminenten  volkswirthsch.  u. 
v erkehrspolit  Gründe,  welche  dafür  sprachen.  Nachdem  das  entschieden  war,  ging 
Prcussen,  —  wie  schon  sofort  unter  dem  Einfluss  jenes  Projects  Bai  er  n  (Ostbahnen) 
u.  K.  Sachsen  —  mit  grosser  Energie  daran,  seinen  Staatsbahnbesitz  durch  Er- 
werbung von  Privatbahnen  zu  arrondiren  :  und  /war  nicht  nur,  wie  sciion  mehrfach 
'»Uber  von  kleinen  einzelnen  Haiinen,  die  in  Nothstand  waren,  oder  von  einzelnen 
Verbindungsstrecken,  sondern  vou  grossen,  auch  gut  fiindirten.  wenn  auch  durch 
die  Kentenvcrminderunjren  in  den  70er  Jahren  wohlfeiler  gewordenen  Unternehmungen. 
Zum  Erwerb  bediente  man  sich  der  Clausein  des  Eisenb.gesetzes  v.  1838  nicht  u. 
konnte  das  auch  schwer.  Ebensowenig  wurde  an  Zwangscnteignungsmassrcgeln  gedacht. 
Man  ging:  vielmehr  durchaus  auf  dem  Wege  der  Vertrasrsschlusso  vor  u.  erwarb 
dabei  freilich  die  meisten  Bahnen,  wo  nicht  Uber  ihrem  wirklichen  dauernden  Werth, 
so  zu  einem  mit  dem  (/Ursstande  der  Actien  in  keinem  Vcrhältniss  stehenden 
höheren  Preise.  Die  Actionäre  haben  so  vielfach  erheblich  gewonnen.  Denn  selbst 
in  den  Fällen,  wo  die  vom  Staate  gewährte  Rente  die  bisherige  Actienrente  nicht 
übertraf,  war  der  Curs  der  Staatsrente  beträchtlich  hoher  als  derjenige  der  Actien 
vor  der  Aussicht  auf  die  Verstaatlichung  der  Bahn.  Der  Staat  hat  gleichwohl  Dank 
seiner  guten  Verwaltung  u.  dem  wieder  erfolgten  Verkebrsaufschwung  kein  schlechtes 
«ieschaft  gemacht  u.  noch  Ueberschüsse  erzielt.  Bei  der  Beurthcilung  der  Rentabilität 
•ha  preuss.  (ähnlich  des  k.  sächs.  u.  baier.)  Staatsbahnnetzes  ist  aber  des  relativ 
t heueren  Preises  der  jüngst  verstaatlichten  Bahnen  zu  gedenken. 

Die  wichtigsten  „Verstaatlichuniren*'  betrafen:  das  Priv.eisenb.unternehmeu  Berl.- 
Stettin  (Vertr.  v.  13.  Juni  1879;  gegen  eine  Actienrente  v.  i9/t°f0:  die  hinterpomm. 
Zweigbahn  dieser  (iesellsch.  war  schon  E.  1677  aufgrund  der  Zinsgarantieverträge  in 
d.  Verwalt.  des  Staats  ubergegangen»;  Magdeb.-Halberst.  (Vertr.  v.  5.  Juni  187U : 
gegen  eine  Rente  f.  d.  verschied.  Actienkategoriecn  von  6,  3'/9  o-  5u/<,);  llannover- 
Altenbecken  (Vertr.  v.  S.  Juli  1879:  gegen  einen  Preis  v.  18%  f.  d.  Stammactie 
u.  30%  f.  d.  Stprior.actie);  Köln-Minden  (Vertr.  v.  27.  Aug..  10.  Oct.  1879; 
.regen  6°j0  Actienrente).  Ueber  den  Erwerb  dieser  4  Bahnen  wurde  d.  Oes.  vom 
20.  Dec.  1S79  erlassen,  dem  die  bezugl.  Verträge  beigefügt  sind.  Diese  erste  grosse 
Verstaatlichungsoperation  umfasste  dann  noch  den  Erwerb  der  Uerl.- Potsdam  er 
Hahn  (Vertr.  v.  24.  Dec.  1879;  gegen  4°/0  Actienrente)  u.  der  Rheinischen  Bahn 
(Yert.  v.  3./18.  Dec.  1879;  gegen  67t7o.  ^>ei  eintjr  Kategor.  gegen  4%  Actieurente). 
Ucber  d.  Erwerb  dieser  2  Bahnen  Ges.  v.  14.  l  ehr.  1S80.  So  war  der  Staat  in  den 
Kesitz  der  westlichen  u.  der  mittleren,  Berlin  mit  dem  Westen  verbindenden, 
sowie  der  nördlichen  Routen  (nach  Pommern)  gelangt.  Erwerb  d.  kl.  Homburger 
R  f.  PS  Mill.  M.  'Ges.  v.  25.  Febr.  18SO),  dsgl.  des  grossh  hess.  Antheils  au  d. 
Main-Wcscr  B.  [Oes.  v.  7.  März  1880,  f.  178/4  Mill.  M  ).  Eine  zweite  grosse  Vei- 
staatl. Operation  fand  1882  statt,  nachdem  inzwischen  mehrfache  Erweiterungen  des 
Staatsb.nctzes.  u.  \.  nach  Ges.  v.  25.  Febr.  1881  auch  die  Herstellung  einer  Reihe 
von  kleinen  Bahnen  „nntergeordn.  Bedeutung"  erfolgt  waren.  Durch  Ges.  v.  7.  Dec.  1881 
worden  6  Privatbahnen  erworben:  Berg.- mark.  B.  nach  Vertr.  v.  7.  Dec.  18M, 
gegen  5°/„  Actienrente ,  das  Unternehmen  hatte  schon  bisher  unter  Staats  verwalt.  ge- 
standen; Thür.  B..  Vertr.  v.  29.  Oct.  IbSl  gegen  97// 0  Actienrente.  unter  gleich- 
zeitiger Ablösung  der  finanz.  Betheiligung  der  thur.  Staaten  an  dieser  Bahn  durch 
Preossen;  Bcrlin-Görlitzer  B.,  Vertr.  v.  14.  Nov.  1*>M,  gegen  eineu  Preis  v. 
1»00  M.  4°/0  consol.  Anl.  f.  2400  M.  Stammacticn  u.  v.600  M.  diesor  Anleihen  f.  600  M. 
Stammprior.actie ;  Cottbus-Grosscnhain.  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881  gegen  3  u.  bei. 
i>0/0  Actienrente;  Märk.-Posencr  B..  Vertr.  v.  14.  Nov.  1S81,  gegen  einen  Preis 
in  4°/„  consol.  Anleihe  v.  000  M.  f.  1500  M.  Stammactien  u.  von  5700  M.  f.  4*00  M. 
Stprior-actien  (nebst  kl.  Zuzahlung):  Khein-Naheb.,  Vertr.  v.  6./16.  Jan.  1S82.  gegen 
'inen  Preis  v.  200  M.  470  consol.  Anloihe  u.  10  M.  '»aar  f.  1200  M.  Actien.  Durch 
«in  weitres  Ges.  v.  13.  Mai  1882  wurde  auch  das  wichtige  Berl.-An halt  sehe 
F.isenbahnunternehinen  —  die  Hauptverbindung  mit  Sachsen,  Baiern  u.  Thüringen  - 
erworben.  Vertr.  v.  s.  März  1882,  gegen  6%  Actienrente.  Die  Form  der  Erwerbung 
war  in  diesen  Fällen  regelmässig  die  eines  „Vcrwaltungs-  u.  ßetriebsuber- 
I  assuntrsv ertrag s  auf  ewige  Zeiten  an  den  Staat",  wobei  der  Staat  das  Unter- 
nehmen auf  eigene  Rechnung  betreibt  u.  der  Eigenthumserwerb  u.  die  Liquidation 
«ler  Gesellschaften  eventuell  für  später  ins  Auge  gefasst  wird.    Man  entging  m>  den 
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sonstig«!!)  Schwierigkeiten  einer  Neuregelung  der  Verhältnisse  der  Prior.obligationeii 
bei  allgemeiner  sofortiger  Auflösung  der  Gesellschaften.  Die  Rechtsverhältnisse  der 
Prior.obligationen  blieben  zunächst  dieselben.  Eine  thcilweisc  Kündigung  (behufs 
Zinsred uctioti  u.  sonst)  u.  Convention  v.  Prior.oblig.  in  consol.  Aulcihe  hat  übrigens 
schon  stattgefunden.  Die  Einlösung  der  Actieu  mittelst  auszugebender  consolid.  (4",V 
Staatsanieiben  wurde  vorbehalten.  Durch  diese  beiden  grossen  Verstaaüichungsoperationen 
ist  das  Privateiscnbabnwcsen  in  Preussen  sehr  eingeengt.  Mit  Ausnahme  der  eigen? 
verwalteten  Herl. -Hamb.  Halm  (427  Kiü  sind  die  Hauptrouten  v.  Berlin  aus  schon  in 
Staatsbesitz,  die  directe  Berl.-Dresd.  Hahn  wenigstens  in  Staatsverwaltung.  An  b - 
deutenderen  Priv.bahnen  sind  nur  noch  Übrig  geblieben :  die  Oberschlesischc  (1590  Kil 
f.  1881,  wovon  137  Kil.  Secundärbahneu) .  in  Staatsverwaltung  stehend;  die  Rechtt- 
Oder-Uferb.,  in  eigener  Verwalt.  (315  Kil.r,  die  Bresl.-Freib.-Scbweidn.-Gesellsch. 
(599  Kiü:  die  Altona-Kieler  B.  (288  KiÜ;  die  schlesw.  H.  (237  Kil.);  ausserdem 
eine  Anzahl  meist  kleinerer,  jedenfalls  unbedeutenderer  Priv.bahnen  in  verschied. 
Provinzen.  Der  Erwerb  der  wichtigsten  dieser  noch  restiren  den  Priv.bahnen ,  iu>b»  - 
auch  der  Herl  -Hamb-,  Altona- Kieler,  Uberschles. ,  Rechte-Oder-Uferb. ,  BresL-Freib.- 
Schweidn.  ist  im  Sommer  1888  in  Aussicht  genommen  u.  würde  eine  dritte  gros1« 
Verstaatl.operatiou  bilden.  (Vorlagen  darüber  an  d.  Landtag  im  Nov.  1883).  Damit 
würde  im  Wesentlichen  das  preuss.  -  norddeutsche  Bahnnetz  fast  ganz  in  Staatsbesitz 
gelangt  sein  u.  sich,  inbegriffen  die  neuen  in  Hau  belindlichen  Strecken  auf  c.  19000  Kil 
belaufen.  Am  1.  April  1SS3  war  der  Staatsbesitz  bereits  15.403  Kil..  der  sich  im 
J.  1883/84  durch  neu  eröffnete  oder  noch  zu  eröffnende  Strecken  auf  15.967  Kil.  er- 
weitert: mehr  als  das  Dreifache  des  Besitzes  in  1877. 

Natürlich  hat  sich  die  Schuld  des  preuss.  Staats  durch  diese  Verstaatlichung 
v.  Privatbabnen  u  durch  die  erfolgten  Neubauten  stark  vermehrt  Die  finani 
Regelung  dieser  Eisenbahnschuld  ist  durch  Ges.  v.  27.  März  1882  betr.  die  Ver- 
wendung der  Jahrcsüberschusse  der  Verwalt.  der  Eiscnb.angelcgcnheiten  erfolgt.  Prit»- 
cipiell  wichtig  ist  hierbei  die  aparte  Behandlung  dieses  erheblichsten  modernen 
„Domanialobjects"  in  der  Finanzwirthschaft  u.  die  Festsetzung  einer  besonderen 
Tilgung  der  Eisonbahnschuld.  Letztere  ward  f.  d.  1.  Apr.  1*80  auf  14^8.858.100  M.  be- 
stimmt. Derselben  wachsen  in  der  Regel  zu:  die  auf  Grund  neuer  Credite  f.  Bahnen  auf- 
genommenen Schulden,  die  Beträge  der  im  Staat^haush  et.  ausserord.  oder  durch 
bes.  Gesetze  bewilligten  Summen,  dio  im  Kall  des  Eigeuthumserwerbs  von  verstaat- 
lichten Hahnen  selbstschuldnerisch  zu  übernehmenden,  auf  die  Hauptverwaltung  d>i 
Staatsschulden  übergegangenen  Prior.schulden.  Die  Eiscnh.schuld  vermindert  mcIi 
dagegen  um  die  erfolgte  Tilgung.  Durch  die  verschiedenen  Finanzoperationen  seit 
I.  Apr.  1880  ist  die  Schuld  im  Et.  f.  1883/84  auf  2091, «44,489  M.  angewachsen. 
Hierbei  sind  nur  die  erfolgten  Conversioncn  von  Actieu  u.  Prioritäten  in  consol. 
Anleihe  eingerechnet.  Diese  Schuld  ist  nun  nach  dem  gen.  Gesetz  zunächst  aus  «1. 
Ueberschuss  der  Eiseub. Verwaltung  zu  verzinsen  (nach  gen.  (res.  63,914.324  M-. 
welchem  Betrage  die  Zinsen  neuer  Eisenb.schuldcu  u.  40/„  Zinsen  f.  andere,  an* 
Staatsmitteln  beschaffte  Summen  hinzutreten;  im  Et  f.  1883/84  ist  die  Zinssumme  auf 
109,487,1-79  M.  berechnet);  vom  Rcstüberschuss  sind  erforderL  Falls  2*2  Mill.  M 
eines  sonst  etwa  durch  Anleihen  zu  deckenden  Delicits  zu  verwenden:  der  weiter 
Rest  ist  zu  einer  jährlich  mit  3/«0/o  erfolgeuden  Tilgung  der  Eisenb.schuld  bestimmt, 
eine  Tilgung  über  diesen  Betrag  hinaus  hängt  von  neuer  Bestimmung  des  Staatshaush- 
etats  ab.  Hiernach  wären  f.  1883/84  20,187.3."!4  M.  zu  tilgen  gewesen.  Diese  Sonnoi- 
würde  nach  den  Voranschlägen  f.  1*383/84  voll  erreicht  se^n.  wenn  nicht  vom  Ueber- 
schuss der  Eisenb.verwalt.  jene  2*2  Mill.  M.  zur  Deficitdeckung  in  diesem  Jahre  ab- 
gingen. So  steht  zur  Tilgung  nur  18,458.296  M.  zur  Verwendung,  also  1,729.038  M. 
weniger  als  die  a/4  Tilgungsquote.  Im  Ergebniss  wird  der  Ueberschuss  f.  1883/M 
aber  mnthmasslich  bisher  sein.  Der  Et.  d.  preuss.  Eisenb.verwalt.  ergiebt  f.  1883*4 
517-72  Mill.  M.  Einnahme,  384*58  M.  M.  ord.  Ausgabe  rincl.  der  Zins-,  Reoten- 
u.  Amortis.bcträge  aus  den  seit  1879  abgeschlossenen  Vcrstaatlichungsvertrisren 
130*15  M.  M.  Ueberschuss.  Di<-  hier  in  der  „Ausgabe"  eingerechn.  Zins-.  Rentt«- 
u.  Amortbeträge  belaufen  sich  auf  86117  M.  M.  f.  noch  nicht  in  Consols  Converting 
Actien  u.  Prior.oblig..  hierunter  allein  10.421,524  M.  M.  Amortis.summe .  welcher 
Betrag  daher  dem  „Ueberschuss"  eigentlich  zuzurechnen  wäre.  Die  EiscnbahnschoM 
zuzüglich  der  Schuld  au»  nicht  couvertirten  Actien  u.  Prioritäten  wird  also  aus  den 
Hetriebsuberschüsscn  trotz  des  theuereu  Preises  der  verstaatlichten  Privat  bahnen  nicht 


Digitized  by  Google 


Eisenbahnen  in  Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten. 


711 


nur  vollständig  Terzinst  <i  d.  mit  I M>*ci4  M.  M.  oder  p.  KU.  c.  11,000  M.j.  es  steht 
auch  noch  ein  Best  dieses  Ueberschussc?  mit  31*08  M.  M.  zu  Tilgungen  oder  zu  anderen 
Staatsausgaben  zur  Verfügung,  so  dass  eine  Eisenbahn rentc  von  c.  4*/4— 5°/0  füur  jetzt 
angenommen  werden  kann.  Dieselbe  wird  thatsächlich  im  laufenden  Jahre  höher  sein. 
Sie  unterließt  natürlich  gewissen  Schwankungen.  Aber  auch  trotz  des  thouere.n  Erwerbs 
der  verstaatlichten  Priv. Kulmen  darf  au<  Ii  finanziell  das  preussische  Staatsbahnwesen 
als  gesichert  fundirt  u.  aus  seinen  Beinerträgen  allein  sich  verzinsend  u.  sein  Aulage- 
kapital allmälig  tilgend  angesehen  werden.  S.  v.  d.  Leyen.  Durchfuhr,  d.  Staatsb.- 
systems  in  Preussen,  in  Schmollers  Jahrb.  d.  D.  Beichs  18*3  H.  2,  S.  80. 

Im  K.  Sachsen  waren  seit  lange,  mit  Ausnahme  der  alten  Leipz.-Dresd.  Priv.- 
Bahn  u.  ihrer  neueren  Verzweigungen,  femer  einiger  neueren  kleinen,  meist  unter 
Maatsverwalt.  stehenden  Strecken,  alle  Bahnen  eigentl.  Staatsbahnen.  Die  Sachs.- 
BOhm.  Bahn  (1842 — 45  begonnen  ',  die  neueren  (iebirgsb.  u.  and.  m.  sind  auf  Staats- 
kosten angelegt,  die  Sitchs .-Baier.  B.  (Leipz.-Hof)  ging  1*>47 ,  die  Chemnitz- 
ßi  esaer,  die  Sachs. -Sc  hl  es.  1851  von  üesellschaften  verkaufsweise  un  den  Staat 
ül>er.  Im  J.  1S7G  ist  das  sächs.  Staat>balinnet/  durch  den  rasch  bewerkstelligten  An- 
kauf fast  des  ganzen  Best 's  der  Privat  bahnen ,  bes.  der  Leipz.-Dresd.  28a  Eil.)  sehr 
arrondirt  und  das  Staatsbahnsystem  /.um  so  srut  wie  ausschliesslich  herrschenden  ge- 
macht worden.  Durch  weitere  Ankaufe  kl.  Priv.bahnstrecken  ist  es  jetzt  dahin  ge- 
kommen, dass  es  unter  eigener  Verwalt.  gar  keine,  unter  Staatsvcrwalt.  nur  noch  kleine 
Strecken  Priv.bahnen  giebt  Länge  Auf.  1877  lüf>h  KU..  Kapitalaufwand  3808  MiU.  M., 
p.  KU.  (excl.  einige  kl.  neue  Strecken)  323,000  M.  Privatb.  in  Staatsvorw.  126  KU. 
Daten  für  1882  s.  o.  S.  707. 

Die  Mccklonb.  B.  hat  wechselnde  Schicksale  gehabt.  Die  Bahnen  der  ehem. 
Mccklenb.  Eisenbahngesellschart  (1844 — 40  gegr.)  sind  eine  Zeit  lang  an  den  Gross- 
herzog  v.  Meckleub.-Schwerin  ubergegangen  gewesen  im  Wege  des  Kaufs,  konnten  also 
eher  zu  den  Staatsbahnen  gereclinet  werden.  Eine  Strecke  davon  hatte  schon  1844 
auf  Staatskosten  gebaut  werden  sollen.  1873  sind  diese  Bahnen  aber  an  eine  Acüen- 
sesellschaft  ubergegangeu  <A.  1877  321  KU.,  431  Mill.  M.  verwendetes  Kap..  p.  KU. 
134.000  M.  —  Länge  18s  1  381  KU.).  Diese  Bückverwandlung  in  eine  Privatbahn 
hängt  mit  den  eigenthüml.  staatsrechU.  Verhaltnissen  des  Landes  zusammen. 

Die  Oldenb  Staatsb.  gehört  th.  dem  Staate  Oldenburg,  th.  Pruussen  (Wilhelms- 
halen-Oldenb.  u.  A.  rn  ).  wird  v.  Oldenburg.  Staat  verwaltet,  der  den  Betrieb  auf  der 
preuss.  Strecke  gegen  einen  best.  Antheil  an  der  Bruttoeinu.  fuhrt,  u.  liegt  mit  auf 
preuss.  u.  brem.  tiebiete.  Sie  hat  neuerdings  Erweiterungen  erfahren.  Auf.  1^77  J04 
KU.  Lange.  18S2  ohne  Wilh.h.-Oldenb.  281  KU. 

Die  Braunschw.  Staatsbahnen,  die  schon  lb37  als  solche  angelegt  u.  allmälig 
zu  einem  kl.  Netz  ausgebaut  worden  waren,  sind  durch  Veitr.  v.  8.  Marz  1870  an  die 
Darinst.  Bank  u.  von  dieser  an  eine  Gesellschaft  Ubergegangen ,  hinter  welcher  die 
Berg.-Mark.  u.  Berlin -Magdeb.  Gesellschaften  stehen,  die  den  ganzen  Actienbesitz  aus- 
schliesslich in  Händen  haben.  Kaufpreis  11  Mill.  Thlr.  u.  v.  1.  Jan.  1800  an  64  J. 
lang  eine  Annuität  von  875.000  Thlr.  (bei  bloss  13*4  Mill.  Thlr.  ursprüngl.  Kosten), 
wogegen  die  Verwaltung  v.  diesem  Zeitraum  an  schon  auf  Kechnung  der  (ieseUschart 
geht.  Zum  Verkauf  der  trclfl.  situirten  Bahnen  führten  nicht  prineip.  GrUndc,  sond. 
voruehml.  pol  it.  Bücksichten  in  Betr.  der  Unsicherheit  der  Zukunft  des  Landes,  das 
»ich  so  einen  reichen  ProvinziaUonds  sicherte.  Unter  braunschw.  Verwalt.  steht  auch 
eine  kl.  preuss.  Grenzstrecko.  Länge  A.  1877  331  KU.  (nach  Stürmer  A.  1876  344), 
verwend.  Kapital  03  6  Mill.  M.,  p.  KU.  283,000  M.  Länge  1882  345  KU.  Da  die 
Actien  der  Bahn  mit  d.  2  Gesellschaften,  die  sie  besassen,  an  den  Staat  Prcussen 
gekommen  sind,  liegt  hier  jetzt  ein  bes.  eigentümliches  Verhältniss  vor.  In  d.  amtl. 
Eiscnb.statist.  werden  die  braunschw.  Bahnen  aber  als  Priv.bahnen  geführt. 

Von  norddeutschen  Kleinstaaten  haben  S.-Weim..  S.  Mein.,  S.-Cob- 
(iotha,  Schwa  rz  b  -Sondersh.,  Hamburg  (Hamb.-Bergedorf ,  an  d.  Bert -Hamb. 
Priv.b.gesellsch.  verpachtet),  Bremen  ( Uelzen  -  Lange wedcl .  wovon  d.  Betrieb  v.  Anf. 
au  d.  Magdeb.  -  Halberst.  Priv.b.gos.  überlassen  war)  kleine  eigene  Staatsb.strecken. 
z.  Th.  verpachtet  (so  die  kl.  thüring.  Bahnen  meist),  ausser  Antheilen  an  preuss. 
Staatsb.strecken  *  Bremen.  Schaumb.-Lippe  bisher).  Ausserhalb  Preussens  sind  auch 
in  Nord  deutsch!  and  jetzt  nur  noch  kleine  Privatbahnen  vorhanden,  die  z.  Th.  auch 
noch  preuss.  Gebiet  berühren.  Die  wichtigsten  in  Thüringen .  bes.  die  Werrabahn. 
^Lange  104  KU  ).] 
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Die  linier.  Staabbahneu  sind  grösstcutheils  gleich  auf  Staabkostcn  angelegt 
worden.  Eine  1830  gebildete  Actiengesellsch.  für  «1.  Bahn  Nurnb.  -  sächs.  Grenze 
gelangte  nicht  bis  zum  Beginn  der  Bauten  u.  wurde  1840  wieder  aufgelöst,  worauf 
der  Staat  die  Linie  baut*-.  Die  Linie  München  -  Augsb.  war  bis  1840  durch  eine 
1830/37  gegründete  Ges.  gebaut  worden  u.  wurde  dieser  1844  abgekauft.  Lange  Zeit 
bestanden  dann  im  ösü.  Baiern  ausser  der  LI.  B.  Nürub.-  Furth  nur  Staabbahneu.  bis 
1856  diu  (ies.  d.  Bai  er.  Ostbahnen  gegründet  wurde,  die  ihr  Netz  allmälig  stark 
ausdehnte  (E.  1800  82  5  Meil.,  1875  700  Kil.1.  An  diesem  Abgeben  v.  Staabbahn- 
system  scheinen  damals  theor.  Gründe  zu  Gunsten  der  Privatb.  einen  gewissen  Anthcil 
gehabt  zu  haben.  Ausserdem  sind  v.  Gesellschaften  u.  r.  Gemeinden  ciue  Anzahl 
Zweigbahnen  gebaut,  welche  die  Staabbabn  gepachtet  hat.  Nach  längerer  Pause  ist 
d.  baier.  Staabbahusysteiu  seit  Ende  der  00 er  Jahre  wieder  in  grösserem  Umfang 
ausgedehnt  worden.  Durch  den  Ankauf  sämmtl.  Linien  der  baier.  Ostbahngesellsch. 
im  J.  1875  hat  Baiern  in  .»einem  compacten  rechbrhein.  Gebiet  seiu  StaabbahnsysMn. 
ähnlich  wie  Sachsen  das  seine,  neuerdings  sehr  arrondirt  u.  zum  allein  herrschenden 
gemacht  (mit  Ausn.  d.  Ludwigsbahu.  Nürnb.-Fürth.  d.  ältesten  deubcheu  Dampf b.  v. 
0  Kil.).  Anlagekusten  der  eigentl.  Staabbahneu  <excl.  Pachtbahnen)  E.  1875  715  s 
Mill.  M.  oder  p.  Kil.  231,000  M.  Nach  einer  dem  baier.  Landtage  gemachten  Auf- 
stellung sind  f.  Eisenbahnbau  u.  Dotationsmittel  der  baier.  Staabb.  v.  1842/43  bis  E. 

1881  verausgabt  2378  05  (V)  M.  M.,  dsgl.  f.  \  icii.albahueu  r.  1809  bis  E.  1881  10  93 
M.  M.  Nach  der  Keiehsverf.  hat  Baiern  auch  im  Eisenbahuwes,  in  der  Hauptsache 
eine  evemte  Stellung,  was  fur  die  Fragen  der  d.  ubchen  Eisenbahnpol.  wichtig  ist 
Die  Pachtbahnen  gehören  mehrfach  (iemeinden,  geben  aber  durch  Amortis.  d.  Baa- 
kapitals in  Staatsbesitz  Uber.  In  der  Pfalz  wurde  dagegen  das  Privat  bahnsyst.  allein 
beliebt  u.  bisher  erhalten.  Grund,  der  Pia!/.  Ludwigsbahn  1838  -  1844  I.E.  1860 
382  Meil.,  E.  1875  508  Kil.  1882  025  KiU 

Die  würtemb.  Staabbahneu  sind  alle  von  vorneherein  auf  Staabkosten  gebaut, 
womit  man  1842 — 43  begann,  nachdem  eine  1830  gebild  würtemb.  Eisenbabnges.  sich 
1838  wieder  aufgelöst  hatte.  Das  Netz  ist  in  den  letzten  Jahren  sehr  erweitert  worden. 
Die  einzige  Privatbahu  ist  die  kl.  Kirchheimer.  KI.  Grenzstrecken  sind  zw.  \V.  u.  Baiern 
wechselweise  verpachtet.  Auf.  1877  war  die  Länge  d.  würt.  Staabb.  1304  KU.,  ver- 
wendetes Kap.  352  "  Mill.  M  ,  p.  Kil.  274,000  M. 

Auch  die  bad.  Staabbabnen  sind  gleich  anfangs  als  solche  angelegt,  womit  schou 
1838  begonnen  wurde.  Spater  traten  einige  kl.  Privatbahnen,  th.  von  Privatges..  th. 
v.  Gemeinden  gebaut,  hinzu,  werden  aber  v.  d.  Staatsbahn  mit  verwaltet  Gross«;  Er- 
weiterung der  Staabbahnbauten  ueuerdings.  Ausserdem  ist  eine  baier.  Greuzstrecke 
gepachtet.  Lange  der  bad.  Staabbahneu  incl.  Pachtb.  Anf.  1877  UM  Kil.  mit  3385 
Mill.  M.  verwend.  Kap..  p.  Kil.  203,000  M. 

Die  grossen  th.  in  Hessen  lieg.  Main -Neckarb.  Fraukf.- Heidelb.  u.  Mannheim 
sollte  Ursprung),  von  einer  GeselLsch.  gebaut  werden,  die  aber  nicht  zu  Stande  kam. 
worauf  sie  1842  auf  Kosten  der  3  betheil.  Staaten  hergestellt  wurde.  Sie  gehört  auch 
jetzt  H«".scn.  Preusscn  (f.  Frank  f.)  u.  Baden  gemeinsam  u.  steht  unter  einer  eigenen, 
in  Darmstadt  domicil.  Directum.  (05  Kil.)  Ausserdem  hatte  Hessen  bis  18S0  den  Antheil 
an  d.  Main-W'eserb.  Durch  Ankauf  ist  1870  die  Hess.  Nordb.  v.  Staate  erworben. 
A.  1877  170  Kil..  48  7  Mill.  M.  verwend.  Kap.,  277,000  M.  p.  Kil.  Längt«  1882 
175  Kil.  Das  Privatbahnsystein  (Hess.-Ludwigsb.)  wurde  1844  —  47  eingeführt  u.  ist 
vorherrschend  geblieben  in  Sndhesseu.    l'mf.  der  Hess.  Ludwigsb.  A.  1877  500  KU., 

1882  021  Kil. 

Es  haben  sonach  von  Anfang  an  fast  alle  D.  Mi ttels taateu  das  Staats- 
bahnsystem  adoptirt  u.  sind  meistens  sogar  ausschliesslich  oder  doch 
weit  überwiegend  dabei  geblieben.  Polit  Gründe  mögen  dabei  mitgewirkt 
haben.  In  neuester  Zeit  haben  die  Mittelstaaten  dies  System  uoch  weiter  aus- 
gedehnt und  in  der  Haupbach*- zum  herrschenden  gemacht  (Bai er n ,  Sachsen), 
wozu  jetzt  wohl  wesentlich  politische  Momente  (Beziehaugen  zum  Reiche)  mit- 
gewirkt haben.  Die  bayrischen  und  badischen  Verhältnisse  bieten  zugleich  schon  ein 
Beispiel  passender  Betheiligung  der  Selbstverwaltungskörper  in  d.  Anlage  der  Bahn, 
mit  Ceberlassung  d.  Betriebs  an  den  Staat  Dagegen  hat  Preussen  erst  später 
u.  bis  vor  der  neuesten  Phase  mehr  nur  in  einzelnen  Fällen,  nicht  systema- 
tisch, das  Staabbahnsyptein  angenommen,  halb  und  halb  aber  schon  früher  durch 
L'ebernahme  der  Verwaltung  grosser  u.  wichtiger  Privatbahnen  auf  deu 
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Staat  das  Versäumte,  so  mochte  man  sagen,  gut  zu  machen  gesucht,  von  den  Vor- 
behalten des  §.  42  des  Eisenhahngcsetzes  v.  1S3S  abgesehen.  Im  Ganzen  hatte 
schon  in  der  Mitte  der  "Oer  Jahre  das  Staatsbahnsy sto m  in  Deutsch- 
land die  Oberhand  u.  hatte  durch  Einverleibung  von  Privat  bahnen  zu- 
geuoinmen,  wahrend  die  zwei  e  i  n  z  i  g  c  n  Beispiele  eines  Uobergangs  v.  Staa ts- 
bahnen  an  Gesellschaften,  das  braunschw.  u.  mecklenb.,  sich  aus  den 
eigenthüinl.  polit.  Verhältnissen  der  Länder  erklären.  Durch  die  erwähnten  Er- 
werbungen von  Privatbahnen  Seitens  d<  r  einzelneu  Staaten  u.  durch  d.  rüstigen  Aus- 
bau des  Staatsbahnnetzes  war  es  dahin  gekommen,  dass  im  Deutschen  Reiche,  oh  in; 
Baiem,  E.  1*70  die  Lauge  der  Staatsbahnen  Und.  Pachtb.)  schon  10.282  KU.,  der 
Privatbahnen  in  S  taatsve  rwalt.  «11  Ml,  d.  Privat  bahnen  in  Privatverwalt.  nur 
noch  1  1,530  KU.  war.  Immerhin  waren  bis  vor  Kurzem  aber  sehr  wichtige  Routen 
zwischen  der  belg.  Grenze,  dem  Rhein  einer-,  der  Oder  und  Ostsee 
andererseits  aul*  preuss.  Gebiete  im  Eigenth.  u.  der  Verwalt.  von  Gesell- 
schaften (namentlich  Rhein,  u.  Cöln-Miud  B.,  Thürini:,  u.  alle  Bahnen,  welche 
ungefähr  vou  der  Elbe  an,  von  Sachsen,  Mecklenb.,  Pommern  nach  Berlin  führen) 
geblieben,  während  in  Süddeutsch!,  nur  noch  zwei  bedeutendere  Bahn- 
gesellschaften existirten  (Hessische  und  Pfälzische  Ludwigshahn).  Erst  die 
jüngste  preuss.  Politik  der  Eisenbahnverstaatlichungen  hat  nuu  auch  in  Preussen 
u.  damit  in  No  rdde  utschland  das  Staatsbahnsystem  zum  herrschenden  gemacht. 
Wenn  die  gegenwärtig  (Ende  1*83)  augebahnten  VerstaaÜichungen  in  Preussen  durch- 
geführt sein  werden,  giebt  es  ausser  dem  gen.  mittelrliein.  pfälz.,  hess.  u.  dem  mecklenb. 
Gebiet  keine  wichtigeren  Privatbahnen  mehr.  Deutschland  hat  das 
grosse  moderne  Wirt h schaftsproblem  des  Eisenbahnwesens  vor  allen 
Ländern  der  Welt  zuerst  voll  im  Sinne  des  Staatsbahnprincips  ge- 
löst. Bei  einer  Beurtheilung  der  Leistungen  der  deutschen  Privatbahnen  verglichen 
mit  fremden  darf  man  gewiss  nicht  vergessen,  dass  die  Verbreitung  des  Staatsbahn- 
systems u.  die  durch  dieses  geschall.  Concurreuz  wahrscheinlich  manche  anderswo  zu 
findenden  Uebel  des  Privat  bahn  Systems  nicht  hat  aufkommen  lassen;  —  freilich  viel- 
leicht auch  vice  versa. 

Die  Staatsschuld  ist  allerdings  durch  das  Staatsbahn wesen  sehr  vermehrt,  wie 
die.  angegeb.  Daten  schon  zeigten,  aber  sie  verzinst  u.  tilgt  sich  aus  Einnahmen  der 
Bahnen  doch  im  Ganzen.  Betrag  aller  D.  Eisenbahnschulden  1*70,  nach  Herrn. 
Wagner,  Goth.  Alm.  1*72,  S.  31t.  570  MÜ1.  Thlr.  neben  544  0  Mill.  Thlr.  sonst. 
Schulden,  nemlich  entere  in  Preussen  102*7 ,  Baiern  934,  Sachsen  75.  Wnrt 
*0.  Baden  71*7  Mill.  Thlr.;  f.  E.  1*75  wird  das  verwendete  Anlagekapital  von 
23.191  KU.  Bahn.  (exel.  Baiern)  auf  5070*4  Mill.  M.  amtlich  angegeben,  wovon  f. 
VJ74  KU.  Staatsb.  24 13  3  Mill.  M..  200.000  M.  p.  KU.,  f.  270*  KU.  Privatb.  in  Staats- 
verwaltung 820  *  Mill.  M.,  30.- ,000  M.  p.  Kil  ,  f.  11,490  KU.  Privatb.  in  Privat- 
verwalt. 2727  2  Mill.  M..  237,000  M.  p.  K.  —  Kur  alle  deutschon  Bahnen  ver- 
anschlagt Sturm  er.  II.  20: 

Lämre  Kil.    verweiid.  Kap.  Mill.  M.    p.  Kil.  Mark 

956  5  163.000 
2138*  103.000 
11007  220.000 
704S-*  25I.00H 
S735  1  | 

}  249,1100 
*877  5  I 

Der  Reichseisenbahnplau  ist  vorläulig  zurückgetreten.  M.  K.  ist  er  die  Coiise<|ueu: 
des  Staatsbahnprincips  und  der  deutschen  polit.  Verhältnisse,  nach  welchen  da* 
Reich  die  dem  Staate  gebührenden  Aufgaben  im  Verkehrswesen  in  Deutschland  ^u 
ubernehmen  hat.  S.  die  Debatten  auf  dem  l'ongr.  in  Bremen,  wo  eine  dieser  Ansicht 
gegnerische  von  Nasse  verfochten  wurde.  Weitere  Consolidationen  der  Eisen  bahn- 
verwaltungs- Verhältnisse  in  den  Kleinstaaten  (Mecklenb.,  Oldeiib.,  Thüringen,  Hamburg, 
wohl  auch  Hessen)  u.  wenigstens  hier  im  Anschluss  an  preuss.  Staatsbahnvcrwaltungeii 
•dnd  doch  wohl  unausbleiblich,  so  dass  dann  das  gesaminte  deutsche  Eisenbahnwesen 
wenigstens  auf  6  grosse  Complexe  (unter  Voraussetzung  der  schon  eingeleiteten 
weiteren  Verstaatlichung  der  wichtigsten  preuss.  Privatbahnen)  reducirt  wurde. 


E.  1S50 

5,856 

E.  1860 

11,0*0 

E.  1870 

18.667 

E.  1875 

28,083 

(Amt).  StaL)  1881 

33,645 

(Aender.  weg. 

Eig.th.wechsl.)  1**1 

33,045 
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■  *  ■      rrtioh.  Hier  wax  die  Entaickluug  unter  dem  Einflüsse  einer  wechselnden 
Puütü  u_  sjifeer  u  Folr*-  der  Fiuanzitoth,  die  zur  Anspannung  des  durch  die  Staats- 
T-efcfceaon- a  Rcalcrcdits  nöthiirtc,  .  im-  ganz  ander*;  ab  in  Deutschland.  Im 
a  -  E3*«b*h:Ura.  1  vHT.  behielt  sich  der  Staat  das  Recht,  Ei«±en- 
• atrt:  ;  -.  fc  »t?a  c.  zu  betreiben,  vor,  ohne  davon  einstweilen  Ge  braue  Ii 
na  :  r  ti  jc  wollen    Scliou  lV'tG  war  die  K.  I'erdin.-Nordbahnges.  (.Wien-schlev 
«»-tJaü-   t.  «*ai:     at:t  Abz«--ic.  nach  Hrunu   coneess.  wonlen.  183b  wurde  die  Wicu- 
-  ertiv  r  ♦.»•■a.  ^-rruade?.  an  f.  zugleich  für  die  Linie  Wien-K'aab  u.  l'ressb.  Gleicli- 
w<..^  c~Jix  der  Soj»t  'Ml  —  42  zum  Staat*bahnsystein  über,  durch  welches  die 
H*i.T<i_L>ii  a^refiin  «erden  «olhvu  (Wien- Prag -sächs.  Grenze,  Wien-Triest.  westl 
*  i- .r-Kje -?a  .  Yeaedir-Mad.-Como  .    Die>  geschah  auch  grossentheils.    Kerner  wurde 
h  1  :-a  -  <uo*rni:*er  \\.  gekauft,  1S51  die  Kral».  -  Oberschi.  (1844  Tom  Freist. 
Lrxiai  Ti\t;«s>.  .  >50  du  tnuar.  t'cutralb.  übernommen .  so  dass  im  Beginn  der 
:  Jair-  a.N  Hauptbahnen  mit  Ausnahm--  der  wicht.  Fe  rd.-No  rdb 
t. 1      *ri»iw.-Liciz-<»mund.Pfcrdcb.)imEig<  ritb.  u.  Betrieb  des  Staats  waren. 

Ii  ±t:  Mitte  der  50.  r  Jahre  wurden  diese  sämuitl.  Bahnen  aber  rasch  nacb- 
•*3A.\-i>  :  a<k  a>  an  rrosse  zu  die-sem  Zwi  cke  neu  geurüiid.  Gesellschaften 
air-itr.«:  »i.  —  in  der  Form  gewöhnlich  für  90  Jahre  zur  Ausbeutung  überlassen. 
xa:i:  ewa  ein  >ähri.  Pachtgeld,  das  nur  bedingt  beim  Steigen  des  Reinertrags  über 
'cxk  jrw.  väari.  Rtvnt*  noch  hinzutritt,  sondern  gegen  eine  in  wenigen  Raten 
ra*ch  aacb  einander  fällige  Zahluns-  eines  grösseren  Kapitals.  Dabei 
wv&a  i>c  Kostet»  »ehr  thetiren  tSüdbahn  Wien-Triest!).  aber  noch  nicht  einmal 
ai>  caai  tvJI  adel  n  und  erst  in  den  Beginn  ihrer  Rentabilitätsperiode  getretenen 
Rai**»  w  i:  unter  den  Kosten  weggegeben,  obgleich  anfangs  der  günstige  Stand 
••*■>  üri\i»*Tit>  im  Sehluss  des  Krimkriegs  die  Yeräussc rutig  gerade  um  diese  Zeit 
c* x:\aua  haben  ma*.  Nur  der  zufällige  Umstand,  dass  Oesterreich  die  italieti. 
Pr^-*ij  a  KaM  darauf  verlor,  lässt  das  Verkaufsgeschäft  für  einen  Theil  «1er  Linien 
<r»&7  aa^un^ig  erscheinen.  Ausserdem  hat  spcciell  die  unkluge  u.  verfrühte 
IU:  Brack'«*,  iu  Folge  deren  ohne  irgend  genügende  Vorbereit,  die  Baarzahlun-: 

U  :.aer  Muaivertrag  sreuuss  am  1.  Jau.  1H59  aufgenommen  werden  sollte,  ta 
<ia^  a  v£*exr  raschen  \  cräusseruugen  der  Bahnen  beigetragen ,  ohne  Erfolg  für  den 
7».vl    Zuorx  wurden  1*54.55  auf  00  J.  v.  1S58  an  gerechnet  die  nördl.  (böhm- 
mal:,    s.  >uda>tl.  »unsar.t  Staatsbahnen  nebst  einem  grösseren  Bergw.-  u.  For=t- 
v<*pi.  v  jm  die  so«-.  Maatseisenbahngescllschaft  lösterr.-französ.,  vulgo  im 
fAft****rw*  ..Franzosen")  für  200  Mill.  Fr.  in  Edelmetall,  zahlbar  in  3«  Monab- 
r»>fta.  a'scetretvn.    Dann  folgten  1»5G  die  lomb.-venet  Hahnen  für  92  Jahre  (bis 
Abtreten,  wofür  TO  Mill.  Lire  binneu  5  Jahren  zu  zahlen  waren,  cTeiitoell 
^»  Mal.  »rhr.  /u  zahlen  aus  d.  Hälfte  des  7tt/0  Reinertr.  übersteig.  Gewinus,  statt 
wtv'her  Suaitu<  auch  eine  Abfindung  dos  Staats  mit  20  Mill.  L.  eintreten  konnte,  in 
t«  a  T  )    rnr  Hälft.«  zahlbar.    Rück  kaufsrecht  des  Staats  von  1SS9  au.  gemäss  den» 
w;rit  Krt-rag.  unt>  r  l  esthaltung  eine>  Minimums.    Ebenfalls  JS5G  wurden  begonnene 
S5**r>bah«o>trtv kr n  im  mittleren  Ungarn  der  Theissb.  gegen  Kapitalzahlung  über- 
»a>s<«     Dk  fort.  u.  im  Bau  begriüencn  galic.  Bahnen  (Krakau-Dembica  u.  Za'eigl».. 
IVüb  -KwMVv.Prxenpn  wurden  1S5S  bis  z.  J.  1952  abgetreten  für  13- 19  MilL  fl 
v  -M  .  ab«  r  erst  v.  l>t»3  an  in  10  Jahre- raten  zu  zahlen,  also  um  den  Di*coiit 
s.odruvt  amurvvhnen.    Kleine  andere  westgalic.  Strecken  kaufte  1S5S  die  Fcrd  - 
N^IK  ,}; »  Staa^  ab.   Endlich  wurden  1S5S  noch  d.  th.  fert.,  th.  begonnenen  südl. 
Vi -  VrttvMi  u.  Tiroler  Bahnen  an  die  mit  d<  r  Iombard.  (ies.  verbundenen  Sud- 
•AkAi:^  ab^x-tr.-tcn.  gx'gt'n  100  M  fl.  ö.W..  wovon  uur  10  Mill.  sofort,  weitere  60  MilL 
\  « >  rs.  h:  >i.  tu  n  Katen  von  1>.V>  —  06  u.  30  Mill.  überhaupt  nur  bedingungsweise  aus 
t  lUlfto  d^  eiwaicen  Keinenrags  über  7%  von  1S70  an  zu  entrichten  waren;  tön 
,*.,^s-t  f.Ahiüm  h  .tti  sich  d.  Ges..  contractlich  auch  mit  20  Mill.  fl.  Aversionalsuaimc. 
»    ; f  an       \  Raton  :ahH»ar.  Ivefreien  können;  über  diese  eventuelle  Schuld  ist  in 
.      \  .tra^v  ,^ih  1?.  M'ril  InOT  Art.  12  Neue*  verabredet  worden,  uenil.  Zahlung 
\*v      ^  d.o  H-.v!tiv:tr*i>  ülvr  IOT.000  fl.  p.  Meile  —  östr.  Netz  u.  venet.  Linien  - 
v    v     dj^{    „Kr  li o.ooo  rt..  k\Ut  20  Mill.  rl.  in  4  Raten  ä  5  Mill  11.  I  Nor. 
Tt-     Dnn-h  du  Abtretung  v  Lomb.  Venet  an  Italien  sind  diese  Verhältnisse 
x  ;«••%>  V .  •  :  $v«orden     tVnc^ss  ^lauert  bis  1954    Vorbehalt  d.  Wiedereinlö»ung  d. 
»V  >«    R«V.       x    ts,»  >         N-»4^'  l*nP'  venrebl.  Bemühungen  ist  im  J.  1876  «ine 
■.*..»..>;  -;.>\\^  ;r.  >...U»ahnuet.*i'*  xon  deit  derselben  Gescllsch.  gehörigen  Linien  im 
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K.  Italien  gelungen,  die  zu  neuen  Transactionen  zwischen  der  österr.  Kcgieruug  u. 
der  genannten  Gesellschaft  führte.  —  Die  meisten  Gesellschaften  hatten  Verpflichtungen 
zum  Ausbau  bestimmter  Linien  ül>crnehmcn  müssen.  Kur  fast  alle  diese  Bahnen  hat 
der  Staat  aber  noch  eine  Zinsgarantie  v.  5°/„  Zins  u.  Va%  Amortis.  gewährt.  Die 
Höhe  der  aus  diesen  und  späteren  Zinsgarantien  zu  zahlenden  Vorschüsse  ist  sehr 
liedeutend,  s.  die  Daten  oben  S.  457.  Sämmtl.  abgetretene  Hahnen  hatten  bis  E.  1S59 
836-26  Mill.  fl.  C.-M  gekostet  u.  waren  für  168  56  Mill.  fl.  C.-M.  <z.  Th.  in  Silber) 
verkauft  worden,  also  fast  genau  mit  50°/o  Verlust  (wenn  man  von  den  später  nur 
crentuell  fälligen  Zahlungen  abgeht),  —  im  Grunde  noch  mit  einem  grösseren,  da  der 
liewinn  am  Agio  der  in  Metall  gezahlten  Kaufgeldcr  hinter  dem  Verlust  au  Discont 
der  später  fäll.  Summen  zurückblieb. 

Seitdem  herrschte  in  West -Oesterreich  fast  ausschliesslich  das  Privat- 
bali n-  u.  Privatvorwal  tu  ngssy  stem.  Es  haben  sich  aber  wesentliche  Uebel- 
stände  desselben  auch  in  finanz.  Beziehung  herausgestellt:  Schwierigkeiten  bei  der 
Regelung  der  Garantieverhältnisse,  bei  d.  Uebcruahme  von  sogar  vorgekommeneu 
Betriebsdefici  ten  auf  den  Staat,  und  bei  den  ungarantirton  noueren  Privatbahnen 
noch  grössere  Mängel,  indem  die  Bahnen  z.  Tb.  nicht  lebensfähig  sind  u.  dem 
Bankerott  verfallen.  Deshalb  ist  in  neuester  Zeit  auch  in  Oesterreich  der  Gedanke, 
diese  Bahnen  Seitens  des  Staats  zu  ubernehmen  u.  Staatsbahnen  zu  bauen,  wieder 
ernstlicher  ins  Auge  gefasst  worden,  u.  in  den  letzten  Jahren  in  Ausführung  begriffen, 
u.  zwar  gerade  mit  aus  finanz.  Rücksichten.  Einmal  wurden  seit  1*71  verschiedene 
kleinere  Bahnstrecken  vom  Staate  gebaut  oder  von  kleinen  Priv.gescllscbaften  über- 
nommen, wobei  der  Betrieb  zunächst  gewöhnlich  von  den  benachbarten  grösseren  Priv.- 
hahnen  uach  vertragsmäss.  Bedingungen  geführt  wurde  (Staatsbahnen  f.  18S1  616  KU., 
ausserdem  die  dalmatinischen).  In  anderen  Fällen  wurde  umgekehrt  —  auf  Grund 
der  Zinsgarantieverhältnissc  —  die  Verwaltung  von  Privatbahnen  vom  Staate  über- 
nommen «Kronprinz.  Rudolf-B.  800  KU.,  in  Staatsverwalt.  seit  1880,  Vorarlbergb.  dsgl. 
seit  1882,  90  KU  ).  Jüngst  ist  dann  auch  eine  eigentliche  Verstaatlichung  einer 
Priv.b.gescllsch.  erfolgt,  neml.  der  Eüs.-Westb.,  Ges.  v.  23.  Dec.  1881,  v.  Anf.  1882 
an,  946  KU.  gegen  59  2  MU1.  5ü/0  Goldrente  f.  d.  Actien.  Diese  Bahn  steht  geogr. 
mit  der  Kronpr.- Kudoll  B  u.  demnächst  mit  der  Vorarlbergb.  durch  diu  in  Bau 
begriffene  Staatsb.  Innsbr.  -  Bludenz  (Arlbergtunnel)  in  Verbindung  u.  wird  wie  diese 
vom  Staate  verwaltet.  So  ist  bereits  wieder  ein  grosserer  westösterr.  Staats- 
hahncomplox  für  die  Verbindung  Wiens  mit  Baiern  u.  der  Schwei/,  ent- 
standen (die  fehlende  Strecke  Wörgl-Iunsbruck,  zur  Sudhahn  gehörig,  wird  von  der 
Staatsb. verwalL  mit  benutzt).  Auch  die  steirische  Staatsb.Iinie  (Pola.  Kovigno-Divacca) 
ist  1SS3  in  eigene  Verwalt.  des  Staats  übernommen.  Gleiches  gilt  von  den  nieder- 
österr.  Staatsbahuen.  Für  die  eigens  verwalteten  Staats-  u.  die  vom  Staate  verwalteten 
Privatbahnen  besteht  die  „Direetion  f.  Staatseisenb. betrieb"  in  Wien.  (S.  Arch.  f. 
Eisenb.wes.  ISS2  S.  218  U.)  Unge  der  Staatsbahneu  A.  1883  c.  1750  KU.  Der  detn- 
nächstige  Ablauf  des  Privilegs  der  wichtigen  K.- Ferd.- Nordbahn  könnte  zu  einer 
bedeutsamen  Vergrösscrung  des  Staatsbahnnetzes  {Ober -Schlesien  u.  Galizien)  führen 
Doch  ist  das  Ergebuiss  zu  führender  Verhandlungen  noch  nicht  abzusehen.  In  Gali- 
zien ist  18S2  ebenfalls  mit  d.  Bau  v.  Staatsb.  begonnen  worden.  (Abzweigungen 
galiz.  Transversalb.K  dsgl.  in  Böhmeu  u.  Mähren  (Transversa.),  wobei  die  betreff. 
Kronländer  aus  eigcueti  Mitteln  contribniren. 

In  Ungarn  hat  man  bald  nach  der  wiedererlangten  h'nanz.  Selbständigkeit  den 
Staatsbahnbau  selbst  in  ziemlich  erhebt.  Umfange  in  Angrill  genommen,  wie  es 
scheint  zu  schnell,  ohne  genügende  Berücksichtigung  der  möglichen  Rentabilität,  auch 
ohne  richtige  Beachtung  des  Princips,  das»  bei  dünner  Bovölkorung  zunächst  die 
Bahnen  nach  dem  extensiven  System  zu  bauen  sind.  Länge  der  uugar.  Staats- 
bahu  Anf.  1876  1064  KU.  Ausserdem  Privatbahnen  mit  Zinsgarantien.  In  deu 
letzteu  Jahren  hat  sich  durch  Neubau  u.  Uebcruahme  von  I'rivatbahneu  das  Staabh.- 
netz  noch  weiter  ausgedehnt,  so  dass  es  bereits  den  grössteu  Theil  der  ungar.  Bahnen 
umfasst.  Die  Reinerträge  sind  dürftig,  aber  in  kleiner  Steigerung  begriffen.  (Auch 
über  Ungarn  Näheres  über  d.  neueren  Verhältnisse  im  Arch.  f.  Eisenb.wes.) 

Auf.  1871  waren  in  Betrieb  in  Uisleithan.  S88.  in  Translei than.  4S9,  zu» 
1372  M.  geogr.,  Kostenaufw.  f.  1046*5  M.  im  Betrieb  916  2  Mill.  fl.  ö.  W.  (ob  hier  die 
ursprüugl.  Baukosteu  der  Staatsb  voll  gerechnet  sind,  oder  nur  die  Kaufpreise,  welche 
die  Gesellschaften  gezahlt  haben?'  Anf.  1876  in  Betrieb  incl.  Local-  u.  Montanbahnen 
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in  der  westlichen  Keichshälftc  10.695,  in  d.  östlichen  6673,  zus.  17.368  Kil.  — 
Kapitalaufw.  bis  K.  1873  nach  Stürmer  4054'2  Mill.  M.  (wohl  fl.  /.u  2  M.  gerechnet», 
p.  Kil.  262,1'00  M.  Länge  der  eröfl'n.  Hahnen  A.  1S82  in  WetUöstcrr.  U.692.  in 
Ungarn  7211,  zu?.  18,403  Kil  :  ausserdem  291  Kil.  in  Rosnien. 

Relgicn.  liier  wurde  durch  d.  Ges.  v.  1.  Mai  1834  ein  Staatsbahnsystem  für 
die  wichtigsten  Konten  des  Inlands  u.  die  hauptsäcbl.  Verbindungen  mit  dem  Ausland 
eingeführt  u.  durch  (ics.  v.  27.  Mai  li>37  erweitert.  —  ein  für  das  Staatsbahusystcm 
überhaupt  folgenreicher  uud  zur  Nachahmung,  z.  R.  in  den  deutseben  Mittelstaatcn. 
anfordernder  Vorgang.  Ris  Mitte  der  40 er  Jahre  war  dies  Netz  auf  Staatskosten  aus- 
gebaut. Dann  trat  eine  Stockung  ein.  Es  erfolgten  Concessionen  an  Privatgesellsch.. 
durch  welche  das  bclg.  Hahnnetz  längere  Zeit  fast  allein  weiter  ausgebaut  worden  ist. 
Erst  in  neuester  Zeit  bat  dor  Staat  den  Hau  selbst  wieder  in  die  Hand  genommen, 
anfangs  in  kleinem  Umfange,  seit  1S70  wieder  stärker.  Auch  ist  seitdem  eine  grössere 
Anzahl  Privatbahnen,  theils  in  das  Eigcnthom,  tbeils  in  die  Verwaltung  des  Staats 
übernommen  worden.  Im  (ianzen  stellt  Relgien  daher  jetzt  ein  Land  des  gemischten 
Systems  dar,  wo  die  Staatsbahnen  aber  die  wichtigsten  Routen  umfassen.  Die  Staats- 
bahnen fast  ganz  und  ein  kleinerer  Theil  der  Privatbahnen  stehen  unter  Staats- 
verwaltung, dsgl.  viele  kleine  Rergwerks-  u.  dd.  m.  Nebenbahnen,  die  übrigen  Hahnen 
unter  Privatverw.,  wobei  öfters  Pachtverhältnisse  vorkommen.  Auch  einzelne  kleine 
Staatsbabnstrecken  sind,  wohl  der  Lage  wegen,  verpachtet.  Auf.  1S70  waren  in 
Retrieh  1163  Meil.  Staatsb.,  wofür  243  7  M.  Fr.,  u.  2633  Mill.  Privatbahnen,  wof. 
bis  A.  186S  51511  Mill.  Kr.  verwendet  waren.  Auf.  1876  umfassten  die  Staatsb. 
2024,  die  Privatbahnen  1475,  zus.  3490  Kil.  Nach  Stürmer  (II,  42)  kosteten 
E.  1S73  d.  Staats-  u.  angekauften  Privatbahnen  307  Mill.  M..  p.  Kil.  440.000  M. 
A.  ISS2  mnfasste  da*,  belir.  Netz  4182  Kil.,  wovon  in  Staatsbetrieb  2888  (davon 
vom  Staate  gebaut  1153.  v.  Staate  Privatgesellsch.  abgekauft  1409,  zus.  2562  Kil. 
Staatsb.  in  Staatsbetrieb,  ferner  Privatb.  in  Staatsbetrieb  325  Kil.);  in  Privatbetrieb 
1294  (wovon  Staatsb.  10,  Priv.b.  1281».  Die  Staatsbahnen  hatten  bis  dahin  780*7  M.  Kr. 
riebst  3 IH  S  M.  Kr.  Annuitäten  f.  ruckgekauftc  Hahnen  gekostet,  zus.  1109  5  Mill.  Kr. 

Niederlande.  Ein  gemischtes  System  besteht  auch  hier.  Man  begann 
Ende  der  30er  Jahre  mit  Privatb.  illolländ.  H.  Amsterd.  -  Haas;  -  Rotte rd. .  eröffnet 
1839—47,  Kheiu.  R..  Amst.-Utrccht-preuss.  Grenze,  1843—56);  eine  v.  Staat  begouii. 
Strecke  (Amst.- Arnheiin)  wurde  1852  der  Rhein.  H.  überlassen.  Auch  für  die  Ver- 
bindungsbahnen mit  Belgien  wurden  Gesellschaften  concessionirt.  Nach  d.  Ges.  v. 
I4».  Aug.  1860  wurde  dagegeu  ein  grosses  Staatsbahnnetz,  das  sich  namentlich 
auch  auf  die  nordöstl.  abgcleg.  Theile  erstreckt,  begründet,  mit  einem  Kostenanschlag 
von  100  Mill.  fl..  wovon  jährl.  wenitrstens  10  Mill.  fl.  verwendet  werden  sollten.  Dies 
Netz  ist  jetzt  vollendet.  Umfang  d.  Staatsb.  Anf.  1S70  108*6  M.,  Kosten  107  66  M.  fl., 
also  p.  Meile  nicht  viel  mehr  als  im  D.  d.  deutschen  Bahnen.  E.  1875  war  d.  Staatsb. 
090  Kil.  lang,  Kapitalaufwand  bis  E.  1874  155*2  M.  Mark,  p.  Kil.  nur  198,000  Mark. 
Den  Betrieb  auf  d.  Staatsb.  besorgt  die  „Gcsellsch.  für  d.  Betrieb  d.  niederl.  Staars- 
bahnen",  eine  Actienges.  mit  12  Mill.  fl.  Kap.,  wovon  A.  1871  die  Hälfte  etnitürt 
war  is.  S.  733).  Die  Privatbahnen  (excl.  Grossherz.  Luxemburg)  bildeten  1876  3  Gesell- 
schaften von  zus.  551  Kil.  Läoge.  Daher  Länge  im  Königreich  1541  KU.,  z.  Th.  nach 
Relgien  u.  Deutschland  hineinragend,  wogegen  umgekehrt  belg.  u.  deutsche  Betriebs- 
strecken in  Holland  liegen.  Anf.  1882  im  Ganzen  2022  Kil..  wovon  1117  bei  d. 
„Ges.  f.  d.  Betrieb  v.  Staatsb.4',  der  Rest  bei  2  grösseren  u.  1  kleineren  Gesellschaften. 

Luxemburg.  Die  Wilh.  Luxem b.  Bahn  von  170  Kil.  Längo  ist  bis  1912 
dauernd  zum  Betriebe  der  Verwaltung  der  elsäss.-lothr.  Reichsbahnen  überlassen  (Vertr 
d.  D.  Reichs  mit  d.  Luxcmb.  Regier,  v.  11.  Juni  1872,  Reichsges.  v.  15.  Juli  1872 
u.  !*>.  Juni  1S73,  s.  mein  Reichsfinanzwc*.  in  v.  HoltzendorfTs  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
III.  163).  Der  Betrieb  erforderte  Jahre  lang  Znbiissc  (1874  37 •/„  der  Bruttoeinnahme, 
letzt  giebt  er  Ucberschüsse.  Ausserdem  existirt  in  Lux.  die  v.  d.  belg.  Staat.»» h.  rer- 
walt.  Prinz-Heinr.-B.  von  jetzt  140  Kil.  Länge,  dann  10  Kil.  kl.  Sec.bahnen. 

Schweiz.  Bisher  fast  ausschliessl..  Privatbahnen ,  wohl  unter  d.  Einfluss  polit. 
Anschauungen.  Aber  auch  erst  späte  Entwicklung.  Noch  1853  war  die  kleine  Linie 
Zürich-  Raden  die  einzige  Schw.  H.  Das  Bundesges.  v.  1852  überliest  den  Bau  der 
Privatindustrie .  die  f 'oncessionirung  den  Kantonen,  mit  gew.  Oberanfs.  d.  Bundes 
Seitdem  gross.  Ausbau  des  Netzes,  sämmtl.  Privatbahnen,  mit  Ausnahme  der  Berner 
Staatsb.  v.  sl  Kil.   Gesnmtntlängc  I.Jan.  1S70  I36S  Kil..  wovon  576  Kil.  auf  fremde 
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Bahnen  i38*8  auf  bad..  3*5  auf  clsäss. ,  15*3  auf  franzfts.'-  kommen.  Kosten  für 
1321  KU.  423***  Mill.  Fr.  Länge  Mitte  1876  2243  KU.,  ausser  64  KU.  fremden 
Bahnen  gehörig  Länge  A.  1882  2606  KU.,  excl.  68  KU.,  die  fremden  Bahnen 
gehören.  Baukosten  der  betriebenen  Strecken  bis  E.  1881  750*0  Mill.  Fr.,  p.  Kil. 
300*946  Fr.  Mehrfach  kantonale  Beihilfen  zum  Bau ,  so  insbes.  für  die  (iotthardtb. 
Bestrebungen,  das  Eisenbahnwesen  an  den  Bund  zu  übernehmen,  sind  bei  schweiz. 
Politikern  schon  öftere  hervorgetreten.  Die  Gotthardtbahn  wurde  von  einer  Acticii- 
geseUschaft  mit  Hilfe  von  Beiträgen  einiger  Kantone,  dann  Italiens  u.  des  Deuts«  heu 
Reichs  lUcich  auf  s.  Kechu.  u.  Beiträge  v.  deutscheu  Bahnverwaltungen)  u.  des  Bund.» 
gebaut.  Die  in  Katen  zu  zahl,  deutsche  Subvention  ist  20  Mill.  Fr.  Ges.  v.  2.  Nov. 
1871.)  Der  FaU  der  Gott  hardtbahn  ist  von  prineip.  Bedeutung  f.d.  Eisenbahn- 
politik:  er  zeigt  die  ungenügende  Kraft  des  Privatbahnwegens  (wenigstens  bei  so  zer- 
splitterten Linien  wie  in  d.  Schweiz),  solche  gewaltige  Unternehmungen  durchzuführen, 
sowie  die  Unfähigkeit  so  kleiner  Staatskörper,  wie  die  Schweiz,  u.  so  orgauisirter.  wie 
der  dort.  Bundesstaat.  solche  Aufgaben  zu  bewältigen.  S.  Geigy.  Erört.  ul».  d. 
Schweiz  Eiseubuhuwes.  Bas.  IS74.  Auch  die  jüngsten  Bestrebungen  auf  Erwerb, 
v.  Prir.  bahnen  durch  Buud  oder  Kanton,  liessen  sich  uoch  nicht  verwirklichen. 

Dänemark.  Gemischtes  System.  Staatsb.  in  Jutl.  u.  Fuhne»,  A  .1876  M9  Kil.. 
Privatb.  auf  Seel..  Laal.,  1  alster  34s  Kil..  zus.  1260,  1»1  i.(i.  1576  Kil..  wov.  1241  Staatsb. 

Schweden-Norwegen.  Mit  Privatbalmsysteui  in  Schweden  1*<52  begonnen, 
aber  ohne  genug.  Erfolg.  Daher  die  Hauptstrecken  vom  Staate  gebaut,  seit  1855. 
grösseres  Hahn  netz  l*»62  entworfen.  Die  PrUatgcs.  haben,  z.  Tit.  mit  Staat-beihulfe. 
meistens  nur  kleine  Zweigbahnen  gebaut,  neuerdings  sich  aber  stark  ausgedehnt.  Im 
Betrieb  A  1870  105  5  M.  Staatsbahn.  Kosten  UPI  Mill.  K  D.  izu  II  Sgr.  5*4  Pf. 
preuss.  ,  sys.  M.  Privatb.,  ohne  kl.  Strecken  Pferdob.  A.  1S70  1026  Kil.  Staats]... 
2218  Kil.  Privatb.,  zus.  413v  E.  1^74  kosteten  die  Staatsb.  A.  145*0  M.  Mark.  p.  Kil. 
101,000  M.  A.  1V*3  i.  (i.  f.:io;.  Kil..  davou  2232  Kil.  Staatsb.  Kosten  der  letzteren 
241*0  Mill.  deutsche  Mark,  der  Piiv.b.  261*1.  an  d.  Priv.bahnen  gewährte  Staats- 
unterstütz.  bis  E.  J8M  ls*7  Mill.  M.  In  Norwegen  ebenso  Staatsbahnen,  davon  -  3 
schmalspurig.  Kosten  E.  1S73  37- 1  M.  M  .  p.  Kil.  bnitspur.  08,000,  Schmalspur. 
61,000  M.  I*>8I  in  Betrieb  1117  Kil.  mit  04*5  M.  Mark  AulagekoMen,  E.  |s*»2 
Länge  1320  Kil.  (Arch.  f.  Eis.  nb.  IsVi  S.  375). 

Frankreich.  Mit  kl.  l'ferdeprivatb.  wird  sehou  IS26  begonnen  (St.  Etienne- 
Andrezieux).  Erste  eigeutl.  Dampf b.  1S37  eröffnet.  Paris-St. (iermain.  Die  Privat- 
industri«'  erwies  sich  aber  ni'ht  ausreichend.  Daher  durch  d.  Ges.  vom 
11.  Juni  1842  Eingreifen  des  Staats,  Feststellung  eines  grösseren  Netzes,  au 
dessen  Ausführung  Staat,  nach  d.  ursprüngl.  Plan  auch  Depart.  u.  Gemeinden,  was 
später  fortfiel,  it.  Gesellschaften  sich  betheiligten.  Der  Staat  steUt  den  Unterbau,  die 
Gesellsch.  den  Oberbau  u.s.  w.  her  u.  übernehmen  den  Betrieb  für  40  J..  wonach 
die  Bahnen  an  den  Staat  zurückfallen.  Dieses  System"  war  erfolgreicher.  Bis 
1*48  waren  2222  Kil.  fertig,  fiir  797  Mill.  Fr.,  wovon  der  Staat  110  Mill.  geliefert 
hatte.  Aber  die  Eutwickl.  war  doch  gegen  die  Nachbarländer  zurückgeblieben  u. 
gerieth  1848  II',  wieder  in's  Stocken.  Grosser  Aufschwung  des  Privatbahn - 
systems  nach  «lern  Staatsstreich.  Verlängerung  der  ('oncess.  auf  00  J.,  von  der 
Kegb  rung  begünstigte  Fusionirung  der  kl  Gesellschaften  u.  neuer  Linien  mit  alten 
grossen  Gesellschaften,  Uebernahmc  mancher  last.  Bedingungen  hinsichtl.  des  Baus 
von  Nebenlinien  in  der  Zeit  des  gunst.  Geldmarkts  1852  II.  —  1856.  Neue  Stockung 
durch  die  Geldkrisen  v.  1856  u.  57  u.  abermal.  Staatsintervention.  Diese  bestand 
in  dem  1859  gesetzl.  und  durch  Vertrag  mit  den  Gesellschaften  eingeführten  System 
von  Zinsgarant.  (4*65ü  „  für  den  Ausbau  eines  zweiten  Netzes  von  Zwischenbahnen 
durch  die  6  grossen,  meist  gut  reutir.  Gesellschaften  des  alten,  ersten  Netzes,  woran 
sich  1863  ein  drittes  Netz  unter  ähul.  Beding,  anschloss.  Die  Zinsgarant,  bestanden 
1*63  für  4038  Mill.  Fr.  Durch  ein  Ges.  v.  12.  Juli  1865  wurde  auch  den  Depart. 
u.  Gemeinden  erlaubt.  Eisenb.  v.  loc  Interesse  zu  bauen  oder  zu  Subventioniren.  Im 
J.  1ST0  waren  (incl.  Els.-Lotbr.)  2346  6  Meil.  Bahnen  in  Betrieb,  wov.  23*1  Local-  u. 
38*7  M.  Industrieb..  3352  M.  im  Ganzen,  eiuschliessl.  d.  fertigen,  concessionirt.  wovon 
205*2  M  Localb.  Ges.  Aufw.  bis  1S67  6173.  bis  1S70  7030  Mill.  Fr.  v.  d.  Gesellsch., 
979  u.  bez.  1085  Mill.  Fr.  v.  Staate,  i.  G.  7152  u.  bez.  $»024  Mill.  Im  Sept.  1S71 
war  die  Länge  der  erölfn.  Bahnen,  ohne  Eis.  u.  Lothr.,  2228*5  Mill.  Es  ist  sehr 
wahrscheinlich,  da**  der  Staat  sich  finanziell  besser  gestanden  hätte,  wenn  er  von  vorn 
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hor.'in  alle  Bahnen  ganz,  allein  gebaut  und  betrieben  hätte  für  eigene  Rechnung, 
nährend  jetzt  die  gut  rentirenden  Linien  den  Privaten  gehören. 

Der  voi  behaltene  H  e  im  fall  sätuiutl.  Dahnen  au  den  Staat  sichert  indessen 
Frankreich  in  dir  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts  die  unentgeltL.  Verfügung 
Uber  ein  höchst  werthvolles  Object:  ein  Punct.  der  auch  f.  d.  deutsche 
Kisenhahnpolitik  bcaclitenswerth  ist,  weil  Frankreich,  ähnlich  wie  Oesterreich  und  alte 
Staaten,  die  sich  Heim  fall  der  Bahnen  vorbehielten,  so  später  in  den  Stand  gesetzt 
werden,  eine  Tarifwirthschaft  ganz  nacli  d.  Gesichtspuncten  d.  Öffent- 
lichen Interesses  zu  betreiben.  —  In  Folge  des  Kriegs  und  seiner  Nachwirkungen 
ist  der  Eiseubahnbau  dann  eine  Zeitlang  nicht  sehr  rasch  vorgerückt.  In  Betrieb 
A.  1874  u.  Js76  bez.  20,005  u.  21 ,7<»1  Kil..  davon  Hauptbahnen  18,564  u.  19,7*4. 
Localb.  1278  u.  1803,  Industrieb.  163  u.  174.  Wirk!,  u.  noch  zu  machenden  Aufw. 
f.  d.  1873  concess.  Netz  (ohue  Localb.)  8110  8  M.  Mark,  p.  Kil.  369.000  M.  Davon 
Staatssubvention  13108  M.  M.,  wovon  bis  E.  1873  gezahlt  805*2  M.  M.  Die 
0  grossen  Gesellschaften  umfassten  v.  d.  Hauptbahnen  E.  1875:  17,885  Kil..  neml. 
Nordb.  1762,  Sudb.  2031,  Üstb.  2255,  Westb.  2549.  Paris-Orl.ans-B.  4186,  Par.  Lyon- 
Mittelmeer-B.  5102  KU.,  also  letztere  mehr  als  damals  noch  sämmtl.  prenss.  Staatsbahnen. 
Die  übrigen  1H99  Kil.  gehöreu  24  kleinen  Gesellschaften  (Stürmer  II,  36,  Franc  zu 
*»0  Pfenn.  R.-W.  gerechnet). 

In  der  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre  wurde  jedoch  wieder  mehr  gebaut.  Zu- 
gleich ist  in  der  neuesten  Zeit  auch  in  Frankreich  derUebergang  zum 
Staaatscisen  bahnbesitz  u  Betrieb  erfolgt:  ein  Punct.  von  besondrer  Bedeutung 
für  die  Systemfrage,  indem  man  dort  die  Erfahrung  machte,  dass  auch  ein  ge- 
theilte>  Privatmonopol  auf  diesem  Gebiete  schwere  Uebelstände  habe  u.  dass  das 
System  der  ..retrulirten  Privat  Unternehmung''  sich  nicht  bewährt,  indem  ..die 
Aufsichtsbehörden  mit  all  ihren  auf  d.  Papier  stehenden  Rechten  der  Misswirthschaft 
der  Privatbahnen  gegenüber  von  Jahr  zu  Jahr  machtloser  wurden"  (Aren.  f.  Eisenb. 
1881  S.  24).  Für  den  Sax'schen  Standpunct  ist  diese  neue  Erfahrung  ungünstig. 
U.  wenn  die  mehrfach  angeregte  Verstaatlichung  der  Priv.bahnen  noch  nicht  gelungen 
ist  u.  zunächst  der  Sturm  gegen  letztere  sich  noch  zu  verlaufen  scheint,  indem  mau 
abermals  eine  ..Verständigung"  mit  den  grossen  Compagnieen  einging  (1883),  so  be- 
weist das  auch  nur,  dass  zumal  im  heut.  Frankreich  die  Macht  dieser  Ge- 
sellschaften und  des  hinter  ihnen  stehenden  Privatkapitalismus  schon 
beinahe  unüberwältigter  geworden  ist:  eine  Bestätigung  unserer  früheren 
Auffassung  (§.  276)  u.  wiederum  eine  dem  Sax'schen  Standpunct  uugünstige  Er- 
fahrung, nach  der  es  kaum  mehr  Wunder  nehmen  kann,  dass  bereits  die  „Wiederher- 
stellung d.  Königthums"  als  ..kapitalistische  Entrepriso"  ins  Auge  gefasst  worden  ist.  — 
lauter  Belege  für  die  Berechtigung  des  socialpoliL  Standpuncts  dieses  Werks.  S.  bes. 
d.  Aufsätze  u.  Notizen  im  Arch.  f.  Eisenbahnwesen,  u.  A.  v.  v.  d.  Leyen.  1881. 
Priv.  u.  Staatsb.  in  Fr.  (Abdr.  einiger  staatsb.freundl.  Artikel  d.  Gambetta 'sehen  Journals 
Rcpubl.  franc.t.  1S82,  Niederlage  d.  Priv.b.  im  franz.  Abg.hause.  Durch  Ges.  v. 
18.  Mai  1878  wurde  durch  Erwerbung  einiger  kleinen  6  Gesellsch.  gehörigen  Bahnen, 
die  in  der  Machtsphäre  der  Orleansbahn  -  Gesellsch.  lagen,  der  Anfang  mit  einem 
Staatsbahn  netz  gemacht.  Die  Linien  waren  z.  Th.  noch  in  Bau  begriffen  (2615  Kil., 
wovon  bei  Uebernahme  1575  in  Betrieb).  Es  sind  durchweg  kleine  Nebenlinien  noch 
geringen,  aber  doch  steigenden  Ertrags,  bei  denen  die  schwierige  Staatsverwaltung 
sich  dennoch  gut  bewährt  hat  (s.  Arch.  f.  Eisenb.wes.  1881  S.  157  ff.  u.  d.  gen.  Art 
der  Rep.  frane.).  Weitergehende  Plaue ,  bes.  betreffend  den  Ankauf  ,der  Orleansb., 
sind  unter  mitwirkendem  Einfluss  der  ungunstigeren  Finanzlage  doch  vornemlich  der 
kapitalistischen  Opposition  zum  Opfer  gefallen.  Man  will  wieder  neue  Verträge  mit 
den  grosseu  Compagnieen  seblicssen,  um  die  weitere  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  zu 
bewirken  u.  sucht  abermals  sein  Heil  in  Verbesserung  der  Staatsaufsicht.  Angelegen- 
heiten, über  welche  i.  J.  1883  verhandelt  wurde.  Das  Monopol  der  6  grossen  Com- 
pagnieen ist  so  im  Wissentlichen  noch  ungebrochen  geblieben.  Immerbin  ist  das 
Staatsbahnnetz  aber  noch  weiter  ausgedehnt  worden  u.  die  eigene  Verwaltung  des 
Staats  bat  Anerkennung  gefunden.  Namentlich  in  d.  Tarif politik  gingen  verschiedene 
Reformen  von  den  Staatsbahnen  aus.  Ueber  die  Höhe  u.  die  Verwirrtheit  der  französ. 
Privatbahnen  wird  viel  geklagt.  E.  1882  umfasste  das  sog.  „alte  Netz"  10,700  Kil.. 
wovon  auf  die  6  grossen  Gesellsch.  10,584  »Nord  1358  K.  mit  kilometr.  Einn.  in  1SS2 
auf  die  durehschnittl.  Betriebsam: e  v.  102.182  fr..  Ost  744  u.  75,153  fr.,  West  900 


Digitized  by  Google 


Eisenbahnwesen  in  Frankreich,  Italien  nntl  anderen  Landern.  71}) 

u.  95.078  fr..  Paris-Orleans  2017  u.  61.068  fr.,  Paris-Lyon- Mitf«  Imeer  4765  u.  67,676  fr.. 
Süd  820  u.  87,254  fr.).  Das  „neue  Netz"  umfasste  10,603  KU.  Nord  712,  Ost  220b, 
West  2247,  Par.-Orl.  2342,  Par.-Lyon-Mittelm.  1576,  Süd  1518,  die  kilou».  Einnahme 
in  1882  bei  diesen  Compagniecn  zwischen  15.545.  Par.-Mittolm.,  u.  34.715  fr.,  Ostb.). 
Beide  Netze  zus.  also  21.303  Kil.  Die  Staatsbahnen  haben  '  ine  Läni-e  v.  402S  Kil. 
E.  1S*»2,  mit  bloss  *»350  fr.  p.  Kil.  Einuahmc:  wieder  ein  Beleg  dafür,  dass  auch 
bei  dem  System  der  ,.regu  I  irten  Unternehmung"  in  Frankreich,  m-ben  »rossen 
Zuschüssen  für  die  Priv.bahnuii  (E.  1870  schulde  ten  5  der  grossen  Comp,  dem 
Staate  für  Ziusgarantie/uschüsso  583*2  M.  fr.,  wovon  475!»  M.  fr.  Kapital, 
107*4  M.  fr.  Zins  dafür,  nur  die  Nordb.  hat  alles  getilgt1),  dem  Staate  die  Auf- 
gabe, die  schlechten  Linien  zu  u bi- 1  nehmen,  bleibt.  Das  gan/e  I  ran  zus. 
Netz,  incl.  808  Kil.  diversen  Gesellschaften  gehörender  Hahnen  u.  132  Kil.  der  Khom- 
M.  Cenisb.  war  E.  188*2  26,33  t  Kil.  lang  (Arch.  f.  Eisenh.wcs.  1*83  S  382). 

Italien.  Kleine  Privathahiicu  in  Toscana,  Staafsbahiicn  in  Sardinien  i Festland), 
aber  überh.  wenige  Bahnen ,  zumal  außerhalb  Uberitalien  (ein  paar  LI.  Strecken  bei 
Neapel),  bestanden  vor  der  Bildung  des  ital.  Staats  1859,  im  Ganzen  ausserh.  Venetiens 
108  Meil.  Seitdem  zieml.  rascher  Aufschwung,  aber  Vcräusser.  resp.  lau irjalir.  Ver- 
pachtung fast  aller  Staats  bah  neu  und  Zinsgarantiesystem,  das  i.  A.  für  1871  37*085 
Mill.  Fr.  Ausgaben  macht.  Im  Betrieb  E.  1808  750.  E.  1800  785  g.  M.,  dazu  röm. 
Bahnen.  1860  30  M.  Vereinigung  1865  zu  5  gi*osscn  Gesellschafton.  In  neuester  Zeit 
1876)  hat  d.  Staat  aber  begonnen  l'rivatbahncn  zu  erwerbeu  und  die  vcväusserte», 
bez.  verpachteten  Staatsbahnen  zurück  zu  erwerben:  so  »ämmtl.  Linien  der  österr. 
Südbahngesellsch.  in  Ober-  u.  Mittelitalicn.  die  röm.  u.  d.  calabr.  sicil.  Bahuen.  Dazu 
trugen  neben  politischen  tEmancipation  von  d.  aus  Iii  ml.  Einflüssen)  auch  finan/. 
Hucksichten  bei.  Im  Et.  f.  1876  sind  die  Zahlungen  auf  Zinsgarantieen  auf  47*5  M.  Fr. 
veranschlagt.  Doch  beabsichtigte  man,  die  Linien  an  Gesellschaften  auf  kürzere  Zeit 
zu  verpachten,  Kapitalaufw.  bis  E.  1871  2302  Mill.  Fr. 

In  jüugstcr  Zeit  lebhafte  theoret.  u.  pract.  legislative  Erörterung  der  Eisenbahn- 
frage  in  Italien.  S.  darüber  verschied.  Mittheil,  im  Arch.  f.  Eisenb.wes. .  bes.  d. 
zus.fass.  Aufs.  v.  Pieck,  nach  d.  ital.  Eiscnb.-Em-uctc-Coininiss.,  Aich.  1882  S.  Ol. 
Diese  gross«-  üntersuchnii";  (1878 — 81)  ist  reich  an  Thatsachen  u.  Argumenten  über 
die  System fraire.  Die  (Kommission  entschied  sich  schliesslich ,  ohne  durchschlageude 
(iründe,  für  die  Befürwortung  von  Verpachtung  von  Staats  bahnen  an  grössere 
Gesellschaften .  bes.  au  2.  die  sich  nach  der  Längsaxe  Italiens  in  das  Bahnnetz  zu 
t heilen  hätten  (adriat.  u.  Mittelmeeinetz.  Mit  nach  holländ.  Muster  wird  ein  Entwurf 
von  solchen  Pacht-  od  Betriebsüberlassuugsvcrträgcn  (auf  60  J.)  aufgestellt,  bei  «lern 
es  mir  durchaus  zweifelhaft  bleibt,  ob  man  damit  bessere  Erfahrungen  als  mit  dem  frauzüs. 
System  der  „regulirten"  Privatbahnen  machen  würde.  S.  Absch.  1  u.  Die  Begründung  des 
tb.  allgemeinen  th.  f.  Italien  gelteudeii  vermeintl.  Vorzug  des  Privatbetriebs  der 
Bahnen  uberzeugt  uicht  u.  die  nicht  durchaus  günstigen  Erfahrungen  mit  dem  Staats- 
betrieb auf  den  ober  ital.  Bahnen  sind  auch  kein  genügender  Beweis  in  der  Frage. 
Vorläufig  ist  aber  auf  den  neu  erworbenen  oberital.  u.  röm.  Staatsbahnen  der  Staats- 
betrieb gesetzlich  nur  als  Provisorium  genehmigt  <so  v.  Neuem  durch  Ges.  v. 
24.  Dec.  1882  bis  Ende  1^3).  Der  Ankauf  der  Südbahnen  warf.  1883  vertragsmüss. 
vorbehaltet*.  Länge  der  Linien  im  Mittel  18S2  8053  KU.,  davon  Staatsb.  5638  (4205 
provis.  v.  Staate  selbst  betrieben).  Priv.bahncn  4315.  (035  v.  Staat  betrieben  . 

Spanien.  Erste  B.  erst  1848.  stärkerer  Bau  in  den  50er  und  60er  Jahren. 
Privatbahnsystt-m  U.Privatbetrieb,  zahlreiche  zersplitt.  Unternehmungen.  aberStaats- 
snbvcntionen.  Länge  fertig  A.  1870  733  M. ,  im  Bau  273  M.  KapitalaufV.  bis 
18»i0  746  0  Mill.  Escudos  (zu  2  Fr.  70  c).  E.  1875  fertig  5796  Kil..  Vermehr,  seit 
1870  nur  M27  Kil.  Kosten  bis  1870  1073  S  M.  M..  wovon  303  1  M.  M.  Staatssubv. 
Länge  d.  Bahnen  E.  1881  7730  Kil.,  an  c.  60  Gescllsch.  concessionirt.  davon  die 
grösften  2666-1847—1074—734  Kil.  Haukapital  bis  E.  1880  1474  Mill.  M  .  Staats- 
subvenL  525  Mill.  M. 

Portugal.  Privatb.,  (französ.  Ges.  v.  1860)  u.  Staatsb.  Neuerdintrs  Ausdehn. 
d.  Staatsbahnen.    1882  i.  G.  1210  Kil..  wovon  584  Staatsb. 

Rumänien.  Privatb..  mit  Staatsgarantic.  namentl.  die  bekannte  Stronssbcrg'sche 
Eisenbahnunternehmung,  die  nach  Authebung  d.  früh.  Concession  in  eine  Aetietiges. 
verwandelt,  dann  verstaatlicht  wurde;  neuerdings  weitere  Ausdehnung  des  Staatok- 
systems.  woneben  aber  noch  Priv.bahncn. 
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Türkei.  Kleine  Strecken  Gcsellschaftsbahnen  schon  alter.  Grosses  Eisen- 
bahnnetz der  „Gesellsch.  d.  türk.  Bahnen"  mit  Staatsgarantie  in  theilweiscr  Aus- 
führung: begriffen,  wofür  1870  ein.:  Piämienanl.  v.  nom.  792  Mill.  Fr.  (reell  356  6  M.) 
ausgegeben  wurde.  Fertig  1530  Kil.  1S76.  Seitdem  Verkleinerung  der  Linienlänge 
durch  die  Gebietsverluste  u.  Störung  der  Entwicklung  durch  die  neuen  polit.  Ereignisse. 

Kussland.  Grosse  u.  bedeut.  Ausdehnung  bald  nach  d.  Krimkrieg,  bes.  in 
den  60er  Jahren  u.  in  allcrneuester  Zeit.  Fast  ausschliesslich  Privatbahn- 
system, aber  mit  Zinsgarant.  und  starken  Vorschüssen  aus  d.  Staats- 
kasse, zu  welchem  Zwecke  Anleihen  aufgenommen  wurden.  Die  wichtigsten  Staatsb.. 
Petersburg-Moskau  {NicolaibA  ist  aus  Finanzrüeksii  hten  verkauft  worden.  Die  ehem. 
Staatsb.  Warschau  -  österr.  Grenze  wurde  schon  1857  veränssert,  bez.  auf  75  J.  ver- 
pachtet. Länge  d.  Bahnen  1SS2  22-78S  KU.,  wovon  1021  Kil.  Staatsbahnen.  Die 
Vorschüsse  an  Eiscnbahngcscllscbaften  betrugen  1875  2056  M.  Kübel  Papier  un.l 
307-5  Mill.  Kubcl  Silber.  1880  bez.  318  3  u.  6665  Mill.  K.  Bei  dieser  Sachlage. 
w»>  die  Kapitalbeschaffung  grossentheils  nur  durch  Vermittlung  des  Staatscredits  er- 
folgt ist,  läge  die  Verstaatlichung  der  Bahnen  in  Russland  noch  näher, 
als  in  anderen  Ländern.  S  Arcb.  f.  Eiscnb.wes.  1882,  S  148.  Die  finnlind. 
Bahnen  (843  Kil.)  sind  Staats  bahnen 

Grossbritannien.  S.  Cohn  a.  a.  (>.,  (auch  d.  Forts,  im  Arch  f.  Eisenb.i. 
Keines  Privatbahnsystem.  Erste  Bahn  1830  eröffnet,  dann  langsame,  zuerst 
1830  stärkere  Vermehrung,  darauf  bes.  nach  gunst.  finan/..  Folgen  der  bisher.  Bahnen 
grosse  Ausdehnung  1845  ff.  Bedeut.  Abnahme  der  Heute ,  grosse  Fusionirungen. 
Periodisch  sehr  schwank.,  aber  im  Garßen  doch  stetig  fortschreit.  Ausbau,  jedoch 
vielfach  schlechte  Finanzlage  und  andere  mit  dem  Privatbahnsystem  zusammenhäng. 
Uebelstände.  Alluoälisr  grösser«'  Controle  des  Staats  auch  über  das  Finanzwe9.  der 
Bahnen  versucht,  aber  wenig  in  Betr.  d<i  Verwaltung.  Tarife,  erreicht.  Neuerdings 
häuf.  Erörterung  der  Frage,  die  Bahnen  iwie  bereits  die  Telegr.)  auf  den  Staat 
zu  übernehmen,  was  mit  irl.  Bahnen  beginnen  soll.  Hier,  in  Irland,  sind  auch 
Staatsuntcrstutzungcu  in  Form  v.  Darlehen  an  Eisenbahngcsellschaften  erfolgt 
(Cohn  I.  315).  Drei  Viertel  der  brit.  Bahnen  gehören  20  grossen  Gesellschaften,  die 
meist  ans  einer  Anzahl  Amalgamationen  entstanden  sind,  s  Cohn,  bes.  I.  K.  5.  So 
hatten  1875  3  Gesellsch.  2585,  2495.  2286  Kil.  La  iure,  5  zwischen  1000 — 2000.  (re- 
sammtes  Anlagekapital  E.  1875  030  2  M.  Pf.  St.  p.  KU.  1874  4H1.000  M..  —  seit 
25  Jahren  im  Durchschnitt  wenig  gestiegen.  1850  p.  Kil.  442.0)0  M.,  s.  Stürmer 
II,  33.  Cohn  II.  270.  Länire  E.  1881  29'257  Kil.  (Engl.  u.  Wales  20615.  Schottl. 
4715.  Irl  3927),  Anlagekapital  745  52  Mill.  Pf.  St,  Nettoeinnahtne  3183  Pf.  St. 
Für  die  Ulilösbarkeit  des  Problems  eines  nach  öffentlichem  Interesse  regulirten 
Priv.bahnwesens  liefert  die  Geschichte  in  England  bes.  treffende  Belege  S.  auch 
Cohns  gen.  Aufs  im  Archiv. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  Fast  ganz  Privatbahnsystem, 
aber  mit  oftmal.  erbeb  1.  Unterstützungen  derStaaten  u.  selbstdcr  Bundes- 
regierung in  Land,  Geld  u.  s.  w.  Oft  sehr  unsolide,  rein  betrüg!.  Verwaltung. 
Länge  A  1842  767,  1851  2361.  1861  6644.  1870  10.248  1871  11.581  geogr.  Meilen. 
E.  1875  119.352  KU..  Kosten  2573  5  Mill.  Doli,  bis  1S71,  bis  E.  1875  4674  MU1.  D.. 
Länge  A.  1*82  16S.749  Kil.  Im  J.  1882  kosteten  152-122  KU.,  für  die  Berichte 
vorlagen.  25544  Mill.  Deutsche  Mark,  Roheinn.  3083,  Reineinn.  1176  M.  Mark 
uVrch.  1882.  S.  410).  Das  amerikan.  Eisenb.wcscn  zeigt  potencirt  die  Schäden  des 
britischen.  Grosse  Tarifmisswirthsch.  u.  Ausbeutung,  die  wieder  Gegenagitationen  im 
Volke  hervorruft:  ungleiche  Spurweiten;  freilich  aber  kühnes,  speculatives  Vorgehen, 
wie  die  verschiedenen  Pacificbahnen  zeigen. 

Brit.  Ostindien.  Länge  A.  1876  10.153  KU.,  wovon  fast  Vi«  Staatsb. 
Länge  E.  1881  15.992  KU.  Die  Bahnen  jetzt  in  crhebl.  Maasse  Staats-  u.  Provinc- 
bahnen.   S.  Arch.  f.  Eis.  1883.  S.  354. 

Dieser  Ueberblick  über  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  u.  der  System- 
frage zeigt,  dass  es  in  der  europ.-amerk.  Culturwclt  zu  einem  völligen  Siege  de< 
Staats  bahn  -  u.  Staats  bc  trieb  sprineips  zwar  auch  jetzt  noch  nicht  gekommen  ist. 
dass  dieses  Princip  aber  immer  mehr  Boden ,  wie  in  der  Theorie ,  so  in  der  Praxis 
gewonnen  hat  und  wie  in  Deutschland,  so  wohl  in  Oesterr.,  Frankr.  u.  Italien 
in  nicht  ferner  Zeit  herrschen  wird. 
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3.  Abschnitt. 

Eisenbahnen. 
2.  Anlage  der  Eisenbahnen. 

Das  Folgende  war  in  der  Ausfuh  rung  neu  in  der  vor.  (2.)  Aufl.  dieses  Bands. 
Einige  massgebende  Gesiehtspuncte  sind  jedoch  schon  in  §.  246  d.  6.  A.  Rau's  von 
mir  gegeben  worden.  Dre  ökonomische  Seite  der  Frage  war  mir  damals  schon  klar, 
aber  wesentlich  förderte  mich  seidem  bes.  v.  Weber  hinsichtl.  der  technischen 
Seite  u.  der  Folgerungen  daraas  f.  d.  ökonomische  Seite.  S.  o.  S.  665.  bes.  Web  er 's 
Individaalis.  d.  Eisenbahnen  n.  seine  Secandärbahnen.  Die  Gestaltung  des  Staatsbahn- 
wesens muss  nach  den  Gesteh tspuneten  des  Texts  erfolgen.  Vgl.  anch  v.  Kubeck, 
Selbstkosten  des  Eisenbahnbaus,  Berl.  Viertcljahrschr.  f.  Yolkswirthsch.  1S76. 

Was  hier  für  die  Eisenbahnen  spociell  ausgeführt  ist,  gilt  principiell  für  das 
ganze  Gebiet  des  Communications-  u.  Transportwesens.  Vgl.  die  dafür  leitenden  ahn- 
lichen Gesichtspuncte  von  Schiffte,  ges.  Syst.  2.  A.  S.  4S!>  ff..  Koscher  Syst.  III 
§.  76  ff.  u.  bes.  Sax's  geu.  Werk,  wo  das  Princip  der  Entwicklung  vom  extensiven 
zum  intensiven  Verkehrswesen  consequent  überall  nachgewiesen  wird.  nam.  I,  44  ff., 
auch  in  Sohünberg's  Handb.  I,  869  ff. 

I.  —  §.280.  Die  Individualisirung  des  Eisenbahn 
baues  oder  extensiver  und  intensiver  Eisenbahnbau. 
Die  Anlage  von  Eisenbahnen  ist  von  Anfang  an,  seitdem  man  die 
Leistungsfähigkeit  dieses  Communicationsmittels  erkannt  hatte,  bei 
Staats-  und  Privatbahnen  zu  einseitig  nach  rein  technischen 
Rucksichten  erfolgt,  unter  Hintansetzung  der  ökonomischen 
Seite,  namentlich  in  Bezug  auf  den  erforderlichen  Kapital- 
aufwand. 

Unter  den  technischen  Momenten  wurden  wieder  einseitig  diejenigen,  welche 
die  Schnelligkeit  des  Transports  ermöglichen,  ins  Auge  gefasst.  Dabei  hat  theüs 
eine  Ueborschätzung  der  ökonomisc  hen  Bedeutung  der  Schnelligkeit,  welche 
die  Eisenbahnen  erlaubten,  theils  keine  genugende  Unterscheidung  des  Bedürf- 
nisses der  Schnelligkeit,  nach  Kategorieen  von  Trausportobjecten  —  Personen  und 
Guter,  dann  Güterarten  —  und  nach  Zeit-  und  Ortsverbältnisscn  stattgefunden. 
Es  worde  übersehen,  dass  vielfach  der  ökonomisch-technische  Hauptnut/en  der  Eisen- 
bahnen nicht  in  erster  Linie  in  der  Schnelligkeit  des  Transports,  sondern  in  der 
Ermöglicbung  eines  Massentransports  mit  einem  relativ  geringen  Kraftaufwand, 
insofern  mit  geringen  Kosten  liegt.  Und  es  worde  ebensowenig  beachtet,  dass 
die  grosse  Schnelligkeit  (diu  „normalmässi gc",  die  .,eisenbahnmässigc>4) 
im  Allgemeinen  nnr  für  den  Personen-,  nicht  für  den  Güterverkehr,  Bedürfniss 
ist,  ferner,  dass  schon  bei  ersterem,  vollends  bei  dem  zweiten  je  nach  Personen-  und 
Güterkatcgoriecn,  nach  Landes-  und  Zeit  Verhältnissen  sehr  verschiedene 
Schnclli$rkeitsgrade  bedurft  werden,  bez.  ausreichen.  Ein  andrer  Vortheil  der 
Eisenbahnen,  die  möglichste  Pünctlichkeit  des  Transports,  daher  die  sichere 
Vorausberec. henbarkeit  seiner  Zeitdauer,  verglichen  mit  anderen  Transport- 
arten, besonders  mit  der  Schifffahrt,  wurde  ebenfalls  nicht  immer  in  seiner  grossen 
ökonomischen  Bedeutung  gewürdigt  oder,  wenn  er  erkannt  wurde,  zu  leicht  mit 
dem  Schnclligkei  tsmoment  in  Verbindung  gebracht.  Er  besteht  aber  unabhängig 
von  letzterem  und  kommt  auch  bei  vcrhältnissmässig  sehr  langsamem  Transport 
ganz  ähnlich  als  Glanzseite  der  Eisenbahnen  in  Betracht. 

Die  ökonomisch  nachtheilige  Folge  war,  dass  unsere  Eisen- 
bahnen bis  vor  Kurzem  last  allenthalben  nach  einer  Schablone, 

A   W-4|fw«r.  Fiii«nzwi%«Mi<u-liart.    I.    t.  Aufl.  _J(j 
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mindestens  in  demselben  Lande  fast  ganz  gleichartig  in  tech- 
nischer Beziehung,  namentlich  was  die  Beschaffenheit  des 
Bahnbaus  anbetrifft,  angelegt  worden  sind.  Man  legte  einseitig 
Werth  auf  die  Ermöglichung  schnellsten  Transports,  den 
doch  nicht  einmal  aller  Personenverkehr  benötigte.  Dieser 
schnellste  Transport  bedingte  dann  aus  Sicherheits  rücksichten, 
zumal  bei  dem  bevorzugten  und  früher  meist  Uberwiegend  be- 
achteten Personenverkehr,  eine  entsprechende  technische  Be- 
schaffenheit des  Bahnkörpers.  Daraus  ergab  sich  zwar  eine 
technisch  hohe  Vollendung,  aber  folgeweise  nothwendig 
auch  eine  enorme  Kostspieligkeit  des  gesammten  Eisenbahn- 
wesens, besonders  des  eigentlichen  Bahnbaus. 

Neben  den  nachtheiligen  Folgen  für  die  Volkswirtschaft,  die 
einen  so  unermesslichen  Theil  des  Nationalkapitals  dem  Eisen- 
bahn bau  zuwenden  und  dadurch  doch  unvermeidlich  anderen  Pro- 
ductionszwecken  entziehen  musste,  ging  daraus  natürlich  auch  eine 
langsamere  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  hervor,  als  sie 
bei  geringerer  Kostspieligkeit  des  Bahnbaus  möglich  gewesen  wäre. 

Die  jetzt  vorliegende  Aufgabe  ist  daher,  mit  Web  er 's 
Worten,  die  „grössere  Individualisirung  des  Eisenhabnbaus", 
wovon  die  Entwicklungsfähigkeit  des  Eisenbahnwesens 
und  die  Grösse  seines  volkswirtschaftlichen  Nutzens  wesentlich 
mit  abhängt.  Diese  „Individualisirung"  des  Eisenbahnbaus  ist 
aber  nichts  Anderes  als  die  Anwendung  des  von  v.  Thünen 
gelehrten  Gesetzes  der  Relativität  des  Werths  der 
Ackerbausysterae  oder  des  Gesetzes  der  nothwendigen 
Bedingtheit  des  Ackerbausystems,  der  Extensivität 
und  Intensivität  der  Landwirtschaft  durch  die  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  desOrts  undder 
Zeit,  auf  den  Wegebau,  hier  speciell  auf  den  Eisenbahn- 
bau, —  wie  denn  jenes  Tbünen'sche  Gesetz  sich  überhaupt  zu 
einem  allgemeinen  Gesetze  des  Bodenbaus  erweitern  lässt. 
Es  muss  demnach  auch  im  Eisenbahnbau  extensiver  und 
intensiver  Bau  und  beide  in  verschiedenen  Graden  statt- 
rinden, im  Interesse  der  ganzen  Volkswirtschaft,  namentlich  in 
Betreff  der  möglichst  produetiven  und  möglichst  sparsamen  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals ,  wie  im  besonderen  Interesse  des 
Eisenbahnwesens,  seiner  weiteren  Entwicklung  und  seiner 
richtigen  Stellung  und  Function  im  Communications-  und  Trans 
portwesen. 
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Die  hohe  volkswirtschaftliche  Bedeutung  einer 
richtigen  Individualisirung  des  Eisenbahnbaus  tritt  durch 
eine  nähere  Betrachtung  des  Einflusses  der  volkswirtschaftlichen 
Entwicklung  eines  Landes  auf  die  ökonomischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbaus  und  der  Rückwirkung  des  letzteren  auf  die 
Volkswirtschaft  in  folgender  Weise  hervor. 

Für  d.  techn.  Momente  s.  bes.  Webcr's  Schule  d.  Eisenbahnwesens,  3.  A.  v. 
Schmitt  und  die  S.  665  gen.  kleinen  Schriften  Weber's,  die  sehr  reich  an  wicht, 
nationalökon.  Gcsicbtspuueten  sind.  Jetzt  auch  Sax,  bes.  I,  35—61,  II,  265—356, 
ders.  in  Schön bexg's  Handb.  I,  369  ff.  Abschn.  1. 

Nach  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  eines  Landes 
oder  einer  Zeit  ist  die  Höhe  der  Zinsfüsse  und  der 
Arbeitslöhne  verschieden,  indem  in  der  höher  entwickelten, 
reichen  Volkswirtschaft  der  Zinsfuss  niedriger,  der  Lohn  höher 
ist  und  umgekehrt.  Zugleich  macht  dort  die  Beschaffung  eines 
grossen  Kapitals  weniger  Schwierigkeit.  Dies  äussert  Alles 
seinen  wesentlichen  und  ganz  berechtigten  Einfluss  auf  die  Ver- 
theilung  des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals 
bei  einer  Unternehmung  und  fällt  vor  Allem  schwer  ins  Gewicht 
bei  stets  so  ausserordentlich  kostspieligen  Anlagen  wie  Eisenbahnen 
(und  manchfach  analog  überhaupt  bei  Wegebauten  und  Verkehrs- 
anstalten). 

Die  möglichst  vollkommene  Herstellung  einer  Bahn,  die  Vermeidungen  starker 
Steigungen  —  also  mehr  Einschnitte  —  Curven  —  also  längere  Bahnlinie  oder  bei 
kürzerer  Linie  umfänglichere  Erdarbeiten  oder  Bauten  — ,  der  Bau  von  Tunneln,  be- 
sonders auch,  um  theuren  Grunderwerb,  um  Steigungen  zu  vermeiden,  von  eisernen 
oder  massiven  statt  Holzbrücken,  die  Ueber-  oder  Unterfuhrung  der  Bahn  bei  Wege- 
übergängen, statt  der  Passage  im  Bahnniveau,  die  Anlage  des  Bahnkörpers  für  zwei 
und  mehr  Geleise,  die  Ausfuhrung  des  Doppelgeleises,  die  Benutzung  schwererer 
Schienen  (breitbasiger  statt  Stuhlschienen')  odor  von  Stahlschicnen  statt  Eisenschionen, 
von  imprägnirten  statt  nicht  imprägnirten ,  von  eichenen  statt  buchenen  und  kiefernen 
Schwellen,  die  Einführung  eisernen  Oberbaus,  die  Lcgung  von  zahlreichen  Geleisen 
auf  den  Bahnhöfen,  das  Drehscheiben-  statt  des  Weichensystems,  die  Einrichtung 
grosser  Bahnhöfe  und  grosser,  massiver  Gebäude  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  —  das  Alles  re- 
präsentirt  einen  relativ  grösseren  Aufwand  an  stehendem  Kapital  und 
erfordert  daher  überhaupt  von  vorneherein  die  Ansetzung  eines  grösseren 
Aulagekapitals  verglichen  mit  einer  möglichst  einfach  und  billig  gebauten  Bahn. 
Bei  letzterer  wird  dann  aber  gerade  wegen  der  geringeren  technischen  Qualität  der 
Anlage  der  regelmässige  Aufwand  für  die  Bahnverwaltung  unter  den 
Betriebskosten  relativ  grösser  sein,  d.  h.  das  umlaufende  Kapital  wird 
verhältnismässig  stärker  hervortreten.  Soli  dann  bei  einer  solchen  Bahn  die 
Sicherheit  einigermassen  gewährleistet  sein,  so  bedarf  es  —  wenigstens  bei  Voraus- 
setzung schnellen  Fahrens  —  vollends  eines  umso  grösseren  Aufsichtspersonals 
(Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Im  Grossen  und  Ganzen  vertritt  das  nord amerikanische  Bahnsystem  die 
Kategorie  des  zweiten,  des  „extensiven"  mit  verhältnissmässig  weniger  stehendem 
Kapital,  das  europäische,  besonders  das  englische  die  Kategorie  des  ersten, 
des  intensiven,  mehr  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden  Eisenbahnwesens,  —  nur 
<iass  das  nordamer.  Eisenbahnwesen  wegen  des  hohen  Arbeitslohns  und  geringerer 
Rücksicht  auf  Sicherheit  die  letzt  erwähnte  Forderung:  viel  Aufsichtspersonal,  nicht 
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immer  genügend  erfüllt.  Einige  Hauptühel  des  nordamer.  Bahnwesens  erklaren  sich 
aas  dem  Zusammentreffen  schlechten  Baus  (wenig  steh.  Kap.}  und  trotzdem  geringen 
Aufsichtspersonals  und  geringer  Sorgfalt  der  Unterhaltung  der  Bahn,  also  gleichzeitig 
zu  wenig  umlauf.  Kapital.  Auch  zwischen  England  einer-,  dem  Continent  anderer- 
seits, ebenso  zwischen  Westeuropa  und  Theilen  von  Ost-  um!  Nordeuropa  zeigt  sich 
ein  solcher  Unterschied  in  einigen  wichtigen  Puncten.  Die  Folge  ist  der  gleich 
anfänglich  höhere  Kostensatz  der  englischen  verglichen  mit  den  anderen 
Bahnen  und  der  äusserst  niedrige  der  nordamerikanischen  und  einiger  nach 
deren  Muster  gebauten  europäischen  Hahnen,  z.  B.  in  Schottland,  Scandinavien .  Süd- 
russland. —  Vj;l.  die  vortreffl.  Schilderung  des  Characters  der  Eisenbahnen  der  Haupt- 
länder von  Weber,  Schale  d.  Eisenbahnwes.  2.  A..  Fr.  32  u.  iL,  z.  B.  Fr.  40,  3.  A. 
Kap.  2.  S.  32  ff.  In  England  niedrige  Lage  der  Hahn  im  Terrain,  häufiger  Tunnels 
u.  Einschnitte  als  Brucken  nnd  Dämme,  umgekehrt  in  Deutschland.  In  England  tritt 
eben  in  d.  ganzen  Anlage  und  äusseren  Erschein,  der  Bahn  das  Vorwalten  des  stehen- 
den Kap.  hervor.  Web«1  r  hat  früher  das  den  verschiedenen  Bahnsystemen  zu  Grunde 
liegende  nationalök.  Princip  nicht  erkannt,  d.  h.  er  war  noch  zu  sehr  Techniker,  nicht 
Nationalökouom.  In  s.  neueren  Schriften  trifft  man  grade  auch  die  richtige  volks- 
wirthsch.  Auffassung.  Es  würde  sich  ein  noch  stärkerer  Unterschied  kundgeben  und 
kundgeben  müssen,  wenn  man  auf  dem  Continent.  besonders  im  Osten  und  auch  in 
Theilen  von  Deutschland,  nicht  unter  Missachtung  des  richtigen  volkswirtschaftlichen 
Princips  die  Bahnen  zu  allgemein  schon  anfänglich  mit  stärkerem  Aufwand  an  stehen- 
dem Kapital  angelegt  hätte. 

Offenbar  kann  man  dem  „englischen"  und  dem  „amerika- 
nischen" Princip  keinen  unbedingten  Vorzug  vor  ein- 
ander geben.  Vielmehr  kann  hier  nur  von  einer  Relativität 
der  Vorzüge  der  Eisenbahnbausysteme  die  Rede  sein, 
wie  sonst  bei  den  Ackerbausystemen.  Das  amerikanische  System 
stellt  extensiven,  das  englische  intensiven  Eisenbahnbau  dar. 
Jedes  ist  ftlr  seine  Verhältnisse  berechtigt. 

Bei  hohem  Zinsfusse.  geringer  Frequenz,  also  auch  geringer  Abnutzung  der 
Balm  durch  den  Betrieb,  bei  geringerer  Bedeutung  des  Schnelligkeitsmoments  im 
Transport  empfiehlt  sich  das  extensive,  bei  niedrigem  Zinsfusse  und  hoher  Frequenz, 
also  starker  Abnutzung,  und  bei  grosser  Werthleguug  auf  Zeitersparnis*  das  intensive 
System;  das  ersten-  um  so  mehr  da,  wo  auch  die  Löhne  niedrig  sind,  das  letztere 
da,  wo  sie  hoch  sind  und  wo  die  Constraction  der  Bahn  für  grossen  Verkehr  und 
rasches  Fahren  bei  wenig  Aufsichtspersonal  vollends  solid  sein  muss.  In  den  weniger 
verkehrsreichen  Gegenden  Deutschlands  und  zumal  des  europäischen 
Ostens  hätte  man  also  das  extensive  System,  (auch  trotz  relativ  höherer  Betriebs- 
kosten für  die  Hahnverwaltung)  von  vorneherein  bevorzugen  und  erst  nach  und 
nach  bei  veränderten  Zinsfussen,  Lohnsätzen,  grösserer  Frequenz,  höherem  Werth  der 
Zeitersparuiss,  m.  a.  W.  hei  grösserer  Volksdichtigkeit  und  entwickelterer 
Volkswirtschaft  mehr  stehendes  Kapital  in  die  Bahnanlage  verwenden,  d.  h. 
letztere  entsprechend  aus-  und  umbauen  und  intensiv  gestalten  sollen. 

Das  richtige  Princip  gelangt  jetzt  bei  der  Anlage  sog.  Secundärbahueu  zur 
Geltung.  Alter  man  baut  offenbar  noch  immer  zu  viel  Bahnen  als  Primär-  oder  Haupt- 
bahnen gleich  von  Anfang  an.  Bei  dem  jetzt  auch  bei  uns  erfolgenden  Ucbergang  zu 
schwereren  Schienen.  Stahlschienen,  zu  Doppclgeleisen .  zu  einzelnen  Veränderuniren 
der  Bahntrace,  z.  B.  der  Beseitigung  von  Steigungen.  Gurveii.  Umwegen,  schiefen 
Ebenen.  Kopistationen,  bei  der  Ersetzung  von  Holzcoustruction  durch  Eisen  u.  dgl.  m. 
wird  dasselbe  richtige  Princip  befolgt.  Es  ergiebt  sich  dann  auch  eine  Vermin- 
derung der  Bahnverwaltungskostcn ,  aber  ein  höheres  Zinserfordcruiss  des  Anlage- 
kapitals. Auch  mit  dieser  Veränderung  hängt  die  wahrnehmbare  Steigerung  der 
Meilenko->ten  in  Deutschland  wohl  etwas  zusammen,  während  das  relative  Gleichbleiben 
dieser  Küsten  in  England  sich  wohl  mit  daraus  erklärt,  das*  die  Bahnen  von  vorne- 
herein dort  sehr  intensiv  gebaut  wurden.    Bei  uns  hat  im  Staats-  wie  —  allerdings 
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zum  Theil  in  Folg»,  dos  Verlangens  des  Staat»  —  im  P rivatbahuhau  bis  vor  ni>  bt 
langer  Zeit  zu  einseitig  der  technische  Standpunct  bei  d.  Hahnanlage  geherrscht.  So 
rar  z.  B.  die  Anlage  von  Doppelgeleiseu ,  die  in  Concessionsurknnden  mitunter  von 
vornherein  vorgeschriebene  Anlage  des  Bahndamms,  der  Brucken  für  d.  Doppelspur 
auch  in  Deutschland  öfters  verfrüht,  ein  Verstoss  gegen  obige  Hegel.  Nicht  aus 
l'eberlcgung  und  Ökonom.  Verständnis*,  sondern  aus  Untersehärzung  der  Vcrkehrs- 
eutwicklung,  also  aus  Zufall  ist  man  in  Deutschland  u.  a.  L.  wenigstens  theilweise 
bei  d.  ersten  Anlage  der  Bahnhöfe  richtig  verfahren:  man  hat  sie  anfangs  zu  klein 
angelegt  und  baut  sie  jetzt  um,  sparte  dadurch  früher  an  Kapital  u.  kann  jetzt  dem 
Bedürfniss  gemäss  bauen.  —  kein  ökon.  Nachtheil  in  der  Kegel,  wie  man  wohl  irr- 
thumlich  mitunter  annahm.  Der  Fehler  war  nur.  dass  man  die  Bahnhöfe  gleich  zu- 
erst zu  kostspielig  baute  'massiv). 

Besouders  wichtig  in  ökonomischer  Hinsicht  ist  der  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Höhe  der  Bahn verw alt ungs aus 
gaben,  des  zweiten  Haupttheils  der  Betriebsausgaben  und  der 
Beschaffenheit  der  ganzen  Bahnanlage.  Es  kann  ein 
absolut  höherer  Betrag  an  solchen  Ausgaben  durch  geringere 
Beschaffenheit  der  Bahnanlage  und  daher  durch  grössere  Repara- 
turausgaben und  Beaufsichtigungskosten  verursacht  werden.  Dies 
ist  indessen  so  lange  ein  Vortheil,  als  das  Plus  dieser  Ausgaben 
über  den  bei  technisch  vollkommenerer,  aber  ökonomisch  noch 
nicht  nötbiger  Anlage  zu  verwendenden  Betrag  kleiner  ist  als 
der  Zins  des  in  diesem  Falle  erforderlichen  Plus  des  Anlage- 
kapitals. Damit  ist  auch  gleichzeitig  die  weitere  Regel  gegeben, 
wann  bloss  zum  Behufe  einer  Reduction  der  Bahn- 
verwaltungskosten eine  leichtere  Bahnanlage  in  eine  voll- 
kommenere verwandelt  werden  muss:  sobald  die  erwähnte  Zins- 
ersparung  kleiner  wird  als  die  von  der  Bahnbescbaftenheit  bewirkte 
Steigerung  jener  Kosten.  Also  bei  steigendem  Arbeitslohn, 
vollends  wenn  damit  ein  Fallen  des  Zinses  verbunden  ist, 
und  bei  grösserer  Frequenz,  welche  die  Bahnverwaltungs- 
kosten leicht  auf  der  unvollkommeneren  Bahn  mehr  steigert  oder 
ans  technischen  und  Sicherheitsgründen  auf  ihr  etwa  gar  nicht 
möglich  ist. 

Analog  ist  in  verwandten  Fallen  zu  entscheiden.  Z.  B.  tlie  Anlag«-  einer  Bahn 
für  starke  Frequenz  koste  p.  Meile  600.000  Thlr.,  voraussichtlich  aber  habe  die  Bahn 
solche  Frequenz  erst  nach  längerer  Zeit,  während  einstweilen  eine  leichtere  Anlage 
f.  100.000  Thlr.  ausreicht,  deren  Ausbau  später  noch  300.00«  Thlr.  erfordert:  dann 
bt  dennoch  die  spätere  Bahn  für  700.000  Thlr.  billiger,  wenn  bis  zum  Zeitpunctc  des 
Bedarfs  die  Zinsen  und  Zinseszinseu  der  anfangs  ersparten  200,000  Thlr.  mehr  als 
100,000  Thlr.  betragen.  Gewiss  ein  oftmaliger  Fall  bei  hohem  Zinsfnsse,  z.  B.  in 
vielen  ostlichen  Theilcn  Kuropas. 

Neben  dieser  Jndividualisirung  der  Eisenbahnen  nach  ganzen 
Ländern  und  Provinzen,  nach  Verhältnissen  der  Volksdiehtigkeit 
und  nach  Stufen  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  muss  aber 
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nunmehr  noch  eine  conseqnente  weitere  Individualisirung 
der  Bahnen  nach  Local-  und  Zeit  Verhältnissen  erfolgen. 

II.  —  §.  281.  Die  practische  Durchführung  des  In- 
dividualisirungsprincips.  Hier  liegt  nun  die  am  Schlosse 
des  §.  278  (S.  705)  schon  berührte  wichtige  Aufgabe  des  Staats 
vor,  eine  passende  Combination  der  eigenen  Staats- 
thätigkeit  und  der  Thätigkeit  der  Selbstverwal- 
tungskörpcr  bei  der  Anlage  und  dem  Bau  der  Bahnen  eintreten 
zu  lassen. 

S.  auch  hierfür  bes.  d.  verschied.  Schriften  v.  Weber's,  der  nur  zu  sehr  von 
seiner  Vorliebe  f.  d.  Privatbahnen ,  mindestens  f.  d.  gemischte  System  geleitet  wird. 
Aber  seine  techn.  Gesichtspunctc  müssen  auch  für  den  Nationalökonomen  die  leitenden 
werden.    Jetzt  Sax  II,  265  ff.,  bes.  284  ff. 

1.  Die  Hauptbahnen  für  den  grossen  durchgehenden 
Massen v e rke h r  der  Personen  und  Güter  mnss  der  Staat 
selbst  übernehmen  und  sie  in  derjenigen  technischen  Voll- 
kommenheit, daher  auch  mit  demjenigen  ökonomischen  Kosten- 
aufwand herstellen  und  ausrüsten,  welche  durch  die  ganze  volks- 
wirtschaftliche Entwicklungsstufe  des  Landes  bedingt  werden. 

Auch  hier  ist  nach  den  vorcntwickel ton  Grundsätzen  nicht  von  einer  gleichen 
technischen  Vollkommenheit  der  Herstellung  und  Ausstattung  in  allen 
Ländern  die  Rede,  also  z.  B.  nicht  der  techuisch  an  sich  mögliche  höchste  Grad 
der  Vollendung  des  Bahnbaus  zu  erstreben ,  wohl  aber  der  jeweilig  nach  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  des  Landes  passend  erscheinende  Vollkommcnheitsgrad. 

Diese  Bahnen  können  Primärbahnen  genannt  werden.  Bei 
ihnen  ist  gleiche  Spurweite  im  ganzen  Lande,  womöglich  auch 
mit  den  Hauptbahnen  aller  angrenzenden  Länder,  Haupt 
bedingung  auch  ihres  ökonomischen  Nutzens,  damit  das  Fahr- 
matcrial  beliebig  verwendbar  sei.  Letzteres  muss  daher  mit 
Rücksicht  auf  die  Verwendbarkeit,  d.  h.  thunlich  gleichartig, 
beschaffen  sein. 

Auf  d.  Coutiiient  gleiche  Spurweite,  mit  Ausnahme  Kusslands  u.  i.  Tb.  Spaniens. 
In  England  lange  2  Systeme  der  Spurweite  in  Kampf.  Selbst  in  diesem  Puncte  die 
Gesetzgebung  sehr  ängstlich  in  Betr.  d.  Vorschrift  zu  nachträglicher  Aendernng  d. 
Spurweite.  Cohn  1.  20'J  ff.  Die  ehemals  breitere  Spur  d.  bad.  Staatsbahnen  ist 
umgeändert  worden. 

Die  weitestgehende  Gen  eralisirung  oder  Gleichmässitrkeit  aller 
Gebrauchsgegenstände  vieler  Linien,  also  bes.  der  Wagen  (weniger  der 
Locomotiven)  verlangt  auch  v.  Weber  neben  Intensivster  Individualisiron* 
der  Bahnanlagen,  wobei  vielleicht  dem  llelativitätsprincip  auch  beim  Wagenpark 
etwas  zu  wenig  Kechnung  getragen  wird.  Individ.  d.  Bahnen  S.  43,  32  ff.  —  Du- 
Signalsysteme  sind  ebenfalls  nicht  einseitig  naeh  Sichcrheitsrücksichten  gleich- 
massig  u.  technisch  mögliehst  vollkommen  vorzuschreiben,  sondern  wegen  der  grossen 
Kostenverschiedenheit  naeh  dem  Character  der  Bahn  u.  ihres  Verkehrs  zu  indiriduali- 
sireu.    Weber  eb. 

2.  An  die  Primärbahnen  seh  Hessen  sich  die  Bahnen  zweiten 
Rangs,  die  Secundärbahnen  („Bahnen  untergeordneter  Be- 
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deutung")  an.  Sie  zerfallen  nach  ihrer  Bedeutung  für  den  Verkehr 
wieder  in  manche  verschiedene  „Rangclassen".  Die  wich- 
tigeren unter  ihnen  —  bedeutendere  Seitenbahnen,  Verbindungs- 
bahnen zwischen  mehreren  Bahnnetzen  u.  dgl.  m.  —  wird  in  der 
Regel  wieder  der  Staat  am  Besten  selbst  anlegen:  die  Secundär- 
bahnen  erster  Classe.  Aber  er  muss  sie  bereits  extensiver 
bauen,  nur  mit  gewisser  Rücksicht  auf  ihre  etwaige  spätere  Um- 
gestaltung zu  Primärbahnen.  Bei  den  weniger  wichtigen  Secundär- 
bahnen  können  sich  die  Selbstverwaltungskörper  neben 
dem  Staate  in  der  Anlage  betheiligen,  und  zwar  je  nach  dem 
Grade  der  Bedeutung  der  Linien  für  den  Verkehr  die  Provinzen, 
Bezirke  an  den  Secundärbahnen  2.  oder  3.  Classe,  die  Kreise 
nnd  Gemeinden  an  denen  3.,  4.  und  weiterer  Classe.  Die  Ex- 
tensivität des  Bahnbaus  kann  im  Allgemeinen,  von  besonderen 
Abweichungen,  welche  die  Terrainverhältnisse  nöthig  machen, 
abgesehen,  entsprechend  immer  weiter  gehen,  d.  h.  der 
Kapitalaufwand  für  die  Bahnanlage  relativ  immer  kleiner 
werden. 

Die  vichtige  Folge  wird  dann  sein ,  dass  die  Dampf  bahnen  schliesslich  in 
Pferdebahnen ,  eventuell  die  Norinalspur  in  Schmalspur  übergeht  und  der  Wagenpark 
entsprechend  leichter  uud  wohlfeiler  gebaut  wird.  Indessen  lässt  sich  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  auch  bei  den  Secundärbahnen  der  niederen  Classe  ein  etwas  grösserer 
Kapitalaufwand  für  die  Uahnanlage  rechtfertigen ,  wenn  dadurch  der  leistungsfähigere 
Dampfbetrieb  und  die  Normalspur  erhalten  und  so  der  Uebergang  des  Wagenparks 
ron  einer  zur  anderen  Bahn  ermöglicht  wird.  Der  Dampfbetrieb  an  sieb  set/t  nicht 
nothwendig  immer  eine  technisch  viel  vollkommenere,  daher  kostspieligere  Bahnanlage 
voraus,  sobald  sich  nur  mit  einem  mässigen  Maximalinaass  der  Schnelligkeit 
begnügt  wird,  was  volkswirtschaftlich  oft  ganz  ausreicht.  Unter  dieser  Voraus- 
setzung steigert  sich  auch  der  Kostenaufwand  der  Normalspur  gegen  die  Schmalspur 
nicht  so  erheblich,  dass  nicht  der  grosse  Vortheil  der  Gleichspur  eine  hinlängliche 
Compensation  dagegen  bildete. 

Vgl.  auch  hiezu  bes.  Weber,  nam.  in  d.  „Secundärbahnen"  S.  8  IL  Er  weist 
nach,  dass  die  Verth euerung  der  Bahnen  hauptsächlich  durch  dio  Bedingungen, 
welche  die  Durchführung  der  eisetibahntnass.  Schnelligkeit  stellt,  dann 
dureh  die  Vorkehrungen,  welche  der  Personenverkehr  an  Constructionen  und 
Sichern eitsmassrcgeln  erfordert,  bewirkt  wird.  Bei  d.  oft  genugenden  geringeren 
Schnelligkeit  können  die  Bahnanlagen  auch  bei  Normalspur  viel  wohlfeiler  u. 
doch  genügend  sicher  werden.  Hier  liegt  dann  ein  techn.  Problem  in  d.  Con- 
struetion  v.  Locomotiven,  die  auf  solchen  Secundärbahnen  eine  m  äs  »ige  Maximal  - 
Schnelligkeit  haben,  z.  B.  12  Kil.  p.  Stunde.  S.  Weber  a.  a.  O.  S.  1 1  ff.  — 
„Grundzüge  f.  d.  Gestalt,  d.  secund.  Eisenbahnen"  (v.  d.  techn.  Commiss.  d.  Ver.  D. 
Eisenbahnen),  1870.  Wob  er  veranschlagt,  eb.  S.  22.  die  Ersparung  von  Anlagekostcn 
bei  Secundärbahnen  mit  Normalspur,  aber  langsamer  Geschwindigkeit,  verglichen  mit 
Hauptbahnen  schneller  Geschwindigkeit  auf  25 — 30%  im  Flachland,  SO — 40  im  Hügel- 
lande.  50—60  im  Gebirge.  —  S.  auch  Dcmarteau,  Gedankenlese  üb.  d.  Fairlie'sche 
Locomotivsystcm  u.  Schmalspur.  Schicnenstrassen  in  Oest.-Ung.,  Wien  (1S74).  In  den 
letzten  Jahren  ist  die  Frage  der  Secundärbahnen  nach  allen  in  Betracht  kommen- 
den Seiten  auch  literarisch  lebhaft  erörtert  worden.  S.  u.  A.  noch  v.  Weber, 
staatl.  Einfluss  auf  die  Entwicld.  der  Secundärbahnen ,  Wien,  1878.  Die  preuss. 
EisenbahnveretaaÜichung  hat  auch  hier  förderlich  auf  die  Entwicklung  der  Anlage  u. 
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des  Betriebs  v.  Sec.bahnen  gewirkt.  Mehrfach  sind  neuerdings  besondre  Mittel  f.  d. 
Bau  solcher  Bahnen  in  Prcussen  bewilligt  worden. 

3.  Die  Secundär bahnen  tieferer  Classe  kann  man 
Tertiär-,  Quartär  bahnen  u.  8.  w.  nennen.  Sie  dienen  wesent- 
lich rein  localen  Bedürfnissen  von  immer  geringer  werdender 
Bedeutung.  Deshalb  sind  sie  vornehmlich  von  den  Gemeinden 
für  deren  externen  Verkehr  in  der  Nachbarschaft  und  besonders 
für  den  internen  Verkehr  zu  bauen. 

Hier  wird  die  Dampf  bahn  oft  durch  die  Pferdebahn  zu  ersetzen  sein.  Dir 
Nonn  aispur  sollte  indessen  auch  hier  nur  bei  wesentlichen  Vortheilcn  in  ökonomischer 
Hinsicht  zu  Gunsten  der  Schmalspur  aufgegeben  werden.  Diese  reinen  Localbahnou 
würden  dann  das  extensivste  Bahnbausystem  darstellen.  Auf  ihnen  wird  die  Ver- 
waltung von  der  Gemeinde  zu  fuhren  sein,  während  die  Secundärbahncn  höheren 
Rangs  vornehmlich  von  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  mit  administrirt  werden. 

Diese  Durchführung  des  Individualisirungsprincips  im  Eisen- 
bahnwesen entspricht  den  heutigen  Verkehrsbedürfnissen  und  der 
richtigen  Ausbildung  des  Systems  öffentlicher  Unternehmungen 
auch  in  der  materiell  -wirtschaftlichen  Sphäre  statt  der  privat- 
wirthschaftlichen ,  speculativen  Unternehmungen.  So  vorzugeben 
ist  ökonomisch-technisch  möglich  und  in  dieser  wie  in  sozial- 
politischer Hinsicht  wünschenswertb.  Die  Ueberweisuug  der  Primär- 
bahnen und  der  wichtigeren  Secundärbahnen  an  das  speculative 
Actienkapital,  das  raeist  allein  für  diese  Bahnen  bereit  steht,  ist 
aus  den  dargelegten  Gründen  zu  vermeiden.  Die  Secundärbahnen 
niederer  Classe,  die  Tertiärbahnen  u.  s.  w.  durch  Erwerbsgesell- 
schaften oder  Private  herstellen  zu  lassen,  hat  einmal  wegen  der 
oft  geringen  Aussicht  auf  Rentabilität  keinen  Erfolg,  oder  führt, 
wie  bei  internen  städtischen  Pferdebahnen,  vollends  zu  einem  fac- 
tischen  Monopol  und  entzieht  in  principiell  nacbtheiliger  Weise 
der  localen  Selbstverwaltung  einen  für  diese  besonders  passenden 
Wirkungskreis. 

Wober  ist  hier  der  Privatthätigkeit  zu  einseitig  guusrig.  Stein  im  Haudh. 
d.  Verwaltungslelire  vertritt  in  diesen  Puncten  einen  unhaltbaren  Standpunct.  Auch 
in  England  schon  Stimmen  für  die  üebernahme  der  Tramways  Sciteus  der  Ooinmuneu. 
Cohn  II,  621. 

III.  —  §.  282.  Der  Eisenbahnbau  selbst.  Mit  der 
Durchführung  eines  richtigen  Eisenbahnsystems  der  geschilderten 
Art  ist  in  folgender  Weise  vorzugehen. 

1.  Es  uiU68  zunächst  ein  allgemeiner  Eisenbahnbau- 
plan („geographischer"  oder  „Linienplan")  für  das 
ganze  Staatsgebiet  entworfen  werden,  unter  steter  Berück- 
sichtigung der  Anschlüsse  an  den  Staatsgrenzen.    Ist  dies,  wie 
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vielfach,  früher  versäumt  worden  und  demgemäß»  schon  ein 
grösseres  Eisenbahnnetz  vorhanden,  so  muss  der  Plan  („Er- 
gänzungsplan") dennoch  nachträglich  entworfen  werden, 
nach  dem  leitenden  Gesichtspuncte,  die  Lücken  in  dem  niuthmass- 
lich  dann  noch  wenig  einheitlichen  Eisenbahnwesen  des  Landes 
passend  auszufüllen.  Abänderungen  der  Pläne  sind  natürlich  für 
die  Zukunft  nicht  ausgeschlossen. 

Ein  Hauptmangel  im  deutschen,  engl.  Eisenbahnwesen.  —  Vorschlag  eines 
selcht" u  Eisenbahnplans  Seitens  d.  preuss.  Eisenbahn  -Untersuchungscomtn.  S.  157. 
Entwurf  u.  Bekannt  in.  eines  Bahnnetzplans  in  Oesterreich  1654,  Czörnig,  Neu- 
gcstalt.  S.  370.    Schwabe.  Entwurf  eines  Eisenbahnplans  für  Prenssen.    Bcrl.  1S79, 

2.  Ein  solcher  erster  oder  Ergänzungsbauplan  ist  bei  jedem 
Eisenbahnsystem ,  auch  bei  dem  reinen  Privatbahn-  oder  bei 
dem  gemischten  System,  nothwendig,  ohne  dass  deswegen  von 
vorneherein  genau  für  jede  Linie  bestimmt  wird,  ob  sie  der  Staat 
oder  eine  Gesellschaft  bauen  soll.  Bei  dem  ausschliesslich  „öffent- 
lichen" oder  Staatsbahnsystem  werden  die  Hauptlinien 
dem  Staate  vorzubehalten  sein,  andere  können  gleich  den 
Selbstverwaltungskörpern  überwiesen  werden,  entweder 
definitiv  oder  so,  dass  der  Staat  es  diesen  Körpern  überlässt,  eine 
Linie  etwa  früher  zu  bauen,  als  er  dazu  kommen  würde,  wobei 
dann  Staatsuntersttttzungen  besonders  zulässig  sind,  der  Staat 
sich  aber  die  spätere  Uebernabme  der  Linie  vorzubehalten  hat. 

3.  Der  Linienplan  ist  nach  dem  dargelegten  Princip  der 
Individualisir ung  der  Bahnen  aufzustellen  und  demgemäss 
auch  die  Betheiligung  des  Staats  und  der  Selbstverwalrungskörpcr 
nach  diesen  „technischen  Rangclassen "  der  Bahoen  einzurichten. 

4.  Im  Staats b ah nsystem  ist  besonders  darauf  zu  achten,  dass 

a*  / 

die  Verwendung  von  Kapitalien  im  Eisenbabnbau  in  der  mehrfach 
erwähnten  Weise  thunlichst  gleichmässig  erfolgt:  m.  a.  W. 
neben  dem  geographischen  oder  Linienplan  ist  ein  Zeit- 
plan für  den  Ausbau  der  Linien  aufzustellen  und  möglichst  innc 
zu  halten. 

Dies  ist  gerade  bei  dem  Staatsbahnbau  ausführbar  und,  wie  gezeigt,  von  segens- 
reichen Folgen  für  die  Volks wirthscha ft  als  Organismus,  bisher  aber 
auch  in  der  Praxis  des  Staatsbahnsystems  selten  gehörig  zur  Geltung  gekommen,  in 
Uebereinstimmung  mit  der  allgemeinen  ..Planlosigkeit",  welche  auf  diesem  Gebiete 
zu  beklagen  war  (Preussen!?.  Auch  in  finanzieller  Beziehung  ist  eine  Ueber- 
sttlrzung  des  Staatsbahnbaus  in  kurzer  Zeit  zu  vermeiden.  Jede  Bahn  pflegt  eine 
gewisse  Zeit  zur  Entwicklung  ihres  Verkehrs,  mithin  ihrer  Rentabiiitat  zu  brauchen. 
Das  finanzielle  Risico  vermindert  sich  also  bei  einem  besonnenen  Vorgehen  im  Eisen- 
babnbau. In  Ungarn  zeigen  sich  jetzt  die  Folgen  dieser  Nichtberücksichtigung  der 
Hilfsmittel  des  Landes.  —  In  Preussen  hatte  sich  bis  vor  Kurzem  die  so  einfache 
Erkenntnis»  der  Abhängigkeit  des  Gangs  eines  grossen  Theils  des  Erwerbslebens  vom 
Eisenbahnbau  auch  noch  zu  wenig  Geltung  verschafft. 
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5.  Die  Geldmittel  zum  Eisenbahnbau  haben  Staat  und 
Selbstverwaltungskörper,  der  Praxis  gemäss,  in  der  Regel  durch 
Benutzung  ihres  Credits,  durch  Aufnahme  von  Anleihen 
zu  beschaffen. 

Die  gelegentlich  vorgeschlagene  sogar  mehr  oder  weniger  ausschliessliche 
Verwendung  ordentlicher  Einnahmen  (Stenern)  zum  Eisonbahnbau  selbst  ist  jeden- 
falls nur  ausnahmsweise  passend.  Die  grossen  Summen,  um  wclcho  es  sich  hier 
stets  handelt,  sind  in  der  immer  unvermeidlich  etwas  drückenden  Form  von  Stenern 
schwerer  richtig  aufzubringen,  als  durch  Anleihen.  Und  während  solche  Steuern  einen 
ungleichen  Druck  ausüben,  vertheilen  sich  die  Vortheile  dos  Eisenbahnwesens  eben- 
falls ungleich ,  nach  Gegenden  und  Yolksclassen ,  ohne  dass  diese  beiden  rngleich- 
heiten  sich  compensiren.  Einen  bezügl.  Vorschlag  machte  Perrot,  der  hier  wie  in 
anderen  Eisenbahnfragen  sehr  zu  einseitiger  Auffass.  neigt. 

Um  in  Zukunft  hinsichtlich  des  leitenden  Finanzprincips  bei 
der  Bewirthscbaftung  der  Staatsbahnen  freie  Wahl  zu  erlangen,  ist  im 
Princip  aber  eine  regelmässige  Tilgung  der  Eisenbahn- 
schulden nach  bestimmtem  Plan  zu  befürworten,  —  abweichend 
von  dem  Grundsatze,  der  ftir  die  sonstige  allgemeine  Staatsschuld 
aufzustellen  ist,  deren  regelmässige  Tilgung  nach  gesetzlich 
festgestelltem  Modus  nicht  principiell  geboten  erscheint. 

Wie  diese  Tilgung  vorzunehmen  und  in  welcher  Form  die  betreffenden  Eiscn- 
bahnanleihen  aufzunehmen  sind,  das  ist  erst  in  der  späteren  Lehre  von  den  Staats- 
schulden (Band  3  d.  lin.wiss.)  zu  behandeln.  Vorläufig  genügt  die  Bemerkung,  dass 
die  Tilgung  der  Eisonbahnschulden  die  Aufnahme  der  letzteren  in  der  Forin  sogen. 
Hi  ntenschulden  nicht  nothwendig  ausschliesst.  Ich  verweise  einstweilen  auf  meinen 
Art.  Staatsschulden  in  Bluntschli  s  Staatswörterb.  X,  21  fl.  für  diese  Kormfragen,  auch 
S.  19  für  die  Tilgungsfrage.  Auch  meine  Abb.  in  Schönberg's  Handb.  über  öflentl. 
Credit,  II.  433  fl.,  bes.  §.  20.  üeber  die  Einrichtung  der  Tilgung  der  Eisenb.schuld 
in  Prt-ussen  nach  Ges.  v.  27.  März  1SS2  s.  o  S.  710. 

Einzelne  weitere  Puncte,  welche  Anlage  und  Bau  der  Bahnen  betreffen,  werden 
des  Zusammenhangs  halber  im  folgenden  Abschnitte  mit  berührt. 

4.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 

3.    Dio  Verwaltung  der  Staatsbahnen. 

Durch  die  grossen  Verstaatlichungen  d<r  Bahnen  in  Prcusscn.  dann  auch  in 
Oesterreich,  Italien,  Frankreich  ist  die  Verwaltungsfrage  iu  ein  neue«  Stadium  geruckt. 
Bd  der  mit  Kocht  meist  gewählten  Selbstverwaltung  der  Staatsbahnen  ist  für  ein  grosses 
Landesbahnnetz  dio  Schwierigkeit  nicht  zu  verkennen ,  übermässige  Centralisation  der 
Verwaltung  zu  vermeiden.  Hier  dürfte  dio  neue  preuss.  Einrichtung  wohl  im  Ganzen 
das  allgemein  für  ein  grosses  Land  u.  das  speciell  für  das  lang  gestreckte  preuss. 
Staatsbahn  netz  Richtige  getroffen  haben.  Auch  auf  Verpachtungen  von  Bahnen 
oder  .,Bct^i«•bsubc^lassung^vertrage,,  zwischen  dem  Staat  als  Eigt-tithümer  u. 
Bctricbsgesellschaften  ist  dunh  die  Vorgänge  in  Italien  (o.  S.  719)  manche«  neue 
Licht  geworfen.  Endlich  hat  sich  gerade  beiiu  Staatsbahusystem  die  Vertretung  d.»r 
Interessen  des  Publicum s  erwünscht,  aber  auch  am  ehesten  möglich  gezeigt, 
indem  „Eisenbahnräthe"  zu  Vertretungskürpern  gebildet  wurden,  die  zur  Verwaltung 
in  gewisse  Beziehung  gesetzt  werden.  Dies  alles  kann  hier  an  diesem  Orte,  dem  Zwecke 
dieses  Werks  gemäss,  nur  kurz  berührt  werden.    Eine  speciellere  Ausführung  darüber 
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gehört  auch  nicht  einmal  iu  die  „Eisenbahnpolitik"  als  Theil  der  Volkswirthschafts- 
politik,  sondern  in  die  technisch -administrativ-  Eisenbahnlehre. 

Das  verwaltungsrechtliche  Material  (Gesetze,  Verordnungen  u.s.  w.)  über 
alle  Staaten  im  Archiv  f.  Eisenbahnwesen.  Für  Preusson  s.  Kosub,  Organisation 
d.  Staatseisonb.verwalt ,  Berl.  1881;  ders.,  Verwalt.  d.  prenss.  Staatsbahnen,  Berlin 
1881.  Keiches  Material  mit  kritischen  Erörterungen  bietet  die  italien.  Eisenbahn- 
enquete. S.  darüber  den  Aufs.  v.  Pieck  im  Archiv  1882,  wo  diese  Vcrwaltungsfragcn 
bes.  eingehend  behandelt  sind  (S.  103  über  Verpachtungsformen).  —  Im  Allgemeinen 
s.  sonst  Sax  II.  19!»  11.,  255  IT.,  357  lf.  passim.  Für  Vergleichspuncto  mit  dem 
Privatbahn  system  ausser  Sax  auch  Cohn 's  gen.  Hauptwerk  u.  dessen  neuere  Forts, 
im  Eisenb.-Arch. 

1.  —  §.  283.  Die  Verwaltungssysteme.  Die  Regel  ist 
bisher  bei  den  Staatsbahnen: 

1.  Die  eigene  Administration  durch  Behörden  des 
Staats  selbst.  Nur  diese  Verwaltungsform  ermöglicht  es  voll- 
ständig, die  allgemeinen  Vortheile,  welche  das  Staatsbahnsystem 
haben  kann  und  derentwegen  es  gewählt  werden  soll,  zur  Geltung 
zu  bringen.  Nur  bei  ihr  kann  jederzeit  diejenige  Modification  des 
Bewirthschaftungsprincips  erfolgen,  welche  im  volkswirtschaft- 
lichen gegenüber  dem  finanziellen  Interesse  etwa  geboten  ist.  Die 
eigene  Verwaltung  des  Staats  lässt  sich  auch  technisch  und  öko- 
nomisch mindestens  ebensogut  einrichten  als  diejenige  einer  Ge- 
sellschaft. In  der  Hauptsache  muss  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
nach  gewissen  gleichartigen  allgemeinen  Grundsätzen  besorgt 
werden,  wer  immer  ihn  führe.  Auch  erfahrungsmässig  steht  die 
Staatsverwaltung  des  Betriebs  hinter  der  Gesellschaftsverwaltung, 
wenigstens  bei  uns,  durchaus  nicht  zurück.  So  darf  die  eigene 
Administration  des  Staats  als  die  grundsätzlich  richtige  be 
zeichnet  werden. 

Hieran  ändert  das  Ergebniss,  zu  dem  die  Eisenbahnuutersuchungs-  Coinmission 
in  Italien  gekommen  ist,  m.  E.  nichts.  Ihr  Endbeschluss ,  „es  fei  vorzuziehen,  den 
Betrieb  der  italien.  Eisenbahnen  der  Privatindustrie  anzuvertrauen",  ist  nicht 
einmal  für  Italien  uberzeugend  begründet  Die  ganze  Beweisführung  bewegt  sich 
immer  noch  iu  dein  alten  Geleise  d>  r  brit.  ökonomischen  Doctrin  („in  der  burgerl. 
Gesellsrh.  hat  jede  Institution  ihre  eigene  Auftrabe  zu  erfüllen;  dem  Staate  liegt  es 
ob,  zu  regieren,  den  Privaten  die  Gewerbe  zu  betreiben.  Deshalb  werde  auch  daa 
Eisenbahn, gewerbe1  (sie!)  den  Privaten  anvertraut").  S.  Pieck  im  Archiv  1882 
S.  117.  Vd.  auch  d.  kurze  Bcsprech.  d.  ital.  Enquete  in  Conrads  Jahrb.  18S2.  N.  F. 
B.  V,  62  II. 

2.  Für  die  zweite  Haaptform  der  Staatsbahn -Verwaltung, 
die  Verpachtung  oder  Betriebstibcrlassung  an  Dritte, 
regelmässig  an  nachbarliche  Privatbahngcsellschaften  oder  an 
eigens  ttlr  den  Betrieb  gebildete  „Bctriebs-Actiengesellschaften" 
sind  wohl  folgende  drei  Fälle  zu  unterscheiden,  von  denen  nur  der 
dritte  hier  Bedeutung  hat,  weil  es  sich  bei  ihm  absichtlich  um  ein 
der  Eigenverwaltung  entgegengesetztes  Verwaltungssystem  handelt : 
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a)  Verpachtungen  von  grossen  Strecken  Staatsbahnen  sind 
mehrfach  als  Finanzoperationen  einer  in  bedrängter  Finanz- 
lage befindlichen  Regierung  vorgekommen. 

Uelißr  den  Inhalt  der  Verträge  entscheiden  in  solchem  falle  nicht  sachliche 
Erwägungen  hinsichtlich  der  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  der  (iesammtheit  und 
im  finanziellen  des  Staats  liegenden  Puncte.  sondern  eben  die  concrete  Finanzlage, 
die  Notwendigkeit,  unmittelbar  möglichst  grosse  Itaare  Geldsummen  zu  erhalten  u.  s.  w. 
Meistens  wird  hier  der  Pachtschilling  auf  einmal  oder  in  wenigen  grossen  Raten  iui 
Voraus  entrichtet,  also  kapitalisirt,  und  nur  etwa  für  spätere  Zeiten  dem  Staate  noch 
ein  Antheil  an  demjenigen  Reinertrag,  welcher  eine  gewisse  Höhe  überschreitet,  vor- 
behalten.   (Oesterreich  s.  o.  S.  TM.i 

b)  Fllr  den  Inhalt  der  VertrUge  bei  der  Verpachtung 
kleiner  Neben-  und  namentlich  Grenz  strecken  zur  Verbindung 
mit  anderen  Bahnen  (etwa  fremder  Länder)  sind  auch  oft  nicht 
rein  ökonomische  Erwägungen  massgebend,  sondern  der  Wunsch 
des  Staats,  durch  günstige  Bedingungen  den  Anschluss  zu  ermög- 
lichen, oder  selbst  Verpflichtungen,  welche  er  in  dieser  Hinsicht 
eingehen  muss  u.  dgl.  m. 

Heispiele  von  Pachtverhältnissen  bei  d.  Bahnen  in  §.  27'.»  S.  712,  z.B.  bei  der 
Baier.,  üldenb.  Bahn.  Ucbcr  die  Pacbtverh.  bei  d.  baier.  B.  s.  D.  Eisen bahnstat. 
1865  S.  135,  1S66  S.  131).  Einn.  für  die  rerpacht.  Strecken  1869  349,6Hi  fl.,  A.  f.  1  ST  I 
353,613  fl..  Ausg.  für  d.  gepaeht.  Strecken  1860  1.037.767  fl..  A.  1871  1.037,640  fl.. 
Bemerkenswerth  ist  die  Verpachtung  der  der  Oberschles.  B.  gehörenden  Bergwerks- 
bahn an  Privatunternehmer  auf  kurze  Termine,  1S71  wieder  auf  12  J.  ausgeschrieben. 
Ein  neueres  Beispiel  der  Bahnpacht  bietet  d.  Vertrag  des  D.  Reichs  mit  der  Wilh.- 
Luxcmburgbahn,  s.S.  716.  —  Ücftere  Bahnpachten  in  Belgien,  mit  mancherlei  ver- 
schiedenen Stipulationen .  z.B.  einem  gewissen  Procent  der  Bruttoeinu.  als  Pachtzins 
oder  einer  festeu  Bahnmiethe  p.  Kilometer. 

c)  Soll  eine  allgemeine  Verpachtung  aller  oder 
grosser  Hauptlinien  von  Staatsbahnen,  d.  h.  also  die 
Ueberlassung  des  Betriebs  der  Bahn  an  einen  Dritten,  daher  wohl 
meistens  wieder  an  eine  Erwerbs-,  speciell  Actiengesellschaft, 
keine  wesentlichen  volkswirtschaftlichen  und  finanziellen  Inter- 
essen des  Staats  beeinträchtigen,  so  müssen  wohl  folgende  sehr 
schwer  zu  erfüllende  Bedingungen  gestellt  werden,  weswegen 
wiederum  die  Selbstverwaltung  vor  der  Verpachtung  den  Vorzug 
verdient: 

a)  Verbleiben  einer  eingehenden  Coutrole  Uber  den  Be- 
trieb, und  eines  Genehmigungsrechts  des  Staats,  namentlich 
für  das  Tarif wesen  (mit  Feststellung  von  Maximaltarifen  im 
Vertrage)  und  für  die  Transporteinrichtung. 

/V)  Gute  Instandhaltung  des  Bahnbaus  und  der  Ge- 
bäude u.  8.  w.  durch  den  Pachter;  Ucbernahme  von  Neubauten 
(Gebäude)  eventuell  durch  ihn  gegen  Entschädigung  bei  Ablauf 
der  Pachtzeit.    Stellung  des  Fahrmaterials  oder  mindestens  des 
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während  der  Pachtzeit  neu  erforderlichen  womöglich  durch  den 
Pachter  und  ebenfalls  Ueberlassung  desselben  an  den  Staat  gegen 
Entschädigung  nach  Ablauf  der  Pachtzeit. 

y)  Nicht  zu  lange  Pachttermine  und  Möglichheit  für 
den  Staat,  unter  im  Voraus  grundsätzlich  festgestellten 
Bedingungen  den  Contract  vor  Ablauf  des  Termins 
zu  lösen,  ein  Punct,  an  welchem  freilich  der  Abschluss  von 
Betriebsttberlassungsverträgen  mit  Gesellschaften  leicht  scheitern 
kann,  in  welchem  nachzugeben  aber  leicht  auf  eine  ebensolche 
Preisgebung  der  Verkehrsinteressen,  wie  beim  vollen  Privatbahn- 
system, hinausläuft. 

J)  Bestimmung  des  Pachtgeldes  theils  in  einem  gewissen  Geld- 
betrag (etwa  einer  Quote  des  Bruttoertrags)  als  Minimum,  theils 
in  einem  Antheil  des  Staats  an  dem  Reingewinn,  welchen  der 
Pachter  über  einen  Minimalprocentsatz  hinaus  (z.  B.  4—5—6  °/0) 
erzielt. 

Das  wichtigste  Beispiel  der  Praxis  ist  bisher  die  allgem.  Verpachtung  der 
nie  der  Und.  Staatsbahnen  an  eine  „Gesellsch.  T.  d.  Betrieb  der  niedeil.  Staatsb." 
auf  50  Jahn-,  s.  D.  Eisenbahnstat.  18(57,  S.  204,  Jahrg.  186«,  S.  260,  Jahrjr.  1873, 
S.  280.  Pieck  im  Eis.b.-Arch.  1S82  S.  104.  Ges.  v.  8.  Juli  1863  bestimmte  die 
Bedingungen,  unter  denen  der  Betrieb  der  Staatsbahnen  einem  Dritten  überlassen 
w.-rden  könne:  alle  Tarife  und  Fahrpläne  sind  zuvor  dem  Minist,  d.  Innern  z.  Genehm, 
vorzulegen;  v.  allen  Einnahmen  ist  der  Regierung  Rechnung  zu  legen  (s.  Erl.  r.  5.  Mai 
1865);  keine  Beschlüsse  sind  einseitig  zu  fassen  über  Verhältnisse  der  Betriebs- 
einnahmen; die  Ges.  hat  all«  erford.  Betriebsmittel,  Telegr. ,  Werkzeuge  zu  liefern; 
die  Ges.  bezieht  einen  Theil  der  Bruttoeinn.  als  Betriebskosten  nach  einer  Scala,  die 
im  Verb.  z.  Einn.  p.  Meile  steht,  ferner  von  der  verbleib.  Nettocinn.  Vß,  %  der  Staat. 
Concessionsurk.  v.  3.  Juli,  Stat.  v.  7.  Sept.  1803.  Neu«  Vcrtr.  v.  1S75  u.  76.  „Die 
l'aehtnng  umfasst  die  Traction  (Bcfördcr.  d.  Reisenden  u.  Güter)  u.  d.  ordentl.  Unter- 
halt, der  Bahnstrasse  u.  Güter."  (.Pieck  S.  104.)  Bildung  eines  Erneucruntrxfonds  f. 
Geleise,  roll.  Material  u.  zugleich  f.  gewisse  Schäden.  Rollendes  Material  u.  Ausrüst. 
d.  Stationen  trägt  d.  Gesellsch.,  Verbesser,  u.  Erweiter,  d.  Bahnstr.  u.  Gebäude  u. 
ausserord.  Unterhaltungskosten  der  Staat.  Die  der  Gesellsch.  zufallenden  80%  v. 
Bruttoertrage  (uach  Abzug  der  Dotation  d.  Reservefonds)  müssen  der  Ges.  mindesten^ 
(inel.  der  Beiträge  z.  Rcs.fonds)  4800  fl.  p.  Kit.  i.  Jahr  übrig  lassen,  sonst  wird  der 
Staatsantheil  entsprechend  siekürzL  Bei  Ges.div.  Ober  4l/a°/o  w^  das  nächste  halbe 
Proeeiit  zw.  Staat  u.  Ges.  zur  Hälfte  gethcilt,  von  dem  Plus  über  5  %  Ges.divid.  bezieht 
der  Staat  */8,  d.  Ges.  1  ..  Pachtdauer  50  Jahr«;,  vorbehaltlich  des  staatl.  Kundigungs- 
rechts  nacli  20  J.  Unter  fast  deichen  Beding.  Ubernahm  dies.  Ges.  die  Linie  Ahuelu- 
Salzbcrgen  v.  einer  and.  Ucs.  Die  iinanz.  Ergebnisse  ungünstig.  Der  Staat  erhielt  im 
Dnrchschn.  nicht  1%  Zins  f.  s.  Kapital,  die  Gesellsch.  konnte  f.  d.  ihre  seit  1876 
immer  Uber  5%  vertheilen.  Antheil  des  Staats  im  Et.  f.  1882  2  12  M.  M. 
Mit  der  ganzen 'Einrichtung  ist  man  aber  unzufrieden  u.  giebt  dem  reinen  Staats- 
oder  reinen  Privatbahnsystem  den  Vorzug,  wie  dies  eine  französ.  offic.  Untersuchung 
des  niederländ.  Systems  constatirtc.  —  Mehr  aus  politischen  u  doctrinären  Gründen 
der  älteren  Wirthschaftspol.  beabsichtigt  Italien  seine  neu  erworbenen  grossen  Bahn - 
strecken  zu  verpachten.  S.  o.  S.  "10.  Formul.  Vorschlage  der  ital.  Eisen  h.- 
(Joinmission  f.  Betriebsul>crlass.verträge  s.  Pieck,  Arcb..  S.  128.  Die  (ies.  soll  danach 
Eigenthümerin  des  gesummten  beweglichen  Materials  u.  Inventars  naeh  Taxe 
werden  u.  dasselbe  in  gutem  Bestand  erhalten.  Sie  hat  alle  Betrietakostcu  (incl.  Bahu- 
unterhaltung  u.s.  w.'r  zu  tragen.  Es  werden  dureh  Rücklagen  aus  den  Einnahmen 
Fonds  dotirt;  fur  Vermehrung  des  beweglichen  Materials,  für  Erneuerung  «Ies  Oberbaus. 
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ganze  Bahnnetz  nebst  der  obersten  Leitung  und  Centrai- 
verwaltung der  Eisenbahnangelegenheiten  Uberhaupt  von  der 
speciellen  Betriebsverwaltung.  In  ersterem  Puncte  treten 
specifische  Eigentümlichkeiten  des  Staatsbahnsystems  hervor, 
z.  Th.  gerade  solche,  welche  den  administrativen  Vorzug  dieses 
Systems  vor  dem  Privatbahnsystem  bedingen.  Die  Organisation 
der  Betriebsverwaltung  ist  dagegen  bei  Staats-  und  Privatbahnen 
im  Wesentlichen  die  nemliche.  Diese  Verwaltung  zerfällt  hier  in 
drei  grosse  Zweige,  in  die  allgemeine,  in  die  Bahn-  und 
die  Transport  Verwaltung.  Diese  Eintheilung  entspricht  der 
ökonomisch -technischen  Natur  des  Eisenbahnbetriebs  und  findet 
sich  daher  überall  cinigermasscn  ähnlich  wieder. 

A.  Die  allgemeine  Verwaltungsorganisation  und 
oberste  Central  Verwaltung. 

Als  Staats-  und  volkswirtschaftliche  Anstalten  ersten  Rangs 
sollen  die  Staatsbahnen  auch  zunächst  nach  Staats-  und  volkswirt- 
schaftlichen Gesichtspuncten ,  nur  unter  gleichzeitiger  genügender 
Wahrnehmung  des  finanziellen  Interesses  verwaltet  werden.  Dem- 
nach erscheint  es  zweckmässig,  sie,  wie  die  Staatsforsten  und 
neuerdings  mehrfach  selbst  die  Domänen,  unter  eines  der  volks- 
wirtschaftlichen Ministerien,  nicht  direct  unter  das  Finanz 
roinisterium  zu  stellen.  Das  geeignetste  Ministerium  ist  wohl  das 
der  öffentlichen  Arbeiten,  allenfalls  auch  das  Handels 
ministerium.  Bei  allgemeinem  Staatsbahnsystem  und  beim 
Vorhandensein  eines  grösseren  Bahnnetzes  möchte  jedoch,  we 
nigsteus  in  einem  grösseren  Staate,  entweder  ein  eigenes 
Eisen  bahnministerium  oder  ein  Ministerium  für  die 
Verkehrsanstalten  des  Staats,  Eisenbahnen,  Post,  Tele- 
graphie  zusammen,  dem  dann  aber  auch  das  sonstige  Wegewesen 
und  die  Wasserstrassen  zu  Uberweisen  wären,  das  Zweck  massigste 
sein.  Im  Uebrigcn  wird  sich  auch  hier  in  den  einzelnen  Staaten 
wieder  Manches  nach  der  Grösse  des  Landes,  des  Bahnnetzes  und 
nach  der  sonstigen  Organisation  der  obersten  Staatsbehörden 
(Ministerien)  richten  müssen  und  auch  ohne  entscheidende  Gegen 
bedenken  richten  dürfen.  Kessortiren  die  Staatsbahnen  zu  einem 
der  noch  mit  anderen  Angelegenheiten  betrauten  Ministerien,  so  ist 
alsdann  entweder  eine  eigene  Ministerialabth eilung  mit 
einem  Ministerialdirector  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Rätheu 
und  I [Ulfsarbeitern  (Preussen,  früher  Sachsen)  für  die  Staats- 
bahnen  zu  bilden,  oder  es  wird  unmittelbar  unter  dem  Ministerinui 
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Die  Höhe  der  Betriebsausgaben  bestimmt  aber  auch  wieder  mit 
die  Minimalhöhe  der  Tar  ifsätze  und  insoferne  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahn  für  den  Verkehr  und  die  Grösse  der  Brutto- 
einnahme. Die  thunlichste  Verminderung  jener  Aus- 
gaben und  die  dem  entsprechende  Einrichtung  der  Verwaltung 
ist  daher,  —  selbstverständlich  neben  möglichst  billigem  Bahnbau 
und  daher  einem  kleineren  Erforderniss  an  Zins  und  Tilgungsquote, 
soweit  die  technisch  erforderliche  Beschaffenheit  des  Bahnbaus 
nach  den  im  vorigen  Abschnitt  dargelegten  Gesichtspuncten  einen 
billigen  Bau  zulässt  —  die  Voraussetzung  eines  guten 
Reinertrags  und  einer  genügenden  Rente  sogar  bei 
mässigem  Verkehr  und  niedrigen  Tarifen,  also  bei 
geringer  Bruttoeinnahme.  Sie  steigert  Reinertrag 
und  Rente  leicht  erheblich  bei  starker  Bruttoeinnahme 
und  sie  bildet  endlich  eine  der  wichtigsten  Bedingungen 
für  bedeutende  Tarifermässigungen  ohne  zu  grosse  oder 
selbst  ganz  ohne  Verminderung  des  Reinertrags.  Mit  Recht  ist 
daher  namentlich  die  möglichste  Verminderung  der  Selbst- 
kosten des  Transports  als  eine  hochwichtige  volks- 
wirtschaftliche und  finanzielle  Aufgabe  im  Eisenbahn- 
wesen neuerdings  immer  mehr  erkannt  worden.  Hauptpuncte 
dabei  sind:  richtige  Arbeitsteilung  in  Betreff  der  ver- 
schiedenen Functionen  der  Verwaltung,  genügende 
Berücksichtigung  des  Privatinteresses  der  Functio- 
näre,  sichere  und  leichtere  Controle  der  letzteren, 
günstiges  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Ge- 
wicht beim  Transport 

Vgl.  z.  B.  Schäffle  a.  a.  0.,  Scholz  S.  14  fll 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Betriebs  der  Staats- 
bahnen sind  nun  folgende  einzelne  Puncte  zu  erörtern: 

1.  Die  Organisation  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  und 
die  Betriebsökonomik. 

2.  Das  Tarifwesen. 

3.  Die  E innahmeverhältn isse. 

4.  Die  Reinerträge  und  die  Rente,  oder  Nr.  3  und  4  zu- 
Bammcngei'asst :  die  finanziellen  Ergebnisse.  Von  den 
letzten  drei  Gegenständen  handeln  die  zwei  folgenden  Abschnitte. 

III.  —  §.  285.  Die  Organisation  der  Verwaltung  und  die 
Betriebsökonomik.  Es  ist  hier  zu  unterscheiden  die  allge- 
meine Organisation  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  für  das 
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die  Einheitlichkeit  zulässt,  selbständigen  Wirkungs- 
kreise die  richtige  Decentralisation  der  Verwaltung,  die  die  Ein- 
heitlichkeit des  Betriebs  garantirende  Centralsteile 
vertritt  die  erforderliche  Centralisation.  Eine  Verwaltungsorgani- 
sation, welche  die  Vortheile  des  Staatsbahnsystems  zu  erreichen 
ermöglicht  und  die  an  und  für  sich  ja  nicht  durchaus  unbegrün- 
deten Befürchtungen  der  Gegner  dieses  Systems  zu  entkräften  ge- 
eignet ist.  Nach  demselben  geographischen  Princip  der  Linien- 
eintheilung  werden  dann  kleinere  „ Betriebsamts-Bezirke" 
unter  den  Directionen  gebildet. 

Für  die  Organis.fraije  vgl.  aas  d.  früheren  Lit.  a.  A.  d.  Schriften  v.  Weizuiann. 
Das  jetzt  in  Preussen  befolgte  System  der  Bildung  v.  Provincial  directionen  schon 
in  d.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  befürwortet  (S.  626).  Doch  hatte  ich  dort  (§.  25«) 
zwischen  der  allirem.  (Zentral -Verwaltung  u.  der  allgemeinen  Verwaltung  als  einem 
Zweige  der  Betriebsverwaltung  nicht  gehörig  unterschieden. 

Die  Kessort  Verhältnisse  betr.,  so  stehen  die  Staatsbahnen  in  Preussen  jetzt 
unter  dem  Min.  d.  öffcntl.  Arbeiten  (früher  in  dem  ehemals  damit  vereinigten 
Handelsmin).  u.  bilden  hier  die  2.  Minist. -Abtheilung  (3  Directoren,  20  Vortrag. 
Käthe.  50  Su  baltern  beamte  [Expedienten.  Gdculatoren ,  Rcgistratoren  u. s.  w.J,  nebst 
Mitbenutzung  von  28  Kanzleisecret.  u.  25  Kanzleidienern,  deren  Gehälter  auf  d.  Minist- 
abth.  d.  Eisenli.  u.  der  Hauverwalt  repartirt  sind);  ferner  gehört  zu  dieser  Abtheil, 
ein  techn.  Bureau  u.  die  Eisen bahncominissariatc.  (icsainintausg.  f.  diese  Centr.il- 
verwalt.  d.  Eisen b.wesens  im  Et.  1SS3M  1236  M.  M.  —  In  Baiern  besteht  eine 
„tien.- Direction  der  kon.  Verkehrsanstalten"  unter  dem  Staatsmin.  d.  K.  Hauses  u.  des 
Aeusscrn.  Sie  zerfällt  in  3  Abtheil.,  2  für  Staatstiahnen  (Bau  u.  Betrieb),  1  für  Post 
u.  Telegr.  His  1871  depeudirte  diese  Direction  von  dem  aufgelösten  Handelsmin. 
In  Wurtemb.  hat  das  Minist.  Depart.  d.  Auswärtigen  eine  Abtheil.  f.  d.  Verkehr*- 
anstalten  :  darin  die  Gen.dircction  f.  d.  Staatsbahneu  u.  eine  andere  üen.dir.  f.  d.  Post 
u.  Telegr.  Die  eiucnthüinl.  Stellung  unter  d.  Min.  d.  Aeusscrn  in  diesen  2  Staaten 
erklärt  sich  wohl  aus  dem  Mangel  einer  sonstigeu  grösseren  Verwalt.thätigkeit  dieses 
Minist,  u.  aus  d.  Vielfalt.  Beziehungen  dieser  Vcrkehrsanstalten  mit  den  Nachbarstaaten. 
\  erwaltungstechnisch  passend  erscheint  diese  Kessortirung  kaum.  —  In  Baden  stand 
die  „fien.dir.  d.  Staatsbahnen"  früher  unter  dem  (aufgelösten)  Handelsmin.,  jetzt 
unter  dem  Finanzinin.  —  In  Sachsen  ebenso.  —  In  Oldenburg  steht  die  Vcr- 
walt.  d.  Staatsb.  unter  einer  als  oliere  Vcrwalthehörde  dem  Staatsministerium  unmittelbar 
untergeordneten  Eisen b.direction".  —  In  West-Üesterreich  ist  ausserhalb  des 
Haudelsmin.,  aber  unter  dessen  Oberaufsicht  eine  einheitlich  fungirende  Oentralver- 
waltungsstelle  in  Wien  für  die  Staatshnhiiverwaltuug  eingerichtet  worden  (15. /24.  Febr. 
1SS2).  Diese  Stelle  umfasst  f.  d.  Leitung  des  executiven  Dienstes  u.  zur  Ver- 
tretung nach  aussen  die  „K.K.  Direction  f.  Staatseisen b. betrieb"  iu  Wien  und 
den  dieser  Direction  beigegebenen  ,. Staatseisenbahnrath"  (Arch.  f.  EisAwes 
1S82  S.  221  tt.).  Dem  öst  Handelsmin.  untersteht  auch  die  Post  u.  Telegr.  —  In 
Ungarn  ressortiren  die  Eisenbahnen  zum  Min.  i.  ö(f.  Arb.  u.  Communicationen.  — 
In  Belgicu  werden  d.  Staatsbahneu  unter  d.  Min.  d.  öffentl.  Arbeiten  von  einem  diesem 
direct  unterstellten  Administrations-Oomite  verwaltet  —  In  Frankreich  besteht  unter 
•I.  Min.  d.  öH.  Arlieiten  ein  Administrationsrath  v.  ft  Mitgliedern  (v.  Präsidenten  d. 
Repnbl.  ernannt1  f.  d.  Staatsbahneu  ;  die  adininistr.  u.  techn.  Oberleitung  hat  eiu 
unmittelbar  diesem  Rath  unterstellter  technisch  gebildeter  Director.  —  In  Dänemark 
bilden  die  Bahnen  mit  Posten.  Telegr.  u.  öli'entl.  Arbeiten  eine  der  beiden  Abtheil, 
d.  Min.  d.  Innern.  Ebenso  in  Schweden  u.  in  Norwegen.  —  In  Italien 
ressortirt  d.  Staatsbetrieb  z.  Min.  d.  öl!*.  Arbeiten. 

Für  die  verwaltungstechnis«  h  zulässige  Ma  vimalgrüsse  eines  einheitlich  ver- 
walteten Kiseiibahubezirk*  hat  man  wohl  Ziffern  aufgestellt,  z.B.  2  —  3000  KU.,  doch 
kommt  es  offenbar  ausser  auf  die  Länjre  der  Bahn  auch  auf  die  Verkehrsstärke  an  E 
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$iebt  schon  grössere  Privatbahnunternehmunjren  (so  in  Frankr.  Paris-Orleans,  altes  u. 
neues  Netz  c.  4400,  Par.-Mittelmeer  schon  jetzt  Uber  6300)  u.  die  bai  er.  Staatsbahneu 
umfassten  in  den  letzten  Jahren  schon  4300  Kil.  in  einheitl.  Verwaltung.  Beim  System 
eigensverwaltcter  Staatsbahnen  kann  man  aber  nicht  blos  in  geeignetster  Weise  nach 
geographischem  Gesichtspunct  ein  beliebig  grosses  Bahnnetz  in  passende  Bezirke 
zerlegen,  sondern  auch  die  Grössen  Verhältnisse  nach  verwaltungstechnischem 
Gesichtspunct  bestimmen.  Dabei  können  dann  die  einzelnen  Directionsbezirke,  wie  es 
in  Preossen  jetzt  geschehen  ist,  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrsstärke  die  geeignete 
verschiedene  Grösse  (Linienlänge)  erhalten.  In  Preussen  bestehen  gegenwärtig 
folgende  9  Directionsbezirke  (s.  d.  Karte  zu  dem  Aufs.  v.  v.  d.  Leyen  in  Schindlers 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  1883  H.  2). 

Bezirk 

1.  Berlin  (Linien  nördl.  u.  uordöstl.  nach  Pommern, 

südl.  u.  sQdöstl.  nach  Sachs,  u.  Schles.) .... 

2.  Bromberg  (Berl.  nach  Ostpreussen  [Üstb.J,  Linien 

in  Ost-  u.  Westpreuss.,  Hinterpomm.,  nördl.  Pos.) 

3.  Hannover  (Prov.  Hannover,  ohne  Ostfriesl.  u.  ohne 

Berl. -Hannover,  mit  westfäl.  Linien)  

4.  Frankfurt  a.  M.  (Bahnen  in  Nass.,  Hess.,  Linie  BerL- 

Wetzlar  u.  Abzweigungen)  

5.  Magdeburg  (Berl.-Hannover,  Berl.-Magdeb.  u.  Linien 

in  Prov.  Sachs.,  Anhalt,  östl.  Hannover)  .  .  . 

6.  Köln  (linksrbeiu.)  (linksrhein.  Staatsbahnen)  .... 

7.  Köln  (rechtsrhein.)  (sudöstl.  u.  nördl.  v.  Köln,  nach 

Holland,  Westfalen,  Ostfriesl.,  Bremen  u.  Köln- 
Mind.  Netz  [westl.  Th.J)  

8.  Elberfeld  (Hauptth.  d.  ehem.  berg.-m&rk.  Netzes, 

südl.  u.  östl.  v.  Elberf.,  östl.  v.  Köln  in  Rheinl. 
u.  Westf.  bis  Kassel)  

9.  Erfurt  (Thuring.  B.,  Berl.-Anhalt.  B.  mit  Abzweig.) 
(Die  Kilometer- Einnahme  in  der  letzten  Colonne  ist  nach  d.  etwas  kleineren  Längen 
der  Bahnen  der  einzelnen  Dir.bezirke  am  1.  Apr.  1883  berechnet.) 

Die  Directionsbezirke  zerfallen  dann  wieder  in  Betriebsämter,  deren  Anzahl  bei 
den  einzelnen  Bezirken  verschieden  ist  (i.  G.  57,  bei  Berl.  u.  Bromb.  je  9,  bei  d.  anderen 
4  —  7).  An  d.  Spitze  jedes  Bezirks  steht  eine  Direction.  eine  collegiale  Behörde 
mit  einem  Präsid.  (10,500  M.  Geh.,  weniger  als  die  meisten  ersten  Directoren  von 
viel  kleineren  Priv.bahnen  beziehen)  u.  einer  grösseren  Anzahl  Mitglieder  (im  Ganzen 
130,  bei  d.  einzelnen  Directioncn  zwischen  17  u.  10,  Gehalt  4200—6000,  i.  D.  5100  M., 
Wohn.geldstufe  III).  Jedem  Betriebsamt  steht  ein  Betriebsdirector  (Geh.  wie  d.  Dir.- 
mitglieder)  vor.  Von  weiteren  etatmäss.  Beamtenkategorien  sind  zu  nennen:  198  stand. 
Hilfsarbeiter  d.  Betriebsämter,  121  Eisenbahnbau-  u.  Betriebsinspectoren,  121  Masch.- 
inspectoren,  11  Verkehrsinsp.  (Normalgubalt  dieser  4  gen.  Katcgor.  3600— 48U0,  i.D. 
4200  M.),  17  Telegr.insp.  (Geb.  i.D.  3600  M.),  10  Hauptkassen  -  Rendanten  (Geh. 
4800  M.),  23  Betriebskass.reud.  (Geh.  i.  D.  3600  M.),  10  Kassirer  (Geh.  i.  D.  2850  M.), 
1144  Buchhalter  n.  Eiseub.secr.  (Geh.  i.D.  2850  M.),  3156  Betriebssecr.  <Geh.  i.D. 
1875  M.),  157  Betriebs-  u.  Verkchrscoutroleure  u.  s.  w. 

Zur  Vertretung  der  Interessen  des  Publicums  an  der  Einrichtung 
des  Eisenbahnverkehrs,  der  Regelung  der  Tarifverhältnisse,  speciell 
der  Tarifsätze  soll  die  neue  Schöpfung  von„Eisenbahnräthcn" 
dienen. 

Dieselben  bestehen  aus  Dclegirten  der  verschiedenen  Interessentengruppen,  können 
in  grösseren  Ländern  in  einen  Centrairath  (Landes-  oder  Reichs-Eiscubahn- 
rath)  und  in  Bezirksräthe  zerfallen  und  theils  ein  berathendes ,  theils  in  einigen 
Angelegenheiten  ein  entscheidendes  Votum  erhalten.  Sie  stellen  so  den  Anfang  einer 
reordnefen  Interessenvertretung  neben  der  wichtigsten  modernen  Verkehrsanstalt  dar. 

47* 


Kil.  um 
Auf. 
1883. 

Erwart  Koh- 
e  innahme  im 
Et  f.  1883/84 
Hill.  M. 

Einn. 
p.  Kil. 
Mrk. 

2485 

7135 

29,000 

2925 

4735 

17.700 

1933 

6883 

35,6ü0 

1152 

3155 

27,400 

1505 
1683 

54  28 
63-82 

86,700 
38,800 

1857 

70-55 

42,500 

1229 
1149 

61-70 
39*57 

51.200 
34,400 
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Ueber  ihre  Bewährung  lässt  sich  noch  nicht  sicher  urthoilon.  Wenn  auch  beim 
Privatbahnsystein  nicht  unzulässig,  kann  ein  solcher  Eisenbahnrath  doch  hier  gegen- 
über der  Privatrechts-  u.  Privatinteressensphäre  der  Privateisenbahnen  nicht  wohl  eine 
so  durchgreifende  Wirksamkeit  erlangen,  wie  es  wenigstens  beim  Staatsl»ahnsysteni 
möglich  and  gegenüber  der  Staatsverwaltung  der  Dahnen  auch  zweckmässig  erscheint. 
Eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  dieser  Institution  zu  hoffen,  ist  nicht  zu  sanguinisch. 

In  Eis. -Lothringen,  Preusseu  u.  anderen  deutschen  Staaten  sind  schon  seit 
mehreren  Jahren  freie  Eisen  liahmonferenzen  aus  Vertretern  des  Handels,  der  Industrie 
u.  Landwirthsch.  für  wichtigere  Eisenbahnangclegenhciten  eingerichtet  gewesen,  die 
Vorläufer  der  gesetzlichen  Beirathsorganc.  S.  f.  Preussen  fies,  v.  J.  Juni  1SS2. 
Danach  ist  in  jedem  Directionsbezirk  ein  Bezirks  -Eiscnbabnratb.  bei  der  Central- 
verwaltung  ein  Landeseisen b.rath  zu  errichten.  Die  Mitglieder  des  ersteren  bestehen 
aus  Vertretern  des  Handelsstands  der  Industrie,  der  Land-  u.  Korstwirthsch.  u.  werden 
von  Handelskammern ,  kaufmänn.  Corporationen ,  landwirthsch.  Prov.vereincn  u.  ähnl. 
Körpern  auf  '{  Jahre  gewählt.  Dieser  Dcz.rath  ist  „in  allen  die  Verkehrsinteressen  de> 
Bezirks  ...  berührenden  wichtigen  Kragen  zu  hüten  '  (bes.  bei  Feststcll.  u.  Abänder. 
d.  Fahrpläne  u.  Tarife).  Er  kann  auch  selbständig  Anträge  stellen  u.  Auskunft  ver- 
langen. Der  Landeseisenb.rath  hat  einen  vom  Konig  auf  3  Jahre  ernannten  Vorsitzenden 
u.  Stellvertreter  dess.,  dann  je  3  vom  Landwirtbschafts-  u.  vom  Handelsminister,  je  1 
v.  Finanz-  u.  v.  Minister  d.  off.  Arbeiten  berufene  Mitglieder  u.  .Sil  im  tiesetz  aof  die 
Provinzeu  u.  s.  w.  vcrfhciltc.  von  d.  betreif.  Bezirkseisenb.räthcn  aus  Localinteressenten 
irewählte  Mitglieder.  Der  Lamlescisenb.rath  bestellt  eineu  stundigen  Ausschuss  zur 
Vorbereitung  seiner  Arbeiten  aus  seiner  Mitte.  Er  ist  zu  hören  über  die  dem  Ent- 
wurf des  Etats  beizulegende  Uebersicht  der  Normaltransp.gebühren  f.  Personen  o. 
Outer,  Uber  die  allgem.  Tarifvorschriften  u.  die  (interClassification,  über  Zulassung  u.  Ver- 
sagung v.  Ausnahme-  u.  Differentialtarifen.  über  allgem.  Aenderungen  der  Betriebs- 
u.  Bahupolizei-li'cüleuienb.  soweit  sie  nicht  techn.  Bestimmungen  betreffen.  Der  Katb 
hat  auch  «las  Hecht,  Antrage  in  den  gen.  Sachen  zu  stellen  u.  vom  Min.  d.  öff.  Ar'». 
Auskunft  zu  \  erlangen.  Er  mu>s  jährl.  mindestens  zweimal  berufen  werden.  Seine 
Mitglieder  beziehen  Diäten.  S.  auch  v.  d.  Leycn  a.a.O.  S.  122  II'.  —  S.  f.  Baiern 
d.  K.  Vcrordn.  v.  10.  März  I  SS  1 .  d.  Bildung  eines  Eisen  Inraths  f.  d.  Staatseiscnb  - 
verwalt.  betr.,  der  (ien.direction  d.  Verkehrsanstalten  beigegeben  (2,"i  Mitgl.,  Ernennung 
durch  d.  König,  Vorschlagsrecht  dafür  haben  d.  Handelskammern  u.  landwirthsch. 
Vereine,  auch  nur  berathendes  Votum .  keim-  Diäteu,  aber  freie  Eisenb.fahrt  auf  «f. 
baier.  Staatsb.).  —  Wnrtemberg.  Beirath  d.  Vcrkehrsanstalteu.  K.  V.  v.  20.  Marz 
1  SSI .  —  Sachsen.    Eisenb.rath ,  K.  V.  v.  !•.  Juli  —  West-Oesterreich. 

Staats.-isenb.rath  V.o.  v.  15./24.  Febr.  1SS2  §.  \>  fl  ).  Präsident  u.  20  Mitgl..  vom 
llaiideisminister  auf  .'t  .1.  ernannt.  0  nach  freiem  Ennesseu,  2  nach  Bezeichn.  des 
Finanzinin..  I  nach  derj.  des  Ackerbauministers,  10  auf  Vorschlag  d.  Handels-  u. 
(iewerbekammern,  7  auf  deuj.  der  landwirthsch.  Fachcorporationen,  (Kompetenz  s.  §.  17 
d.  V.o.,  ähnl.  wie  in  Preussen,  bloss  begutachtend,  auch  u.  A.  betr.  der  Grundsätze  f.  d. 
der  Vergeh,  v.  Liefet,  u.  Arbeiten.  Aus  d.  Kath  ein  stand.  Beirath  des  Präsid.  v.-m 
Handclsmin.  ernaunt. 

Von  Seiten  der  (iegner  des  StaatseUenb.wcsens  wird  die  Wirksamkeit  solcher 
Eisen bahnräthe  mit  bloss  berath.  Votum  neben  der  „omnipotenten"  Staatsverwaltung 
th.  bezweifelt,  th.  die  Einrichtung  als  ein  Beweis  für  die  Bedenken  dieses  Bahnsysteins 
bezeichnet.  Mag  aber  selbst  die  Wirksamkeit  eine  bescheidene  werden:  immer  beweist 
die  Institution  döch.  dass  man  hier  solche  Käthe  bestellen  kann,  obgleich  sie  hier 
weniger  nöthig  als  beim  Privatbahu:*yr>tem  erscheinen,  wo  ihre  Wirksamkeit  jedenfalls 
noch  viel  geringfügiger  sein  wurde. 

§.  28(J.  —  B.  Die  specielle  Betriebsverwaltung  und 
die  B e t r i e b s ii k o n o m i k. 

Auf  die  kleineren  Verschiedenheiten  in  der  Abgrenzung  der  drei  Verwaltuugs- 
abtheilimgeu  braucht  hier  nicht  eingegangen  zu  werden.  Im  Wesentlichen  ist  die  Eise 
theilung  durchgreifend  u.  übereinstimmend.  Doch  bedingen  die  vorkommenden  Ver- 
schiedenheiten auch  kloine  Verschiebungen  der  Kostenprocente,  was  bei  Vergleichen 
mitunter  zu  beachten  ist.  Die  deutschen,  spec.  die  prouss.  Verhältnisse  werden  auch 
im  Folgenden  vornehmlich  der  Darstellung  zu  eirunde  gelegt. 
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1.  Die  allgemeine  Verwaltung. 

a)  Ihre  Aufgabe  besteht  in  der  oberen  Leitung  des  Betriebs 
und  in  der  Besorgung  der  damit  zusammenhängenden  Geschäfte 
der  Controle,  des  oberen  Kassendienstes  und  Rechnungswesens, 
eventuell  der  allgemeinen  Inspection.  Diese  Aufgabe  liegt  einer 
Centraiverwaltungsstelle  ob,  zu  welcher  theils  unmittelbar,  theils 
mittelbar  im  Dependenzverhältniss  das  erforderliche  Verwaltungs- 
personal gehört. 

Beispiel.  Preusseu,  wo  in  d.  Anlage»  zum  Eisenb.ctat  die  Vertheilung  der 
Betrie Iisausgaben  anf  die  drei  Verwaltuugszweige  gemacht  wird.  Die  allgemeine  Ver- 
waltung wird  von  der  Betriebsdirection  u.  von  den  Betriebsämtern,  sp»:c.  von  deren 
Dircctoren  geführt.  Die  Kosten  d«s  leitenden  Personals  stehen  auf  dem  Conto  der 
allg.  Verwalt. ,  diej.  des  Hilfspersonals,  cinschliessl.  der  diätar.  Auslagen  werden  auf 
die  drei  Vcrw .zweige  repartirt.  Der  obere  Kassen-  u.  Kcchn.dienst  zählt  meist  zur 
allgem.  Verw.,  von  sachlichen  Auslagen  die  Steuern.  Communalabgal»en  u.  Äff.  Lasten, 
die  Ersatzleistungen. 

b)  Die  Kosten.  Die  Gesamm tau s gäbe  für  die  allgemeine 
Verwaltung  bildet  regelmässig  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  aller 
Ausgaben,  bei  grösseren  Staatsbahnen  2—4—5,  neuerdings  2  bis 
6,  incl.  einige  allgemeine  Posten  (Abgaben,  Ersätze)  6— 10  Procent. 
Ersparungen  auf  diesem  Gebiete  fallen  also  finanziell  für 
den  Reinertrag  und  för  die  Tarifreduction  nicht  schwer 
ins  Gewicht.  Sie  sind  auch,  da  hier  wenig  sachliche  Aus- 
gaben vorkommen,  fast  nur  möglich  durch  Verminderung  der 
Beamten  und  Angestellten  (Bureaupersonal),  also 
Vereinfachung  des  Behördenorganismus  und  Verringe- 
rung der  Arbeitsmenge,  ferner  durch  geringere  Bezah- 
lung dieser  Personen. 

Das  Erstere  mag  mitunter  ausführbar  sein,  das  lässt  sich  über  nur  nach  den 
concreteu  Verhältnissen  beurtheilen.  Vieles  ist  auf  diese  Weise  gewiss  nicht  zu  er- 
reichen und  allgemeine  Vorwurfe  können  den  Staatsbahnen  schwerlich  mit  Recht  etwa 
gegenüber  den  Privatbahnen  gemacht  werden,  deren  Directionen  im  Gegentheil  stärker 
besetzt  und  deren  Directoren  besser  bezahlt  zu  sein  pflegen.  (D.  Sehr.  „D.  Organis, 
d.  preuss.  Staatsb."  klagte  über  die  Ueberzuhl  v.  Secret.  in  den  Burcau's  d.  Staatsb. 
(Betriebsinspection).)  Im  Ganzen  zeigen  beide  Arten  Bahnen  in  der  Höhe  des  Auf- 
wands ziemlicho  Gleichheit.  Ersparungen  durch  verminderte  Gehalte  sind  wenigstens 
in  Deutschland  sicher  unthunlich,  vielmehr  müssen  die  Gehalte,  wie  in  anderen 
Zweigen  des  Staatsdienst .  erhöht  werden,  was  gerade  in  der  Gegenwart  zu  fordern 
ist.  Die  Anwendung  des  Tantieme-  und  Prämiensystems  für  die  höheren 
Beamtet!  der  allgemeinen  Verwaltung  ist  nicht  unstatthaft,  aber  da  «ich  ein  Maass 
dafür,  wie  die  Thätixkeit  des  Einzelnen  deu  finanziellen  Erfolg  der  Unternehmung 
beeinflusst,  kaum  lindet,  so  ist  dieses  System  im  Gebiete  dieses  Yerwaltungszweigs 
■loch  von  zweifelhaftem  Werthe. 

Im  Ganzen  lässt  sich  daher  in  der  allgemeinen  Verwaltung 
schwerlich  eine  erhebliche  Verminderung  der  Ausgaben  erzielen, 
eine  relative  nur  durch  Vereinigung  bisher  getrennter  Verwal- 
tungen und  Vergrösserung  des  Verkehrs.   Die  etwaigen  Reformen 
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tüchtiger  Oirectoren  and  Techniker  können  dergleichen  aber  um 
so  mehr  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen  zu  Wege 
bringen,  weil  hier  Ersparungen  an  sachlichen  Ausgaben  mög- 
lich sind. 

Bei  Dir.boz.  Berlin  1883/84  z.  B.  3  62  MUl.  M.  Allg.  Verwalt. kosten  oder  8  2%. 

S.  o.  8.  086.  Die  Gehalte,  Tagegelder  u.  Emolamente  in  der  allg.  Verwaltung 
betrugen  1869  bei  den  preuss.  Staatsbahn.  p.  Meile  1488  (Mai.  2356  Main -Weser 
B.,  Min.  1191  Nass.)  oder  p.  100,000  Thlr.  Bruttocinn.  2046  (Max.  3529  Bebr-Hau., 
eben  eröffnet.  Min.  1754  Saarbr.),  bei  den  eigens  verwalt.  Privatb.  bez.  1352  u. 
1918  Thlr.,  also  kein  grosser  Unterschied.  Auch  diese  Ausgaben  sind,  wie  alle  per- 
sönlichen, Anfang  der  30  er  Jahre  stark  gestiegen.  Sie  betrugen  p.  Kil.  (also  p.  Meile 
das  7*5  fache)  in  1S74,  dem  in  Betreff  der  Betriebsausgabe  (und  Finanzergebnisse) 
ungünstigsten  der  neueren  Zeit  ün  D.  Bahnwesen,  bei  d.  preuss.  Staatsb.  604.  den 
Privatb.  in  Staatsvcm.  661,  den  Privatb.  in  eigen.  Yerw.  356,  i.  D.  479  Thlr.  187-'t 
nur  433,  1872  353  Thlr..  also  Zunahme  von  1873  gegen  1872  um  22*66,  von  1873 
auf  1874  um  10*62  1875  dagegen  nur  J60  Thlr.  oder  4  03  7„  weniger  als  1874. 
Eine  ganz  genaue  Vergleichung  ist  nicht  immer  zulässig,  da  diese  Ausgaberubrik 
doch  nicht  immer  die  völlig  gleichen  Posten  uinfasst.  1880  —  81  bei  d.  deutschen 
Staatsb.  8  29,  eigens  verwalt.  Privatb.  10  73  °/0- 

§.  287.  —  2.  Die  Bahn  Verwaltung.  Sie  urofasst  die- 
jenigen Verwaltungsthätigkeiten,  durch  welche  ttir  die  Erhaltung 
der  Bahn  selbst,  der  Gebäude,  der  Bahntelegraphen, 
der  Signale  und  anderer  fester  Anlagen  in  dem  fiir  den 
regelmässigen  ordentlichen  und  gesicherten  Betrieb 
erforderlichen  Zustande  gesorgt  wird. 

a)  Die  Organisation  dieses  Verwaltungszweigs  ist  auch 
in  Deutschland  besonders  in  Betreff  der  Oberleitung  etwas 
verschieden. 

Mitunter  steht  an  der  Spitze  der  Oberleitung  ein  Terhniker  als  Oberingcnieur, 
was  Vortheile  hinsichtlich  der  Einheitlichkeit  aller  Massregeln  bietet,  oder  ea  fungiren 
Ingenieure  für  einzelne  Bahnabtheilungen  unmittelbar  unter  der  Hauptverwaltung. 
S.  Weber,  Frage  369,  2.  A.  d.  Schule  d.  Eisen  bah  nwes. .  3.  A.,  S.  408  ff.  Dieser 
Dienstzweig  wird  bisweilen  auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gerechnet  und  besteht 
dann  gleichzeitig  mit  für  die  Oberleitung  der  Transportverwaltung.  So  bei  d.  preuss 
Staat  s  bahnen. 

Die  weiteren  Thätigkeiten  der  Bahnverwaltung  zerfallen  in  die 
beiden  Hauptzweige  der  speciellen  Beaufsichtigung  der 
Bahn,  welche  dem  sog.  Streckenpersonal  übertragen  ist,  und 
der  Stationsverwaltung,  welche  dem  Stationspersonal 
anheimfällt. 

Zur  Stationsverwaltung  gehört  auch  die  Bahn telcgraphenverwaltung  äderen 
Kosten  in  Preussen  z.  Th.  bei  der  Transp.verwaltung  verrechnet  werden)  und  die 
Verwaltung  der  BahnunteThaltungs-  und  Betricbsmagazinc,  doch  stehen  diese 
Zweige  mitunter  auch  unabhängig  neben  der  Stationsverwaltung. 

cc)  Das  Streckenpersonal  besteht  aus  Abtheiluugs-  (Bezirks-)  Ingenieuren 
(Bahninspectoren) ,  Baumeistern,  sämmtlich  ausgebildeten  Technikern,  mit  dem  not- 
wendigen Hülfe-  (Bureau-)  personal,  ferner  aus  Bahnmeistern  (Babnaufsehern,  Ober- 
bahnwärtern), etwa  1  auf  7  —  8  Kil..  endlich  aus  den  unter  den  Bahnmeistern 
stehenden  Bahnwärtern  (Bahnwächtern),  08— 12  — 16  und  mehr  p.  Kil  in 
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Deutschland,  verschieden  nach  der  Frequenz  der  Baiin,  auch  nach  der  Art  ihrer 
Aulage,  dem  Signalsystem  u.  s.  w.  An  diese  Beamten  schliesscn  sich  etwaige  weitere 
Htllfswürtcr,  dann  Tagelöhner  u.  8.  w.  an. 

ß)  Das  Stationspersonal  begreift  die  Stationsvorsteher  (unter  verschie- 
denen Namen,  wie  Bahnhofinspcctor.  Bahnhofverwaltcr)  deren  meistens  zwei  (blassen, 
fiir  grössere  und  für  kleinere  Stationen  .  unterschieden  werden.  An  sie  reihen  sieh 
Assistenten,  Stationsaufseher.  Portiers,  Nachtwächter,  ferner  die  Weichensteller,  die 
mitunter  auch  zum  Streckenpersonal  gerechnet  werden;  eventuell  die  Telcgraphistcn 
uud  Material-  und  Mngazinverwaltungsbeauiten.  Letzterer  Zweier  wird  auch  bisweilen 
zur  Transportverwaltung  gesteUt. 

Beispiel  der  Organisation  der  Bahnverwaltung :  Preuss.  Ustbahn  1870 
Streckenpersonal  7  Eiscnbahnbauineister,  M  Betriebssecr.,  1  Oberbruckenmeister 
(Weichsel-  u.  Nogatbrücke).  80  Bahnmeister  {vor  Eröffn.  einiger  neuer  Strecken  1871 
79.  1  auf  1-5  Meil ,  1874  120),  5  Krahnincister,  773  Bahnwärter  (bisher  715,  auf  1 
Meile  <».  1874  1175),  Station>personal  24  Stationsvorsteher  1.  Cl.,  1874  23,  33 
dsgl.  2.  Cl.,  1874  49,  14  Stationsaufseher.  1874  30.  09  Statiousassist. ,  10  Wagen- 
meister.  1  Telegrapheniusp..  1  Betriebssecr.,  8  Tclegraphenaufseher,  02  Telegraphisteu ; 
weiter  304  Weichensteller  (incl.  9  Brucken  Wärter),  Is74  558.  17  Portiers,  101  Nacht- 
wächter. Ges.aufw.  A.  fur  1871  413.330  Thlr.  —  Die  jetzige  Eta tau fstellung  gestattet 
nicht,  alle  einzelnen  Beamten  auf  die  verschied.  Verwalt. zweige  zu  vertheilen.  Ein 
Beispiel  für  einige  Kateg.Beainten  ist  aber  folgendes  f.  «I.  Dir.bez.  Berlin  il.  Apr. 
1883  2407,  1,  Apr.  1854  2485  KU.).  Antheil  der  Bahnverwalt.  am  Gehalte  der 
Direcf.beamten  92,400  M..  der  Eise.nb.sccr..  Betriebssecr.,  Zeichner  u.  s.  w.  197,400  M.. 
188  Bahnmeister  (1  auf  131  KU..  Gehalt  1650  M.)  zus.  303,562  M.,  1409  Bahn- 
wärter (1  auf  1-75  KU.,  Geh.  705  M.),  zus.  986,475  M.,  19  Telegr.au fseher  (zu 
1650  M.  Geh.);  ferner  diätar.  Besold.,  Löhne  u.  s.  w.  1,047.590  M.  Unter  den  sachl. 
Ausgaben  erscheinen  für  die  Bahnanlagen  auf  freier  Strecke  2.637.900  M.,  f.  d. 
Bahnhofsanlagen  1,906,600  M.,  f.  Telegr.,  Signale  u.  s.  w.  225,500  M.,  f.  Erneuer, 
d.  Oberbaus  3,560,000  M.  —  Die  Ausgaben  f.  d.  Sta tions personal  werden  in 
Prcussen  jetzt  unter  d.  Transport  verwalt.  nibricirt.  U.  A.  bei  d.  Dir.bez.  Berlin 
38  Vorsteher  1.  Cl.  zu  2050  M.  Geh.,  84  2.  CL  zu  1950  M.,  686  Stationsaufseher  u. 
Assist,  zu  1575  M.,  1033  Portiers,  BilletschaHner,  Weichensteller  zu  930  M.  — 
Summa  f.  Bahnverw.  bei  Bez.  Berlin  1 1  66  Mill.  M.  oder  26  4  °/0. 

b)  Kosten.  Die  Ausgaben  der  Bahnverwaltung,  natürlich 
bei  den  einzelnen  Bahnen  etwas  verschieden,  je  nachdem  Abtheil- 
ungen der  Oberleitung  zur  allgemeinen  Verwaltung  oder  untere 
Dienstzweige,  wie  in  Preussen  die  persönlichen  Kosten  der  Stations- 
verwaltung  zur  Transportverwaltnng  gestellt  werden,  sind  absolut 
und  relativ  viel  bedeutender  als  diejenigen  der  all- 
gemeinen Verwaltung,  stehen  aber  fast  immer  stark  hinter 
den  Ausgaben  der  Transportverwaltung  zurück,  Sic 
betrugen  im  grossen  Durchschnitt  der  preussischen  Bahnen  früher 
etwa  30  %  nnd  darüber,  rund  (einschliesslich  der  Betriebsinspec- 
tion)  ein  Drittel  sämmtlicher  Betriebsausgaben,  neuer- 
dings in  den  70er  Jahren,  wegen  des  relativ  stärkeren  Steigens 
der  Ausgaben  für  die  Transportverwaltung,  etwas  weniger 
(28—29,  jetzt  wieder  29—30  °/0),  also  früher  etwa  fünf  bis  sechs- 
mal, jetzt  drei  bis  viermal  soviel  als  die  allgemeinen  Vcrwaltungs- 
koBten  und  fast  die  Hälfte  der  Ausgaben  der  Transport- 
Verwaltung. 
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Bei  den  einzelnen  Bahnen .  Staats-  wie  Privatbahnen,  zeigen  sich  aber  wieder 
erhebliche  Abweichungen  dieser  Quoten.  S.  auch  u.  S.  756.  Abweichungren  auch  nach  d 
Borecbnungsart ,  z.  B.  in  den  amtl.  preuss.  u.  in  d.  deutschen  Vereinsstatist. 
Von  Einfluss  hierbei  die  Zurechn.  oder  Abrechn.  der  Kosten  des  Stationspersonals. 
In  der  neuerlichen  Abnahme  vielleicht  schon  Einfluss  der  intensiveren  Anlage 
der  Balm  sichtbar,  wobei  die  laufenden  Verwaltungskoston  sinken  (s.  xl). 

Diu  Ausgaben  der  Hahnverwaltung  sind  theils  persönliche,  Besoldung  der 
Bahnbeamten  u.  s.  w.  (Kleidung,  Heizung  der  Bahnwärterhäuser),  theils  sachliche. 
Unterhaltung  des  Bahndamms  und  Oberbaus,  der  Schienen,  Schwellen,  Brucken,  Durch- 
lässe, Tunnel,  anderen  Anlagen,  der  Gebäude,  Telegraphen,  Signale,  des  Inventars  und 
der  Arbeitsgeräthe,  Ausgaben  für  Reinigung  von  Schnee,  Feuerversicherung,  Steuern, 
Bureaubedurfnisse  u.  s.  w.  Die  sachlichen  Ausgaben  pflegen  erheblich  höher 
als  die  persönlichen  zu  sein,  doch  äussert  das  Verwaltungssystem  und  das 
oben  in  §.  2 SO  hervorgehobene  Moment,  der  (irad  der  Intensivität  des  ganzen  Bahn- 
baus,  namentlich  das  Verhältnis«  des  stehenden  zum  umlaufenden  Kapital,  auch  seinen 
Einfluss  auf  die  üelatiou  beider  Posten.  Unter  den  sachlichen  Ausgaben  befinden 
sieh  viele  Werk  Verrichtungen  gegon  Taglohn. 

Beispiel:  Preuss.  Ostb.  nach  d.  Berechnungsait  in  d.  deutschen  Eisen- 
bahnstatist.  Gesammte  Ausg.  in  Tausenden  Thlr.  1  SU".»  (in  d.  Klammer  1S74):  11  SS 
(3148) ;  davon  Besoldung  der  Bahubeamten  incl.  Dienstkleidung  u.  s.  w.  462  (967), 
Heizung  der  Wärterlocale  S*7  (37)  (bei  Niederschl.-Mirk.  S4,  bez.  127,  woraus  hervor- 
geht, dass  auch  solche  Posten  nach  den  Hesoldungssystemen  abweichen),  Unterhaltung 
d.  Bahndammes,  d.  Schienen,  Sehwellen  453  (1132).  d.  Brucken,  Durchlässe  II  S  ^37  j. 
d.  Gebäude  82  ^259).  Tcle.gr.  26  (51).  Übrig.  Anlagen  71  (271),  Inrentarium,  Geräthe 
14S  (4S),  Gnindsteuer,  Feuerversich.  u.  s.  w.  33  (7S\  Schneereinig.  19  (59),  Burean- 
bednrfnissc .  Formulare  u.  s.  w.  4*4  dl).  Sonstiges  2*9  (198)  Im  Ganzen  pereönl. 
Ausg.  40.  sarhl.  60  °/0  (1S74:  30*7  u.  61r3);  dsgl.  bei  d.  niederschles.-märk.  bez.  36  3 
n.  63  7,  hannor.  37  !»  u.  621 .  sächs.  Staatsb.  42  7  u.  57  3,  baier.  c.  28  u.  72,  wurt 
191  u.  S0-9,  bad.  36*7  u.  03*3  %•  Auch  bei  Privatb.  ähnliche  Schwankungen,  25 
bis  40  %  pflegt  die  persönliche  Ausg.  von  den  ges.  Bahnenverwaltungskosten  meistens 
zu  betragen.  Die  unter  die  sachl.  Ausgaben  gerechneten  Taglöhne  f.  Werkverricht. 
im  Gebiet  d.  Bahnverw.  erbeben  sich  öfters  zu  bedeutenden  Summen,  z.  B.  1869  Ostb. 
167.  Niedersehlcs.  20f>,  Hannov.  300,  Sächs.  Staatsb.  239.  Wart.  230  Tausend  Thlr. 
Nach  d.  deutschen  Eisen b.statist.  f.  1  SSO/81  betragen  die  persönl.  Kosten  der  Bahn- 
verw'alt.  7*41  70  »Her  Aussahen  bei  d.  Staatsb.,  7*80%  bei  d.  eigensverwalL  Prir.- 
bahnen,  d.  sachl.  Kosten  (allgemeine.  Unterhalt,  d.  Bahnanlagen,  Erneuerungen,  incl. 
derj.  d.  Betriebsmittel.  Erwciter.  u.  Verbess.)  bez.  22*57  u.  259S.  was  ein  Verh.  von 
c.  1  :  3  it.  1  :  3*3  wäre,  wobei  aber  d.  Kosten  d.  Erneuer,  der  zur  Transp.verwalt  ge- 
hörigen Betriebsmittel  hier  unter  d.  sach).  Kosten  d.  ßahnverwalt  stehen. 

Die  Höhe  der  sachlichen,  indirect  aber  auch  diejenige  der  persönlichen 
Ausgaben  hängt  vornehmlich  von  folgenden  Bestimmungen  ab:  von  Klima.  Boden- 
beschaffenheit des  Landes,  durch  das  die  Bahn  führt  (Schneereinigung  z.  B.  bei  d. 
öst.  Sud-  u.  Tir.  B.  1869  50.314  Thlr.  unter  l'Sl  Mill.  Thlr.  Bahn  Verwaltungsauslagen. 
1874  165.000  Thlr.  unter  2  63  Mill.  Thlr.  Selbst  solche  Posten  stehen  mit  unter 
dem  Einfluss  des  in  §.  2S0  besprach.  Princips.  Mehr  Tunnelbauten  im  Gebirge. 
Schnecschutzwehren  (sogen.  Gallerten)  verhüten  die  Verwehung,  erfordern  aber  einen 
viel  grösseren  Aufwand  v.  steh.  Kapital);  —  von  der  mehr  oder  weniger  sorgfältigen 
und  technisch  vollkommenen  ersten  Anlage  und  seithertgcnErhaltong  der  Bahn  etc.  :  — 
von  der  Frequenz,  welche  die  Abnutzung  durch  deu  regelmässigen  Betrieb  bedingt;  — 
endlich  von  der  Sorgfalt,  mit  der  die  Unterhaltung  und  Beaufsichtigung  der  Bahn  im 
eigenon  Interesse  der  Verwaltung  oder  nach  Landessitte  oder  in  Folge  von  Staatsge- 
setzen geschieht.  In  letzterer  Beziehung  werden  namentlich  in  Deutschland  uud  z.  Th. 
überhaupt  auf  dem  Contincnte  mit  Recht  um  der  Ordnung  und  Sicherheit  dea  Betriebs 
und  der  dabei  beschäftigten  Personen  Willen  grössere  Anforderungen  gemacht,  als  in 
England  und  vollends  in  Nordamerika.  Das  bedingt  aber  auch  etwas  grössere  Aus- 
gaben  für  diesen  Titel  der  Bahnverwaltung,  besondere  für  ein  grösseres  Aufsichta- 
personal  (Bahnwärter  u.  s.  w.y 

Die  Höhe  der  Bahnverwaltungsausgaben,  besonders  der  sach- 
lichen, aber  auch  der  persönlichen,  steht  nun,  wie  gesagt,  im  Zu- 
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sammenhang  mit  der  Bcschaffenh eit  der  ganzen  Bahn- 
anlage. Im  Allgemeinen  gilt  hier  die  Kegel :  der  intensivere 
Bahn  bau,  mit  grösseren  Verwendungen  für  die  stehenden  Kapital- 
anlagen, för  den  Bahnkörper  selbst  u.  s.  w.  ermöglicht  einen 
geringeren  laufenden  Betriebsaufwand  für  die  Bahn  Verwal- 
tung, und  umgekehrt  macht  der  technisch  unvollkommenere 
wohlfeilere  Bahnbau,  zumal  bei  einigermaßen  gleichen  Anforde- 
rnngen  an  die  Leistung  der  Bahn  (Frequenz,  besonders 
Schnelligkeit  des  Fahrens)  relativ  grössere  Bahnverwal- 
tungskosten. 

Vorzüglich  dem  eigentümlichen  Umstände,  dass  b<*i  den  Bahnen  das  Sicher- 
heitsmoment  so  wichtig  ist  und  eventuell  von  Seiten  der  Gesetzgebung  weitgehende 
be/uglichc  Vorschriften  öfters  erlassen  worden  sind,  ist  es  zuzuschreiben,  dass  nicht 
noch  grossen-  Unterschiede  in  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Kahnanlage  hei  Bahnen, 
an  welche  etwa  gleiche  Ansprache  iu  Betreff  der  Frequenz .  Schnelligkeit  u.  s.  w. 
gestellt  werden,  hervortreten,  was  national -ökonomisch  sehr  begreiflich  wäre.  Als- 
dann wurden  auch  namentlich  die  Bahnverwaltungsausgaben  noch  stärkere  Verschieden- 
heiten zeigen. 

Es  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen,  was  ökonomisch 
uder  finanziell  den  Vorzug  verdient:  theurerer  Bahnbau, 
mithin  höheres  Anlagekapital  zu  verzinsen,  und  geringere 
Bahn  Verwaltungskosten  oder  das  Umgekehrte.  Die  Wahl 
mus8  nach  den  in  §.  280  dargelegten  Gesichtspuncten ,  besonders 
mit  Rticksicht  auf  die  Höhe  der  Löhne,  des  Zinsfusses  n.  s.  w. 
erfolgen.  Im  Ganzen  wohl  Anfangs  mehr  extensiver  Bahn- 
hau und  höhere  Bahn  Verwaltungskosten,  später  Ersparung 
an  letzteren  (Löhne!)  durch  technisch  vollkommenere  Aus- 
stattung der  Bahn. 

Die  starke  Lohnsteuer*; ng  am  Beginn  der  TU  er  Jahre  in  Deutschland  hat  auch 
hier,  verbunden  mit  eiuer  kleinen  Ermässigung  de*  Zinsfusses  u.  mit  technischen  Fort- 
schritten (wohlfeiler  Herstellung  von  Stahl-,  den  intensiveren  Rah n hau  {/..  B.  besser; 
Schienen,  Stahlschieuen.  mehr  Eisenverwend.  im  Oberbau.  Uebor-  u.  Unterdrückungen 
•>ei  Kreuzuugen  mit  Strassen,  statt  der  Kreuzung  im  Niveau,  Selbstschliesscn  der 
Barrieren  mit  Schlaghaumen  u.  s.  w.  manchfach  finanziell  zweckmässiger  gemacht, 
bes.  bei  gestiegener  ßahnfrc<jueuz  Die  Kosten  der  Bahnverwaltung  sind  damals  in 
Deutschland  stark  gestiegen.  Sie  betrugen  1S74  bei  d.  preuss.  Staatsb.  p.  Kil.  2071», 
preusM.  Privatbahnen  unter  Staatsverwaltung  2502,  Privatb.  unter  eigener  Verwalt. 
1815,  im  Durchschn.  2011  Thlr..  1S73  dsgl.  1034,  1872  1713  Thlr..  also  mehr  1873 
gegeu  1872  12  00,  1*74  gegen  1*73  .IIIS  %.  Im  J.  1875  war  die  Ausg.  massiger: 
im  Durchschn.  1850  Thlr..  od.  geg.«»  I H7 1  viil  0/0  weniger.  !>S0/8 1  waren  die  Kosten 
d.  Bahnverwalt.  bei  allen  deutschen  Bahnen  p.  Kil.  4020  M.,  bei  d.  Staatsb.  allein 
40S3  M.  oder  1340  u.  1354  Thlr.,  also  weniger  als  Mitte  der  70er  Jahn*,  was  aber 
/um  Theil  aus  anderer  Verrechnung  zwischen  den  drei  VerwalLzweigen  sieh  erklären 
möchte. 

Abgesehen  von  diesem  vielleicht  finanziell  ratbsamen  Wechsel 
im  ganzen  Babnbausystem  ist  eine  selbständige  Ver- 
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minderung  der  Ausgaben  der  Bahnverwaltang  in  erheb- 
licherem Maasse  schwer  möglich. 

Die  Verminderung  der  Zahl  der  Beamten  und  Angestellten  würde  bei 
Hauptbahnen  grosser  Frequenz  und  Schnelligkeit  meist  nur  au  1  Kosten  der  Sit  her- 
be it  geschehen,  was  im  Durchschnitt  wegen  öfterer.  Kosten  fur  Entschädigung  und 
Material  herrorrufender  Unglücksfalle  nicht  einmal  immer  eine  Ersparnis»  wäre.  Mit 
der  steigenden  Frequenz  wird  sogar  die  Zahl  der  Beamten  wachsen  musseu.  So 
wurde  z.  B.  18t>9  jede  Meile  der  Üstb.  110,  die  N iedersch les.  21  "7  Mal  taglich 
durchschn.  befahren,  das  Streckenpersonal  der  ersteren  war  p.  Meile  9*3,  der  zweiten 
15*5,  das  Stationspersonal  bez.  4*3  u.  9*6  Maun.  Die  Gehalte  und  Löhne,  (in  Deutsch- 
land 1S71  einige  Zeit  lani:  ausserordentlich  gestiegen  —  eine  Hauptursache  der  Ver- 
teuerung des  Betriebs  — )  gehen  in  längeren  Zeiträumen  eher  einer  Erhöhung  ent- 
gegen. Durch  Aemtcrcumulirung  kann  nur  ein»*  unerhebliche  Ersparung  ent- 
stehen, meist  gegen  das  sachliche  Interesse.  In  den  sachlichen  Ausgaben  lässt 
sich  durch  technisch  vollkommenere  Anlage  (z.  B.  bei  Schienen,  Brucken) 
sparen.  Dafür  gelten  die  erörterten  Principieu  über  extensiven  und  intensiven  Bahn- 
bau. Für  gewisse  kleinere  Reparaturarbciten  und  dabei  verwendete  Mate- 
rialien ist  endlich  aus  Ersparnissrucksichten  ein  Prämien-  und  Tanticinesystcin  für 
Ersparungen  an  Material  anwendbar,  einmal  bei  den  leitenden  Bahningenieuren,  theil- 
weise  auch  bei  dem  unteren  Personal.  Weber,  Schule,  2.  A,  Fr.  370.  —  Detail 
der  Bahnunterhaltunirskosten  der  preuss.  Bahnen  in  d.  atntl.  Stat. 

§.  288.  —  «3.  Die  Transportverwaltung.  Ihr  Gebiet 
ist  die  U eber wachung  und  Besorgung  des  gesammten 
Transportdienstes  der  Bahn,  welcher  in  den  Pcrsonen- 
und  Güterverkehr  zerfällt. 

Kurze  prägnante  Charactcristik  d.  Functionen  d.  einzelnen  Orgaue  der  Transport- 
verwaltung bei  Wober,  Fr.  341  IT.,  Schule  2.  A.  3.  A.  S.  414  H.). 

a)  Die  Organisation  der  Transportverwaltung  ist  wiederum 
nicht  ganz  gleichmässig.  Gewisse  Grundzüge  ergeben  sich  aber 
aus  dem  Wesen  der  Sache  und  kehren  daher  ziemlich  überein- 
stimmend wieder.  An  der  Spitze  der  Oberleitung  und  Beaufsich- 
tigung des  Betriebs  steht  das  Betriebsdircctorium  oder  die 
Betriebsinspection,  deren  Functionen  mitunter  über  die 
Transportverwaltung  hinausgehen;  Behörden,  welche  daher  bis- 
weilen, neuerdings  nach  preussischem  Vorgang  bei  uns  regelmässig 
auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gestellt  werden.  In  der  Trans- 
portverwaltung wird  dann  der  executive  Betriebsdie ns t  und 
die  Maschinen-,  Wagen-  und  Wcrkstättenverwaltung, 
daneben  auch  wohl  noch  die  Materialienverwaltung 
(Magazindien st)  unterschieden,  welche  mitunter  mit  der  Werk- 
stättenverwaltung verbunden  ist. 

Der  executive  Betriebsdienst  zerfallt  in  dea  Expedi tionsdieu&t 
und  den  Fahrdienst.  Der  erstere,  welcher  au  die  Station  geknüpft  ist,  ist,  wenigstens 
an  den  grösseren  Stationen,  wieder  in  den  Dienst  fur  den  Personenverkehr 
(incl.  Gepäck)  und  in  die  (iuterexpedition  getrennt,  Das  zum  Expeditionsdicnst 
gehörende  Personal  besteht  aus  Einnehmern  (Billetverkäufern.  Stationsoaasenreudautcn\ 
Gepäckexpedienten,  mitunter  noch  besonderen  Gepäck  wiegern,  dann  Gepäckträgern,  und 
etwaigem  II  ülfspersonal  (Assistenten)  für  den  Pcreoneutransportdienst.  Zur  GUtorexpedi- 
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tion  gehört  das  Personal  der  Güterexpedieuten,  Boden-.  Lade-  und  Wiegemeister  und 
das  notwendige  Hilfspersonal  für  Kasse.  Buchhaltung.  Rechnung  u.  s.  w.  Viele  ge- 
wöhnliche Werkverrichtungen  im  Güterdienst  (Auf-  und  Abladen.  Wagen  ran  tri  ren  etc.) 
erfolgen  im  Taglohn.  Das  gesammte  Gütertransportwesen  einer  Bahn  steht  mitunter 
noch  unter  einem  besonderen  Ober-GttteiTerwalter.  Die  Ueberwachung  und  Ober- 
leitung des  Expeditionsdiensts  fällt  dem  Bahnhofvorsteher  zu,  welcher  durch  Schirr- 
meister (Wagenmeisteri  die  Zusammenstellung  der  Züge  besorgen  lässt. 

Das  Fahrdicnstpersonal  höherer  Ordnung  sind  die  Locomotivführcr,  Zug- 
führer (Oberschaffner)  und  Packmeister,  dasjenige  niederer  Ordnung  dir  Heizer. 
Schaffner.  Zugschirrmeister.  Bremser,  deren  Dienst  mit  dem  der  Schaffner  mitunter 
vereinigt  ist.  An  dieses  Personal  schliesst  sich  als  stehendes  Personal  auf  den  Sta- 
tionen für  den  Fahrdienst  dasjenige  der  Wagenputzer,  Schmierer,  Wagcnmeister  (Schirr- 
meister, Wagenrevisoren)  u.  dgl.  m.,  bisweilen  auch  besonderer  Mascbtnenheizer  au. 
Dieses  Personal  oder  ein  Theil  desselben  wird  mitunter  auch  zum  Stationspersonal 
(Bahn Verwaltung)  oder  zur  Wagenverwaltung  gerechnet. 

ß)  An  der  Spitze  des  Werkstatt  endiensts  (für  Keparaturen  des  Fahr- 
materials  u.  s.  w;)  stehen  Techniker,  sog.  Maschinen-  und  Obermaschinenmeister, 
welche  Zeichner  zur  Seite  haben:  unter  ihnen  Werkstättenvorsteher,  Werkmeister, 
Wagenmeister,  ausserdem  das  notwendige  Buchhaltung-.  Rcchnungs-,  Kassen- 
personal  u.  s.  w.  Die  meisten  Werkverrichtuntreu  geschehen  gegen  Tagelohn.  Auf 
grösseren  Stationen  bestehen  besondere  Magazine  verschiedenen  Umfangs  für  die  erforder- 
lichen Betriebsmaterialien  unter  Materialienverwaltern,  unter  denen  Aufseher  etc.  fungiren. 

Beispiel  der  Organisat.  u.  der  Zahl  u.  Vertheilung  des  Transportverwaltungs- 
porsonals:  Prcuss.  Ostb.  Expeditionsdienst  (1870):  1  Obergüterverwalter, 
1  Eisenbahnsecr.,  16  Staüouskassenreud.  u.  Einnehmer.  9  Gepäekexpedieiiten,  63  Gütor- 
expedienten,  56  Bodenmeister  (an  12  Haltestellen  sind  Weichensteller  geg.  Itemuner. 
mit  dem  Billetvcrkauf  betraut).  Fahrdienst  135  Locomotivenführer,  43  Zugführer. 
44  Packmeister,  135  Heizer,  112  Schaffner,  28  Schmierer.  Werkstittenbetrieb 
1  Obermaschinenmeister,  7  Maschinenmeister,  S  Zeichner,  7  Eisenbahnsecr.,  32  Be- 
triebssecr^  5  Werkstätten vorst.,  IS  Werkmeister,  22  Wagenmeister;  —  27  Maschinen- 
heizer (fehlen  bei  ander,  preuss.  Staats)).).  8  Portiers,  10  Nachtwächter;  Materia  1- 
verwaltung  auf  d.  Strecke,  il  Matcrialverwalter  1.,  7  dsgl.  2.  Ciasse,  wozu  bei  and. 
pr.  Staatsb.  noch  Aufseher,  Wächter  u.  dgl.  treten.  —  Dir.bez.  Berlin  1S83/S1 : 
Statiouspersonal  s.  o.  S.  743.  Exp.personal,  1 4  Stat.kassenrendanten  u.  Gutercxped.- 
vorsteher  (Geh.  2800  M.).  zus.  39,200  M.,  102  Stat.einnehmer  und  Guterexpedienten 
(2175  M.  Geh.),  zus.  21S,!)25  M.,  122  Lade-  u.  ßodenmeister  (1200  M.  Geh.),  zus. 
145,050  M.,  Fahrdienstpers.  58$  Locom.fuhrer  (1500  M.  Geh.).  zus.  865,650  M., 
612  Loc.heizer  u.  dgl.  (1050  M.),  zus.  634,840  M.,  142  Zugführer  (1200  M),  zus. 
170.400  M.,  196  Packmeister  (1020  M.),  zus.  199,155  M.,  391  Schairuer  (885  M\ 
zus.  343,350  M.,  330  Bremser  u.  Schmierer  (840  M...  zus.  266,085  M.,  Werkst ätt.- 
verwalt.  8  Vorsteber  (2400  M.).  /.us.  19,200  M.,  64  Werkmeister  (2175  M.),  zus. 
139,200  M.,  Material-  u.  M  a  g  a  z.verwalt. ,  6  Verwalter  1.  Cl.  i24lMJ  M.),  zus. 
14,400  M.,  2t  2.  CI.  (1725  M.),  zus.  36.225  M.,  15  Mag.aufseher  (1125)  zus.  16,875 
u.  noch  einzelne  and.  Beamtenarten  (u.  A.  71  Nachtwächter  zu  600  M.,  143  Rangir- 
u.  Wagenmeister  zu  1125  M.) 

Die  Organisation  einzelner  Zweige  der  Transportver- 
waltung und  die  Zahl  des  Personals  in  denselben  hängt 
begreiflicher  Weise  von  der  Frequenz  der  Bahn,  besonders 
was  den  Fahr-  und  Werkstättendienst,  und  von  der  Be- 
deutung der  einzelnen  Stationen,  was  den  Expeditions- 
dienst anlangt,  wesentlich  mit  ab. 

Beispiele.  P.  Meile  Bahn  kamen  1869  in  d.  Traiisportverwaltuug  vor  bei 
der  peuss.  Ostb.  7'0  Beamte  u.  Hülfsarbeiter ,  19'6  Arbeiter,  bei  der  nied er- 
schien 22-1  u.  43'3,  westfäl.  126  u.  249,  Saarbr.  20"2  u.  309,  hannov.  11*9 
u.  23' 1,  na ss.  8*3  u.  13'2.  Dagegen  war  die  beförd.  Bruttolast  auf  1  Meile  Bahn 
redacirt  bei  diesen  Bahnen  boz.  25  9,  51  0,  29*0,  37  7,  32  8  u.  20*3  Mill.  Centnor 
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(sog.  Centnermeilcu.  Gewicht  der  Pers..  Guter.  Wagen,  Looomot.  u.  Teuder  zus.)  ond 
die  Bruttoeinu.  p.  Meile  64,  101,  50,  104,  75  u.  43  Tausend  Thlr.  —  Bei  einer 
Länge  von  122  M.  der  Ostb.  u.  ron  72  M.  df*r  nicderschles.  (incl.  schles.  Gebirgsb.) 
(bez.  v.  1  »1»»  u.  502  Kil.  in  1S74'i  hatte  die  erste  u.  zweite  bez.  130  u.  167  (JS74 
227  u.  227)  Locomotivf uhrer,  130  u.  194  Heizer  (1S74  Feuerleute  436  u.  507).  3H 
u.  2b  Zugführer  (1874  104  u.  4»),  34  u.  54  Packmeister  (1S74  76  u.  105),  101  u. 
223  (1874  241  u.  292)  Schaffner. 

Auf  kleinen  Stationen  und  bei  schwachem  Verkehr  können  manche  Arbeiten  rou 
einem  Beamten  besorgt  werden,  die  sonst  getrennt  werden  müssen  (z.  B.  Billetverkaul* 
und  Gepäckexpedition,  beides  und  Güterexpedition ). 

Einige  Verschiedenheiten  in  der  Organisation  und  in  der  Zahl 
des  Personals  werden  im  Personenverkehr  auch  durch  das 
Billet-  und  Controlsy stem ,  im  Güterverkehr  durch  da« 
Verladungssysteni  bedingt,  in  beiden  endlich  durch  die  ob- 
waltende Rücksicht  auf  Betriebssicherheit  und  durch  den 
Zustand  der  Bahn,  wo  wieder  das  im  §.  280  hervorgehobene 
Moment  in  Betracht  kommt. 

Auch  wegen  dieser  Umstände  in  Deutschland  mehr  Fahrpersonal  auf  den 
Zügen,  wie  mehr  Streckcnpersoual  auf  der  Bahn.  Hier  rechnete  man  nach  Weber 
vor  einigen  Jahren  2 — 3  Personenwagen  auf  1  Schaffner  oder  Bremser,  5 — 8  Guter- 
wagen auf  1  Begleiter;  in  England  und  Frankreich  dagegen  auf  1  Personenzug  selten 
mehr  als  I  Obersch.  u.  1 — 2  Sch.  oder  Bremser.  Landessitten  thun  hier  auch  fiel. 
Das  deutsche  Publicum  verlangt  jetzt  auch  mehr  SchaHher  u.  würde  das  französische 
ßilletcontrolsystein  schwerlich  bevorzugen. 

Uober  das  Billet-  u.  Controlsystom.  Wenn  die  Coutrolc  und  Abnahme  der 
Personenbillete  nur  in  den  Wagen  erfolgt,  wie  fast  allgemeiu  in  Deutschland,  bedarf 
es  unvermeidlich  mehr  SchaHher,  die  dann  wenigstens  in  den  Personenzügen  auch 
nicht  so  umfassend  als  Bremser  mit  beschäftigt  sein  können,  zumal  sie  oft  im  Fahren 
die  Billete  coupiren  müssen.  Anders  im  Ausland,  bes.  in  Frankreich,  wo  die  Bahn- 
hofe streng  abgesperrt  sind  u.  die  Hauptcontrole  der  Billete  beim  Eintritt  in  u.  Aus- 
tritt aus  dem  Bahnhof  erfolgt.  Bei  der  Dilletexpedition  ergeben  sich  durch  da» 
jetzige  System  der  zahllosen  Einzel  billete  für  Hunderte  von  Stationen,  für  verschiedene 
Wagenclässen ,  Züge  u.  s.  w.  grosse  Weitläufigkeiten .  an  allen  Hauptstat.  zumal ,  für 
Stempelung,  Verkauf  der  Billete.  Controlc  der  Einnehmer.  Das  Edmondson'sche  Billet- 
system  (die  Kärtchen  mit  blosser  Angabe  von  Abgangs-  u.  Bestimmungsort.  Preis  u. 
Fahrnummor  od.  Datum,  die  Kartchen  werden  dann  von  den  Schaffnern  oder  Bahnhof- 
portiers gesammelt  u.  zur  Mitcontrole  abgeliefert),  das  auch  in  Deutschland  allniitlig 
ganz  das  altere  Zettelsystem  verdrängt  hat  u.  den  Vortheil  rascher  Stempelung  mit 
Hülfe  bezugl.  Maschinen  schon  vor  laugcrer  Zeit  in  1  Stunde  bis  5000  Stuck,  jetzt 
wohl  noch  mehr)  bietet,  reicht  jetzt  immer  weniger  aus.  Eine  grosse  Vereinfachung 
des  Billetwesens  gestattete  das  von  Per  rot  vorgeschlag.  einfache  Tarifs  ystem ,  dessen 
Durchführung  nur  problematisch  ist.  Aber  auch  bei  wesentl.  Fcsthaltung.  wenn  auch 
einiger  Vereinfachung  des  heutigen  Personentarifsystems  sind  Reformen  in  dem  Billet- 
wesen  möglich,  vgl.  z.B.  den  Vorschlag  von  Scholtz  a  a.  O. .  Weber,  Schule. 
X  A..  S.  420. 

Ueber  das  Verlad  unss^ystein  s.  die  Schriften  v.  Michaelis,  Perrot,  Scholtz, 
Dorn,  Cohn  u.a.  m.  Die  von  manchen  Seiten  gewünschte,  doch  unzulässige  Trennung 
des  Fahr-  u.  Frachtverkehrs  würde  den  Gütcrcxpeditionsdicust  der  Bahnen  fast  ganz 
in  Wegfall  bringen,  da  hier  die  Befrachter  eintreten  wurden.  Es  ist  wohl  möglich, 
dass  dadurch  auch  au  Arbeitskosten  im  Ganzen  einige  Ersparung  entsteht,  wenn  aoeh 
keine  sehr  wesentliche.  Auch  die  Stellung  ganzer  Waxen  zur  Disposition  von  Be- 
frachtern, zum  belieb.  Vollladen,  die  Beförderung  von  Massengütern  in  Wagenladungen, 
welche  die  Befrachter  selbst  anfüüeu,  haben  neben  anderen  Vortheilen  den.  d.  r  Bahn 
Arbeitskraft  zu  ersparen.  Bei  der  Stellung  eigener  Wagen  durch  die  Befrachter 
würden  sich  für  die  Bahn  selbst  im  Werkstättendienst  Ersparungen  ergeben.  Fraglich 
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bleibt  nur,  wie  weit  solche  Reformen  narli  der  ganzen  Technik  des  Bahnbetriebs  über- 
haupt durchführbar.  8.  (oh.  Abschnitt.  Am  Meisten  Last  in  der  Expedition  macht 
der  Stuckgiiterverkehr. 

Die  Aufgabe  ist  hier  offenbar,  diejenigen  Systeme  zu  wählen, 
welche  bei  aller  Sicherung  vor  Unterschleif  nnd  Verlust  in  volks- 
wirtschaftlicher Hinsicht  günstig,  für  das  Publicum  möglichst 
bequem  und  für  die  Verwaltung  durch  Vereinfachung  des  Diensts, 
Ersparung  von  Arbeitskräften  u.  s.  w.  möglichst  wohlfeil  sind.  In 
beiden  Beziehungen  bleibt  noch  viel  zu  wünschen  übrig. 

b)  Die  Kosten  der  Transportverwaltung  bilden  der  Kegel 
nach  den  bei  Weitem  stärksten  Posten  der  Betriebs- 
ausgaben, in  Deutschland  nahezu  zwei  Drittel,  früher 
etwas  unter,  dann  etwas  Uber,  jetzt  wieder  annähernd  60  °/0,  mit 
Schwankungen  nach  Bahnverwaltungen  von  ca.  50  —  75  %.  Eine 
Ersparung  an  ihnen  fällt  daher  für  den  Reinertrag  und 
für  die  Möglichkeit  der  Tarif  red  uetionen  gewöhnlich  am 
Schwersten  ins  Gewicht.  Sic  ist  aber  auch  in  grösserem 
Ilmfange  möglich,  als  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen. 

Hei  d.  deutschen  Bahnen  l»»hO—  81  Transp.verwalt.  v.  (iesainmtausg.  bei  d.  Staats  h. 
tio-76,  bei  d.  eigensverwalt.  Priv.b.  5647.   Prcuss.  Staatsb.  nach  Et.  f.  1883/84  611%. 

Auch  die  Ausgaben  der  Transportverwaltung  sind  theils  per- 
sönliche, Besoldung  u.  s.  w.  der  Beamten,  theils  sachliche, 
bei  letzteren  einschliesslich  grosser  Summen  von  Taglohn  für 
niedere  Werkverrichtungcu. 

Die  sachlichen  Ausgaben  ^iucl.  Tagelöhne  u.  dgl.)  überwiegen  bei  der  Transport- 
vei-waltung  die  persönlichen  noch  starker  als  bei  der  Bahnverwaltung.  Sie  zerfallen  in 
die  unmittelbaren  Kosten  der  Zugkraft  (Feuerung  der  Locomotiven,  Schmieren  und 
Putzen  der  Maschinen  und  Tender),  der  Zuge  (Schmieren  und  Reinigen  der  Wagen, 
Beleuchtung  der  Zusre,  »iütemrladung  ;  in  die  Reparaturkosten  der  Fahrzeuge;  in 
die  zu  einem  Theil  mitunter  aus  den  laufenden  Betriebseinnahmen  erfolgende  Er- 
gänzung der  Transportmittel,  also  Neubeschaffung  (nicht  nur  Ersatz)  solcher, 
welche  indessen  vielleicht  richtiger  von  den  laufenden  Ausgaben  ganz  ausgeschlossen 
u.  besonders  verrechnet  wird;  ferner  in  die  Ausgaben  für  Heizung  und  Reinigung 
«ler  Bctriehslocalitäten;  für  Wagenniiethe  an  fremde  Bahnen:  ftir  Ent- 
schädigungen im  Personen-  und  Güterverkehr;  für  Drucksachen  und  Bureau- 
bedurfnisse u.  a.  Diversa.  Diese  sachlichen  Ausgaben  lassen  sich  wieder  mit 
denjenigen  persönlichen  Ausgaben,  welche  sich  au  die  ein/einen  Zweige  knüpfen, 
zusammenfassen,  was  für  einzelne  Puncte  ein  richtigeres  Bild  gewährt. 

Beispiel.  Preuss  Ustb.  Aus<r  f.  ges.  Transportverw.  1K69  2131  »1874 
6595)  Tausend,  wovon  auf  Besoldung  etc.  19t»  (1505).  sa.  hl.  Ausgaben  1635  (5090^ 
Tausend,  mit  Ausschluss  der  Ergänz,  d.  Betriebsmittel  1435  (4326^  von  i.  (J.  1931 
(5S31).  oder  pers.  A.  25  7°  u  (25S)  u.  sachl.  Ausg.  74  :t°  0  <74"2).  n.  ml.  Feuerung  d- 
Locomot.  315  (1171).  Schmieren  d  Masch,  u.  Tender  24  [bS\  Putzen  dsgl.  53(128. 
Schmieren  d.  Wagen  17  d3G),  Reiniiren  10  -  25),  Beleuchtung  d.  Zitjre  17  »51»),  (Jüter- 
verlad.  71  (195),  sonst,  hosten  102  (249).  i.  <J.  Kosten  der  Zugkraft  u.  der  Züge  «09 
(201*);  ReparaturkuMen  4V>  (1087),  I.oc.  u.  Tender  2S2  16O6),  Personenwag.  62  (1501, 
Lastw.  138  (31  I  i.  and.  2  (20);  Heiz.  u.  Reinig,  d.  Betriebsioc.  Sl  (122),  Wageniniethe 
14.1  (271),  Entscliäd.  im  (Juterverk.  25  (35),  Drucksachen,  Bureaubed  31  (88),  Sonstiges 
ti2  v'05)  Tausend  Tlilr.    Bei  d.  ni  eil  e  rs  ekles.  11  ist  d.  VerkSltni«  d.  pers.  /u  de* 
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sachlichen  Ausg.  (excl.  neue  Transportmittel)  in  1869  16*5  u.  83*5%.  heider  hannov. 
23-7  u.  76*3,  sächs.  Staatsh.  18*4  u.  82*0,  baier.  30  5  u.  69*5,  wilrt.  29  9  u.  701, 
bad.  34*1  u.  65  9°/0.  Ganz  gleichutäss.  Vertheilung  der  Ausgaben  erfolgt  auch  hier 
nicht.  Nicht  unwesentlich  verschieden  stellen  sich  unter  dem  Einfluss  der  Frequenz- 
verhältnisse  auch  die  Reparaturkosten  der  einzelnen  Arten  Fahrzeuge,  z.B.  1869 
(u.  1874)  bei  d.  niederschl.  B.  weniger  als  bei  d.  Ostbahn  für  Locom.  u.  Tender 
(206  :  282  u.  428  :  606),  etwas  mehr  für  Personenwagen  (66  :  62),  erheblich  mehr 
für  Lastwagen  (250  :  138  Tausend;  Kohlenverkehr  u.  s.  w.  auf  der  enteren;  1874  bei 
beiden  Wagenarten  476  :  461).  Gegen  Tagelohn  erfolgten  Werkverrichtungen  L  d. 
Transportvcrw.  bei  d.  Ostbahn  1869  für  472,  niederschl.  für  328,  hannov.  535,  sich*. 
215,  wart  275  Tausend  Thlr.  Dir.Bez.  Berlin  1883/84  sachl.  Ausgaben  d.  Transp.- 
verw.:  allgcin.  1,226,032  M.  Kosten  der  Zuge  3,455,000  M.,  Unterhalt,  d.  Betriebs- 
mittel 4,794,000,  Erneuerung  derselben  3,043,000,  Benutzung  fremder  Bahnanlagen 
275,670  M..  Miethe  fremder  Wagen  u.  Leihgeld  1,575,000  M.  —  Bei  d.  deutschen 
B.  1880/81  bei  Staatsb.  u.  bei  eigensverwalt  Priv.bahnen  bez.  pcrsönl.  Ausg.  d. 
Transp.verwalt.  34*12  u.  29  53  (neml.  äusserer  Bahnhofsdienst  11*58  u.  9*79,  Exped.- 
dienst  7*13  u.  6*93,  Zugbegleitdicnst  6*82  u.  5*52,  Zugfönl.dienst  8*59  u.  7*23*/4>, 
sachl.  Ausg..  neml.  allgem.  Kosten  d.  Transp.verw.,  2*90  u.  3  01,  Bahntransport  20  24 
u.  1815.  Kosten  d.  Benutz,  fremder  Anlagen  u.  Betriebsmittel  4*68  u.  5*10,  zus.  27*82 
u.  26*26  °/u  von  allen  Betriebsausgaben.  Nach  dieser  Statist  Berechnung  waren  die 
sachl.  Ansgabon  bei  der  Transp.verwaltung  nicht  nur  nicht  grosser,  sondern  etwas 
kleiner  als  die  persönlichen.  Diese  Abweichung  von  d.  früheren  Daten  u.  der  damals 
abgeleiteten  Regel  muss  sich  aus  Veränderungen  der  Rabricirung  der  einzelnen  Posten 
erklären. 

Besondere  wichtig  sind  die  so  gebildeten  Kosten  des  eigent- 
lichen Fahrdien  st  es  und  unter  diesen  wieder  diejenigen  der 
Zugkraft. 

Ein  Theil  dieser  Kosten,  besondere  für  die  Besoldung  des  Fahrpersonals  auf 
den  Zügen  —  zahlreicheres  Aufsichtspersonal  bei  unvollkommenerem  Bau  und  Fahr- 
material  — ,  für  Reparaturkosten  der  Locomotiven,  Tender.  Wagen  —  etwas  leichterer, 
technisch  unvollkommenerer  Bau  der  Fahrzeuge  bei  leichtem  Bahnbau  — ,  auch 
gelegentlich  für  Miethe  fremder  Wagen  —  Ersparung  an  Kapital  für  Betriebsmittel, 
also  an  stehendem  Kapital,  Seitens  einer  ärmeren  und  einfacheren  Bahn  (sonst  hängt 
die  Benutzung  fremder  Wagen  wesentl.  von  d.  geogr.  Lage,  Durchfuhrvorkehr  einer 
Bahn,  Grosse  der  letzteren  ab;  daher  meist  verhältnissmassig  grössere  Benutzung 
fremder  Wagen  bei  den  Privatbahnen;  bei  den  Staatsb.  war  sie  früher  bei  d.  nieder- 
sehles.,  hannov.,  westfäl.,  säebs.,  bad.  gross,  bei  d.  and.  bedeutend  kleiner,  bes.  d. 
wnrt.,  baicr. ,  nass.  Seit  den  grossen  Verstaatlichungen  wird  dieser  Ausgabeposten 
bei  d.  Staatsb.  natürlich  viel  kleiner);  —  fur  Entschädigungen  bei  Unfällen  hängt 
wieder  mit  den  in  §.  280  besprochenen  Principicn  in  Betreff  der  Bahnanlage 
zusammen:  bei  dem  intensiven  Systome  wird  dieser  Kostenbetrag  kleiner  als  bei 
dem  extensiven,  daher  z.B.  in  England  kleiner  als  in  Deutschland  sein.  Erspa- 
rungen an  diesen  Kosten  hängen  also  unter  Umständen  von  dem  Uebergang  zn 
vollkommenerem  Bahnbau  und  Fahrmaterial  ab,  wofür  das  oben  Entwickelt« 
gilt  Ein  weiterer  Theil  der  Kosten  ergiebt  sich  aus  der  Zahl  des  Fahrdionstpersonals. 
wofür  Sichcrbeitsrucksichton ,  gesetzliche  Vorechriften  mit  massgebend  sind ,  ans  der 
ilOhe  der  Besoldungen,  der  Preise  des  Brennstoffs  u.  s.  w.,  worüber  allgemeine  Landes- 
und Zcitverhältnisso  entscheiden,  endlich  aus  dem  mehr  oder  weniger  sparsamen  Ver- 
brauch von  Brennstoff,  Ocl,  Schmier-  und  Putzmaterial  u.  s.  w..  wo  sich  ein  ratio- 
nelles System  von  Kokes-,  Oelprämien  u.  s.  w.  vorteilhaft  erwiesen  hat 

Die  Kosten  der  Zugkraft  (Besold.  u.  Löhne  d.  Mascbinenmeist,  Locomotiven- 
führer.  Heizer,  Prämien,  Reisegelder,  Arbeitslöhne.  Reparaturkosten  d.  Loa,  Tender. 
Werkstättenbetrieb.  Repar.  d.  Wasserst.,  Brennst..  Schmier-  u.  Putzmat)  betruiren  in 
Preussen  bei  allen  Bahnen  1858  29*6,  1869  25*4°/u  sammtl.  Betriebs-,  47  8  on»i 
41-3%  der  Transportausg. ;  bei  d.  Staatsb.  1869  27*6  von  allen,  45*8%  letzterer 
Ausg.  Auf  Brennstoff  kam  ein  Drittel  der  Ausg.  der  Zugkraft.  Dorch  die  neuer- 
lichen Verschiebungen  der  Preise  u.  Löhne  haben  sich  diese  Quoten  verändert,  voi- 
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übergehend  bes.  stark  dun  h  das  abnorme  Steigen  der  Koblenpreise  im  Anf.  d.  "Oer 
Jahre.  —  Auf  d.  preuss.  Staatsb.  war  lt>74  d.  Ausg.  t.  Transportverwalt.  im  Ganzen 
p.  KU.  5241,  Privatb.  in  Staatsverw.  5287.  Priratb.  in  eigeuer  Verwalt.  3929,  im 
Durchschn.  4522  Thlr.,  gegen  4241  Thlr.  in  1873,  3704  Thlr.  in  1872,  Zunahme 
1871  gegen  1870  11  38,  Is72  gegen  1871  10  04,  1S73  gegen  1S72  14  50,  1874  gegen 
1873  6*39%.  Im  .1.  1875  sind  dies«-  Ausgaben  absolut  u.  relativ  gefallen,  im  Durch- 
schnitt 3914  Thlr.,  also  gegeu  1874  13-45%  wenig.r.  Nach  d.  deutschen  Statist, 
t.  1880/81  bei  allen  Bahnen  p.  Kil.  8654.  bei  d.  Staatsb.  allein  8761  M.  Kosten  d. 
Transp.rerw. ,  oder  2885  u.  2920  Thlr.,  also  wieder  erhebl.  weniger  als  vor  einigen 
Jahren,  trotz  einer  f.  d.  Transportrerwalt.  wohl  im  Ganzen  eher  ungünstigeren  Ver- 
buchuug.  —  Ueber  die  Vortheile  des  Präinieusystcms,  das  jetzt  weit  verbreitet  ist  für 
einen  unter  einem  irew.  Max.  bleibenden  Verbrauch  an  ßrennstolf,  Oel  u.  s.  w.  s. 
Per  rot,  Eisenbahnret.,  S.  152  II.,  157  tf.  Ersparung  bei  der  Rhein.  B.  wes.  mit 
durch  Schmierpriimien  in  2  Jahren  32,000  Thlr.  (Verbrauch  bei  7%  Mill.  Achs- 
meilen 1862  29,000,  bei  9%  Mill.  1869  5723  Thlr.!).  S.  auch  unten.  Weber, 
Schule,  3.  A.,  S.  457.  Die  Locomotirfflhrer  beziehen  in  Deutschland  350 — 900  Thlr. 
fest,  ebensoviel  u.  mehr  an  Prämien,  die  Feuerleute  250  —  500  u.  bez.  50  — 100 
Prämien.  Neuerdings  hat  man  aber  auch  Bedenken  gesren  d.  Prämiensystem  erhoben 
u.  es  dem  Vernehmen  nach  modilicir.n  wollen. 

§.  289.  —  c)  Die  Gewichtsmasse  des  Transports. 
Todtes  und  nützliches  Gewicht 

Im  Uebrigen  wird  die  Höhe  der  Fahrdienstkosten 
wesentlich  mit  bestimmt  durch  die  Gewichtsmasse,  welche 
auf  den  Eisenbahnen  bewegt  wird.  Namentlich  ist  diese 
Gewichtsmasse  für  die  Kosten  der  Zugkraft,  der  Züge,  der 
Reparatur  und,  innerhalb  gewisser  Grenzen,  auch  für  die  Zahl 
des  Fahrdienstpersonals,  also  für  die  Besoldungssumme  ent- 
scheidend. Die  Züge  verlangen  fast  das  gleiche  Dienstpersonal, 
mögen  die  Wagen  voll  oder  leer  sein. 

Die  hierher  gehörigen  Lehren  gelten  für  alles  Transportwesen,  verlangen  nur  bei 
d.  r  Eisenbahn  aus  technischen  Gründen  wieder  besondere  Beachtung. 

Die  zu  bewegende  Gewichtsmasse  zerfällt  bei  der  Eisenbahn 
wie  bei  jeder  Transportleistung  in  das  sog.  todte  und  nützliche 
Gewicht.  Letzteres  begreift  die  Gegenstände,  deren  Bewegung 
'Zweck  der  ganzen  Transportleistung  ist,  welche  daher  der  Trans- 
portunternehmung den  Ertrag  geben:  beiden  Eisenbahnen  mithin 
die  Personen  (Passagiere)  und  die  Güter.  Das  todte  Ge- 
wicht umfasst  die  Transportmittel,  mittelst  deren  die  Beförderung 
des  nützlichen  Gewichts  bewerkstelligt  wird:  bei  den  Eisenbahnen 
also  das  Eigengewicht  der  Fahrzeuge,  wie  Locomotiven,  Tender, 
Wagen,  deren  notwendigen  Bedarf  an  Brennstoff,  Wasser,  diversem 
Geräthe  und  Geschirr  u.  s.  w.,  ferner  das  Zugpersonal. 

Das  zu  erstrebende  Ziel  ist  nun  bei  jeder  Transportanstalt 
eine  möglichst  günstige  Gestaltung  des  Verhältnisses 
des  todten  zum  nützlichen  Gewicht,  oder  wenn  diese 
Forderung  in  ihre  drei  einzelnen  Theile  zerlegt  wird:  erstens  ein 
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möglichst  geringer  absoluter  Betrag  des  todten  Ge- 
wichts, also  namentlich  des  Eigengewichts  der  Wagen  u.  s.  w.: 
zweitens  eine  möglichst  starke  Ladungsfähigkeit  der 
Wagen,  absolut  und  im  Verhältniss  zum  todten  Gewicht;  drit- 
tens eine  möglichst  grosse  wirkliche  Belastung  der 
Wagen  durch  das  nützliche  Gewicht  oder  eine  dem  entsprechende 
Ausnutzung  der  Ladu n gs fänigkeit.  Je  günstiger  diese  drei 
Puncto  sich  stellen,  desto  höher  der  Reinertrag,  auch  bei 
gleicher  Bruttoeinnahme,  desto  grösser  ferner  der  Spiel- 
raum für  Tarifreductionen,  selbst  bei  gleichem  Fracht- 
quantum, und  desto  leichter  möglich  eine  höhere  Brutto- 
einnahme ganz  ohne  oder  oh ne  entsprechende  K osten- 
steigerung. 

Bei  den  Eisenbahnen  ist  das  Streben  nach  jenem  Ziel  begreif- 
licher Weise  ganz  besonders  wichtig,  aber  seiner  Erfüllung  stehen 
auch  cigentbümliche  Schwierigkeiten  in  den  technischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbetriebs,  namentlich  bei  „eisen bah nmässiger"  Schnellig- 
keit des  Transports,  entgegen. 

S.  im  Allg.  Weber' s  Schale,  3.  A.,  Kap.  <J  — 11.  u.  d.  gen.  Schriften  über 
Individualis.  d.  Bahuen  u.  Secundärbahnen.  Das  Ges.  der  Extensivität  gilt  in  gewissen 
Fällen  auch  bei  dem  Fabrmaterial,  was  mir  Weber  bei  seinem  Verlangen  nach 
Generalisiruug  in  demselben  nicht  ganz  genügend  zu  beachten  scheint 

a)  Das  Eigengwicht  der  Wagen,  einschliesslich  der 
Locomotiven  und  Tender,  ist  aus  technischen  Gründen  ein 
ganz  enormes. 

Notbwendig  vorwaltende  Verwendung  von  Eisen  iu  grossen  Massen;  Notwendig- 
keit solidester  Construction ,  was  vielfach  wieder  starke  Eisenverwendung  bedingt: 
Erfordernis*  einer  erheblichen  Schwere,  um  einen  entsprechenden  Druck  auch  der 
leeren  Wagen  auf  die  Schienen  auszuüben  und  eine  genügende  Tragfähigkeit  und 
Widerstandsfähigkeit  bei  schneller  Bewegung  beladener  Wagen  zu  bieten  u.  dgL  m. 

Es  lUsst  sich  in  diesem  Eigengewicht  durch  Fortschritte 
der  Technik  eine  Verminderung  erzielen,  aber  die  Grenzen  dieser 
Fortschritte  scheinen  eng  gezogen  zu  sein.  Ja,  die  Anforderungen, 
welche  bei  entwickelterem  Verkehr  in  Betreff  des  Fahrmaterials 
stärker  hervortreten,  nemlich  grössere  Tragfähigkeit  der  Wagen, 
grössere  Dampf  kraft  der  Locomotiven,  rascheres  Fahren, 
seltenere  Reparaturen,  damit  das  Material  beständiger  im  Dienst 
sein  kann  u.  s.  w.,  lassen  sich  tbeilweise  gerade  nur  mit  Hülfe 
gleichzeitiger  Erhöhung  des  Eigengewichts  erfUlleu, 
theilweise  verhindern  sie  wenigstens,  dass  das  Eigengewicht  io 
demjenigen  Maasse  vermindert  wird,  wie  es  bei  gleichbleibenden 
Anforderungen  obiger  Art  möglich  wäre. 
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Beispiele  aus  d.  preuss.  Eiscnbahnstatistik.  Durchschnittsgewicht  eines  preuss. 
Personenwagens  p.  Achse  1S5!»  59'«,  progress.  Zunahme,  1969  717,  1H75  S2'2. 
p.  Plate  3*5,  S  il  u.  4*24  Centner;  Kostun  der  Neuhcschalfung  (also  zu  verzins.  Kap.) 
p.  Achse  1959  962,  1869  1013.  1875  1103  Thlr.,  p.  Platz  50*6,  54*7  u.  568  Thlr. 
(vorübergeh.  Verminderung,  welch«-  sich  aus  verhältnissmäss.  stärkerer  Zunahme  der 
Wagen  4.  Cl.  erklärt).  Bei  Staats-  u.  Privatb.  gleiches  Gewicht,  bei  einzelnen  Bahnen 
erhebl.  Unterschied:  bei  neuen  Bahnen  grösseres  Gewicht  i/..  B.  1869  Bebra -Hau. 
Mf>  C  p.  Achs.-,  4*4  p.  Platz,  Ostb.  1S75  bez.  901  u.  4  51  Centn.  .  was  offenbar 
mit  soliderer  erster  Bauart  u.  grösseren  Anibrder.  a»  die  Leistung  u.  Ausdauer  der 
Wagen  zusammenhängt.  --  Durehschnittsirew.  eines  Gepäckwagens  p.  Achse  1*»59 
59-3.  1869  728.  1S75  79  8  Centner  (Min.  1809  nach  Bahndurchschn.  55,  Max.  85  C. 
lr>75  bez.  62*1  u.  997).  eines  bedeckten  Güterw.  54*4.  610  u.  O.V*  (Min.  1869 
531,  Max.  70*2.  Kutw.  wie  bei  Personenw.,  1875  bez.  375  u.  74*8).  eine-  offenen 
Güterw.  43*2,  49*6  u.  53*4  Min.  1809  36*8.  Max.  58*7.  1875  bez.  35  u.  08*5). 
Dnrchschuittskostcn  sümmtl.  Guterw.  p.  Achse  1859  486,  1805  490,  1869  (incl.  neue 
Prov.)  492.  1875  500;  in  dieser  Stabilität  des  Preises  bei  grösserem  Eigengew.  und 
Ladungsfähigkeit  (s.  unter  tt)  zeigt  sich  der  Einfluss  den  techn.  Fortschr.  u.  der 
Concurr.  der  Wagcnbauanstaltcn.  —  Die  Locoinotiven  hatten  1859  im  D.  221,  1869 
300.  18*5  275  Pferdekraft,  das  grösste  Eigengewicht  einer  Loc.  mit  Feuer  und  Wasser 
war  1859  650,  1869  900.  1875  856  Centner.  Das  Gewicht  von  Wasser  und  Kohlen 
beträgt  50—100  Centner  n.  darüber;  bei  rascherein  Fahren  u.  seltenerem  Aufenthalt 
(Schnellzüge)  muss  dies  Gewicht  naturlich  auch  steigen  Die  Zahl  der  von  einer 
Locom.  durchseht) ittl.  durchlaufenen  Nutzmeilen  war  1859  2395.  1865  2882,  187.« 
20.313  Kntzkil.  (2708  Meil.).  1875  19.797  (2500  Meil.).  eine  Steigerung,  die  wieder 
bessere  Arbeit  voraussetzen  wird.  (,Die  neuerl.  Abnahme  wohl  v  Zutritt  neuer  schwach 
frequent.  Bahnen  zu  erklären.) —  Nach  d.  deutschen  Bahustat.  f.  19^0/81  Kigengew. 
v.  Locom.  u.  Tender  bei  allen  Bahnen  4008  Tonn..  Dei  d.  Staatsb.  allein  39.7»  T. 
Personenwagen  p.  Achse  4*21  Tonn.  (842  Centn.)  bei  allen  u  auch  bei  d.  Staatsb. 
spec,  Gepäckwagen  dsgl.  4  09  u.  4  08,  bedeckter  Güterw.  3  29  u.  3  2s.  offener  2*72 
u.  2*68  Tonn.  Durchschn.kosteu  f.  1  Locom.  auf  allen  Bahnen  50,023  M.,  f.  1  Pers.- 
wageu  p.  Stück  7508,  p.  Achse  3298,  l  (iüterw.  p.  Stück  2967.  p.  Achse  1455  M 
Seit  1875  also  keine  wesentl.  Aenderung,  aber  doch  steigende  Richtung  des  Gewichts. 

ß)  Die  StUrke  der  Ladungsfähigkeit  und  ihr  Verhält 
niss  zum  Eigengewicht  der  Wagen  lassen  sich  zwar  auch 
verbessern,  aber  jedenfalls  in  nicht  sehr  weiten  Grenzen,  wie  sich 
aus  dem  Ebengesagten  schon  ergiebt.  Auch  hierüber  entscheiden 
technische  Momente,  sowohl  in  Betreff  der  einzelnen  Personen-  und 
Güterwagen,  als  der  ganzen  Züge,  das  Locomotiven-  und  Tender 
gewicht  hier  zum  todten  Gewicht  geschlagen. 

Die  Ladungsfähigkeit  der  Guterwagen  ist  erheblich  gestiegen  u.  stärker  als 
die  Tragfähigkeit,  —  der  Hauptfortsc liritt.  Die  folg.  Zahlen  stehen  etwas  unt  d. 
Einfluss  der  Einrechn.  der  Bahnen  d.  neuen  Prov.,  die  wirklich  zu  vergleichenden 
sind  eigentlich  ein  klein  wenig  ungünstiger.  Gepäckwagen  allerdings  Ladungs- 
fahigkoit  p.  Achse  1859  45  6,  1809  53*3  Centn.,  Zunahme  10*9%,  dsgl.  des  Eigengew. 
227%.  1873  I.adungsfahigk.  p.  Achse  50  ",  1S75  5»*6,  also  Gleichbleiben  d.  Ladungs- 
fihigk.  bei  Zunahme  d.  Gewichts;  —  aber  bedeckte  Güterw.  1859  u.  1809  Ladt 
54*3  u.  791  Centn.  Zun.  45*0%,  dsgl.  des  eig.  Gew.  nur  136%,  1875  Ladf.  90*2. 
Zun.  seit  1809  140%.  während  d.  eig.  Gew.  sich  um  68%  erhöhete ;  —  off.  Güterw. 
Udf.  1859  u.  1869  640  u.  89  6  C.  Zun.  %,  38*7,  dsgl.  d.  eig.  Gew.  148%;  1875 
Ijulf.  97  C,  Zun.  seit  1809  7*6  ü/0.  Zun.  d.  Eigengew.  5%.  Während  noch  Ende 
der  50er  Jahre  ein  off.  Guterwagen  bloss  eine  Ladungsfähigkeit  vou  c.  150%  seines 
eig.  Gew.  hatte  (genau  149%j,  hatte  er  1909  fast  die  doppelte  (gen.  181%);  |)ei  den 
bedeckten  Guterw.  war  dasselbe  Verhältniss  damals  knapp  100%.  1869  128°/0.  1875 
hatte  d.  off.  Guterwagen  182%  seines  Gew.  Ladf..  d.  bedeckte  137%.  Immerhin 
wog  auch  um  1809  noch  ein  Güterzug  von  20  Achsen  bedeckter,  30  A.  off.  Güterw., 
mit  1  Loc.  u.  Tender  durchschn.  c.  3900  Centner.  bei  einer  Ladungafahigk.  von  c. 
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4300  C.  also  ein  Verb,  von  0*91  :  1  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  bei  \  oller 
Ladung,  die  kaum  vorkommt;  dagegen  von  2*21  :  1  bei  der  preuss.  Durchschnitts- 
Mastang  v.  11%.  —  Bei  den  Personenwagen  ist  natürlich  das  Verhältnis*  dos 
Eigen-  zum  ntitzl.  Gew.  viel  ungünstiger  u.  wie  aus  den  Daten  bei  «)  hervorgeht, 
ueuerdintra  noch  ungünstiger  geworden.  Eine  Achse  truir  1S*»9  Personengewicht 
(lVä  C.  *.  d.  Pen».)  25-.*i.  lM»*.l  27-7Ö  (Kaumerspar,  bei  3.  u.  4.  Classe),  d.h.  bez. 
42"8  u.  HS*"0/,,  «les  jeweil.  Eigengewichts.  Ein  Personenzug  von  30  Achsen  wiegt 
mit  I.oc.  ».s.w.  c.  3200  Centner,  die  Personen  in  ihm  dun  hschn.  h30  C,  also  todtes 
zum  nützl.  Gew.  wie  3Nr»  :  1.  Wi  d.  preuss.  Durchschnittsbesetzung  von  blo*s  26,3W/<1 
der  Plätze  aber  gar  wie  147  :  1,  d.h.  um  einen  Menschen  zu  befördern,  musg  man 
i.D.  fast  das  l.~>  fache  seines  Gewicht»  mitschleppen!  Im  J.  186H  beförderten  die 
preuss.  Bahnen  ein  ntitzl.  Gewicht  von  fa>t  11  Milliarden  Centn.  1  Meile  weit,  zu 
welchem  Zweck  aber  30  Milliarden  Centn,  todtes  Gewicht  mitgeschleppt  wurden.  — 
Nach  d.  deutschen  Eisenb.statist.  f.  I  SSO/M  war  die  Ladefähigkeit  (TrasrfiUiigk.  >  eine* 
Gepäckwagens  bei  alleu  Bahnen  2  72.  bei  d.  Staatsl».  allein  2*51  Tonuen  oder  66  5  u. 
61-57u  des  Eigengewichts,  bei  d.  bedeckten  Guterw.  157  u.  4  o$  Tonuen  oder  137  u. 
140°/o  des  Eigengewichts,  bei  d.  ollenen  (iüterw.  4*81  Tonn.,  in  beiden  Killen  ai>er 
177  u.  l~8°/0  des  Eigengew.  Die  I^defahigkeit  scheint  danach  auch  neuerdings  noch 
grösser,  aber  das  Verhältniss  zwischen  ihr  u.  dem  Eigengewicht  nicht  besser  erewordon 
zu  sein. 

/)  Die  Ausnutzung  der  Ladungstähigkeit  hängt  dagegen 
vornehmlich  von  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen 
Umständen  ab.  Hier  bieten  sich  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Gesellschaftsklassen  der  Reisenden  und  der  ver- 
schiedenen Volu  minosität  und  Schwere  und  des  ver- 
schiedenen Werths  der  Güter,  ferner  wegen  der  verschie- 
denen natürlichen  Richtungen  des  Güterverkehrs  im  Ganzen 
und  in  seinen  Hauptarten,  wegen  der  verschiedenen  Zeiten 
im  Jahre,  in  denen  sich  Personen  und  Güter  naturgemäss  vor- 
nehmlich auf  den  Bahnen  bewegen  und  wegen  des  oft  unvermeid- 
lichen längeren  Leerstehens  der  Wagen  auf  den  Stationen, 
eigentümliche  Schwierigkeiten,  welche  die  Erreichung  des  Ideals, 
d.  h.  der  vollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit 
hindern.  In  dieser  Hinsicht  muss  man  sich  vor  Illusionen  hüten. 
Aber  die  Weiterentwickelung  des  Verkehrs  selbst  führt 
doch  zu  einer  Annäherung  an  das  Ziel.  Ferner  kann  die 
Eisenbahnverwaltung  dazu  selbst  mächtig  beitragen  durch 
eine  rieh tige  Tari fpolitik,  durch  welche  sie  einen  gar  nicht 
existirenden  Verkehr  erst  hervorruft  und  einen  ihr  sonst 
entgehenden  an  sich  zieht.  Sonst  wird  die  Ladungsfähigkeit 
der  Wagen  nur  zu  einem  geringen  Theile  ausgenutzt  bleiben,  was 
gegenwärtig  bei  uns  noch  sehr  zu  beklagen  und  wenigstens  doch 
in  Etwas  noch  zu  vermindern  möglich  ist.  Das  Verhältniss  zwischen 
todtem  und  nützlichem  Gewicht  ist  solange  noch  viel  ungünstiger, 
als  es  nach  der  Natur  der  Eisenbahnen  ohnehin  bleibend  wird 
sein  müssen  oder  m.  a.  W.  der  Betrieb  bleibt  zu  theuer,  die 
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Reute  zu  klein,  wenigstens  t  heil  weise  deshalb,  weil  der 
Tarif  zu  hoch  ist.  üemgemäss  sind  vor  allen  an  die  Staats  - 
bahnen  wichtige  Anforderungen  für  die  T  a  r  i  f  p  o  1  i  t  i  k  zu  stellen, 
ebensosehr  im  volkswirtschaftlichen  als  im  finanziellen  Interesse. 

Einfluss  der  Classcn  auf  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit.  Die  Hauptclassen 
der  Guter,  die  Rohproducte  des  Acker-,  Forst-,  Bergbaus,  die  Baumaterialien,  Üüng- 
stoffe,  die  fremden  Verzehruntrs-  ti.  Gcwerksstoffe  (Colonialwaaren.  Baumwolle,  Fabrik- 
stott'e  u.  s.  w.),  die  Fabrikate  u. s.  w.  verlangen  verschiedene  Räume,  verschiedene  n 
Schutz,  also  th.  bedeckte,  th.  otlcne  u.  sonst  verschiedene  Wagen,  verschiedene 
Schnelligkeit  des  Transports,  was  alles  wieder  die  Ausnutzung  der  Wagen  erschwert 
u.  indirect  das  todte  Gewicht  vergrößert.  —  Aehnliches  gilt  vom  Wagenclassen  - 
system  des  Personenverkehrs. 

Einfluss  der  Verkehrsrichtungen.  Für  die  Wagen,  welche  Getreide  aus 
dem  Binnenland  zum  Export  nach  den  Seehäfen,  Kohlen  aus  den  Bergwerksgegenden 
nach  don  Industriositzen  bringen,  fehlt  die  Rückfracht  ganz  oder  theilweise,  oder  die 
Colonialwaaren  u.  Fabrikate  u.  s.  w.,  die  in  der  Gegenrichtung  gehen,  verlangen  wieder 
andere  Wagen.  Daher  leere  Fahrt  rückwärts  („Ballastfahrt").  Aehnliche  Verhältnisse 
oft  in  Seehäfen,  bes.  mit  Holz-.  Getreide-.  Flaehscxport  u.  mit  schwachem  Import 
^Ostseehäfen,  ausser  Stettin). 

Einfluss  der  Jahreszeiten.  Im  Personenverkehr  die  Wagen  in  einer  Richtung 
stark  besetzt  im  Ausreise-,  u.  umgekehrt  spater  im  Heimreiseverkehr-,  in  d.  anderen 
Richtung  gleichzeitig  wenig  Frequenz.  (Berl.-Anh.  in  d.  Richtung  von  Berlin  im 
Sommer,  nach  Herlin  im  Herbst.)  Aehnliches  im  Güterverkehr.  Das  oftmalige  Leer- 
stellen der  Wagen  auf  den  Stationen,  das  mitunter  lOmal  so  lange  Zeit  währt,  als 
das  In-Bewegung-sein,  hängt  mit  diesen  u.  mit  deii  vorerwähnten  Umständen,  mit  der 
zeitraubenden  Be-  und  Entladung  und  mit  dem  Vorhandensein  zahlreicher  Stationen 
von  sehr  verschiedenen  Transpoitbedilrlhissen  zusammen  und  bewirkt  naturlich  ein 
Todtlicgen  grosser  Kapitalien.  Daher  die  Wichtigkeit  der  richtigen  Disposition 
über  den  Wagenpark,  mittelst  telcgraph.  Ordrcs,  Wagenstraf miethe  für  l'eber- 
schreitung  der  Frist,  binnen  deren  Wagen  von  einer  fremden  Verwaltung  zurück 
geliefert  sein  müssen  u. dgl.  m.  Weber,  See-B.,  S.  2*>,  berechnet,  dass  die  Güter- 
wagen kaum  l0°/o  der  Zeit  im  Jahre  wirklich  fahren,  in  Pivusscn  29.  in  Oester- 
reich 33  Tage.  Mitwirkend  in  Deutschland  die  Zersplitterung  d.  Verwaltung,  was  die 
Freunde  der  Staatsbahnen  u.  des  Reichseisenbalmplans  mit  betonen.  Jetzt  Einrichtung 
von  Central-Wagenämtciii  bei  d.  Staatsbali  neu.  zur  tdetrr.Disposifion  Uber  den  Wagen- 
park (Magdeburg). 

Illusionon  über  die  zu  erreichende  Ausnutzung  der  I^defähigkeit  ergeben  sich 
u.A.  aus  Perrot's  Vorschlag  der  Personentarifreduetion;  s.  darüber  auch  Schölt* 
a.a.O.  Auch  die  Anhänger  der  Staats-  u.  Reichsbahnen  haben  mitunter  die  natür- 
lichen, durch  kein  Vcrwaltungssystein  zu  beseitigenden  Gründe  einer  stets  not- 
wendig unvollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfahiifkeit  nicht  genug  gewürdigt. 

0.  darum  der  Zersplitterung  der  Verwaltung  zu  v  iel  Gewicht  beigelegt.  Dies  widerlegt 
Weber  durch  einen  Vergleich  mit  dem  centralis!  rten  Bahusy^em  Frankreichs. 
Priv.-.  Staats-  u.  Reichsb.  S.  70. 

Wie  die  Tarifpolitik  mit  Erfolg  Verkehr  schallt,  zeigt  z.B.  die  Einführung  der 

1.  Wagen« lasse  für  d.  Personenverkehr,  das  System  billiger  Retourbillete,  die  Gewäh- 
rung des  Pfennig-  und  Meilentarifs  für  Massenproducte  u.  s.  w.  Aber  das  Geschehene 
ist  noch  nicht  hinreichend.  Wenn  Sax  II,  Ißt»  rügt,  dass  die  4.  Classc  die  Kosten 
vollends  öfters  nicht  decke,  übersieht  er.  das»  hier  den  unteren  (Massen  eine  Wohlthat 
erzeigt  werden  soll  u.  darf  u.  eine  ..gcineinwirthschat'tliche"  ..cotninunistisi  he"i  Kosten - 
ausgleiehung  zwischen  den  verschiedenen  Dassen  i  wie  ähnlich  im  üllentl.  Versicberungs- 
wonenl  erfolgen  kann. 

Beispiele  der  Ausnutzung  der  Ladungsfäh  igkeit  nach  d.  preuss 
Statistik.  Von  den  Sitz-  bez.  Stehplätzeu  (4.  Cl.)  der  preuss.  Personenwagen  auf 
allen  Bahnen  wurden  benutzt.   1S59  312.  1 S*»."»  29' 1,  IM59  lind  Bahnen  d  neuen 
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ProO  26  3,  1875  23-2",' ...  also  sogar  Abnahme.  1  Hl»*»  Staatsb.  XL2  (Min.  nas».  210. 
Max.  Ostb.  29  0).  Privatb.  mit  Staatsverw.  28  T>,  and.  Privatb.  2»V5  (Min.  Cosel-Odert» 
14*.  Max.  343  Berl.-Potsd.-Magd.).  1875  die  3  Katcgor.  bez.  2J/6  iMin.  Ostb.  191. 
Max.,  westf.  2.V1),  20*0  n.  23*5  "/«•  —  Die  wirkl.  Belastung  sämrotl.  Güterwagen 
Preussens  war  in  Procenten  der  Maxiinalbelastnng  (.Ladungsfähigk.)  1859  4 1  .  1  m-:> 
4 2'6 .  1  ^09  4_L  1875  11  2,  also  auch  kein  Fortschritt  (d.  kleine  Kackgang  rührt  \.  d. 
Einrechn.  d.  neuen  Bahnen  herl  M>9  Staatsb.  329  (Min.  Bebra-Han.,  eben  eröffu  . 
18'1,  sonst  Ostl».  M  jL  Max.  Saarbr.  584  —  Kohlenverk/).  Privatb.  unter  Staatsverw. 
40.  and.  Privatb.  39-$0/o  (Min.  LSll  Taonusb.  [Frankf.-Wiesb.].  Max.  54 %  Neisse- 
Brieg).  ib75  die  ä  Kat.  bez.  3S  S  (Min.  Prankf. •  Bebra  30  fi.  Max.  Saarnr.  59  5  . 
—  50'"  —  40  0"  u.  Nach  d.  deutschen  Eisenbahnstat.  für  IMiO  u  1874  waren  die 
Personenwagen  der  baier.  Staatsb.  zu  c.  -in  "  u.  217 .  d.  bad.  zu  27-S  u.  25  4 .  d. 
sächs.  zu  22ll  u.  22  4 .  d.  würt.  zu  27  t;  u.  24  4 "  „.  d.  preuss  Staatsb.  IS74  zu 
10'4 —  2 4  4  (Ostp.-Saarbr  B.)  besetzt;  ähnlich  bei  d.  ausserpreuss.  Privatb.,  nur 
in  ganz  wenigen  Fidlen  über  30°  n.  Durchschu.  all.  iL  Privatb.  in  Staatsverw.  Is74 
25" 25,  in  eig.  Verw.  2  3 '.16  :  etwas  starker,  früher  bi->  3Ji  —  3t» 0  u,  bei  d  österr. 
Bahnen,  meist  auch  unter  3Q"/,,,  Üurchschn.  1^74  2207.  hol).  Staatsb.  2182,  Wasach. - 
Wien  ■H6'34u/n.  Die  Guterwagen  waren  bela>tet  1869,  bez.  1S74:  bei  d.  baier. 
Staatsb.  3£8  u.  4131  .  bad.  211  u.  350 .  säe  Ii*.  3J1  u.  413.  wurt.  Hill  u.  42  7"  „. 
bei  d.  übr.  deutschen  n.  ftsterr.  Privatb.  ziem].  «Heselben  Zahlen  wie  bei  d.  preuss  . 
Max.  österr.  Siidb.  49'35  bez.  Ih'ljh*  südöstl.  Staatsb.  49  05,  Aussig-Teplitz  566  bez. 
4v0°/o-  Nach  d.  deutscheu  Ewmb.staüst.  f.  1880/81  waren  ausgenutzt  in  den 
Personenwagen  bei  allen  deutsehen  Bahnen  im  Durchschu.  die  Plätze  L  Gasse  zu 
Ul  04u/„  cvcrmuthlich  weniger,  weil  sehr  viele  Billete  L  Ol.  für  2  Kinder  in  L  oder 
für  1  Erwachs,  u.  1  Kind  in  II.  Cl.  genommen  werden  n.  die  Statistik  nur  den  Billct- 
absatz  constatirt),  II.  Ol.  21  02,  III.  Cl.  2600.  IV.  Cl.  31 '26.  alle  Cl.  25  40o>„.  Keine 
Verbesser,  der  Ausnutz,  in  neuerer  Zeit. 

§.  290.  —  4,  Gesainnite  Betriebsausgabe  und  Mög- 
lichkeit ihrer  absoluten  und  relativen  Verminder nng. 

Die  ■resam  in  teil  Betriebsausgaben  waren  nach  der  aintl.  preu  »s.  Eiscnbabnstatistik 
in  1874  p.  Kil.  I»ei  den  Staatsb.  7024,  Privat!»,  unter  Staatsverw  8450,  Privatb.  in 
eig.  Verw.  «u«3 .  im  Durchschu.  7012  Thlr..  nach  Älterer  Berechnungsinethode  0073. 
gegen  65S4  Thlr.  in  1873,  575S  Thlr.  in  1S72,  daher  Zunahme  1S73  getreu  1872  um 
1 4'35.  1874  gegen  1873  um  5'91"  n.  Im  J  1^75  ist  d.  Betriebsausgabe  dagegen  ge- 
wichen auf  0224  Thlr.  (6184),  d.  h.  gegen  IS74  ll'2°(l  weniger.  Nach  d.  deutscheu 
Balmstat.  f.  1880 — 81  war  d.  gesammte  Betriebsausgabe  iinit  Kosten  f.  erhebl.  Ergänz, 
u.  f.  Benutz,  fremder  Bahnanlagen)  p.  Kil.  bei  allen  Bahnen  1 3,008 ,  bei  d.  Staatsb. 
allein  14.'M'i.  bei  d.  eigensverwalt.  Priv  b.  1 1 .505  M.,  bei  iL  v.  Staate  verwalt.  Priv.b. 

I  s,!)_>,S  M.,  was  eine  weitere  erhebl.  Kostenvenninderung  seit  1875  ergiobt. 

Die  (juote  von  der  Betriebsausgabe,  welche  bei  allen  preuss.  Bahnen  auf  die 

II  grossen  Verwaltungs/.weice  fällt,  war  in 

18591    von  der 
1865>  Gesammt- 
1 S69J  ausgäbe 


18091 

1871 

18721 

18731 

1871 

18751 


von  der 
Betriebs- 
ausirabe 


AUg.  Verw. 

Hahn verw. 

Trausportverw. 

«•2 

3 1  <) 

6p9 

65 

30-0 

«20 

S-3 

30-0 

fi  l  1 

68 

311 

02-1 

i;:> 

20-9 

03-9 

«J 

297 

04-2 

66 

292 

04-2 

o-s 

285 

l»4-7 

Li 

297 

02-9 

Die  ausserord.  (iehalts-.  Lohn-  u.  Preissteigerungen  seit  1871  haben  die  Betriebsaus- 
gaben der  Eisenbahnen  sehr  erhöht.  Seit  1875  ist  aber  ein  allgemeiner  ItQcksehlag 
eingetreten,  bes.  wegen  sinkeuder  Preise  (Eisen  u.  s.  w.).  Das  Verhältnis  der  Ein- 
nahmen zu  den  Ausgaben  hat  sich,  trotz  der  meist  erfolgten  absoluten  und  relativen 
Steigerung  auch  dieser,  bei  dem  stärkeren  Steigen  der  Betriebskosten  ungünstiger  ge- 
stellt. 
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Bei  allen  preuss.  Bahnen  war 

GM.-Betr.-  |<.  kiloin.  j>.  Nutz-  p,  durchlauf. 

Anne.  Rahalan?«  Kit.  Waganachs- 

Mill.  Hark  Mark  Mark  KU.  Pfenn 

1867                   97*4  13,887  2*15  50 

IS69                 1340  13,044  2  03  5  0 

1871                 176-7  14,946  2  27  50 

1873  2682  19,752  258  6*0 

1874  297  7  21,036  262  60 

1875  2948  18,673  2  51  58 

Nach  d.  deutschen  Bahnstotist.  f.  1880— Sl  war: 

Staafcbahnen.  ESMSfL  Alle  B*h,,e"- 

Mill.  M.     °/u  MM.  M.%     7,  Mill.  M.  % 

Allgem.-Verw.  .  .  .    27*26       8  2*»  9.98        10.73  45*21  915 

Bahn   10176      3095  3052        32*80  151  08  30*56 

Transport  19981      6070  52*54        56  47  297*98  6029 

Summe             .  .  .  328*83    100  93  04      100  494*28  100 
In  den  letzten  2  Colonnen  die  Priv. bahnen  unter  Staatsverwalt.  inbegriffen. 

Nach  d.  pro  ii  ss.  Ktat  f.  1883/84  ergebt  sich  für  das  ganze  preuss.  Staats- 
bahunet/.:  allir.  Verwalt.  2711  M.  Mi.,  Bahuvcrw.  87*37 .  Transp.verw.  180  34.  zus. 
295  42  M.  M.  oder  9*3— 29*6— 61  1  -  1007u. 

Die  preuss.  amtL  u.  jetzt  die  aintl.  deutsche  Eiseubahnstaübtik  gestatten  noch 
andere  (iruppirungen  der  gesatnmtcn  eigentl.  Betriebsausgaben,  welche  für  die  Fragen 
im  Texte  wichtig  sind,  so  d.  preuss.  nach  den  Rubriken.  Besoldung,  —  Diäten. 
Arbeitshilfe  etc.,  —  materielle  Verwaltungskosteu,  —  Unterhaltung  d.  Bahnanlagen,  — 
Kosten  d.  Bahntransports,  —  unbestimmte  Ausgabe.  —  Die  Quote  für  Besoldung  ist 
nach  vorübergehendem  Fallen  1875  wieder  so  hoch  als  1869:  28*2 7o»  Die  sachl. 
Auagaben  können  durch  dauerhaftere  Construction  v.  Bahn  u.  Material  u.  durch  d. 
Accord-  u.  Prämiensystem  etwa«  eiinüssigt  werden  im  absol.  Betrage.  Relativ  ist  die 
Ausg.  f.  Untcrh.  d.  Bahnanlagen  jresunken:  1867  16,  1871  134.  1875  11*6%. 
Die  Ausg.  f.  Bahntransp.  ist  zeitweise  1871  — 74  absolut  u.  relativ  am  Meisten 
gestiegen,  jetzt  wieder  bes.  stark  gesunken:  1869  27.  1871  27  6 ,  1873  29  7,  1874 
26*9 °/0.  Nach  der  deutschen  Statist,  f.  1880/81  sind  bei  allen  Bahnen  u.  spec. 
bei  d.  Staatsbahuen :  die  persöul.  Ausg.  4617  u.  47*23  (ueml.  aUgem.  Verwalt. 
610  u.  5*70.  Bahnv.  7*31  u.  7  41.  Transp.verw.  33  76  u.  3412).  die  sachl.  Ausg. 
53*83  u.  52*77 7o- 

Fasst  mau  die  einzelnen  Zweige  der  Eisen  bahn  Verwaltung  zu- 
sammen, so  ergiebt  sieb  hinsichtlich  einer  Verminderung  der 
laufenden  Betriebsausgaben  und  der  Herbeiführung  eines 
gttnstigeren  Verhältnisse»  der  letzteren  zur  Brutto- 
einnahme Folgendes: 

a)  Bei  gleichbleibender  Beschaffenheit  der  ganzen 
Bahnanlage  (§.  280)  wird  nur  in  Ausnahmetällen,  bei  bisheriger 
mangelhafter  Verwaltungsorganisation,  durch  Verminderung  der 
Beamten-  und  Ar  heiter  zahl  und  beider  Gehalte  und 
Löhne  eine  Ersparung  zu  erzielen  sein.  In  der  Kegel  wird  dieser 
wichtige  Ausgabeposten  bei  steigendem  Verkehr  und  wegen  der 
Notb wendigkeit  der  Lohnsteigerungeu  in  der  Gegenwart  absolut 
wachsen  und  wegen  des  letzteren  Lmstands  möglicher  Weise 
selbst  relativ,  d.  h.  von  der  grösseren  Bruttoeinnahme  eine 
stärkere  Quote  beanspruchen,  eine  gerade  bei  uns  schon  Ende  der 
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80er  Jahre  in  Aussicht  stehende  Möglichkeit,  die  sieb  seitdem 
wenigstens  zeitweise,  im  Beginn  der  70er  Jahre  in  grossem  Um- 
fange verwirklicht  hat. 

b)  Dagegen  wird  eine  absolute  und  relative  Vermin- 
derung der  Betriebsausgaben  auf  folgende  Weise  zu  er- 
zielen sein: 

«)  Durch  Vervollkommnung  der  Bahnanlage  und 
des  Fahrmaterials  in  der  Weise,  dass  in  Folge  kost- 
spieligerer, aber  dauerhafterer  erster  Construction 
das  stehende  Kapital  mehr  vorwaltet  (§.  280). 

Dann  werden  die  »achlichen  ßahnunterhaltungs  -  und  die  Keparaturkosteu  dos 
Kahrmatcrials.  ferner  manche  Beaufsichtigungskosten  (also  persönliche  Ausgaben 
sinken.  Diesen  Ereparungen  ist  zwar  der  grössere  Bedarf  an  Zinsen  für  das 
erhöhte  Anlag  ekapital  gegenüber  zu  stellen.  Allein  es  wird  dabei  doch  schliess- 
lich oft  eine  Ersparung  übrig  bleiben.  Diese  zu  erzielen  ist  auch  der  eine  Haupt- 
zweck einer  solchen  Umgestaltung  der  Bahnanlage.  Der  andere  Hauptzweck  dieser 
Massregel,  die  Bahn  für  den  Verkehr  leistungsfähiger  zu  machen,  führt  aber 
zu  erhöhter  Bruttoeinnahme  und  damit  zugleich  wieder  zu  einem  günstigeren 
Verhältnis*  der  Ausgaben  zur  Einnahme.  Aus  Statist.  Vergleichungen  lasst 
sich  der  Einfluss  der  vollkommeneren  Bahnanlage  auf  die  absolute  u.  relative  Höhe 
der  Bahnunterhalt.  u.  Reparaturkosten  nicht  mit  genügender  Sicherheit  erkennen.  Hier 
können  nur  specielle  Untersuchungen  im  einzelnen  Fall  ergeben,  wie  weit  obige  Sätze 
in  Wirklichkeit  zutreffen.  Das  Alter  der  Bahn,  die  bisher.  Sorgfalt  u.  s.  w.  üben  eben- 
falls einen  Einfluss  aus,  der  nur  im  Einzelnen  zu  ermitteln  ist 

ß)  Durch  ein  umfassendes,  rationelles  Accord verfahren  für 
Arbeitsleistungen  und  Prämiensy stem  für  sparsamen 
Materialverbrauch  können  viele  sachliche  Ausgaben,  tbeils 
in  der  Bahn-,  namentlich  aber  in  der  T r a n s p o r t Verwaltung, 
annähernd  auf  den  unumgänglichen  Minimalbetrag  herab- 
gemindert werden.  Es  gilt  dies  im  Allgemeinen  von  allen  solchen 
Ausgaben,  bei  denen  durch  Controle  von  Oben  höchstens  die 
Innehaltung  eines  gewissen,  nicht  zu  niedrig  gegriffe- 
nen Maximalverbrauchs  an  Material  und  eine  bestimmte 
Durchschnittsqualität  der  Arbeitsleistung  erzwungen 
werden  kann. 

Um  eiuen  geringeren  Materialverbrauch  und  eine  höhere  Qualität  der  Arbeitsleistung 
und  die  aus  Beidem  resultirende  Ersparung  zu  erzielen,  empfiehlt  sich  das  Accord-  und 
Präiniirungssystein  auch  hier,  weil  es  das  eigene  Interesse  der  Arbeiter  uud  Beamten,  bes. 
der  Unterbeamten,  erweckt.  Auch  nach  Abzug  der  Prämien  bleibt  dann  doch  eine  Ersparung 
für  die  Verwaltung  ubrig.  Immer  neue  Gebiete  erweisen  sich  diesem  System  zugäng- 
lich. Durch  die  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistung  kann  schliesslich  auch  an  Arbeits- 
kraft, daher  an  persönlichen  Ausgaben  für  Besoldung  u.s.  w.  gespart  werden. 
Uebritrens  darf  von  dorn  System ,  wie  es  wohl  vorgekommen ,  auch  nicht  zu  viel 
erwartet  werden .  deuu  die  Summe  der  auf  diese  Weise  möglichen  Ersparungen  ist 
doch  keine  für  das  Ganze  so  sehr  bedeutende.  S.  Perrot,  Eisenbahnref.  S.  157  ff. 
u.  die  dortigen  interess.  Mittheil,  aus  d.  Ber.  d.  Khein  B.  (s  o.  S.  751».  Hier  war 
d.  Prämiirungssystem  für  spare.  Verbrauch  eingeführt  für  Locoinotivenführer  u.  Heizer 
in  Betr.  d.  Brennstoffe  bei  Locomolivenheizunjr,  für  erstere  i.  Betr.  des  Oels  l>«iin 
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•Schmieren  der  Loeom.;  für  d.  Bremser  in  Betr.  d.  Uels  beim  Schinieren  der  Wagen; 
für  ökon.  Ausführung  der  Unterhaltlingsarbeiten  des  Oberbaus  \.  Wärter  u.  Weichen- 
steller, Arbeitsrottenfuhrer  u.  Arbeiter;  endl.  Accordpräm.  verf.  beim  Betrieb  auf  d. 
Uentralgüterstat.  Cöln.  für  d  Wanenrangirgeschäft  u.  d.  Ladesreschiift  Manclie  Schwie- 
rigkeit bei  d.  Einfuhr.,  bes.  in  Vorurtheilen  d.  Arbeiter:  mehr!"  — V*  der  jregen 
eine  Maximalsumme  erzielten  Ersparn.  an  d.  Beamten  u.  Arbeiter,  die  sich  darein 
nach  gew.  Quoten  theilen.  Sehr  plinst  Ergebnisse.  Ob  hierin  seil  der  Verstaat- 
lichung der  Rhein.  Bahn  Aenderongcn  eingetreten  sind,  ist  mir  nicht  bekannt. 

y)  Den  grü88ten  Vortheil  in  jeder  Hinsicht  muss  die  günsti- 
gere Gestaltung  des  Verhältnisses  des  todten  zum  nütz- 
lichen Gewicht  im  Transport  und  die  absolute  Verminderung 
des  ersteren  bieten,  weil  sie  die  Selbstkosten  des  Transports 
und  die  Quote  der  Ausgaben  von  der  Bruttoeinnahme  vermindern. 
Diese  Frage  ist  wegen  ihres  Zusammenhangs  mit  der  Tarifpolitik 
auch  volkswirtschaftlich,  nicht  nur  finanziell  und  privat- 
wirthschaftlich  (für  die  Bahnunternehmung  oder  die  dabei  be- 
theiligten Beamten)  die  wichtigste.  Einer  befriedigenden  Lösung 
derselben  muss  daher  doch  die  Aufmerksamkeit  in  erster  Linie 
gewidmet  sein. 

5.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 

4.  Tarifwesen. 

Dieser  hochwichtige,  für  Theorie  und  Praxi»  schwierige  (icfcenstand  ist  noch 
wenig  eingehend  vom  volkswirthschaftl.  Standponcte  aus  untersucht  worden  und  kann 
liier  nur  in  den  allgemein sten  Um  rissen  Aufnahme  linden,  muss  dies  aber  am  h 
wohl,  gerade  mit  Büüksicht  auf  den  Charakter  dieses  Werks.  Bei  den  Domauen. 
Forsten  und  anderen  privat  wirtschaftlichen  Einnahmezwii<ren  finden  sich  die  analogen 
Abschnitte. 

Virl.  zu  dem  Folgenden  bes.  d.  treu.  Arbriten  von  »).  Michaelis,  Schaftie 
(bes  ••}.  A.  Syst  II,  289  ÜY\  Perrot,  Schölt/  u.  die  meisten  oben  S.  «63  IT.  gen. 
Schriften,  ferner:  Uarcke,  compar.  Berechnungen  d.  Kosten  d.  Pers.-  u.  Güter- 
transporte auf  d.  Eisen b  ,  z.  Beurtheil.  d.  Kra^e  Uber  d.  zuläss  ud.  mögl.  Minimal- 
ste Berlin  1855».  —  S.  helfler.  d.  Transportkosten  n.  Tarife  d.  Eisenu  .  unter- 
sucht auf  (irund  d.  Betriebsrcsult..  Wiesb.  I  *»*»0.  der*.,  Statist.  Beitrüge  z.  Eiscnbahn- 
tariffra«re,  Braunschweig  IblH.  Westphalen.  üb.  (iüferbeweg.  auf °  Eisen h  ,  u. 
ders.,  Erläuter.  z.  dieser  Brosch.,  Beitrasr  z.  Lös.  .1.  Tariftrage.  1S70.  72  —  Schalle r. 
d.  natUrL  Höhe  d.  Eisen lialintarifo.  Wien  ]n"2.  —  Mulvany.  Deutschi.  Eisenbahn- 
tariffrage,  Düsseldorf  Js"4.  —  Nasse,  ilie  Eraire  d.  Tariferliöh  auf  d.  preuss.  Eisenb., 
Jena  1874  laus  Ilildebr.  Jahrb.  XXIP.  <iehe.  die  Tarifwirthsch.  auf  D  Eisen!».. 
Berlin  1 ST5  tu.  mehrfach*.  -  Keitz-  nst ein,  d.  liutertar.  d.  Eisenb..  Beil.  1>*3.  — 
Barychar,  Berecbu.  über  d.  Selbstkosten  d.  Betriebs  d  österr.  Elisabeth -Westb.,  in 
der  Tüb.  Ztschr.  ls".H  (2'J).  S.  102  II",  mit  den  Zusätzen  v.  Schäfflc;  letzterei  in  >. 
System  a.  a.  0.  —  y.  Bili  nski.  d.  Eisenbahntarife,  Wien  ls"5.  —  Krön  in.  d.  Diller.- 
Tarifc  d.  Eisenb.,  Herl.  1S77.  Th.  Petermann.  Sächs.  Eisen bahnfra^en.  Difl'er- 
Tarifsät/e,  Leipz.  IS70.  ders..  die  Schattenseiten  d.  n<  aen  Tarifsyst.  f.  d.  (iütenrerk  . 
Leipz.  1S77.  -  Vielfache  Erörterungen  d.  Tariffragen  in  den  Handelskammer- 
l>  er  ich  ten  d.  letzten  Jahre,  bes.  Iiei  Gelegenheit  der  Krage  der  Tariferhöh.  1S7.H, 
1S74.  Dann  Verhandlungen  des  Deutschen  Handclstacrs.  volksw.  Congr  . 
Denkschrift  d.  Reichscisenhahnamts  u.  Tarifenqueten  ^  1S75).    Aus  allen 
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diesen  Quellen  reiche  Matürialiensatuwl.  in  Hirth's  Aunalen  z.  Th.  mit  selhständ. 
Verarb..  bes.  in  d.  Jahrg.  1874  —  76,  so  Tromm  er,  krit.  Beitr.  z.  Verstäudn.  der 
Eisenbahuw.,  bes.  über  die  Tarife.  Jahn?.  1*75,  S.  569,  1057,  Jahrs:.  1S76,  S.  121.  — 
(iutachten  der  Tarifenquetecoinmiss.  v.  Dcc  1S75,  Jahrg.  1S76.  S.  463,  596,  Jahrg. 
1877.  S.  6S3.  1106.  —  ücber  d.  engl.  Verhältnisse  bes.  Cohn's  Werk,  nam.  B.  II. 
Kap.  3  pass. ,  S.  31 S  Uber  d.  Tarifwes..  U.A.  S.  452  über  die  Unausführbarkeit  der 
Zugrundelegung  des  Princips  der  Selbstkosten.  Uber  die  relative  Berechtig,  des  Werth- 
tarifprinc,  ebeud.  in  Kap.  2  Uber  die  verwandten  Fragen  der  Trennung  des  Fahr-  u. 
Frachtverkehrs,  S.  88,  über  Wagculeihe  S  112,  Uber  Besorg,  der  An-  u.  Abfahr  durch 
die  Bahnverwalt.  selbst  S  S5.  Uber  ..ruuning  powers"  S.  68. 

Ich  hatte  mich  schon  in  d.  vor.  Aufl.  S.  645  11".  z. Th.  durch  Cohn's  Werk  u. 
durch  die  Opposition  bc».  d.  deutsch.  Priv.bahnon  gegen  den  sogen.  ,,natürl."  (els  - 
lothr.)  Tarif,  mehr  als  da  ich  die  6.  Ausgabe  von  Hau  bearbeitete,  davon  überzeugt, 
dass  die  Berücksichtigung  der  Selbstkosten  als  Grundlage  der  Tarife  vornchuil  nur 
vom  Staats  bahn  System  zu  orwarten  ist,  dass  aber  eine  gewisse  Berücksichtig,  des 
Werths  derWaaren  doch  auch  hier  statthaft  bleibt  (bes.  Cohn  II,  455).  Mir  schien 
jedoch,  dass  Cohn  das Selbstkostenprincip  zu  sehr  zurückschiebe:  als  Ziel,  dem  man 
sich  freilich  nur  annähern  könne,  hielt  ich  es  fest.  Weiteres  Studium  hat  mich 
seitdem  in  dieser  Frage  dem  Cohn  sehen  Standpunctc  noch  etwas  näher  gebracht. 
Auch  hier  sind  es  Analogieen  mit  dem  Versicherungswesen  u.  die  Beachtung 
der  hier  möglichen,  m  E.  principiell  zulässigen  u.  in  der  Praxis  (beim  deutscheu 
öffentl.  Feuerversich. wesen)  vorkommenden  Abweichung  der  Prämiensätze  von  den 
Kostensätzen  (Risicos).  welche  mich  mehr  noch  wie  die  neueren  Arbeiten  —  von  Neu- 
mann  (Tab.  Ztschr.  1880,  Preis  unter  d.  Eiufluss  d.  Eigenuutzes,  u.  A.  S.  288  II.. 
308  ff.,  s.  auch  Neu  mann 's  Abb  über  d.  Preis  in  Schöubcrg's  Handb.  I),  Lehr 
(Eiseubahntarifweseu  u.s.  w  ,  Berl.  1879.  eine  umfassende  kritische  Prüfung  der  ver- 
schiedenen Tarifsystemc ,  worauf  hier  für  die  Einzelfragen  speciell  verwiesen  wird), 
Sax  II,  404  IL,  bes.  415  II  ,  u.  jetzt  wieder  v.  (i.  Cohn  (Arch.  f.  Eisenb.  1883 
S.  113  ff.  über  das  Tarifprincip)  —  davon  überzeugt  haben,  dass  ein  Tarifsystem 
mit  Tarifsätzen  für  die  einzelnen  Transportobj ecte  möglichst  genau 
proportional  den  Selbstkosten  des  Transports  der  Objecto  nicht  all- 
gemein richtig  noch  erstrebenswert!!,  nicht  unbedingt  volkswirtschaft- 
lich zweckmässig  u.  gerecht  ist.  Letztere,  früher  von  mir  mit  vertretene  Auf- 
fassung, gegen  welche  sich  auch  Neu  mann  a.  a.  O.  mit  mich  theilweiäc  überzeugenden 
Ausfuhrungen  wendet,  ist  »«ine  Consequenz  der  individualistischen  Betrachtungs- 
weise des  Wirtschaftslebens  u.  beruht  streng  genommen  auf  einer  petitio  priueipii 
Ich  halte  daher  nur  daran  fest,  dass  die  Summe  der  Selbstkosten  durch  die  Ein- 
nahmen möglichst  gedeckt  werden  soll  —  obwohl  beim  Staatshalt usystem  auch  hiervon 
unter  Umständen  Abweichungen  berechtigt  sind;  dass  das  Privatbahnsystem  zu  einer 
möglichst  hohen  Ueberschreitung  der  Selbstkosten  strebt,  und  dass  eine 
richtige  Tarifpolitik  von  Fall  zu  Fall  untersuchen  muss,  ob  und  wie- 
weit sie  ein  den  relativen  Sclhstkostensätzcn  der  einzelnen  Trans- 
portobjecte  proportionales  System  von  Tarifsätzen  für  diese  Objecto 
durchfuhren  oder  nach  anderen  Momenten  (Leistungsfähigkeit  oder  Zahlungs- 
kraft der  Personen ,  socialen  Verhältnissen ;  Wcrtb  der  (iüter)  die  individuellen  Tarife 
bilden  soll  Die  Freiheit  des  Verfahrens,  welche  in  dieser  Hinsicht  wieder  das  Staats- 
li ahn system  giebt,  ist  ein  weiterer  Vorzug  des  letzteren.  Die  hier  befürwortete,  nicht 
bloss  nach  der  Selbstkosten-Proportion  die  Tarifsätze  bildende  Tarifpolitik  möchte  ich 
als  die  gemein  wirtschaftliche  bezeichnen.  Dass  hier  mehrfach  ähnliche 
Uesichtspuncte,  wie  in  der  Besteuerung  bei  der  Durchführung  des  (auch  „gemein- 
wirthschaftlichcn")  Princips  der  „Bosteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit" 
(Fin.  II,  §.  417,  425  ff),  mitspielen,  hebt  Cohn  (Arch.  1883  S.  128)  mit  Hecht  hervor. 
Auf  die  von  Neumann  u.  Cohn  angeregten  interessanten  Piincipienfragen  der  Werth  - 
u.  Preistheorie  u.  auf  das  ethische  Moment  dabei  (vermeintlich  alleinige  „Gerechtigkeit 
des  Selbstkosten  princips'1)  kann  an  diesem  Orte  nicht  weiter  eingegangen  werden 

Beachtcnswerth  ist,  dass  in  neuerer  Zeit  der  Einfluss  der  Bahntarife  auf 
die  Zollsätze  immer  rnehr  bemerkt  worden  ist,  was  ebenfalls  auf  die  Notwendigkeit 
einer  einheitlichen  HegeJung  der  Bahntarife  durch  die  Staatsgewalt  hinweist,  um 
willkürliche  Kreuzungen  der  Zoll-  und  Handelspolitik  zu  verhüten  -,  ein  neues  Argument 
von  praktischer  Bedeutung  für  das  Staatsbahnsystem. 
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J.  —  §.  291.  Die  Grundlage  des  Tarifwesens.  Die 
Feststellung  des  Preises  der  Transportleistungen  erfolgt  bei  den 
Eisenbahnen  wie  bei  den  anderen  grossen  öffentlichen  Verkehrs- 
anstalten nicht  wie  im  gewöhnlichen  Verkehr  in  jedem  einzelnen 
Falle  nach  speciellem  Uebercinkonimcn  der  Bahn  und  der  Fracht- 
geber, sondern  nach  Taxen,  welche  in  den  sog.  Tarifen  zu- 
sammengestellt und  veröffentlicht  werden.  Die  eigenthtlmliche  Natur 
des  Eisenbahntransports,  wo  eine  Menge  Personen  und  Verschiedenen 
gehörende  Güter  für  eine  Transportgelegenheit  (Bahnzug)  zu- 
sammen gefasst  und  die  Reihenfolge  dieser  Transporte  streng 
geregelt  werden,  rechtfertigt  und  bedingt  dies  Tarifwesen.  Mit 
Taxe  und  Tarif  steht  die  Eisenbahnunternehmung  aber  schon 
wieder  anders  da,  als  eine  gewöhnliche  wirtschaftliche  Unter- 
nehmung mit  ihrer  Preisbestimmung:  die  Einwirkung  der 
Concurrenz  wird  nothwendig  von  vornherein  eine 
weniger  directe. 

Als  Grundlage  des  Bahutarifwesens  diente  bisher  fast 
ausschliesslich  die  Messung  des  Werths  der  Transport- 
leistungen für  den  Beansprucher  der  letzteren,  wobei 
folgende  Momente  als  massgebend  gelten: 

1.  Die  von  dem  Transportobject  mit  dem  Fahrmaterial  zurück- 
gelegte Entfernung,  also  die  Weglängo. 

Nur  ausnahmsweise  Huden  hiervon  Abweichungen  statt:  a)  thcils  in  gering- 
fügigen Fällen  zum  Zweck  «lex  Ahrunduiig  der  Tarifsätze;  In  theils  wegen  der  be- 
sonderen Kostspieligkeit  ein/einer  Wegstrecken,  indem  die  wirkliche  Weg- 
länge und  die  tarifmassige  Länge  unterschieden  wird,  so  dass  z.  R  eine  kleine  kostspielig» 
Wegstrecke  im  Tarif  als  eine  längere  betrachtet  wird;  <•)  theils  im  „Differential- 
tarifsystcu".  wo  die  Taxe  für  die  Transportleistung  im  Personen-,  namentlich 
aber  im  Güterverkehr,  besonders  für  läutere  Strecken,  niedriger  angesetzt  wird,  als 
es  der  Bemessung  des  Werths  der  Traiisportleistung  naeh  der  Weglaufe  unter  Inn#- 
haltung  des  allgemeinen  Tarifsatzes  entspricht. 

2.  Auf  gleicher  Weglänge  die  Schnelligkeit  der  Beförde- 
rung, also  die  beim  Transport  (bei  Gütern  einschliesslich  der 
Einladung  und  Ausladung)  verbrauchte  Zeit.  Dieser  Massstab 
ist  beim  Personen-  und  Güterverkehr  fast  allgemein,  aber  nicht 
immer  ganz  consequent  in  Anwendung  (Schnellzug,  Personenzug, 
Eilzug,  Frachtzug). 

3.  Bei  gleicher  Weglänge  und  gleichem  Zcitverbrauch  die 
Sicherheit  des  Transportobjects  vor  Beschädigung  n.  s.  w. 
(offene,  bedeckte  Güterwagen  etc.),  und  die  Bequemlich- 
keit und  Annehmlichkeit  des  Reisenden  im  Personenverkehr 
(Classensystcm). 
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4.  Die  Art  und  Beschaffenheit  des  Transportobjects, 
die  damit  verbundene  Expeditions-  und  Manipulations- 
arbeit,  besonders  aber  die  Fähigkeit  des  Transportobjects, 
einen  gewissen  Tarifsatz  zu  ertragen:  Unterscheidung  zu 
nächst  von  Personen-  und  Güterverkehr,  dann  weitere  Unter- 
scheidungen in  jedem  von  beiden. 

a)  liu  ersten  massgebender  Factor:  das  Individuum,  daneben  Berücksich- 
tigung des  Alters  Kinder.  Erwachsene),  mitunter,  aber  selten,  des  Berufs.  Stande* 
und  der  Ökonomist  he n  Lage  u.  a.  n>.  (Auswanderer.  Schuler.  Militär.  Wagen c lassen, 
wobei  aber  freilich  die  Wahl  der  Classe  dem  Benutzer  freigestellt  ist,  —  im  Unter- 
schied vom  Waaren- Classifi« ationssysteui  >.  b)  Im  Güterverkehr  massgebender 
Factor:  das  Gewicht,  daneben  aber  Berücksichtigung  des  Volumens  Sperrgut  , 
der  Manipulationsarbeit,  dann  namentlich  des  ungefähren  Werths  des  Guts  und 
der  davon  abhängigen  Transportabilitiit  oder  der  Fähigkeit,  bei  einem  ge- 
wissen Tarifsystem  mehr  oder  weniger  weit  oder  eventuell  gar  nicht  versandt  werden 
zu  kOnneu  (Waarenclassification  der  Tarife,  insbesondere  nach  dem  Werth  der 
Waaren:  Normalgut.  ermässigte  oder  billigere  Tarife  für  schwere  und 
Waaren  uiedereu  Werths  —  d.  h.  ..geringe reu  speeiiischen  Werths"  —  oder  für 
sog.  Massenproducte). 

Der  principielle  Mangel  dieser  Grundlage  unserer  heutigen 
Bahntarife  liegt  darin,  dass  hier  das  eine  Element,  welches  bei 
der  Werthbestimmung  eines  wirtschaftlichen  Guts  (daher  auch 
einer  Transportleistung)  in  Betracht  kommt,  zu  ausschliesslich 
seine  Berücksichtigung  gefunden  bat:  dasjenige  Element,  welches 
die  Grenze  des  Tauschwerths  und  Preises  nach  Oben  bestimmt, 
nemlich  der  Gebrauchs werth  für  den  Begehrer  und  die 
Zahlungsfähigkeit  des  letzteren.  Diese  Gestaltung  des 
Eisenbahntarifwesens  ist  sehr  characteristisch  und  verräth  wieder 
deutlich  die  Monopol natur  der  Eisenbahnunternehmung. 

Vgl.  Cohn  II.  :ts7  IV.  über  die  Motive  der  Tarifbeatimmung  in  Eugland.  naeh 
den  Enqueten.  Eigennutz  als  der  vorherrschende  Factor  anerkannt.  Im  Einzelnen 
die  induetive  Beweisführung  fur  das  im  Texte  gegebene  Urtheil.  Die  principielle 
Formulirung  lässt  die  wesentlichen  Momente  doch  schärfer  hervortreten.  Cohn 
will  iu  seiner  Keactiou  gegen  die  ..Aufstellung  v.  Gesetzen"  nicht  dazu  gelangen, 
womit  aber  m.  E.  mit  Unrecht  die  Ziehung  eines  wenn  auch  nur  vorläufigen) .. Facit" 
einer  solchen  „induetiven"  Untersuchung  unterbleibt.  j>.  auch  Coli u  im  Archiv  IV»: 
N.  174.  —  Wenn  ich  auch  jetzt  noch  von  einem  ..primip.  Mangel"  der  bestehende). 
Tarifgrundlage  spreche,  so  steht  das  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  Zugeständnis, 
dass  die  Selbstkosten -Proportion  nicht  ohne  Weiten-«  die  richtige  Grundlage  für  die 
Tarifsätze  der  einzelnen  Transportobjecte  sei. 

Das  andere,  den  Tauschwerth  und  auf  die  Dauer  den 
Treis  nach  Unten  hin  begrenzende  Element  ist  der  vom  Anbieter 
getragene  (Productions  )  Kosten-  oder  Selbstkosten-Satz 
für  das  Gut.  Dieser  Satz  wird  zwar  in  den  vier  Momenten,  welche 
die  Grundlage  unserer  Tarife  bilden,  etwas  mit  berücksichtigt,  aber 
im  Ganzen  ungenügend  und  im  Einzelnen  oft  zu  willkürlich,  so 
auch  im  bisherigen  Differentialsystem  und  in  der  bestehenden 
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Waarenclassification  der  Gütertarife,  besonders  in  derjenigen  nach 
dem  Wert  he.  Dieses  zweite  preisbildende  Element  ist  wegen  der 
unzureichenden  Wirksamkeit  des  Concurrenzprincips  im  Eisenbahn- 
wesen nicht  ordentlich  zur  Geltung  gelangt.  Dem  kann  und  soll 
gerade  durch  das  Staatsbahn  System  wieder  abgeholfen  werden. 
Nicht  zwar  so,  dass  nun  überall  unbedingt  die  Tarifsätze  der 
Transportobjecte  genau  nach  Höhe  und  Proportion  der  Selbst- 
kostensätze dieser  Objecte  gebildet  werden  sollen.  Wohl  aber  so, 
dass  mittelst  des  Tarifsystems  zunächst  auf  eine  Deckung  der 
G  esammtselbstkosten  durch  die  Einnahmen  hingestrebt  und 
sich  eventuell  damit  begnügt,  demgemäss  das  Tarifsystem 
eingerichtet  und  bei  den  einzelnen  Tarifsätzen  nach  richtigen 
Erwägungen  entschieden  wird,  ob  und  wie  weit  ihnen,  den  dabei 
in  Betracht  kommenden  Interessen  und  deren  Berechtigung  gemäss, 
die  Beträge  und  die  Proportion  der  Selbstkosten  zu  Grunde 
gelegt  werden  oder  Abweichungen  nach  der  Berücksichtigung 
anderer  Momente  stattfinden  sollen. 

Im  volkswi rthschaftlichen  Interesse  Laim  die  thunlichste  Reduction,  daher 
die  Ann  aherang  der  Tarife  an  die  Sellwtkosten  betrüge,  d.h.  an  gewisse  M  i  n  i  m  a  1  - 
sitze,  statt  wie  bisher  mehr  an  Maximalsätze  zu  verlangen  »ein.  Der  rein  gewerb- 
liche Standpnnct  in  der  Verwaltung  der  Eisenbahnen  spricht  für  eine  solche  Reduk- 
tion der  Tarife  allerdings  nur  soweit,  als  daraus  eine  mehr  als  proportional.- 
Y  erkehrsstoigerung  und  demgeuiäss  gerade  eine  höhere  Rente  hervorgeht  Dieser 
Standpunct  ist  aber  nur  für  eine  Privat  Unternehmung,  nicht  für  den  Staat  aus- 
schliesslich massgebend:  ein  weiterer  Gruud  gegen  Privat-  und  für  Staatsbabuen. 
Der  Staat  kann  vielmehr  eine  Tarifpolitik  annehmen,  bei  welcher  das  volkswirtschaft- 
liche Interesse  selbst  dauernd  auf  Kosten  des  finanziellen  gewinnt.  Ob  und  wieweit 
dieser  Gcsichtspunct  beim  Staatsbahnsystem  leiten  soll,  ist  im  concreten  Fall  und 
entschieden  auch  unter  Berücksichtigung  der  Finanzlage  —  u.  A.  auch  der  Möglich- 
keit und  Zweckmassigkeit,  Ueberschusso  der  Eisenbabnverwaltoiu;  durch  andere  Ein- 
nahmen oder  umgekehrt  letztere  durch  solche  Ueberschusse  zu  ersetzen  —  zu  ent- 
scheiden. Auch  wenn  indessen  die  Tarifsatze  aus  finanziellen  Rücksichten  nicht  — 
oder  noch  nicht  irleich  —  so  weit  herabgesetzt  werden,  dass  bloss  die  Deckung  der 
(fesammtkosten  erfolgt,  so  kann  Bich  der  Staat  einem  solchen  Tarifsystem  wenigstens 
mehr  nähern,  weil  ihm  gewisse  Verkehrsvortheile  mit  einem  etwaigen  vorüber- 
gehenden Einnahme-  und  Reinertragsausfall  nicht  zu  theuer  erkauft  sind,  was  bei 
einer  Privatunternehmung  wegen  der  Unsicherheit  des  Ergebnisses  oft  der  Fall 
sein  wird. 

Die  Selbstkosten  der  einzelneu  Arten  von  Transportleistuugen  sind  natur- 
gemäss  manchfach  verschieden.  Die  Proportion  der  Selbstkosten  bildet 
mit  Recht  nicht  die  einzige  Grundlage  der  Stufenbildung  im  Tarife,  aber 
doch  ftfters  ein  Moment,  das  neben  und  zum  Thoil  statt  der  anderen,  bisher 
zur  Grundlage  der  Tarifstufen  dienenden  Momente,  besonders  des  Werths  der  Trans- 
portobjecte im  Güterverkehr,  mehr  zur  Geituug  gebracht  werden  darf.  Dadurch  nähert 
sich  der  Bahntarif,  soweit  das  gegenwärtig  vor  einer  Amortisation  des  Bahnkapitals 
schon  zulässig  ist,  bereits  mehr  einem  Gebühr entarif ,  in  welchem  die  Hohe  der 
Kost eu pro vocation  Seitens  des  Beuutzers  einer  Verkehrsanstalt,  wie  bei  anderen 
Gebnhrenzwcigen ,  thunlichst  für  di>-  Höhe  der  Gebührensätze  mit  bestimmend  ist. 
Dieser  Gesichtspunct  scheint  mir  doch  auch  jetzt  noch  bei  Cohn  in  s.  Werke  u.  im 
Archiv  a.  a.  0.  etwas  zu  sehr  zurückzutreten,  auch  in  dem  gelegend.  Hinweisen  auf 
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<;inen  st  c  u  e  rartigen  Character  der  Tarifsätze  init  Consuintionsabgaben  .  In  Zukunft 
übrigens  nicht  unmöglich,  ebenso  wie  ehedem  bei  der  Post 

II.  —  §.  292.  Die  Selbstkosten  des  Transports. 
A.  Die  drei  Elemente  derselben. 

1.  Ein  Zinsbetrag  für  das  in  der  Unternehmung  steckende 
(also  noch  nicht  amortisirte)  Kapital.  Dieser  muss  mit  Rücksiebt 
auf  das  mit  der  Unternehmung  verbundene  Risico  den  üblichen 
Zinsfuss  für  beste  Sicherheit  Ubersteigen ,  aber,  wenigstens  bei 
Staatsbahnen,  nicht  nothwendig  so  hoch  sein,  um  noch  einen  Unter- 
nehmergewinn zu  enthalten.  Bei  uns  wird  der  Ansatz  von  5  •  6, 
jetzt  wohl  von  4 — 5°/0  genügen.  Unter  Umständen  kann  indessen 
auch  eine  höhere  Rente  als  Ziel  gesteckt  werden. 

Z.  B.  zur  Erzielung  grösserer  Ueberschüsse  auf  guten  Strecken,  um  damit 
Deficite  schlechter  Linien  zu  decken.  Auch  Nasse  a.  a.  0.  befürwortet  5  °/u  u.  mit 
Einrechn.  f.  Erneuer,  (i  •/„.  Es  wird  natürlich  mit  auf  die  Höhe  des  Zinsfußes  der 
Eisenbahnschulden,  auch  auf  den  n  Form  (unkündbare  Kentens«  huld)  ankommen.  Bei 
deu  neuen  deutschen  Verstaatlichungen  braucht  nur  mit  4  %  Zins  für  diese  Schulden 
gerechnet  zu  werden,  ein  Satz,  den  der  Staat  bei  der  Form  der  Rentenschuld 
^„consolidirte  Anleihe"'  nicht  zu  erhöhen  genöthigt  werdeu  kann,  auch  wenn  der 
Staatsziiisfus»  wieder  steigi-u  sollte.  —  Ob  eine  höhere  Heute  erzielt  werden  soll, 
hängt  auch  von  der  finan/.wi  rt  h  sc  haftlichen  Betrachtung  mit  ab.  ob  ein  be- 
treffender (Je  her  sc  hu  ss  der  Bahnen  eine  zweckmässigen'  Einnahme  als  eine  andere 
privatwirthschaftliche.  gebühronartige  u.  auch  steuerartige  im  concreten  Falle  darstellt 

2.  Eventuell  ein  Amortisations betrag  für  dieses  Kapital. 
So  bei  derjenigen  Privatbahn,  welche  nach  Ablauf  der  Concession 
ohne  weiteres  an  den  Staat  heimfallt.  Bei  anderen  Privatbahnen 
und  bei  Staatsbahnen  wäre  der  Retrag  unter  Umständen  entbehrlich, 
nemlich  a)  wenn  die  Bahn  aus  den  laufenden  Einnahmen 
vollkommen  im  Stande  erhalten  wird,  daraus  namentlich 
auch  alle  erforderlichen  Erneuerungen  bestritten  werden;  b)  wenn 
eine  für  P.  1  genügende  Ertragsfähigkeit  der  Eisenbahnen  für 
immer  sicher  ist;  und  c)  wenn  die  Bahn  immer  so  verwaltet 
wird,  dass  das  für  sie  aufgenommene  Schuldkapital  hin- 
reichend verzinst  wird.  Die  erste  dieser  drei  Bedingungen  lässt 
sich  erfüllen,  die  zweite  hängt  von  der  weiteren  Entwicklung  der 
Technik  im  Communicationswesen  und  von  der  zukünftigen  Ge- 
staltung der  Volkswirtschaft,  die  dritte  von  der  immerwährenden 
Aufrechthaltung  entsprechender  Tarife  ab.  Um  für  die 
Zukunft  das  in  den  Bahnen  steckende  Kapital  nicht  zu 
riskiren,  auch  um  das  Risico  für  die  Finanzen,  eventuell 
aus  anderen  Mitteln  die  Zinsen  der  Eisenbahnschuldeu  mit  decken 
zu  müssen,  zu  vermindern  und  endlich  und  namentlich  um  freiere 
Hand  für  die  Tarifrcgeluug  zu  gewinnen  (etwaige  Ein- 
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führung  des  Gebührenprincips  mit  massigen  Sätzen),  ist 
daher  die  Einrechnung  einer  massigen  Amortisations- 
quote fllr  eine  nicht  gar  zu  lange  Tilgeperiode  (30  bis  50  Jahre) 
unter  die  Selbstkosten  auch  für  Staatsbahnen  empfehlenswert!!. 

Fiir  d.  „Erneuerung"  wird  bei  der  preuss.  u.  andern  Privatbahnen  einsog. 
Krneuerungsfonds  dotirt.  welcher  )»ei  den  Staatsbahnen  (.ausser  d.  sachs  )  fehlt. 
Dafür  werden  bei  diesen  aber  nicht  unerhebliche  Verwendungen  Für  Gutinacbung  der 
Abnutzung  u.  dgl. .  selbst  für  Neubeschaflnugen  von  Fahrmaterial  aus  den  laufenden 
Einnahmen  gemacht,  z.  B.  bei  der  preuss.  Staatsb.  im  Et.  f.  1***1,"-*  4  für  Erneuer, 
d.  Oberbaus  27650  M.  M  .  t'tir  diej.  d.  Betriebsmittel  17*38  M.  M.,  oder  bez. 
il*3fi  u.  5'S6,  zus.  15  22  °/„  der  (icsammtausgabe. 

S.  über  di«-  gesetzt.  Tilgung  des  Eisenbahn -Schuldkapital«  in  Preussen  o.  S.  710. 
Eine  noch  stärkere  Tilgung  als  di.  hier  vorgeschriebene  v.  1  4  "  u  schiene  mir  «  r- 
wilnseht.  Man  sollte  sich  in  den  gegenwärtigen  gunstigen  Zeiten  nicht  schon  an  die 
L  eberschlisse  der  Eisenbahnen  als  an  ein  Mittel  für  die  Deckung  anderer  Ausgaben 
gewöhnen. 

3.  Den  dritten  Bestandtheil  der  Selbstkosten  bildet  die  lau- 
fende Betriebsausgabe,  einschliesslich  eines  genügen- 
den Ersatzes  für  die  Abnutzung  und  auch  für  die  Erneue- 
rung der  Bahn  und  des  Fahrmaterials,  wenn  letzterer  Posten  nicht 
schon  unter  N.  2  besonders  eingesetzt  ist.  Dieses  Element  ist  nun 
offenbar  immer  nur  für  eine  bestimmte  Verkehrsgestaltung 
auf  der  Bahn  (namentlich  u.  A.  auch  für  ein  bestimmtes 
Verhältni8s  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht)  zu 
ermitteln  -  eine  an  sich  schon  recht  schwierige  und  mühsame 
Aufgabe  der  Technik  und  Verwaltung.  Denn  die  Selbstkosten 
ändern  sich  selbst  mit  dieser  Verkehrsgestaltung,  die 
ihrerseits  wieder  von  der  Tarifhöhe  abhängt,  während 
für  die  Normirung  der  letzteren  gerade  der  Selbstkostensatz  ein 
wesentlich  entscheidendes  Moment  sein  soll.  Diese  gegenseitige 
Abhängigkeit,  in  welcher  die  Tarif  höhe,  der  Selbstkostensatz  und 
die  Verkehrsgestaltung  stehen,  erschwert  die  Aufgabe  der  Tarif- 
regelung sehr. 

Vgl.  über  diese  Selbstkosten  bes.  die  Schriften  v.  (iarcke.  Seheffler, 
Barychar.  die  sehr  spec.  Berechnungen  enthalten.  Aus  d.  amtl.  preuss.  Eisen- 
babnstatist.  ist  für  einige  Theile  der  Betriebsausgabe  der  Sclbstkostciibctrag  des  Trans- 
ports berechnet.  So  für  die  Kosten  der  Zugkraft.  I Still  I  i*5S  MiU.  Thlr. ,  auf 
die  Centnermeile  Bruttolast  0-10  Pf..  1*59  noch  0**2 1  IM.,  per  < 'entuermeile  Nettolast 
0\'i>,  bez.  0  70  Pf.  Letzterer  Betrau  wird  bei  einer  stärkeren  Durchschnittsbeladung, 
welche  diese  Aus»,  nur  sehr  wenig .  die  Einnahme  bedeutend  steigert,  sofort  viel 
gunstiger.  Er  war  l*»ii«i  /.  B.  Itei  der  Ustb.  0*50.  Bcbr.-Han.  0*S2.  dagegen  hei 
niederschles.-märk  nur  O'.'M.  haniiov.  011  Pf.,  wogegen  d.  Betrag  p.  Bruttoeentner- 
meile  nur  variirt  wie  D  IU,  014.  0  12.  014.  Bei  Privatbahueu  mit  günst.  Frequ.  u. 
starker  Verladuug  sinkt  der  Satz  p.  Nettocentnermeile  bis  auf  0'2.H  (.Brutto  017,  ("öln- 
Mind.) ,  steigt  aber  uuter  ungüust.  Frequenz  bis  auf  P82  (Brutto  0"2S  Pf.  Vorpomm. 
B.'.  Die  Selbstkosten  der  Zugkraft  variiren  also  hier  fast  wie  1  :  0.  In  deu  ersten 
Jahren  nach  1S71.  bes.  bis  1S74  ,  sind  die  Kosten  der  Zugkraft  bedeutend  ge- 
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«Hegen.  Sic  betrugen  bei  »ämmtliehen  preuss  Bahnen  in  den  neuen  Maasseit  und 
Gewichten: 


l>.  Tom 

i«  u.  KU.  m. 

p.  u«- 
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in 

Tora. 
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uhii-KU. 

N'*tto- 

Brnttf»- 

last 

a. 
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79 

18 
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033 
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300 

1875 

Ml 

5136 

69 

16 

101 

028 

437 

275 

Nach  d.  deutschen  Eisen bahns  tatist.  f.  1880/81  werden  die  Kosten  dor  Zag- 
kraft in  unmittelbar  laufende  u.  mittelbar  laufende  unterschieden.  Im  Ganzen  betrugen 
sie  bei  allen  Bahnen  11132,  bei  d.  Staatsb.  allein  76*38  MiU.  M.  oder  p  NnufciL 
53-S  u.  54  0,  p.  Achskil.  1355  u.  1*383  Pfennig,  was  auf  ein  Zurückgehen  auf  die 
Beträge  von  1S7Ö  hinweist,  wenn  uueh  die  Bercchnunpsmcthode  etwas  anders  ist 


Man  wird  sich  darauf  beschränken  müssen,  zu  erforschen, 
wie  sich  der  unter  bestimmten  Umständen  gefundene 
Selbstkostensatz  unter  hypothetischer  Annahme  so 
und  so  veränderter  Tarifsätze,  Bahnfrequenzen  der 
einzelnen  Transportobjecte,  todter  Gewichtsmengen 
und  Verhältnisse  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht, 
als  von  diesen  Momenten  abhängige  Grösse  verändert 
und  welcher  Reinertrag  und  welche  Rentabilität  alsdann 
erzielt  werden.  Nach  den  Ergebnissen  dieser  Untersuchung  sind 
dann,  wenn  ein  sich  mehr  dem  Selbstkosten-Ersatz  anschliessendes 
Tarifsystem  gewählt  werden  soll,  solche  Tarifsätze  zunächst 
versuchsweise  zu  wählen,  bei  denen  eine  gewisse,  hypothetisch 
angenommene  Verkehrsentwicklung  und  demgemäss  eine  in  Aus- 
sicht genommene  Rente  wahrscheinlich  eintreten  wird.  Von  der 
Erprobung  des  Versuchs  hängt  es  ab,  ob  man  die  einstweilen 
angenommenen  Sätze  dauernd  festhalten  und  ob  und  wieweit 
man  mit  Rücksicht  auf  das  Finanzinteresse  in  der  eingeschlagenen 
Richtung  weitergehen  oder  umkehren  soll. 

Aehnlich  Cohn,  II,  540,  abweisend  frcjrenüber  den  ausschweifenden  Reform- 
project  von  Per  rot  n.  ähnlichen  in  England  (Galt,  Brandon),  womit  aber  di*- 
ßerücksichtigung  des  Selbstkosten  betrag  nicht  ausgeschlossen  wird. 

Die  Grösse  der  jedesmaligen  einzelnen  Tarifveränderung, 
—  oftmals,  aber  durchaus  nicht  immer  nur,  einer  Tarif  er  m  äs  si- 
g  u  n  s  —  kann  auch  bei  den  Staatsbahnen  nicht  allein  von  volks- 
wirtschaftlichen Erwägungen,  sondern  muss  zugleich  von  der  Höhe 
de»  dabei  gelaufeneu  Risicos  der  Einbusse  für  die  Finanzen  und 
daher  von  der  ganzen  Finanzlage  abhängen. 

In  «1er  Opposition  der  g«werblichen  Interessenten  in  Deutschland  gegen  di* 
Tahi.  rlhVhungen  der  Bahnen  1873  11.  wurde  dies  ubersehen.    Es  ist  selbstverständlich 
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umulässig,  einerlei  od  Staats-  od.  Privathahncu  besteben,  bei  einer  allgemeinen  Preis- 
steigerung die  Preise  gewisser  Leistungen  allein  auf  dem  i ruberen  Stande  zu  halten, 
wie  z.  B.  die  d.  Balm.  Hier  stimme  ich  im  Prine.  Nasse  a.  a.  0,  bes.  S.  .1  fl'.. 
Sc  he  ff  ler  u.  A.  bei.  Auch  beim  Staatsb.systetn  kann  es  sehr  wohl  einmal  nötbig 
werden  ,  im  Interesse  der  gebotenen  Rentabilität  und  selbst  um  für  andere  Staatsbe- 
dürfnisse auf  diese  Weise  üeberschusse  zu  erzielen  —  wenn  dies  passender  als  die 
Eröffnung  oder  Beibehaltung  anderer  Einnahmequellen  sein  sollte  — .  die  Tarife  zu 
erhöhen. 

B.  Das  Verhältniss  des  bestehenden  Tarifsystems 
zu  dem  Selbstkostenprincip.  Die  Analyse  der  Selbstkosten 
zeigt,  (lass  diese  letzteren  durchaus  nicht  immer  denjenigen  Mo- 
menten proportional  sind,  welche  zur  Messung  des  Werths  der 
Transportleistung  und  zur  Grundlage  unserer  Tarifsvsteme  zu 
dienen  pflegen. 

1.  Der  Weglänge,  Uber  welche  ein  Object  transportirt 
wird,  ist 

a)  der  unter  die  Selbstkosten  zu  setzende  Zins-  und  Amor- 
tisationsbetrag nicht  proportional,  wegen  der  ganz  ungleichen 
Kosten  der  einzelnen  Strecken. 

Gerade  bei  dem  jetzigen  Strccken-Tarifsysteni  —  statt  eines  etwaigen  Zonen- 
systems —  wäre  es  unter  Umständen  möglich,  bisweilen  wohl  auch  richtig,  diese 
I  ngloichheit  der  Kosten  bei  der  Bildung  der  Tarifsätze  zu  berücksichtigen. 

b)  Ebensowenig  sind  die  eigentlichen  Transportkosten 
(einschliesslich  der  Bahnunterhaltung)  der  zurückgelegten  Weglänge 
proportional. 

Denn  die  Kosten  der  Expedition  sind  von  der  Länge  dieser  Strecke  fast 
ganz  unabhängig,  die  Kosten  des  Fahrdienst«,  selbst  die  eigentlichen  Zugkosten,  sodann 
diejenigen  der  Bahnverwaltung  hangen  auch  nicht  immer  vorwiegend  von  der  zurück- 
gelegten Weglänge,  sondern  oft  noch  mehr  von  den  Steigungsverhältnissen,  der  Mit- 
filbrung  todten  Gewichts  auf  bestimmten  Strecken  u.  dgl.  m.  ab. 

Die  Tarifregelung  möglichst  nach  den  Selbstkosten  fuhrt  daher 
folgerichtig  zu  einem  Differentialtarifsystem,  in  welchem  die 
Sätze  nicht  durchweg  den  Längen  der  zurückgelegten  Strecken 
proportional  sind. 

2.  Von  der  Schnelligkeit  hängt  wenigstens  ein  Theil  der 
Selbstkosten  des  Transports  (Zugkraft,  Sorgsamkeit  der  Aufsicht, 
Abnutzung  des  Materials,  Zins  desselben,  verschieden  nach  der 
von  der  Schnelligkeit  mit  bedingten  Construction  u.  a.  in.)  ab. 
Die  Tarifabstufung  danach  ist  demnach  auf  der  Basis  des  Princips 
der  Selbstkosten-Proportion  berechtigt. 

Sie  konnte  wahrscheinlich  sowohl  den  wirklichen  Proportionen  der  Selbst- 
kosten, als  in  diesem  1  alle  auch  dem  (iebranchswerthe  der  Leistung  gemäss  oftmals 
strenger  als  jetzt  durchgeführt  werden.  Wahrscheinlich:  nicht  gewiss,  weil  bei 
einer  gros>eren  Preisdifferenz  zwischen  schneller  und  langsamer  Beförderung  die 
Nachfrage  nach  enterer  so  »ehr  abnehmen  konnte,  dass  die  Bahn,  wenn  sie  die 
srhnelle  Beförderung  nicht  ganz  einzustellen  vermag,  was  rein  finau- 
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ziell  oft  das  Vortheilhattere  sein  kann,  sich  bei  ein«;r  geringeren  Ditierenz  und  bei 
niedrigerem  Tarif  fnr  diese  Transportart  leicht  besser  steht. 

3.  Im  Tarif  classe  nsystem  des  Personen  Verkehrs  und  der  in 
verschiedenartigen  Wagen  zu  versendenden  Güter  werden 
die  Selbstkosten  des  Transports  (verschiedene  Kosten  und  Eigen- 
gewichte der  Wagen,  verschiedene  Ausnutzung  der  Ladungsfähig- 
keit, verschiedene  Manipulation  der  Guter  u.  s.  w.)  etwas  mit 
berücksichtigt,  aber  nicht  durchgreifend  und  nicht  auf  Grund  genauer 
Berechnungen. 

Die  Schwierigkeit  ist  auch  hier  wieder  die  unter  Nr.  2  angedeutete:  bei  einer 
genau  den  bisherigen  crfahrungscnäsüigen  Selbstkosten  entsprechenden  Abstufung  der 
Tarif«-  und  bei  demgemässen  genügend  hohen  Sätzon  der  höheren  Clas.cn  kann 
dif  Frequenz  in  letzteren  leicht  zu  sehr  abnehmen,  was  dann  doch  wieder  niedrigen* 
Satze  gerade  dieser  Classen  bedingt  Im  Personenverkehr  lässt  sich  durch  Verein- 
fachung der  Ansstattung  der  mittleren  Classe  (zweite^  vielleicht  ein  richtigeres 
Frequenz-  und  TaiitYerhältniss  der  einzelnen  Classen  zu  einander  mit  herbeiführe«. 
Ein  grossei  Vortheil  lüge  in  der  Heseitigu ug  oder  wenigstens  in  der  Verminde- 
rung der  Wagen  classen  im  Personenverkehr  (  ähnlich  selbst  im  Güterverkehr i. 
Denn  das  Classensystcm  erhöht  unvermeidlich  die  Selbstkosten  des  Transports,  weil 
es  die  Durchschnittsmasse  des  todten  Gewichts  steigert,  die  Ausnutzung  der  Ladungs- 
fähigkeit verringert  und  das  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  ungünstiger 
gestaltet  Aber  unsere  Gesellschaftszustiinde  widerstreiten  dem  Gebrauch  einer  einzigen 
Wagendasse.  Vielleicht  könute  jedoch  nach  der  zweckmässigen  Einfuhrung  der 
4.  Classe  die  erste  fortfallen.  Im  Güterverkehr  kann  man  sich  wenigstens  auf  2  Haupt- 
arten von  Wagen  (offene  und  bedeckte)  beschränken;  daneben  noch  Viehwagen. 

Weber  tadelt  mehrfach  die  zu  gute  Ausstattung  der  deutschen  2.  Wagen« Masse, 
weshalb  die  erster  so  wenig  benutzt  sei.  In  der  That  ist  der  Unterschied  zwischen 
beiden  Classen  in  diesem  Puncto  wohl  zu  gering.  Um  so  mehr  spricht  für  eine  Auf- 
hebung der  1.  Ol.  Die  Zahl  der  Reisenden  1.  Cl.  sinkt  bei  einzelnen  deutschen 
Bahnen  unter  1  °/0  der  Gcsammtzahl,  ist  oft  nur  2  —  3 .  im  D.  bei  d.  preuss.  Bahnen 
1*6.  nach  Personenmeilen  3*1  %  0&69).  1&75  kamen  in  Preusseu  v.  der  Gesammt- 
/.ahl  der  beförderten  Personen  (exd.  Abonnenten)  bei  den  Zttgen  mit  erhöht  Fahr- 
geld auf  die  Cl.  I.  II.  III  bez.  0*4,  P9  u.  PI  %,.  bei  den  Zügen  mit  gewöhnl. 
Fahrgeld  bc/..  0">.  5*5.  19  u.  (IV.  Cl.)  29  3,  mit  ermäss.  Fahrgeld  bez.  05,  7*6. 
310  u.  13  °;„,  Militärs  19  %.  Von  3760  "  Mill.  Pereonen-Kilonv  ter  kamen  im 
Ganzen  nur  113  3  Mill.  auf  die  I.  Classe.  Nach  d.  deutschen  Eisen b.statist.  f. 
1^0/Sl  kommen  von  f»  179-26  Mill.  Pers.kil.  auf  d.  1.  Cl.  160*45  iwahrscheinl.  noch 
weniger  in  Wirklichk.  als  nach  dieser  .,  ßilletstatist. ?.  o.  S.  756),  2.  Cl.  1251*21. 
3.  Cl.  3362  75,  4.  Cl.  1383  77.  Milit.  32P09  Mill. 

4.  Von  der  Art  und  Beschaffenheit  der  Transport- 
objecte  hängen  gewisse  Theile  der  Selbstkosten  des  Transports 
ab,  deren  Berücksichtigung  in  unseren  Tarifsystemen  richtig  ist, 
so  namentlich  die  durchgreifende  Unterscheidung  von  Personen- 
und  Güterverkehr.  Innerhalb  jeder  dieser  beiden  Verkehrsarten 
Hesse  sich  aber  das  Princip  der  Tarifregelung  nach  den  Selbst- 
kosten genauer  durchfuhren,  und  mehrfach  möchte  dies  auch  von 
einem  Standpuncte  aus,  von  welchem  dies  Princip  nicht  als  dag 
allein  oder  auch  nur  immer  als  das  in  erster  Linie  zu  berück- 
sichtigende anerkannt  wird,  empfehlenswerth  sein.  Dies  gilt,  ohne 
dass  die  unter  Nr.  2  und  3  hervorgehobenen  Bedenken  allzu 
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störend  eingreifen,  in  Betreif  der  untern  Classen  des  Personen- 
und  Güterverkehrs,  also  der  vierten,  bedingt  der  dritten  Wagen- 
classe  bei  ersterem  und  der  Massenproducte  (vornehmlich  ge- 
ringeren specifi8chen  Werths)  bei  letzterem.  Demgemäss  sind  hierf U  r 
niedere  Tarife,  welche  den  Selbstkosten  möglichst  genau  ent- 
sprechen, ja  aus  Gründen  des  socialen  und  wirtschaftlichen  Inter- 
esses mitunter  selbst  Tarife,  welche  absichtlich  unter  diesen 
Selbstkosten  gehalten  werden,  zu  billigen. 

Durch  wiche  Tarife  wird  auch  hier  die  stärkste  Frequenzzunahine  erzielt  werden 
können,  indem  dadurch  ein  ganz  neuer  Verkehr  ins  Leben  gerufen  wird.  Dann 
wird  auch  wieder  das  Verhältnis  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  günstiger,  da- 
durch der  Betrag  der  Selbstkosten  niedriger  und  eventuell  eine  neue  Tarifermässigung 
ohne  finanzielle  Einbusse  möglich. 

Bei  den  höheren  (Massen  des  Personen-  und  in  gewissen 
Grenzen  auch  des  Güterverkehrs  müsste  experimentell  erprobt 
werden,  wieweit  die  Erhöhung  der  Tarifsätze  derjenigen  der  Selbst 
kostensätze,  verglichen  mit  den  unteren  Classen,  proportional  sein 
kann  oder  aus  finanziellen  und  sonstigen  Gründen  davon  nach 
Oben  oder  nach  Unten  abzuweichen  sei. 

Eine  solche  Abweichung  lässt  sich  principiell 
rechtfertigen:  um  z.  B.  einerseits  die  erforderliche  Deckung 
der  Summe  aller  Selbstkosten  (einschliesslich  der  Verzinsung  u.  s.  w. 
des  Kapitals)  für  den  ganzen  Betrieb  zu  erzielen,  anderseits  aber 
im  allgemeinen  Interesse  die  untersten  Personen- Wagenclassen  und 
die  Massengüter  des  allgemeinen  Consums  und  der  Verarbeitung 
billiger  zu  befördern,  ist  eine  höhere  Tarifirung,  als  die  der 
Steigerung  der  Selbstkosten  proportionale,  für  die  oberen  Wagen 
classen  im  Personenverkehr  und  für  die  werthvolleren  Güter 
statthaft.  Hieraus  folgt  die  Rechtfertigung  des  Waarenclassi 
ficationssystems  im  Gütertarif  (besonders  bei  Stückgütern)  mit 
nach  dem  Werth  der  Güter. 

S.  Cohn  II,  453  IT.,  479  ff.,  der  zu  einer  bedingten  Festhaltung  des  Werth- 
prineips  kommt. 

S.  o.  dio  Yorbem.  S.  760.  Garko,  a.  a.  0.,  S.  9  und  in  den  Tabellen,  S.  87. 
berechnet  die  Kosten  der  Züge  nach  Achsineilen  und  theilt  die  dabei  in  Betracht 
kommenden  Ausgaben  in  3  Classen:  a)  solche,  welche  von  der  Länge  der  von  den 
Zügen  zurückzulegenden  Touren  (d.  i.  von  der  Fahrtlange)  unabhängig  sind  und  sich 
direct  nach  ihrer  Gattung  p.  Achsmeile  bestimmen  lassen  (oder  variabel  nach  den 
Zuggattungen  sind),  noinl.  Befeuerung  der  Locomotive,  Versorgung  derselben  mit 
Wasser,  Putzen  u.  Schmieren  der  Locomotive  u.  Wagen  ^Arbeit  u.  Material),  Repara- 
turkosten der  Locomotive  u.  Wagen,  cinschliessl.  der  Unterhaltung  der  erforderlichen 
Gebäude,  ßeleucht.  d.  Züge;  —  b)  Kosten,  d.  für  einen  bestimmt  begrenzten  Betrieb 
v.  d.  Art  u.  Curalänge  d.  Züge  unabhängig  sind .  neml.  Kosten  d.  Allg.  u.  d.  Bahn- 
verwalt..  Verzins.  <L  Anlagekap.  u.  Bcstcucr.  (im  Hauptbeispiel  l/4  Mill.  Thlr.  cxcl. 
Botriebsmat.  p.  Meile  u.  3%  gerechnet);  —  c)  Kosten,  welche  von  der  Länge  der 
Fahrt  abhängig  sind,  neml.  AbnuU.  d.  Schienen  (vom  Verf.  aus  bes.  Grund  unter  b 
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gestellt),  Zinsen  u.  Erneuerungakosten  d.  I.ocom.  u.  Tender,  dsgl.  der  Achaeu  and 
Wagen,  Kosten  des  Zugpersonals.  Die  Gesammtkosten  p.  Achsmeile  (für  wirkl.  Wagen- 
achscn,  excl.  Achsen  v.  Masch,  u.  Tender),  zu  denen  noch  ein  approxim.  Betrag  ftir 
Kosten  des  Stationsdicnsts  geschlagen  wird,  stellen  sich  nach  der  Gattung  Schnell*. 
Pars.-,  Güterz.).  Stärke  •  Achsenzahl1  des  einzelnen  Zugs  u.  nach  d.  Bah nf requcnz 
(dies  wegen  der  unter  c  genannten  Kosten)  wesentlich  verschieden.  Di««  Kosten 
\excl.  Sutionsdienst)  p.  Achsineile  in  Thlr.  variiren  in  den  angestellten  Berech- 
nungen zwischen  diesen  Grenzen: 

hei  V4  Mi»-  Thlr.  bei  V,  Mill.  Thlr. 

Anlagecap.  p.  Meile  (excl.  Hetriebainitteli 
u.  5  %  Zins  u.  tägl.  Frequenz  von  2  mal 
fi  Zügen  zu  50  Nurzach<en. 
Fahrtlänjrc. 

Maxini.      Minini.         Maxim.  Miuim. 
Schnellzug  v.  30  Pers.- Wag.- Achsen  .    .    0  2604       0  3119  0  3355  0*3870 

bei  tägl.  Achsm   3000  300  3000  300 

Dsgl.  v.  18  Porsonenwagen-A  0  2923       0.35&2  0  3674  ii*4833 

bei  tag].  Achsin   1800  180  1S00  l!»u 

Pereonenz.  v.  48  Paekwairen-A.     .    .    .    0  2280       0  2753  0*3031  O3504 

bei  tägl.  Achsm   3360  336  3360  336 

Dsgl.  f.  12  Packwagcn-A  03020       04163  0  3771       0  4914 

bei  tägl.  Achsm   S40  84  840  84 

Güterzug  ?.  120  Güterwagen-A.     .    .    .    0  1873       0  2574  0  2624       0  3325 

bei  UgL  Achsm   6000  600  6000  600 

Dsgl.  ?.  24  Güterwagen- A  0  2254       0  3563  0  3005       0  43 14 

bei  tägl.  Achsm   1200  120  1200  120 

Durchschn.  Einnahme  prenss.  Personen/.. 

p.  Achsm.  1857    0*5733  — 

Dsgl.  1865    0*5133 

Dsgl.  1869    04433  —  — 

Dsgl.  d.  Güterzug  1857    0*2466  —  — 

Dsgl.  1865    02333 

Dsgl.  186!»   0-2233 

Hätten  Garcke's  Berechnungen  den  Werth  von  Durchschnittszahlen  für  Preoasen .  so 
ergäbe  sich,  dass  die  Personentarife  damals  auch  bei  sehr  schwacher  Frequenz  und 
auf  thouerer  Bahn  einen  erklecklichen  Ueberechuss  (f.  das  Umgekehrte  soll  der  Fall 
sein),  die  Gütertarife  aber  nur  bei  starker  Frequenz  auf  billiger  Bahn  einen  massigen 
Gewinn  gegeben  hatten.  Stärkere  Tarifreductiouen  im  Güterverkehr  hingen  daher 
schon  damals  von  der  Steigerung  der  Frequenz  vornehmlich  ab.  Die  Verminderung 
der  Einn.  1865  und  1869  geg«-u  1S57  erklärt  sich  wohl  besonders  aus  der  allge- 
meineren Verbreitung  der  4.  Cl.  im  Personenverk.  n.  der  ermäss.  Tarife  für  Massen  - 
produete  u.  dgl.  m.  (für  1809  wirkt  auch  die  Einrechn.  d.  Bahnen  d.  neuen  Pro?, 
eini.  —  Wcrthvoll  sind  die  Berechnungen  von  Barychar  a.  a.  0.  und  danach  die 
Erörterungen  von  Schäffle  im  Syst.  II,  239  ff.,  584  If.  Die  dort  gegebenen  Daten 
sind  bei  Befolgung  des  Selbstkostenprincips  im  Tarifsystem  für  einige  der  im  Text 
besprochenen  Tarifproblemc  unmittelbar  zu  benutzen.  Vgl.  z.  B.  die  Abweichungen 
zwischen  dem  bestehenden  Tarif  der  öst.  Westbahn  und  einem  der  Leistung  proportio- 
nalen Tarif  eb.  S.  589. 

III.  —  §.  293.  Principien  der  Tarifregelung,  insbe 
Hondere  iltr  Staatsbahnen. 

Bei  Privatbahnen  wird  danach  durch  die  staatl.  Tarifpolitik  hinzustreben  sein. 
Aber  die  Erwerbsnator  derselben  wird  mehr  oder  weniger  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten machen.  —  S.  bes.  Lebr's  gen.  Werk.  Sax  II,  404. 

Unter  Combination  der  im  Vorausgehenden  dargelegten 
Gesichtspuncte,  daher  nnr  unter  bedingter  Berücksichtigung  des 
Princips  der  Tarifbildung  nach  der  Proportion  der  Selbstkosten, 
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gelangt  man  etwa  zu  folgendem  Ergebnis»  in  der  Frage  des 
Tarifsystems. 

A.  Personenverkehr. 

1.  Eine  niedrigste  Wagenclasse  (die  bisherige  vierte)  ist  zu 
einem  den  Selbstkosten  bei  einer  gewissen  Verkehrsgestaltnng  mög 
liehst  nahekommenden,  eventuell  selbst  etwas  darunter  bleibenden 
Tarifsatze  zu  ftihren.  Auch  diese  Classe  sollte  jedoch  den  aus 
humanen  und  sanitären  Rücksichten  nothwendigen  Grad  der 
Annehmlichkeiten  bieten  (so  namentlich  Sitz-  statt  Stehplätze). 
Die  Zahl  der  höheren  Classen  ist  dagegen  möglichst  auf  zwei 
zu  beschränken.  Der  Tarifsatz  derselben  sollte  zu  demjenigen  der 
niedersten  Classe  mindestens  im  Verhältniss  der  relativen 
Selbstkosten  höher  sein,  soweit  finanzielle  Rücksichten  dies 
durchzuführen  erlauben.  Auch  eine  Erhöhung  über  dieses  Maass 
hinaus  ist  statthaft,  wenn  dies  zur  Erzielung  der  nothwendigen 
Durchschnitts-Rentabilität  der  Bahn  nöthig,  unter  Umständen  auch, 
wenn  es  zur  Ermöglichung  zweckmässiger  Tarifermässigungen  für 
die  unterste  Wagenclasse  oder  im  Güterverkehr  erwünscht  ist. 

2.  Die  Tarifregelung  nach  der  Distanz  (Längeneinheit)  bleibt 
zwar  das  leitende  Hauptprincip,  das  jedoch  nur  mit  wesent- 
lichen Modi ficati onen  durchzuführen  ist. 

Namentlich  sind  a)  niedrigere  Sätze  statthaft  und  auch  finanziell  zweckmässig 
«)  zwischen  nahen  Puncten  mit  sehr  lebhaftem  Localverkehr  (theilweise  erfüllt  im 
System  der  lictourbille  te,  der  Ahonuemen  tskarteu),  daher  auch  mit  im  Interesse 
der  Deceutralisation  des  Wohnungswesens  der  Grossstädte  und  zum  Zweck  eines 
Bruchs  des  städtischen  Wohnungsbodcnmonopols;  ferner  ß)  für  grössere  Ent- 
fernungen, wo  der  feste  Distanzensatz  verhältnissmässig  etwas,  aber  nicht  zu  stark, 
abnehmen  kann  (mässigor  Differentialtarif,  Retourbilletc  (bei  denen  jedoch 
die  Beschränkung  auf  zu  kurze  Zeitdauer  (wenige  Tage)  oder  auf  d.  Personenzüge 
oft  noch  die  Benutzbarkeit  ganz  vereitelt]:  Reisebillcte),  jedoch  in  der  Regel 
nur,  wenn  und  soweit  als  die  Selbstkosten  gleichfalls  abnehmen.  Um- 
gekehrt b)  sind  höhere  Sätze  auf  ganzen  Linien  und  auf  einzelnen  Strecken,  welche 
besonders  theuer  zu  bauen  oder  zu  betreiben  sind,  auch  volkswirthschaftlich  zulässig 
und  mitunter  —  freilich  nicht  immer,  wegen  der  Gefahr  sich  noch  verkleinernden 
Verkehrs!  —  finanziell  angebracht,  z.  It.  bei  Tunnels.  Brücken,  wo  auch  öfters 
schon  höhere  Sätze  iu  Kraft  sind. 

Viel  radicalcr,  aber  auch  phantastischer  sind  die  oft  von  ihm  schon  wiederholten 
Vorschläge  Perrot's,  s.  z.  B.  Eisenbahnref.  S.  191.  Nach  Analogie  der  Penny- 
portoreform  wird  hier  eine  Bahntarifreform  proponirt,  mit  Zugrundelegung  eines  ein- 
fachen Zonensystems  oder  ganz  ohne  Rucks,  auf  die  Entfernung.  Für  den 
Persouentarif  schlug  P.  anfaugs  2  Entfernungsstufen,  bis  10  und  Uber  10  Meilen  vor. 
mit  Sätzen  für  die  3  verbleib.  Classen  von  1  u.  2  Thlr.  für  1  CL,  5  gr.  u.  15  gr. 
für  2.  Gl.,  3  u.  10  gr.  für  3.  01.;  neuerdings  ging  er  noch  weiter  u.  plädirte  für  3 
Classenstufeu  bei  d.  preuss.  Staatsbahnen ,  ohne  jede  Rucks,  auf  d.  Entfern. ,  neml. 
2  Thlr.,  10  gr.  u.  5  gr.,  was  bei  gleicher  Frequenz  wie  1SG9  3,324,000  Thlr.  Ein- 
nahme statt  8,702,000  Thlr.  gäbe.  In  der  Motivirung  wird  richtig  betont,  dass  manche 
Selbstkosten  gar  nicht  von  der  zurückgelegten  Weglänge  abhängen,  bei  niedrigem 
Tarif  ohne  oder  ohne  entsprech.  Steigerung  der  Selbstkosten  viel  mehr  nützliches 
(»e wicht  befördert,  also  eine  bessere  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  erzielt  werden  und 
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die  Frequenz  ausserord.  steigen  würde.  Wahrscheinl.  ist  Letzteres,  aber  P.  scheint 
die  Wirkung  einer  solchen  Tarifrefonn  gerade  im  Persoue  n  verkehr  zu  uberschätzen. 
Ein  bedeutendes  Deficit  möchte  bleiben.  Denn  1)  die  Kosten  der  Bahnfahrt  bilden 
doch  nur  einen  —  u.  selbst  jetzt  schon  sehr  oft  nur  einen  geringen  —  Theil  der 
(iesatnmtkosteu  von  Geschäfts-  u.  Vergnügungsreisen,  namentlich  bei  grösserer  Ent- 
fernung, weshalb  die  Ermässigung  dieses  einen  Elemente  der  Kosten  nicht  uothwendig 
die  Frequenz  sehr  zu  vermehren  braucht;  u.  2)  die  vermehrte  Benutzung  der  Eisen- 
bahnen erheischt  doch  vor  Allem  mehr  freie  Zeit,  die  aber  fnr  Geschäfts-  und 
Vergnügungsreisen  beschränkt  ist.  Auch  hängt  immerhin  ein  wescntl.  Theil  der 
Selbstkosten  von  der  zurückgelegten  Weglänge  ab,  weshalb  es  nicht  richtig  wäre, 
dieses  Moment,  ähnlich  wie  beim  Briefporto,  gar  nicht  mehr  im  Tarif  zu  berück- 
sichtigen. Post  und  Eisenbahn  gestatten  hier  doch  nur  in  einigen  Puucten  einen 
Vergleich  u.  unterscheiden  sich  in  andereu  sehr  wesentlich,  namentlich  aber  gilt  dies 
vom  Personenverkehr.  Die  Durchfuhrung  der  P.'sehen  Vorschläge  wurde  endlich  vor- 
nehmlich dem  weiterreisenden  wohl  haben  dere  n  Publicum,  besoud.  auch  den  Wr- 
gnügungsreiseuden  zu  Statten  kommen,  was  von  zweifelhafter  Billigkeit  wäre.  — 

Wichtiger  ist  die  bedeutsame  Personentarifrcform  auf  deu  belg.  Staat s bahnen 
vom  J.  1866,  die  allerdings  im  J.  1S71  durch  das  gegnerische  Ministerium  (l'ltratnon. 
wieder  rückgängig  gemacht  wurde.  Sie  wirft  auf  Vorschläge  wie  die  eben  erwähnten 
auch  einiges  Licht.  Vgl.  den  eingeh.  Ministerialbericht  v.  10.  Dec.  1869  über  dk 
am  t.  Mai  1  Hßt»  eingeführte  Tarifrefonn  in  d.  Sitzuugsber.  d.  belg.  Rcpräsentanteti- 
kammur  1869 — 70.  p.  53 — 100.  ebendas.  d.  Debatte  einer  teehn.  Coininission  darüber. 
Näheres  darüber  und  über  die  gauze  Frage  der  Personeutarifcrmässigung  (gegen 
Pcrrot's  Project)  in  meinen  bezügl.  Aufs,  im  „Deutschen  Economist",  1872,  Nr.  1 
und  3,  wogegen  dann  Perrot  polemisirte  in  s.  „Anwond.  d.  Pennyportosyst.  auf  d. 
Eiseubahntarif".  Rost.  1873.  Ich  habe  es  nicht  für  nöthig  gefunden,  an  meiner  Dar- 
stellung in  d.  6.  A.  von  Kau  (§.  255  Note  c)  etwas  zu  äudern. 

Zu  d.  Tarifrefonn  wurde  d.  belg.  Kegieruug  durch  Ges.  v.  I.  Juli  1865  er- 
mächtigt, sie  erfolgte  durch  V.  v.  20.  März  1860,  wurde  aber  vorerst  uur  theil  weise 
durchgeführt.  Die  Priucipien  waren  diese:  an  Stelle  des  festen  Distanzenpreises  v. 
8,  6  und  4  eent.  p.  Kilometer  für  d.  -'I  Cl.  der  gewöhnl.  Züge  trat  ein  Diffe- 
rentialtarif mit  abn«-hm.  Sätzen  für  weitere  Entfern.,  neinlich  für  d.  Linie  (zu 
5  Kit)  bei  d.  ersten  18  Lieues  SO.  20  u.  15.  bei  d.  zweiten  10  L.  15,  10  o.  7  5. 
bei  d.  21.-52.  L.  10,  71/,  u.  5  Cent.  Schnellzüge  mit  20  "]„  (bisher  25  70)  Erhöh., 
aber  jetzt  versehen  mit  allen  3  Cl.  Für  den  iuternat.  Verkehr  blieben  die  alten 
Tarife  in  Kraft,  doch  war  nicht  zu  verhindern,  dass  d.  Heisenden  vielfach  keine 
durchgeh.  Billete  mehr  nahmen,  sondern  an  den  Grenzen  d  billigeren  Billete  dos 
inneren  Verkehrs  kauften.  Beispiele  der  Tarifsätze  nach  d.  3  T.  v.  a)  1838.  b)  1856 
n.  c)  1866  :  Brüssel- Mecheln  die  3  Cl.  a)  150.  100,  60.  b)  gewöhnl.  Z.  180.  130,  85. 
c)  dsgl.  ISO,  130,  85.  Brüssel-Antwerpen  a)  300,  200,  125,  b)  gewöhnl.  Z.  350,  270. 
185.  c)  dsgl.  320.  225,  155.  Brüssel-Gent  a-  450.  300,  175.  h)  470,  350.  230.  .-) 
340,  235.  170.  Brüssel-Ostende  ai  900,  600,  350.  b>  1000,  750,  500.  c)  500.  335, 
250  cent.  Die  einstweilen  wirklich  geltenden  Tarife  v.  1866  waren  indessen 
«•twas  anders  geregelt:  für  die  ersten  7  Lieu.-s  blieben  die  alten  Sätze,  f.  die 
8.— 15te  L.  erfolgte  eine  wachsende  Reduction  nach  den  3  Cl.,  1.  Cl.  v.  6.3  —  36-7. 
2te  v.  8*8— 48  3.  3te  v.  9.4—  36  7  °/0;  v.  d.  16.  L.  an  trat  die  Reduction  nach  V.  v. 
20.  März  1H66  ein,  neml.  steig.  Satz  bis  zur  52ten  L.,  1.  Cl.  u.  3.  Cl.  39—03, 
2.  Cl.  45-8-  65-2  %  ;  einige  Abweich,  f.  Schnellzüge.  Der  Erfolg  der  Maassregel 
konnte  nicht  unzweifelhaft  festgestellt  werden,  die  Berechnungen  der  Regierung  wur- 
den z.  Th.  als  unrichtig  oder  doch  unsicher  bestritten.  Aus  dem  Vergleich  von  1*68 
mit  1865  scheint  sieb  indessen  zu  ergeben,  dass  ein  Einnahmeausfall  v.  min- 
destens 000,000  Fr.  (Andere  schätzen  ihn  auf  1V3  bis  P6  Mill.),  dagegen  eine 
Zunahme  der  längeren  Reisen  (*/,  Mill.  Pers.)  u.  keine  merkbare  Kosteuvermehrung 
t)  eingetreten  ist.  Dass  die  Reform  sich  nur  auf  '/&  der  Reisenden  (über  10  Lieues! 
u  in  erhebt.  Masse  nur  atjf  7,„  derselben  Uber  21  L.)  erstreckte,  ist  dabei  zu  be- 
achten. Darin  lag  wohl  der  Hauptmangel.  Die  belg.  Erfahrung  mochte  immerhin 
das  Obengesagte  bestätigen,  dass  selbst  eine  starke  Ermässigung  der  Tarife  für 
längere  Strecken  nach  d.  DiSerentialprincip  die  Frequenz  nicht  entsprechend  steigert. 
Durch  Minist. -Verordn.  v.  18.  Sept.  1871  wurde  vom  1.  Nov.  1871  an  das  Differen- 
tial«y«toin  wieder  verlassen,  für  alle  Entfernungen  10  %  Ermässisrung  an  den  Tarifen 
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von  1551 —  54  (dir  bis  IMif»  bestanden),  ausserdem  ein  günstiges  Ketour-  u.  Abonnc^ 
»neutskartensystem  gewährt.  Die  Massregel  hing  mit  der  polit.  Parteistellung  des 
cleric.  hclg.  Ministeriums  zusammen.  Als  Motiv«  werden  geltend  gemacht:  die  unge- 
rechte Begünstigung  des  weiten  vor  dem  nahen  Verkehr,  der  roicheren  vor  den 
kleinen  Leuten  im  bisher.  Differentialsystem;  die  zwecklos«;  Begünstigung  der  im 
intern.  Verkehr  das  Land  durchreis.  Fremden,  der  Einnahmeausfall,  die  Aussichts- 
losigkeit .  dass  dir  Privatbahnen  den  Staatsbahntarif  annähmen,  dir  Erschwerung  des 
—  sehr  aligemein  gewünschten  —  Rückkauf*  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  bei 
dem  unrentablen  Dilfcrentialsystein.  Erlass  n.  Motive  s.  im  Monitcur  beige.  20.  Sept. 
1S7L  Es  wird  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  die  Massregel  von  1S*»6  in  der  Befolgung 
des  Differentialprinc.  zu  weit  ging.  Ucb«r  ähnliche  Projecte  wie  die  Perrot'schon  in 
England  (Galt,  Brandon),  mit  einem  richtigen  Korn,  aber  phnutast.  Conse- 
»juenzen.  urtheilt  Cohn  II,  52«» —  541.  bes.  540  wesentlich  ebenso  wie  ich  hier. 

3.  Der  Unterschied  der  Schnelligkeit  der  Beförderung  ist 
in  der  Tarifirung  so  zu  berücksichtigen,  dass  nicht  nur  Schnell- 
züge theurer,  sondern  auch  die  Personenbeförderung  in  Güter- 
zügen (sog.  gemischte  Züge)  womöglich  etwas  wohlfeiler  als 
die  Personenzüge  sind,  der  Verschiedenheit  des  Gebrauchswerths 
der  Leistung  entsprechend. 

Auch  hier  besteht  nur  wieder  die  Schwierigkeit.  da»s  durch  billigere  Tarife  der 
Personenbeförderung  in  gemischten  Zügen  letztere  zum  Nachtheil  des  Dicusts  über- 
setzt, dte  Personenzüge  zu  sehr  entleert  werden  könnten.  Eine  kleine  Preisdifferenz 
erscheint  aber  doch  möglich.  Eine  Beschränkung  der  Schnellzüge  auf  die  obersten 
Classen  ist  thunlichst  zu  vonneiden,  mindestens  ist  eine  solche  nicht  bei  allen  Schnell- 
zügen anzuwenden.  Vollends  aber  darf  ein  indirecter  Zwang  zur  Benutzung  höherer 
Classen  nicht  durch  zu  grosse  Seltenheit  und  unbequeme  Fahrzeit  der  Personenzüge 
stattfinden.  Engl.  u.  franz.  Priuc.  lange  Zeit  nur  i.  Cl.  In  Deutschi,  fast  immer 
auch  2.  Gl.,  aber  längere  Zeit  uur  in  Ausnahmefällen,  bes.  wieder  bei  nordd.  Staatsb.. 
auch  3.  Cl..  in  Belgien  seit  1S66  alle  3  Cl.  Sicherlich  trägt  die  Menge  der  Passagiere 
3.  Cl.  den  Zeitverlust  in  längs.  Zügen  oft  schwerer,  als  es  die  wohlhabenderen  Leute 
iu  1.  u.  2.  Cl.  thun.  —  Neuerdings  ist  in  England  v.  d.  grossen  Bahnen  bei  allen, 
auch  den  Schnellzügen,  d.  3.  Cl..  mit  gutem  finanziellen  Erfolg  bri  starker  Zunahme 
des  bezüglichen  Verkehrs,  also  im  eigenen  Interesse  der  Bahnen  eingeführt  worden. 
Cohn  II.  507  lf.  Bei  uns  hat  sich  die  preuss.  Staatsbahnverwaltung  auch  in  diesem 
Puncte  Verdienste  erworben,  die  süddeutschen  freilich  weniger. 

4.  Freigepäck  ist  nur  für  die  unterste  Wagenclasse  zu 
gewähren.  Für  die  Tarifirung  des  Gepäcks  der  höheren  Classen 
sind  vornehmlich  nur  finanzielle  Rücksichten,  nicht  volkswirt- 
schaftliche massgebend,  man  kann  also  unter  Umständen  bis  zum 
Maximum  der  Eilguttarife  oder  selbst  darüber  hinaus  geben. 

Bekanntlich  in  Norddeutschland  allgemein  50  Pfd.  Freigepäck,  in  Süddeutsehland 
keines.  Gegen  Aufhebung  der  Gepäckfreiheit  Schefflei,  Transportkont.,  S.  25,  trotz 
des  Nachweises,  dass  bei  den  braunschw.  Bahnen  die  Gepäckbeförderung  mehr  Kosten 
als  Einnahme  bringt.  Bei  Gepäck  frei  hei  t  zahlen  eben  die  Keisenden  ohne  Gepäck 
(gewöhnlich  die  auf  kürzeren  Strecken  u.  oft  die  ärmeren)  für  die  Heisenden  mit  Gepäck 
oft  wohlhabende  Vergnüg.reisende)  mit,  was  doch  ernste  Bedenken  hat. 

5.  Das  Billetsystem  ist  für  den  Expeditions-  und  Controle- 
dienst  möglichst  zu  vereinfachen. 

5.  o.  Seite  74S  u.  bes.  Scholtz,  S.  53  ff. 

6.  Nach  diesen  Grundsätzen  hat  die  Gesetzgebung  den 
Normal-Personentarif  der  Staatsbahnen  festzustellen ,  wobei 
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der  Verwaltung  aber  ein  gewisser  Spielraum  für  kleinere  Ab- 
änderungen im  Verordnungswege  durch  das  Tarifgesetz  ein- 
zuräumen ist.  Regelmässige  Revisionen  auf  Grund  der 
gemachten  Erfahrungen  müssen  in  nicht  zu  langen 
Perioden  stattfinden.  Im  Verordnungswege  dürfen  sonst 
nur  provisorische  Veränderungen  getroffen  werden,  die  dann 
durch  die  Gesetzgebung  zu  genehmigen  sind.  Bei  starken  Tarif- 
reductionen  von  zweifelhafter  finanzieller  Tragweite  empfiehlt  es 
sich,  auch  durch  die  Gesetzgebung  erst  ein  Provisorium  von 
bestimmter  Maximal-Länge  einzuführen. 

Die  Personcutarifc  erfordern  im  Ganzen  nicht  die  leichte  Beweglichkeit  wie 
die  Gütertarife.  Daher  lässt  sich  bei  jenen  die  gesetzliche  Regelung,  unserem 
sonstigen  öffentlichen  Fiuanzrecht  gemäss,  doch  als  das  Richtige  bezeichnen,  auch 
wenn  der  Verwaltung  im  Gütertarif  die  Nonnirunir  der  Sätze  ganz  oder  in  grösserem 
Maasse  uberlassen  bleibt. 

Unsere  Personentarife  sind  hoch  und  von  Beginn  der  Eisenbahnen»  an  fast 
unverändert  Geblieben,  abgesehen  von  Massregeln,  wie  die  Einfuhrung  einer  4.  Classc 
(Preusscn),  während  die  Frachttarife  stark  e-nnässigt  wurden.  Eine  Reductiou  der 
ersteren  liegt  mehrfach  im  volkswirtschaftlichen  Inteix-w.  und  wird  durch  da*  finan- 
zielle Interesse  nicht  immer  ausgeschlossen. 

Auf  den  preuss.  Bahnen  —  u.  ähnlich  war  fast  überall  in  Deutschland  und 
anderswo  die  Entwickl.  —  war  d.  Ertrag  p.  Pers.  u.  Meile  1>44  35,  1856  3  5,  1839 

3  1,  1805  u.  1867  2  9.  1869  27,  1875  2  7  Sgr.  (od.  1875  3  «  Mark-Pfenn.  p.  KU.  m.). 
alle  Gassen  /usammen  gerechnet;  eine  geringe  Abnahme,  die  noch  dazu  der  Ein- 
führung u.  stärkeren  Benutzung  der  4.  Cl.  hauptsächlich  zu  verdanken  ist  P.  Pers. 
ii.  Meile  erjrab  sich  für  d.  1.  Cl.  1859  71.  1869  66,  1875  5*98,  2.  Gl.  4  6.  43  u. 

4  49.  3.  Cl.  3,  20  u.  3  02.  4.  Cl.  1*6,  16  u.  160,  Militär  1*6.  14.  1*2.1  Sgr.  Bei  d. 
Angaben  f.  1875  sind  hier  d.  Ertrage  bei  gewöhnt.  Fahrgeld  mitgetheilt,  d.  Durch* 
schnitt  wurde  etwas  höher  stehen  (Veränder.  in  d.  Aufsteil.  d.  amtl.  Statist).  Ganz 
anders  war  die  Reductiou  der  Frachttarife:  1844  p.  Centn,  u.  Meile  für  alle 
Guter  i.  D.  71.  JS56  3  1.  1S59  34,  1S61  32.  1865  2*6.  1867  u.  1869 3*3  Pfenn. 
Ertrag.    In  den  10  J.  1859-  1869:  Eilgut  108  u.  102  Pf.,  Frachtgut  d.  Nomialcl. 

5  ti.  15,  d.  er  in  äs»  Cl.  u.  Kohlen  2*7  u.  2  Pf.  Neuerdings  ist  dies«  Ennässigunp 
der  relativen  Erträge  im  Güterverkehr  allerdings  nicht  weiter  fortgeschritten,  sondern 
die  umgekehrte  Entwicklung  hat  auch  hier  zeitweise  Platz  gegriffen,  entsprechend 
den  stark  gestiegenen  Betrieb6ausgab«u.  Es  war  in  den  neuen  Maassen  u.  Werthen 
1>.  Tonne  u.  Kilometer  der  Ertrag  in  Markpfennigen: 

Frachtgut  in 

stücket   r7~~~--  5"^  IHuefcrhn. 

,  WajTMÜaA.       in  rollen 

Kilpii.  Normale!.   „_         iu  <Juant.        ireachlo».  h,^, 

Ä    *»  vsr  Syst  " 

1867  2300  (  —  550  —  )  516 

1869  22'50  (  —  4.83  —  )  4*83 

1871  2166  (  —  450  —  )  4*83 

1873  21*33  11-10  8  16  4  66  333  450 

1874  22*50  11  50  9u0  483  .316  466 

1875  24*77  12*79  9.6t»  195  328  4  79 
Vgl.  auch  die  Tariftabellen  über  d.  Norddeutschen  Eisenb.- Verband  in  Seh  offler's 
Statist  Beitr.  S.  38  ff.  (1S4S  — 73^. 

§.  294.  —  B.  Güterverkehr. 

1.  Vorschläge  zu  principiellen  Umgestaltungen  im 
ganzen  G Uterverk ehrssy stero.    Mehrfach  sind  in  Kreisen 
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der  Theoretiker  und  der  verfrachtenden  Gewerbetreibenden  (kaum 
bei  den  technischen  und  administrativen  Practikern  des  Eisenbahn- 
wesens selbst)  Pläne  zu  einer  völligen  Umgestaltung  des  Eisen- 
bahnwesens ,  in  der  Regel  mit  der  Beschränkung  auf  den  Güter- 
verkehr, aufgetaucht  und  öfters  ernstlich  verhandelt  worden.  Es 
sind  dies:  a)  der  Plan  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs; b)  das  System  der  Wagenleihe  oder  das  Recht 
der  Einstellung  von  Eisenbahnwagen  Dritter  (Privaten)  in  die  Züge 
der  Bahn;  cj  das  Recht  einer  Eisenbahngesellschaflt ,  auch  gegen 
den  Willen  eines  anderen  EisenbahneigenthUmers  dessen  Schienen- 
wege zu  befahren,  das  englische  sog.  System  der  running  power s. 
Die  beiden  ersten  Pläne  haben  die  Bedeutung  einer  allgemeinen 
Reformmaassregel,  auch,  und  nach  einzelnen  Stimmen  gerade 
beim  Staats  bahn  System.  Der  dritte  Plan  bezieht  sich  auf  die 
Verhältnisse  des  nach  Eigenthumseinheiten  zersplitterten  Privat- 
oder gemischten  Bahnsystems.  d)  Eine  weitere  Frage  betrifft  die 
Uebernahmc  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  durch  die 
Bahnverwaltung  selbst. 

Vgl.  f.  all«1  diese  Plan«-.  bes.  ilcn  erstell,  dir  Erörterungen  v.  Michaelis, 
Dorn,  AI.  Meyer  u.  and.  Mitgliedern  d.  Deutschen  Freihandelspartei,  sowie  die 
Verhandlungen  der  unter  dem  Eiutiuss  dieser  Partei  stehenden  Vereine:  Deutscher 
Handelstag,  volkswirthscli.  Congress  (Wien  1873'.  Die  Behandlung  des  Gegenstands 
macht  den  Kindruck,  als  ob  eigentlich  alle  dies«  prohlein.  Experimente  nur  erörtert 
werden .  um  das  „Kivie-Concurrenz-Priucip1"  wenigstens  noch  einigermassen  halten  zu 
können.  S.  dagegen  bes.  Cohn  II,  Kap.  3.  auch  z.  Th.  Perrot.  dann  Sehe  ff  lcr. 
Statist.  Beitr..  nicht  minder  Sax  II.  yi—  ISS.  bes.  107,  117,  121. 

a)  Die  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
geschäfts auf  den  Eisenbahnen,  in  der  Weise,  dass  die  Bahn- 
verwaltung nur  den  Weg,  die  Transportmittel  und  die 
Locomotion  zu  liefern  hätte,  die  Verfrachtung  aber  der 
Privatind n strie  Uberlassen  würde,  kann  hinsichtlich  ihrer 
Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  am  Unbefangensten  von  den 
Staatsbabneu  geprüft  werden,  erscheint  aber  unzulässig. 

Diese  Trennung  hätte  das  <iute.  eine  neue  Arheitstheilnng  durchzuführen,  den 
Bahnen  besonders  lästige  Geschäfte  abzunehmen  und  vielleicht  zu  einem  günstigeren 
Vcrhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  tu  fuhren,  weil  die  Wagen  besser  Aus- 
genutzt wurden.  Aber  es  fragt  sich,  ob  der  Verkehr  auf  diese  Weise  besser  und 
weniger  monopolistisch  bedient  wurde,  was  unwahrscheinlich  ist;  ferner,  ob 
nicht  gerade  die  Natur  der  Eisenbahnen  die  Vereinigung  jener  Geschäfte  im 
Interesse  der  Oekonomie  verlangt.  Einstweilen  wird  man  für  weitere  Vorschläge 
uber  das  Tarifwesen  des  Güterverkehrs  von  der  Vereinigung  des  Fahr-  u.  Fracht- 
geschäfts in  der  Hand  der  Bahnen  ausgehen  inuss«n.  i'ohn  II,  HS  II.,  kommt  nach 
d.  engl.  Erfahrungen  zu  diesem  Ergebnis*  u.  widerlegt  dann  treffend  die  in  Deutsch- 
land vorbreit.  Ansichten.  Ebenso  Sa x  II.  122.  Scheffler,  Statist.  Beitr.  S.  17.  - 
Die  preuss.  Eisen bahnunlersuehungscommiss.  hat  die  Ueborlassung  des  Transport-  u. 
Uefrachtungswcsens  an  die  Priratnnternehmung"  gerade  beim  Staatsbahnsystem  f.  d. 
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Zukunft  auch  iu  Auasicht  genommen,  Ber.  S.  155.   Eine  solche  Stellungnahme  war 

bei  der  völligen  Unreife  des  Projects  mindestens  verfrüht,  u.  nur  die  Folge  der  Vor- 
liebe für  gewisse  doctrinäre  Projcote  der  ManchestcrparteL 

b)  Das  Recht  der  Privaten,  die  Beförderung  eigener 
Eisenbahnwagen  mit  Frachtgütern  durch  die  Bahn, 
also  die  Einstellung  fremder  Wagen  in  die  Züge  der 
Bahn  zu  verlangen,  welche  letztere  dann  nur  den  Weg  und 
die  Locomotion  (Locomotiven ,  Tender,  Zugkraft  und  einen 
Theil  des  Fahrdienstpersonals)  liefern  würde,  ist  nur  eine 
besondere  Formulirung  der  Forderung  der  Trennung  von  Fahr- 
und  Frachtverkehr  und  ähnlich  zu  beurtheilen. 

Es  hätte  ähnliche  Vortheile  und  Bedenken  wie  dieser  erste  Vorschlag,  ausserdem 
aber  den  weiteren  Vortheil ,  das  Kapital  der  Eisenbahn  zu  verringern.  Dem  entgegen 
steht  jedoch  das  schwerwiegende  Bedenken,  dass  mit  einer  Pflicht  der  Bahn,  fremde 
Privatwagen  in  ihre  Züge  einzustellen,  die  andere,  jetzt  doch  im  Ganzen  einigermassen 
anerkannte  Pflicht,  ihren  Wagenpark  den  Vorkehrsbedürfnissen  anzu- 
passen, schlechterdings  unvereinbar  ist.  Denn  eine  solche  Pflicht  kann  doch 
nur  bestehen,  wenn  eine  Bahn  dann  auch  das  Monopol  der  Wagenverwendung  bat, 
auch  droht  die  Gefahr  eines  doppelten  factischen  Monopols,  desjenigen  der  Bahn  und 
der  Wagenbesitzer.  So  wäre  leicht  zu  furchten,  dass  der  Verkehr  im  Ganzen  unter  dem 
neuen  System  mehr  leiden  würde,  als  unter  dem  alten.  Auch  Sicherhcitsrüeksichten 
scheinen  gegen  letzteres  zu  sprechen.    Aehnlich  Cohn  II,  112  nach  engl.  Erfahr. 

c)  Von  zweifelhafter  Durchführbarkeit  und,  wenn  diese  nach- 
gewiesen werden  sollte,  von  ungewisser  Nützlichkeit  ist  auch  das 
dritte  System.  Jedenfalls  bietet  das  ätaatsbahnwosen  den  Vortheü, 
dass  man  auf  solche  problematische  Experimente  von  vornherein 
verzichten  kann.  Für  kleine  Verbindungsstrecken  mögen  sie  aus- 
nahmsweise  am  Platze  sein. 

Cohn  11,  68  fl.  Nünning  power  bedeutet  übrigens  nicht  nur  ein  gesetzliches 
Zwangsrccht  /um  Befahren  einer  fremden  Bahn,  sondern  auch  ein  bezügliches  vertrags- 
mäss.  Abkommen.  Eb.  S.  69.  Sax  II,  118.  Einzelne  solche  Fälle  vertragsmä**. 
Ucbereinkommens  neuerdings  in  Frankreich,  Oesterreich  (Wörgl-In usbruck,  Strecke  der 
Sudb.gesellsch.  mit  benutzt  von  der  Staatsbahn  zur  Verbindung  der  Elisabethb.  u.  der 
ArlbergbA 

d)  Hinsichtlich  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  bei  den 
Stationen  laset  sich  wohl  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Bei 
grossen  Stationen  und  bei  gewissen  Gütern  scheint  aber  die  Aus- 
führung dieser  Leistungen  durch  die  Bahnverwaltung  selbst  ökono- 
misch zweckmässig  und  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens 
darauf  hinzudrängen. 

Cohn  II,  *5  fl'.  Also  abermals  vermehrte  Concentration  aller  Geschäfte,  welche 
mit  dem  Eisenbahnwesen  in  Verbindung  stehen,  in  einer  Hand.  Daraus  geht  wiederum 
eine  Verstärkung  des  monopolistischen  Charakters  dieser  Anstalten  hervor,  woraus 
neue  Grunde  für  Staatsbahnen  folgen. 

§.  295.  —  2.  Grundsätze  für  die  Gütertarifbildung. 

Bleibt  demnach  die  Vereinigung  von  Fahr-  und  Frachtverkehr  iu 
der  Hauptsache  bestehen,  was  das  Wahrscheinlichste  ist.  so  werden  auch  die  wesent- 
lichen Puncte  des  bisherigen  Tarifwcsens  verbleiben.  Nur  können  die- 
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selben  entsprechende  Modifikationen  gemäss  dem  Princip,  bei  der  liegelung  der  Tarif« 
sätze  mebr  die  Selbstkosten  zu  berücksichtigen,  erleiden,  was  nach  dem  Gesagten  zwar 
nicht  allgemein  nothwendig  and  passend  ist,  aber  doch  unter  Umstäuden  zweckmässig 
sein  mag. 

a)  Die  Unterscheidung  von  Eilgut  mit  höheren  und  Fracht- 
gut (i.  w.  S.)  mit  niedrigeren  Tarifsätzen  für  rasche  und  lang 
samere  Beförderung  ist  ganz  richtig.  Bei  der  Proportion  der  Tarif- 
sätze kann  man  sich  freier  bewegen. 

Oefters  ist  wohl  das  Eilgut  zu  hoch  tarifirt.  auch  wenn  man  auf  die  erheblich 
höheren  Selbstkosten  des  Transports  Rücksicht  nimmt.  Eine  Ermässigung  des 
Eilguttarifs,  der  eventuell  weiter  claasincirt  werden  kann,  aber  nicht  noth wendig 
weiter  classilicirt  zu  werden  braucht,  ist  daher  wohl  mitunter  zu  erwägen. 

Eilgut  wird  in  Deutschland  i.D.  gut  2 mal  so  hoch  als  Normal- Frachtgut  u. 
4 — 5 mal  so  hoch  als  ormäss.  Gut,  8 — 10 mal  so  hoch  als  Massengüter  wie  Kohlen 
ii.  dgl.  tarifirt  S.  S.  774.  Expedition,  Manipulation  sind  bei  Eilgut  mOhsamer. 
Ausnutzung  der  Wagen  geringer.  Bei  einem  massigeren  Satz  wurde  Letzteres  sich 
wohl  verbessern,  mitunter  die  Einrichtung  besonderer  Eilguterzuge  rentabel. 

b)  Im  Frachtgutverkehr  sind  folgende  Grundsätze  anzu- 
wenden. 

a)  Einmal  sind  Stückgüter  (Frachtgut  i.  e.  S.)  und  Massen- 
güter oder  Wagenladungsguter  zu  unterscheiden. 

Dies  geschiebt  in  unseren  Tarifen  auch,  nur  mitunter  zu  sehr  nach  dem  ein- 
seitigen Ermessen  der  Bahnverwaltung.  Statt  dessen  kann  die  Bestimmung,  in  welche 
der  beiden  Classen  die  einzelnen  Guter  zu  reiheu  sind,  im  Allgemeinen  dem  Fracht- 
geber Überlassen  werden,  wenn  er  sich  den  Bedingungen  für  die  Beförderung  der 
Classe  fügt.  Als  Massenguter  gelten  dann  z.B.  die,  welche  in  mindestens  einer 
vollen  Wagenladung  (10  Tonnen)  aufgegeben  oder  für  die  der  Tarifsatz  für  eine 
solche  volle  Ladung  bezahlt  wird. 

ß)  Weiter  sind  die  Stückgüter  und  Massengüter  im  Tarife  nach 
der  Gattung  der  Wagen,  die  zu  ihrer  Beförderung  dienen  (also 
namentlich  bedeckte  und  offene  u.  s.  w.)  zu  unterscheiden.  Auch 
hier  aber  sollte  der  Frachtgeber  in  der  Regel  wählen  können,  in 
welcherlei  Wagen  er  seine  Güter  befördert  haben  will. 

y)  Sperriges  Gut,  welches  als  Stückgut  aufgegeben  wird, 
darf  nach  einem  bestimmten  Verhältniss  höher  als  anderes  Stück- 
gut tarifirt  werden. 

S)  Bei  solchen  Gütern,  welche  bei  der  Verladung  u.  8.  w. 
grössere  Manipulationsarbeit  machen,  sind  bestimmte 
Frachtzuschläge  zulässig.  Auch  hier  muss  aber  die  Willkühr 
der  Bahnverwaltang  beschränkt  werden,  soweit  nicht  den  Fracht- 
gebern die  Verladung  selbst  überlassen  werden  kann,  wenn  sie 
dies  wünschen. 

c)  Eine  weitere  Classification  der  Güter  mit  Rücksicht 
auf  den  Werth  und  eine  Abstufung  der  Tarife  danach  ist 
zwar  in  der  technischen  Natur  der  Dienste  der  Eisenbahnen 

•  nicht  unbedingt  begründet    Es  würde  daher  genügen,  alles  Stück- 


Digitized  by  Google 


778  3.  B.  Ord.  Einn.    2.  K.  l'rivaterwer»..    5.  H.  A.  Eisenl.ahuen.  g.  2»5.  2%. 

nnd  Massengut  bloss  nach  dem  Gewicht  zu  tarifiren,  jedoch  anch 
nur  bis  zu  einem  nicht  zu  hohen  Maximum  für  eine  Gewichtsein- 
heit im  Fall  des  Verlusts,  der  Beschädigung  u.  s.  w.  Vergütung 
zu  gewähren.  Höherer  Werth  müsste  durch  Tarifzuschläge 
versichert  werden.  Indessen  ist  nach  dem  Gesagten  eine  Ab- 
weichung von  solchem  gleichmassigen  Gewichtstarif  aus  anderen 
Gründen  zulässig  und  oftmals,  besonders  zur  Herbeiführung 
einer  volkswirtschaftlich  und  socialpolitisch  bes- 
seren Vertheilung  der  Selbstkosten  auf  die  Fracht- 
geber zweckmässig,  insofern  mit  Recht  auch  allgemein  üblich. 

So  fragt  sich,  ob  l>ei  der  Anwendung  i-iues  blossen  Gewichtstarifs  die  ge- 
nügende Rentabilität  der  Bahn,  oder  die  vollständige  Deckung  der  die  Ver- 
zinsung und  Amortisation  des  Kapitals  mit  enthaltenden  Selbstkosten  überhaupt 
zu  erzielen  und  ob  nicht  zu  diesem  Zwecke  dann  die  Tarife  aller  Guterclassen  so 
viel  zu  erhöhen  wären,  das*  die  Massengüter  dabei  zu  theuer  taritirt  wurdeu 
und  deshalb  wieder  weniger  den  Hahntransport  benutzen  köunten.  So  kann  dt.- 
Sache  öfters  recht  wohl  liegen. 

Demnach  werden  bei  den  Massen-  und  besonders  bei  den 
Stückgütern  nach  grossen  Gruppen  der  Waaren  von 
ungefährer  Werthgleichheit  die  erforderlichen  Wcrth- 
classen  dem  Massengüter-  wie  dem  Stückgütertarif  eingefügt. 

Dadurch  wird  die  Dif  ferent  iru  ng  der  Tarife  in  einer  von  dem  notwendigen 
r'inanzinteresse  der  Bahn  gebotenen  Umfange  aufrecht  erhalten,  und  zugleich  berech- 
tigten volkswirtschaftlichen  und  socialpolitischeu  Kucksichten  Rechnung  getragen. 
Eine  gewis>e  Vereinfachung  der  Tarife  gegeuQber  dem  Tarifwirrwarr  und  der 
TarifwillfcUhr  im  Privatbahnsystem  ist  aber  hierbei  sehr  wohl  möglich  und  zweckmässig 
und  lässt  >ich  durch  das  Staatsbahnsy*tcm  herbei  fuhren. 

Vgl.  hiermit  die  1871  von  mir  aufirestelltou  Grundsätze  in  vor.  Aufl.  §  270  u  die 
damit  mehrfach  Übereinstimmenden  Beschlüsse  der  Tarifem|Uete-Coinmi*sion  r.  13.  Dec 
1S75,  Hirth'r»  Annalen  1S76,  S.  4K3.  5%:  Annahme  des  ein  wenig  modificirt.  ii. 
sogeu.  ..natürlichen"  („elsass-lothr.'i  Tarifsystems.  Dies  war  indessen  praktisch 
nicht  durchzufahren  u.  hatte  doch  auch  mehr  theoret. -prineip.  Bedenken,  wie  dies 
bes.  Sax  II,  140  II',  nachweist.  Kr  bringt  auch  diese  Tariffrage  mit  derjenigen  des 
leitenden  Verwaltprincips  in  Verbindung ,  wo  er  aber  seinerseits  ebenfalls,  wie  froher 
ich  o.  A.  m.,  zu  sehr  schablonisirt.  S.  auch  v.  d.  Leyen  in  Schmoller's  Jahrb.  f.  d. 
Deutsche  Reich  18*3  II,  131  fl".  über  Vereinfachungen  im  deutschen  Tarifwesen. 

§.  296.  —  3.  Durchführung  eines  solchen  Tarif- 
systems. 

a)  Als  unterste  Classe  des  Güterverkehrs  wird  die  Beförderung 
von  Massengütern  in  offenen  Wagen  gerechnet.  Der  Tarif- 
satz („unterster  Normaltarif")  dafür  wird  zunächst  möglichst 
dem  bisherigen  Sclbstkostensatzc  des  Transports  angenähert,  kann 
aber  nach  Gttterarten  wieder  in  einige  Stufen  zerfallen. 

Eine  noch  weitere  Reduction  dieses  Tarifs  erweist  *ich  öfters  thuulich.  weil 
gerade  bei  diesen  Gutern  eiu  niedriger  Tarif  die  Frequenz  sehr  steigert.  —  zumal 
wenn  eine  unbeschränktere  Zulassung  der  (juter  zu  dieser  Beförderungsart  stattfindet  — . 
weil  dann  das  Verhältnis*  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  sich  sehr  verbessert,  und 
weil  wiederum  aus  socialen  und  volkswirtschaftlichen  Rücksichten,  bleibend  oder  zeit-  " 
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weis«,  gewisse  ordinäre  Guter  eine  besondere  Tarif  bcpüiisüguiiir  verdienen  (Köhlen, 
Steine.  Erze,  Düngstofte.  mitunter  Kartoffeln,  Getreide^.  Versuche  in  diesor  Richtung 
bind  daher  namentlich  von  den  Staafebahneu  zu  rerlanpen. 

So  war  bei  den  preuss.  Bahnen  die  auf  1  Meile  Bahulänge  beförd.  (Jcntner- 
massc  1859 — 65—1869  (in  diesem  J.  unter  Eiurechn.  der  neuen  Prov.)  verglichen  mit 
der  Bewegung  der  Tarifsätze: 

v.,    .  Frachtg.  der  Krinas*.  Frachtg. 

M^Dt  Normalcl.  u.  Kohl.  u.  Kok« 

Menge      Tarif*      Meuge      Tarif        Menge  Tarif 
185Ü  100         100  100  100  100  100 

1S65  140  97  %  9S  242       c.  Sl 

1869  171  94  87  90  268  74 

b)  Theils  in  der  Proportion  der  steigenden  Selbst- 
kosten des  Transports,  theils  nnter  Mitberücksichtigung  des 
Werths  der  Güter  werden  höhere  Normaltarife  fHr  Massen- 
gttter  in  bedeckten  Wagen,  für  Vieh  in  ganzen  Ladungen 
(eventuell  mit  weiterer  Unterscheidung  der  Wagenart),  für  Stück 
gtiter  in  offenen  und  in  bedeckten  Wagen  bei  den  Massen 
nnd  Stückgütern  mit  einigen  Stufen,  festgestellt. 

Mitunter  wird  der  Tarif  noch  etwas  hoher  ak  in  der  Proportion  die  Selbstkosten 
steigen  können,  oftmals  dahinter  zurückbleiben  müssen,  um  das  Gut  nicht  in  die 
unterste  Normal tarifclasee  zu  drängen.  Das  muss  experimentell  ermittelt  werden.  Ent- 
sprechend dem  unter  N.  c  des  vor.  Paragraphen  dargelegten  Puncte  wird  eine  kleine 
Anzahl  Tarifclassen  nach  dem  Wcrthe  der  Waarcn  bei  den  Stückgütern  und 
auch  bei  den  Massengütern  gebildet 

c)  Der  Tarif  ist  in  der  Hauptsache  ein  Streckentarif. 
Neben  dem  Satz  flttr  die  Strecke  ist  die  Erhebung  einer  Expe- 
ditionsgebühr dem  Princip  der  Selbstkosten  angemessen  und 
im  Tarifwesen  statthaft. 

Vgl.  P.  VIII  d.  Beschlüsse  d.  Tarifcomuüss.  v.  1S75. 

d)  Die  Regelung  des  Streckentarifs  uach  der  Distanz 
bleibt  zwar  auch  im  Güterverkehr  als  allgemeines  Princip  bestehen, 
das  aber  ebenfalls  zahlreiche  und  einschneidende  Modificationen 


er)  Höhere  als  die  Normalsätze  dürfen  eintreten  bei  abnorm 
hohen  Bau-  und  Betriebskosten  einzelner  Strecken. 

ß)  Niedrigere  Sätze  und  dementsprechend  richtige  Diffe- 
rentialtarife sind  statthaft  in  Fällen  einer  erheblichen  Ver- 
minderung der  Selbstkosten  des  Transports,  daher  be- 
sonders einmal  zwischen  Puncten,  welche  günstige  Rück- 
frachten geben ;  ferner  für  grössere  Entfernungen ,  durch 
welche  die  Wagen  voll  laufen,  wobei  sich  ein  Theil  der  Kosten 
repartirt;  endlich  überhaupt  da,  wo  auf  ein  besseres  Verhält 
niss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  zu  rechnen  ist. 

Daher  z.  B.  auch  auf  Grundlage  allgemeiner,  reröffentlichter  Bedingungen 
nach  besonderem  üobereinkommen  im  einzelnen  Fall  mit  einem  Frachtgeber,  der  gleich 
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eine  bestimmte  Anzahl  voller  Wahren  auf  einmal  befördern  lässt.  oder  im  besonderen 
Abonnement  mit  einzelnen  Kreditgebern,  welche  in  dieser  Hinsicht  gewisse  Be- 
dingungen zu  erfüllen,  namentlich  ein  «rewisses  Fracht«iuantuin  in  regelmassigen  Pcriodeu 
zu  liefern  versprechen. 

■ 

y)  Differentialtarife  und  sog.  Particulartarife  (be- 
günstigende niedrigere  Tarife  fttr  einzelne  Frachtgeber,  wenn  sie 
die  bestimmte  Bahn  benutzen)  sind  auch  als  Mittel  der  Con- 
currenz  für  Staatsbahnen  solange  unvermeidlich,  als  es  sich  um 
die  Concurrenz  mit  ausländischen  Bahnen,  mit  inländischen 
•Privatbahnen,  mit  der  Schifffahrt  etc.  handelt,  um  gewisse 
Frachtquanta  an  sich  zu  ziehen. 

Differentialtarife  dieser  Art,  daher  die  uieistcu  bis  jetzt  bestehenden,  —  das 
Ergebniss  zufälliger  Entwicklungen  im  Eisenbahnnetz.  —  würden  aber  mit  Recht 
wenigstens  im  Inland e  bei  der  Durchführung  des  Staatsbahusystems  grossen theils  ver- 
schwinden und  nur  etwa  (wie  in  England)  wegen  der  Concurrenz  des  Seetrausports 
hie  und  da  verbleiben  müssen.    Cohn  II,  455. 

Viel  weitergehende  Vorschläge  macht  auch  hier  Perrot  a.  a.  0.,  der  ein  Zon  en  - 
system  von  3  Zonen,  bis  20,  20  —  50,  Uber  50  Meilen  mit  Tarifsätzen  per  Wagen 
v.  5,  S  u,  12  Thlr.  befürwortet.  Auch  dies  geht  wobl  zu  weit  u.  über  die  Richtigkeit 
des  gan/en  Princips  lässt  sich  streiten.  Immerhin  hätte  eine  solche  Reform  mehr  als 
die  im  Persoiienvcrk.  verlaugte  (o.  S.  771)  eine  Aussicht  auf  günstigen  Erfolg,  denn 
für  die  Waare  ist  der  Frachtsatz  in  der  That  ein  Hauptmoment  der  Transportf  ihigkeit. 
für  den  Menschen  nur  ein  secundäres. 

e)  Die  Normaltarife  sind  unter  Gewährung  eines  Spiel- 
raums für  Abweichungen,  wenigstens  für  Herabsetzungen 
Seitens  der  Verwaltung,  durch  die  Gesetzgebung  festzustellen, 
die  Differentialtarife  durch  die  Regierung  im  Verord- 
nungswege. Alle  das  Tarifwesen  betreffende  Verhältnisse  sind 
amtlich  zu  veröffentlichen  und  durchaus  keine  geheimen 
Begünstigungen  einzelner  Frachtgeber  zu  gewähren.  Eine  Revision 
der  Tarife  nach  den  gemachten  Erfahrungen  hat  in  kurzen 
Perioden  (2 — 3  Jahre),  in  Fällen  bedeutender  Tarifreduc- 
tionen  eventuell  zunächst  provisorisch  auf  eine  bestimmte 
kurze  Zeit  zu  erfolgen. 

Ueber  das  Verhältniss  der  gesetzgebenden  und  anders,  der  Verordoungs- 
gewalt  zum  Tarifwesen  überhaupt  u.  speciell  auch  zu  den  Gütertarifen  der  Staats- 
bahneu  bezüglich  der  Einrichtung,  Reglements,  Classification.  Höhe  der 
Sätze  u.s.w.  ist  auch  in  Deutschland  mehrfach  neuerdings  discutirt  worden,  so  in 
Prenssen  gelegentlich  der  Horath ung  über  den  Eiseubahnrath  {o.  S.  73«>.  Bei  der 
eingreifenden  Bedeutung  dieser  Dinge  ist  die  Cornpctcu/.  der  gesetzgebenden  (iewalt 
doch  an  sich  zu  verlangen,  aber  das  praktische  Bedürfnis*  erheischt  wieder  eine 
gewisse  freiere  Bewegung  der  Verwaltung. 

Die  Reichsverfassung  bat  in  Art.  11 — 47  einige  Bestimmungen  über  das 
Eisenbahn wvsen  getroffen,  daruutcr  auch  über  das  Tarifwesen  (Art.  45  u.  16), 
wonach  dem  Reiche  eine  „Controle  über  dus  Tarifwesen*'  zusteht  u.  speciell 
anf  die  baldigste  Einführung  übereinstimmender  Betriebsregleinents  sowie 
auf  möglichste  (ileichraässjgkcit  u.  Herabsetzung  der  Tarife  hingewirkt  werden 
soll  (nain.  ..bei  grösseren  Entfernungen  ein  dem  Bedürfnis  der  Landwirthsrhaft  u. 
Industrie  möglichst  entsprechender  ermässigter  u.  zwar  zunächst  thunlichst  drr 
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Eiupfenn  ig -Tarif"  —  I.  Ontner  u.  Meile  —  für  kühlen.  Koke».  Hol/,  Ense.  Steine, 
Salz,  Roheisen,  Düngungsmittel  u.  ähnliche  Gegenstände"').  In  Art.  40  werden  die 
Bahnen  „bei  Nothständen,  bes.  bei  ungewöhnlicher  Theuerung  der  Lebensmittel, 
verpflichtet,  für  Getreide.  Mehl,  Hülsenfrüchte.  Kartoffeln  zeitweise  einen  dem 
Bedürfniss  entsprechenden ,  vom  Kaiser  auf  Vorschlag  des  betreffenden  Bundesmths- 
ausschusses  festzustellenden  niedrigen  Specialtarif  einzuführen"  (jedoch  nicht 
unter  dein  niedrigsten  für  Rohproducte  auf  d.  betreff.  Bahn  geltenden  Satzi.  Eine  gut 
gemeinte,  im  „privatwirtbschaftl.  Verkehrssystem-'  aber  ihren  Zweck  leicht  verfehlende 
Bestimmung,  weil  die  Herabsetzung  der  Tarife  leicht  durch  die  darauf  hin  erfol- 
gende speculative  Preissteigerung  der  Producte  am  Versendungt>orto  wettgemacht  wird. 
Diese  u.  andere  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  sind  dem  damaligen  zersplitterten 
Zustande  des  deutschen  Eisenbahnwesens  augepasst  u.  vornehmlich  mit  für  die  Privat- 
bahnen berechnet.  Das  als  Centraibehörde  dienende  Rcichseiscnbahnamt  bat  den 
Bahnen  gegenüber  keine  gelingende  Macht  entwickeln  können.  Bei  einer  so  grossen 
Verwaltungszersplitteiung,  wie  vollends  der  früher  bestellenden,  konnte  die  Vorschr.  iu 
Art.  42  der  Keichsverfass  ,  ilie  Bahuen  wie  ein  „einheitliches  Netz4"  zu  verwalten, 
auch  nicht  strict  ausgeführt  werden.  Das  ist  auch  nicht  vom  Staatsbahnsystem. 
>ondern  nur  vom  Reich  sbahnsystein  zu  erwarten. 

Die  Errichtung  der  „Eisen  bahn  räthe"  hat  nun  Gelegenheit  gegelwn,  die 
Interessentenkreise  über  das  Tarifwesen,  spec.  ülicr  die  Tarifsatz«-  gutachtlich 
zu  hören  (s.  o.  S.  780,  prenss.  Ges.  v.  I.Juni  1SS2  §.  ll>.  Die  „Normal  trans- 
portgebühren"  sind  in  Preussen  dem  Entwurf  des  Staatshaushalts-Etats  beizulegen. 
In  d.  gen.  prenss.  Ges.  über  d.  Eiseub.rath  ist  aber  au<  h  in  §.  20  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  „Erhöhungen  der  für  die  einzelneu  ('lassen  des  Gütertarifschemas 
zur  Zeit  der  Public,  dieses  Gesetzes  bestehenden  Normal-  (Maximal-)  Transportgebühren, 
soweit  sie  nicht  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Gleichmässigkeit  d.  Tarife  oder  in 
Folge  v.  Aenderungen  des  Tarifschenias  vorgenommen  werden,  nur  durch  Gesetz 
erfolgen  können. 

Erhebliche.  Verbesserungen  im  deutschen  u.  »p«e.  uuter  dem  Einfluss  der  Staats- 
hahnverwaltuusr  im  preuss.  Eisen  b.wesen  im  Gebiete  des  Tarifwesens  haben  die  letzten 
Jahre  gebracht.  So  IST*  das  übereinstimmende  Gütertari fsch ema  f.  alle  deutsche 
Bahnen,  an  welchem  wie  an  d.  Classification  der  Specialtarife  Aenderungen 
jetzt  nur  durch  gemeinsamen  Beschluss  sämmtl.  Bahnen  statthaft  sind.  „Besondere, 
period.  zus.  tret.  Organe,  die  Tarifcommissiou  die  Generalconferenz  der 
deutschen  Halmen,  prüfen  u.  beratheil  unter  Zuzieh.  v.  Sachverständigen  aus  d.  Ver- 
kehrskreisen alle  v.  Public,  oder  v.  d.  Eisenbahnen  gewünschten  Aenderungen"  (v.  d. 
Lcycn.  a.a.O.  S.  181).  Siehe  Deutscher  Eiscnb.gutertarif.  Th.  I,  allgem.  Bestimm, 
f.  d.  Giltertarif,  A.  Belriebsregleiu.  nebst  allgem.  Zusat/bestimm..  B.  allgem  Tarifvor- 
sebriften  nebst  Gütenlassine.",  Berl.  ISSIt  (inäss.  Heft) 

Auf  d.  preuss.  Staatsbahueu  (u.  v.  Staate  verwalteten  Priv. bahnen)  ist  eiu 
gern  einsamer  Normal-Strec  kentarif  in  Geltung,  neben  dem  inäss.  Expedi- 
tionsgebühren erhoben  werden.  Die  Einheitssätze  f.  d.  Tonne  (10  iuetr.  Centn.)  u. 
d.  Kilometer  sind  iu  diesem  Tarife:  Stückgut  11  Pfennig,  Wagenlad.classe  A1  fr*. 
B  6.  A2  5,  Spee.tar.  I  4  5,  II  35,  HI  2*6  bis  100  Kilometer),  2'2  bei  grösseren 
Entfernungen,  also  f.  d.  I 'entner  0*11.  f.  d.  Meile  0*S25  Pf.,  noch  etwas  unter  d. 
verfass.mass.  Norinalsatz) ;  Eilstuckgut  22  Pf.,  Eil-Wagenladungsgut  der  doppelte  Satz 
d.  allgem.  Wa^enlad.classe.  Vgl.  v.  d.  Leyen  a.  a  0  S.  132.  auch  f.  weitere  Details 
der  Reformen  u.  über  die  Bewahrung  des  Staatsbahnsystems  in  Preussen  nach  d. 
verschiedenen  Seiten. 

Im  Einzelnen  sind  die  Erfolge  des  Systems  in  Preussen  durch  die  That- 
sachen  nachgewiesen,  welche  in  d.  dem  Landtag  vorgelegten  minister  Berichten 
zus.gestellt  sind.  S.  Ber.  f.  1SM>2  v.  11.  Dec.  1*92  (N.  47  d.  Vorlagen  im  Abg.- 
Iiause.  LSess.  d.  lf».  I.egislat.per.)  u.  Nachtrag  dazu  v.  21.  Juni  1SS.1  (N.  03).  Dar 
über  meine  Rede  im  Landtage  v.  19.  Febr.  1HH2.  Neben  den  günstigen  —  u.  seit- 
dem noch  günstiger  gewordenen  finanz.  Ergebnissen,  denen  man  n.  A.  auch  die 
leichtere  Entwicklung  des  Bahnnetzes  n.  des  Baus  von  Secundärbahnen 
verdankt,  ist  bes.  die  einheitl.  Verwaltung  u.  Betriebsleitung  im  ganzen 
Bereich  der  Staatsbahnen  zn  rühmen.  Dabei  u.  A.  die  Constmction  der  Fahr- 
pläne nach  den  allgemeinen  Verkehrsinteressen .  nicht  nach  denen  der  einzelneu 
Linie:  die  Gleichmässigkeit.  Uebersichtlichkeit.  unbedingte  Publicitat 
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des  Tarifs  (küinc  Befacticn!);  die  Tariferin  assigungen .  bes.  auch  für  den 
I.ocal?crkehr  u.  die  Beseitigung  willkurl.  I- rachtdifl'erenzirangen :  die  einheitliche 
Wagendisposition  a.  erhöht«;  Atisnatzung  des  Wagenparks;  die  einheit- 
liche Verk  eh  rs  leitu  ug  unter  Beseitig,  uuwirthschaftl.  Umwegstransportc ;  die  ein- 
heitlichen Hotriebseinrichtungen  auf  den  Ueberganpss  tationen.  Der 
Local  verkehr  ist  durch  Einleguoir  v.  Localzugen,  Vermehrung  der  Haltestellen 
befördert  worden.  Nicht  unerheblich  sind  auch  bereits  die  eingetretenen  Verbesse- 
rungen in  der  ökon.  Lage  der  Beamten,  bes.  d.  mittleren  u.  unteren,  o.  der  Arbeiter, 
worin  sich  der  speciell  socialpolitisrhe  Vortheil  des Staatsbahnsysteins  zeigt  während 
Privathahnen  auch  hier  übermässig  besoldete  höchste  Beamte  u.  schlecht  besoldete 
mittlere  u.  niedere  haben  <>.  über  Holland.  Arch.  1SS3  S.  588,  Ergcbn.  d.  Enquete^. 
Aber  hier  bleibt  durch  Ermässigung  der  Dienststunden  und  Gehalts- 
erhöhung auch  f.  d.  Staatsb.  Preussens  noeh  viel  zn  thun  übrig. 

G.  Abschnitt. 
5.  Finanzielle  Ergebnisse  der  Staatsbaknen. 

I.  —  §.  297.  Erträge.  Die  Erträge  der  Eisenbahnen  zer- 
fallen in  die  drei  grossen  Gruppen  der  Einnahmen  aus  dem  Per- 
sonenverkehr (einschliesslich  Gepäckfracht,  meist  auch  Equipagen, 
Pferde,  Hunde),  aus  dem  Güterverkehr  (einschliesslich  Vieh, 
Eisenbahnfahrzeuge  n.  dgl.  m.)  und  der  sonstigenEinnahmen, 
worunter  namentlich  Wagenmiethe  (besonders  für  Güterwagen), 
andere  Pacht-  und  Mietheinnahmen,  besondere  Transporte,  Lager- 
geld, Provisionen,  Telegraphie  u.  s.  w. 

Nach  deutschen  Erfahrungen  —  und  wohl  im  Allgemeinen 
in  Ländern,  wo  die  Schifffahrt  dem  Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
keine  sehr  grosse  Concurrenz  macht,  und  die  Volksdichtigkeit  und 
die  Wohlstandsverhältnisse  ähnliche  wie  in  Deutschland  sind  — 
pflegt  in  ganzen  Bahnsystemen  und  auch  bei  den  meisten  einzelnen 
Bahnen  anfangs  die  Einnahme  aus  dem  Personenverkehr 
zu  überwiegen,  später  tritt  sie  in  der  Regel  mehr  und  mehr 
trotz  ihrer  eigenen  Vennebrung  absolut  und  relativ  hinter  die 
Einnahme  aus  dem  Güterverkehr,  und  oft  sehr  beträchtlich, 
zurück,  während  auch  die  diversen  Einnahmen  selbst  relativ 
steigen.  Der  Güterverkehr  ist  daher  in  späterer  Zeit,  wie  z.  B. 
in  der  Gegenwart,  gewöhnlich  auch  der  finanziell  wichtigste 
Theil  des  Eisenbahntransports. 

Die  Ursachen  dieser  Entwicklung  sind  wohl  vornehmlich:  die  Verknüpfung  volk- 
reicher Orte  und  Gegenden  im  Beginn  der  Eisen  bah  nzeit  (S.  071);  die  Ausdehnuni: 
der  Linien  in  weniger  bevölkerte,  iu  Ackerbau-  und  Bergbaugegenden  erst  später:  die 
Notwendigkeit  des  Vorhandenseins  eines  grösseren  Bahnnetzes  für  die  Ausbildung 
mancher  GuteiverLehrszweige.  <so  ergiebt  sich  aus  d.  preus*.  Eisen bahnstat.  wie  die 
Einn.  aus  d.  directen  Gdterverk.  mit  and.  Bahnen  stärker  als  diej.  aus  dem  localen 
Güterverkehr  zunimmt  ^z.  B.  lS5y— U5— 1>9— 75  jene  v.  10  auf  24— 40\H— 7D'2.  diese 
v   10  auf  16—  2G-5— 45-4  Mill.  Thlr.  gestiegen)  — ;  die  nur  allmälige  Veranden™« 
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der  Productions-  und  Absatzvcrhältuissc  der  Güter;  die  nach  und  nach  durch  die 
Eisenbahnen  bewirkte  grössere  locale  Conccntration  der  Bevölkerung  (Grossstädte) 
<Grundleg.  §.  236— 23$',  wclclie  wieder  grössere  und  weitere  Zufuhren  von  Consurop- 
tibilioii  und  Rohstoffen  bedarf;  die  naturgemäß»  beschränktere  Transportfähigkcit  der 
Menschen  als  der  Güter:  die  >tärkero  Tarifennässigung  im  (inten  erkehr,  die  immer 
mehr  Güter  niedrigen  specihVhcn  Werths  transportfähig  macht  u.  dgl.  in.  Bei  Staats- 
uud  Privatbabnen  ist  diese  Entwicklung  begreiflicher  Weise  im  Ganzen  die  nämliche. 
Das  relative  Zurückbleiben  oder  .Stillstehen  der  Einnahmen  aus  dem  Personenverkehr 
und  die  günstige  Einwirkung  der  Irnehttarifcrmässigungen  »uf  die  Steigerung  der 
Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr  weisen  nur  wieder  darauf  hin,  dass  die  Opportunität 
von  Tarifreductioiicn  im  Personen-  und  von  weiteren  Ermässigungen  im  Güterverkehr 
auch  im  finanziellen  Interesse  ebenso  ernstlich  zu  prüfen  ist.  als  im  volkswirt- 
schaftlichen. 

Man  kann  die  deutschen  Erfahrungen  nicht  unbedingt  für  (yj)isch  halten,  wie 
ich  es  in  der  •'».  A.  v.  Rau  j$-  257  gethan.  In  England  zeigt  sich  fortdauernd  eine 
relativ  grössere  Bedeutung  d<-s  Personenverkehrs  für  die  K'oheinu.  der  Bahn  als  in 
Deutschland.  Die  Concurren/.  der  Schillfahrt  auf  Canälen  u.  bes.  auf  der  See  trägt  /.u 
der  relativ  geringeren  finanz.  Bedeutung  des  Güterverkehrs  der  Bahnen  wohl  bei.  Noch 
jetzt  kommt  bei  d.  Hauptbahnen  30 — 4u — 50%,  im  Durchschu.  neuerdings  (1S70 — 72) 
44%  d.  Einn.  auf  den  Personenverkehr:  aber  abgenommen  hat  die  Quote  doch  auch 
hier  stark:  vou  1842—  72  von  ob  auf  44%.  S.  Cohn  II.  137,  031.  Aehnlich  in 
Holland  (z.B.  issi  Einn.  aus  Pers.verk.  20  09,  aus  d.  Güterverk.  1055  M.  M.); 
auch  in  Italien. 

Unsere  amtlichen  Eisenbahnstatistiken  enthalten  reiches  Material  zum  Beleg  obiger 
Sätze,  so  z.B.  die  preuss.  Statistik.  Es  war  bei  s&mmtl.  preuss.  Bahnen  die  Brutto- 
einnahme: 


p.  Me 

ilc  in  100  Thlr.  au* 

dem 

in  % 

d.  Gesammteiun. 

Personen  - 
verk. 

Güter- 
verk. 

div. 

Summe 

Pers. 

Gut.  div. 

1844 

201 

101 

7 

309 

65-0 

327  23 

1851 

174 

186 

17 

376 

463 

493  44 

1857 

200 

389 

29 

618 

323 

629  48 

1862 

190 

405 

37 

633 

30- 1 

64'0  59 

1965 

213 

49» 

46 

752 

28*3 

655  62 

1867 

211 

523 

55 

788 

267 

664  69 

1S6Ü 

209 

193 

54 

756 

27*6 

653         7  1 

1*74 

241 

615 

5S 

914 

26-4 

67-3  6'3 

Im  J.  1S51  überstieg  zuerst  die  Einn.  aus  dorn  Güterverk.  diejeu.  au«  dem  Personen- 
verkehr. 1869  hier  wieder  incl.  Bahnen  d.  neuen  Prov.  Nur  durch  die  Errechnung 
dieser  Bahnen  verändert  sich  die  Richtung  der  Bewegung  einen  Moment.  Bei  den 
einzelnen  Bahnen  ist  das  Verhältnis*  verschieden,  aber  die  Entwicklungstendenz  dieselbe 
u.  nur  in  den  seltensten  Fällen,  z.B.  bei  kleinen  Privatb.  zwischen  grossen  Städten, 
die  Einn.  aus  d.  Personenverkehr  jetzt  noch  grösser  (z.B.  Taunusb.,  llomb.  B.  1869 
n.  bez.  1874  war  bei  d.  preuss.  Ostb.  d.  Einn.  ans  d.  Person enverk.  zu  derj. 
aus  d.  Güterverkehr  wie  c.  2  :  3.  bez.  wie  c.  1  :  2*1,  bei  d.  niederschl.  wie  1  :  1, 
bez.  wie  c.  1  :  3  8.  westfälisch.  1  :  fast  4,  bez.  1  :  3*7.  Saarbr.  1  :  6,  bez.  1  :  4  2. 
hannov.  1  :  2,  bez.  1  :  2  3.  nass.  2  :  über  3.  bez.  1  :  etwas  über  1,  Bebra-Hanau  «neu) 
1  :  wenig  Uber  1.  bez.  1  :  1*2.  Main-Wes.  2  :  3,  bez.  1  :  etwas  über  2,  sächsische 
Staatsbahn  1809  l  :  3,  baier.  1  :  über  3.  würt.  2  :  »bor  3,  bad.  4  :  5.  Volksdichtig- 
keit. Durchreiseverkebr,  Masscnproductentransport  (Kohlen  u.  s.  w.)  zeigen  hier  ihre 
charakt.  Einflüsse. 


Nach  d.  deutsche ii  Bahnstatist,  f.  1  »80/81  kameu 


Einnahmen  aus  d.  Pers.- 
verkehr 

Dsgl.  aus  d.  Güter- 
verkehr 

Diverse 

M.  p. 

%  der 

M.  p. 

%  der 
Ges.einn. 

ii 

'« 

Kilom. 

Ges  einn. 

hü. 

Staatsb  

7,540 

28'2 

17,340 

05  "7 

61 

Privatb.  unt.  Staatsverw. 

6866 

17-9 

27.230 

740 

8-1 

Privatb.  unt.  eig.  Verw. 

6,069 

284 

13,641 

644 

7  2 

7.130 

267 

17,583 

66*8 

65 
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1.  Die  Einnahme  aus  dem  Personen  verkehr  rtthrt  iu 
Deutschland  bei  Staats-  und  Privatbahnen  mit  sehr  seltenen  Aus- 
nahmen nur  zu  einem  ganz  kleinen  Theil  (6—8%)  vom  Verkehr 
in  der  ersten,  zu  etwa  einem  Drittel  von  demjenigen  in  der  zweiten, 
zur  vollen  Hälfte  bis  zu  Dreiftlnfteln  von  dem  Verkehr  in  der 
dritten  oder  in  dieser  und  der  vierten  Wagenclasse  her. 

Die  eiuzclneu  Liuien.  auch  der  Staatsbahneu ,  zeigen  indessen  manche  Ver- 
schiedenheiten. Die  Quoten  der  Ertrags  der  einzelnen  Classen  bleiben  sich  aber,  von 
Neueinführung  ganzer  Classen  wie  der  vierten  abgesehen,  im  Durchschnitt  aller  Bahnen 
und  bei  den  einzelnen  Liuien  von  Jahr  zu  Jahr  ziemlich  gleich. 

N  iel  -Uatist.  Material  hierüber  in  d.  amtl.  Statistiken.  Die  Durchschnitte  der 
1.  —  4.  Cl.  und  des  Militärs  bei  allen  preuss.  Hahnen  ergeben  Einnahuiequoten  1859 
OB — 36"3  — 423-  10*5—  4\H,  bei  Quoten  der  speeif.  Peisouenfreijuenz  (Personenmeilen) 
ohne  Militär:  3"1  — 26*4— 48*0 — 22*5;  1 8t»!>  incl.  neue  Provinzen^  Einnahmcquotcn : 
7-1— 33'9— 40  5— 15-3- :i'2,  Frequenz«juoten :  31  -  22  9— 44  "— 29-3 °/v-  Erheblich 
über  d.  Durctachn.  ist  die  Einn.  aus  1.  Cl.  bei  d.  preuss.  Staatsb.  nur  bei  nass.  B. 
(1 1-5,  aber  keine  4.  Cl.).  u  Ostb.  S  9-.  bei  den  Privatb.  bei  der  Rhein.  (26*6).  bomb.. 
Taunusbahn.  Im  J.  1S74  kam  auf  die  4.  Cl.  u.  Militär  eine  Quote  d.  Einn.  von 
7*2 — 32*8 — 40*0 —  1 8*5 — 1*5  °/M.  (Die  preuss.  Statist,  specialis,  diese  Daten  auch  nach 
den  Zugarten.  gegen  erhöht.,  gewöhnl.,  ermäss.  Fahrgeld.) 

2.  Von  der  Einnahme  aus  dem  Güterverkehr  rührt  nur 
eine  sehr  kleine,  bei  den  hohen  Tarifen  mitunter  noch  etwas  ab 
nehmende  Quote  aus  Post-  und  Eilgut  (3— 5°/0  meistens) ,  der 
Haupttheil  (90%  und  mehr)  aus  Frachtgut  her. 

Die  Einnahmequoten  der  anderen  Tarifclassen  ändern  sich  von  Bahn  zu  Bahn 
und  von  Jahr  zu  Jahr  erheblich  nach  den  wesentlich  wieder  von  der  absoluten  und 
relativen  Tarif  höhe  jeder  Classe  und  dem  Tarifsystem  abhängigen  Frequenzen  und 
nach  der  Natur  des  Verkebrsgebiets  der  einzelnen  Bahn.  Aus  erstorem  Grunde  meist 
zunehmende  Quoten  der  ermnssigten  Tarifclassen  für  Güter  geringen 
speeifischen  Werths. 

Im  Durchschn.  aller  preuss.  Bahnen  war  in  Procenten  der  gesam inten  Güter- 
einnahmeu  1859,  1865  u.  1869  (incl.  neue  Prov.)  die  Einn.  aus  Post-  u.  Eilgut  bez. 
41— 3  6— 4*2,  aus  Frachtgut  der  Normale!.  84*7 — 21*0 — 17  7  r  Kohlen  u.  Frachtgut 
•lt-r  ermäss.  Cl.  zus.  50*4— 69*5— 71  7  .  aus  Viehtransport  2*9 — 3*4— 8-3,  aus  anderen 
Transp.  u  Nebenertr.  1*9— 2*5— 3*1%.  In  1874,  bei  etwas  anderer  Classification, 
kam  von  der  ganzen  Einn.  im  Güterverkehr  0-5%  »«f  Post-,  4*0  auf  Eil-,  9*8  auf 
Stückgut  der  Normalclassc,  incl.  d.  sperr.  Guts,  10*3  auf  Stückgut  der  ermass.  Cl„  34*4 
auf  Frachtgut  in  Wagenlad.  in  Quantit.  v  100  Centn,  u.  mehr,  32*9  auf  dsgl.  in 
geschlossenen  Wagenladungen  v.  200  Centn..  3*3  auf  Vieh,  4*8  auf  Eisenbahnfahrzeuge. 
Dienst-  u.  Baugut  u.  Nebenertraf-e.  Also  rund  %  aus  dem  Massengut,  7s  aus  d«-n 
übrigen  Gütertransporten  (hier  incl.  Vieh).  Die  einzelnen  Bahnen  zeigen  natürlich  hier 
gro«se  Unterschiede.  z.B.  in  1869  Einn.  aus  Kohlentransp.  preuss.  Ostb.  1*4,  nieder- 
schles.  35*3,  westfal.  281,  Saarbr.  61*9,  hannov.  162,  nass.  9*7,  Bebra-Hann.  0*2. 
Main-Wes.  8*7°/0.  Aber  wenn  nur  Stück-  u.  Frachtgut  unterschieden  wird,  so  sind 
die  Verschiedenheiten  doch  massiger,  z.B.  in  1S74  bei  den  Staatsbahn.  bez.  21*2  u. 
»►S'8°/„,  Max.  der  letzteren  bei  der  Saarbr.  B.  (Kohlen)  90  0,  Min.  Fraokf.- Bebra 
:»0fi%.  —  Nach  d.  deutschen  Bahnstat.  f.  1880/81  kamen  90%  der  Einn.  der 
gesammten  Guterverk.  von  Frachtgut,  3*40  v.  Vieh,  2*74  v.  Eil-  u.  Expressgut,  0  33 
v.  Postgut,  der  Rest  v.  and.  Objecten  u.  Nebenerträgen. 

II.  -  -  §.  298.  Reinertrag,  Rente  und  deren  Verwendung. 
Der  erstere  genügte  bei  denjenigen  Staatsbahnen,  welche  eine 
Zeitlang  im  Betriebe  stehen,  bisher  wenn  auch  nicht  in  jedem  ein- 
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zelncn  Betriebsjahr,  so  doch  im  Durchschnitt  der  Jahre  bei  uns  in 
Deutschland  fast  immer,  um  das  aufgenommene  Schuldkapital 
zu  verzinsen  und  eventuell  zu  tilgen. 

Genaue  Vergleiche  für  längere  Zeiträume  sind  nur  fiir  die  einzelnen  Linien, 
nicht  fiir  die  ganzen  Staatsbahnsysteme  zulässig,  weil  in  letzteren  sieh  oft  neue  Linien 
mit  noch,  unentwickeltem  Verkehre  befinden,  die  den  Durchschnittsertrag  herabdrücken. 
Das  i>t  l>esonders  bei  der  Vergleichung  mit  älteren,  stabilen  oder  nur  wenig  sieh  aus- 
dehnenden einzelnen  Privatbalmunternehmungen  zu  beachten. 

Bei  einer  raschen  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes  aut 
weniger  frequente  Routen,  wie  sie  auch  in  Deutschland  (Preusseu, 
süddeutsche  Staaten)  in  neuerer  Zeit  vorgekommen,  und  in  einer 
Periode  stark  steigender  Betriebsausgaben  (1871—74)  kann  freilich 
auch  ein  grösseres  Staatseisenbahnnetz  wohl  einmal  zur  Deckung 
der  auf  ihm  lastenden  Zinsen  und  Tilgequoten  der  noch  nicht 
amortisirten  nnd  vollends  der  ursprünglichen  Baukapitalien  einen 
Zuscbuss  aus  der  Staatscasse  bedürfen.  Dies  muss  thunlicbst  ver- 
ändert werden  (§.  268).  Es  ist  aber  auch  mit  hinlänglicher  Sicher- 
heit zu  verhüten,  wenn  nur  nicht  die  besseren  Linien  des 
Landes  der  Privatindustrie  verbleiben  oder  gar  zu  theuer  er- 
worben werden,  wenn  ferner  das  Staatsgebiet  entsprechend 
gross  genug  ist,  um  eine  Ausgleichung  schlechter  und  guter  Linien 
leichter  herbeizuführen,  und  wenn  endlich  eine  richtige  Tarif- 
politik befolgt  wird.  Bei  dauernder  Steigerung  der  Betriebs- 
kosten ist  natürlich  bei  Staatsbahnen  so  wenig  als  bei  Privatbahnen 
ohne  Tariferhöhung  eine  genügende  Rente  sicher  zu  stellen. 

Aus  dem  Reinertrage  werden,  wenn  auch  nicht  immer  formell, 
so  doch  reell  zunächst  die  Zinsen  der  zur  Anlage  der  Bahnen 
aufgenommenen  Anleihen  und  die  für  diese  Anleiben  etwa  stipu- 
lirten  Tilgequoten  bestritten.  Der  Rest,  welcher  bei  fortschreitender 
Tilgung  also  immer  grösser  wird,  bildet  einen  freien  Ueber- 
schu88  und  eine  eigentliche  privatwirthschaftliche  Einnahme. 
Dieselbe  kann  ganz  oder  theil weise  zur  weiteren  Tilgung  der 
Eisenbahnschnlden  oder  als  Hülfsmittel  zur  weiteren 
Ausdehnung  des  ßahnnetzes  und  zur  Deckung  etwaiger 
Deficite  ungünstiger  Linien  oder  endlich  unter  Umständen 
recht  wohl  auch  als  Staatseinnahme  zur  Deckung  eigent- 
licher Staatsausgaben  dienen.  Die  erste  Verwendung  ermög- 
licht eine  frühere  Annäherung  an  das  Gebührenprincip 
in  der  finanziellen  Behandlung  der  Staatsbahnen;  die  zweite  einen 
immer  umfassenderen  Ausbau  des  Bahnnetzes  (ein- 
schliesslich Secundärbahnen),  worauf  es  bei  dem  Staatsbahn 
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8 y s t e m  gerade  abgesehen  ist ;  die  dritte  macht  Steuereinnahmen 
Uber  flüssig  oder  gestattet  ohne  neue  oder  vermehrte  Steuern 
die  Vornahme  passender  neuer  Staatsthätigkeiten  und  fuhrt,  wie 
die  Forsteinnahmen,  auch  den  finanziellen  Nutzen  grosser 
allgemeiner  Fortschritte  der  Volkswirtschaft  dem  Ge- 
meinwesen unmittelbar  zu,  statt,  wie  beim  Privatbahnwesen, 
in  die  Taschen  einzelner  Privaten:  der  Staat,  also  die  Gemein- 
schaft, nimmt  an  der  Kapital-  un d  Grund rente  und  dem 
Unternehmer-Einkommen  der  Nation  in  erwünschter 
Weise  Theil,  —  auch  eine  günstige  Wirkung  für  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens,  also  zugleich  in  soc ial poli- 
tische r  Hinsicht.  Welche  Verwendung  des  Erlöses  statthaben 
soll,  ist  mit  nach  den  concreten  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats 
zu  entscheiden.  Die  erste  und  zweite  Verwendungsart  verdienen 
aber  wohl  prineipiell  den  Vorzug,  bis  die  Schulden  getilgt  und 
wenigstens  die  wichtigeren  Linien  ausgebaut  sind. 

* 

Der  Vortheil  der  Schuldentilgung  zeigte  sich  schon  früher  deutlich  z.  B.  bei  d. 
preuss.  Bahnen,  wo  Iiis  Ende  1S70  von  der  Ursprung].  Schuld  von  226*15  M.  Tblr. 
schon  33*43  M.  Thlr.  (ncml.  Schulden  der  alten  Landcsth.  u.  neue  Schulden  seit  1S66: 
v.  159*36  auf  142*17,  hauuov.  v.  28*28  auf  15*66,  churhess.  v.  16*73  auf  15.  nasa.  v. 
16*69  auf  16*37,  Frankf.  v.  5  09  auf  3.50  M.  Thlr.  herabgegangen)  getilirt  waren. 

Die  finanzielle  Seite  der  Staatsbahnfrage  ist  in  Deutschland  angesichts  der 
sinkenden  Rente  der  Bahnkapitalicn  in  der  Mitte  der  70er  Jahre,  bes.  nach  den  un- 
günstigen Ergebnissen  des  J.  1874,  etwas  ängstlich  von  den  Anhängern,  etwas 
triuinphirend  von  den  Gegnern  der  Staats-  und  speciell  der  Reichsbahnen  behandelt 
worden:  wohl  beiderseits  mit  Unrecht.  Schon  das  Ergebniss  des  J.  1S75  fiel  wieder 
erheblich  besser  aus,  namentlich  in  Folge  der  wieder  gesunkenen  Betriebskosten  (Preise), 
was  jedenfalls  bewies,  dass  man  es  nicht  mit  einer  nothwendig  dauernden  Ent- 
werthung  des  Eisenbahnbesitzes  zu  thun  hat,  wie  sich  seitdem  auch  gezeigt  hat.  Die 
eigentümliche  Ansicht,  als  ob  die  Bahntarife  nicht  steigen  durften,  wenn  alles  Andere 
sich  vertheuert,  inuss  freilich  aufgegeben  werden.  Die  zeitweise  schlechtere  Renta- 
bilität der  bad.,  wurtemb. ,  baier.  Bahnen  beweist  nur,  dass  man  dort  etwas  zu  rück- 
sichtslos rasch  in  finanz.  Beziehung  vorging  und  dass  diese  Länder  • —  im  heutigen 
Verkehrswesen  nur  von  der  Bedeutung  mittlerer  Provinzen  —  noch  zu  klein  sind,  um 
die  genugende  Ausgleichung  der  Chancen  der  günst.  und  ungünstigen  Fälle  zu  ver- 
bürgen. In  Preussen  aber  muss  man  nicht  übersehen,  dass  unter  den  Staatsbahnen 
vor  1S7S  einige  grosse  Linien  mittlerer  Frequenz  und  grosser  Kostspieligkeit  und  um- 
gekehrt unter  den  Privatbahnen  noch  ziemlich  die  Hauptlinien  grosser  Frequenz  u.  ?.. 
Tb.  auch  billigen  Baus  sich  befanden.  Dabei  erfolgte  noch  nicht  die  dem  alleinigen 
oder  dem  sehr  ausgedehnten  Staatsbahnsystem  eigenthümliche  Gewinnausgleichung  der 
verschiedenen  Linien.  Auch  bei  dem  Reichseisenbahnproject  wäre  in  finanz.  Hin- 
sicht zu  bedenken  gewesen,  dass  das  Reich  bei  den  guten  Privatbahnen  eine  6%ig<- 
Aetienrentc  mit  einer  4,/4 — 4V«*/,,  igen  Reichsrente  kaufen  konnte,  wie  es  Preussen 
dann  für  sich  gethan  hat.  (Ein  ähnlich  wichtiger  Factor  wie  in  England  bei  einem 
etwaigen  Erwerb  der  Privatbahnen,  s.  Cohn  n,  617).  Soweit  aber  allgemeine 
Conjuncturen  kürzere  oder  längere  Zeit  die  Bahnrente  drücken,  ist  es  volkswirt- 
schaftlich u.  socialpolitisch  wieder  besser,  dass  die  staatliche  Gemeinschaft,  nicht  die 
zufälligen  Eigenthümer  oder  Actionäre  (öfters  zum  erheblichen  Theilo  Personen,  denen 
die  „geriebeneren"  Geschäftsleute  die  Actien  vor  dem  Sinken  der  Dividende  u.  Curse 
in  die  Hände  spielten)  auch  diese  Verluste  tragen. 
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Die  wahre  Höhe  de*  Reinertrags  und  der  Rentabilität  ist  bei  den 
Staatsbahnen  nicht  immer  leicht  genau  zu  berechnen.  Denn  es  kommen  unter  den 
laufenden  Ausgaben  Verwendungen  f.  d.  Vermehrung;  u.  Vcrbeaser.  der  Betriebsmittel, 
f.  d.  Melioration  der  Hahnanlago  vor,  die  nicht  immer  nur  Ersatz,  der  Ahn utzung, 
sondern  z.  Th.  auch  Neubeschaffung,  also  neue  Kapitalanlage  sind,  also  vom 
Reinerträge  nicht  abgehen.  Auch  Hinauszahlungen  an  andre  Verwaltungen  u.  dgl. 
werden  hie  and  da  abgerechnet.  Es  bleibt  indessen  nichts  Andres  übrig,  als  sich  an 
die  amtl.  Berechnungen  zu  halten.  —  Die  Steigerung  der  Betriebskosten  hat 
in  der  1.  Hallte  der  70er  Jahre  auch  bei  den  Staatsbahnen  stattgefunden,  sie  war 
nicht  nur  eine  absolute,  sondern  auch  eine  relative:  d.  h.  die  Betriebskosten  be- 
anspruchten eine  grossere  Quote  der  Brattoeinn.,  so  dass  sich  der  Reinertrag  ver- 
minderte. Seitdem  ist  aber  ein  Sinken  jener  Kosten  u.  auch  damit  (neben  der  Ver- 
kehrssteigerung der  neuesten  Zeit)  eine  bessere  Rente  wieder  eingetreten. 

Preussen.  Nach  der  preuss.  Eisenbahnstatist,  war  die  Quote  der  Betriebs- 
kosten bei  allen  preuss.  Bahnen  1S65  40*3,  1567  44,  1869  44,  1871  45  4,  1873  54*9, 
1874  57*7,  1875  58*5%,  oder  umgekehrt,  der  Ueberschuss  sank  von  1871 — 74  von 
54'6  auf  42*3%.  Bei  den  preuss.  Staatsb.  war  er  1873—75  bez.  45.2,  38*3  und 
42  4%.  In  dem  ungunstigen  Jahre  1874  war  er  noch  am  Höchsten  bei  d.  Nieder- 
schl.-märk.  (incl.  schlcs.  Gcbirgsb.)  mit  44*8%  der  Bruttoeinn.  (1S75  43'9).  am 
Niedrigsten  bei  d.  Frankf.- Bebraer  u.  d.  Berl. -Verbindungsb.  mit  28*0%  (1875  bez. 
30*4  u.  29*4).  Das  verwendete  Anlagekapital  verzinste  sich  aus  dem  Ueber- 
schuss (bei  d.  Privatbahnen  ohne  Einrechn.  der  Zuschüsse  aus  d.  Titel  d.  Zinsgarantie 
mit  % 


1867 

1869 

1871 

1872 

1873 

1874  1875 

Staatsb. 

583 

5*77 

6*61 

5*98 

4*95 

3*58  4*78 

Privatb.  in  Staatsverw. 

505 

5*31 

5*31 

501 

4*18 

4  07  4*41 

Privatb.  in  eig.  Vcrw. 

5*79 

5' 76 

604 

5.4s 

4*63 

4*33        4  41 

Alle  Bahnen 

5*54 

5*67 

607 

5*54 

4*64 

4  06  4*51 

Der  an  die  Staatscasse 

(incl. 

f.  d.  Main 

-Weser 

Bahn  an 

Hessen) 

abgeführte  Ueber- 

schuss  d.  preuss.  Staatsbahnen  war  für  1874  11*68,  f.  1875  17  03  Mill.  Thlr.  Die 
Rente  schwankte  bei  den  8  einzelnen  preuss.  Staatsbahnen  1874  zwischen  0*29 
(nassauische  1875  1*83^  und  7  70%,  (Niedcrecbl.  -  mark.,  1875  7*46).  Die  Ostb.  gab 
1874  u.  75  bez.  3*28  und  4*41,  die  hannoversche  411  und  6  52,  die  westfäl.  1*87  und 
2*96,  die  saarbrütker  2*92  und  4'91,  dir  Main -Weser  3*61  und  4*90.  Frankf.-Br.br. 
0*4S  und  1*35.  Das  verwend.  Anlagekapital  der  preuss.  Staatsbahnen  war  1S74  334*3 
Mill.  Thlr.,  p.  Kilometer  82.857  Thlr.  1875  bez.  366*3  und  87,193.  Max.  1874  Berl. 
Verbindungsb.  136,806  Thlr.  p.  KU.,  Saarbr.  133,520,  Min.  Ostb.  66,697  Thlr.  B.  i 
der  starken  Schuldentilgung,  die  in  Preussen  seit  dem  franz.  Kriege  mittelst  der  (Jon- 
tributionsgelder  u.  s.  w.  erfolgt  ist.  reichte  selbst  der  geringe  Ueberschuss  der  Staats- 
lehnen  im  J.  1874  fast  ganz  hin.  die  säiniutlichen  Zinsen  aller  Staatsschulden  zu 
decken,  die  z.  B.  im  J.  1876  38*8  Mill.  M.  betrugen. 

Die  Daten  der  letzten  Jahre  u.  der  Gegenwart  sind  mit  denjenigen  der  früheren 
Zeit  vor  der  grossen  Veretaatliclmngsära  (S.  709)  nicht  genau  zu  vergleichen  ti.  bei 
dem  raschen  Fortschritt  der  Verstaatlichungen  sind  auch  die  Ergebnisse  u.  Voranschläge 
der  einzelnen  letzten  Jahre  nicht  direct  vergleic  hbar.  Jedenfalls  sind  dio  Fi  na uz - 
Rrsaltate  aber  gunstig  u.  trotz  des  vieffarh  so  theuren  Erwerbspreises  der  ver- 
staatlichten Priv.bahnen  sind  die  Ueborsch nsse  (nach  Abzug  au<h  der  Zinsen  für 
die  neuen  Eisenb.scbulden .  der  gewährten  Actienrenten,  der  Zinsen  und  Tilgequoten 
der  Prior.  Oblig.)  trrösser  geworden  u.  haben  sie  regelmässig  die  freilich  vorsichtig 
aufgestellten  Voranschläge  nbertrollen.  S.  schon  oben  S.  710.  So  konnte  die  Bahnschuld 
durch  Abschreibungen  vermindert  oder  der  Staatskasse  ein  Ueberschuss  zur  Verfügung 
gestellt  werden.  Dass  dabei  der  Verkehrsaufschwung  mit  geholfen,  ist  gewiss.  Auf  die 
fetten  Jahre  können  und  werden  auch  einmal  wieder  magere  kommen.  Aber  dir  Ucbcr- 
sebusse  sind  jetzt  so  erheblich,  dass  sie  einige  Garantie  gegen  Rückschläge  bieten.  Die 
reine  Rente  der  preuss.  Staatsbahnen  (incl.  d.  Amortis.betrags  d.  Prior.oblig.  verstaatlichter 
Bahnen)  erreichte  1882  u.  1883  wohl  an  5,  Issl  's:,  an  5  45%.  Nach  d.  Revhnungs- 
abschluss  f  ISyj/s.H  war  die  Robeinn.  433*17  M.  M.  (Etatsanschi.  390*15).  d.  Ausgabe 
(incl.  gew.  Posten  an  Renten .  Zinsen  u.  Amortis.  v.  vcrstaatl.  Bahnen)  295  06  M.  M. 
(Anschl.  '281*94).  der  Ueberschuss  13V11  M.  M.  (Anseht  108*21),  also  das  Resultat 
um  29*9  Mill.  M    besser  als  der  Anschlag.    Von  dem  Ueberschuss  dk  Zinsen  der 
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Eisenb.schuld  mit  05*76  M.  M.  abgezogen,  bleibt  ein  reiner  Ueberscbuss  von  42*"J5  M.  M. 
Der  Voranschlag  f.  1883  84  siebt  bei  51472  M.  M.  Einn.  u.  384*58  M.  M.  Aus», 
einen  Uel>erschuss  v.  130- 15  M.  M.  (inuth  masslich  10 — 20  M.  M.  mehr),  nach  Abzu^ 
der  Zinsen  der  Bahnschuldeu  (109  40  M.  M.)  20  66  M.  M.  (event.  10—20  M.  M.  mehr). 
Nach  d.  Nov.  1883  dem  Landtage  vorgelebten  Et  f.  1884/85  ist  die  Einu.  auf  552*88, 
dir  Ausg.  auf  388*19,  der  Rohuhcrscb.  auf  161-68,  der  Reinüberscbuss  (nach  Abzug 
v.  128*39  M.  M.  Eiäeub.schuldzinscnl  auf  36  20  M.  M.  veranschlagt  Diese  Gesamuit- 
ergebnisse  d<  r  preuss.  Eisen'».  V-  rwalt  umfassen  übrigens  die  Eimi.  „aus  d  Betheilig, 
d.  Staats  an  Priv.bahnen**  mit  (A.  1883/84  4  52,  1884/85  4  33  M.  M.).  Die  Einn. 
u.  s.  w.  der  1883  84  neu  2U  verstaatlichenden  Bahnen  sind  hierbei  noch  nicht  inbegriffen. 

Di«:  Daten  im  Folgenden  z.  Tb.  aus  dem  Material  iin  Arch.  f.  Eisenb.wes. 

Sachsen.  Die  Staabbahneu  haben  andauernd  bis  Mitte  dur  70er  Jahre  eiue 
reichl.  Verzinsung  gegeben,  gegen  die  Kosten  der  betr.  Staatsschulden  1 — 2%%  mehr. 
Fur  die  20  J.  1S56 — 75  wird  die  Durchschnittsrente  auf  6*48%  berechnet",  für  ein 
Kapital,  das  von  994  Mill.  M.  in  1856  auf  330  8  Mill.  M.  /u  Ende  1875  gestiegen 
ist.  Nur  3  mal  sank  die  Heult?  in  dieseu  20  J.  unter  5%,  185s  137,  1859  4  41. 
1866  4  50.  Max.  1865  7  23  u.  wieder  1871  7  07,  1872  -75  bez.  575,  5*54,  587. 
602%.  Später  wurden  die  Ergebnis?»'  schlechter,  mit  in  Folge  de»  Erwerbes  un- 
rentabler Priv.bahnen.  So  war  die  Beute  1875  nach  neuester  amtl.  Berecbn.  5*77 
also  geringer  als  nach  ob.  Angabe),  1878  3*07,  1880  Ml,  1SS1  4  25%  des  Bau- 
kapitals, oder  in  diesem  J.  1881  4571.  des  Anlagekapitals;  dies  betrug  f.  1>8| 
623  5  M.  M..  der  Betriebsubersehuss  26  52  M.  M. 

Baieru.  liier  eine  von  der  allgemeinen  Staatsschuld  getrennte  Eisen  bah  usc  hu  M. 
Auf.  1876  nouiiu.  7284  Mill.  M..  meist  zu  4  u.  4%%,  mit  einem  Zins-  und  Tilge- 
erforderniss  v.  2VS  Mill.  M.  Der  Ueberscbuss  der  Eisonbahncu  war  veranschlagt  auf 
20  8  MilL  M.  Im  J.  1874  (nocli  ohne  Ostbahnen )  berechuet  sich  nach  d.  Vereinsstat. 
(deren  Berechn.  bei  Preussen  mehrfach  von  deuen  der  preuss.  Eisenbahnstatistik  ah- 
weichen>  eine  Rente  v.  4*24%  aus  «lern  Reinertrage  f.  d.  Anlagekap.  (excl.  11*43  Mill. 
Thlr.  f.  d.  gepacht.  inlftnd.  Bahnen)  von  153  Mill.  Thlr.  Der  Ueberscbuss  von  6*496 
Mill.  Thlr.  hat  Uber  die  Zinsen  der  Bahnschulden  (4*755  Mill.  Thlr.)  u.  der  Tilgunr 
derselben  (0  931  Mill.  Thlr.)  immerhin  in  diesem  ungünstigen  Jahre  noch  773,000 
Thlr.  betragen.  Seitdem  sind  auch  hier  die  Ergebnis.«»:  mehrfach  ungünstiger  geworden. 
I8<il  war  d.  Baukostenaufwand  f.  d.  Staatsb.  88505  M.  M.,  die  Rohciun.  79*88. 
Ausg.  4496,  üeberseb.  34  02  oder  3.82%  des  Kap.  (1880  33.51  M.  M  ),  der  Zuschuss 
zur  Verzins,  der  Bahnschulden  demnach  doch  unerhcbl.  (Anschl.  der  Ucbersch.  1882 
ii.  83  je  MiS  M.  M.,  bei  Kosten,  Zins,  Amort.  u.  s.  w.  der  Eisenb.st  bald  37*21  M.  M., 
also  3*4  M.  M.  Zuschuss). 

W  u  rtetn  berg.  Die  in  d.  allgem.  Staatsschuld  enthaltene  Eiseubahnschuld  be- 
trug 1876  c.  271  Mill.  M.  Nach  d.  Etat  f.  1>75 — 76  wurde  auf  eine  Nettoeiuuabine 
der  Staatsbahnen  von  12  52  Mill.  M.  gerechnet,  womit  die  Zinsen  jener  Schuld  wohl 
gedeckt  sind.  Im  J.  1874  verzinste  sich  nach  der  Vercinsstatistik  das  verwendete  An- 
lagekapital von  101*6  Mill.  Thlr.  durch  den  Ueberscbuss  von  3.357  Mill.  Thlr.  nur 
mit  3*30%,.  Seitdem  auch  hier  noch  ungünstigere  Entwickl.  Neuerliche  Verzinsung 
des  Babnkap.s  nur  2% — 3%,  worau  aber  fehlerhafte  Bahnbauten  mit  schuld.  Anlage- 
kapital d.  Staatsb.  1881  82  455*31  M.  M.  (bez.  anders  berechnet  446*86).  Roheinn. 
1880/81  26  54,  lbSl./>2  27*88  M.  M.,  Reiuertr.  11*20  u.  12*85  M.  M.,  oder  mit  einigen 
weiter  abzuret  hn.  Summen  12*66  M.  M.  oder  2*86%  des  gcs.  Anl.kap.s  (1880/81 
2  54  %),  c.  2%  M.  M.  werden  v.  heut.  Betrage  der  Zinsen  der  Eisenb.schuld  danach 
sonst  zu  decken  sein. 

Baden.  Hier  besteht  neben  der  allgem.  Staatsschuld  eine  besondere  Eisenbahn- 
schuld.  Auf.  1876  von  275*2  Mill  M.  oder  nach  Abzug  der  Activa  der  Eisen  bahn  - 
schuldentilgungskasse  mit  4*4  Mill.  M.  eine  reine  Schuld  von  270*8  Mill.  M.  I*r 
Anschlag  der  Eisenbahnbetricbsverwalt.  schliesst  f.  1876  mit  12*64  Mill.  M.  Reinertr. 
ah,  wozu  noch  der  Aurheil  am  Reinertrag  d.  Main-Neckarb,  mit  0  51  Mill.  M.  kommt. 
Nach  d.  Vereinsstatistik  ergab  sich  1874  auf  ein  verweud.  Anlagekap.  v.  103*4  Mill. 
Thlr.  ein  l>berschu;>  v.  4164  Mill.  Thlr.  oder  eine  Vereins,  v.  4*03%.  Auch  iu 
Baden  sind  die  neueren  Ergebnisse  ungünstiger  dank  einer  f.  d.  Kräfte  des  kl.  Lands 
nicht  immer  rationellen  Ausdehn.  d.  Bahuuetzes  (Gebirgsbahnen).  Anl.kap.  d.  Staatsb. 
f.  isM  380*64,  f.  d.  Rentenberechn.  397  00  M.  M.  Roheinn.  1881  30*84  M.  M.. 
Feberschuss  13*30  (1880  13*46)  M.  M.  oder  3*35  (1880  3*44)%  d.  Anl.k-.ps. 
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Diebe  Verhältnisse  in  den  süddeutschen  Staaten  zeigen,  dass  letztere  für  das 
Staatsb.systein  noch  nicht  gross  und  leistungsfähig  genug:  eiri  finanz wirthschaft  • 
lieh  günstiger  Punct  für  das  Reichseistmb.project. 

Reichsbahnen  in  Elsass-Lothringen.  Diese  auf  Rechnung  der  französ. 
Contribution  für  325  Mill.  Fr.  jedenfalls  zu  theuer  (nach  neuerer  durchsch.  Berechn. 
9T4  M.  M  über  d.  IIcrstelLkostcu)  Ubcrnouuneneu  ehemal.  Liuien  der  französischen 
Üstbabngcsellschaft  sind  mit  bedeutenden  Kapitalverweudungeu  erweitert  worden.  Nach 
der  Vereinsstatistik  ergab  sich  l->74  ein  Betriebsüberschuss  von  2  080  Mill.  Thlr.  oder 
auf  d.  bis  dahin  verwendete  Anlagekap.  und.  jene  Summe  von  325  Mill.  Fr.)  von 
10'J-i  Mill.  Thlr.  (p.  Kil.  128,387  Thlr.)  eine  Kente  vou  nur  191%.  Dieser  kleine 
Ueberschuss  wurde  durch  die  Mehrausgabe  für  den  Betrieb  der  übernommeneu  Wilh.- 
Luxemb.  Bahn  noch  um  584.000  Thlr.  vermindert.  Nach  d.  Reichsetat  f.  187G  wurde 
auf  eine  Keineinn.  d.  Reichsb.  v.  9*47  Mill.  M.  gerechnet.  Anl.kap.  f.  lssl  82:  v. 
Reiche  verwend.  incl.  504  M.  M.  f.  Wilb.  Lux.  450.00.  eft'cct.  incl.  dgl.  49  5  M.  M., 
402"  19  M.  M.  Ueberschuss  f.  eis.  lothr.  B.  allein  crhebl.  gestiegen,  so  1881/82 
15  4  M.  M.,  womit  freilich  die  Zinsen  des  verwend.  Kap.s  noch  nicht  ganz  gedeckt, 
auch  Wilh.  Lux.,  die  früher  bis  10  M.  M.  Deficit  ergeben,  im  letzten  Jahre  Ueber- 
schuss v.  0-72  M.  M.    S.  Aich.  f.  Eisenb.wesen  1S83  S.  492. 

Die  bess.-preuss.-bad.  Staats!».  Main -Neckar  reutirt  gut.  (Anschl.  ls^3/S  I 
710.  1884/85  6  75%.). 

Die  Oldenb.  Staatsb.  ergaben  nach  den  Anschl.  f.  1 SS2  einen  Reinertrag  v. 
1-293  M.  M. 

Belgien.  S.  d.  Tab.  iu  Mulvany,  Deutschlands  Eiseubahntariffrage.  Nach 
d.  Budg.  f.  1S75  u.  ISTti  wurde  auf  einen  Ueberschuss  d.  Eiscnbahnverwaltung  von 

22  4,  bez.  27  4  Mill.  Fr.  gerechnet.    Das  Resultat  f.  1874  war  ein  Ueberschuss  von 

23  4  Mill.  Fr.,  noch  immer  eine  Verzinsung  von  fast  ü"0.  Im  J.  18S2  war  der  Roh- 
ertrag der  belg.  Staatsb.  1134  M.  Fr.,  der  Reinertr.  433  M.  Fr.  oder  5*4V7„  des 
Anlagekap.s  (dieses  ohne  den  Werth  der  den  Gesellschaften  geschuld.  Rückkaufs  Annui- 
täten gerechnet.) 

Niederlande.  Die  verpachteten  Staatsb.  reprüsentirten  nach  d.  deutschen 
Vereinsstatistik  1S74  ein  verwend.  Anlagekap.  vou  5177  Mill.  Thlr.,  wogegen  der 
Ketri'-bsnberechuss  1585  Mill.  Thlr.  war.  was  eine  Rente  v.  300%  ergäbe.  Nach 
Hinterlegung  in  d.  Erneuerungsfonds  u.  s.  w.  blieben  1*52  Mill.  Thlr.  übrig,  wovon 
der  vertragsmässige  Anthcil  des  niederländ.  Staats  944,1 3ü  Thlr.  war.  Letzterer  mu.ss 
daher  erheblich  zaschiesseu.  Im  Etat  für  1870  stehen  die  Staatshahiicn  mit  1878  Mill.  fl. 
Ein ii.,  aber  mit  6*6  Mill.  fl.  Ausg.  (Zinsen).  Auch  seitdem  sind  alle  Ergebnisse  f.  d. 
Staat  sehr  ungunstig,  s.  Aich.  f.  Eisenb.wcs.  1N83  S.  583.  Im  besten  Jahre  1S75 
verzinste  sich  das  Anlagekapital  d.  Staats  durch  das  vertrag» in ass.  Pachtgeld  nur  mit 
ri.V"„,  seitdem  immer  unter  1%,  wogegen  die  (icscllsch.  seit  1870  stets  Uber  5% 
bezog  s.  o.  S.  710,  733. 

Ungarn.  Dio  Erträge  der  Staatsbahnen  bisher  sehr  gering.  Nach  der  deutschen 
Vereinsstatistik  war  der  Ueberschuss  f.  d.  nördl.  Staatsbahnlinien  1874  721,000  Thlr. 
oder  104"/o  f.  d.  verwend.  Kap.  v.  43  9  Mill.  Thlr.  Bei  den  südl.  Staatshahnliniou 
(Kap.  22-6  Mill.  Thlr.)  ergab  sich  sogar  Is74  ein  Botriebsdoficit  v.  88,383  Thlr., 
bei  den  Schmalspur.  Staatsb.  (verwend.  Kap.  090,000  Thlr  »  dsgl.  v.  13.3S4  Thlr. 
Etwas  haben  sich  die  Verhältnisse  gebessert,  aber  eine  Deckung  der  Zinsen  der  Bahn- 
schulden wird  bei  Weitem  nicht  erreicht,  obwohl  die  Staatsbahnen  linauz.  besser  als 
die  Privathahiicn  bewirtschaftet  werden.  Schätzung  des  Reiuertr.  im  Et.  f.  1V>2  mit 
7       NL  11. 

In  West-Uesterr.  u.  in  Frankreich  sind  bei  der  bisher.  Zerstückelung  uud 
Kleinheit  der  Staats bahnlinien,  die  meist  blossen  Nebenverkehr  haben,  die  linaoz.  Er- 
gebnisse gering,  aber  wie  bes.  für  Frankreich  nachgewiesen  wird,  günstiger  als  auf 
l.inieu  unter  gleichen  Verhältnissen  bei  den  Privatbahnen.  Die  kleineren  rtst.  Staatsb. - 
strecken  (vor  d.  Erwerb  d.  EJisb.l).)  z.  Tb.  mit  Betricbsdehcitcn. 

In  Italien  hat  der  vielfach  bemängelte  Staatsbetrieb  der  ober  it.  Hahnen  doch 
schon  iu  der  ersten  Zeit  rechnungsmässig  gunstige  Ergebnisse  irehabt  *2.  Sem.  1S78 
Betriebsüberschuss  22  42,  1879  39  99.  18S0  40  10  M.  Fr.).  Doch  nach  den  Enquete- 
bericht  „nur  uuter  Aussemchtlassuug  der  dringendsten  Verkehrs- und  Betriebsbedurfnisse". 

Die  Staatsb.  in  Norwegen  kosteten  bis  1881  9085  Mill.  Mark  u.  gaben  iu 
diesem  J.  einen  Reinert.   \.  1*4 1<»  M.  M.,  also   c.  1  •//'„.     In  Schweden  war 
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der  Reinertr.  der  Staabb.  1SS0  7  32  M.  M.  oder  .i'42%  des  Anlagekar.  (1*79 

2'58w/0i 

Die  Staatsb.  Finnlands  kosteten  1S81  64  22  M.  M.  u.  gal.cn  rein  219  M.  M.. 
also  3-4%. 

In  Ländern,  wir  den  el>en  genannten  a.  wie  in  deserten,  weniger  bevölkerten, 
gebirgigen  Gebenden  Oesterreichs,  Italiens,  Frankreichs,  Ungarns  n.  s.  w.  kann  man 
die  ungenügenden  hnanz.  Ergebnisse  nicht  dem  Ktaatsbahnsystem  u.  Staatsbetrieb  zu- 
schieben, sondern  nur  den  gegebenen  wirthschaftl.  Verhältnissen.  In  solchen  Ländern 
rentiren  Privatbahnen  ebensowenig  u.  sind  ineist  nur  dunh  thenere  Zins<rarantien  recht 
ins  Leben  zu  rufen.  Der  Staat  muss  hier  das  Eisen bahuwosen  wohl  oder  nVI  als 
•  ine  Yj  lisch  u  ss-  Anstalt  ansehen.  Hat  er  aber' wenigstens  alle  Bahnen  in  der  Hand, 
dann  kann  er  doch  hotten,  einige  a<tivo  neben  den  passiven  Linien  zu  erhalten.  In 
Krankreich  u.  Oesterreich  ist  es  das  Uebel,  dass  die  stark  activen  Linien  den  Gesell- 
schaften  gehören  u.  dem  Staate  nur  die  passiven  bleiben. 


7.  Abschnitt. 
Staatscanttle  und  Schilffahrtsdienste. 

§.  299.  Hinsichtlich  etwaiger  Anlage  und  Verwaltung  von 
Staatscanälen  und  Schifffahrtslinien,  insbesondere  Dampf- 
schifffahrtscursen, muss  es  im  Wesentlichen  hier  genügen,  auf 
die  früheren  allgemeinen  Bemerkungen  zu  verweisen  (§.  267,  268). 
Die  Anlage  eines  neuen  Canalsystems  wird  in  der  Gegenwart,  wo 
die  Concnrrenz  mit  den  Eisenbahnen  so  schwer  selbst  für  eigent- 
liche Canalartikel ,  wie  Massenproducte,  ins  Gewicht  fällt,  kaum 
anders  als  durch  den  Staat,  in  einzelnen  Fällen  durch  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden,  oder  nur  mit  erheblichen  Subven- 
tionen, Zinsgarantieen  u.  s.  w.  seitens  des  Staats  und  der 
genannten  Selbstverwaltungskörper  durch  Privatunternehmungen 
erfolgen  können.  Die  grossen  Anlagekosten  machen  dies  gleich- 
falls nothwendig.  Wenn  ferner  die  Verwaltung  von  Canälen 
und  Schifffahrtslinien  vor  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals 
möglichst  nach  dem  privatwirth schaftlichen  Princip  geschehen 
mUsste  (§.  268),  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  For- 
derung in  der  Praxis  oft  nicht  durchzuführen  sein  wird. 
Denn  häufig  wird  bei  den  entsprechend  normirten  Tarifen  der 
Verkehr  zu  klein,  bei  niedrigen  Tarifen  (gemäss  dem  Gebtthren- 
prineip)  aber  die  Rente  doch  noch  zu  niedrig  bleiben.  Das  muss 
wieder  zur  Vorsicht  im  finanziellen  Interesse  mahnen.  Eine  eigent- 
liche privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  werden  Canäle  und  Schiff- 
fahrt daher  bei  uns  gegenwärtig  nicht  leicht  werden.  Ob  trotzdem  der 
Staat  im  allgemeinen  Interesse  des  Verkehrs  Canäle  neu 
bauen  oder  Gesellschaften,  Provinzen  u.  s.  w.  dabei  finanziell 
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unterstützen  soll,  lässt  sich  gleichwohl  principiell  aus  dem 
Gesichtspuncte  der  ganzen  Verkehrspolitik  bejahen, 
niU8saber  practisch  ganz  nach  Lage  der  concreten  Ver- 
hältnisse entschieden  werden.  Die  Concentration  der 
grossen  anderen  Verkehrsanstalten  (Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen)  im  Staatsbesitz  hat  auch  hier  wieder  den 
Vortheil,  selbst  die  Uebernahme  passiver  CanUle  (und  unter  Um- 
standen solcher  Schilffahrtslinien)  dem  Staate  zu  ermöglichen,  in- 
dem sich  hierbei  das  Princip  der  Uebertragung  der  Be- 
triebsergebnisse auch  zwischen  diesen  verschiedenen 
Anlagen  und  Anstalten  selbst,  wie  sonst  zwischen  den 
Theilen  einer  jeden  für  sich  anwenden  lässt.  Dabei  ergänzen  sich 
namentlich  Eisenbahnen  und  Canäle  und  befruchten  dann  auch 
gegenseitig  ihren  Verkehr.  Auch  für  Deutschland  lässt  sich  so  wohl 
noch  jetzt  im  „Eisenbahnzeitalter"  die  Anlage  eines  grossen  kost- 
spieligen, mutmasslich  sein  Baukapital  gar  nicht  oder  nur  zu 
einem  kleinen  Theile  verzinsendes  Canalnetzes  rechtfertigen :  eine 
practische  Frucht  des  Staatseisenbahnsystems. 

Vgl.  den  Aufsatz  von  Meitzen  Uber  Canalbao  in  Deutschland.  Preuss.  Statist. 
Zeitschrift  1870,  S.  93  ff.,  mit  Kostenberechnungen.  Das  hier  näher  untersuchte  Netz 
v.  354*5  Meil.  Canäle  wird  schon  damals  auf  89  425  Mill.  Thlr.  Kosten,  252,000  Thlr. 
p.  Meile  angeschlagen.  —  S.  ferner  die  Petition  des  Deutsch.  FlussschinTahrtsvereins 
an  den  Reichskanzler,  vom  24.  März  1871,  Deutsches  Handelsblatt  Nr.  13.  wo  zwar 
die  Canäle  wesentlich  der  Privatiudostrie  zugewiesen  werden,  dennoch  aber  die  Unter- 
stützung mit  Zuschüssen,  Prämien  oder  Zinsjfarantien  Air  eine  Reihe  von  Jahren  als 
utiuro dinglich  bezeichnet  wird,  obgleich  hier  meist  strenge  Gegner  solcher  Staatshalt- 
sprechen.  —  Der  Donau  -  Mai  n -Canal  in  Baiern  ist  jetzt  ganz  passiv,  d.h.  die 
Einnahmen  decken  d.  Verwalt.kosten  bei  Weitem  nicht  (A.  1883  mit  Franken t Ii.  Canal 
zus.  Einn.  1  15,742  M.,  Ausg.  321,426  M.)  —  Pläne  zu  Staat s  -  Canalbautcn  jüngst 
in  Preusscn.  S.  bes.  d.  Vorlage  z.  18.  Dec.  1882  über  den  Bau  eines  Schifffahrts- 
<  anals  v.  Dortmund  iberg.-märk.  Kohlenrevier)  an  d.  untere  Ems  (46  Mill.  M.  Credit- 
forderung).  Das  Gesetz  wurde  im  Abg.hause  angenommen,  fiel  im  Herrenhause,  nicht 
aus  princip.  Gründen.  Kostenanschl.  f.  Canäle  in  dieser  Genend  u.  Richtung  in  einer 
amü.  Denkschr.  v.  1882  auf  191,000—295,000  M.  p.  Kil.  Die  Frago  ist  nur,  ob  man 
ohne  Aussicht  auf  irgend  erbebliche  zur  Verzinsung  dc>  Baukapitals  beitragende 
Reinerträge  jetzt  mit  Canalbauten  beginnen  will,  was  doch  dann  fast  unvermeidlich 
nöthigt,  weiter  zu  gehen  u.  bedeutende  Kapitalien,  fur  Preussen  einige  100  Mill.  M. 
so  anzulegen,  d.  h.  z.  B.  bei  500  Mill.  M.  u.  selbst  1  •/„  Reinertr.  jährlich  das  Budget 
mit  15  Mill.  M.  zu  belasten.  Unter  Verwendung  der  Ueberschüssc  der 
anderen  Vcrkchrsaiistalten ,  bes.  der  Staatsbahnen.  Hesse  es  sich  wohl  auch  finan- 
ziell rechtfertigen. 

Die  drei  süddeutschen  Staaten  unterhalten  eine  Dampfschiffahrt  auf  dem  Boden- 
üce.  die  jetzt  in  enger  Verbindung  mit  den  dortigen  Staatsbahncn  steht.  Rohertrag 
für  Baiern  1868  250,213,  rein  52,299  n\.  A.  für  1871  in  Einn.  260,395,  Reinertr. 
15,234  fl.,  A.  1876  roh  362,000.  rein  33,400  M..  1883  bez.  538,000  u.  197,000  M. 
Würtemb.  1876,  A.  roh  327,000  M.,  rein  9500  M.,  18S2  rein  28000  M.  Baden 
1876  roh  497,000  M.,  Deficit  c.  70,000  M..  18*3  dagegen  272,000  M.  roh  u.  48,000  M. 
rein.  Bai  er  n  hatte  früher  auch  wenig  rentable  Staatsdampfschi fffahrt  auf  der  Donau, 
deren  Material  später  der  Osten*.  DonaudampfschihTahrtsges.  verkauft  wurde.  —  Aul' 
der  Ostsee  früher  mehrfach  preuss.,  russ.,  schwed.  StaatsdampfschinT  zwischen  Haupt  - 
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häfen,  noch  in  neuester  Zeit  zwischen  Stralsund  und  Malmü,  mit  erheblichem  Deficit, 
weshalb  jetzt  Absrabe  an  Privat«-,  mit  bedeutender  Postsubvention  Seitens  d.  betbeil. 
Staaten. 

§.  300.  —  Da«  Sehl u 88 -Ergebnis«  der  vorausgebenden 
Untersuchungen  (Iber  die  Staatseinnahmen,  welche  heutzutage  bei 
uns  noch  als  privatwirthschaftliche  zu  betrachten  sind  (§.  203),  ist 
folgendes.  Im  Allgemeinen  sind  von  den  besprochenen  fünf  Haupt 
arten  privatwirthschaftlicher  Unternehmungen  nur  die  Waldungen 
und  die  Eisenbahnen  in  das  Eigen  thum  und  zugleich  in  die 
Selbstverwaltung  des  Staats  zu  Ubernehmen,  bez.  darin  zu 
behalten.  Auch  dafür  sprechen  aber  nicht  in  erster  Linie 
finanzielle,  sondern  volks-  und  staatswirthschaftlic  he 
und  socialpolitische  Gründe,  jedoch  spielt  das  finanzielle 
Interesse  erheblich  dabei  mit.  Von  den  anderen  privat- 
wirthschaftlichen  Unternehmungen  sind  nur  einzelne  ausnahmsweise 
vom  modernen  Staat  zu  behalten  oder  zu  erwerben  (FeldgUter, 
gewisse  Bergwerke,  Banken).  Die  Domanialein nähme  ist  demnach 
nicht  schlechtweg  für  die  Gegenwart  zu  verwerfen,  wie  mit- 
unter in  der  Theorie  geschehen  ist,  sondern  sie  ist  nur  passend 
umzugestalten.  Forsten  und  Eisenbahnen  sind  das  rich- 
tige Hau  pt- Do  manium  des  heutigen  Staats,  wie  FeldgUter, 
Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerke,  z.  Tb.  auch  Fabriken  und  Banken 
dasjenige  des  früheren  Staats  waren.  Die  Einnahmen  aus  jenem 
Eigenthum  bilden  daher  auch  jetzt  noch  ein  passendes  Staats- 
einkommen neben  den  Gebühren  und  Stenern,  welches 
mit  der  Weiterentwicklung  der  Volkswirtschaft  und  mit  fortschrei- 
tender Amortisation  der  Eisenbahnschulden  auch  von  immer  grös- 
serer finanzieller  Wichtigkeit  werden  wird  und  dadurch  erwünseb- 
termassen  die  sonst  erforderliche  Ausdehnung  der  Besteuerung  etwas 
zu  beschränken  erlaubt. 


«it-.liu.  kt  bei  K   l'olz  in  Lfir>7.i«r. 
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